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Vorwort  und  Nachwort. 


Dem  Herausgeber  der  zweiten  Auflage  der  Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens 
war  es  nicht  beschieden,  sein  großes  Lebenswerk  völlig  zum  Abschluß  zu  bringen. 

Dr.  Victor  Roll  ist  am  12.  Oktober  1922  gestorben,  bevor  der  heute  vorliegende 
zehnte  und  letzte  Band  ganz  vollendet  war.  Die  Beiträge  der  Mitarbeiter  waren  eingegangen, 
zum  größten  Teil  in  Fahnen  gesetzt,  die  ersten  Bogen  umbrochen,  nur  die  letzten 
redaktionellen  Arbeiten  standen  noch  aus,  die  von  dem  langjährigen,  treuen  Mitarbeiter 
des  Herausgebers,  Herrn  Oberbaurat  Ingenieur  Pollak,  ausgeführt  worden  sind. 

Mit  tiefem  Schmerz  haben  die  zahlreichen  Mitarbeiter  an   der  Enzyklopädie  das 

Hinscheiden  ihres  Führers  empfunden.  Dr.  Roll  beabsichtigte,  dem  Schlußband  seines 

Werks  ein   Vorwort  voranzuschicken,    in   dem   er  über  Entstehung  und   Entwicklung 

der  Enzyklopädie  gleichsam  Rechenschaft  ablegen  wollte,  denn  von  diesem  Werk  kann 

man  mit  Recht  sagen:    »Habent  sua  fata  libelli".    Die  Verlagsbuchhandlung   hat   mich 

gebeten,    ein    solches   Vorwort,    vielleicht   besser   Nachwort,   zu    schreiben.    Gern   und 

bewegten  Herzens  entspreche  ich  diesem  Ersuchen,  soweit  mir  möglich  ist.  Eine  gewisse 

Legitimation   läßt  sich  vielleicht   darin  erblicken,   daß  ich   nicht  nur  an   der  zweiten, 

I     sondern   auch   an   der  ersten   Auflage   ununterbrochen   mitgewirkt  und   daß   ich   auch 

~*1   sonst  jahrelang  in  amtlicher  Eigenschaft  auf  vielen  Gebieten  des  Eisenbahnwesens  mit 

j    Dr.  Roll   zusammengearbeitet   und  seit    länger  als  einem  Menschenalter  freundschaft- 

\   liehe,    persönliche    Beziehungen    mit    ihm    unterhalten   habe.    Ich   habe   an   ihm   einen 

(^   wahren,  aufrichtigen  Freund  verloren. 

"^  Victor  Roll  ist  am  22.  Mai  1852  in  Czernowitz  als  Sohn  des  dortigen  Vorstands 

^   des  Landesbauamtes  Anton  Roll  geboren.  Seine  Mutter  war  Albertine  Roll  geborene 
>    Isecescul.    Er  besuchte  das  Schottengymnasium  in  Wien  und  studierte  Rechtswissen- 
schaft an  der  Wiener  Universität,  an  der  er  auch  zum  Doktor  promovierte.    Roll  war 
,     sodann  bei  verschiedenen  Behörden  zwei  Jahre   lang  als   Rechtspraktikant  tätig,   hielt 
V    daneben    auch    an    der  Wiener    Handelshochschule   Vorlesungen    über    Handels-    und 
^    Wechselrecht,   im  Jahr  1876  trat   er  in   das   Rechtsbureau  der  Kaiserin-Elisabeth-Bahn 
\|    ein.    Seitdem  ist  er  bis  zu  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  im  Jahr  1912  ununter- 
•43    brechen   im   Eisenbahndienst  tätig  gewesen,   in  dem  er  von  Stufe  zu  Stufe  in  immer 
°^    höhere  Stellen  emporstieg.    In  allen  Zweigen  der  Eisenbahnverwaltung  hat  Roll  Glän- 
zendes geleistet.  Er  hat  z.  B.  mitgewirkt  bei  der  Verstaatlichung  der  Privatbahnen,  eine 
■^   Reihe  von  wichtigen  Reformen,  besonders  im  Transportwesen  und  im  Verkehrswesen, 
*;  sind  von  ihm  angeregt  und  durchgeführt.    Im  Verein  der  Deutschen  Eisenbahnverwal- 
4j   tungen  nahm  er  eine  leitende  Stellung  ein.    Besonders  hervorzuheben  sind  seine  Ver- 
o    dienste  um  die  Entwicklung  und  Fortbildung  des  Verkehrsrechts  im  Betriebsreglement 
^    und  im  Berner  internationalen  Übereinkommen   über  den  Eisenbahnfrachtverkehr.    An 
vielen  der  Konferenzen,  in  denen  über  diese  Gegenstände  beraten  worden  ist,  hat  er 
j  stets  erfolgreich  als  Vertreter  seiner  Regierung  teilgenommen.    Das  sogenannte  inter- 

-  nationale  Transportkomitee,  das  über  die  weitere  Fortbildung  des  internationalen  Eisen- 
bahnverkehrsrechts berät,  verdankt  ihm  seine  Entstehung,  wie  er  denn  auch  in  dessen 

-  Sitzungen  den  Vorsitz  geführt  hat.  Im  Jahr  1911  war  er  im  dritten  Kabinett  Gautsch 
der  Leiter  des  gesamten  Eisenbahnwesens,  d.  h.  er  nahm  die  Funktionen  des  Eisen- 
bahnministers wahr.  Als  er  in  seine  frühere  Stellung  als  Sektionschef  der  Verwaltungs- 
abteilung zurücktrat,  wurde  er  in  den  erblichen  Freiherrnstand  erhoben.  Bei  seinem 
Ausscheiden    aus    dem   Staatsdienst  erhielt  er  das  Komturkreuz  des   Leopold-Ordens. 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X.  a 
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IV  Vorwort  und  Naclnvort. 

Daß  Roll  während  seiner  langen  Dienstzeit  auch  viele  andere  österreichische  und  aus- 
ländische Eiirungen  zuteil  geworden  sind,  bedarf  kaum  der  Erwähnung. 

Nachdem  er  in  den  Ruhestand  getreten  war,  wurde  er  von  verschiedenen  Eisen- 
bahngesellschaften und  anderen  industriellen  Unternehmungen  zum  Vorsitzenden  oder 
zum  Mitglied  des  Verwaltungsrats  berufen. 

Sein  Hinsclieiden  betrauert  seine  V7itwe,  mit  der  er  seit  dem  22.  Mai  1875  in 
glücklicher  Ehe  gelebt  hat,  und  seine  5  Kinder,  2  Söhne  und  3  Töchter. 

Der  Verstorbene  hat  neben  seiner  reichen  amtlichen  Tätigkeit  noch  Zeit  und 
Muße  gefunden,  sich  viel  und  gründlich  wissenschaftlich  zu  beschäftigen.  Er  war  Mit- 
arbeiter von  Zeitungen  und  wissenschaftlichen  Zeitschriften,  Herausgeber  einer  Sammlung 
eisenbahnrechtlicher  Entscheidungen  und  er  war  es,  der  durch  unermüdlichen  Fleiß 
und  nie  erlahmende  Schaffenskraft  eine  Enzyklopädie  des  gesamten  Eisenbahn- 
wesens in  zwei  Auflagen  veranstaltet  hat.  Das  Bedürfnis  einer  enzyklopädischen  Dar- 
stellung des  gesamten  Eisenbahnwesens  war  Seit  der  immer  weiteren  Verbreitung  und 
immer  steigenden  Vervollkommnung  des  neuen  Verkehrsmittels  in  den  siebziger  und 
achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  mehrfach  hervorgetreten  und  in  der  Öffent- 
lichkeit erörtert  worden.  Die  Ausführung  scheiterte  immer  wieder  an  den  großen 
Schwierigkeiten,  die  vor  allem  auch  darin  bestanden,  daß  ein  Einzelner  kaum  imstande 
sein  werde,  die  verschiedenen  Seiten  der  Eisenbahnen,  die  technische,  administrative, 
wirtschaftliche,  finanzielle  Seite  voll  zu  beherrschen.  Da  war  es  Roll,  der  im  Jahr  1885 
mit  dem  Plan  einer  solchen  Enzyklopädie,  die  er  gemeinsam  mit  dem  hochangesehenen 
Oberingenieur  Heusinger  von  Waldegg  herausgeben  wollte,  vor  die  Öffentlichkeit 
trat.  Aber  Heusinger  von  Waldegg  starb  1886,  Verhandlungen  mit  einem  anderen  her- 
vorragenden Techniker  kamen  nicht  zum  Abschluß,  die  zuerst  in  Aussicht  genommene 
Verlagsbuchhandlung  trat  zurück.  Im  Oktober  1889  erschien  ein  Prospekt  von  Roll 
als  alleinigem  Herausgeber,  nachdem  ihm  gelungen  war,  in  der  Verlagsbuchhandlung 
von  Carl  Oerold's  Sohn  in  Wien  einen  anderen  Verleger  zu  finden.  Bald  darauf  folgte 
der  erste  Band  der  „Enzyklopädie  des  gesamten  Eisenbahnwesens  in  alpha- 
betischer Anordnung."  In  dem  ersten  Plan  war  der  Umfang  des  Werks  auf  zwei 
starke  Bände  bemessen,  im  Prospekt  waren  fünf  Bände  von  je  30  Bogen,  also  150 
Bogen  vorgesehen.  Aus  den  fünf  Bänden  sind  sieben  mit  232  Druckbogen  geworden, 
die  in  den  Jahren  1890  bis  1895  erschienen  sind.  Immerhin  eine  erstaunliche  Leistung, 
besonders  für  den  Herausgeber,  der  sich  seine  Mitarbeiter  suchen,  den  Plan  in  allen 
Einzelheiten  ausarbeiten,  die  Stichworte  auswählen  und  endlich  zahlreiche  Artikel  selbst 
schreiben  mußte,  weil  die  Mitarbeiter  versagten.  Das  Werk  wurde  von  der  Eisenbahn- 
welt herzlich  begrüßt.  Daß  auch  allerlei  Ausstellungen  erhoben  wurden,  die  Kritik 
nicht  überall  befriedigt  war,  ist  bei  einem  solchen  Erstlingswerk  nicht  zu  verwundern. 
Das  Qesamturteil  ging  aber  immer  wieder  dahin,  daß  hier  eine  wohlgelungene  Arbeit 
vorliege,  einzig  in  ihrer  Art,  auf  die  die  deutsche  Fachliteratur  wohl  stolz  sein  dürfe 
und  das  in  keinem  Land  seinesgleichen  fandl 

Im  September  1908  machte  Roll  verschiedenen  Fachgenossen  die  vertrauliche  Mit- 
teilung, daß  die  bekannte,  angesehene  Verlagsbuchhandlung  Urban  &  Schwarzenberg, 
Berlin  und  Wien,  das  Verlagsrecht  an  der  Enzyklopädie  erworben  habe  und  daß  er  die 
Herausgabe  einer  Neuauflage  beabsichtige.  Eine  solche  sei  erforderlich,  weil  seit  dem 
Erscheinen  des  letzten  Bands  der  ersten  Auflage  gewaltige  Fortschritte  auf  allen  Gebieten 
des  Eisenbahnwesens  gemacht  seien  und  daher  eine  völlige  Umarbeitung  erforderlich 
erscheine.  RöII  spricht  sich  weiter  darüber  aus,  wie  diese  Umarbeitung  unter  Verwertung 
der  Erfahrungen  bei  der  ersten  Auflage  zu  gestalten  sei,  auch  teilt  er  mit,  daß  er  einen 
Stab  von  Mitarbeitern  aus  den  verschiedenen  Gebieten  des  Eisenbahnwesens  gewonnen 
habe,  der  ihn  bei  der  Redaktion  unterstützen  werde.  »Frohen  Mutes  beginne  ich",  so 
bemerkt  er  am  Schlu(3,  ,.die  große  Arbeit,  beseelt  von  dem  Bestreben,  dem  Interesse 
des  mächtigen  Verkehrsmittels  zu  dienen,  dessen  Darstellung  das  Werk  gewidmet  ist. 
Ich  weiß  wohl,  daß  ich  nur  dann  auf  ein  Gelingen  der  Arbeit  rechnen  darf,  wenn 
mir  die  Unterstützung  einer  großen  Zahl  von  Fachgenossen  des  In-  und  Auslands 
zuteil  wird.  Ich  glaube  indessen,  mich  der  zuversichtlichen  Hoffnung  hingeben  zu  dürfen, 

'  Ich  habe  mich  über  die  erste  Auflage  ausführlich  ausgesprochen  im  Jahrgang  18Q6  der  öster- 
reichischen Zeitschrift  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt,  S.  450  (Wien,  A.  Hartlebens  Verlag).  Diese 
von  Lorenz  von  Stein  begründete  Zeitschrift  hat  1897  ihr  Erscheinen  eingestellt. 


X'orwort  und  Nachwort.  V 

daß  mir  nicht  nur  die  zahlreichen  Fachgenossen,  denen  der  Erfolg  der  ersten  Auflage 
zu  verdanken  ist,  im  Interesse  der  Sache  auch  bei  der  Herausgabe  der  neuen  Auflage 
zur  Seite  stehen,  sondern  daß  sich  auch  weitere  Fachgenossen  bereit  finden  werden, 
ihre  Erfahrungen  dem  Werk  und  damit  der  Allgemeinheit  zur  Verfügung  zu  stellen." 

Diese  Hoffnung  hat  den  Herausgeber  nicht  getäuscht.  Am  30.  Januar  1910  fand 
unter  seiner  Leitung  eine  erste  Sitzung  des  von  ihm  gebildeten  Redaktionsausschusses 
unter  Beteiligung  des  Verlegers  in  Berlin  statt,  in  der  über  die  Organisation  der  Arbeit 
und  die  cäußere  Gestaltung  des  Werks  beraten  wurde.  Es  folgte  im  September  1911 
ein  ausführlicher  Prospekt  der  Verlagsbuchhandlung  mit  dem  Verzeichnis  der  Mitglieder 
des  Redaktionsausschusses  und  der  Mitarbeiter  und  einem  Probeartikel.  Darnach  sollte 
die  neue  Auflage  8  Bände  von  je  30  Bogen  umfassen  und  sowohl  in  Lieferungen  als 
auch  in  Bänden  herausgegeben  werden.  In  den  folgenden  Jahren  haben  dann  wiederholt 
Sitzungen  des  Redaktionsausschusses  stattgefunden,  in  denen  die  Erfahrungen  der  Mit- 
arbeiter ausgetauscht  und  über  den  Fortgang  der  Arbeit  beraten  wurde.  Dr.  Roll  hat 
besondern  Wert  darauf  gelegt,  mit  seinen  Mitarbeitern  dauernd  in  Fühlung  zu  bleiben. 

Der  erste  Band  der  Neuauflage  ist  Ende  des  Jahrs  1911  erschienen.  Er  ist  genau 
30  Bogen  stark  und  geht  bis  zum  Wort  „Baueinstellung".  Es  folgten  im  Jahr  1912  der 
zweite  und  dritte,  im  Jahr  1913  der  vierte  und  im  Jahr  1914  der  fünfte  und  sechste 
Band.  Die  vier  letzten  Bände  sind  in  den  Jahren  1915  bis  1923  in  längeren  Zwischen- 
räumen erschienen.  Der  Hauptgrund  dieser  Verzögerung  war  der  Krieg  und  die  Nach- 
kriegszeit, in  der  die  allbekannten  Schwierigkeiten  bei  der  Herstellung  von  Büchern 
in  steigendem  Maß  sich  geltend  machten.  In  dieser  langen  Zeit  sind  natürlich  auch 
viele  Änderungen  in  den  Reihen  der  Mitarbeiter  eingetreten,  viele  sind  aus  dem  Leben 
geschieden,  andere  haben  die  Mitarbeit  aufgeben  müssen  und  neue  sind  hinzugetreten. 
Ein  vollständiges  Verzeichnis  der  Mitglieder  des  Redaktionsausschusses  und  der  Mit- 
arbeiter ist  diesem  Band  vorgedruckt. 

Wenn  ich  nun  nach  den  letzten  Besprechungen  mit  meinem  Freund  mich  über 
das  ganze  große  Werk  noch  äußere,  so  muß  ich  mir  mehr  noch  als  der  Herausgeber 
eine  gewisse  Zurückhaltung  auferlegen,  da  ich  sowohl  als  Mitredakteur  als  auch  als 
Mitarbeiter  an  dem  Werk  tätig  gewesen  bin  und  mir,  vielleicht  nicht  mit  Unrecht, 
vorgehalten  werden  könnte,   daß  es  mir  an  der  unbedingt  nötigen   Objektivität    fehle. 

Da  möchte  ich  vorausschicken,  daß  das  Versprechen,  das  Redaktion  und  Verlag 
zu  Beginn  des  Werks  gegeben  haben,  voll  erfüllt  ist.  Durch  Zusammenarbeit  von 
Männern  der  Praxis  und  der  Wissenschaft  aus  vielen  Ländern  ist  ein  Hand-  und  Lehr- 
buch in  alphabetischer  Anordnung  entstanden,  das  über  alle  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens, dies  im  weitesten  Sinne  genommen,  erschöpfende  und  zuverlässige  Auskunft 
erteilt.  Wir  finden  Artikel  über  die  Vorarbeiten,  über  die  Gründung,  die  Finanzierung 
der  Eisenbahnen,  über  den  Bau  (Ober-  und  Unterbau,  Hochbau  u.  s.  w.),  über  die 
elektrischen  Bahnen,  die  Signal-  und  Sicherungsanlagen,  die  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
einrichtungen, die  Betriebsmittel,  die  Ausrüstung  der  Eisenbahnen.  Ferner  über  den 
Betrieb  und  die  Verwaltung,  die  Tarife,  das  Eisenbahnrecht,  die  Eisenbahnpolitik,  die 
Geschichte  und  Geographie  der  Eisenbahnen  aller  Länder  der  Erde.  Endlich  Bio- 
graphien aller  um  das  Eisenbahnwesen  verdienter  Personen,  soweit  sie  nicht  mehr 
unter  den  Lebenden  weilen.  Ich  glaube  nicht,  daß  irgendein  in  das  Gebiet  des  Eisen- 
bahnwesens gehörender  Gegenstand  vermißt  wird.  Im  Gegenteil,  vielleicht  ist  der 
Herausgeber  zuweilen  zu  weit  gegangen  und  hat  Artikel,  unter  Umständen  recht  umfang- 
reiche Artikel,  aufgenommen,  die  mit  dem  Eisenbahnwesen  nur  lose  zusammenhängen.  In 
allen  Beziehungen  bedeutet  die  zweite  Auflage  eine  erhebliche  Verbesserung  gegenüber 
der  ersten,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  gewaltigen  Fortschritte,  die  seit  1895  auf  allen 
Gebieten  des  Eisenbahnwesens  zu  verzeichnen  sind,  volle  Berücksichtigung  erfahren 
haben.  Zunächst  konnten  die  bei  der  ersten  Auflage  gemachten  Erfahrungen  voll  verwertet 
werden.  Es  lag  nunmehr  ein  Stichwortverzeichnis  vor,  das  nur  nachgeprüft  und  ergänzt 
werden  mußte.  Eine  Anzahl  von  Arbeiten  konnten  aus  der  ersten  Auflage,  allerdings 
oft  nur  mit  Veränderungen  und  Ergänzungen,  übernommen  werden.  Als  sehr  zweck- 
mäßig hat  sich  die  Zuziehung  von  Mitredakteuren  bewährt.  Dadurch  wurde  der  Heraus- 
geber wesentlich  entlastet  und  die  Mitredakteure  konnten  in  den  ihnen  überwiesenen 
Gebieten  ihren  besonderen  Sachverstand  verwerten.  Jedoch  darf  ich  ein  Bedenken  nicht 
verschweigen,  das  ich  von  Anfang  an  gehabt  und  auch   dem  Herausgeber  gegenüber 
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immer  wieder  hervorgehoben  habe.  Der  Umfang  des  Werl<s  ist  zu  groß.  Schon  die 
in  Aussicht  genommenen  8  Bände  waren  meines  Erachtens  zuviel,  man  hätte  mit 
4  bis  5  Bänden  ausl<ommen  müssen.  Und  nun  sind  es  gar  10  Bände  geworden.  Der 
Umfang  hätte  sich  wesentlich  einschränken  lassen,  wenn  der  Herausgeber  mit  allem 
Nachdruck  auf  kurze  Fassung  bei  vielen  Arbeiten  gedrungen  und  äußerstenfalls  von 
dem  Rotstift  häufiger  Gebrauch  gemacht  hätte.  Viele  Artikel,  vor  allem  technischen 
Inhalts,  sind  umfangreiche  Monographien  geworden,  sicherlich  sehr  tüchtige  Arbeiten, 
aber  in  dieser  Vollständigkeit  und  Gründlichkeit  nicht  für  eine  Enzyklopädie  nötig.  Die 
zu  große  Ausdehnung  ist  auch  für  das  Werk  verhängnisvoll  geworden.  \'on  einer 
Enzyklopädie  erwartet  man  immer  das  Neueste.  Das  kann  man  bei  einem  die  Eisen- 
bahnen behandelnden  Werk  nur  dann  bringen,  wenn  es  schnell  hintereinander  erscheint. 
4  bis  5  Bände  hätten  sich  bei  dem  großen  und  guten  Redaktionsapparat  in  2  bis  3  Jahren 
herausgeben  lassen.  Statt  dessen  sind  mehr  als  11  Jahre  ins  Land  gegangen,  bis  die 
zweite  Auflage  fertig  vorlag.  Diese  Verzögerung  ist  allerdings  auch  durch  den  Krieg 
verschuldet.  Bis  1914  ging  es  ziemlich  flott  weiter  und  erst  von  da  an  traten  die  langen 
Pausen  ein.  Wäre  die  Enzyklopädie  im  Jahr  1Q14  fertig  gewesen,  so  hätte  man  ein 
harmonisch  in  sich  abgeschlossenes  Werk  gehabt.  Die  Folge  der  Verzögerung  ist  eine 
gewisse  Ungleichmäßigkeit,  die  vornehmlich  bei  den  tatsächlichen  Darstellungen,  den 
Statistiken  u.  s.  w.  hervortritt.  Dabei  macht  sich  recht  unangenehm  fühlbar,  daß  die 
Statistiken  während  des  Kriegs  höchst  unvollkommen  waren.  Der  Herausgeber  schlug 
einmal  vor,  die  Statistik  und  die  sonstigen  tatsächlichen  Vorgänge  in  den  nach  1Q15 
erschienenen  Bänden  mit  1913  abzuschließen.  Wenn  dadurch  auch  eine  größere  Einheit- 
lichkeit erreicht  worden  wäre,  so  hätte  es  anderseits  keinen  Zweck  gehabt,  die  nach 
1913  vorgekommenen,  bis  zum  Druck  der  Bände  bekanntgewordenen  Änderungen  zu 
unterdrücken.  Ich  habe  daher  z.  B.  —  mit  Zustimmung  des  Herausgebers  —  den  in 
dem  letzten  Band  enthaltenen  Artikel  über  die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  bis  zu  dem  Gesetz  von  1920  fortgesetzt.  Aber  die  gewaltigen  organischen 
Änderungen  in  Deutschland,  in  Großbritannien,  in  Frankreich,  in  Österreich  und  den 
sogenannten  Nachfolgestaaten  sind  unberücksichtigt  geblieben.  Der  Herausgeber  hat 
bei  unserer  letzten  Besprechung  die  Absicht  geäußert,  diese  Unebenheiten  durch  Heraus- 
gabe eines  Ergänzungsbands  zu  beseitigen,  dessen  Bearbeitung  in  Aussicht  genommen 
werden  sollte,  sobald  sich  die  politischen  und  wirtschaftlichen,  also  auch  die  fiisenbahn- 
verhältnisse  aller  Länder  wieder  konsolidiert  hätten.  In  diesem  Band  sollten  dann  alle 
Artikel  bis  auf  die  neueste  Zeit  ergänzt  und,  soweit  nötig,  sollten  darin  neue  Artikel 
aufgenommen  werden.  Es  wäre  gewiß  sehr  schön,  wenn  ein  solcher  Plan  sich  verwirk- 
lichen ließe.  Sicherlich  würde  dadurch  die  Enzyklopädie  erheblich  an  Brauchbarkeit 
gewinnen. 

Aber  dieser  Mangel  liegt  doch  nur  bei  einem  Teil  der  Artikel  vor  und  der  hohe 
Wert  und  die  große  Bedeutung  des  neuen  Werks  werden  dadurch  kaum  beeinträchtigt. 
Der  bei  weitem  größte  Teil  dessen,  was  geboten  wird,  hat  bleibenden  Wert.  Hierzu 
gehören  die  meisten  Artikel  technischen  Inhalts,  die  geschichtlichen,  biographischen, 
geographischen  Artikel  u.  s.  w.  Und  auch  da,  wo  der  Weltkrieg  die  Verhältnisse  von 
Grund  aus  umgestaltet  hat,  ist  es  von  größter  Bedeutung,  eine  vollständige  und  zuver- 
läßliche Darstellung  der  Zeit  bis  zum  Krieg  zu  besitzen. 

Die  neue  Auflage  ist  mit  zahlreichen  Abbildungen,  Plänen,  Karten  geschmückt, 
die  vorzüglich  ausgeführt  sind.  Durch  die  Kartenbeigabe  hat  die  Enzyklopädie  die 
Bedeutung  eines  Eisenbahnatlas  von  fast  allen  Ländern  der  Erde.  Das  ist  eines  der 
großen  Verdienste  der  Verlagsbuchhandlung,  der  ich  auch  sonst,  sicherlich  im  Einver- 
ständnis mit  Dr.  Roll,  höchste  Anerkennung  für  die  ganze  Ausstattung  des  Werks  und 
vor  allem  dafür  aussprechen  möchte,  daß  sie  während  des  Weltkriegs  und  der  Nach- 
kriegszeit mutig  durchgehalten  und  trotz  der  ungeheueren  Erschwernisse  das  begonnene 
Werk  tapfer  zu  Ende  geführt  hat.  Ich  verbinde  damit  den  Wunsch,  daß  die  zweite 
Auflage  der  Enzyklopädie  auf  der  ganzen  Erde  reichen  und  lohnenden  Absatz  finden  möge. 

Berlin- Wilmersdorf, 
Frühjahr  1923. 

Dr.  A.  V.  der  Leyen. 
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u. 


Übergangsbrücken  zwischen  den  Per- 
sonenwagen zur  Ermöglichung  des  unmittel- 
baren Übergangs  von  einem  Wagen  zum 
andern    s.   Personenwagen,    Bd.  Vlli,  S.  52. 

Übergangslaschen  (cranked  fish-plates, 
spUcebar;  eclisses  de  raccordemcnt ;  stecce  di 
raccordo).  Die  Verbindung  der  Schienen  unter- 
einander an  den  Stößen  erfolgt  mittels  Laschen, 
die  der  Form  der  Schienen  angepaßt  sind.  Wo 
jedoch  Schienen  verschiedener  Form  aneinander- 
stoßen, kann  die  Verbindung  nur  mit  Laschen  von 
unsymmetrischer  Ausbildung,  den  Ü.  bewirkt 
■werden.  Auch  dort,  wo  neue  Schienen  an  alte 
angeschlossen  werden,  müssen  häufig  besondere 
Ü.  angewandt  werden,  um  der  Abnutzung  der 
alten  Schienen  Rechnung  zu  tragen. 

Übergangssätze  (Transitsätze)  sind  dif- 
ferentiell  gebildete  Frachtsätze,  die  gegenüber 
den  in  einer  bestimmten  Verkehrsverbindung 
geltenden  regelmäßigen  Frachtsätzen  Ermäßi- 
gungen für  solche  Sendungen  vorsehen,  die 
über  diese  Verkehrsverbindung  hinaus  befördert 
werden.  Ü.  werden  in  der  Regel  nur  für  den 
Verkehr  über  Anschlußstationen  an  fremde 
Bahnen  oder  an  Zweiglinien  der  eigenen  Bahn 
eingeführt.  Sie  werden  im  allgemeinen  durch 
Kürzung  der  regelmäßigen  Frachtsätze  um  einen 
Teil  des  festen  Tarifbestandteils  oder  um  einen 
andern  Betrag  gebildet.  Ü.  verfolgen  meist  den 
Zweck,  die  Ermäßigungen,  die  durchgehende 
Tarife  gewähren,  auch  in  Verkehrsverbindungen 
herbeizuführen,  für  die  durchgehende  Tarife  aus 
irgend  welchen  Gründen  nicht  eingeführt  werden 
können  oder  sollen.  Im  weiteren  Sinne  können 
unter  Ü.  auch  die  in  Seehafentarifen  (s.  d.)  oder 
in  Umschlagtarifen  (s.  d.)  für  den  Übergang 
zwischen  Bahn  und  Schiff  vorgesehenen  Fracht- 
sätze verstanden  werden. 

Übergangssteg  s.  Personenbrücke. 

Übergangsstöße,  Schienenstöße  zwischen 
Schienen  verschiedener  Form.  Sie  sind  durch 
Übergangslaschen  (s.  d.)  zu  decken. 

Übergangsverkehr  s.  Durchgangsver- 
kehr. 

Überhänge  der  Wagen  s.  Personen- 
wagen  unter  iV.  Kasten. 

Überhitzer  s.  Heißdampflokomotiven. 

Überhöhung    der    Dämme    s.   Erdbau. 

Überhöhung  der  Schienen  s.  Schienen- 
überhöhung. 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Überhöhungsrampen  s.  Schienenüber- 
h  ö  h  u  n  g. 

Überholung,    Vorfahren     eines    Zuges 

(overtaking  of  a  train ;  dcpassenicnt  d'iiii  train  ; 
oltrc  passo  di  iin  trenoj,  das  Einholen  eines 
Zuges  durch  einen  folgenden  Zug  und  das 
Vorfahren  des  letzteren  vor  dem  eingeholten 
Zug  auf  dem  von  beiden  Zügen  benutzten 
Gleis.  Auf  den  österreichischen  Bahnen  ist 
hierfür  der  Ausdruck  „Vorfahren"  gebräuch- 
lich, die  dort  geltenden  Vorschriften  für  den 
Verkehrsdienst  bestimmen  im  Art.  72  (5): 
„Wenn  ein  Zug  einen  andern,  in  derselben 
Richtung  verkehrenden  Zug  einholt  und  dann  an 
dem  eingeholten  Zuge  vorbeifährt,  so  heißt  dies 
Zusammentreffen  Vorfahren."  —  Die  Not- 
wendigkeit \on  Ü.  ergibt  sich  aus  der  Anwendung 
verschiedener  Fahrgeschwindigkeiten  bei  Auf- 
stellung des  Fahrplans  (s.  d.)  für  die  einzelnen 
einander  folgenden  Züge.  Auch  die  unter- 
schiedliche Bemessung  von  Zahl  und  Dauer 
der  Aufenthalte  auf  den  Stationen  sowie  die 
Bedeutung,  die  den  einzelnen  Zugfahrten  aus 
Verkehrsrücksichten  zukommt,  führt  zur  Ü.  der 
langsam  fahrenden  Züge  durch  die  Züge  mit 
größerer  Reisegeschwindigkeit  (s.  d.).  Die  Re- 
gelung der  hiernach  sich  ergebenden  Reihen- 
folge erfolgt  auf  Grund  der  Rangordnung 
der  Züge  (s.  d.). 

Die  Ü.  wird  durch  den  Fahrplan  fest- 
gesetzt. Sie  vollzieht  sich  am  besten,  wenn  das 
Überholungsgleis  (s.d.)  -  in  Österreich 
als  Vorfahrgleis  bezeichnet  —  so  neben  dem 
der  Durchfahrt  des  Vorrangzuges  dienenden 
Hauptgleis  angeordnet  ist,  daß  der  Nachrang- 
zug  weder  bei  der  Einfahrt  noch  bei  der  Aus- 
fahrt den  Fahrweg  einer  andern  Zugrichtung 
zu  kreuzen  braucht.  Die  hierdurch  erreichte 
Verminderung  von  Kreuzungen  dient  weniger 
der  Erhöhung  der  Betriebssicherheit  als  der 
Beweglichkeit  des  Fahrplans  und  der  besseren 
Ausnutzung  der  Bahn  (s.  Arch.  f.  Ebw.  1920, 
S.  1047).  Sie  hat  zur  Folge,  daß  auf  Stationen 
zweigleisiger  Bahn  mit  einem  Übcrholungs- 
gleis  dies  am  günstigsten  zwischen  beiden 
Hauptgleisen  liegt  und  daß  bei  für  beide  Fahr- 
richtungen getrennten  Überholungsgleisen  diese 
am  besten  außerhalb  der  Hauptgleise  ihrer 
Fahrrichtung  sich  befinden.  Die  in  beiden 
Fällen    bei    Bedienung    der    Ortsgüteranlagen 


Überholung. 


Richtung 
nach 


B-Stadt 


C-Stadt 


eintretende  Durchkreuzung  der  Hauptgleise  ist 
für  die  Abwicklung  des  Fahrdienstes  weniger 
störend  als  die  Kreuzung  der  Fahrwege  anderer 
Züge  bei  der  Ein-  oder  Ausfahrt  der  zu  über- 
holenden Züge.  Da  die  Cberholungsgleise  für 
Personenzüge  mit  Bahnsteigen  versehen  sein 
müssen,  so  kann  nur  auf  kleineren  Bahnhöfen  die 
Anlage  so  gestaltet  werden,  daß  ein  Überholungs- 
gleis gemeinsam  für  den  Personen- 
und  Güter\erkehr  benutzbar  ist. 

Bei  Zug\-erspätungen  muß  die 
durch  den  Fahrplan  festgesetzte  0. 
verlegt  werden,  wenn  dieX'erspätung 
dadurch  verringert  oder  ihre  Ober- 
tragung  auf  andere  Züge  vermieden 
werden  kann,  wie  dies  in  ähnlicher 
Weise  für  die  Verlegung  von  Zug- 
kreuzungen (s.  d.)  vorgeschrieben  ist. 
Da  das  Verfahren  bei  Ü.  sich  aber 
einfacher  gestaltet  und  zu  Mißver- 
ständnissen weniger  Anlaß  geben 
kann,  so  ist  für  die  Verabredung  und 
Anordnung  der  Verlegung  von  Ü.  die 
Benutzung  des  Fernsprechers  ein-  für  allemal  ge- 
stattet. —  Das  Verfahren  selbst  ist  verschieden, 
je  nachdem  der  zu  überholende  oder  der 
überholende  Zug  verspätet  verkehrt.  Kann  ein 
zu  überholender  Zug  infolge  eigener  Ver- 
spätung die  zu  seiner  Ü.  bestimmte  Station 
nicht  mehr  rechtzeitig  erreichen,  so  hat  ihn 
die  vorgelegene,  zum  Überholen  geeignete 
Station  zurückzuhalten,  auf  der  andernfalls  der 
nachfolgende  Vorrangzug  den  nötigen  Zeit- 
abstand zum  Vorrücken  nicht  mehr  vorfinden 
würde.  Hat  dagegen  der  Vorrangzug  Verspätung, 
so  ist  die  fahrplanmäßige  Überholungsstation 
verpflichtet,  die  Ü.  nach  der  nächsten,  zum 
Überholen  geeigneten  Station  zu  verlegen,  die 
dann  ihrerseits  bei  weiterer  Verspätung  des 
Vorrangzuges  die  Ü.  in  der  Fahrrichtung  weiter 
vorwärts  zu  verlegen  hat.  Das  hierbei  zu  beob- 
achtende Meldeverfahren  ist  im  §  35  der  FV. 
für  die  deutschen  Eisenbahnen  einheitlich 
geregelt.  —  Für  die  österreichischen  Staats- 
bahnen finden  sich  die  gleichen  Bestimmungen 
in  Art.  150  —  Vereinbarung  von  Vor- 
fahren —  der  Vorschriften  f.  d.  Verkehrs- 
dienst. 

Für  die  Verlegung  der  Ü.  hat  der  Fahr- 
dienstleiter nicht  nur  die  Fahrzeiten  der  Züge 
der  verschiedenen  Gattungen  bis  zur  nächsten 
Überholungsstation  oder  für  die  einzelnen 
Streckenabschnitte,  sondern  auch  noch  andere 
umstände,  die  auf  die  Dauer  der  Zugfahrten 
von  Einfluß  sein  können,  zu  berücksichtigen. 
Um  ihn  hierin  zu  unterstützen,  werden  die 
zwischen  den  einzelnen  Zugfahrten  erforder- 
lichen   Zeitabstände   zweckmäßig    auf   Grund 


der  örtlichen  Erfahrungen  in  einer  Vor- 
sprungstafel nach  Art  des  nachstehenden 
Musters  zusammengestellt: 

Vorsprungstafel    für    Bahnhof    A-Stadt. 

Ein  Nachrangzug  darf  vor  einem  Vorrang- 
zug nur  abgelassen  werden,  wenn  die  nach- 
stehende Vorsprungszeit  gewahrt  ist: 


Vorfahrender 
Zug 


Güterzug 
Eilgüterzug 
Personenzug 

Güterzug 
Eilgüterzug 
Personenzug 


Darf  spätestens  abgelassen  werden 
vor  einem 


Sehnen zug 


14»  Min. 
12 
8 

17'  Min. 
14 

8       „ 


Personenzug 


13* 
10 


Min. 


16*   Min. 
13 


Eilgüterzug 


12*   Min. 


15*   Min. 


•  Bei   den  in   B-Stadt   oder  C-Stadt   durchfahrenden 
Güterzügen  kommt  1  Minute  in  Abzug. 


Wenn  ein  in  einen  Bahnhof  einfahrender 
Zug  während  der  Dunkelheit  durch  das  Schluß- 
signal eines  zu  überholenden  Zuges  beirrt 
werden  könnte,  ist  das  Schlußsignal  zu  beseitigen, 
bis  der  Zug  eingefahren  ist  (Ausf.  Best.  77 
zur  Signalordnung  f.  d.  deutschen  Eisenbahnen). 

Bei  Ü.  eines  Personenzugs  durch  einen 
Schnellzug  auf  einer  Station,  auf  der  beide  Züge 
halten,  bietet  sich  Gelegenheit  zum  Übergang 
der  Reisenden  vom  Personenzug  auf  den 
Schnellzug  oder  umgekehrt  und  damit  zu  der 
sehr  erwünschten  Einbeziehung  des  Verkehrs 
der  Zwischenstationen  in  den  Schnellzugver- 
kehr ohne  Vermehrung  der  Schnelizugaufent- 
halte.  Diese  Gelegenheit  wird  ganz  oder  teil- 
weise aufgehoben,  wenn  bei  Zugverspätungen 
die  Ü.  nach  einer  Station  verlegt  werden  muß, 
auf  der  der  Schnellzug  nicht  hält.  In  solchen 
Fällen  läßt  man  daher  den  Schnellzug,  soweit 
sein  Fahrplan  es  gestattet,  ausnahmsweise  nach 
Bedarf  halten,  u.  zw.  nicht  nur  auf  der  außer- 
planmäßigen Überholungsstation,  sondern  auch 
auf  Zwischenstationen,  deren  Verkehr  sonst 
ausgeschaltet  werden  würde.  Da  die  Fahrdienst- 
leiter der  einzelnen  Stationen  die  hieraus  im 
Laufe  des  Schnellzugs  entstehenden  Störungen 
nicht  zu  übersehen  vermögen,  so  ist  schon  bei 
Aufstellung  des  Fahrplans  für  den  einzelnen 
Zug  und  die  in  Frage  kommenden  Stationen 
über  das  ausnahmsweise  Halten  Bestimmung 
zu  treffen.  Diese  wird  auf  den  deutschen 
Reichsbahnen  durch  die  Vorschriften  über  die 
Wartezeiten  (s.  d.)  den  Stationen  bekannt- 
gegeben, u.  zw.  getrennt  nach  den  beiden 
Fällen,   in    denen   die    Ü.    infolge  Verspätung 


Überholung.  —    Überlandbahnen. 


des  Schnellzugs  vorwärts  oder  infolge  Verspä- 
tung des  Personenzugs  rückwärts  verlegt  werden 
muß.  B  reusing. 

Überholungsgleise  (shitntingsidings;  voies 
d'cviiement;  binari  di  precedenza),  Gleise,  in 
die  Züge  geringerer  Fahrgeschwindigkeit  ein- 
fahren, um  von  Zügen  größerer  Fahrgeschwin- 
digkeit überholt  zu  werden. 

Solche  Ü.  sind  namentlich  für  die  Güterzüge  auf 
allen  nicht  ganz  kleinen  Zvcischenstationcn  erforderlich 
(s.  Bahnhöfe,  Bd.  I,  S.  386).  Da  die  Bedeutung  dieser 
Gleise  noch  mehr  als  in  der  Überholmöglichkeit 
darin  liegt,  daß  alle  Güterzüge,  die  nicht  etwa  ohne- 
weiters  durchfahren,  in  sie  einlaufen,  um  von  ihnen 
aus  mit  den  Güteranlagen  des  Bahnhofs  in  Verbindung 
zu  treten,  so  werden  sie  zweckmäßiger  statt  mit  dem 
Namen  „Überholungsgleise"  mit  dem  Namen  ..Haupt- 
gütergleise"  oder  „Güterhauptgleise"  bezeichnet,  wo- 
durch ihre  gleiche  Wesensart  mit  entsprechenden 
Gleisen  auf  'Endbahnhöfen,  die  doch  niemals  zur 
Überholung  dienen  können,  hervortritt. 

Ü.  sind  ferner  auf  solchen  Zwischenstationen  er- 
forderlich, auf  denen  Personenzüge  von  Schnellzügen 
überholt  werden   sollen  (s.  Bahnhöfe,  Bd.  I,  S.  389). 

Cauer. 
Überladevorrichtungen    s.    Lade-    und 
Entladevorrichtungen. 

Überlandbahnen  (franscontinental,  pacific 
railroads).  Das  Wort  hat  zwei  Bedeutungen.  Ein- 
mal nennt  man  Ü.,  mit  Betonung  der  dritten  Silbe, 
elektrisch  betriebene,  nebenbahnähnliche  Klein- 
bahnen, die  vornehmlich  landwirtschaftlichen 
Zwecken  dienen,  „über  das  Land"  geführt  wer- 
den. Der  englisch-amerikanische  Ausdruck  ist 
Overland  Railways  (vgl.  Bd.  VI,  S.  376). 

In  der  zweiten,  hier  allein  behandelten  Be- 
deutung sind  0.  Eisenbahnen,  die  das  Festland 
von  Nordamerika  quer  durchschneiden  und 
eine  Schienenverbindung  zwischen  dem  Atlan- 
tischen und  dem  Stillen  Ozean  herstellen.  Die 
älteste  dieser  Bahnen  ist  die  im  Jahre  1855 
über  die  Landenge  von  Panama  gebaute  Eisen- 
bahn von  Aspinwall  nach  Panama  (ISOA/ra) 
(vgl.  Bd.  VII,  S.  457).  Diese  .'sowie  die  im  Jahre 
1907  vollendete  Eisenbahn,  die  Veracruz  mit 
dem  Stillen  Ozean  verbindet  und  Mexiko 
durchquert,  rechnet  man  nicht  zu  den  Ü. 
im  engeren  Sinn.  Unter  diesen  werden  nur 
die  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  in  Kanada  gelegenen  verstanden,  die  von 
entscheidender  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  in  den  Vereinigten  Staaten,  für 
die  wirtschaftliche  Erschließung  weiter,  früher 
ganz  abseits  von  der  Kultur  gelegener  Land- 
striche und  die  Befestigung  der  politischen 
Beziehungen  zwischen  den  östlichen  und  west- 
lichen Bundesstaaten  geworden  sind. 

Die  Bestrebungen  zum  Bau  solcher  Bahnen 
reichen  zurück  bis  in  den  Beginn  des  Eisen- 
bahnzeitalters. In  den  Jahren  1833  und  1834 
machte    ein    praktischer    Arzt    in    Westfield 


(Massachusetts),  Dr.  Bar  low,  in  einem  noch 
erhaltenen  Aufsatz  zuerst  auf  die  Wichtigkeit 
einer  solchen  Bahn  aufmerksam.  Damals  aber 
war  der  ganze  Westen  der  Vereinigten  Staaten 
noch  ein  unerforschtes  Gebiet.  Nur  einzelne 
kühne  Entdecker,  darunter  die  beiden  Offiziere 
Lewis  und  Clark,  ferner  unternehmende 
Handelsleute,  wie  der  Pfälzer  J.  J.  Astor, 
hatten  versucht,  auf  dem  Landweg  den  Stillen 
Ozean  zu  erreichen.  Erst  als  im  Jahre  1842 
General  Fremont  (vgl.  Bd.  V,  S.223)  einen  Paß 
durch  das  Felsengebirge  entdeckte,  wurde 
ernstlicher  an  den  Bau  einer  Schienenstraße 
nach  den  pazifischen  Gebieten  gedacht  und  in 
den  Jahren  1844  und  1845  der  Plan  einer 
solchen  von  dem  Kaufmann  Asa  Whitney 
entworfen.  Dieser  machte  auch  zuerst  den 
Vorschlag,  den  Bau  einer  Ü.,  von  der  man 
Erträge  auf  lange  Zeit  nicht  erwarten  konnte, 
durch  Schenkung  von  Staatsländereien  zu 
unterstützen.  Whitney  arbeitete  jahrelang  für 
seine  Pläne,  insbesondere  auch  vor  dem  Kongreß 
in  Washington,  und  setzte  sein  ganzes  bedeuten- 
des Vermögen  ein  zu  ihrer  Verwirklichung.  Er 
starb  im  Jahre  1850,  ohne  sein  Ziel  erreicht  zu 
haben.  Einen  neuen  Anstoß  erhielt  die  Angelegen- 
heit durch  die  technischen  Untersuchungen,  die 
im  Jahre  1855  und  den  folgenden  der  Ingenieur 
Edw.  Johnson  über  den  Bau  einer  Eisenbahn 
in  den  nordwestlichen  Gebieten  der  Vereinigten 
Staaten  anstellte  und  die  zu  dem  Ergebnis  führ- 
ten, daß  an  der  Möglichkeit  der  Ausführung  nicht 
zu  zweifeln  war.  Damals  fanden  sich  auch 
zuerst  Unternehmer  für  den  Bahnbau  in  den 
nordwestlichen  Gebieten,  deren  Pläne  aber 
I  wiederum  scheiterten,  als  der  Bürgerkrieg  zum 
Ausbruch  kam.  Dieser  und  politische  Beweg- 
gründe aber  waren  es,  die  den  Bau  der  ersten 
U.  zur  Verwirklichung  brachten.  Kalifornien, 
der  westlichste  Staat  der  Union,  hatte  sich 
der  republikanischen  Sache  treu  ergeben  ge- 
zeigt, und  das  beste  Mittel,  ihn  dauernd  und 
unauflöslich  mit  den  östlichen  Staaten  zu  ver- 
binden, schien  der  Bau  einer  Schienenstraße 
nach  dem  fernen  Westen.  Am  I.Juli  1862  erteilte 
der  Kongreß  denFreibrief  zum  Bau  einer  solchen 
an  2  Gesellschaften,  deren  eine,  die  Union 
Pacific  Railroad  (s.  d.),  von  Osten  nach 
Westen,  und  deren  zweite,  die  Central  Pacific 
Railroad  (vgl.  B.  III,  S.  171),  von  Westen  nach 
Osten  bauen  sollte.  Beide  Gesellschaften  erhielten 
bedeutende  Staatsunterstützungen  teils  in  Gestalt 
von  Staatsländereien,  teils  in  Form  von  Darlehen 
mit  staatlicher  Zinsbürgschaft.  Die  Landschen- 
kung bestand  in  20  englischen  Quadratmeilen 
(sections)^  52 /^OT^  für  jede  Meile  Bahn,  die  Geld- 
unterstützung in  einem  Darlehen  von  16.000, 
32.000  und  48.000  Dollar  f.  d.  Meile,  je  nach  den 
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von  der  Bahn  durchzogenen  Gebieten.  Ursprüng- 
lich sollte  dieses  Darlehen  an  erster  Stelle 
hypothekarisch  eingetragen  werden.  Als  die 
Gesellschaften  aber  sich  außer  stände  erklär- 
ten, weitere  zum  Bau  erforderliche  .Mittel 
aufzubringen,  trat  die  Regierung  an  die  zweite 
Stelle  zurück  und  gestattete  die  Ausgabe  ande- 
rer Bonds  in  demselben  Betrag  an  erster 
Stelle.  Das  Regierungsdarlehen,  insgesamt 
27.236.512  Dollar  an  die  Union  Pacific-  und 
25.885.120  Dollar  an  die  Central  Pacific-Eisen- 
bahn,    war   von   der  Regierung   mit   6%    zu 


tende  Landschenkungen,  deren  Gesamtumfang 
47  Mill.  Acres  (=  190.000  km^-}  beträgt. 
Gleichwohl  machte  die  Aufbringung  des  An- 
lagekapitals große  A\ühe  und  mit  dem  Bau 
wurde  erst  in  den  Jahren  1872  und  1873 
begonnen;  sie  hatte  auch  weiter  mit  erheblichen 
finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  und 
wurde  am  22.  August  1883  fertiggestellt. 
Schon  vorher  war  in  den  südlichen  Staaten 
eine,  also  der  Zeit  nach  die  zweite,  Überland- 
verbindung  vollendet,  indem  am  18.  März  ISSl 
die  Atchison  Topeka-  and  Santa  Fe-Eisenbahn 


.Abb.  1. 


verzinsen,  von  den  Gesellschaften  aber  nach 
30  Jahren  mit  Zinsen  zurückzuerstatten.  Als 
Vollendungstermin  für  beide  Bahnen  war  im 
Freibrief  das  Jahr  1876  festgesetzt.  Schon 
am  10.  Mai  1869  trafen  die  Schienen  der 
beiden  Bahnen  in  Ogden  (Utah),  in  der  Nähe 
der  großen  Salzseen,  zusammen. 

Als  zweite  0.  wurde  am  2.  Juli  1864  die 
Northern  Pacific-Eisenbahn  konzessio- 
niert. Die  von  ihr  zu  erbauende  Bahn  sollte 
von  einem  Punkt  am  oberen  See  im  Staat 
Minnesota  oder  Wisconsin  in  nordwestlicher 
Richtung  in  der  Gegend  des  45.  Breitegrades 
ausgeführt  werden  nach  einem  Punkt  am 
Pugetsund  mit  einer  Zweigbahn  nach  Portland 
in   Oregon.    Auch   diese  Bahn   erhielt  bedeu- 


in  Deming  mit  der  Südpacificbahn  zusam- 
mentraf, deren  Linien  sich  damals  noch  vor- 
nehmlich in  den  westlichen  Staaten,  California, 
Arizona  und  New  .\\exico,  befanden  und  mit 
den  von  New  Orleans  ausgehenden  östlichen 
Strecken  nicht  zusammenschlössen.  Eine  vierte 
selbständige  Ü.  ist  die  Canadian  Pacific- 
Eisenbahn,  deren  Hauptlinie  das  Gebiet  von 
Kanada,  von  A\ontreal  bis  Port  .Woody  (am 
Stillen  Ozean),  durchzieht  und  im  Juni  1SS6 
dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben  wurde. 
Im  Juni  1893  ist  als  fünfte  Ü.  die  Great 
Northern  Railroad  fertiggestellt,  die  von 
St.  Paul  und  Duluth  nach  Norden,  dann  nach 
\X'esten,  z.  T.  in  fast  paralleler  Richtung  mit 
der   Northern    Pacific-Bahn   läuft,   im   Westen 
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deren  Hauptstationen  gleichfalls  berührt  und 
bei  Tacoma  den  Stillen  Ozean  erreicht.  Die 
sechste  und  siebente  Ü.  sind  in  Kanada  ge- 
baut. Zunächst  die  Canadian  Northern 
Railwav.  Sie  ist  entstanden  aus  kleinen 
Bahnen  in  der  Provinz  Manitoba,  die  2  ge- 
wandte Unternehmer,  Macl<enzie  und  Mann, 
Mitte  der  Neunzigerjahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts zunächst  in  Verbindung  mit  der 
Canadian  Pacific  gebaut  hatten.  Mit  Unter- 
stützung der  Regierung  der  Provinz  Manitoba 
bauten  sie  dann  eine  selbständige  Linie  nach 
Osten,  über  Winnipeg  bis  Port  Arthur  am 
Nordufer  des  Oberen  Sees.  Damit  war  die 
Bahn  eine  Konkurrenzbahn  der  Canadian 
Pacific  geworden. 

Sodann  vereinigten  sich  die  Unternehmer 
mit  dem  großen  Eisenbahnkönig  James  Hill, 
der  ihnen  ein  Stück  der  von  ihm  beherrschten 
Northern  Pacific  abtrat,  und  nun  waren  sie  in 
der  Lage,  wieder  mit  Unterstützung  der  Regie- 
rung, nach  Westen  weiter  zu  bauen.  Im  Jahre 
1910  erreichten  sie  den  Stillen  Ozean.  Im 
Jahre  1Q14  sollen  sie  im  Osten  bis  zum  Atlan- 
tischen Ozean  gelangt  sein.  Neuerdings  ist 
die  Bahn,  die  anfangs  gute  Erträge  lieferte, 
in  finanzielle  Schwierigkeiten  geraten  und  wurde 
infolgedessen  im  Jahre  1920  von  der  englischen 
Regierung  angekauft  (vgl.  auch  Bd.  111,  S.  168). 

Die  siebente  U.  ist  die  Grand  Trunk 
Pacific  Railway,  konzessioniert  am  24.  Ok- 
tober 1903;  stark  von  der  Regierung  unter- 
stützt, ist  sie  die  einzige  Ü.,  die  nur  ein 
Staatsgebiet,  das  Dominion  of  Canada,  durch- 
zieht. Östlicher  Ausgangspunkt  ist  Moncton 
am  Atlantischen  Ozean  in  der  Provinz  New 
Brunswick,  westlicher  der  Hafen  Port  Ruppert. 
Länge  5725  Am.  Sie  ist  1914  fertiggestellt, 
geriet  aber  ebenso  wie  die  vorgenannte  1915 
in  finanzielle  Schwierigkeiten,  so  daß  die 
Regierung  auch  diese  Bahn  im  Jahre  1920 
angekauft  hat  (vgl.  auch  Bd.  Y,  S.  364  f.). 

Die  Herstellung  der  meisten  dieser  Bahnen, 
abgesehen  von  den  westlichen,  im  hohen,  ge- 
birgigen Norden  gelegenen  Strecken  der  ka- 
nadischen Bahnen,  ist  technisch  nicht  mit 
großen  Schwierigkeiten  verbunden  gewesen. 
Insbesondere  die  ältesten  Linien  laufen  auf 
den  bei  weitem  größten  Strecken  durch  die 
ausgedehnten  ebenen  Prärien.  Verhältnismäßig 
wenige  Kunstbauten  an  Tunneln  und  Brücken 
waren  erforderlich.  Eine  Eigentümlichkeit  der 
Central  Pacific  und  der  kanadischen  Pacific- 
bahn  sind  die  langen  Überdachungen  zum 
Schutz  gegen  die  Schneeverwehungen.  Die 
Besorgnisse,  daß  wegen  des  harten  Winters 
im  Norden,  der  reichlichen  Schneefälle,  der 
Betrieb  auf  den  kanadischen  Bahnen  zeitweise 


eingestellt  werden  müßte,  haben  sich  als  unbe- 
gründet erwiesen.  Beim  Bau  der  Ü.  sind 
besonders  zahlreich  chinesische  Arbeiter  tätig 
gewesen.  Die  Neger  eignen  sich  ebensowenig 
wie  die  Indianer  zum  Bahnbau  und  eine  Ver- 
wendung weißer  Arbeiter  würde  unerschwing- 
liche Kosten  verursacht  haben.  Der  Gesamt- 
betrag der  Baukosten  der  Bahnen  läßt  sich 
nur  schätzungsweise  feststellen.  Ein  hervor- 
ragender Sachverständiger,  Jos.  Nimmo, 
schätzte  die  Anlagekosten  des  im  Jahre  1883 
vorhandenen  amerikanischen  Netzes  auf 
rd.  eine  Milliarde  Dollar.  Diese  Schätzung 
ist  für  das  jetzt  vorhandene  Netz  zu  niedrig. 
Man  kann  annehmen,  daß  die  Meile  durch- 
schnittlich etwa  50.000  Dollar  gekostet  hat, 
wovon  1 2  -  1 5  %  auf  die  Staatsunterstützung 
zu  rechnen  sind. 

Die  meisten  Ü.  haben  ihr  Verkehrsgebiet 
durch  Bau  von  Zweigbahnen  erweitert,  auch 
eine  Reihe  der  anderen  großen  Bahnen  haben 
ihre  Linien  bis  an  den  Stillen  Ozean  ausge- 
dehnt. Die  Eigentumsverhältnisse  der  einzel- 
nen Strecken  haben  wiederholt  gewechselt, 
auch  sind  mehrfach  Gruppen  von  Ü.  gebildet 
mit  dem  ausgesprochenen  Zweck,  den  Verkehr 
auf  größeren  Gebieten  zu  monopolisieren 
(vgl.  die  Art.  Union  Pacific  Railway;  ferner 
Northern  Securities,  Bd.  VII,  S.  366 ff.). 

Wie  sich  diese  Verhältnisse  geändert  haben, 
nachdem  am  I.Januar  1918  alle  Eisenbahnen 
der  Vereinigten  Staaten  in  den  Betrieb  des 
Bundes  übernommen  sind,  läßt  sich  noch 
nicht  übersehen.  Ebensowenig  kann  man  be- 
urteilen, ob  die  durch  Einführung  des  Bundes- 
betriebs geschaffenen  neuen  Verhältnisse  von 
Dauer  sein  werden. 

Keine  der  Ü.  der  Vereinigten  Staaten  hat 
einen  selbständigen  Anschluß  bis  zu  den  öst- 
lichen Hafenplätzen.  Ein  Versuch  der  Northern 
Pacific-Bahnen,  durch  Verschmelzung  mit  öst- 
lichen Bahnen  einen  solchen  Anschluß  zu 
erreichen,  ist  gescheitert.  Unter  Berücksichti- 
gung der  zurzeit  (etwa  im  Jahre  1914)  be- 
stehenden tatsächlichen  Verhältnisse  ist  es 
richtiger,  als  U.  der  Vereinigten  Staaten 
die  anzusehen,  die  von  den  mittleren  Staats- 
gebieten den  Stillen  Ozean  erreichen.  Es 
wären  das   (vgl.  Abb.  1)   etwa   die   folgenden: 

1.  Chicago-Milwaukee-St.  Paul  (St.  Paul- 
Tacoma),   1771  m\ 

2.  Northern  Pacific  (St.  Paul-Tacoma),  1 907  m ; 

3.  Great  Northern  (St.  Paul-Tacoma),  1885/«; 

4.  Union  Pacific  (Council-Bluff-San  Fran- 
cisco),  1783  ot; 

5.  Atchison-Topeca-Santa  Fe  (Chicago-San 
Francisco),  2576  m; 
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6.  Southern  l^acific  (New  Orleans-San  h'ran- 
cisco),  2487  ot; 

7.  Denver  und  Rio  Grande,  die  nur  von 
Denver  und  Pueblo  nach  Utah  an  den  großen 
Salzseen  führt,  von  wo  eine  selbständige  Linie 
nach  San  Francisco  gebaut  wird,  deren  Eigen- 
tumsverhältnisse noch  nicht  geklärt  sind. 

Auf  den  0.  herrscht  ein  reger  Personen- 
und  Güterverkehr,  doch  ist  der  Lokalverkehr 
viel  bedeutender  als  der  durchgehende  Verkehr. 

Ein  durchgehender  Verkehr  von  China  und 
Japan  über  den  Stillen  Ozean  nach  der  West- 
küste der  Vereinigten  Staaten  und  von  da  über 
die  Ü.  nach  dem  Osten  Amerikas  und  weiter 
über  den  Atlantischen  Ozean  nach  Europa,  woran 
bei  Vollendung  der  nördlichen  Bahnen  vielfach 
gedacht  wurde,  hat  sich  nur  in  bescheidenem 
Umfang  entwickelt.  Die  kanadische  Ü.  unter- 
hält einen  regelmäßigen  Dampfschiffsdienst  mit 
den  asiatisch-englischen  Kolonien  sowie  mit 
Japan  und  China.  Im  Lokalverkehr  beherrscht 
jede  der  größeren  Bahnen  ein  eigenes  Gebiet 
selbständig,  im  durchgehenden  Verkehr  stehen 
die  verschiedenen  Systeme  im  regen  Wettbewerb 
und  setzen  hiernach  ihre  Beförderungsbedin- 
gungen fest.  Der  Preis  für  die  Fahrt  einer 
Person  von  einer  der  östlichen  Hafenstädte 
nach  San  Francisco  betrug  anfangs  135  Dollar, 
jetzt  stellt  er  sich  auf  den  verschiedenen  Linien 
zwischen  den  östlichen  und  westlichen  Aus- 
gangspunkten auf  etwa  SO  Dollar.  Die  Züge 
sind  mit  allen  Bequemlichkeiten  der  großen 
amerikanischen  Bahnen  ausgestattet.  Der  Ver- 
gnügungsreisende wählt  meist  einen  andern 
Weg  für  die  Hin-  als  für  die  Rückfahrt,  da  die 
landschaftlichen  Reize  der  einzelnen  Bahnstrek- 
ken  verschiedenartige  sind.  Die  Northern  Pacific 
berührt  den  \'ellowstonepark  und  durchfährt 
die  romantischen  Felsengebirge  und  das  Gebiet 
des  Columbiaflusses.  Der  Glanzpunkt  der 
Union  Pacific  ist  Utah  mit  Salt  Lake  City;  die 
Southern  Pacific  durchschneidet  zwischen  Port- 
land und  San  Francisco  großartige  Qebirgs- 
strecken,  sie  und  die  übrigen  südlicheren  Bahnen 
bringen  den  Reisenden  auf  dem  nächsten  Weg 
nach  Colorado  mit  seinen  hohen  Bergen,  tiefen 
Schluchten  und  wilden  Wasserfällen.  Auch 
die  kanadischen  0.  durchziehen  weite  Strecken 
von  hoher  landschaftlicher  Schönheit.  Sie  und 
die  beiden  anderen  nördlichen  Bahnen  haben 
erst  die  Fahrt  nach  Alaska  ermöglicht,  dessen 
Schneeberge  und  Wasserfälle  die  Reisenden  in 
großer  Zahl  angezogen  haben. 

Die  Ü.  haben  den  Bodenschätzen  der  pazi- 
fischen Staaten  ein  Absatzgebiet  in  den  übrigen 
Teilen  der  Union  geschaffen.  In  Colorado  und 
Montana  sind  reiche  Gold-  und  Silberminen,  zu 
deren   Ausbeutuna:   sich   eine   blühende   Berg- 


werks- und  Hüttenindustrie  entwickelt  hat.  Das 
von  der  Northern  Pacific,  der  Great  Northern 
und  der  kanadischen  Bahn  durchzogene  Tal 
des  Red  River,  die  Staaten  Washington,  Oregon 
und  California  sowie  die  südwestlichen  Provinzen 
des  Dominion  besitzen  einen  außerordentlich 
fruchtbaren  Weizenboden;  in  Montana  mit 
seinen  weitausgedehnten  Weideplätzen  blüht 
die  Viehzucht,  in  Kalifornien  gedeiht  der  Obst- 
bau und  der  Weinbau,  an  der  Mündung  des 
Columbia  wird  die  Lachsfischerei  betrieben, 
deren  Erzeugnisse,  in  Blechbüchsen  eingemacht, 
in  der  ganzen  Welt  verbreitet  werden. 

Im  Güterverkehr  besteht  ein  reger  Wett- 
bewerb zwischen  den  einzelnen  Bahnstrecken, 
der  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Verständigung  der 
Bahnen  ausgeschaltet  wird.  Die  Folge  davon 
sind  unsichere  und  unklare  Tarifverhältnisse. 
Seit  Eröffnung  des  Panamakanals  wird  ein 
neuer  Wettbewerb  mit  der  Seeschiffahrt  befürch- 
tet, dem  die  Ü.  durch  Herabsetzung  ihrer  Durch- 
gangstarife zu  begegnen  bemüht  sind,  ob  mit 
Erfolg,  läßt  sich  noch  nicht  übersehen,  da  der 
Kanal  erst  bei  Beginn  des  Weltkriegs  notdürf- 
tig fertig  war  und  sich  bis  jetzt  ein  regelmäßiger 
Verkehr   auf   ihm    noch    nicht   entwickelt   hat. 

Die  finanzielle  Entwicklung  der  Ü.  ist  eine 
sehr  verschiedene.  Die  meisten  stehen  finanziell 
auf  schwachen  Füßen  und  haben  wiederholt 
die  Zahlungen  eingestellt  oder  sind  am  Rande 
des  Bankrotts  gewesen.  So  die  Northern  Paci- 
fic (1873,  1883,  1893),  die  Union  Pacific 
(1892/93),  die  Atchison-Topeca-Santa  Fe,  die 
Southern  Pacific.  Selbst  die  Canadian  Pacific 
hat  trotz  der  Regierungsunterstützung  wieder- 
holt unter  finanziellen  Schwierigkeiten  gelitten. 
Am  gesündesten  ist  von  jeher  die  Finanzlage 
der  Great  Northern  gewesen. 

Literatur:  Nimmo,  Report  on  the  Internal 
Commerce  of  the  United  States,  subm.  31.  Dezember 
1884,  Washington  1885,  S.  1-75,  nebst  Appendices; 
Report  of  the  Commission  and  of  the  Minority 
Commissioner  of  the  United  States  Pacific  Railway 
Commission,  Washington  1887  (1  Band  Bericht, 
8  Bände  stenographische  Verhandlungen),  —  v.  der 
Leyen,  Die  Finanz-  und  Verkehrspolitik  der  Eisen- 
bahnen der  Vereinigten  Staaten,  1895,  S.  34-71.  - 
Daggett,  Railroad  Reorganisation,  1Q08,  Kap.  V  bis 
Vlll.  -  Heinrich  Hilgard -Villard,  Lebens- 
erinnerungen, Berlin  1906,  S.  413-485;  A  journey 
to  Alaska,  1899.  -  Haney,  A  congressional  history 
of  Railways  in  the  United  States,  1908, 1,  S.  402ff.  - 
Eversmann,  Die  Kanadischen  Überlandbahnen 
und  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung.  Arch.  f.  Ebw. 
1912,  S.  325,  570,  874,   1202.  v.  der  Leyen. 

Überlastung  der  Güterwagen  s.  Wagen- 
beladung. 

Übernachtungsgebäude  (dormitory;  dor- 
toir;  dormitorio).  Für  das  Lokomotiv-  und  Zug- 
begleitungspersonal, das  häufig  in  die  Lage 
kommt,    außerhalb    des  Wohnorts   die  Nacht 
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oder  einen  größeren  Teil  der  Nacht  zuzu- 
bringen, werden  von  den  Eisenbahnverwal- 
tungen Übernachtungsräume  in  Verbindung  mit 
Zubehörsräumen  vorgesehen.  Zu  letzteren  ge- 
hören auch  Aufenthaltsräume,  die  sich  aber  auch 
ohne  Verbindung  mit  Übernachtungsräumen 
vorfinden,  um  dem  Personal  bei  mehrstündigem 
Tagesaufenthalt  zur  Unterkunft  zu  dienen.  Nach 
Bedarf  werden  solche  Aufenthaltsräume  mit 
einfachen  Schlafgelegenheiten  (Pritschen,  Ma- 
tratzen) ausgestattet  oder  durch  Nebenräume, 
die  mit  derartigen  Schlafgelegenheiten  aus- 
gestattet sind,  ergänzt.  Für  andere  Beamten- 
gattungen auf  manchen  Stationen  zur  Über- 
nachtungsgelegenheit vorgesehene  Kommis- 
sionszimmer (Betriebszimmer,  Beamtenzimmer) 
werden  im  allgemeinen  nicht  zu  den  eigentlichen 
Ü.  bzw.  Übernachtungsräumen  gerechnet. 

Die  Übernachtungsräume  nebst  den  Zubehörs- 
räumen werden  häufig  in  Gebäuden,  die  im 
übrigen  anderen  Zwecken  dienen,  mit  unter- 
gebracht, so  in  Empfangsgebäuden,  in  Stations- 
gebäuden, in  Dienstwohngebäuden,  in  Anbauten 
an  Lokomotivschuppen  u.s.w.  Solche  Anordnung 
ist  bisweilen  durch  einen  besonders  kleinen 
Umfang  der  Übernachtungsräume  geboten. 
Im  übrigen  werden  in  der  Regel  zweckmäßiger 
besondere  Gebäude  hergestellt,  möglichst  nahe 
der  Stelle,  wo  die  Beamten  ihren  Dienst  ver- 
lassen und  antreten,  aber  doch  in  tunlich 
ruhiger  Lage  und  möglichst  mit  schienenfreien 
Zugängen  von  der  Dienstantrittstelle  und  von 
der  städtischen  Straße.  Da  es  sich  nicht  emp- 
fiehlt, die  Schlafräume  höher  als  in  einem  zweiten 
Obergeschoß  unterzubringen,  sind  die  Ü.  in 
der  Regel  nicht  mehr  als  dreigeschossig,  mit 
einem  auch  den  Gebäudezwecken  dienenden 
Keller  ausgestattet.  Ist  ein  Ü.  sowohl  für 
Lokomotivpersonal  wie  für  Zugbegleitpersonal 
bestimmt,  so  empfiehlt  es  sich,  Aufenthaltsräume, 
Waschräume,  Kleiderablage  u.  s.  w.  für  beide 
Personalgattungen    je    besonders    vorzusehen. 

Das  Ü.  besteht  in  der  Regel  aus  folgenden 
Räumen: 

a)  Übernachtungsräume,  in  der  Regel  weder 
Einzelzellen,  die  überflüssig  kostspielig  sind,  noch 
Schlafsäle,  in  denen  die  Beamten  nicht  Ruhe  finden. 
Zweckmäßig  sind  die  Räume  für  so  viele  Betten  zu 
bemessen,  daß  die  zusammen  aus  dem  Dienst 
kommenden  und  dahin  gehenden  Personalgruppen 
darin  unterkommen  können.  So  empfehlen  sich  bei 
Lokomotivpersonalen  Räume  zu  2  Bettes,  bei  Zug- 
begleitpersonalen  Räume  zu  2  Betten  für  Zugführer 
und  Packmeister,  und  von  mehreren,  bis  etwa  6  Betten 
für  die  Schaffner  oder  Bremser.  Der  Luftraum  f.  d. 
Bett  beträgt  je  nach  den  Vorschriften  der  Bahn- 
verwaltungen in  der  Regel  15— 20/n'. 

b)  Waschräume,  mit  nebeneinander  angeord- 
neten Waschbecken,  wobei  in  der  Regel  für  je  2 — 4 
Betten  ein  Waschbecken  vorgesehen  ist,  bei  geringerer 
Bettenzahl  zweckmäßig  mehr  als  bei  größerer. 


c)  Trocken  räume,  Kleiderablageräume,  in  denen 
die  nassen  Überkleider  gleich  nach  Betreten  des 
Gebäudes  abgelegt  und  an  Gestellen  zum  Trocknen 
aufgehängt  werden. 

d)  Aufenthaltsräume  und  Küchen;  in  kleinen 
Gebäuden  für  beide  Zwecke  nur  ein  gemeinsamer 
Raum,  in  großen  getrennt,  unter  Umständen  auch 
gesondert  nicht  nur  für  die  Personalgattungen,  sondern 
auch  für  Zugführerund  Schaffner.  Bei  vollkommenster 
Ausstattung  ist  ein  besonderer  Raum  vorhanden, 
der  nicht  zur  Einnahme  von  Mahlzeiten  dient  und  wo 
Lesestoff  (Zeitungen)  ausliegt,  außerdem  ein  Speise- 
raum, oft  mit  Kantinenbetrieb,  daneben  eine  Küche 
zum  Kochen  oder  Wärmen  von  Kaffee  und  Speisen. 

e)  Aborte,  früher  vielfach  in  besonderen  Gebäuden 
vorgesehen,  werden  zweckmäßig  mit  dem  Ü.  in  un- 
mittelbare bauliehe  Verbindung  gebracht,  aber  als 
Vorbau  gestaltet,  der  mit  dem  Gebäude  durch  einen 
luftdurchlässigen  Zwischenbau  verbunden  ist,  der 
z.  B.  an  ein  Treppenhaus  anschließt. 

f)  Baderäume,   für  Wannen-  und  Brausebäder. 
Außerdem  erfordert  das  Ü.  für  den  inneren  Betrieb 

ein  Dienstzimmer  oder  eine  Dienstwohnung  für  den 
Hauswart,  der  bisweilen  zugleich  die  Kantine  ver- 
waltet (manchmal  besonderer  Kantinenwirt),  einen 
Raum  für  reine  Wäsche,  Waschküche,  Trockenraum 
für  Wäsche,  Rollkammer,  Raum  für  schmutzige 
Wäsche,  Brennstoffraum,  zutreffendenfalls  Raum  für 
die  Sammelheizung,  Wirtschaftskeller  (Keller  zur 
Hauswartswohnung),  Räume  zur  Aufbewahrung  von 
Dienstkleidungsstücken. 

Die  preußisch-hessischen  Staatsbahnen 
verlangen  für  die  Schlafräume  im  allgemeinen  15  m^ 
f.  d.  Bett,  bei  3'0  m  lichter  Höhe  also  5  w',  für  die 
anderen  von  den  Personalen  benutzten  Räume:  Auf- 
enthaltsraum Ob  w^  Küche  0-3— 06  m',  Waschraum  0-3 
bis 0-4/«', Trockenraum  0-5 m^  Baderaum  OS— 0-4 /n^ 
Doch  reichen  diese  Maße  bei  geringer  Zahl  der  Betten 
nicht  aus  und  werden  auch  schon  durch  die  Not- 
wendigkeit, den  Grundriß  zum  Stimmen  zu  bringen, 
oft  überschritten. 

Im  Keller  werden  zweckmäßig  untergebracht: 
Wirtschaftskeller  (Hauswartskeller),  Brenns'toffkeller, 
Sammelheizung,  sofern  solche  vorhanden ;  ferner  bei 
guter  Entwässerung  des  Kellers  Baderäume,  Wasch- 
küche nebst  Rollkammer  und  Raum  für  schmutzige 
Wäsche  (durch  Abwurfschacht  mit  den  Obergeschossen 
verbunden);  in  luftigen,  trockenen  Kellern  auch 
Trockenräume.  Das  Erdgeschoß  enthält  Zimmer  (oder 
auch  Wohnung)  des  Hauswarts,  Aufenthaltsräume 
(nebst  Küche),  Trockenraum  (Kleiderablage),  ferner 
je  nach  der  Grundrißanordnung  Schlafräume  und 
Waschräume;  das  erste  und  (soweit  vorhanden) 
zweite  Obergeschoß  enthalten  Schlaf-  und  Wasch- 
räume sowie  Trocken-  und  Aufenthaltsräume,  soweit 
diese  nicht  schon  in  tiefer  liegenden  Geschossen  für 
die  betreffenden  Personale  vorhanden.  Aborte  sind 
zweckmäßig  in  allen  Geschossen  vorzusehen,  Räume 
für  reine  Wäsche  nach  Bedarf.  Das  Dachgeschoß  ent- 
hält den  Trockenboden  für  Wäsche  und  Räume  zur 
Aufbewahrung  von  Kleidungsstücken,  remer  Wäsche 
u.  s.  w.  Bisweilen  ist  auch  die  Hauswartwohnung 
nach  oben  verlegt,  z.  B.  in  ein  Mansardengeschoß. 

Der  Grundriß  weist  in  der  Regel  Anordnung  der 
Räume  beiderseits  eines  mittleren  Längskorridors  auf, 
indem  die  Achsenteilung  zweckmäßig  so  getroffen 
wird,  daß  sich  in  den  verschiedenen  Geschossen  Räume 
von  verschiedener  Länge  für  zweibettige,  vierbettige 
und  sechsbettige  Schlafräume,  kleinere  und  größere 
Aufenthaltsräume  u.  s.  w.  bilden  lassen.  Die  Treppen 
sind  feuersicher  herzustellen.  Sammelheizung  sollte 
man,  abgesehen  von  ganz  kleinen  Gebäuden,  in  der 
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Übernachtungsgebäude.  —   Überwegsignale. 


Regel  vorselien,  um  die  Schmutzerei  und  Arbeit 
beim  Kolilentragen  zu  vermeiden.  Die  Sclilafräume, 
Aufenthaltsräume,  Trockenräume  müssen  gut  gelüftet 
werden  können,  letztere  sind  tunlich  mit  Wärme- 
vorrichtungen zum  schnelleren  Trocknen  der  Kleider 
auszustatten.  Waschräume,  Baderäunie,  Trockenräume, 
Waschküche  müssen  wasserdichten  Fufiboden  erhalten, 
statt  Asphalt  oder  Zement  auch  unter  Umständen 
Zinkblechbelag  mit  Lattengittern  darauf. 

Literatur:  Qroeschel,  Eiis.  T.  d.  Q.,  2.  Aufl.,  II, 
III,, 2,    S.  936ff.  Ctmer 

Übernachtungsgebühren  s.  Fahrdienst- 
gebühren. 

Überwegläutewerk  s.  A  b  s  c  h  1  u  ß  v  o  r  r  i  c  h- 
tunüjen. 

Überwegsignale  (road  crossing  Signals; 
signaux  de  passagc  ä  niveau ;  segnali  di  pas- 
saggio  a  livello)  sind  Signale,  die  zur  Siche- 
rung des  Verkehrs  auf  den  die  Bahn  in  Schie- 
nenhöhe kreuzenden  Wegen  dienen. 

Auf  den  deutschen  und  österreichischen 
Bahnen  sind  Hauptsignale  auf  der  Bahn  zur 
Deckung  der  Überwege  im  allgemeinen  nicht 
in  Gebrauch.  Auf  den  belgischen  Bahnen 
werden  besonders  verkehrsreiche  oder  imüber- 
sichtliche  Wegübergänge  durch  Distanzsignale 
je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  von  einer 
oder  von  beiden  Seiten  gedeckt.  Zwischen  diesen 
Signalen  und  den  Wegschranken  besteht  dann 
die  Abhängigkeit,  daß  die  Schranke  sich  nicht 
öffnen  läßt,  wenn  nicht  vorher  die  Signale  auf 
Halt  gestellt  sind,  und  daß  die  Signale  erst  auf 
„Fahrt  frei"  gestellt  werden  können,  wenn  die 
Schranken  geschlossen  sind.  Auch  auf  den  fran- 
zösischen Bahnen  ist  die  Verwendung  von  Si- 
gnalen zur  Deckung  von  Wegübergängen  üb- 
lich. Es  wird  dazu  die  rote  runde  Scheibe  (disque, 
s.  Signalwesen)  benutzt. 

Vor  den  unbewachten  Wegübergängen  der 
Nebenbahnen  werden  auf  den  preußischen 
Staatseisenbahnen  Läutetafeln  aufgestellt,  die  zur 
Kennzeichnung  der  Stelle  dienen,  von  der  an 
die  Läutevorrichtung  der  Lokomotive  in  Tätig- 
keit zu  setzen  ist  oder  wo  neben  diesem  Signal 
noch  weitere  Vorsichtsmaßregeln  zu  treffen  sind. 
Es  sind  daher  die  nachstehend  bezeichneten 
verschiedenen  Formen  von  Läutetafein  in  Ge- 
brauch : 

Signal  37.  Läutetafel. 

a)  Die  Läutevorrichtung  ist  in  Tätigkeit  zu 
setzen : 

Dem  Zug  entgegen  eine  viereckige  weiße  Tafel 
mit  schwarzem   „L"   (Abb.  2). 

b)  Die  Läutevorrichtung  ist  in  Tätigkeit  zu 
setzen  und  außerdem  ein  Achtungssignal  (Signal 
25)  mit  der  Dampfpfeife  zu  geben: 

Dem  Zug  entgegen  eine  viereckige  weiße  Tafel 
mit  schwarzem   „LP"   (Abb.  3). 

c)  Die  Läutevorrichtung  ist  in  Tätigkeit  zu 
setzen  und  die  Fahrgeschwindigkeit  so  zu  er- 


mäßigen, daß  sie  vor  dem  Übergang  15Ä/ra/Std. 
nicht  überschreitet: 

Dem  Zug  entgegen  eine  Seckige  weiße  Tafel 

mit  der   schwarzen  Aufschrift    ^,"  (Abb.  4). 


Abb.  2. 


Abb.  3. 


Abb.  4. 


Abb.  5. 


Abb.  7. 

d)  Die  Läutevorrichtung  ist  in  Tätigkeit  zu 
setzen,  das  Achtungssignal  (Signal  25)  mit  der 
Dampfpfeife  zu  geben  und  die  Fahrgeschwin- 
digkeit so  zu  ermäßigen,  daß  sie  vor  dem  Über- 
gang  15^w/Std.  nicht  überschreitet: 

Dem  Zug  entgegen  eine  viereckige  weiße  Tafel 
mit  schwarzem  „LP"  und  darunter  eine  3eckige 
weiße  Tafel  mit  der  schwarzen  Aufschrift 
„\bkm"   (Abb.  5). 


Überwegsignale. 


e)  Die  Läutevorrichtung  ist  in  Tätigkeit  zu  setzen  und  die 
Fahrgeschwindigkeit  so  zu  ermäßigen,  daß  der  Zug  vor  dem 
nachfolgenden  Signal  37/ zum  Halten  kommt: 

Dem  Zug  entgegen  eine  runde  weiße  Tafel  mit  der  schwarzen 

Aufschrift  _o^„/'  (Abb.  6). 

f)  Übergangshaltetafel. 

Der  Zug  soll  halten  und  erst  dann  weiterfahren,  wenn  das 
Befahren  des  Überweges  gefahrlos  ist: 

Dem  Zug  entgegen  eine  quadratische,  mit  einer  Ecke  nach 
oben  angeordnete,  weiße  Tafel  mit  der  schwarzen  Auf- 
schrift „H"    (Abb.  7). 


iRAIL  ROADHCROSSING, 


DANIGER 


(? 


Abb.  11. 


An  den  die  Bahn  kreuzenden  Wegen  werden 
in  angemessenem  Abstand  vom  Qleis  War- 
nungstafeln aufgestellt,  an  denen  Fuhrwerke  und 
Tiere  angehalten  werden  müssen,  wenn  die 
Schranken  geschlossen  sind  oder  die  An- 
näherung eines  Zuges  sonst   erkennbar  wird. 

Die  Kennzeichnung  der  Kreuzung  von  Bahn 
und  Weg  durch  ein  besonderes,  für  den  Land- 
verkehr bestimmtes  Signal  war  bisher  im  all- 
gemeinen nicht  üblich.  In  einzelnen  Fällen  er- 
folgte sie  bei  geschlossener  Schranke  durch  eine 
rote  Laterne.  Mit  der  Zunahme  des  Kraftwagen- 
verkehrs aber  ist  sie  mehr  und  mehr  in  Auf- 
nahme gekommen.  Es  werden  auf  den  von  Kraft- 
fahrzeugen viel  benutzten  Wegen  jetzt  in  der 
Nähe  des  Übergangs  vielfach  Laternen  aufgestellt, 


die  auf  Milchglasscheiben  ein  die  Kreuzung 
andeutendes  Zeichen  i)^  tragen.  Zuweilen  wird 
dieses  Zeichen  auch  auf  den  Schrankenbäumen 
angebracht  oder  an  Drähten  quer  über  dem  Weg 
aufgehängt.  Auf  den  österreichischen  Bahnen 
werden  die  Schlagbäume  der  im  Zug  von  Reichs- 
straßen und  von  Kraftwagen  stark  befahrenen 
Bezirks-  und  Gemeindestraßen  durch  Anbrin- 
gung kleiner,  mit  Glaslinsen  versehener  Schein- 
werfer bei  Dunkelheit  kenntlich  gemacht.  Bei 
Annäherung  eines  Kraftwagens  an  die  so  aus- 
gerüsteten Schranken  wird  das  Licht  der  Wagen- 
laternen von  den  Scheinwerfern  zurückgeworfen 
und  so  ein  Warnungssignal  gegeben. 

Die  Annäherung  eines  Zuges  an  einen  un- 
bewachten Wegübergang  wird   vielfach    durch 
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Überwegsignale.  -   Uhren. 


selbsttätige  Warnungsläutewerke  (s.d.)  angezeigt. 
In  großem  Umfang  wird  auf  den  amerika- 
nischen Bahnen  von  besonderen  feststehenden 
Merkzeichen  zur  Warnung  vor  dem  unzeitigen 
Befahren  eines  Wegübergangs  Gebrauch  ge- 
macht. In  sehr  vielen  Fällen  sind  diese  Merk- 
zeichen mit  selbsttätigen  Läutewerken  versehen. 
Die  Abb.  8—  1 1  zeigen  solche  Signale.  Hoogen. 

Überweisung  der  Fracht  s.  Fracht. 

Überzählige  Gepäckstücke  und  Güter 
s.  Güterabfertigung  und  Reklamations- 
diejist. 

Ütlibergbahn  (1875  eröffnet)  ersteigt  den 
Berg,  an  dessen  Fuß  Zürich  liegt  und  der 
sich  39Q  m  über  die  Stadt  erhebt,  mittels  ein- 
facher Ausnutzung  der  Reibung. 

Die  Q\3km  lange  Bahn  ist  normalspurig,  hat 
70%»  größte  Neigung  und  1 35  m  kleinsten  Krüm- 
mungshalbmesser. Die  Baukosten  betrugen  Ende 
1915  1,619.634  Fr.  Wegen  der  andauernd  un- 
günstigen finanziellen  Ergebnisse  wurde  der  Be- 
trieb der  Ü.  1921  eingestellt.  Eine  gründlichere 
Sanierung  als  die  mit  einem  Kostenaufwande 
von  8  — 900.000  Fr.  in  Erwägung  gezogene 
Elektrisierung  bezweckt  der  Plan  einer  Seil- 
bahn, die  den  Fuß  des  Berges  unmittelbar  mit 
der  Ütliberg- Gratstraße  verbindet  (Länge 
1-423  Am,  Höchststeigung  50%). 

Literatur:  Die  Eisenbahn,  Bd.  II,  S.  133.  Zürich 
1875;  Bd.  IV,  S,  191,  205  und  246.  Zürich  1876.  - 
Tobler,  Die  Ütlibergbahn.  Zürich  1876  (s.  auch 
Bergbahnen).  Dietler. 

Uferschutzbauten  (Protections  agalnst 
floods;  dcfcnscs  contre  les  criies  ou  les  haiites 
eaux;  difese  contro  le  piene)  sind  Bauwerke,  die 
einen  Abbruch  der  Ufer  durch  die  Angriffe  des 
Wassers  verhindern.  Sie  werden  bei  stehenden 
Gewässern  und  bei  fließenden  angewandt  und 
den  örtlichen  Verhältnissen  angepaßt  hergestellt. 

Die  Bahnlinien  kreuzen  in  ihrem  Zuge  zahl- 
reiche Gewässer  und  folgen  oft  den  Wasser- 
läufen, namentlich  dort,  wo  es  Wasserscheiden 
zu  überwinden  gibt. 

An  den  Kreuzungsstellen  der  Wasserläufe 
sind  die  Fundamente  der  Brückenwiderlager 
und  der  an  die  Widerlager  anschließende  Damm- 
körper gegen  die  Angriffe  des  Wassers,  insbe- 
sondere des  Hochwassers,  zu  schützen. 

Der  Schutz  des  Fundamentmauerwerks  erfolgt 
in  der  Regel  durch  Steinwürfe  (s.  d.),  seltener 
durch  Faschinen  oder  Senkstücke,  der  Schutz 
des  Dammkörpers  durch  Pflasterungen,  die, 
je  nach  der  Heftigkeit  des  zu  erwartenden 
Wasserangriffs,  in  Zementmörtel  oder  trocken 
ausgeführt  werden  und  mindestens  50  cm  über 
Hochwasser  reichen  sollen.  Bei  stehenden  Ge- 
wässern reicht  oft  die  Bepflanzung  der  Bö- 
schungen (s.  d.  insbesondere  die  Abb.  210, 
211    und  212    des  Artikels  Böschungen)    hin. 


An  Stelle  der  natürlichen  Steine  zu  Pflaste- 
rungen können  auch  Kunststeine  aus  Beton 
oder  an  Ort  und  Stelle  ausgeführte  durchgehende 
Betonpflasterungen  Anwendung  finden. 

Gegen  heftigen  Wasserangriff  bieten  Stütz- 
und  Futtermauern  (s.  d.)  Schutz. 

Dem  Schutze  gegen  Hochwasser  ist  bei 
Eisenbahnbauten  ein  besonderes  Augenmerk 
zu  widmen,  weil  den  Gefahren,  die  dem  Bahn- 
bestande und  dem  Betriebe  durch  Hochwasser 
drohen,  vorgebeugt  werden  muß.        Pollak. 

Ugandabahn  s.  Britisch-Ostafrika. 

Uhren  (clocks;  horloges;  orologi)  sind  ein 
unentbehrliches  Erfordernis  für  den  Eisen- 
bahnbetrieb. Nach  den  TV.  soll  jeder  Bahn- 
und  Schrankenwärter,  Lokomotiv-  und  Zug- 
führer im  Dienst  mit  einer  richtig  gehenden 
U.  versehen  sein,  die  nach  der  Zeit  des 
Dienstfahrplans  gerichtet  ist.  Ebenso  haben 
nach  den  bei  den  meisten  deutschen  Bahnen 
gültigen  Fahrdienstvorschriften  vom  1.  Au- 
gust 1907  die  im  Fahrdienst  tätigen  Be- 
amten eine  richtig  gehende  U.  zu  tragen;  der 
Führer  eines  Kleinwagens  (Bahnmeisterwagen, 
Dräsinen,  Eisenbahnfahrräder  u.  s.  w.)  hat 
seine  U.  vor  der  Fahrt  mit  der  Stationsuhr 
in  Übereinstimmung  zu  bringen. 

Auf  jeder  Station  soll  (§  52  der  TV.)  eine  U. 
(Bahnhofs-  oder  Stationsuhr)  für  die  Reisenden 
sichtbar  angebracht  sein,  die  nach  der  dem  öffent- 
lichen Fahrplan  entsprechenden  Zeit  gerichtet  ist. 
Auf  größeren  Stationen  sollen  die  Zeitangaben 
vom  Zugang  und  von  den  Zügen  aus  auch  bei 
Dunkelheit  erkennbar  sein.  Nach  §  26  der  BO. 
muß  ferner  auf  größeren  Bahnhöfen  die  Zeitan- 
gabe sowohl  von  der  Zugangs-  als  von  der  Bahn- 
seite zu  erkennen  sein.  Nach  den  Fahrdienstvor- 
schriften vom  I.August  1907  hat  der  Aufsichts- 
beamte darüber  zu  wachen,  daß  die  Stationsuhren 
richtig  gehen,  unrichtig  gehende  U.  aber,  soweit 
möglich,  verdeckt  werden.  Für  die  Zeit  der  Ab- 
fahrt des  Zuges  ist  die  Stationsuhr  maßgebend. 

Ähnliche  Bestimmungen  wie  in  Deutschland 
finden  sich  in  fast  allen  anderen  Ländern.  Vgl. 
u.  a.  §  40  der  österreichischen  Eisenbahn-Be- 
triebsordnung vom  16.  November  1851,  §  6 
des  schweizerischen  Transportreglements  vom 
I.Juli  1876  und  Art.  24  der  englischen  ruies 
and  regulations. 

Seit  den  letzten  Jahrzehnten  sind  bei  den 
Eisenbahnen  mehr  und  mehr  die  elektrisch 
betriebenen  U.  in  Aufnahme  gekommen, 
weil  nur  sie  die  Möglichkeit  bieten,  eine  grö- 
ßere Anzahl  von  U.  in  genauer  Übereinstim- 
mung zu  halten.  Bei  diesen  unterscheidet  man 
Hauptuhren,  die  gleichzeitig  eine  Reihe  von 
Nebenuhren  betätigen,  und  elektrische  Einzel- 
uhren.   Für  die  Eisenbahnen   kommen  haupt- 


Uhren.  -   Uliabergbahn, 
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sächlich  die  ersteren  in  Betracht.  Bereits  im 
Jahre  1839  hat  Steinhei!  elektrische  Neben- 
uhren von  einer  Hauptuhr  in  Übereinstimmung 
gehalten.  Heute  sind  die  meisten  größeren 
Bahnhöfe  mit  elektrischen  U.  ausgerüstet.  Die 
Genauigkeit  der  Zeitübertragung  ist  bei  ihnen 
recht  hoch,  denn  die  Abweichung  von  der 
richtigen  Zeit  beträgt  nur  etwa  '/,g  Sekunde. 
Bei  den  Nebenuhren  benutzt  man  zur  Bewe- 
gung des  Zeigerwerks  einen  durch  Stahlma- 
gnete polarisierten  Anker  oder  Elektromagneten. 
Durch  Gleichstrom  wechselnder  Richtung  wird 
jede  Minute  der  Anker  in  Tätigkeit  gesetzt, 
der  durch  seine  Bewegung  die  Zeiger  um  eine 
Minute  weiterschiebt.  Während  mechanische 
Werke  aufgezogen  und  von  Zeit  zu  Zeit  geölt 
und  gereinigt  werden  müssen,  bedürfen  elek- 
trische U.  nur  sehr 
geringer  Wartung 
und  können  jahre- 
lang ohne  Nach- 
hilfe betrieben 
werden.  Der  für 
diese  U.  erforder- 
liche Strom  ist 
ganz  gering. 

Besonders  nach 
der  Einführung 
der  Einheitszeit 
und  im  beson- 
deren der  mittel- 
€  u  r  o  15  ä  i  s  c  h  e  n 
Zeit  in  Deutsch- 
land, Österreich,  Ungarn,  Schweiz  und  Italien 
stellte  sich  das  Bedürfnis  heraus,  in  jedem  Land 
auf  den  Eisenbahnstationen  die  U.  richtig  zu 
halten.  Die  richtige  mitteleuropäische  Zeit 
wird  heute  durch  Morsezeichen  auf  den  Farb- 
schreibern, ferner  durch  elektrische  Wecker  oder 
durch  Telephon  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt 
abgegeben.  Zur  Regelung  der  U.  des  gesamten 
preußisch-hessischen  Eisenbahnnetzes  befindet 
sich  auf  dem  Schlesischen  Bahnhof  in  Berlin 
folgende  Einrichtung:  Die  von  der  Sternwarte 
berichtigte  Hauptuhr  der  Normalzeit  stellt  täg- 
lich morgens  um  7  Uhr  eine  Hauptuhr  auf  dem 
Schlesischen  Bahnhof  richtig.  Zwei  Minuten  vor 
8  Uhr  bringt  eine  von  Professor  Strasser  ent- 
worfene Kontaktuhr  wiederholt  das  Morsezeichen 
m.  e.  z.  (d.  h.  mitteleuropäische  Zeit).  Dieses 
Zeichen  wird  durch  Relais  innerhalb  des  ganzen 
Eisenbahnnetzes  auf  zahlreichen  Hauptleitungen, 
auf  denen  für  2  Minuten  der  Betrieb  ruht, 
weitergegeben;  2  Sekunden  vor  8  Uhr  entsteht 
ein  langer  Strich  auf  dem  Morsestreifen,  der 
um  8  Uhr  plötzlich  abbricht  und  hierdurch 
mit  einer  Genauigkeit  von  etwa  Yio  Sekunde 
die    richtige   Zeit   dem    ganzen    Land    angibt. 


'  y/^///^/////'/^//'^^^.^^' 


Abb.'12.  Untere  Station. 


Literatur:  Dr.  A.  Tobler,  Elektrische  Uhren.  - 
J.  Zacharias,  Elektrotechnik  für  Uhrmacher.  — 
J.  Zacharias,  Elektrische  Uhren  mit  besonderer 
Berücksichtigung  für  Eisenbahnen.  Glasers  Ann.  1909. 

Giese. 

Uhrsignal  (Zeitsignal),  Signal  1 4  der  öster- 
reichischen Signalvorschriften,  aus  12  Glocken- 
schlägen bestehend,  mit  der  Bedeutung  „Uhren 
richten".  Es  ist  von  jeder  Station  in  der  vor- 
geschriebenen Richtung  in  dem  Augenblick  zu 
geben,  in  dem  auf  der  Telegraphenlinie  das 
Uhrenzeichen  erfolgt;  bei  Störungen  auf  der 
Telegraphenlinie  hat  jede  Station  das  Uhren- 
zeichen nach  der  eigenen  Uhr  zu   geben. 

Wegen  der  telegraphischen  Übermittlung  des 
Zeitsignals  s.  Telegraph,  Bd.  IX,  S.  293. 

Uliabergbahn.  Die  eingleisige  Seilhänge- 
bahn bei  San  Sebastian   in  Spanien   nach  der 
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Abb.  13.  Obere  Station. 
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Abb.  14. 

Bauweise  Torres  (s.  Seilbahnen,  Bd.  IX,  S.  25) 
wird  elektrisch  betrieben  und  ist  für  den  Per- 
sonenverkehr bestimmt.  Bei  280  m  Länge  wird 
eine  Höhe  von  28  m  gewonnen.  Es  sind 
2  Gruppen  von  je  3  Tragseilen  7"(Abb.  1 2  und  1 3) 
zu  beiden  Seiten  des  Fahrzeuges  angeordnet. 
Die  Tragseile  sind  an  der  unteren  Station 
befestigt,  an  der  oberen  über  Rollen  geführt, 
haben  eine  Bruchfestigkeit  von  120  kgjqmm 
und  werden  durch  etwa  5  t  schwere  Gegen- 
gewichte gespannt.  Das  endlose  Zugseil  Z  wird 
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mit  2S  kglqmtn  beansprucht,  an  der  unteren 
Station  durch  einen  Elektromotor  fangetrieben, 
an  der  oberen  über  Rollen  geführt  und  durch 
ein  Gewicht  gespannt;  es  hat  eine  Hanfseele 
und  60  qmm  Stahlquerschnitt,  dessen  Zug- 
festigkeit 1 80  kglqmtn  beträgt.  Der  1 2  Personen 
fassende  Wagenkorb  von  3'6  m  Länge,  M  /« 
Breite  und  l'O  m  Höhe  hängt  auf  einem 
2achsigen  Laufwerk  mit  je  6  Rädern  in  0'2  m 
Abstand  (Abb.  14).  Eine  selbsttätige  und  eine 
Handbremse  ermöglichen  ein  rasches  Anhalten 
des  Wagens.  Sollte  der  Wagen  die  Fahrt  auf 
der  Strecke  nicht  fortsetzen  können,  so  wird 
er  mittels  eines  Schleppseiles  durch  eine  be- 
sondere Winde  zur  oberen  Endstation  gezogen. 

Literatur:  Espitallier,  Seilschwebebahn  auf  dem 
Mont  Ulla  Gen.  civ.  1909.  Ztschr.  dt.  Iiig.  Jg.  1909, 
S.  1283.  Dolezalek. 

Ulrich  Franz,  geb.  am  3.  März  1844  in 
Hersfeld  (Hessen),  gestorben  am  14.  Oktober 
1914  in  Cassel  (Wilhelmshöhe),  gehörte  zu 
den  hervorragendsten  Beamten  des  preußisch- 
hessischen Eisenbahnwesens,  hat  sich  aber  ganz 
besondere  V'erdienste  erworben  durch  seine 
bahnbrechenden  Schriften  über  die  wichtigsten 
wirtschaftlichen  Eisenbahnfragen.  Er  hat  die 
Rechts-  und  Staatswissenschaften  studiert,  war 
einige  Zeit  im  Justizdienst  beschäftigt  und 
trat  dann  zur  Eisenbahnverwaltung  über,  war 
Mitglied  der  Eisenbahndirektionen  in  Straßburg 
i.  E.  und  Elberfeld,  einige  Jahre  vortragender 
Rat  im  preußischen  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  und  von  1895  bis  zum  I.Juni 
1908,  an  welchem  Tag  er  in  den  Ruhestand 
trat,  Präsident  der  Eisenbahndirektion  in  Cassel. 
Während  seiner  Tätigkeit  in  Elberfeld  hielt  er 
Vorlesungen  über  das  Eisenbahntarifwesen  an 
der  LIniversität  Bonn.  Seine  erste,  ohne  Namens- 
nennung unter  dem  Titel  „Tariferhöhung  oder 
Reichsbahnen?"  im  Jahre  1876  erschienene 
Schrift  behandelte  als  eine  der  ersten  die  da- 
mals die  gesamte  Öffentlichkeit  beschäftigende 
Reichseisenbahnfrage.  Das  Ergebnis  seiner 
Bonner  Vorlesungen  war  das  1886,  in  zweiter 
Auflage  in  französischer  Sprache  1890  er- 
schienene Lehrbuch  des  Eisenbahntarifwesens, 
es  folgte  1892  ein  Buch  über  Personentarifreform 
und  Zonentarif  und  1894  ein  solches  unter 
dem  Titel  „Staffeltarife  und  Wasserstraßen", 
das  später  ergänzt  und  erweitert  wurde  durch 
das  kleine  inhaltsreiche  Werk  „Staatseisen- 
bahnen, Staatswasserstraßen  und  deutsche 
Wirtschaftspolitik"  (1898).  U.  hat  außerdem 
eine  Reihe  von  Aufsätzen  in  wissenschaftlichen 
Zeitschriften  veröffentlicht,  war  auch  Mitarbeiter 
an  der  ersten  Auflage  der  Enzyklopädie  des 
Eisenbahnwesens,  in  der  er  u.  a.  die  Artikel 
Gütertarife     und    Personentarife    verfaßt    hat. 


U.  war  der  Begründer  der  heute  zu  glänzender 
Entwicklung  gelangten  Eisenbahnvereine,  in 
denen  die  Beamten  und  Arbeiter  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung, ihre  Frauen  und  ihre  Familien 
zu  gemeinsamer  wirtschaftlicher  und  sozialer  Ar- 
beit sich  zusammenschließen  und  ihre  Interessen 
durch  Spar-  und  Darlehenskassen,  Bibliotheken, 
gemeinsame  Liebestätigkeit  und  Pflege  von  Ge- 
selligkeit fördern.  Den  Vorsitz  in  diesen  ihm 
besonders  am  Herzen  liegenden  Vereinen  hat  U. 
auch  nach  dem  Ausscheiden  aus  dem  Staatseisen- 
bahndienst, solange  seine  Gesundheit  es  erlaubte, 
beibehalten  (vgl.  Art.  Preußische  Eisenbahnen, 
Bd.  Vlll,  S.    133,    134).  v.  der  Leyen. 

Umbehandlung,  Umexpedition  s.  Re- 
expedition. 

Umexpeditionstarife  s.  Gütertarife. 

Umgrenzungslinien  für  Eisenbahnfahr- 
zeuge und  Ladungen  (minimumfixed  struc- 
ttire;  profil  limite  de  chargemcnt;  profilo  nor- 
male del  materiale  mobile).  Diese  bestimmen 
die  auf  Schienenoberkante  und  Fahrzeugmittel- 
linie bezogenen  größten  zulässigen  Querschnitts- 
maße der  Eisenbahnfahrzeuge  und  Ladungen. 
Die  U.  sind  abhängig  von  der  Umgrenzungs- 
linie des  lichten  Raumes  und  von  dem  kleinsten 
zulässigen  Abstand  der  Doppelgleise;  sie  dürfen 
mit  der  Lichtraumlinie  und  der  Mittellinie  der 
Doppelgleise  nicht  zusammenfallen,  sondern 
müssen  in  genügenden  Sicherheitsabständen  von 
diesen  gelegt  werden  (s.  Abb.  16).  Die  volle 
Ausnutzung  der  durch  die  U.  vorgeschriebenen 
Breitenabmessungen  ist  in  der  Regel  nur  für 
Wagen  und  Ladungen  geringerer  Länge  und  für 
Lokomotiven  und  Tender  zulässig.  Für  Wagen 
und  Ladungen  größerer  Länge  muß  wegen  der 
in  den  schärferen  Gleisbogen  auftretenden  größe- 
ren Ausragungen  der  Wagen-  (Ladungs-)  Quer- 
schnittsteile über  die  Gleismitte  eine  Einschrän- 
kung der  größten  zulässigen  Breitenabmessungen 
der  U.  stattfinden,  da  Erweiterungen  der 
Lichtraumumgrenzung  und  der  Doppelgleis- 
abstände  in  diesen  Gleisbogen,  insbesondere 
auf  Strecken  mit  schwierigen  Anlageverhält- 
nissen (Gebirgs-,  Tunnelstrecken),  meist  über- 
haupt nicht  oder  nur  in  unzureichendem  Maße 
vorhanden  sind.  Die  Abhängigkeit  von  der 
Lichtraumumgrenzung  hat  zur  Aufstellung  von 
verschiedenen  U.  geführt.  Auf  Verkehrsgebieten, 
wo  die  Vereinheitlichung  der  Lichtraumum- 
grenzung bereits  weit  vorgeschritten  ist,  wie 
dem  Gebiet  des  VDEV.  oder  dem  Gebiet  der 
italienischen  Eisenbahnen,  kommt  man  mit  einer 
oder  nur  wenigen  U.  aus;  auf  Verkehrsgebieten, 
wie  beispielsweise  dem  französischen,  wo  die 
Lichtraumverhältnisse  der  einzelnen  Bahnen 
ganz  bedeutend  voneinander  abweichen,  be- 
stehen für  jede  Bahn  besondere  U. 


Umgrenzungslinien  für  Eisenbahnfahrzeuge  und  Ladungen. 
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Jedes  Fahrzeug  und  jede  Ladung,  die  auf 
eine- bestimmte  Bahn  übergehen  sollen,  müssen 
den  für  diese  Bahn  aufgestellten  U.  entsprechen. 

A.  Umgrenzungslinien  für  Eisenbahn- 
fahrzeuge. 

Nachstehend  sollen  die  derzeit  bestehenden 
wichtigeren  U.  von  normalspurigen  Eisenbahnen 
der  einzelnen  Verkehrsgebiete  angeführt  werden. 

1.  Verein  Deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen. Die  TV.  des  VDEV.  sehen  eine 
U.  für  Lokomotiven  und  Tender  (s.  Abb.  15) 


neten  Teile  bis  auf  60  mm  über  Schienenober- 
kante. 

Stromabnehmer  dürfen  über  die  Umgrenzung 
hinausragen.  Beim  Übergang  auf  andere  Bahnen 
müssen  sie  sich  so  weit  umlegen  oder  abneh- 
men lassen,  daß  die  vorgeschriebene  U.  ein- 
gehalten wird. 

Bei  den  Eisenbahnen  des  ehemaligen  öster- 
reichisch-ungarischen Staates  ist  für  schwere 
Güterzug-,  Nebenzug-  und  Verschublokomo- 
tivendieauf  Abb.  17  ersichtliche  Erweiterung  des 
unteren  Teiles  der  Vereinsumgrenzung  zulässig. 
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Umgrenzung  des  lichren  Raumes 

x_«_  "  für  Lokomofivschornsfeire. 

,_»_,_  '  für  SigrwIlaTcrnen  und 

Signalschefben 


Einschränkung  doi-  l'iiigivn/.ung  fm-  Lokonmüvpii  und  Tender 
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_  Umgrenzung  des  Itcht-en  Raumes 

für  die  öem  Federspiele  mehr  folgenden  Teile, 
die  SicherheifskeUen  u.  Kupplungen 


Einschränkung  der  umgreniang  voo  Wagen 

die  auf  Zahnstangenbahnen  übergehen  solle 
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Umgrenzung  dM  Itchfen  Raumes 

_,__         ■  für  die  5icherheü5)^etlen  und  Kupplungen 


Abb.  15.  VDEV.  Lokomotiven  und  Tender. 


Abb.  16.  VDEV.  Wagen  und  Uidemaß  I. 


und  eine  solche  für  Wagen  (s.  Abb.  16)  vor, 
innerhalb  welcher  die  festen  Teile  der  leeren 
und  beladenen  Fahrzeuge  bei  der  Mittelstellung 
im  geraden  Gleise  verbleiben  müssen;  folgende 
Vorschriften  sind  noch  zu  beachten. 

Für  Lokomotiven  und  Tender; 

Unter  100 /«/«über  Schienenoberkante  dürfen 
selbst  bei  kleinster  noch  zulässiger  Stärke  der 
Radreifen,  abgesehen  von  den  Rädern,  nur  die 
Gegengewichte  der  Räder,  die  Bahnräumer, 
Bremsklötze,  Sandstreuer,  Sicherheitsketten, 
Kupplungen  und  die  beweglichen,  dem  Fedei- 
spiele  nicht  folgenden  Lokomotivteile  herab- 
reichen, u.  zw.  die  durch  die  Radreifen  gedeckten 
Teile  bis  auf  50  mm,  die  übrigen  vorbezeich- 


Für  Wagen: 

Unter  130/«/«  über  Schienenoberkante  dür- 
fen selbst  bei  niedrigstem  zulässigen  Pufferstand, 
abgesehen  von  den  Rädern,  nur  die  durch 
die  Radreifen  gedeckten  Teile,  die  Sicherheits- 
ketten und  Kupplungen  herabreichen,  u.  zw.  die 
durch  die  Radreifen  gedeckten  Teile  bis  auf 
50  /«/«,  die  Sicherheitsketten  und  Kupplungen, 
wenn  sie  nicht  aufgehängt  werden  können,  bis 
auf  75  mm  über  Schienenoberkante. 

Stromabnehmer  dürfen  überdie  Umgrenzung 
hinausragen.  Beim  Übergang  auf  andere  Bahnen 
müssen  sie  sich  so  weit  umlegen  oder  abneh- 
men lassen,  daß  die  für  Wagen  festgelegte 
Umgrenzung  eingehalten  wird. 
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Die  TV.  schreiben  für  Wagen  Einschrän- 
kungen der  Rreitenabmessungen  der  U.  vor; 
diese  Vorschriften  sind  derzeit  in  Umarbeitung 
begriffen. 

Für  einzelne  wenige  Strecken  der  Vereins- 
bahnen gilt  noch  die  auf  Abb.  18  dargestellte 
kleinere  U. 


2.  Belgien  s.  Abb.  19  u.  20. 

3.  Frankreich  s.  Abb.  20-26. 

4.  Italien  s.  Abb.  27. 

5.  Norwegen  s.  Abb,  28. 

6.  Schweden  s.  Abb.  30,  ferner  die  U- 
des  VDEV.  nach  Abb.  16  nach  vorheriger 
Vereinbarung. 


Umgrenzungslinien  für  normalspurige  schwere  Güterzuglokomotiven,  Sekundärzug-  und  Verschiebe- 
I  lokomotiven  in  den  Teilen  bis  335  mm  über  Schienenoberkante. 
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Umgrenzung  für  gefederte  Bestandteile  bei  ganz  abgenützten  Radreifen. 

„  .    ungefederte  Bestandteile,  Sicherheitsketten  und  Kupplungen,  bei  ganz  abgenützten  Radreifen. 

,  ..    die  durch  die  Breite  der  Radreifen  gedeckten  Teile  bei  ganz  abgenützten  Radreifen. 

.  des  lichten  Raumes  nach_den  VDEV. 

,  »         .  »         für  Österreich  und  Ungarn. 

Abb.  17. 
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Die  Breite  der  Wagen  ist  nach  den  Normen 
des  VDEV.  einzuschränken. 


Zulässiges  Profil  für  Jamioulx-Berzee  und 
Waicourf-Vireux. 

I   I 


I:50 

Abb.  18.  Lademaß  II. 


1:50 

Abb.  19.  Belgische  Staatsbahnen. 


Umgrenzungslinien  für  Eisenbahnfahrzeuge  und  Ladungen. 
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Die  Breife  der  Wagen  isr  nach  den  Normen  der  franz.  u. 
belg,  Nordbahn  einzuschränken. 
Der  schraffierfe  Teil  beziehr  sich  auf  die  erhöhten 
Bahnsreige  einiger  PersonenbahnhöFe. 


1:50 

Abb.  20.  Belgische  und  französische  Nordbahn. 


Abb.  21.  Französische  Staatsbahn  (ehemaliges  Staatsbahnnetz). 
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Die  Breite  der  Wagen  ist  nach  den  Normen 
der  Ostbahn  einzuschränken. 
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Abb.  22.    Französische  Staatsbahn  (ehemaliges  Westbahnnetz). 


Abb.  23.  Französische  Ostbahn. 
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Die  vorliegende  Begrenzungslinie  sfellf  die  Umrisslinie 
dar,  welche  die  SesellschafI'  auf  ihrem  Netze  zulässf,  sofern 
der  Wagenkasten  keine  grössere  Länge  als  12  m  hat- Bei 
Fahrzeugen,  bei  denen  diese  Länge  12m  übersteigt, ist  die 
Erlaubnis  zur  Zulassung  bei  der  Gesellschaft  einzuholen, 
unter  Angabe  der  Elemente,  welche  nötig  sind,  um  sich 
über  die  Verhältnisse  beim  Durctifahren  der  Bahnkrümmungen 
Rechenschaft  geben  zu  können. 


Das    Mass    a-M    isl  nur    bei  Uilschienea 
1  '  50     ^""'S'  "**"'  solche  bcrragl  Jassetbe  70  und 
das  Mass  b  ist  dann  aui  65f>  beschr.lnlil. 


Abb.  24.    Französische  Südbahn. 


Abb.  25.   Paris-Lyon-Mediterranee. 
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Die  Breite  der  Wagen  Ist  nach  den  Normen 
der  ital.  St.  B.  einzuschränken. 
B  für    die    Strecken    Palermo  -  Trapani    und 
Cosenza  -  Pietrafitta. 
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Abb.  26.  Paris-Orleans. 


Abb.  27.  Italien. 
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Ohne  Einschränkungen  für  Fahrzeuge  mif  grössfem 
Drehgesfellabsfand  von  14,4m  und  Länge  bis  auf 
18,2  m   ausscfil.  der  Puffer. 


1573    ^ 


f 


1:50 

Abb.  2S.  Norwegen. 


t- 


Abb.  29.  Schweiz. 
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Zulässig  ohne  Einschränkungen  für  Fahrzeuge 
mif  grössfem  Drehgesfeilabsl-and  von  18  m  und 
Länge  bis  auf  24m  (ausschl.  der  Puffer)  in 
Krümmungen   von  mindesfens  180  m  Halbmesser. 


J400 

I 


Ladungen  und  Fahrzeuge  mif  einen  Qesamfhöhe 
von  4300-4650mm  über  Schienen-Oberkanhe  können 
ersf  nach  vorheriger  Vereinbarung  zugelassen  werden. 


1575 
--  1496 

izao- 


I 
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Abb.  30.  Schweden. 
Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X 


Abb.  31.  Transitwagen. 
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7.  Schweiz  s.  Abb.  29. 

S.  Bulgarien,  Dänemark,  Rumänien, 
Serbien,  die  Orientalischen  Eisenbahnen 
und  die  Warschau-Wiener  Eisenbahn 
haben  die  U.  des  VDEV.  nach  Abb.  16  ange- 
nommen. 

Eine  vollständige  Sammlung  der  U.  ist  in 
dem  vom  VDEV.  herausgegebenen  Radstands- 
verzeichnis enthalten.  Dort  sind  bei  den  ein- 
zelnen U.  auch  noch  weitere  erläuternde  Be- 
merkungen, wie  auch  die  von  den  einzelnen 
Bahnen  aufgestellten  Normen  für  die  Breiten- 
einschränkungen der  Querschnittsmaße  der 
Wagen  angeführt. 

Nach  außen  aufschlagende  Türen  in  den 
Seitenwänden  der  Wagen  können,  sofern  sie 
während  der  Fahrt  geschlossen  bleiben,  die 
U.  überragen,  sollen  aber  im  geöffneten  Zu- 
stande innerhalb  der  Umgrenzung  des  lichten 
Raumes  verbleiben;  Türen,  die  auch  während 
der  Fahrt  häufig  geöffnet  bleiben,  wie  die 
Bremshüttentüren,  sollen  jedoch  auch  im  ge- 
öffneten Zustand  innerhalb  der  U.  ver- 
bleiben. 

Im  Hinblick  auf  die  zahlreich  bestehenden 
U.  hat  sich  schon  frühzeitig  das  Bedürfnis 
geltend  gemacht,  für  Güterwagen,  die  für 
den  freizügigen  Verkehr  auf  dem  zusammen- 
hängenden europäischen  Eisenbahnnetz  be- 
stimmt sind,  zur  Erleichterung  des  Überganges 
dieser  Wagen  von  Bahn  zu  Bahn,  eine  ein- 
heitliche U.  zu  schaffen. 

Für  das  Studium  dieser  Frage  ist  von  den 
an  den  Vereinbarungen  über  die  Technische 
im  Eisenbahnwesen  beteiligten  Regie- 
eine internationale  Kommission  ein- 
worden, die  die  schwierige  Aufgabe 
im  Dezember  1912  ihrer  Erledigung  zugeführt 
hat. 

Die  von  ihr  aufgestellte  U.  für  Transitwagen 
ist  in  der  Abb.  31  dargestellt  und  in  die 
Technische  Einheit  als  Anlage  C  aufgenommen 
worden. 

Die  für  sie  festgelegten  Bestimmungen 
lauten : 

Güterwagen,  die  ohne  besondere  Prü- 
fung ihrer  Querschnittsmaße  auf  alle  dem 
internationalen  Verkehre  dienenden  Linien,  mit 
Ausnahme  der  ausdrücklich  ausgenommenen 
Strecken,  übergehen  können  und  als  Transit- 
wagen bezeichnet  werden  sollen,  müssen  fol- 
genden Bedingungen    entsprechen: 

aj  Sie  müssen  "bei  ihrer  Mittelstellung  im 
geraden  Gleise  im  Stillstand  mit  allen  dem 
Federspiele  folgenden  Teilen  innerhalb  der  in 
der  Abb.  31  gezeichneten  Begrenzungslinie 
verbleiben;  die  dem  Federspiele  nicht  folgenden 
Wagenteile  (Achsbüchsen  u.  s.  w.)  dürfen  diese 


Einheit 
rungen 
gesetzt 


Begrenzungslinie  um  1 5  mm,  parallel  zur  Mittel- 
achse dieser  Linie  gemessen,  überragen^. 

bj  Die  größten  nach  dieser  Begrenzungslinie 
zulässigen  Breitenabmessungen  solcher  Wagen 
müssen  derart  eingeschränkt  sein,  daß  kein 
Teil  des  Wagens  bei  dessen  ungünstigster 
Stellung  in  einem  Gleise  von  L463/«  Spur- 
weite und  mit  der  Krümmung  von  250  m  Halb- 
messer die  Begrenzungslinie  mehr  als  um  den 
Wert  k  überragt.  Die  Überragung  ist  parallel 
zur  Schienenebene  zu  messen,  wobei  die  Achse 
der  Begrenzungslinie  senkrecht  zur  Schienen- 
ebene und  in  der  Mitte  zwischen  beiden 
Schienen  stehend  anzunehmen  ist. 

c)  Diese  Einschränkungen  sind  nach  folgen- 
den Formeln  zu  berechnen: 


I.  f,  =  -"" 


1-465 -ö' 


500 


■g  +  w  + 


IL   Ea  = 


'    2000 

an  +  «^    ,    ; 


et; 


1 -465-0? 


500 
2n  +  a 


+  g+w 


-k+\i. 


a  2000 

In  diesen  Formeln  bedeutet: 

Ei^  innere  Einschränkung,  d.  h.  zulässiger 
kleinster  Abstand  eines  zwischen  den  End- 
achsen oder  Drehzapfen  liegenden  Wagen- 
punktes von  der  in  Abb.  31  gezeichneten 
Begrenzungslinie  in  m; 

Ea  ^=  äußere  Einschränkung,  d.h.  zulässiger 
kleinster  Abstand  eines  über  die  Endachsen 
oder  Drehzapfen  hinaus  liegenden  Wagen- 
punktes von  der  in  .'Xbb.  31  gezeichneten 
Begrenzungslinie  in  m; 

a  =  Radstand,  d.  h.  Entfernung  der  End- 
achsen oder  Drehzapfen  in  /w; 

n  =:  .Abstand  des  betrachteten  Wagenquer- 
schnittes von  der  nächstgelegenen  Endachse  oder 
vom  nächstgelegenen  Drehzapfen  in  m; 

d=^  Entfernung  von  Außenkante  zu  Außen- 
kante der  Spurkränze  bei  größter  Abnutzung 
in  m,  gemessen  \0  mm  außerhalb  der  beiden 
in  einer  Entfernung  von  1500«/«  voneinander 
anzunehmenden  Laufkreise; 

q  =  mögliche  Querverschiebung  zwischen 
Lagerschale  und  Achsschenkel,  zusätzlich  der- 
jenigen zwi>chen  .-Xchshalter  und  Achsbüchse 
in  m,  aus  der  Mittellage  heraus  nach  jeder 
Seite,  bei  größter  Abnutzung; 


'  Vor  dem  Jahre  1915  erbaute  Wagen  mit  Hebel- 
bremsen, deren  Hebel  in  der  Tieflage  (Bremsstellung) 
die  Begrenzutigslinie  nach  Abb.  31  überschreiten, 
können  als  Transitwagen  bezeichnet  werden,  wenn 
diese  Hebel  in  der  Hoclilage  (Lösestellung)  innerhalb 
der  genannten  Begrenzungslinie  verbleiben. 
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w  =  mögliche  Querverschiebung  von  Dreh- 
gestellzapfen und  Wiege  in  m,  aus  der  Mittel- 
lage heraus  nach  jeder  Seite; 

p  =  Drehgestellradstand,  d.  h.  Entfernung 
der  Endachsen  des  einzelnen  Drefigestelles  in  m; 

|0'075  für  Teile,  die  430  m/n  und  mehr 

,  I     über  Schienenoberkante  liegen; 

|0-025  für  Teile,  die  weniger  als  430mrn 
'     über  Schienenoberkante  liegen; 


«  =  0,  .    . 


wenn  an  —  n- 


<r 


100; 


750 


100), 


|3  =  0, 


wenn  an  —  n- 


wenn  an- 


>  100; 


^  120; 


ß=^.^(an  +  n^--'^-l20), 

2 

wenn  an  -f  n--^-  >  1 20. 

4 

Güterwagen,  die  diesen  Bedingungen  ent- 
sprechen, erhalten  rechts  auf  den  Langseiten, 
>x'omöglich    in   Augenhöhe,    das    Zeichen   Cxj^l. 

Die  vorstehenden  Formeln  sind 
unter  der  Annahme  der  nachhezeich- 
neten  ungünstigsten  Stellungen  der 
Wagen  im  Gleisbogen  berechnet: 

1.  für  die  zwischen  den  Endachsen 
oder  den  Drehzapfen  gelegenen  Teile 
der  Wagen:  sämtliche  Räder  liegen 
mit  ihren  Spurkränzen  an  der  inneren 
Schiene  an; 

2.  für  die  außerhalb  der  Endachsen 
oder  der  Drehzapfen  gelegenen  Teile 
der  Wagen:  die  eine  der  Endachsen 
oder  das  eine  Drehgestell  liegt  mit 
den  Spurkränzen  an  der  äußeren 
Schiene,  die  andere  Endachse  oder 
das  andere  Drehgestell  liegt  mit  den 
Spurkränzen  an  der  inneren  Schiene  an. 

Die  in  dem  Abstand  k  von  der  U. 
geführte  Linie,  an  die  die  Wagenteile 
bei  der  Stellung  im  Gleisbogen  heran- 
reichen dürfen,  wird  die  Spiel  raum- 
linie  genannt. 

Für  die  Fahrzeuge  schmalspuri- 
ger Lokalbahnen  empfehlen  die 
vom  VDEV.  herausgegebenen  Qrz.,  daß 
alle  festen  Teile  dieser  Fahrzeuge,  mit 
Ausnahme  von  Stromabnehmern,  bei 
Mittelstellung  im  geraden  Gleis  von 
100— 1000  Aß/«  über  Schienenober- 
kante überall  einen  Abstand  von 
mindestens  30  mm,  von   1000/«/«  an 


einen  Abstand  von  mindestens  100  mm  von  der 
Umgrenzung  des  lichten  Raumes  haben  sollen. 

Für  die  auf  dem  Gebiet  des  ehemaligen 
österreichisch-ungarischen  Staates  einschließlich 
Bosnien  und  Herzegowina  gelegenen  Schmal- 
spurbahnen von  760  mm  Spurweite  ist  die  in 
der  Abb.  32  dargestellte  U.  aufgestellt. 

Die  Breitenmaße  dieser  U.  unterliegen  keiner 
Einschränkung,  da  die  Lichtraumumgrenzung 
dieser  Bahnen  in  den  Gleisbogen  entsprechend 
erweitert  ist. 

B.  Umgrenzungslinien  für  Ladungen. 

Die  U.  für  Ladungen,  auch  Lademaße  ge- 
nannt, die  ursprünglich  von  den  U.  für  Eisen- 
bahnfahrzeuge vielfach  abwichen,  stimmen  nun- 
mehr mit  diesen,  soweit  der  Linienzug  für  die 
gerade  Strecke  in  Frage  kommt,  vollständig 
überein.  Es  sind  demnach  die  in  den  Abb.  16, 
18-30,  32  dargestellten  U.  für  Eisenbahnfahr- 
zeuge zugleich  die  Lademaße  der  betreffenden 
Eisenbahnen.  Die  U.  nach  Abb.  15,  17  und  31 
gelten  nur  für  Fahrzeuge,  sind  also  keine  Lade- 
j  maße.  Wie  bei  den  Wagen  erfahren  auch  bei 
I  den  Ladungen  die  Breitenabmessungen  der  U. 
(Lademaße)  Einschränkungen.  Während  jedoch 
die   Einschränkungswerte    bei    den  Wagen    — 


;  Für  die 


Umgrenzungslinie  für  gefederte  Bestandteile  bei  ganz  abgenützten 
Radreifen. 

Umgrenzungslinie  für  ungefederte  Bestandteile  bei  ganz  abge- 
nützten Radreifen. 

Umgrenzungslinie  für  die  durch  die  Breite  der  Radreifen  gedeck- 
ten Teile. 

Umgrenzungslinie  für  aufgesteckte  Signallaternen. 

Umgrenzung  des  lichten  Raumes. 

Abb.  32.  Schmalspurfahrzeuge. 
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Breiteneinschränkungen  der  Ladungen  auf  jeder  Seite  in  cm,  d.  li.  kleinste,  wagrecht  gemessene 
Abstände  zwischen  den  I^dungen  und  dem  jeweils  zugelassenen  I-ademaß. 
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Abstand 

Für  einen  Abstand  in  m  des  betrachteten  Querschnittes: 
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Anmerkung:  Für  andere  als  die- in  der  Tabelle  angegebenen  Grundwerte  sind  stets  die  nächsthöheren 
Tabellenwerte  anzuwenden. 
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mit  Ausnahme  der  Transitwagen  ~  bei  den 
U.  der  einzelnen  Bahnverwaltungen  verschieden 
berechnet  sind,  wurden  die  Einschränkungswerte 
für  die  Ladungen  von  der  früher  erwähnten 
internationalen  Kommission  für  sämtliche  Lade- 
maße der  den  Vereinbarungen  über  die  tech- 
nische Einheit  i.  E.  beigetretenen  Eisenbahnen 
zur  Erleichterung  des  Dienstes  in  den  Verlade- 
stellen und  der  Überprüfung  der  Ladungen 
in  den  Übergangsbahnhöfen  einheitlich  fest- 
gesetzt. Die  für  die  U.der  Ladungen  in  Betracht 
kommenden  Vorschriften  der  Technischen  Ein- 
heit i.  E.  lauten: 

»Die  Ladung  offener  Güterwagen  darf  bei 
Mittelstellung  der  Fahrzeuge  im  geraden  Gleis 
die  auf  jeder  Bahn  für  den  internationalen 
Verkehr  zugelassenen  Lademaße  nicht  über- 
schreiten. Diese  Lademaße  sind  den  beteiligten 
Staaten  bekanntzugeben. 

Die  Breite  der  Ladungen  muß  mit  Rücksicht 
auf  das  Durchfahren  scharfer  Krümmungen 
um  die  in  der  nebenstehenden  Ladetabelle  an- 
gegebenen Maße  eingeschränkt  werden.  Außer- 
demsind für  Ladungen  auf  Schemelwagenpaaren 
oder  beim  Gebrauche  von  Schutzwagen  oder 
eines  Zwischenwagens  die  Vorschriften  des 
§9  zu  berücksichtigen''.  Besondere,  für  einzelne 
Linien  gültige  Vorschriften  der  Bahnverwal- 
tungen sind  den  beteiligten  Staaten  bekannt- 
zugeben." 

Bemerkungen:  L  Die  in  gewöhnlichen 
Ziffern  gesetzten  oberen  Tabellenwerte  gelten 
für  Teile  zwischen  den  Endachsen  oder  Dreh- 
zapfen; die  in  Kursiv-Ziffern  darunter  stehenden 
Werte  gelten  für  Teile,  die  über  die  Endachsen 
oder    Drehzapfen    hinausragen. 

2.  Bei  Ladungen  auf  Drehgestell-  oder 
Schemelwagen  von  mehr  als  4-0  in  Radstand 
sind  die  aus  der  Tabelle  entnommenen  Breiten- 
einschränkungen für  die  zwischen  den  Dreh- 
zapfen liegenden  Teile  der  Ladung  zu  ver- 
größern, für  die  darüber  hinausragenden  Teile 
zu  verkleinern,  u.  zw.  bei  dem  Radstand  der 
Drehgestelle  oder  der  Schemelwagen 

von   4-1— 6'0/«  um   \  cm 
über  6i  m  „     2  „ 

3.  Die  in  der  Tabelle  angegebenen  Breiten- 
einschränkungen sind  für  Teile  der  Ladungen, 
die  unterhalb  der  Höhe  von  0430  in  über 
Schienenoberkante  liegen,  um  5  cm  zu  ver- 
größern. 

4.  Wegen  der  Breite  der  Ladungen  auf 
Schemelwagenpaaren  oder  beim  Gebrauch  von 
Schutzwagen    oder    eines   Zwischenwagens  s. 


außerdem  §9  des  Art.  IV  und  die  Tabelle  der 
Anlage  F. 

5.  Belgien  nimmt  die  Ladungen,  deren  Länge 
27  m  übersteigt,  nur  nach  vorheriger  Verein- 
barung an. 

Die  Werte  der  in  der  vorstehenden  Vor- 
schriftgenannten Ladetabelle,  die  bis  einschließ- 
lich einem  Drehzapfenabstand  von  30  m  und 
einem  zugehörigen  Überhang  der  Ladung  von 
6'5  III  aufgestellt  wurden,  sind  auf  Grund  der 
im    Abschnitt   A   angeführten    Formeln    unter 


Annahme 

der  folgenden    Festwerte   berechnet 

worden : 

d  =  1  -405  m 

p  =  2-5  m 

q+w=  0015  m 

k  =  0-075  in 

«  =  0,   . 

»2 

wenn  fl// -  rt^-f '    <  80 

4  — 

«  =  750 

[an  -  n^  +  ^J  -  80), 

wenn  a«  -  «2  4- ^^  >  SO. 

'  Diese  Vorschriften  geben  die  einzuhaltenden 
Mindestabstände  der  Ladung  vom  Fußboden  und 
von  den  Seitenwänden  dieser  Wagen  an. 


Für  ß  wurde  die  gleiche  Formel  benutzt 
wie  im  .Abschnitt  A. 

Die  Werte  dieser  Tabelle  sind  auch  in  den 
Ladetabellen  des  Vereinsradstandsverzeichnisses 
enthalten. 

In  diesem  Verzeichnis,  wie  auch  im  Vereins- 
wagen-Übereinkommen, sind  noch  besondere, 
für  das  Gebiet  des  VDEV.  gültige  Vorschriften 
über  die  Breiten  und  Längen  der  Ladungen 
auf  Schemelwagen  enthalten,  die  auf  Grundlage 
der  U.  nach  Abb.  lö  und  der  Werte  der 
internationalen  Ladetabellen  errechnet  sind. 

Cnnonetti. 

Umkartierung  s.  Frachtbrief-  und  Gü- 
terabfertigung. 

Umladebühnen,  ümladehallen,  ümlade- 
schuppen  (transhipping  platforms;  qaais  de 
transbordeincnt;banclnneditrasbordo).  Das  um- 
laden solcher  Stückgüter,  die  nicht  in  demselben 
Wagen  von  der  Versandstation  zur  Empfangs- 
station laufen  können,  wird,  soweit  es  nicht 
zusammen  mit  der  Behandlung  des  Ortsgutes 
an  den  Güterschuppen  oder  mit  ihnen  ver- 
bundenen Anlagen  {Zwischenbühnen,  U.)  vor- 
genommen wird  (s.  Bd.  V,  S.  432),  an  be- 
sonderen U.  (ümladehallen,  Umladeschuppen) 
auf  den  Verschiebebahnhöfen  vorgenommen. 
Die  Stückgüter  werden  in  der  Regel  von  einem 
zum  andern  Wagen  über  die  U.,  an  deren 
Kanten  die  Wagen  stehen,  unter  Verwendung 
von  V'erladebrücken  aus  Riffelblech  (s.  Bd.  V, 
S.  433)  mittels  Stechkarre  befördert.  Für  die- 
jenigen Güter,  die  bei  der  Entladung  nicht 
sogleich  wieder  verladen  werden  können,  muß 
auf  der  U.  Platz  zur  Zwischenlagerung   vor 
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Umladebühnen. 


banden  sein.  Nur  für  gewisse  Güterarten  eignen 
sich  offene  U.  Im  übrigen  werden  sie  entweder 
nur  mit  einem  überragenden  Schutzdach  ver- 
sehen  oder  auch  gegen  die  Wetterseite  durch 


Abb.  33.   Querschnitt  einer  Umladebühne. 
Entnommen  aus  Eis.  T.  d.  O.  11,  3,  1.  Aufl.,  S.  625. 


eine   Wand    geschützt    oder   als    geschlossene 
Hallen  ausgebildet. 

Die  U.  einfachster  Form  bestehen  aus  einein  lang- 
gestreckten Ladesteig  zwischen  2  parallel  laufenden 
Gleisen.  Abb.  33  zeigt  solche  U.  in  üblicher  Anord- 
nung mit  Schutzdach  im  Querschnitt.  Bei  größerer 
Anzahl  der  gleichzeitig  aufzustellenden  Wagen  kann 
man  entvteder  an  den  U.  durch  Einschneiden  und 
Vorstrecken  von  Sägezähnen  vergrößerte  Ladelängen 
schaffen  oder  man  ordnet,  und  dies  ist  die  Regel, 
mehrere  parallele  Ladesteige  an,  die  bisweilen  an 
dem  einen  Ende  durch  einen  Quersteig  verbunden 
sind,  wodurch  dann  die  Kammform  entsteht  (s.  Bd.  V, 
S.  436,  437  u.  Abb.  352).  Wenn  die  Güter  schon 
in  den  angekommenen  Wagen  richtungsweise  ver- 
laden sind,  kann  sich  das  Umladegeschäft  unter  Um- 
ständen auf  den  Güteraustausch  zwischen  den  an  je 
einem  der  Parallelsteige,  die  dann  nur  schmal  zu  sein 
brauchen,  beschränken.  Bei  dem  sog.  Zentralladever- 
fahren aber  kann  jeder  ankommende  Wagen  Güter  für 
alle  Richtungen  enthalten.  Dann  muß  es  möglich  sein, 
die  an  einem  der  Ladesteige  entladenen  Güter  nach 
einem  beliebigen  andern  der  Parallelsteige  über- 
zuführen. Hierzu  dient  bei  Kammform  die  End- 
verbindung. Im  übrigen,  u.  zw.  bei  Kammform  in 
der  Regel  auch  außer  der  Endverbindung,  werden 
nach  Besetzung  der  U.  mit  Wagen  entweder  mit  Hilfe 


Abb.  34.  Umladebühne  auf  Bahnhof  Wustermark  bei  Berlin,  ausgeführt  von  Gebrüder  Helfmann,  Frankfurt  a.  M. 


.\bb.  35.    Lageplan  der  Förderbahn  in  der  Uraladehalle  auf  Bahnhof  Bebra.  Maßslab  I  :  750. 
Entnommen  aus  Organ  1912,  Taf  XXIV. 


Umladebühnen. 
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Abb. 


von  Verladebrücken  Querverbindungen  hergestellt 
(s.  Bd.  V,  S.  435);  oder  es  werden  längere  bewegliche 
Karrbrücken  von  Parallelsteig  zu  Parallelsteig  zwischen 
zwei  Wagen  über  die  dazwischen  durchlaufenden 
Gleise  hinweg  gestreckt,  die  dann  vor  Ausräumung 
der  Ladegleise  wieder  fortgenommen  werden  müssen. 
Für  Zwischenlagerung  empfiehlt  es  sich,  nur  einen 
Teil  der  Parallelsteige  entsprechend  breit  zu  machen, 
die  übrigen  aber  als  schmale,  nur  für  den  Längs- 
karrverkehr  bestimmte  Ladesteige  auszubilden.  Als 
Beispiel  ist  in  Abb.  34  die  von  Gebr. 
Helfmann,  Frankfurt  a.  M.,  ausgeführte 
Umladehalle  auf  Bahnhof  VC'ustermark 
im  Schaubild  dargestellt. 

Das  Bestreben,  die  weiten  Karrwege 
zu   vermeiden,    hat   zu  Versuchen    mit 
mechanischen     Förderanlagen     geführt. 
Hängebahnen  scheinen  für  diesen  Zweck 
nicht  geeignet  zu  sein.  Dagegen  hat  die 
von   der  Firma    Unruh  8;  Liebig   1911 
auf  Bahnhof  Bebra  hergestellte  Förder- 
bahn sich  bewährt.  Die  Umladeanlage, 
die  leider  inzwischen  durch  Feuer  zer- 
stört ist,  besteht  aus  3  breiten  Bühnen 
und   2   schmalen    Zwischensteigen,    an 
deren  Kanten  demnach  im  ganzen  6  Gleise 
liegen.  In  2  der  breiten,  je  230  m  langen 
Bühnen  ist  eine  in  sich  zurückkehrende, 
zusammenhängende  Wagenkette  so  ein- 
gelassen, daß  die  durch  die  Wagenober- 
flächen gebildete  bewegliche  Plattform 
in    Bühnenhöhe   läuft   und  als  Förder- 
band erscheint,  während  der  Zusammen- 
hang zwischen  den  beiden  in  die  Bühnen 
eingelassenen    geraden    Strecken  dieses 
Förderbandes    durch    halbkreisförmige 
Umläufe  an  den  Enden  bewirkt  wird  (Abb.  35).  Den 
Querschnitt  einer  Bühne  mit  eingelassener  Förder- 
bahn zeigt  Abb.  36.  Die  halbkreisförmigen  Umläufe 
gehen   über  die  Zuführungsgleise  hinweg  und  sind 
deshalb  als  Drehtore  aus  eisernem  Gitterwerk  aus- 
gebildet (Abb.  37).  Jeder  Torflügel  läuft  mittels  zweier 
Rollen    auf    2   kreisförmig    konzentrisch    gebogenen 
Schienen.  Die  Wagenkette  ist  aus  einachsigen  Dreh- 
gestellen gebildet,  die  je  durch  eine  Deichsel  gesteuert 
werden,  die  mittels  zweier  wagrechter  Rollen  an  einer 
mittleren,  dritten  Schiene  geführt  wird.  Die  Wagen- 
oberfläche besteht  aus  je  einer  aus  C-Eisen  und  Riffel- 
blech gebildeten,  an  den  Enden  gelenkig  aufgelagerten 
Platte  von  \-Q  m  Breite  und,   von  Achse  zu  Achse, 
L5/H  Länge,  die  zugleich  die  gelenkige  Verbindung 
von  Wagen  zu  Wagen  vermittelt  (Abb.  38,  3Q).  Drei 
Wagen  sind  als  Triebwagen  ausgebildet  (bei  a  a  a, 
Abb.  35),  wobei  die  nach   oben   vortretenden   Um- 
kapselungen    der   Motoren    das    Förderband    unter- 
brechen. Zum  Entkup- 
peln    der    Wagenkette 
(um  die  Endtore  öffnen 
zu     können)     sind    an 
4  Stellen  (bei   b  b  b  b. 
Abb.  35)  leicht  lösbare 
Schrauljenkupplungen 
vorhanden.      Die     auf 
die    Bühne    weisenden 
Weichen     sind    durch 
Schlüsselabhängigkeit 
gesichert,  d.  h.  mit  den 
Drehtoren    verbunden. 

Der  Förderzug  hat 
3  km  Geschwindigkeit. 
Die  Güter  werden,  mit 
Kreide        beschrieben. 


samt  den  Frachtbriefen  \on  der  Stechkarre  auf  das 
Förderband  gekippt,  besonders  schwere  Güter  mit 
der  Stechkarre  darauf  gefahren.  Nach  den  Kreide- 
anschriften vierden  dann  die  Güter  an  den  Stellen, 
wo  sie  wieder  verladen  oder  zunächst  gelagert  werden 
sollen,  von  besonderen  Arbeitern  wieder  von  dem 
Förderband  heruntergeholt.  Bei  ganz  schweren  Stücken 
bringt  man  die  Förderbahn  mittels  eines  der  wieder- 
holt angebrachten  Ausschalter  vorübergehend  zum 
Stillstand.  Für  Neuanlagen  wird  eine  größere  Breite 


36.  Halber  QuerschnitI  der  Umladehalle.  Maßstab  1 

Förderbahn  in  der  Umladehalle  auf  Bahnhof  Bebra. 

Entnommen  aus  Organ  1Q12,  Taf.  XXIV. 


150. 


Abb.  37.  Lageplan  eines  Drehtores.  Maßstab  1  :  225. 
Förderbahn  in  der  Umladehalle  auf  Bahnhof  Bebra    Entnommen  aus  Organ  1912,  Taf.  XXIV. 
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Umladebühnen.        Umschlagtarife. 


des   Förderbandes  (etwa   1-3  /;;)   und    so   auch    der 
Ladebühnen  (11-12/«)  empfohlen. 


Längsschnitt. 


JiiT "     W 


Quersctinitt. 

Abb.  38  u  39.  Förderwagen  mit  Kupplung.  Maßst;.b  1:30. 

Förderbahn  in  der  Uinladehalle  auf  Bahnhof  Bebra 

Entnommen  aus  Organ  1012,  Taf.  X.XIV. 

Z./Vc/-fl/«/-;Qoering-Oder,  Hb.d.In2;.-W.V,IV,  1, 
S.  189.  -  Eis.T.d.  Q. 11,3(1.  Aufl.),  S. 624.  -  Cauer, 
Personen-  und  Güterverkehr  der  preußisch-hessischen 
Staatsbahnen,  S.  243  ff.;  Luegers  Lexikon  Bd.  VIII 
u.  Erg.-Bd.  (Umladebühnen).  Bezüglich  der  Bebraer 
Anlage:  Organ  1912,  S.  188  u.  Ztg.  d.  VDEV.  1912, 
S.  733.  Cauer. 

Umladehalle  s.  Umladebühnen. 

Umladerampen  s.  Umladebühnen. 

Umladeschuppen  s.  Umladebühnen. 

Umladevorrichtungen  s.  Lade-  und  Ent- 
ladevorrichtungen. 

Umschalter  (commutator;  comnuitateiir ; 
commutatorc),  in  der  Elektrotechnik  Vorrich- 
tungen, mittels  deren  die  Stromführung  oder 
der  Stromweg  nach  Bedarf  geändert  wer- 
den kann.  Sie  bestehen  immer  aus  einer  An- 
zahl voneinander  isolierter  fester  Metallstücke, 
an  die  die  stromführenden  Leitungen  ange- 
schlossen sind,  und  aus  einem  oder  mehreren 
gleichfalls  voneinander  isolierten  beweglichen 
Metallstücken,  mit  denen  zwischen  den  verschie- 
denen festen  Metallstücken  leitende  Verbindun- 
gen  je    nach    Erfordernis    hergestellt   werden. 

Die  beweglichen  Stücke  können  die  Form 
von  ein-  oder  mehrarmigen,  um  einen  festen 
Punkt  sich  drehenden,  gegebenenfalls  kurbel- 
artig ausgebildeten  Hebeln  haben,  in  deren 
Bereich  die  zu  verbindenden  festen  Stücke  so 
angebracht  sind,  daß  die  Hebelarme  in  ihren 
verschiedenen  Stellungen  sie  metallisch  berüh- 
ren (Hebel-  oder  Kurbelumschalter),  sie 
können  auch  auf  einer  mitteis  Knebel  oder 
Kurbel  drehbaren  Walze  oder  Scheibe  aus 
isolierendem  Stoff  befestigt  sein,  auf  der  die 
festen  Stücke  mit  federndem  Druck  schleifen 
(Walzen-  oder  Scheibenumschalter),  oder 
sie  können  als  vollständig  lose  Stücke  die  Form 
von  kegelfönnigen,  gegebenenfalls  durch  Auf- 


schneiden in  ihrer  Längsrichtung  federnd  aus- 
gebildeten Stöpseln  haben,  die  zwischen  die 
zu  verbindenden,  mit  entsprechenden  Aus- 
sparungen versehenen  oder  federnd  ausgebil- 
deten festen  Stücke  eingeklemmt  werden 
(Stöpsel  um  seh  alt  er).  Bei  der  letzteren  Art 
können  die  zu  verbindenden  festen  Stücke  auch 
in  größerem  Abstand  voneinander  liegen;  in 
solchem  Fall  wird  die  Verbindung  durch  zwei 
bewegliche  Stücke  -  Stöpsel  —  hergestellt, 
die  durch  eine  Leitungsschnur  verbunden  sind. 

Die  beweglichen  Stücke  können  für  die  Be- 
dienung mit  der  Hand  oder  mit  dem  Fuß 
(Trittumschalter)  oder  auf  elektromagnetischem 
Wege  (Magnet-  oder  Elektromagnetschalter) 
oder    durch   Maschinenkraft    eingerichtet   sein. 

Bei  allen  Formen  der  U.  muß  nach  Bauart 
und  durch  Überwachung  grundsätzlich  dafür 
gesorgt  werden,  daß  die  Berührung  zwischen 
den  festen  und  den  beweglichen  Teilen  eine 
durchaus  innige  ist,  daß  die  Berührungsflächen 
metallisch  rein  erhalten  werden  und  die  metal- 
lische Verbindung  zwischen  den  Flächen  nicht 
durch  Druck  allein,  sondern  möglichst  durch 
Reibung  hervorgebracht  wird. 

U.  werden  sowohl  in  Starkstromanlagen  wie 
in  Schwachstromanlagen  in  weitgehendem  Um- 
fang verwendet,  Stöpselumschalter  jedoch  we- 
gen der  Funkenbildung  nur  in  Schwachstrom- 
anlagen. Über  ihre  Verwendung  bei  Telegra- 
phen- und  Fernsprecheinrichtiingen  s.  Tele- 
graph (Bd.  iX),  A.  Telegraphenanlagen,  und 
Fernsprecheinrichtungen.  Fink. 

Umschlagtarife  sind  differenticil  gebildete 
Tarife  für  den  Güterverkehr  über  bestimmte,  an 
Binnenwasserstraßen  gelegene  Umschlagplätze 
(Seehafentarife  s.  d.).  Sie  verfolgen  im  allgemei- 
nen den  Zweck,  durch  Schaffung  billiger  Ver- 
frachtungsmöglichkeiten den  Einfuhr-,  Ausfuhr- 
und  Durchfuhrverkehr  eines  Wirtschaftsgebietes 
zu  fördern.  Sie  können  aber  auch  dazu  dienen, 
den  Güterverkehr,  der  sich  sonst  in  bestimmten 
Relationen  zur  Gänze  auf  dem  Wasserweg  ab- 
wickeln würde,  wenigstens  z.  T.  dem  Eisenbahn- 
wege zu  erhalten.  Durch  eine  entsprechende  Er- 
stellung dieser  Tarife  kann  ferner  eine  bestimmte 
Verteilung  des  Umschlagverkehrs  auf  mehrere 
Umschlagplätze  und  die  Ablenkung  gewisser 
Massentransporte  von  der  Eisenbahn  erreicht 
werden.  Schließlich  kommt  dem  U.  auch  eine 
Bedeutung  als  Kampfmittel  im  Wettbewerbe 
der  Verkehrsunternehmungen  untereinander  zu. 

Die  ü.  können  entweder  nur  die  Frachtsätze 
der  Eisenbahnen  im  Verkehr  mit  den  ümschlag- 
plätzen  oder  außerdem  noch  die  anschließenden 
Schiffsfrachtsätze  enthalten.  Im  letzteren  Falle 
können  die  Eisenbahnfrachtsätze  und  dieSchiffs- 
frachtsätze    entweder    getrennt    oder    in    eine 


Umschlagtarife.  -    Umschlagverkehr. 
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Ziffer  zusammengezogen  angegeben  werden. 
Die  letzterwähnte  Art  der  Tariferstellung  ver- 
schleiert die  Bildung  der  Tarife,  da  sie  die 
Feststellung  behindert,  inwieweit  die  gewährten 
Frachtermäßigungen  von  den  Eisenbahnen  und 
der  Schiffahrt  getragen  werden.  Diese  Art  der 
Tariferstellung  ist  daher  ein  besonders  wirk- 
sames Mittel  im  Wettbewerb  zwischen  den 
verschiedenen  Transportunternehmungen.  Das 
Berliner  Übereinkommen  vom  Jahre  1885  hat 
die  Herstellung  von  Tarifen,  die  die  Eisen- 
bahnfracht und  die  Schiffsfracht  in  einer  Ziffer 
enthalten,  hinsichtlich  des  Umschlagverkehrs 
auf  den  Wasserstraßen  der  Oder,  der  Elbe,  der 
Donau,  des  Mains,  des  Nekars  und  des  Rheins 
für  unzulässig  erklärt  und  den  Grundsatz  auf- 
gestellt, daß  die  beteiligten  Bahnverwaltungen 
den  am  Umschlagpunkte  dieser  Wasserstraßen 
anschließenden  Bahnverkehren  in  allen  Fällen 
jene  Frachtsätze  zur  Verfügung  zu  stellen  haben, 
die  sie  dem  Wasserwege  zugestehen. 

Den  Verkehrsbedürfnissen  entsprechend  sind 
die  U.  gewöhnlich  mit  einer  großen  Anzahl 
von  Ausnahmetarifen  ausgestattet,  die  entweder 
schon  im  Kartierungswege  oder  aber  erst  im 
Rückvergütungswege  gegen  den  Nachweis  der 
Weiterbeförderung  zu  Wasser  Anwendung 
finden.  Die  U.  gestatten  es  in  der  Regel,  daß 
die  Sendungen  am  Umschlagplatze  vor  ihrer 
Weiterbeförderung  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
in  den  Räumen  der  Eisenbahnverwaltung,  der 
Zollbehörde,  der  Hafenverwaltung  oder  in 
gewissen  unter  Aufsicht  stehenden  Privatlager- 
räumen eingelagert  werden.  In  den  Anwendungs- 
bedingungen dieser  Tarife  ist  unter  Umständen 
sogar  eine  gewisse  Bearbeitung  der  zum  Um- 
schlage gelangenden  Waren  vor  der  Weiter- 
beförderungzugelassen, z.  B.  Weitersendung  von 
Briketts  mit  der  Eisenbahn,  die  am  Umschlag- 
platze aus  zu  Schiff  angekommener  Kohle  her- 
gestellt werden.  Für  den  Umschlag  der  Sen- 
dungen, d.  i.  für  die  Oüterbewegung  zwischen 
Schiffsbord  und  Eisenbahnwagen,  werden  von 
der  Eisenbahn,  insoweit  sie  diese  Leistungen  be- 
sorgt, besondere  Gebühren,  Umschlaggebühren 
genannt,  eingehoben,  die  im  Tarife  festgesetzt 
sind.  Diese  Umschlaggebühren  sind  in  der  Regel 
nach  Güterklassen  und  Ausnahmetarifen  ab- 
gestuft. Insoweit  der  Verkehr  zwischen  dem 
Hafen  und  der  durchlaufenden  Eisenbahnstrecke 
durch  eine  Schleppbahn  vermittelt  wird,  gelangen 
für  die  umgeschlagenen  Sendungen  meist  über- 
dies noch  Schleppbahngebühren  zur  Einhebung, 
die  im  Tarife  festgelegt  und  in  der  Regel  ebenso 
wie  die  Umschlaggebühren  nach  Güterklassen 
und  Ausnahmetarifen  abgestuft  sind. 

Bei  der  außerordentlichen  Bedeutung,  die 
dem  Schiffsverkehr  auf  großen  Flüssen,  nament- 


lich auf  solchen,  die  eine  Verbindung  mit 
dem  Meere  herstellen,  in  handelspolitischer  Be- 
ziehung zukommt,  ist  es  klar,  daß  die  U.  ein 
wichtiges  Instrument  der  Eisenbahntarifpolitik 
darstellen.  Pichler. 

Umschlagverkehr  (tninship  iraffic;  frafic 
de  transbordcmcnt ;  niovimento  di  trasbordo),  die 
Güterbewegung,  die  sich  in  den  See-  und  Binnen- 
hafenplätzen (Umschlagsplätzen)  im  Wege  der 
Umladung  der  Güter  von  einem  Transport- 
mittel in  ein  anderes,  und  vielfach  verbunden 
mit  einer  Zwischenlagerung  und  Stapelung  der 
mit  einem  Transportmittel  angekommenen  und 
mit  einem  andern  Transportmittel  abgehen- 
den Güter  vollzieht. 

Das  wesentlichste  Merkmal  jedes  U.  bildet 
die  Unterbrechung  des  Längentransports  nebst 
einer  Umladung  und  gleichzeitigen  Förderung 
der  Güter  mit  oder  ohne  Zwischenlagerung  auf 
kurze  Strecken  in  vertikaler,  horizontaler, 
schräger  oder  in  aus  diesen  kombinierten  Rich- 
tungen von  einem  Transportmittel  in  ein  an- 
deres (Seeschiffe,   Binnenschiffe,    Güterwagen). 

Der  wirtschaftliche  Zusammenhang 
zwischen  Güterbeförderung  und  Güter- 
umladung. 

Die  ungeheure  Entwicklung  des  Weltverkehrs 
brachte  es  mit  sich,  daß  immer  größere  Mengen 
Roh-  und  Fertigmaterialien  zu  befördern  sind. 
Während  die  dichtbevölkerten  industrialisierten 
Länder  mit  Rohprodukten  aus  den  wenig  be- 
siedelten, nur  über  Rohstoffe  verfügenden 
Ländern  versorgt  werden  müssen,  werden  die 
veredelten  Fertigfabrikate  in  die  ersteren  be- 
fördert. Die  Durchführung  dieser  Transporte 
erfolgt  fast  ausschließlich  im  gebrochenen  Ver- 
kehre derart,  daß  die  Güter  mittels  Bahn  zu 
den  Umschlagsplätzen  der  Meere  und  Binnen- 
wasserstraßen gebracht,  umgeladen  und  auf  dem 
Wasserwege,  entweder  zur  Verbrauchsstelle  oder 
wieder  zu  einem  See-  oder  Binnenhafen  behufs 
neuerlicher  Umladung  auf  die  Bahn  und  Weiter- 
beförderung zur  Verbrauchsstelle  gebracht 
werden.  Der  Gesamttransport  setzt  sich  also 
wie  folgt  zusammen : 

a)  Beladen  des  Transportmittels  (Bahn- 
wagen oder  Schiff), 

b)  Längentransport  (Bahn  oder  Schiff), 

c)  Umladen  in  Eisenbahn  oder  Schiff,  oder 
Entladen  an  der  Verbrauchsstelle, 

d)  Längentransport  mit  Eisenbahn  oder  Schiff, 

e)  Entladen  an  der  Verbrauchsstelle. 
Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Güterumladung 

einen  integrierenden  Bestandteil  jeden  Trans- 
portes bildet,  daß  sie  einen  speziellen  Teil 
des  Transports  darstellt,  an  den  dieselben 
allgemeinen    Anforderungen    zu    stellen    sind. 
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welchen  das  Verkehrs-  oder  Transportwesen  in 
seiner  Gesamtheit  Genüge  leisten  muß.  Diese 
Anforderungen  sind: 

1.  Ermöglichung  der  Ortsveränderung  über- 
haupt, 

2.  Schnelligkeit  der  Ortsveränderung, 

3.  niedrige  Kosten. 

In  den  meisten  Fällen  bildet  die  Güterum- 
ladung mit  oder  ohne  Zwischenlagerung  einen 
vom  eigentlichen  Frachtgeschäft  vollkommen 
getrennten  Zweig  des  Transportwesens.  Nament- 
lich in  der  freien  Schiffahrt  der  Privatreeder 
besorgen  diese  nur  den  reinen  Transport. 
Der  Umschlag,  das  Beladen  und  Entladen  der 
Fahrzeuge,  die  Ein-  oder  Zwischenlagerung 
an  den  Umschlagsplätzen  ist  vom  Frachtge- 
schäft vollkommen  getrennt.  Nur  bei  der 
Linienschiffahrt,  sowohl  im  See-,  wie  im  Binnen- 
schiffverkehre, übernehmen  die  Verfrachter 
auch  den  Güterumschlag  und  berechnen  die 
Frachtsätze  einschließlich  dieses  Teiles  der 
Transportkosten.  Die  tatsächlichen  Kosten  der 
Ladearbeit  sind  jedoch  nur  ein  Teil  der  den 
Gesamttransportkosten  zuzurechnenden  Spesen, 
u.  zw.  der  weniger  ins  Gewicht  fallenden. 
Ausschlaggebend  ist  in  den  meisten  Fällen 
die  Schnelligkeit  der  Ladearbeit,  deren  Anteil 
die  Gesamtfrachtspesen  der  in  einer  Einheit 
zugebrachten  Gütermengen  in  viel  höherem 
Maße  beeinflußt,  so  daß  es  unter  Umständen 
vorkommen  kann,  daß  dieser  Anteil  die  eigent- 
lichen Frachtspesen  übersteigt.  Das  Verhältnis 
der  gesamten  Umladespesen  zu  den  Trans- 
portspesen ist  abhängig  von  der  Länge  des 
Transportweges  und  von  der  Gattung  der  Güter. 

Arten  des  U. 

1.  Umladung  und  Förderung  von  mit  der 
Bahn  ankommenden  Gütern  mit  oder  ohne 
Zwischenlagerung   in   See-  und  Binnenschiffe. 

2.  Umladung  von  mit  See-  oder  Binnen- 
schiffen ankommenden  Gütern  mit  oder  ohne 
Zwischenlagerung  in  Güterwagen. 

3.  Umladung  und  Förderung  von  mit  See- 
schiffen ankommenden  Gütern  in  Binnen- 
schiffe sowie  umgekehrt. 

4.  Umladung  der  in  See-  oder  Binnenhäfen 
mit  Pferde-  oder  Frachtwagen  ankommenden 
Güter  in  See-  und  Binnenschiffe. 

Umschlagsplätze. 

Die  See-  und  Binnenhäfen  bilden  die  Um- 
schlagsplätze für  die  Abwicklung  des  U.  Man 
unterscheidet: 

1.  Reine  Seehafen,  ohne  Flußmündung. 
U.  von  und  ins  Hinterland  erfolgt  vom  Schiff 
zur  Bahn  oder  umgekehrt  mit  oder  ohne 
Zwischenlagerung.  Hierzu  gehören  auch  Häfen 
an  Seekanälen. 


2.  Hafenplätze  liegen  an  einer  schiffbaren 
Flußmündung,  dienen  gleichzeitig  als  See-  und 
Binnenhafen.  U.  erfolgt  vom  und  ins  Hinter- 
land vom  Seeschiff  zum  Flußschiff  oder  umge- 
kehrt, vom  Seeschiff  zur  Bahn  oder  umgekehrt, 
beides  mit  oder  ohne  Zwischenlagerung. 

3.  F^eine  Binnenhafen  an  einem  schiffbaren 
Fluß  (natürliche  Binnenwasserstraße)  oder  an 
kanalisiertem  Fluß  oder  Kanal  (künstliche 
Binnenwassersiraße)  oder  an  Kanalmündung 
an  einem  Fluß.  U.  erfolgt  vom  Flußschiff  zur 
Bahn  oder  umgekehrt  mit  oder  ohne  Zwischen- 
lagerung, dann  vom  Flußschiff  in  das  Kanal- 
schiff oder  umgekehrt. 

Reine  Seehäfen  sind  immer  natürliche  Häten 
und  werden  vielfach  je  nach  Verkehrsbedürfnis 
durch  Kunstbauten  verbessert  und  vergrößert. 

Kombinierte  See-  und  Binnenhäfen  sowie 
im  offenen  Strom  liegende  Umschlagsplätze 
sind  teils  natürliche,  teils  künstliche,  alle  an- 
deren sind  künstlich  angelegte  Häfen. 

Die  wesentlichsten  Erfordernisse  der  An- 
lagen in  Hafenplätzen  sind  größtmögliche 
Uferlänge  auf  möglichst  kleiner  Grundfläche, 
bequeme  stromab  gerichtete  Zufahrt  (nötige 
Wassertiefe;  bei  niederstem  Wasserstand  müssen 
voll  beladene  Fahrzeuge  im  Hafen  verkehren 
können),  Schutz  vor  Eisgang,  Hafengelände 
für  Freilagerplätze  womöglich,  für  Güter- 
schuppen, Speicheranlagen  sollen  unter  allen 
Umständen  hochwasserfrei  sein.  Als  gering- 
stes Maß  der  Einfahrtbreite  ist  die  4 fache 
Schiffbreite  vorzusehen.  Ufer  womöglich  mit 
Kaimauern,  Bohlen-  oder  Larsenwänden  oder 
gepflasteter  Böschung;  Festmachvorrichtungen 
für  die  Fahrzeuge,  Abgangstreppen,  Hafen- 
straßen, Gleisanlagen  (s.  Hafenbahnhöfe,  Bd.  VI, 
S.  40-42),  Verladeanlagen  (s.  Ladeeinrichtun- 
gen, Bd.  VII,  S.  49—61),  Lagerplätze,  Güter- 
hallen, Speicher,  Zollmagazine,  Trink-  und  Nutz- 
wasser, Kraft-  und  Lichtstrom,  Post,  Telegraph. 

Bemessung  der  Größe  der  Hafenfläche  und 
Uferlänge  nach  dem  jährlichen  Güterumschlag 
und  dessen  Verteilung  auf  die  Dauer  der 
Schiffahrt,  bzw.  nach  Zahl  der  jährlich  ein- 
und  auslaufenden  Schiffe.  Vorsorge  für  Er- 
weiterungsfähigkeit der  Anlagen.  Zusammen- 
legung gleichartiger  Verkehre  in  besonderen 
Hafenbecken  (Kohle,  Getreide,  Erdölprodukte); 
für  letztere  unbedingt  besondere  Hafenbecken. 

Man  rechnet  als  jährliche  Umschlagsmenge 
bei  300  Arbeitstagen  zu  8  Stunden  und  ein- 
reihiger Verheftung  der  Fahrzeuge  auf  100  km 
Kailänge,  mit  modernen  Verladeanlagen  aus- 
gestattet: 

Schaufelgüter 60.000  f, 

Stückgüter 30.000  t. 


Umschlagverkehr. 
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Gattung  der   Umschlagsgüter. 

Die  hauptsächlichsten  Güter,  die  im  U.  in  Betracht 
kommen  sind  : 

1.  Scliütt-  oder  Schaufelgüter  (Kohle,  Koks,  Erze, 
loses  Getreide,  loses  Salz,  Kies,  Bausand,  Asphalt- 
erde, Feldspat,  Kalisalze  u.  s.  w.). 

2.  Massengüter  (Eisen,  Roheisen,  Halbfabrikate, 
Holz,  alle  Arten  Sackware  —  sackiertes  Getreide, 
Mehl,  Salz  -  Ziegel,  Bausteine,  alle  Arten  Faßware 
—  Öle,  Fette,  Petroleum,  Wein,  Bier). 

3.  Stückgüter  (speirige  Kaufmannsgüter,  Kisten, 
Ballen,  Einzelware,  Maschinen  und  Maschinenteile, 
gekennzeichnet  durch  ungleiches  Volumen  und  Ge- 
wicht der  einzelnen  Kolli). 

Den  Hauptanteil  aui  U.  -  60-70  7<;  aller  Um- 
schlagsgüter der  Welthafenstädte  -  haben  die  Schütt- 
güter. 

Art  der  Oüterumladung. 

Die  Qüteruinladung  kann  entweder:  a)  von 
Hand  (manuell),  h)  mechanisch,  c)  teils  manuell, 
teils  mechanisch  sein. 

Manuell  wird  jede  Oüterumladung  genannt, 
bei  der  die  Förderung  der  Lasten  größtenteils 
durch  Menschenkraft  mit  Zuhilfenahme  von 
durch  Menschenkraft  betätigten  Hilfsmitteln 
(Handkran,   Handwinde,  Karren)  erfolgt. 

Wird  die  Lastenförderung  bei  der  Güter- 
umladung zum  größten  Teil  durch  motorisch 
angetriebene  Maschinen  besorgt,  wobei  die 
Tätigkeit  der  dabei  beschäftigten  Menschen  sich 
nur  auf  Hilfsarbeiten  bei  den  Last-,  Hebe-  und 
Fördermaschinen  beschränkt,  so  spricht  man 
von  mechanischer  Güterumladung.  An  den  den 
Warenaustausch  des  Weltverkehrs  vermittelnden 
See-  und  Binnenhafenplätzen  ist  die  manuelle 
Güterumladimg  seit  Ende  vorigen  Jahrhunderts 
allmählich  fast  vollkommen  durch  die  mechani- 
sche Oüterumladung  verdrängt  worden.  Diese 
war  nur  möglich  durch  die  Anwendung  der 
elektrischen  Kraftübertragung,  mit  deren  Hilfe 
es  erst  gelang,  einerseits  die  bei  der  Güter- 
umladung erforderliche  räumlich  unbegrenzte 
Lastenförderung  zu  bewerkstelligen,  anderseits 
die  mächtig  angewachsene  Gütermenge  in  der 
für  die  Wirtschaftlichkeit  des  Transports  not- 
wendigen kürzesten  Zeit  zu  bewältigen. 

Als  Unterlage  für  die  Berechnung  der  Dauer- 
leistung bei  manueller  Leistung  kann  angenommen 
werden:  Geschwindigkeit  eines  Mannes  imter  Last, 
gleichgültig,  ob  die  Last  am  Rücken  getragen  oder 
mit  Karren  geschoben  wird,  04 -0-85  m/Sek.,  Ge- 
schwindigkeit ohne  Last  06- 14 /n/Sek.,  wobei  die 
Einzellast  beim  Tragen  bis  zu  100^^,  beim  Karren 
bis  200  Ä^^  beträgt.  Die  erzielten  Stundenleistungen 
sind  natürlich  sodann  abhängig:  von  der  Länge  der 
zurückzulegenden  Wege,  ob  diese  horizontal  oder 
ob  Steigungen  zu  überwinden  sind,  von  der  Art 
und  Beschaffenheit  der  Güter.  Zur  Entladung  eines 
10 /-Kohlenwagens  (vom  Waggon  in  den  Kohlen- 
karren schaufeln)  benötigen  2  Mann  40  Min.,  zur 
Entladung  eines  10 /-Erzwagens  30  Min. 

Die  mechanische  Güterumladung  hat 
überall  dort,  wo  sie  die  Handarbeit  verdrängte, 


eine  Umwälzimg  im  LI.  hervorgerufen.  Die 
Leistungen  namentlich  in  Schüttgütern  steigen 
auf  das  Vielfache  der  Handarbeit  bei  gleich- 
zeitiger außerordentlicher  Verminderung  der 
Umladespesen.  Die  mechanischen  Güterver- 
ladeanlagen  gruppieren  sich   in  2   Klassen: 

a)  in  stetig, 

b)  in  unstetig  arbeitende. 

Dieersteren  finden  hauptsächlich  bei  Schaufel- 
gütern, in  neuerer  Zeit  aber  auch  bei  Massen- 
und  Stückgütern,  die  letzteren  im  überwiegen- 
den A'laße  bei  Stückgütern  Verwendimg. 

Die  allgemein  üblichen  Leistungen  einzelner  An- 
lagen befragen  bei  Schaufelgütern  bis  zu  300 //Std., 
bei  Massengütern  bis  zu  80/,Std.,  bei  Stück-  und 
Einzelgütern  bis  zu  40//Std.  In  einzelnen  Fällen 
wird  ein  Vielfaches  erreicht.  Für  den  Erztransport 
auf  den  oberen  Seen  hat  die  Pennsylvania  Railroad 
Co.  in  Cleveland  Spezialschiffe  von  190/«  Länge, 
10.000/  Tragvermögen,  mit  offenen  Laderäumen, 
Maschinen,  Kesselanlage  und  L'nterkunftsränme  im 
Hinterschiff,  erbaut.  Das  Beladen  erfolgt  mittels 
Schurren  von  Hochbehältern  aus  in  ca.  20  Min.  Die 
Beschickung  der  Hochbehälter  erfolgt  durch  40-00/ 
Selbstentlader.  Das  Entladen  besorgen  4  gleichzeitig 
arbeitende  HuUet'sche  Verladeanlagen  mit  Selbst- 
greifern von  je  17/  Fassungsraum,  deren  Einzel- 
stundenleistung 2000  /  beträgt,  so  daß  ein  Erzschiff 
in  1  Std.  15  Min.  entladen  ist. 

Auch  für  Kohle  wurden  HuUet'sche  Anlagen 
mit  8  /  Greifern  und  1000/  Stundenleistung  für  die 
Canadian  Pacific  Railway  zur  Entladung  von  12.000  /- 
Kohlenschiffen  erbaut. 

Vergleich    der    Kosten    zwischen    Hand- 
und  mechanischer  Güterumladung. 

Nach  Pietrkowsky  stellt  sich  der  Anteil  der 
Umladespesen  an  den  Frachtspesen  für  Hand-  und 
mechanischer  Güterumladung  bei  Entladung  von 
Kohle  auf  einen  30  w  breiten,  neben  dem  Ladegleis 
befindlichen  Lagerplatz  wie  folgt  (Preuß.  StB.  1913): 
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Umladung                        ( 
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nahmetarif) 
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Prozent 
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Fracht 
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29 

12 

41 

3 

10 

38 

i     12 

32 

3 

8 

47 
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25 
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12 

12 
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3 

50 
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Dieselbe  Annahme  für  deutsche  natürliche  (freie) 
Binnenwasserstraßen : 


Fr-'>,^V.(    :..    K5 

Umladung 

km     •   für  10/  (Aus- 
nahmetarif) 

Prozent 
Hand    i      der 
1  Fracht 

1  Prozent 
'  Maschine ,      c^^r 
1    Fracht 
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8-30 

16-60 

j       24-90 

41-50 

20 
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80 

50 

i        -              36 

'       3           18 

i      -            12 

7 

Auf  Kanälen  verringert  sich  infolge  der  höheren 
Frachtkosten  der  Anteil   durchschnittlich   um   25%. 
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Im  Seeschiffverkehr  ist  das  Verhältnis  der  Umlade- 
kosten  zu  den  Transportkosten  größtenteils  infolge 
der  längeren  Transportwege  geringer. 

In  den  vorstehend  angeführten  Zahlen  ist 
der  Einfluß  der  für  die  Umschlagsarbeit  auf- 
gewendeten Zeit  nicht  berücksichtigt.  Und 
gerade  dieses  Moment  ist  in  weitaus  über- 
wiegendem Maß  ausschlaggebend  in  Hinsicht 
auf  die  gesamten  Transportspesen.  Die  durch 
die  raschere  Zirkulation  der  Transportmittel 
erzielten  Werte  setzen  sich  zusammen : 

a)  aus  den  unmittelbaren  Frachtermäßi- 
gungen, die  in  der  Trampschiffahrt  für  Ver- 
kürzungen der  an  den  Hafenplätzen  gesetzlich 
festgesetzten  Entlade-  und  Beladezeiten  verein- 
barungsgemäß gewährt  werden,  sowie  den  Er- 
mäßigungen an  den  gesetzlichen  Liegegeldern; 

b)  aus  den  infolge  Verkürzung  der  Liege- 
zeit ersparten  Tilgungs-,  Personal-  und  Er- 
haltungskosten; 

c)  aus  den  gewonnenen  Dampferbetriebs- 
stunden  -  in  der  Binnenschiffahrt  auch  Waren- 
boot (Schleppschiff)  -  bei  den  Güterwagen 
Wagenbetriebsstunden. 

In  fast  allen  Häfen  ist  die  Löschungsfrist,  allerdings 
vielfach  ohne  besondere  Begünstigungen  für  Verkür- 
zung, normenmäßig  festgelegt.  In  den  deutschen 
Binnenhäfen  ist  sie  nach  dem  „Gesetz  betreffend  die 
privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnenschitfahrt 
vom  15.  Juni  1895",  geregelt.  Für  Überschreitung  der 
vorgeschriebenen  Löschungsfristen  sind  erhöhte  Liege- 
gelder vorgesehen.  Hingegen  ermäßigen  sich  die 
Frachtsätze  in  der  freien  Schiffahrt  -  namentlich  am 
Rhein  und  auf  der  Elbe  -  bis  zu  25%,  wenn  die 
Löschfrist  '/p  oder  1/4  der  Zeit  der  im  betreffenden 
Hafen  normierten  Löschfrist  beträgt.  Die  Ermäßigung 
ist  abhängig  von  Angebot  und  Nachfrage,  vom  Wasser- 
stand -  wenn  infolge  Niederwasser  das  Schiff  nicht 
ausgenutzt  werden  kann  und  daher  Frachtraummangel 
eintritt  —  und  von  den  Hafenbestimmungen. 

Die  Liegegelder  werden  meistens  nach  Tonne 
und  Tag  berechnet,  jedoch  auch  nach  der  Art  der 
Schleppe  oder  Dampfer  oder  Segelschiffe  und  nach 
der  Größe.  Bei  Flußschiffen  ermäßigen  sich  die 
Liegegelder  mit  der  zunehmenden  Größe.  In  den 
Wintermonaten  sind  die  Liegezeiten  größer  als  in 
den  Sommermonaten.  Viele  Häfen  haben  überhaupt 
keine  Liegezeiten  vorgeschrieben.  Eine  gesetzliche 
Festlegung  derOberiiegegelder  besteht  meistens  nicht. 
Vielfach  wird  der  Umschlagbetrieb  von  der  be- 
treffenden Hafenverwaltung  an  Unternelinier  über- 
tragen, die  sodann,  insbesondere  in  der  freien  Schiff- 
fahrt, mit  den  Verfrachtern  spezielle  Vereinbarungen 
treffen.  Nebst  der  Frachtermäßigung  werden  oft 
Entladeprämien  —  „Dispache-money"  -  gewährt,  die 
häufig  die  Hälfte  des  vereinbarten  Überliegegeldes 
betragen.  Alle  diese  Bestimmnngen  und  Verträge 
beziehen  sich  nur  auf  die  freie  Schiffahrt.  Die  von 
Seite  der  Hafenbehörden  eingeführte  gesetzliche  nach 
oben  begrenzte  Löschfrist  tritt  hinsichtlich  der  Ver- 
kürzung der  Löschfrist  praktisch  nicht  in  Erscheinung, 
da  sie  immer  zu  weit  bemessen  ist.  Die  vorstehenden 
Ausführungen  gelten  hauptsächlich  für  die  deutschen 
See-  und  Binnenhäfen.  Bei  der  Donauschiffahrt  liegen 
die  Verhältnisse  ganz  anders.  Hier  werden  die  Fracht- 
spesen deshalb  in  den  meisten  Fällen  einschließlich 
der   Umschlagsspesen   erstellt,   weil   die  Umschlags- 


plätze entweder  Eigentum  der  Reeder  sind  oder 
durch  diese  von  den  Besitzern  -  meistenteils  der 
betreffende  Uferstaat  oder  die  Gemeindeverwaltung 
-  gepachtet  sind.  Alle  Umschlagseinrichtungcn  sind 
Eigentum  des  betreffenden  Scliiffahrtsunternehmens. 
Eine  Ausnahme  bildet  bloß  der  Luitpoldhafen  in 
Regensburg,  der  nach  deutschem  Muster  sich  im 
städtischen  Betrieb  befindet.  Während  also  in  Deutsch- 
land, größtenteils  auch  in  den  anderen  Industrie- 
ländern, das  Frachtgeschäft  von  der  Güterumladung 
vollkommen  getrennt  ist,  bildet  der  Frachtsatz  im 
Donauverkehr  ein  einheitliches  Ganzes,  in  welchem 
die  Umladespesen  inbegriffen  sind.  Eine  Verkürzung 
der  Belade-  und  Entladezeiten,  die  für  jede  Gattung 
von  Gütern  und  bei  jedem  Frachtabschluß  besonders 
vereinbart  wird,  kann  daher  auch  in  Frachtermäßi- 
gungen und  Löschfristprämien  nicht  in  Erscheinung 
treten.  Diese  werden  auch  nicht  gewährt,  wenn  die 
Beladung  und  Entladung  der  Partei  übertragen  wird. 
Hingegen  werden  für  Ladefristüberschreitungen 
Liegegelder,  deren  Höhe  sich  nach  der  Geschäftslage 
richtet,  eingehoben. 

Der  Begriff  „Wirkung^grad"  auf  das  Trans- 
portwesen angewendet  besagt,  daß  das  Verhältnis 
zwischen  der  Zeit  des  unproduktiven  Stillstands  der 
Transportmittel  und  der  eigentlichen  Umlaufzeit  auf 
das  möglichst  geringe  Maß  herabgedrückt  werden  soll. 
Im  U.  nehmen  den  größten  Teil  des  die  Wirt- 
schaftlichkeit herabdrückenden  Stillstandes  die  Entlade- 
und  Belade-  und  die  Wartezeiten  in  .Anspruch.  Der 
Wirkungsgrad  wird  um  so  besser  sein,  je  größeres 
Tragvermögen  die  Einheiten  besitzen,  je  länger  die 
Transportstrecken  sind  und  je  rascher  die  Umschlags- 
arbeit auf  den  Umschlagsplätzen  vor  sich  geht.  Dem- 
gemäß ist  der  Wirkungsgrad  bei  den  Bahnen  am 
schlechtesten,  an  zweiter  Stelle  steht  die  Binnen- 
schiffahrt, an  erster  Stelle  die  langen  Fahrten  der 
Seeschiffe.  Die  Wirkung  auf  die  Volkswirtschaft  durch 
die  schlechte  Ausnutzung  der  Transportmittel  ist  am 
besten  aus  dem  Berichte  des  „Vereins  für  die  berg- 
baulichen Interessen  im  Oberamtsbezirk  Dortmund« 
vom  Jahre  1908  ersichtlich. 

Nach  den  Nachweisungen  der  deutschen  Eisen- 
bahnverwaltungen hat  sich  die  von  jedem  Güter- 
wagen im  Jahre  durchlaufene  Kilometerzahl  im  Jahre 
1851  mit  14.890  km  bis  1908  auf  bloß  18.114  km 
gebessert.  Seit  dieser  Zeit  ist  ein  Stillstand  einge- 
treten. Diese  Umlaufstrecke  setzt  sich  zusammen  aus 
der  gesamten  von  einem  Wagen  im  Jahre  durchge- 
laufenen Strecke,  also  Nutz-  und  Leerkilometer  zu- 
sammengenommen. Die  18.114  km  ergeben  bei 
300  Arbeitstagen  eine  tägliche  Fahrlänge  von  60  km. 
Bei  einer  Fahrgeschwindigkeit  von  20  kmiSlA.  er- 
rechnet sich  demnach  die  tägliche  Fahrzeit,  u.  zw. 
Nutz-  und  Lehrkilometer  zusammen,  mit  3  Stunden, 
die  Stehzeit  mit  21  Stunden.  Die  190S  im  westfäli- 
schen Kohlenrevier  im  Verkehr  gestandenen  230.000 
Kohlenwagen  sind  demnach  690.000  Stunden  ge- 
laufen und  4,830.000  Stunden  gestanden.  Wenn  das 
Verhältnis  von  21:3  nur  auf  19:5  gebracht  worden 
wäre,  dann  hätte  eine  Ersparnis  von  460  000  Steh- 
stunden erzielt  werden  können,  was  gleichbedeutend 
ist  mit  einer  Wagenvermehrung  von  460.000:19  = 
24.211  Wagen.  Die  Kosten  eines  Wagens  betrugen 
damals  M.  3C00,  so  daß  durch  die  geringe  Ver- 
mehrung der  Umlaufzeit  M.  70,000'^^000  hätten 
erspart  werden  können,  wobei  die  Minderausgaben 
an  Aufstellungsgleisen,  Grunderwerb,  Personal,  Lo- 
komotiven u. s.w.  nicht  berücksichtigt  sind.  Der  größte 
Teil  dieser  Stehzeit  entfällt  nachgewiesenermaßen 
auf  den  Aufenthalt  auf  den  Belade-  und  Entlade- 
stationen, der  geringere  Teil  auf  den  Verschubdienst. 
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Auch  in  der  Binnenschiffahrt  ist  das  Verhältnis 
zwischen  Fahr-  und  Stehzeit  der  Dampfer  und  Waren- 
boote (Schleppschiffe)  durch  Verkürzung  der  Belade- 
und  Entladezeiten  weit  verbesserungsfähig,  wenn  auch 
in  den  letzten  20  Jahren  in  der  Ausgestaltung  der 
Häfen  mit  modernen  mechanischen  Verladeanlagen, 
namentlich  in  Deutschland,  außerordentlich  viel  ge- 
leistet wurde. 

Der  Donauverkehr  zeigt,  wie  der  Mangel  an  mit 
mechanischen  Verladeanlagen  ausgestatteten  Häfen 
ungünstig  auf  die  wirtschaftliche  Ausnutzung  der 
Transportmittel  wirkt,  wobei  hervorgehoben  werden 
soll,  dafi  die  Schiffahrtsunternehmungen,  besonders 
im  westlichen  Teile  des  Stromes,  bedeutende  Mittel 
für  mechanische  Umschlagseinrichtungen  in  den 
letzten  Jahren  aufgewendet  haben. 

Die  Erkenntnis  von  der  außerordentlich  volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung  der  mechanischen  Güter- 
umladung für  alle  Transportmittel,  begründet  in  der 
MöiJlichkeit,  ohne  kostspielige  Vermehrung  der  Trans- 
portmittel die  Transportmengen  in  erheblichem  Maße 
zu  steigern,  gelangt  immer  mehr  zur  Geltung. 

Literatur:  Aumund,  Hebe-  und  Förderanlagen, 
Bd.  I,  Jul.  Springer,  Berlin  1916.  -  Buhle,  Massen- 
transport, Deutsche  Verlagsanstalt,  Stuttgart.  -  Falk, 
Der  Wagenumlauf  und  seine  Beschleunigung,  „Tech- 
nik und  Wirtschaft",  Monatsschr.  dt.  Ing.  1918. 
-  Hanfstengl,  Billig  Verladen  und  Fördern,  Jul. 
Springer,  Berlin  1916.  -  W.  Holt itscher,  Die  mecha- 
nische Güterumladung  auf  den  Umschlagsplätzen 
der  Ersten  Donau  -  Dampfschiffahrts  -  Gesellschaft, 
Ziemsen,  Wittenberg  1921.  -  Hütte,  Des  Ingenieurs 
Taschenbuch,  Bd.  111,  Fluß- und  Kanalhäfen.  Wilhelm 
Ernst  fii  Sohn,  Berlin.  -  Kämmerer,  Die  Technik 
der  Lastenförderung  einst  und  jetzt,  R.Oldenburg,  Mün- 
chen 1907.  -  Knüffermann,  Die  Duisburg-Ruhr- 
orter-Häfen,  „Technik  und  Wirtschaft",  Monatsschr. 
dt.  Ing.  1917.  -  Pietrkowsky,  Die  Umladung  von 
Massengütern,  Verlag  Ziemsen,  Wittenberg  1918.  - 
Zeitschrift  des  Vereines  Deutscher  Inge- 
nieure 1911,   1912,  1921.  Hollitscher. 

Umsetzvorrichtungen  s. Brei  dsprech  ers 
Umsetzvorrichtung. 

Umzugkosten     (frais    de    dcmenagement), 
Vergütungen,    die    den    Eisenbahnbediensteten 
bei   einer  über  dienstlichen  Auftrag   erfolgten 
Versetzung    an    einen    andern    Dienstort    zur 
Bestreitung  des  damit  verbundenen  besonderen 
Aufwands  gewährt  werden.    Bei  über   eigenes 
Ansuchen  oder  strafweise  erfolgter  Versetzung 
findet   eine  Vergütung   der   U.    in    der   Regel 
nicht  statt;  dasselbe  gilt  bei  manchen  Bahnver- 
waltungen auch  dann,  wenn  mit  der  Versetzung 
eine  Gehaltserhöhung  verbunden  ist.  Die  Ge- 
bührensätze  richten    sich    nach  der  amtlichen 
Stellung  und  dem  Familienstand  des  Berechtigten. 
Neben    den  U.   gewähren    die  Eisenbahnen 
ihren   Bediensteten    in    der  Regel    auch    freie 
Fahrt  für  sich  und  die  Mitglieder  ihres  Haus- 
stands, unentgeltliche  Beförderung  des  Umzugs- 
guts, den  Ersatz  der  hierfür  auf  fremden  Bahnen 
ausgelegten  Kosten   sowie  die  Vergütung   des 
Mietzinses,   den    sie    am    bisherigen  Wohnort 
vom    Zeitpunkt   des  Verlassens   desselben    bis 
zu  jenem  aufwenden  müssen,  in  dem  die  Auf- 
lösung des  Mietverhältnisses  möglich   ist. 


Bei  den  deutschen  Reichsbahnen  er- 
halten die  planmäßigen  Beamten  aus  Anlaß 
von  Versetzungen  im  Inland  die  gesetzliche 
Umzugskostenvergütung;  diese  umfaßt: 

a)  allgemeine  Kosten, 

b)  Transportkosten, 

c)  persönliche  Reisekosten, 
dj  Mietentschädigung. 

Die  Sätze  der  allgemeinen  Kosten  und  der  Trans- 
portkosten sind  unter  Anlehnung  an  die  Eingliede- 
rung der  Beamten  in  die  einzelnen  Besoldungs- 
gruppen -  wie  bei  den  Reisekosten  -  in  fünf 
Stufen  eingeteilt.  Die  allgemeinen  Kosten  bewegen 
sich  zwischen  100  M.  und  1800  M.,  während  die 
Transportkosten  in  der  ersten  Stufe  4  M.  und  in  der 
fünften  Stufe  24  M.  für  je  angefangene  10  Im  be- 
tragen. Die  Vergütungen  werden  nach  der  Besol- 
dungsgruppe der  Stelle  bemessen,  aus  der  die  Ver- 
setzung erfolgt.  Beamte  ohne  Familie  erhalten  die 
Hälfte  der  Transportkosten  und  allgemeinen  Um- 
zugskostenvergütung. Unter  Familie  sind  nicht  nur 
Ehefrau,  Kinder  oder  Eltern,  sondern  auch  andere 
nahe  Verwandte,  Adoptiv-  und  Pflegekinder  zu  ver- 
stehen, sofern  der  Beamte  ihnen  in  seinem  Hause 
Wohnung  und  Unterhalt  auf  Grund  einer  gesetz- 
lichen oder  sittlichen  Verpflichtung  gewährt.  Dabei 
ist  jedoch  Voraussetzung,  daß  von  den  Beamten  ein 
eigener  Haushalt  geführt  wird. 

Die  persönlichen  Reisekosten  werden  nach  der 
Reisekostenverordnung  für  die  Reichsbeamten  vom 
14.  Oktober  1921  gewährt. 

Als  Mietentschädigung  ist  derMietzins  zu  vergüten, 
den  der  versetzte  Beamte  für  die  Wohnung  in  seinem 
bisherigen  Aufenthaltsort  auf  die  Zeit  vom  Verlassen 
des  letzteren  bis  zu  dem  Zeitpunkt  hat  aufwenden 
müssen,  mit  dem  die  Auflösung  der  Miete  möglich 
wurde.  Diese  Vergütung  kann  längstens  für  9  Monate 
gewährt  werden.  Hat  der  Beamte  im  eigenen  Hause 
gewohnt,  so  kann  ihm  eine  Entschädigung  höchstens 
bis  zum  halbjänrigen  Betrag  des  ortsüblichen  Miet- 
werts der  benutzten  Wohnung  gewährt  werden. 
Beamte  ohne  Familie  erhalten  nur  die  Hälfte  der 
Vergütung. 

Für  den  Fall,  daß  bei  der  herrschenden  Teuerung 
durch  die  gesetzliche  Umzugskostenvergütung  die 
notwendigerweise  erwachsenden  Unkosten  sich  nicht 
decken  lassen,  sind  auf  Grund  besonderer  Bestim- 
mungen die  Mehrkosten  in  angemessenen  Grenzen 
zu  erstaUen,  so  u.  a.  an  Transportkosten  die 
Kosten  für  die  Gestellung  der  Möbelwagen  samt 
Packer  und  Transportarbeiter,  Leihgebühren  für 
Kisten  u.  dgl.,  die  Prämien  für  die  Versicherung 
des  Transportguts,  die  Standgelder  für  nicht  recht- 
zeitige Beladung  oder  Entladung  der  Eisenbahnwagen, 
soferne  kein  Verschulden  vorliegt,  die  Kosten  des 
Transports  der  Möbel  von  der  Wohnung  oder  vom 
Bahnhof  zum  Lagerspeicher  und  von  diesem  nach 
der  Wohnung  oder  Notwohnung  oder  dem  Bahnhof 
(die  Kosten  der  Lagerung  selbst  sind  nicht  er- 
stattungsfähig). 

An  allgemeinen  Kosten  sind  u.  a.  m  ange- 
messenen Grenzen  erstattungsfähig  die  Kosten  für  das 
Suchen  und  die  .Miete  der  Wohnung,  Paßgebühren 
und  sonstige  Kosten  für  Ausweispapiere,  die  baren 
Fahrtauslagen  für  die  einmalige  Reise  einer  Person 
zur  Vorbereitung  und  Leitung  des  Umzugs,  die 
baren  Fahrtauslagen  nebst  den  Kosten  für  Gepack- 
beförderung einschließlich  der  Versicherung  für  die 
Reise  der  Familie  und  des  Hauspersonals  von  dem 
bisherigen  nach  dem  neuen  Wohnort  sowie  die 
Mehrkosten    für    die    Unterkunft    und  Verpflegung, 
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die  Auslagen  für  Unterkunft  und  Verpflegung  der 
Familie  und  des  Hauspersonals  während  der  Be- 
förderung des  Umzugsguts,  Kosten  für  notwendige 
Umänderung  von  Vorhängen,  Gardinenstangen,  Be- 
leuchtungskörpern, die  Kosten  für  das  einfache 
Reinigen  der  alten  Wohnung  (die  Kosten  für  das 
Reinigen  der  neuen  Wohnung  können  —  in  ange- 
messenen Grenzen  —  erstattet  werden),  besondere 
Kosten  für  den  Transport  von  Feuerungsmaterial. 

In  besonderen  Fällen  kann,  wenn  die  Instand- 
setzung einer  neugemieteten  Wohnung,  z.  B.  aus 
hygienischen  Gründen,  unabweisbar  wird,  eine  Bei- 
hilfe zu  den  Instandsetzungskosten  durch  dasReichs- 
verkehrsministerium  bewilligt  werden. 

Die  Ermächtigung  zur  Zuschußgewährung  zu  den 
verordnungsgemäßen  allgemeinen  Kosten  ist  für 
die  Eisenbahngeneraldirektionen,  die  Eisenbahn- 
direktionen und  das  Eisenbahnzentralamt  auf  den 
Betrag  von  3000  .M.  für  einen  Umzug  festgesetzt. 
Darüber  hinaus  ist  die  Entscheidung  dem  Reichs- 
verkehrsministerium vorbehalten. 

Den  außerplanmäßigen  Beamten  kann  bei  einer 
Versetzung,  die  weder  auf  Ansuchen  erfolgt  noch 
durch  eigenes  Verhalten  verschuldet  ist,  eine  Ver- 
gütung für  Umzugskosten  nach  den  für  planmäßige 
Beamte  geltenden  Grundsätzen  bewilligt  werden. 

Nach  §  3  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1020  (RGB. 
S.  1061/62)  dürfen  den  Beamten,  die  aus  dienstlichen 
Gründen  einen  Umzug  innerhalb  ihres  Wohnorts 
ausgeführt  haben,  in  besonderen  Fällen  die  nach- 
gewiesenen tatsächlichen  Transport-  und  allgemeinen 
Umzugskosten,  soweit  sie  das  angemessene  Maß 
nicht  übersteigen,  erstattet  werden. 

Bei  den  österreichischenBundesbahnen 
erhalten  Bedienstete,  die  aus  Dienstesrück- 
sichten an  einen  anderen  Dienstort  versetzt 
werden,  zur  Bestreitung  der  Übersiedlungs- 
auslagen ein  Übersiedlungspauschale. 

Das  Übersiedlungspauschale  umfaßt:  a)  die 
Möbelentschädigung,  d.  i.  die  Entschädigung  für  die 
Verpackung  und  die  durch  den  Umzug  verursachte 
Abnützung  oder  Beschädigung  der  Möbel;  b)  die 
Zufuhrentschädigung  für  Zufuhr  der  Übersi^edlungs- 
effekten  von  und  zum  Bahnhofe,  die  bei  Übersied- 
lungen aus  einer  Naturalwohnung  in  eine  solche 
des  neuen  Dienstortes  entfällt;  c)  die  Entschädigung 
für  Reisekosten;  dj  die  Entschädigung  für  außer- 
ordentliche Kosten  der  Unterkunft  am  Bestimmungs- 
ort, wenn  die  angewiesene  Naturalwohnung  nicht 
sofort  beziehbar  oder  eine  Privatwohnung  ohne 
Verschulden  des  Bediensteten  nicht  sofort  erhältlich  ist. 

Die  festgesetzte  Möbelentschädigung,  die  bei  einem 
nach  dem  Betriebsreglement  zur  Reklamation  be- 
rechtigenden Ereignis  entsprechend  dem  nachzu- 
weisenden Schaden  erhöht  werden  kann,  sowie  die 
Fuhrkostenentschädigung  geDührt  den  Bediensteten 
im  vollen  Ausmaß  nur  unter  der  Bedingung,  daß  sie 
eine  eigene  Wohnungseinrichtung  besitzen,  andernfalls 
erhallen  dieselben  die  Hälfte  dieser  Entschädigung. 

Beim  Umziehen  aus  einer  Naturalvcohnung  in 
eine  andere  desselben  Ortes  hat  der  betreffende 
Bedienstete  auf  die  unentgeltliche  Übertragung  der 
Möbel  sowie  auf  die  Möbelentschädigung  Anspruch. 
Ebenso  gebührt  einem  Bediensteten,  der  eine  Na- 
turalwohnung neu  zugewiesen  erhält  oder  gegen 
Flüssigmachung  des  Quartiergeldes  zu  räumen  hat, 
die  Möbel-  und  Fuhrkostenentschädigung. 

Bedienstete,  die  auf  eigenes  Ansuchen,  im 
Wege  der  Ernennung  auf  Grund  einer  Kon- 
kursausschreibung   oder     strafweise    versetzt 


werden,  haben  keinen  Anspruch  auf  das 
Übersiediungspauschale. 

Die  Festsetzung  der  Übersiedlungsentschä- 
digungen stammt  noch  aus  der  Friedenszeit 
und  sind  diese  völlig  unzureichend.  .Wit  Rück- 
sicht auf  die  fortwährende  Steigerung  der  U. 
erfolgte  bisher  keine  Xeubemessung.  Man  ver- 
gütet vielmehr  an  ihrer  Stelle  die  tatsächlich 
aufgelaufenen,  entsprechend  nachzuweisenden 
Auslagen. 

Bei  den  Niederländischen  Eisenbahnen 
wird  den  Bediensteten  in  Fällen  der  Ober- 
siedlung die  freie  Beförderung  für  sich,  ihre 
Hausangehörigen,  ihren  Hausrat  und  das  Ge- 
päck gewährt. 

Außerdem  erhalten  verheiratete  und  verwit- 
wete Bedienstete  mit  eigenem  Haushalt  als 
Vergütung  das  30 fache,  unverheiratete  das 
7fache  der  höchsten  Tagesbesoldung  auf  dem 
von  dem  Bediensteten  vor  der  Übersiedlung 
bekleideten  Posten. 

Diese  Vergütung  wird  nicht  gewährt,  wenn 
die  V'ersetzung  über  Ansuchen  des  Bedien- 
steten erfolgt  und  bei  der  Versetzung  nicht 
auch  dienstliche  Interessen  in  Betracht  kommen. 

Unfälle  (accidents;  accidents;  accidenü), 
als  solche  werden  im  engeren  Sinn  Ereignisse 
im  Eisenbahnbetrieb  bezeichnet,  durch  die  einem 
Menschen  Verletzungen  widerfahren  (s.  Stengel, 
Staatswörterbuch:  ünfallpolizei),  im  weiteren 
Sinn  werden  als  U.  auch  solche  Ereignisse  an- 
gesehen, die  grobe  Sachbeschädigungen  zur 
Folge  haben. 

Inhalt:  yt.  Allgemeines;  ß.  Betriebsunfälle,  Unfall- 
verhütung, Rettungswesen;  C.  Verzeichnis  der  be- 
deutendsten     Betriebsunfälle ;     D.      Unfallstatistik. 

A.  Allgemeines. 

Im  Eisenbahnwesen  lassen  sich  3  Gruppen 
von   U.  unterscheiden: 

a)  Bauunfälle  (s.  d.); 

b)  Betriebsunfälle,  U.,  die  sich  bei  dem 
eigentlichen  Betrieb  der  Eisenbahnen  (s.  d.) 
ereignen; 

c)  U.,  die  sich  bei  den  mit  dem  Betrieb  der 
Eisenbahnen  nicht  unbedingtzusammenhängen- 
den Nebenbetrieben  ereignen.  Hierher  gehören 
insbesondere  ü.  bei  Bau-  und  Bahnunter- 
haltungsarbeiten, in  Werkstätten,  Magazinen, 
Fabriken,  Heizhäusern,  Gasanstalten,  elektrischen 
Beleuchtungsanlagen,  Heißwasser-  und  Dampf- 
heizungsanlagen, Wasserschöpfwerken,  Stein- 
brüchen, Sandgruben,  Kohlengruben  u.  dgl. 

Diese  Unterscheidung  der  ü.  ist  insofern 
von  Belang,  als  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn- 
verwaltungen bei  den  Betriebsunfällen  vielfach 
anders  ist  als  bei  den  übrigen  U.  Auch  in 
bezug  auf  Unfallversicherung  (s.  d.)  wird 
in    Österreich    eine    ähnliche    Unterscheidung 


Unfälle. 
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gemacht.  Überdies  erfordern  die  Betriebsunfälle, 
insbesondere  was  die  Beseitigung  der  Folgen 
und  die  Verhütung  der  U.  betrifft,  besondere 
Vorkehrungen.  Die  beim  Bau  und  bei  Neben- 
betrieben vorkommenden  U.  unterliegen  da- 
gegen den  allgemeinen,  meist  gesetzlichen 
Vorschriften,  die  für  U.  bei' ähnlichen  Arbeiten 
und  Betrieben  in  bezug  auf  Anzeigepflicht, 
Vorsichtsmaßregeln  u.  s.  w.  bestehen. 

B.  Betriebsunfälle  (accidents;  accidents 
d'exploitation;  accidenti  d'esercizio)  sind  die 
bei  der  Bewegung  der  Eisenbahnfahrzeuge 
vorkommenden  außergewöhnlichen  Ereignisse, 
durch  die  eine  Beschädigung  von  Personen 
oder  Sachen  oder  die  unmittelbare  Gefahr 
einer  solchen  herbeigeführt  wird.  Sie  lassen 
sich  nach  der  Entstehungsursache  in  folgende 
Hauptgruppen  einteilen: 

1.  Betriebsunfälle  infolge  von  Witterungs- 
einflüssen, als  Blitz,  Erdbeben,  Sturm,  Nebel, 
Wolkenbrüche,  Lawinen-  und  Bergstürze, 
Felsabrutschungen,  Überflutungen,  .Schnee- 
verwehungen u.  s.  w.  (s.  auch  Betriebsstörungen) ; 

2.  Betriebsunfälle  infolge  böswilliger  oder 
mutwilliger  Handlungen  (s.  Eisenbahnstrafrecht), 
ferner  solche,  die  im  Kriegsfall  von  Feindes- 
hand hervorgerufen  werden ; 

3.  Betriebsunfälle  infolge  mangelhaften  Zu- 
standes  der  Fahrbahn,  der  Bauwerke,  Betriebs- 
mittel und  sonstiger  Vorrichtungen; 

4.  Betriebsunfälle  infolge  von  Verfehlungen 
der  Bediensteten  in  der  Ausübung  des  Betriebs- 
dienstes; 

5.  sonstige  Betriebsunfälle,  die  bei  der  Be- 
wegung von  Eisenbahnfahrzeugen  vorkommen, 
z.  B.  Tötungen  und  Verletzungen  durch  Über- 
fahren, durch  Stöße  in,  auf  oder  neben  Fahr- 
zeugen, durch  Aufspringen  oder  Aufsteigen, 
durch  Herabfallen,  Abspringen  oder  Absteigen, 
Ausgleiten,  Straucheln  oder  Fallen,  beim  Kuppeln 
der  Fahrzeuge,  Wagenschieben,  Bremsen  u.s.  w. 

Durch  die  in  der  ersten  Gruppe  angegebenen 
Ursachen  werden  verhältnismäßig  nur  sehr 
wenige  U.  hervorgerufen.  Früher  wurde  vielfach 
die  Blitzgefahr  für  die  fahrenden  Züge  wegen 
der  in  ihnen  enthaltenen  Metallmassen  gefürchtet. 
Nur  ganz  vereinzelte  Fälle  mit  geringen  Folgen 
sind  bekannt  geworden.  Durch  Erdbeben  sind 
zwar  vielfach  Zerstörungen  an  Bahnanlagen 
und  dadurch  Zugunfälle  veranlaßt  worden, 
erheblichen  Umfang  haben  aber  auch  diese 
Art  Betriebsunfälle  nicht  angenommen.  Durch 
heftigen  Sturmwind  sind  mehrfach,  besonders 
auf  Schmalspurbahnen,  einzelne  Wagen  in 
fahrenden  Zügen  umgeworfen  worden,  u.  zw. 
nicht  nur,  wie  manchmal  behauptet  wird,  in 
Amerika,  sondern  auch  in  Deutschland  und  in 
Österreich. 


Die  Zahl  der  Betriebsunfälle  in  der  zweiten 
Gruppe,  die  durch  Böswilligkeit  hervorgerufen 
werden,  ist  nicht  groß;  noch  seltener  sind  mut- 
willige Beschädigungen  oder  Fahrtbehinde- 
rungen. 

Häufiger  sind  die  Betriebsunfälle  in  der 
dritten  und  \ierten  Gruppe  und  am  zahlreichsten 
die  der  fünften  Gruppe. 

Der  Form  nach  lassen  sich  die  Betriebsunfälle 
gliedern  in:  Entgleisungen,  Zusammen- 
stöße und  sonstige  U.  Die  Zahl  der  letzteren 
überwiegt  zwar  (z.  B.  kommen  bei  den  Bahnen 
des  VDEV.  S^'jmal  soviel  sonstige  U.  vor  als 
Entgleisungen  und  Zusammenstöße  zusammen), 
jedoch  ist  den  Entgleisungen  und  Zusammen- 
stößen eine  größere  Bedeutung  beizumessen,  weil 
sie  häufig  von  schweren  Folgen  —  Tötungen  und 
X'erletzungen  von  Personen  sowie  erheblichem 
Sachschaden  —  begleitet  sind.  Zusammenstöße 
kommen  vor  bei  Zügen  entgegengesetzter  Fahr- 
richtung durch  Gegeneinanderfahren,  bei  Zügen 
gleicher  Fahrrichtung  durch  .Auffahren  und  un- 
abhängig von  der  Fahrrichtung  durch  Zusam- 
mentreffen auf  ineinanderlaufenden  oder  sich 
kreuzenden  Fahrwegen.  Die  zuerst  genannten 
U.  sind  dem  eingleisigen  Betriebe  (s.  d.) 
eigentümlich.  Den  dieser  Betriebsweise  dadurch 
erwachsenen  besonderen  Gefahren  stehen  aber 
die  Gefahren  gegenüber,  die  dem  zweigleisigen 
Betriebe  daraus  entstehen,  daß  Unfälle  im 
Fahrgleis  der  einen  Richtung  infolge  des  ge- 
ringen Gleisabstands  (s.  d.)  die  Züge  der  an- 
deren Richtung  häufig  in  Mitleidenschaft  ziehen. 

Über  die  wichtigeren  Betriebsunfälle,  bei 
denen  eine  Tötung  oder  Verletzung  von 
Personen  oder  eine  bedeutende  Beschädigung 
von  Fahrzeugen  stattgefunden  hat,  ist  in  fast 
allen  Staaten  Meldung  an  die  Eisenbahn- 
aufsichtsbehörde auf  Grund  der  hierüber  heraus- 
gegebenen ausführlichen  Dienstvorschriften  zu 
erstatten. 

Bei  den  deutschen  Reichsbahnen  ist  die 
Meldung  telegraphisch  von  der  der  Unfallstelle 
nächstgelegenen  Station  an  den  Reichsverkehrs- 
minister zu  erstatten.  Die  gleichen  Meldungen 
gehen  an  die  Ämter  und  die  Eisenbahndirektion. 
Ferner  ist  die  Gerichts-  und  Polizeibehörde 
zu  verständigen. 

In  Österreich  besteht  ebenfalls  Anzeige- 
pflicht an  die  oberste  Eisenbahnaufsichtsbe- 
hörde, u.  zw.  bei  U.,  bei  denen  eine  Verletzung 
der  Reisenden,  der  Bediensteten  oder  anderer 
Personen  stattgefunden  hat  oder  wenn  ein  U. 
öffentliches  Aufsehen  erregt.  Die  Anzeige  findet 
telegraphisch  statt,  auch  ist  der  Gerichts-  und 
Polizeibehörde  Mitteilung  zu  machen. 

In  der  Schweiz,  in  Frankreich  und  in 
Italien    bestehen    ähnliche  Vorschriften    über 
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die  Meldung  der  U.  In  England  haben  die 
Bahnen  jeden  U.  dem  Board  of  Trade  in  vor- 
geschriebener Form  sofort  zu  melden.  Bei 
ernsteren  U.  darf  das  Board  of  Trade  jQristische 
Beistände  dem  von  ihm  abgesandten  Inspektor 
beigeben,  um  eine  formelle  Untersuchung  in 
der  Weise   eines  Gerichtshofs  zu   veranlassen. 

Die  Eisenbahnaufsichtsbehörde  ordnet  zu- 
weilen eines  oder  mehrere  ihrer  Mitglieder  zur 
Untersuchung  der  Ursache  des  U.  und  zur 
Ermittlung  der  Schuldigen  ab.  Die  Schuldigen 
werden  strafgerichtlich  verfolgt,  falls  durch  den 
U.  Personen  getötet,  verletzt  oder  in  Gefahr 
gebracht  wurden. 

Die  Vorkehrungen  zur  Verhütung  von 
Betriebsunfällen  sind  im  Aufsatz  „Betriebs- 
sicherheit" besprochen.  Über  die  Art  und 
Höhe  der  Entschädigung  im  Fall  der  Tötung 
oder  Verletzung  von  Personen  s.  Haftpflicht 
und    Unfallversicherung    (Unfallfürsorge). 

Zur  Sicherung  der  beim  Eisenbahnbetrieb 
unmittelbar  gefährdeten  Bediensteten  haben 
die  Eisenbahnverwaltungen  Einrichtungen  ver- 
schiedenster    .Art     getroffen     und     außerdem 


Unfallverhütungsvorschriften  —  vielfach 
als  Aushänge  —  den  Bediensteten  bekannt- 
gegeben. Die  Vorschriften  behandeln  die 
Sicherung  der  Arbeitsstellen,  Schneeräumungs- 
arbeiten, Tunnelarbeiten,  Sprengungen,  Rangier- 
und  Zugdienst,  Anheizen  von  Lokomotiven, 
Arbeiten  an  Fahrzeugen,  Ladedienst,  feuer- 
gefährliche Güter,  Hebezeuge,  Aufzüge  u.  s.  w. 
Ferner  bestehen  Vorschriften  überdas  Rettu  n  gs- 
wesen  (s.  d.)  bei  Verunglückungen  auf  den 
Eisenbahnen,  die  Anleitungen  zur  ersten  Hilfe- 
leistung geben. 

Die  größeren  Eisenbahnverwaltungen  halten 
auf  geeigneten  Stationen  Hilfszüge  (s.  d.)  bereit, 
die  mit  allen  für  Rettungsarbeiten  geeigneten 
Ausrüstungsstücken  ausgestattet  sind  und  die 
unter  Begleitung  von  Ärzten  und  Hilfspersonal 
in  kurzer  Frist  auf  einer  Unfallstelle  einzu- 
treffen vermögen. 

C.  Als  die  bedeutendsten,  seit  dem 
Jahre  1842  bekannt  gewordenen  U.  im  Eisen- 
bahnbetrieb, bei  denen  eine  größere  Zahl  von 
Personen  getötet  oder  verletzt  wurde,  sind  die 
nachstehenden  anzuführen: 


Jahr 


Tag 


Ge-     '    Ver- 
tötete   !    letzte 


Personen 


Ort  des  Unfalls 


Ursache  des  Unfalls 


1842 
1846 
1852 
1854 
1855 
1855 
1856 


S.Mai 

8.  Juli 
6.  Mai 

24.  Okt. 

9.  Sept. 
21.  Okt. 
17.  Juli 


1857 
1857 


17.  März 
28.  Juni 

1859  1  27.  Jan. 

1859  '     2.  Aug. 


1859 
1861 
1862 
1862 
1865 
1867 
1867 
1868 
1868 
1868 

1869 
1870 
1870 

1871 
1871 
1871 

1871 
1871 
1871 
1871 


31.  Dez. 
25.  Aug. 
15.  Juli 

13.  Okt. 
6.  Juli 

11.  Dez. 
18.  Dez. 

14.  April 
20.  Aug. 
20.  Aug. 

H.Juli 

20.  Febr. 


5.  Febr. 

6.  Febr. 

22.  März 

Juni 

3.  Juli 

26.  Aug. 


40 
14 
46 
40 
9 
16 
62 

60 
11 
30 
13 

14 
23 
50 
15 
3 
15 
40 
20 
38 
21 

10 

3 

30 

19 
70 
51 

30 

18 
15 
30 


40 
30 
30 

20 

7 

100 


100 
40 


100 
60 
60 

75 


60 
60 

20 


56 
70 


80 
50 
20 
50 


Bellevue  bei  Versailles  (Frankreich) 
Fampoux  (Frankreich) 
Norwalk  (Connecticut,  Ver.  Staat.) 
Canada  (Great  Western-Bahn) 
Vaugirard  (Frankreich) 
Morel  (Frankreich) 
North    Pennsylvania- Bahn    (Ver- 
einigte Staaten) 
Canada  (Great  Western-Bahn) 
Lewisham  (England) 
Süd-Michigan-Bahn  (\'er.  Staaten) 
Albany,  Vermont   and  Kentucky- 
Bahn  (Vereinigte  Staaten) 
Columbia  (Nordamerika) 
Clayton-Tunnel  (England) 
Port  Jervis  (Vereinigte  Staaten) 
Winchburg  (Scliottland) 
Rognac  (Frankreich) 
Fianlan  Bridge  (Vereinigte  Staaten) 
Angola  (Vereinigte  Staaten) 
Port  Jervis  (\'ereinigte  Staaten) 
Abergele  (Nordwales) 
Hoi'owitz  in  Böhmen  (Österreich, 

böhmische  XX'estbahn) 
Mast  Hope  (Eriebahn  in  Amerika) 
Zwischen  Breslau  und  Glogau 
Hudson   River-Eisenbahn  (Amer.) 

Berlin-Anhalt 

Bei  Bandol  (Frankreich) 

Zwischen    Marseille    und    Nizza 

(Frankreich) 
Bei  Colombier  (Schweiz) 
Newark  (England) 
Harpeth  River  (Vereinigte  Staaten) 
Revere  in  der  Nähe  von   Boston 

(Vereinigte  Staaten) 


Entgleisung   und   Feuer   im   Zug 
Entgleisung,  Zugtrennung 
Offene  Drehbrücke 

Zusammenstoß 
Zusammenstoß 


Entgleisung 


Zusammenstoß 

Feuer  im  Zug 

Feuer  im  Zug 
Zusammenstoß 

Feuer  im  Zug 

Vorbeifahrt  an  brennendem  Petro- 
leumzug 

Entgleisung 

Pulverexplosion 

Zusammenstoß  und  Pulver- 
e.xplosion 

Falsche  Weichenstellung 

Achsbruch  und  Zusammenstoß 

Achsbruch 
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Jahr 


Tag 


Qc- 

tülete 


Ver- 

lelzle 


Personen 


Ort  des  Unfalls 


Ursache  des  Unfalls 


1871 
1872 
1872 
1874 
1874 

1875 
1875 
1876 
1876 

1876 
1876 
1879 
1879 
1880 
1881 
1881 

1881 
1882 
1882 

1883 

1884 
1835 

1886 
1886 
1886 
1886 


1886 
1887 
1887 

1887 
1887 
1887 


1887 

1887 
1888 
1888 
1888 
1888 

1888 

1889 

1889 

1889 

1889 
1889 


16.  Sept. 

6.  Febr. 
24.  Dez. 
10.  Sept. 
20.  Okt. 

21. Jan. 

4.  Nov. 
26.  Sept. 
30.  Okt. 

17.  Dez. 
26.  Dez. 
15.  Aug. 
20.  Dez. 

3.  Febr. 

1.  März 

24.  Juni 

5.  Sept. 
3.  Sept. 

23.  Sept. 

2.  Sept. 

14.  Nov. 

25.  Jan. 

10.  März 

7.  April 
I.Juli 

Sept. 


28.  Okt. 
4.  |an. 
2.  Febr. 

14.  März 

15.  Juli 
10.  Aug. 


16.  Sept. 

Dez. 

13.  Mai 

14.  Aug. 
10.  Okt. 
29.  Okt. 


27.  Febr. 

28.  April 

12.  Juni 

7.  Juli 
2.  Febr. 


11 
22 
19 
40 
34 

13 

8 

25 

9 

9 
80 
10 
90 
13 
40 
214 

21 

68 
26 

39 

22 
12 

6 
80 
14 
14 


17 

32 

26 
14 
85 

23 

über 

100 

11 
1 

70 
22 

25 
12 
20 
75 

Kinder 
9 
16 


18 
70 

9 
33 
14 
52 
44 


81 
225 

18 

20 

26 
28 

47 
55 
30 
19 


22 

44 

115 
100 
250 


70 

über 

100 
27 
33 


36 

40 
26 
12 


10 
42 


Bei  Ciiampigny  (Frankreich) 
New-Hamburg  (Ver.  Staaten) 
Norwicli  (England) 
Shipton  (England) 
Cherweliflub  (England) 

Great  Northern-Bahn  (England) 
Schwarzenau  (Osterreich) 
Black  Lick  (Vereinigte  Staaten) 
Lehigh-Delaware  Lockawana-  und 

West-Eisenbahn  (Amerika) 
Chätillon  (Frankreich) 
Ashiabula  (Ohio,  Ver.  Staaten) 
Bei   Flers  (fianzösische  Wesibahn) 
Taybrücke  (Schottland) 
Clichy-Levallois  (franz.  Westbahn) 
Macou  (Missouri) 
Mexikanische    Morelosbahn 

(Amerika) 
Charenton  (Frankreich) 
Hugstetten  (Baden) 
Esseg   (Ungarn,  Alföld-Fiumaner- 

Bahn) 
Steglitz  bei  Berlin 

Zwischen  Hanau  u.  Pulverfabrik 
Neusüdwales  (Australien) 

Monte  Carlo  (Frankreich) 

Bei  Deerfield  (Nordamerika) 

Bei  Würzburg  (Bayern) 

Bei  Silver  Creek  der  New-York- 
Cliicago  und  St.  Louis- Bahn 
(.Amerika) 

Bei  Chicago  (Amerika) 

Baltimore  und  Ohio-Bahn  (Amer.) 

Withe  River  (Central -Vermont- 
Bahn,  Amerika) 

Bei  Forest  Hills  (Nordamerika) 

St.  Thomas  (Canada) 

Zwischen  Chatsworth  und  Piper 
City  auf  der  Toledo-Peoria-  und 
Western-Eisenbahn 

Bei  Doncaster  der  Qreat  Northern- 
Bahn  (England) 

Bei  Sumner  (Californien,  Nord- 
amerika)  der  südl.  Pacificbahn 

Bei  Galitsyns  (Rußland)  der  Mos- 
kau-Kursk-Eisenbahn 

New  York-Lake  Erie  und  Western- 
Bahn 

Bei  Mud  Run  der  Lehigh  Valley- 
Bahn  (Nordamerika) 

Bei  Borki  (Rußland) 


Savannah  (New-York) 

Grand  Trunk-Eisenb.  bei  St.  George 

Junction-Station      bei      Hamilton 

(Amerika) 
Armagh  (Irland) 


Zusammenstoß 

Brand  eines  Ölzugs 

Absturz  des  Zuges  in  die  Schlucht 

Zusammenstoß 

Entgleisung     und     Absturz     des 

Zuges  in  den  Fluß 
Zusammenstoß 
Entgleisung 

Zusammenstoß 


Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Brückeneinsturz 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Brückeneiusturz 

von  Spiritus 
Zusammenstoß 
Entgleisung 
Brückeneinsturz 


imd    Entzünden 


Überfahren  beim  Überschreiten 
der  Gleise 

Zusammenstoß 

Brückeneinsturz  infolge  von  Regen- 
güssen 

Zusammenstoß 

Felssturz 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 


Zusammenstoß 

Achsbruch   und  Absturz  von   der 

Briicke 
Brückeneinsturz 

Zusammenstoß,  Petroleum brand 
Entgleisung  auf  einer  Brücke 


Röhrmoos  (Bayern) 
Groenendael  (Belgien) 


Zusammenstoß 


Zugtrennung   und    Absturz    über 

einen  Damm 
Zugtrennung  und  Zusammenstoß 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Entgleisung  des  Hofzuges  des 
Zaren  infolge  zu  großer  Fahr- 
geschwindigkeit 

Einsturz  der  Brücke  über  den 
Hurricane 

Absturz  von  einer  Brücke,  Bruch 
eines  Radreifens 

Entgleisung 

Zugtrennung  und  Zusammenstoß 

Zusammenstoß 
Einsturz  einer  Brücke 


Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 
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Tag 


Ge- 

Ver- 

tötete 

letzte 

Personen 

80 

262 

7 

50 

20 

_ 

72 

130 

25 

10 

49 

90 

17 

22 

17 

30 

22 

15 

130 

— 

18 

104 

43 

40 

10 

20 

40 

130 

28 

- 

13 

40 

18 

50 

16 

50 

15 

40 

85 

_ 

10 

4 

11 

29 

17 

— 

32 

60 

26 

27 

30 

160 

30 

40 

HO 

140 

19 

30 

85 

— 

40 

23 

20 

35 

35 

20 

50 

_ 

20 

50 

17 

50 

20 

70 

20 

46 

15 

4 

12 

60 

11 

51 

13 

25 

16 

viele 

24 

7 

80 

20 

50 

38 

22 

19 

38 

50 

20 

50 

36 

100 

18 

30 

19 

40 

42 

140 

40 

324 

13 

13 

63 

70 

22 

98 

42 

60 

13 

SO 

13 

34 

23 

20 

20 

_ 

21 

_ 

10 

15 

13 

25 

Ort  des  Unfalls 


Ursache  des  Unfalls 


18b'9 
1889 
1890 
1891 
1891 
1891 
1891 
1S93 

1893 
1895 
1895 
1896 
1897 
1897 
1897 

1899 
1899 
1900 
1900 
1900 
1900 
1901 
1902 
1902 
1902 
1903 
1903 
1903 
1903 
1903 
1903 
1903 
1903 
1904 
1904 
1904 
1905 
1905 
1905 
1905 
1905 
1905 
1905 
1906 
1906 
1906 
1906 
1906 
1907 
1907 
1907 
1907 
1908 
1908 
1909 
1910 
1910 
1910 
1911 
1911 
1911 
1911 
1912 
1912 
1912 


12.  Juni 

4.  Okt. 

30.  Mai 

14.  Juni 
3.  Juli 

26.  Juli 
17.  Aug. 

31.  Aug. 

29.  Nov. 
3.  März 

6.  Okt. 

30.  Juli 

19.  Mai 

11.  Juli 
24.  Okt. 

2. Jan. 

5.  Aug. 

12.  Aug. 

2.  Sept. 

8.  Sept. 

9.  Nov. 

20.  Dez. 

7.  Mära 
I.April 
1.  Sept. 

27.  Jan. 
9.  März 

28.  Juni 
10.  Aug. 
10.  Aug. 

15.  Nov. 

6.  Dez. 

24.  Dez. 

22.  Juni 

3.  Juli 

10.  Juli 

11.  Mai 

27.  Juli 

7.  Aug. 
17.  Aug. 

1 1 .  Sept. 
30.  Okt. 

7.  Dez. 
I.Juli 

28.  Okt. 

12.  Nov. 
28.  Dez. 
30.  Dez. 
17.  Febr. 
20.  Juli 

15.  Okt. 

25.  Nov. 

20.  April 

21.  Mai 
25.  Dez. 
21.  Jan. 
30.  März 
14.  Aug. 
11.  Juli 
17.  Juli 
25.  Aug. 

23.  Nov. 

16.  Juni 
30.  Juni 

Aug. 


Armagh  (Irland) 
Vaihingen  (Württemberg) 
San  Francisco 
Mönctienstein  (Schweiz) 
Raveiina  (Ohio) 

Bahnhof  Saint-Mande    bei    Paris 
Zollikofen  (Schweiz) 
Willrutsbrüeke  bei  ehester  (Nord- 
amerika 
Liniido  (Italien) 
Mexiko 

Ottignies  (Belgien) 
Atlantic  City  (Nordamerika) 
Gerolstein 

Gentofte  (bei  Kopenhagen) 
Peakskilly 

Brundbrook 
Juvisy-sur-Orge 
Castel-Giubileo  bei  Rom 
Hatfield  (Amerika) 
Gulf-  und  Interstatebahn 
Offenbach  am  .Main 
Altenbeken 
El  Paso  (Texas) 
Barberton  (Transvaal) 
Berry  (Nordamerika) 
Westfield  (New  Jersey) 
Olean  (New  York) 
Cenicero  (Spanien) 
Durand  (Michigan) 
Pariser  Untergrundbahn 
Kentwood  (Amerika) 
Willard  Kansas  (.Amerika) 
Connelsville  (Pennsylvanien) 
Luco  (Spanien) 
Litchfield  (Illinois) 
Midvale  (Amerika) 
Harrisburg  (Pennsvlvanien) 
Hall  Road  (England) 
Spremberg 
Norfolk  (Virginia) 
New  Yorker  Hochbahn 
Kansas  City 

Green  River  (Wyoming) 
Salisbury  (England) 
Plensantville  (New  Jersey) 
Valparaiso  bei  Chicago 
Elliot  (Schottland) 
Terracotta  bei  Washington 
New  York  (Zentralbahn) 
Salem  (Michigan) 
Shrewsbury  (England) 
Tarazona  (Spanien) 
Braybrook  (Australien) 
Contich  (Belgien) 
Uhersko  (Böhmen) 
Südbury  (Ontario) 
Mülheim   (Rhein) 
Saujon  (Frankreich) 
Bridgeport  (Connecticut) 
Müllheim  (Baden) 
Manchester  (Nordamerika) 
Montreuil-Bellay  (Frankreich) 
Malmslätt  (Schweden) 
Schmiedefeld 
Western  Springs  (Illinois) 


Zusammenstoß 
Zusammenstoß 
Offene  Brücke 
Birsbrücke 
Zusammenstoß 

Zusammenstoß 


Zusammenstoß 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Zugbrand 

Zusammenstoß  (Militärzug) 

Sturz    des    Expreßzugs    in    den 

Hudson 
Zusammenstoß 
Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Entgleisung 

Entgleisung 

Petroleiimzugbrand 

Eisenbahnbrücke 

Zusammenstoß 

Zugbrand 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Entgleisung 

Entgleisung 

Zusammenstoß 


Zusammenstoß 
Entgleisung 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Brückeneinsturz 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Entgleisung 

Entgleisung 

Brückeneinsturz 

Zusammenstoß 

Fuhrwerk  überfahren 

Zusammenstoß 
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Tag 


Ge- 

töteie 


Ver- 
letzte 


Personen 


Ort  des  Unfalls 


Ursache  des  Unfalls 


1912 
1912 

1912 
1912 
1913 
1913 
1913 
1913 
1913 
1913 
1913 
1913 
1913 
1913 


17.  Sept. 
4.  Okt. 

Okt. 
15.  Dez. 
14.  Juli 
26.  Juli 
2.  Sept. 
2.  Sept. 
29.  Sept. 
20.  Okt. 
Okt. 
4.  Nov. 

Nov. 
14.  Dez. 


17 
9 

200 

15 

12 

15 

17 

21 

35 

20 

20 

41 

50 


50 
122 

300 
30 
50 
16 
54 
30 
50 
100 
100 
35 

viele 
34 


Ditton  (Lancashire) 
Alicante 

Azizia  (Türkei) 

Manyano  (Sizilien) 

F5ei  los  .^ng:elos  (Kalifornien) 

Braniinge  (Dänemark) 

Aisfjill  (England) 

North   Haven  (Connecticut) 

Sosyka  (Rußland) 

Meriilian  (Texas) 

Tojaina  (Japan) 

Meliin  (Frankreich) 

Bei  Sao  Paulo  (Brasilien) 

Harrasfelstunnel  (Sachsen) 


Entgleisung 

Prellbock  auf  dem   Kopfbahnhof 

überfahren 
Zusammenstoß  (Militärzüge) 
Zusammenstoß 
Zusammenstoß 
Entgleisung 
Zusammenstoß 
Zusammenstoß 
Entgleisung 

Brückeneinsturz  (Militärzug) 
Zusammenstoß 
Zusammenstoß 
Zusammenstoß 
Felssturz 


Während   des  Krieges   sind    infolge  Unterdrückung   des  Nachrichtendienstes    nur   wenige   Eisenbahn- 
unfälle bekannt  geworden. 


1915 
1916 
1916 
1917 
1917 
1917 
1917 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1918 
1919 
1919 
1919 
1919 
1919 
1920 
1920 


7.  Okt. 

8.  Okt. 
11.  Nov. 
16.  Okt. 

3.  Dez. 
11.  Dez. 

Dez. 
16.  Jan. 
16.  Jan. 
18.  Jan. 
7.  Febr. 
30.  Juli 
13.  Aug. 

16.  Aug. 
11.  Sept. 
13.  Sept. 
22.  Sept. 

2.  Okt. 

9.  Okt. 
18.  Okt. 

21.  Okt. 

1.  Nov. 

2.  Nov. 

4.  Nov. 
6.  Dez. 

17.  Dez. 
Jan. 
Jan. 

15.  Febr. 
11.  Sept. 
24.  Okt. 
20.  Jan. 

22.  Nov. 


15 

55 

11 

22 

19 

— 

26 

16 

32 

87 

19 

36 

mehre 

re  100 

31 

66 

38 

25 

32 

36 

18 

35 

40 

43 

20 

30 

31 

73 

35 

18 

40 

150 

35 

63 

24 

50 

16 

28 

11 

27 

15 

50 

24 

56 

85 

200 

18 

14 

10 

25 

9 

50 

20 

50 

16 

41 

mehr 

ils  150 

34 

IS 

34 

77 

18 

30 

20 

15 

Bischdorf  bei  AUenstein 

Zantoch  (Kreuz  — Küstrin) 

Stahnsdorf  bei  Berlin 

Schöuhausen  (Elbe) 

Heeßen  bei  Hamm 

Düren  (Köln  — Aachen) 

bei  Modone  am  Mont-Cenis-Tunnel 

bei  Osnabrück  (O.  — Bremen) 

bei  Kirn  (Eifel) 

Argeningken  bei  Tilsit 

bei  Gusten 

bei  Zantoch  (Kreuz  — Küstrin) 

bei  Snlers  (Frankreich) 

bei  Dümpelfeld  (Eifel) 

bei  Schneidemühl 

Weesp  (Niederland) 

Dresden 

Norrköping  (Schweden) 

bei  Jünkerath  (Eifel) 

Ürdmgen  (Krefeld) 

Kapfenberg  (Österreich) 

bei  Briesen  (Mark) 

Untergrundbahn  Brooklyn 

bei  Völklingen  (Saar) 

Meung-sur-Loire 

Belleville 

Toni 

Mauvages  (Frankreich) 

Triest 

bei  Schneidemühl 

Kranowitz  (Ratibor) 

bei  Schneidemühl 

bei  Marienburg 


Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Streckenarbeiter  überfahren 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Gleisunterspülung 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Kolbenstangenbruch 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung 

Zusammenstoß 

Dammunterspülung 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Entgleisung  (Brand) 

Benzinbrand 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Zusammenstoß 

Bahnfrevel 

Zusammenstoß 


D.  Unfallstatistik. 
Über  die  im  Eisenbahnwesen  vorkommenden 
U.  aller  Art  werden  in  allen  Kulturländern  Auf- 
zeiclinungen  geführt.  Die  Unfallstatistik  hat 
zum  Gegenstand  die  Feststellung  der  Zahl  und 
der  Folgen  (Tötungen,  Verletzungen,  Sachscha- 
den) sowie  die  Ermittlung  der  Ursachen  der 
U.  ihr  Zweck  besteht  in  der  Möglichkeit,  auf 
Grund  der  Feststellungen  über  die  Folgen  und 
Ursachen  der  U.  Vorkehrungen  zur  Verhütung 


ähnlicher  U.  oder  zur  Milderung  ihrer  Folgen 
zu  treffen. 

Die  Statistik  der  U.  beim  Eisenbahnbetrieb 
bildete  im  Hinblick  auf  die  häufig  schweren 
Folgen  solcher  U.  schon  frühzeitig  Gegen- 
stand besonderer  Aufmerksamkeit  und  der 
Beratungen  der  gesetzgebenden  Verwaltungs- 
körper. Auf  Verr'nlassung  der  Regierungen 
finden  regelmäßige  Veröffentlichungen  der 
Ergebnisse     der    Unfallstatistik     statt     u.  zw. 

3* 
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entweder  als  Bestandteile  der  allgemeinen 
Statistik  der  Eisenbahnen  (s.  d.)  oder  in 
Form  besonderer  Arbeiten.  So  z.  B.  in  England 
durch  a)  Returns  of  Accidents  and  Casualties, 
b)  General-Report  to  the  Board  of  Trade  upon 
the  Accidents;  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  durch  „Accident  Bulletin"  Rail- 
road  Accidents  in  the  United  States;  neuerdings 
finden  sich  auch  die  Unfallzahlen  im  Annual 
Report  of  the  Interstate  Commerce  Commission. 
Abgesehen  von  den  Veröffentlichungen,  die  die 
Regierungen  vornehmen,  ist  insbesondere  auch 
die  Unfallstatistik  zu  erwähnen,  die  in  den  vom 
VDEV.  herausgegebenen  „Statistischen  Nach- 
richten" enthalten  ist.  Diese  Statistik  umfaßtauch 
die  U.  auf  den  zum  VDEV.  gehörenden  nie- 
derländischen Eisenbahnen.  In  den  Grundsätzen, 
nach  denen  in  den  einzelnen  Ländern  die  U., 
ihre  Folgen  und  Ursachen  geschildert  werden, 
besteht  nur  geringe  Übereinstimmung.  Einen 
Versuch  zur  Erzielung  einer  Übereinstimmung 
bildet  die  internationale  Eisenbahnstatistik,  die 
aber  nur  für  das  Jahr  1882  vorliegt. 

In  den  meisten  Staaten  werden  bei  den 
Betriebsunfällen  unterschieden:  Entgleisun- 
gen, Zusammenstöße  und  sonstige  U. 
Ferner  werden  die  U.  meist  getrennt  nach  sol- 
chen, die  auf  freier  Strecke,  und  solchen, 
die  in  Stationen  vorgekommen  sind. 

Entgleisungen  (s.  d.)  pflegt  man  zu  glie- 
dern nach  den  Ursachen:  Unterbrechung  des 
Gleisesund  sonstige  Bahnhindernisse;  ungenaue 
und  falsche  Stellung  der  Weichen  und  sonstiger 
beweglicher  Einrichtungen;  unrichtige  Hand- 
habung des  Fahrdienstes;  Mängel  am  Oberbau 
(s.  d.);  Achsbrüche  (s.  d.);  Radreifenbrüche 
(s.  Räder);  sonstige  Mängel  an  Fahrzeugen; 
sonstige  Ursachen. 

Zusammenstöße  (s.  d.)  werden  zurückge- 
führt auf  die  Ursachen:  Falsche  Anordnungen 
aus  Unachtsamkeit  der  im  Fahrdienst  tätigen 
Bediensteten;  falsche  Weichenstellung;  mangel- 
hafte Signalgebung;  Nichtbeachtung  oder  Über- 
fahren der  Haltsignale;  zu  schnelles  Einfahren 
in  die  Stationen;  unvorsichtiges  Verschieben; 
falsche  Aufstellung  von  Fahrzeugen;  unzeitige 
Ingangsetzung  stehender  Fahrzeuge;  Zugtren- 
nungen (s.  d.);  Einfahren  in  besetzte  Gleise; 
sonstige  Ursachen. 

Zu  den  „sonstigen  U."  rechnen:  Überfahren 
von  Fuhrwerken;  Feuer  im  Zug;  Kesselexplo- 
sionen; andere  Ereignisse,  sofern  Personen 
getötet  oder  verletzt  worden  sind. 

Entgleisungen  und  Zusammenstöße  von  Zü- 
gen werden  fast  überall  in  die  Statistik  aufge- 
nommen. Solche  von  Verschubabteilungen  und 
die  „sonstigen  U."  nur  dann,  wenn  Personen 
zu  Schaden  gekommen  oder  erhebliche  Beschä- 


digungen an  Bahneinrichtungen  oder  Fahrzeu- 
gen entstanden  sind.  In  den  einzelnen  Ländern 
bestehen  indessen  erhebliche  Abweichungen 
in  den  Voraussetzungen  für  die  Aufnahme  des 
U.  in  die  Statistik.  In  England  werden  z.  B. 
Zusammenstöße  und  Entgleisungen,  die  im  Ver- 
schubdienst  (s.  d.)  eintreten,  nicht  in  die  Stati- 
stik aufgenommen.  In  Frankreich  finden  Ent- 
gleisungen und  Zusammenstöße  auch  von  Zü- 
gen nur  Aufnahme,  wenn  eine  Verletzung  von 
Personen  oder  ein  erheblicher  Sachschaden 
vorgekommen  ist.  Als  Tötung  gilt  in  manchen 
Ländern  lediglich  eine  unmittelbar  beim  U. 
augenblicklich  eingetretene  Tötung,  während 
die  deutsche  Statistik  zu  den  Tötungen  auch 
Verletzungen  zählt,  die  binnen  24  Stunden 
nach  dem  U.  den  Tod  zur  Folge  haben. 
Als   Folgen   der    ü.  werden    nachgewiesen: 

a)  Tötungen  und  Verletzungen  von  Personen; 

b)  Sachschaden; 

c)  gerichtliche  und  Disziplinarverfolgung 
gegen  Schuldige. 

Zu  a  werden  unterschieden:  Reisende,  Bahn- 
bedienstete (in  Deutschland  auch  Post-,  Steuer-, 
Telegraphen-,  Polizei-  und  sonstige  im  Dienst 
befindliche  Beamte),  fremde  Personen  und 
außerdem  Selbstmörder. 

Die  unverschuldet  bei  Zugunfällen  und  bei 
sonstigen  U.  verunglückten  Reisenden  werden 
getrennt  nachgewiesen  von  solchen,  die  infolge 
eigener  Unvorsichtigkeit  beim  Benutzen,  Be- 
steigen und  Verlassen  in  Bewegung  befindlicher 
Züge  zu  Schaden  kamen. 

Für  die  Bahnbediensteten  werden  Verunglük- 
kungen  unterschieden:  bei  Zugunfällen;  durch 
unvorsichtiges  Verhalten  beim  Besteigen  und 
Verlassen  in  Bewegung  befindlicher  Fahrzeuge 
oder  während  des  Aufenthalts  darin;  beim 
Wagenschieben;  beim  An-  und  Abkuppeln; 
durch  unzeitigen  Aufenthalt  auf  den  Gleisen, 
namentlich  beim  Überschreiten  derselben; 
durch  sonstige  unvoisichtige  Handhabung  des 
Dienstes  u.  s.  w.  Für  fremde  Personen  tritt 
eine  Trennung  ein:  durch  falsche  Handhabung 
der  Wegübergangsschranken  u.  s.  w. ;  infolge 
eigener  Unvorsichtigkeit  beim  Betreten  der  Bahn. 

Die  Unfallstatistik  gibt  meist  nicht  nur  die 
reinen  Unfallzahlen  an,  sondern  sie  stellt  diese 
in  Beziehungen  zu  der  Größe  des  Bahnnetzes, 
zu  den  Zugleistungen  (Zugkm,  WagenachsA/w), 
zu  der  Zahl  der  beförderten  Reisenden,  zu  den 
durchfahrenen  Personen^/«,  zu  der  Zahl  der 
Bediensteten  u.s.w.  Dies  geschieht,  weil  die  reinen 
Unfallzahlen  im  Vergleich  mit  den  Vorjahren 
oder  mit  anderen  Bahnen  und  anderen  Betriebs- 
leistungen kein  richtiges  Bild  ergeben  würden. 
Mit    dem    Ausbau    des    Eisenbahnnetzes,    der 
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Zunahme  der  Züge  und  der  Reisenden  sowie 
der  Vermehrung  der  Bediensteten  müssen  bei 
sonst  gleichbleibenden  Verhältnissen  naturge- 
mäß auch  die  reinen  Unfaiizahien  steigen. 
Schon  zu  Beginn  des  Eisenbahnwesens  ist  die 
Sicherheit  der  Reisenden  auf  den  Eisenbahnen 
trotz  der  damals  noch  unvollkommenen  Einrich- 
tungen eine  wesentlich  höhere  gewesen  als  bei 
der  Benutzung  der  früheren  Beförderungsmittel. 
Dank  der  Vervollkommnung  der  Eisenbahn- 
technik und  der  Sicherheitseinrichtungen  ist  die 
Sicherheit  des  Reiseverkehrs  auf  den  Eisenbahnen 
ungeachtet  der  mit  der  zunehmenden  Dichte  des 


Verkehrs  steigenden  Gefahr  nicht  nur  nicht 
geringer,  sondern  im  allgemeinen  sogar  größer 
geworden. 

Die  Zahlentafel  1  und  Abb.  40  bieten  eine 
Obersicht  über  die  Gesamtzahl  der  auf  einigen 
Bahnen  während  einer  Reihe  von  Jahren  vorge- 
kommenen U.  Die  auf  1  Mill.  Zvigkm  entfallenden 
U.  (Abb.  41)  zeigen  trotz  gewaltiger  Zunahme 
der  Zugdichtigkeit  keine  Steigerung,  wohl  aber  im 
Durchschnitt  einen  fortschreitenden  Rückgang. 

Die  Zahlentafeln  2  und  3  geben  einen  Über- 
blick über  die  Tötungen  und  Verletzungen 
von  Reisenden.    Die  Zahl  der  Tötungen   und 


ZahlentE 

fei   1.    Za 

hl  der  Betriebsunfälle  der  auf  1  km  Betriebslänge  entfallenden 

Zugkm  aller  Züge. 

Jahr 

Zu^km  aller  Züge 
auf  1  km  Betriebslänge 

Gesamtzahl  der  L 

nfälle 

Zahl  der  Unfälle 
auf  1,000.000  ZugAm  aller  Züge 

Deutsch- 

Ösierreich- 

Alle  Bahnen 

Deutsch- 

Österreich- 

Alle  Bahnen 

Deutsch- 

Österreich- 

*lle  Bahnen 

land 

Ungarn 

des  VDEV. 

land 

Ungarn 

des  VDEV. 

land 

Ungarn 

des  VDEV. 

1880 

5.850 

3615 

5.130 

3504 

996 

4771 

17-9 

15-2 

16-3 

1885 

6.595 

4730 

5.940 

3499 

1616 

5493 

142 

15-7 

14-5 

1890 

7.680 

4815 

6.535 

3618 

1468 

5878 

11-3 

11-8 

123 

1895 

8.055 

5375 

7.055 

2891 

2801 

6965 

7-9 

18-2 

10  8 

1900 

9.797 

5703 

8.079 

3507 

2302 

6266 

7-2 

11-5 

8-5 

1905 

11.197 

6072 

9.039 

3586 

2415 

6601 

61 

10-7 

7-5 

1910 

11.752 

6812     1      9.702 

3265 

3787 

7882 

4-7 

13-2 

7-5 

1911 

12.262 

7025     ,    10.100 

3289 

4051 

8173 

4-5 

13-5 

7-4 

1912 

12.628 

7315 

10.430 

3621 

4691 

9684 

47 

149 

8-4 

1913 
.  Durcli- 

12.835 

7377 

10.552 

3668 

4676 

9130 

4-7 

14-5 

7-8 

schniU 

9046 

5460 

7öUl 

90 

13-4 

10-4 

Durch- 

( ersten 

10  Jahre 

13-7 

13-5 

13-5 

schnitt  d( 

;r  )  letzten 

10     . 

5-3 

14-0 

8-1 

Verletzungen  bei  den  U.  ist  vielfach  von 
Zufälligkeiten  abhängig  -  Besetzung  der  ein- 
zelnen Wagen  und  Plätze,  Auftreten  von  Zug- 
bränden bei  Zusammenstößen  u.  s.  w.  Hieraus 
ergeben  sich  die  Schwankungen  innerhalb 
dieser  Zahlen. 

In  Deutschland,  Österreich,  Ungarn  und  Italien 
werden  die  Reisenden  nur  einmal  gezählt,  auch 
wenn  mehrere  Bahnbezirke  von  ihnen  durch- 
fahren werden.  In  Frankreich,  England  und 
Amerika  erscheinen  die  über  mehrere  Bahnen 
fahrenden  Personen  in  der  Statistik  wiederholt. 
Die  englische  Statistik  enthält  nicht  die  Zahl 
der  auf  Zeitkarten  beförderten  Reisenden. 

Die  reinen  und  die  auf  die  Zugleistungen 
bezogenen  Zahlen  der  Tötungen  und  Verlet- 
zungen von  Bahnbediensteten,  Zahlentafel  4 
und  5  sowie  Abb.  42,  sind  im  Verhältnis  zu 
denen  der  Reisenden  weitaus  größer.  Dies 
liegt  einerseits  darin,  daß  sich  diese  U.  auch 
auf  die  von  Reisenden  nicht  benutzten  Güter- 
züge erstrecken,  daß  die  im  Betriebsdienst 
tätigen  Bediensteten  einer  unmittelbaren  Gefahr 
ausgesetzt  sind  und  daß  endlich  die  Vertraut- 
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Abb.  40.  Zugdichtigkeit  (Zug*m  auf  1  km  Betriebslänge). 
a  Deutschland,  b  VDEV.,  c  Österreich-Ungarn. 


38  Unfälle. 

Zahlentafel  2.    Zahl  der  verunglückten  Reisenden  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  beförderten  Reisenden. 


Jahr 


Verhällnis  zwischen  der  Zahl 
der  Reisenden  und  der  Zugkni 
der  zur  Personenbeförderung 
dienenden  Züge,  berechnet  auf 
1000  Zug*/« 


Deutsch- 
land 


Frank- 
reich 


England 


Zahl    der    verunglückten    Reisenden 


im  ganzen 


Deutschland       Frankreich 


England 


auf  1,000.000  Reisende 


Deutschland        Frankreich 


England' 


1880 
1885 
1890 
1895 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 


Durch- 
schnitt 


1766 
1822 
2230 
2618 
2988 
3058 
3545 
3602 
3684 
3675 


1553 
1542 
1512 
1840 
2009 
1941 
2023 
1998 


2990 
2912 
2997 
3068 
3196 
3229 
3023 
3029 
3109 


26 

22 

46 

60 

119 

119 

97 

115 

131 


164 
90 
282 
314 
708 
617 
769 
698 
762 


35 

22 
45 
77 
94 
4 
71 
26 


412 

162 
209 
412 
469 
183 
756 
450 


142 
102 
118 
83 
135 
148 
119 
106 
110 


116  1  912 


1756 
1231 
1479 
1192 
2561 
2516 
3440 
2831 
2939 


0  12 
0-08 
0  11 
O'IO 
0-14 
0  11 
006 
0-07 
008 
006 


0-76 
0-33 
066 
0  53 
0-83 
0-55 
0-50 
0-42 
044 
0-50 


0-21 

OiO 

0-19 

0-22 

0-21 

0009 

014 

0  05 


2-50 
0-75 
1-12 
1-18 
104 
0-41 
1-49 
0-88 


0-23 
015 
014 
Ü09 
012 
012 
009 
008 
008 


2-90 
1-77 
280 
1-28 
2-24 
2- 10 
2-63 
2-13 
2-27 


2654 


1773        3076 


010    0-56 


015  |117 


013 


2-15 


Die  Angaben  für  Frankreich  beziehen  sich  auf  die  Eisenbahnen  allgemeiner  Bedeutung  (interet  general). 
'  In  England  sind  die  auf  Zeitkarten  beförderten  Reisenden  nicht  berücksichtigt. 


Zahlentafel  3.    Unverscluildet   —  durch  Zugunfälle  —  verunglückte  Reisende. 


Jahr 


Im   ganzen 


Deutschland 


Sl± 


England 


Frankreich 


Aut   1,1/Oü.OOO  Reisende 


Deutschland 


England 


Frankreich 


;C   c5i 
fti  ^  t: 


1880 
1885 
1890 
1895 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 


D 

1 

4 

8 
22 
19 

2 
14 

6 
16 


104 
26 
183 
151 
450 
298 
424 
338 
354 
538 


Statist,  fehlt 


6 

442 

8 

514 

4 

403 

6 

878 

39  I  435 
23  ,1134 


14 
20 


482 
703 


I 


3 

10 
36 

4 
71 
26 


282 
59 
131 
190 
284 
183 
756 
450 


341 
227 
217 
146 


0-02 

0-48 

0-004 

0-09 

001 

001 

0-43 

0  02 

001 

0-26 

001 

0-03 

0-53 

001 

0(12 

0-27 

003 

0001 

0-28 

002 

0009 

0  21 

0  01 

0  0Ü3 

0-20 

002 

0009 

0-30 

0-39 
063 
0-43 
0-77 
0-36 
0-87 
045 
0-53 


010 

O-Öl 
003 
008 
001 
014 
005 


1-71 
0-28 
0-55 
0-54 
063 
0-41 
1-49 
0-88 


001 

003 

OOi: 

0002 

0-(107 


0-46 
0-23 
0-22 


1 

TTT" 

KJ 

u, 

<« 

\, 

'i> 

a 

/ 

s 

132 

/ 

- 

/ 

13,  i 

-ns 

'^ 

■ä. 

»5-- 

Uft- 

l 

. 

M 

m:     ^ 

I6__j 

9.0 

46 

*s 

84 

h 

^ 

73 

Bi.^ 

77 

y 

\ 

7S 

< 

V 

l!^— 

^ 

S^ 

b.O 

tii 

60 

^ 

52 

51 

47 

t^iZ 

c 

NOO 
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41.  Unfälle  auf  1  Mill.  Zug*m  (bis  3000  Zug*m  kein  Unfall). 
a  Österreich-Ungarn,  b  VDEV.,  c  Deutschland. 


heit  mit  den  Gefahren  des  Eisenbahnbetriebs 
die  Bediensteten  sorgloser  macht.  Immerhin 
zeigt  aber  Abb.  43,  daß  die  Zahl  der  bei  Betriebs- 
unfällen   verunglückten    Eisenbahnbediensteten 


immer  noch  weit  geringer  ist  als  die  Zahl 
der  Verunglückten  bei  den  größeren  deutschen 
Berufsgenossenscliaften,  daß  also  der  Eisen- 
bahndienst keineswegs  mit  den  größten  Un- 
fallgefahren  verbunden   ist. 

Die  Zahl  der  Tötungen  und  Verletzungen 
fremder  Personen  unterliegt  im  allgemeinen 
großen  Schwankungen.  Sie  betrug  im  Durch- 
schnitt der  letzten   10  Jahre: 

unverschuldet  ""^^f„^if"" 

getötet    verletzt        getötet        verletzt 

in  Deutschland  .  .  16  103  293  232 
„  Österreich-Ungarn  8  68  318  350 
VDEV \    .  30     180        755       686 

Während  des  Krieges  und  für  die  Nach- 
kriegszeit sind  Aufzeichnungen  über  Unfälle 
nur  vereinzelt  \'eröffentlicht  worden.  Ein  Über- 


Unfälle. 
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Zahlentafel    4. 
Zahl  der  verunglückten  Beamten  und  Arbeiter  sowie  der  verunglückten  Reisenden,  Beamten  und  Arbeiter. 


Jahr 


Verunglückte   Beamte  und   Arbeiter 


im  ganzen 


Deutschland 


getötet 
getötet  und 

verletzt 


England 


!    gelötet 
getötet  und 

verletzt 


auf  1000  Angestellte 
der  Betriebsverwaltung 


auf  1,000.000  Zvgkm 
aller  Züge 


Deutschland 


getötet 


getötet 

und 
verletzt 


England 


getötet 


getötet 

und 
verletzt 


Deutschland 


getötet 


getötet 

und 
verletzt 


Verunglückte 

Reisende,  Beamte 

und  Arbeiter 


Deutschland 


überhaupt 


auf 

l.OCO.OOO 

Zug/tm 

aller  Züge 


1880 
1885 

isgo 

1895 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 

iQrcii- 

SCtOlU 


226 
291 
454 
410 
554 
600 
543 
563 
682 
747 


1588 
1566 
2465 
1722 
2003 
2030 
1893 
1906 
2139 
2153 


I 
Statistik  fehlt 


451 
499 
442 
583 
399 
383 
390 
343 


2568 
3621 
3096 
5168 
4199 
5101 
5701 
5905 


0-94 
103 
1-33 
111 

1-18 
0-99 
0-78 
0-76 
092 
0-95 


6-62 
5-55 
7-22 
4-67 
4-28 
3-35 
2-70 
2-64 
2-88 
2-74 


1-23 
1-28 
0-96 
1-45 
0-92 
0-85 
0-64 
0-64 


701 
9-28 
6-85 

12-83 
9-72 

11-29 
9-37 
9-70 


1-14 

8-03 

1-19 

6-39 

1-42 

8-71 

1-13 

4-/4 

1-14 

4-11 

I-Ol 

3-42 

0-78 

2-73 

0-77 

2-60 

0-89 

2  80 

0  95 

2-74 

1752 
1656 
2747 
2036 
2711 
2647 
2662 
2604 
2901 
3065 


8-86 
6-76 
9-59 
5-60 
5-57 
4-46 
3-84 
3-56 
3-81 
3-91 


4-75 


8-79 


5  07 


Durchschnitt  der  {.^^^'^"  lO^*^-"^ 


letzten  10 


5-96 

7-47 
408 


Zahlentafel  5.    Unverschuldet  -  durch  Zugunfälle  -  verunglückte  Beamte  und  Arbeiter. 


Jahr 


Im  ganzen 


Deutschland 


getötet 


getötet  und 
verletzt 


England 


getötet 


getötet  und 
verletzt 


Auf  1000  Beamte  und  Arbeiter  der  Betriebsverwaltung 


Deutschland 


getötet 


getötet  und 
verletzt 


England 


getötet 


getötet  und 
verletzt 


1880 
1885 
1890 
1895 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 


13 
10 
19 
23 
16 
39 
14 
36 
24 
30 


170 
134 
272 
172 
209 
318 
216 
215 
205 
248 


Statistik  fehlt 


13 

12 

12 

24 

6 

9 

5 

6 


94 
159 
100 
204 
118 
122 
120 
160 


0-05 
004 
.006 
006 
003 
0  06 
002 
0-05 
0  03 
0  04 


0-70 
0-47 
0-80 
0-47 
0-45 
0-52 
0-31 
0-30 
0-28 
0-32 


0-04 
003 
0-03 
0  06 
001 
002 
0-01 
001 


026 
0-41 
0-21 
0-51 
0-27 
0-27 
0-20 
0  26 


blick  über  die  Entwicklung  der  Unfallstatistik 
für  diese  Zeit  ist  daher  noch  nicht  zu  gewinnen. 
Soweit  Zahlen  vorliegen,  ist  zu  erkennen,  daß 
die  Unfälle  während  des  Krieges  und  in  der 
Nachkriegszeit  zugenommen  haben,  insbeson- 
dere hat  die  Zahl  der  schweren  Unfälle  eine 
außerordentliche  Steigerung  erfahren.  Die 
Gründe  liegen  in  den  durch  den  Krieg  hervor- 
gerufenen Verhältnissen  -  starke  Beanspru- 
chung der  Bahnen  und  ihres  Materials,  not- 
gedrungene Verwendung  von  ungeeignetem 
Material,  das  zu  Zugtrennungen  und  einer 
außerordentlichen  Vermehrung  der  Heißläufer 
Veranlassung  gab,  sowie  von  ungenügend  aus- 
gebildetem Personal  u.  dgl.  In  welchem  Um- 
fange diese  verschiedenen  Ursachen  eine  Stei- 
gerung der  Unfälle  herbeiführten,  ist  aus  nach- 
stehender Zusammenstellung  ersichtlich  (Arch. 
f.  Ebw.  1921,  S.  493). 


Abb.  42.  Unfälle  bei  Eisenbahnbediensteten  und  bei  bedeutenderen 
Berufsgenossenschaften  (Getötete  und  Verletzte  auf  je  1000  Bedien- 
stete) a  Deutsche  Bahnen,  ft  Nordwestliche  Eisen-  und  Stahl-,  f  Mül- 
lerei-, d  Rheinisch-westfälische  Hütten-  und  Walzwerk-,  e  Knapp- 
schafts-, /Brauerei-  und  Mälzerei-,  g  Fuhrwerks-Genossenschaft. 
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Unfälle.   -   Unfallfürsorge. 


0,2« 


0.005 


*=  "'  T. 


-I 


Abb.  43.  Tötungen  —  unverschuldet  durch  Zugunfälle 
auf  1  Mill.  Reisende. 


Auf   den    deutschen    Bahnen    fallen    auf 
1   Million  Zuokm: 


im  Jahr             j    1913 

1914      1915  1  1916      1917      1918 

Betriebsunfälle 

! 

(vgl.    Zahlen- 

tafel 1)   .    .    . 

4-7 

5-4 

5-6 

6-6 

9-2 

9-9 

Zahl  der  getö- 

teten und  ver- 

letztenReisen- 

den 

1-17 

M9 

1-65 

1-90 

3-76 

5-42 

Zahl  der  getö- 

teten und  ver- 

letzten Eisen- 

bahnbedien- 

steten     (vgl. 

Zahlentafel  4) 

2-74 

2-81 

■im 

4  03 

5-72 

5-22 

1 

Literatur:  Arch.  f.  Ebw. ;  Statistische  Nachrichten 
desVDEV.;  Statistik  der  im  Betrieb  befindlichen  Eisen- 
bahnen Deutschlands.  —  M.  M.  Freiherr  v.  Weber, 
Die  Praxis  der  Sicherung  des  Eisenbahnbetriebes. 
Wien,  Pest,  Leipzig  1876;  Die  Gefährdung  des 
Personals  beim  Maschinen-  und  Fahrdienst  der  Eisen- 
bahnen. Eine  Denkschrift.  Leipzig  1862.  —  J.  Rigler, 
Die  im  Eisenbahndienst  vorkommende  Berufskrank- 
heit und  Mittel  zu  ihrer  Abhilfe.  Berlin  1S80;  Über 
das  Eisenbahnrettungswesen.  Berlin  1881.  -  L.  A. 
Schmidt,  Rettung  der  Eisenbahnpassagiere  bei  Un- 
glücksfällen. Ratschläge  in  bezug  auf  das  Verhalten 
der  Passagiere  während  der  Fahrt,  beim  Anhalten 
des  Zuges  und  bei  vorkommenden  Unglücksfällen. 
St.  Petersburg  1885.  -  Statistics  of  railways  in  the 
United  States;  Accident  Bulletin,  railroad  accidents 
in  the  United  States;  Annual  Report  of  the  Interstate 
Commerce  Commission.  C.  F.  Adams  jr.,  Notes  on 
railroad  accidents.  New  York  1879.  -  C.  W.  Doten, 
Recent  railway  accidents  in  the  United  States.  Boston 
1905.  —  Canada :  Report  of  the  Select  Committee  on 
bills  nos.  2  and  3  in  reference  to  the  safety  on 
railways.    Session    1897.   Ottawa.   —   Statistique  des 


chemins  de  fer  fran<;ais.  -  E.  With,  Les  accidents  sur 
les  chemins  de  fer,  leurs  causes,  les  regles  ä  suivre 
pour  les  eviter.  Augmente  d'une  preface  par  A.  Per- 
donnet.  Paris  1854.  -  Ministere  des  Travaux  publics. 
Enquete  sur  les  moyens  de  prevenir  les  accidents 
dechemindefer  1879-  1880.  Paris  1882.  -  J.Arago, 
Systeme  Latour-Dumoulin  pour  prevenir  tous  les 
accidents  sur  les  chemins  de  fer.  Paris  1844.  —  Eng- 
land: Returns  of  accidents  and  casualties;  General- 
Report  to  the  Board  of  Trade  upon  the  accidents; 
Report  from  the  select  Committee  on  railways  belon- 
ging  prevention  of  accidents.  London  1841-1842. 
Royal  Commission  on  railway  accidents  Report  of 
the'Commissioners.  -  Italien:  Statistica  dell' esercizio 
(Ferrovie  dello  stato).  -  Stockert,  Eisenbahnunfälle. 
Leipzig  1913.  -  Ztg.  d.  VDEV.  Bode. 

Unfallfürsorge,  als  solche  bezeichnet  man 
in  der  Gesetzessprache  im  Deutschen  Reich 
die  besondere  Fürsorgedes  Dienstherrn 
für  die  öffentlichen  Beamten  und  ihre 
Hinterbliebenen  in  jenen  Fällen,  in 
denen  der  Beamte  infolge  eines  im 
Dienst  erlittenen  Betriebsunfalls  dienst- 
unfähig wird  oder  mit  Tod  abgeht.  Das 
Recht  der  U.  hat  seinen  Ausgang  genommen 
von  der  im  Deutschen  Reich  erstmals  durch 
das  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juni  1884 
und  das  sog.  Ausdehnungsgesetz  hierzu  vom 
28.  Mai  ISS5  eingeführten  Unfallversicherung, 
indem  man  eine  ähnliche  Fürsorge,  wie  sie  bei 
Betriebsunfällen  durch  die  genannten  Unfall- 
versicherungsgesetze für  die  Arbeiter  ge- 
schaffen wurde,  auch  den  von  der  Unfallver- 
sicherung ausgenommenen  Beamten  angedeihen 
lassen  wollte.  So  entstand  zunächst  das  sog. 
Reichs-Unfallfürsorgegesetz  vom  15.  März  1886, 
an  dessen  Stelle  dann  das  derzeit  noch  in 
Geltung  stehende  Reichs-Unfallfürsorgegesetz 
vom  18.  Juni  1901  getreten  ist.  Dieses  Gesetz 
bezieht  sich  aber  nur  auf  die  in  unfallver- 
sicherungspflichtigen  Betrieben  beschäftigten 
Reichsbeamten,  nicht  auch  auf  Staats-  und 
Kommunalbeamte.  Um  auch  für  die  letzteren 
die  Schaffung  einer  gleichen  Fürsorge  zu  be- 
günstigen, hat  das  Reichs-Unfallfürsorgegesetz 
die  Grundlage  gesetzt  für  die  Einrichtung 
einer  der  reichsrechtlichen  gleichkommenden 
U.  zu  gunsten  der  Staats-  und  Kommunal- 
beamten auf  dienstpragmatischem  Wege  (durch 
die  Landesgesetzgebung  oder  statutarische  Vor- 
schriften der  Kommunen).  In  der  Folge  haben 
denn  auch  die  einzelnen  deutschen  Bundes- 
staaten solche  Fürsorgebestimmungen  erlassen, 
so  insbesondere  Preußen  durch  das  Unfall- 
fürsorgegesetz vom  2.  Juni  1Q02,  Bayern  durch 
das  Beamtengesetz  vom  16.  August  1Q08, 
Sachsen  durch  das  Unfallfürsorgegesetz  vom 
1.  Juli  1902,  Württemberg  durch  das  Unfall- 
fürsorgegesetz vom  23.  Dezember  1902,  Baden 
durch  das  Unfallfürsorgegesetz  vom  27.  Juli 
1902,    Hessen  durch  das  Unfallfürsorgegesetz 
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vom  24.  Dezember  1902,  Elsaß- Lothringen 
durch  das  Unfallfürsorgegesetz  vom  20.  Mai 
1902.  Da  diese  landesgesetzlichen  Unfallfür- 
sorgevorschriften durchwegs  auf  der  reichs- 
gesetzlichen U.  aufgebaut  sind  und  sich  nach 
Form  und  Inhalt  im  wesentlichen  den  reichs- 
rechtlichen Unfallfürsorgebestimmungen  an- 
schließen, ist  im  gesamten  Reich  ein  im 
wesentlichen  gleiches  Unfallfürsorgerecht  ein- 
geführt. Soweit  die  reichsgesetzliche  und  eine 
der  reichsrechtlichen  gleichkommende  landes- 
rechtliche U.  eingeführt  ist,  sind  die  unter  die- 
selbe fallenden  Beamten  von  der  reichsgesetz- 
lichen Unfallversicherung  ausgeschlossen. 

Der  Anspruch  auf  U.  hat  sowohl  für  den 
Beamten  als  für  seine  Hinterbliebenen  nicht 
den  Charakter  eines  zivilrechtlichen  Schaden- 
ersatzanspruches, auch  nicht  den  Charakter 
eines  öffentlichrechtlichen  Versicherungsan- 
spruches, sondern  den  Charakter  der  Pension. 
Die  U.  ist  demnach  ein  Teil  des  öffentlichen 
Beamtendienstrechts.  Eine  Folge  dieser  Rechts- 
natur der  U.  ist  daher,  daß,  soweit  die  nach 
den  regelmäßigen  Pensionsvorschriften  sich 
berechnenden  Pensionen  (Ruhegehalte)  oder 
Hinterbliebenenbezüge  (Witwengelder,  Waisen- 
gelder) bereits  höher  sich  bemessen  als  die 
Unfallfürsorgebezüge,  jedem  Berechtigten  dieser 
höhere  Betrag  gewahrt  bleibt  und  an  die  Stelle 
des  Unfallfürsorgebezugs  tritt. 

Voraussetzung  für  die  Gewährung  einer  Un- 
fallfürsorgepension (Unfallruhegehalts)  für  den 
Beamten  oder  einer  Unfallfürsorgerente  für  die 
Hinterbliebenen  ist,  daß  ein  Beamter  (Reichs- 
oder Staatsbeamter)  in  einem  reichsgesetzlich, 
d.  i.  nach  der  Reichsversicherungsordnung 
vom  19.  Juli  1911  der  Unfallversicherung 
unterliegenden  Betrieb  beschäftigt  ist  und  in 
Ausübung  des  Dienstes  einen  Unfall  erleidet, 
der  die  dauernde  Dienstunfähigkeit  oder  den 
Tod  zur  Folge  hat.  Zu  den  der  Unfallver- 
sicherung unterliegenden  Betrieben  gehören 
von  den  Verkehrsbetrieben  insbesondere  der 
gesamte  Betrieb  der  Eisenbahnen,  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltungen  und  der  Binnen- 
schiffahrtsbetrieb. Der  Begriff  des  Betriebs- 
unfalls im  Sinne  des  Unfallfürsorgerechts  ist 
der  gleiche  wie  im  Sinne  des  Unfallversiche- 
rungsrechts. Unter  die  U.  fallen  alle  in  dem 
versicherungspflichtigen  Betrieb  auf  Grund 
eines  öffentlichrechtlichen  Dienstverhältnisses 
beschäftigten  Beamten,  also  nicht  bloß  die  in 
planmäßigen  (etatsmäßigen)  Stellen  verwen- 
deten und  die  auf  Lebenszeit  (unwiderruflich) 
angestellten  Beamten,  sondern  auch  die  in 
nicht  planmäßigen  (nicht  etatsmäßigen)  Stellen 
verwendeten  und  die  nur  auf  Widerruf  (wider- 
ruflich) oder  auf  Kündigung  angestellten.  Der 


Kreis  der  unfallfürsorgeberechtigten  Beamten 
ist  demnach  ein  erheblich  weiterer  als  der  Kreis 
der  nach  den  Beamtengesetzen  des  Reiches  oder 
der  betreffenden  Bundesstaaten  pensionsberech- 
tigten Beamten.  Nicht  unter  die  U.  fallen  die 
auf  Grund  rein  privatrechtlichen  Dienstver- 
trags Angestellten,  auch  wenn  sie  Dienst- 
geschäfte eines  Beamten  zu  versehen  haben. 
Für  diese  Angestellten  tritt  gegebenenfalls 
die  Unfallversicherung  ein. 

Die  Unfallfürsorgepension  (Unfallruhe- 
gehalt) des  Beamten  beträgt  ohne  Rücksicht 
auf  die  zurückgelegte  Dienstzeit  66^/3  %  des 
zuletzt,  d.  h.  im  Zeitpunkt  der  wegen  des 
Unfalls  erfolgten  Versetzung  in  den  Ruhe- 
stand (Pensionierung)  bezogenen  jährlichen 
Diensteinkommens.  Steht  schon  nach  den  be- 
amtengesetzlichen Vorschriften  ein  höherer 
Betrag  zu,  so  wird  dieser  höhere  Betrag  als 
Unfallfürsorgepension  gewährt.  Ist  der  Beamte 
infolge  des  Unfalls  nicht  bloß  dauernd  dienst- 
unfähig, sondern  auch  derart  hilflos  geworden, 
daß  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht 
bestehen  kann,  so  ist  die  Unfallfürsorgepension 
für  die  Dauer  der  Hilflosigkeit  und  je  nach  dem 
Grad  derselben  bis  auf  100%  des  jährlichen 
Diensteinkommens  zu  erhöhen.  Außerdem  hat 
der  Verletzte  nach  der  Versetzung  in  den 
Ruhestand  (nach  bayerischem  Recht  auch 
schon  vorher)  noch  Anspruch  auf  Ersatz  der 
Kosten  des  Heilverfahrens,  u.  zw.  ohne  Zeit- 
beschränkung. Der  Anspruch  auf  U.  geht  nicht 
dadurch  verloren,  daß  der  Beamte,  noch  bevor 
er  wegen  des  Unfalls  dienstunfähig  geworden 
ist,  aus  dem  Staatsdienst  —  gleichviel  ob  aus 
Verschulden  oder  ohne  sein  Verschulden  — 
entlassen  worden  ist.  Wenn  daher  bei  einem 
solchen  entlassenen  Beamten  bei  seiner  Ent- 
lassung oder  später  infolge  des  im  Dienst 
erlittenen  Betriebsunfalls  eine  Beeinträchtigung 
seiner  Erwerbsfähigkeit  gegeben  ist,  so  ist 
ihm  eine  Unfallfürsorgepension  zu  gewähren, 
die  bei  vollständiger  Erwerbsunfähigkeit  für 
die  Dauer  derselben  6673%  des  im  Zeitpunkt 
der  Entlassung  bezogenen  jährlichen  Dienst- 
einkommens, bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit 
für  deren  Dauer  einen  dem  Grad  der  Em- 
buße  an  Erwerbsfähigkeit  entsprechenden  Teil 
der  mit  66^3%  errechneten  Pension  beträgt. 
Liegt  Hilflosigkeit  vor,  so  ist  auch  hier  die 
Pension  bis  zu  100%  des  beider  Entlassung 
bezogenen  Diensteinkommens  zu  erhöhen.  Auch 
die  nach  der  Entlassung  erwachsenen  Kosten 
des  Heilverfahrens  sind  zu  ersetzen. 

Zu  den  fürsorgeberechtigten  Hinterblie- 
benen zählen  die  Witwen  sowie  die  ehelichen 
und  für  ehelich  erklärten  Kinder,  ferner  die 
Verwandten     aufsteigender    Linie     unter    der 
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Voraussetziiiia;,  daß  ihr  Lebensunterhalt  ganz 
oder  überwiegend  durch  den  Verstorbenen 
bestritten  wurde  und  daß  sie  bedürftig  sind, 
endlich  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die 
elternlosen  Enkel.  Der  Anspruch  der  Hinter- 
bliebenen besteht  in  einem  Sterbegeld  und  in 
einer  Rente  (Unfallfürsorgerente).  Die  Rente 
beträgt  für  die  Witwe  bis  zu  ihrem  Tod  oder 
ihrer  Wiederverheiratung  und  für  jedes  Kind 
bis  zum  vollendeten  18.  (in  Bayern  21.)  Lebens- 
jahr oder  bis  zur  etwaigen  früheren  Verheira- 
tung je  20  %  des  zuletzt  vom  Verstorbenen 
bezogenen  Diensteinkommens  unter  Begrenzung 
auf  einen  Mindest-  und  einen  Höchstbetrag, 
sofern  dem  einzelnen  Berechtigten  nicht  schon 
nach  den  allgemeinen  pensionsgesetzlichen 
Bestimmungen  ein  höherer  Betrag  zusteht. 
Die  Rente  für  die  Verwandten  aufsteigender 
Linie  beträgt  insgesamt  20^,,  und  für  die 
elternlosen  Enkel  bis  zum  vollendeten  18.  Le- 
bensjahr oder  der  etwaigen  früheren  Verhei- 
ratung ebenfalls  insgesamt  20%  des  letzten 
Diensteinkommens  des  Verstorbenen,  in  beiden 
Fällen  gleichfalls  unter  Beschränkung  auf  einen 
Höchst-  und  Mindestbetrag.  Die  Unfallfürsorge- 
renten aller  Hinterbliebenen  zusammen  dürfen 
aber  60%  des  letzten  Diensteinkommens  des 
Verstorbenen  nicht  übersteigen;  andernfalls  tritt 
entsprechende  Kürzung  ein.  Der  Anspruch  der 
Witwe  (nicht  auch  der  Kinder)  ist  ausgeschlossen, 
wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Unfall  geschlossen 
worden  ist;  einzelne  landesgesetzliche  Fürsorge- 
bestinimungen  (so  Bayern  und  Sachsen)  lassen 
jedoch  auch  in  diesem  Fall  die  gnadenweise 
Gewährung  einer  Rente  zu.  Ebenso  sehen 
einzelne  landesrechtliche  Fürsorgevorschriften, 
so  die  bayerischen  und  württembergischen,  im 
Fall  der  Wiederverheiratung  die  Gewährung 
einer  Abfindungssumme  vor. 

Verschulden  des  Beamten  an  dem  Unfall 
schließt  für  ihn  und  seine  Hinterbliebenen 
den  Anspruch  auf  U.  im  allgemeinen  nicht 
aus.  Der  Anspruch  ist  nur  dann  verwirkt,  wenn 
der  Verletzte  den  Unfall  vorsätzlich  oder 
durch  ein  solches  fahrlässiges  Verhalten  herbei- 
geführt hat,  wegen  dessen  auf  Dienstentlassung 
oder  auf  Verlust  des  Titels  und  Ruhegehalts 
gegen  ihn  erkannt  oder  wegen  dessen  ihm  die 
Fähigkeit  zur  Beschäftigung  in  einem  öffent- 
lichen Dienstzweig  aberkannt  worden  ist  (quali- 
fizierte Fahrlässigkeit). 

Um  die  Anspruchsberechtigten  vor  Rechts- 
verlust zu  schützen  und  den  späteren  Beweis 
über  den  Eintritt  und  die  Folgen  des  Unfalls 
sicherzustellen,  ist  die  amtliche  Feststellung 
über  jeden  im  Dienst  erlittenen  Betriebsunfall 
gesetzlich  vorgeschrieben.  Diese  Feststellung 
von  Amts  wegen    schließt  die  Verjährung  des 


Anspruchs  aus.  Andernfalls  muß  zur  Vermei- 
dung des  Ausschlusses  des  Anspruchs  die  An- 
meldung desselben  bei  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde vor  Ablauf  von  2  Jahren  nach  dem 
Eintritt  des  Unfalls  erfolgen.  Ausnahmen  von 
dieser  zweijährigen  Ausschlußfrist  sind  zulässig, 
wenn  die  Folgen  des  LJnfalls  erst  später  be- 
merkbar geworden  sind  oder  der  Beamte 
durch  außerhalb  seines  Willens  liegende  Ver- 
hältnisse von  der  rechtzeitigen  Geltendmachung 
abgehalten  worden  ist  und  wenn  weiter  in 
diesen  Fällen  die  Anmeldung  innerhalb  3  Monate 
nach  dem  Hervortreten  der  Unfallfolgen  oder 
dem  Wegfall  des  Hindernisses  erfolgt. 

Für  die  Geltendmachung  der  Unfallfürsorge- 
ansprüche ist  der  Zivilrechtsweg  eröffnet. 

Die  Geltendmachung  zivilrechtlicher  Scha- 
denersatzansprüche wegen  des  LInfalls  ist 
durch  das  Reichs-Unfailfürsorgegesetz,  u.  zw. 
auch  für  das  Gebiet  der  landesrechtlichen  U. 
eingeschränkt  worden.  Der  Beamte  und  seine 
Hinterbliebenen,  die  der  U.  unterliegen,  können 
wegen  des  Unfalls  einen  über  den  Betrag  der 
Unfallfürsorgebezüge  hinausgehenden  weiteren 
Anspruch  gegen  das  Reich,  gegen  den  Staat, 
in  dessen  Dienst  der  Unfall  erlitten  wurde, 
sowie  gegen  einen  andern  deutschen  Bundes- 
staat weder  auf  Grund  des  bürgerlichen  Rechtes 
noch  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  erheben. 
Ebensowenig  steht  ihnen  ein  weitergehender 
Anspruch  auf  Schadenersatz  gegen  Betriebs- 
leiter, Bevollmächtigte  oder  Repräsentanten, 
Betriebs- oder  Arbeiteraufseher,  die  den  Unfall 
verschuldet  haben,  zu,  es  sei  denn,  daß  durch 
strafgerichtliches  Urteil  festgestellt  ist,  daß  diese 
Personen  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt 
haben.  Dagegen  sind  die  zivilrtchtlichen  Scha- 
denersatzansprüche des  Beamten  und  seiner 
Hinterbliebenen  gegen  Dritte  mit  der  Maß- 
gabeaufrecht erhalten,  daß  der  Schadenersatzan- 
spruch in  Höhe  der  Unfallfürsorgebezüge  kraft 
Gesetzes  auf  den  diese  Bezüge  gewährenden 
Dienstherrn  (Reich,  Staat)  übergeht. 

Das  r^eichs-LInfallfürsorgegesetz  bezieht  sich, 
\x'ie  bereits  erwähnt,  nur  auf  Unfälle,  die  in 
reichsgesetzlich  der  Unfallversicherung  unter- 
liegenden Betrieben  eintreten.  Das  gleiche  ist 
bei  den  meisten  landesgesetzlichen  Unfall- 
fürsorgebestimmungen der  Fall.  Einige  der 
letzteren  (so  in  Bayern,  Sachsen,  Württemberg 
und  Baden)  gehen  aber  darüber  insofern  hinaus, 
als  sie  die  gleiche  Fürsorge  auch  jenen  Beamten 
und  ihren  Hinterbliebenen  zu  teil  werden 
lassen,  die  nicht  in  unfall  versicherungspflichtigen 
Betrieben  beschäftigt  sind,  aber  im  Dienst 
einen   Unfall  erleiden. 

Ein  in  sich  geschlossenes  und  einheitliches, 
besonderes    Beamten-Unfallfürsorgerecht,    wie 
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•es  sich  in  Deutschland  auf  Grund  des  Reichs- 
Unfallfürsorgegesetzes  und  der  ihm  nachge- 
bildeten landesgesetzlichen  Unfallfiirsorgebe- 
stimmungen  herausgebildet  hat,  besteht  in 
anderen  Ländern  nicht.  Dort  greifen  hinsichtlich 
der  Fürsorge  für  die  Beamten  und  ihre 
Hinterbliebenen  bei  Unfällen  im  Dienst  teils 
die  allgemeinen  Pensionsgesetze,  teils  die  Unfall- 
versicherungsgesetze und  die  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Rechtes  über  die  Schadenersatz- 
pflicht Platz.  Was  insbesondere  die  Beamten 
der  Eisenbahnverwaltungen  anlangt,  so  sind 
beispielsweise  in  der  Schweiz  nach  dem 
schweizerischen  BGes.  vom  13.  Juni  1911  über 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  bei  der 
vom  Bund  errichteten  „Schweizerischen  Unfall- 
versicherungsanstalt in  Luzern"  alle  in  der 
Schweiz  beschäftigten  Arbeiter  und  Angestellten 
(zu  welch  letzteren  die  Beamten  zählen)  der 
Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehnmn- 
gen  obligatorisch  gegen  Unfall  versichert. 
Gleichzeitig  ist  hinsichtlich  dieser  Personen 
das  schweizerische  Eisenbahnhaftpflichtgesetz 
vom  28.  März  1905  aufgehoben.  Die  weiter- 
gehende Haftung  des  Betriehsunternehmers 
richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  des 
schweizerischen  Obligationenrechtes,  wobei 
jedoch  der  Arbeitgeber  des  Versicherten,  falls 
er  die  ihm  in  der  obligatorischen  Versicherung 
obliegenden  Prämienzahlungen  geleistet  hat, 
nur  dann  haftet,  wenn  er  den  Unfall  absichtlich 
•oder  grobfahrlässig  herbeigeführt  hat.  Das 
Nähere  hierüber  siehe  in  dem  Art.  Unfallver- 
sicherung. Auch  in  Österreich  kommt  nach 
dem  Ges.  vom  20.  Juli  1894,  betreffend  die 
Ausdehnung  der  Unfallversicherung,  für  die 
im  Eisenbahnbetrieb  beschäftigten  Beamten  bei 
Betriebsunfällen  zunächst  Entschädigung  nach 
dem  Unfallversicherungsgesetz  vom  28.  De- 
zember 1887  und  dem  genannten  Ausdeh- 
nungsgesetz hierzu  und,  soweit  sie  durch  diese 
Gesetze  noch  aufrecht  erhalten  ist,  die  zivil- 
rechtliche  Schadenersatzpflicht  des  Betriebs- 
unternehmers in  Betracht.  Außerdem  enthält  auch 
noch  die  österreichische  Dienstpragmatik  vom 
25.  Januar  1914  für  die  Staatsbeamten  bei 
Dienstunfällen  fürsorgerechtliche  Bestimmun- 
gen. Darnach  erhält  ein  Beamter,  der  infolge 
eines  Unfalls  ohne  sein  vorsätzliches  Verschulden 
dienstunfähig  geworden  ist,  für  die  Bemessung 
seines  Ruhegenusses  zu  seiner  anrechenbaren 
Dienstzeit  10  Jahre  zugerechnet,  sofern  der 
Unfall  den  Beamten  in  Ausübung  einer  be- 
stimmten Dienstverrichtung  betroffen  hat  und 
mit  ihr  im  Zusammenhang  steht,  sofern  weiter 
durch  staats.'irztliche  Untersuchung  nachgewiesen 
ist,  daß  die  Dienstunfähigkeit  ausschließlich 
auf    den    Unfall    zurückzuführen    ist,     sofern 


sodann  der  Eintritt  der  Dienstunfähigkeit 
innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Unfall  einge- 
treten ist  und  endlich  der  Anspruch  auf  die 
erhöhte  Ruhegenußberechnung  binnen  Jahres- 
frist nach  Eintritt  der  Dienstunfähigkeit  geltend 
gemacht  worden  ist.  In  besonders  berücksich- 
tigenswerten  Fällen  kann  der  Ruhegenuß  von 
der  Zentralstelle  auch  noch  in  einem  höheren 
Ausmaß  bis  zum  vollen  Betrag  der  für  die 
Ruhegenußbemessung  anrechenbaren  Bezüge 
zugestanden  werden.  Unterliegt  der  Beamte 
der  Unfallversicherungspflicht,  so  ist  die  Pen- 
sionserhöhung um  den  Betrag  seiner  Unfall- 
rente zu  kürzen.  Ist  der  Beamte  infolge  eines 
ohne  sein  vorsätzliches  Verschulden  erlittenen 
Unfalls  gestorben,  so  werden  bei  sinngemäßem 
Vorliegen  der  vorstehend  bezeichneten  Voraus- 
setzungen den  Hinterbliebenen,  wenn  der 
Verstorbene  den  Anspruch  auf  einen  Ruhegenuß 
noch  nicht  erworben  hatte,  die  normalmäßigen 
Versorgungsgebührnisse  gewährt;  hatte  aber 
der  Beamte  bereits  Anspruch  auf  den  Ruhe- 
genuß, so  kann  die  Zentralbehörde  unter 
besonders  berücksichtigungswerten  Umständen 
höhere  als  die  normalmäßigen  Versorgungs- 
gebührnisse bewilligen,  u.  zw.  den  Hinter- 
bliebenen eines  Beamten  im  Genuß  der  Bezüge 
der  XI.,  X.  oder  IX.  Rangklasse  bis  zum 
Ausmaß  der  Versorgungsgebührnisse  der  zweit- 
höheren Rangklasse,  den  Hinterbliebenen 
anderer  Beamten  bis  zu  dem  Ausmaß  der 
Versorgungsgebührnisse     der      nächsthöheren 


Rangklasse. 


Reindl. 


Unfallverhütung  (prcvcntion  of  accidents; 
prevoyance  contre  les  accidents;  prevenzioni 
di  accidenti).  Die  grundlegenden  Eisenbahn- 
betriebs- und  Verkehrsvorschriften  der  ein- 
zelnen Länder  enthalten  durchweg  Bestim- 
mungen, die  dazu  dienen,  nicht  nur  Per- 
sonen, die  mit  der  Eisenbahn  als  Reisende, 
Verfrachter,  Benutzer  von  Wegeübergängen 
u.  s.  w.  in  Beziehungen  treten,  sondern  auch 
die  eigenen  Bediensteten  vor  Unfällen  zu 
schützen  (s.  Betrieb  der  Eisenbahnen  und  Be- 
triebssicherheit). Neben  den  Vorschriften  der 
Länder  enthalten  die  technischen  Vereinbarungen 
des  VDEV.  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  die 
eine  Herabminderung  der  Gefahren  des  Eisen- 
bahnbetriebs bezwecken,  also  der  Unfallver- 
hütung dienen.  Auf  der  Grundlage  dieser  Vor- 
schriften und  Bestimmungen  sind  die  An- 
weisungen aufgebaut,  die  die  Eisenbahnver- 
waltungen herausgeben,  um  ihre  Bediensteten 
vor  Unfällen  im  allgemeinen  sowie  in  den 
Werkstätten,  Beleuchtungs-  und  Dampfkessel- 
anlagen und  insbesondere  vor  Unfällen  beim 
Strecken-,  Betriebs-  und  Abfertigungsdienst  zu 
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schützen.  Sie  tragen  die  Bezeichnung  „U."  In 
ihrer  Form  lehnen  sie  sich  an  die  von  den 
Berufsgenossenschaften  in  Ausführung  des 
deutschen  Reichsgesetzes  vom  6.  Juli  18S4 
erlassenen  U.  an.  Ihnen  sind  insbesondere  die 
allgemeinen  Bestimmungen  entnommen,  die 
den  besonderen  Gefahren  des  Eisenbahn- 
betriebs entsprechend  ergänzt  worden  sind. 
Die  U.  enthalten  also  nicht  nur  Bestimmungen, 
die  als  Vorschriften  im  Sinne  des  Unfallver- 
sicherungsgesetzes angesehen  werden  müssen, 
sondern  auch  solche,  die  ihren  Ursprung  in 
sonstigen  gesetzlichen  und  behördlichen  Vor- 
schriften haben.  Sie  sind  nicht  von  den  Be- 
rufsgenossenschaften erlassen,  sondern  von  den 
Eisenbahnverwaltungen.  Die  in  Deutschland 
bestehende  Privatbahnberufsgenossenschaft  hat 
ihrerseits  Bestimmungen  zur  Sicherung  ihrer 
Betriebe  nur  in  geringem  Umfange  getroffen. 
In  der  Fülle  der  behördlichen  und  gesetz- 
lichen X'orschriften,  die  zu  beachten  die  Privat- 
bahnen gesetzlich  verpflichtet  sind,  nehmen 
sie  einen  verschwindenden  Raum  ein.  In  die 
U.  haben  die  Bestimmungen  keine  Aufnahme 
gefunden,  die  zur  Verhütung  von  Unfällen 
durch  gesetzliche  und  behördliche  Vorschriften 
für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  ge- 
troffen sind,  soweit  sie  schon  beim  Bau  der 
Eisenbahnen  und  ihrer  Betriebsmittel  von  den 
leitenden  Beamten  zu  beachten  sind.  Soweit 
nötig,  werden  diese  Vorschriften  den  Bedien- 
steten durch  die  Dienstanweisungen  bekannt- 
gegeben, die  ohnehin  für  die  Ausführung  des 
Dienstes  erlassen  werden  müssen.  Im  wesent- 
lichen handelt  es  sich  bei  den  nicht  in  die  U. 
aufgenommenen  Bestimmungen  um  die  Fest- 
legung von  .Windestmaßen  für  die  Kronen- 
breile und  für  die  Qleisabstände,  um  die  Ab- 
messungen der  Umgrenzung  des  lichten  Raumes, 
um  Bestimmungen  über  Bahnkreuzungen,  Trag- 
fähigkeit des  Oberbaues  und  der  Brücken, 
Einfriedigungen,  Schranken,  Beschaffenheit  und 
Umgrenzung  der  Fahrzeuge,  Raddruck,  Rad- 
stand, Wagenverschlüsse,  Untersuchung  und 
Bewachung  der  Bahn,  Beleuchtung  der  Bahn- 
anlagen, Sicherung  stillstehender  Fahrzeuge, 
Kuppeln  und  Verschließen  der  Wagen,  Schutz- 
wagen, Verhütung  von  Feuersgefahr  und  Rauch- 
belästigung u.  s.  w. 

Die  hiernach  den  eigentlichen  Vorschriften 
über  U.  verbleibenden  Bestimmungen  enthalten 
in  ihrem  ersten  Teil  jene  für  Aufsichtsführende, 
im  zweiten  Teil  die  für  Arbeitnehmer.  Der 
zweite  Teil,  der  auch  als  Aushang  an  den 
Arbeitsstellen  und  in  den  Aufenthaltsräumen 
bekanntgegeben  wird,  zerfällt  wiederum  in  Ab- 
schnitte für  den  Streckendienst,  für  den  Be- 
triebs- und  Abfertigungsdienst,  für  den  Dienst 


in  Werkstätten  und  bei  Beleuchtungsanlagen 
und  für  den  Dienst  bei  Dampfkesseln.  Im 
ersten  Teil  und  in  den  einzelnen  Abschnitten 
des  zweiten  Teils  werden  die  allgemeinen  von 
den  besonderen  Vorschriften  getrennt. 

Die  allgemeinen  Vorschriften  für  Auf- 
sichtsführende behandeln  zunächst  die  bau- 
lichen Anlagen.  Alle  zum  Betriebe  gehörigen 
baulichen  Anlagen  sind  im  betriebssicheren 
Zustande  zu  erhalten.  Die  Größe  der  Arbeits- 
räume ist  reichlich  zu  bemessen.  Die  orts- 
polizeilichen Vorschriften  gelten  nur  als  Mindest- 
maße. Die  Höhe  der  Räume  soll,  sofern  bei 
der  Arbeit  Staub,  Wasserdampf,  außergewöhn- 
liche Wärme,  üble  Ausdünstungen  u.dgl.  sich  ent- 
wickeln, mindestens  4  m  betragen.  Für  größere 
Werkstätten  ist  eine  entsprechend  größere  Höhe 
vorzusehen.  Ausreichende  Lüftungsanlagen  sind 
herzustellen. 

Galerien,  Bühnen,  feste  Übergänge  undTreppen- 
öffnungen  sind  mindestens  an  einer  Seite  mit  festem 
Geländer  und  Fußleiste  zu  versehen.  Feststehende 
Treppen  müssen  mindestens  an  einer  Seite  Hand- 
leisten oder  Handseile  erhalten.  Be«-egliche  Treppen, 
Steh-  und  andere  Leitern  sind  gegen  Abgleiten 
und  Ausrutschen  zu  sichern.  Leitern,  die  zu  Luken, 
Bühnen  u.  s.  vr.  führen,  müssen  mindestens  075 /« 
über  die  Oberkante  der  zu  besteigenden  Stellen 
hinausragen,  falls  nicht  eine  andere  Vorrichtung 
Sicherheit  für  das  Hinauf-  und  Hinabsteigen  bietet. 

Laufbretter  und  Laufplanken  müssen  genügend 
breit  und  so  stark  sem,  daß  größere  Schwankungen 
beim  Betreten  oder  Befahren  nicht  eintreten.  Vor 
Ausgängen  aus  Gebäuden,  die  unmittelbar  auf  Gleise 
führen,  smd  Schutzgeländer  anzubringen.  Alle  ins 
Freie  führenden  und  bis  zum  Fußboden  reichenden 
Luken  der  oberen  Stockwerke  sind  an  beiden  Seiten 
mit  Handgriffen  oder  mit  einer  Brustwehr  zu  ver- 
sehen. Gruben,  Kanäle,  versenkte  Gefäße  und 
andere  gefahrbringende  X'ertiefungen  in  den  .■Xrbeits- 
räumenund  auf  den  Arbeitsplätzen  sind,  soweit  mit 
der  Arbeitsweise  vereinbar,  sicher  abzudecken  oder  mit 
festem  Geländer  und  vorstehendem  Rande  zu  versehen. 

Feuerlösch  Vorrichtungen  sind  vorzuhalten 
und  ihr  Standort  durch  Aushänge  bekanntzugeben. 
Bei  feuergefährlichen  Betrieben  müssen  die  Türen 
nach  außen  leicht  aufgehen.  Arbeitsräume,  in  denen 
ein  feuergefährlicher  Betrieb  stattfindet,  sind  von  den 
übrigen  Räumen  durch  Brandmauern  abzuschließen. 
Türen  in  Brandmauern  müssen  aus  Eisen  sein  und 
selbsttätig  schließen.  Fenster  in  Brandmauern  sind 
unzulässig. 

Die  Aufsichtsführenden  haben  dafür  zu 
sorgen,  daß  die  Schutzvorrichtungen  richtig 
benutzt  und  instand  gehalten  werden.  Räume, 
die  nur  zu  bestimmten  Arbeiten  betreten  werden 
dürfen,  sind  durch  Tafeln  zu  kennzeichnen. 
Die  Verkehrswege  in  und  außerhalb  der  Ar- 
beitsräume dürfen  nicht  durch  ,\\aterial  ver- 
sperrt werden.  Führen  sie  über  Gleise,  so  muß 
der  Raum  zwischen  den  Schienen  bis  zur  Höhe 
der  Schienenoberkante  mit  Brettern  und  in 
sonstiger  Weise  ausgefüllt  sein.  Schlüpfrige 
und  glatte  Stellen  auf  Wegen  und  Arbeits- 
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■stellen  sind  zu  beseitigen  oder  durch  Streuen 
von  Sand  u.  s.  w.  abzustumpfen.  Zwischen 
Verschubgleisen  sind  Lichtmaste,  Teiegraphen- 
stangen  sowie  niedrige  Gegenstände  wie  Pfähle, 
Drahtleitungen  u.  s.  w.  möglichst  nicht  aufzu- 
-stellen. 

Drahtanker  für  Leitungsgestäiige  sind  so  anzu- 
bringen, daß  sie  den  Verkehr  nicht  behindern. 
Nötigentalls  ist  ihre  Sichtbarkeit  durch  weißgestrichene 
Holzleisten  zu  verbessern.  Auch  der  Anstrich  der 
Überwegschranken  soll  deren  Sichtbarkeit  erhöhen. 
Die  Landesfarben  sollten  hierfür  nur  gewählt  werden, 
wenn  sie  dieser  Färbung  entsprechen.  Übergänge 
ohne  Schranken  sollten  durch  weiß  angestrichene 
Prellsteine,  seitlich  aufgestellte  Pfähle  oder  Einfrie- 
dungen in  der  Dunkelheit  kenntlich  gemacht  werden. 
Gegenstände,  die  weniger  als  22  m  von  der  Gleis- 
mitte entfernt  sind,  sollen  durch  einen  weißen  Farban- 
strich gekennzeichnet  werden.  Die  früher  auf  den 
preußischen  Staatsbahnen  übliche  Bezeichnung  der 
Stellen,  an  denen  der  Funkenflug  zu  Waldbränden 
Anlali  geben  kann,  durch  einen  weißen  Anstrich- 
streifen an  den  Telegraphenstangen  findet  neuer- 
dings nicht  mehr  statt. 

Feuergefährliche  Stoffe  sind  in  den 
Arbeitsräumen  in  größeren  Mengen  nicht  auf- 
zubewahren. Offenes  Feuer  ist  in  Räumen,  in 
denen  leicht  entzündliche  oder  explosions- 
gefährliche Stoffe  aufbewahrt  oder  verarbeitet 
■werden,  unzulässig.  Solche  Räume  dürfen  bei 
Dunkelheit  nur  mit  Sicherheitslampen  betreten 
■werden.  In  den  Arbeits-  und  Aufenthaltsräumen 
sind  Tafeln  auszuhängen,  auf  denen  die 
erste  Hilfeleistung  bei  Unfällen  allgemein 
verständlich  beschrieben  ist.  Die  Bediensteten 
sind  außerdem  durch  Arzte  unterweisen  zu 
lassen.  Rettungskasten  mit  Verbandstoffen  u.  s.  w. 
sind  an  leicht  zugänglichen  Stellen  aufzustellen. 
Bei  Verletzungen  ist  der  Arzt  herbeizurufen 
oder  die  Überführung  des  Verletzten  in  das 
Krankenhaus  zu  veranlassen. 

Die  besonderen  Vorschriften  für  die  Auf- 
sichtsführenden erstrecken  sich,  soweit  der 
Strecken-,  Betriebs-  und  Abfertigungsdienst  in 
Betracht  kommt,  auf  die  Sicherung  der 
Arbeitsstellen.  Sind  mehrere  Personen  an 
einer  Arbeit  beteiligt,  dann  bestimmt  der  Auf- 
sichtsführende einen  oder  mehrere  Bedienstete, 
die  beim  Herannahen  eines  Zuges  für  die 
Sicherung  der  Arbeitenden  sorgen  müssen.  Bei 
Schneeräumungsarbeiten  und  wenn  der  Aus- 
blick auf  die  Strecke  behindert  ist  -  Nebel, 
Rauch,  Gleiskrümmungen,  Oberbauten  u.  s.  w.  — 
sind  bei  dichtem  Verkehr  zwei  Posten  nach 
jeder  Seite  aufzustellen.  Unter  besonders  un- 
günstigen Verhältnissen  sind  außerdem  Lang- 
samfahrsignale auszustecken.  Die  Sicherheits- 
posten, die  in  Pausen  abzulösen  sind,  zeigen 
die  Annäherung  von  Zügen  durch  Hornsignale 
an.  Bei  Arbeiten  in  Tunneln  sind  an  den 
Tunnelmündungen  Posten  aufzustellen,  die  das 


Herannahen  der  Züge  durch  Hornsignale  vor- 
zumelden  haben.  Die  Posten  im  Tunnel  haben 
die  Signale  zu  erwidern.  Bei  plötzlich  ein- 
tretender undurchsichtiger  Luft  (Nebel  u.  dgl.) 
ist  die  Arbeit  einzustellen,  bis  Sicherheitsmaß- 
regeln getroffen  sind.  Nötigenfalls  ist  die  Ar- 
beitsstelle durch  Haltsignale  zu  decken.  Die 
Arbeitenden  sind  vor  Beginn  der  Arbeit  über 
die    Verhaltungsmaßnahmen     zu    unterrichten. 

Bei  Schneeräumungsarbeiten  gelten  ver- 
schärfte Vorschriften.  Die  Fahrgeschwindigkeit 
der  Züge  ist  zu  ermäßigen  und  häufig  die 
Dampfpfeife  zu  gebrauchen.  Bei  hohen  Schnee- 
massen sind  Nischen  herzustellen.  In  jedem 
Tunnel  ist  ein  Fußweg  herzurichten  imd  frei- 
zuhalten. Tunnelnischen  müssen  durch  Kalk- 
anstrich kenntlich  gehalten  und  im  Bereich 
der  Arbeitsstelle  erleuchtet  werden.  Die  Bettung 
m  Tunneln  ist  eben  zu  erhalten.  Die  äußere 
Steinbettung  neben  den  Schwellen  darf  nicht 
höher  liegen  als  Schwellenoberkante,  damit 
man  sich  im  Falle  der  Not  an  der  Wand  des 
Tunnels  niederlegen  kann,  ohne  von  den  Tritt- 
bretten  der  Fahrzeuge  erfaßt  zu  werden. 

Sprengungen  sind  nur  von  sachkundigen 
und  zuverlässigen  Personen  auszuführen,  die 
die  Befähigung  hierzu  nachgewiesen  haben. 
Die  Ausgabe,  Verwendung  und  Rückgabe  der 
Sprengmittel  ist  zu  überwachen.  Zündschnüre 
müssen  so  lang  sein,  daß  den  Arbeitenden 
genügend  Zeit  verbleibt,  einen  sicheren  Ort 
aufzusuchen.  Die  Sprengstelle  ist  abzusperren. 

Vorschriften  für  Werkstätten,  Beleuch- 
tungs-  und  Dampf  kessel  anlagen.  Kraft- 
maschinen sind  in  besonderen  Räumen  aufzustellen 
oder  durch  feste  Geländer  oder  auf  andere  Weise 
von  den  Arbeitsräumen  abzuschließen.  Schwung- 
räder, Hauptriemen  oder  Seile,  die  freiliegenden 
Teile  einer  Kraftmaschine  sind  zu  umwehren,  soweit 
Menschen  in  Gefahr  gebracht  werden  können.  Räder, 
hervorstehende  Keile  und  Schrauben  der  sich  drehen- 
den Teile  sind,  soweit  der  Maschinenwärter  dadurch 
gefährdet  werden  kann,  zu  verdecken.  Gase  der  Gas- 
maschinen sind  gut  abzuführen.  Aufstellungsräume 
für  Akkumulatoren  sind  von  anderen  Betriebsräumen 
zu  trennen  und  gut  zu  lüften.  Stehende  Wellen  sind 
bis  zur  Höhe  von  l'SO  über  Fußboden  zu  um- 
wehren. Für  größere  Treibriemen  u.  s.  w.,  sofern  sie 
mit  einer  größeren  Geschwindigkeit  als  10  m/Sek. 
laufen,  sind  Riemenaufleger  vorzusehen.  Riemen  über 
Arbeitsstellen  sind  zu  unterfangen  u.  s.  w.  Die  Wellen- 
leitung ist  so  einzurichten,  daß  sie  in  jedem  Ar- 
beitsraum selbständig  stillgelegt  werden  kann.  Ab- 
stellen und  Anlassen  muß  signalisiert  werden  können. 
Diese  Vorrichtungen  sind  in  auffallender  Weise  zu 
kennzeichnen. 

Für  Werkzeugmaschinen  gelten  ähnliche  Vor- 
schriften wie  für  Kraftmaschinen.  Zur  Verhütung  von 
Verletzungen  sind  ausreichende  Schutzvorrichtungen 
anzubringen,  namentlich  bei  Kreissägen  sowie  bei 
Eisen-  und  Holzbearbeitungsmaschinen  mit  schnell- 
laufendem  Schneidezeuge. 

Die  Einlaufstellen  der  Zahn-  und  Reibungsräder 
von  Hebezeugen   sind  zu  verkleiden.    Hebezeuge 


46 


Unfallverhütung. 


mit  Kurbel   oder  Zugseilantrieb  sind  mit  Sperrvor- 
richtung und  Bremse  zu  versehen. 

Die  Zugänge  zum  Fahrschacht  von  Aufzügen 
sind  durch  Türen  abzusperren.  Die  Förderschale  ist 
so  einzufrieden,  daß  das  Herabfallen  des  Ladegutes 
verhindert  wird.  Die  Förderschale  für  Personenför- 
derung ist  mit  einer  l'SO  m  hohen  Schutzwand  und 
einem  Dache  zu  versehen.  Seile,  Ketten  oder  Gurte, 
an  denen  die  Förderschale  hängt,  müssen  die  größte 
zulässige  Belastung  mit  fünffacher  Sicherheit,  bei 
Personenbeförderung  mit  zehnfacher  Sicherheit  tragen 
können.  Außerdem  muß  eine  Fangvorrichtung  oder 
Geschwindigkeitsbremse  vorhanden  sein. 

Für  Bahnsteiggepäckaufzüge  sind  noch  be- 
sondere Vorschriften  gegeben,  ebenso  gelten  beson- 
dere Bestimmungen  für  elektrische  Anlagen. 

Unter  Druck  befindliche  Bleileitungen  und  Rohr- 
verbindungen in  Gasanstalten  sind  so  anzuordnen, 
daß    sie   jederzeit  zu   besichtigen   sind.    Gute   Ent- 
lüftung   ist    vorzusehen    u.   dgl.   m.    Bei    Dampf- 
kesselanlagen sind  die  Dampf-  und  Heißwasser- 
leitungen  zu  verkleiden  oder  zu  umfrieden,   soweit 
es  zur  Verhütung  von  Verbrennungen  erforderlich  ist. 
Abblasevorrichtungen  sind  so  einzurichten,  daß  Per- 
sonen beim  Abblasen  nicht  verbrüht  werden  können. 
Die  allgemeinen  Vorschriften    für  Ar- 
beitnehiner    machen    es   diesen    zur   Pflicht, 
den    Aufsichtsführenden    davon    Kenntnis    zu 
geben,   wenn  sie  an  Krämpfen,  Fallsucht  und 
sonstigen  nicht  in  die  Augen  fallenden  körper- 
lichen Schwächen  oder  Gebrechen  in  dem 
Maße   leiden,    daß   sie   dadurch    bei  gewissen 
Arbeiten   besonderer    Gefahr   ausgesetzt   sind. 
Während    des   Dienstes   wird    Nüchternheit 
verlangt.    Das   Mitbringen    von  Schnaps   oder 
ähnlichen  Getränken  in  den  Dienst  ist  verboten. 
Die    Kleidung    muß    tunlichst    anschließend 
sein,    da   durch    lose   umgehängte    Kleidungs- 
stücke Gefahren  entstehen  können.  Das  Tragen 
von  Holzschuhen  und  Pantoffeln  ist  verboten. 
Viehwagenwäscher   dürfen    jedoch   Holzschuhe 
tragen.    Ohrenschützer    müssen    durchlöchert 
und  von  dünnem  Stoff  sein.  Offene  Wunden 
sind  durch  Verbände  vor  Staub  und  Schmutz 
zu  schützen.    Die  Bahnanlagen   dürfen   nur 
für  die  Dauer  dienstlicher  Verrichtungen    be- 
treten werden.  Angehörige,  die  Essen  heran- 
tragen,   müssen    an  Wegübergängen    oder   an 
solchen  Stellen  warten,  wo  sie  durch  vorüber- 
fahrende Züge  oder  Fahrzeuge  nicht  gefährdet 
werden  können,  die  Gleise  dürfen  dabei  nicht 
betreten    werden.    Während    des    Aufenthalts 
innerhalb  der  Bahnanlagen  ist  Vorsicht  zu  ge- 
brauchen.   Spielereien,    Neckereien    und    mut- 
willige Handlungen  sind  verboten.  Jugendliche 
sind    besonders   zu    beaufsichtigen.    Die   Vor- 
beifahrt von  Zügen  ist  in  genügender  Ent- 
fernung  von    den    befahrenen    Gleisen    abzu- 
warten.  Muß   zur  Prüfung  des  Gleiszustands 
in  den  Gleisen  gegangen  werden,  so  dürfen 
hierzu    bei    mehrgleisigen    Strecken    nur    die 
Gleise  benutzt  werden,  in  denen  ein  entgegen- 
kommender Zug  erwartet  werden  kann.  Beim 


Überschreiten  von  Gleisen,  vor  oder  hinter 
stehenden  Fahrzeugen  und  an  Stellen,  wo 
Weichen,  Zwangschienen,  Drahtleitungen  und 
Gestänge  liegen,  ist  Vorsicht  anzuwenden.  Bei 
Unterhaltung  fern  bedienter  Weichen  bedarf 
es  einer  Verständigung  mit  dem  Weichen- 
steller, um  das  Einklemmen  von  Händen 
oder  Füßen  zwischen  die  Weichenzungen  und 
die  Mutterschiene  zu  verhüten.  Bei  Glatteis 
sind  Wege  und  Arbeitsplätze  mit  Sand  oder 
Asche  zu  bestreuen.  Das  Berühren  aller  blanken 
Teile  elektrischer  Anlagen  ist  verboten.  Ar- 
beitsgeräte und  Schutzvorrichtungen 
sind  vor  jeder  Benutzung  zu  prüfen,  ob  sie 
in  ordnungsmäßigem  Zustande  sind.  Mängel 
sind  zu  beseitigen  oder  zu  melden.  Nicht- 
benutzung vorhandener  Schutzmittel  ist  straf- 
bar. Das  Behauen  von  Metallstücken,  das 
Abhauen  von  Nietköpfen  u.  s.  w.  soll  derart 
stattfinden,  daß  niemand  von  den  abfliegenden 
Stücken  getroffen  werden  kann,  nötigenfalls 
sind  Schutzwände  aufzustellen. 

Schwere  Gegenstände  sind  so  zu  lagern, 
daß  sie  nicht  abrutschen  können.  Getragene 
schwere  Lasten  müssen  behutsam  niedergelegt 
werden;  sollen  sie  ausnahmsweise  abgeworfen 
werden,  so  darf  dies  nur  auf  lauten  Befehl 
der  Aufsichtsführenden  gleichzeitig  von  allen 
Trägern  geschehen.  Schwere  und  lange  Gegen- 
stände, wie  Rohre,  Holz-  und  Eisenstangen 
dürfen  nicht  aufrecht  gestellt,  sondern  müssen 
gelagert  werden.  Personen,  die  bei  ihrer  Be- 
schäftigung der  Gefahr  einer  Au  gen  Ver- 
letzung ausgesetzt  sind,  haben  sich  tunlichst 
der  Schutzbrillen  zu  bedienen.  Zum  Schutze 
gegen  die  schädlichen  Einflüsse  bei  Anwen- 
dung von  Druckluft  sind  Respiratoren  anzu- 
legen, ebenso  zur  Verhütung  des  Einatmens 
von  Staub  beim  Zerkleinern  von  Karbid  und 
beim  Zubereiten  giftiger  Farben.  Beim  Ar- 
beiten mit  giftigen,  insbesondere  auch  blei- 
haltigen Farben  ist  das  Rauchen,  Kauen 
und  Schnupfen  von  Tabak  untersagt.  Hände 
und  Kleider  sind  tunlichst  vor  Verunreinigung 
mit  den  Farben  zu  hüten.  Gründliche  Reini- 
gung beim  Verlassen  der  Arbeitsstelle  und  vor 
Einnahme  von  Speisen  und  Getränken  ist  vor- 
geschrieben u.  s.  w.  Bei  Arbeiten  auf  Leitern 
ist  besondere  Vorsicht  geboten.  Bei  schwierigen 
Ausführungen  ist  ein  Befestigungsgürtel  zu 
verwenden.  Brunnen,  Senkgruben,  Ka- 
näleu.  s.  w.,  die  längere  Zeit  verschlossen 
waren,  dürfen  nur  bestiegen  werden,  wenn  ein 
herabgelassenes  Licht  nicht  erlischt.  Bei  der 
Behandlung  der  Kesselwagen  gelten  ein- 
gehende Schutzmaßnahmen. 

Besondere    Vorschriften     für    den 
Streckendienst.    Arbeitszüge    dürfen    erst 
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bestiegen  oder  verlassen  werden,  wenn  sie 
stillstehen  und  nachdem  der  Aufsichtsführende 
das  Zeichen  zum  Besteigen  oder  Verlassen 
gegeben  hat.  Auf  zweigleisigen  Strecken  darf 
der  Zug  nur  auf  der  dem  andern  Gleis  ab- 
gekehrten Seite  verlassen  werden.  Die  Wagen- 
türen dürfen  nach  der  Seite  des  andern 
Gleises  nicht  geöffnet  werden,  wenn  dieses 
Gleis  für  den  Zugverkehr  freigegeben  ist.  Bei 
kurzen  Bewegungen  des  Arbeitszuges  müssen 
die  auf  den  Wagen  beschäftigen  Personen  sich 
niedersetzen.  Die  Bordwände  hierzu  zu  be- 
nutzen, ist  verboten.  Im  übrigen  sind  bei  den 
Bewegungen  die  Sicherheitsvorschriften  für  den 
Verschiebedienst  zu  beachten.  Beim  Entladen 
ist  mit  Rücksicht  auf  Zugbewegungen  beson- 
dere Vorsicht  zu  beachten.  Beim  Begehen  von 
Tunneln  ist  eine  brennende  Laterne  od.  dgl. 
mitzuführen.  Beim  Herannahen  eines  Zuges 
ist  eine  Mauernische  aufzusuchen,  im  Notfalle 
muß  man  sich  dicht  längs  der  Tunnelwandung 
niederlegen.  Die  Nischen  dürfen  nicht  eher 
verlassen  werden,  bis  man  sich  überzeugt  hat, 
daß  von  der  entgegengesetzten  Richtung  sich 
kein  Zug  nähert,  oder  bis  das  Geräusch  eines 
Zuges  nicht  mehr  wahrgenommen  wird.  Bei 
Sprengarbeiten  muß  auf  das  verabredete 
Warnungszeichen  jeder  den  ihm  bestimmten 
schußsicheren  Platz  einnehmen.  Annäherung 
an  ■  den  Sprengplatz  ist  erst  nach  Aufforderung 
durch  den  Aufsichtsführenden  zulässig.  Beim 
Arbeiten  in  Kies-,  Lehm-  und  Sandgruben 
und  bei  Erdausschachtungen  dürfen  die 
Wände  nicht  unterhöhlt  werden.  Kleinwagen 
(Draisinen  u.  dgl.)  dürfen  nicht  an  Eisenbahn- 
wagen oder  Lokomotiven  angehängt  werden. 
Ein  zur  Führung  berechtigter  Betriebsbeamter 
ist  für  die  Beachtung  der  Schutzmaßnahmen 
verantwortlich.  Bei  der  Unterhaltung  der  Tele- 
graphen- und  Signalanlagen  ist  besondere 
Vorsicht  beim  Besteigen  der  Signalmaste  und 
bei  allen  Handleistungen  mit  und  auf  der  Leiter 
oder  auf  Steigeisen  geboten.  Beim  Anstellen 
der  Leiter  ist  die  Umgrenzimg  des  lichten 
Raumes  freizuhalten.  Beim  Herannahen  eines 
Gewitters  sind  die  Arbeiten  an  Telegraphen- 
leitungen, -Stangen  und  -apparaten  einzustellen. 
Arbeiten  auf  steilen  Dächern  sind  stets  von 
2  Personen  auszuführen,  von  denen  die  eine 
von  einem  gesicherten  Standpunkte  aus  Hilfe 
leistet.  Stark  geneigte  sowie  mit  Reif  bedeckte 
Dachflächen  dürfen  nur  mit  bloßen  Füßen  oder 
in  Strümpfen  oder  in  Filzschuhen  betreten 
werden. 

Besondere  Vorschriften  für  den  Be- 
triebs- und  Abfertigungsdienst.  Die  beim 
Verschiebedienst  (s.  d.)  beteiligten  Mannschaften 
sollen    die    nötige    Vorsicht    nie    außer    acht 


lassen,  sich  daher  während  des  Aufenthaltes 
auf  einem  stehenden  oder  bewegten  Fahrzeuge 
stets  mit  der  Hand  festhalten  und  alles  ver- 
meiden, was  die  mit  dem  Rangiergeschäft  ver- 
bundenen Gefahren  für  sie  selbst  oder  andere 
vergrößern  könnte.  Für  das  An-  und  Ab- 
kuppeln, die  Verwendung  von  Bremsknüppeln 
und  Bremsschuhen  u.  dgl.  sind  eingehende 
Verhaltungsmaßregeln  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen gegeben.  Dasselbe  gilt  für  die  Arbeiten 
im  Lokomotivschuppen  und  das  Anheizen  der 
Lokomotiven.  Bei  Vornahme  von  Ausbesserungs- 
arbeiten an  Wagen  muß  das  Gleis  nach  beiden 
Seiten  gesperrt  werden.  Für  den  Ladedienst 
ist  die  Benutzung  von  Bodenkarren  für  schwere 
Lasten,  bei  der  Bewegung  eiserner  und  anderer 
glatter  Gegenstände  u.  s.  w.  geregelt.  Das  Ein- 
laden in  einen  in  Bewegung  befmdlichen  Zug 
oder  das  Ausladen  daraus  ist  verboten.  Beim 
Öffnen  und  Schließen  von  Schiebe-  und  Kkipp- 
türen  der  Güterwagen  ist  zu  beachten,  daß  die 
Türen  auch  bei  Stößen  und  bei  plötzlichem 
Anhalten  der  Wagen  sich  bewegen  können. 
Das  Ladegeschäft  bei  Wagen  mit  feuer- 
gefährlichen Gütern  soll  in  der  Regel  nur 
bei  Tageslicht  vor  sich  gehen;  muß  ausnahms- 
weise die  Nachtzeit  benutzt  werden,  so  sind 
Sicherheitslaternen  zu  verwenden.  In  der  Nähe 
solcher  Arbeitsstellen  zu  rauchen  oder  mit 
Feuer  und  Licht  umzug.ehen,  ist  streng  unter- 
sagt. Zur  Verhütung  von  Feuersgefahr  sind 
für  die  Bewegung  feuergefährlicher  Gegen- 
stände bestimmte,  ins  einzelne  gehende  Vor- 
schriften erlassen.  Zur  Löschung  eines  Brandes 
bei  Chemikalien,  Mineralien  u.  s.  w.  darf  nur 
Sand,  Erde  u.  dgl.,  nicht  aber  Wasser  benutzt 
werden. 

Hebezeuge  (Kräne,  Flaschenzüge  u.  s.  w.) 
dürfen  nur  unter  Aufsicht  benutzt  werden. 
Unter  der  anhängenden  Last  darf  niemand  sich 
aufhalten,  wenn  die  Last  nicht  sicher  unter- 
fangen ist.  Die  Schranken  des  Fahrschachtes 
von  Aufzügen  dürfen  erst  geöffnet  werden, 
nachdem  die  Förderschale  die  Höhenlage  des 
Fußbodens  erreicht  hat.  Während  der  Fahrt  darf 
der  Aufzug  nur  in  Notfällen  angehalten  werden. 

Besondere  Vorschriften  für  den  Dienst  in 
Werkstätten  und  bei  Beleiichtungsanlaoen. 
Vor  dem  Anlassen  und  Anlialten  einer  Kraft- 
maschine ist  ein  Signal  zu  geben.  In  Qefahrfällen 
ist  jeder  Bedienstete  verpfliclitet,  ohneweiters  den 
sofortigen  Stillstand  der  Maschinen,  Wellenleitungen 
U.S.W,  zu  veranlassen.  Das  Schwungrad  einer  Dampf- 
maschine darf  von  Hand  nur  bei  geschlossenem  Ab- 
sperrventil angedreht  werden.  Verbrennungsmaschi- 
nen dürfen  niemals  durch  Andrehen  von  Hand  in 
Gang  gesetzt  werden.  Hierzu  sind  stets  Andrelivor- 
richtungen  zu  benutzen.  Für  Sauggas-  und  Druck- 
gasanlagen sind  eingehende  Verhaltungsmaßregeln 
zum  Schutze  der  Bediensteten  gegeben,  ebenso  für 
die  Behandlung  der  Wellenleitungen  und  für  die 
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Arbeiten  an  Werkzeiijjmasclii  nen,  Hebezeiigen 
und  Aufzügen.  Schiebebühnen  oline  Antrieb  sind 
nie  dnrcli  Ziehen  von  Hand,  sondern  durch  Scln'eben 
fortzubewegen;  Scliiebebühnen  mit  Radervorgelegen 
dürfen  ohne  vorlierige  Ausrücl<ung  der  Kurbelvor- 
richtung nicht  geschoben  «erden.  Bei  elektrischen 
Anlagen  dürfen  während  des  Betriebes  Lager  und 
Zapfen  geölt,  neue  Bleischlüsse  eingesetzt  (mit  Qummi- 
handschuhen)  und  Kommutatorbürsten,  die  an  ihrem 
Holzgriffe  beim  X'erstellen  anzufassen  sind,  einge- 
stellt werden.  In  feucht  gewordenen  Akkunuilatoren- 
oder  Dynanuiräunien  sind  bei  Arbeiten  an  Leitungen 
u.  s.  w.  Gummischuhe  oder  Schuhe  mit  Gummi- 
sohlen anzuziehen.  Alle  übrigen  Arbeiten  an  elek- 
trischen Anlagen  sind  nur  vorzunehmen,  wenn  sie 
stromlos  sind.  Räiune  in  Gasanstalten,  in  denen 
Gasbehälter  u.  s.  w.  untergebracht  sind,  dürfen  nie 
mit  Feuer  oder  Licht  betreten  werden.  Schadhafte 
Stellen  bei  Gasleitungen  sind  nicht  abzuleuchten, 
sondern  durch  Bepinseln  der  Verschraubungen,  Lei- 
tungen u.  s.  w.  mit  Seifenwasser  zu  ermitteln. 

Landdampfkessel  müssen  unter  Aufsicht  stehen, 
solange  sich  Feuer  auf  dem  Roste  befindet.  Für  die 
Inbetriebsetzung,  den  Betrieb,  das  Entleeren  und 
Reinigen  der  Kessel  sind  ferner  eine  Reihe  von 
Einzelbestinnnungen  zur  Verhütung  von  Unfällen 
getroffen. 

Literatur:  Bericht  über  die  deutsche  allgemeine 
Ausstellung  für  Unfallverhütung,  Berlin  1889.  Heraus- 
gegeben vom  Vorstand,  Berlin  1890f9L  -  Gesell- 
schaft zur  Verhütung  von  Fabriksunfällen, 
Mülhausen  (Elsaß).  Sammlung  von  Vorrichtungen 
und  Apparaten  zur  Verhütung  von  Unfällen  an 
Maschinen,  Mülhausen  i.  E.  1889.  -  M.  Kraft, 
Fabrikshygiene.  Darstellung  der  neuesten  Vorrich- 
tungen und  Einrichtungen  für  Arbeiterschutz  und 
Wohlfahrt.  Nach  den  neuesten  Erfahrungen,  den  ein- 
schlägigen Gesetzen  und  Verordnungen,.,  der  ein- 
schlägigen Statistik  in  Deutschland  und  Österreich, 
Wien  1898.  —  Die  Sammlungen  des  gewerbe- 
hygienischen Museums  in  Wien.  Einrichtungen 
zum  Schutze  der  Arbeiter  in  gewerblichen  Betrieben, 
Wien  1898.  -  Unfallverhütungsvorschriften. 
Systematische  Übersicht  der  von  den  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  des  Deutschen  f^eiches  er- 
lassenen Unfallverhütungsvorschriften.  Herausge- 
geben vom  Verbände  der  deutschen  Berufsgenossen- 
schaften, Berlin  1900.  -  K.  Hartmann,  Unfallver- 
hütung für  Industrie  und  Landwirtschaft,  Stuttgart 
1903.  —  Jahresberichte  der  gewerblichen  Berufs- 
genossenschaften über  Unfallverhütung,  Berlin. 

Bode. 

Unfallversicherung   s.  Unfallfürsorge. 

Unfall  Versicherungsverbände,  Vereini- 
gung einer  Anzahl  von  Bahngesellschaften 
zum  Zweck  gemeinschaftlicher  Tragung  der 
Ersätze,  die  den  dem  Verband  angehörigen 
Bahnen  anläßlich  der  körperlichen  Verletzung 
oder  Tötung  von  Personen  auf  Grund  der 
gesetzlichen  Haftpflicht  zur  Last  fallen.  Die 
Schaffung  von  U.  wurde  durch  die  schärfere 
Haftung  veranlaßt,  die  die  sog.  Haftpflicht- 
gesetze den  Eisenbahnen  auferlegten  (s.  Haft- 
pflicht). Um  die  Gefahr  möglichst  abzu- 
schwächen, die  sich  für  die  einzelne  Verwal- 
tung aus  der  alleinigen  Tragung  der  Ersätze 
anläßlich  eines  größeren  Unfalls  ergeben  würde, 
hat   der  Verein   der  Privateisenbahnen   im 


Deutschen  Reich  bald  nach  Zustandekommen 
des  Ges.  vom  7.  Juni  1871  die  Errichtung 
eines  U.  angeregt,  und  wurde  durch  Beschluß 
vom  1.  Dezember  1871  mit  Wirksamkeit  vom 
I .  April  1 872  eine  entsprechende,  bis  Ende  1 875 
seitens  der  beigetretenen  Verwaltungen  unkünd- 
bare Vereinbarung  getroffen;  nach  dieser  be- 
zieht sich  die  gemeinsame  Tragung  der  Ent- 
schädigungen auf  Unfälle,  welche  Reisenden 
oder  anderen  nicht  in  der  Ausübung  des 
Eisenbahnbetriebsdienstes  begriffenen  Personen 
zugestoßen  sind,  falls  die  zu  zahlende  Ent- 
schädigung oder  das  12V2fache  der  zu  leisten- 
den Rente  von  unbestimmter  Dauer  den 
Betrag  von  1 5.000  M.  im  Kapital  übersteigt. 
Die  Verteilung  solcher  Entschädigungen  er- 
folgte derart,  daß  vorweg  5 ";,  von  der  nach 
dem  Gesetz  haftpflichtigen  Bahn  getragen,  die 
übrigen  Q5  %  auf  sämtliche  Mitglieder  am 
Jahresschluß,  u.  zw.  zur  Hälfte  nach  der  Zahl 
der  Wagenachsmeilen,  zur  andern  Hälfte  nach 
der  Gesamtzahl  der  Personenmeilen  verteilt 
wurden. 

In  der  Neuzeit  umfaßt  der  U.  in  Deutsch- 
land nicht  nur  Privateisenbahnen,  sondern 
auch  Kleinbahnen.  Er  wurde  unter  der  Be- 
zeichnung „Versicherungsverband  Deutscher 
Eisenbahnen  und  Kleinbahnen  zu  Berlin"  am 
26.  März  1Q04  neu  gebildet.  Der  Verband 
trägt  sowohl  Personenschäden  auf  Grund  des 
Reichshaftpflichtgesetzes  als  auch  Material- 
schäden, die  der  Bahn  bei  einem  Unfall  ent- 
stehen. Die  Vorwegleistung  der  betreffenden 
Bahn  beträgt  bis  zu  6000  M.  «Der  Rest  wird 
durch  Umlage  auf  die  Verbandsmitglieder, 
deren  Zahl  im  Jahre  1921  227  betrug,  ver- 
teilt, u.  zw.  nach  dem  Verhältnis  der  Brutto- 
betriebseinnahmen. Die  Höchstleistung  des 
Verbandes  beträgt  zurzeit  für  Materialschäden 
400.000  M.,  für  Personenschäden  600.000  M., 
zusammen  bei  einem  Unfall    1   Mill.  M. 

In  Österreich-Ungarn  haben  die  meisten 
Bahnverwaltungen  im  Jahre  1872  ein  Über- 
einkommen betreffend  die  wechselseitige  Ver- 
sicherung der  aus  Anlaß  von  Tötungen  oder 
Beschädigungen  von  Personen  infolge  des 
Bahnbetriebs  zu  leistenden  Entschädigungen 
abgeschlossen,  nach  dem  eine  gemeinschaftliche 
Haftung  aller  beteiligten  Verwaltungen  dann 
eintritt,  wenn  die  anläßlich  eines  Unfalls 
im  ganzen  zu  leistenden  Beträge  die  Summe 
von  8000  fl.  (16.000  K)   übersteigen. 

Der  Verein,  der  1875  den  Titel  „Gegen- 
seitige Unfallversicherung  der  österreichisch- 
ungarischen Eisenbahn  Verwaltungen"  annahm, 
änderte   1882  die  Satzungen  dahin,  daß: 

„Die  gemeinschaftliche  Tragung  der  Ent- 
schädigungen  nur   insoweit  stattfindet,  als  sie 
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bei  den  im  Lauf  eines  Jahres  stattgehabten  Un- 
fällen zusammen  den  Kapitalsbetrag  von  8000  fl. 
übersteigen;  Renten  von  unbestimmter  Dauer 
werden  hierbei  als  zum  1272fachen  Betrag 
kapitalisiert  angerechnet." 

„Die  im  Lauf  eines  Jahres  gezahlten  Oesamt- 
entschädigungen,  die  unter  diesem  Betrag 
(8000  fl.)  bleiben,  und  von  höheren  Ent- 
schädigungen der  Jahresbetrag  von  8000  fl. 
fallen  derjenigen  Verwaltung  allein  zur  Last, 
die  den  Gesetzen  nach  die  Schäden  zu  ver- 
treten hat." 

„Die  im  Lauf  eines  Jahres  über  8000  fl. 
hinausgehenden  Entschädigungen  samt  5  % 
Zinsen  vom  Tag  der  geleisteten  Zahlung  wer- 
den so  verteilt,  daß  vorweg  5  %  von  den- 
selben der  zunächst  Vertretungspflichtigen  Eisen- 
bahn in  Rechnung  gestellt  werden  und  der 
Rest  auf  alle  Verwaltungen  verteilt  wird." 

„Die  Repartition  geschieht  zur  Hälfte  nach 
der  Zahl  der  gesamten  Wagenachs^/n,  zur 
Hälfte  nach  der  Gesamtzahl  der  P/km." 

Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  ließ  das 
Statut  mit  Zustimmung  von  ^/^  der  sämtlichen 
Mitglieder  zu,  insbesondere  wurde  auch  die 
Aufnahme  von  Lokalbahnen  2  Jahre  nach  der 
Betriebseröffnung  zugelassen. 

Ende  1889  hörte  der  gemeinschaftliche 
österreichisch-ungarische  U.  auf  und  es  trat  für 
die' österreichischen  Bahnen  ab  I.Januar  1890 
der  Haftpflichtverband  der  österreichischen 
Eisenbahnen  in  Wirksamkeit,  in  den  die  Be- 
stimmungen ,des  alten  U.  fast  vollinhaltlich 
hinübergenommen  wurden.  Eine  einschneidende 
Änderung  wurde  nur  dadurch  geschaffen,  daß 
sämtliche  Ersätze  anläßlich  der  körperlichen 
Verletzung  oder  Tötung  von  Reisenden  oder 
anderer  nicht  in  Ausübung  des  Betriebsdienstes 
begriffener  Personen  früher  ohne  Rücksicht 
auf  eine  von  den  einzelnen  Verwaltungen 
zu  vertretende  jährliche  Höchstsumme  von 
8000  fl.  nach  Abzug  von  5  %  zu  Lasten  der 
Vertretungspflichtigen  Verwaltung  unter  die  Mit- 
glieder des  Verbandes  verteilt  werden. 

Infolge  des  Umsturzes  hat  der  österreichische 
U.  liquidiert  und  wurde  1921  für  die  Eisen- 
bahnen der  österreichischen  Republik  ein 
besonderer  U.  geschaffen.  Ebenso  haben  die 
Staats-  und  Privatbahnen  in  der  Tschecho- 
slowakei einen  ähnlichen  Verband  gegründet. 
Die  Satzungen  der  neuen  Verbände  enthalten 
im  wesentlichen  die  gleichen  Bestimmungen 
wie  jene  des  früheren  österreichischen  Verbandes. 

Ungarische  Eisenbahnen  (s.  Karte  Taf.  I). 

Inhaltsübersicht:  I.  Geschichte.  -  II.  Techni- 
scher Charakter.  —  III. Statistisches.  -  IV. Tarif wesen. 
—  V.  Gesetzgebung  und  VerwaUung.  —  VI.  Die  unga- 
rischen Eisenbahnen  nach  dem  Weltkrieg.  -  Literatur. 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


I.  Geschichte. 

a)  Von  den  ersten  Anfängen  bis  1847. 

Die  ersten  Bemühungen  zur  Errichtung  einer 
Holz-  und  Eisenbahn  zwischen  Pest  und 
Debreczen  fallen  in  das  Jahr  1827;  ihre  Be- 
stimmung war,  die  im  Spätherbst  nahezu  un- 
fahrbare Straße  zwischen  den  genannten  Städten 
zu  umgehen;  den  Bau  übernahm  eine  Aktien- 
gesellschaft, an  deren  Spitze  sich  der  Erz- 
herzog-Palatin  stellte.  Allein  die  gänzlich  un- 
erwartete Teilnahmslosigkeit  im  Land  gestattete 
nicht  einmal,  über  die  Vorarbeiten  hinauszu- 
kommen, trotzdem  es  den  Aktionären  der  zu 
diesem  Zweck  gebildeten  Aktiengesellschaft 
freigestellt  war,  ihre  Beiträge  entweder  in 
Bargeld,  Baumaterialien  oder  Handarbeiten  zu 
leisten. 

Der  erste  Gesetzartikel,  der  sich  mit  dem 
Eisenbahnwesen  beschäftigte,  war  der  Ge- 
setzartikel XXV  vom  Jahre  1836:  „De  utili- 
bus  operibus  per  societates  vel  privatos 
struendis"  (über  Enteignung,  Vorarbeiten  und 
Tarifwesen).  Derselbe  stellte  zugleich  einen 
Eisenbahnbauplan  auf  und  finden  sich  darin 
jene  13  Linien,  für  deren  Verbindung  durch 
Straßenzüge  sich  der  Reichstag  1825-1827 
ausgesprochen  hatte.  Diese  Linien  sollten  von 
Budapest  ihren  Ausgang  nehmen  und  aj  an 
die  österreichische  Grenze  in  der  Richtung 
nach  Wien,  bj  nach  den  ungarischen  Hafen- 
plätzen am  Adriatischen  Meer,  cj  nach  Zemun, 
dj  an  die  Grenzen  von  Mähren  und  Schlesien, 
ej  nach  Galizien,  ferner  /)  nach  Siebenbürgen 
(Kolozsvär  bzw.  Nagyszeben)  führen. 

Die  übrigen  Linien  sollten  die  Verbindung 
herstellen  zwischen  der  österreichischen  Grenze 
(Richtung  gegen  Wien)  und-  der  ungarischen 
Meeresküste,  bzw.  mit  der  Türkei,  endlich  mit 
Osiek;  ferner  zwischen  Nagyszombat  und 
Kassa,  Kassa  und  Krakau,  Miskolcz  und 
Galizien  sowie  Sisak  und  der  ungarischen 
Meeresküste. 

Die  erste  Eisenbahnkonzession  erhielt  ein 
Konsortium  (unter  der  Führung  des  Freiherrn 
V.  Sina)  am  26.  Februar  1836  von  der 
ungarischen  Hofkanzlei  für  die  Linie  öster- 
reichische Grenze-Györ.  Unterm  17.  März 
desselben  Jahres  wurde  ferner  einem  zweiten 
Konsortium  (unter  der  Führung  Rothschilds) 
für  die  Linie  österreichische  Grenze-Pozsony 
die  Vorkonzession  erteilt. 

Ersteres  Konsortium,  die  Sina-Gruppe,  be- 
warb sich  auch  um  die  Linien  Wien-Budapest 
und  Wien-Triest  über  Ungarn  und  erhielt 
unterm  2.  Januar  1838  die  Konzession,  während 
das  andere  Konsortium,  die  Rothschild-Gruppe, 
den  Ausbau  der  nördlichen  Linie  zur  Ver- 
bindung  mit  der  geplanten    Linie  der  Kaiser 
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Ferdinands-Nordbahn  in  Aussicht  nahm  und 
zu  diesem  Zweck  am  14.  November  1837  die 
Vorkonzession  erhielt.  Die  Rothschild-Gruppe 
hatte  ferner  auch  jene  Linien,  die  später  Teile 
der  ungarischen  Zentraibahn  wurden,  in  ihr 
Projekt  aufgenommen  und  fand  in  Ungarn 
mehr  Unterstützung  als  die  Sina-Gruppe,  weil 
die  nördlichen  Linien  mit  ihren  Anschlüssen 
an  die  preußischen  Eisenbahnen  eine  größere 
Erträgnisfähigkeit  versprachen  als  die  südlichen 
Linien  nach  Triest,  dessen  Seehandel  damals 
noch  ganz  unbedeutend  vs'ar. 

Unterdessen  begann  die  Sina-Gruppe  den 
Ausbau  der  in  Österreich  gelegenen  Linien, 
und  da  die  Befürchtung  nahelag,  daß  die 
ungarischen  Linien  nicht  ausgebaut  würden, 
wandte  sich  der  ungarische  Reichstag  im  Jahre 
1840  mit  der  Bitte  an  den  Kaiser,  daß  die 
Sina  -  Gruppe  verhalten  werde,  die  ungari- 
schen Linien  bis  Budapest  und  zum  Adriatischen 
Meer  alsbald  in  Angriff  zu  nehmen,  „indem 
nur  längere,  bis  ins  .Ausland  reichende  und 
bis  zum  Adriatischen  Meer  geführte  Eisenbahn- 
linien die  Handelsinteressen  des  V'aterlandes 
fördern  könnten". 

Die  Geldmittel  der  Sina-Gruppe  reichten 
jedoch  nicht  aus;  sie  sah  sich  daher  ge- 
nötigt, von  dem  Ausbau  der  ungarischen  Linien 
zurückzutreten,  und  konstituierte  sich  1840 
als  «Wien-Gloggnitzer  Eisenbahngesell- 
schaft". 

Inzwischen  war  der  Bau  der  1837  konzessio- 
nierten Preßburg-Tyrnauer  Pferdebahn 
(Elsö  magyar  pozsony-nagyszombati  vasüt) 
noch  im  selben  Jahr  in  Angriff  genommen 
und  die  Teilstrecke  Pozsonv  -  Szentgyörgy 
(\4km)  am  27.  September  1840  dem  "öffent- 
lichen Verkehr  übergeben  worden.  Der  weitere 
Ausbau  verzögerte  sich  aber  dadurch,  daß  die 
vorhandenen  Mittel  (500.000  fl.  in  Aktien)  kaum 
für  die  Hälfte  der  etwa  45  km  langen  Bahn 
ausreichend  waren.  Nach  Überwindung  von 
mancherlei  Schwierigkeiten  konnte  nach  etwa 
neunjähriger  Bauzeit  und  mit  einem  Kostenauf- 
wand von  600.000  fl.  K.-M.  am  3.  Juni  1846  die 
Strecke  bis  Nagyszombat  und  am  1.  November 
desselben  Jahres  die  einem  späteren  Beschluß  zu- 
folge erbaute  Verlängerung  bis  Szered  {b2-7  km) 
eröffnet  werden.  Über  die  Umgestaltung  der 
Pferdebahn  in  eine  Lokomotivbahn  und  deren 
Verkauf  an  die  W'aagtalbahn  s.  d. 

Nach  dem  Scheitern  der  Pläne  der  Sina- 
Gruppe  wandte  sich  die  allgemeine  Teilnahme 
und  Unterstützung  der  Durchführung  der  unga- 
rischen Zentralbahn  {Központi  magyar 
vasi'it)  zu.  Die  am  16.  Mai  1844  unter  sehr 
vorteilhaften  Bedingungen  auf  80  Jahre  er- 
teilte  Konzession    lautete   für  eine  am   linken 


Donauufer  zu  erbauende  Eisenbahn  von  der 
österreichischen  Grenze  bei  .Warchegg  über 
Pozsony  nach  Pest  und  Debreczen  samt  Flügel- 
bahnen nach  Komärom,  Arad,  Nagyvärad  und 
Rakamaz.  Nach  dem  ursprünglichen  Plan 
hätten  diese  Bahnen  Pferdebahnen  sein  sollen, 
man  ging  jedoch  von  diesem  Plan  ab  und 
wurde  der  1844  und  1845  von  der  zweiten 
und  dritten  Generalversammlung  gefaßte  Be- 
schluß, die  Bahnen  als  Lokomotivbahnen  zu 
erbauen,  staatlicherseits  genehmigt.  Die  Strecke 
Pest-Väcz  wurde  am  15.  Juli  1846,  die  Linie 
Pest-Szolnok  am  1.  September  1847  und  jene 
von  Marchegg  nach  Pozsony  am  20.  August 
1848  eröffnet.  Es  waren  dies  die  ersten  Loko- 
motivbahnen Ungarns. 

.Am  27.  .März  1845  wurde  die  Konzession 
für  eine  Eisenbahn  Sopron- Katzelsdorf 
neuerlich  verliehen,  deren  Bau  schon  1836  von 
der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahngesellschaft  in 
Aussicht  genommen  worden,  jedoch  wegen 
zu  hoher  Baukosten  unterblieben  war.  Am 
20.  August  1847  wurde  die  Linie  Sopron- 
Katzelsdorf  eröffnet,  nachdem  mit  der  Wien- 
Gloggnitzer  Eisenbahn  ein  Betriebsvertrag  ge- 
schlossen worden  war. 

Angeregt  durch  verschiedene  geplante  Eisen- 
bahnunternehmungen, hatte  Friedrich  List  im 
Jahre  1845  seine  Ideen:  „Über  die  nationalöko- 
nomische Reform  des  Königreichs  Ungarn"  ent- 
wickelt. Seither,  hauptsächlich  aber  nach  Er- 
öffnung der  Strecke  Pest-Väcz,  die  sehr  gute 
Ergebnisse  lieferte,  und  unter  dem  Einflüsse 
der  günstigen  Erfolge  der  österreichischen 
Eisenbahnen  tauchte  eine  ganze  Reihe  von 
Eisenbahnplänen  auf. 

Mit  Erlaß  der  ungarischen  Statthalterei  vom 
16.  September  1846  wurde  die  angesuchte 
Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  für  die  Linie 
von  Sopron  bis  zur  Grenze  an  der  Leitha  und 
deren  Fortsetzung  bis  Osiek  sowie  für  eine 
Flügelbahn  von  Päpa  nach  Keszthely  am 
Balaton  (Plattensee)  zur  X'erbindung  mit  der 
1846  eröffneten  Dampfschiffahrt  erteilt. 

Bereits  im  Jahre  1844  hatte  der  Landtag 
den  Bau  der  Vukovar-Fiumaner  Eisenbahn 
von  Vukovar  an  der  Donau  längs  der  Save 
über  Sisak  beschlossen.  Diese  auf  18  .Will. 
Gulden  Baukosten  veranschlagte  Eisenbahn 
sollte  mit  einer  5  %  igen  Staatsgarantie  aus- 
gestattet werden,  nach  70  Jahren  dem  Staat 
anheimfallen  und  innerhalb  8  Jahren  voll- 
endet sein.  Die  Stadt  Fiume  zeichnete  15  Mill. 
Gulden  und  Pest  7  Mill.  Gulden  für  diese 
Bahn  und  hielt  am  13.  November  die  \'er- 
einigte  Eisenbahngesellschaft  ihre  erste 
Generalversammlung  ab,  die  die  vorgeschlagene 
Trasse  genehmigte. 
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1S46  bildete  sich  eine  Gesellschaft  für  den 
Bau  der  Linie  Pecs-Mohacs,  eine  zweite  für 
die  Fortsetzung  der  Wien-Brucker  Linie  bis 
Qyör  und  Gönyö  bzw.  nach  Szekesfehervär, 
Pecs  und  Osiek  (Konzession  vom  IS.Juli  1846); 
dann  für  eine  Bahn  von  Czegled  nach  Kecskeniet, 
ferner  von  Kecskemet  nach  Temesvär,  endlich 
von  Szeged  nach  Temesvär. 

b)  1848  und  1849.  Am  23.  März  1848 
wurde  das  ungarische  verantwortliche  Mini- 
sterium ernannt.  Graf  Szechenyi,  der  schon 
seit  1846  mit  den  Agenden  des  Kommunikations- 
wesens bei  der  Statthalterei  betraut  war,  trat 
nunmehr  als  Kommunikationsminister  mit  einem 
vollständigen  Eisenbahnprogramm  auf,  dessen 
Grundzüge  er  folgendermaßen  zusammenfaßte: 
„Der  Brennpunkt  des  ungarischen  Handels  und 
der  Gewerbe  ist  Budapest;  Budapest  ist  das 
Herz  des  Landes  und  die  dahin  führenden 
Eisenbahnlinien  sind  a.ls  jene  Hauptadern  zu 
betrachten,  die  den  Kreislauf  des  Blutes  vom 
Herzen  bis  an  die  äußersten  Grenzen  des  Landes 
vermitteln.  Infolgedessen  sind  die  von  Budapest 
ausgehenden  Bahnen  so  auszubauen,  daß  sie 
den  Weltverkehr  nach  Budapest  leiten  und  von 
dort  über  alle  Landesteile  verbreiten   können." 

Der  Gesetzartikel  XXX  vom  Jahre  1848  be- 
stimmte den  Ausbau  folgender  Linien:  1.  Haupt- 
bahnen, u.zw.  sämtlich  von  Budapest  ausgehend, 
zu  den  Linien  der  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn 
über  Pozsony  (34  Meilen)  bzw.  nach  Szekes- 
fehervär, Siöfok,  den  Balaton  entlang,  über 
Karlovac  nach  Fiume  und  Bakar  (70  Meilen), 
ferner  über  Szolnok  nach  Arad  (34  Meilen) 
und  über  Miskolcz  nach  Kassa  (35  Meilen). 
2.  Nebenlinien  von  Szolnok  über  Debreczen 
nach  Szatmär  (33  Akilen)  und  von  Mohäcs 
über  Pecs,  Istvändi  zur  Fiumaner  Linie 
(24  Meilen),  endlich  von  Sopron  durch  die 
Komitate  Vas  und  Zala  nach  Nagykanisza 
(21  Meilen)  sowie  von  Czegled  über  Kecskemet 
nach  Szeged  (15  Meilen).  3.  Flügelbahnen  von 
Arad  nach  Temesvär  (9  Meilen),  von  Debreczen 
nach  Nagyvärad  (9  Meilen),  von  Miskolcz  nach 
Tokaj  (8  Meilen)  und  von  Szeged  nach 
Szabadka  (6  Meilen). 

Die  zu  befolgenden  Verwaltungsgrundsätze 
kennzeichnete  Szechenyi  in  nachstehender 
Weise:  „1.  Zur  Wahrung  der  industriellen 
Interessen  obliegt  die  Regelung  der  Tarife  dem 
Staat.  2.  Die  Trasse  der  vom  Reichstag  kon- 
zessionierten Bahnen  bestimmt  die  Regierung; 
sie  darf  der  Willkür  der  Unternehmer  nicht 
preisgegeben  werden.  3.  Das  gesamte  Kommu- 
nikationswesen untersteht  der  staatlichen  Kon- 
trolle. 4.  In  Ungarn  sollen  die  Eisenbahnen 
mit  Ausschluß  jedweder  Zinsengarantie  vom 
Staat  selbst  gebaut  werden,  weil  diese  Art  des 


Bahnbaues  billiger  ist;  weil  Privatbahnen  nie 
so  billige  Frachtsätze  den  Landesprodukten, 
der  Industrie  und  dem  Handel  bieten  können 
als  die  Staatsbahnen;  weil  es  ferner  im  vor- 
hinein vmbestimnibar  ist,  welche  Interessen 
das  System  der  Eisenbahnen  berühren,  welche 
Umwälzungen  dasselbe  hervorbringen  wird; 
weil  es  unerläßlich  ist,  daß  das  Reich  sein 
Bestimmungsrecht  frei  von  jeder  fremden  Be- 
einflussung aufrecht  erhalte,  und  endlich  weil 
die  Unternehmer  die  Eisenbahnen  unter  fremde 
Hände  und  unter  fremden  Einfluß  bringen 
würden." 

Die  politischen  Wirren  vereitelten  die  Ver- 
wirklichung dieses  Programms;  Szechenyi 
war  demnach  bestrebt,  wenigstens  die  Eröff- 
nung der  im  Bau  befindlichen  Eisenbahnen  zu 
beschleunigen,  und  als  die  Zentralbahn  ihre 
Geldmittel  erschöpft  sah,  suchte  Szechenyi  die 
zur  Vollendung  der  Linie  notwendigen  Kapitalien 
im  Land  zu  beschaffen.  Infolge  des  Freiheits- 
kampfes in  den  Jahren  1848  und  1849  war  aber 
das  erforderiiche  Geld  nicht  aufzutreiben. 

c)  1850-  1866.  In  diesem  Zeitraum  vollzog 
sich  gleich  wie  in  Österreich  der  Übergang  zum 
Staatsbahnsystem.  Es  wurden  zunächst  sämt- 
liche Linien  der  ungarischen  Zentralbahn  1850 
eingelöst.  Der  Kaufpreis  betrug  20,458.361  fl. 
Die  Obligationen  der  Zentralbahngesellschaft 
wurden  gegen  5'?iige  Staatsschuldverschrei- 
bungen umgetauscht.  Die  Regierung  veranlaßte 
ferner  noch  1850  den  Entwurf  eines  um- 
fassenden ungarischen  Eisenbahnnetzes,  das  der 
Budapester  Handelskammer  zur  Begutachtung 
vorgelegt  wurde  und  insbesondere  3  Haupt- 
linien betraf:  Eger- Miskolcz- Kassa- Eperjes, 
dann  Wien-Zagreb  und  Zagreb-Temesvär.  Die 
Vollendung  der  Linien  der  Zentralbahn,  die 
in  die  Gruppe  der  südöstlichen  Staatsbahnen 
eingereiht  wurden,  wurde  nunmehr  eifrigst 
betrieben.  Es  gelangten  zur  Eröffnung:  Väcz- 
Pärkäny-Näna  am  15.  Oktober  1850,  Pär- 
käny-Näna-Pozsony  am  16.  Dezember  1850. 
Dann  schritt  die  Regierung  zur  Weiterführung 
der  bis  Temesvär  auszubauenden  Linie  nach  dem 
Süden  und  wurden  eröffnet:  Czegled-Felegyhdza 
am  3.  September  1853  und  Felegyhäza-Szeged 
am  4.  März  1854. 

Laut  Vertrag  vom  31.  Juli  1854  ging  die 
Strecke  Sopron-Katzelsdorf  für  2  Mill.  Gulden 
K.-M.  in  das  Eigentum  des  Staates  über. 

1853  hatte  die  Staatsverwaltung  den  Bau 
der  67-448 Ä/n  langen  Mohäcs-Pecser  Eisen- 
bahn übernommen  (eröffnet  1857-  1859).  Bald 
darauf  wurde  jedoch  diese  Linie  der  Donau- 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  auf  45  Jahre  kon- 
zessioniert und  führte  bis  1.  Dezember  1854 
der  Staat  den  Bau  für  Rechnung  der  letzteren. 
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1855  schritt  die  Staatsverwaltung  an  den 
Bau  der  Banater  Montanbahn  Liszawa-Ora- 
viczabänya-Bäziäs  mit  schiefen  Ebenen  und 
Pferdebetrieb  sowie  1855  an  jenen  der 
kroatischen  Staatsbahnlinie  Steinbrück- 
Zagreb-Sisak,  bei  der  jedoch  nicht  mehr  als 
der  Unterbau  in  der  Strecke  Steinbrück- 
Reichenburg  hergestellt  wurde.  Zudem  1856 
genehmigten  Bau  einer  Eisenbahn  von  den 
Märamaroser  Salzgruben,  u.  zw.  von  Rönaszek 
und  Sugatag  über  Märamarossziget  bis  in  die 
Gegend  von  Väsdrosnameny  kam  es  mit 
Rücksicht  auf  den  inzwischen  eingetretenen 
Systemwechsel  nicht  mehr. 

Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  machte 
bei  aller  rühmenswerten  Tätigkeit  der  Staats- 
verwaltung keine  genügenden  Fortschritte  und 
so  sah  sich  die  Regierung,  unvermögend,  den 
immer  dringender  werdenden  Handels-,  indu- 
striellen und  militärischen  Anforderungen  ent- 
sprechen zu  können,  genötigt,  das  Staatsbahn- 
system aufzugeben  und  durch  Reformen  bei 
der  Eisenbahngesetzgebung  sowie  durch  Ge- 
währung außerordentlicher  Begünstigungen  das 
Privatkapital  heranzuziehen.  Es  mußte  der  Pri- 
vatunternehmung ermöglicht  werden,  auch  da 
einzugreifen,  wo  der  Ertrag  nicht  ganz  sicher 
war;  als  ein  hierfür  geeignetes  Mittel  erschien 
die  Zinsengarantie.  Aus  diesen  Gründen  und 
gewissermaßen  als  Vorläufer  der  Veräußerung 
der  Staatsbahnen  erfloß  das  Eisenbahnkonzes- 
sionsgesetz vom  14.  September  1854,  durch 
das  die  Privattätigkeit  entschiedener  als  bisher 
zur  Anlage  von  Eisenbahnen  ermuntert  werden 
sollte.  Am  1.  November  1854  veröffentlichte 
die  Regierung  den  allerhöchst  genehmigten  Plan 
für  ein  großes  Eisenbahnnetz,  worin  folgende 
ungarische  Linien  aufgenommen  waren:  Pest- 
Miskolcz-Kassa  bis  zum  Anschluß  an  die 
galizische  Bahn,  Debreczen-Tokaj-Miskolcz, 
Buda  -  Szekesfehervär  -  Nagykanizsa  -  Zagreb, 
Sopron-Nagykanizsa,  Nagykanizsa-Pecs,  Nagy- 
kanizsa-Marburg,  Szeged-Szabadka-Osiek-Mo- 
häcs,  Szeged-Petrovaradin-Zemun,  Temesvär- 
Fehertemplom  bis  an  die  Donau,  Temesvär- 
Arad-Nagyszeben  bis  an  die  walachische  Grenze 
und  Brassö-Nagyszeben-Gyulafehervär-Kolozs- 
vär  zum  Anschluß  an  die  ungarische  Bahn, 
Fiume-St.  Peter  zum  Anschluß  an  die  südliche 
Staatsbahn.  Bei  der  Aufstellung  des  Netzes 
erachtete  die  Staatsverwaltung  die  Ausführung 
lediglich  strategischer  und  die  Ergänzung 
politisch  wichtiger  Linien  als  ihre  eigene  Auf- 
gabe, während  der  Privattätigkeit  alle  für  den 
Handel  und  Verkehr  nötigen  Linien  vorbe- 
halten bleiben  sollten.  Als  vorwiegend  strategi- 
sche Linien  wurden  bezeichnet:  Zagreb-Karlovac 
und   Zagreb -Sisak   (12  Meilen);    als    politisch 


wichtig:  Sopron-Nagykanizsa-Pecs  (36  Meilen), 
Zagreb-Nagykanizsa-Buda  (Ofen)  (44  Meilen), 
Pest-Tarnöw  (54  Meilen),  Mohäcs-Baja-Szcged 
(17  Meilen),  Temesvär-Nagyszeben  (35  Meilen). 

Die  erste  auf  Grund  des  Konzessionsgesetzes 
erteilte  Konzession  wurde  am  I.Januar  1855 
an  die  k.  k.  priv.  österreichische  Staats- 
eisenbahngesellschaft verliehen.  Diese 
übernahm  den  Ausbau  der  von  der  ungarischen 
Zentralbahn  bzw.  von  der  Regierung  be- 
gonnenen Linien  Marchegg-Pozsony-Budapest- 
Czegled  -  Szolnok,  Czegled  -  Szeged  -  Temesvär, 
Temesvär- Donau  (Anschluß  an  die  Liszawa- 
Oraviczabänya-Bäziäs-Bahn),  Liszawa-Oravicza- 
bdnya  -  Bäziäs  und  Brück  -  Qyör  -  Ujszöny 
(s.  Österreichisch- ungarische  Staatseisenbahn- 
gesellschaft). 

Unterm  8.  April  1856  erhielt  ein  Gründungs- 
komitee die  Bewilligung  zum  Bau  und  Betrieb 
nachstehender  Lokomotivbahnen,  u.  zw.  der 
Linien:  a)  von  Wien  über  Soprqn  und  Nagy- 
kanizsa nach  Osiek,  b)  von  Ujszöny  über 
Szekesfehervär  nach  Osiek,  eventuell  mit  einer 
Zweigbahn  nach  Pecs;  c)  von  Budapest  über 
Nagykanizsa  nach  Pöltschach;  d)  von  Osiekl 
nach  Zemun. 

Die  Konzession  wurde  auf  90  Jahre  vom 
I.Januar  1862  angefangen  erteilt;  die  Staats- 
verwaltung gewährleistete  den  Konzessionären 
5%  jährliche  Zinsen  und  noch  jährlich  720%» 
zur  Tilgung  des  wirklich  verwendeten  Anlage- 
kapitals bis  zum  Betrag  von  lOOMill.  Gulden 
K.-M.  in  Silber.  Den  Konzessionären  wurde 
ferner  die  Ermächtigung  erteilt,  eine  Aktiengesell- 
schaft unter  der  Firma  „Kaiser  Franz  Josef- 
Orientbahn"  zu  gründen.  Mit  I.Januar  1859 
vereinigte  sich  die  Kaiser  Franz  Josef-Orient- 
bahn mit  der  österreichischen  Südbahn  (s.  d.). 

Zwei  auf  Staatskosten  begonnene  und  mit 
einem  Aufwand  von  etwa  5  Mill.  Gulden  im 
Unterbau  nahezu  vollendete  Linien,  u.  zw. 
Szolnok-Debreczen  nebst  der  Flügelbahn  von 
Püspökladdny  nach  Nagyvärad  verblieben  noch 
der  Staatsverwaltung,  als  die  südöstliche  Linie 
der  Staatseisenbahngesellschaft  überlassen 
worden  war.  Einige  ungarische  Grundbesitzer 
und  Kapitalisten  verfolgten  den  Plan,  vorerst 
diese  beiden  Staatsbahnlinien  zu  erwerben 
und  sonach  die  Konzession  für  deren  Fort- 
setzung von  Debreczen  nördlich  über  Tokaj, 
Miskolcz  nach  Kassa,  von  Püspökladdny  süd- 
lich nach  Arad  zu  erwirken;  den  Konzessio- 
nären sollte  ferner  der  Weiterbau  der  Bahn 
von  Kassa  über  Eperjes  nach  Dukla  bis  an  die 
galizische  Grenze  bei  Tarnöw  oder  Przemysl, 
dann  von  Arad  bis  an  die  Donaugrenze  der 
Türkei,  endlich  Pest-Miskolcz  und  Pest-Nagy- 
kanizsa  vorbehalten  bleiben. 
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Anfangs  1856  bewarb  sich  das  Konsortium 
um  die  Überlassung  der  oben  genannten  Linien, 
ferner  um  die  Konzession  der  ansciiließenden 
Bahnen,  und  erhielt  zufolge  allerhöchster  Ent- 
schließung vom  28.  September  1856  das  Privi- 
leg am  10.  November  1856  auf  90  Jahre  (mit 
1.  Januar  1858  beginnend).  Die  Staatsver- 
waltung gewährleistete  ein  jährliches  5y2';biges 
Erträgnis  des  Anlagekapitals  bis  zur  Höchst- 
summe von  55  Mill.  Gulden.  Diese  Konzession 
wurde  bald  an  eine  Aktiengesellschaft  unter 
der  Firma  »K.  k.  priv.  Theiß- Eisenbahn- 
gesellschaft" übertragen  (Tisza  videki 
vasiit). 

1857  hatte  die  Staatseisenbahngesellschaft 
der  Gesellschaft  die  schon  1847  eröffnete  Strecke 
Czegled-Szolnok  verkauft,  während  die  Gesell- 
schaft selbst  die  Linie  Szolnok-Debreczen  am 
23.  November  1857  sowie  die  Strecken  Püspök- 
ladäny-Nagyvärad  am  24.  April  1858  und 
Szolnok-Arad  am  25.  Oktober  1858  dem  öffent- 
lichen Verkehr  übergab  (s.  Theißbahn). 

1858  wurde  die  Südbahn  konzessioniert  und 
derselben  auch  die  auf  ungarischem  Gebiet  ge- 
legene Strecke  Sopron - Katzelsdoif  {Landes- 
grenze) der  südlichen  Staatsbahnlinic  Wiener- 
Neustadt-Sopron  abgetreten. 

Im  Jahre  1864  wurde  der  Bau  der  Linie 
Arad-Gyulafehervär  und  die  Nebenlinie  Piski- 
Petrozseny  als  Notstandsbau  auf  Staatskosten 
begonnen  in  der  Hoffnung,  daß  die  Vollendung 
einer  Gesellschaft  übertragen  werden  würde. 
Die  Bauarbeiten,  die  von  der  Theißbahnge- 
sellschaft geleitet  wurden,  gingen  nur  sehr 
langsam  vorwärts  und  ging  schließlich  die  Bahn 
auf  Grund  der  Konzession  vom  18.  August 
1866  an  die  erste  Siebenbürger  Eisen- 
bahngesellschaft (s.  Siebenbürger  Eisenbahn) 
(Elsö  erdelyi  vasüt)  über. 

Im  Jahre  1862  plante  die  Szt.  Istvän- 
Kohlengewerkschaft  die  Herstellung  einer  Eisen- 
bahn von  Salgötarjän  einerseits  nach  Pest 
und  anderseits  über  Losoncz  nach  Zölyom. 
Die  Konzession  erfolgte  am  19.  Januar  1863 
und  lautete  auf  die  Dauer  von  90  Jahren, 
gerechnet  vom  Tag  der  Eröffnung  der  Strecke 
Pest-Losoncz,  die  nach  dem  Wortlaut  der 
Konzessionsurkunde  innerhalb  dreier  Jahre  her- 
gestellt sein  mußte,  während  die  Strecke 
Losoncz -Zölyom  binnen  weiterer  4  Jahre  zu 
vollenden  war.  Einige  Monate  nach  der 
Konzessionierung  schritten  die  Konzessionäre 
zur  Bildung  einer  Gesellschaft,  die  den  Namen 
„K.  k.  priv.  Pest  -  Losoncz  -  Neusohler 
Eisenbahn-  und  Steinkohlengewerk- 
schaft" annahm.  1863  erklärte  sich  das 
Finanzministerium  bereit,  auf  Grund  der  ver- 
einbarten   Bedingungen    gegebenenfalls     eine 


Staatsgarantie  für  den  Betrag  von  4-5  Mill. 
Gulden  Eisenbahnprioritäten  zu  erwirken.  Am 
5.  Oktober  1863  wurde  der  Bau  begonnen. 
Die  Herstellungskosten  für  die  Linie  Pest- 
Losoncz  (129  km)  waren  auf  7'4  Mill.  Gulden 
veranschlagt. 

Die  Generalversammlung  vom  I.Juni  1864 
beschloß  die  Fortsetzung  der  Bahn  von  Zölyom 
über  Zsolna  nach  Oderberg,  dann  von  Fülek 
und  Hatvan  nach  Miskolcz  behufs  Verbindung 
mit  der  Theißbahn  und  nahm  den  Bau  einer 
Zweigbahn  von  Hatvan  nach  Gyöngyös  in 
Aussicht.  November  1864  fand  auch  die  Er- 
öffnung der  Strecke  Pest-Köbänya  (5  km)  statt 
und  man  hoffte,  die  Linie  Pest-Hatvan-Salgö- 
farjan  noch  1865  dem  Verkehr  übergeben  zu 
können.  Ungeachtet  des  in  der  Generalver- 
sammlungvom  30.  Mai  1865  erstatteten  günstigen 
Verwaltungsberichts  wurde  am  11.  Juli  1865 
der  Konkurs  der  Gesellschaft  in  Pest  an- 
gemeldet. Es  war  dies  zugleich  der  erste 
Konkurs  einer  Eisenbahn  in  Österreich-Ungarn. 

Mit  Übereinkommen  vom  10.  September 
1866  verpflichtete  sich  die  Staatsverwaltung 
nebst  der  weiteren  Lieferung  an  Schienen  und 
Eisenmaterial  im  Wert  von  1  Mill.  Gulden  zur 
Vorstreckung  von  L8  Mill.  Gulden  für  den 
Ausbau  der  Bahn  und  von  200.000  fl.  zur  Ein- 
lösung des  ersten  Kupons  sowie  dazu,  für 
diese  und  die  ältere  Forderung  ( 1  '2  Mill.  Gulden) 
neu  auszugebende  Silberprioritäten  in  Zahlung 
anzunehmen;  hierauf  erfolgte  am  6.  Oktober 
die  Aufhebung  des  Konkurses.  Die  General- 
versammlung vom  3.  November  1866  ge- 
nehmigte das  Übereinkommen  und  beschloß, 
an  Stelle  der  bisherigen  Firma  den  Namen 
»Ungarische  Nordbahn"  (Magyar  eszaki 
vasüt)  anzunehmen.  Die  Fortsetzung  des  Baues 
wurde  alsbald  in  Angriff  genommen  und  die 
Strecke  Hatvan-Salgötarjän  1867  dem  Verkehr 
übergeben. 

1863  erhielt  ein  Komitee  die  Vorkonzession 
für  eine  Eisenbahn  von  Nagyvärad  über 
Bekescsaba,  Szeged  und  Szabadka  an  die 
Donau  nebst  Zweiglinien  nach  Szentes,  Zombor 
und  Baja  (spätere  Alföldbahn),  aus  mili- 
tärischen Rücksichten  sollte  sie  mittels  eines 
Donauübergangs  bis  nach  Osiek  fortgesetzt 
und  mit  den  dahin  geplanten  Bahnen  in  Ver- 
bindung gebracht  werden.  Die  Unterbauar- 
beiten, für  die  die  Regierung  aus  dem  Not- 
standsanlehen ungefähr  400.000  fl.  bewilligt 
hatte,  wurden    1863   in  Angriff  genommen. 

1863  erhielt  eine  belgische  Gesellschaft  die 
Konzession  zu  den  Vorarbeiten  für  eine 
Donau -Adria-Bahn  in  der  Richtung  von 
Zemun  nach  Fiume,  während  bald  darauf 
einem    Konsortium    ungarischer    Großgrund- 
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besitzer  die  Konzession  für  die  Linie  Nagy- 
värad  -  Osiek  -  Fiume  erteilt  wurde.  Die  bei- 
den Konsortien  vereinigten  sicli;  das  für 
die  Donau  -  Adria  -  Bahn  zusammengetretene 
Komitee  hatte  sich  aber  bald  aufgelöst,  nach- 
dem unter  den  damaligen  Verhältnissen  an 
eine  entsprechende  Kapitalsbeschaffung  nicht 
zu  denken  war.  Das  Konsortium  der  Alföld- 
bahn  schritt  1866  neuerlich  um  die  definitive 
Konzession  der  Linie  Nagyvärad-Bekescsaba- 
Szeged-Szabadka-Bezdan-Baranyavdr-Osiek  ein, 
und  bewilligte  die  Regierung  für  die  Fort- 
setzung der  Unterbauarbeiten  die  Summe  von 
800.000  fl.  Die  Arbeiten  wurden  jedoch  1868 
eingestellt  und  blieb  es  dem  neugeschaffenen 
Ministerium  vorbehalten,  die  .Angelegenheit  zu 
ordnen. 

d)  1867-1873.  Infolge  der  staatsrechtlichen 
Trennung   Ungarns   von  Österreich    im  Jahre 

1867  wurde  das  Eisenbahnwesen  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  von  da  an 
selbständig  gestellt,  doch  sollte  die  Verwal- 
tung laut  den  bezüglichen  Vertragsbestimmun- 
gen nach  mit  der  westlichen  Reichshälfte 
übereinstimmenden  Grundsätzen  geführt 
werden  und  es  wurden  sohin  die  Eisenbahnen 
in  Ungarn  im  Jahre  1868  unter  eine  eigene 
Zentralbehörde  gestellt. 

Bereits  im  Jahre  1867  war  der  Entwurf  eines 
Eisenbahnnetzes  für  Ungarn  ausgearbeitet  und 
veröffentlicht  worden,  der  eine  bedeutende 
Anzahl  von  neu  zu  bauenden  Linien  mit  dem 
Zentralpunkt  Budapest  (3377  km)  umfaßte,  und 
wurde  behufs  rascher  und  erfolgreicher  Ver- 
wirklichung der  für  wichtigst  erkannten  Pläne 
mit    Gesetzartikel  XII    und  XLIX    vom   Jahre 

1868  beschlossen,  einige  Linien,  nämlich 
a)  Halvan-Miskolcz,  b)  Zäkäny -Zagreb,  c)  die 
Verlängerung  der  vom  Staat  angekauften 
Linien  Budapest  -  Hatvan  -  Salgötarjän  gegen 
Losoncz  und  Zölyom  und  von  Hatvan  nach 
Szolnok,  und  endlich  d)  die  Linie  Miskolcz- 
Putnok  sofort  auf  Rechnung  des  Staates  in  An- 
griff nehmen  zu  lassen.  Die  hierzu  erforderlichen 
Mittel  wurden  aus  dem  Spezialanlehen  (60  .Mill. 
Gulden,  Gesetzartikel  XIII  vom  Jahre  1867) 
gedeckt  und  zur  Oberleitung  der  Bauten  sowie 
zur  Mitwirkung  bei  den  Verhandlungen  über 
die  im  Konzessionsweg  herzustellenden  Bahnen 
eine  eigene   Eisenbahnbaudirektion   eingesetzt. 

Als  der  Bau  der  Strecken  Hatvan -Miskolcz 
und  Zäkäny-Zagreb  der  Vollendung  entgegen 
ging,  hat  das  ungarische  Kommunikations- 
ministerium  die  erstere  Strecke  mit  der 
1868  ins  Eigentum  des  ungarischen  Staates 
übergegangenen  Pest-Losonczer  Bahn,  siehe 
ungarische  Nordbahn  vereinigt  und 
dieser   den    Betrieb    der    letzteren    übergeben. 


Bei  diesem  Anlaß  wurde  den  sämtlichen  hier 
in  Rede  stehenden  Bahnen  die  Bezeichnung 
„Kgl.  ungarische  Staatseisenbahnen" 
beigelegt  (November  1869),  die  bisherige  Nord- 
bahn nebst  der  Strecke  Hatvan-Miskolcz  wurde 
als  „nördliche  Linie"  und  die  Strecke  Zakäny- 
Zagreb  „südliche  Linie"  bezeichnet.  Mit  der 
Leitung  der  ungarischen  Staatseisenbahnen 
wurde  unter  einem  die  Direktion  der  bisherigen 
ungarischen  Nordbahn  in  Budapest  betraut,  die 
seitdem  die  Bezeichnung  „Betriebsdireklion  der 
kgl.   ungarischen   Staatseisenbahnen"    annahm. 

Die  Linien  der  ungarischen  Nordbahn:  Pest- 
Hatvan  und  Hatvan -Salgötarjän  waren  schon 
1867  eröffnet,  die  südliche  Linie  Zäkäny-Zagreb 
und  die  Flügelbahn  der  ersteren  Linie  Vdmos- 
györk-Gyöngyös  wurden  1870  dem  Betrieb 
übergeben,  während  im  Jahre  1871  die  Strecken 
Salgötarjän-Losoncz  und  Losoncz-Zölyombrezö 
sowie  Miskolcz-Bänreve  zugewachsen  sind.  (Die 
beiden  ersten  Linien  bilden  die  Fortsetzung 
der  ungarischen  Nordbahn.) 

Im  Jahre  1 872  sind  die  Strecke  Zölyombrezö- 
Ruttka  (Anschluß  an  die  Kassa  -  Oderberger 
Bahn)  und  die  Zweigbahn  Füzesabony  -  Eger 
zur  Eröffnung  gelangt.  Im  Jahre  1873  die 
Linie  Hatvan-Szolnok,  Zölyombrezö-Zölyom, 
Bänreve-Fülek  und  Esztergom-Garamberzencze- 
Selmeczbänya,  Karlovac-Fiume  und  Miskolcz- 
Diosgvör.  Im  Jahre  1874  kamen  hinzu  die 
Linien  Bänre\e-Rozsnyö,  Rozsnyö-Dobäina 
und  Feled-Tiszolcz.  Ende  1874  hatte  das  Netz 
der  imgarischen  Staatsbahnen  eine  Länge  von 
1066-02  Am;  hiervon  entfielen  788-47  Ä/w  auf 
das  nördliche  und  277-55  km  auf  das  süd- 
liche Netz. 

In  dem  Zeiüaum  1867-  1873  wurden  kon- 
zessioniert : 

1868:  mit  Gesetzartikel  VIII  die  Alföld- 
Fiumaner  Bahn  (s.d.)  (Alföld- Fiume)  von 
Nagyvdrad  nach  Osiek,  eröffnet  1869-1871; 
mit  Gesetzartikel  XIII  die  ungarische  Nord- 
ostbahn (s.  d.)  (Magyar  eszakkeleti  vasi'it) 
mit  den  Strecken  Debreczen-.Märamarossziget, 
Tekehdza-Kassa,  Sätoraljaüjhely-Zsolcza,  Bätyu- 
Munkäcs,  eröffnet  1871-1873;  mit  Gesetz- 
artikel XXXVIl  die  Linie  Arad-Temesvär  (Arad- 
Temesvärer  Bahn),  eröffnet  1871;  mit  Ge- 
setzartikel XLV  die  ungarische  Ostbahn 
(s.  d.)  (A'lagyar  keleti  vasiit)  mit  den  Strecken 
Nagyvdrad- Brassö,  Szekelykocsdrd-Marosväsdr- 
helv,  Kiskapus-Nagyszeben  und  Aranyosgyeres- 
Torda,  eröffnet  1870-1873.  In  diesem  ein- 
zigen Jahr  hatte  der  Staat  die  Zahlung  einer 
jährlichen  Garantiesumme  von  8,259.534  fl. 
auf  sich  genommen. 

1869:  mit  Gesetzartikel  \'  die  ungarische 
Westbahn  (s.d.)  (Magyar  nyugoti  vasüt),  er- 
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öffnet  IS71  -  1872;  mit  Qesetzartikel  V,  ergänzt 
durch  Gesetzartikel  XXXVIIl  vom  Jahre  1^871, 
die  ungarischen  Linien  der  ungarisch-galizi- 
schen  Eisenbahn,  eröffnet  1871  —  1874. 

1870:  mit  Gesetzartikel  XXVII  die  Linie 
Valkäny-Perjämos  (Strecke  der  Staatseisenbahn- 
gesellschaft), eröffnet  1870;  mit  Gesetzartikel 
XXVIII  die  Linie  Nyiregyhäza-Ungvär  (Strecke 
der  ungarischen  Nordostbahn),  eröffnet  1872 
bis  1873;  mit  Gesetzartikel  XXXI  dieGömörer 
Industriebahnen  (Gömöri  iparvasütak),  die 
die  ungarischen  Staatsbahnen  in  Betrieb 
nahmen,  bestehend  aus  den  Linien  Bänreve- 
Fülek,  Bänreve-Rozsnyö-Dobsina  und  Feled- 
Tiszolcz  (durch  Gesetzartikel  XXII  im  Jahre 
1883  gänzlich  verstaatlicht);  mit  Gesetzartikel 
XXXIl  die  Industriebahn  Bdnreve  -  Nädasd 
(s.d.),  eröffnet  1872-1873  (durch  Gesetz- 
artikel XXII  vom  Jahre  1883  die  Übernahme 
in  den  Staatsbetrieb  für  die  Konzessionsdauer 
nach  Ausbau  der  Normalspur  festgesetzt);  mit 
Gesetzartikel  XXXIIl  die  Bätaszt^k-Dombo- 
vär-Zäkänyer  Eisenbahn  (spätere  Donau- 
Drau-Bahn,  Duna-drävai  vasüt),  eröffnet  1872 
bis  1873;  mit  Gesetzartikel  XXXVII  die  Linie 
St.  Peter-Fiume  (Bestandteil  der  österreichischen 
Südbahn),  eröffnet  1873;  mit  Gesetzartikel  XLI 
die  ungarische  Nordwestbahn  (.Magyar 
eszaknyugoti  vasüt)  mit  den  Linien  Erseküjvär- 
Komarom  und  Nyitra-Trencsen.  Diese  Bahn 
kam  jedoch  nicht  zu  stände  und  der  Gesetz- 
artikel wurde  im  Jahre  1879  durch  Gesetzartikel 
XI  außer  Kraft  gesetzt. 

1871:  mit  Gesetzartikel  XIV  die  ungarische 
Linie  der  Eperjes-Tarnöwer  Bahn  (Eperjes- 
•Leluchöw  bzw.  Orlö),  eröffnet  1873;  mit 
Gesetzartikel  XXII  die  Staatsbahnlinie  Zölyom- 
Zölyombrezö,  eröffnet  1873. 

1872:  mit  Gesetzartikel  XXVII  die  Raab- 
Ödenburg-Ebenfurther  Eisenbahn  (Györ- 
Sopron-Ebenfurthi  vasüt,  s.  d.),  eröffnet  1876 
bis  1879;  mit  Gesetzartikel  XXVIII  die  Bahn 
zweiten  Ranges  Vojtek-Nemetbogsän  (Strecke  der 
Staatseisenbahngesellschaft),  eröffnet  1874;  mit 
Gesetzartikel  XXIX  die  Waagtal  bahn  (Väg- 
völgyi  vasüt,  s.d.),  eröffnet  1873—1878. 

In  diese  Periode  fällt  außerdem  die  Kon- 
zessionierung der  Linie  St.  Peter-Fiume  (Teil 
der  Südbahn)  mit  Ges.  vom  20.  Mai  1869, 
die  gleichfalls  eine  Garantie  genoß.  Außer  den 
1868  garantierten  Linien  wurden  1869  bis 
1874  noch  mit  Garantien  konzessioniert:  Un- 
garische Westbahn,  ungarisch-galizische  Bahn, 
Nyiregyhiza-Ungvärer  Bahn,  Gömörer  Indu- 
striebahnen, Donau  -  Drau  -  Bahn,  ungarische 
Nordwestbahn,  Eperjes-Tarnöwer  Bahn. 

Faßt    man    die    Ergebnisse    des    Zeitraums 
1867—  1873  zusammen,  so  ergibt  sich  folgendes: 


Das  ungarische  Eisenbahnnetz,  das  im  Jahre 
1867  insgesamt  2283  A/«  ausmachte  (125  km 
Staatsbahnen  und  2158^/«  Privatbahnen),  um- 
faßte im  Jahre  1873  bereits  6219  km,  hatte 
sich  also  in  seiner  Ausdehnung  nahezu  ver- 
dreifacht. Damit  zugleich  war  die  den  Bahnen 
garantierte  Summe  bereits  auf  nahezu  15  Mill. 
Gulden  jährlich  gestiegen. 

Der  Aufschwung  des  nationalen  Lebens  in- 
folge der  errungenen  politischen  Selbständigkeit, 
das  allgemeine  Erwachen  des  Unternehmungs- 
geistes führte  alsbald  zu  einer  Überschweng- 
lichkeit der  Eisenbahnpläne  und  Eisenbahn- 
bauten. Hierzu  kam  eine  Unlauterkeit  der  par- 
lamentarischen Behandlung,  die  eine  unsau- 
bere Spekulation  begünstigte. 

ej  1874-  1892.  Unter  der  Wirkung  der  wirt- 
schaftlichen Krise  vom  Jahre  1873  kam  jede 
Tätigkeit  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbahnwesens 
ins  Stocken  und  mußte  sich  die  Regierung  darauf 
beschränken,  die  Folgen  der  herrschenden 
finanziellen  Zerrüttung  der  Privatbahnen  ab- 
zuschwächen. Von  neuen  Unternehmungen 
konnte  keine  Rede  sein.  Im  Jahre  1873  wurde 
keine  einzige  neue  Linie  konzessioniert.  1874 
bewilligte  der  Reichstag  bloß  die  Temesvär- 
Orsovaer  Anschlußlinie  an  die  österreichische 
Staatseisenbahn.  Diese  Vorlage  wurde  erst 
nach  langen  Kämpfen  angenommen.  Am 
21.  Mai  1874  war  nämlich  zwischen  Ungarn 
und  Rumänien  ein  Vertrag  geschlossen  worden, 
durch  den  letzteres  sich  verpflichtete,  gleich- 
zeitig die  Predeäl-Plojester  Linie  und  die 
Turn  Severin  - Verciorovaer  Verbindung  her-, 
zustellen.  Die  erstere  Verbindung  sollte  zur 
Ostbahn  führen,  die  letztere  nach  Orsova  zur 
Verbindung  mit  der  Staatseisenbahn.  Es  lag 
nun  die  Befürchtung  nahe,  daß  Rumänien  nur 
den  letzteren  Anschluß  ausbauen  werde,  und 
verlangte  man  deshalb  die  Sicherstellung  der 
gleichzeitigen  Eröffnung  beider  Linien.  Die 
Befürchtungen,  die  man  in  dieser  Richtung 
gehabt  hatte,  erwiesen  sich  als  vollständig  be- 
gründet. Der  Anschluß  bei  Orsova  war  im 
Mai  1878  vollendet.  Der  Anschluß  bei  Predeäl 
blieb  dagegen  aus.  Die  Regierung  verbot  nun- 
mehr die  Eröffnung.  Im  Sinne  des  bestehenden 
Vertrags  wurden  1879  beide  Anschlüsse  gleich- 
zeitig eröffnet. 

Die  Eisenbahnbauten,  die  schon  1874  eine 
Unterbrechung  erfahren  hatten,  hörten  jetzt 
ganz  auf.  1875  wurde  nicht  ein  Kilometer 
Eisenbahn  eröffnet.  1876  wurden  neben 
2  Vizinalbahnen  die  bereits  früher  in  Bau  ge- 
nommene Waagtalbahn  und  die  Raab -Öden - 
burg-Ebenfurther  Bahn  i_Györ-Sopron  -  Eben- 
furthi  vasüt)  vollendet.  1877  wurden  die 
Budapester   Verbindungsbahn    und    die   Arad- 
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Köröstaler  Bahn,  zusammen  82  km  gebaut. 
1878  wurden  3  Lokalbahnen  mit  zusammen 
118/tOT,  1879  die  Dalj-Vinkovce-Bröder  Linie 
mit  96  km,  die  Vukovar  -  Samacer  Linie  mit 
2  km  und  die  Linie  Brassö-Predeäi  mit  25  km 
eröffnet.  Die  Bautätigkeit  des  Jahres  1880  ist 
mit  einer  Yizinalbahn  von  20  km  erschöpft. 
Trotzdem  gehörten  die  Jahre  1874-1880  zu 
den  fruchtbarsten  der  ungarischen  Eisenbahn- 
geschichte, indem  in  die  bestehenden  Verhält- 
nisse Ordnung  gebracht  wurde  und  die  An- 
fänge einer  gesunden  Verkehrspolitik  hervor- 
traten. 

Mit  Gesetzartikel  XLI  vom  Jahre  1875  wurde 
die  Regierung  ermächtigt,  für  Zwecke  der  Investi- 
tionen, Materialanschaffungen  u.  s.  w.  mehrerer 
garantierter  Bahnen  ein  Anlehen  (Investitions- 
anlehen) aufzunehmen,  dessen  Verzinsung  und 
Tilgung  die  jährliche  Summe  von  700.000  fl. 
nicht  übersteigen  sollte.  Durch  Gesetzartikel  XI 
vom  Jahre  1876  wurde  die  Regierung  ermäch- 
tigt, die  für  Investitionen  erforderlichen,  auf 
Grund  obiger  Spezialgarantie  zu  beschaffenden 
Kapitalien  den  Bahnen  in  Barem  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Auf  Grund  des  Überein- 
kommens vom  27.  April  1876  wurden  die  den 
einzelnen  Bahnen  zu  gewährenden  Beträge 
festgesetzt;  die  Rückzahlung  seitens  der  Bahnen 
sollte  mit  binnen  50  Jahren  zu  tilgenden, 
mit  staatlicher  Zinsengarantie  auszugebenden 
Prioritätsobligationen  erfolgen;  die  Gewährung 
einer  Unterstützung  an  die  Ostbahn,  eine  der 
notleidendsten  Bahnen,  unterblieb  mit  Rück- 
sicht auf  die  1876  erfolgte  Verstaatlichung 
derselben. 

1877  ging  der  Betrieb  der  Donau-Drau-Bahn 
an  den  Staat  über.  (Der  Ankauf  erfolgte  erst 
auf  Grund  des  Gesetzartikels  XXX  vom  Jahre 
1884.)  Mit  Gesetzartikel  XXV  wurde  weiters 
der  Bau  der  400  km  langen  Militärgrenzbahnen 
auf  Staatskosten  sichergestellt.  (Dalj-Vinkovce- 
Brod,  eröffnet  22.  November  1878.) 

1878  wurde  das  Übereinkommen  wegen  Ver- 
staatlichung der  Waagtalbahn,  dje  dem  Konkurs 
nahe  war,  genehmigt. 

1 880  hat  das  Staatsbahnnetz  durch  den  An- 
kauf der  Linien  der  Theißbahn  eine  bedeutende 
Erweiterung  und  außerdem  einen  nennenswerten 
Zuwachs  dadurch  erfahren,  daß  die  Linie 
Zagreb -Karlovac  der  österreichischen  Südbahn 
durch  Kauf  in  den  Besitz  des  ungarischen 
Staates  überging  (Gesetzartikel  XXXVlll  bzw. 
XLIV).  Neu  konzessioniert  wurden  die  Strecken 
der  Militärgrenzbahnen:  Zemun-Mitrovica 
(Gesetzartikel  XLII)  und  Sisak-Sunja-Kostajnica- 
bosnische  Grenze  (Gesetzartikel  XLllI)  sowie 
der  Bau  der  Linie  Budapest-Zemun  nebst  Zweig- 
bahnen von  Kiskörös  nach  Kalocsa   und   von 


Indjija  nach  Mitrovica  als  Staatsbahn  an- 
geordnet (Gesefzartikel  XLII  vom  Jahre  1880 
und  XLI  V  vom  Jahre  1 88 1 ).  Die  Linie  Budapest- 
Zemun  wurde  bis  Szabadka  1882  gleichzeitig 
mit  der  Zweigbahn  Kiskörös  -  Kalocsa,  bis 
üjvidek  und  bis  Zeniun  gleichzeitig  mit  der 
Zweigbahn  Indjija -Mitrovica  1883  dem  Ver- 
kehr übergeben. 

Im  Jahre  1880  erfloß  das  Lokalbahngesetz, 
Gesetzartikel  XXXI,  und  erfuhr  seitdem  das 
Lokalbahnwesen  in  Ungarn  eine  außerordent- 
liche Entwicklung. 

Der  Gesetzartikel  XXIV  vom  Jahre  1881 
bestimmte  eine  Abänderung  des  Gesetzartikels 
XXXVIII  vom  Jahre  1880  dahin,  daß  die  Ver- 
bindung der  Budapest-Hatvaner  mit  der  Hatvan- 
Szolnoker  Staatsbahn  nicht  zwischen  Peczel 
und  Räkoscsaba,  sondern  bei  der  Station  Räkos 
erfolgen  sollte.  Die  Strecke  Räkos-Ujszäsz  wurde 
1882  dem  Betrieb  übergeben  und  damit  eine 
Verbindung  der  Theißbahn  mit  der  Haupt- 
stadt hergestellt. 

Mit  Gesetzartikel  XLVl  vom  Jahre  18  81  er- 
folgte die  Konzessionierung  der  Budapest- 
Pecser    Eisenbahn    (Budapest-Pecsi    vasi'it). 

1882  fiel  die  Waagtal  bahn  (s.d.)  vermöge  des 
zwischen  der  ungarischen  Regierung  und  der 
Staatseisenbahngesellschaft  abgeschlossenen  Ver- 
trags im  Tauschweg  an  die  letztgenannte  Ge- 
seilschaft und  die  Linie  Bruck-Komärom  an  den 
ungarischen  Staat. 

Der  Vertrag  wurde  mit  Gesetzartikel  XLV 
vom  Jahre  1882  genehmigt.  Die  Strecke  Tren- 
csen-ZsoIna,  die  nun  der  österreichischen  Staats- 
eisenbahngesellschaft, als  der  neuen  Eigen- 
tümerin der  Waagtalbahn,  mit  Gesetzartikel 
XLV  konzessioniert  worden  war,  ist  in  Wirk- 
lichkeit keine  Neuschöpfung,  sondern  ein  Teil 
der  mit  Gesetzartikel  XXIX  vom  Jahre  1872 
konzessionierten  Waagta!  -  Hauptlinie  Sopron- 
Pozsonv-Trencsen-Zsolna. 

Mit  Gesetzartikel  XLVI  vom  Jahre  1882 
bzw.  Gesetzartikel  XXVI  vom  Jahre  1883  wurde 
der  Ausbau  der  Linie  Budapest-Komdrom  als 
Staatsbahn  angeordnet. 

1883  erfloß  das  sog.  Sequestrationsgesetz 
(Gesetzartikel  XXIV  vom  Jahre  1883),  das 
nicht  allein  die  Regierung  in  die  Lage  ver- 
setzte, die  der  staatlichen  Verkehrspolitik 
widerstrebenden  subventionierten  Unternehmun- 
gen in  Besitz  zu  nehmen,  sondern  zugleich 
auch  die  Deckung  der  Betriebskostenabgänge 
durch  den  Staat  regelte. 

1883  wurden  keine  Hauptbahnen  konzes- 
sioniert. 

In  der  mit  dem  Jahre  1884  beginnenden 
Periode   wurde   die   größte   und    am    meisten 
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dankenswerte  Aufgabe  der  ungarischen  Eisen- 
bahnpolitik vollzogen.  Zunächst  erfolgte  der 
Abschluß  der  mit  der  Siebenbiirger  Bahn 
wie  auch  mit  der  Donau-Drau-Bahn  verein- 
barten Verträge  über  die  sogleiche  Einlösung 
dieser  Bahnen  durch  den  Staat  (Gesetzartikel 
XXIX  und  XXX),  sohin  erfolgte  der  Abschluß 
eines  gleichen  Vertrags  mit  der  Alfölder  Bahn 
(Gesetzartikel  XXXiX  vom  Jahre  1SS4).  Durch 
den  Zuwachs  dieser  Linien  hat  das  Netz  der 
ungarischen  Staatsbahnen  eine  grundlegende 
Ausgestaltung  erfahren,  denn  mit  Aus- 
nahme der  in  die  staatliche  Linie  Budapest- 
Fiume  eingekeilten  SüdbahnstreckeBuda-Zakäny, 
die  aber  durch  das  Verhältnis,  in  dem  die 
Budapest- Pecser  Bahn  (Budapest- Pecsi  vasiit) 
zur  Regierung  steht,  entbehrt  werden  konnte, 
besaß  dieses  Netz  allein  schon  die  von  dem 
großen  Reformator  Szechenyi  einst  überhaupt 
für  Ungarn  ersehnten,  von  der  Landeshaupt- 
stadt aus  strahlenförmig  nach  allen  Weltgegenden 
bis  ganz  oder  hart  an  die  Grenze  des  Landes 
führenden  Schienenwege,  die,  untereinander 
verbunden,  nirgends  einem  fremden  Einfluß 
ausgesetzt,  somit  der  Regierung  ein  aus- 
reichendes Mittel  boten,  den  gesamten  Verkehr 
des  Landes  zu   beherrschen. 

Mit  Gesetzartikel  Vlil  und  IX  vom  Jahre  1884 
wurde  der  Bau  der  Linien  Munkäcs  -  Beskid 
(eröffnet  1887)  und  Szabadka  -  Baja  (eröffnet 
1885)  als  Staatsbahnen  angeordnet.  Konzes- 
sioniert wurde  1884  mit  Gesetzartikel  X  die 
Strecke  Csäcza-Zwardon  (Eigentum  der  unga- 
rischen Staatsbahnen,  eröffnet  1884,  seit  1892 
im   Betrieb  der  Kassa-Oderberger  Bahn). 

In  der  Zeit  von  1 885  —  1  889  wurden  nur  ein- 
zelne kleine  Hauptbahnstrecken  sichergestellt, 
u.zw.  1885  Szered  -  Galgöcz  -  Lipötvär,  1887 
Hölak-Trencsenteplicz-Vlarapaß,  die  Verbindung 
Györ-Donauufer,  1888  die  Verbindung  Räkos- 
palota-Ujpest-Räkos-Budapest-Angyalföld. 

Das  Jahr  1889  brachte  neuerlich  eine  Fort- 
setzung der  Verstaatlichungsaktion.  Mit  I.Januar 
sind  nämlich  die  Ungar  isch-gali  zische  Eisen- 
bahn (s.d.)  und  ungarische  Westbahn  (s.d.) 
(Magyar  nyugoti  vasüt)  (Gesetzartikel  XIV)  in 
den  Betrieb  und  die  Budapest-PecserEisen- 
bahn  (Budapest-Pecsi  vasüt)  (Gesetzartikel  XV) 
in  den  Besitz  des  Staates  übergegangen.  Mit 
der  Erwerbung  der  Budapest-Pecser  Eisenbahn 
hat  der  Staat  eine  von  der  Südbahn  völlig 
unabhängige,  \-on  der  Landeshauptstadt  bis  an 
die  Adria  reichende  Schienenstraße  inne,  und 
da  er  die  Rechte  und  Pflichten  aus  den  zwischen 
der  Budapest-Pecser  und  der  Pecs-Barcser 
(Pecs-Barcsi  vasüt)  sowie  der  Mohäcs-Pecser 
Bahn  (Mohäcs- Pecsi  vasüt)  bestehenden  Be- 
triebs-   und    Peageverträgen    mit    übernahm, 


auch  die  Betriebsführung  der  beiden  letztge- 
nannten Bahnen,  was  wieder  der  ungarischen 
Regierung  die  Einflußnahme  auf  die  Donau- 
Dampfschiffahrt  erleichtert.  Es  blieben  nur  mehr 
2  garantierte  Privatbahnen  in  Selbstbetrieb: 
die  Kassa-Oderberger  und  die  Nordostbahn. 
Was  die  Arad-Temesvärer  Bahn  anbelangt,  so 
befand  sich  dieselbe  wohl  im  staatlichen  Be- 
trieb, allein  es  hatten  sich  zwischen  der  Betriebs- 
führerin  und  der  österreichisch -ungarischen 
Staatseisenbahngesellschaft  als  Besitzerin  sämt- 
licher Aktien  naturgemäß  erhebliche  Meinungs- 
verschiedenheiten, namentlich  in  Tariffragen,  her- 
ausgebildet, die  eine  \'erstaatlichung  der  Arad- 
Temesvärer  Bahn  wünschenswert  erscheinen 
ließen.  Die  Kassa-OderbergerBahn,  die  österrei- 
chisches und  ungarisches  Gebiet  durchzieht,  hatte 
sich  der  staatlichen  Politik  Ungarns  vollkommen 
angepaßt,  so  sehr,  daß  sie  auf  ihren  ungarischen 
Linien  nicht  nur  die  Gütertarife,  sondern  auch  die 
niedrigen  Personentarife  der  ungarischen  Staats- 
bahnen übernahm.  Im  Jahre  1921  wurden  auf 
Grund  eines  von  der  tschecho-slowakischen 
Regierung  mit  der  Kassa-Oderbergerbahn  ab- 
geschlossenen Betriebsvertrages  die  Linien  der 
letzteren  (432  km)  auf  Konzessionsdauer  für 
Rechnung  des  Staates  in  Betrieb  genommen. 
Was  endlich  die  ungarische  Nordostbahn  be-, 
trifft,  so  wurde  auf  ihr  das  gesamte  Tarifwesen 
der  staatlichen  Einflußnahme  unterworfen. 
Wie  sehr  die  Bahn  durch  diese  Umgestaltung 
in  den  Dienst  der  staatlichen  Interessen  gestellt 
wurde,  geht  daraus  hervor,  daß  ihr  die  Ver- 
waltung der  inzwischen  durch  den  Staat  über- 
nommenen ungarisch -galizischen  Bahn  über- 
tragen worden  ist. 

Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1890  erteilt 
der  Regierung  die  Ermächtigung,  die  Linien 
der  ungarischen  Nordostbahn  nach  der  bisher 
üblichen  Modalität  einer  Präliminareinlösung 
zu  verstaatlichen,  von  welcher  Ermächtigung 
Gebrauch  machend  die  Regierung  den  Vertrag 
noch  1890  abschloß.  Dieser  Vertrag  wurde  mit 
Gesetzartikel  II  vom  Jahre  1891   genehmigt. 

1890  erfolgt  die  Sequestration  der  Arad- 
Temesvärer  Bahn. 

Nachdem  die  Verhandlungen  über  die  Ver- 
staatlichung der  Arad  -  Temesvärer  Bahn  zu 
keinem  Ziel  führten,  wurde  auf  Grund  des 
Gesetzartikels  XXIII  vom  Jahre  1883  1890  über 
die  Bahn  die  Sequestration  verhängt,  wodurch 
wenigstens  der  tarifarische  Einfluß  der  unga- 
rischen Staatsbahnverwaltung  bis  nachTemesvär 
ausgedehnt  wurde. 

In  das  Jahr  1891  fällt  der  vorläufige  Ab- 
schluß der  Verstaatlichungsaktion.  Mit  Gesetz- 
artikel XXXVlll  vom  Jahre  1891  wurden  näm- 
lich die  ungarischen  Linien  der  österreichisch- 
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ungarischen  Staatseisenbahngescllscliaft  vom 
Staat  eingelöst  und  verfügte  demnach  die  Staats- 
verwaltung nunmehr  über  die  wichtigen  Linien 
Budapest-Marchegg,  Budapest-Zsohia  und  Buda- 
pest-Orsova  (s.  Österreichisch-ungarische  Staats- 
eisenbahngesellschaft). 

Von  besonderer  Wichtigkeit  erweist  sich 
auch  der  Gesetzartikel  XL  vom  Jahre  1891,  der 
das  auf  eine  rumänische  Eisenbahnverbindung 
Bezug  habende  und  die  bereits  bestehenden 
Verbindungsverhältnisse  regelnde  Überein- 
kommen, das  als  Verbindungspunkte  die  Pässe 
zwischen  Gyimes-Palanka  und  Vöröstorony- 
Riul-Vadului  bestimmt,  inartikuliert. 

Im  Jahre  1892  ist  nur  eine  einzige  Haupt- 
bahn von  Marmarossziget  über  Körösmezö  an 
die  Landesgrenze  mit  Gesetzartikel  XVI  vom 
Jahre  1891  (zum  weiteren  Anschluß  an  das 
österreichische  Staatsbahnnetz  in  Oalizien  gegen 
Kolomea)  konzessioniert  worden. 

Die  bisher  geschilderte  Tätigkeit  der  Gesetz- 
gebung hatte  den  Erfolg,  daß  das  Eisenbahn- 
netz Ungarns  sich  im  Zeitraum  von  1874  bis 
1892  um  5925  km  \ermehrfe  und  somit  eine 
Ausdehnung  von  12. 144  Ä/«  erreichte.  Hiervon 
entfallen  auf  den  Staatsbetrieb  9810  km,  auf 
den  Privatbetrieb  2334  km. 

fj  1893-1913.  Der  weitere  Ausbau  des 
ungarischen  Staatsbahnnetzes  erfolgte  auf  Grund 
des  Gesetzartikels  VII  vom  Jahre  1 895,  mit  dem  die 
Hauptlinien  Sepsiszentgyörgy  -  Gyergyoszent- 
miklös-Szäszregen  und  Madefaiva-Landesgrenze 
bei  Gyimes  der  Szekler  Eisenbahnen  und  die 
Zweiglinie  der  ersteren  Hauptlinie  nach 
Szekelyudvarhely  konzessioniert  wurden.  Durch 
den  Ausbau  der  Linie  Madefaiva-Landesgrenze 
bei  Gyimes  wurde  ein  neuer  Anschluß  an 
Rumänien  geschaffen. 

Um  einen  weiteren  ungarisch -rumänischen 
Anschluß  zu  ermöglichen,  wurde  mit  dem 
Gesetzartikel  XII  vom  Jahre  1896  die  Eisenbahn 
AI  vincz-Nagyszeben-Verestorony- Landesgrenze 
konzessioniert  und  dem  Staat  gegen  einen  Beitrag 
zum  Baukapital  in  der  Höhe  von  3,700.000  fl. 
das  Miteigentumsrecht  sowie  der  ungarisch- 
rumänische Güterübergangsverkehr  zugesichert. 

Im  Jahre  1897  wurde  mit  Gesetzartikel  XXX 
vom  Jahre  1897  eine  Investitionsanleihe  von 
246  Mill.  K  bewilligt. 

In  der  Zeit  vom  Jahre  1897  bis  1903  trat 
auf  dem  Gebiet  der  Gesetzgebung  hinsichtlich 
der  weiteren  Entwicklung  des  Staatsbahn netzes 
ein  Stillstand  ein.  Während  dieses  Zeitraums 
befaßte  sich  die  Legislative  bloß  mit  solchen 
Bahnplänen,  die  die  Erweiterung  "des  Netzes 
der  Lokalbahnen  zum  Ziel  hatten.  Dieser  Still- 
stand wurde  durch  die  Verfügungen  des  Ge- 
setzartikels XIV  vom  Jahre  1 904  unterbrochen. 


indem  dieser  zum  Ausbau  der  Staatsbahnlinien 
Nagyberezna-Landesgrenze  bei  Uzsok,  Ersekuj- 
vär-Komärom,  Baja  -  Bätaszek  und  Gombos- 
Erdöd  -  letztere  3  mit  Oberbrückung  des 
Donaustroms  —  die  Regierung  ermächtigte 
und  die  Verstaatlichung  der  Ungtalbahn  (Ung- 
völgyi  h.  e.  vasüt)  und  der  Marosväsärhely- 
Szäszregener  Lokaleisenbahn  anordnete.  Im 
Jahre  1907  wurde  laut  Gesetzartikel  XX  vom 
Jahre  1907  die  aus  der  Station  Börgönd  der 
Feher-  und  Tolnavärmegyeer  Lokalbahn  ab- 
zweigende und  an  die  Station  Tapolcza  der 
Westungarischen  Lokalbahn  anschließende 
Balatonvideker  Staatsbahnlinie  konzessioniert, 
während  in  den  folgenden  Jahren  1908-1911 
keinerlei  Baubewilligungen  erteilt  wurden.  Da- 
gegen ist  im  Zeitraum  1904-  1911  eine  rege 
Bautätigkeit  auf  dem  Gebiet  des  Lokalbahn- 
wesens zu  verzeichnen.  Nach  diesem  4jährigen 
Stillstand  erfolgte  die  Konzessionierung  der 
Staatsbahnlinien  Privigye  -  Nyitrabänya  mit 
Gesetzartikel  X  vom  Jahre  1912,  Barczika-Ormos- 
puszta  mit  Gesetzartikel  XI  vom  Jahre  1912 
und  schließlich  der  Staatsbahnlinie  von  Ogulin 
in  der  Richtung  gegen  Knin  bis  zur  dalma- 
tinischen Landesgrenze  mit  Gesetzartikel  XLVIII 
vom  Jahre  1912.  Seit  diesem  Zeitpunkt  und 
namentlich  während  des  Weltkriegs,  der  natur- 
gemäß auch  dieEisenbahnbautätigkeitlahmgelegt 
hat,  wurden  weitere  Konzessionen  für  Haupt- 
linien nicht  erteilt;  die  bewilligten  Bauten 
beschränken  sich  auf  einige  Lokalbahnen. 

Auf  Grund  der  im  Zeitraum  1893-1914 
erteilten  Konzessionen  wurden  9961  km  neue 
Bahnlinien  erbaut,  so  daß  das  ungarische  Eisen- 
bahnnetz am  Ende  des  Jahres  1914  22.530  Ä/re 
umfaßte,  u.  zw.  im  Staatsbetrieb'  19.022  km 
(80-4  «„),  im  Privatbetrieb  3508  y^/«. 

Lokalbahnen.  Die  Bestrebungen  nach  dem 
Bau  billiger  Bahnen  reichen  in  Ungarn  bis  in 
die  Sechzigerjahre  zurück.  So  entstand  im  Jahre 
1867  im  Arader  Komitat  eine  Agitation,  um 
zwischen  Arad  -  Borosjenö  und  Jöszäsheiy- 
Bekesgyula  eine  einfache  und  billige  Bahn  her- 
zustellen. Die  wiederholt  erneuerten  Studien 
führten  jedoch  zu  keinem  günstigen  Ergebnis. 
Auf  Grund  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre 
1870  wurden  im  Gömörer  Komitat  unter  dem 
Namen  „Gömörer  Industriebahnen" 
IdS  km  Bahnen  zweiten  Ranges  mit  normaler 
Spurweite  gebaut. 

Von  epochemachender  Bedeutung  vi'ar  der  Bau 
der  1876  konzessionierten  Arad  -  Küröstaler 
Lokalbahn.  Es  war  dies  die  wohlfeilste  Bahn, 
die  bis  dahin  in  Österreich -Ungarn  gebaut 
worden  war.  Das  gesamte  Baukapital,  von  dem 
ein  ansehnlicher  Teil  (230.000  fl.)  von  den 
Interessenten    in    Bargeld    und    in    Naturallei- 
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stungen  aufgebracht  wurde,  belief  sich  auf 
1,062.000  fl.  oder  \.d.km  auf  1Ö.083  fl.  Das 
Erträgnis  der  Bahn  war  ein  sehr  günstiges  und 
belief  sich  bereits  im  zweiten  Betriebsjahr  auf 
mehr  als  9  %  des  Anlagekapitals. 

Durch  den  Gesetzartike!  X  vom  Jahre  18Q3 
wurden  die  Arad-Köröstaler  (Arad-Körösvölgyi 
vasüt)  und  Arad  -  Csanäder  Sekundärbahnen, 
ferner  die  Lokalbahnlinien  Borosjenü-Borosse- 
bes,  Ketegyhäza- Kisjenö,  Szentanna-Kisjen(3, 
Borosjenö-Csermö  und  Borossebes-Gurahoncz 
unter  der  Benennung  „Arader  und  Csanäder 
A'ereinigte  Eisenbahnen"   (s.  d.)    vereinigt. 

Angesichts  der  außerordentlichen  Rentabilität 
•dieser  Bahnen  gelangte  man  zu  der  Erkenntnis, 
daß  es  in  Ungarn  unter  Umständen  hilliger 
sei,  eine  Lokalbahn  zu  schaffen  als  eine  Land- 
■straße.  Von  da  an  beginnt  die  Bewegung  zur 
Herstellung  von  Lokalbahnen  und  gewann  der 
Bau  von  Lokalbahnen  dank  der  Erleichterungen, 
die  der  Oesetzariikel  XXXI  vom  Jahre  1880 
(abgeändert  und  ergänzt  durch  Gesetzartikel  IV 
vom  Jahre  1888)  gewährt,  eine  große  Aus- 
dehnung. (Näheres  über  den  Inhalt  dieser 
beiden  Gesetze  s.  im  Art.  Lokalbahnen.) 

Ober  die  einzelnen  Lokalbahnen  s.  unter 
III.  Statistisches  auf  S.  61  sowie  die  be- 
treffenden Einzelartikel. 

Den  Betrieb  der  Lokalbahnen  führt  meist 
die  anschließende  Hauptbahn;  unter  eigener 
Verwaltung  stehen  folgende  Lokalbahnen: 

Arader  und  Csanäder  vereinigte  Eisenbahnen,  Bo- 
drogközer  landwirtscliaftliche  Eisenbahn,  Borzsavöl- 
gyer  landwirtscliaftliche  Eisenbahn,  Budapest-Buda- 
foker  elektrische  Eisenbahn,  Biidapester  Lokalbahnen, 
Budapest-Szentlörinczer  elektrische  Eisenbahn,  Debre- 
czen-Nyirbatorer  Lokaleisenbahn,  Holics-Gödinger 
Lokaleisenbahn,  Märamaroser  Salzbahn  (Schmalspur- 
linien"),  Miskolcz-Diösgyörer  elektrische  Eisenbahn, 
Nyiregyhdzaer  Kleinbahnen,  Össi-Väradvelenczeer 
Verbindungs-Lokaleisenbahn,  Szainosvölgyer  Eisen- 
bahn, slavonische  Drautalbahn,  Tätraer  'elektrische 
Lokalbahnen,  Terret-Koväsznaer  Eisenbahn,  Vajda- 
hunyad  -  Oyaläer  Eisenbahn,  Zdgrdb  -  Sainoborer 
schmalspurige  Lokaleisenbahn. 

Infolge  der  Betriebführung  durch  Haupt- 
bahnen hat  sich  trotz  der  raschen  Entwick- 
lung der  Lokalbahnen  weder  im  Betrieb  noch 
im  Tarifwesen  eine  genügende  Anpassung  an 
die  örtlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Lokal- 
hahn vollziehen  können.  Eine  rühmenswerte 
Ausnahme  in  dieser  Richtung  bildet  die  Arad- 
Csanäder  Eisenbahn,  die  durch  stetige  Be- 
rücksichtigung der  örtlichen  Interessen  einen 
großen  Verkehr  und  so  reichliche  Einnahmen 
erzielt  hat,  daß  sie  schon  im  fünften  Jahr  ihres 
Bestandes  die  Stammaktien  mit  5%  verzinsen 
konnte.  (Von  den  übrigen  Vizinalbahnen  bietet 
nur  die  im  Eigentum  der  Marmaroser  Salzbahn- 
aktiengesellschaft stehende  Marmaroser  Salinen- 


bahn, die  für  50  Jahre  eine  bestimmte  Fracht- 
menge sich  gesichert  hat,  den  Stammaktien 
eine  Verzinsung). 

Der  Betrieh  der  meisten  Vizinalbahnen  wird 
von  den  ungarischen  Staatsbahnen  gegen  Tei- 
lung der  Bruttoeinnahmen  geführt.  Die  Ver- 
gütung, die  die  Staatsbahnen  erhalten,  schwankt 
zwischen  38  und  80%  der  Bruttoeinnahmen. 
Den  höchsten  Überschuß  unter  den  vom  Staat 
betriebenen  Lokalbahnen  weisen  die  Lokal- 
bahnen Petrozseny-Livazeny-Lupeny  (40-59% 
des  Anlagekapitals),  Köszeg  -  Szombathely 
(12-22%),  Brassö  -  Häromszek  (8-86%),  den 
geringsten  Oberschuß  die  Hontvärmegyeer  mit 
1-28%,  Ruma-Klenaker  mit  1-26%  und  Fel- 
süör-Tarcsa-Felsölövüer  mit   1-68%    aus. 

Die  Entwicklung  des  Gesamtnetzes  der  U. 
in  den  einzelnen  Jahren  ist  -  u.  zw.  mit  Unter- 
scheidung der  Längen  der  im  Staatsbetrieb 
und  jener  der  im  Privatbetrieb  stehenden 
Bahnen  -  aus  nachfolgender  Zusammenstellung 
zu   ersehen: 
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Technischer  Charakter  der  U. 


Die  ungarische  Tiefebene  bot  dem  Bahnbau 
im   allgemeinen   geringe   Hindernisse;  die   da- 
selbst   angelegten    Haupt-    und   Nebenbahnen 
konnten    daher   ohne   wesentliche   Mehrkosten 
mit  geringen  Neigungen  und  schwachen  Krüm- 
mungen angelegt  werden.  Minder  günstig  da- 
gegen  gestalteten   sich   die  baulichen   Verhält- 
nisse für  jene  Bahnen,  die  nördlich,  östlich  oder 
südlich   der  Tiefebene   liegen;    diese  erhielten 
vielfach  bedeutende  Neigungen,   starke  Krüm- 
mungen,   die    Trasse   mußte  öfter   über   weit 
ausgedehnte   Rutschflächen,    in    engen    Tälern 
oder  auf  kahlen,  wasserlosen  Hochflächen   ge- 
führt   werden    und    sind    diese    Linien    daher 
teilweise  als  schwierige  Gebirgsbahnen  zu  be- 
zeichnen. Die  Gestaltung  des  Landes  erforderte 
bei  diesen  Bahnen  nur  einmal  (auf  der  Linie 
Karlovac-Fiume)  das  Überschreiten  eines  hoch- 
gelegenen Sattels  (bei  Sleme  836  m  hoch)  und 
die  'Anlage    zweier  Zufahrtsrampen.    Bei    den 
übrigen  Bahnen  wird   in   der  Regel   mit  dem 
höchsten    Punkt    auch    die    Landesgrenze    er- 
reicht; es  wird  mithin  für  jede  Linie  nur  eine 
Zufahrtsrampe  im  Land  selbst  notwendig;    so 
in  den  nördlichen  Karpathen  bei  Csäcza,  Orlö, 
beim  Vlarapaß,  beim  Woronienkapaß  836-55  m, 
beim  Beskidpaß  792  m  und  in  den  transdanu- 
bischen  Alpen  beim  Tömöspaß  u.  s.  f. 

Die  Spurweite  beträgt  bei  den  U.  mit 
wenigen  Ausnahmen  1-435  ot;  die  Schmalspur 
von  1,  0-76  und  0-75 /re  fand  bisher  nur  bei 
einigen  Lokal-  und  Industriebahnen  Anwendung. 
Die  U.  wurden  ursprünglich  fast  durchweg 
eingleisig  angelegt;  infolge  Steigerung  des 
Verkehrs  wurde  auf  den  wichtigeren  Linien  das 
zweite  Gleis  hergestellt. 

Die  Kronenbr':ite  der  eingleisigen  Linien 
schwankt  (in  Schienenunterkante  gemessen) 
zwischen  3-8- 4-4  m;  auf  zweigleisiger  Strecke 
ist  der  Gleisabstand  3-6  m. 

Auf  den  Haupt-  und  Nebenbahnen  beträgt 
die  größte  Neigung  2'b-2,2>'>'oo,  ausnahmsweise 
kommen  kurze  Rampen  mit  stärkeren  Nei- 
gungen vor.  Die  Bahnen  sind  sämtlich  Ad- 
häsionsbahnen. 

Auf  den  Haupt-  und  Nebenlinien  beträgt 
der  kleinste  Krümmungshalbmesser  150  m  (auf 
der  Linie  Karasjeszenö-Stäjerlakanina  sind  aus- 
nahmsweise einige  Bogen  mit  einem  Halb- 
messer von  114  m  vorhanden);  bei  den  Lokal- 
bahnen ist  derselbe  mit  150  m,  bei  den 
Schmalspurbahnen  mit  30  m  bemessen. 

Die  Länge  der  geraden  Strecken  beträgt 
15.800  Am  oder  75%,  jene  der  gekrümmten 
5267  km  oder  25  »/„ .  Von  den  letzteren  hatten 
Krümmungshalbmesser: 


unter  300  m  Länge    QQ5  km  oder  1 8-9  % 
von  300  bis    500  „      ,.       1983  „      „     30-0% 
„    500    „    1000,,       „       1475   „       „     28-0% 
„mehr  als  1000,,      „       1214  „      „     23-1% 
Tunnel  von   bedeutender  Länge  besitzt  das 
ungarische  Bahnnetz  nicht,  die  beiden  längsten 
Tunnel  sind  der  Brajdicatunnel,   1838 //i  lang, 
und  der  Kupjäktunnel,  1225  ot  lang,  beide  auf 
der  Lmie  Karlovac-Fiume,  beide  für  ein  Gleis 
ausgeführt.  Dagegen  wurde  der  Bau  mehrerer 
Brü'cken    von    bedeutenden    Spannweiten    not- 
wendig; erwähnenswert  sind  die  Donaubrücken 
bei  Polsony,  Komärom,  Budapest,  Baja,  Ujvidek 
und    Gombos,    die   Theißbrücken    bei   Tokaj, 
Szolnok,    Algyö    und   Szeged,   die  Draubrücke 
bei  Gyekenyes  und  Osiek  und  die  Savebrücken 
bei  Bröd,  Brcka  und  Zemun. 

Die  größeren  Brücken  haben  durchweg 
eisernen  Überbau,  bei  den  kleineren  ist  der- 
selbe mehrfach  noch  aus  Holz  ausgeführt.  Mit 
Ende  des  Jahres  1916  waren  auf  den  Haupt- 
linien rd.  92%  der  Längen  der  gesamten 
Brücken  aus  Eisen  und  8%  aus  Holz  aus- 
geführt; auf  den  Neben-  und  Vizinalbahnen 
waren  nur  rd.  60  %  der  gesamten  Längen  aus 
Eisen  und  40%   aus  Holz  hergestellt. 

Größere  Viadukte  mit  eisernem  Überbau 
sind  auf  der  Linie  Karlovac-Fiume,  Munkäcs- 
Beskid  und  Madefalva-Gyimesbükk  vorhanden. 
Auf  den  den  Schneestürmen  besonders  aus- 
gesetzten Linien  Budapest -Dombovär-Zäkäny, 
Budapest -Nagykanizsa  und  Karlovac-Fiume 
sind  '  ausgedehnte  Schneeschutzanlagen  vor- 
handen. 

Der  Oberbau  besteht  fast  durchweg  aus 
breitbasigen  Schienen,  die  auf  Querschwellen 
befestigt  sind. 

Für  das  Schienengestränge  fanden  bis  zum 
Jahre  1872  aus  belgischen  oder  englischen 
Werken  bezogene  Eisenschienen  Verwendung. 
In  diesem.  Jahr  wurden  die  ersten  in  öster- 
reichischen und  ungarischen  Werken  ange- 
fertigten Flußstahlschienen  eingelegt,  seit  den 
Acht'zigerjahren  werden  die  Flußstahlschienen 
fast  ausschließlich  \n  den  Eisenwerken  von 
Diösgyör,  Resicza,  Uzd  und  Korompa  erzeugt. 
Ende'l916  betrug  die  Länge  der  Flußstahl- 
schienen 29.654  Am  (98%),  jene  der  Eisen- 
schienen  öSb  km  (2%). 

Das  Gewicht  der  Eisenschienen  war  ver- 
schieden und  betrug  13-75 -42-8  ^o'  für  den 
laufenden  m.  Die  gegenwärtig  auf  den  Haupt- 
bahnen verwendeten  Stahlschienen  wiegen 
34-5  -  428  kg  für  den  laufenden  m.  Die  Länge 
der  ursprünglich  verwendeten  Schienen  war 
mit  6  m  bemessen,  dermalen  beträgt  dieses 
Maß  12  m.  Bei  Wegübergängen  und  auf 
Brücken  benutzt  man  ausnahmsweise  Schienen 
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\on  18'0  und  24'0 /«  Länge.  Das  Schienen- 
gewicht auf  den  normaispurigen  Vizinaibahnen 
schwankt  zwischen  23'6  -2S  kg/m,  auf  den 
Schmalspurbahnen   zwischen    \0'9  -  \5'8  kg!m. 

Die  Schwellen  werden  aus  Eichen-  und  aus 
Buchenholz  erzeugt.  Die  aus  der  letzterwähnten 
Holzsorte  angefertigten  Schwellen  werden  mit 
Teeröl  oder  mitTeeröl  und  Zinkchlorid  (Doppel- 
tränkung) getränkt.  Auch  Eichenschwellen 
werden  —  soweit  es  die  Leistungsfähigkeit  der 
Tränkanstalten  zuläßt  —  mit  reinem  Teeröl 
getränkt.  Die  Schwellen  erhalten  folgende  Ab- 
messungen: Länge  2-70 m,  Höhe  \50 mm,  untere 
Breite  250  mm,  obere  Mindestbreite  MQ  mm. 
Vizinalschwellen:  2'20  m  lang,  14  cm  hoch, 
20  cm  breit,  14-  \tcm  Auflagefläche.  Der  Ab- 
stand der  nächsten  Schwelle  von  der  Stoßlücke 
beträgt  bei  den  Hauptbahnen  280  mm,  die 
Schwellenentfernung  in  der  Mitte  der  Schiene 
840  mm,  bei  den  Vizinaibahnen  250  und  950  mm. 
In  neuester  Zeit  wird  bei  den  Hauptbahnen 
die  erforderliche  Neigung  der  Schienen  durch 
keilförmige  Unterlagsplatten  erreicht.  Zur 
Schienenbefestigung  dienen  Hackennägel  und 
Schraubennägel. 

Die  Bettung  besteht  aus  Sand,  Gruben-, 
Fluß-  und  Schlägelschotter.  Auf  den  Bahnen 
im  Flachland  fand  die  Sandbettung  große  Ver- 
breitung, wird  jedoch  seit  der  Verstaatlichung 
der  Bahnen  nach  und  nach  durch  eine  solche 
von  Schlägelschotter  ersetzt.  Die  vorgeschrie- 
bene Mindesthöhe  der  Bettung  beträgt  von 
Schienenunterkante  an 
in  Einschnitten  400  mm. 
Schotterbetts    schwankt 

Mit  der  Steigerung 
die  meisten  größeren 
durch  Einschalten  von 
Verkehrsausweichen  verringert  und  die  be- 
stehenden Stationsanlagen  entsprechend  er- 
weitert (u.  a.  Hatvan,  Nagyvärad);  zugleich 
mit  dem  Bau  von  neuen  Verkehrsanlagen 
wurden  auch  den  gesteigerten  Ansprüchen  des 
Betriebs  dienende  Anlagen  errichtet  (u.  a.  neue 
Werkstätten,  Bekohlungsanlagen,  große  Ver- 
schiebebahnhöfe). Betriebs-  und  Verkehrsinter- 
essen erheischen  die  Entlastung  der  Budapester 
Bahnhöfe,  dieselbe  soll  durch  den  Bau  einer  um 
Budapest  führenden  und  sämtliche  einmünden- 
den Linien  aufnehmenden  Umfahrungsbahn  er- 
folgen, in  deren  Zug  2  Verschiebebahnhöfe  ange- 
legt werden  sollen.  Ein  Teil  dieser  Linie  und  ein 
Verschiebebahnhof  sind  bereits  in  Bau  begriffen. 

Die  älteren  Empfangsgebäude  sind  aus 
Ziegeln  in  Verputz  ausgeführt.  Zweckmäßig 
und  mit  entsprechendem  Komfort  sind  die 
neuen  Empfangsgebäude  in  Budapest,  Zagreb, 
Fiume,  Györ,  Temesvär,  Arad   etc.  hergestellt. 


auf     Dämmen    300, 

Die  Kronenbreite  des 

zwischen    3"2  —  3'4  m. 

des    Verkehrs    wurden 

Stationsentfernungen 

neuen   Stationen    und 


Erwähnenswert  ist  die  Wasserversorgung 
mittels  Zisternen  und  5  Wasserleitungen  auf 
der  Linie  Karlovac-Fiume.  Die  größte  dieser 
Leitungen  besitzt  eine  Gesamtlänge  von  3\'bkm. 
Mittels  derselben  wird  das  Wasser  aus  dem 
beim  Licankabach  ausgeführten  Brunnen 
gehoben  und  durch  2  je  36pferdekräftige 
Dampfmaschinen  auf  eine  Höhe  von  87  m  in 
einer  7-5  km  langen  Druckleitung  zum  Hoch- 
reservoir von  Lic,  816  m  ü.  M.,  gehoben;  von 
da  ab  läuft  das  Wasser  in  einer  geschlossenen 
Leitung  von  24-2  km  Länge  zu  den  3  Bahn- 
stationen Plase,  Meja  und  Buccari  und  zu 
mehreren  Wärterhäusern.  Zwischen  Lic  und 
Buccari  besteht  ein  Höhenunterschied  von 
553  m. 

Stellwerke  für  Weichen  und  Signale  finden 
bei  den  U.  allgemeine  Verwendung. 

111.  Statistisches. 

Ende  1916  bestand  das  Netz  der  U.  aus 
folgenden  Linien,  deren  Baulänge  nachstehend 
in  km  angegeben  ist: 


A.  Hauptbahnen. 


L 

2. 

3. 


4. 

5. 
6. 
7, 


Ungarische  Staatsbahnen  .... 

Pecs-Barcser  Bahn 

Kassa  -  Oderberger  Bahn  (ungari- 
sche Linien) 

Mohacs-Pecser  Bahn 

Südbahn  (ungarische  Linien)    .    . 
Qyör-Sopron-Iibenfurther  Bahn    . 

Bröd-Bosnabröd 

8.    Auf  ungarischem  Gebiet  gelegene 
Strecken  ausländischer  Bahnen  . 
B.  Vizinaibahnen. 

1 .     Arad-Csandder 

\a)  Borossebes-Menyhäzaer  (im  Betrieb 

der  Arad-Csanäder) 

\b)  Alfölder    (im    Betrieb    der   Arad- 

Csanader) 

Arad-Hegyaljaer 

Bodrogközer 

Borzsavölgyer 

Budapest-Szeutlörinczer 

Budapest- Budafoker 

Budapester      

la)  Haraszti-Räckeveer  (im  Betrieb  der 

Budapester) 

Debreczen-Nyirbätorer 

Qörgenyvölgyer 

Holics-Gödinger 

Ilvavölgyer      

Märamaroser 

Miskolcz-Diösgyörer 

Nyiregyhäzvideker 

Össi-Väradvelenczeer 

Tätraer 

Szamosvölgyer 

Mä)  Zsibö-Nagybdnyaer    .   .  i   im  Be- 
\lb)  Sülelmed-Szildgy-  (  trieb  der 

cseher |  Szamos- 

Naszödvideker    ....  I 
Szlavoniai-Drdvavideker 
Terret-Kovdsznaer     .    . 
Vajdahunyad-Gyalder   . 
Zägräb-Samoborer    .    . 


2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 


9. 
10. 
11. 

12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17, 


Xlc) 

18. 

19. 

20. 

21. 


völgyer 


7784-675 
66-698 

362-614 

67-726 

701-625 

118-597 

1-587 

1-178 

379-6 

21-1 

112-7 

58-9 

77-2 
106-2 

12-2 

26-00 

94-4 

27-5 
61-2 
15-8 

3-4 
35-9 
39-2 

7-0 
68-2 

7-0 

37-8 

239-1 

58-0 

20-1 
64-1 
184-2 
5-8 
15-9 
19-9 
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22.  Arvavölgyer 

22a^  Csorbatöer-Zalin- 

bahn 

23.  Eperjes-ßärtfaer     .... 

24.  Qölniczvölgyer       .... 

25.  Kesniark-Szepes- 

belaer 

26.  Löcsevölgyer 

27.  Poprädvöigyer 

2S.     Rözsahegy-Korit- 

niczaer     

29.  Szepesbela-Podoliner     .    . 

30.  Szepesvdraljaer 

31.  Tätralomniczer 

32.  Zsolna-Rajeczer 

33.  Csacza  -  Trencsen- 

maköer 

34.  Bares -Pakraczer    (im   Betrieb   der 

Südbahn) 

35.  Fertövideker  (im  Betrieb  der  Györ- 

Sopron- Ebenfurther    Bahn)    .    . 

36.  Pozsony-Orszäghatärer(elektrische- 

Lokalbahn)     

37.  Alkenyer-Kudsirer 

38.  Bacsbodrog-Värmegyeer      .    .    .    . 

39.  Baja-Bezddn-Zombor-.'^patin- 

Szonder  

40.  Banffyhunyad-Keceler 

41.  Bänreve-Ozder 

42.  Batajnica-Boljevicer 

43.  Bekes-Csandder 

44.  Bekesföldvdr-Bekeser 

45.  Beszterczebdnya- Hermander      .    . 

46.  Bicske-Szekesfehervdr-  Sdrbo- 

gdrder     

47.  Biharer 

48.  Boldavölgyer 

49.  Brassö-Hdromszeker 

50.  Budapest-Esztergom-Fözitöer    .    . 

51.  Budapest -Tiszaer 

52.  Csantaverer 

53.  Csetnekvölgyer 

54.  Czegled-csemöer 

55.  Debreczen-Füzesabonyer     .    .    .    . 

56.  Debreczen-Hajdundndser     .   .    .    . 

57.  Debreczen-Nagyvdrader 

5S.     Deldunavideker 

59.  Detreköszentmiklös-Zohor- 

Magyarfalusi-Czukorgydrer     .    . 

60.  Drdva-Szdvavideker 

61.  Dravavölgyer 

62.  Duna-Ipolyvölgyer 

63.  Dundntuler 

64.  Duna-Szdvaer 

65.  Eger-Putnoker 

66.  Eisö-Delnyugoti-Hatarörvidei<er    . 

67.  Erdely-Delvideker 

68.  Feher-es-Tolnavarmegyeer  .    .    .    . 

69.  Felegyhdza-Majsa-Halaser      .    .    . 

70.  Felsöeör-Tarcsa-Felsölövöer    .    .    . 

71.  Garamberzence-Levaer 

72.  Oyör-Veszprem-Dombövdrer  .    .   . 

73.  Gyulafehervdr-Zalatnaer 

74.  Gyulavideker 

75.  Halas-Bdcsaimds-Rigyiczaer    .    .    . 

76.  Hejjasfalva-Szekelyudvarhelyer 

77.  Hidegkut-Tamasier 

78.  Hodmezövdsdrhely  -Makö-Nagy- 

szentmiklöser 

79.  Fiölak-Nemsö-Ledniczrönaer  .    .    . 

80.  Hölak-Trencsentepliczer  elektrische 

81.  Homonna-Takcsänyer 


im 
Betrieb 

der 
Kassa- 
Oder- 
berge r 
Bahn 


mi 
Betrieb 

der 
Kassa- 
Oder- 
berger 
Baiin 


70-3 

4-8 
45-1 
33-4 

8-6 
12-6 
13-8 

23-6 

11-2 

9-4 

91 

20-9 

26-4 

123-7 

100-5 

7-6 

13-2 

208-6 

103-7 
14-2 
12-9 
27-3 
81-0 
7-8 
12-8 

77-5 
178-2 

57-3 
123-5 

93-3 

121-3 

7-9 

24-1 

20-4 
132-7 

56-2 

83-3 
199-7 

51-0 

114-2 

135-0 

63-8 

541-3 

51-4 

69-9 

129-8 

2530 

105-0 

44-9 

7-8 

65-6 

186-4 

43-0 

4iS-3 

68-6 

35-6 

12-4 

48-0 

17-2 

5.9 

26-7 


82. 

83. 

84. 

85. 

86. 

87. 

88. 

89. 

90. 

91. 

92. 

93. 

94. 

95. 

96. 

97. 

98. 

99. 
100. 
101. 
102. 
103. 
104. 
105. 
106. 
107. 
108. 
109. 
110. 
111. 
112. 
113. 
114. 
115. 
116. 
117. 
118. 

119. 
120. 
121. 
122. 

123. 
124. 
125. 
126. 
127. 
128. 
129. 
130. 
131. 
132. 
133. 
134. 
135. 
136. 
137. 
138. 
139. 
140. 
141. 
142. 
143. 
144. 
145. 
146. 
147. 
148. 

149. 
150. 


Hontvarmegyeer 

40-2 

Kaba-Nddudvarer 

9-7 

Kaposvär-Fonyöder 

53-1 

Kaposvdr-Mocsoldder 

25-8 

Karänsebes-Hdtszeger 

76-2 

Karczag-Tiszafüreder 

43-5 

Kassa-Hegyaljaer 

50-0 

Kassa-Tornaer 

54-5 

Kecskemet-Fülöpszdlläser     .... 

37-9 

Keszthelyvideker 

34-1 

Kisküküllövölgver 

113-2 

Komarom-Qutaer 

25-9 

Komlö-Baköcza-Felsümindszenter   . 

18-8 

Körmend-Nemetujvdrer 

22-8 

Köros-Belovdr-Venicze-Barcser     .    . 

199-1 

Köszeg-Szombathelyer 

16-9 

Kunszentmdrton-Szenteser  •.    .    .    . 

22-2 

Kunszentmiklös-Dunapatajer   .    .   . 

49-1 

Levd-Nagysurdnver 

38-0 

Lonjavölgyer 

113-1 

Losoncz-Qacser 

7-3 

Losonczvideker 

51-2 

Magyar-Delkeleter 

183-6 

Magyar-Eszaknyugater      

111-5 

Maramaroser 

16-8 

Marosludas-Beszterczeer 

92-2 

Marostordaer 

183-8 

Mdtra-Körösvideker  vereinte    .    .    . 

305-7 

Mezi'.tur-Turkeveer 

15-0 

Miskolcz-.Mezöcsdther 

20-4 

Murdnv\'ölgver 

41-3 

Nagykdroly-.Wdteszalka-Csaper    .    . 

85-4 

Nagvkarolv-Somkuter 

85-0 

Nagvkikinda-Arader 

126-6 

Nagvszeben-Nagydisznöd-r     .    .    . 

5-9 

Nagyszeben-Segesvdrer 

121-5 

Nagytapolcsdny-Bossanv- 

Trencsener 

50-5 

Nagvvdrad-Belenves-Vaskoher     .    . 

116-3 

Nögrddvarmegyeer 

111-2 

Nvitra-Uzbegh-Radosnaer    .... 

24-4 

Oravicza-Nemetbogsan- 

Resiczabdnyaer 

78-1 

Oroshdza-Szentes-Csongräder  .    .    . 

63-0 

Pancsova-Petrovosellöer 

32-3 

Päpa-Bdnhidaer 

94-6 

Papa-Csornaer 

35-S 

Petrozseny-Livazeny-Lupenyer     .    . 

18-1 

Pecs-Bdtaszeker 

67-8 

Pecs-Dolnji-Miholjacer 

47-5 

Peter\-arad-Beociner 

16-9 

Pozsonv-Komdromer 

96-4 

Pöstyen-Verböer 

11-4 

Pusztatenvö-Kunszentmartoner    .    . 

34-7 

Püspökladdnv-Füzesgyarmater     .    . 

36-8 

Rimaszomba't-Poltarer 

295 

Ruma-Klendker 

30-5 

Somogyvdrmegyerer  vereinte  .    .    . 

154-6 

Somorja-Uszorer 

5-1 

Sopron-Köszeger 

56-3 

Sopron-Pozsonver      

70-1 

Szabadka-Gombos-Palankaer  .    .    . 

133-5 

Szaboicsvärmegveer 

162-5 

Szatmar-Bikszdd'er      

51-5 

Szatmdr-Erdöder 

27-7 

Szatmar-Fehergyarmater 

39-0 

Szatmar-Mateszalkaer 

49-4 

Szatmar-Nagvbanyaer 

73-2 

Szeged-Nagykikinda-Nagv- 

becskereker  vereinte  

133-3 

Szekszard-Bdtaszeker 

18-7 

Szentes-Hödmezövdsärhelyer    .    .   . 

34-0. 
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151.  Szentlörincz-Szlatina-Nasicer    .    .    .  939 

152.  Szigetvär-Kaposvärer 52-5 

153.  Szilagysager 1077 

154.  Szlavoniaer      132-0 

155.  Szolnok-Kiskunfelegyhdzaer     .    .    .  62-9 

156.  Szombathely-Pinkaföer      52-0 

157.  Temes  und  Somogyvärmegyeer 

vereinte 101 '0 

158.  Temesvar-Buziaser 31'2 

159.  Teniesvar-Lippa-Radnaer 62-8 

160.  Temesvär-Mödoser 50-7 

161.  Temesvar-Nagyszentmiklöser  .    .    .  60-9 

162.  Tiszapolgar-Nyiregyhazaer   ....  54-6 

163.  Torda-Topanfalva-Abrudbänyaer     .  94-4 

164.  Torontäler 347-3 

165.  Töketerebes-Varannoer      30-5 

166.  Ujszäsz-Jaszapäti-Vämosgyörker     .  60-3 

167.  Ungvär-Vajdner 25-3 

168.  Ungvölgyer 42-1 

169.  Vdcz- Budapest- OödöUöer   elek- 

trische Lokalbahn 51 '3 

170.  Vägsellye-Negyeder 18-8 

171.  Varasd-Golubovecer 36-5 

172.  Versec-Kubiner 84-7 

173.  Vinkovce-Brckaer 52-0 

174.  Visövölgyer 55-2 

175.  Zabok-Stubicaer 10-9 

176.  Zagoriaer  (Csaktornya-Zagreber)  114-8 

177.  Zölyombrezö-Breznöbänya- 

Tiszolcer 82-0 

178.  Zombor-Obecseer 88-2 

179.  Zsebely-Csakövär-Bokaer 47-6 

180.  Zsebely-Liebiinger      9-6 

181.  Zsitvavölgyer 63-9 

182.  Beszterczebanya-Zölyombrezüer  .    .  33-8 

183.  Garanivölgyer 112-4 

184."    K'iskunfelegyhäza-Csongrader  .    .    .  24-7 

185.  Morvavölgyer     83-9 

186.  Nagybelicz-Nemetpronaer    ....  39-3 

187.  Perjamos-Varjaser 7-6 

188.  Piski-Vajdahunyader 149 

189.  Retszilas-Szekszärder 55-1 

190.  Szekelykocsard-Marosujvarer    ...  35 

191.  Marosväsärhely-Szäszregener    .    .    .  32-4 

192.  Taraczvölgyer  Eisenbahn     ....  14-5 

193.  Ruma-Vrdniker 199 

Die  Vizinalbahnen  37-lSl  stehen  im  Be- 
trieb, die  Vizinalbahnen  182-193  im  Eigen- 
tum der  ungarischen  Staatsbahnen. 

Ende  1916  umfaßte  das  Netz  der  U. 
22.334-066  km.  Hiervon  waren  Hauptbahnen 
samt  Nebenlinien  9.104-700^«,  Vizinalbahnen 
1 3.229-366 /fe/w.  Von  den  erstgenannten  Bahnen 
sind  6736-341  km  eingleisig,  1362-678  km 
doppelgleisig,  648-365  km  Bahnen  zweiten 
Ranges  und  357-31 6 /&/n  Bahnen  dritten  Ranges. 
Von  den  193  Vizinalbahnen  sind  1 1.933-357^/« 
Bahnen  zweiten  Ranges  und  1 296-009  Am  Bahnen 
dritten  Ranges.  Das  größte  Bahnnetz  ist  jenes 
der  ungarischen  Staatsbahnen,  das  nächstgrößte 
jenes  der  Südbahn.  Konzessioniert  wurden  im 
Jahre  1916  2Q1Q  km  (gegen  2081-5  Ä/n  im 
Jahre  1915  und  2027-8  km  im  Jahre  1914).  In 
Konzessionsverhandlungen  standen  2306-9  Arn, 
die  bereits  der  administrativen  Begehung 
unterzogen  waren,  und  863  km,  bei  denen 
noch  keine  Begehung  stattgefunden  hatte.  Vor- 


81-9«^ 


konzessionen  wurden  für  55  Bahnen  mit  einer 
beiläufigen  Länge  von   3876  km  erteilt. 

Von  dem  im  Betrieb  befindlichen  Eisenbahn- 
netz entfielen  mit  Ende  1916  auf  je  100.000 
Einwohner  113-56  km  (1915  113-38  km, 
1914  1 12-44  km);  auf  je  100  km'^  kamen  1916 
l-\\  km  (1915  l-\  km,  1914  J-O  km).  Zur 
Vergleichung  diene,  daß  1916  in  Österreich 
106-45 /^m  auf  je  100.000  Einwohner  und 
70  km  auf  je   100  km^  entfielen. 

Nach  der  technischen  Ausführung  zerfiel 
das  Eisenbahnnetz  1916  in: 
Bahnen  ersten  Ranges  92 1 6-234 km  =  4\-2 % 
„  zweiten  „  11820-823  „  =53-0«« 
Schmalspurige  Bahnen  1296-009  „  =  5-8% 
Nach  den  maßgebenden  Hauptgruppen  glie- 
derte sich  das  Eisenbahnnetz  wie  folgt: 
Kgl.  Ungar.  Staatsbahnen  8226593  km  =  36-9  % 
Privatbahnen  .  .  .  1320-025  „  =  59% 
Vizinalbahnen     .    .    .  12786-448  „   =57-2% 

Ende   1916  waren: 

in  staatlichem  Betrieb 

einschließlich  Fünf- 

kirchen-Barcs     .    .  18760-521  Ä/n  =  84-0% 
in  privatem  Betrieb  .     3572-545   „   =  16-0% 

Von  den  Vizinalbahnen  waren: 
im  Betrieb  der  ungari- 
schen Staatsbahnen  1 0467-230  A;«: 
im  Betrieb  der  Privat- 
bahnen     803-178   „   =    6-2% 

im  eigenen  Betrieb  .  1516-040  „  =11-9% 
Betriebsmittel.  1913  waren  in  Verwendung: 
auf  den  Staatsbahnen  3709  Lokomotiven  (0207 
f.  d.  km  Betriebslänge),  7802  Personenwagen 
(0-436  f.  d.km  Betriebslänge)  und  86.614  Güter- 
wagen (4-843  f.  d.  km  Betriebslänge).  Auf  den 
Oesellschaftsbahnen  403  Lokomotiven  (0-300 
f.  d.  km  Betriebslänge),  724  Personen-  (0-54O 
Id. km  Betriebslänge),  8855  Güterwagen  (0-613 
f.  d.  km  Betriebslänge).  Auf  den  Vizinalbahnen 
239  Lokomotiven,  803  Personen-  und  6591 
Güterwagen. 

Stationen.  Die  Zahl  derselben  betrug  5097; 
hiervon  entfallen  1603  auf  die  Staatsbahnen, 
241  auf  die  Oesellschaftsbahnen  und  3253 
auf  die  Vizinalbahnen. 

Personal.  Angestellt  waren  Ende  des  Rech- 
nungsjahres 1913  insgesamt  78.951  Personen 
(Staatsbahnen :  8059  Beamte,  60.833  Unterbeamte 
und  Diener;  Oesellschaftsbahnen:  1339  Beamte, 
5446  Unterbeamte  und  Diener;  Vizinalbahnen: 
346  Beamte  und  2928  Unterbeamte  und  Diener). 
Leistungen  der  Verkehrsmittel.  Die 
sämtlichen  Lokomotiven  haben  im  Rechnungs- 
jahr 1913  149,1 82.502  km  zurückgelegt,  also  f.  d. 
Lokomotive  32.584  km  (auf  den  Staatsbahnen 
125,265.805  km,  f.d.  Lokomotive  33.800  Ä/n; 
auf    den    Gesellschaftsbahnen    11,744.910  Aot 
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pro  Lokomotive  22.963  km;  auf  den  Vizinal- 
bahnen  12,171.787  km,  f.  d.  Lokomotive 
33.990  km).  Die  Personenwagen  leisteten 
1.014,703.941  hz\\skm,  also  f.  d.  Wagen 
108.171  kchskm  (Staatsbahnen  835,707.675, 
f.  d.  Wagen  109.673;  Qesellschaftsbahnen 
88,618.221,  f.d.  Wagen  124.228;  VizinaJbahnen 
90,468.045,  f.d.  Wagen  90.554  AclisAw).  Die 
Güterwagen  leisteten  3.546,876.696  kchskm, 
also  f.d.  Wagen  28.961  kch%km  (Staatsbahnen 
3.066,242.226,  f.  d.  Wagen  35.915;  Gesellschafts- 
bahnen 326,860.763,  f. d. Wagen  32.784;  Vizinal- 
bahnen  1 53,773.707,  f.  d.Wagen  1 8. 1 84  AchsA/«). 

Die  Gesamtleistung  in  Zugkm  betrug  im 
Rechnungsjahr  1913  138,502.703  (Staatsbahnen 
83,294.724,  Geseilschaftsbahnen  9,890.671, 
Vizinalbahnen  54,311,308);  hiervon  ent- 
fallen auf  den  Personenverkehr  72,260.240 
(Staatsbahnen  38,274.899,  Geseilschaftsbahnen 
5,266.166,  Vizinalbahnen  28,719.175),  auf 
den  Güterverkehr  63,990.740  (Staatsbahnen 
43,527.678,  Geseilschaftsbahnen  4,569.567, 
Vizinalbahnen  15,893.495),  auf  den  Verkehr 
von  Arbeits-  und  Materialzügen  2,251.723 
(Staatsbahnen  1,492.147,  Gesellschaftsbahnen 
60.938,  Vizinalbahnen   698.638  Zugkm). 

Verkehr.  In  der  nachfolgenden  Übersicht 
ist  für  die  Jahre  1900-1913  die  Größe  des 
Verkehrs  und  die  erzielte  Einnahme  aus  dem 
Personen-  und  Güterverkehr  angegeben.  Die 
Tabelle  S.  69  u.  70  enthält  die  wichtigsten  An- 
gaben über  die  Betriebsergebnisse  in  den  Jahren 
1911  -  1913. 


Jahr 


IQOO 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 


Beförderte 
Personen 


Beförderte 
Güter  in  i 
einschließ- 
lich 
Regiegut 


Einnahmen  in  K 


aus  dem 
Personen- 
verkehr 


59,540. 

61,602, 

63,499. 

73,570. 

78,443, 

86,586. 

95,950. 
107,525. 
111,569. 
124,221. 
139,992. 
153,947. 
164,143. 
165,746. 


524 
834 
333 
160 
616 
937 
289 
358 
369 
911 
541 
377 
829 
365 


42,838.630 
43,075.838 
44,677.174 
46,415.659 
48,745.118 
51,084.535 
55,804.891 
61,618.464 
61,953.830 
68,135.353 
68,796.394 
78,644.429 
83,734.092 
87,282.938 


67,165 

68,927 

70,808 

75,950, 

80,412 

87,371 

96.205, 

104,184, 

107,066 

115,459, 

128,049, 

138,759 

153,099, 

159,058, 


.270 
,211 
,089 
000 
000 
000 
000 
000 
000 
,000 
000 
000 
000 
,000 


aus  dem 
Güterverkehr 


197 
195, 
202, 
209 
217, 
230, 
254, 
273, 
279, 
297, 
327, 
67, 
395, 
405, 


176.293 
795.395 
,376.012 
,320.000 
,472.000 
823.000 
025.000 
252.000 
114.000 
968.000 
331.000 
429.000 
752.000 
967.000 


Personenverkehr.  1913  wurden  von 
den  165,746.365  Reisenden  (Staatsbahnen 
72,978.178,  Gesellschaftsbahnen  9,768.817, 
Vizinalbahnen  82,999.370)  4.999,359.188  Am 
(Staatsbahnen  3.264,796.333,  Gesellschaftsbah- 
nen 404,213.625,  Vizinalbahnen  1.330,349.230) 
zurückgelegt,  von  einer  Person  also  auf  den 
Staatsbahnen  45,  Gesellschaftsbahnen  4 1 ,  Vizinal- 


bahnen 15  km.  Die  Durchschnittszahl  der 
Reisenden  pro  Personenzug  war  69  (Staatsbahnen 
84,  Gesellschaftsbahnen  77,  Vizinalbahnen  46). 

Auf  den  BahnA/w  entfielen  1913  auf  den  Staats- 
bahnen 341.800,  Gesellschaftsbahnen  277.027, 
Vizinalbahnen   137.424  Reisende. 

Von  den  Reisenden  entfielen  im  Jahre  1913: 

auf  jede  auf  jeden 

Wagenachse  Sitz 

auf  den  Staatsbahnen  3^85  Ol 8 

„      „     Gesellschaftsbahnen  4-53  0'25 

„     Vizinalbahnen  4-00  0-22 

Güterverkehr.  1913  \T'urden  befördert  auf 
den  Staatsbahnen  93.223 /Gepäck,  38,774.258/ 
Eil-  und  Frachtgut,  9,053.226  /  Regiegüter; 
auf  den  Geseilschaftsbahnen  15.644/  Gepäck, 
11,969.145/  Eil-  und  Frachtgüter,  533.766/ 
Regiegüter;  auf  den  Vizinalbahnen  35.881  / 
Gepäck,  25,455.377  /  Eil-  und  Frachtgüter, 
1,352.418/  Regiegüter.  Befördert  wurden  auf 
den  U.  im  ganzen  144.748/Gepäck,  76,198.780/ 
Eil-  und  Frachtgut,   10,939.410/  Regiegut. 

Es  entfallen  auf  den  Inland  verkehr 
34,615.922/:  Staatsbahnen  28,867.709  /  (Stück- 
gut 1 ,4 1 6.732  /,  Wagenladungsgut  27,450.977  /), 
Gesellschaftsbahnen  3,855.163  /  (Stückgut 
251.332/,Wagenladungsgut3,603.831/),  Vizinal- 
bahnen 1,893.050/  (Stückgut  877.037/,  Wagen- 
ladungsgut 1,016.013/);  auf  den  A  u  s  I  a  n  d  V  e  r- 
kehr  6,884.304/:  Staatsbahnen  3,015.659/ 
(Stückgut  170.653  /,         Wagenladungsgut 

2,845.006/),  Gesellschaftsbahnen  2,643.492/ 
(Stückgut  248.479  /,  Wageniadungsgut 
2,395.0 1 3  /),  Vizinalbahnen  1 ,225, 1 53  /(Stückgut 
64.1 15/,  Wagenladungsgut  1,161.038  /);auf  den 
Import  9,271.763/:  Staatsbahnen  4,336.914/ 
(Stückgut  224.522  /,  Wagenladungsgut 
4,112.392/),  Gesellschaftsbahnen  4,247.809/ 
(Stückgut  195.654/,  Wagenladungsgut 
4,052.155/),  Vizinalbahnen  687.044/  (Stückgut 
63.888/,  Wagenladungsgut  623.156/);  auf 
den  Übergangsverkehr  4,087.091/:  Staats- 
bahnen 2,046.093/  (Stückgut  145.279/,  Wagen- 
ladungsgut 1,900.814  /),  Gesellschaftsbahnen 
1,101.327/  (Stückgut  35.071/,  Wagenladungs- 
gut 1 ,066.256 /),  Vizinalbahnen  939.67 1  /  (Stück- 
gut 31.454/,  Wagenladungsgut  908.217/). 

loniAtnkm  wurden  im  Jahre  1913  zurückge- 
legt: bei  Gepäck  auf  den  Staatsbahnen  1 1,524.407, 
Gesellschaftsbahnen  1,240.870,  Vizinalbahnen 
930.327;  bei  Eil-  und  Frachtgut  auf  den  Staats- 
bahnen 6.569,074.232,  Gesellschaftsbahnen 
862,954.647,  Vizinalbahnen  872,954.964;  bei 
den  Regiegütern  auf  den  Staatsbahnen 
1.487,636.177,  Gesellschaftsbahnen  53,465.017, 
Vizinalbahnen  51,887.244.  Auf  1  km  wurden 
befördert  1913  auf  den  Staatsbahnen  749.874/, 


Eniyklopädit  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 
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Gesellschaftsbahnen  644.044  /,  Vizinalbahnen 
70.486/. 

Finanzielles.  Das  tatsächliche  Anlage- 
kapital stellte  sich  auf  sämtlichen  ungarischen 
Bahnen  Ende  1913  auf  4.163,078.061  K,  davon 
kommen  66-5  %  auf  die  Staatsbahnen,  77  % 
auf  die  Privatbahnen  und  25-8  "<,  auf  die 
Vizinalbahnen. 

Das  Nominalkapital  betrug  auf  sämtlichen 
ungarischen  Bahnen  Ende  1 9 1 3  4.978,030.493  K, 
darunter  sind  814,952.432  K  Qeldbeschaffungs- 
kosten  (Staatsbahnen  13-3%,  Privatbahnen 
41-3  "o,  Vizinalbahnen  13-4  <^o).  Die  Anschaf- 
fungskosten der  Betriebsmittel  sind  mit 
889,91 1.710  K  (Staatsbahnen  783,625.251  K, 
Privatbahnen  62,018.999  K,  Vizinalbahnen 
44,267.460  K)  angesetzt. 

Von  oben  erwähntem  Nominalanlagekapital 
entfallen  auf  die  Staatsbahnen  3.191,404.828  K: 

1 .659,75 1 .800  K  Eisenbahnstaatsanieihen, 
99,575.000  „    Prioritätsobligationen, 
405,275.300  „   kapitalisierte  Annuitäten, 

1.026,802.728  „   andere  Anleihen; 
auf  die  Privatbahnen  546,103,715  K: 
449,904.859  K   Prioritäten  (82-4%), 
96,198.856  „   Aktien  (17-6%); 
auf  die  Vizinalbahnen    1.240,521.950  K: 
29,535.000  K  Prioritäten   (2-4%), 
860,389.200  „   Prioritätsaktien  (69-3%), 
350,597.750  „   Aktien   (28-3  "„). 
Ende   1913    betrug    das    genehmigte    Nomi- 
nalkapital der  Vizinalbahnen   1,240,521.950  K, 

zu    denen   der  Staat    153.142.208  K   (12-3«»), 

die  Komitate  und  Ge- 
richtsbarkeiten   .    .     65,741.884,,      (5-3%), 

Gemeinden  und  Private  167,679.336  „    (13-5»„), 

Privatunternehmun- 
gen      853,958.522  „    (68-9";,) 

beitrugen. 

Für  obige  Beiträge  befinden  sich  Stammaktien 

in   Händen: 

des   Staates     .    .    .    .  142,330.170  K  (39-5%), 

der  Komitate  und  Ge- 
richtsbarkeiten   .    .     59,926.720,,    (16-6%), 

der    Gemeinden    und 

Privaten      ....     61,836.940  „    (17-2^^), 

zusammen      ....  264,093.830  „ 

Pensions-,  Krankenunterstützungs- 
und sonstige  Wohltätigkeitsfonds.  Die 
Pensionsinstitute  besaßen  Ende  1913  ein  Ver- 
mögen von  33,949.475  K,  die  Krankenunter- 
stützungsfonds 4,228.257  K,  die  sonstigen  Wohl- 
tätigkeitsanstalten ein  solches  von  1 6,023.363  K. 

Kommunal-  und  Industriebahnen.  Ende 
1913  betrug  die  Länge  der  Kommunal- (Straßen-) 
Eisenbahnen  408-210 /^w,  1912  364-517  A/n. 
Konzessioniert  wurden   1913  5-400  km. 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2  Aufl.  X. 


Ende  1913  waren  mit  Pferdekraft  betrieben 
38-04  km  (9-3  "„  ),  mit  Dampfkraft  29-903  km 
(7-3"^),  mit  elektrischer  Kraft  340-167 /tw 
(S3-4%). 

Die  Zahl  der  beförderten  Personen  betrug 
262,865.781,  jene  der  beförderten  Güter  in  t 
1,030.312. 

Das  Kapital,  das  im  Kommunal-Eisenbahn- 
netz  angelegt  war,  betrug  195,167.4 14  K, 
526.171  K  für  1  km  durchschnittlicher  Jahres- 
länge. 

Was  die  Betriebsergebnisse  der  Konmiunal- 
bahnen  betrifft,  so  betrugen  die  Einnahmen 
43,936.013  K,  Ausgaben  29,860.833  K,  Über- 
schuß  14,075.180  K. 

Das  verwendete  Anlagekapital  verzinste  sich 
mit  7-34  "i. 

Von  den  Industriebahnen  und  Industrie- 
geleisen waren  Ende   1913: 

aj  Bahnen  mit  beschränktem  öffent-  '" 

liehen   Verkehr 99675 

b)  Industriedampfbahnen   im  Betrieb 

der  Anschlußbahnen 651-174 

c)  Industriedampfgeleise 58-780 

dj  Schmalspurige  Industriedampf- 
bahnen im  Betrieb  des  Eigen- 
tümers   2338-156 

e)  Elektrische     Industriebahnen     im 

Betrieb  des  Eigentümers   ....     144-602 

/)  Normalspurige  Industriedampf- 
bahnen im  Betrieb  des  Eigen- 
tümers (verschiedene  Zugkraft)   .     218-115 

g)  Transportable    Feldbahnen    .    .    .     359-040 

/ij  Anderweitige  schmalspurige  In- 
dustriebahnen und  Geleise  mit 
verschiedener  Zugkraft,  im  Betrieb 
des  Eigentümers 2935-655 

IV.  Tarifwesen. 

Trotzdem  der  ungarische  Reichstag  vom  Jahre 
1848  —  im  Gegensatz  zum  Gesetzartikel  XXV 
vom  Jahre  1836,  der  vollkommene  Tarif- 
freiheit gewährte  —  den  Grundsatz  annahm, 
daß  „zur  Wahrung  der  wirtschaftlichen  In- 
teressen die  Regelung  der  Tarife  bis  in  die 
kleinsten  Einzelheiten  dem  Staat  obliegen  sollte", 
sind  die  Hoheitsrechte  des  Staates  bei  Erteilung 
der  Privilegien  nicht  genügend  gewahrt  worden. 

Nach  dem  Ausgleich  mit  Österreich  wurde 
öfter  versucht,  besonders  bei  Gewährung  von 
neuen  Zinsengarantien  und  Subventionen,  dem 
Staat  den  nötigen  Einfluß  zu  wahren,  ohne  das 
Selbstverfügungsrecht  den  Unternehmungen 
vollständig  zu  entziehen. 

Das  Ergebnis  war  die  Aufnahme  der  Höchst- 
tarife in  die  späteren  Konzessionsurkunden, 
welche  Maßregel  jedoch  von  geringem  Erfolg 
begleitet  war. 
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In  den  Siebzigerjahren  entbrannte  unter  den 
U.  ein  heftiger  Tarifkrieg  und  konnte  erst  der 
Ausbau  einzelner  Wettbewerbslinien  bei  den 
dem  Machtbereich  des  Staates  mehr  unter- 
geordneten Bahnen  und  der  Abschluß  von 
Verträgen  den  mit  Benutzung  der  Refaktien 
geführten  Konkurrenzkampf  beseitigen. 

Besonders  wichtig  war  in  dieser  Richtung  der 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Staatseisen- 
bahn gesell  seh  aft  am  S.Juni  1SS2  abgeschlossene 
Vertrag,  ferner  die  Kartellierung  des  Verkehrs 
mit  der  Südbahn  im  X'erkehr  nach  Triest  und 
Fiume. 

Seit  dieser  Zeit  wurde  ein  Kartell  nach  dem 
andern  geschlossen  und  eine  gesunde  Tarif- 
politik beobachtet. 

Bei  .Aufstellung  der  Tarife  in  Ungarn  fanden 
auf  allen  Bahnen  mit  Ausnahme  der  Südbahn 
die  Grundsätze  des  unter  Einfluß  der  öster- 
reichischen und  ungarischen  Regierung  im  Jahre 
1S76  geschaffenen  Reformtarifs  .Anwendung. 

Dieser  am  I.September  18S1  neu  aufgelegte 
Reformtarif,  der  seither  auf  sämtlichen  un- 
garischen, österreichischen  und  bosnisch-herce- 
govinischen  Eisenbahnen  .Anwendung  fand, 
enthält  außer  den  gemeinsamen  reglemen- 
tarischen und  tarifarischen  Bestimmungen  und 
Nebengebühren  die  allgemeine  Güterklassifi- 
kation. Die  Aufrechterhaltung  und  Weiterent- 
wicklung dieses  Tarifs  seitens  der  Bahnverwal- 
tungen sichert  der  Art.  IX  des  Ausgleichsgesetzes 
und  wurde  zu  diesem  Behuf  das  ständige 
Tarifkomitee  der  beteiligten  Eisenbahnen  ge- 
schaffen. 

Xach  der  Verstaatlichung  der  Hauptlinien 
wurde  eine  die  Ausfuhr  der  Landesprodukte 
in  hohem  Maß  fördernde  Tarifpolitik  befolgt, 
der  sich  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse 
und  dem  Druck,  den  die  Regierung  mit  Hilfe 
der  von  Tag  zu  Tag  mächtiger  werdenden 
Staatsbahnen  ausübte,  auch  die  Privatbahnen 
Ungarns  anschließen  mußten. 

Die  den  neuerschlossenen  wirtschaftlichen 
Unternehmungen  gebotenen  tarifarischen  Be- 
günstigungen mehrten  sich  in  solchem-  Maß, 
daß  sich  die  Regierung  veranlaßt  sah,  dieselben 
in  den  neuen  Tarif  vom  1.  Januar  18SS  zu 
übernehmen. 

Als  dann  im  Jahre  1S90  durch  die  Verstaat- 
lichung sämtlicher  ungarischen  Linien  der  öster- 
reichisch -  ungarischen  Staatseisenbahngesell- 
schaft das  das  ganze  Land  umspannende  unga- 
rische Staatseisenbahnnetz  zur  Vollendung 
gebracht  wurde,  erforderten  nunmehr  ebenso  die 
wirtschaftlichen,  wie  auch  die  Interessen  des 
Staatshaushalts  die  Schaffung  eines  den  Bedürf- 
nissen der  heimischen  Produklion  Rechnung 
tragenden  neuen  Lokalgütertarifs,  der,  auf  dem 


Staffelsystem  aufgebaut,  am  1.  Januar  ISQI 
auch   ins  Leben   getreten   ist. 

Der  wirtschaftliche  Aufschwung,  der  in  den 
darauffolgenden  Jahren  zu  verzeichnen  ist, 
dürfte  nicht  in  letzter  Reihe  auf  den  Einfluß 
der  seitens  des  ungarischen  Handelsministeriums 
eingeleiteten    Tarifpolitik  zurückzuführen    sein. 

Den  Erfolg  dieser  Tarifpolitik  kennzeichnet 
am  besten  der  Umstand,  daß  die  Grundlagen 
des  neuen  Lokaltarifs,  besonders  jene  des 
Staffelsystems,  und  das  Bareme  dieses  Tarifs, 
abgesehen  von  ganz  unbedeutenden  .Änderun- 
gen,   bis   zum  heutigen  Tag  aufrecht  blieben. 

Die  fortwährende  Preissteigerung  der  Be- 
triebsmaterialien, die  Besserung  der  sozialen 
und  materiellen  Lage  der  Bahnangestellten, 
vorwiegend  aber  die  unausweichlichen  be- 
deutenden Investitionen  hatten  ein  stetes  An- 
wachsen der  Betriebsauslagen  zur  Folge,  das 
naturgemäß  zu  einer  X'erschlimmerung  der 
Betriebsbilanz  führen  mußte  und  nur  durch 
verschiedentliche  Tariferhöhungen  wettgemacht 
werden  konnte. 

Solche  Erhöhungen  wurden  am  I .  Januar  1910 
und  am    I.März   1912  durchgeführt. 

Zur  Hebung  des  Personenverkehrs  wurden 
seitens  der  U.  verschiedene  Einrichtungen 
getroffen  (Ausgabe  von  Tour-,  Retour-,  Abonne- 
ments-, Saison-,  Bade-  u.  s.  w.  Karten  zu 
sehr  ermäßigten  Preisen,  Wertmarkenhefte 
u.  s.  w.).  Trotzdem  war  das  Ergebnis  kein 
entsprechendes.  Die  nach  dieser  Richtung  an- 
gestellten Studien  zeigten,  daß  derartige  Er- 
mäßigungen allein  nicht  zu  dem  gewünschten 
Erfolg  führen,  wenn  nicht  das  System  des 
Personentarifs  selbst  eine  Änderung  erfährt, 
welche  den  durch  die  geographische  Lage  des 
Landes,  die  Bevölkerungszahl,  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  großen  Masse  u.  s.  w.  bedingten 
Volkswirtschaft. ichen  Momenten  genügend  Rech- 
nung trägt. 

Nach  eingehenden  Studien  wurde  auf  den 
ungarischen  Staatsbahnen  und  auf  mehreren 
Privatbahnen  der  sog.  Zonentarif  eingeführt, 
der,  was  die  X'ermehrung  der  Frequenz  an- 
belangt, ein  überraschend  günstiges  Ergebnis 
lieferte  (s.  Personentarife). 

Der  auf  den  Linien  der  ungarischen  Staats- 
eisenbahnen im  Jahre  1889  eingeführte  Zonen- 
Personentarif  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  ver- 
änderten Verhältnisse  mit  I.Juli  1912  außer 
Kraft  gesetzt  und  statt  desselben  ein  myria- 
metrischer  Personentarif  eingeführt,  der  seither 
wesentliche  Erhöhungen  erfahren  hat. 

Seitens  der  im  Betrieb  der  ungarischen 
Staatsbahnen  befindlichen  Lokalbahnen  sowie 
des  überwiegenden  Teiles  der  Privatbahnen 
wurde    der    auf   den   Linien   der   ungarischen 
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Staatseisenbahnen    vom    15.  November    1917 
gültige  Personentarif  übernommen. 

Somit  erscheint  auf  sämtlichen  Bahnen 
Ungarns  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  die 
Einheitlichkeit  in  der  Behandlung  der  Per- 
sonentarife durchgeführt. 

V.     Gesetzgebung      und     Verwaltung. 

Die  Quellen  des  ungarischen  Eisenbahn- 
rechts sind: 

a)  in  erster  Reihe  die  allgemeinen  gesetz- 
lichen Vorschriften  für  Eisenbahnen. 

Hierher  gehören: 

1.  Die  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16. No- 
vember  1S51. 

2.  Die  Eisenbahnkonzessionsverordnung  des 
kgl.  ungarischen  Ministers  für  öffentliche  Ar- 
beiten und  Kommunikation  vom  20.  April  1868, 
N.  3973. 

3.  Gesetzartikel  XLI  vom  Jahre  1S81  (das 
Enteignungsgesetz). 

4.  Gesetzartikel  1  vom  Jahre  1868,  ferner 
Gesetzartikel  LXI  vom  Jahre  1881  über  die 
abgesonderte,  zentralisierte  grundbücherliche 
Eintragung  der  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone   befindichen    Eisenbahnen   und   Kanäle. 

5.  Gesetzartikel  XXXI  vom  Jahre  1880  bzw. 
Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  1388,  betreffend 
die  Zugeständnisse  und  Begünstigungen  für 
Vizinalbahnen. 

6.  Gesetzartikel  XVllI  vom  Jahre  1874,  be- 
treffend die  Haftung  der  Eisenbahnverwaltungen 
für  die  durch  Ereignisse  auf  Eisenbahnen  her- 
beigeführten körperlichen  Verletzungen  und 
Tötungen  von  Menschen. 

7.  Gesetzartikel  IL  vom  Jahre  1907,  betreffend 
Dienstpragmatik  der  Eisenbahnangestellten.        ' 

8.  Titel  5,  Kap.  1  und  2  des  Gesetzartikels 
XXXVII  vom  Jahre  1875,  betreffend  das  Fracht- 
geschäft und  besondere  Bestimmungen  über 
die  Frachtgeschäfte  der  Eisenbahnen. 

9.  Das  Eisenbahnbetriebsreglement. 

10.  Das  Eisenbahnsteuergesetz  (Gesetzartikel 
XX  vom   Jahre  1875). 

11.  Eisenbahnrechtliche  Verfügungen  des 
ungarischen  Strafgesetzbuches,  Gesetzartikel  V 
vom  Jahre  1878. 

12.  Eisenbahnrechtliche  Verfügungen  des 
Übertretungsgesetzes,  Gesetzartikei  vom  Jahre 
1879. 

13.  Die  für  einzelne  Eisenbahnen  erlassenen 
Spezialgesetze. 

Ferner  sind  solche  Gesetze  zu  erwähnen, 
die  zwar  nicht  unmittelbar  als  Eisenbahn- 
gesetze zu  bezeichnen  sind,  weil  sie  weiter- 
gehende Bestimmungen  enthalten,  aber  doch 
entweder  einzelne  Anordnungen  für  die  Eisen- 
bahnen treffen  oder  infolge  ihres  Inhalts  auch 


auf  Eisenbahnen   Anwendung   finden    (so   das 
Wasserrechtsgesetz  und  die  Forstgesetze). 

b)  Besondere  Verordnungen  des  Ministeriums, 
welche  infolge  ihrer  allgemeinen  Gültigkeit  im 
amtlichen  Verordnungsblatt  für  Ungarn  kund- 
gemacht werden,  z.  B.  die  Verordnung  aus  dem 
Jahre  1885,  Z.  40.003,  über  die  Einreichung 
der  Pläne  und  den  Bau  der  für  Lokomotiv- 
betrieb einzurichtenden  Eisenbahnen,  die  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1889,  Nr.  37.635,  über  die 
bei  der  Projektierung  und  dem  Bau  von  Eisen- 
bahnen zu  beachtenden  Grundsätze,  der  Erlaß 
über  die  Herstellung  von  Streckenübergängen 
aus  dem  Jahre  1881,  Nr.  36.263,  Handels- 
ministerialverordnung  Z.  59.441  vom  Jahre 
1906,  bezüglich  Vorlage  der  neuen  Tarife  und 
den  mit  diesen  zusammenhängenden  Beför- 
derungsvorschriften und  Vereinbarungen; 
Z.  1649  vom  Jahre  1905,  bezüglich  der  Ver- 
lautbarung der  Tarife,  Z.  79.749  vom  Jahre 
1895,  bezüglich  des  Vorgangs  bei  Bewilhgung 
und  Verlautbarung  der  im  Eisenbahngüter- 
verkehr anzuwendenden  Frachtbegünstigungen 
u.  s.  w. 

Die  den  Eisenbahnverkehr  betreffenden  Vor- 
schriften wurden  im  Sinne  des  Art.  8  des  mit 
Gesetzartikel  XVI  vom  Jahre  1867  erneuert  an- 
genommenen Zoll-  und  Handelsvertrags  mit 
der  österreichischen  Regierung  einheitlich  fest- 
gestellt. Auch  derzeit  ist  in  Ungarn  noch  die- 
selbe EBO.  und  dasselbe  BR.  in  Kraft  wie  in 
Österreich;  die  Grundzüge  für  den  Betrieb  der 
Haupt-  und  Lokalbahnen,  die  Signalordnung 
u.  s.  w.  sind  ebenfalls  übereinstimmend. 

In  Ansehung  der  Staats-  und  Privatbahnen 
hat  der  Handelsminister  die  oberste  Auf- 
sicht, insbesondere  die  Handhabung  der  EBO. 
und  die  Aufsicht  in  allen  Verwaltungsangele- 
genheiten sowie  auch  in  Fragen,  welche  sich  auf 
die  Baubewilligung,  die  Konzessionserteilung, 
auf  die  Zuerkennung  des  Enteignungsrechts, 
auf  die  Betriebseröffnung  und  auf  die  Regelung 
der  Tarifverhältnisse  beziehen. 

Eine  dem  HM.  unterstehende  technisch- 
administrative  Behörde  ist  die  General- 
inspektion für  Eisenbahnen.  Dieselbe  hat  die 
der  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Oberaufsicht 
und  Kontrolle  über  den  Bau  und  Betrieb  aus- 
zuüben, als  technisches  Fachorgan  die  vom  HAI. 
zugewiesenen  Gegenstände  zu  begutachten  und 
bei  Kommissionen  zu  intervenieren. 

Mit  Rücksicht  auf  den  großen  Einfluß,  den 
die  Eisenbahnen  und  deren  Tarife  auf  das 
wirtschaftliche  Leben  des  Landes  ausüben, 
wurde  mit  Gesetzartikel  XXXVI  vom  Jahre 
1907  der  Landeskommunikationsrat  geschaffen 
und  dem  kgl.  ungarischen  Handelsminister  als 
Begutachtungsorgan  beigestellt.  Innerhalb  dieser 
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Körperschaft  wirkt  ein  Komitee  {Tarifkomitee), 
welches  bloß  Tarifangelegenheiteti  zu  behan- 
deln hat. 

Das  Gutachten  bzw.  die  Stellungnahme 
dieses  Komitees  bzw.  des  Kommunikationsrates 
ist  für  den   Minister  nicht  bindend. 

Außer  diesem  Organ  sind  zur  Begutachtung 
berufen  die  Handels-  und  Gewerbekanmiern, 
die  verschiedenen  wirtschaftlichen  Interessen- 
vertretungen (Vereine,  Verbände  u.  s.  w.)  und 
die  Eisenbahndirektionen  bzw.  die  gemeinsamen 
Direktorenkonferenzen,  namentlich  in  Bahnfach- 
angelegenheiten engeren  Sinnes. 

Die  Verwaltung  der  im  Betrieb  des  Staates 
stehenden  eigenen  und  Privatbahnen  obliegt 
der  Direktion  der  kg  1.  ungarischen  Staats- 
eisenbahnen mit  den  ihr  unterstehenden 
Betriebsleitungen. 

VI.  Die  ungarischen  Eisenbahnen  nach  dem 
Weltkriege. 
Wie  aus  vorstehender  Darstellung  hervorgeht, 
hat  sich  das  ungarische  Eisenbahnwesen,  namentlich 
seitdem  Ungarn  im  Jahre  1867  die  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  erlangt  hatte,  mächtig  entwickele 
und  rühmte  man  mu  Recht  die  rationelle  Anlage 
des  Netzes,  die  mustergültige  Ausrüstung  der 
Bahnen,  die  moderne  Führung  des  Betriebes,  die 
Ordnung  und  Pünktlichkeit  in  demselben.  Der 
Weltkrieg  bereitete  dem  Aufschwung  der  ungarischen 
Eisenbahnen  ein  jähes  Ende  und  zerstörte  sein  un- 
glückseliger Ausgang  jede  Hoffnung  auf  eine  Besse- 
rung der  Verhältnisse  in  absehbarer  Zeit.  So  ver- 
nichtend war  die  Wirkung  des  eingetretenen  Um- 
sturzes. Unmittelbar  nach  Auflösung  der  Armeen 
an  der  Front  brachte  das  massenhafte  Rückströmen 
der  Soldaten  in  die  Heimat,  anderseits  das  Hinaus- 
strömen der  Kriegsgetangenen,  die  ihren  Weg  zumeist 
über  die  Hauptstadt  nach  den  Grenzstationen  nahmen, 
sowie  die  Beförderung  der  aus  den  besetzten  Ge- 
bieten flüchtenden  Massen  schier  unüberwindliche 
Verkehrsstauungen  mit  sich.  Dazu  kam  die  An- 
sammlung des  aus  solchen  Gebieten  in  Sicherheit 
gebrachten  Betriebsmaterials  in  der  Nähe  der 
Hauptstadt,  die  Plünderungen  des  Pöbels,  die 
einen  enormen  Umfang  erreichten,  die  mit  der 
völligen  Untergrabung  der  Disziplin  Hand  in  Hand 
gingen.  Am  20.  März  1919  gelangte  die  Gewalt  in 
die  Hände  des  Proletariats.  Die  Verwüstungen  dauer- 
ten in  verstärktem  Maße  fort.  Es  folgte  eine  mehr 
als  3 monatliche  rumänische  Besetzung.  Nach  dem 
Abmarsch  der  Rumänen  (Mitte  November  1919) 
konnte  man  erst  allmählich  all  die  Verheerungen 
und  Plünderungen  überblicken,  die  Bahnanlagen 
waren  einfach  zerstört,  so  auch  die  Szolnoker  Reichs- 
brücke. Die  Zahl  der  fortgeschleppten  Lokomotiven 
und  Wagen  belief  sich  auf  viele  Tausend.  So  ver- 
nünderte  sich  der  Stand  der  Güterwagen  in  der 
Zeit  von  August  bis  Dezember  1919  von  110.000 
auf  35.000.  Dazu  kam,  daß  die  Mehrzahl  der  übrig- 
gebliebenen Wagen  nicht  betriebsfähig  war.  Ähnlich 
verhielt  es  sich  mit  den  Lokomotiven,  deren  Stand 
sich  von  48S7  auf  1528  verminderte.  Dabei  fehlten 
die  besten  und  leistungsfähigsten  Maschinen;  auch 
an  Kohle  fehlte  es,  die  vorhandene  war  überdies 
von  schlechter  Qualität.  Nur  mühselig  konnte  sich 
in  der  ersten  Zeit  nach  der  Befreiung  des  Landes 
ein    bescheidener   Verkehr   abwickeln.    Man    mußte 


zunächst  mit  410  Lokomotiven,  CIO  Personen-  und 
27.000  Güterwagen  den  Winterverkehr  1919  1920  in 
dem  verslümmelten  Lande  abwickeln  und  konnte 
erst  nach  und  nach  mit  dem  Aufgebot  aller  Kräfte 
durch  Ausbesserung  der  schadhaften  Fahrzeuge 
und  Beschaffung  von  Kohle  eine  Besserung  der 
Verkehrsverhältnisse  angebahnt  werden.  Welchen 
Einflul?  all  die  vorausgegangenen  Umwälzungen 
auf  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Staalsbahnen 
hatten,  illustriert  wohl  am  besten  die  Tatsache,  daß 
dieselben  vom  November  1918  bis  November  1919 
mit  einem  bedeutenden  Betriebsdefizit  schlössen.  Dank 
der  wieder  zur  Geltung  gebrachten  Disziplin,  Ord- 
nung und  wirtschaftlichen  Gebarung  erzielten  die 
Staatsbahnen  seither  wieder  Überschüsse.  Indessen 
können  dieselben  kaum  jemals  auch  nur  annähernd 
die  Friedenshöhe  erreichen,  nachdem  Ungarn  durch 
den  Friedensvertrag  von  Trianon  einen  empfind- 
lichen Gebietsverlust  und  im  Zusammenhange  da- 
mit eine  erhebliche  Verminderung  seines  Eisenbahn- 
netzes erlitten  hat.  Von  den  8500  Aw  Hauptbahnen  und 
10.500/««  Lokalbahnen  verblieben  bei  Ungarn  nur 
3071/.'/«  Hauptbahnen  und  4026 /tm  Lokalbahnen. 
Wahrend  früher  in  Ungarn  nur  6  Grenzstationen 
den  zollamtlichen  Verkehr  abgewickelt  haben,  besitzt 
Ungarn  derzeit  50  Grenzübergangspunkte.  Hierbei 
sind  von  50  Strecken  43  inmitten  unbewohnter  Felder 
auf  offenem  Gelände  durchschnitten  worden.  Welchen 
Hindernissen  bei  solchen  Einrichtungen  die  Abwick- 
lung des  internationalen  Verkehrs  begegnet,  labt 
sich  vorstellen  und  muß  anerkannt  werden,  daß  die 
Leitung  der  ungarischen  Staatsbahnen  unermüdlich 
tätig  ist,  um  auch  unter  den  heutigen  ungünstigen 
Verhältnissen  den  Verkehrsbedürfnissen  gerecht  zu 
werden. 

Hinsichtlich  der  Zukunft  der  ungarischen  Eisen- 
bahnen ist  es  von  wesentlichen»  Einfluß,  für  die 
weitgehendste  Weiterentwicklung  der  Verkehrsmög- 
lithkeiten  und  anderseits  für  größte  Sparsamkeit  zu 
sorgen.  Diese  Sparsamkeit  kann  in  2  Richtungen  zur 
Geltung  kommen,  in  der  Herabdrückung  der  Per- 
sonalausgaben und  in  der  Ermäßigung  der  sonstigen 
Betriebskosten.  Mit  der  ersteren  hängt  die  Frage 
der  Vereinfachung  der  Verwaltung  eng  zusammen. 
Die  wesentliche  Bedingung  derselben  ist,  daß  im 
Eisenbahnbetriebe  der  Unternehmungs'charakter  zum 
Ausdruck  gebracht  wird,  zu  welchem  Zweck  es 
wieder  notwendig  erscheint,  die  Bewegungsfreiheit 
der  Eisenbahn  innerhalb  der  weitesten  Grenzen  zu 
sichern. 

Literatur:  Dobiecki,  Gründung,  Bau  und  Be- 
trieb der  ungarischen  Lokalbahnen,  herausgegeben 
vom  ungarisclien  Ingenieur-  und  Architektenverein. 
Budapest  1891.  —  Jahresbericht  des  kgl.  ungarischen 
Handelsministers.  Budapest.  -  Konta(Kohn),  Eisen- 
bahnjahrbuch der  österreichisch-ungarischen  Monar- 
chie, Bd.  J-X.XI.  Wien  1868.  -  Kupka,  Die  Eisen- 
bahnen Österreich-Ungarns,  1822-1867.  Leipzig 
1888.  -  Mandello,  Wirksamkeit  des  kgl.  ungari- 
schen Handelsministers,  jährlich  bis  1893.  Budapest. 

—  Nemeny,  Die  Verstaatlichung  in  Ungarn.  Leip- 
zig 1890.  —  Saarossy  Kapeller,  Die  zehnjährige 
Tätigkeit  der  kgl.  ungarischen  Staatseisenbahnen  auf 
dem  Gebiet  der  Volkswirtschaft.  Budapest  1885.  - 
Schüller,  Versuch  einer  vergleichenden  Statistik 
der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  während 
der  Jahre  1866,  1867,  1868,  1869.  Wien  1871.  - 
Statistische  Nachrichten  der  Eisenbahnen  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  1870—1889.  - 
Süden  hörst,  Die  Eisenbahnen  Ungarns.  Wien  1871. 

—  Toth  V.  Felseö  Szopor,  Die  Bahnverwaltungs- 
systeme in  Ungarn.  Wien  1879. 
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Ungarische  Nordbahn,  in  Ungarn  ge- 
legene normalspurige  Eisenbahn,  ehemals  Privat- 
bahn mit  dem  Sitz  in  Budapest,  umfaßte  zur 
Zeit  der  Verstaatlichung  (1868)  die  Strecken 
Pest-Salgö  tarjän  und  Salgö  tarjän-Josefstollen, 
zusammen   16-67  Meilen  (\25-A6  km). 

Die  U.  ist  aus  der  im  Jahre  1863  gebildeten 
k.  k.  priv.  Pest-Losoncz-Neusohler  Eisenbahn- 
und  Steinkohlen-Gewerkschaft  hervorgegangen. 
Die  Eröffnung  der  Strecke  Pest-Hatvan-Salg()- 
tarjdn  erfolgte  nach  Oberwindung  großer 
finanzieller  Schwierigkeiten  im  Jahre  1867 
(vgl.  Ungarische  Eisenbahnen). 

Ungarische  Nordostbahn,  in  Ungarn  ge- 
legene Eisenbahn,  ehemals  Privatbahn  mit  dem 
Sitz  in  Budapest,  seit  1890  vom  Staat  über- 
nommen. Die  U.  umfaßte  zur  Zeit  der  Ver- 
staatlichung folgende  Strecken:  1.  Hauptbahnen: 
Szerencs-S.  A.  Ujhely-M.  Sziget  (244-373  km), 
Debreczen-Szatmdr- Kirälyhäza  (149-873  km); 
2.  Flügeibahnen:  S.  A.  Ojhely-Leg.  Mihalyi- 
Kassa  samt  Verbindungskurve  (64-05  km), 
Bätyu-Munkdcs  (25-958  Am);  Nyiregyhaza-Csap 
{70-45  km);  3.  Sekundärbahn:  Csap-Ungvär 
<23-22y^/n),  zusammen  577-924  Ä/«.  Außerdem 
führte  die  U.  den  Betrieb  der  Munkäcs-Beskider 
Staatsbahn  bis  Lawoczne,  der  Eisenbahn  Szatmar- 
Nagybänya,  der  Nyiregyhäza-Mäteszalka-,  der 
Szüägysäger  und  der  Taracztalbahn,  insgesamt 
daher  auf  einem  Netz  von  912-997  km.  Seit 
I.Januar  1889  führte  sie  auch  den  Betrieb  der 
ungarischen  Strecke  der  ungarisch-galizischen 
Eisenbahn  (vgl.  Ungarische  Eisenbahnen). 

Ungarische  Ostbahn,  teils  in  Ungarn,  teils 
in  Siebenbürgen  gelegene  eingleisige  Eisenbahn, 
ehemals  Privatbahn,  seit  1876  verstaatlicht,  um- 
falle zur  Zeit  der  Verstaatlichung  die  Linien 
Nagyvärad  -  Brassö  (483-930  km),  Kocsärd- 
M.  Vasärhely  (59-320  km),  Tövis-Gyulafehervär 
{] 0-472  km),  Kiskapus-Nagyszeben  (44-7 \0  km) 
und  Gyeres-Torda  {S'5b\km).  Letztere  Strecke 
befand  sich  zur  Zeit  der  Verstaatlichung  erst  im 
Bau.  Die  Konzessionierung  erfolgte  1868,  die 
Eröffnung  des  Betriebes  1870  (vgl.  Ungarische 
Eisenbahnen). 

Ungarische  Staatsbahnen  s.  Ungari- 
sche Eisenbahnen. 

Ungarische  Westbahn,  teils  in  Ungarn, 
teils  in  Steiermark  gelegene,  1869  und  1870 
konzessionierte,  1871/72  eröffnete  Privatbahn 
mit  dem  Sitz  in  Budapest,  seit  1889  im  Betrieb 
der  ungarischen  bzw.  österreichischen  Staats- 
verwaltung. Sie  umfaßte  zur  Zeit  der  Verstaat- 
lichung die  1871/73  eröffneten  Strecken  Györ- 
Szombathely-Gyanafalva  (178-488 /^m),  Szekes- 
fehervar-Veszprem-Kis-Czell  (122-752Aw),  Graz- 
ungarische Grenze  bei  Gyanafalva  (67-846  Ä/«) 


und  das  Ver'iindungsgleis  zur  Südbahnstation 
Graz  (3-803  km),  zusammen  372-889  km. 

1888  erhielt  die  Gesellschaft  die  Verständigung, 
daß  die  Regierungen  der  beiden  Reichshälften 
sich  entschlossen  haben,  die  Bahn  auf  Grund 
der  Sequesfrationsgesetze  in  den  Staatsbetrieb 
zu  übernehmen.  Die  gepflogenen  Verhandlungen 
führten  dazu,  daß  die  ungarische  Strecke  ver- 
tragsmäßig in  das  Eigentum  des  Staates  über- 
ging und  auch  der  Betrieb  der  österreichischen 
Strecke,  unter  gleichzeitiger  Festsetzung  von  Be- 
stimmungen über  die  allfällige  Einlösung,  auf 
die  Konzessionsdauer  für  Rechnung  des  Staates 
übernommen  wurde.  Die  ungarische  Regierung 
verpflichtete  sich,  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
der  gesellschaftlichen  Aktien  und  Prioritätsobli- 
gationen im  Verhältnis  zur  Länge  der  unga- 
rischen Linie  Annuitäten  zu  zahlen.  Am  I.Januar 
1889  ging  die  U.  sodann  in  den  Staatsbetrieb 
über,  die  österreichische  Linie  kam  unter  die 
Verwaltung  der  Generaldirektion  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen,  die  ungarische  Linie 
in  die  Verwaltung  der  Direktion  der  ungarischen 
Staatsbahnen    (vgl.   Ungarische    Eisenbahnen). 

Ungarisch-galizische  Eisenbahn,  teils 
in  Galizien,  teils  in  Ungarn  gelegene  Eisenbahn, 
ehemals  Privatbahn,  mit  dem  Sitz  in  Wien,  seit 
1889  im  Betrieb  des  österreichischen  bzw.  ungari- 
schen Staates.  Die  U.  umfaßte  bei  der  Verstaatli- 
chung die  galizische  Strecke  Przemysl-ungarisch- 
galizische Landesgrenze  bei  Lupköw  (147-01  'bkm) 
und  die  ungarische  Strecke  Landesgrenze-Leg. 
Mihälyi   (120-032  km),  zusammen  267-047  km. 

Die  Konzessionierung  der  österreichischen 
und  ungarischen  Strecke  erfolgte  1869,  die  Er- 
öffnung 1871  -  1874.  Im  Zuge  der  U.  liegt  der 
große  Lupköwer  Tunnel  durch  die  Karpathen, 
dessen  Herstellung  erforderte  außerordentlich 
große  Bauauslagen,  durch  die  die  Gesellschaft 
in  finanzielle  Schwierigkeiten  geriet.  Diese 
wurden  durch  das  Eingreifen  der  beiden  be- 
teiligten Regierungen  behoben. 

Zufolge  der  Übereinkommen  vom  9.  bzw. 
20.  Dezember  1888  mit  den  beiderseitigen  Re- 
gierungen wurde  der  Betrieb  der  U.  am  1.  Januar 
1889  vom  Staat  für  Rechnung  der  U.  über- 
nommen, u.  zw.  ging  der  Betrieb  der  öster- 
reichischen Linie  in  die  Verwaltung  der  General- 
direktion der  österreichischen  Staatsbahnen  und 
jener  der  ungarischen  Linie  in  die  Verwaltung  der 
Direktion  der  ungarischen  Staatsbahnen  über.  Auf 
Grund  des  ungarischen  Gesetzartikels  XIV  \om 
Jahr  1889  erfolgte  die  Ablösung  der  ungarischen 
Linien  undaufGrunddesGesetzesvom  25. August 
1889  die  Genehmigung  des  Llbereinkonmiens 
wegen  Betriebsübernahme  für  Rechnung  des 
Staates  und  allfälliger  Einlösung  der  österreichi- 
schen Linien  derU. (vgl. UngarischeEisenbahnen), 
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Uniform.   -    Union  Pacific-Eisenbahn. 


Uniform  s.  Dienstkleid. 

Uniformierungskassen  s.  Kleiderkas- 
sen. 

Union  Pacific-Eisenbahn.  Die  ursprüng- 
lich unter  dieser  Firma  am  1.  Juli  1862  von 
dem  Kongreß  der  Vereinigten  Staaten  konzes- 
sionierte Eisenbahn  bildet  die  östliche  Hälfte 
der  ersten  durch  die  Vereinigten  Staaten  ge- 
bauten Überlandbahnen  (s.d.).  Ihre  Hauptlinie 
erstreckte  sich  von  Omaha  nach  Westen;  sie  traf 
mit  dem  östlichen  Glied  der  ersten  Überland- 
bahn, der  Central  Pacific-Eisenbahn,  in  Ogden 
(Utah)  am  10.  .Mai  1S6Q  zusammen,  während 
für  die  Fertigstellung  der  ersten  Überlandbahn 
in  der  Konzession  erst  der  1.  Juli  1876  in  Aus- 
sicht genommen  war.  Der  Kongreß  hat  die  U. 
durch  Landschenkungen,  u.  zw.  20  Sektionen 
für  jede  Meile  (insgesamt  1 3,384.089  Acres),  und 
ein  Regierungsdarlehen  von  27,236.512  Dollar 
(je  nach  den  von  der  Bahn  durchzogenen 
Gebieten  16.000,  32.000  und  48.000  Dollar 
f.  d.  Meile)  unterstützt. 

Das  Darlehen  sollte  ursprünglich  die  erste 
Obligationenschuld  der  Bahn  bilden.  Als  diese 
behauptete,  daß  sie  weiterer  Mittel  zum  Bau 
der  Bahn  bedürfe,  wurde  die  Konzession  von 
1862  durch  eine  neue  vom  2.  Juni  1864 
zu  gunsten  der  Bahn  dahin  geändert,  daß  die 
Regierung  mit  ihrer  Forderung  an  die  zweite 
Stelle,  hinter  eine  unverbürgte  Obligationen- 
schuld von  gleicher  Höhe  zurücktrat.  Die  Ver- 
zinsung des  verbürgten  Darlehens  erfolgt  unmit- 
telbar durch  die  Regierung.  Kapital  und  Zinsen 
sollten  nach  30  Jahren  zurückgezahlt  werden.  Die 
Bahn  hatte  dafür  gewisse  Gegenleistungen  zu 
gunsten  der  Regierung  (Beförderung  der  Post, 
der  Truppen  u.  s.  w.  zu  ermäßigten  Preisen) 
übernommen  und  sich  auch  zu  einer  allmäh- 
lichen Sicherstellung  der  Regierungsforderung 
durch  Anlage  eines  Tilgungsfonds  verpflichtet. 

Die  Stammlinie  der  Gesellschaft  von  Council 
Bluffs  bis  Ogden  hat  eine  Länge  von  1690  km. 

Gleichzeitig  init  der  U.  wurde  unter  der 
Firma  Leavenworth,  Pawell  &  Western-Eisen- 
bahn,  später  umgeändert  in  die  Firma  Union 
Pacific,  östliche  Abteilung,  und  zuletzt  in 
die  Firma  Kansas  Pacific-Eisenbahn  von  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  des  Staates  Kan- 
sas eine  von  Kansas  nach  Denver  gehende 
Zweiglinie  konzessioniert.  Sie  erhielt  als  Unter- 
stützung gleichfalls  20  Sektionen  Ländereien 
f.  d.  Meile  und  ein  Darlehen  von  6,303.000 
Dollar.  Diese  Bahn  wurde  am  I.September  1870 
fertiggestellt,  konnte  1873  ihren  Verpflichtungen 
nicht  mehr  nachkommen  und  mußte  ihre  Zah- 
lungen einstellen,  im  Jahre  1879  waren  ihre 
Verhältnisse  so  weit  geordnet,  daß  sie  ihre  Gläu- 
biger befriedigte. 


Aus  diesen  beiden  Bahnen  und  einer  kleine- 
ren, von  Denver  nach  Cheyenne  führenden 
(170  km  langen)  Verbindungsbahn  zwischen 
ihnen  bildete  sich  am  24.  Januar  1880  ein 
Gesamtunternehmen,  das  unter  der  gemein- 
schaftlichen Firma  Union  Pacific  Railway  Com- 
pany nunmehr  anfing,  sich  immer  weiter 
nach  Westen,  Süden  und  Norden  durch  Bau 
neuer  Strecken,  Ankauf  und  Pachtung  bestehen- 
der Bahnen  auszudehnen.  Im  Jahre  1886  kam 
hierzu  die  Verschmelzung  mit  der  Oregon  Rail- 
way and  Navigation  Company  (1058  km).  Die 
Bahn  hatte  ursprünglich  ihren  Ausgangspunkt 
nach  dem  Stillen  Ozean  nur  über  die  Central 
Pacific-Eisenbahn.  Durch  die  schmalspurige 
Utah  and  Northern-Eisenbahn  (von  Ogden  nach 
Garrison,  .Montana)  erhielt  sie  eine  selbständige 
Verbindung  mit  der  Northern  Pacific-Bahn 
und  durch  die  am  14.  Xorember  1884  er- 
öffnete Oregon  Short  Line  eine  weitere  westliche 
Verbindung  mit  der  Oregon  Railway  and 
Navigation  Company.  Nach  Verschmelzung  mit 
der  letzteren  beherrschte  die  Bahn  das  ganze 
Gebiet  vom  Stillen  Ozean  bis  zum  Missouri 
selbständig.  Die  Reorganisation  des  Jahres  1880 
war  wesentlich  ein  Werk  des  berüchtigten  Speku- 
lanten Jay  Gould,  der  durch  Vereinigung  einer 
Reihe  kleiner  notleidender  Bahnen,  die  er 
billig  erworben  hatte,  mit  den  in  besseren 
Verhältnissen  befindlichen  Bahnen  große  Ge- 
winste einstrich  und  das  Gesamtnetz  lediglich 
in  seinem  und  seiner  Spießgesellen  Interesse 
verwaltete  und  herunterwirtschaftete.  Als  er 
genug  verdient  hatte,  trat  er  von  der  Leitung 
zurück.  Im  Jahre  1884  trat  an  die  Spitze  des 
Unternehmens  Charles  Francis  Adams  jun.,  der 
durch  seine  tüchtige,  sparsame  und  ehrliche 
Verwaltung  das  Unternehmen  wieder  in  die 
Höhe  brachte,  auch  durch  die  vorerwähnten 
großen  Linien  erweiterte.  Im  Jahre  1891  warf 
Gould  wieder  sein  .Auge  auf  die  Bahn  und 
kaufte  ihre  Aktien.  Adams  trat  daher  von  der 
Verwaltung  zurück.  Gould  starb  1892,  bevor 
er  eine  entscheidende  Wirksamkeit  hatte  aus- 
üben können.  Die  schlechten  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  nötigten  aber  die  Bahn,  im  Jahre 
1893  ihre  Zahlungen  einzustellen. 

Die  Schwierigkeiten  ihrer  Lage  \surden  da- 
durch gesteigert,  daß  inzwischen  der  Zeitpunkt 
herankam  zur  Rückzahlung  der  Schuld  an  die 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten.  Über  die 
Höhe  dieser  Schuld  bestanden  erhebliche  .Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen  der  Regierung 
und  der  Bahn,  die  dazu  führten,  daß  im 
Jahre  1887  der  Senat  eine  Untersuchung  durch 
einen  besonderen  Ausschuß  anordnete,  die 
im  Lauf  des  Jahres  1887  stattfand  und  deren 
Ergebnisse  in  einem  ausführlichen,  aus  einem 


Union  Pacific-Eisenbahn. 


Universal-Nivellierinstrumente. 
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Mehrheits-  und  Minderheitsgutachten  bestehen- 
den Bericht  vom  17.  Januar  18SS  niedergelegt 
sind. 

Über  die  Schuld  der  Bahn  an  die  Regierung 
enthält  der  Bericht  folgende  Rechnungen: 

Dollar 

Die  Kapitalschuld  für  die  Haupt- 
bahn und  dieZweigbahnen  betrug  33,539.512 

Dazu  Zinsen,  die  die  Regierung  bis 
zum  31.  Dezember  1886  vorge- 
schossen hatte,  abzüglich  der  von 
der  Bahn   zurückgezahlten 15,670.753 

Zusammen...  49,210.265 

Bis  zum  Verfall  der  Schuld  traten 

hierzu  noch  an  Zinsen 22,240.64  0 

Gesamtschuld  also...  71,450.905 
Von  diesem  Betrag  sind  die  von  der  Bahn 
angesammelten  Tilgungsbeträge  bereits  abge- 
zogen. In  dem  Bericht  wurden  verschiedene 
Vorschläge  zur  .Ausgleichung  dieser  Schuld, 
deren  volle  Höhe  übrigens  von  der  Bahn 
nicht  anerkannt  wurde,  gemacht.  Eine  vor- 
läufige Regelung  der  Sache  ist  erfolgt  durch  das 
sog.  Thurmangesetz,  durch  das  die  Bahn  zur  .An- 
lage eines  weiteren  Tilgungsfonds  angehalten 
wurde.  Durch  die  Untersuchung  ist  auch  fest- 
zustellen, welche  gewaltigen  Summen  durch 
allerhand  Unredlichkeiten  beim  Bau  der  Bahn 
in  die  Taschen  der  Unternehmer  geflossen  sind. 
Nach  langen  \'erhandlungen  der  Massen- 
verwalter mit  den  Gläubigern  der  Bahn  und 
anderseits  mit  dem  Kongreß  (das  nähere  dar- 
über in  dem  unten  angeführten  Buch  von 
Daggett,  S.  237ff.)  kam  es  im  Jahre  1896  zu 
einem  Zwangsverkauf,  dem  1897  eine  neue 
Reorganisation  folgte.  Die  Regierung  hatte  auf 
einen  erheblichen  Teil  ihrer  Forderungen  ver- 
zichtet.   Seitdem    hat   sich    die   Bahn  gut  ent- 

1906 
Länge  der  Bahn  in  Meilen  .    .  5.403 

Beförderte  Personen 4,803.094 

Gefahrene  Personenmeilen    .    .     642,544.422 

Gefahrene  t 13,048.346 

Gefahrene  tm 5.353,374.071 

Betriebseinnahmen  \w$  ...  66,879.142 
Betriebsausgaben  in  .S  .  .  .  .  34,824.076 
Reineinnahmen  in  5 32,055.066 

Literatur:  Report  of  the  Commission  and  the 
Minority  Commissioner  of  the  United  States  Pacific 
Railway  Commission.  Washington  1887.  —  John 
P.  Davis,  The  Union  Pacific  Railway  Company. 
Chicago  1894,  -  v.  der  Leyen,  Die  Finanz-  und 
Verkehrspolitik  der  nordamerikanischen  Eisenbahnen. 
1895,  S.  58  ff.  —  Daggett.  Railroad  ReOrganization. 
Boston  u.  New  York  1908,  S.  220  ff.     v.  der  Leyen. 

Universal-Nivellierinstrumente    werden 

Nivellierapparate  genannt,    die  nicht    bloß 


wickelt,  sich  weiter  ausgedehnt  und  reiche 
Beträge  abgeworfen,  so  daß  auf  die  Vorzugs- 
aktien seit  1900  regelmäßig  4*<,  Dividende, 
auf  die  gewöhnlichen  Aktien  im  Jahre  1900 
3''/2%  Dividende  gezahlt  werden  konnte,  die 
allmählich  erhöht  wurde  und  sich  seit  1907 
bis   1913  auf  10",;    belaufen  hat. 

Durch  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofs  vom 
2.  Dezember  1912  wurde  mit  Einstimmigkeit 
entschieden,  daß  der  Besitz  der  U.  von  40  % 
der  Aktien  der  Southern  Pacific-Eisenbahn  ge- 
gen das  Sherman-  (sog.  Antitrust-)  Gesetz  (s. 
Art.  Trust)  verstößt  und  diese  Aktien  zu 
verkaufen  seien,  womit  der  Wettbewerb  der 
Southern  Pacific-Bahn  wieder  hergestellt  wurde. 
Die  Folge  davon  war  eine  Trennung  der  U. 
und  der  Southern  Pacific,  die  nach  langwierigen 
Verhandlungen  der  beteiligten  Aktionäre  und 
Gläubiger  vom  30.  Juni  7.  Juli  1913  erfolgt  ist. 

Die  Länge  der  U.  betrug  am  30.  Juni  1913, 
bis  wohin  die  Berichte  vorliegen,  12.385  km. 
Sie  betreibt  außerdem  eineAnzahl  von  Dampfer- 
linien, die  mit  dem  Besitz  der  Oregon  and 
Navigation  Company  an  sie  gelangten.  Die 
östlichen  Ausgangspunkte  der  U.  sind  Kansas 
und  Council  Bluffs.  Von  Kansas  geht  die 
Bahn  über  Denver  nach  Cheyenne,  wohin 
auch  die  von  Council  Bluffs  über  Omaha  ge- 
hende Strecke  führt.  Von  Cheyenne  führt  die 
Bahn  nach  Salt  Lake  City,  von  da  erstreckt 
sich  das  westliche  Netz  nach  Spokane,  Port- 
land (Oregon),  Tacoma  und  Seattle.  Eine  Bahn 
von  Salt  Lake  City  nach  Los  Angeles  ist  im  Bau. 

Das  Anlagekapital  betrug  in  Aktien 
316,178.900*,  davon  216,635.400*  gewöhn- 
liche und  99,543.500  $  Vorzugsaktien.  An 
Obligationen  verschiedener  Gattung  waren 
343,965.980  5  ausgegeben. 

Die  wesentlichsten  Betriebsergebnisse  waren: 


1912  1913 

7.150  7.350 

8,721.379  8,563.262 

898,779.724  903,046.763 

14,980.793  16,456.182 

710,324.180  6.283,029.209 

84,180.097  91,810.307 

48,533.320  52,097.567 

35,646.777  39,712.740 

sondern  auch  zur  Lösung 
aller  jener  geodätischen  Aufgaben  verwendet 
werden,  die  bei  Bauausführungen,  namentlich 
beim  Trassieren  von  Straßen  und  Eisen- 
bahnen, bei  wasserbautechnischen  Arbeiten, 
bei  verschiedenen  Absteckungen  u.  s.  w.  zu 
lösen  sind.  Das  Fernrohr  muß  eine  größere 
Bewegung  im  vertikalen  Sinne  zulassen,  als 
es  bei  den  gebräuchlichen  Nivellierinstrumenten 


1911 

6.678 

8,574.527 

934,002.706 

14,807.161 

5.803,802.346     : 

87,201.971 

47,907.772 

39,294.199 

zum    Nivellieren 
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Abb^  44 


Abb.  45. 


der  Fall  ist,  um  Horizontalwinkel  bei  be- 
liebiger Neigung  der  Visur  und  auch  V'erti- 
kalwinkel  messen  zu  können;  überdies  ist 
es  notwendig,  Distanzen  und  Höhenunter- 
schiede indirekt  auf  optischem  Wege  zu 
ermitteln,  zu  welchem  Zwecke  das  Fern- 
rohr zur  Distanzmessung  eingerichtet  sein 
muß. 

Diese  aus  dem  Bedürfnisse  des  Bau- 
ingenieurs hervorgegangenen  Instrumente 
sind  wahre  Universalinstrumente, 
man  kann  sie  auch  als  Tachymeter  mit 
empfindlicher  Nivellierlibelle  an- 
sprechen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  noch  heute  in  der 
Praxis  in  Verwendung  stehenden  älteren 
Bauarten  dieser  Instrumente  seien  nach- 
folgend die   drei    typischen  Formen: 

1.  Das  U.  mit  umlegbarem  Fern- 
rohre und  Aufsetzlibelle; 

2.  das  U.  mit  durchschlagbarem 
Fernrohre  und  Aufsetzlibelle  und 

3.  das  U.  mit  durchschlagbarem 
Fernrohre  und  Doppellibelle  kurz  be- 
schrieben und  im  Bilde  durch  die  von  der  in 
Österreich  führenden  mathematisch-mecha- 
nischen W'erkstätte  Starke  &  Kammerer 
hergestellten  Formen  veranschaulicht. 

Die  erste  Type  (.Abb.  44)  besteht  aus 
dem  festen  Unterteile  mit  Limbus,  der 
mit  einem  soliden  Dreifuß  beim  Gebrauch 
mit  dem  Stativ  fest  verbunden  wird,  und  aus 
der  drehbaren  Alhidade  mit  dem  Oberteile 
des  Instruments.  Die  Hauptabmessungen 
des  Instruments  sind:  Durchmesser  des 
Horizontalkreises  15  cm,  direkte  Teilung 
des  Kreises  10'  und  die  Angabe  diametraler 
Nonien  20"  bis  1';  der  Vertikalkreis  hat 
\2  cm  im  Durchmesser,  ist  durchlaufend 
0  —  SöO*-^  geteilt  und  die  Nonienangabe  be- 
trägt r  bis  20";  bei  horizontal  gerichteter 
Visur  des  Mittelfadens  sind  die  Lesungen 
an  den  Nonien  des  Vertikalkreises  0"  bzw. 
180°.  Das  Fernrohr  mit  34 /n/ra  Objektiv- 
öffnung, 35 maliger  Vergrößerung,  einem 
Ramsdenschen  Okular  ruht  in  einer  klemm- 
und  fein  verstellbaren  A\etallrinne,  ist  in 
seinen  Lagern  dreh-  und  umlegbar,  besitzt 
zwei  Anschlagzapfen,  die  an  das  mit  dem 
Lager  in  fester  Verbindung  stehende 
Korrektionsschräubchen  anstoßen,  wenn  bei 
vertikal  gestellter  .^ilhidadenachse  der  Quer- 
faden des  Fadenkreuzes  im  Räume  hori- 
zontal ist;  außerdem  ist  das  Fernrohr  mit 
Ringen  von  gleichem  Querschnitt  versehen, 
die  eine  sichere  Drehung  in  den  Lagern 
der  Metallrinne  zulassen  und  als  Unterlage 
für  die  Aufsetzlibelle  dienen. 
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Kreuzlibellen  als  Alhidadenlibellen  bezwecken 
die  Horizontierung  des  Limbus;  die  Nivellier- 
libelle ist  eine  auf  die  Fernrohrringe  aufsetzbare 
Reiterlibelle,  die  mittels  zweier  Schließen  fest- 
gehalten wird ;  die  Alhidade  des  Vertikalkreises 
trägt  die  Versicherungs-  oder  Vertikalkreis- 
libelle, die  bei  wagrechter  Lage  der  Nivellier- 
ebene (Ebene  des  Mittelfadens)  und  Einstellung 
der  diametralen  Nonien  auf  0°  und  180*'  ein- 
spielen muß;  bei  justierter  einspielender  Ver- 
tikalkreislibelle wird  an  den  Nonien  des 
Vertikalkreises  unmittelbar  der  Vertikalwinkel 
abgelesen. 

Zum  Zwecke  der  Distanzmessung  sind  auf 
die  Fadenkreuzplatte  des  Fernrohrs  in  gleichem 
Abstände  vom  Mittelfaden  distanzmessende 
Fäden  aufgespannt;  die  Hauptkonstante  der 
Distanzgieichung  ist  zumeist  100  und  die  ad- 
ditioneile Konstante  setzt  sich  aus  der  Brenn- 
weite und  der  Exzentrizität  des  Objektivs  zu- 
sammen. 

Zum  Nivellieren,  Distanz-  und  Höhenmessen 
werden  gleichmäßig  geteilte,  zweckmäßig  be- 
zifferte Maßstäbe,  Nivellier-  und  Distanzlatten 
benutzt;  vielfach  wird  durch  eine  auf  einer 
Konsole  der  Latte  montierte  Dosenlibelle  für 
eine  sichere  Vertikalstellung  der  Lattenteilung 
gesorgt  (für  Präzisionsmessungen). 

Beim  Gebrauche  wird  das  U.  auf  der  Kopf- 
platte eines  Scheiben-  oder  Tellerstativs  auf- 
gesetzt und  mittels  einer  Herz-  oder  Zentral- 
schraube mit  demselben  fest  verbunden. 

Die  zweite  Type  der  U.  (Abb.  45)  vermeidet 
den  Übelstand  der  Nivellierinstrumente  mit 
umlegbarem  Fernrohr  (zu  große  Abnutzung 
der  Ringe)  und  gewährt  dieselben  Vorteile  in 
bezug  auf  Leichtigkeit  der  Rektifikation;  sie 
ist  charakterisiert  durch  das  durchschlagbare 
Fernrohr  und  eine  Aufsetzlibelle  als  Nivellier- 
libelle. 

Der  Horizontal-  und  Vertikalkreis  sind  so 
dimensioniert  wie  bei  der  ersten  Type,  hin- 
gegen ist  das  Fernrohr,  da  es  zum  Durch- 
schlagen eingerichtet  werden  muß,  kürzer,  um 
die  für  das  Nivellierinstrument  zulässigen  Di- 
mensionen der  Konstruktion  nicht  zu  über- 
schreiten. 

Die  dritte  Type  der  U.  mit  durchschlag- 
barem Fernrohr  und  Doppellibelle  wurde  vom 
Mechaniker  Starke  in  der  ersten  Hälfte  der 
Neunzigerjahre  des  verflossenen  Jahrhunderts 
eingeführt  und  ist  heute  das  beliebteste  In- 
strument des  Bauingenieurs  (Abb.  46). 

Der  Unterschied  gegen  die  ersten  zwei 
Typen  der  U.  besteht  nur  in  der  Verwendung 
der  Doppellibelle  als  Nivellierlibelle,  die 
auf  einem  durchschlagbaren  Fernrohr  justierbar 
montiert  ist. 


Die  Doppellibelle  am  bequem  durchschlag- 
baren Fernrohr  hat  gegenüber  der  Aufsetz- 
libelle die  folgenden  Vorteile: 

1.  Die  umständliche  und  zeitraubende  Rek- 
tifikation der  Aufsetzlibelle  entfällt;  die  Rek- 
tifikation der  Doppellibelle  reduziert  sich  auf 
die  Einstellung  der  Blase  durch  eine  Korrek- 
tionsschraube. 

2.  Es  entfallen  die  Fehlerquellen,  die  durch 
Abnutzung  der  Fernrohrringe  entstehen;  die 
Doppellibelle  erfährt  durch  den  Gebrauch  keine 
Änderung. 

3.  Die  Parallelstellung  der  Visierlinie  zu 
den  Haupttangenten  an  den  Marken  der  Doppel- 


^r.:^  .2*;*^ 


Abb.  45. 

libelle  geschieht  durch  eine  bequeme  Justierung 
der  letzteren;  hierbei  entfällt  die  Verschiebung 
der  Fadenplatte  im  vertikalen  Sinne,  was  beim 
U.  mit  Aufsetzlibelle  notwendig  ist. 

4.  Die  Aufsetzlibelle  ist  ein  Stück  für  sich 
und  ist  beim  Abheben  und  Umsetzen  sowie 
beim  Transporte  Beschädigungen  ausgesetzt, 
was  bei    der  Doppellibelle  ausgeschlossen  ist. 

5.  Die  Beobachtungen  in  zwei  Lagen  des 
Fernrohrs:  „Doppellibelle  oben  und  unten" 
sind  bequemer  ausführbar  als  bei  der  abnehm- 
und  wieder  aufsetzbaren  Reiterlibelle  (Aufsetz- 
libelle). 

Die  abgebildeten  U.  besitzen  einen  gedeck- 
ten   Horizontalkreis    zum    Schutze    der   wert- 
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vollen  Teilung;  diese  Einrichtung  ist  bei  Qruben- 
instrumenten  schon  lange  eingeführt,  sie  ist 
aber  auch  bei  Instrumenten  für  Arbeiten  über 
Tage  von  Vorteil. 

Die  U.  sind  speziell  in  Deutschland  vielfach 
unter  der  Bezeichnung  Nivellier-Theodulit  i 
und  Nivellier-Tachymeter  bekannt,  wobei 
insbesondere  die  letzteren  die  Höhenlage  von 
Punkten  nur  durch  wagrechte  Ziellinie  zu  be- 
stimmen gestatten  oder  mit  einer  einfachen 
Ablesung  geneigte  Ziellinien  auf  die  wagrechte 
zurückführen  lassen;  da  kommen  die  Tan- 
gentenschraube und  die  Stampfersche 
Sehnenschraube  zur  Verwendung. 

Nicht  selten  wird  die  Tangentenschraube 
durch  Anbringung  einer  entsprechenden  Skala 
zur  Gefällsschraube  ausgestaltet,  so  daß 
der  Ziellinie  Neigungen  bestimmter  Prozente 
oder  Promille  erteilt  werden  können,  wodurch 
ein  derartiges  U.  im  Straßen-,  Eisenbahn-  und 
Wasserbau   wertvolle  Dienste   leisten  kann. 

Die  geschilderten  drei  Typen  von  U.  können 
statt  des  Vertikalvollkreises  einen  Vertikal- 
bogen oder  ein  Segment  besitzen;  hierdurch 
entfällt  die  äußerst  praktische  Vertikalkreis- 
libelle und  an  ihrer  Stelle  muß  der  eine  vor- 
handene Nonius  als  fliegender  Nonius  zum 
Verstellen  eingerichtet  sein. 

Näheres  über  U.  findet  man  in  den  Werken: 
Bauernfeind,  Elemente  der  Vermessungskunde. 
Stuttgart  1890.  -  Hariner-Dolezal,  Hand-  tind 
Lehrbuch  der  Niederen  Geodäsie,  IL  Bd.,  Wien 
1910.  -  Lorber,  Nivellieren  1894.  -  Stampfer- 
Dolezal,  Theoretische  und  praktische  Anleitung 
zum  Nivellieren.  Wien  1902.  Dolezal. 

Unterbau  (carfh-works;  infrastrudure;  sotfo- 
struttiira),  jener  Teil  des  Bahnkörpers,  der  die 
Rettung  und  das  Gleis,  den  Oberbau,  trägt. 
Der  U.  umfaßt  somit,  mit  Ausnahme  des  Ober- 
baues und  der  Hochbauten,  alles  was  zur  Her- 
stellung des  Bahnkörpers  und  zu  dessen  Siche- 
rung notwendig  ist 

Untergrundbahnen  s.  Stadtschnell- 
bahnen. 

Untergrundtunnel  s.  Tunnelbau. 

Unterhaltung  der  Bahn  s.  Bahnunter- 
haltung. 

Unterlagsplatten   s.  Oberbau. 

Unterpflasterbahnen  s.  Stadtschnell- 
bahnen. 

Unterpflastertunnel  S.Stadtschnellbah- 
nen und   Tunnelbau. 

Unterrichtsstunden,  Instruktionsstunden, 
Dienstvorträge,  haben  den  Zweck,  bei  den  Be- 
diensteten im  Betriebsdienste,  namentlich  dem 
unteren  Personal,  die  Kenntnis  der  bestehenden 
Vorschriften  zu  befestigen,  ihre  praktische  An- 


wendung zu  erläutern  sowie  diese  Bediensteten 
mit  neuen  X'orschriften  und  Einrichtungen  be- 
kannt zu  machen.  Die  Beamten,  für  die  U.  an- 
geordnet sind,  haben  die  Pflicht,  an  ihnen 
teilzunehmen.  An  die  U.  schließt  sich  vielfach 
eine  Besprechung  des  Gehörten  (vgl.  Eisenbahn- 
schulen). 

Unterscheidungsmast  (Erkennungsmast), 
ein  neben  oder  über  einem  Hauptgleise  auf- 
gestellter Mast  ohne  Flügel,  der  bei  Dunkel- 
heit eine  weißleuchtende  Laterne  trägt. 

Er  wird  bei  nebeneinanderliegenden,  in  glei- 
cher Richtung  befahrenen  Gleisen  in  einer  Reihe 
mit  einem  oder  mehreren  Hauptsignalen  auf- 
gestellt, um  Zweifel  über  die  Zugehörigkeit  der 
Hauptsignale  zu  den  Gleisen  auszuschließen. 
Untersuchungsausschüsse  s.  Enqueten. 
Untersuchungsgrube,  Arbeitsgrube,  trog- 
förmige  Grube  zwischen  den  beiden  Schienen 
eines  Gleises,  etwa  von  0-7  -\-Q  m  Tiefe  unter 
Schienenunterkante,  mit  Endzugängen  durch 
Treppen  (bisweilen  auch  Rampen),  um  unter 
die  Eisenbahnfahrzeuge  (insbesondere  Loko- 
motiven, Motorwagen,  Personenwagen)  gelangen 
und  die  unterhalb  befindlichen  Teile  nachsehen, 
'  reinigen  und  instandsetzen  zu  können.  U.  finden 
sich  regelmäßig  in  Lokomotivschuppen  und 
Wagenrevisionsschuppen  sowie  in  Werkstätten. 
Bisweilen  hat  man  sie  auch  im  Freien  ver- 
wendet, insbesondere  solche  von  Zuglänge 
in  Abstellbahnhöfen. 

LI.  -»Verden  in  der  Regel  als  aus  Ziegel-  oder  Bruch- 
steinmauerwerk oder  aus  Beton  gebildete  Kasten 
hergestellt,  auf  deren  Seitenwänden  die  Schienen 
befestigt  sind  (vgl.  Bd.  \'I1,  S.  215  ff.).  Wo  die  an 
sich  erforderliche,  besonders  zuverlässige  Gründung 
nicht  ausführbar  ist  oder  unverhältnismäßige  Kosten 
verursachen  würde,  hat  man  wohl  auch  ohne  eigent- 
liche Gründung  die  Gruben  als  in  sich  haltbare 
Wannen  aus  Blechen  und  Walzeisen  oder  aus  Eisen- 
beton gebildet.  Für  behelfsmäßige  Herstellung,  z.  B. 
im  Kriegsbetrieb,  kann  auch  Holz  in  Frage  kommen. 

Caticr. 

Unterstützungskassen,  Hilfskassen  und 
Fonds  mit  der  Bestimmung,  ihren  Mitgliedern, 
deren  Angehörigen  und  Hinterbliebenen  in 
Krankheits-,  Sterbe-  und  Notfällen  Geldaus- 
hilfen zu  gewähren.  Zumeist  beschränken  sich 
U.  auf  Gewährung  faihveiser  Zuwendungen. 
Fortlaufende  Unterstützungsbeiträge  werden 
gewöhnlich  aus  Pensionskassen  oder  un- 
mittelbar aus  Mitteln  der  Bahnverwaltungen 
geleistet. 

U.  werden  entweder  von  den  Bediensteten 
selbst  auf  vereinsmäßiger  (genossenschaftlicher) 
Grundlage  errichtet  oder  sie  bilden  eine  Ein- 
richtung der  Verwaltungen  und  werden  ihnen 
\on  letzteren  zur  Erfüllung  ihres  Zwecks  die 
nötigen  Mittel  zugewendet  (gewöhnlich  ver- 
wendet man  hiefür  bestimmte  Einnahmequellen, 
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SO  z.  B.  Strafgelder).  Vielfach  sind  U.  mit 
Kranken  und  Sterbei<assen  verbunden  (s.  d.); 
(s.  auch  Beamtenvereine  und  Eisenbahnunter- 
stützungsfonds). 

Unterwassertunnel  s.Ärmeikanaitunnel, 
Hudsontunnei,  Spreetunnei. 

Uralbahn    s.    Russische    Eisenbahnen. 

Urlaub  (ftirlough;  conge;  permesso),  die  sei- 
tens des  Vorgesetzten  einem  Bediensteten  zur 
Erholung  oder  aus  anderen  berücksichtigungs- 
würdigen Gründen  gewährte  vorübergehende 
Dienstbefreiung. 

Die  Urlaubserteilung  ist  stets  an  die  Bedin- 
gung geknüpft,  daß  die  Dienstverhältnisse  eine 
solche  zulassen.  Ist  sie  aber  nur  unter  gleich- 
zeitiger Bestellung  eines  Vertreters  möglich, 
dann  ist  bei  der  Erteilung  des  U.  dafür  ent- 
sprechend Sorge  zu  tragen.  Die  der  Verwal- 
tung hierdurch  erwachsenden  Kosten  werden 
in  der  Regel  für  eine  bestimmte  Zeit  von 
ihr  getragen  und  bleibt  der  Beurlaubte  bis 
dahin  im  ungeschmälerten  Genuß  seines  Dienst- 
einkommens. Nach  Ablauf  dieser  Frist  tritt 
zunächst  Minderung  und  hierauf  gänzliche 
Einstellung  der  Bezüge  ein. 

Eigenmächtiges  Überschreiten  eines  U.  hat 
außer  Disziplinarstrafen  vielfach  auch  Entzug 
des  auf  diesen  Zeitraum  entfallenden  Gehalts 
(Lohnes)  zur  Folge. 

In  früherer  Zeit  mußte  jeder  U.  besonders  be- 
willigt werden,  u.zw.erteiltenU.  von  kurzer  Dauer 
in  der  Regel  die  unmittelbaren  Dienstvorstände, 
solche  von  längerer  Dauer  die  höheren  Vorge- 
setzten. Dermalen  ist  den  Bediensteten  zumeist 
der  Anspruch  auf  einen  jährlichen  Erholungsur- 
laub von  bestimmter  Höchstdauer  unter  der  Vor- 
aussetzung gewahrt,  daß  die  Dienstverhältnisse 
die  AusnützungdesU. an  gängig  erscheinen  lassen. 

Bei  den  deutschen  Reichsbahnen  erfolgt  die 
Regelung  der  Urlaiibszeiten  der  Beamten  und  An- 
gestellten derzeit  auf  Grund  von  Vereinbarungen 
zwischen  dem  Tarifausschusse  des  Reichsressorts  und 
dem  Tarifausschusse  der  an  dem  Tarifvertrag  für  die 
Reichs- und  Staatsangestellten  beteiligten  Angestellten- 
organisation. Darnach  erhält  jeder  Beamte,  soweit  es 
die  dienstlichen  Verhältnisse  gestatten,  ohne  daß  es 
eines  besonderen  Antrags  bedarf,  im  Anschlüsse  an 
eine  ununterbrochene  Dienstzeit  von  mindestens 
6  Monaten  alljährlich  U,  unter  Fortzahlung  der 
Dienstbezüge. 

Die  bei  der  Reichsbahn  beschäftigten  Ange- 
stellten erhalten  nach  dem  Tarifvertrag  für  die 
Angestellten  bei  den  Reichs-  und  den  preußischen 
Staatsverwaltungen,  soweit  die  dienstlichen  Verhält- 
nisse es  gestatten,  ebenfalls  alljährlich  U.  unter  Fort- 
zahlung der  Dienstbezüge,  dessen  Dauer  nach  einer 
Dienstzeit  von  6  Monaten  7  Kalendertage  beträgt  und 
nach  einer  Dienstzeit  von  5  Jahren  auf  21  Kalender- 
tage ansteigt.  Dazu  treten  für  einen  Teil  der  Ange- 
stellten Urlaubszuschläge,  die  nach  dem  Lebensalter 
und  der  Vergütungsgruppe  abgestuft  sind.  Der  für 
Angestellte  festgesetzte  U.  darf  den  U.der  entsprechen- 
den und  gleichaltrigen  Beamten  nicht  überschreiten. 


Die  Beamten  im  Vorbereitungsdienst  erhalten  bei 
der  Reichsbahn  nach  Zurücklegung  einer  Dienstzeit 
von  6  Monaten  einen  Erholungsurlaub  von  7-16 
Kalendertagen  und,  soweit  sie  das  30.  Lebensjahr 
vollendet  haben,  ohne  Rücksicht  auf  die  Dienstzeit 
einen  solchen  von  18  Tagen. 

Angestellte,  die  auf  Veranlassung  der  Behörde  den 
LI.  in  der  Zeit  vom  1.  November  bis  30.  April  nehmen 
müssen,  erhalten  einen  Zusatzurlaub  von  höchstens 
7  Tagen.  L^rlaubspläne  sind  in  der  Regel  für  sämtliche 
im  Beamtendienst  tätige  Bedienstete  aufzustellen.  U. 
müssen  tunlichst  gleichmäßig  auf  das  ganze  Rech- 
nungsjahr verteilt  werden.  X'erheiratete  Beamte  mit 
schulpflichtigen  Kindern  sollen  möglichst  während 
der  Schulferien  beurlaubt  werden.  Eigentümern  und 
Pächtern  von  Grundstücken  soll  gleichfalls  hinsichtlich 
der  Saat- und  Erntezeiten  entgegengekommen  werden. 

Für  Arbeiter  ist  der  Erholungsurlaub  durch  den 
zwischen  der  Reichseisenbahnverwaltung  und  den 
beteiligten  Arbeitnehmervereinigungen  abgeschlos- 
senen Lohntarifvertrag  geregelt.  Darnach  erhält  jeder 
unter  den  Tarifvertrag  fallende  .Arbeiter  alljährlich 
einen  Erholungsurlaub  unter  Fortzahlung  des  Lohnes 
und  der  Kinderzuschläge.  Die  Dauer  des  U.  ist  nach 
der  Länge  der  ununterbrochenen  Dienstzeit  bemessen. 
Sie  beträgt  (im  Rechnungsjahr  1921)  nach  einer  un- 
unterbrochenen Dienstzeit  von  einem  Jahr  6  Kalender- 
tage und  erreicht  nach  einer  Dienstzeit  von  15  Jahren 
21  Kalendertage. 

Zur  Teilnahme  an  den  Tagungen  ihrer  Organi- 
sationsverbände (Haupt-  und  Bezirksversamm- 
lungen sowie  Vorstandssitzungen  der  Oewerkschafts- 
verbände  und  deren  Fachgruppen)  wird  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeitern  U.  ohne  Anrechnung 
auf  den  Erholungsurlaub  soweit  erteilt,  als  ein  Mandat 
der  Organisation  vorliegt  und  dringende  dienstliche 
Gründe  im  Einzelfall  nictit  entgegenstehen.  Etwa  durch 
die  Beurlaubung  entstehende  Stellvertretungskosten 
sind  ohne  Ansehung  der  dienstlichen  Tätigkeit  des  zu 
Beurlaubenden  von  den  Organisationen  zu  tragen. 

Für  die  Erteilung  des  alljährlichen  Erholungs- 
urlaubs und  kürzerer  U.  aus  besonderen  Veran- 
lassungen (Dienstbefreiungen)  sind  die  Dienststellen- 
vorstetier  oder  die  ihnen  vorgesetzten  Stellen  (Ämter, 
Inspektionen  u,  s.  w.)  zuständig.  Beurlaubungen  von 
längerer  Dauer  sind  den  Eisenbahndirektionen 
(Generaldirektionen)  oder  dem  Reichsverkehrs- 
ministerium vorbehalten. 

Nach  der  Verordnung  über  den  U.  der  Reichs- 
beamten und  deren  Stellvertretung  vom  2.  Novem- 
ber 1874  (RGB.  S.  129)  kann  bei  Beurlaubung  von 
Beamten  das  Diensteinkommen  für  die  Dauer  von 
1  Vi  Monaten  unverkürzt  weitergezahlt  werden.  Zur 
Deckung  von  Stellvertretungskoslen  findet,  sofern 
diese  nicht  nach  gesetzlicher  Vorschrift  der  Reichs- 
kasse zur  Last  fallen,  bei  einem  U.  von  mehr  als 
1' 2  —  6  Monaten  für  den  l';,  Monate  übersteigenden 
Zeitraum  ein  Abzug  von  der  Hälfte  des  Dienst- 
einkommens  des  Beurlaubten  statt;  bei  fernerem  U. 
wird  das  ganze  Diensteinkommen  einbehalten.  Eine 
Abweichung  hiervon  bedarf  der  Genehmigung  des 
Reichsverkehrsministeriums. 

Die  österreichischen  Bundesbahnen  gewähren 
den  Bediensteten  folgende  U.:  Definitiven  Bedienste- 
ten einschließlich  der  Stabilisierten  bei  einer  für  die 
Vorrückung  anrechenbaren  Dienstzeit  bis  zu  5  Jahren 
14  Tage,  von  5  —  15  Jahren  21  Tage,  über  15  Jahre 
28  Tage;  Hilfsbediensteten  und  Beamtenanwärtern 
bei  mindestens  einjähriger  ununterbrochener  Dienst- 
zeit 8  Tage;  Hochschülern  5  Jahre  Dienstzeitzu- 
rechnung. 
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Urlaub.   -    Usuipaßbahn. 


Aus  Anlaß  der  Abwicklung  der  Krholungsurlaube 
dürfen  keinerlei,  wenn  auch  nur  vorübergehende, 
Aufnahmen  von  Bediensteten  erfolgen. 

Substitutionskosten  müssen  -  soweit  es  irgend 
angeht  -  vermieden  werden,  jedoch  unterliegt  es 
keinem  Anstände,  jenen  Bediensteten,  die  für  einen 
anderen  auf  Erholungsurlaub  befindlichen  Be- 
diensteten Dienst  machen,  für  die  tatsächliche  ge- 
leistete Überzeit  die  vorschriftsmäßig  vorgesehene 
Überstundenentlohnung  zuzuerkennen. 

Beamten,  die  ihren  Urlaub  in  der  Zeit  vom 
1.  November  des  Jahres  1921  bis  zum  31.  März  des 
Jahres  1922  ausnützten,  wurden  für  je  6  l'rlaubstage, 
die  in  dem  gesamten  Zeiträume  ausgenützt  werden, 
2  weitere  Urlaubstage  zuerkannt. 

Für  das  Jahr  1921  wurde  den  Bediensteten,  die 
im  Vorjahr  Anspruch  auf  Erholungsurlaub  hatten, 
außerdem  eine  Htägige  Verlängerung  des  normalen 
Urlaubs  zugestanden. 

Nach  dem  Schweizerischen  Bundesgesetz  vom 
6.  März  1920  sind  jedem  ständig  oder  vorwiegend 
im  Betriebsdienste  einer  Eisenbahn  beschäftigten 
Bediensteten  im  Kalenderjahr  folgende  Ferien  zu 
gewähren : 

vom     1.   bis  einschließlich     7.   Dienstjahr     7  Tage, 

S.   Dienstjahr    oder    28.  Altersjahr    14      „    , 

„      13.  ,;  "      35.         «  2\      „    , 

50.         „  28      „    . 

Auf  je  7  Ferientage  ist  einer  der  vorgeschriebenen 
Ruhetage  anzunehmen.  Bei  Feststellung  der  Zahl 
der  Dienstjahre  ist  die  gesamte  Dienstzeit  zu  berück- 
sichtigen, die  der  Beamte,  .Angestellte  oder  Arbeiter 
geleistet  hat. 

Den     Bediensteten     der    Niederländischen 
Eisenbahnen    wird    bei    entsprechender    Dienst- 
leistung unter  Weiterzahlung  der  vollen  Besoldung 
.  U.  in   folgendem  jährlichen  .Ausmaß   gewährt: 

a)  an  bestimmte  höhere  Beamte  28  Tage; 

b)  an  bestimmte  mittlere  Beamte  21  Tage; 

cj  an  alle  anderen  Bediensteten  14  Tage,  ver- 
mehrt bei  15-25  Dienstjahren  um  4  Tage,  bei  25 
oder  mehr  Dienstjahren  um  7  Tage. 

Bedienstete,  die  noch  nicht  4  Monate  ununter- 
brochen im  Dienst  stehen,  erhalten  keinen  U. 

Bei  Berechnung  der  Urlaubstage  zählen  dienst- 
freie Tage  nicht  mit. 

Außerdem  werden  auf  Ansuchen  beim  Tode  des 
Ehegatten  oder  eines  Anverwandten  des  ersten  Gra- 
des 2  Tage,  beim  Tode  eines  Anverwandten  des 
zweiten  üirades  sowie  bei  Niederkunft  der  Ehefrau 
1  Tag  U.  (mit  voller  Besoldung)  gewährt. 

Bei  militärischen  Wiederholungsübungen  wird  U. 
unter  Fortzahlung  der  vollen  Besoldung  gewährt 
an  Verheiratete  und  solche,  die  für  Unterhalt  von 
Angehörigen  zu  sorgen  haben.  Unverheiratete  be- 
kommen "in  diesem  Fall  halbe  Besoldung. 

Unter  Besoldung  sind  auch  feste  Zulagen  zu 
rechnen  sowie  Prämien   nach  näherer  Bestimmung. 

U.  ohne  Besoldung  wird  gewährt: 

a)  für  Erfüllung  anderer  militärischen  Verpflich- 
tungen ; 

b)  für  Ausübung  der  Mitgliedschaft  bei  einem 
öffentlichen  Amt,  wozu  vorherige  Genehmigung 
der  Direktion  einzuholen  ist; 

cj  für  Betätigung  bei  Eisenbahn-Fachvereinen  auf 
nachstehenden  Grundlagen: 

Für  jeden  Verein  erhält  auf  je  250  Mitglieder  eine 
Person  U.,  höchstens  aber  40;  von  diesen  können 
5  Personen  jährlich  höchstens  45  und  die  übrigen 
höchstens  30  Urlaubstage  bekommen.  Die  Vereins- 
verwaltung hat  jährlich  der  Direktion  die  Zahl  der 
Mitglieder  und  die  Namen,   Stellungen   und  Stand- 


orte der  Mitglieder,  für  die  45  bzw.  30  Urlaubstage 
gewünscht  werden,  bekanntzugeben. 

Uruguay,  Eisenbalinen.  U.  ist  die  kleinste 
der  Republiken  von  Südamerika,  lieo;t  zwischen 
dem  Atlantischen  Ozean,  dem  Rio  de  la 
Plata,  Brasilien  und  Argentinien.  Flächeninhalt 
178.700  km^,  1,112.000  Einwohner.  Eisen- 
bahnen im  Betrieb  2426  km,  davon  58  km 
schma'spurig,  die  übrigen  vollspurig.  Die 
längste  ist  die  Zentralbahn  (1536  Am),  1505  km 
sind  vom  Staat  unterstützt.  Eine  größere  An- 
zahl von  Bahnen  ist  in  Angriff  genommen; 
wie  weit  der  Bau  fortgeschritten,  ist  nicht  be- 
kannt, da  seit  Ausbruch  des  Krieges  keine 
Nachrichten  hierher  gelangen.  Eine  der  wich- 
tigsten ist  die  Bahn  von  Colonia  nach  San 
Luis  (582  km),  ein  Stück  der  panamerika- 
nischen Eisenbahn,  ferner  eine  Bahn  von 
Alcorta  nach  Fray  Bentos  und  von  Retamosa 
nach  Treinta  y  Tres.  Die  Regierung  plant  den 
Bau  eines  Netzes  (800  km)  vollspuriger  Klein- 
bahnen. Die  Betriebsergebnisse  der  Bahnen 
sind  befriedigend.  ''•  der  Leyen. 

Usambarabahn    s.    Deutsch-Ostafrika. 

Ussuribahn  s.  Sibirische  Eisenbahnen. 

Usuipaßbahn.  Die  1893  erbaute  vereinigte 
Reibungs-  und  Zahnbahn  mit  1'06  m  Spur- 
weite führt  von  Yokogawa  (386  m  ü.  M.)  über 
Komanodaira  nach  Karuizawa  (941  m  ü.  M.) 
in  Japan,  überwindet  also  einen  Höhenunter- 
schied von  555  m  auf  10  km  Länge.  Die 
Reibungsstrecke  ist  2-2  km  lang  und  hat  25%(> 
Größtneigung,  die  Zahnstrecke  mit  67 %»  Qrößt- 
neigung  ist  7-8  km  lang.  Der  kleinste  Krüm- 
mungshalbmesser beträgt  260  m.  Die  glatten 
Schienen  von  8-8  m  Länge  haben  30-5  kg'm 
Gewicht,  die  2-2  m  langen  Flußeisenschwellen 
wiegen  48  ^o-ZStück.  Die  Zahnstange  ist  eine 
dreiteilige  Abtsche  Stange  wie  auf  der  Harz- 
bahn (Blankenburg-Tanne). 

Der  Betrieb  erfolgt  vorerst  mit  V3  gekuppel- 
tem Vierzylinder  (2  Reibungsmaschinen,  2  Zahn- 
radmaschinen), gemischten  Dampflokomotiven 
Bauart  Abt.  Sie  förderten  aber  nur  70  t 
Zugsgewicht  mit  8  A/w/Std.  Geschwindigkeit 
auf  der  Größtneigung  von  b7%o-  Später  be- 
schaffte Lokomotiven  mit  55  /  Dienstgewicht 
konnten  ein  Zugsgewicht  von  100/  auf  der 
Größtneigung  mit  8  km/Std.  schieben.  Der 
obere  Teil  der  Zahnstrecke  liegt  in  26  Tunneln 
mit  4-5  km  Gesamtlänge.  Die  Rauchbelästigung 
war  daher  eine  besonders  große.  Verbesserung 
trat  ein,  nachdem  Verschhißvorhänge  an  den 
unteren  Portalen  der  längeren  Tunnels  ange- 
bracht waren,  die  nach  Einfahrt  des  Zuges 
geschlossen  wurden,  so  daß  Luft  von  außen 
nicht  mehr  nachströmte,  daher  der  Raum 
zwischen  Portal  und  Zug  die  Rauchgase  auf- 


Usuipaßbahn.   -  Vanderbilt. 
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nehmen  und  stärkere  Raiichbelästigung  des 
Führers  der  am  hinteren  Zugende  schiebenden 
Lokomotive  vermieden  werden  konnte.  Im 
Jahre  1912  wurde  elektrischer  Betrieb  einge- 
führt. Der  Drehstrom  von  3600  Volt  Spannung 
wird  in  2  Unterstationen  in  Oleichstrom  von 
650  Volt  umgeformt  und  mit  3  Schienen  der 
Lokomotive  zugeführt,  da  wegen  enger  Tunneln 
Oberleitung  nicht  angängig  war.  Die  12  Loko- 
motiven   sind    für    getrennten   Reibungs-    und 


Zahnradbetrieb  eingerichtet,  haben  2  Motore 
von  je  350  PS  bei  650  Umdrehungen  in  der 
Minute,  42/  Gewicht,  4-3/«  Qesamtradstand 
und  9-66  m  Länge;  sie  sollen  auf  67 %»  Orößt- 
neigung  einen  90  t  schweren  Zug  mit 
16  krnßiA.  schieben. 

Literatur:  Balfzer,  Die  Usuipaßbahn.  Ztg.  d. 
VDEV  1S99.  -  Usuipaßbahn.  Rev.  gen.  d.  ehem. 
1914.  —  Usuipaßbahn.  Schwz.  Bauztg.  1915. 

Dolezalek. 


Valsuganabahn,  1S94  konzessionierte, 
normalspurige  österreichische  Privatlokalbahn, 
die  eine  Verbindung  zwischen  Trient  und 
Oberitalien  herstellt,  das  Brenta-  und  Fersina- 
tal mit  dem  bestehenden  Schienennetz  verknüpft 
und  die  Badeorte  des  Trento  dem  großen 
Verkehr  näherrückt.  Die  V.  ist  infolge  des 
Friedensschlusses  in  den  Besitz  des  italienischen 
Staates  übergegangen.  Die  V.  geht  von  der 
Station  Trient  der  Linie  Kufstein -Ala  über 
Pergina,  Caldonazzo,  Levico,  Roncegno,  Borgo, 
Strigno,  Qrigno  und  Tezze  (64-8  km)  und  von 
da  nach  Primolano  {\b  km).  Erstere  Strecke 
wurde   1806,  letztere    1910  eröffnet. 

Valtellinabahn  (Veltlinbahn),  Strecke  Lecce- 
Colico-Sondrio  der  italienischen  Staatsbahnen, 
seit  1902  elektrisch  mit  Dreiphasenwechselstrom 
(Drehstrom)  betrieben.  Die  Einführung  des 
elektrischen  Betriebs  auf  dieser  Linie  war  richtung- 
gebend für  die  weitere  Entwicklung  des  elektri- 
schen Vollbahnbetriebs  (s.  Alpenbahnen,  Elektri- 
sche Bahnen,  Italienische  Bahnen). 

Vanderbilt,  Cornelius,  genannt  .,Commo- 
dore",  geboren  27.  Mai  1794  bei  Stapleton 
auf  Staten  Island,  gestorben  4.  Januar  1877 
in  New  York,  gehört  zu  den  Personen,  die  eine 
führende  Rolle  in  der  Entwicklung  des  Verkehrs- 
wesens der  Vereinigten  Staaten  Amerikas  ein- 
genommen haben.  Er  war  der  Sohn  ganz 
armer  Eltern.  Sein  erstes  Geld  verdiente  er 
damit,  daß  er  die  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse seiner  väterlichen  Farm  auf  einem  Segel- 
boot von  Staten  Island  nach  dem  Markt  in 
New  York  brachte.  Er  hatte  ein  großes  Organi- 
sationstalent und  es  gelang  ihm  allmählich,  einen 
Anteil  an  der  Schiffahrt  in  den  Gewässern  von 
New  York  und  Umgebung  zu  erhalten,  die  er 
bald  vollständig  beherrschte,  ja  monopolisierte. 
Er  führte  den  ersten  regelmäßigen  Dampfer- 
betrieb zwischen  New  York  und  Albany  ein 
und  besaß  schließlich  eine  ganze  Flotte  von 
Schiffen,  daher  der  Name  Commodore.  Später 
trat    mit    ihm    in    lebhaften    Wettbewerb    der 


Spekulant  Daniel  Drew,  der  V.  so  verärgerte, 
daß  dieser  sich  aus  dem  Schiffahrtsgewerbe 
ganz  zurückzog  und  nunmehr  den  immer  mehr 
aufblühenden  Eisenbahnen  zuwendete  (vgl. 
White,  The  bookof  Daniel  Drew,  1910,  S.  92  bis 
1 13).  Sein  Vermögen  hatte  sich  durch  glückliche 
Spekulationen,  besonders  auch  nach  der  Ent- 
deckung der  Goldfelder  in  Kalifornien,  auf 
10  Mill.  Dollar  erhöht.  Durch  geschickte,  z.T. 
recht  fragwürdige  Manöver  wußte  er  sich 
die  Herrschaft  über  die  verschiedenen,  von 
New  York  nach  Buffalo,  zunächst  dem  Hudson 
entlang  führenden,  aneinander  anschließenden 
Kleinbahnen  zu  erwerben,  die  er  1857  dann 
zu  der  großen,  mehr  und  mehr  leistungs- 
fähigen New  York  Central  and  Hudson 
River-Eisenbahn  (s.  d.)  zusammenlegte.  Damit 
war  die  Grundlage  des  Vanderbilt- Systems 
geschaffen  (s.  den  folgenden  Artikel).  Im  Jahre 
1867  führte  V.  einen  leidenschaftlichen  Feldzug 
gegen  den  vorerwähnten  Daniel  Drew  um  die 
Herrschaft  über  die  Eriebahn.  Beide  Gegner 
bedienten  sich  der  verwerflichsten  Mittel  und 
diese  Vorgänge  bilden  eine  der  traurigsten  Epi- 
soden in  der  Geschichte  der  amerikanischen 
Eisenbahnen  (vgl.  die  oben  angezogene  Schrift, 
S.  207ff.).  V.  gelang  es  hier,  seine  alten  Gegner 
aus  der  Verwaltung  der  Eriebahn  zu  entfernen. 
Er  starb  als  ein  schwer  reicher  Mann,  dessen 
Vermögen  auf  100  Mill.  Dollar  geschätzt  wurde. 
Der  Nachfolger  in  seinem  Eisenbahnbesitz  war 
sein   Sohn   William  V.  (s.  d.).  v.  der  Leyen. 

Vanderbilt,  William  H.,  geboren  8.  Mai  1 82 1 
zu  New  Brunswick,  gestorben  zu  New  York 
8.  Dezember  1885,  Sohn  des  Commodore  Cor- 
nelius V.  (s.  vorstehend),  war  einer  der  Eisen- 
bahnkönige der  Vereinigten   Staaten  Amerikas. 

Er  besuchte  bis  zu  seinem  18.  Lebensjahr  die 
Columbia  College  Granmiar  School  in  New  York 
und  trat  dann  als  Lehrling  in  ein  Bankgeschäft, 
in  dem  er  sich  von  Anbeginn  an  durch  großen 
Fleiß,  rasche  Auffassungsgabe  und  schnelle 
Arbeit  auszeichnete.    Seine  Gesundheit  verbot 
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ihm  aber  die  sitzende  Lebensweise  und  sein 
Vater  kaufte  ihm  1S42  ein  kleines  Landgut 
auf  Staten  Island  bei  New  York,  das  er  mit 
Erfolg  bewirtschaftete.  Als  er,  um  den  Betrieb 
•weiter  zu  verbessern,  einige  Jahre  darauf  eine 
Hypothek  von  6000  Dollar  auf  sein  Gut  aufnahm, 
—  nachdem  sein  Vater  ihm  die  Mittel  zu  diesem 
Zweck  verweigert  hatte  —  führte  dies  zu  einer 
heftigen  Auseinandersetzung  mit  seinem  Vater, 
der  sich  bei  dieser  Gelegenheit  indessen  von 
der  Tüchtigkeit  des  bisher  von  ihm  verkannten 
Sohnes  überzeugte  und  nunmehr  seiner  Tätigkeit 
lebhaften  Anteil  schenkte.  V.  wurde  einige  Jahre 
später  zum  Massenverwalter  der  kleinen  Staten 
Island-Eisenbahn  gewählt  und  zeichnete  sich 
auch  auf  diesem  Gebiet  durch  große  Gewandt- 
heit aus,  so  daß  es  ihm  bald  gelang,  die  Ver- 
hältnisse der  Bahn  zu  ordnen.  1S64  zog  ihn 
sein  Vater  zu  den  eigenen  Geschäften  hinzu, 
indem  er  ihn  an  der  Verwaltung  der  New  \'ork 
Central  and  Hudson  River-Eisenbahn  beteiligte. 
Als  1877  Commodore  V.  starb,  trat  sein  Sohn 
als  Haupterbe  an  die  Spitze  der  großen  Unter- 
nehmungen, die  er  mehr  und  mehr  ausdehnte 
und  deren  Erträge  er  bedeutend  zir  steigern 
verstand.  V.  wurde  vom  Schlag  gerührt,  als  er, 
scheinbar  wohl  und  gesund,  mit  dem  Präsidenten 
einer  andern  Eisenbahngesellschaft  in  geschäft- 
licher Unterhaltung  in  seinem  Arbeitszimmer  saß. 

V.  ist  der  Vollender  des  großen,  von  seinem 
Vater  gegründeten  sog.  Vanderbilt-Eisenbahn- 
systems. 

Seine  Stammlinie  ist  die  New  \'ork  Central 
and  Hudson  River-Bahn  (s.  d.),  an  die  sich  eine 
Reihe  anderer  Bahnen  anschließt.  Die  Haupt- 
ausgangspunkte dieses  Netzes  sind  die  Städte 
New  York,  Montreal  und  Boston  im  Osten  und 
Buffalo,  Cleveland,  Chicago  und  St.  Louis  im 
Westen.  Es  umfaßt  rd.  Ts.OOO  km  mit  einer 
Jahreseinnahme  von  etwa  750  Mill.  M.  (1904). 
Unter  der  Kontrolle  dieser  Bahn  steht  ferner  die 
Chicago  and  Northwestern-Linie  (s.  d.)  in  einem 
Umfang  von  rd.  16.000 /t/n.  Das  Vanderbilt- 
System  wird  heute  einen  L'mfang  von  reichlich 
35.000 /fe/H  haben. 

V.  wird  eine  rücksichtslose,  lediglich  seine 
'  eigenen  finanziellen  Interessen  verfolgende  Eisen- 
bahnpolitik zum  Vorwurf  gemacht;  insbesondere 
wurden  mehrfache  heftige  Angriffe  gegen  ihn 
und  seine  Bahnen  gerichtet,  weil  er  sich  um  die 
Bedürfnisse  von  Handel  und  X'erkehr  gar  nicht 
kümmere  und  es  ihm  ganz  gleich  sei,  ob  durch 
seine  Bahnen  große  Handelsplätze  und  Handels- 
und Industriezweige  geschädigt  würden.  Er 
selbst  hat  seine  Grundsätze  dargelegt  und  ver- 
teidigt in  dem  zur  Untersuchung  der  Eisenbahn- 
verhältnisse des  Staates  New  York  im  Jahre  1 879 
•eingesetzten  parlamentarischen  Untersuchungs- 


ausschuß, dem  sog.  Hepburn-Committee 
(Stenogr.  Bericht,  S.  1207-  1323  u.  S.  1566 
bis  1715).  V.  hat  etwa  200  Mill.  Dollar  hinter- 
lassen. Die  Verwaltung  seiner  Bahnen  ist  an 
seine   Familie  übergegangen.         r.  der  Lcyen. 

Venezuela,  Eisenbahnen.  V.(Klein-Venedig), 
Bundesrepublik  im  Norden  von  Südamerika, 
im  Norden  vom  Karaibischen  Meer,  im  Osten 
vom  Atlantischen  Ozean  und  Britisch-Guyana, 
im  Süden  von  Brasilien,  im  Westen  von  Co- 
lumbien  begrenzt,  972.000  km-,  2,685.606  Ein- 
wohner. Die  erste  Eisenbahn  ist  die  im  Jahre 
1877  eröffnete  schmalspurige  Förderbahn  von 
Tucacas  und  den  Kupferminen  von  Area,  die 
zweite  wichtigere  die  von  La  Guayra  nach 
Caracas  (36-6  km,  1883  dem  Betrieb  über- 
geben). Zurzeit  hat  das  Eisenbahnnetz  eine 
Länge  von  872  km,  die  sich  auf  12  Linien 
verteilen.  Anlagekapital  rd.  40  Mill.  S.  Die 
meisten  kurzen  Strecken  gehen  von  den  Küsten 
nach  dem  Binnenland  oder  die  Küste  entlang. 
Mit  den  Küstenbahnen  stehen  nur  2  im 
Innern  des  Landes  in  Verbindung.  Die  wich- 
tigste Eisenbahn  ist  die  große  venezolanische 
Eisenbahn  (179  km),  die  zum  größten  Teil 
mit  deutschem  Kapital  gebaut  ist.  Die  Gesamt- 
einnahmen der  Eisenbahnen  von  V.  betrugen 
1910  9,236.363  Bolivar  (1  Bolivar  =  81  Pf.), 
die  Ausgaben  6,006.692  Bolivar. 

Literatur:  Jungbecker,  Venezuela  und  seine 
Eisenbahnen.  Arch.  f.  Ebw.  1890,  S.  758  ff.  (mit 
Karte).  —  Die  Eisenbahnen  von  Venezuela  in  den 
Jahren  1905  und  1906.  Arch.  f.  Ebw.  1908,  S.  751  ff. 

V.  der  Leyen. 

Ventile  (valves ;  robinets;  valvole),  mechani- 
sche Vorrichtungen  zur  .Absperrung  und  Eröff- 
nung von  Durchflußwegen.  Sie  bestehen  im  allge- 
meinen aus  einem  beweglichen  Teil  (V.  im 
engeren  Sinn)  und  einem  Ventilgehäuse  (Ventil- 
kammer). Das  X'entilgehäuse  wird  in  Rohr- 
leitungen eingeschaltet,  an  Gefäße  angeschlossen, 
das  eigentliche  \'.  in  demselben  muß  ent- 
sprechend betätigt  werden.  Diese  Betätigung 
erfolgt  entweder  durch  die  Druckwirkungen 
der  Flüssigkeit,  Luft,  des  Dampfes  u.  s.  w. 
selbst  (selbsttätige  V.,  Rückschlagventile)  oder 
durch  Einwirkung  äußerer  Kräfte  (von  außen 
betätigte  V.,  gesteuerte  V.).  Der  bewegliche 
Teil  bildet  bei  geschlossenem  V.  den  Verschluß 
der  Durchflußöffnung  des  Gehäuses  und  muß 
hierbei  mit  bestimmten  Flächen  (Dichtflächen) 
an  ähnliche  Flächen  (Ventilsitz)  des  Gehäuses 
anliegen. 

Selbsttätige  V.  erfordern  zuverlässige  Füh- 
rung des  beweglichen  Teils,  wobei  die  Gleit- 
flächen gegen  Abnutzung  und  seitliche  Ablen- 
kung genügend  groß  sein  müssen. 

Die  Breite  der  Dichtungsfläche  der  selbst- 
tätigen V.   ist   nach   dem  zulässigen  Auflager- 
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druck  Po  zu  bestimmen.  Ist  F  die  obere 
Druckfläche  des  \'.,  S  die  Sitzfiäche,  p  der 
Flüssigkeitsdruck  auf  das  V.,  so  ist  p  F^po  S. 
Ais  größte  Auflagerdrücke  po  können  ange- 
nommen werden  für  Rotguß  150,  Phosphor- 
bronze 200,  Gußeisen  ISO,  Hartgummi  und 
Leder  50  kglcm-.  Die  Durchgangsquerschnitte 


Abb.  47.  Maßslab  1  :  5.  Zylinden'entil,   preußische  Staatsbahnen. 

der  V.  sollen  so  bemessen  sein,  daß  die 
Geschwindigkeit  der  durchströmenden  Flüssig- 
keit Änderungen  nicht  erfährt.  Aus  dieser  Bedin- 
gung läßt  sich  der  Ventilhub  h  der  selbsttätigen  V. 
ermitteln.  Für  ein  geradlinig  bewegtes  Hebungs- 
ventil mit  kreisförmigem  Durchgangsquerschnitt 
vom  Halbmesser  r  ergibt  sich  z.  B.  die  Bedin- 


Abb.  48.  Maßstab  2;  15.  Dampfventil  für  Strahlpumpe,  preußische 
Staatsbahnen. 

gung  h  =  0'5  /•;  wegen  der  hydraulischen 
Widerstände  wäre  //  jedoch  größer  anzunehmen. 
Um  bei  Pumpenanlagen  Stöße  zu  vermeiden, 
ist,  unter  Abweichung  von  der  vorstehenden 
Regel,  der  Ventilhub  um  so  kleiner  zu  machen, 
je  größer  die  Kolbengeschwindigkeit  ist  und 
je  rascher  der  Hubwechsel  erfolgt.  Die  Ver- 
minderung des  freien  Ventilhubs  kann  durch 
Vergrößerung  der  wirksamen  Ventilbelastung 
erreicht  werden. 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Was  die  Bauart  der  V.  betrifft,  so  unter- 
scheidet man  Teller-,  Glocken-  und  Kugelventile. 
Bei  den  Eisenbahnfahrzeugen  finden  sich  V. 
in  den  mannigfachsten  Formen  und  Bauarten.  Bei 
der  Lokomotive  findet  man  dieV.als  Kessel-Sicher- 
heitsventile (s.  Sicherheitsventile)  im  Speiskopf, 
als  Dampfventile  für  Injektoren,   Heizung  und 


Abb.  49.  Maßstab  1  :  10.  Speiskopf,  Abb.  50.  Maßstab  1  ;  5. 

österreichische  Staatsbahnen.  -Amerikanisches  Schraub- 

veiitil    mit   Griffschraube 
aus  Holz. 


Abb.  51.  Maßstab  1  ;  5.  Lufteinlaßventil  von  Ricour. 

Bremse,  in  der  Dampfpfeife,  als  Luftsaugeventile 
an  den  Schieberkasten  und  Dampfzylindern,  in 
der  neuesten  Zeit  als  Steuerungsorgane  an  Stelle 
des  Schiebers  und  schließlich  in  den  Saug- 
und  Druckluftbremsapparaten  (s.  Bremsen). 

Beispiele  einiger  V.  zeigen  die  Abb.  47  bis 
51.  In  Abb.  47  ist  ein  Zylinderventil  der  preußi- 
schen Staatsbahn  dargestellt,  das  geöffnet  zum 
Ausblasen  der  Dampfzylinder  dient.  In  Abb.  48 
ist  ein  Anlaßventil  für  Injektoren  (Strahlpumpen) 
dargestellt.  Zum  sicheren  ■^nlassen  der  Injek- 
toren ist  notwendig,  daß  allmählich  Dampf  zu- 
strömt. Zu  diesem  Zwecke  ist  bei  diesem  V.  ein 
kleines  und  ein  großes  V.  ineinander  gebaut,  so 
daß  das  große  V.  (Glockenventil)  erst  gehoben 
wird,  bis  das  kleine  V.  ganz  geöffnet  hat. 
Einen  Speiskopf  mit  Kugel  als  Rückschlag- 
ventil zeigt  Abb.  49.  Ein  Schrauben -Dampf- 
ventil ist  aus  Abb.  50  ersichtlich.  Zum  Ein- 
lassen   von    Luft    in    die  Schieberkasten    und 
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Zylinder  während  des  Leerlaufens  der  Lokomo- 
tive dient  das  Luftsaiigeventil  (Tellerventil)  (Abb. 
51)  von  Ricour.  Während  der  Periode  des 
Entstehens  einer  Luftverdünnung  im  Dampf- 
zylinder und  Schieber  einer  leerlaufenden  Loko- 
motive öffnet  der  äußere  Luftdruck  das  V.  und 
Luft  strömt  ein  und  zerstört  die  sich  bildende 
Luftverdünnung.  Damit  das  V.  beim  Nieder- 
setzen nicht  zu  heftig  auf  den  Sitz  aufschlägt, 
dient  die  unten  angebrachte  Feder,  welche  das 
V.  im  drucklosen  Zustand  schwebend  erhält. 
Tritt  Dampf  in  die  Zylinder,  dann  wird  das 
V.  dauernd  auf  einen  Sitz  gepreßt.       Rihosek. 

Verbandszüge  auf  Grund  besonderer 
Vereinbarung  zwischen  den  zu  einem  Verbände 
vereinigten  X'erwaltungen  verkehrende  Züge 
zur  Bedienung  des  Verbands-  oder  Durchgangs- 
verkehrs auf  größere  Entfernungen.  Der  Aus- 
druck findet  heute  kaum  noch  Anwendung.  In 
Deutschland  ist  er  nicht  mehr  üblich,  seitdem 
die  durch  die  Eisenbahnverbände  (s.  d.)  ge- 
troffenen Vereinbarungen  mehr  und  mehr 
Gemeingut  aller  Verwaltungen  geworden  sind. 
V.  gab  es  früher  sowohl  im  Personen-  als  auch 
im  Güterverkehr.  Da  auch  innerhalb  des  Landes 
ein  Übergang  des  Begleitpersonals  über  die 
Eigentumsgrenze  der  einzelnen  Verwaltungen 
hinaus  nicht  stattfand,  bei  den  V.  aber  ein 
solcher  dringend  erwünscht  sein  mußte,  so 
wurden  diese  Züge  z.  T.  von  Beamten  be- 
gleitet, die  vom  Verbände  angestellt  und  be- 
soldet wurden.  Bei  den  Güterzügen  pflegte  ein 
Beamter  —  der  Verbandspackmeister  -  den  Zug 
auf  der  ganzen  Fahrt  zu  begleiten.  Für  die 
Verbandsschnellzüge  wurden  in  einzelnen  Fällen 
auch  die  Wagen  auf  Kosten  des  Verbandes 
beschafft  und  unterhalten.  Durch  die  Vereinigung 
der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  in  der  Hand 
des  Staates  oder  durch  die  Vereinbarungen 
über  den  Wagen-  und  Personaldurchgang  auf 
dem  Wege  des  Naturalausgleichs  entfielen  im 
Laufe  der  Zeit  die  den  V.  anhaftenden  Eigen- 
tümlichkeiten. Sie  verkehren  heute  als  Durch- 
gangs- oder  Fernzüge  ohne  Änderung  ihrer 
früheren  Verkehrsaufgabe. 

In  Deutschland  war  der  älteste  und  bekannteste 
Verband  der  Norddeutsche  Eisenbahnverband. 
Er  hatte  sich  schon  im  Jahre  1848  zur  Ver- 
mittlung des  Verkehrs  zwischen  Köln,  Hamburg, 
Berlin  und  Leipzig  gebildet.  Seine  Bemühungen 
zur  Herstellung  ineinandergreifender  Fahrpläne 
und  direkter  Tarife  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr  führten  zur  Einrichtung  von  Ver- 
bandsschnellzügen zwischen  Berlin  und  Köln 
über  Magdeburg- Börssum  —  Elberfeld,  die  aus 
Verbandswagen  gebildet  und  vom  Verbands- 
personal begleitet  wurden.  Der  Verband  unter- 
hielt ein  gemeinsames  Abrechnungsbureau.  Die 


durch  ähnliche  Vereinbarungen  geschaffenen 
Schnellzüge  zwischen  Hamburg  und  Stettin  über 
Lübeck  haben  erst  in  neuerer  Zeit  ihre  Eigen- 
tümlichkeit als  V.  verloren  (s.  Durchgangs- 
zug u.  Zugbildung).  Bmising. 

Verbindungsbahnen  sind  in  der  Regel 
kurze  Bahnen,  die  dazu  dienen,  Bahnhöfe  der- 
selben Eisenbahnverwaitung  oder  verschiedener 
Verwaltungen  miteinander  zu  verbinden  oder 
Bahnhöfe  zu  umfahren.  V.  finden  sich  nament- 
lich zur  Verbindung  zwischen  Verschiebebahn- 
hof und  Ortsgüterbahnhof,  Hafenbahnhof  u.s.w. 
Ferner  werden  V.  regelmäßig  da,  wo  ein  Per- 
sonenbahnhof für  zwei  oder  mehrere  einlaufende 
Bahnlinien  Kopfform  besitzt,  dazu  angelegt, 
um  den  Güterzügen  und  etwaigen  sonstigen 
direkten  Zügen  ein  Durchfahren  ohne  Spitz- 
kehre im  Kopfbahnhof  zu  gestatten.  An  solche 
V.  pflegt  man  den  Verschiebebahnhof  anzu- 
schließen. Auch  zwischen  zwei,  vor  und  hinter 
einem  großen  Personenbahnhof  angelegten  Ver- 
schiebebahnhöfen hat  man  häufig  eine  V.  an- 
gelegt, um  die  Güterzüge  ohne  Berührung  des 
Personenbahnhofs  durchzuführen. 

Wo  in  einer  großen  Stadt  mehrere  Bahnhöfe 
bestehen,  dient  eine,  bisweilen  ringförmig  die  Stadt 
umfahrende,  V.  dazu,  die  Bahnhöfe  für  den  Güter- 
verkehr, in  manchen  Fällen  auch  fürden  Personen- 
verkehr in  X'erbindung  zu  setzen.         Cauer. 

Verbleiung  s.  Plombierung. 

Verbundloi<omotiven  (Compound  locomo- 
tives ;  locomotives  Compound;  locomotivc  com- 
posite).  Die  zweifache  Dampfdehnung  ist  im 
Lokomotivbau  vielfach  gebräuchlich,  wenn  sie 
auch  nicht  so  große  X'erbreitung  erlangt  hat,  als 
im  Bau  ortsfester  Dampfmaschinen  und  im  Schiffs- 
maschinenbau. Während  ortsfeste  Verbund- 
maschinen schon  um  das  Jahr  1830  ausgeführt 
wurden,  findet  man  die  ersten  X'ersuche  mit  V. 
erst  1S76.  Der  Schweizer  Ingenieur  .-^natole 
Mall  et  führte  in  diesem  Jahre  die  erste  kleine  V. 
für  die  Nebenbahn  Bayonne-Biarritz  aus.  Es  war 
eine  zweizylindrige  Lokomotive  mit  einem  Hoch- 
und  einem  Niederdruckzylinder.  Um  das  An- 
fahren zu  ermöglichen,  war  ein  Wechselschieber 
vorgesehen,  der  vom  Lokomotivführer  verstell- 
bar war  und  für  das  Anfahren  die  Lokomotive 
in  eine  solche  mit  einfacher  Dampfdehnung 
umwandelte,  so  daß  jeder  Dampfzylinder  Kessel- 
dampf  und  besonderen  Auspuff  erhielt.  A\allet 
führte  an  dieser  ersten  Lokomotive,  der  bald 
weitere  folgten,  zahlreiche  X'erbesserungen  aus. 
Da  eine  Brennstoffersparnis  von  25%  gegen- 
über Lokomotiven  mit  einfacher  Dampfdehnung 
festgestellt  wurde,  so  erregten  diese  X'ersuche 
überall  großes  Aufsehen.  Es  folgten  einige 
französische  Eisenbahnen,  die  Kaiser  Ferdinand- 
Nordbahn     und     die    Russische    Südostbahn. 
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Gewaltige  Fortschritte  wurden  erzielt,  als  1879 
\.  Borries  sich  für  die  Einführung  der  \'.  beiden 
preußischen  Staatsbahnen  einsetzte  und  selbst 
zahlreiche  Verbesserungen  vorschlug.  Die  erste 
V.  der  preußischen  Staatsbahnen  wurde  1880 
von  Schichau  in  Elbing  gebaut.  Bald  folgten 
vs-eitere  Ausführungen,  v.  Borries  verbesserte 
hauptsächlich  die  Anfahrvorrichtungen  und 
schuf  auch  die  theoretischen  Grundlagen  für 
eine  z\seckmäßige  Berechnung  der  Zylinder- 
abmessungen und  der  Steuerungen.  In  Deutsch- 
land, Österreich  und  in  der  Schweiz  folgt 
nun  eine  rasche  Entwicklung  und  Verbreitung 
der  \'.,  wobei  zunächst  die  zweizylindrigen  Bau- 
arten vorgezogen  werden.  Die  preußischen, 
sächsischen,  badischen,  württembergischen  und 
bayerischen  Staatsbahnen  führten  in  den  nächsten 
Jahren  starke  Personen-  und  Güterzugloko- 
motiven nach  z.  T.  durchaus  neuen  Bauarten 
mit  Verbundwirkung  aus.  Im  Jahre  1890  waren 
in  Deutschland  bereits  430  V.  vorhanden,  in 
Frankreich  war  die  Entwicklung  der  V.  nicht 
so  rasch  vorgeschritten.  Erst  im  Jahre  1885 
hatte  De  Glehn  auf  der  Nordbahn  eine 
vierzylindrige  V.  nach  seinem  Entwurf  in  den 
Dienst  gestellt,  die  dann  weiter  entwickelt  eine 
sehr  brauchbare,  bis  heute  beibehaltene  Aus- 
führungsform ergab.  An  der  Entwicklung  dieser 
Bauart  hat  besonders  die  Elsässische  Maschinen- 
fabrik mitgewirkt.  In  England  hatte  im  Jahre 
1879  Webb  auf  der  London-  und  Nordwest- 
bahn mit  dem  Bau  \on  V.  begonnen.  Eine 
dreizylindrige  Bauart  mit  2  Hochdruckzylindern 
und  einem  Niederdruckzvlinder,  die  je  eine 
besondere,  ungekuppelte  Achse  antrieben,  wurde 
1882  geschaffen,  hatte  jedoch  durch  ihre  Eigen- 
heiten keine  Aussichten  auf  Erfolg.  Eine 
ähnliche  Bauart,  an  der  die  Achsen  jedoch 
gekuppelt  waren,  konnte  sich  länger  behaupten. 
Um  das  Jahr  1893  schuf  Webb  auch  eine  vier- 
zylindrige \'.,  die  bessere  Erfolge  erzielte.  Nach 
seinem  Rücktritt  wurden  die  dreizylindrigen  V. 
der  älteren  Bauart  bald  wieder  in  Zwillingloko- 
motiven umgebaut,  während  die  vierzylindrigen  V. 
z.  T.  noch  gegenwärtig  in  Verwendung  stehen. 
Neue  V.  wurden  jedoch  auf  der  London-  und 
Nordwestbahn  nicht  ausgeführt.  Thomas  W. 
W'orsdell  baute  1885  für  die  Great-Eastern 
Eisenbahn  eine  zweizylindrige  Verbund-Schnell- 
zuglokomotive mit  seinem  Anfahrventü.  Als 
er  1 890  als  erster  Maschineningenieur  zur  North- 
Eastern-Eisenbahn  übertrat,  hatte  er  dort  Ge- 
legenheit, die  Verbundwirkung  an  6  neuen 
Lokomotivbauarten  anzuwenden.  Walter  M. 
Smith  trat  1898 mit  einer  neuen  dreizylindrigen 
Bauart  hervor,  die  einen  Hoch-  und  zwei  Nieder- 
druckzylinder besaß  und  deren  Kurbeln  unter 
120"  versetzt  \x'aren.  Sie  wurde  auf  der  North- 


Eastern-  und  auf  der  Midland-Eisenbahn  ein- 
geführt und  ergab  in  jeder  Flinsicht  gute  Er- 
gebnisse. Auch  vierzylindrige  Bauarten  wurden 
von  den  meisten  englischen  Eisenbahnen  mit 
mehr  oder  weniger  Erfolg  erprobt.  Eine  all- 
gemeine Einführung  fand  jedoch  nicht  statt, 
weil  bei  den  geringen  Kosten  der  englischen 
Lokomotivkohle  vor  dem  Krieg  (1913  7  Schil- 
ling f.d. /)  die  durch  die  V.  erlangten  Erspar- 
nisse nicht  ausschlaggebend  genug  erschienen, 
einige  unvermeidliche  Schwierigkeiten  der  V. 
in  den  Kauf  zu  nehmen.  Ähnlich  war  das 
Schicksal  der  V.  in  Nordamerika.  Zunächst 
stellte  sich  um  das  Jahr  1890  ein  besonderes 
Interesse  für  die  zweizylindrige  V.  ein.  Bei  dem 
starken  Anwachsen  der  Zugkraft  der  nord- 
amerikanischen Lokomotiven  ergaben  sich  je- 
doch bald  Schwierigkeiten  für  die  Unterbrin- 
gung des  Niederdruckzylinders.  Es  wurde  daher 
bald  eine  vierzylindrige  Anordnung  mit  Hoch- 
und  Niederdruckzylinder  übereinander  bevor- 
zugt, die  vonVauclain  herrührt.  Die  gleich- 
läufigen Kolben  einer  Lokomotivseite  sind  mit 
ihren  Kolbenstangen  an  einem  gemeinsamen 
Kreuzkopf  befestigt.  Das  Schubkurbelgetriebe  ist 
gleicher  Bauart  wie  an  einer  Zwillinglokomotive. 
Diese  Bauart  von  Vau  ciain  ist  einfach  und 
läßt  die  Unterbringung  großer  Leistungen  zu. 
Sie  war  in  Nordamerika  bis  zur  Einführung 
des  Heißdampfes  ziemhch  stark  verbreitet.  Die 
Anordnung  der  beiden  Dampfzylinder  hinter- 
einander, so  daß  die  Kolben  auf  einer  gemein- 
samen Kolbenstange  sitzen,  war  zuvor  auch 
schon  in  Europa  mehrfach  versucht  worden. 
Diese  Tandem-Verbundlokomotiven  wurden  in 
Nordamerika  ebenfalls  vereinzelt  ausgeführt. 
Vierzylindrige  V.  mit  4  getrennten  Triebwerken 
nach  den  Bauarten  Strong,  Vauclain  und 
Cole  wurden  in  Nordamerika  zwar  ziemlich 
vollkommen  ausgebildet,  sie  kamen  aber  im 
größeren  Umfang  nicht  zur  Ausführung.  Die 
Vorliebe  für  einfache,  gut  zugängliche  Bauarten 
und  die  niedrigen  Brennstoffkosten  war  der 
Einführung  der  V.  nicht  günstig.  Gegenwärtig 
ist  die  Verbundwirkung  in  Nordamerika  nahezu 
nur  auf  die  großen  Gebirgslokomotiven  der 
Bauart  Mallet  beschränkt.  In  Europa  hat  die 
Einführung  hoch  überhitzten  Dampfes  die  V. 
ebenfalls  vielfach  verdrängt.  Trotz  der  Ein- 
führung des  Heißdampfes  ist  man  aber  in 
Frankreich,  Sttddeutschland,  Österreich  und  in 
der  Schweiz  größtenteils  bei  der  Verbund- 
wirkung geblieben.  Der  Grund  hierfür  ist, 
daß  die  V.  in  diesen  Ländern  schon  vor  Ein- 
führung hoch  überhitzten  Dampfes  sehr  gut 
ausgebildet  und  beliebt  war.  Auch  sind  in  den 
angeführten  Ländern  die  Brennstoffkosten  ver- 
hältnismäßig   hoch,    so    daß    eine    möglichste 
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Steigerung  der  Wirtschaftlichkeit  der  Lokomotive 
angestrebt  wird.  In  Preußen  hatte  neben 
V.  Borries  auch  Leitzmann  die  Entwicklung 
der  V.  sehr  gefördert.  Ab  1894  erschienen 
auf  den  PreufJischen  Staatsbahnen  sehr  voll- 
kommene vierzylindrige  V.,  die  zunächst  der 
wohlgelungenen  französischen  Bauart  De  G 1  eh  n 
entstammen,  später  aber  auch  eine  selbständige 
Bauform  nach  v.  Borries  darstellen.  In  Süd- 
deutschland wird  die  V.  ganz  besonders  in 
Baden  durch  Courtin,  in  Bayern  durch  die 
Lokomotivfabrik  J.  A.  M  äff  ei,  in  Sachsen 
durch  Lindner,  in  Württemberg  durch  Kittel 
gefördert.  Dagegen  hat  man  in  Preußen  nach 
Einführung  des  Heißdampfes  die  V'erbundwir- 
kung  nahezu  völlig  aufgegeben.  In  Österreich 
wurde  die  V.  nach  einigen  vorhergegangenen 
vereinzelten  Versuchen  von  Gölsdorf  im 
Jahre  1SQ3  eingeführt.  Es  wurde  zunächst  eine 
größere  Zahl  von  kräftigen  zweizylindrigen  V. 
geschaffen,  die  nicht  nur  in  der  Gesamtanlage, 
sondern  auch  in  den  Einzelteilen  von  Gölsdorf 
so  musterhaft  durchgebildet  waren,  daß  sie 
noch  gegenwärtig  als  vielfach  nachgeahmte 
Vorbilder  gelten.  Die  von  Gölsdorf  in  den 
Niederdruckschieberspiegel  verlegte  Anfahrvor- 
richtung macht  alle  vielteiligen  und  unzuver- 
lässig wirkenden  Wechselventile  überflüssig. 
Im  Jahre  1901  führt  Gölsdorf  für  die  öster- 
reichischen Staatsbahnen  die  erste  vierzylindrige 
V.  nach  einer  sehr  einfachen  Bauart  aus.  Als 
1908  hoch  überhitzter  Dampf  im  Lokomotiv- 
betrieb zur  Einführung  gelangt,  tritt  Gölsdorf 
im  N^erein  mit  süddeutschen  Fachleuten  für 
die  Beibehaltcmg  der  V'erbundwirkung  ein.  Es 
folgen  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
zahlreiche  Heißdampf-V'erbundlokomotiven,  die 
z.  T.  sehr  starke  Gebirgslokomotiven  mit  5  und 
6  gekuppelten  Achsen  sind. 

Bei  der  V.  wird  der  Dampf  in  2  Dampf- 
zylindern hintereinander  zur  Dehnung  gebracht. 
Der  erste  Zylinder  von  kleinerem  Durchmesser, 
der  Hochdruckzylinder,  setzt  nur  einen  Teil  des 
Wärmegefälles  in  Arbeit  um.  Der  Dampf  tritt 
dann  in  einen  Zwischenbehälter  (Aufnehmer 
oder  Receiver),  der  den  Dampf  an  den  Nieder- 
druckzylinder abgibt.  Sind  die  Kurbelwinkel 
zwischen  dem  Gestänge  des  Hoch- und  Nieder- 
druckzylinders 90°,  so  muß  der  Aufnehmer 
einen  ziemlich  großen  Inhalt  aufweisen,  um 
einen  schädlichen  Rückdruck  auf  den  Hoch- 
druckkolben zu  vermeiden.  Sind  Hochdruck- 
und  Niederdruckkolben  dagegen  gleich  oder 
gegenläufig,  so  braucht  der  Aufnehmer  keinen 
größeren  Querschnitt  zu  erhalten,  als  ihm  als 
Dampfleitungsrohr  zukommt.  Durch  die  Deh- 
nung in  2  Dampfzylindern  hintereinander  werden 
folgende  Vorteile  der  Verbundwirkung  erreicht: 


1.  Verminderte  innere  Abkühlung,  weil  die 
mittlere  Zylinderwandtemperatur  gegenüber  der 
Temperatur  des  einströmenden  und  ausströ- 
menden Dampfes  keine  so  großen  Unterschiede 
aufweist,  als  an  Maschinen  mit  einfacher 
Dampfdehnung. 

2.  Es  kann  die  gleiche  oder  selbst  eine 
größere  Gesamtdehnung  des  Dampfes  mit  viel 
größeren  Füliungsgraden  erreicht  werden  als 
bei  der  Maschine  mit  einfacher  Dampfdehnung. 
Größere  Füllungen  werden  aber  von  den 
für  Lokomotiven  ausschließlich  verwendeten 
Schwingensteuerungen  weit  vorteilhafter  geboten. 

3.  Da  die  größten  Kolbendrucke  an  V.  bei 
gleicher  Zugkraft  kleiner  ausfallen  als  an  Loko- 
motiven mit  einfacher  Dampfdehnung,  so  ist 
an  V.  eine  Verminderung  der  Maschinenreibung 
zu  erwarten.  Ganz  besonders  gilt  dies  für  die 
vierzylindrigen  Lokomotiven,  wo  sich  ein  Teil 
der  Kräfte  innerhalb  des  Triebwerkes  ausgleicht. 

4.  Durch  Abstufung  der  Drucke  in  2  Zylin- 
dern ergibt  sich  eine  Verringerung  der  Leck- 
verluste durch  Kolben  und  Schieber. 

Diese  Vorteile  der  V.  kommen  durch  eine 
Verminderung     des      Dampfverbrauchs     von 

15  —  25%  zum  Ausdruck,  wenn  es  sich  um 
Naßdampf  mit  einem  Kesseldruck  von   12  bis 

16  Atm.  handelt.  Die  Verminderung  des  Kohlen- 
verbrauchs hält  gewöhnlich  mit  der  \'er- 
minderung  des  Dampfverbrauchs  Schritt,  wenn 
in  beiden  Fällen  der  Lokomotivkessel  gleich 
beansprucht  ist.  Hat  die  V.  gleiche  Hauptab- 
messungen wie  die  Zwillingslokomotive,  so 
kann  erstere  bei  gleicher  Kesselbeanspruchung 
eine  entsprechende  .Wehrleistung  hen-orbringen, 
die  oft  mehr  geschätzt  wird,  als  die  Vermin- 
derung des  Brennstoffverbrauchs.  Werden  beim 
Vergleich  beider  Lokomotivbauarten  gleiche 
Leistungen  zugrunde  gelegt,  so  ist  die  Steigerung 
der  Wirtschaftlichkeit  oft  noch  größer,  da  der 
minder  beanspruchte  Kessel  einen  besseren 
Wirkungsgrad  ergibt.  An  Lokomotiven  mit 
hoch  überhitztem  Dampf  ist  der  Gewinn  durch 
die  Verbundwirkung  nicht  so  bedeutend,  da  dieser 
Dampf  für  die  .Abkühlungsverluste  im  Dampf- 
zylinder minder  empfindlich  ist.  Der  Gewinn 
durch  die  Verbundwirkung  beschränkt  sich  an 
Heißdampflokomotiven  auf  10-15%.  Bei  den 
gegenwärtig  gewaltig  gesteigerten  Brennstoff- 
kosten spielt  dieser  Betragjetzt  eine  größere  Rolle 
als  vor  dem  Krieg.  Es  ist  daher  ziemlich 
sicher  anzunehmen,  daß  die  \'erbundwirkung 
in  der  nächsten  Zeit  auch  an  Heißdampfloko- 
motiven stärkere  Verbreitung  finden  wird,  um- 
somehr  als  die  Verbesserung  der  Wirtschaftlich- 
keit durch  die  Verbundwirkung  auch  bei  minder 
gutem  Erhaltungszustand  bestehen  bleibt.  Die 
Verbundwirkung  ist  an    einen  hohen  Dampf- 
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druck  gebunden.  Die  .'\n\vendung  der  zweifachen 
Dampfdehnung  bei  Kesseldrucken  von  weniger 
als  13  Atm.  Überdruck  erscheint  unzweckmäßig. 
Da  an  raschfahrenden  Lokomotiven  des  guten 
Massenausgleichs  wegen  oft  vierzylindrige  Bau- 
arten gewählt  werden,  so  ist  es  naheliegend, 
für  solche  Lokomotiven  auch  die  Verbundwir- 
kung zu  verwenden.  Auch  wird  oft  wegen  der 
erwünschtenVerringerung  der  Abmessungen  eine 
Vermehrung  der  Z\linderzahl  vorgenommen. 

Neben  den  Sondereinrichtungen  für  die  An- 
fahrvorrichtung sind  an  V.  auch  noch  gewöhn- 
lich besondere  Eigenheiten  an  den  Steuerungen 
notwendig.  An  zweizylindrigen  V.  mit  kleinem 
Zylinderraumverhältnis  sind  die  Steuerungen 
oft  beiderseits  gleich  ausgeführt,  so  daß  sich 
auch  gleiche  Füllungen  in  beiden  Dampf- 
zylindern einstellen.  Bei  größerem  Zylinder- 
raumverhältnis sind  die  Steuerungen  gewöhnlich 
derart  ausgebildet,  daß  die  Niederdruckz\linder 
größere  Füllung  erhalten  als  die  Hochdruck- 
zylinder. Man  trachtet,  dies  durch  gewisse 
Änderungen  einzelner  Teile  in  den  Steuerungs- 
gestängen zu  erreichen,  während  beide  Steuerun- 
gen sonst  möglichst  gleichartig  ausgeführt 
werden.  Die  Umsteuerung  wird  für  beide  Trieb- 
werke gemeinsam  besorgt.  An  den  vierzylindrigen 
V.  der  Bauart  De  Glehn  besitzen  die  Hoch- 
und  die  Niederdruckzylinder  vollständig  ge- 
trennte Steuerungen,  die  vom  Lokomotivführer 
mit  besonderen  Umsteuerungen  nach  Belieben 
getrennt  eingestellt  werden  können.  Diese  Bau- 
art besitzt  den  \'orteil,  daß  es  möglich  ist,  jeweils 
die  vorteilhaftesten  Füllungen  in  beiden  Zylinder- 
gruppen anzuwenden,  die  vom  Grad  der  Bean- 
spruchung und  von  der  Fahrgeschwindigkeit 
abhängig  sind.  Es  setzt  dies  jedoch  eine  ganz 
besondere  Vertrautheit  des  Lokomotivführers 
mit  den  Eigenheiten  der  V.  voraus  und  nimmt 
auch  seine  Aufmerksamkeit  in  höherem  Grad 
in  Anspruch.  Man  hat  daher  bei  anderen 
vierzylindrigen  Bauarten  die  Steuerungen  beider 
Zylindergruppen  wieder  in  eine  feste  Abhängig- 
keit gebracht,  wobei  jedoch  die  zusammen- 
gehörigen, zweckmäßigsten  Füllungen  möglichst 
angestrebt  werden.  Um  die  ohnehin  große  Viel- 
teiligkeit  vierzylindriger  V.  einzuschränken,  hat 
man  vielfach  versucht,  die  Steuerung  je  eines 
Hoch-  und  Niederdruckzylinders  derart  zusam- 
menzulegen, daß  mit  einem  Steuerungsgestänge 
das  Auslangen  gefunden  wird,  so  daß  an  vier- 
zylindrigen V.  nur  2  äußere  Steuerungen  vor- 
handen sind.  G  ö  1  s  d  o  r  f  hat  für  einige  seiner  vier- 
zylindrigen V.  diese  Anordnungen  noch  weiter 
vervollkommnet,  indem  auch  die  Schieber  eines 
Hoch-  und  Niederdruckzylinders  in  einer 
Schieberbüchse  auf  eine  gemeinsame  Schieber- 
stange gebracht   sind.   Ein   sehr  weitgehender 


Unterschied  in  den  Füllungen  beider  Dampf- 
zylinder ist  dann  allerdings  nicht  möglich. 
Hinsichtlich  der  Dampfverteilung  an  V.  wäre 
noch  zu  bemerken,  daß  auf  möglichst  große 
Eröffnungen  der  Einströmkanäle  Wert  zu  legen 
ist,  da  Druckabfälle  schädlich  wirken.  In  den 
Hochdruckzylindern  muß  Vorsorge  getroffen 
werden,  daß  die  Kompression  nicht  größer 
wird  als  erwünscht,  da  diese  besonders  bei 
großem  Aufnehmerdruck  vor  dem  Hubende 
bis  über  den  Einströmdruck  hinaus  ansteigen 
kann.  Die  Kompression  im  Niederdruckzylinder 
ist  von  Wichtigkeit,  da  sie  für  die  Bestimmung 
des  Aufnehmerdrucks  mit  von  Einfluß  ist. 
Das  Voreinströmen  muß  in  den  Niederdruck- 
zylindern  viel  reichlicher  gewählt  werden  als 
in  den  Hochdruckzylindern.  Wird  die  Höchst- 
füllung in  allen  Zylindern  nicht  unter  90  % 
gewählt,  so  vollzieht  sich  das  Anfahren  auch 
bei  minder  vollkommenen  Anfahrvorrichtungen 
meist  klaglos.  Sonderbarerweise  machen  von 
diesem  wirksamen  Mittel  nur  wenige  Bauarten 
Gebrauch.  Es  gibt  V.  mit  nur  75  %  Höchst- 
füllung. Bei  vielen  Anfahrvorrichtungen,  z.  B. 
der  von  Qölsdorf,  Lindner  u.  s.  w.  ist  diese 
mit  der  Steuerung  zwangläufig  vereinigt,  so 
daß  beim  Überschreiten  gewisser  Füllungen 
Frischdampf  in  den  Aufnehmer  tritt.  Werden 
diese  Füllungen  bei  starker  Anstrengung  der 
Lokomotiven  dauernd  verwendet,  so  tritt  aller- 
dings ein  unnötiger  Dampfverlust  ein. 

Eine  besondere  Art  von  V.  sind  die  Dreh- 
gestell-Lokomotiven der  Bauart  Mallet.  Zur  Ver- 
besserung des  Bogenlaufs  bestehen  diese 
Lokomotiven  aus  2  Gestellen.  Das  führende 
Gestell  ist  deichselartig  an  ein  Hauptgestell 
gekuppelt.  Letzteres  trägt  auch  den  Kessel, 
der  vorne  beweglich  auf  dem  Drehgestell  ruht. 
Das  Hauptgestell  und  das  Drehgestell  hat  ge- 
wöhnlich die  gleiche  Zahl  von  gekuppelten 
Achsen.  (An  den  stärksten  nordamerikanischen 
Lokomotiven  werden  bereits  bis  zu  5  gekuppelte 
Achsen  in  einem  Gestell  verwendet.)  Das 
Hauptgestell  wird  von  den  Hochdruck-,  das 
vordere  Drehgestell  von  den  Niederdruck- 
zylindern angetrieben.  Da  der  Kessel  mit  dem 
Hauptgestell  fest  verbunden  ist,  so  entfallen 
hier  bewegliche  Dampfrohre.  Das  Aufnehmer- 
rohr zwischen  den  Hoch-  und  den  Nieder- 
druckzylindern erhält  eine  große  Länge,  so 
daß  es  für  den  nicht  sehr  großen  Ausschlag- 
winkel leicht  genügend  beweglich  hergestellt 
werden  kann,  wobei  noch  der  niedrige  Druck 
des  Aufnehmerdampfes  etwa  nötige  Dichtungen 
erleichtert.  Der  Abdampf  der  Niederdruck- 
zylinder wird  durch  bewegliche  Rohre  zum 
Blasrohr  geführt.  Die  Steuerungen  beider  Ge- 
stelle   werden    gleichzeitig    verlegt.    Nachdem 
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ursprünglich  die  Mallet-Lokomotiven  nur  ver- 
einzelt Anwendung  fanden,  sind  sie  gegen- 
wärtig insbesondere  für  sehr  große  Zugkräfte 
im  Qüterzugdienst  für  Oebirgsstrecken  beliebt. 
Die  hauptsächlichsten  Nachteile  der  V.  sind: 

1.  Das  Anfahren  erfordert  besondere  Ein- 
richtungen, die  bei  gewissen  Bauarten  nicht 
vollkommen  zuverlässig  sind.  Selbst  bei  voll- 
kommenen Anfahrvorrichtungen  steht  die  größte 
Zylinderzugkraft  der  V.  gegen  jene  der  Zwillings- 
lokomotive gleicher  Grundbauart  zurück. 

2.  Die  Verteilung  der  Arbeit  auf  beide  Zylinder 
ist  nur  unter  gewissen  Verhältnissen  vorhanden. 
Allerdings  hat  sich  im  Betrieb  gezeigt,  daß 
selbst  stärkere  Unregelmäßigkeiten  an  zweizylin- 
drigen  V.  ohne  Nachteil  bleiben.  Vierzylindrige 
V.  sind  in  dieser  Hinsicht  noch  unempfindlicher. 

3.  Durch  die  Verwendung  der  Niederdruck- 
zylinder mit  größerem  Durchmesser,  durch 
den  Aufnehmer  und  die  Anfahrvorrichtung 
wird  das  Gewicht  gegen  Zwillingslokomotiven 
etwas  erhöht. 

4.  Eine  unerwünschte  Folge  des  großen 
Zylinderrauminhalts  der  Niederdruckzylinder 
ist  der  größere  Laufwiderstand  der  V.  im  Leer- 
lauf, der  besonders  bei  raschfahrenden  Loko- 
motiven von  Nachteil  ist.  Solche  Lokomotiven 
müssen  daher  wirksame  Mittel  erhalten,  die 
sonst  beträchtliche  Luftpumparbeit  im  Leerlauf 
zu  verringern. 

Aus  diesen  Darstellungen  geht  zur  Genüge 
hervor,  daß  der  Entwurf  von  erfolgreichen  V. 
erheblich  schwieriger  ist  als  von  Lokomotiven 
mit  einfacher  Dampfdehnung,  da  nur  inner- 
halb gewisser  Grenzen  die  Vorteile  gegenüber 
den  Nachteilen  zur  Wirkung  gelangen.  Leider 
ist  dieser  Umstand  nicht  immer  genügend  ein- 
geschätzt worden.  Es  besteht  eine  Anzahl  un- 
vollkommener V.  bei  vielen  Eisenbahnver- 
waltungen, die  dazu  beiträgt,  das  Ansehen  der 
Verbundwirkung  herabzusetzen.  Trotzdem  ist 
zu  hoffen,  daß  die  Verbundwirkung  im  Loko- 
motivbau eine  Zukunft  besitzt.  Die  wissen- 
schaftliche Auswertung  der  vorliegenden  Er- 
fahrungen, namentlich  an  Heißdampf-Verbund- 
lokomotiven, ist  eine  wichtige  Grundlage 
hierfür.  Sanzin  f. 

Anfahrvorrichtungen. 

V.  mit  nur  einem  Hochdruckzylinder  würden, 
da  ohne  besondere  Vorkehrung  bloß  diesem  allein 
Dampf  zugeführt  wird,  bei  ungünstiger  Hochdruck-, 
Kurbel- oder  Schieberstelhuig  überhaupt  nicht  anfahren 
können.  Dagegen  würden  solche  mit  mehr  als  einem 
Triebwerk  ein  Anfahren  unter  Belastung,  zu  welchem 
unbedingt  das  ganze  Reibungsgewicht  herangezogen 
werden  muß,  nur  mit  dem  Hochdrucktriebwerk  allein 
vollführen,  also  die  Hälfte  oder  =,'3  des  Reibungs- 
gewichtes ungenutzt  lassen. 

V.  dieser  Bauarten  müssen  daher  mit  Anfahrvor- 
richtungen versehen  sein. 


\'.  mit  nur  einem  Iriebwerk  und  2  Hoclidruck- 
zylindern  können  ohne  besondere  Vorkehrungen 
anfahren,  man  verzichtet  aber  nicht  gerne  auf  die 
Leistung  der  großen  Niederdruckzylinder  und  ver- 
sieht deshalb  auch  solche  Lokomotiven  mit  Anfahr- 
vorrichtungen. 

Anfahrvorrichtungen  ermöglichen  zur  Erreichung 
ihres  Zweckes  gedrosseltem  Prischdampf  Zutritt  in 
den  Verbinder  bzw.  Niederdruckschieberkasten  oder 
z\ir  Hoch-  bzw.  Niederdruckzylindermitte.  Sie  können 
automatisch  wirkend  derart  eingerichtet  sein,  daß 
sie  nur  bei  geringer  Öffnung  des  Regulators  oder 
auch  bei  weit  ausgelegter  Steuerung  zur  Wirkung 
kommen,  mithin  der  Willkür  des  Führers  entzogen 
sind;  oder  sie  können  durch  einen  Handzug  ein-  und 
ausgeschaltet  werden,  so  daß  die  Fahrt  nach  dem 
Willen  des  Führers  mit  Zwillings-  oder  Verbund- 
wirkung erfolgt.  Andere  wieder  sind  derart  eingerichtet, 
daß  zwar  die  Einschaltung  durch  den  Führer  erfolgt, 
die  Rückstellung  auf  Verbundwirkung  aber  von  der 
in  Gang  gekommenen  Maschine  selbst  besorgt 
wird. 

Bei  der  Anfahrvorrichtung  von  Borries  aus  dem 
Jahre  1S80  ist  die  oft  gebräuchliche  Einrichtung  des 
Regulatorschiebers  mit  Schleppschieber  (Die  Loko- 
motive 1908,  H.  5,  S.99)  derart  abgeändert,  daß  dieser 
durch  einen  Kanal  gedrosselten  Frischdampf  in  den 
Verbinder  einläßt,  anderseits  Frischdampf  hinter  den 
Hauptschieber  und  mithin  zum  Hochdruckzylinder. 
Bei  weiterer  Öffnung  des  Regulators  wird  der  Kanal 
geschlossen,  so  daß  die  Prischdampfzufuhr  zum 
Niederdruck  unterbrochen  wird.  Eine  ähnliche  Kon- 
struktion ist  die  von  Zara  (Die  Lokomotive  1916, 
H.  11,  S.  227,  Abb.  4).  Der  im  Verbinder  auftretende 
Gegendruck  verhinderte  bei  ungünstiger  Kurbel- 
stellung das  Anfahren,  so  daß  von  dieser  Vorrichtung 
abgegangen  wurde. 

Bei  Drei-  und  Vierzylinder-Verbundlokomotiven 
fand  sie  neuerdings  ihrer  Einfachheit  wegen  Eingang; 
doch  wird  hierbei  häufig  von  der  Frischdampfleitung 
zum  Niederdruck  eine  mit  Rückschlagventil  versehene 
Abzweigung  zur  Hochdruckzylinder-Mitte  geführt, 
durch  welche  der  Hochdruckkolben  auch  nach  Schluß 
der  Einströmung  Druck  erhält,  der  den  Verbinder- 
gegendruck aufhebt. 

Spätere  Anfahrvorrichtungen  von  Borries  sind 
durch  ein  den  Verbinder  gegen  den  Hochdruckaus- 
laß sperrendes  Tellerventil  gekennzeichnet.  Das  Teller- 
ventil wird  entweder  beim  Anfahren  durch  den  zum 
Verbinder  strömenden  Frischdampf  oder  vor  dem 
Anfahren  vom  Führer  durch  einen  Handzug  ge- 
schlossen; hierdurch  wird  jeder  schädliche  Gegen- 
druck auf  den  Hochdruckkolben  verhindert,  so  daß 
die  Lokomotive  sicher  anfahren  kann. 

Der  dem  Hochdruckzylinder  entströmende  Dampf 
steigert  seine  Spannung  so  lange,  bis  diese  den 
Verbiuderdruck  überwiegt,  das  Tellerventil  öffnet 
und  so  zum  Niederdruck  gelangt,  womit  die  Ver- 
bimdwirkung  hergestellt  ist.  Durch  das  Öffnen  des 
Tellerventils  wird  die  Frischdampfzuführung  zum 
Verbinder  gesperrt.  Bei  neueren  Ausführungen  dieser 
Vorrichtung  ist  vor  dem  Tellerventil  noch  ein  Hilfs- 
auspuff für  den  Hochdruck  vorgesehen,  so  daß  die 
Lokomotive  während  des  Anfahrens  regelrecht  als 
Zwilling  arbeitet;  dieser  Auspuff  schließt  sich  eben- 
falls beim  Öffnen  des  Tellerventils,  womit  Verbund- 
wirkung eintritt  (Bauer-Stürzer  1911,  S.  267  und  268, 
Abb.  249  und  230). 

Die  Anfahrvorrichtung  von  Maffei  steht  bei 
von  dieser  Firma  gebatUen  Vierzylinder-Verbund- 
lokomotiven in  Verwendung.  Durch  Füllventile,  die 
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bei  ganz  ausgelegter  Steuerung  betätigt  werden,  er- 
lialten  die  Niederdruckzylinder  gedrosselten  Friscli- 
dampf,  während  die  Hochdruckzylinder  durch  Druck- 
ausgleich hähne  kurz  geschlossen  werden.  Infolgedessen 
können  sich  auf  den  Huchdruckkolben  keine  Ver- 
bindergegendrucke bemerkbar  machen.  Die  Lokomo- 
tiven fahren  bloß  mit  den  Niederdruckzylindern 
allein  an.  Bei  Zurücknahme  der  Steuerung  auf 
kleinere  Füllungsgrade  tritt  durch  Schlielkn  der 
Füllventile  und  Ausgleichhähne  Verbundwirkung  ein. 

Die  ältere  Anfahrvorrichtung  nach  Bauart  Lind- 
ner betätigt  bei  voll  ausgelegter  Steuerung  einen 
Hahn,  der  gedrosselten  Frischdampf  in  den  Nieder- 
druckschieberkasten strömen  läßt;  diese  Einströmung 
wird,  damit  unnützer  Dampfverlust  und  ungleiche 
Zylinderkräfte  vermieden  werden,  durch  einen  Hilfs- 
schieber von  gleicher  Bewegung  und  Überdeckung, 
wie  sie  der  Niederdruckschieber  hat,  gesteuert.  Um  den 
im  Verbinder  auftretenden  Gegendruck  zu  paraly- 
sieren, sind  in  den  inneren  (Ausströmungs-)  Über- 
deckungen des  Hochdruckschiebers  kleine  Ent- 
lastungsbohrungen oder  Schlitze  angebracht,  durch 
die  ein  .»Xusgleich  des  Hochdruckes  herbeigeführt 
wird   (Bauer-Stürzer    1911,    S.  264,  Abb.  243-245). 

Die  neuere  Bauart  Lindner  verwendet  statt 
des  Hilfsschiebers  einen  doppelten  Kolbenschieber, 
welcher  auf  der  Niederdruckschieberstange  sitzt,  da- 
her deren  Bewegungen  mitnehmen  muß.  Dieser 
Schieber  steuert  in  geeigneter  Weise  Frischdampf- 
zuströmungen  durch  enge  Rohrleitungen  und  Hähne, 
die  nur  bei  voll  ausgelegter  Steuerung  geöffnet  sind, 
zur  Hoch-  und  Niederdruckzylindermitte.  Der  auf 
diese  Weise  in  den  Hochdruckzylinder  gekommene 
Dampf  geht  durch  den  Verbinder  in  den  Nieder- 
druckscliieberkasten  und  von  hier  durch  einen  der 
Finströmkanäle  in  den  Niederdruckzylinder;  sollte 
der  Niederdruckschieber  gerade  schließen,  so  geht 
der  Dampf  durch  den  Anfahrkolbenschieber  nach 
Niederdruckzylindermitte.  Der  Hochdruckschieber 
ist  ebenfalls  mit  Entlastungsbohrungen  oder  Schlitzen 
versehen  (Bauer-Stürzer  1911,  S.  264  u.  265,  Abb.  246 
u.  247). 

Die  Anfahrvorrichtung  Bauart  Gölsdorf  ver- 
meidet jeden  komplizierten  oder  bewegten  Bestand- 
teil, wie  deren  mehr  oder  weniger  allen  anderen 
Anfahrvorrichtungen  eigen  sind.  Die  Zuführung 
von  Frischdampf  zum  Niederdruck  erfolgt  durch  enge 
Rohre,  die  vom  Hochdruckeinströmrohr  oder  Hoch- 
druckschieberkasten ausgehen  und  in  2  geeignet  ange- 
brachte Bohnmgen  im  Niederdruckschiebergesicht 
enden.  Diese  Bohrungen  werden  vom  Niederdruck- 
schieber selbst  gesteuert  in  der  Weise,  daß  sie  nur  bei 
weit  ausgelegter  Steuerung  geöffnet  werden  und  daß  ein 
schädlicher  Gegendruck  im  Verbinder  auftreten  kann 
(Katalog  Alex  Friedmann  1902,  S.  16,  Abb.  10-  14). 

Gölsdorf  wies  vor  langer  Zeit  schon  nach,  daß 
ein  sicheres  Anfahren  bei  Dampflokomotiven  im 
allgemeinen  am  besten  durch  eine  Steuerung  mit 
möglichst  großem  Füllungsgrad  (bis90';i  und  mehr) 
erreichbar  ist  und  verwendete  lange  Kulissen  und 
eventuell  Bohrungen  oder  Schlitze  in  den  Einström- 
kanten der  Schieber.  Zur  Verminderung  der  beim 
Anfahren  unerwünschten  Kompression  werden  im 
Hochdruckschieber  Überströmkanäle  über  '/j  der 
Schieberbreite  angeordnet.  Die  Gölsdorfsche  Anfahr- 
vorrichtung ist  zweifellos  die  einfachste,  ein  Ver- 
sagen so  gut  wie  ausgeschlossen. 

Die  Anfahrvorrichtung  Bauart  Ranafier  besteht 
aus  einem  mit  Federkraft  auf  seinen  Sitz  gedrückten 
kleineu  Tellerventil.  Durcu  einen  vom  Führerstand 
aus   mit    Handzug   stellbaren    Kolbenschieber   wird 


Frischdampf  zu  dem  Ventil  geführt,  der  dasselbe 
auf  Offnen  beansprucht;  hierdurch  wird  eine  an  der 
Ventilspindel  angebrachte  Rolle,  ähnlich  wie  bei  der 
Lenz-Ventilsteuerung,  gegen  die  mit  Steuerungseinker- 
bungen versehene  Hochdruckschieberstange  gedrückt, 
so  daß  kraftschlüssige  Steuerung  des  Ventils  erfolgt. 

Das  Ventil  öffnet  und  schließt  in  geeigneter 
Weise  die  Frischdampfzuleitung  nach  Hochdruck- 
zylindermitte derart,  daß  der  auf  den  Hochdruck- 
kolben ausgeübte  Druck  immer  im  Sinne  der  ge- 
wünschten Bewegung  erfolgen  muß,  also  nie  schäd- 
licher Gegendruck  entstehen  kann. 

Bekommt  der  Hochdruck  zu  Beginn  des  Anfahrens 
durch  das  Ventil  keinen  Dampf  oder  ist  seine  Kurbel- 
stellung ungünstig,  so  wird  durch  weitere  Verstellung 
des  Kolbenschiebers  dem  Frischdampf  der  Weg  zum 
Verbinder  und  somit  zum  Niederdruck  geöffnet,  der 
dann  sicher  anfährt.  Nach  einigen  Umdrehungen 
des  Triebwerks  läßt  der  Führer  den  Handzug  des 
auf  Selbstschließen  eingerichteten  Kolbenschiebers 
los,  der  Schieber  geht  zurück  und  schließt  beide 
Hilfsleitungen,  das  Tellerveutil  schließt  sich  und 
kommt  außer  Kontakt  mit  der  Steuerkurve;  hierdurch 
ist  reine  Verbundwirktmg  für  jeden,  auch  für  den 
größten  Füllungsgrad  erreicht,  im  Gegensatz  zu  den 
Vorrichtungen  von  Lindner,  Maffei  und  Göllsdorf, 
die  bei  großen  Füllungsgraden  Frischdampf  in  den 
Niederdruckzylinder  einlassen  (Die  Lokomotive, 
S.  256,  Abb.  70,  Katalog  der  Hanomag,  1910,  Nr.  220, 
S.  16). 

Die  Anfalirvorrichtung  Bauart  de  Glehn,  bei 
Vierzylinder-Verbundlokomotiven  in  Verwendung 
stehend,  bedient  sich  für  jedes  Zylinderpaar  eines 
der  Längsrichtung  nach  in  den  Verbinder  einge- 
bauten Drehschiebers,  der  je  nach  seiner  Stellung 
den  Verbinder  mit  dem  Niederdruckschieberkasten 
oder  dem  Auspuff  verbindet. 

Die  symmetrisch  angeordneten  Drehschieber  sind 
durch  Kuppelstangen  und  Kurbeln  verbunden  und 
werden  von  einem  mit  Preßluft  oder  Dampfdruck 
vom  Führerstand  aus  bedienten  Schaltzylinder  (Servo- 
motor) gestellt.  Außerdem  kann  der  Führer  durch 
dünne  Rohrleitungen  gedrosselten  Frischdampf  in 
die  Niederdruckschieberkästen  einlassen.  Daraus 
folgen  4  verschiedene  Schaltungsmöglichkeiten: 

1.  Verbundwirkung  als  Regel  für  den  Beharrungs- 
zustand; 

2.  Vierlingswirkung  mit  Frischdampf  in  allen 
vier  Zylindern  für  das  Anfahren; 

3.  Zwillingswirkung  der  Flochdruckzylinder  allein; 

4.  Zwillingsvvirkung  der  Niederdruckzylinder  allein. 
Die  beiden  letzten  Schaltungen  als  Notbehelf  im 

Fall  der  Beschädigung  einer  der  beiden  Expan- 
sionsstufen (Die  Lokomotive  1906,  H.  5,  S.  78,  Abb.  8). 
Eine  ähnliche  Anfahrvorrichtung  von  Bors  ig  ver- 
wendet an  Stelle  der  Drehschieber  Umschalthähne; 
die  Frischdampfzuführung  zu  den  Niederdruck- 
schiebern  wird  hierbei  zwangläufig  bei  Stellung 
der  Hähne  auf  Hochdruckauspuff  geöffnet  (Die 
Lokomotive  1904,  H.  5,  S.  103). 

Die  Anfahrvorrichtung  Bauart  Dultz  besteht  aus 
einem  vom  Führerstand  aus  durch  Handzug  in 
doppelwandigem  Gehäuse  verstellbaren  Wechsel- 
Rohr-Kolbenschieber,  der  in  seinen  Endlagen  ent- 
weder den  Hochdruckabdampf  in  den  Verbinder 
führt,  womit  Verbundwirkung  erzielt  wird,  oder  zum 
Blasrohr  leitet  und  gedrosselten  Frischdampf  in  den 
Verbinder  einläßt,  in  welchem  Fall  Zwillingswirkung 
eintritt  (Die  Lokomotive  1907,  H.  9,  S.  167). 

Eine  Verbesserung  dieser  Konstruktion  ist  die 
Anfahrvorrichtung  der  Eisenbahndirektion  Magde- 
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bürg,  die  einen  Rohr- Wechselschieber  verwendet  und 
in  die  Frischdampfleitung  zum  Verbinden  ein  Druck- 
verminderungsventil  einbaut,  um  zu  große  Kräfte 
am  Niederdruck  zu  verhindern  (Bauer-Stürzer  1911, 
S.270,  Fig.  252,  253). 

Mallet  verwendete  bei  seiner  Zweizylinder-Ver- 
bundlokomotive, der  ersten  ihrer  Art  und  der  ersten 
V.  überhaupt,  als  Anfahrvorrichtung  einen  Wcchsel- 
flachschieber,  der  willkürliche  Einstellung  auf  Ver- 
bundwirkung oder  Zwillingswirkung  erlaubte. 

Anfahrvorrichtungen,  deren  Einstellung  auf  Ver- 
bund- oder  Zwillingswirkung  rein  vom  Gutdünken 
des  Führers  abhängt,  haben  zwar  den  Vorteil,  die 
Lokomotive  beliebig  forcieren  zu  können,  aber  auch 
den  Nachteil,  daß  bei  unnötig  häufiger  Benutzung 
der  Zwillingsschaltung  die  Wirtschaftlichkeit  infolge 
der  Verwendung  gedrosselten  Frischdampfes  für  den 
Niederdruck  stark  beeinträchtigt  wird,  ja  unter  das 
Maß  jener  der  Lokomotiven  mit  einfacher  Dampf- 
dehnung sinken  kann.  Schmidt. 

Literatur:  Brückmann,  Beitrag  zur  Geschichte 
derVerbundlokomotive.  Organ  1890,  S.  294  und  1891, 
S.  192;  Die  Verbundlokomotive  in  Nordamerika. 
Ztschr.  dt.  Ing.  1894,  S.  1213.  -  Sanzin,  Die 
Verbundlokomotive  in  England.  Verhandl.  des 
Gewerbefleißes  1896,  S.  91.  -  Troske,  Allge- 
meine Eisenbahnkunde.  IL  Teil,  S.  222.  —  GuiUery- 
Stockert,  Handbuch  des  Eisenbahnmaschinenwesens. 
Bd.  1,  S.  251.  —  Gölsdorf,  Anfahrvorrichtung. 
Organ  1894.  -  Kühl,  Neue  Bestrebungen  im 
Lokomotivbau.  —  Mallet,  Etüde  sur  les  locomo- 
tives  de  montagne.  Memoires  de  la  societe  des 
Ingenieurs  civiles.  August  1912.  —  Metzeltin,  Die 
neuen  preußischen  Verbundlokomotiven.  Ztschr.  dt. 
Ing.  1909,  S.  641.  -  Dawner,  Vierzylinderverbund- 
Heißdampflokomotiven  der  Württembergischen  Staats- 
bahnen. Ztschr.  dt.  Ing.  1909,  S.  2069. 

Verdingung    (Submission ;    remise  ou   ad- 

jiidication ;  aggiudicazione),  das  Verfahren 
bei  Auswahl  der  Bewerber  für  die  Verge- 
bung von  Arbeiten  und  Lieferungen.  Die 
Vergebung  kann  freihändig,  auf  Grund  einer 
beschränkten  oder  einer  öffentlichen  Anbotaus- 
schreibung erfolgen.  Für  die  Wahl  der  Ver- 
gebungsart kann  nebst  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Gründen  auch  die  Rücksichtnahme 
auf  einheimische  Industrielle  und  Gewerbe- 
treibende maßgebend  sein. 

In  Österreich  wurde  die  V.  durch  eine 
Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom 
S.April  1900,  betreffend  die  Vergebung  staat- 
licher Lieferungen  und  .arbeiten  einheitlich  ge- 
regelt. 

Nach  dieser  Verordnung  hat  die  V.  in  der 
Regel  im  Wege  einer  öffentlichen  Ausschrei- 
bung zu  erfolgen. 

Beschränkte  Ausschreibungsoll  erfolgen,  wenn: 

a)  die  öffentliche  Ausschreibung  mit  militärischen 
oder  sonstigen  wichtigen  öffentlichen  Interessen  nicht 
vereinbar  wäre  oder  eine  die  Interessen  der  öffent- 
lichen Sicherheit  gefährdende  Verzögerung  der  Aus- 
führung herbeiführen  würde; 

b)  die  Lieferung  und  Arbeit  zur  Zeit  der  Aus- 
schreibung nur  von  einem  beschränkten  Kreise  von 
Unternehmern  in  geeigneter  Weise  ausgeführt  werden 
kann  oder  wenn  zur  Ausführung  besondere  Sach- 
kenntnis, Vertrauenswürdigkeit  und  Leistungsfähigkeit 


des  Unternehmers  so  wesentlich  sind,  daß  ohne 
diese  Eigenschaften  eine  entsprechende  Ausführung 
nicht  gewährleistet  ist; 

c)  der  Gesamtwert  der  Herstellung  oder  Lieferung 
einen  bestimmten  Wert  (vor  dem  Kriege  10.000  K) 
nicht  übersteigt. 

Freihändige  Vergebung  kann  erfolgen : 

a)  Bei  Nachbestellungen  bei  dem  ursprünglichen 
Ersteher,  sofern  kein  höherer  Preis  begehrt  wird  und 
sofern  diese  Nachbestellungen  nicht  mehr  als  20  «4  der 
ursprünglichen  Lieferung  oder  Arbeit  betragen.  Diese 
Beschränkungen  greifen  jedoch  nicht  Platz  in  jenen 
Fällen,  in  denen  es  sich  um  eine  Ergänzung  von 
Lieferungen  oder  Arbeiten  handelt,  die  im  Interesse 
der  Sache  nur  von  dem  ursprünglichen  Ersteher 
durchgeführt  werden  können,  insbesondere  auch  bei 
Erweiterungen  von  im  Bau  befindlichen  Bauobjekten; 

b)  bei  Lieferungen  und  Arbeiten,  die  nur  zu  Ver- 
suchs- oder  Studienzwecken  vergeben  werden ; 

c)  bei  Lieferungen  und  .Arbeiten,  die  im  Inland 
nur  von  einer  bestimmten  Unternehmung  in  ent- 
sprechender Qualität  durchgeführt  werden  können, 
oder  wenn  die  Lieferungsgegenstände,  bzw.  die  für 
Durchführung  der  Arbeiten  erforderlichen  Materialien 
oder  das  Arbeitsverfahren  Patent-  oder  Musterschutz 
genießen; 

d)  in  Fällen  dringenden  Bedarfes,  oder  wenn  die 
freihändige  Vergebung  aus  militärischen  oder  sonstigen 
wichtigen  öffentlichen  Interessen  erforderlich  erscheint ; 

e)  bei  Beschaffung  von  Monopolgegenständen  und 
mineralischen  Kohlen; 

f)  wenn  die  vergebende  Stelle  gezwungen  ist,  die 
Lieferung  oder  .Arbeit  an  Stelle  und  auf  Gefahr  Ver- 
tragsbrüchiger Ersteher  ausführen  zu  lassen ; 

g)  bei  Ersatzbestellungen  infolge  entschuldbarer 
Verzögerungen  von  Lieferungen  und  Arbeiten; 

h)  wenn  im  Wege  einer  abgehaltenen  öffentlichen 
oder  beschränkten  Ausschreibung  kein  geeignetes 
Ergebnis  erzielt  wurde; 

i)  bei  Lieferungen,  deren  Gesamtwert  (vor  dem 
Kriege)  2000  K  und  bei  Arbeiten,  deren  Gesamtwert 
(vor  dem  Kriege)  5000  K  nicht  übersteigt. 

Die  Ausschreibung  soll  dem  Anbotsteller 
alle  jene  Behelfe  an  die  Hand  geben,  die  den 
Umfang  und  die  Beschaffenheit  der  zu  ver- 
gebenden Lieferung  oder  .Arbeit  deutlich  er- 
kennen lassen  und  dem  Anbotsteller  eine  sichere 
Grundlage  für  seine  Berechnungen  bieten.  In 
der  Ausschreibung,  bzw.  in  den  Behelfen  sind 
ferner  alle  jene  Bestimmungen  anzuführen,  die 
eine  formell  richtige  Anbotstellung  ermöglichen 
und  den  Anbotsteller,  soweit  dies  vor  der 
Zuschlagerteilung  möglich  ist,  über  die  aus 
der  Anbotstellung  und  aus  der  Annahme  des 
Anbots  entstehenden  Rechtsverhältnisse  unter- 
richten. Die  der  Ausschreibung  beizugebenden 
Behelfe  bestehen  in  der  Hauptsache  aus  allge- 
meinen und  besonderen  Bedingnissen,  aus  den 
erforderlichen  Zeichnungen  und  Plänen,  Mustern, 
Beschreibungen,  Vorausmaßen,  Vertragsent- 
würfen u.  s.  w. 

Bei  Bekanntmachung  der  Ausschreibung  muß 
auf  alle  Umstände  hingewiesen  werden,  die  für 
die  Entschließung  der  Interessenten  über  die 
Beteiligung  am  Wettbewerb  von  maßgebender 
Bedeutung  sind;  insbesondere  sind  anzuführen: 


Verdingung. 


89 


a)  Die  Bezeichnung  der  ausschreibenden  Stelle 
und,  falls  dieser  die  Vergebung  nicht  zusteht,  auch 
der  vergebenden  Stelle; 

bj  der  Gegenstand  und  der  Umfang  der  Lieferung 
oder  Arbeit  nach  möglichst  genauer  Beschreibung; 
hierbei  ist  die  allfällige  Zerlegung  nach  Arbeitska.te- 
gorien  oder  Losen,  die  Zulässigkeit  von  Angeboten 
auf  Teillieferungen  sowie  der  Vorbehalt  der  geteilten 
X'ergebung  hervorzuheben ; 

c)  die  Frist  für  den  Beginn  der  Ausführung  und 
die  Erfüllung  der  Lieferung  oder  Arbeit; 

d)  die  An  der  Preiserstellung; 

e)  im  gegebenen  Fall  die  Höhe  des  Vadiums  und 
der  Kaution; 

f)  die  kalendermäßigen  Fristen  für  die  Einreichung 
und  für  die  Eröffnung  der  Angebote,  die  Bezeichnung 
der  Stelle,  bei  der  die  Angebote  einzureichen  sind 
und  bei  der  die  Eröffnung  erfolgt,  sowie  eine  Be- 
stimmung über  die  Zulassung  der  Anbotsteller  hierzu ; 

g)  die  Anführung  aller  Behelfe,  die  einen  ergän- 
zenden Bestandteil  der  Bekanntmachung  bilden,  samt 
Bestimmungen  über  die  Einsicht-  und  Abschrift- 
nahme,  allenfalls  über  den  Bezug  und  Preis  dieser 
Behelfe. 

Die  Ausschreibung  ist  in  bestimmten  Tages- 
und Fachblättern  zu  verlautbaren. 

Den  Bewerbern  ist  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
in  die  Ausschreibungsunterlagen  Einsicht  und 
allenfalls  von  ihnen  Abschrift  zu  nehmen ;  die 
Namen  derjenigen,  die  Einsicht  oder  Abschrift 
genommen  haben,  dürfen  Dritten  nicht  mitge- 
teilt werden. 

Bei  Bestimmung  der  Einreichungsfristen  ist 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  den  Be- 
werbern die  notwendige  Zeit  bleibt,  ihre  An- 
gebote durchzurechnen  und  entsprechend  vorzu- 
bereiten. Die  Angebote  sind  vom  Anbotsteller 
eigenhändig,  gegebenenfalls  firmamäßig  zu 
fertigen.  Mündliche,  telegraphische  oder  tele- 
phonische Angebote  sollen  nicht  berücksichtigt 
werden. 

Zur  festgesetzten  Frist  sind  die  eingelangten 
Anbote  kommissioneil  zu  eröffnen,  die  Namen 
der  Anbotsteller,  die  angebotene  Lieferung  oder 
Arbeiten  sowie  die  sonst  maßgebenden  beson- 
deren Umstände,  endlich  die  erstellten  Preise 
zu  verlesen.  Den  Anbotstellern  oder  deren  Be- 
vollmächtigten muß  es  freigestellt  bleiben,  der 
Eröffnungsverhandlung  beizuwohnen  und  die 
Niederschrift,  die  über  den  Gang  der  Verhand- 
lungen anzufertigen  ist,  mit  zu  unterzeichnen. 

Der  Zuschlag  ist  in  der  Regei  dem  Anbot- 
steller zu  erteilen,  der  unter  vollständiger  An- 
nahme aller  in  der  Ausschreibung  aufgestellten 
Bedingungen  das  billigste  Anbot  stellt.  Eine 
andere  Auswahl  erscheint  nur  durch  triftige 
Gründe  gerechtfertigt.  Bei  Preisunterschieden 
bis  zu  5%  über  dem  billigsten  Angebot  sind 
Kleingewerbetreibende,  insbesondere  Vereini- 
gungen solcher,  bei  sonst  gleichen  Bedingungen 
tunlichst  zu  berücksichtigen.  Unter  denselben 
Voraussetzungen  ist  die  gleiche  Berücksichtigung 


bei  Arbeiten  den  ortsansässigen  vor  auswärtigen 
Bewerbern  und  direkten  Bewerbern  um  ein- 
zelne Kategorien  der  ausgeschriebenen  Gesamt- 
arbeit vor  Generalunternehmern  angedeihen  zu 
lassen. 

Bei  Zuschlagserteilungen,  die  auf  Grund 
öffentlicher  Ausschreibung  erfolgen,  sind  die 
Namen  der  Ersteher  zu  veröffentlichen. 

Während  in  Österreich  in  der  Regel  dem 
Mindestfordernden  auf  Grund  der  mehrfach 
erwähnten  Verordnung  die  Arbeiten  zuge- 
schlagen werden,  ist  diese  Frage  des  Zu- 
schlags in  Deutschland  vielfach  umstritten. 
Die  ungünstigen  Erfahrungen,  die  mit  Unter- 
bietungen gemacht  worden  sind,  haben  1884 
die  Baugewerbetreibenden  in  Berlin  zu  dem 
Vorschlag  veranlaßt,  die  absolut  Mindest- 
fordernden grundsätzlich  auszuschließen.  Ein 
praktischer  Erfolg  war  diesem  Vorschlag  zwar 
nicht  beschieden,  dagegen  hat  ein  anderes  Ver- 
fahren, das  Mittelpreisverfahren,  eine  ziemliche 
Verbreitung  gefunden. 

Der  Vorschlag  auf  Einführung  des  Mittel- 
preisverfahrens wurde  zuerst  im  Jahre  187S  von 
Ingenieur  Dr.  Zimmermann  in  der  Deutschen 
Bauzeitung  gemacht.  Darnach  soll  aus  allen 
Angeboten  das  arithmetische  Mittel  gebildet 
und  dem  diesem  zunächst  liegenden  Angebot 
der  Zuschlag  erteilt  werden. 

Einen  weiteren  Fortschritt  bildete  der  von 
Dr.  Eberle  in  Sachsen  im  Jahre  1911  ge- 
machte Vorschlag,  demzufolge  der  Zuschlag  auf 
Grund  des  errechneten  „angemessenen  Preises" 
erfolgen  sollte.  Der  grundliegende  Unterschied 
gegen  alle  früheren  Vorschläge  liegt  darin, 
daß  die  Angebote  selbst  überhaupt  keinen  Maß- 
stab abgeben  sollen,  sondern  daß  der  „ange- 
messene Preis"  von  der  Behörde  auf  Grund 
eingehender  Berechnungen  ermittelt  und  der 
Zuschlag  dem  zunächst  kommenden  Bewerber 
erteilt  werden  soll. 

In  Preußen  bilden  die  Grundlage  der  V. 
der  Erlaß  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten 
vom  23.  Dezember  1905  und  der  das  Ver- 
dingungswesen  eingehend  regelnde  Erlaß  vom 
9.  September  1912.  Nach  diesen  Vorschriften 
darf  der  Zuschlag  nur  auf  ein  in  jeder  Beziehung 
annehmbares,  die  tüchtige  und  rechtzeitige  Aus- 
führungderbetreffenden Leistung  oder  Lieferung 
gewährleistendes  Angebot  erteilt  werden.  Aus- 
geschlossen sind  Angebote,  die  eine  in  einem 
offenbaren  Mißverhältnis  zu  der  Leistung  oder 
Lieferung  stehende  Preisforderung  enthalten, 
so  daß  nach  dem  geforderten  Preis  an  und 
für  sich  eine  tüchtige  Ausführung  nicht  er- 
wartet werden  kann. 

Die  Auswahl  unter  den  Bewerbern  ist  auch 
wesentlich   abhängig  von  der   in  Aussicht  ge- 
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nomniencn  Vertragsforni.  Vor  dem  Kriege 
waren  im  Eisenbahnbau  3  Arten  von  Bau- 
verträgen üblich: 

1 .  X'ergebung  auf  Grund  einer  festen  Pauschal- 
summe. 

2.  Vergebung  auf  Grund  von  festen  Einheits- 
preisen. 

3.  Der  reine  Selbstkostenvertrag. 

Bei  Vereinbarung  einer  festen  Pauschal- 
summe hat  der  Ersteher  die  gesamte  Arbeit 
oder  Lieferung  zu  einem  festen  Preise  durch- 
zuführen und  fällt  ihm  allein  das  Risiko  so- 
wohl für  die  richtige  Erfassung  der  technischen 
Schwierigkeiten  als  auch  für  die  richtige  Preis- 
ermittlung zu.  Ersparnisse  kommen  dem  Unter- 
nehmer allein  zu  gute,  Mehrauslagen  hat  er 
allein  zu  tragen.  Treten  solche  ein,  so  führen 
sie  immer  zu  langwierigen  Auseinandersetzungen 
zwischen  dem  Besteller  und  dem  Unternehmer 
und  es  bleibt  oft  kein  anderer  Abschluß  übrig, 
als  das  Gericht  anzurufen. 

Erfolgt  die  Vergebung  der  Arbeit  nach  festen 
Einheitssätzen,  dann  ist  das  Risiko  geteilt.  Da 
in  solchen  Fällen  in  der  Rege!  der  Besteller 
die  Aufstellung  der  Arbeitspläne  übernimmt, 
so  fällt  ihm  die  Verantwortung  für  diese  zu 
und  Mehr-  oder  Minderleistungen  treffen  ihn 
oder  kommen  ihm  zu  gute.  Während  alle  Folgen 
technischer  Mängel  der  Projektierung  der  Auf- 
traggeber zu  tragen  hat,  hat  der  Unternehmer 
lediglich  das  Risiko  aus  der  Preisermittlung 
auf  sich  zu   nehmen. 

Bei  Abschluli  eines  reinen  Selbstkostenver- 
trages werden  dem  Unternehmer  alle  ihm  er- 
wachsenden Auslagen  mit  einem  Zuschlag  für 
Abnutzung  von  Gerät  und  Werkzeug,  sofern 
er  solches  beistellt,  für  seine  Zentralregien  u.  s.w. 
und  endlich  für  Gewinn  vergütet.  Hier  treffen 
alle  Wagnisse  den   Besteller  allein. 

Im  Eisenbahnwesen  war  für  umfangreichere 
Arbeiten  vor  dem  Kriege  die  V.  auf  Grund 
von  festen  Einheitspreisen  die  häufigste  Form 
bei  Vergebung  von  Bauarbeiten.  Diese  Form 
der  V.  setzt  einen  bis  ins  einzelne  ausgearbeiteten 
Entwurf  voraus,  der  unter  Rücksichtnahme  auf 
die  örtlichen  Verhältnisse  erstellt  ist  und  somit 
eine  verläßliche  Grundlage  für  die  Anbotstellung 
bildet.  Wesentliche  Abweichungen  vom  Ent- 
wurf während  der  Bauausführung  kamen  selten 
vor,  so  daß  die  der  Ausschreibung  zu  gründe 
gelegten  Annahmen  über  die  ganze  Zeit  der 
Vertragsdauer  ihre  Gültigkeit  beibehielten. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  auf  Grund 
einer  festen  Pauschalsumme  war  fast  regel- 
mäßig für  Hochbauherstellungen  gebräuchlich, 
für  andere  Herstellungen  dann,  wenn  dem  An- 
botsteller auch  die  Herstellung  des  Bauent- 
wurfes überlassen   wurde. 


Arbeiten  nach  dem  Selbstkostenvertrag  wur- 
den nur  selten  ausgeführt,  u.  zw.  nur  dort, 
wo  durch  die  Schwierigkeit  und  Dringlichkeit 
der  Herstellung  die  allenfalls  während  der  Bau- 
ausführung zu  treffenden  Maßnahmen  nicht  vor- 
her bestimmt  werden  konnten.  Namentlich  kamen 
Selbstkostenverträge  dann  zu  stände,  wenn  es 
sich  um  schleunigste  Wiederherstellung  zer- 
störter Bahnstrecken  oder  Objekte  handelte. 

Wie  fast  auf  allen  Gebieten  hat  der  Krieg 
mit  seinen  Folgeerscheinungen  auch  eine  voll- 
ständige Umwälzung  im  Verdingungswesen  mit 
sich  gebracht.  Während  des  Krieges  mangelte 
es  an  Zeit  und  Arbeitskräften,  um  Entwürfe  und 
Kostenanschläge  erstellen  zu  können.  Die  Ent- 
wurfsverfassung mußte  gleichzeitig  mit  der  Bau- 
ausführimg erfolgen.  Als  Arbeitskräfte  kamen 
der  Hauptsache  nach  Kriegsgefangene  in  Frage. 
Es  fehlten  sohin  alle  Voraussetzungen  für  die 
Tätigung  von  Verträgen  auf  feste  Pauschal- 
summen oder  feste  Einheitspreise  und  so  wurde 
die  Ausnahme  zur  Regel  und  man  baute  fast 
ausschließlich  in  Regie.  Vielfach  ging  man  auch 
zum  sog.  kolonialen  Bauvertrag  über.  Diese 
Vertragsform  verdankt  ihren  Namen  der  Auf- 
schließungstätigkeit der  Deutschen  in  den  Ko- 
lonien. Auch  hier  war  es  nicht  möglich,  vor 
der  Bauausführung  bzw.  vor  der  Bauvergebung 
ausführliche  Entwürfe  anzufertigen.  Man  mußte 
sich  begnügen,  auf  Grund  von  Karten  und 
nach  flüchtigen  Aufnahmen  des  Geländes  einen 
voraussichtlichen  Gesamtbetrag  der  Baukosten 
zu  ermitteln.  Dieser  wurde  der  V.  zu  gründe 
gelegt  und  dem  Unternehmer  ein  fester  Ge- 
winn zugesichert.  An  Ersparnissen  gegenüber 
der  errechneten  Bausumme  hatte  der  Unter- 
nehmer einen  festen  Anteil,  während  ihm  all- 
fällige Mehrkosten  auch  nur  mit  einem  voraus 
festgesetzten  Anteil  entschädigt  wurden. 

Bei  dieser  Vergebungsform  war  vor  dem 
Kriege  das  Wagnis  des  Unternehmers  auch 
noch  innerhalb  absehbarer  Grenzen,  auch  hatte 
er  es,  wie  bei  allen  Arbeiten  in  Friedenszeiten, 
in  der  Hand,  durch  günstige  Materialschlüsse 
und  durch  entsprechende  Lohnpolitik  auf  die 
Wirtschaftlichkeit  der  Bauausführung  Einfluß 
zu  nehmen.  Anders  wurden  jedoch  die  Ver- 
hältnisse nach  dem  Kriege  in  den  besiegten 
Staaten  und  z.  T.  auch  in  den  Siegerländern. 
Die  mit  dem  Umsturz  einsetzende  Teuerung 
ging  über  jede  Voraussicht  hinaus  und  kein 
Unternehmer  konnte  es  mehr  wagen,  feste  An- 
gebote abzugeben  für  Arbeiten,  die  selbst  in 
kurzer  Zeit  zu  bewältigen  waren.  Notgedrungen 
mußte  man  fast  ausschließich  zum  reinen  Selbst- 
kostenvertrag übergehen. 

Die  geringe  Beschäftigung  des  Baugewerbes 
und  der  Umstand,  daß  der  reine  Selbstkosten- 
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vertrag  nur  mit  ganz  zuverlässigen  Baufirmen 
abgeschlossen  werden  kann,  haben  das  Bestreben 
wachgerufen,  in  irgend  einer  Form  das  Interesse 
des  Unternehmers  für  wirtschaftliche  Bau- 
führung zu  wecken.  Die  Unternehmer  selbst 
waren  auch  bestrebt,  eine  solche  Form  zu  finden, 
um  das  Vertrauen  zu  ihren  Anboten  wieder 
herzustellen.  Alle  Versuche  jedoch,  irgend  eine 
Formel  zu  finden,  die  eine  Errechnung  der 
Verdienstsumme  unter  Rücksichtnahme  auf  die 
während  der  Bauzeit  eingetretenen  Lohn-  und 
Preissteigerungen  ermöglicht,  mußten  an  dem 
scheitern,  daß  diese  Lohn-  und  Preissteigerungen 
sich  ohne  jede  Gesetzmäßigkeit  entwickelten  und 
sich  in  keine  mathematische  Formel  zwingen 
ließen.  Hierzu  kam  auch  noch  die  verminderte 
Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter,  die  Unmöglich- 
keit, Arbeitskräfte  aus  dem  Ausland  anzuwerben 
und  Baugerät  zu  annehmbaren  Preisen  zu  be- 
schaffen. 

In  Österreich,  wo  gleich  nach  dem  Umsturz 
die  Verhältnisse  weitaus  schlechter  als  in  Deutsch- 
land wurden,  haben  die  Bundesbahnen  um- 
fangreiche Bauten  aus  Anlaß  der  Elektrisierung 
der  Bundesbahnen  im  Spätsommer  1919  und 
im  Frühjahr  1920  vergeben.  Es  wurden  hierbei 
ausnahmslos  reine  Selbstkostenverträge  abge- 
schlossen, denen  zufolge  dem  Unternehmer 
vergütet  werden: 

a)  Die  Barauslagen  fürOehalte,  Reisen  und  Löhne 
der  Arbeiter  und  Angestellten  ; 

b)  die  auf  den  Unternehmer  entfallenden  Bei- 
träge zu  Kranken-,  Unfall- und  Pensionsversicherungen 
und  für  sonstige  soziale  Leistungen ; 

c)  die  Prämien  für  Feuer-,  Haftpflicht-,  Einbruch- 
und  sonstige  Versicherungen; 

d)  die  Barauslagen  für  Kanzlei-,  Werk-  und  Lager- 
platzmietfn  auf  der  Baustelle; 

e)  die  Barauslagen  für  die  Beschaffung  der  Bau-, 
Verbrauchs-  und  Betriebsstoffe  sowie  die  Verbrauciis- 
und  Ersatzbestandteile  zur  normalen  Erhaltung  der 
vom  Unternehmer  beigestellten  Baugeräte; 

f)  die  Barauslagen  für  Fuhrwerksmieten  und  für 
Bahn-,  Achs-  und  sonstige  Beförderung  der  Bau-, 
Verbrauchs-  und  Betriebsstoffe  zur  Baustelle; 

g)  die  Barauslagen  für  die  Beförderung  des  vom 
Unternehmer  beizustellenden  Baugeräts; 

h)  die  Barauslagen  für  die  Verwahrung  und  In- 
standhaltung -  nicht  aber  Erneuerung  -  des  Baugeräts 
und  für  dessen  Ausbesserung  während  und  am  Schlüsse 
der  Bauarbeiten; 

i)  die  Barauslagen  für  die  Erstellung  der  Baracken 
(Wohn-,  Küchen-,"  Arbeits-,  Magazinsbaracken  u.s.  w.) 
sowie  allfälliger  Notspitäler; 

k)  die  Barauslagen  für  die  Inneneinrichtung  der 
Wohn-,  Küchen-  und  Spitalsbaracken. 

Zu  diesen  Barauslagen  erhielt  der  Unter- 
nehmer einen  Zuschlag,  der  zwischen  17'5  und 
23  %  je  nach  der  Baustelle  schwankt.  Der  Zu- 
schlag umfaßt  den  Llnternehmergewinn  sowie 
die  Vergütung  sämtlicher  Auslagen,  einschließ- 
lich allfälliger  Steuervergütungen  an  Angestellte, 
die  dem  Unternehmer  außer  den  früher  ange- 


führten   Barauslagen  erwachsen.    Insbesondere 
enthalten  diese  Zuschläge    die  Vergütung  für: 

a)  Die  leihweise  Bestellung,  Abnutzung,  Abschrei- 
bung und  Verzinsung  des  gesamten  beim  Bau  er- 
forderlichen und  vom  Unternehmer  in  vollkommen 
gebrauchsfähigem  Zustand  beizustellenden  Baugeräts; 

b)  die  Auslagen  bei  der  Zufuhr  und  Abfuhr  des  Bau- 
geräts vom  Lagerplatz  der  Bauunternehmung  zur 
nächstgelegenen  Bahnstation  bei  Beginn  und  nach 
Beendigung  der  Bauarbeiten; 

c)  die  dem  Unternehmer  erwachsenden  Geldbe- 
schaffungskosten ; 

d)  alle  mit  der  Leitung  und  Durchführung  des 
Baues  verbundenen  Auslagen  am  Sitze  der  Batumter- 
nehmung  (Zentralleitung); 

e)  die  Mitarbeit  und  die  Reisen  der  Inhaber  der 
Bauunternehmung; 

f)  die  nüt  der  Baudurchführung  verbundenen 
Risken ; 

g)  die  Erstellung  aller  Einzel-  und  Werkpläne 
samt  den  zugehörenden  Berechnungen; 

h)  die  Herstellung  der  Ausführungspläne. 

Der  Erlaß  des  preußischen  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  vom  14.  Dezember  1918 
empfiehlt  verschiedene  neue  Vertragsformen. 
Die  Vorschläge  beruhen  auf  sorgfältigen  Er- 
wägungen und  mehrfachen  Beratungen  einer  aus 
Vertretern  des  Ministeriums  und  des  deutschen 
Baugewerbes  zusammengesetzten  Kommission. 
In  dem  Erlaß  werden  folgende  Vergebungs- 
arten vorgeschlagen : 

A.  Kleinere  und  mittlere  Ausführungen  von 

nicht  allzu  langer  Dauer. 
Vereinbarung  fester  Einheitspreise  und  möglichste 
Trennung  von  Leistungen  und  Materiallieferungen, 
Gegebenenfalls  Änderung  der  Einheitspreise  in  zu 
vereinbarenden  Zeiträumen  in  demselben  Verhältnis, 
wie  die  Tariflöhne  oder  ortsüblichen  Löhne  bzw.  die 
wichtigsten  Materialpreise  nach  ortsüblichen  Preisen 
oder  Syndikatspreisen  sich  prozentual  ändern. 

B.  Große    Ausführungen,    Neubauten     und 

Umbauten. 
Da  feste  Preise  regelmäßig  nicht  vereinbart  werden 
können,  so  wären  folgende  Verfahren  in  Erwägung 
zu  ziehen : 

1.  Selbstkosten  vertrag. 

a)  Mit  fester  Stichsumme  und  begrenztem  Verlust 
und  Gewinn; 

b)  mit  veränderlicher  Stichsumme. 

Allgemeines. 
Der  L'nternehmer  erhält  für  die  Bauausführung 
die  reinen  Selbstkosten  (E)  und  einen  prozentualen 
Zuschlag  zu  diesen  für  verschiedene  Leistungen  und 

X 

sonstige  Aufwendungen,  Risiko  und  Gewinne  iqq^- 

Die  reinen  Selbstkosten  nach  Abzug  gewisser 
Werte  und  zuzüglich  des  prozentualen  Zuschlages 
ergeben   die   gesamten   tatsächlichen  Baukosten  (B). 

X 

Es  ist  also  B  =  E-\-  ygg  £". 

Die  Einheitssätze  des  Massen-  und  Preisverzeich- 
nisses, in  denen  die  durch  den  gesamten  Zuschlag 
zu  erfassenden  Kosten  wie  bei  jedem  andern  Kosten- 
anschlag enthalten  sein  müssen,  zusammen  mit  den 
wirklich  geleisteten  Mengen,  ergeben  die  sog.  Stich- 
summe. 
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Bleiben  die  Gesamtkoslen  unter  der  Stichsiimme, 
so  erhält  der  IJnternetiiner  einen  zu  vereinbarenden 
Prozentsatz  r  (Risikoprozente)  —  etwa  20-40»i  — 
des  Unterschieds  als  besondere  Vergütung;  über- 
steigen die  Oesamtkosten  die  Stichsuinme,  so  trägt 
der  Unternehmer  die  Mehrkosten  in  demselben  Ver- 
hältnis. Der  Prozentsatz  r  muß  den  in  dem  Wert  x 
enthaltenen  Gewinnprozentsatz  erheblich,  u.  zw.  tun- 
lichst um  ein  Mehrfaches  übersteigen.  Der  Unter- 
nehmer wird  dadurch  gezwungen,  möglichst  wirt- 
schaftlich zu  arbeiten.  ZurVerstärkung  dieses  Moments 
muß  sich  aber  die  Verwaltung  in  dem  Vertrag  auch 
eine  weitgehende  Kontrolle  der  Geschäftsführung 
des  Unternehmers  vorbehalten. 

Unter  den  heutigen  Verhältnissen  wird  es  kaum 
möglich  sein,  bei  einer  längeren  Bauzeit  die  Stich- 
summe für  die  ganze  Dauer  des  Vertrags  auch  nur 
einigermaßen  richtig  festzulegen,  d.  h.  richtige  Ein- 
heitspreise für  die  ganze  Vertragsdauer  f^st  zu  verein- 
baren, ganz  abgesehen  von  der  in  vielen  Fällen  ge- 
gebenen Schwierigkeit,  bei  der  gebotenen  Beschleuni- 
gung die  richtigen  Mengen  der  einzelnen  Vertrags- 
posuionen  festzustellen,  deren  Höhe  für  eine  zutref- 
fende Preisbemessung  ebenfalls  von  großer  Bedeu- 
tung ist. 

Diesem  Umstand  soll  in  Weilerentwicklung  der 
sich  aus  dem  Aufsatz  „Der  koloniale  Bauvertrag  und 
seine  Anwendung  im  Kriege"  (Zentralbl.  d.  Bauverw. 
1917,  S.  532)  ergebenden  Ideen  auf  zweierlei  Arten 
Rechnung  getragen  werden : 

Selbstkostenvertrag  mit   fester  Stichsumnie  und   be- 
grenztem Verlust  und  Gewinn. 

Unter  Beibehaltung  der  festen  Stichsumme  wird 
der  Verlust  und  der  Gewinn  beschränkt,  der  sich 
bei  Überschreitung  der  Stichsumme  ergibt,  u.  zw. 
auf  einen  bestimmten  zu  vereinbarenden  Prozent- 
satz (_)/)  der  tatsächlichen  Baukosten  (ß)  (etwa  2-4"«). 

Bei  diesem  Verfahren  wird  der  Verlust  und  also 
das  Risiko  des  Unternehmers  eingeschränkt,  u.  zw. 
je  nach  der  Höhe  des  Prozentsatzes  (/-),  nach  dem 
sich  seine  Beteiligung  an  dem  Mehr  oder  Weniger 
gegen  die  Stichsumme  bemißt,  und  nach  der  Höhe 
des  anderen  Prozentsatzes  (y),  der  seinen  Verlust 
und  Gewinn  begrenzt.  Es  kann  bei  solchen  Verträgen 
schon  bei  einer  verhältnismäßig  niedrigen  Über- 
schreitung der  Stichsumme  der  Anteil  des  Unter- 
nehmers an  dem  Mehrbetrag  begrenzt  werden  durch 
den  Höchstbetrag  seines  .Anteils.  Von  diesem  Augen- 
blick an  wird  der  Vertrag  ein  Selbstkosten  vertrag 
ohne  Stichsumme,  bei  dem  lediglich  die  Oewinn- 
prozente,  die  in  dem  prozentualen  Zuschlag  enthalten 
sind,  etwas  herabgesetzt  sind.  Der  Unternehmer  hat 
also  mit  steigenden  Selbstkosten  auch  noch  einen 
steigenden  Gewinn  und  daher  kein  Interesse  mehr 
daran,  billig  zu  arbeiten. 

Die  Stichsumme,  die  bei  diesem  System  jetzt  für 
die  ganze  Bauzeit  festgelegt  wird,  wird  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  naturgemäß  sehr  hoch  sein 
müssen,  so  daß  praktisch  der  Unternehmer  voraus- 
sichtlich außer  seinem  eingerechneten  Gewinn  den 
Anteil  an  dem  Minderbetrag  zwischen  Stichsumme 
und  Gesamtkosten  haben  wird. 

Das  Verfahren  besitzt  den  Vorzug,  daß  während 
der  Bauzeit  keine  neuen  Festsetzungen  zu  machen 
sind,  es  sei  denn,  daß  durch  Maßnahmen  der  Ver- 
waltung oder  durch  sonstige  Umstände,  die  die  Ver- 
waltung zu  vertreten  hat,  Verhältnisse  eintreten,  die 
die  Arbeit  des  Unternehmers  erschweren  und  ihm 
die  Einhaltung  der  Stichsumnie  unmöglich  machen. 
Es  muß  daher  bei  jeder  Ausführung  geprüft  werden, 
ob  unter  den  heutigen  Verhältnissen  mit  solchen  Er- 


scheinungen mit  mehr  oderweniger  Wahrscheinlichkeit 
gerechnet  werden  muß. 

Selbstkosten  vertrag  mit  veränderlicher  Stichsumme. 

Einführung  der  veränderlichen  Stichsumme. 

Es  wird  vereinbart,  daß  die  Einheitssätze  des 
Massen-  und  Preisverzeichnisses  zunächst  nur  eine 
bestimmte  Zeit  gelten  und  dann  in  bestimmten  Zeit- 
abschnitten (etwa  ','2  Jahr)  durch  einen  Schätzungs- 
ausschuß neu  festgesetzt  werden  sollen.  Dabei  berück- 
sichtigt der  Schätzungsausschuß  u.  a.  die  besonderen 
Vferhältnisse  der  Baustelle,  soweit  sie  sich  bei  der 
Übernahme  nicht  übersehen  ließen,  und  gegebenen- 
falls auch  etwaige  besondere  Umstände,  wie  Maf5- 
nahmen  der  Verwaltung,  Ereignisse,  die  in  den  un- 
sicheren Zeiten  begründet  sind  u.  dgl.,  soweit  sie 
der  Unternehmer  bei  billiger  .Auffassung  nicht  zu 
vertreten  hat.  Die  in  den  einzelnen  Zeiträumen  ge- 
leisteten Mengen  der  Vertragspositionen  mit  den 
dafür  gültigen  Einheitspreisen  ergeben  eine  Reihe 
von  Teilstichsummen,  die  zusammen  am  Schluß 
der  Bauausführung  die  Gesamistichsumme  ergeben. 
Liegt  in  besonderen  Fällen  bei  Arbeitsbeginn  noch 
kein  Massen-  und  Preisverzeichnis  vor,  so  wird  ver- 
traglich vereinbart,  daß  es  nachträglich  dem  Ver- 
trag beizufügen  ist  und  daß  die  ersten  Einheits- 
preise durch  Vereinbarung  zwischen  den  Parteien 
oder  durch  den  Schätzungsausschuß  festzulegen  sind. 

Bei  diesem  Verfahren  sind  die  Teilstichsumnien 
nur  auf  verhältnismäßig  kurze  Zeiträume  festzusetzen, 
so  daß  sie  einigermaßen  der  Wirklichkeit  entsprechen 
werden.  Der  Unternehmer  hat  also  ein  geringeres 
Risiko  als  beim  Selbstkostenvertrag  mit  fester  Stich- 
summe, aber  durch  die  größte  Genauigkeit  der  Stich- 
summe einen  höheren  Anreiz,  mit  seinen  Selbstkosten 
möglichst  unter  der  Stichsumme  zu  bleiben  und 
wirtschaftlich  zu  arbeiten.  Dagegen  bleibt  ein  Risiko- 
vertrag insofern  bestehen,  als  der  Unternehmer  für 
seine  Anordnungen  auf  der  Baustelle,  ihre  Ein- 
richtung und  seine  technischen  und  kaufmännischen 
.Maßnahmen  aufzukommen  hat.  Es  bleibt  ihm  die 
Möglichkeit,  durch  Tüchtigkeit  und  Fleiß,  Ausnutzung 
der  Verhältnisse,  günstige  Abschlüsse  und  geschickte 
Einteilung  der  Arbeiten  seinen  Verdienst  zu  erhöhen. 

Das  Verfahren  zwingt  den  Unternehmer,  dem 
Schätzungsausschuß  Rechenschaft  über  seine  Aus- 
gaben und  sein  Geschäftsgebaren  zu  geben,  Ein- 
sicht in  seine  Bücher  zu  gestatten  und  seine  Maß- 
nahmen der  Ursache  nach  wie  nach  der  geldlichen 
Seite  hin  zu  begründen. 

Das  Verfahren  macht  nach  Ablauf  jedes  der  ein- 
zelnen Zeiträume  die  Feststellung  der  geleisteten  Menge 
nötig,  wie  bei  Abschlagszahlungen  bei  den  in  normalen 
Zeiten  üblichen  Verträgen.  Es  ist  in  jedem  Falle  zu 
prüfen,  ob  damit  erhebliche  Schwierigkeiten  ver- 
bunden sind,  die  das  Verfahren  etwa  ausschließen. 
Auf  ganz  genaue  Bemessung  der  Mengen  wird  es 
bei  Erdarbeiten  nicht  ankommen,  da  in  den  einzelnen 
Zeiträumen  die  Preisunterschiede  nicht  allzu  erheb- 
lich sein  werden. 

2.  Vergebung  nach  dem  Schätzungsverfahren. 

Es  werden  nicht,  vc  ie  bei  dem  vorstehend  unter  1 
beschriebenen  Selbstkostenvertrag,  die  Selbstkosten 
vergütet,  sondern  es  werden  die  tür  den  ersten  Zeit- 
raum vereinbarten  und  für  die  weiteren  Zeiträume 
vom  Schätzungsausschuß  festgesetzten  Preise  bezanit. 
Im  übrigen  ist  aber  die  Vereinbarung  und  der  Auf- 
bau des  Verfahrens  genau  so,  wie  vorstehend  beim 
Selbstkosten  vertrag  mit  veränderlicher  Stichsumnie 
beschrieben  ist.  Nur  kommt  hier  eine  Stichsumme 
überhaupt  nicht  in  Betracht.  Dadurch  wird  das  Ver- 
fahren weiter  geklärt   und  vereinfacht   und   es  wird 
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für  den  Unternehmer  das  Risiko  weiter  abgeschwächt. 
Allerdings  entgeht  ihm  auch  der  Gewinn,  den  er 
bei  dem  Verfahren  mit  Stichsumme  machen  kann, 
wenn  er  unter  dieser  bleibt. 

3.  \'ergebung  zu  festen  Einheitspreisen  und  Verein- 
barung fester  Grundpreise  für  Löhne  und  Bau- 
stoffe, deren  Überschreitung  bzw.  Unterschreitung 
während  der  Bauausführung  von  der  Verwaltung  ge- 
tragen wird,  bzw.  ihr  zustatten  kommt. 

Die  Ausführung  wird  in  der  bisherigen  Weise  zu 
festen  Preisen  des  Massen-  und  Preisverzeichnisses 
vergeben.  Bestandteil  des  Vertrags  wird  außerdefh 
ein  Verzeichnis  der  diesen  Preisen  zu  grimde  lie- 
genden .\rbeitslöhne  und  der  Preise  der  wichtigsten 
Baustoffe.  Ändern  sich  diese  Grundpreise,  so  hat 
die  Verwaltung  dem  Unternehmer  die  nachweislich 
für  Löhne  und  Baustoffe  gemachten  notwendigen 
Mehraufwendungen  besonders  zu  vergüten.  Ander- 
seits ist  sie  berechtigt,  die  Beiträge  von  der  verein- 
barten Vergütung  in  Abzug  zu  bringen,  welche  der 
Unternehmer  weniger  \erausgabt  hat,  als  er  zu  den 
Grundpreisen  hätte  verausgaben  müssen.  Um  den 
Unternehmer  zu  einem  wirtschaftlichen  Arbeiten  anzu- 
halten, soll  er  von  den  Mehrkosten  einen  zu  verein- 
barenden Prozentsatz  tragen;  von  den  Ersparnissen 
erhält  er  ebenfalls  einen  zu  vereinbarenden  Anteil  als 
besondere  Vergütung.  Bei  Eintritt  von  Lohn-  oder 
Preisänderungen  hat  der  Unternehmer  der  Verwaltung 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  Mitteilung  davon 
zu  machen.  Seine  Mehr-  oder  Minderkosten  hat  er 
durch  Originalbelege  und  Lohnlisten  nachzuweisen. 

Lohnerhöhungen  werden  nur  berücksichtigt,  wenn 
sie  durch  Tarifverträge  oder  ein  Einigungsamt  fest- 
gelegt sind  oder  aber  die  Notwendigkeit,  Lohner- 
höhungen eintreten  zu  lassen,  von  dem  Unternehmer 
anderweit  nachgewiesen  wird. 

Bei  diesem  Verfahren  wird  dem  Unternehmer  das 
Konjunkturrisiko  abgenommen.  Es  wird  daher  bei 
geschlossenen  Ausführungen  in  Frage  kommen,  bei 
denen  mit  einiger  Sicherheit  angenommen  werden 
kann,  daß  andere  Umstände  nicht  zu  berechtigten 
Forderungen  hinsichtlich  Änderung  der  Einheitspreise 
führen  werden.  Dies  bleibt  im  Einzelfall  zu  prüfen. 
Das  Verfahren  setzt  nicht  nur  eine  sorgsame  Be- 
rechnung der  \'ertragspreise  durch  die  L'nternehmer, 
sondern  auch  eine  genaue  Überprüfung  durch  die 
Verwaltung  auf  ihre  Angemessenheit  voraus,  da  sonst 
ein  Unternehmer  leicht  zu  niedrigen  Preisen  mit 
niedrigen  Grundpreisen  anbieten  kann  in  der  Sicherheit, 
daß  die  Mehraufwendungen  für  Löhne  und  Baustoffe 
ihm  ersetzt  werden.  Sein  Anteil  an  den  Mehrkosten 
wird  daher  nicht  zu  nie'drig  bemessen  werden  dürfen, 
da  er  bei  einem  geringen  Prozentsatz  der  auf  ihn 
entfallenden  Mehrkosten  nur  etwas  in  seinem  Gewinn 
geschmälert  würde.  Sache  der  Bauleitung  ist  es,  darüber 
zu  wachen,  daß  der  Unternehmer  bei  Anschaffung 
der  Baustoffe  seiner  vertragsmäßigen  Verpflichtung 
gemäß  nur  angemessene  Aufwendungen  macht  und 
über  das  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  Not- 
wendige nicht  hinausgeht.  Zu  diesem  Zweck  ist  ver- 
tragsmäßig festzulegen,  daß  der  Unternehmer  Mehr- 
forderungen binnen  einer  nach  den  Verhältnissen  zu 
beniessenden  Frist  bei  Meidung  des  Ausschlusses  anzu- 
melden hat.  Überhaupt  wird  sich  auch  bei  diesem 
Verfahren  der  Unternehmer  in  umfassender  Art  der 
Kontrolle  der  Verwaltuug  bezüglich  seiner  Geschäfts- 
führung zu  unterwerfen  haben. 

In  einein  Erlaß  des  preußischen  Ministers 
der  öffentlichen  Arbeiten  vom  11.  August  1919 
wurden  Ergänzungen  des  Erlasses  vom  14.  De- 


zember 1918  behandelt,  die  sich  auf  die  Fest- 
legung des  Gewinnsatzes  des  Unternehmers 
beim  Selbstkostenvertrag,  auf  die  B..-messung 
des  Satzes  für  die  Abschreibung  des  beige- 
stellten Baugeräts  und  auf  jenen  Anteil  an  den 
Lohnsteigerungen  bezieht,  den  der  Unternehmer 
zu  seinen  Lasten   nehmen   soll. 

Als  Gewinnanteil  erscheint  nach  dem  Er- 
laß ein  Satz  von  unter  \0%  als  angemessen, 
für  die  Abschreibung  des  Baugeräts  werden 
5  %  und  für  den  Anteil  an  der  Lohnsteigerung 
lO*;;,    vorgeschlagen. 

Mit  all  diesen  Vorschlägen  und  Versuchen 
erscheint  die  Entwicklung  der  V.  während 
und  nach  dem  Kriege  nicht  abgeschlossen. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  mit  der 
Rückkehr  zu  geordneten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen man  auch  wieder  auf  die  vor  dem 
Kriege  gebräuchlichen  Formen  der  V.  zurück- 
greifen wird.  Wann  dies  jedoch  der  Fall  sein 
wird,  läßt  sich  vorläufig  nicht  absehen. 

Aiuch  in  Österreich  sind  in  letzter  Zeit  viel- 
fach Vcrkriegsformen  in  Anwendung  gekommen, 
die  sich  an  die  vorerwähnten  deuschen  Muster 
anlehnen.  Man  ist  bemüht,  dein  Unternehmer 
dadurch  ein  Risiko  aufzubürden,  daß  man  von 
ihm  bei  der  Anbotstellung  genaue  Preisermitt- 
lungen verlangt  und  bei  der  Abrechnung  die 
gleichen  Preisermittlungen  gelten  läßt,  jedoch 
unter  Rüchsichtnahme  auf  die  zum  Zeitpunkt 
der  tatsächlichen  Herstellung  einer  Leistung  be- 
zahlten Löhne  und  Material  preise.  Mitunter  wird 
auch  vom  Unternehmer  gefordert,  den  Aufwand 
der  Arbeitsschichten  für  jede  Leistung  im  vor- 
aus zu  bestimmen,  wobei  er  einen  allfälligen 
Mehraufwand  auf  sein  Risiko  zu  nehmen  hat. 

Die  in  letzter  Zeit  auf  Grund  solcher  be- 
sonderer Vereinbarungen  zur  Vergebung  ge- 
langten Bauten  sind  noch  nicht  abgeschlossen,  es 
läßt  sich  somit  auch  noch  kein  Urteil  über  die 
Brauchbarkeit  der  verschiedenen  Formen  fällen. 
(Vgl.  auch  Materialverwaltung.) 
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seine  Anwendung  im  Kriege.  Z.  d.  B.  V.  Berlin  1917.  - 
Dr.  Ing.  Gabor,  Zeitgemäße  Bauverträge.  Z.  d.  B.  V. 
Berlin  1919.—  Dr.  Ing.  Karl  Steinbrecher,  Neuere 
Vergebungsarten  für  Bauarbeiten  im  Rahmen  des  Ver- 
dingungswesens.  Hans  Robert  Engelmann,  Berlin  1920; 
und  die  hier  angegebenen  Quellen.  Pollak. 

Verein  deutscher  Eisenbahn  Verwal- 
tungen  (VDEV.). 

Inhalt:  I.  Gründung,  Entwicklung  und  Ver- 
fassung. -  II.  Wirksamkeit  und  Einrichtungen  des  V. 

1.    Gründung,     Entwicklung     und     Ver- 
fassung des  V. 

Am  10.  November  1846  gründeten  die  zehn 
größten  preußischen  Privatbahngesellschaften 
einen    „Verband    der   preußischen    Eisenbahn- 
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direktionen"  zu  dem  Zweck,  „die  Bestrebungen 
der  Eisenbahnverwaltungen  durch  Einmütigkeit 
zu  fördern  und  damit  ebensosehr  den  eigenen 
Interessen  als  denen  des  Publikums  zu  dienen". 

Schon  ein  halbes  Jahr  nach  seiner  Gründung 
dehnte  sich  der  Verband  auf  alle  in  Deutschland, 
d.h.  im  Gebiet  des  damaligen  deutschen  Bundes 
ansässigen  Eisenbahnverwaltungen  aus;  in  der 
Verbandsversammlung  vom  29.  November  bis 
2.  Dezember  1847  erhielt  er  seinen  heutigen 
Namen  „Verein  deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen". Im  Jahre  1S50  gehörten  ihm  bereits 
48  (44  deutsche  und  4  österreichische  und 
ungarische)  Verwaltungen  mit  einer  Betriebs- 
länge von  6868  km  an. 

Die  Verfassung  des  V.  war  zunächst  äußerst 
einfach  und  blieb  in  ihren  wesentlichen  Be- 
stimmungen lange  Zeit  die  gleiche.  Gemäß 
dem  Vereinszweck,  „durch  gemeinsame  Bera- 
tungen und  einmütiges  Handeln  das  eigene 
Interesse  und  dasjenige  des  Publikums  zu 
fördern",  umfaßte  das  Arbeitsgebiet  alle  Gegen- 
stände, die  von  einer  Eisenbahnverwaltung  zur 
Beratung  innerhalb  des  V.  für  geeignet  erachtet 
wurden.  Die  Leitung  und  Führung  der  Vereins- 
geschäfte lag  in  der  Hand  der  „geschäfts- 
führenden Direktion",  die  Beschlüsse  wurden 
im  allgemeinen  durch  „ad  hoc"  eingesetzte 
Ausschüsse  vorbereitet  und  von  der  General- 
versammlung (später  Vereinsversammlung  ge- 
nannt), welche  die  Gesamtheit  des  V.  aus- 
schließlich vertrat,  gefaßt,  u.  zw.  nach  Stimmen- 
mehrheit auf  Grund  eines  im  Jahre  1851  be- 
schlossenen,   nach    Betriebslängen    abgestuften 


Stimmrechts.  Die  Vereinsbeschlüsse  wurden 
jedoch  für  die  Vereinsverwaltungen  erst  dann 
bindend,  wenn  sie  von  ihnen  innerhalb  einer 
bestimmten  Erklärungsfrist  ausdrücklich  an- 
genommen waren. 

Im  wesentlichen  unter  dieser  Verfassung 
hatte  sich  der  V.  in  Verbindung  mit  der  im  Zuge 
der  Zeit  liegenden  umfangreichen  Ausgestaltung 
des  Eisenbahnnetzes  nicht  nur  in  seinem  äußeren 
Umfang  außerordentlich  entwickelt,  sondern 
auch  allenthalben  eine  umfassende  Tätigkeit 
in  der  Richtung  einheitlicher  Gestaltung  der 
technischen,  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Einrichtungen  der  Eisenbahnen  entfaltet. 

Im  Juli  1870  zählte  der  V.  77  Eisenbahn- 
verwaltungen zu  seinen  Mitgliedern  mit  einer 
Betriebslänge  von  29.479  km.  Die  politischen 
Ereignisse  von  1866  und  1871  haben  auf  den 
Umfang  des  V.  keinen  besonderen  Einfluß 
ausgeübt,  wennschon  schließlich  nach  Gründung 
des  Deutschen  Reiches  eine  andere  Umschrei- 
bung des  Vereinsgebiets  erforderlich  wurde. 
Dieses  umfaßte  fortan  unter  Berücksichtigung 
einiger  späterer  Ergänzungen  das  Deutsche 
Reich,  die  österreichisch-ungarische  Monarchie, 
das  Königreich  der  Niederlande,  das  Groß- 
herzogtum Luxemburg  (und  das  inzwischen 
wieder  ausgeschiedene  Königreich  Rumänien) 
als  sog.  engeres  Vereinsgebiet,  während  Eisen- 
bahnverwaltungen, die  mit  ihren  Strecken  außer- 
halb dieses  Gebiets  liegen,  das  weitere  Vereins- 
gebiet bilden.  Aus  nachfolgender  Zusammen- 
stellung ist  die  Entwicklung  des  Vereinsnetzes 
in  der  Zeit  von  1880—1914  zu  ersehen. 


Statistik   über   die    Entwicklung    des    Vereinsnetzes. 


Im  Jahre 


A.   Deutsche 
Verwaltungen 


Zahl 

der 
Verwal- 
tungen 


Länge  des 

Bahnnetzes 

in  km 


B.  Österreichische 

und  ungarische 

Verwaltungen 


Zahl 
der 
Verwal- 
tungen 


Länge  des 

Bahnnetzes 

in  km 


C.  Niederländische 

und  luxemburgische 

Verwaltungen 


Zahl 
der 
Verwal- 
tungen 


Länge  des 

Bahnnetzes 

in  km 


D.  Andere  Verwal- 
tungen 


Zahl 
der 
Verwal- 
tungen 


Länge  des 

Bahnnetzes 

in  km 


Insgesamt 


Zahl 

der 
Verwal- 
tungen 


Länge  des 

Bahnnetzes 

in  km 


1880 

isgo 

1900 
1910 
1914 


53 

41 
(6) 

45 
(15) 

40 
(20) 

42 
(25) 


33.670 

41.224 
(101) 

48.643 
(974) 

57.248 
(1493) 

60.566 
(1675) 


38 
23 

21 

15 

15 
(2) 


18.692 
25.693 

34.815 

41.184 

43.298 
(102) 


2013 
2852 

2982 

3390 

3555 


2133 

3574 

3603 
3630 
4082 


102 

75 

[81] 

74 
[89] 

63 

[83] 

65 
[92] 


56.508 

73.343 

[73.444] 

90.043 
[91.017] 

105.452 
[106.945] 

111.501 
[113.278] 


Anmerkung:  Die  in  ()  stehenden  Zahlen  sind  die  Angaben  für  die  dem  Verein  angeschlossenen  Bahnen; 
„      „  []        „  „         „       „  „  „       „    Vereinsmitglieder  einschließlich 

der  dem  Verein  angeschlossenen  Bahnen. 


infolge  des  Weltkriegs   hat  das  Vereinsnetz, 
das  1916  seinen  Höchststand  von  11 1.500 /t/n 


erreicht  hatte,  eine  einschneidende  Schmälerung 
erfahren  und  umfaßte  1920  nur  noch  76.500  km. 
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Wie  weit  die  durch  die  Friedensverträge  vom 
Deutschen  Reich  sowie  von  Österreich  und 
Ungarn  abgetrennten,  an  Frani<reich,  Belgien 
und  Polen,  an  die  Tschecho-Slowakei,  Jugo- 
slawien und  Rumänien  übergegangenen  Bahn- 
hnien  dem  Vere'ne  wieder  beitreten  oder  an- 
dere, bisher  dem  Vereine  ferngeslandene  Bahn- 
gruppen sich  diesem  anschließen  werden,  steht 
noch  dahin.  Es  steht  indessen  zu  hoffen,  daß 
die  in  jahrzehntelanger  Arbeit  geschaffenen 
Einrichtungen  nicht  nur  bestehen  bleiben,  son- 
dern fortgebildet  und  auf  weitere  Kreise  aus- 
gedehnt werden,  nachdem  sich  schließlich  das 
Bedürfnis  durchsetzen  muß,  den  internationalen 
Eisenbahnverkehr  und  das  internationale  Wirt- 
schaftsleben auf  ähnlichen  Grundlagen,  wie  sich 
selbe  im  V^erein  in  mustergültiger  Weise  heraus- 
gebildet haben,  zu  fördern. 

Durch  die  vorausgegangene  politische  Um- 
gestaltung in  den  Jahren  1866  und  1871  hat 
der  Verein  an  seinem  Arbeitsgebiet  nur  inso- 
fern eine  Einbuße  erlitten,  als  die  beiden 
Oroßstaaten  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
dazu  übergingen,  die  Weiterbildung  des  Fracht- 
rechts sowie  der  technischen  Vorschriften  über 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen,  freilich  auf 
der  Grundlage  der  vom  V.  bisher  geschaffenen 
Bestimmungen,  ihrer  eigenen  gesetzgeberischen 
Tätigkeit  zu  unterwerfen.  Das  nächste  Jahrzehnt 
brachte  für  die  Verfassung  des  V.  einschneidende 
Änderungen.    Sie  betreffen  in  der  Hauptsache 

a)  die   Rechtsgültigkeit  der   Vereinsbeschlüsse, 

b)  die  Erweiterung  der  Befugnisse  der  Aus- 
schüsse und  der  geschäftsführenden  Verwaltung, 

c)  die  Erschwerung  der  Bedingungen  für  den 
Erwerb  der  Mitgliedschaft  sowie  die  Zulassung 
von  Verwaltungen  ohne  Stimmberechtigung 
zur   Teilnahme    an    den   Vereinseinrichtungen. 

Zu  a.  Die  Bindung  der  Gültigkeit  der  Vereins- 
beschlüsse an  die  Einstimmigkeit  aller,  auch 
der  kleinsten  Verwaltungen,  g.  f.  ihre  beschränkte 
Gültigkeit  im  Gebiet  einzelner  Verwaltungen  war 
mit  der  Zeit  unhaltbar  geworden,  wenn  die  Ein- 
heitlichkeit im  Vereinsgebiet  gewahrt  bleiben  und 
weiterhin  die  Zwecke  des  V.  erreicht  werden 
sollten.  1875  wurde  festgesetzt,  daß  die  Vereins- 
beschlüsse für  alle  Vereinsverwaltungen  rechts- 
verbindliche Geltung  dann  erlangen  sollen, 
wenn  ihnen  nicht  binnen  einer  achtwöchigen, 
jetzt  vierwöchigen  Frist  von  mindestens 
7-,o  sämtlicher  den  Vereinsmitgliedern  zustehen- 
den Stimmen  widersprochen  wird.  Beschlüsse 
in  Tarifangeiegenheiten  unterliegen  überdies 
der  Genehmigung  sämtlicher  Vereinsmitglieder. 

Zu  b.  Bei  dem  stetig  zunehmenden  Umfang 
der  Vereinsgeschäfte  sah  man  sich  ferner  ge- 
nötigt, auf  Entlastung  der  Vereinsversammlung 
Bedacht  zu   nehmen   und   gewisse  Angelegen- 


heiten den  Ausschüssen  zur  Beschlußfassung  zu 
übertragen.  Die  Ausschüsse,  deren  Aufgabe 
bisher  ausschließlich  in  der  Vorbereitung  der 
Vereinsversammlungsbeschlüsse  bestand,  wur- 
den hiermit  (1875)  beschließende  Organe  des 
Vereinsrechtes.  Für  jedes  wichtigere  Arbeits- 
gebiet wurde  ein  ständiger  Ausschuß  eingesetzt 
(S.  96).  Die  Beschlüsse  der  ständigen  Ausschüsse 
sind  je  nach  der  von  der  Generalversammlung 
erteilten  Ermächtigung  endgültige,  d.  h.sie  treten 
sofort  in  Kraft,  oder  sie  unterliegen  einer  nach- 
träglichen Abstimmung  unter  den  Vereinsver- 
waltungen wie  die  Vereinsversammlungsbe- 
schlüsse. Schließlich  erhielten  die  ständigen 
Ausschüsse  später  allgemein  das  Recht,  Rechts- 
streitigkeiten unter  den  Vereinsverwaltungen 
schiedsgerichtlich  zu  entscheiden,  sowie  die 
Befugnis,  über  die  Auslegung  der  in  ihren 
Wirkungskreis  fallenden  Vereinsvorschriften  Be- 
schluß zu  fassen.  Zu  gleicher  Zeit  erhielt  auch 
die  geschäftsführende  Verwaltung  erweiterte 
Befugnisse  und  in  verschiedenen  Angelegen- 
heiten völlige  Selbständigkeit,  ferner  das  Vor- 
schlagsrecht für  die  Bildung  der  ständigen  Aus- 
schüsse und  das  Recht  der  Überwachung  der 
Ausführung  der  Vereinsversammlungs-  und 
Ausschußbeschlüsse  u.  a.  m.  Zur  Erledigung 
der  vermehrten,  mit  der  Vereinsleitung  ver- 
bundenen Geschäfte  fand  eine  Erweiterung  des 
Vereinsbureaus  statt,  dessen  Leitung  einem  Gene- 
ralsekretär übertragen  wurde.  Gleichzeitig  wurde 
auch  die  Amtsdauer  der  geschäftsführenden 
Verwaltung  von  2  auf  3  Jahre  (später,  1887,  auf 
4  Jahre)  ausgedehnt.  Ein  tatsächlicher  Wechsel 
der  geschäftsführenden  Verwaltung  war  jedoch 
mit  dem  Ablauf  der  Amtsdauer  nur  selten 
verbunden.  Das  Amt  beruhte  von  1854  an  bei 
der  Berlin-Anhaltischen  Eisenbahngesellschaft 
bis  zu  deren  Verstaatlichung  im  Jahre  1882. 
Es  ging  dann  1884  auf  die  königliche  Eisen- 
bahndirektion Berlin  über,  bei  der  es  ohne 
Unterbrechung  bis  zur  Gegenwart  verblieben  ist. 
Zu  c.  Schließlich  ist  noch  der  bereits  1867 
begonnenen  Erschwerung  in  der  Erwerbung 
der  Mitgliedschaft  und  der  Vereinsverwaltungen 
ohne  Stimmrecht  zu  gedenken.  Stand  die  Mit- 
gliedschaft bis  dahin  allen  Eisenbahnverwal- 
tungen offen,  die  in  dem  eingangs  erwähnten 
Gebiet  ihren  Sitz  hatten  und  sich  den  zur  Zeit 
ihres  Aufnahmeantrags  bestehenden  Vereins- 
beschlüssen unterwarfen,  so  veranlaßte  der  Bei- 
tritt zahlreicher  kleinerer  Bahnen  die  Vereins- 
versammlung von  1867,  weitere  Aufnahme- 
bedingungen festzusetzen,  um  zu  verhindern, 
daß  etwa  die  kleineren  Bahnen  mit  überwiegend 
örtlichen  Intere'^sen  einen  unverhältnismäßigen 
Einfluß  im  Verein  erlangen  und  durch  ihr 
Einspruchsrecht  gegen  die  Vereinsbeschlüsse  zu 


96 


Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 


einem  Hindernis  für  die  gleichmäßige  Entwick- 
lung der  Vereinseinrichlungen  werden  könnten. 
Als  neue  Mitglieder  können  a)  Eisenbahnverwal- 
tungen aus  dem  engeren  Vereinsgebiet  (Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  die  Niederlande  und  Luxemburg), 
b)  ausnahmsweise  auch  andere  Eisenbahnverwaltungen 
aufgenommen  werden.  Als  Eisenbahnverwaltungen 
in  diesem  Sinne  gelten  die  mit  der  Leitung  des 
Betriebs  beauftragten  Verwaltungsstellen  (staatliche 
Behörden  oderVorstände  von  Eisenbahngesellschaften, 
Kreis-  oder  Gemeindevertretungen  und  Einzelper- 
sonen). Die  Mitgliedschaft  erstreckt  sich  ohne  Berück- 
sichtigung des  Eigentumsverhältnisses  auf  alle  unter 
eigener  Betriebsleitung  dieser  Verwaltungsstellen 
stehenden  Bahnen,  die  als  Vereinsbahnstrecken  aner- 
kannt werden.  Voraussetzung  für  den  Erwerb  der 
Mitgliedschaft  ist,  daß  die  in  dem  Betrieb  der  auf- 
zunehmenden Verwaltung  stehenden  vollspurigen 
Bahnstrecken  mindestens  eine  zusammenhängende 
Länge  von  100  km  haben  und  1.  dem  öffentlichen 
Personen-  und  Güterverkehr  dienen,  2.  mit  Dampf- 
oder elektrischer  Kraft  betrieben  werden  und  3.  an 
eine  Vereinsbahn  unmittelbar  oder  mittels  Fähre 
derart  anschließen,  daß  Wagen  unmittelbar  übergehen 
können.  Ferner  ist  die  Unterwerfung  unter  die  zurzeit 
geltenden  Vereinsbeschlusse  Bedingung.  Über  die  Auf- 
nahme von  Bahnen  aus  dem  (engeren)  Vereinsgebiet 
beschließt  der  „Ausschuß  für  die  Vereinssatzungen 
und  allgemeine  Verwaltungsangelegenheiten",  von 
anderen  Bahnen  die  Vereinsversammlung. 

Von  Mitgliedern  neu  in  Betrieb  genommene 
Strecken  werden  auf  Antrag  von  der  geschäftsführenden 
Verwaltung  den  Vereinsbahnstrecken  zugerechnet, 
wenn  sie  die  vorstehend  für  die  Aufnahme  neuer 
Mitglieder  genannten  Bedingungen  zu  2  und  3  er- 
füllen und  mindestens  dem  öffentlichen  Personen- 
verkehr oder  dem  öffentlichen  Güterverkehr  dienen; 
für  die  Zurechnung  von  anderen  Bahnstrecken,  die 
diesen  Voraussetzungen  nicht  entsprechen  (nament- 
lich z.  B.  Schmalspurbahnen),  findet  im  allgemeinen 
das  für  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  vorgesehene 
Verfahren  Anwendung. 

Für  Bahnen,  die  wegen  zu  geringer  Bahnlänge 
und  in  Ermanglung  der  vollen  Spurweite  ihrer 
Linien  dem  Verein  nicht  als  Mitglieder  angehören 
können,  ist  der  Anschluß  an  den  Verein  und  die 
Teilnahme  an  den  Vereinseinrichtungen  -  ohne 
Einräumung  des  Stimmrechtes  -  möglich,  wenn  sie 
den  oben  genannten  Bedingungen  unter  1-3  ent- 
sprechen und  sich  den  geltend'en  Vereinsbestimmungen 
unterwerfen.  Hinsichtlich  des  Vereinswagenüberein- 
kommens kann  hierbei  bedungen  werden,  daß  der 
Wagenpark  der  antragstellenden  Verwaltung  als  Teil 
des  Wagenparks,  ihre  Strecken  als  Teile  des  Bezirks 
einer  anschließenden  Verwaltung  nach  Vereinbarung 
mit  der  letzteren  behandelt  werden.  Die  Entscheidung 
über  einen  solchen  Antrag  erfolgt  ebenso  wie  für 
die  Aufnahme  neuer  Mitglieder.  Im  übrigen  ist  die  An- 
wendung einzelner  Vereinseinrichtungen  im  Verkehr 
mit  vereinsfremden  Bahnen  nur  insoweit  zulässig, 
als  dies  -  wie  z.  B.  im  sog.  Vereinsreiseverkehr  - 
durch  Vereinsbeschluß  ausdrücklich  zugelassen  ist. 
Zur  Leitung  der  Vereinsgeschäfte  wird  von  der 
Vereinsversammlung  eine  geschäftsführende  Ver- 
waltung auf  je  4  Jahre  gewählt,  deren  Aufgabe  es  ist, 
alle  laufenden  Verwalt\ingsgeschäfte  des  Vereins  zu 
erledigen,  die  eingehenden '^Anträge  ihrer  satzungs- 
gemäßen Behandlung  zuzuführen,  die  Vereinsver- 
sammlungen vorzubereiten,  zu  berufen  und  zu  leiten. 
Außerdem  sind  ihr  eine  Reihe  besonderer  Aufgaben 
zur  selbständigen  Erledigung  übertragen.  Sie  hat 
u.  a.  in  gewissen  Fällen   den  Zeitpunkt  des  Inkraft- 


tretens der  Vereinsbeschlüsse  festzusetzen  und  die 
Ausführung  dieser  Beschlüsse  durch  die  Vereins- 
verwaltungen zu  überwachen.  Zur  Besorgung  der 
Vereinsgeschäfte  besteht  unter  der  Leitung  der  ge- 
schäftsführenden Verwaltung  ein  besonderes  Bureau, 
dessen  Beamte  als  Vereinsbeamte  angestellt  und  aus 
Vereinsmitteln  besoldet  werden. 

Zur  Bestreitung  der  aus  der  Geschäftsführung  und 
aus  den  besonderen  Einrichtungen  des  Vereins  ent- 
stehenden Kosten  ist  eine  Vereinskasse  gebildet.  Zu 
dieser  haben  die  Vereinsmitglieder  und  die  an  den 
Verein  angeschlossenen  Verwaltungen,  „so  oft  es  das 
Bedürfnis  erfordert",  also  in  nicht  genau  abgegrenzten 
Zeitabschnitten,  Beiträge  zu  leisten,  deren  Höhe  - 
neben  einem  Grundbetrage  -  nach  der  Betriebslänge 
ihrer  Vereinsbahnstrecken  bemessen  wird.  Der  Grund- 
betrag ist  für  Vereinsmitglieder  auf  200  M.,  für  an- 
geschlossene Verwaltungen  auf  50  M.,  derkiloinetrische 
Beitrag  für  alle  Vereinsverwaltungen  auf  1  M.  fest- 
gesetzt. Für  die  Gewährung  von  Ruhegehältern, 
Witwen-  und  Waisengeldern  an  Vereinsbeamte  und 
deren  Hinterbliebene  ist  außerdem  eine  besondere 
Versorgungskasse  eingerichtet,  die  aus  einmaligen 
Beiträgen  der  neu  aufgenommenen  Verwaltungen 
oder  für  neu  zugerechnete  Vereinsbahnstrecken  sowie 
aus  regelmäßigen  Zuschüssen  aus  der  Vereinskasse 
gespeist  wird. 

Das  Arbeitsgebiet  des  Vereins  ist  in  den  Satzungen 
nicht  begrenzt,  seiner  Beratung  unterliegen  alle  An- 
celegenheiten,  die  von  einer  Vereinsverwaltung  mit 
einem  Antrage,  der  an  die  geschäftsführende  Ver- 
waltung zu  richten  ist,  vorgefegt  werden. 

Die  Beschlußfassung  erfolgt,  soweit  nicht  eine 
anderweitige  Erledigung  durch  Ausschüsse  (s.  u.) 
vorgesehen  ist,  durch  die  Vereinsversammlung,  die 
alle  2  Jahre  zusammentritt.  Aus  besonderen  Gründen 
können  auch  außerordentliche  Vereinsversammlungen 
einberufen  werden.  Die  Unterlage  für  die  Verhand- 
lungen in  der  Vereinsversammlung  bilden  die  schrift- 
lich abzufassenden  Ausschul5berichte.  Die  Beschlüsse 
werden  mit  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Bei  Stimmen- 
gleichheit gilt  der  Antrag  als  abgelehnt.  Jedes  Mit- 
glied führt  bei  einer  Gesamtlänge  der  seiner  Betriebs- 
leitungunterstellten Vereinsbahnstrecken  bis  zu  \QOkm 
1  Stimme,  über  100  bis  2i0  km  2  Stimmen,  über 
250  bis  500  km  3  Stimmen  und  für  je'  angefangene 
weitere  250  km  1  Stimme  mehr.  Demnach  standen 
z.  B.  im  Jahre  1917  den  deutschen  Bahnen  303,  den 
österreichischen,  ungarischen  und  bosnisch-herzego- 
winischen  197,  den  niederländischen  und  luxembur- 
gischen Bahnen  24  Stimmen  zu. 

Die  Beschlüsse  der  Vereinsversammlung  werden 
durch  Vorberatung  in  Ausschüssen  vorbereitet.  Für 
alle  wichtigen  Angelegenheiten  bestehen  ständige 
Ausschüsse,  u.  zw.  zurzeit  folgende: 

I.  Der  Ausschuß  für  die  Vereinssatzungen  und 
allgemeine  Verwaltungsangelegenheiten  (Satzungsaus- 
schuß), 

II.  der  Ausschuß  für  Angelegenheiten  des  Personen- 
verkehrs (Personenverkehrsausschuß), 

III.  der  Ausschuß  für  Angelegenheiten  des  Güter- 
verkehrs (Güterverkehrsausschuß), 

IV.  der  Ausschuß  für  .\ngelegenheiten  der  gegen- 
seitigen Wagenbenutzung  (Wagenausschuß), 

V.  der  Ausschuß  für  technische  Angelegenheiten 
(technischer  Ausschuß), 

VI.  der  Preisausschulä. 

Im  Bedarfsfall  können  besondere  oder  ge- 
mischte Ausschüsse  gebildet  werden. 

Eine  Besonderheit  bildet  die  Techniker- 
versammlung (s.  d.),  die  an  der  Begutachtung 
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und  Bearbeitung  aller  wichtigen  technischen 
Fragen  mitwirkt  und  die  als  erweiterter  tech- 
nischer Ausschuß  anzusehen  ist.  Sie  wird  im 
Bedarfsfall  berufen.  Sämtliche  Vereinsverwal- 
tungen sind  berechtigt,  durch  einen  oder  meh- 
rere Abgeordnete  an  der  Technikerversammlung 
teilzunehmen.  Über  die  Berufung  dieser  Ver- 
sammlung und  über  deren  Beratungsgegen- 
stände entscheidet  -  falls  dies  nicht  von  der 
Vereinsversamnilung  geschieht  -  der  techni- 
sche Ausschuß  im  Einvernehmen  mit  der  ge- 
schäftsführenden Verwaltung.  Für  die  Geschäfts- 
führung der  Technikerversammlung  gelten  im 
übrigen  die  gleichen  Bedingungen  wie  für  die 
ständigen  Ausschüsse. 

Der  Austritt  aus  den\  V.  steht  jedem  Mit- 
glied und  jeder  angeschlossenen  Verwaltung  nach 
sechsmonatlicher  Kündigung  an  jedem  Viertel- 
jahrsersten  frei.  In  gewissen  Fällen  kann  auch 
das  Erlöschen  einer  Mitgliedschaft  und  die 
Ausschließung  aus  dem  V.  in  besonderem  Ver- 
fahren bewirkt  werden. 

II.  Wirksam  keit  und  Einrichtungen  des  V. 

Die  Gründung  des  V.  fiel  in  eine  Zeit,  als 
die  im  Gebiet  des  damaligen  deutschen  Bundes 
vorhandenen  Bruchstücke  von  Eisenbahnen  an- 
fingen, Anschluß  aneinander  zu  suchen,  als  ihre 
Ausgestaltung  zu  einem  großen  zusammen- 
hängenden Eisenbahnnetz  eben  erst  einsetzte. 
Außer  gleicher  Spurweite  zeigten  die  Bahnen 
in  ihrer  Anlage  und  in  ihren  technischen  Ein- 
richtungen nur  wenig  Einheitlichkeit.  Noch 
gl  ößere  Verschiedenheiten  wiesen  die  Verkehrs- 
einrichtungen der  einzelnen  Bahnen  auf.  Es  ist 
das  hohe,  bleibende  Verdienst  des  V.,  sofort 
mit  Weitblick  das  Ziel  möglichster  Einheit  des 
gesamten  Eisenbahnwesens  ins  Auge  gefaßt 
und  kraftvoll  verfolgt  zu  haben.  Ihm  ist  es 
zu  danken,  daß  für  die  Eisenbahnen  der 
mitteleuropäischen  Staaten  trotz  der  damaligen 
politischen  Zerrissenheit  einheitliche  technische 
Einrichtungen  geschaffen  und  gleichmäßig  ver- 
vollkommnet, überhaupt  alle  Einrichtungen  ins 
Leben  gerufen  wurden,  die  einen  durchgehenden 
Eisenbahnverkehr  wie  in  einem  einheitlich  ver- 
walteten und  betriebenen  Bahnnetz  ermöglichten. 
In  einmütigem  Zusammenwirken  hauptsächlich 
der  deutschen,  österreichischen  und  ungarischen 
Verwaltungen  haben  die  im  V.  zusammen- 
geschlossenen Eisenbahnen  auf  dem  Wege  freier 
Vereinbarungen  einen  hohen  Grad  der  Vervoll- 
kommnung und  Vereinheitlichung  des  Eisen- 
bahnwesens für  Mitteleuropa  erreicht,  eine  Ein- 
heit, deren  gewaltigewirtschaftliche  und  politische 
Bedeutung  heute  klarer  denn  je  erkannt  wird. 

Auf  dem  Gebiet  der  Technik  waren  die 
schon   1850  durch  die  Technikerversammlung 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


ausgearbeiteten  „Grundzüge  für  die  Gestaltung 
der  Eisenbahnen  Deutschlands"  von  grund- 
legender Bedeutung.  Sie  enthielten  eine  Zu- 
sammenstellung der  Regeln  für  Unter-  und 
Oberbau,  Bahnhofsanlagen,  Lokomotiven  und 
Wagen,  die  nach  dem  damaligen  Stand  der 
Technik  als  maßgeblich  und  für  die  Verwaltungen 
als  erstrebenswert  bezeichnet  wurden.  Gleich- 
zeitig waren  „Einheitliche  Vorschriften  für  den 
durchgehenden  Verkehr"  erlassen,  die  die  in 
dieser  Hinsicht  an  den  Zustand  der  Bahn  und 
der  Fahrzeuge  zu  stellenden  Mindestanforde- 
rungen bezeichneten.  Aus  diesen  Bestimmungen, 
die  ständig  der  schnell  fortschreitenden  Ent- 
wicklung angepaßt  wurden,  gingen  später  (1867) 
die  noch  heute  unter  dem  gleichen  Namen  er- 
scheinenden „Technischen  Vereinbarungen  des 
V.  über  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtungen 
der  Eisenbahnen"  hervor,  ein  Werk,  das  auch 
weit  über  die  Grenzen  des  Vereinsgebiets 
hinaus  Bedeutung  erlangt  hat. 

Von  hervorragendem  Nutzen  für  die  Ent- 
wicklung der  Eisenbahntechnik  im  Vereinsgebiet 
war  ferner'  die  Tätigkeit  der  Techniker  des  V. 
bei  Bearbeitung  der  sonstigen  wichtigen  tech- 
nischen Fragen,  die  im  V.  fortgesetzt  zur  Er- 
örterung gestellt  werden.  Von  der  Gründung 
des  V.  an  bildet  es  eine  seiner  wertvollsten 
Einrichtungen,  die  auftauchenden  technischen 
Fragen  von  Zeit  zu  Zeit  planmäßig  aufzugreifen, 
die  zahlreichen  zerstreuten  Einzelerfahrungen 
zu  sammeln,  um  aus  ihrer  Summe  die  ent- 
scheidenden Folgerungen  zu  ziehen  und  sie 
dann  zum  Nutzen  der  Gesamtheit  zu  ver- 
werten. Die  so  —  oft  nach  langwierigen  be- 
sonderen Erprobungen  und  Versuchen  -  ge- 
wonnenen gutachtlichen  Urteile  der  bedeu- 
tendsten Eisenbahntechniker  haben  wesentlich  zur 
Erhöhung  der  Wirtschaftlichkeit  und  Sicherheit 
des  Eisenbahnbetriebs  beigetragen.  Alle  Wand- 
lungen der  Technik  spiegeln  sich  in  diesen 
Gutachten  wider.  Von  größeren  derartigen 
Arbeiten    seien    als    Beispiele    herausgegriffen: 

Zusammenstellung  der  Oberbaukonstruktionen  der 
dem  V.  angehörenden  Eisenbahnen   (1868). 

Die  Eigenschaften  von  Eisen  und  Stahl.  Mitteilun- 
gen über  die  auf  Veranlassung  der  technischen 
Kommission  des  V.  angestellten  Versuche.  Nebst 
Entwürfen  zu  den  Bedingungen  für  die  Lieferung 
von  Schienen,  Achsen  und  Radreifen  (1880). 

Mitteilungen  neuer  Konstruktionen  auf  dem  Gebiet 
des  Lokomotiv-  und  Wagenbaues  (Organ,  1892,  IL, 
VII.  u.  X.  Erg.-Bd.). 

Aus  neuester  Zeit  seien  auch  noch  die  umfang- 
reichen Arbeiten  und  Versuche  des  V.  zur  Einführung 
einer  selbsttätigen  durchgehenden  Güterzugbremse 
erwähnt. 

Auf  dem  Gebiet  des  Personen-  und  Güter- 
verkehrs war  die  Schaffung  einheitlicher 
Beförderungsbedingungen    die    erste    Aufgabe 
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des  V.  Das  erste  Reglement  für  den  Güter- 
verkehr trat  schon  am  I.Juli  1850  in  Kraft. 
Das  erste  bindende  Reglement  für  die  Be- 
förderung von  Personen,  Reisegepäck,  Leichen, 
Fahrzeugen  und  lebenden  Tieren  folgte  am 
15.  April  1865.  Diese  Reglements  brachten  den 
Gedanken,  alle  Vereinsbahnen  -  den  Reisenden 
und  Verfrachtern  gegenüber  -  einheitlich  zu 
betreiben,  in  einer  für  die  damalige  Zeit  voll- 
kommenen Art  und  Weise  zum  Ausdruck.  Sie 
sind  die  Grundlage  geworden  für  das  deutsche 
Eisenbahnfrachtrechf,  für  die  später  im  Deutschen 
Reich,  in  Österreich-Ungarn  und  in  den  Nieder- 
landen eingeführten  staatlichen  Betriebsregle- 
ments (Verkehrsordnung)  M'ie  auch  für  das  lÜ. 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr. 

Von  größter  Bedeutung  war  ferner  das 
gleichzeitig  mit  dem  ersten  BR.  für  den  Güter- 
verkehr geschaffene  „Übereinkommen  zum 
Betriebsreglement",  das  die  aus  dem  BR. 
entspringenden  Rechte  und  Pflichten  der 
Eisenbahnverwaltungen  untereinander  regelte 
und  das  stetig,  namentlich  in  der  Richtung 
einer  weitergehenden  Vereinfachung  des  gegen- 
seitigen Geschäftsverkehrs  ausgebaut  wurde. 
Die  Weiterbildung  und  Vervollkommnung 
dieser  Vereinbarungen  bildet  heute  noch  eine 
der  wichtigsten  Aufgaben  des  V.  Außerordent- 
liches hat  der  V.  ferner  für  die  Ausbildung 
direkter  Personen-  und  Oüterverkehre  und  für 
das  Abfertigungswesen,  für  die  Verbesserung 
der  Fahrpläne,  dann  namentlich  auch  für 
die  Einführung  einheitlicher  Eisenbahnzeit  und 
für  die  Einheit  in  Maß  und  Gewicht  ge- 
leistet. Nur  mit  den  Einzelheiten  des  Tarif- 
wesens hat  sich  der  V.  seltener  befaßt,  weil 
hier  in  jedem  Verkehrsgebiet  besondere  Ver- 
hältnisse berücksichtigt  werden  mußten  und 
ein  „einmütiges  Handeln"  für  den  Vereins- 
bereich demnach  nicht  erhofft  werden  konnte. 
Die  vom  V.  im  Jahre  1884  geschaffene  Ein- 
richtung der  zusammenstellbaren  Fahrschein- 
hefte (der  sog.  Vereinsreiseverkehr),  die  weit 
über  die  Vereinsgrenzen  hinaus  lebhaften  An- 
klang fand,  brachte  eine  wesentliche  Förde- 
rung des  Reiseverkehrs.  Die  maßgebenden 
Bestimmungen  für  diesen  Verkehr  sind 
in  dem  Übereinkommen  betreffend  die  .Aus- 
gabe zusammengestellter  Fahrscheinhefte  ent- 
halten. 

Von  großer  Tragweite  für  den  Güteraustausch 
in  ganz  Mitteleuropa  sind  die  vom  V.  schon 
frühzeitig  herausgegebenen  Vereinbarungen 
über  den  Wagenübergang  auf  anschließende 
Bahnen  geworden,  denen  am  1.  .Wärz  1868 
das  Übereinkommen  betreffend  die  gegenseitige 
Wagenbenutzung  folgte.  Hierdurch  wurde  die 
Umladung  der  Güter  vermieden  und  der  Über- 


gang aller  Wagen  der  Vereinsverwaltungen 
von  einer  Bahn  auf  die  andere  so  geregelt,  daß 
die  Güterwagen  der  Vereinsbahnen  als  zu  einem 
einheitlichen  großen  Wagenpark  gehörig  er- 
scheinen konnten. 

Ferner  verdient  noch  die  Tätigkeit  des  V. 
auf  dem  Gebiet  der  Statistik  hervorgehoben 
zu  werden.  Seit  1850  werden  allgemeine 
„Statistische  Nachrichten  von  den  Eisenbahnen 
des  V."  herausgegeben,  ebenso  die  zur  Aus- 
nützung der  Erfahrungen  für  die  Technik  wert- 
vollen Statistiken  über  verschiedene  technische 
Einzelgebiete  (Achs-  und  Radreifenbruch-, 
Schienen-  und  die  noch  heute  jährlich  er- 
scheinende Güteprobenstatistik). 

Schließlich  sind  hier  zu  erwähnen  die  Verein- 
barungen über  den  Diensttelegrammverkehr, 
die  Einrichtung  der  Vereinsabrechnungsstelle 
sowie  die  Herausgabe  der  beiden  Fachzeit- 
schriften des  V.  und  die  Einrichtung  über  die 
Aussetzung  von  Preisen  für  Erfindungen  und 
Verbesserungen  im  Eisenbahnwesen. 

Nachfolgend  sollen  diese  Einrichtungen  des 
V.  des  näheren  besprochen  werden. 

1.  Vereinsabrechnungsstelle  (V.\St.). 

Die  Benutzung  dieser  Einrichtung  ist  durch 
das  Übereinkommen  betreffend  die  Abrechnung 
im  V.,  gültig  vom  I.Mai  1918,  geregelt.  Die 
unter  der  Leitung  der  geschäftsführenden  \'er- 
waltung  stehende  VASt.  hat  die  Aufgabe, 
Schulden  und  Forderungen  der  Vereinsver- 
waltungen aus  den  Verkehrsabrechnungen  oder 
auch  aus  anderen  Geschäften  in  den  zugelassenen 
Währungen  (Mark,  Kronen,  Frank  und  Rubel) 
halbmonatlich  in  einer  Abrechnung  (Vereins- 
abrechnung) zusammenzustellen,  hiernach  in 
jeder  Währung  in  einer  Summe  die  Beträge 
festzusetzen,  die  die  einzelnen  Verwaltungen 
schließlich  zu  zahlen  oder  zu  empfangen  haben 
(s.  Abrechnung). 

Zur  Begleichung  der  Schuld-  und  Forderungs- 
reste sind  (seit  1.  Mai  1918)  für  das  ganze 
Vereinsgebiet  2  Vermittlungsstellen  (Bankhäuser) 
eingerichtet,  die  alle  Zahlungen  anzunehmen 
und  an  die  forderungsberechtigten  Verwaltungen 
abzuführen  haben. 

Die  Entwicklung  des  Geschäftsumfangs  der 
VASt.  ergibt  sich  aus  folgenden  Zahlen: 


Rech- 
nungs- 
jahr 

1883 
1903 
1913 
1916 


Zahl  der  an- 
gemeldeten 
Schuld-  und 
Forderungs- 
posten 

91.200 
132.392 
218.729 
199.289 


Gesamtbetrag  der 

angemeldeten 

Beträge  in 

M. 

268,137.280 

441,010.627 

1.370,836.968 

1.969,898.370 


Durch  Ausgleich 
in  der  Vereins- 
abrechnung 
verringert  auf 
M. 

107,136.259 
144,811.441 
255,331.553 
364,166.236 
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2.  Öffentliche  Preisausschreiben. 

Zur  Förderung  des  Fortschritts  auf  allen 
Gebieten  des  Eisenbahnwesens  und  zur  Be- 
lebung des  Interesses  für  fachwissenschaftliche 
Arbeiten  setzt  der  V.  seit  1869  in  regelmäßigen 
Zeitabschnitten  (seit  1886  alle  4  Jahre)  Geld- 
preise im  Gesamtbetrag  von  30.000  M.  für 
einen  allgemeinen  Wettbewerb  aus,  u.  zw.  a) 
für  Erfindungen  und  Verbesserungen  an  den 
baulichen  Einrichtungen,  den  Betriebsmitteln, 
den  mechanischen  Einrichtungen  sowie  für 
solche,  die  den  Betrieb  und  die  Verwaltung 
der  Eisenbahnen  betreffen;  Ä^  für  hervorragende 
schriftstellerische  Arbeiten  über  das  Eisenbahn- 
wesen. Hauptbedingung  ist,  daß  jede  Erfindung 
und  Verbesserung  auf  einer  zum  V.  gehörigen 
Eisenbahn  ausgeführt  sein  muß,  ferner  muß 
die  Preisbewerbung  durch  diese  Verwaltung 
unterstützt  sein.  Die  einzelnen  Preise  werden 
im  Höchstbetrag  von  7500  M.  und  im  Mindesl- 
betragvon  1500  M.  verliehen.  Bis  1917  wurden 
119  Preise  im  Gesamtbetrag  von  289.000  M. 
verteilt.  Die  nähere  Festsetzung  der  Wettbewerbs- 
bedingungen und  die  Vergebung  der  Preise  ist 
einer  Prüfungskommission,  jetzt  Preisausschuß 
genannt,  übertragen.  Die  Richtschnur  für  die 
Tätigkeit  dieses  Ausschusses  bildet  das  den  Ver- 
einssatzungen als  Anhang  beigegebene  „  Oberein- 
kommen betreffend  die  Aussetzung  von  Preisen". 

Außerdem  stehen  seit  1906  alle  4  Jahre 
weitere  15.000  M.  für  die  Lösung  besonderer 
fachlicher  Aufgaben  auf  dem  Gebiet  des  Eisen- 
bahnwesens oder  für  die  Abfassung  bestimmter 
schriftstellerischer  Arbeiten  -  u.  zw.  ohne  Aus- 
schreibung eines  Wettbewerbs  -  zur  Verfügung. 
Als  erste  besondere  Aufgabe,  deren  Lösung 
auf  Grund  dieser  Bestimmung  eingeleitet  wurde, 
hat  der  Preisausschuß  im  Jahre  1909  die  Ab- 
fassung eines  Werkes  über  die  Entwicklung 
des  Lokomotivbaues  bestimmt.  Die  Fertig- 
stellung des  Werkes  ist  durch  den  Ausbruch 
des  Weltkriegs  verzögert  worden. 

3.  Fachzeitschriften  des  V. 
a)  Zeitung  des  V.  Als  Organ  des  V.  diente 
in  den  Jahren  1847—1860  die  von  den  tech- 
nischen Mitgliedern  der  württembergischen 
Eisenbahnverwaltung  K.  Etzel  und  L.  Klein 
seit  1844  in  Stuttgart  herausgegebene  „Eisen- 
bahnzeitung". Auf  Beschluß  der  Generalver- 
sammlung 1860  wurde  zur  Vertretung  der 
Interessen  der  Vereinsverwaltungen  eine  eigene 
Zeitung  gegründet,  die  seit  I.Juli  1861  unter  dem 
Namen  „Zeitungdes  V."  (ursprünglich  im  Selbst- 
verlag des  V.  zuerst  in  Leipzig,  ab  1876  in  Berlin, 
dann  seit  1898  im  Verlag  von  Julius  Springer 
in  Berlin)  erscheint.  Die  Zeitung  berichtet  über 
alle  Neueinrichtungen  und  Ereignisse  von  all- 


gemeinem Interesse  im  gesamten  Bereich  des 
Eisenbahnwesens,  der  Verwaltung,  des  Verkehrs 
und  Betriebs,  der  Technik  und  des  Rechtswesens. 
Sie  bringt  ferner  die  amtlichen  Mitteilungen 
der  geschäftsführenden  Verwaltung  des  V.  über 
Vereinsangeiegenheiten  und  dient  namentlich 
auch  als  gemeinsames  Veröffentlichungsblatt 
aller  Vereinsverwaltungen  für  die  Tarif-  und 
sonstigen  Bekanntmachungen.  Die  Zeitung  er- 
scheint zweimal  \vj  chentlich,  in  den  letzten  Jahren 
in  einer  Auflage  von  rd.  8000  Stück.  Die  Ver- 
einsverwaltungen erhalten  eine  (nach  der  Bahn- 
länge festgesetzte)  Anzahl  Abdrücke  kostenfrei, 
weitere  Abdrücke  zu  einem  geringen  Bezugs- 
preis. Im  übrigen  werden  die  Kosten  des 
Zeitungsunternehmens,  soweit  sie  nicht  aus 
den  Bezugsgeldern  von  Fremden  und  aus  den 
Einnahmen  für  Privatanzeigen  gedeckt  sind, 
aus  der  Vereinskasse  bestritten. 

öj  Organ  für  die  Fortschritte  des  Eisen- 
bahnwesens in  technischer  Beziehung. 
Zur  Schaffung  eines  besonderen  Mittelpunktes 
für  die  Besprechung  der  Eisenbahntechnik 
beschloß  die  Generalversammlung  vom  Juli  1 862, 
zunächst  das  \'on  dem  Oberingenieur  Heusinger 
V.  Waldegg  1845  gegründete  „Organ  für 
die  FortS'^hritte  des  Eisenbahnwesens  in  tech- 
nischer Beziehung"  (Verlag  von  C.W.  Kreidel, 
Wiesbaden)  als  technisches  Fachblatt  des  V. 
mitzubenutzen.  Die  Zeitschrift  erschien  ur- 
sprünglich jährlich  nur  in  6  Heften,  von  1895 
ab  monatlich  einmal.  Später  (1906)  wurde  das 
Organ  -  unter  Belassung  des  Eigentums  und 
Verlags  bei  C.  W.  Kreidel,  Wiesbaden  (jetzt 
Berlin)  —  zum  eigentlichen  technischen  Fach- 
blatt des  V.  ausgestaltet.  Es  erscheint  demgemäß 
seit  I.Januar  1907  „im  Auftrag  des  V.",  u.  zw. 
in  24  Halbmonatsheften.  Der  V.  hat  den  Schrift- 
leiter zu  bestimmen;  er  gewährt  nunmehr  auch 
einen  beträchtlichen  Zuschuß  zu  dem  Unter- 
nehmen. Das  Organ  berichtet  in  durch  zahl- 
reiche Abbildungen  und  Zeichentafeln  erläuterten 
Abhandlungen  über  alle  wichtigen  Erfindungen, 
Verbesserungen  und  Fortschritte  im  Eisenbahn- 
wesen. 

Die  Auflage  war  in  den  letzten  Jahren  rd. 
3200  Stück.  Der  V.  bezieht  hiervon  vertrags- 
mäßig eine  bestimmte  Anzahl  (zuletzt  1700) 
Abdrücke,  die  unter  den  Vereinsverwaltungen 
im  Verhältnis  der  Bahnlängen  verteilt  werden. 

Zu  dem  Organ  werden  nach  Bedarf  Er- 
gänzungsbände herausgegeben,  in  denen  haupt- 
sächlich die  Ergebnisse  einer  Reihe  wichtiger 
Arbeiten  der  Technikerversammlung  und  des 
technischen  Ausschusses  des  V.  aus  fast  allen 
Gebieten  der  Eisenbahntechnik  niedergelegt 
sind.  Bis  1917  sind  15  Ergänzungsbände 
erschienen. 

T 
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Literatur:  Beschlüsse  der  Vereinsversammlungen 
und  der  ständigen  Ausschiisse;  Festsclirift  über  die 
Tätigkeit  des  VDEV.  in  den  ersten  50  Jahren  seines 
Bestehens,  1846-1896.  Berlin  1896.      Burmeister. 

Vereinigte  Schweizer  Bahnen,  ehemals 

Privatbahn  mit  dem  Sitz  in  St.  Gallen,  seit 
1902  verstaatlicht.  Ihre  Linien  bilden  der  Haupt- 
sache nach  den  Kreis  IV  der  Schweizer  Bundes- 
bahnen. Die  V.  umfaßten  im  Zeitpunkt  der 
Verstaatlichung;  folgende  Linien: 


Be7eichiiung  der  einzelnen  Linien 


Winterthur-St.  Gallen -Ror- 
Schach  Bahnhof  .... 

Rorschach  Hafen -Sargans- 
Chur 

Sargans  -  Rapperswil  -  W'alli- 
sellen -Zürich 

Weesen-Glarus 

Toggenbnrger  Bahn  .    .    . 

WaTd-Rüti 

Von  den  V'.  betriebene  Linie 


Bauliche 

Länge  der 

eigenen 

Bahn 


Betriebs- 
länge 


km 


71-889 
92-349 


72-765 
91-730 


93  048 
11638 
25-277 

102-194 

11-488 

24-852 

6-570 

294-201 

309-599 

Die  V.  (Union  suisse)  sind  aus  der  im  Jahre 
1857  erfolgten  Verschmelzung  der  St.  Gallen- 
Appenzeller  Bahn,  der  schweizerischen  Süd- 
ostbahn und  der  Glattalbahn  her\-orgegangen. 

l.DieSt.Gallisch-appenzellischeEisen- 
bahngesellschaft  ( Winterthur  -  Rorschach 
Hafen),  gegründet  1852  (Baudirektor  Etzel). 

2.  Die  schweizerische  Südostbahn  be- 
stand aus  der  Rheinlinie  von  Rorschach  Bahn- 
hof bis  nach  Sargans  und  von  da  bis  Chur, 
der  Linthlinie  \on  Rapperswil  bis  Sargans 
und  der  Glarnerlinie  Weesen-Glarus. 

Mit  der  Linie  Rorschach-Chur  sollte  das 
erste  Teilstück  einer  Eisenbahn  vom  Bodensee 
über  den  Lukmanier  an  den  Langensee  und  mit 
der  Bahnstrecke  Sargans-Rapperswil  die 
zweite  Zufahrtslinie  zur  künftigen  Lukmanier- 
bahn  in  der  Richtung  nach  Zürich  und  Basel 
hergestellt  werden.  Diese  Bestrebungen  greifen 
bis  auf  das  Jahr  1839  zurück  und  haben  als 
hauptsächlichsten  Anreger  La  Nicca  (s.  d.) 
gehabt. 

3.  Die  Glattalbahn  umfaßte  die  Linie 
Uster-Wallisellen,  zu  der  später  die  Bahn- 
strecke Uster-Rapperswil  hinzukam. 

Hauptsächlich  durch  ihre  bedrängten  Finanz- 
verhältnisse veranlaßt,  verschmolzen  sich  zu- 
erst die  St.  Gallisch-appenzellische  Eisenbahn- 
gesellschaft sowie  die  schweizerische  Südost- 
bahngesellschaft durch  Vertrag  von  1856, 
dem  sich  nachträglich  dann  auch  die  Olattal- 
bahn  anschloß,  zu  der  späteren  Gesellschaft 
der  V. 


Die  Lage  der  Unternehmung  war  eine 
schwierige,  weil  sie  einerseits  mit  dem  Wett- 
bewerb der  sie  umschließenden  Linien  der 
schweizerischen  Nordostbahn  zu  kämpfen  hatte 
und  ihr  anderseits  eine  Anknüpfung  an  das 
bayerische,  österreichische  und  italienische  Eisen- 
bahnnetz fehlte. 

Im  Jahre  1868  übernahmen  die  V.  den  Betrieb 
der  Toggenburger  Bahn  (s.d.)  und  1901 
deren  Eigentum. 

Mit  Vertrag  von  1871  verpflichteten  sich  die 
V.,  die  Linie  Wald-Rüti  zu  bauen  und  zu 
betreiben.  Heute  wird  diese  Bahn  gleichzeitig 
mit  der  Tößtalbahn  verstaatlicht. 

Für  den  Anschluß  nach  Bayern  und  Öster- 
reich von  großer  Bedeutung  war  das  Zustande- 
kommen des  Staatsvertrags  über  die  Erstellung 
der  Bodensee-Gürtelbahn  von  Lindau  nach 
St.  Margrethen  und  von  Feldkirch  nach  Buchs 
im   Jahre    1870.    Am    1.  August    1872    wurde 
Lindau-Lautrach-Feldkirch-Bludenz  dem  Betrieb 
übergeben,   am    20.  Oktober   desselben  Jahres 
Feldkirch-Buchs   und    am    6.  September  1884 
die  Arlbergbahn,   wodurch    endlich    das   Netz 
der  V.  einen  internationalen  Anschluß  erhielt. 
Nicht  so  erfolgreich  waren  die  Bestrebungen 
nach  einem  Durchbruch  der  rhätischen  Alpen 
zum    Anschluß    an    die    italienischen    Bahnen, 
obschon    dieselben    bis   zur    Begründung    der 
Unternehmung  zurückreichen  und  mit  großer 
Energie  geführt  wurden  (s.  Splügenbahn).  Da- 
gegen   trat    an    deren    Stelle     das    Netz     der 
bündnerischen  Schmalspurbahnen  (s.  Rhätische 
Bahn),  für  die  die  V.  die  Zufahrtslinien  bildeten. 
Der  nächste  Rückkaufstermin  für  die  meisten 
Linien  der  V.  fiel  auf  den  I.Mai  1,903.  Durch 
Übereinkommen    vom    7.  Mai    1896   mit   dem 
Bund  kam  deren  Zusammenlegung  zu  stände. 
Für  die  Berechnung  des  konzessionsgemäßen 
Rückkaufspreises   nach    dem   Erträgnis   kamen 
nach  demselben  die  Ergebnisse  der  Jahre  1 888  bis 
1897  in  Betracht.  Sodann  übernahm  der  Bund 
damit  allenfalls   den  Bau   der   Rickenbahn   (s. 
Schweizerische    Eisenbahnen).    Durch    Vertrag 
vom  22.  November  1901  gingen  dann  die  V. 
auf  den   30.  Juni   1902  in  das  Eigentum   des 
schweizerischen  Staates  über,  infolgedessen  dann 
auch  die  Rickenbahn  von  diesem  erstellt  wurde. 
In  baugeschichtlicher  Beziehung  sei  erwähnt, 
daß   die  Steilrampe   Rorschach-St.  Gallen    mit 
2Q%o  Neigung  nach  einem  Gutachten  des  Ober- 
baurats Pauli  in  München  und  Etzel  in  Stutt- 
gart unter  Etzel  als  Baudirektor  der  St.  Gallen- 
Appenzeller  Bahn  ausgeführt  wurde.  Die  ersten 
Studien  für  den  großartigen  Kunstbau,  mit  dem 
die  letztgenannte  Bahn  über  die  Sitter  geführt 
wird,  wurden   durch    Ingenieur  Dollfuß  von 
Müllhausen,  damals  in  Basel,  gemacht  und  dann 
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auch  unter  dessen  Mitwirkung  der  endgültige 
Bauplan  von  Oberbaurat  Etzel  festgestellt. 
Bemerkenswert  sind  ferner  die  Brücken  über 
die  Glatt  und  Tluir. 

Literatur:  P 1  a  c i  d  W e  i  ß  e  n  b a  c h,  Die  Eisenbahn- 
verstaatlichung in  der  Schweiz.  Sonderabdruck  aus 
Arch.  f.  Ebw.  1905;  Die  Eisenbahnen  der  Schweiz. 
Zürich  1913  u.  1914.  Dietler. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  {Uni- 
ted States  of  A merica).  Eisenbahnen. 

Inhaltsverzeichnis:  Einleitung.  -  1.  Entwick-  ^ 
hing  des  Eisenbahnnetzes.  ~  II.  Geschichtliches.  - 
111.  Bau,  Anlagekosten,  Rechtsgrundlagen,  Staats- 
unterstütziing.  -  IV.  Organisation,  Aufsicht.  - 
V.  Arbeiterverhaltnisse.  -  VI.  Betriebsmittel,  Ver- 
kehr, Verkehrsergebnisse.  -  Vli. Tarife.  -  VIII.  Finan- 
zen. -  IX.  Unfälle.  -  X.  Quellen  und  Literatur. 

Die  V.,  die  größte  Republik  der  Welt,  haben 
einschließlich  Alaska  und  der  Sandwich-Inseln 
sowie  der  Küstengewässer  einen  Flächeninhalt 
von    9,383.029 /^/«2    und    rd.    100  Mill.    Ein- 
wohner   (im    Jahre    1914).    Sie    werden    be- 
grenzt  im   Norden    von   Britisch-Nordamerika 
(^Kanada),  im  Osten  vom  Atlantischen   Ozean, 
im    Süden    vom    Golf   von    Mexiko    und   der 
Republik  Mexiko,  im  Westen  vom  Stillen  Ozean. 
Unter  den  Verkehrsmitteln  spielen  bei  weitem 
die  bedeutendste  Rolle  die  Eisenbahnen.  Land- 
straßen   von    der    Beschaffenheit   der   europä- 
ischen Heerstraßen  sind  verhältnismäßig  wenige 
vorhanden,  eine  lebhafte  Schiffahrt  besteht  nur 
auf   den    großen    Seen    und    an    den    Küsten, 
sie  ist  auf  den  großen  Strömen,  zu  deren  Re- 
gulierung   nur   wenig   geschehen  ist,  und  auf 
den  Kanälen    -   außer  dem  Eriekanal  -    nur 
schwach  entwickelt.  Erst  im  Verlauf  des  Welt- 
kriegs   hat    die    Seeschiffahrt    an    Bedeutung 
gewonnen.  Diese  Erscheinung  erklärt  sich  dar- 
aus, daß,   sobald    der    Bau   von    Eisenbahnen 
in  England    begonnen    hatte,    man    in  den  V. 
die  Wichtigkeit"  und   die  Überlegenheit  dieses 
neuen  Verkehrsmittels  erkannte  und  nunmehr 
unter  Vernachlässigung  der  anderen  ausschließ- 
lich den  Bau  dieses  vollkommensten  Verkehrs- 
mittels   förderte,    das   sich  schnell  von  Osten 
nach  Westen    verbreitete   und    wesentlich    zur 
Erschließung    und    Besiedlung    der    von    der 
Kultur  fernliegenden  Landesteile  beitrug. 

1.  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes. 

Schon  im  Jahre  1808  wurde  im  Kongreß 
der  V.  von  Eisenbahnen  gesprochen,  aller- 
dings in  abfälliger  Weise.  Im  Jahre  1807  soll 
bereits  eine  Straßenbahn  (Pferdebahn)  in  Boston 
bestanden  haben.  Die  erste  Eisenbahn  wurde 
im  Jahre  1827  im  Staate  Maryland  für  eine 
Strecke  der  späteren  Baltimore-Öhio-Eisenbahn 
genehmigt,  ihr  erster  Abschnitt  wurde  am 
22.  Mai    1830,    allerdings    zunächst    für    den 


Betrieb  mit  Pferden,  eröffnet.  Erst  später  ist 
auf  ihr  der  Dampfbetrieb  eingeführt  worden. 
Die  weitere  Entwicklung  des  Eisenbahnbaues 
ergibt  sich  aus  nachstehender  Tabelle,  deren 
Zahlen  für  die  Jahre  1830-  1879  dem  Census 
der  V.  aus  dem  Jahre  1880  (Bd.  IV,  289,  290), 
für  die  späteren  Jahre  bis  1889  dem  Eisenbahn- 
handbuch von  Poor  und  von  1890  an  dem 
amtlichen  statistischen  Bericht  des  Bundes- 
verkehrsamtes entnommen  sind: 


Jahr 

Engl.  Meilen 

J.ihr 

Engl.  Meilen 

(Ende  Dez  )  (1  Meile=  l'öl  km) 

(Ende  Dez.)  (IM 

eile=l-6U-m) 

1830   .      . 

40 

1889   .      . 

161.276 

1835    .      . 

797 

1890   .      . 

167.1911 

1840  . 

2.755 

1895  .    . 

184.628 

1845  . 

4.610 

1900  .    . 

198.964 

1850  . 

8.571 

1905  .    . 

225.196 

1855  . 

20.199 

1910  . 

240.439 

1860  . 

28.920 

1913  .    . 

249.803 

1865  . 

32.996 

1914  . 

252.231 

1870  . 

49.168 

1915  . 

253.789 

1875  . 

72.675 

1916  . 

254.0462 

1880  . 

93.349 

1917  . 

253.626 

1885  . 

.  128.967 

Die  Länge  der  in  den  einzelnen  Jahren 
gebauten  Eisenbahnen  ist  eine  sehr  schwan- 
kende. Bis  zum  Jahre  1848  bleibt  sie  unter 
1000  Meilen.  In  den  folgenden  Jahrzehnten  be- 
wegte sie  sich  (abgesehen  von  den  Jahren  des 
Bürgerkrieges  1860—1864)  zwischen  1000 
bis  3000  Meilen,  von  1880  bis  1890  finden 
wir  ganz  ungeheuerliche  Zahlen,  1886  rd. 
8000  Meilen,  ISSl  9900  Meilen,  1882  11.600 
Meilen,  1887  12.900  Meilen,  sodann  flaut 
der  Eisenbahnbau  bis  zum  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts wieder  ab,  um  sich  von  1907  an 
bis  zum  Beginn  des  Weltkriegs  wieder  zu  stei- 
gern. Im  Jahre  1917  findet  sich  zum  ersten 
Mal  eine  Verminderung,  da  420  Meilen  außer 
Betrieb  gesetzt  sind.  Im  Jahre  1917  kamen  auf 
100  Quadratmeilen  8-53  Meilen,  auf  10.000 
Einwohner  24-39  Meilen   Eisenbahnen. 

In  den  V.  herrscht  das  System  der  Privat- 
bahnen unter  Privatverwaltung.  In  den  ersten 
Jahren  des  Eisenbahnzeitalters  haben  ein- 
zelne Bundesstaaten  (Massachusetts,  Pennsyl- 
vania, Michigan,  Illinois,  Indiana  und  Georgia) 
kleine  Strecken  Eisenbahnen  auf  Staatskosten 
gebaut,  die  aber  sehr  bald  von  den  benach- 
barten Bahnen  aufgesaugt  sind.  Zurzeit  ist 
eine  Bundesstaatsbahn  in  Panama.  Der  Bund 
hat  die  meisten  Eisenbahnen  in  Alaska  an- 
gekauft und  das  Netz  durch  Bau  von  Staats- 

'  Von  hier  an  für  das  Rechnungsjahr  1.  Juli  bis 
30.  Juni. 

-  Von  hier  ab  wieder  Kalenderjahr. 
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bahnen  erweitert.  Während  des  Weltkriegs  hat 
die  Bundesregieruna;  in  der  Zeit  vom  28.  De- 
zember 1917  bis  29.  Februar  1920  das  ganze 
Eisenbahnnetz  vorübergehend  in  ihre  Verwal- 
tung genommen. 

II.  Geschichtliches. 

Man  unterscheidet  für  die  Entwicklung  der 
Eisenbahnen  der  V.  3  Abschnitte.  Der  erste 
reicht  bis  zur  Vollendung  der  ersten  beiden 
Oberlandbahnen  im  Jahre  1869^  Bis  gegen 
Mitte  der  Fünfzigerjahre  war,  z.  T.  beein- 
flußt durch  die  starke  Einwanderung  nach 
1848,  der  erste  lebhafte  Aufschwung  des  Eisen- 
bahnbaues und  die  Fertigstellung  der  Haupt- 
linien in  den  östlichen  Gebieten  bis  nach 
den  großen  Seen  zu  erfolgt.  Nach  Beendigung 
des  Bürgerkriegs  tritt  ein  neuer  Aufschwung 
ein,  der  bis  1869  dauert.  Der  zweite  Abschnitt 
geht  bis  zum  Jahre  1887,  dem  Erlaß  des  Bun- 
desverkehrsgesetzes  vom  4.  Februar  1887 2.  Es 
ist  dies  die  Zeit,  in  der  sich  das  Eisenbahn- 
netz, besonders  in  den  östlichen  und  mittleren 
Gebieten,  mehr  und  mehr  verdichtete  und 
Kämpfe  zwischen  den  einzelnen  Linien  um 
den  Verkehr  sich  entwickelten.  Diese  Eisen- 
bahnkriege, unter  denen  die  zwischen  den 
Trunk-Lines  des  Ostens^  in  den  Jahren  1873 
bis  1877  hervortreten,  hatten  eine  Herab- 
setzung der  Gütertarife,  besonders  der  durch- 
gehendenTarife  für  Massengüter  bei  Beibehaltung 
hoher  Tarife  im  Lokalverkehr  zur  Folge,  in  Be- 
gleitung von  starken  Unregelmäßigkeiten  und 
persönlichen  Begünstigungen  (Refaktien). 
Durch  die  niedrigen  Tarife  wurden  die  Finan- 
zen der  Eisenbahnen  geschwächt,  es  folg- 
ten Zahlungseinstellungen  (1873  die  große 
Krisis)  und  der  Ankauf  der  schwächeren  durch 
die  mächtigeren  Bahnen,  also  eine  weitere 
Befestigung  des  Eisenbahnmonopols.  Die  mit 
der  Monopolstellung  verbundenen  starken  Miß- 
bräuche, besonders  die  Finanzierung  der  Eisen- 
bahnen zu  ausschließlich  spekulativen  Zwecken, 
hatte  sich  schon  in  der  ersten  Periode  \er- 
einzelt  gezeigt  (die  Eriebahn  mit  Daniel  Drew, 
die  Vanderbiltbahnen,  die  Camden-Amboy- 
Bahn,  die  Spekulationsbahnen  der  Qould  und 
Fisk  u.  s.  w.),  ihre  verderblichen  Folgen  treten 
jetzt  noch  mehr  in  die  Erscheinung.  Es  bildeten 
sich  besondere  Vereine  zur  Bekämpfung  der 
Monopole  (vgl.  Art.  Antimonopoly  leagues, 
Bd.  1,  S.  198)   und   es  wurden    Versuche   ge- 


'  Vgl.  Art.  Überlandbahnen. 

'  Vgl.  Art.  Interstate  Commerce  Act,  Bd.  VI, 
S.  276  ff. 

^  Vgl.  u.  a.  den  Aufsatz:  Eisenbahnkriege  und 
Eisenbahnverbände  bei  v.  der  Leyen,  Die  nord- 
amerikanischen Eisenbahnen,  S.  273  ff. 


macht  zur  Beseitigung  der  Mißbräuche  mit 
Hilfe  staatlicher  Aufsichtsbehörden  (Railway 
Comniissions).  Solche  wurden  in  den  mittleren 
Staaten  (Illinois,  Wisconsin,  Michigan,  Minne- 
sota u.  s.  w.)  eingesetzt  infolge  der  agrarischen 
Bewegung  zu  Anfang  der  Siebzigerjahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  (vgl.  Art.  Granger,  Bd.  V, 
S.  365,  und  Railway  Commissions,  Bd.  VIII, 
S.  171),  hauptsächlich  zur  Überwachung  der 
Tarife.  In  anderen  Staaten  folgte  die  Ein- 
setzung solcher  Behörden  mit  z.  T.  abweichen- 
den Befugnissen.  Die  Zuständigkeit  dieser  Be- 
hörden beschränkte  sich  aber  auf  das  Gebiet 
der  Einzelstaaten,  im  zwischenstaatlichen  Ver- 
kehr, der  der  bei  weitem  wichtigste  ist,  hatten 
sie  keine  Rechte.  Die  Bemühungen  der  Eisen- 
bahnreformer, eines  Simon  Stern,  Albert  Fink 
und  anderer,  richteten  sich  daher  auf  Erlaß 
eines  Bundesgesetzes  zur  Beaufsichtigung 
des  zwischenstaatlichen  Verkehrs.  Nach  langen 
Verhandlungen  und  Untersuchungen  in  beiden 
Häusern  des  Kongresses  kam  die  Interstate 
Commerce  Act  vom  4.  Februar  1887  zu  stände, 
womit  die  zweite  Periode  der  Eisenbahn- 
geschichte der  V.  abschließt. 

Die  dritte  Periode  geht  bis  zum  Erlaß  der 
Transportation  Act  vom  28.  Februar  1920, 
d.  h.  einer  auf  längere  Dauer  berechneten  Um- 
gestaltung des  Eisenbahnwesens  nach  den  Er- 
fahrungen seit  Erlaß  des  Bundesverkehrsgesetzes 
und  im  Weltkrieg.  Die  Eisenbahnen  setzen 
zunächst  den  Anordnungen  des  Bundesamts,  so- 
weit sie  ihnen  unbequem  sind,  aktiven  und  passi- 
ven Widerstand  entgegen  und  sind  bemüht,  das 
Ansehen  der  höchsten  Bundesbehörde  zu 
schwächen.  Sie  versuchen,  durch  neue  Gesetze 
die  ihnen  besonders  lästigen  Bestimmungen  über 
Einschränkungen  der  Differenzialtarife  (Long 
and  Short  haul  clause  vgl.  Bd.  VII,  S.  232)  oder 
über  das  Verbot  der  Eisenbahnverbände  (Anti- 
poolingclause)  zu  ändern.  Ihre  Bemühungen  wer- 
den gefördert  durch  die  Rechtsprechung,  durch 
die  Entscheidungen  des  Amtes  über  Beschwerden, 
besonders  in  Tariffragen  aufgehoben  und  selbst 
solche  Verbände  für  unzulässig  erklärt  werden, 
die  nur  nützlich  gewirkt  haben.  Anderseits 
ist  die  Regierung  im  Einverständnis  mit  der 
Mehrheit  des  Kongresses  und  gestützt  durch  die 
öffentliche  Meinung  bestrebt,  die  Befugnisse  des 
Bundesverkehrsamtes  zu  erweitern.  Eine  solche 
Erweiterung  erfolgt  durch  wichtige  Novellen  zum 
Bundesverkehrsgesetz  (vgl.  Bd.  VI,  S.  277).  Die 
Strafbefugnisse  des  Amtes  gegen  widerspenstige 
Eisenbahnen  werden  verschärft,  das  Recht  der 
Mitwirkung  des  Amtes  bei  Aufstellung  der  Tarife 
wird  erweitert.  Durch  regelmäßige  Verhand- 
lungen des  Bundesamts  mit  den  Eisenbahn- 
aufsichtsämtern    der    Einzelstaaten    wird    mit 
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Erfolg  versucht,  eine  größere  Einheitlichkeit 
zwischen  dem  Bundesrecht  und  dem  Recht  der 
Einzelstaaten  zu  stände  zu  bringen.  Daneben 
gehen  Bestrebungen  zur  Beseitigung  des 
Priv.itbahnsystems  durch  Einführung  des  Staats- 
bahnsystems. Durch  die  häufig  zu  Aus- 
ständen führenden  Arbeiterunruhen  werden 
die  Eisenbahnen  geschädigt,  durch  wirtschaft- 
liche Krisen  (1873,  1883,  1893,  1908)  erlei- 
den sie  schwere  finanzielle  Einbußen.  Die 
Eisenbahnen  schließen  sich  unter  geschickter 
Umgehung  der  Antipooling  Clause  zu  großen 
finanziellen  und  wirtschaftlichen  Gruppen  (Hol- 
ding companies)  zusammen,  die  unter  Leitung 
einzelner  mächtiger  Männer  (Rockefeller, 
Harrimann,  Morgan,  Hill  u.  a.)  den  Ver- 
kehr ganzer  Gebiete  der  V.  selbstherrlich 
beherrschen.  Unter  solchen  unklaren  und  wider- 
spruchsvollen Verhältnissen  leidet  der  Wohlstand 
des  Landes  und  die  Finanzen  der  Eisenbahnen. 
Ihre  Ausgaben  vermehren  sich,  ihre  Einnahmen 
gehen  infolge  von  Aufrechterhaltung,  ja  z.  T. 
Ermäßigung  der  an  sich  niedrigen  Tarife  zu- 
rück. 

Diese  Verhältnisse  verschlimmern  sich,  als 
kurze  Zeit  vor  Beginn  des  Weltkriegs  den 
Eisenbahnen  Erhöhungen  ihrer  Tarife  verboten 
werden,  als  sich  während  des  Krieges,  schon  j 
bevor  Ameiika  in  diesen  eintritt,  der  Verkehr 
unregelmäßig  unter  starken  Schwankungen 
entwickelt,  durch  wiederholte  Arbeiterunruhen 
die  Eisenbahnen  zu  erheblichen  Lohnerhöhungen 
gezwungen  werden.  Auch  der  ganz  plötzliche, 
alle  Welt  überraschende  Versuch  des  Präsi- 
denten Wilson,  die  Mißstände  im  Eisenbahn- 
wesen durch  Übertragung  der  Verwaltung  aller 
Eisenbahnen  an  die  Bundesregierung  zu  besei- 
tigen, mißglückte.  Die  Bundesverwaltung,  die 
durch  Erlaß  des  Präsidenten  vom  26.  Dezem- 
ber 1917  am  28.  desselben  Monats  eingeführt 
wurde,  war  so  wenig  befriedigend,  daß  schon 
nach  2 Jahren  und  2 Monaten,  am  I.März  1920, 
die  Eisenbahnen  ihren  Eigentümern  in  eigene 
Verwaltung  zurückgegeben  werden  mußten. 
Während  des  Jahres  1919  beriet  der  Kongreß 
über  die  gesetzgeberischen  Maßnahmen,  die 
zur  Rückleitung  der  Eisenbahnen  in  den  Privat- 
betrieb und  zur  Neuregelung  der  Eisenbahn- 
verhältnisse erforderlich  waren.  Das  Ergebnis 
ist  das  vorerwähnte  Gesetz  vom  28.  Februar 
1920,  dessen  vollständiger  Titel  lautet:  „An  act 
to  provide  for  the  termination  of  federal  control 
of  railroads  and  Systems  of  transportation; 
to  provide  for  the  settlement  of  disputes  bet- 
ween  Railroads  and  their  employers;  to  further 
amend  an  Act  entitled:  An  Act  to  regulate 
commerce,  approved  Febr.  4.  1887,  as  amended 
and  for  other  purposes"  (41.Stat.  at  Large  456). 


Dieses  Gesetz  ist  nunmehr  die  Grundlage  des 
öffentlichen  Eisenbahnrechtes  der  V.'' 

in.     Bau,     Anlagekosten,     Rechtsgrund- 
lagen, Staatsunterstützung. 

Bei  dem  Bau  der  Eisenbahnen  wurde  in  denV. 
nicht  gleichmäßig  und  systematisch  vorgegangen 
und  erst  ganz  allmählich  brach  sich  die  Über- 
zeugung Bahn,  daß  es  im  Interesse  aller  Eisen- 
bahnen ebensowohl  als  jeder  einzelnen  liegt, 
wenn  auf  eine  Übereinstimmung  in  der  Anlage 
und  auch  in  den  Betriebsmitteln  Bedacht  ge- 
nommen wird.  So  finden  sich  anfänglich  nicht 
nur  in  den  verschiedenen  Staaten,  sondern 
auch  in  den  verschiedenen  Gegenden  desselben 
Staates  verschiedene  Spurweiten,  wobei  sich 
anfangs  jede  Bahn  dem  von  ihr  durchzogenen 
Gebiet  tunlichst  anpaßt.  Erst  im  Jahre  1886 
ist  eine  Gleichheit  in  der  Spurweite  der 
Hauptlinien  so  weit  hergestellt,  daß  ihre  Betriebs- 
mittel ohne  Schwierigkeiten  auf  allen  Linien 
fahren  können.  Ähnliche  Verschiedenheiten 
zeigen  sich  bei  der  Wahl  des  Oberbausystems, 
bei  der  Anlage  der  Bahnhöfe,  der  Signale,  dem 
Bau  der  Lokomotiven  und  Wagen.  Es  war  in 
den  V.  eine  alltägliche  Erscheinung,  daß 
Bahnen  zunächst  auf  die  einfachste  Weise, 
z.  B.  mit  hölzernen,  eisenbeschlagenen  Schienen, 
angelegt  und  erst  nach  und  nach  mit  der 
Entwicklung  des  Verkehrs  und  der  Hebung 
der  Einnahmen  das  erste  einfache  Material 
durch  besseres  ersetzt  wurde. 

Auch  bei  den  übrigen  baulichen  Anlagen, 
den  Personen-  und  Güterbahnhöfen  wurde 
grundsätzlich  mit  äußerster  Sparsamkeit  vor- 
gegangen. Erst  nach  und  nach,  als  die  Eisen- 
bahnen mehr  verdienten,  bauten  sie  in  den 
großen  Verkehrsplätzen  (New  York,  Philadelphia, 
St.  Louis,  Chicago  u.s.w.)  größere  und  schönere 
Bahnhöfe,  die  den  Vergleich  mit  den  besten 
Bahnhöfen  Europas  aushalten.  Größere  und 
kostspielige  Kunstbauten  sind  verhältnismäßig 
wenige  vorhanden,  da  das  Gelände  im  größten 
Teil  der  V.  keine  Schwierigkeiten  bereitet.  Tun- 
nel durch  das  Gebirge  sind  nur  selten  er- 
forderlich. 

Zur  Verbesserung  des  Verkehrs  von  New 
York  und  zur  Verbindung  der  New  Yorker 
Bahnhöfe  mit  denen  der  auf  dem  gegenüber- 
liegenden Ufer  des  Hudson  liegenden  Stadt 
Newjersey  sind  in  den  letzten  Jahren  Tunnel  unter 
dem  Hudson  gebaut  worden  (s.  Hudsontunnel). 


'  Vgl.  die  Übersetzung  des  größten  Teiles  dieses 
Gesetzes  nebst  kurzer  Einleitung  im  Arch.  f. 
Ebw.  1921,  S.  1  ff.;  ferner  v.  der  Leyen,  Die  Eisen- 
bahnpolitik der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
bis  zum  Ende  des  Wellkriegs  in  Schmollers  Jahrb. 
1921,  S.  121  ff. 
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Aus  allen  diesen  Cjründen  ist  das  Anlage- 
kapital der  Eisenbahnen  der  V.  verhältnis- 
mäßig klein.  Es  betrug  Ende  1Q17  für 
253.625  Meilen  insgesamt  19.764,941.991  Dollar 
=  rd.  80  Milliarden  M.  Für  die  engl.  Meile 
stellte  sich  das  Anlagekapital  auf  rd.  78.000 
Dollar  =  200.000  M/km. 

Die  Eisenbahnen  stehen  im  Eigentum  und 
Betrieb  von  Aktiengesellschaften,  die  sich  in 
ihrer  Bildung  und  Verwaltung  von  anderen 
dortigen  Aktiengesellschaften  nicht  wesentlich 
unterscheiden.  Das  Aktienrecht  ist  nicht  Bundes- 
recht, sondern  Recht  der  Einzelstaaten;  indessen 
stimmen  die  Rechte  der  verschiedenen  Staaten 
in  der  Hauptsache  untereinander  überein.  Hier- 
nach bedarf  es  für  eine  Eisenbahngesellschaft 
keiner  staatlichen  Konzession  für  die 
ausschließlich  innerhalb  des  Gebiets  eines  Ein- 
zelstaats gelegenen  Eisenbahnstrecken.  Man 
befürchtete,  als  es  sich  beispielsweise  im  Staat 
New  York  um  Erlaß  eines  Eisenbahngesetzes 
handelte,  daß  ein  Eingreifen  der  Staatsgewalt, 
d.  h.  die  Verschacherung  von  Eisenbahnkon- 
zessionen durch  die  jedesmalige  Regierung 
bedenklicher  sei  als  eine  völlige  Eisenbahn- 
freiheit, von  der  man  damals  noch  annahm, 
daß  sie  in  dem  Wettbewerb  der  Eisenbahnen 
ihre  natürliche  Schranke  finden  werde.  Es  wurde 
also  der  Eisenbahnbau  innerhalb  der  Staats- 
grenzen freigegeben.  Ein  eigentlicher  Freibrief, 
eine  Konzession  (charter)  ist  nur  erforderlich 
für  die  Bahnen,  die  von  Anfang  an  bestimmt 
sind,  die  Gebiete  mehrerer  Staaten  zu 
durchziehen,  und  dieser  Freibrief  wird  von 
der  Bundesregierung  erteilt.  Diese  gewährt 
dann  auch  das  Straßenrecht  (right  of  way) 
durch  die  Gebiete  der  Einzelstaaten.  Im  übri- 
gen ist  es  Sache  der  Eisenbahnen,  durch  welche 
Mittel  sie  sich  in  den  Besitz  des  Grund  und 
Bodens  setzen  wollen.  Ein  Enteignungsrecht 
wird  ihnen  nicht  verliehen. 

Zur  Bildung  einer  Eisenbahn-Aktien- 
gesellschaft genügt  es,  daß  eine  Anzahl  von 
Personen  —  meistens  10  —  zusammentreten 
und  Satzungen  entwerfen,  in  denen  sie  den 
Zweck  des  Unternehmens,  die  Höhe  des  Aktien- 
kapitals (stock),  die  Zahl  der  Aktien  (shares) 
und  den  Betrag  der  Einzahlung  feststellen. 
Der  Inhalt  dieser  Satzungen  wird  der  Staats- 
behörde angezeigt  und  von  dieser  formell 
geprüft,  wobei  sie  sich  um  die  materielle  Seite, 
also  beispielsweise  die  Richtung  der  Bahn, 
die  Höhe  des  Aktienkapitals  im  Verhältnis  zu 
den  Herstellungskosten,  das  Verhältnis  der 
Aktien  zu  den  Obligationen  u.  dgl.  nicht  weiter 
kümmert.  Die  Kostenvoranschläge  werden  von 
der  Gesellschaft  meist  ganz  oberflächlich  ge- 
macht,   unter   Annahme    eines    Durchschnitts- 


Herstellungsbetrags  für  die  Meile,  der  mit  der 
angenommenen  Länge  der  Bahn  vervielfältigt 
wird.  Auch  eine  genaue  technische  Prüfung 
und  Feststellung  der  Bahnlinie  durch  die  Regie- 
rung vor  Feststellung  des  Anlagekapitals  hält 
man  nicht  für  erforderlich.  Zugleich  mit  dem 
Aktienkapital  wird  der  Betrag  der  Obligationen- 
schuld  festgestellt  und  die  Obligationen,  die 
auch  vielfach  unter  dem  Nennwert  ausgegeben 
werden,  werden  hauptsächlich  zum  Bau  der 
Bahn  verwendet.  Die  Aktien,  auf  die  nur  eine 
geringe  bare  Einzahlung  —  in  vielen  Fällen 
nur  1  %  des  Aktienkapitals  —  geleistet  wird, 
verbleiben  in  den  Händen  der  Gründer  oder 
werden  von  diesen  z.  T.  an  die  Zeichner  der 
Obligationen  als  sog.  Bonus  (Prämie)  unent- 
geltlich verabfolgt,  unter  Umständen  auch 
dazu  verwendet,  an  die  von  der  Bahn  durch- 
zogenen Gemeinden,  an  Grundbesitzer,  an  ein- 
flußreiche Personen,  die  sich  um  die  Gründung 
des  Unternehmens  verdient  gemacht  haben, 
als  Geschenk  gegeben  zu  werden.  Die  Besitzer 
veräußern  dann  ihre  Aktien,  sobald  sie  einen  für 
sie  annehmbaren  Börsenkurs  haben. 

An  der  Spitze  der  Eisenbahn  -  als  Aktien- 
gesellschaft -  steht  eine  aus  mehreren  Personen 
zusammengesetzte  Direktion  und  ein  Verwal- 
tungsrat. Die  Mitglieder  dieser  Körperschaften 
müssen  eine  Anzahl  Aktien  besitzen.  Das  Haupt- 
organ der  Gesellschaft  ist  die  Generalver- 
sammlung der  Aktionäre.  Nach  dem  ameri- 
kanischen Recht  gewährt  eme  Aktie  auch  eine 
Stimme  und  es  gilt  volle  Freiheit  der  Stellver- 
tretung. Hierdurch  bietet  sich  die  Möglichkeit, 
durch  den  Besitz  von  einer  Stimme  über  die 
absolute  Mehrheit  der  Aktien  gültige  Beschlüsse 
herbeizuführen  und  es  ist  den  Direktoren  meist 
ein  Leichtes,  eine  solche  Mehrheit  in  ihren 
Händen  zu  vereinigen  und  sodann  das  Unter- 
nehmen nach  ihrem  Belieben  zu  leiten. 

Eine  Folge  davon  ist,  daß  die  Eisenbahn- 
gesellschaften oft  von  Personen  finanziell  gelei- 
tet werden,  die  persönlich  an  einem  Gedeihen 
der  Bahn  wenig  interessiert  sind,  während  die 
Personen,  die  bei  weitem  das  meiste  Geld  zum 
Bau  hergegeben  haben,  die  Obligationäre,  gar 
keinen    Einfluß   auf   die  Verwaltung   besitzen. 

Eine  Unterstützung  der  Eisenbahnen 
hat  seit  Beginn  des  Eisenbahnzeitalters  auch 
in  den  V.  stattgefunden.  Bei  den  ersten 
Eisenbahnen  erfolgten  die  Vermessungen  sowie 
die  Anfertigung  von  Vorarbeiten  durch  Staats- 
beamte unentgeltlich,  den  Eisenbahnen  wurde 
zollfreie  Einfuhr  der  Bau-  und  Betriebsmateria- 
lien, es  wurden  ihnen  besonders  günstige 
Bedingungen  für  die  Beförderung  der  Postsachen 
zugestanden,  in  einzelnen  Fällen  auch  geld- 
liche   Beihilfe    in    Form    von    Darlehen    oder 
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Zinsbürgschaft  gewährt  (vgl.  Art.  Überland- 
bahnen). HauptsächUch  aber  wurde  der  Eisen- 
bahnbau durch  Schenkung  öffentlicher 
Ländereien  gefördert.  Unter  öffentlichen 
(Staats-)  Ländereien  versteht  man  die  Gebiete, 
über  die,  weil  sie  weder  im  Privatbesitz  noch 
im  Besitz  eines  Einzelstaates  sind,  die  Bundes- 
regierung frei  verfügen  kann.  Ihre  Gesamtfläche 
(einschließlich  Flüsse,  Seen,  Gebirge  u.s.w.) 
wird  auf  1.814,793.938  Acres  =  7,344.243/^^2 
geschätzt.  Der  Gedanke,  diese  Ländereien  außer 
anderen  öffentlichen  oder  gemeinnützigen  Inter- 
essen auch  zur  Förderung  des  Eisenbahnbaues 
zu  verwenden,  entstammt  dem  Kaufmann  Asa 
Whitney  (s.  d.),  der  als  einer  der  ersten 
Förderer  des  Eisenbahnwesens  gilt.  Das  erste  Ge- 
setz über  die  Schenkung  von  Staatsländereien 
an  eine  Eisenbahn  (von  Chicago  nach  Mobile) 
ist  am  20.  September  1850  erlassen.  Der  Gesamt- 
umfang der  Landschenkungen  an  Eisenbahnen 
beträgt  757.000  km^  (s.  Amerika,  Qrant  und 
Subventionen).  Über  ihre  Verwendung  wird 
alljährlich  durch  eine  besondere  Eisenbahn- 
kommission an  den  Staatssekretär  des  Innern 
berichtet.  Die  Übertragung  erfolgt  in  der  Weise, 
daß  immer  eine  Sektion  zu  beiden  Seiten  des 
Bahnkörpers  der  Eisenbahn  geschenkt  wird, 
während  der  Staat  sich  die  andere  Sektion  vor- 
behält. Auf  diese  Weise  wurde  die  Besiedelung 
des  Landes  gefördert  und  der  Wert  der  Lände- 
reien gesteigert.  Schon  seit  länger  als  30  Jahren 
haben  diese  Landschenkungen  aufgehört. 

IV.  Organisation,  Aufsicht. 

Die  Organisation  der  Eisenbahnen  ist  die- 
selbe, wie  die  der  anderen  Aktiengesellschaften. 
Unter  der  Aufsicht  eines  Verwaltungsrates 
erfolgt  die  Leitung  des  Betriebs  durch  einen 
Präsidenten  und  einen  oder  mehrere  Vizeprä- 
sidenten, ferner  durch  Oberbeamte.  Der  Ver- 
waltupgsrat  und  der  oder  die  Präsidenten 
werden  von  der  Generalversammlung  der  Aktio- 
näre gewählt.  Je  nach  der  Größe  des  Unter- 
nehmens-gliedert  sich  die  Verwaltung  in  Abtei- 
lungen (Finanz-,  Verkehrs-,  Tarif-,  Bau-  und 
Rechtsabteilung  u.  s.  w.),  an  deren  Spitze  einer 
der  Vizepräsidenten  oder  ein  Oberbeamter 
steht.  Der  Verwaltungsrat  besteht  meist  aus 
Vertretern  der  Banken  und  anderer  Finanz- 
institute, die  durch  Aktienbesitz  an  dem  Unter- 
nehmen interessiert  sind.  Die  leitenden  Beamten 
sind  Juristen  (Advokaten),  Kaufleute  und  Inge- 
nieure. Eine  besondere  Vorbildung  wird  nicht 
verlangt,  auch  nicht  für  die  anderen  höheren 
und  mittleren  Beamten,  von  denen,  besonders 
bei  großen  Gesellschaften,  ein  Teil  von  den 
untersten  Stellen  und  den  niedrigsten  Dienst- 
leistungen sich  allmählich  zu  leitenden  Stellun- 


gen heraufarbeitetet  Die  Verwaltung  ist  eine 
durchwegs  bureaukratische. 

Soweit  die  Eisenbahnen  durch  Vereinbarun- 
gen (Controlling  interest,  Holding  Agreements, 
Verteilung  der  Aktien  an  einzelne  Gruppen) 
an  anderen  Eisenbahnen  interessiert  sind, 
wird  von  den  leitenden  Persönlichkeiten  auf 
eine  gewisse  Einheitlichkeit  der  Verwaltung, 
des  Betriebs,  der  Finanzen  hingewirkt.  Dies 
wird  erleichtert,  wenn  an  der  Spitze  einer 
solchen  Gruppe  eine  einzelne  Person  steht, 
die  alle  Fäden  in   ihrer  Hand  hat. 

Dem  Bund  sind  durch  das  Transportgesetz 
vom  28.  Februar  1920  Befugnisse  verliehen, 
durch  die  die  volle  Freiheit  der  Eisenbahnen 
bei  ihrer  Organisation  und  Verwaltung  einge- 
schränkt wird.  Im  §  5  dieses  Gesetzes  wird 
das  Bundesverkehrsamt  beauftragt,  baldmög- 
lichst einen  Plan  zur  Gliederung  des  gesamten 
festländischen  Eisenbahnnetzes  in  eine  Anzahl 
Gruppen  vorzulegen,  deren  Verwaltung  und 
Betrieb  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  zu 
gestalten  ist.  Ferner  bestimmt  der  in  das 
Bundesverkehrsgesetz  neu  eingeführte  §  20  a 
(12),  daß  nach  dem  31.  Dezember  1921  ohne 
Genehmigung  des  Bundesamts  niemand  die 
Stelle  eines  Beamten  oder  Direktors  bei  mehr 
als  einem  Unternehmen  bekleiden  darf. 

Während  in  den  ersten  Jahrzehnten  eine 
staatliche  oder  bundesstaatliche  Beaufsichtigung 
der  Eisenbahnen  überhaupt  nicht  stattfand, 
sind  schon  seit  Mitte  der  Neunzigerjahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  den  einzelnen  Staaten 
nach  und  nach  Eisenbahnaufsichtsämter  errich- 
tet worden  (RailwayCommissions).  Jetzt  bestehen 
solche  in  allen  48  Staaten  der  Union^.  Das 
erste  dieser  Gesetze  ist  im  Jahre  1844  für 
den  kleinen  Staat  New  Hampshire  gegeben. 
Für  die  weitere  Entwicklung  dieser  aus  meh- 
reren Mitgliedern  zusammengesetzten  Aufsichts- 
ämter waren  das  von  dem  bekannten  Eisenbahn- 
fachmann Ch.  Francis  Adams  jun.  im  Jahre  1869 
ausgearbeitete  Gesetz  für  den  Staat  Massachusetts, 
ferner  die  oben  erwähnten,  infolge  der  Granger- 
Bewegung  erlassenen  Gesetze  mitbestimmend. 
Ihrem  Inhalt  nach  lassen  sich  diese  Gesetze 
in  2  Gruppen  teilen.  In  der  ersten  Gruppe 
beschränkte  sich  die  Tätigkeit  der  Ämter  auf 
eine  regelmäßige  Untersuchung  der  Bahn,  Ab- 
gabe von  Schiedsprüchen  bei  Streitigkeiten 
zwischen  den  Eisenbahnen  und  dem  Publikum 

'  Einzelheiten  über  die  Organisation  vgl.  bei  Hoff 
u.  Sch\x'abach,  Nordamerikanische  Eisenbahnen, 
1905,  S.  106  ff. 

2  Vgl.  Clark,  State  Railroad  Commissions  1892. 
Ferner  das  von  der  Interstate  Commerce  Commission 
veröffentlichte  Quellenbuch:  Railways  in  the  United 
States,  Part  IV.  State  regulation  of  Railways,  Wa- 
shington 1903. 
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und  zwischen  den  Eisenbahnen  untereinander. 
Der  zweiten  Gruppe  steht  neben  diesen  Befug- 
nissen eine  gewisse,  z.  T.  recht  weitgehende 
Mitwirkung  bei  Feststeilung  der  Tarife  zu, 
auch  ist  sie  zu  gewissen  Eingriffen  in  die  Ver- 
waltung berechtigt.  Unter  dem  Einfluß  und 
der  Mitwirkung  des  Rundesverkehrsamts  ist 
mit  Erfolg  darauf  hingewirkt  worden,  daß  die 
vielen  Verschiedenheiten  dieser  einzelstaatlichen 
Gesetze  allmählich  ausgeglichen  sind  und  ihr 
Inhalt  dem  des  Bundesverkehrsgesetzes  angepaßt 
ist.  Denn  die  Zuständigkeit  dieser  staatlichen 
Behörden  beschränkte  sich  auf  den  binnenstaat- 
lichen Verkehr  (Interstate  commerce). 

Die  Aufsicht  über  den  zwischenstaat- 
lichen Verkehr  führt  das  jetzt  aus  11  Mitglie- 
dern bestehende  Bundesverkehrsamt  (Inter- 
state Commerce  Commission,  s.o.  und  Bd. VI, 
S.  278ff.),  dessen  Befugnisse  durch  das  Trans- 
portgesetz vom  28.  Februar  1920  wesentlich  er- 
weitert worden  sind.  Seine  Zuständigkeit,  die 
sich  anfänglich  auf  die  Eisenbahnen  und  Wasser- 
straßen erstreckte,  ist  durch  die  Novellen  auf 
die  Expreßgesellschaften,  die  Schlafwagengesell- 
schaften, die  Wagenleihgesellschaften,  die  Röh- 
renleitungen, das  Telegraphen-  und  das  Fern- 
sprechwesen ausgedehnt.  Die  Aufsicht  erstreckt 
sich  auf  die  Tarife  des  zwischenstaatlichen,  in 
gewissen  Fällen  des  binnenstaatlichen  Verkehrs, 
ihre  Veröffentlichung,  Form,  ihre  Höhe,  die 
Überwachung  von  Unregelmäßigkeiten.  Ferner 
hat  es  die  Aufsicht  über  das  Rechnungswesen  der 
Bahnen,  hat  eine  ordnungsmäßige  Statistik  auf- 
zustellen und  dem  Kongreß  regelmäßige  Berichte 
über  seine  Tätigkeit  vorzulegen.  Ihm  steht 
ferner  eine  Beaufsichtigung  des  Betriebs,  der 
Wagenstellung  u.  s.  w.  zu.  Für  Übertretung 
der  Bestimmungen  des  Bundesverkehrsgesetzes 
sind  hohe  Geld-  und  Gefängnisstrafen  vor- 
gesehen, die  das  Bundesverkehrsamt  feststellt  ^ 
Die  Entscheidungen  des  Amtes  können  im 
ordentlichen    Rechtsweg    angefochten    werden. 

Seit  1888  gibt  das  Bundesamt  alljährlich 
einen  Band  mit  der  vollständigen  Statistik 
aller  Eisenbahnen  heraus. 

V.  Arbeiterverhältnisse. 
Die  Anzahl   und  die  Besoldung  der  Ange- 
stellten   und    der    Arbeiter    der    Eisenbahnen 
der  V.  ergeben  sich  aus  folgender  Zusammen- 
stellung 2; 

'  Eine  Übersetzung  des  Bundesverkehrsgesetzes 
in  seiner  jetzigen  Fassung  befindet  sich  im  Arch.  f. 
Ebw.  1921,  S.  11  ff. 

=  Bei  den  in  dieser  und  den  folgenden,  aus  der 
amtlichen  Statistik  des  Bundesverkehrsamts  ent- 
nommenen Zahlen  ist  zu  beachten,  daß  die  Grund- 
sätze für  Aufstellung  der  Statistik  wiederholt  in 
Einzelheiten  geändert  sind.  Die  Zahlen  der  einzelnen 
Jahre  sind  daher  nicht,  immer  vergleichsfähig.    Auf 


Jahr 

Anzahl 

Besoldung  (in  Dollar) 

1890 

749.201 

433,970.343 

1900 

1,017.653 

577,264.841 

1905 

1,382.896 

839,944.680 

1910 

1,699.420 

1143,725.306 

1912 

1,716.386 

1252,347.697 

1913 

1,815.239 

1373,830.589 

In  dieser  Zusammenstellung  sind  alle  An- 
gestellten und  Arbeiter  zusammengefaßt.  Die 
oberste  Klasse  sind  die  höheren  Beamten,  in 
der  untersten  sind  hauptsächlich  die  Arbeiter 
enthalten.  Die  durchschnittliche  Tagesbesoldung 
der  obersten  Beamten  stieg  von  7-83  Dollar 
im  Jahre  1892  auf  1567  Dollar  im  Jahre  1913, 
hat  sich  also  mehr  als  verdoppelt.  Der  durch- 
schnittliche Taglohn  der  Arbeiter  betrug  1892 
1-68  Dollar,  f913  2-15  Dollar.  Ein  Vergleich 
der  einzelnen  Jahre  —  nach  der  Statistik  des 
Bundesverkehrsamts  —  ergibt  ein  regelmäßig 
fortschreitendes  Steigen  der  Besoldungen  und 
Löhne.  Sehr  erhebliche  Erhöhungen  der  Bezüge 
sind  in  den  Kriegsjahren  erfolgt.  Genaue  Zahlen 
liegen  darüber  noch  nicht  vor. 

Auch  bei  den  Eisenbahnen  der  V.  besteht 
eine  Reihe  von  Wohlfahrtseinrichtungen  für 
ihre  Angestellten,  die  bei  den  einzelnen  Bah- 
nen sehr  verschieden  sind. 

Die  Anstellung  der  Beamten  erfolgt  durch 
Verträge  auf  eine  Reihe  von  Jahren. 

Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den 
Eisenbahnen  und  ihren  Angestellten  über  die 
Arbeitsbedingungen,  dieArbeitszeiten,  die  Löhne 
u.  s.  w.  und  im  Gefolge  davon  Arbeitsein- 
stellungen und  Arbeiteraussperrungen  gehören 
auch  in  den  V.  zu  den  regelmäßig  wieder- 
kehrenden Erscheinungen.  Großes  Aufsehen 
machte  der  Arbeiterausstand  in  Chicago  im 
Jahre  1 894  nach  der  Weltausstellung  (vgl.  Bd.  Vlll, 
S.  145-  146).  Ein  Generalstreik  aller  Eisenbahn- 
angestellten im  August  1916,  durch  den  die 
Eisenbahnen  die  allgemeine  Einführung  des 
Achtstundentags  erzwingen  wollten,  ist  nur 
durch  das  persönliche  Eingreifen  des  Präsidenten 
Wilson  verhindert  worden.  Durch  Gesetz 
vom  3./5.  September  1916  ist  den  Forderungen 
der  Arbeiter  fast  im  vollen  Umfang  stattgege- 
ben (vgl.  Arch.  f.  Ebw.  1917,  S.  477  ff.).  Ein 
neuer  Versuch,  den  Arbeitseinstellungen  durch 
ein  Schlichtungsverfahren  vorzubeugen,  ist  in 
dem  vorhererwähnten  Eisenbahntransportgesetz 
vom  28.  Februar  1920  gemacht  ^    Nach  Ab- 


diese  Einzelheiten,  die  das  Gesamtergebnis  nur  selten 
beeinflussen,  hier  einzugehen,  lag  kein  Anlaß  vor. 
Bei  Untersuclningen  über  die  Entwicklung  der  nord- 
amerikanischen Eisenbalni  muß  aber  auf  die  Stati- 
stiken selbst  zurückgegriffen  werden. 

'Vgl.  Röhlnig,  Arch.  f.  Ebw.  1920,  S.  775ff., 
wo  S.  786ff.  eine  Übersetzung  des  Abschnittes  111 
des  Gesetzes  abgedruckt  ist. 
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schnitt  I  dieses  Gesetzes  sind,  wenn  die  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  zwischen  den  Eisen- 
bahnen und  ihrem  Personal  nicht  gelingt, 
Arbeiterschlichtungsausschüsse,  die  aus 
Vertretern  der  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber 
bestehen,  anzurufen.  Gegen  ihren  Bescheid 
kann  Berufung  bei  einem  neu  errichteten  Bun- 
desarbeitsamt eingelegt  werden.  Dieses  besteht 
aus  9  Personen,  von  denen  3  vom  Präsidenten 
der  V.  und  je  3  von  den  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  ernannt  werden.  Das  Amt  kann 
auch  in  gewissen  Fällen  selbständig  einschrei- 
ten. Fügen  sich  die  Parteien  dessen  Spruch 
nicht,  so  ist  er  mit  seiner  Begründung  zu 
veröffentlichen,  wodurch  indes  den  Parteien 
Gelegenheit  gegeben  werden  soll,  ihren  Stand- 
punkt vor  der  Öffentlichkeit  darzulegen. 

VI.    Betriebsmittel,    Verkehr,    Verkehrs- 
ergebnisse. 

Die  Anzahl  der  Betriebsmittel  sind  in  der 
folgenden  Tabelle  für  die  Zeit  von  1 895  -  1 9 1 7 
zusammengestellt.  Die  in  der  letzten  Spalte 
aufgeführten  Wagen  sind  die  den  Wagenleih- 
gesellschaften gehörigen. 


Jahr 


Lokomo- 
tiven 


1895 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 
1916 
1917 


35.699 
37.663 
48.357 
58.947 
61.327 
62.262 
63.378 
64.073 
64.508 


Personen- 
wagen 


33.112 
34.713 
40.713 
47.095 
49.818 
51.490 
51.700 
55.081 
55.823 


Güter- 
wagen 


1,196.119 
1,365.531 
1,713.409 
2,135.521 
2,195.511 
2,215.140 
2,273.564 
2,342.699 
2,391.165 


Sonstige,! 
Wagen  1, 


41.330 

50.594 

70.749 

108.115 

114.006 

115.653 

120.244 

99.665 

101.375 


Die  Größe  und  die  Zugkraft  der  Lokomo- 
tiven ist  sehr  verschieden,  ebenso  die  Trag- 
fähigkeit der  Güterwagen,  die  im  Laufe  der  Zeit 
immer  erhöht  worden  ist.  Seit  Jahren  geht  man 
mehr  und  mehr  zum  SO-Z-Wagen  über  (50 
amerikanische  =  45  deutsche  Tonnen). 

Für  den  Personen-  und  Güterverkehr 
gibt  es  kein  geschriebenes  Recht,  kein  Eisen- 
bahnfrachtrecht; sie  unterliegen  den  Bestim- 
mungen des  Gewohnheitsrechts,  des  Common 
law.  Die  größeren  Eisenbahnen  haben  für  ihre 


Netze  Vorschriften  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr  erlassen,  nach  denen  das  Publikum 
sich   zu  richten  hat. 

Die  Fahrpläne  werden  von  jeder  Bahn  in 
erster  Linie  nach  ihren  Interessen  aufgestellt. 
Sie  werden  häufig  und  zu  unregelmäßigen 
Zeitpunkten  abgeändert,  nur  die  Hauptzüge 
zwischen  den  großen  Verkehrsmittelpunkten 
liegen  fest.  Die  Züge  haben  oft  eine  besondere 
Bezeichnung  (Limited  Expreß  train,  Congres- 
sional  train  u.  dgl.).  Einige  Hauptzüge  haben 
eine  besonders  kurze  Fahrzeit,  bei  den  meisten 
ist  die  Fahrgeschwindigkeit  nicht  größer  als 
auf  den  europäischen  Bahnen. 

Die  Personenwagen  sind  als  Durchgangs- 
wagen gebaut  und  führen  nur  eine  Klasse. 
Viele  Züge  führen  neben  der  Hauptklasse  noch 
eine  niedrigere  zweite  Klasse  für  die  ärmere 
Bevölkerung  und  die  Einwanderer  sowie  eine 
höhere  Klasse,  die  sog.  Saalwagen  (Parlour, 
auch  Palace  Cars),  in  die  der  Zutritt  gegen 
Zahlung  eines  Zuschlagspreises  gestattet  wird 
und  die  von  besonderen  Unternehmern  (vgl. 
Pull  mann,  Bd.  VIII,  S.  145)  gestellt  werden. 
Das  Rauchen  ist  nur  in  besonderen  Rauch  wagen 
erlaubt.  Auch  die  Schlafwagen  werden  von 
eigenen  Unternehmern  gestellt.  Die  Wagen  sind 
angemessen  beleuchtet,  gutzu  lüften  und  werden 
im  Winter  meist  mit  Öfen,  die  an  beiden  Schmal- 
seiten aufgestellt  sind,  geheizt.  Von  den  Direk- 
toren der  Bahnen  und  reichen  Leuten  wird 
Luxus  mit  sog.  Private  Cars  getrieben,  Eisen- 
bahnwagen, die  geschmackvoll,  oft  glänzend 
ausgestattet  sind,  mehrere  Räume  zum  Wohnen, 
Essen,  Schlafen,  daneben  Wirtschaftsräume, 
Badezimmer  u.  s.  w.  enthalten.  Für  ihre  Beför- 
derung sind  besondere  Vereinbarungen  zu 
treffen. 

In  die  Wagen  darf  Handgepäck  mit- 
genommen werden,  für  das  wenig  Platz  vor- 
handen ist.  Auf  jede  Fahrkarte  wird  Freigepäck 
bis  zu  100  Pfund  (45  kg)  gewährt.  Die  Be- 
förderung des  Gepäcks  nach  und  von  den 
Bahnhöfen  besorgen  die  Expreß-Gesellschaften 
(s.  d.). 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  Haupt- 
ergebnisse des  Personen-  und  Güterverkehrs  für 
die  Jahre   1890—1913    zusammengestellt: 


1900 


1Q13  ' 


Anzahl  der  beförderten  Personen  . 

Personenmeilen 

Anzahl  der  beförderten  Güter-^     . 

Qütertonnenmeilen 

Durchschnittliche  Reiselänge  einer 
Person 

Durchschnittliche  Länge  der  Beför- 
derung pro  Oüter-^ 


492,430.865 
11.847,785.617 

631,740.636 
77.207,047.298 

24-06 

122-21 


576,831.251 

16.038,076.200 

1.081,983.301 

141.596,551.161 

32-85 

130-87 


738,834.667 

23.800,149.436 

1.427,731.905 

186.463,109.510 

32-21 

130-60 


1.033,679.680 

34.575,872.980 

2.058,035.487 

301.398,752.108 

33-58 

146-59 
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Mit  dem  Jahre  1914  beginnt  der  Weltkrieg 
auch  den  Personen-  und  Güterverkehr  zu  beein- 
flussen. Die  Zahlen,  soweit  sie  für  die  Folgezeit 
vorhanden  sind,  kommen  also  für  die  allgemeine 
Beurteilung  der  Verkehrsverhältnisse  nicht    in 

Betracht. 

VII.  Tarife. 

Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den 
binnenstaatlichen  und  den  zwischenstaatli- 
chen Tarifen.  Die  allgemeinen  Grundsätze 
über  die  Tarife  sind  im  wesentlichen  die 
gleichen,  die  des  binnenstaatlichen  Verkehrs 
haben  sich  allmählich  denen  des  zwischenstaat- 
lichen Verkehrs  angepaßt.  Die  Tarife  sind  zu 
veröffentlichen,  für  die  Form  der  Veröffent- 
lichung sind  Vorschriften  gegeben.  Tariferhö- 
hungen treten  30  Tage,  Tarifermäßigungen 
10  Tage  nach  der  Veröffentlichung  in  Kraft. 
Die  Tarife  müssen  für  jedermann  die  gleichen 
sein,  heimliche  Fahrtbegünstigungen  sind  unter 
Androhung  strenger  Strafen  verboten.  Die 
Kontrolle  über  die  Tarife  und  ihre  Handhabung 
erfolgt  im  binnenstaatlichen  Verkehr  durch 
die  staatlichen  Aufsichtsämter,  im  zwischen- 
staatlichen Verkehr  durch  das  Bundesverkehrs- 
amt. Über  das  Freifahrtwesen  sind  im  Bundes- 
verkehrsgesetz genaue  Vorschriften  gegeben 
(s.  auch  Gütertarife  und  Personentarife). 

Die  Höhe  der  Personentarife  betrug  vor 
dem  Krieg  durchschnittlich  2  Cents  für  die 
Meile  (rd.  5  Pf.  f.  d.  km),  hierzu  kommen 
Zuschläge  für  die  Saalwagen  und  für  die 
Schlafwagen.  Vor  dem  Krieg  wurden  von  vielen 
Bahnen  sog.  Tausendmeiienfahrscheine  zu  er- 
mäßigten Preisen  ausgegeben,  die  während 
des  Krieges  allmählich   eingeschränkt  sind. 

Das  Gütertarifsystem  ist  ein  weit  ausgebil- 
detes Klassifikationsystem.  Bei  gleichzeitig  auf- 
gegebener größerer  Menge  von  Gütern  (2000 
amerik.  Pfund  =  rd.  900  kg)  werden  die  Preise 
ermäßigt.  Außerdem  bestehen,  wie  in  Groß- 
britannien, Preisunterschiede,  je  nachdem  das 
Gut  at  owners  risk  oder  at  carriers  risk  beför- 
dert wird.  Neben  den  Lokaltarifen  bestehen 
eine  Reihe  von  Verbandstarifen.  Zu  größeren 
Verbänden  haben  sich  die  im  Osten,  im  Westen 
und  im  Süden  gelegenen  Eisenbahnen  zusam- 
mengeschlossen. In  diesen  Verbänden  besteht 
eine  gleiche  Klassifikation  für  den  Verbands- 
verkehr. Das  östliche  Gebiet  wird  umgrenzt 
im  Osten  durch  die  Meeresküste,  im  Norden 
durch  Kanada  und  die  großen  Seen,  die  west- 
liche und  südliche  Grenze  bildet  eine  Linie, 
die  vom  Nord-  und  Westufer  des  Michigan- 
sees nach  Chicago,  Peoria,  St.  Louis  und  den 
Mississippi  entlang  bis  zur  Mündung  des  Ohio, 
dann  den  Ohio  entlang  nach  Parkersburg,  der 
südwestlichen  Spitze   von  Maryland    und   den 


Potomac  bis  zu  seiner  Mündung  geht.  Der 
Südbezirk  wird  im  Norden  von  dem  Ostbezirk, 
im  Westen  vom  Mississippi,  im  Osten  von  der 
Meeresküste  begrenzt.  Der  Westbezirk  umfaßt 
die  übrigen  Teile  der  V. 

Über  die  zulässige  Höhe  der  Tarife  bestimmt 
für  den  zwischenstaatlichen  Verkehr  das  Bundes- 
verkehrsgesetz, daß  sie  just  and  reasonable, 
d.h.  gerecht  und  angemessen  sein  sollen.  Durch 
Novellen  ist  dann  festgesetzt,  daß  diese  Eigen- 
schaften solche  Tarife  haben,  durch  die  nach 
Abzug  aller  Betriebskosten  u.  dgl.  „ein  jähr- 
liches Reineinkommen  erzielt  wird,  das  mög- 
lichst einem  angemessenen  Ertrag  aus  dem  Ge- 
samtwert des  Eisenbahnbesitzes  entspricht".  Die- 
ser Gesamtwert  des  Eisenbahnbesitzes  ist  nach 
§  19a  des  Bundesverkehrsgesetzes  durch  eine 
besondere  Untersuchung  des  Bundesverkehrs- 
amts festzustellen.  Die  zur  Führung  dieser 
Untersuchung  im  Jahre  1913  eingesetzte  Kom- 
mission hat  ihre  Arbeiten  noch  nicht  abge- 
schlossen. Einstweilen  ist  durch  §  15  a  des 
Bundesverkehrsgesetzes  bestimmt,  daß  in  den 
nächsten  2  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes vom  28.  Februar  1920  der  ange- 
messene Betrag  sich  auf  572%  "^^^  Gesamt- 
werts beläuft.  Ist  er  höher,  so  verbleibt  das 
überschießende  halbe  Prozent  der  Eisen- 
bahn zur  Vornahme  von  Verbesserungen 
u.dgl.  Übersteigt  der  Reinertrag  6%,  so  hat 
von  der  Hälfte  des  Überschusses  die  Eisen- 
bahn einen  Reservefonds  zu  bilden,  die  andere 
Hälfte  ist  an  die  Bundesregierung  abzuliefern, 
die  daraus  einen  Bundeseisenbahnreservefonds 
mit  besonderen  Aufgaben  bildet.  Diese  Be- 
stimmung steht  im  Zusammenhang  mit  der 
während  des  Weltkriegs  vorübergehend  ein- 
geführten Verwaltung  der  Eisenbahnen  durch 
den  Bund. 

Der  Durchschnittsbetrag  der  Einnahmen 
aus  dem  Personen-  und  Güterverkehr  während 
der  Jahre  1892-1913  ergibt  sich  aus  der  fol- 
genden Zusammenstellung: 

Durchschnittseinnahmen  in  Cents 
Jahr  für  die  für  die 

Personenmeile    Gütertonnenmeile 

1892  .  .  .  .2-162  0-898 
1895  .  .  .  .  2-040  0-839 
1900  .  .  .  .  2-003  0-729 
1905  ....  1-962        0-766 

1910  ....  1-938        0-753 

1911  .  .  .  .  1-974        0-757 

1912  ....  1-987        0-744 

1913  .    .    .    .  2-008  0-729 
Hiernach  sind  die  Einnahmen  für  die  Personen- 
meile ziemlich  unverändert  geblieben,  während 
die    für   die    Gütermeile   zunächst    eine   stark 
sinkende  Tendenz  bis  etwa  1900  aufzuweisen 
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haben.  Von  da  an  ändern  sich  die  Durchschnitts- 
sätze nicht  mehr  wesentlich.  Während  des 
Weltkriegs  sind  die  Tarife   bedeutend   erhöht. 

VIll.   Finanzen. 

Das  Anlagekapital  der  Eisenbahnen  der  V. 
zerfällt  in  Aktien  (shares),  u.  zw.  teils  ge- 
wöhnliche (common),  teils  Vorzugs-  (preferred) 
Aktien  und  Obligationen  (bonds),  von  denen 
verschiedene  Arten,  je  nach  der  Sicherheit,  die 
sie  den  Gläubigern  gewähren,  vorhanden 
sind  (vgl.  den  Artikel  Bond,  Bd.  II,  S.  458). 
Die  Entwicklung  des  Anlagekapitals  in  Dollars 
zeigt  folgende  Tabelle; 


In    Prozenten    des   Anlagekapitals 

erhielten 

1011 

1912 

keineDividende     .    . 

31-49 

34-75 

weniger  als  2% 

1-42 

0-57 

2-3%      .    . 

2-37 

1-96 

3-4%      . 

liO 

0-73 

4-5%      .    . 

5-55 

5-92 

5-6%      .    . 

11-46 

9-97 

6-7%      .    . 

16-95 

17-83 

7-8%      .    . 

18-40 

14-77 

8-Q%      .    . 

2-83 

4-84 

9-10%      .    . 

0-69 

0-61  - 

mehr  als    10% 

7-71 

8-05 

Jahr 


Aktien 


1893 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 


4.961,258.658 
5.845,579.593 
6.554,557.061 
8.113,657.380 
8.470,717.611 
8.622,409.821 
8.610,611.327 


Obligationen 


Insgesamt 


5.385,495.573 
5.881,580.887 
7.250,701.070 
10.303,474.858 
10.738,217.470 
11.130,135.443 
11.185,514.385 


10.346,754.229 
11.688,147.091 
13.805,258.131 
18.417,132.238 
19.208,935.085 
19.752,536.264 
19.796,125.712 


Das  Anlagekapital  verändert  sich  besonders 
häufig  infolge  der  vielen  Reorganisationen 
{Sanierungen)  der  in  Zahlungsverlegenheit 
kommenden  Eisenbahnen  und  der  daraus  fol- 
genden Zahlungseinstellungen,  Bankrotte  und 
Zwangsverkäufe.  Außerdem  ist  zu  beachten, 
daß  ein  sehr  erheblicher  Teil  der  Aktien  und 
Obligationen  der  Eisenbahnen  im  Besitz  anderer 
Eisenbahnen  ist,  so  daß  diese  Werte  im  Anlage- 
kapital doppelt  erscheinen.  Über  diese  „intercor- 
porate  relationships  of  Railways"  nach  dem  Stand 
vom  Juni  1906  hat  das  Bundesverkehrsamt  zum 
ersten  Mal  eingehende  Untersuchungen  ange- 
stellt, deren  Ergebnis  dahin  geht,  daß  von  dem 
damals  in  der  Statistik  nachgewiesenen  Anlage- 
kapital von  18.227,191.401  Dollar  insgesamt 
5.555,212.498  Dollar  in  dem  Besitz  von  Eisen- 
bahnen waren,  so  daß  das  wirkliche  Anlage- 
kapital nur  12.671,983.904  Dollar  betrug  1. 
Ein  weiteres  Bedenken  geht  dahin,  daß  das 
Verhältnis  der  Aktien  zu  den  Obligationen 
€in  so  ungünstiges  ist,  d.  h.  daß  im  Verhält- 
nis zu  den  Aktien  zuviel  Obligationen  aus- 
gegeben sind. 

Die  Bilanzen  der  Eisenbahnen  sind  wenig 
übersichtlich.  Ein  großer  Teil  des  Aktienkapitals 
ist  alljährlich  ohne  Dividende.  In  Prozenten  des 
Anlagekapitals  stellte  sich  in  den  Jahren  1911 
-und  1912  die  Dividende  der  Bahnen  wie  folgt: 


'  Intercorporate  relationships  of  Railways  in  the 
United  States  as  of  June  30,  1906.  Special  report 
Nr.  1  of  tlie  Interstate  Commerce  Conimission, 
Washington  190S.  Hierzu  v.  der  Leyen,  im  Bank- 
archiv 1908,  Nr.  21,  22. 


Diese  Zahlen  wechseln  in  den  ein- 
zelnen Jahren  nicht  wesentlich.  Durch 
den  neu  eingefügten  §20a  des  Bundes- 
verkehrsgesetzes unterliegt  die  Ausgabe 
von  weiteren  Aktien  und  Obligationen 
einer  scharfen  Kontrolle  des  Bundes- 
verkehrsamts. Die  Ausgabe  muß  durch 
das  Amt  ebenso  wie  die  Verwendung 
zu  den  angegebenen  Eisenbahnzwecken 
geprüft  werden.  Ohne  diese  Prüfung 
ausgegebene  Werte  sind  ungültig,  die  verant- 
wortlichen Personen  werden  schwer  bestraft. 
Eine  Folge  der  finanziellen  Unsicherheit 
sind  die  zahlreichen  Bankrott-  und  Zwangs- 
verkäufe der  Eisenbahnen  der  V.  Für  die 
Jahre  1878  bis  1913  sind  die  Zahlungsein- 
stellungen neben  der  Länge  der  Eisenbahnen 
nachstehend  bildlich  eingetragen: 

Aus  dieser  Tafel  ergeben  sich  die  außer- 
ordentlichen Schwankungen  in  den  Zahlungs- 
einstellungen. Die  höchsten  Spitzen  sind  1884, 
1893/94  und  1908.  Das  schlimmste  Jahr  ist 
1893/94.  Am  30.  Juni  1894  standen  192  Eisen- 
bahnen in  einem  Umfang  von  40.818  engl. 
Meilen  (=  65.717  km)  mit  einem  Anlagekapital 
von  2\/2  Milliarden  Dollar  (=  rd.  10  Mill.  M.) 
unter  Zwangsverwaltung.  Nicht  alle  Zwangsver- 
waltungen führen  zum  Zwangsverkauf  und  der 
Zwangsverkauf  folgt  in  der  Regel  etwa  2  Jahre 
nach  der  Einführung  der  Zwangsverwaltung. 
Vergleicht  man  die  3  Jahrzehnte  1882-191 1, 
so  findet  man  einen  starken  Rückgang  der 
Zahlungseinstellungen  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt. Dieses  ergibt  folgende  Tabelle: 


Zahlungseinstellungen. 


Anzahl  der  Eisenbahn- 
gesellschaften   .    .    . 

Länge  der  Eisenbahnen 
(engl.  Meilen)  .    .    . 

Anlagekapital  der  Eisen- 
bahnen (Mill.  Dollar) 


1882 

bis 

1891 


1892 

bis 

1901 


279         222 


1902 

bis 

1911 

86 


37.816  62.226  17.574 


1884 


5543   1245 
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In  den  Jahren  bis  1902  finden  sich 
keine  großen  Unterschiede.  Die  Anzahl 
der  Getöteten  schwankt  zwischen  1693 
(1897)  und  2969  (1902),  die  Anzahl  der 
Verletzten  zwischen  25.696  (1895)  und 
50.524  (1902).  Von  1903  an  steigt  die 
Zahl  dieser  Unfälle  erheblich. 


1903 

1907 

1909  (wieder  günstiger) 


Getötet  Verletzt 

3606  60.481 

4534  87.844 

2610  75.006 


78  73S0  az     gt,     8S     Sa  /3SJ  92 


9^    9S    98    J900  BZ     o**     OS    oa   J9I0   Jz 

2ah/angseins^//ungen 

"Zwangsfefkäufa 


Abb    52.  2.ihlungseinste\Iungen  und  Zwangsverkäufe  der   Eisenbahnen 
der  V.  1878-1913. 


Schon  vor  dem  Ausbruch  des  Weltkriegs 
und  noch  mehr  in  dessen  Verlauf  haben  sich 
die  Zahlungseinstellungen  der  Eisenbahnen 
wieder  bedeutend  vermehrt.  Zuverlässige  Zahlen 
darüber  liegen  noch  nicht  vor. 

IX.  Unfälle. 
Die  Anzahl  der  auf  den  Eisenbahnen  der  V. 
in  den  Jahren  1892-  1910  getöteten  und  ver- 
letzten Personen  schwankt,  wie  in  allen  Ländern 
und  ist  von  zufälligen  Ereignissen  abhängig. 
Im  allgemeinen  ist  die  Betriebssicherheit  nicht 
groß,  besonders  wird  immer  wieder  geklagt 
über  die  große  Anzahl  der  Personen,  die  beim 
Überschreiten  der  Gleise,  sei  es  auf  offener 
Bahn,  sei  es  in  den  Bahnhöfen,  getötet  und 
verletzt  werden.  Es  hängt  dies  damit  zusammen, 
daß  die  Bahnübergänge  nicht  regelmäßig  und 
ordnungsmäßig  geschlossen  und  bewacht  sind. 
Man  begnügt  sich  mit  Tafeln,  in  denen  mit 
großen  Buchstaben  vor  dem  Überschreiten  der 
Gleise  bei  Anfahrt  eines  Zuges  gewarnt  wird. 
Aus  der  Statistik  der  Jahre  1892-1910  seien 
einige  Zahlen  herausgegriffen: 

1.  Reisende. 

Verhältnis  der  Anzahl  der 
Reisenden  auf 


getötet 


verletzt 


I  Getöteten 

1  Verletzten 

1892    . 

376 

3.227 

1,491.910 

173.833 

1896    . 

181 

2.873 

2,827.474 

178.132 

1905    . 

537 

10.457 

1,375.856 

70.655 

1907    . 

610 

13.041 

1,462.631 

67.012 

1909    . 

253 

10.311 

3,523.606 

86.485 

2 

Angestellte. 

Getötet 

Verletzt 

1892 

.    .    . 

. 

.  2554       28.267 

1893 

. 

.  2727       31.729 

Das  Verhältnis  der  Anzahl  der  An- 
gestellten zu  den  Unfällen  schwankt  eben- 
•  falls  sehr.  So  kommt  z.  B.  1892  ein 
Getöteter  auf  323,  ein  Verletzter  auf 
29  Personen,  1897  stellen  sich  diese 
Zahlen  auf  486  und  30,  1903  auf  364 
und  22,  1909  auf  576  und  20,  1910  auf 
502  und   18. 

3.  Andere  Personen. 

Getötet  Verletzt 

1S92 4217  5.158 

1900 5066  6.549 

1906 6330  10.241 

1907 6695  10.331 


In  den  Jahren  1908  bis  1910  ändern  sich 
diese  Zahlen  nur  wenig. 

Die  Anzahl  der  Zugunfälle  betrug  im  Jahre 
1913  17.263,  darunter  6447  Zusammenstöße, 
9049  Entgleisungen,  1767  verschiedene  Unfälle. 
Im  Jahre  1914  stellten  sich  die  Zahlen  wie  folgt: 
15.006,  5241,  8565  und  1200. 

X.  Quellen  und   Literatur. 

Die  wichtigsten  Quellen  sind  die  alljährlich 
erscheinenden  allgemeinen  und  statistischen 
Berichte  des  Bundesverkehrsamts  (1887  bis 
1920),  „General  and  Statistical  reports  of  the 
Interstate  Commerce  Commission",  sowie  die 
vom  Amt  regelmäßig  herausgegebenen  Ent- 
scheidungen über  Einzelheiten.  Ferner:  Pro- 
ceedings  of  the  Special  Committee  on  Railroads, 
appointed  under  a  resolution  of  the  Assembly 
to  investigate  alleged  abuses  in  the  management 
of  Railroads,  5  Bände,  New  York  1879/80; 
Report  of  the  Senate  Select  Committee  on 
Interstate  Commerce,  2  Bände,  Washington 
1SS6;  Report  of  the  Commission  and  of  the 
minority  Commission  of  the  United  States 
Pacific  Railway  Commission  with  Testimony, 
9  Bände,  Washington  1SS7,  1888;  Report 
of  the  industrial  Commission,  besonders 
Bd.XIX,finalreport.,Washington  1902;  Hearings 
before    the    Senate   Committee    on    Interstate 
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Commerce,    6  Bände,  Washington    1905,    mit 
zusammenfassenden  Berichten. 

Literatur:  Ein  vollständiger  Überblick  der  Literatur 
des  Eisenbahnviesens   in  den  V.  findet  sich  in  dem 
von  dem  Bureau  of  RaiKvay  economics  herausgege- 
benen  Catalogue   of   books   in    fourteen   American 
libraries.  Chicago  1912.  Nachstehend  werden  einige 
der  wichtigsten  Erscheinungen  aufgeführt.    Haney, 
A  Congressional    history   of   the    Railways    of    the 
United   States.    Madison  190S,    1909.    -    v.  Gerst- 
ner   u.     Klein,     Die    inneren     Kommunikationen 
der  Vereinigten    Staaten    von    Nordamerika.    Wien 
1842/43.     -     Kupka,     Amerikanische     Eisenbah- 
nen.  Wien   1877.    -    Chr.  Fr.  Adams,    Railroads, 
their    origin    and    problems.    New  York    1880.    - 
Lavoinne  et   Pontzen,    Les   chemins   de  fer   en 
Amerique.  2  Bände.  Paris  1880/81.   -   Kupka,  Die 
Verkehrsmittel  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika. Leipzig   1883.    -  V.  Schlagintweit,   Die 
amerikanischen  Eisenbahneinrichtungen.    Köln   und 
Leipzig  1882.   -   Ben.  Herzog,  The  Railway  trans- 
portation.  New  York  1883.  -  Herzog,  Aus  Amerika, 
Reisebriefe.  2  Bände.  Berlin  1884.  -  v.  der  Leyen, 
Die  nordamerikanischen  Eisenbahnen  in  ihren  wirt- 
schaftlichen   und   politischen   Beziehungen.    Leipzig 
1885.  -  Brosius,  Erinnerungen  an  die  Eisenbahnen 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Wiesbaden 
1885.  -  Hadley,  Railroad  Transportation,  its  history 
and  its  laws.  New  York  and  London  1885  und  ver- 
schiedene   spätere    Auflagen,    die    letzte    bearbeitet 
von  Raper  1912.  -  Hudson,  The  Railways  and  the 
Republic.  New  York  1866.  -  Swann,  An  Investors 
notes  on  American   Railroads.    New  York  1886.   — 
Poor,  Manual  of  the  Railroads  of  the  United  States; 
erscheint  alljährlich  in  New  York.    -   Sering,  Die 
landwirtschaftliche  Konkurrenz  Nordamerikas,  Leipzig 
1887.  -  Chr.  Paine,  The  Clements  of  Railroading. 
New  York   1885.  State   Railroad   Commissions.  Ten 
years  working  of  the  Massachusetts  Railroads  Com- 
mission.    New  York   1883.    -    Redfield,   Practica! 
treatise    upon    the    law   of   Railways.    Boston    1858, 
6.  Aufl.  1888.    —    Pierce,   Treatise  on   the  law  of 
Railroads.  Boston  1881.  -  Thompson,  The  law  of 
Carriers  of  passengers.    St.  Louis  1880.     -   Rorer, 
Treatise  on  the  law  of  Railways.  2  Bände.  Chicago 
1884.  -  v.  der  Leyen,  Die  Einanz-  und  Verkehrs- 
politik der  nordamerikanischen  Eisenbahnen.  2.  Aufl. 
1895.  -   Hoff  u,  Schwabach,  Nordamerikanische 
Eisenbahnen.  Berlin  1906.  -  B.H.Meyer,  Railway 
legislative  in  the  United  States.  1903.    -   Parson, 
The  heart  of  the  Railroad  problem.  Boston  1906.  - 
Johnson  and  Hübner,  Railroad  traffic  and  rates, 
2  Bände,  1911.  -   Daggett,  Railroad  reorganisation 
1908,  wo  sich  S.  389  ff.  ein  vollständiges  Verzeichnis 
der  Literatur   der   amerikanischen    Eisenbahnpolitik 
befindet.    -    The   book   of   Daniel   Drew.     New 
York  1910.    -   Henry  Demarest  Lloyd,   Wealth 
against  Commonwealth,  New  York  1854,  u.  spätere 
Auflage.    —  V.  Oss,   American  Railroads  as  Invest- 
ments, London  1893.  -  Zeitschriften:  Die    wich- 
tigste, alle  Eisenbahnfragen  behandelnde  Zeitschrift 
ist:   Railway  Age,   New  York.    Die   meisten   Zeit- 
schriften   behandeln   wesentlich    technische   Fragen. 
Von  deutschen  Zeitschriften  sind  es  das  Arch.  f.  Ebw. 
und  die  Ztg.  d.  VDEV.,  die  sich  regelmäßig  mit  den 

Eisenbahnen  der  V.  beschäftigen.        v.  der  Leyen. 

Vereinslenkachsen  s.  Lenkachsen. 
Vereinswagenübereinkommen     s.  Wa- 
genübergang. 

Vergnügungszüge  S.Personenzüge. 


Verkehrsamt  S.Verwaltung. 
Verkehrsdienst   s.  Abfertigungsdienst. 
Verkehrskontrolles.  Betriebskontrolle. 
Verkehrslast    s.    Gütertarife,    Ladege- 
wicht und  Nutzlast. 

Verkehrsleitung  als  solche  bezeichnet  man 
die  Bestimmung  über  den  Weg,  den  eine  der 
Eisenbahn  zur  Beförderung  übergebene  Sen- 
dung von  der  Versandstation  zur  Empfang- 
station zurückzulegen  hat.  Von  V.  kann  nach 
dem  Sinn  des  Wortes  und  der  ihm  eisenbahn- 
technisch zukommenden  Bedeutung  nur  im 
Sachverkehr  -  im  weitesten  Sinn,  einschließ- 
lich des  Gepäcks-  und  des  Tierverkehrs  - 
nicht  aber  im  Personenverkehr  gesprochen 
werden.  Der  Reisende  entscheidet  über  den 
einzuschlagenden  Weg  selbst  durch  die  Wahl 
des  Zuges;  diese  wird  von  der  Eisenbahn 
ihrerseits  durch  die  Festsetzung  der  Zugverbin- 
dungen, den  Fahrplan,  die  Fahrplanpolitik 
beeinflußt.  Auch  scheidet  eine  Verkehrslei- 
tungsfrage da  aus,  wo  zwischen  Versand-  und 
Empfangstation  nur  eine  einzige  Schienenver- 
bindung besteht.  Sie  ergibt  sich  nur,  wo 
mehrere  Wege  möglich  sind. 

Gemäß  dem  normalen  Inhalt  des  Fracht- 
vertrags, nach  dem  die  Eisenbahn  die  Ver- 
pflichtung übernimmt,  ein  Gut  gegen  Entgelt 
innerhalb  bestimmter  Zeit  von  einer  Station 
zur  andern  zu  bringen,  ist  die  V.  in  erster 
Linie  eine  Angelegenheit  der  Eisenbahn.  Der 
Verfrachter  (Absender  oder  Empfänger)  hat 
im  allgemeinen  nur  Interesse  daran,  daß  das 
Gut  fristgerecht  und  in  ordnungsmäßigem  Zu- 
stand in  der  Bestimmungsstation  eintrifft,  gleich- 
gültig über  welchen  Weg.  Ausnahmen  bestehen 
für  gewisse  Verfrachtungsarten  (Gepäck)  oder 
gewisse  Güter  (Vieh),  auch  bestimmte  Ver- 
kehrsbeziehungen, bei  denen  aus  der  Eigenart 
des  betreffenden  Transports  heraus  der  Ver- 
frachter auf  die  Wahl  des  Weges  größeren 
Einfluß  haben  muß  (s.  u.).  Indes  hat  auch  im 
Regelfali  der  Verfrachter  daran,  welchen  Weg 
das  Gut  bis  zur  Bestimmungsstation  einschlägt, 
dann  Interesse,  wenn  dadurch  die  beiden  wesent- 
lichen Bestandteile  des  Frachtvertrags,  die 
Höhe  der  Fracht  und  die  Dauer  des  Trans- 
ports, oder  einer  derselben  beeinflußt  werden. 
Das  Interesse  der  Eisenbahn  dagegen  an  der 
V.  entfließt  einerseits  der  Verpflichtung  auf  Ein- 
haltung der  bedungenen,  d.  h.  im  Frachtrecht 
und  in  den  Tarifen  festgesetzten  Transport- 
frist, weshalb  sie  den  Weg  wählen  wird,  der 
ihr  die  Einhaltung  der  Frist  am  besten  ge- 
währleistet, anderseits  dem  naturgemäßen  Be- 
streben nach  Wirtschaftlichkeit,  das  jenen  Weg 
verlangt,  der  die  höchste  Frachteinnahme  bring- 
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oder  bei  feststehender  Einnahme  den  niedrig- 
sten Kostenaufwand  erfordert. 

Da,  um  auch  hier  wieder  vom  Regelfall 
auszugehen,  die  Einnahme  der  Eisenbahn  als 
Ganzes  gegenüber  dem  Verfrachter  (die  Fracht) 
durch  den  xcröffentlichten  Tarif  feststeht,  er- 
gibt sich,  wenn  diese  nur  einer  Eisenbahn 
zufällt,  also  bei  Sendungen  im  Binnenverkehr 
einer  Eisenbahnverwaltung,  die  V.  als  die  Frage 
der  Wahl  des  raschesten  und  billigsten  Weges, 
demnach  als  eine  betriebsökonomische  Ange- 
legenheit. Ihre  Lösung  hängt  in  diesem  Fall 
ab  von  den  baulichen  und  betrieblichen 
Einrichtungen  der  in  Betracht  kommenden, 
zur  Wahl  stehenden  Linien  sowie  von  Art 
und  Menge  der  auf  diesen  Linien  zum  Trans- 
port anfallenden  Güter;  eine  allgemeine 
Regel  dafür  zu  geben  ist  daher  unmöglich, 
auch  ist  auf  Einzelheiten  einzugehen  entbehr- 
lich; es  liegt  auf  der  Hand,  daß  unter  Um- 
ständen der  Verkehr  über  eine  längere  Linie, 
die  in  der  Ebene  verläuft,  oder  die  mehr- 
gleisig oder  die  für  dichten  Verkehr  ausgebaut 
und  beansprucht  ist,  gegenüber  einer  kürzeren, 
aber  gebirgigen,  oder  eingleisigen  oder  nur 
für  geringeren  Verkehr  aufnahmefähigen  Linie 
billiger  oder  rascher  oder  sogar  billiger  und 
rascher  bedient  werden  kann.  Jedenfalls  kann 
auch  im  Binnenverkehr  einer  Eisenbahnver- 
waltung die  kürzeste  Linie  keineswegs  immer 
als  die  richtigste  für  die  V.  gelten.  Diese  kann 
je  nach  der  Verkehrslage  zeitlichen,  sowohl 
periodischen  als  unregelmäßigen  Wechsel  ver- 
langen, auch  kann  sich  eine  verschiedene  V. 
je  nach  der  Art  der  Sendungen  -  Eilgut, 
Frachtgut,  Wagenladungen  -  empfehlen. 

Wenn  dagegen  die  Frachteinnahme  mehreren 
Eisenbahnen  zufällt,  weil  Versand-  und  Emp- 
fangstation im  Bereich  verschiedener  Ver- 
waltungen liegen,  wird  die  V.  neben  und  inner- 
halb der  Grenzen  jener  betriebsökonomischen 
Frage  noch  wesentlich  beeinflußt  durch  das 
Bestreben  jeder  der  beteiligten,  unter  Um- 
ständen zahlreichen  Eisenbahnen  nach  Er- 
zielung höchster  Frachteinnahme.  Die  hieraus 
sich  ergebende  Notwendigkeit  der  Ausgleichung 
der  kommerziellen  Interessen  der  an  einem 
Transport  beteiliglen  einzelnen  Eisenbahnen 
untereinander  und  dieser  insgesamt  wieder  mit 
dem  Bedürfnis  raschester  und  billigster  Trans- 
portbedienung  ergeben  die  Verkehrsleitungs- 
fragen im  engeren  Sinn.  Sie  sind,  nament- 
lich wenn  es  sich  um  Transporte  über  lange 
Wege  handelt,  an  denen  viele  Eisenbahnen  be- 
teiligt sind,  und  viele  im  Wettbev^erb  stehende 
Linien  zur  Verfügung  stehen,  oft  recht  ver- 
wickelt und  führen  nicht  selten  zu  Wett- 
bewerbskämpfen  der   beteiligten  Eisenbahnen, 


zu  deren  Durchführung  sich  diese  insbesondere 
der  Tarifgebung  (Konkurrenztarife)  oder  des 
Zusammenschlusses  bestimmter  Linien  oder 
auch  besonderer  Transportmaßnahmen  be- 
dienen. Sie  werden  durch  Verkehrsleitungs- 
vereinbarungen ausgeglichen,  die  unter  den 
beteiligten  Eisenbahnverwaltungen,  sowohl  den 
End-  wie  den  Durchgangsbahnen,  in  der  Regel 
für  ein  größeres  Gebiet  -  z.  B.  Österreich- 
Schweiz  —  abgeschlossen  werden. 

Die  Ergebnisse  der  Verkehrsleitungsverein- 
barungen sind  nach  den  Gesamtverhältnissen 
des  zu  regelnden  Gebietes  (geographische 
Lage,  Art  und  Menge  des  aufkommenden  Ver- 
kehrs) verschieden.  Als  die  beste  Lösung  er- 
scheint es  wohl  stets,  wenn  sich  die  Eisen- 
bahnen dahin  einigen  können,  daß  für  jede 
Verkehrsbeziehung  die  \'.  dauernd  und  in 
beiden  Richtungen  über  eine  Linie  erfolgt, 
die  allen  kommerziellen  Interessen  und  zu- 
gleich den  betriebsökonomischen  Anforderungen 
entspricht.  Es  können  aber  auch  mehrere  Linien 
gemeinsam  für  die  V.  zwischen  2  Stationen 
oder  Stationsgruppen  vereinbart  werden,  die 
dann  entweder  richtungsweise  oder  zeitlich  — 
nach  Monaten,  selbst  nach  Wochen  oder  Tagen 
-  in  der  V.  wechseln.  Endlich  können  die 
Vereinbarungen  auch  dahin  gelangen,  daß  die 
eigentliche  Verkehrsbedienung  ausschließlich 
oder  überwiegend  nach  dem  betriebsökonomi- 
schen Bedürfnis  oder  nach  einem  bestimmten, 
diesem  am  nächsten  kommenden  Grundsatz 
(z.  B.  dem  des  kürzesten  Weges)  eingerichtet 
und  die  Ausgleichung  der  entgegenstehenden 
kommerziellen  Interessen  auf  andere  Weise, 
z.  B.  durch  bestimmte  Art  der  Frachtverteilung, 
zeitlichen  Verkehrsausgleich  oder  ähnliches, 
geregelt  wird.  In  solchem  Fall  spricht  man 
von  Vereinbarungen  über  Verkehrsteilung, 
die  in  der  Regel  solche  über  V.  mitumfassen. 

Das  Ergebnis  der  Vereinbarungen  über  die 
V.  -  nicht  aber  das  über  Verkehrsteilung  - 
wird  den  Eisenbahndienststellen  durch  „Ver- 
kehrsleitungsvorschriften" (Instradie- 
rungsvorschriften)  zur  Beachtung  bzw.  zum 
Vollzug  mitgeteilt.  Sie  sind  zunächst  innere 
Dienstanweisungen  der  Eisenbahn.  Ob  und 
inwieweit  sie  den  Verfrachtern  zugänglich  ge- 
macht werden  müssen,  ist  schon  mehrfach 
streitig  geworden.  Soweit  die  Tarife  darauf 
Bezug  nehmen,  kann  den  Verfrachtern  ein 
Recht  auf  Mitteilung  wohl  nicht  vorenthalten 
werden. 

Bei  der  großen  Bedeutung  der  V.  und  den 
Schwierigkeiten  ihrer  richtigen  Lösung  schon 
im  Binnenverkehr  eines  einzelnen  Netzes  und 
noch  mehr  im  Verkehr  zwischen  mehreren 
Eisenbahnen  müssen  diese  Wert  darauf  legen, 
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daß  ihnen  die  Regelung  tunlichst  weitgehend 
überlassen   bleibt.    Zu  diesem  Zweck    ist   das 
oben  dargelegte  berechtigte  Interesse  des  Ver- 
frachters   nach    den    2    Richtungen    -    Höhe 
der  Fracht  und  Dauer  des  Transports  -  mög- 
lichst auszuschalten.  Der  Umfang,  in  dem  dies 
geschieht,    und    die  Wege   dazu    sind    in    den 
Bestimmungen  dereinzelnen  Länderverschieden. 
Am  schärfsten  verfährt  das  deutsche  Frachtrecht. 
Es  gewährleistet  dem  Verfrachter  ein  für  allemal 
die  billigste  Fracht  und,  wenn  diese  über  mehrere 
Wege  gleich  ist,  zugleich  die  günstigsten  Trans- 
portbedingungen (§  67,  2  EVO.),  gestattet  ihm 
aber  dafür  eine  Wegevorschrift  überhaupt  nicht, 
außer  bei   Eilgütern.  In  einem  andern  großen 
Gebiet  mit  gemeinsamem  Frachtrecht,  in  Öster- 
reich-Ungarn, ist  dem  Verfrachter  ebenfalls  für 
den  Fall  der  Unterlassung  einer  Wegevorschrift 
der  billigste  Tarif  und  bei  gleichen  Frachtsätzen 
über  mehrere  Wege  zugleich  die  kürzeste  Liefer- 
frist zugesprochen ;  daneben  aber  ist  ihm  gleich- 
wohl das  Recht  der  Wegevorschrift  gegeben, 
von  deren  Beachtung  indes  die  Eisenbahn  unter 
bestimmten  Bedingungen,  die  auf  die  Gewähr- 
leistung  der   billigsten    Fracht   und   kürzesten 
Lieferfrist   hinauslaufen,    absehen   kann  (EBR. 
§  67).    Ein  drittes  System   ist  das  des  Berner 
lÜ.,  das  dem  Wechselgüterverkehr  zwischen  dem 
größten  Teil  der  europäischen  Staaten  Norm  gibt. 
Dieses  geht  zwar  grundsätzlich  davon  aus,  daß 
der  Versender  die  V.  vorschreibt  (es  ist  „Angabe 
des  einzuhaltenden  Transportweges"  im  Fracht- 
brief verlangt  -  Art.  6, 1),  gibt  aber  zugleich  unter 
gewissen  Bedingungen  einerseits  der  Eisenbahn 
das  Recht,  davon  abzuweichen,  anderseits  An- 
o'.dnung  dahin,  daß  bei  Ermanglung  der  Wege- 
angabe   des   Versenders    die    Eisenbahn    nach 
bestem  Ermessen  den  Weg  zu  bestimmen  habe 
und    bei    dessen   Wahl    nur   für   grobes  Ver- 
schulden hafte.  Der  Unterschied  des  Maßes  der 
Haftung  hier   gegenüber  dem   zweitgenannten 
System    ist   berechtigt  durch  die  verschiedene 
Größe  des  Gebiets,  für  das  die  eine  und  die 
andere  Bestimmung  Geltung  hat;  indes  lauten 
im  Sinne  des  letzterwähnten  Systems  auch  die 
entsprechenden  Vorschriften   für  den    inneren 
schweizerischen  und  den  inneren  holländischen 
Verkehr,  also  für  verhältnismäßig  kleinere  Netze. 
Jedenfalls  sind  auch  das  zweite  und  das  dritte 
System  geeignet,  weitgehend  die  Mitbestimmung 
des  Verfrachters  bei  der  V.  auszuschalten  und 
die  Verkehrsleitungsvereinbarungen  der  Eisen- 
bahn maßgebend  sein  zu  lassen. 

Daß  da,  wo  der  Verfrachter  abweichend  von 
den  inneren  Anordnungen  bzw.  Vereinbarungen 
der  Eisenbahnen  die  V.  bestimmt,  die  Fracht 
über  den  von  jenem  vorgeschriebenen  Weg 
zu  berechnen  ist,  auch  wenn  sie  sich  nicht  als 
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die  billigste  darstellt,  ist  allen  einschlägigen  Be- 
stimmungen gemeinsam  und  selbstverständlich. 
Bei  Sendungen  bestimmter  Art  hat  die  V. 
erhöhte  Bedeutung  für  den  Verfrachter:  beim 
Reisegepäck  ist  als  Wille  des  Versenders, 
des  Reisenden,  zu  vermuten,  daß  er  es  auf 
der  Reise  immer  in  greifbarer  Nähe  haben  will. 
Es  bestimmt  sich  deshalb  grundsätzlich  der 
Weg  des  Gepäcks  nach  dem  des  Reisenden ; 
Ausnahmen  hiervon  sind  indes  auf  besonderen 
Antrag  des  Reisenden  in  einzelnen  Verkehrs- 
gebieten zugelassen.  Bei  Viehsendungen  hat 
der  Verfrachter  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
pflegung und  Versorgung  der  lebenden  Tiere 
während  der  Dauer  der  Fahrt  ein  besonderes 
Interesse  an  der  Bestimmung  der  V.  Deshalb 
ist  für  solche  allgemein,  auch  im  deutschen 
Frachtrecht  (§  49,  1  EVO.),  die  Wegevorschrift 
des  Verfrachters  unbedingt  maßgebend.  Einen 
besonderen  Wert  für  den  Versender  kann  die 
V.  endlich  auch  beim  Eilgut  aller  Art  haben, 
insofern  als  bei  diesem  der  Beförderungsdauer 
vom  Versender  häufig  größere  Bedeutung  bei- 
gemessen wird  als  der  Höhe  der  Fracht,  jene 
aber  von  der  Wahl  des  Weges  sehr  stark 
beeinflußt  sein  kann.  Deshalb  pflegt  in  den 
geltenden  frachtrechtlichen  Bestimmungen  dieses 
Interesse  besonders   berücksichtigt  zu  werden. 

Mittelbar  nehmen  eine  Sonderstellung  hin- 
sichtlich der  V.  die  Fälle  ein,  wo  ein  Gut 
während  des  Transports  eine  Zoll-  oder  Steuer- 
linie überschreiten  muß.  Da  grundsätzlich  dem 
Versender  das  Recht  gewahrt  ist,  sich  bei  der 
Abwicklung  der  Verzollung  zu  beteiligen,  so 
ist  das  Gut  immer  bei  demjenigen  Zoll-  oder 
Steueramt  zu  stellen,  das  der  Versender  vor- 
schreibt. Hierdurch  wird  in  gewissem  Umfang 
die  V.  beeinflußt.  Bis  und  von  der  bestimmten 
Zollstation  gelten  aber  die  gewöhnlichen  Regeln 
der  V.  Morliart. 

Verkehrsministerium  s.  Eisenbahn- 
ministerium  und  Verwaltung. 

Verkehrsordnungs  Betriebsreglement. 

Verkehrssteuern    s.  Transportsteuern. 

Verkeh  rsstocku  ngen  (distnrbanceoftraffk, 
operating  difficiilties ;  diffiailtes  de  circiilafiori 
ou  d' exploitation ;  perturbazione  del  servizio), 
Hemmungen  in  der  regelmäßigen  Abwicklung 
des  Verkehrs  infolge  besonderer  Ereignisse 
im  Betrieb  oder  Verkehr,  infolge  Unzulänglich- 
keit der  Anlagen,  ungenügenden  Personal- 
stands u.  s.  w. 

1.  Ursachen  der  Stockungen. 
I.  Betriebsunfälle. 
Die  Folgen   eines  Unfalls   für   die   betrieb- 
liche Leistung  hängen    nicht  nur  von    seinem 
Umfange     (Sperrung     eines     oder     mehrerer 


114 


Verkehrsstockungen. 


Gleise),  sondern  vor  allem  von  der  Größe 
des  Verkehrs  an  der  Unfallstelle  ab.  Wäh- 
rend die  Folgen  eines  Unfalls  auf  verkehrs- 
armen Strecken  nach  kürzerer  Zeit  über- 
wunden sein  können,  schleppen  sich  ihre 
Wirkungen  bei  stark  besetzter  Strecke  lange 
Zeit  fort.  Sehr  nachteilige  Folgen  haben  Unfälle 
auf  wichtigen  Verschiebebahnhöfen,  besonders  in 
den  Spitzen  der  Ablaufgleise,  durch  die  die  Ar- 
beitsmöglichkeit des  Bahnhofs  lahmgelegt  wird. 
Da  die  Einfahrgleise  häufig  nur  in  beschränkter 
Zahl  vorhanden  sind,  so  ist  schon  bei  mehr- 
stündiger Unterbrechung  des  Ablaufens  ein 
Auflaufen  der  Güterzüge  die  Folge  und  ein 
Rückstau  oft  auf  lange  Strecken  hin  bemerkbar. 

2.  Witterungseinflüsse  und  Natur- 
ereignisse. 

a)  Starker  Schneefall.  Auch  wenn  der- 
selbe zu  keinen  Sperrungen  führt,  wirkt  er 
außerordentlich  schädlich.  Die  häufigste  Er- 
scheinung ist  eine  Störung  in  der  Bedienung  der 
Sicherungsanlagen,  auch  bei  elektrischen  Stell- 
werken. Die  Weichen  können  nur  mit  Mühe 
vom  Schnee  freigehalten  werden.  Ihre  Umstel- 
lung erfordert  längere  Zeit.  Das  Ablaufgeschäft 
gerät  in  Rückstand  und  die  Gesamtleistung  wird 
beeinträchtigt. 

b)  Ein  ebenso  schlimmer  Feind  wie  der 
Schnee  ist  starker  Frost.  Er  wirkt  infolge 
seiner  längeren  Dauer  häufig  erschwerender 
als  der  Schnee. 

Sehr  unangenehm  machen  sich  die  Verspätun- 
gen bemerkbar,  die  der  Frost,  besonders  wenn  er 
mit  Schnee  zusammentrifft,  im  Gefolge  hat.  Das 
Kuppeln  der  Fahrzeuge,  das  Unterbringen  der 
Reisenden  dauert  länger,  das  Wiederauftauen  der 
Heizung,  die  Verbindungen  an  den  Faltenbälgen 
beanspruchen  viel  Zeit.  ^Die  Lokomotiven  werden 
leicht  schadhaft,  besonders  da,  wo  die  Schuppen- 
stände nicht  ausreichen.  Die  Schmiermaterialien  und 
Luftpumpen  frieren  ein,  die  Ausbesserung  von 
Schäden  wird  durch  die  Arbeit  im  Freien  erschwert. 
Häufiger  Lokomotivwechsel  ist  die  Folge.  Sehr 
ernste  Behinderungen  pflegen  auf  den  Verschiebe- 
bahnhöfen einzutreten,  wenn  der  Frost  über  6-8" 
steigt. 

Frost  und  Schnee  wirken  auch  mittelbar  dadurch 
auf  den  Betrieb  ein,  daß  der  Fuhrwerkverkehr  be- 
hindert wird;  2  Gespanne  leisten  dann  nur  soviel 
wie  sonst  eines.  Das  Entladen  und  Beladen  der  Wagen 
wird  stark  verzögert ;  es  entstehen  Wagenrückstände, 
die  die  Bahnhöfe  verstopfen. 

Noch  viel  bedeutender  sind  diese  mittelbaren 
Wirkungen  durch  Zufrieren  der  Wasserläufe.  Die 
sonst  durch  die  Schiffalirt  bewältigten  Massengüter 
werden  plötzlich  der  Eisenbahn  zugeführt  und  da- 
durch die  vielleicht  durch  andere  Ursachen  im  Keim 
vorhandenen  V.  zum  Ausbruch  gebracht.  Die  in 
solchem  Falle  der  Bahn  zufallenden  Transport- 
leistungen sind  sehr  große,  denn  auch  die  Güter, 
die  vorher  nur  von  der  Zeche  bis  zur  Umschlag- 
steile  die  Bahn  benutzten,  müssen  nun  auf  große 
Entfernungen  befördert  werden. 


Die  .\usscliallung  der  Wasserläufe  kann  auch  bei 
langanhaltender  Trockenlieit  eintreten. 

c)  Dichter  Nebel  bringt  ebenfalls  eine 
starke  Herabminderung  der  Leistungen  im 
Verschiebedienst  hervor.  Die  Hemmschuhleger 
sehen  die  Wagen  nicht  früh  genug.  Sie  werden 
unsicher  in  ihren  Bewegungen  und  versäumen 
das  Auflegen  der  Hemmschuhe.  Die  Signale 
werden  nicht  so  gut  gesehen  wie  sonst; 
Pfeifen-  oder  Hornsignale  häufen  sich  und 
werden  nicht  verstanden. 

d)  Auch  heftige  Stürme  können  für  den 
Betrieb  schädlich  werden,  weil  sie  einmal  die 
Telegraphen-,  Licht-  und  Kraftleitungen  zer- 
stören und  dadurch  die  Vorbedingungen  für 
Unfälle  schaffen,  dann  vor  allem  deshalb,  weil 
sie  die  Leistungen  der  Ablaufberge  durch  Hem- 
mung des  Laufes  der  Fahrzeuge  beeinträchtigen. 

e)  Große  Behinderungen  für  den  Be- 
trieb und  schwerwiegende  V.  können  Hoch- 
wasserschäden, Bergstürze,  Tunnelein- 
brüche verursachen,  wenn  diese  Naturereig- 
nisse auf  Strecken  mit  starkem  Zugverkehr 
vorkommen. 

f)  Auch  Massenerkrankungen  (Epide- 
mien) können  Ursache  von  V.  werden.  Der 
hohe  Krankenstand  erzeugt  dann  gleichzeitig 
an  vielen  Stellen  Personalmangel,  besonders 
beim  Zugpersonal. 

3.  Unterhaltung  der  baulichen  Anlagen. 
Durch  Schadhaftwerden  von  Bauwerken,  vor 
allem  von  Kunstbauten,  wie  Brücken,  Viadukten, 
Tunnel  u.  s.  w.  infolge  mangelhafter  oder  zu 
spät  begonnener  Ausbesserungsarbeiten  können 
leicht  V.  größeren  Umfangs  herbeigeführt 
werden. 

4.  Mängel  der  Bahnanlagen. 
Als  besonders  störend  treten  hervor: 

a)  auf  den  Bahnhöfen:  Unzureichende 
Ladegleise,  Schuppenanlagen,  Bekohlungs-  und 
Ausschlackanlagen,  zu  geringe  Zahl  der 
Einfahr-,  Richtungs-  und  Ausfahrgleise,  zu 
starke  Belastung  einzelner  Gleise  oder  Gleis- 
kreuzungen durch  Zug-,  Lokomotiv-  und  Ver- 
schubfahrten,  Fehlen  von  Bahnsteigtunneln 
oder  -brücken ; 

b)  auf  der  Strecke:  Geringe  Zahl  der 
Kreuzungs-  und  Überholungsgleise,  zu  große 
Entfernung  dieser  Anlagen,  schließlich  für 
Bahnhof  und  Strecke  unzureichender  Ausbau 
der  Telegraphen-  und  Fernsprechanlagen. 

5.  Zu  geringe  Zahl  leistungsfähiger 
Zugkräfte. 

Die  Ursachen  können  in  ungenügender  Be- 
schaffung liegen,  in  dem  schlechten  Unter- 
haltungszustand  infolge  Versagens  der  Werk- 


Verkehrsstockungen. 


115 


Stätten  oder  infolge  Verwendung  schlechter  Be- 
triebsstoffe (Kohle,  Öl)  und  schlechten  Speise- 
wassers. Der  Frage  des  Bestandes  der  notwendigen 
betriebsfähigen  Lokomotiven,  die  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Bahnnetzes  entscheidend  bestimmt, 
muß  dauernd  die  größte  Beachtung  geschenkt 
werden.  Für  die  Beamten  des  Betriebs-  und 
des  Lokomotivdienstes  ist  es  sonst  schwer  zu 
erkennen,  ob  gemeldeter  Lokomotivmangel  in 
tatsächlichem  Mangel  oder  nur  in  unsach- 
gemäßer Vervi-endung  der  Lokomotiven  zu 
suchen   ist. 

6.  Mängel  in  der  Betriebsaufsicht. 

a)  Unvollkommene  Durchbildung  des  Fahr- 
plans der  Personen-  und  Güterzüge  und  die 
hieraus  entstehenden  Verspätungen  können  zu 
einer  vollständigen  Zerrüttung  des  Zugver- 
kehrs und  zur  Außerkraftsetzung  der  Dienst- 
einteilungen für  Lokomotiven  und  Zugper- 
sonale führen. 

b)  Unzweckmäßig  aufgestellte  Zugbil- 
dungspläne. Sehr  viele  Kurswagen  bei  Per- 
sonenzügen geben  Anlaß  zu  Verspätungen,  die 
sich  auch  auf  Güterzüge  übertragen.  Bei  Güter- 
zügen macht  die  Innehaltung  der  Beförderungs- 
pläne für  besondere  Sendungen  den  Bahn- 
höfen Schwierigkeiten,  die  schließlich  zu  einer 
Verringerung  der  Gesamtleistungsfähigkeit 
führen. 

c)  Innere  Schwierigkeiten  auf  einzelnen,  be- 
sonders älteren  Bahnhöfen,  hervorgerufen  durch 
sog.  Eckverkehr  auf  zweiseitigen  Verschiebe- 
bahnhöfen, durch  unzweckmäßigen  Lokomotiv- 
wechsel, zuweilen  auch  durch  unvorteilhafte 
Ausbildung  der  Sicherungsanlagen. 

d)  Mängel  im  Personalwesen.  Unkenntnis 
der  Vorschriften,  Lässigkeit  in  ihrer  Befolgung, 
schlechte  Schulung  und  mangelhafte  Beauf- 
sichtigung der  an  der  Zugbildung  und  Ab- 
fertigung beteiligten  Bediensteten  führen  zu 
Verzögerungen  im  gesamten  Zugverkehr, 
weiterhin  zu  Störungen  und  zu  Betriebs- 
unfällen. 

e)  Mängel  in  der  Verteilung  der  Dienst- 
geschäfteoder nicht  entsprechendes  Zusammen- 
arbeiten der  Dienststellen  und  Amter,  die 
den  Dienst  ausführen  und  überwachen. 

7.   Mängel  im  Verkehrsdienst. 

a)  Durch  unzweckmäßige  Verteilung  des  Ver- 
kehrs auf  die  verschiedenen  Bahnwege  (falsche 
Leitungsvorschriften)  können  nicht  leistungs- 
fähige Knotenpunkte  überlastet  werden,  während 
andere  Strecken  und  Bahnhöfe  nicht  ausgenutzt 
werden. 

b)  Zu  große  Ansprüche  des  Verkehrs  an  den 
Betrieb  haben  vielfach  Schwierigkeiten  hervor- 


gerufen. Außer  den  unter  bb  genannten  Be- 
förderungsplänen müssen  die  Verwiegungen 
genannt  werden,  die  von  einzelnen  Versendern, 
besonders  bei  Kartoffeln,  zweimal,  bei  Aufgabe 
und  Ablieferung,  verlangt  werden. 

8.  Zu  starker  Verkehr. 
Auch  ohne  die  vorerwähnten  Ursachen 
können  V.  eintreten,  wenn  den  Bahnanlagen 
unerwartet  ein  Verkehr  zugeführt  wird,  für 
den  sie  nicht  eingerichtet  sind  und  zu  dessen 
Aufnahme  die  Verwaltungen  keinerlei  Vor- 
bereitungen treffen  konnten  (gute  Ernten. von 
Kartoffefn,  Obst  u.  dgl.). 

II.   Ermittlung  der  Ursachen  der  V. 

Selten  ruft  eine  Ursache  allein  V.  hervor. 
In  der  Regel  bringen  mehrere  Ursachen,  be- 
sonders zur  Herbst-  und  Winterszeit,  längere 
Zeit  anhaltende  V.  hervor. 

Der  Nutzungsgrad  der  gesamten  Betriebsmaschine 
wird  geringer,  die  Bahn  kann  die  ihr  zulaufenden 
Wagen  nicht  mehr  verarbeiten  ;  es  müssen  für  große 
Knotenpunkte  oder  Verbrauchsstellen  bestimmte  Rest- 
wagen «abgestellt"  werden.  Es  bedarf  dann  nur 
einer  kräftigen  Erschütterung,  eines  schweren  Un- 
falls, starken  Frostes  od.  dgl.  und  die  V.  sind  un- 
vermeidbar. Die  Zahl  der  abgestellten  Wagen  und 
Züge  stellt  die  Krankheit  des  Betriebs  dar,  ihre 
Zu-  oder  Abnahme  ist  der  Gradmesser  für  den  Stand 
der  Krankheit  und  die  Leistungen  des  Betriebs. 

Die  Ermittlung  der  eigentlichen  Ursache  der  V. 
ist  häufig  nicht  leicht,  weil  die  Störungen  am  Ur- 
sprungsort vielleicht  weniger  hervortreten  als  an 
sonst  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Stellen.  Der  für 
einen  abgegrenzten  Bezirk  verantwortliche  Betriebs- 
leiter muJfä  daher  durch  dauernde  Beobachtung  aller 
Betriebs-  und  Verkehrsvorgänge  dafür  sorgen,  daß 
er  die  Schwierigkeiten  gleich  in  ihrer  ersten  Ent- 
wicklung erfährt.  Die  zu  dem  Zweck  nötige  dauernde 
Überwachung  aller  Betriebsstellen  geschieht  durch 
regelmäßige  Betriebsmeldungen,  die  täglich 
einmal,  nach  Bedarf  auch  zweimal  von  den  verschie- 
denen Stellen  erstattet  werden  (s.  Zugleitung).  Sie 
müssen  Aufschluß  geben  über  die  Zahl  der  abge- 
stellten Wagen,  getrennt  nach  der  Ursache,  Loko- 
motivmangel oder  stockender  Vorflut,  letzterenfalls 
unter  Angabe  der  Abfuhrrichtung,  über  die  nicht 
laderecht  gestellten  Wagen,  über  die  Aufnahmefähig- 
keit der  Bahnhöfe,  über  besonders  notleidende  Bahn- 
höfe mit  Angabe  des  Grundes,  schließlich  über 
Lokomotiv-  und  Personalgestellung.  Daneben  sind 
einmal  am  Tage  für  die  letzten  24  Stunden  Angaben 
über  die  Leistungen  der  wichtigsten  Verschiebebahn- 
höfe und  der  für  die  Betriebslage  ausschlaggebenden 
Strecken,  ferner  nach  Bedarf  über  die  Zugverspä- 
tungen nötig. 

Durch  Prüfung  der  täglichen  Meldungen  und  er- 
gänzende Nachfragen  auf  Fernsprecher  und  örtliche 
Iirhebungen  werden  die  Betriebsleiter  in  die  Lage 
versetzt,  die  Ursachen  und  den  Sitz  der  Schäden  zu 
erkennen  und  Abhilfsmaßnahmen  zu  ergreifen. 

111.  Mittel  zur  Beseitigung  der  V. 
Bei  der  Verhütung  oder  Beseitigung  der  V. 
muß  der  Betriebsleiter  zunächst  unter  Benutzung 
aller  Mittel    versuchen,   die    Leistungsfähigkeit 
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der  Bahnanlagen  soweit  als  irgend  möglich  zu 
steigern.  Erst  wenn  dieses  Mittel  erschöpft  ist, 
darf  er  Verkehrseinschränkungen  durch  den 
Verkehrsleiter  veranlassen. 

A.  Technische  Maßnahmen. 
Rechtzeitiger  Ausbau  und  vorzügliche  Unter- 
haltung der  Bahnanlagen  sollten  mit  der  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  Hand  in  Hand  gehen, 
sind  indessen,  wenn  überhaupt,  doch  nur  in 
den  seltensten  Fällen  rechtzeitig  durchführbar. 

1.  Ausgestaltung  der  baulichen  Anlagen. 

Von  größter  Bedeutung  ist  die  Erweite- 
rung der  Bahnhöfe.  Dringendst  anzuraten  ist 
die  Aufstellung  eines  ausführlichen  Betriebs- 
plans. Nach  Beobachtungen  auf  den  ehemals 
preußischen  Bahnen  sind  die  V.  stets  von  den 
Unzulänglichkeiten  der  Bahnhöfe  ausgegangen. 
Trotzdem  dürfen  auch  Verbesserungen  der 
Strecke  nicht  vernachlässigt  werden. 

aj  Auf  der  freien  Strecke  kommt  die 
Anlage  von  Blockstellen  und  Überhokings- 
gleisen  in  Frage.  Letztere  sollten  —  wenig- 
stens auf  Strecken  mit  starkem  Verkehr  — 
wenn  irgend  möglich  auf  jeder  Seite  der 
Hauptgleise  angelegt  werden.  Bei  eingleisigen 
Strecken  ist  auf  eine  genügende  Zahl  von 
Kreuzungsgleisen  Bedacht  zu  nehmen. 

bj  Bei  Bahnhöfen  ist  hauptsächlich  auf 
ausreichende  Lade-  und  Güterschuppengleise 
sowie  auf  rechtzeitige  Erweiterung  der  Privat- 
anschlußgleise Bedacht  zu  nehmen.  Bei  Per- 
sonenbahnhöfen ist  für  eine  genügende  Über- 
holungsgelegenheit für  Personenzüge  durch 
Schnellzüge  vorzusorgen.  Bei  Verschiebebahn- 
höfen sind  besonders  wichtig:  genügend  viele 
und  genügend  lange  Richtungsgleise,  ferner 
ausreichende  Anlagen  für  den  Lokomotivdienst, 
insbesondere  für  das  Ausschlacken,  Bekohlen 
und  Wassernehmen. 

cj  Oberaus  wichtig  ist  der  Ausbau  der  Ver- 
ständigungsmittel. Bei  Telegraphenleitungen  ist 
klare  Scheidung  der  Zugmelde-  von  den  Nach- 
richtenleitungen, der  Bezirks- und  Fernleitungen 
nötig;  ebenso  muß  im  Fernsprechverkehr  der 
Fern-  vom  Nahverkehr  getrennt  werden.  Um 
von  den  Störungen  durch  Wind,  Regen  und 
Schnee  unabhängig  zu  sein,  ist  es  sehr  er- 
wünscht, nach  und  nach  mit  der  Verlegung  der 
wichtigeren    Leitungen    in    Kabel   vorzugehen. 

2.  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung 

der  baulichen  Anlagen. 
Es  ist  nötig,  nicht  nur  die  SteiKverksanlagen, 
Brücken  und  Tunnel  zu  bestimmten  Zeiten 
nach  feststehendem  Plane  zu  prüfen,  sondern 
indiesePläneoder  Merkblätter  auch  die  Maß- 
nahmen aufzunehmen,  die  zum  Schutze  gegen 


die  Wirkungen  des  Winters,  insbesondere  von 
Schnee  und  Frost,  getroffen  werden  müssen. 
Diese  Merkblätter  haben  auch  Maßnahmen 
zu  enthalten,  die  die  Erhaltung  der  Dienst- 
fähigkeit des  Personais  betreffen,  wie  Bereit- 
stellung wärmender  Getränke,  rechtzeitige 
Verausgabung  der  Winterschutzkleider  u.  s.  w. 
Gleiche  Merkblätter  sind  zur  Verhütung  von 
V.  durch  Hitze  und  Trockenheit  aufzustellen. 
(Maßregeln  zur  Verhütung  von  Gleisverwer- 
fungen, von  Waldbränden  durch  Funkenaus- 
wurf u.  s.  w.) 

Bei  größeren  Arbeiten  in  oder  an  Gleisan- 
lagen, bei  Oberbauauswechslungen,  Stellwerks- 
und Bahnhofumbauten  sind  sorgfältig,  unter 
Mitwirkung  des  Betriebsleiters  ausgearbeitete 
Arbeitspläne  oder  Betriebsdienstanwei- 
sungen sehr  wichtig. 

3.  Bereitstellung  der  Lokomotiven. 

Die  Lokomotiven  müssen  auf  die  Strecken 
richtig  verteilt  werden.  Ebenso  wichtig,  wie  die 
Beschaffung  neuer,  ist  die  Erhaltung  der  Be- 
triebsfähigkeit der  vorhandenen  Lokomotiven. 
Bei  den  Lokomotivstationen  ist  für  ausreichende 
Schuppenstände  tunlichst  vorzusorgen,  damit 
die  Lokomotiven  nicht  im  Freien  zu  stehen 
brauchen.  Sonst  werden  sie  bei  größerer  Kälte 
leicht  schadhaft,  außerdem  können  wichtige 
Arbeiten  bei  größerer  Kälte  im  Freien  nicht 
ausgeführt  werden.  Von  großer  Bedeutung  für 
den  Lokomotivdienst  ist  ein  geordneter  pünkt- 
licher Zugbetrieb,  damit  eine  geregelte  ein- 
fache oder  doppelte  Personalbesetzung  jeder 
Lokomotive  erreicht  wird. 

B.  Verwaltungsmaßnahmen. 

1.  Die  Verarbeitung  der  von  den  verschie- 
denen Stellen  eingehenden  Meldungen  und  die 
Überwachung  der  gesamten  betrieblichen  Vor- 
gänge erfordert  im  Anschluß  an  das  Betriebs- 
büro eine  besondere,  bei  gespannter  Betriebs- 
lage Tag  und  Nacht  besetzte  Stelle,  die  bei  den 
deutschen  Eisenbahnen  Oberzugleitung  (s. 
Zugleitung)  genannt  wird. 

Nötigenfalls  müssen  für  einzelne  gefährdete 
Bezirke    Zugleitungen    eingerichtet    werden. 

2.  Der  über  die  Bezirke  der  Eisenbahn- 
direktionen hinausgehende,  durchgehende  Zug- 
verkehr verlangt  eine  scharfe  Zusammenfassung 
in  der  Zentralstelle,  die  als  oberste  Betriebs- 
leitung dafür  sorgen  muß,  daß  alle  Direk- 
tionen einheitlich  zusammenarbeiten.  Außerdem 
können  bei  großen  Eisenbahnnetzen,  für  ge- 
wisse Verkehrsgebiete  noch  Generalbetriebs- 
leitungen notwendig  werden.  In  betriebs- 
schwierigen Zeiten  ergibt  sich  die  Notwendig- 
keit zu  häufigen  mündlichen  Verhandlungen 
zwischen  den  Direktionen,   so   daß  eine   stän- 
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dige  Geschäftsführung  mit  gewissen  sonst 
der  Zentralsteile  zufallenden  Befugnissen  vor- 
teilhaft ist.  Auf  den  deutschen  Reichsbahnen 
sind  hierfür  drei  Generalbetriebsleitungen  vor- 
gesehen, u.  zw.  in  Essen  für  das  rheinisch-west- 
fälische Industriegebiet  und  seine  Abfuhrstrecken, 
in  Würzburg  für  die  süddeutschen  Eisenbahnen 
und  die  Direktionsbezirke  Erfurt,  Frankfurt, 
Mainz,  Trier  und  in  Berlin  für  die  östlich  der 
Elbe  gelegenen  ehemals  preußischen  Direk- 
tionen Sachsen  und  Mecklenburg. 

3.  Zur  Erzielung  höchster  Betriebsleistungen 
und  Verhütung  von  V.  gehört  die  Besetzung 
aller  in  Frage  kommenden  Stellen  mit  gutem 
und  ausreichendem  Personal.  Der  persön- 
liche Einfluß  der  Mitglieder  der  Eisenbahn- 
direktion, der  Vorstände  der  Betriebs-,  Ma- 
schinen- und  Verkehrsämter,  der  Vorsteher  der 
Personen-  und  Verschiebebahnhöfe,  der  Be- 
triebswerkstätten, der  Bahnmeistereien  und 
Güterabfertigungen  ist  von  wesentlicher  Be- 
deutung. Zur  guten  Schulung  des  gesamten 
Betriebspersonals  ist  regelrechter  Fortbildungs- 
unterricht für  die  Sicherheit  und  Leistungen 
im    Zugförderungsdienst   nicht   zu    entbehren. 

4.  Betriebliche  Höchstleistungen  können  nur 
erzielt  werden,  wenn  Reibungen  möglichst  ver- 
mieden werden,  hjierzu  ist  richtige  Abgren- 
zung der  Befugnisse  zwischen  den  Dienst- 
stellen (Bahnhof,  Betriebswerkstatt,  Güterab- 
fertigung, Bahnmeisterei),  ferner  zwischen  den 
Dienststellen  und  Ämtern  (Inspektionen),  den 
Ämtern  untereinander  und  zwischen  letzteren 
und  der  Direktion  überaus  wichtig.  Die  Be- 
fugnisse größerer  Dienststellen  und  Ämter 
müssen  ausreichend  bemessen  sein,  damit  von 
den  Stellen,  die  den  Dienst  ausführen,  nicht 
dauernd  berichtet  werden  muß,  sondern  selb- 
ständig gehandelt  werden  kann  (z.  B.  wenn 
es  sich  um  Einstellungvon  Verschiebern,  Ver- 
mehrung derVerschublokomotiven  u.  s.  w.  han- 
delt). Schärfstes  Eingreifen  ist  sofort  nötig, 
wenn  bemerkt  wird,  daß  es  an  gutem  Zu- 
sammenarbeiten der  genannten  Stellen  fehlt. 
Die  Dienststellen  müssen  mit  gutem  Büro- 
personal versorgt  werden,  damit  die  Vorsteher 
nicht  den  ganzen  Tag  im  Zimmer  sitzen,  sondern 
draußen  im  Betrieb  ihre  Leute  beaufsichtigen. 

C.  Betriebsmaßnahmen. 

1.  Die  erste  Grundlage  für  den  Fahrdienst 
bildet  der  Personenzugfahrplan.  Er  muß 
in  jeder  Beziehung  durchführbar  sein.  Dazu 
gehören  richtige  Fahrzeiten,  ausreichende  Auf- 
enthalte, gute  Zeitlage  der  Züge  auf  den  Bahn- 
höfen, genügende  Spannung  zwischen  Orund- 
und  Höchstgeschwindigkeit,  damit  der  ganze 
Fahrplan  nicht  durch    ein   paar   Langsamfahr- 


signale, mit  denen  auf  längeren  Strecken  stets 
zu  rechnen  ist,  über  den  Haufen  geworfen  wird. 

Für  den  Oüterzugfahrplan  gelten  die  gleichen 
Grundsätze.  Die  Festsetzung  angemessener  Aufent- 
halte ist  hier  mit  Schwierigkeiten  verbunden,  da  der 
Verkehr  stark  schwankt.  Bei  Nahgüterzügen,  deren 
Aufenthalte  im  Herbste  bedeutend  zunehmen,  wird 
man  für  gewisse  Strecken  einen  Bedarfsfahrplan  mit 
verlängerten  Aufenthalten  herausgeben  müssen.  Be- 
triebsaufenthalte dürfen  nie  zu  Verkehrsaufenthalten 
werden.  Nur  das  Einsetzen  von  Wagen  muß  gestattet 
werden,  falls  dadurch  keine  Aufenthaltsüberschrei- 
tung eintritt.  Bedarfshalte  auf  stark  besetzten  Strecken 
müssen  eine  Ausnahme  sein.  Neben  einem  richtigen 
Fahrplan  ist  eine  gute  Regelung  der  Bespannung  von 
größter  Wichtigkeit.  Hier  komnu  es  in  erster  Linie 
auf  richtige  Bemessung  der  Wendezeiten  an,  danüt 
die  Diensteinteilungen  für  Lokomotiven  und  Perso- 
nale bei  kleineren  Verspätungen  eingehalten  werden 
können. 

2.  Die  Zusammenstel lung  derZüge  er- 
fordert dauernd  die  größte  Aufmerksamkeif. 
Bei  Personenzügen  ist  auf  möglichste  Einfach- 
heit im  Zugbildungsplan  zu  halten.  Kurswagen, 
die  auf  Anschlußstationen  mit  meist  geringem 
Aufenthalt  ab-  oder  angesetzt  werden,  sind 
möglichst  zu  vermeiden  (s.  durchgehende 
Wagen). 

Bei  der  Bildung  der  Güterzüge  muß  eben- 
falls an  der  Einfachheit  der  Zugbildung  als 
oberstem  Grundsatz  festgehalten  werden.  Die 
Bildimg    der   Fernzüge  ist  zu   fördern. 

S.Ordnung  und  Pünktlichkeit  luuß  im 
Zugverkehr  aufrechterhalten  werden.  Richtige 
Vormeldung  der  Zugverspätungen,  sorgfältige 
Verfolgung  der  Fahrberichte,  häufige  Begleitung 
der  Züge  durch  Kontrolle,  dauernde  Beaufsichti- 
gung der  Zugabfertigung  auf  den  Bahnhöfen 
durch   den   Vorsteher  muß   gefordert  werden. 

4.  Die  inneren  Schwierigkeiten,  die  auf 
einzelnen  Kthnhöfen  den  Betrieb  behindern 
und  zu  V.  führen,  werden  meist  auch  zu  be- 
seitigen sein,  da  diese  Schwierigkeiten  häufig 
in  der  unzulänglichen  baulichen  Ausgestaltung 
des  Bahnhofs  liegen. 

5.  Der  gebräuchlichste  Fall  der  betrieblichen 
Hilfe  für  einen  notleidenden  Bahnhof  besteht 
darin,  daß  man  hierfür  geeignete  Züge  auf  Vor- 
stationen abstellt  oder  daß  man  die  auf  dem 
Bahnhof  stehenden  oder  ihm  zulaufenden  Wagen 
ohne  Rücksicht  auf  Umwege  und  Rückläufe 
nach  vorwärts  oder  seitwärts  gelegenen  Bahn- 
höfen vorschiebt  und  dort    abstellt. 

6.  Ein  weiteres  Mittel  zur  Beseitigung  oder 
Verringerung  von  V.  besteht  in  der  Änderung 
der  Regelung  des  Dienstverkehrs  und 
des  Leerwagenlaufs.  So  kommt  für  die 
Entlastung  von  Strecken  in  Frage  die  Verle- 
gung von  Probefahrten  für  Lokomotiven  und 
Wagen  auf  andere  Strecken,  ferner  der  vor- 
übergehende Ausfall  von  Arbeitszügen.  Größte 
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Sorgfalt  ist  auf  die  Verteilung  der  leeren  Wagen, 
besonders  derer,  die  aufweite  Entfernung  laufen, 
anzuwenden. 

7.  Durch  zweckmäßige  Handhabung 
der  Sonntagsruhe  können  die  gegen 
Wochenende  zunehmenden  Reste  in  der  Ver- 
arbeitung der  Wagen  verringert  oder  beseitigt 
werden.  Die  mit  den  V.  verbundenen  Zugverspä- 
tungen hat  man  dadurch  zu  beseitigen  versucht, 
daß  man  dem  Drängen  der  Bediensteten  um 
Gewährung  der  üblichen  Sonntagsruhe  in  der 
Hoffnung  nachgab,  es  könne  dadurch  die 
pünktliche  Aufnahme  und  Durchführung  des 
Zugverkehrs  am  A\ontag  erreicht  werden.  Die 
Versuche  sind  fehlgeschlagen. 

8.  Falls  die  bisher  behandelten  Mittel  zur 
Flottmächung  des  Betriebs  auf  einem  Bahnhof 
oder  einer  Strecke  nicht  ausreichen,  müssen 
einzelne  Züge  über  andere  Strecken  umge- 
leitet werden.  Wenn  irgend  möglich,  muß 
hierbei  auch  für  die  Umleitung  von  Qegen- 
zügen  gesorgt  werden,  damit  die  Lokomotiven 
und  Zugpersonale  wirtschaftlich  ausgenutzt 
werden. 

9.  Wenn  auch  Umleitungen  nicht  zum  Ziele 
führen  oder  wenn  plötzliche  Behinderungen 
eintreten,  wie  bei  Unfällen,  so  müssen  Rück- 
haltsperren —  Betriebssperren  -  ausge- 
sprochen werden.  Sobald  sich  übersehen  läßt, 
daß  auch  die  Rückhaltsperre  nicht  ausreicht, 
muß  sie  schleunigst  durch  eine  Annahme- 
sperre ergänzt  werden  (s.  unter  D.  4). 

D.  Verkehrsmaßnahmen. 

Alle  vorher  behandelten  Maßnahmen  können 
unwirksam  bleiben,  wenn  sie  nicht  durch  Ver- 
kehrsmaßnahmen unterstützt  werden.  In  ge- 
wissen Fällen  kann  überhaupt  nur  durch  Ein- 
stellung des  hindernden  Verkehrs  Abhilfe  ge- 
schaffen werden. 

1.  Zur  Erzielung  einer  schnelleren  Räumung 
der  Ladegleise  und  damit  der  Betriebsgleise 
ist  ein  unausgesetzter  Druck  auf  die  Empfänger 
zu  besserer  Entladung  nötig  (Verkürzung 
der  Ladefristen  und  starke  Erhöhung  der  Wagen- 
standgelder). 

2.  Zur  Entlastung  gefährdeter  Strecken  oder 
Bahnhöfe  kann  ferner  eine  Änderung  der 
Leitungsvorschriften  nötig  werden.  Man 
wird  dieses  Mittel  aber  nur  anwenden,  wenn 
der  in  Betracht  kommende  Verkehr  für  längere 
Zeit  von  der  gefährdeten  Stelle  ferngehalten 
werden  muß.  Bei  kürzerer  Dauer  kann  man 
sich  mit  der  Umleitung  einzelner  Züge  helfen. 

Die  Leitungsvorschriften  müssen  so  darge- 
stellt sein,  daß  sie  leicht  und  zuverlässig  auf 
Frachtbrief  und  Beklebezettel,  nach  denen  die 
Verschieber  arbeiten,  übertragen  werden  können. 


Es  ist  von  Wichtigkeit,  daß  die  Beklebezettel 
einheitlich  gestaltet  sind,  damit  die  Angaben 
für  den  \'erschiebedienst  immer  an  derselben 
Stelle   erscheinen. 

3.  Eine  große  Erleichterung  kann  durch  eine 
für  den  Betrieb  günstige  Regel  ung  der  Trans- 
porte  erreicht  werden 

Zu  diesem  Zwecke  ist  entsprechende  Ein- 
wirkung der  Eisenbahn  auf  die  Versender  bei 
gewissen  Gütern  (Steinkohle,  Braunkohle,  Kali 
u.  s.  w.)  geboten.  Von  dieser  Möglichkeit  muß 
zur  Beseitigung  von  Schwierigkeiten  Gebrauch 
gemacht  werden.  Hier  kommt  sowohl  eine  Ver- 
weisung auf  den  Wasserweg  als  auch  eine  vor- 
zugsweise Versendung  von  iWassengütern  über 
den  jeweilig  leistungsfähigen  Bahnweg  in  Frage. 

4.  Wenn  solche  Maßnahmen  auch  mehr  oder 
weniger  empfindliche  Behinderungen  der  Ver- 
kehrtreibenden darstellen,  so  unterbinden  sie 
die  Beförderung  doch  nicht  vollständig,  wie  es 
bei  den  sonst  notwendig  werdenden  An  nahm  e- 
sperren  -  Verkehrssperren  -  der  Fall 
sein  würde.  Diese  sind  das  letzte  Mittel,  das 
nur  angewendet  werden  soll,  wenn  alle  anderen 
Mittel  \-ersagen.  Der  Betriebsleiter  wird  also  zu 
prüfen  haben,  wie  viele  Züge  oder  Wagen  von 
einem  Bahnhof  oder  einer  Strecke  ferngehalten 
werden  müssen,  um  den  Betrieb  gesunden  zu 
lassen,  und  darnach  entscheiden,  durch  Sperrung 
welcher  Verkehrsbeziehungen  oder  Verkehrs- 
arten dieser  Erfolg  sichergestellt  werden  kann. 

5.  Ein  Mittel  zur  Herabminderung  zu  starken 
Verkehrs  liegt  in  der  Einschränkung  der 
Wagengestellung,  durch  Einführung  einer 
Art  Teildeckung.  Wenn  z.B.  im  Herbst  eine  Ober- 
füllung eines  Ortes  oder  eines  Übergangs  durch 
Wagenladungen  eintritt,  die  hauptsächlich  aus 
bestimmten  Bezirken  kommen,  und  es  er- 
gibt sich,  daß  doppelt  soviele  Wagen  eingehen 
als  verarbeitet  werden,  so  kann  Abhilfe  ge- 
schaffen werden,  wenn  man  in  den  betreffenden 
Bezirken  nur  halb  soviel  Wagen  als  im  Durch- 
schnitt in  den  letzten  Tagen  stellen  läßt. 
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triebsschwierigkeiten. Arch.f.  Ebw.  1919,  S.  163-211  ; 
Anleitung  zur  Bearbeitung  von  Betriebsdienstan- 
weisungen. Zentralbl.  d.  Bauverw.  1914,  S.  65;  Be- 
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d.  Bauvervc.  1919,  S.  330;  .Merkblatt  zur  Verhütung 
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Verkeh  rsteil  ung. 


119 


Verkehrsteilung  hierunter  versteht  man 
die  Vereinbarungen  zwischen  zwei  oder  meh- 
reren EisenbahnvervcaJtungen  über  die  Leitung 
des  Güterverkehrs  in  Verkehrsverbindungen, 
in  denen  für  die  Verkehrsleitung  mehrere 
Wege  in  Betracht  kommen. 

Eine  V.  kommt  nur  im  Güterverkehr  — 
im  weiteren  Sinne,  einschließlich  des  Tier- 
verkehrs —  vor,  da  im  Personenverkehr  und 
im  dazu  gehörenden  Gepäckverkehr  der  freie 
Wille  des  Reisenden  einer  Teilung  widerstrebt. 
Auch  in  demjenigen  Güterverkehr,  der  sich 
innerhalb  des  Netzes  einer  einzelnen  Verwal- 
tung bewegt,  spricht  man  nicht  von  V., 
obwohl  auch  hier  eine  Aufteilung  des 
zwischen  bestimmten  einzelnen  Stationen  oder 
zwischen  bestimmten  Verkehrsgebieten  auf- 
kommenden Güterverkehrs  auf  mehrere  zur  Ver- 
fügung stehende  Wege  vorkommen  kann  und 
vorkommt,  insbesondere  bei  größeren  und  ganz 
großen  Netzen.  Wie  für  die  Regelung  der  Ver- 
kehrsleitung überhaupt  im  Binnenverkehr  eines 
einzelnen  Eisenbahnnetzes  in  der  Hauptsache 
betriebs-  und  beförderungsökonomische  Er- 
wägungen maßgebend  sind,  so  bestimmt  sich 
hierbei  auch  die  Verteilung  des  Verkehrs  auf 
mehrere  etwa  in  Betracht  kommende  Linien 
nicht  nach  kommerziellen  Interessen,  sondern 
nach  Gesichtspunkten  des  Betriebs-,  Beförde- 
rungs-  und  Wagendienstes:  die  Verwaltung 
wird  einen  bestimmten  Verkehr  auf  ihren 
Linien  in  der  Weise  verteilen,  daß  sie  mit 
dem  geringsten  baulichen  und  betrieblichen 
Aufwand  einerseits,  aber  unter  voller  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  anderseits  die  Transporte 
erledigt;  dies  kann  geschehen  in  möglichster 
Zusammenfassung  auf  eine  Linie  -  nicht 
immer  die  kürzeste  —  aber  auch  durch  Ver- 
teilung nach  bestimmten  Gesichtspunkten  — 
Zuscheidung  der  Wagenladungen  auf  die  eine, 
des  Stückguts  auf  die  andere  Linie,  Scheidung 
von  Frachtgut  und  Eilgut,  oder  unter  richtungs- 
weiser oder  zeitlicher  Verteilung.  Alle  diese 
Verfügungen  über  die  Verteilung  des  Ver- 
kehrs auf  verschiedene  Linien  eines  einzelnen 
Netzes  sind  aber  nicht  V.  im  fachmännisch- 
technischen Sinne. 

Solche  begreift  vielmehr  stets  eine  Verein- 
barung über  kommerzielle  Interessenfragen  in 
sich,  wie  sie  bei  der  Regelung  der  Verkehrs- 
leitung zwischen  mehreren  Eisenbahnen  auf- 
tauchen. Auch  beim  Verkehr  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Eisenbahnverwaltungen  spricht 
man  von  V.  dann  nicht,  wenn  die  Bedienung 
des  Verkehrs  zwischen  einer  Stationsverbin- 
dung oder  einer  Gruppe  von  Stationsverbin- 
dungen oder  der  ganzen  beiderseitigen  Netze 
über    eine    bestimmte    Linie    ohne    Vorbehalt 


\ereinbart  wird,  sei  es  weil  die  beiderseitigen 
Interessen  auf  die  Benutzung  dieser  Linie 
hinweisen  oder  weil  die  Lage  der  Gebiete 
eine  möglichst  einfache  Lösung  erfordert 
oder  weil  der  Verzicht  auf  die  Berücksich- 
tigung der  noch  in  Frage  kommenden 
anderen  Wege  einen  geeigneten  Ausgleich  der 
entgegenstehenden  Interessen  darstellt.  Unter 
solchen  Gesichtspunkten  entstehen  z.  B.  Ver- 
einbarungen zwischen  zwei  oder  mehreren 
Eisenbahnverwaltungen  auf  Leitung  des  Ver- 
kehrs zwischen  bestimmten  Gebieten  über  die 
zur  Zeit  der  Vereinbarung  kürzesten  Wege 
oder  über  die  jeweils  kürzesten  Wege  oder 
über  je  einen  Weg  für  bestimmte  Gebiets- 
gruppen; auch  für  solche  kann  die  Bezeich- 
nung V.  noch  nicht  gebraucht  werden. 

Dagegen  liegt  eine  V.  überall  da  vor,  wo 
durch  Vertrag  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Eisenbahnverwaltungen  anerkannt  wird,  daß 
für  die  Bedienung  des  Verkehrs  zwischen  be- 
stimmten Stationen  oder  bestimmten  Gebieten 
an  sich  zwei  oder  mehrere  Wege  in  Betracht 
kommen,  und  zugleich  vereinbart  wird,  ob, 
inwieweit  und  unter  welchen  Bedingungen  die 
hiernach  als  bedienungsberechtigt  anerkannten 
Wege  tatsächlich  zur  Verkehrsbedienung  her- 
angezogen werden. 

Der  beherrschende  Gedanke  bei  Regelung 
der  Verkehrsleitung  im  Wechselverkehr  mit 
einer  anderen  Eisenbahn  wird  für  jede  Eisen- 
bahnverwaltung der  sein,  einen  möglichst 
großen  Anteil  an  der  für  die  ganze  Verbin- 
dung anfallenden  Fracht,  die  mit  der  anderen 
oder  den  anderen  mitbeteiligten  Eisenbahnen 
zu  teilen  ist,  für  sich  zu  erhalten.  Da  sich 
der  Anteil  in  der  Regel  nach  dem  Verhältnis 
der  Länge  des  eigenen  Weges  am  Gesamt- 
weg richtet,  muß  also  das  Bestreben  jeder 
einzelnen  beteiligten  Eisenbahn  sein,  den  Ver- 
kehr zu  einem  möglichst  langen  Teil  über  die 
eigenen  Strecken  zu  leiten  natürlich  stets 
innerhalb  der  Grenze,  daß  die  Erfüllung  der 
Verpflichtung  aus  dem  Frachtvertrag  dadurch 
nicht  gefährdet  wird.  Dieses  Bestreben  jeder 
einzelnen,  nur  für  einen  Teil  des  Transport- 
weges zuständigen  Eisenbahn  ergibt  vielfach 
Gegensätze  und  die  V.  stellt  sich  dar  als 
der  Ausgleich  der  entgegenstehenden 
Interessen  der  an  einem  Frachtvertrag 
beteiligten  Eisenbahnen,  den  Verkehr 
möglichst  weit  über  die  eigenen  Strecken 
zu  befördern,  unter  gleichzeitiger  Wahrung 
der  Interessen  des  Verfrachters  an  der  ord- 
nungsmäßigen Erfüllung   des    Frachtvertrages. 

Dieser  Ausgleich  wird  natürlich  nicht  für 
den  einzelnen  Frachtvertrag  abgeschlossen,  auch 
nicht  für  die  Frachtverträge   im  Verkehr  zwi- 
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sehen    einzelnen    Stationen,    sondern    für  den 
Verkehr  bestimmter  Gebiete  miteinander. 

Der  einfachste  Fall  ist  hierbei  der  des  Ver- 
kehrs zwischen  zwei  Eisenbahnen,  die  ohne 
wesentliches  Dazwischentreten  einer  dritten 
aneinandergrenzen.  Hier  ist  der  Ausgangs- 
punkt der  Teilung  der,  daß  jede  der  beiden 
Eisenbahnen  —  bis  zu  einer  gewissen  Grenze, 
von  der  noch  zu  reden  ist  —  die  ihr  über- 
gegebenen Sendungen  erst  an  dem  Grenz- 
punkt an  die  andere  Bahn  weitergibt,  der  für 
sie  der  günstigste  ist,  d.  h.  im  allgemeinen 
der,  welcher  der  Versandbahn  den  möglichst 
längsten  Teil  des  Gesamtweges  bietet  und  der 
empfangenden  Eisenbahn  den  möglichst  ge- 
ringsten Anteil  am  Gesanitweg  übrig  läßt.  Ver- 
wickelter wird  die  Aufgabe  der  Teilung  dann, 
wenn  eine  oder  mehrere  Eisenbahnen  zwischen 
den  Verwaltungen  des  Versandortes  und  des 
Empfangsortes  eingeschoben  sind.  Hier  ist 
wieder  der  Fall  zu  unterscheiden,  daß  letztere 
überhaupt  nicht  aneinander  angrenzen,  und 
der  andere  Fall,  daß  sie  auf  bestimmten  Wegen 
auch  ohne  eine  dritte  Zwischenbahn  in  Ver- 
bindung miteinander  stehen.  Im  letzteren  Falle 
haben  die  beiden  Endbahnen  ein  gemeinsames 
Interesse  daran,  daß  sie  möglichst  weitgehend 
den  Verkehr  allein  bedienen,  um  die  Ein- 
nahmen aus  dem  Frachtvertrag  nicht  mit  einem 
Dritten  teilen  zu  müssen,  und  sie  haben  die 
Möglichkeit  hierzu  durch  Vereinbarung  der 
Leitung  über  den  Weg,  der  sie  ohne  die 
dritte  Bahn  verbindet.  Indes  kann  die  dritte 
Bahn  durch  Tarifmaßnahmen  oder  sonstige 
Druckmittel,  allenfalls  durch  Ausgleich  in 
anderen  Verkehrsbeziehungen,  ihre  Verkehrs- 
beteiligung durchsetzen.  Anders  liegt  die  Sache, 
wenn  die  beiden  Endbahnen  überhaupt  nicht 
aneinandergrenzen;  hier  ist  der  Zwischenbahn 
oder  den  Zwischenbahnen  eine  sichere  Teil- 
nahme an  der  Verkehrsbedienung  und  ent- 
sprechende Berücksichtigung  bei  der  Teilung 
derselben  ohne  weiteres  gewährleistet.  Sowohl 
im  einen  wie  im  anderen  Falle  ist  auch  ein 
Zusammengehen  einer  der  beiden  Endbahnen 
mit  einer  oder  mehreren  Zwischenbahnen 
gegen  die  andere  Endbahn  denkbar,  so  daß 
die  Interessen  der  ersteren  wie  die  eines  ein- 
zigen Netzes  erscheinen  und  der  Ausgleich 
sich  wie  im  oben,  an  erster  Stelle  erwähnten 
Falle  —  zwischen  zwei  benachbarten  Verwal- 
tungen -  abspielt;  zwischen  den  zusammen- 
gehenden Bahnen  ihrerseits  hat  dann  wiederum 
eine  Teilung  stattzufinden,  bei  der  sich  der 
Ausgleich  in  ähnlicher  Weise  zu  vollziehen 
hat.  So  ist  eine  außerordentliche  Vielzahl  von 
Möglichkeiten  gegeben,  die  sich  aber  alle  auf 
die  drei  Grundgedanken  zurückführen  lassen: 


daß  jede  Bahn  als  Versandbahn  das  Be- 
streben hat,  den  Verkehr  möglichst  weit  auf 
ihren  Linien  zu   behalten, 

jede  Empfangsbahn  umgekehrt  das  Bestreben, 
den  Verkehr  von  der  anderen  Bahn  auf  deren 
kürzestem  Wege  zu  bekommen, 

und  jede  Zwischenbahn  endlich  das  Be- 
streben, über  möglichst  lange  Strecken  ihres 
Netzes  den   Verkehr  zu  leiten. 

Indes  wurde  schon  oben  gesagt,  daß  dieses 
Bestreben  gewisse  Grenzen  hat,  u.  zw.  nach 
doppelter  Richtung:  einerseits  infolge  der  Not- 
wendigkeit, die  Transporte  gemäß  den  über- 
nommenen Verpflichtungen,  insbesondere  inner- 
halb der  bedungenen  Lieferfrist,  durchzu- 
führen, anderseits  in  dem  Zwecke,  die  mög- 
lichst günstige  Einnahme  zu  erzielen.  Wenn 
auch  feststeht,  daß  die  Verkehrsleitung  über 
den  kürzesten  Weg  keineswegs  immer,  nicht 
einmal  in  der  Regel,  die  beste  ist,  so  wird 
doch  die  Leitung  zweifellos  unzweckmäßig, 
wenn  der  Umweg  gewisse  Grenzen  über- 
schreitet. Diese  Grenze  ist  allerdings  nicht 
starr  festzulegen.  Eine  Eisenbahn  hat  es  weit- 
gehend in  der  Hand,  denjenigen  Weg,  der 
ihr  für  gewisse  Verbindungen  erwünscht  er- 
scheint, also  insbesondere  lange  Strecken,  für 
die  sie  größere  Transporte  gewinnen  will,  so 
auszugestalten,  daß  der  Wettbewerb  gegen 
kürzere  Linien  anderer  Bahnen  bis  zu  ganz 
erheblichen  Umwegen  aufgenommen  werden 
kann.  Aber  eine  Grenze  ist  doch  schließlich 
immer  sowohl  in  der  baulichen  und  betrieb- 
lichen Ausgestaltung  wie  in  der  finanziellen 
Wirkung  gezogen. 

So  mannigfaltig,  wie  nach  vorstehendem 
die  Voraussetzungen  und  Grundlagen  einer 
V.  sind,  kann  auch  diese  selbst,  d.  i.  der  In- 
halt der  darüber  geschlossenen  Abmachungen 
sein.  Indes  läßt  sich  auch  dieser  auf  drei 
Hauptformen  zurückführen:  die  V.  ist  ent- 
weder eine  Naturalteilung  oder  Naturalteilung 
mit  Geldteilung  („Geldausgleich")  oder  reiner 
Geldausgleich. 

Die  erste  liegt  \'or,  wenn  die  beteiligten 
Bahnen  sich  dahin  einigen,  den  fraglichen  Ver- 
kehr in  näher  bestimmter  Weise  über  einige 
oder  sämtliche  der  zur  Verkehrsbedienung  in 
Frage  kommenden  Linien  zu  führen  unter 
normaler  Verteilung  der  anfallenden  Frachten 
unter  den  beteiligten  Linien.  Es  ist  da- 
bei angenommen,  daß  die  vereinbarte  Tei- 
lung des  Verkehrs  selbst  den  gewünschten 
Ausgleich  bringt.  Diese  Verteilung  der  wirk- 
lichen Verkehrsbedienung  auf  die  Linien  kann 
sehr  verschiedenartig  sein:  sie  kann  —  was 
die  nächstliegende  und  gevs'issermaßen  roheste 
Form  ist    —    in    beiden  Richtungen    wechseln 
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und  in  jeder  Richtung  den  Verkehr  der  der 
Versandbahn  günstigeren  Linie  zuweisen  oder 
sie  kann  einen  zeitHchen  Wechsel  zwischen 
einzelnen  Wegen  vereinbaren  oder  sie  kann 
endlich  die  in  Betracht  kommenden  Gebiete 
auf  einzelne  Linien  verteilen. 

Bei  der  letzterwähnten  Form  der  V.,  dem 
reinen  Geldausgleich,  sehen  die  beteiligten 
Bahnen  ganz  davon  ab,  ihre  finanziellen 
Interessen  in  der  Verkehrsleitung  selbst  zum 
Ausdruck  zu  bringen;  diese  kann  vielmehr 
nach  rein  betriebswirtschaftlichen  oder  son- 
stigen Zweckmäßigkeitsgrundsätzen  (z.  B.  kür- 
zester Weg)  eingerichtet  werden,  während  die 
Bahnen  für  die  dabei  etwa  entgehenden  Fracht- 
einnahmen Barentschädigung  vereinbaren.  Für 
die  Barentschädigung  (Geldausgleich)  gibt  es 
wieder  verschiedene  Formen,  entweder  Zuwei- 
sung eines  Teiles  der  Fracht  an  den  oder  die  nicht 
verkehrsbedienenden  Wege  oder  nachträgliche 
Verteilung  des  aufgekommenen  Verkehrs  auf 
die  an  sich  verkehrsberechtigten  Wege  oder 
feste  Abfindungen. 

In  der  Mitte  zwischen  den  beiden  Systemen 
liegt  die  Naturalteilung  in  Verbindung  mit 
Geldausgleich,  bei  der  zunächst  die  Ab- 
gleichung  der  Interessen  durch  Verteilung  des 
Verkehrs  auf  einzelne  Linien  angestrebt  wird, 
einzelne  Verwaltungen  aber  noch  für  die  dabei 
etwa  nicht  erreichte  Befriedigung  durch  Bar- 
zuweisung —  in  vorstehend  angedeuteter 
Form    —    gedeckt  werden. 

Darüber,  welche  der  genannten  Hauptformen 
der  V.  als  die  beste  erscheint  oder  welche 
Einzelregelung  innerhalb  einer  dieser  Haupt- 
formen, beispielsweise  ob  bei  Naturalteilung 
die  streckenweise,  zeitliche  oder  gebietliche 
den  Vorzug  verdient,  läßt  sich  ein  aligemeines 
Urteil  schwer  abgeben;  es  muß  nach  den 
außerordentlich  wechselnden  Tatsachen  und 
Machtverhältnissen  die  jeweils  gangbare  Lösung 
gesucht  werden.  Betriebswirtschaftlich  kann 
zwar  gesagt  werden,  daß  die  Teilungen  den 
Vorzug  verdienen,  bei  denen  der  den  Verkehr 
wirklich  bedienende  Weg  nach  beiden  Rich- 
tungen und  zu  jeder  Zeit  möglichst  gleich- 
mäßig ausgenutzt  ist;  indes  lassen  sich  Ver- 
hältnisse denken,  die  diese  Erwägungen  aus 
wirtschaftlichen,  finanziellen  und  verkehrspoli- 
tischen Gründen  zurücktreten  lassen. 

Denn  die  Erwägungen,  die  bei  den  Ver- 
handlungen über  eine  V.  mitwirken  können 
und  das  Ergebnis  im  Einzelfalle  beeinflussen, 
spielen  nach  allen  Richtungen  des  Eisenbahn- 
wesens und  sind  so  mannigfach  wie  die  Tat- 
sachen selbst,  die  zu  den  Verhandlungen  ver- 
anlassen; es  können  hier  neben  Imponderabi- 
lien die  gesamten  Verhältnisse   der  Bahnen, 


zwischen  denen  der  Ausgleich  zu  suchen  ist, 
nach  Größe  des  Netzes,  finanzieller  und  wirt- 
schaftlicher Lage,  baulicher  und  betrieblicher 
Ausgestaltung,  kommerzieller,  finanzieller  und 
politischer  Leitung,    in   die  Wagschale    fallen. 

Die  V.  ist  der  vertragliche  Ausgleich  ent- 
gegenstehender Interessen  der  Verkehrsleitung. 
Ein  solcher  Vertrag  wird  unter  Umständen 
nicht  bloß  durch  Verhandlungen  erreicht, 
sondern  auch  durch  Druckmittel;  diese  liegen 
in  erster  Linie  auf  dem  Gebiet  der  Verkehrs- 
leitung selbst,  indem  jede  der  beteiligten  Bahnen 
die  Leitung  einseitig  in  ihren  Interessen  so 
lange  vornehmen  kann,  bis  die  daraus  ent- 
stehenden Nachteile  den  Weg  zu  einem  Aus- 
gleich ebnen  („Leitungskrieg");  sodann  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Tarifgebung,  indem  eine 
Verwaltung  durch  die  Gestaltung  der  Tarife 
den  Verkehr  in  die  Wege  zu  leiten  versucht, 
die  ihr  die  \orteilhaftesten  erscheinen  („Tarif- 
krieg"). Jede  ernst  gemeinte  und  die  Interessen 
aller  Teile  \xahrende  V.  muß  aber  weitere 
derartige   einseitige  Maßnahmen    ausschließen. 

Die  V.  ist  ein  innerer  Akt  der  Eisenbahn- 
verwaltung; er  tritt  nach  außen,  den  Dienst- 
stellen und  den  Verfrachtern  gegenüber,  nicht 
unmittelbar  hervor.  Diesen  gegenüber  kann 
sie  möglicherweise,  —  aber  nicht  immer  —  z.B. 
bei  Naturalteilung,  in  die  Erscheinung  treten  in 
den  Verkehrsleitungs\-orschriften.       Morkart. 

Verladegleis  s.  Ladegleise. 

Verladerampe  s.  Laderampe. 

Verladevorrichtung  s.  Lade-  und  Ent- 
ladeein  rieht  un  gen. 

Verladung  der  Güter  s.  Auf-  und  Ab- 
laden  und   Güterabfertigung. 

Verlorene  Steigung  (loss  in  level;  pente 
perdiie;  salto  pcrduto).  Die  Verbindung  zweier 
Punkte  einer  Eisenbahn  kann  durch  eine  Linie 
gleichbleibender,  einheitlicher  Neigung  oder 
durch  eine  gebrochene  Linie  erfolgen.  Im 
letzteren  Falle  ergibt  sich  dann  eine  „verlorene 
Steigung",  wenn  hierdurch  eine  Vergrößerung 
der  Zugkraftsarbeit,  also  der  Betriebskosten 
gegenüber  der  Linie  mit  einheitlicher  Steigung 
bedingt  ist,  was  nicht  bei  allen,  sondern  nur 
bei  bestimmten  Abweichungen  von  der  ein- 
heitlichen Steigung  der  Fall  ist.  Es  sollen  nun 
die  Fälle  erörtert  werden,  in  welchen  bei  Ab- 
weichung von  der  einheitlichen  Steigung  eine 
V.  nicht  entsteht  oder  entsteht. 

Fall  1.  Bezeichnen  in  Abb.  53  S,  das  dn- 
heitliche  Neigungsverhältnis  der  Strecke  AB, 
$2  und  Sj  die  Neigungsverhältnisse  der  ge- 
brochenen Strecke  AC  und  CB,  so  ist 

0,=  -,        0)2=  —  ;     •->3  = 


/, 


h\  ^  /'3  —  ^'2  ' 


4' 
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W={W,-\-Wr),  der  Bahnwiderstand  (Lauf- 
und Krümmungswiderstand),  und  W  die 
Grenze  zwischen  schädlicher  und  unschädHcher 
Neis;ung  oder  die  Bremsneigung  (s.  Neigungs- 
ver^ltnisse,  Bd.  VII,  S.  32l).  \Vird  S,^  IF, 
S2  ^  U^,  S3  >  W,  also  5,  und  S,  als  un- 
schädliche und  S3  als  schädliche  Neigung  an- 
genommen, so  sind  beim  Zugsgeviicht  Q  die 
entsprechenden  Arbeitsleistungen  für  die  Fahrt 
A — B,  also  für  die  Bergfahrt 

e 


Abb.  53. 


„  A-C:  2. /42  =  ("^—52) /,Q=C),  Grenzfall; 

„  C~B:  3.A^  =  {W+Sj)llQ^(Wlj-h^)Q. 
Setzt  man  in  Gleichung  1  /?,  =  S3/3  —  S2I2 
oder,  da   W=S,.   h^=SJ^—Wl,,  so   ist 

A,  =  \\V{l,-[,)-^S,l,]Q- 
und   da  /,  —  /,  ^  /j  ist, 

a\={W+S,)1,Q; 
daher  A^  =  A^, 
und  da  A^^  O. 
So    ist    die    Arbeitsleistung    auf    der    einheit- 
lichen Neigung  ebenso    groß  wie  auf  der  ge- 
brochenen Neigung  ACB;  es  besteht  also  eine 
V.  nicht. 

Für  die  Fahrt  B — A  oder  Talfahrt  muß 
auch  S3  eine  unschädliche  Neigung  sein,  wenn 
V.  vermieden  werden  soll.  Unter  der  vorher 
gemachten  Voraussetzung,  daß  S,  und  $2  un- 
schädliche Neigungen  bezeichnen,  ist 
ImB-A:  1. /li=(ir-S,)/,  Q=(VF/, -//,)  Q; 
„  C-A:2.A,  =  (W-S,)l2Q  =  2m,Q; 
„  B-C:  'i-A^  =  (W—S^)l^Q  =  (Wl^-h^)Q; 
es  muß  also  sein 

^i=^2-f'43; 

für    die   Grenze    der    unschädlichen    Neigung 
ist  S3  =  IT 


daher  A-^ 
dann  ist  A, 


O, 

A, 


M  —  ^2' 

also  V.  nicht  vorhanden,  denn 

(»^7, -/;,)(3  =  (ir/,4-Ä2)Q. 
Für  /;,  =  7/3  —  h^l-,=^l^  —  l^, 
(IF/,— A,)  Q  =  (ir/,-Ü//3-f  A3-/,J 


Q. 


da   WL 


'h  =  o, 


Eine  V.  ist  daher  nicht  vorhanden,  wenn  nicht 
nur  die  einheitliche  Neigung,  sondern  auch  die 
hiervon  abweichenden  Neigungen  unschädlich 
sind. 

Fall  2.   Sind  dagegen  Neigung  S,  und  £ 
(Abb.  53)  schädliche,  so  ist  V.  vorhanden. 

Fall  3.  In  Abb.  54  bezeichnen  S,  die  ein- 
heitliche, S,  und  S3  die  hier\on  abweichenden 
Neigungen  und 

B 


s,-. 


^     c  _  ^':      c  'h 

I  I  I 

*1  =  ^2  +^3  =  Sz'^z  4-53^3- 

W=(Wi^Wc)  den  Bahnwiderstand,  daher 
W  die  Grenze  der  schädlichen  und  unschäd- 
lichen Neigung.  Wird  angenommen,  daß 

S,  >W.  $2^  W,  S3  >  W, 


$2  <Z  S■^,  S^^  S^, 


B, 


so  sind  für  die  Fahrt  in  der  Richtung  A 
also  Bergfahrt,  die  Arbeitsleistungen 
A—Bl:A,={V^-lS,)l,  Q={m,-^/!,)Q, 

>1  —  C  2 : /* ,  =  ( ir-[- S2) /,  (3  =  ( IF/,  4- A^)  Q. 
C  —  B  3:  Al  =  (W-irS3) l]Q  =  (Wll^/il)  Q; 


aus    2    folgt,    da   A,  ^  Aj 
^2  =  (U//,4-A,)(3- 


so  ist  /1,  ='42- 


-  /'3.    ^2  =  A  -  ^3. 
Vn^  ■^■1  3' 

A^  ^  A2  +  -^3- 
Für  die  Bergfahrt  ist  die  .^rbeit  auf  der  ein- 
heitlichen schädlichen  Neigung  ebenso  groß 
wie  die  Arbeit  A2  -|-  A^  auf  der  gebrochenen 
Linie  ACB,  die  Steigung  S,  kann  eine  schäd- 
liche oder  unschädliche  sein.  Für  die  Fahrt 
B  —  A  oder  Talfahrt  ist  auf  der  schädlichen 
Neigung  keine  Zugkraftsarbeit,  sondern  nur 
Bremsarbeit  erforderlich.  Damit  V.  vermieden 
wird,  müssen  daher  die  Neigungen  BC  und 
AC  ebenfalls  schädliche  sein  und  beide  von 
A  nach  B  ansteigen,  dann  ist  auch  auf  der 
gebrochenen  Linie  BCA  keine  Zugkraftsarbeit 
erforderlich.  Zur  \ermeidung  einer  V.  müssen 
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daher  im  Falle  3  die  in  gleicher  Richtung  an- 
steigenden   Neigungen  S2S3    schädliche    sein. 

Dokzalek. 
Vermarkung  der  Bahn  S.Abgrenzung. 

Vermessungswesen  (stirvey;  travaux  de 
mesurage ;  opemzioni  topograficlie).  Der  Eisen- 
hahnbau, der  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung 
nach  an  der  Spitze  des  Bauingenieurwesens 
Steht,  bedarf  zur  Lösung  aller  seiner  Aufgaben 
in  ausgiebigstem  A\aße  des  V.  Bedenkt  man, 
daß  zu  jedem  Bau  und  zur  Erhaltung  einer 
Eisenbahnstrecke  allgemeine  und  ausführ- 
liche Vorarbeiten,  Bauabsteckungen, 
Grund  VC  ertsfeststellungen,  Schlußauf- 
nahmen und  dauernde  Überwachung  des 
Bahngrund  eigen  tu  ms  erforderlich  sind,  diese 
jedoch  ohne  vermessungstechnische  Unterlagen 
unmöglich  wären,  so  ist  ohneweiters  klar, 
daß  dem  V.  im  Rahmen  des  Eisenbahnwesens 
eine  bedeutungsvolle  Stellung  zufällt.  Es  ist 
auch  einleuchtend,  daß  zur  Durchführung 
der  verschiedenartigen  geodätischen  Arbeiten 
ein  geschultes  Personal  nötig  ist,  falls  diese 
verantwortungsNollen  Arbeiten  fachgemäß  nach 
einheitlichem  Gesichtspunkte  durchgeführt  werden 
und  dauernden  Wert  behalten  sollen. 

Es  hat  sich  seit  langer  Zeit  die  Erkenntnis 
Bahn  gebrochen,  daß  für  allgemeine  Vorarbeiten 
zufolge  der  Unübersichtlichkeit  der  Boden- 
gestaltung in  der  Natur  die  richtigste  Linien- 
führung nur  mit  Hilfe  von  topographischen 
Karten  und  Plänen  studiert  und  ermittelt 
werden  kann;  gute  Pläne  ermöglichen  die 
Beweisführung,  daß  die  vorgeschlagene  Linie 
die  bauwürdigste  ist.  Sichere  geodätische 
Unterlagen  bewahren  den  trassierenden  In- 
genieur vor  Täuschungen  und  Verschwendung 
des  Materials. 

Die  ausführlichen  Vorarbeiten  ermög- 
lichen die  definitive  Legung  der  Trasse,  die 
Festlegung  der  Erdbewegung,  sichere  Bestim- 
mung der  Größe  der  einzulösenden  Parzellen- 
teile u.  s.  w.  Hierbei  sollte  nicht  übersehen 
werden,  daß  es  von  großer  Wichtigkeit  ist, 
bei  Festlegung  und  Führung  der  Höhenkurven 
ihren  natürlichen  Verlauf  im  Terrain  genauestens 
zu  studieren  und  festzuhalten,  denn  nur  ein 
morphologisch  richtig  bearbeiteter  Schichten- 
plan kann  eine  wertvolle  Unterlage  für  ein- 
gehende Bodenuntersuchungen  behufs  Aus- 
arbeitung des  Detailprojekts  bilden  und  vermag 
so  die  Baulinie  wirtschaftlich  zu  führen. 

Alle  diese  Arbeiten  erfordern  die  Beherrschung 
des  V.  in  weitem  Umfange:  Die  Durchführung 
der  Horizontal-  und  Höhenaufnahmen,  nu- 
merische Aufnahmen  mit  dem  Theodolite  oder 
graphische  Aufnahmen  mit  dem  Meßtische, 
die  Tachymetrie,  Ni\ellements,  die  X'erwendung 


des  Barometers  zur  Höhenmessung  bei  größeren 
Höhenunterschieden;  bei  diesen  Arbeiten 
kommen  die  verschiedensten  Instrumenten 
Theodolite,  Universalinstrumente,  Tachymeter, 
Nivellierinstrumente,  Barometer  u.  s.  w.  zur 
Verwendung,  weshalb  die  sichere  Kenntnis  der 
genauen  Einrichtung,  der  Rektifikation  und 
des  Gebrauches  dieser  Instrumente  vom 
geodätisch  tätigen  Ingenieur  \-orausgesetzt 
werden  muß. 

In  neuerer  Zeit  hat  die  Photogrammetrie, 
insbesondere  jedoch  die  Stereophotogram- 
metrie  oder  die  automatische  Ermittlung  des 
Schichtenplans  aus  Photographien,  die  Stereo- 
autogrammetrie,  sich  mit  Erfolg  in  den 
Dienst  des  Eisenbahnwesens  gestellt. 

Die  Instrumente  für  die  Kartierung  der  Auf- 
nahme und  Flächenmessung,  die  Planimeter, 
können  nicht  umgangen  werden,  sie  sind  für 
die  planliche  Darstellung  und  bei  der  Flächen- 
ermittlung für  die  Einlösungen  wohl  unerläßlich. 

Nach  der  genauen  Ausmittlung  der  günstig- 
sten Linie  folgt  das  Abstecken,  das  Übertragen 
der  Trasse  in  die  Natur.  Auf  Grund  dieser 
ausgesteckten  Baulinie  erfolgt  die  Aufnahme 
ihres  genauen  Längenschnitts  und  zahlreicher 
Querschnitte  in  nicht  zu  großer  Entfernung  von 
der  Achse  der  Trasse,  um  den  Bahnkörper 
darin  festzulegen  und  alle  andern  Arbeiten  auf 
dieser  Grundlage  zu  erledigen. 

Daß  da  Absteckungen  von  verschiedenartigen 
Profilen,  Nivellements,  Detailabsteckungen  von 
Objekten,  von  Durchlässen,  Brücken,  Über- 
und  Unterführungen  u.  s.  w.  durchzuführen 
sind,  liegt  auf  der  Hand  und  bringt  den  In- 
genieur in   innigste  Beziehung  zum  V. 

Besonders  der  Tunnelbau  erheischt  sorgfältige 
und  präzise  Messungen  zwecks  Richtunggebung 
und  Höhenangabe,  ja  die  Absteckung  langer, 
in  einer  \'ertikalebene  liegender  Eisenbahn- 
tunnels gehört  zu  den  schwierigsten  Aufgaben 
der  Geodäsie,  da  hierbei  die  Erdkrümmung 
nicht  vernachlässigt  werden  darf  und  auch 
Kenntnisse  der  Grundlagen  der  Landesaufnahme 
nicht  entbehrt  werden  können. 

Dia  Arbeiten  für  den  Grunderwerb,  die 
Einlösungen,  nach  Fertigstellung  des  Eisen- 
bahnkörpers die  Schlußaufnahme,  die  Ver- 
markung des  Eisenbahnbesitzes  und  in  der 
Folge  die  Überwachung  des  Eisenbahneigen- 
tums, schließlich  nach  Aufnahme  des  Betriebes 
die  vom  Bahneihaltungsdienste  auszuführenden 
Oberbauarbeiten,  die  Überwachung  der  Lage 
von  Schienen  und  Schwellen  erfordern  die 
dauernde  Betätigung  eines  vermessungskundigen 
Personals. 

Wenn  man  in  Osterreich  und  der  Schweiz 
mit  Vorliebe  die  geodätischen  Vorarbeiten  von 
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Ingenieuren  ausführen  läßt,  so  ist  dies  vom 
bautechnischen  Standpunkte  von  großem  Vor- 
teile. Der  Ingenieur  studiert  schon  bei  der  .Auf- 
nahme das  Gelände  seiner  Trasse,  nimmt  alles 
das  auf,  was  er  braucht.  Geschieht  es  hingegen, 
daß  Qeometer,  ohne  im  Eisenbahnbaue  erfahren 
zu  sein,  geodätische  Vorarbeiten  machen,  so 
werden  nicht  selten  Unterlagen  geliefert,  die  nicht 
befriedigen,  weil  der  \'ermessende  nicht  die 
Aufnahme  auf  jene  Einzelheiten  erstreckt,  die 
gerade  für  den  vorliegenden  Zweck  maßgebend 
und  vielleicht  entscheidend  sein  können. 

Die  Schiußaufnahme,  die  Vermarkung  der 
Grenzen  des  Baues  und  die  Überwachung 
des  Eisenbahneigentums  können  ruhig  in  den 
Händen  der  Geometer  bleiben.  (Vgl.  die 
Einzelartikel  Abgrenzung  und  Bahnab- 
steckungen, Barometer,  Höhenmeß-  und 
Horizontalaufnahmen,  Längenschnitt, 
Nivellierinstrumente,  Photogrammetrie, 
Stereophotogrammetrie,  Querprofil, 
Tachymetrie,  Universal-Nivellierinstru- 
ment,  Vertikalaufnahmen,  Vorarbeiten, 
Winkelmessungen).  Dolezal. 

Verordnungsblätter  (Amts-  und  An- 
zeigeblätter). Die  von  Eisenbahnaufsichts- 
behörden in  regelmäßigen  Zeitabschnitten  oder 
nach  Bedarf  zur  Ausgabe  gelangenden  V. 
enthalten  vor  allem  Gesetze  und  Erlässe, 
die  sich  auf  Eisenbahnangelegenheiten  be- 
ziehen, sowie  vielfach  auch  Mitteilungen  über 
wichtigere  Vorkommnisse  im  Eisenbahnwesen 
des   betreffenden    Staates  oder  des  Auslandes. 

In  besonderen  Beilagen  bringen  V.  vielfach 
auch  Kundmachungen  über  Einführung,  Ände- 
rung und  Aufhebung  von  Tarifen,  über  Tarif- 
begünstigungen, über  direkte  X'erkehre,  über 
X'erfügungen  hinsichtlich  des  Viehverkehrs  auf 
Eisenbahnen  u.  dgl.  In  den  V.  werden  meist 
auch  die  vorgeschriebenen  Verlautbarungen  der 
Bahnen  über  Tarife,  Verkehrsstörungen  u.  dgl. 
eingerückt. 

In  Deutschland  erscheinen  das  Reichs- 
verkehrsblatt, herausgegeben  vom  Reichsver- 
kehrsministerium; ferner  Eisenbahnverordnungs- 
blätter, herausgegeben  von  den  Zweigstellen  des 
Reichsverkehrsministeriums  in  Preußen,  Bayern, 
Sachsen,  Württemberg. 

In  Österreich  besteht  das  Verordnungs- 
blatt für  Eisenbahnen,  Schiff-  und  Luftfahrt, 
herausgegeben  vom  Ministerium  für  Verkehrs- 
wesen, ferner  das  Amtsblatt  dieses  Alinisteriums; 
in  Ungarn  das  Vasuti  es  közlekedesi   küzlöny. 

In  Frankreich,  Italien,  den  Niederlanden  und 
der  Schweiz  erfolgen  amtliche  Verlautbarungen 
in  Eisenbahnsachen  in  den  allgemeinen  Gesetz- 
und  Verordnungsblättern. 


.  V.  der  Eisenbahnverwaltungen  sind  dazu 
bestimmt,  die  Bediensteten  derselben  einerseits 
mit  allgemeinen  Gesetzen  und  Verordnungen 
in  Eisenbahnsachen  sowie  anderseits  mit  den 
besonderen  für  den  Bereich  der  in  Betracht 
kommenden  Verwaltungen  getroffenen  Ver- 
fügungen bekannt  zu  machen. 

Verpackung  der  Güter  s.  bedingungs- 
weise zur  Beförderung  zugelassene  Ge- 
genstände, Emballagen,  Geldsendungen, 
Gepäcksabfertigung,  Güterabfertigung, 
Leiche  nbeförderung. 

Verpfändung  der  Eisenbahn  s.  Eisen- 
bahnpfandrecht und  Eisenbahngebühren. 

Verriegelung  der  Fahrstraßen  s.  Stell- 
werk. 

Verriegelung  der  Weichen  s.  Weichen- 
verschlu  ßx'orrichtungen. 

Verschiebebahnhöfe,  Rangierbahnhöfe, 
L'mstellbahnhöfe  (shiinting  stations,  Classifica- 
tion yards;  gares  de  triage;  stazioiii  di  sinista- 
mento)  (mit  Taf.  II  u.  III). 

Inhalt:  I.  Begriffsbestimmung.  ~  II.  Arten  des 
Verschiebens.  -  III.  Hauptformeu  der  V.  —  IV.  Lage 
zu  den  Bahnlinien.  —  V.  Beispiele  ausgeführter  V.  — 
VI.  Durchbildung  und  Leistungsfähigkeit  der  Bestand- 
teile eines  V.  —  VII.  Hilfsmittel  beim  Verschieben.  - 
VIII.  Verschiebekosten  und  Zeitaufvx'and  für  das  Ver- 
schieben. —  IX.  Verteihmg  und  Zweckbestimmung 
der  V.  eines  Bahnnetzes. 

I.  Begriffsbestimmung.  V.  sind  beson- 
dere Bahnhöfe  oder  Bahnhofsteile,  in  denen 
Güterzüge  nach  Beendigung  ihrer  Fahrt  auf- 
gelöst und  vor  Beginn  ihrer  Fahrt  gebildet 
werden.  Zu  den  auf  einem  V.  aufzulösenden 
Zügen  gehören  außer  den  von  außerhalb  ein- 
laufenden Zügen  die  Überführungszüge  von 
den  etwa  an  den  V.  angeschlossenen  Ladean- 
lagen, als  Ortsgüterbahnhof,  Hafenbahnhof, 
Viehbahnhof,  Industriebahnhof,  Anschlußgleise 
u.  s.  w.,  ferner  von  der  etwa  auf  dem  V.  vor- 
handenen Umladebühne,  sowie  die  Züge,  die 
untersuchte  oder  ausgebesserte  Wagen  von  einer 
Werkstätte  zuführen.  Ebenso  sind  aus  den  dem 
V.  hiernach  im  ganzen  zulaufenden  Wagen 
außer  den  Streckenzügen  Überführungszüge 
(Verschiebeabteilungen)  nach  den  betreffenden 
angeschlossenen  Anlagen  zu  bilden.  Das  Bilden 
der  neuen  Züge  geschieht  in  der  Regel  in  zwei 
aufeinander  folgenden  Vorgängen,  dem  zugleich 
mit  dem  Zerlegen  der  alten  Züge  erfolgenden 
Ordnen  der  \Vagen  nach  Richtungen,  d.  h. 
dem  Zusammenstellen  der  für  jeden  neuen 
Zug  bestimmten  Wagen  auf  einem  Gleis,  und 
zweitens  in  dem  Ordnen  der  wie  vor  für 
jeden  Zug  zusammengestellten  Wagen  nach 
den  Stationen  des  Zuglaufs  bzw.  nach  den 
einzelnen  Ladestellen  des  Ortsgüterbahnhofs, 
Hafenbahnhofs  u.  s.  w.  Das  Ordnen  der  Über- 
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führungszüge  nach  den  einzelnen  Ladestellen 
geschieht  indessen  häufig  erst  auf  dem  ange- 
schlossenen Ortsgüterbahnhof  u.  s.  w.  Ebenso 
werden  auch  manche  Streckenzüge  nur  nach 
Richtungen,  nicht  nach  Stationen  geordnet,  ver- 
lassen den  V.  also,  wie  man  sagt,  in  bunter 
Folge  der  Wagen.  Hierfür  ist  die  Gattung  des 
Güterzuges  maßgebend. 

Nach  der  Zweckbestimmung  kann  man  ge- 
mäß den  Vorschriften  folgende  Güterzug- 
gattungen auf  den  deutschen  Bahnen  unter- 
scheiden  (vgl.  Güterzüge). 

a)  Ferngüterz  üge,  die  dazu  bestimmt  sind, 
beladene  oder  leere  Wagen  geschlossen  auf 
größere  Entfernungen  durchzuführen.  Diese 
Züge,  die  vorwiegend  für  Massengüter  und 
für  leer  zurücklaufende  Wagen,  die  zur  Massen- 
gutbeförderung gedient  haben,  benutzt  werden, 
bedürfen  im  allgemeinen  keiner  Ordnung  nach 
Stationen,  sondern  enthalten  die  bis  zur  End- 
station des  Zuglaufs  zusammenbleibenden  Wagen 
in  bunter  Folge. 

b)  Nahgüterzüge,  die  dem  Nahverkehr 
einer  Bahnstrecke  von  einem  Knotenpunkt  bis 
zu  einem  andern  Knotenpunkt  dienen  und 
deshalb  möglichst  auf  allen  Stationen  halten. 
Diese  Züge  bedürfen  einer  vollständigen  Ord- 
nung der  Wagen  nach  Stationen. 

Zwischen  den  Fern-  und  Nahgüterzügen 
stehen: 

c)  Die  Durchgangsgüterzüge.  Sie  haben 
mit  den  Ferngüterzügen  das  gemein,  daß  sie 
auch  auf  große  Entfernungen  laufen.  Sie  bleiben 
aber  nicht,  wie  im  allgemeinen  diese,  in  ihrem 
Bestand  unverändert,  sondern  halten  unter- 
wegs auf  bestimmten  wichtigeren  Stationen, 
namentlich  Bahnknotenpunkten,  um  Wagen 
auszusetzen  und  aufzunehmen.  Sie  bedürfen 
daher,  wie  die  Nahgüterzüge,  der  Ordnung 
nach  Stationen,  aber  nicht  nach  allen  durch- 
fahrenen  Stationen,  sondern  nur  nach  den- 
jenigen wichtigen  Stationen,  auf  denen  ihr 
Bestand  sich  durch  Aussetzen  und  Aufnehmen 
von  Wagen  ändert. 

Der  allgemeine  Fall  ist  hiernach,  soweit 
nicht  Fernzugbeförderung  in  Frage  kommt, 
daß  ein  Wagen  zunächst  in  einen  Nahgüter- 
zug eingereiht  wird,  dann  in  einen  Durch- 
gangszug übergeht  und  schließlich  seine  Reise 
in  einem  Nahgüterzug  vollendet.  Beginnt  oder 
endet  die  Reise  in  einer  Verkehrsstation  eines 
Durchgangsgüterzugs,  so  fällt  die  anfängliche 
oder  schließliche  Beförderung  im  Nahgüter- 
zug fort. 

■  Die  unterwegs  stattfindenden  Veränderungen 
der  Nahgüterzüge  geschehen  regelmäßig,  die- 
jenigen der  Durchgangsgüterzüge  häufig  nicht 
auf    eigentlichen    V.,    sondern    auf  den   Orts- 


güterbahnhöfen. Der  Güterzug  hält  dann  in 
der  Regel  auf  einem  Hauptgütergleis  (Ober- 
holungsgleis)  und  das  Aus-  und  Einsetzen  der 
Wagen  wird  mit  Hilfe  eines  Ausziehgleises 
bewirkt  (s.  Bahnhöfe).  Zum  Austausch  von 
Güterwagengruppen  zwischen  weiterlaufenden 
Durchgangsgüterzügen  dienen  Güteraustausch- 
bahnhöfe oder  Obergabebahnhöfe.  Die  Anlage 
eines  V.  hat  sich  darnach  zu  richten,  ob  alle 
3  genannten  Zuggattungen  in  ihm  zu  bilden 
sind  oder  nur  einzelne  und  welche. 

II.  Arten  des  Verschiebens.  Damit  Wagen, 
die  in  geschlossener  Folge  auf  einem  Gleis 
(Zerlegungsgleis)  sich  befinden,  in  eine  neue 
Ordnung  gebracht  werden  können,  bedarf  man 
einer  Gleisgruppe,  in  deren  Gleise  die  Wagen 
wie  in  die  Fächer  eines  Schrankes  verteilt 
werden,  um  sodann  zum  geordneten  Zug  wieder 
zusammengestellt  zu  werden.  Die  Gleise  solcher 
Gleisgruppen  können  zugänglich  gemacht  werden 
durch  Weichen,  Drehscheiben  oder  Schiebe- 
bühnen. Auf  den  eigentlichen  V.  werden  bei 
uns  ausschließlich  Weichen  verwendet,  die 
deshalb  im  folgenden  allein  berücksichtigt 
werden  sollen. 

Um  die  Wagen  behufs  Ordnens  in  Bewe- 
gung zu  setzen,  benutzt  man  die  Kraft  von 
Menschen  oder  Tieren,  elektrische  oder  Wasser- 
druckspills, Verschiebeseilanlagen,  Verschiebe- 
winden, Lokomotivkraft  oder  die  Schwer- 
kraft, letztere  entweder  allein  oder  in  Ver- 
bindung mit  Lokomotivkraft.  Für  den  eigent- 
lichen Betrieb  auf  V.  kommt  im  allgemeinen 
nur  die  Verwendung  von  Schwerkraft,  von 
Lokomotivkraft  oder  einer  Verbindung  von 
beiden  in  Frage. 

Die  althergebrachte  Art  des  Verschiebens 
bildet  das  sog.  Abstoßen  mit  der  Lokomotive.  Die 
zu  ordnenden  Wagen  stehen  in  dichter  Folge 
als  Verschiebezug  gekuppelt  auf  dem  Zerlegungs- 
gleis (Taf.  II,  Abb.  1),  an  das  eine  Ordnungs- 
gleisgruppe angeschlossen  ist.  An  dem  der  Ord- 
nungsgleisgruppe abgewendeten  Ende  des  Ver- 
schiebezugs befindet  sich,  mit  ihm  gekuppelt,  eine 
Verschiebelokomotive.  Nachdem  der  erste  Wagen 
oder  die  erste  Wagengruppe  gemeinsamer  Be- 
stimmung, der  erste  „Rangiergang"  (in  Taf.  II, 
Abb.  1  die  Wagengruppe  a)  abgekuppelt  ist,  setzt 
sich  die  Lokomotive  in  Bewegung  und  schiebt  den 
ganzen  Verschiebezug  mit  wachsender  Geschwin- 
digkeit in  der  Richtung  nach  der  Gleisgruppe 
zu.  Dann  bremst  sie  plötzlich;  die  vorher  los- 
gekuppelte Wagengruppe  a  läuft  weiter  und 
gelangt  in  dasjenige  Gleis  der  Gleisgruppe, 
für  das  vorher  die  Weichen  eingestellt  waren. 
Inzwischen  ist  der  Verschiebezug  zum  Stillstand 
gelangt.  Nachdem  die  zweite  Wagengruppe  b 
gemeinsamer    Bestimmung    (der    zweite    Ran- 
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giergang)  losgekuppelt  und  durch  Weichen- 
umstellen  dasjenige  Gleis  der  Ordnungsgleis- 
gruppe geöffnet  ist,  in  dem  sich  die  Wagen 
der  betreffenden  Bestimmung  sammeln  sollen, 
setzt  sich  die  Lokomotive  abermals  in  Bewegung 
und  stößt  in  derselben  Weise  \sie  früher  die 
Wagengruppe  b  ab.  Dieses  Verfahren  läßt  sich 
indessen  nur  so  lange  ohne  weiteres  fortsetzen, 
bis  die  Spitze  des  nach  dem  letzten  Abstoßen 
zum  Halten  gekommenen  Restzugs  bei  der 
ersten  V'erteilungsweiche  der  Ordnungsgleis- 
gruppe angelangt  ist.  N'unmehr  muß  zunächst 
der  Rest  des  Verschiebezugs  wieder  zurück- 
gezogen werden,  um  für  erneutes  wiederholtes 
Abstoßen  Längenspielraum  zu  gewinnen.  Der 
Wechsel  von  Abstoßen  und  Zurückziehen  dauert 
so  lange,  bis  der  ganze  Verschiebezug  zerlegt  ist. 

Dieses  X'erfahren  wird  trotz  seiner  Umständ- 
lichkeit beim  Verschieben  außerhalb  der  eigent- 
lichen V.,  insbesondere  auf  den  Ortsgüterbahn- 
höfen, niemals  ganz  entbehrt  werden  können 
und  findet  sich  selbst  auf  \'.  hier  und  da  als 
ergänzendes  Verfahren.  Die  für  die  Anordnung 
deutscher  V.  grundlegenden  Verfahren  beruhen 
jedoch  jetzt  durchweg  auf  der  Anwendung 
der  Schwerkraft,  u.  zw.  entweder  in  der  Form 
des  .Ablaufberges  oder  in  der  Form  des  durch- 
gehenden Gefälles. 

Das  durchgehende  Gefälle  erstreckt  sich 
vom  hinteren  Ende  des  Zerlegungsgleises  durch 
dieses  und  durch  die  Gleise  der  angeschlos- 
senen Gleisgruppe  hindurch.  Der  zu  zerlegende 
\'erschiebezug  rollt,  ohne  Lokomotive,  durch  die 
Schwerkraft  beschleunigt  und  durch  Brems- 
bedienung gezügelt,  langsam  der  ersten  Ver- 
teilungsweiche zu,  bei  der  das  Zerlegungsgleis 
beginnt,  sich  in  die  Gleisgruppe  zu  verzweigen. 
Dicht  oberhalb  dieser  Stelle  wird  der  erste 
Wagen  oder  die  erste  Wagengruppe  gemein- 
samer Bestimmung  (der  erste  Rangiergang), 
indem  man  durch  künstliche  Hemmung  der 
Spitze  desVerschiebezugs  die  Kupplung  oberhalb 
des  ersten  Rangiergangs  schlaff  macht,  von 
dem  langsam  herabrollenden  X'erschiebezug  los- 
gekuppelt, gerät  infolge  Aufhebens  oder  Ver- 
minderung der  Bremsung  in  schnelleren  Lauf,  eilt 
also  dem  übrigen  Verschiebezug  voraus,  so  daß 
zwischen  dem  .Ablauf  dieses  und  des  folgenden 
Rangiergangs  Zeit  genug  bleibt,  um  die  Weichen 
gemäß  der  Bestimmung  des  nächstfolgenden 
Rangiergangs  umzustellen.  Die  Spitze  des  sich 
immer  mehr  verkürzenden  Verschiebezugs  fällt  je 
nach  der  Länge  der  ablaufenden  Rangiergänge 
jedesmal  mehr  oder  weniger  zurück,  gelangt 
aber  bis  zum  Ablauf  des  nächsten  Rangier- 
gangs ungefähr  wieder  an  dieselbe  Ablaufstelle 
oberhalb  der  ersten  Verteilungsweiche.  Man 
läßt  die  abrollenden  Wagen  in  der  Regel  nicht  bis 


an  das  untere  Ende  der  Ordnungsgleisgruppe 
hinablaufen,  da  sie  sonst  in  zu  schnellen  Lauf 
kommen  würden,  sondern  fängt  sie  in  den 
oberen  Enden  der  Ordnungsgleise  auf,  um  sie 
dann,  zu  längeren  Wagengruppen  vereinigt, 
mit  Bremsbesetzung  an  das  untere  Ende  der 
Gleisgruppe  bzw.  bis  an  die  dort  schon  auf- 
gesammelten Wagen  hinabzuführen.  Charak- 
teristisch für  das  durchgehende  Gefälle  ist 
hiernach  außer  dem  Abrollen  des  Verschiebezugs 
ohne  .Witwirkung  einer  Lokomotive,  daß  überall, 
wo  auch  die  abgelaufenen  Wagen  zum  Still- 
stand gelangt  sind,  sie  bei  Lösung  der  Bremsen 
bzw.  Beseitigung  der  Vorlagen  sich  durch 
die  Einwirkung  der  Schwerkraft  von  selbst 
wieder  in    Bewegung  setzen. 

Wesentlich  verschieden  hiervon  ist  die  Wir- 
kungsweise eines  .Ablaufberges  (s.d.).  Bei  die- 
sem ist  das  zur  Beschleunigung  der  zu  ordnenden 
Wagen  dienende  Gefälle  auf  einer  kurzen  Strecke 
konzentriert,  beginnt  nahe  dem  .Auslaufende 
des  Zerlegungsgleises  und  reicht  über  die  erste 
Verteilungsweiche  hinaus  mehr  oder  weniger 
weit  in  die  Ordnungsgleisgruppe  hinein.  Weiter- 
hin liegen  die  Gleise  der  Ordnungsgleisgruppe 
zweckmäßig  nicht,  wie  man  dies  früher  wohl 
gemacht  hat,  ganz  wagrecht,  sondern  mindestens 
zum  großen  Teil  ihrer  Länge  in  ganz  schwachem 
Gefälle,  damit  die  den  Wagen  oder  Wagen- 
gruppen vom  Ablaufberg  für  ihren  ganzen  Weg 
mitgeteilte  lebendige  Kraft  nicht  zu  frühzeitig 
aufgezehrt  wird  oder,  umgekehrt,  damit  man 
den  Ablaufberg  weniger  hoch  zu  machen  braucht 
und  so  zu  große  Laufgeschwindigkeiten  leicht- 
laufender Wagen  vermeidet.  Die  Gefällhöhe 
des  eigentlichen  Ablaufberges  wird  in  der  Regel 
ganz  oder  z.  T.  dadurch  gewonnen,  daß  man 
dem  Zerlegungsgleis  in  der  nächstvorhergehen- 
den Strecke  Gegenneigung  gibt,  weshalb  der 
Ablaufberg  im  allgemeinen  mit  dem  Namen 
„Eselsrücken"  bezeichnet  wird.  Dem  .Ablauf- 
berg muß  zum  Unterschied  von  dem  durch- 
gehenden Gefälle  der  X'erschiebezug  durch  eine 
schiebende  Lokomotive  zugeführt  werden.  Kurz 
vor  Beginn  des  Ablaufgefälles  wird  jedesmal 
die  Kupplung  zwischen  dem  oder  den  vor- 
dersten, zum  nächsten  Ablauf  bestimmten  Wagen 
und  dem  übrigen  Verschiebezug  getrennt, 
was  in  der  Regel  dadurch  erleichtert  ist,  daß 
in  der  Gegensteigung  die  Buffer  gedrückt,  also 
die  Kupplungen  schlaff  sind,  so  daß  nach  Über- 
schreitung des  Gefällbrechpunktes  der  betref- 
fende Wagen  oder  die  Wagengruppe  sich  in 
schnelleren  Lauf  setzt  und  dem  in  langsamer 
Gangart  geschobenen  Verschiebezug  vorauseilt. 
Die  Abdrückgeschwindigkeit  soll  so  bemessen 
werden,  daß  der  Zeitraum  zwischen  zwei  im 
.Ablauf  einander  folgenden  Rangiergängen  aus- 
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reicht,  um  die  Weichen  gemäß  der  Bestimmung 
des  folgenden  Rangiergangs  umzustellen  (vgl. 
im  übrigen  den  Art.  Ablaufberg). 

Es  sei  noch  bemerkt,  daß  das  durchgehende 
Gefälle  nicht  gleichmäßig  zu  sein  braucht, 
daß  es  sich  vielmehr  empfiehlt,  wie  es  gerade 
bei  älteren  .Anlagen  schon  üblich  war,  an  der 
.Ablaufstelle  ein  stärkeres  Gefälle  anzuwenden 
als  oberhalb  und  unterhalb,  damit  die  Wagen 
schnell  in  raschere  Gangart  übergehen,  wo- 
durch die  Leistung  erhöht  wird.  So  nähern  sich 
die  beiden  Hauptanordnungen  einander.  Immer 
aber  bleibt  der  Hauptunterschied  bestehen, 
daß  beim  Ablaufberg  der  Verschiebezug  durch 
eine  Lokomotive  geschoben  werden  muß,  bei 
dem  durchgehenden  Gefälle  aber  von  selbst 
abrollt.  Ammann  hat  deshalb  vorgeschlagen, 
die  V.  je  nach  der  getroffenen  Anordnung  als 
Abschubbahnhöfe  oder  Abrollbahnhöfe  zu  be- 
zeichnen. 

Nur  kurz  erwähnt  sei  hier  das  in  Nordamerika 
viel  angewendete  Verschieben  mit  dem  Stoß- 
baum, bezüglich  dessen  auf  den  besonderen 
Artikel  „Stoßbaum"  verwiesen  wird. 

IIL  Hauptformen  der  V.  Taf.  II,  Abb.  2 
zeigt  die  Bahnhofsform  der  Anordnung  I  für 
einen  V.  an  einer  zweigleisigen  Bahn,  der  nur  für 
das  Ordnen  der  in  einer  der  beiden  Verkehrs- 
richtungen laufenden  Züge,  in  Taf.  II,  Abb.  2  von 
links  nach  rechts,  von  M  nach  N,  bestimmt  ist. 
Zur  Vermeidung  der  Spaltungskreuzung  beim 
Einlauf  und  Auslauf  der  Züge  ist  der  Bahnhof 
neben  dasjenige  Hauptgleis  der  zweigleisigen 
Bahn  gelegt,  für  dessen  Verkehrsrichtung  er 
bestimmt  ist.  Der  Bahnhof  besteht  in  der 
Hauptsache  aus  4  aneinandergereihten  Gleis- 
gruppen, den  Einfahrgleisen,  Richtungsgleisen, 
Stationsgleisen,  Ausfahrgleisen.  Es  wird  ange- 
nommen, daß  die  Bahnstrecke  längs  des  Bahn- 
hofs in  der  Verschieberichtung  ein  so  starkes 
Gefälle  hat,  daß  man  allen  Gleisgruppen  überall 
das  für  einen  Abrollbahnhof  geeignete  Gefälle 
geben  kann.  Ein  von  der  Strecke  her,  von  M, 
in  eines  der  Einfahrgleise  eingelaufener  Zug 
wird,  nachdem  die  Lokomotive  ihn  verlassen 
hat,  aus  diesem  Gleis  als  Zerlegungsgleis  in 
den  Gleisen  der  anschließenden  Richtungs- 
gleisgruppe nach  Richtungen  geordnet.  Das 
gleiche  geschieht  mit  ferneren  Zügen,  die 
gleichfalls  in  Gleise  der  Einfahrgruppe  ein- 
gefahren sind,  bis  in  einem  der  Richtungsgleise 
eine  zur  Bildung  eines  neuen  Zuges  hinreichende 
Anzahl  Wagen  angesammelt  ist.  Alsdann  werden 
diese  Wagen,  die  man  zu  einem  Verschiebezug 
zusammengekuppelt  hat,  aus  diesem  nun  als 
Zerlegungsgleis  dienenden  Gleis  in  der  an- 
schließenden Stationsgleisgruppe  nach  Stationen 
geordnet.    Aus   den  Gleisen  der  Stationsgleis- 


gruppe läßt  man  schließlich  die  in  jedem  Gleis 
für  sich  gekuppelten  Wagen  in  richtiger  Folge 
der  Stationsgruppen  in  eines  der  Gleise  der 
Ausfahrgleisgruppe  zusammenlaufen,  kuppelt 
sie  und  hat  nun  einen  Zug  für  die  Ausfahrt 
nach  N  zu  bereitstehen. 

Diese  Bahnhofsanordnung  gewährt  den  Vor- 
teil, daß  die  Wagen,  weil  sie  ausschließlich  in  ihrer 
Verkehrsrichtung  verschoben  werden,  keinen 
nennenswert  weiteren  Weg  machen,  als  wenn 
sie,  ohne  geordnet  zu  werden,  in  geschlossenem 
Zug  auf  dem  Streckengleis  durchgeführt  würden, 
daß  also  für  das  Ordnen  gegenüber  dem  durch 
die  Beförderung  bedingten  Weg  keine  Ver- 
längerung eintritt.  Man  kann  solchen  Bahnhof 
statt  mit  durchgehendem  Gefälle  auch  mit 
Ablaufbergbetrieb  einrichten,  indem  an  den  in 
Taf.  II,  .Abb.  2  mit  «  und  b  bezeichneten  Stellen, 
wie  durch  Strichelung  angedeutet,  Ablaufberge 
(Eselsrücken)  eingeschaltet  werden.  Doch  ist 
der  Betrieb  hierbei  insofern  ungünstig,  als  zum 
.Abdrücken  aus  einem  Richtungsgleis  eine  Loko- 
moti\e  jedesmal  bei  a  in  das  betreffende  Rich- 
tungsgleis einfahren  muß  und  hierdurch  das 
Verschieben  nach  Richtungen  unterbricht  und 
als  ferner  die  Wagengruppen  aus  den  Stations- 
gleisen in  ein  Ausfahrgleis  in  zeitraubender 
Weise  mittels  Lokomotive  zusammengeholt 
werden  müssen.  Jaeger  empfiehlt  daher,  bei 
Ablaufbergbetrieb  wenigstens  der  Stationsgruppe 
soviel  Gefälle  zu  geben,  daß  die  Wagengruppen 
aus  ihr  durch  Schwerkraft  in  eines  der  Ausfahr- 
gleise abgelassen  werden  können. 

Daß  bei  der  anscheinend  nur  einen  Ver- 
kehrsrichtung (nach  AO  doch  eine  Gruppe  von 
Richtungsgleisen  vorgesehen  ist,  erklärt  sich 
dadurch,  daß  die  Bahn  in  der  Richtung  nach 
TV  zu  Verzweigungen  besitzen  kann,  nach  deren 
jeder  besondere  Züge  abgelassen  werden,  ferner 
aus  der  etwaigen  Bildung  verschiedener  Zug- 
gattungen (s.  0.),  die  je  für  sich  als  Richtungen 
zu  behandeln  sind,  aus  etwa  vorhandenem  Orts- 
verkehr und  Umladeverkehr,  die  gleichfalls 
als  Richtungen  zu  behandeln  sind.  Für  beson- 
ders starke  Verkehre  können  2  oder  mehrere 
Richtungsgleise  erforderlich  sein.  Schließlich 
kommt  es  auch  vor,  daß  ein  besonders  starker 
Verkehr  nach  einer  Station  gleich  beim  Rich- 
tungsordnen  ausgesondert  wird.  Von  der 
einen  Hauptrichtung  des  Bahnhofs  TM  — A/' 
sind  daher  begrifflich  wohl  zu  unterscheiden 
die  mehreren  Verkehrsrichtungen. 

Sind  auf  einem  an  zweigleisiger  Bahn  anzu- 
legenden V.  die  in  beiden  Hauptrichtungen  der 
Bahn  laufenden  Züge  zu  ordnen,  so  ergibt  sich 
als  Bahnhofsform  der  Anordnung  II  der  zwei- 
seitige V.,  d.  h.  eine  Verdopplung  der  in  Taf.  II, 
Abb.  2  vorgesehenen  Anlagen.  Solche  Verdoppe- 
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lung  wird  in  der  Kegel  zweckmäßig  nicht  derart 
ausgeführt,  daß  die  für  jede  der  beiden  Haupt- 
richtiingen  vorzusehenden  Gleisanlagen  außen 
neben  das  Hauptgleis  der  betreffenden  Fahr- 
richtung gelegt  werden,  weil  dann  der  V.  durch 
die  beiden  Hauptgleise  mitten  durchschnitten 
■wird,  die  zahlreichen,  zwischen  beiden  Bahn- 
hofsseiten erforderlichen  Verschiebebewegungen 
also  Überkreuzungen  der  beiden  Hauptgleise 
bedingen.  Eine  ausnahmsweise  durch  beson- 
dere Verhältnisse  bedingte  Anordnung  dieser 
Art  wird  unter  den  Beispielen  behandelt.  Im 
allgemeinen  ist  es  am  günstigsten,  wenn  (An- 
ordnung II  a,  Taf.  II,  Abb.  3)  der  ganze  V. 
zwischen  die  Hauptgleise  gelegt  wird.  Aber  auch 
die  Anordnung  des  ganzen  zweiseitigen  V.  auf 
einer  Seite  der  Hauptgleise  (Anordnung  II  b, 
Taf.  II,  Abb.  4)  ist  der  symmetrischen  Form 
mit  durch  die  Hauptgleise  getrennten  Gleis- 
anlagen in  der  Regel  vorzuziehen,  obwohl  für 
die  eine  Hauptrichtung  hier  bei  der  Fin-  und 
Ausfahrt  der  Züge  je  eine  Spaltungskreuzung 
bedingt  wird.  Diese  Spaltungskreuzungen  lassen 
sich  übrigens  durch  Gleisüberwerfungen  ver- 
meiden, wenn  man  die  Abzweigungen  der 
Güterein-  und  -ausfahrgleise  aus  den  Haupt- 
gleisen entsprechend  weit  vom  Beginn  und 
Ende  des  V.  abrückt. 

Auf  einem  zweiseitigen  V.  wird  der  Betrieb 
verumständlicht  durch  die  erforderliche  Be- 
handlung der  Umkehrwagen,  d.  h.  derjenigen 
Wagen,  die  den  Bahnhof  in  der  umgekehrten 
Hauptrichtung  verlassen,  als  in  der  sie  in  ihn 
eingelaufen  sind.  Solche  Rückläufigkeit  der 
Wagen,  oder  Eckverkehr,  wird  auch  bei  einem 
nur  an  einer  Bahnlinie  gelegenen  V.,  auch 
abgesehen  von  dem  Verkehr  der  in  einer 
Richtung  angeschlossenen  Ladeanlagen,  dann 
erforderlich,  wenn  über  eine  weiterhin  vor- 
handene Verzweigung  der  Bahnlinie  hinaus 
Güterzüge  nach  und  von  beiden  Zweiglinien 
verkehren.  Liegt  aber  ein  V.  unmittelbar  an 
einer  Kreuzung  zweier  oder  mehrerer  Bahn- 
linien oder  an  einem  sonst  durch  Hinzutritt 
fernerer,  durchlaufender  oder  endender  Bahn- 
linien gebildeten  Knotenpunkt,  so  wird  der 
Verkehr  zwischen  den  verschiedenen,  von  dem 
Knotenpunkt  ausgehenden  Bahnzweigen  stets 
nur  z.  T.  die  vorherige  Hauptrichtung  beibe- 
halten, z.T.  aber  Umkehr  der  Wagen  bedingen. 
In  einem  Bahnhof  der  Anordnung  II  nach 
Taf.  II,  Abb.  3  oder  4  werden  Umkehrwagen 
in  der  Regel  in  der  Weise  behandelt,  daß  man 
sie  beim  Zerlegen  des  eingelaufenen  Zuges 
nach  Richtungen  bunt  in  ein  besonderes,  hierfür 
nahe  den  Gleisanlagen  der  entgegengesetzten 
Hauptrichtung  vorgesehenes  Richtungsgleis 
(Übergabegleis)  laufenläßt,  sie  dann  geschlossen 


über  eines  der  in  der  Mitte  auf  die  ganze  Bahn- 
hofslänge vorhandenen  Durchlaufgleise  in  eines 
der  Einfahrgleise  der  entgegengesetzten  Bahn- 
hofseite überführt  und  nun  dort  so  behandelt, 
als  bildeten  sie  einen  in  dieser  entgegengesetzten 
Hauptrichtung  eingelaufenen  Zug.  Die  Behand- 
lung der  Umkehrwagen  bedingt  hiernach,  ab- 
gesehen von  der  Überführungsfahrt,  ein  zwei- 
maliges Ordnen  nach  Richtungen  und  damit  eine 
Mehrbelastung  des  V.  an  den,  wie  weiterhin 
gezeigt  wird,  für  seine  Leistungsfähigkeit  emp- 
findlichsten Stellen.  Wo  ein  zweiseitiger  V.  an 
einem  Bahnknotenpunkt  angelegt  wird,  also 
seine  beiden  Hauptrichtungen  nicht  ohne 
weiteres  durch  den  Verlauf  nur  einer  Bahnlinie 
gegeben  sind,  wird  man  daher  bestrebt  sein, 
durch  Wahl  der  Einführungsrichtungen  der 
Anschlüsse  von  den  verschiedenen  Bahnzweigen, 
soweit  die  geographischen  Richtungen  der  Bahn- 
linien, die  Qeländegestaltung  und  die  Bebauung 
dies  gestatten,  dafür  zu  sorgen,  daß  je  nach 
den  gegenseitigen  Verkehrsbeziehungen  der 
Bahnlinien  die  Zahl  der  Umkehrwagen  möglichst 
klein  wird. 

Ein  zweiseitiger  Bahnhof  der  Anordnung  II 
(Taf.  11,  Abb.  3  oder  4)  läßt  sieht  nicht  unter 
Ausnutzung  etwa  vorhandener  Bahnneigung  in 
durchgehendem  Gefälle  anlegen,  weil  dieses 
nur  für  die  eine  Hauptrichtung  passen,  für 
die  andere  entgegengesetzt  dem  Verschiebebe- 
trieb verlaufen  würde.  Ein  solcher  Bahnhof  wird 
daher  regelmäßig  mit  Ablaufbergen  (Eselsrücken) 
ausgestattet,  wie  auch  in  Taf.  II,  Abb.  3  u.  4 
angedeutet.  Will  man  gleichwohl  die  vorhandene 
Neigung  einer  Bahnlinie  zur  Anlage  eines  zwei- 
seitigen Bahnhofs  ausnutzen,  so,  kommt  man 
dahin,  nach  Taf.  II,  Abb.  5  oder  6  die  Gleis- 
gruppen beider  Seiten  in  der  Richtung  des  vor- 
handenen Gefälles,  also  in  derselben  Richtung 
einander  folgen  zu  lassen  und  zu  betreiben 
(Anordnung  III).  Die  Züge  derjenigen  Haupt- 
richtung, für  die  die  Bahnlinie  steigt  (in  Taf.  II, 
Abb.  5  u.  6  von  A'  nach  M),  werden  hiernach 
entgegengesetzt  der  Fahrrichtung  verschoben. 
Dadurch  wird  der  Weg  der  Wagen  dieser  Züge, 
sofern  sie  nicht  Umkehrwagen  sind,  durch  die 
Behandlung  im  V.  durchschnittlich  um  den 
doppelten  Abstand  der  Schwerpunkte  der  be- 
treffenden Einfahrgruppe  und  Ausfahrgruppe 
verlängert.  Das  Umsetzen  der  Umkehrwagen 
aus  dem  Übergabegleis  in  ein  Einfahrgleis  der 
andern  Bahnhofseite  bedingt  hier  nur  ein 
Zurückziehen  um  nicht  viel  mehr  als  Zuglänge. 
Ein  zweiseitiger,  in  einer  Richtung  entwickelter 
Bahnhof  gestattet  aber  unter  Umständen,  eine 
doppelte  Behandlung  der  Wagen  überhaupt  zu 
vermeiden.  Wenn  man,  wie  in  Taf.  II,  Abb.  5 
u.  6  angedeutet,   an  der  Ablaufstelle  des  Rieh- 
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tungsordnens  kreuzweise  Verbindungen  zwi- 
schen beiden  Bahnhofseiten  anordnet,  kann 
man  aus  jeder  der  beiden  Einfahrgleisgruppen 
die  Umkehrwagen  unmittelbar  in  die  Richtungs- 
gruppe der  andern  Bahnhofseite  ablaufen  lassen. 
Dies  erfordert  allerdings,  daß  dann  auf  der 
andern  Bahnhofseite  das  Verschiebegeschäft  zeit- 
weilig unterbrochen  wird.  Der  Ersparnis  an 
Verschiebebewegungen  steht  daher  eine  Vermin- 
derung der  Leistung  der  Ablaufstellen  für  das 
Richtungsordnen  durch  die  Betriebsunter- 
brechungen gegenüber,  so  daß  eine  derartige 
gemischte  Benutzung  eines  solchen  Bahnhofs 
im  allgemeinen  sich  nur  empfiehlt,  wenn  die 
Zahl  der  Umkehrwagen  verhältnismäßig  gering 
ist.-  Es  sei  schließlich  noch  bemerkt,  daß  man 
bisweilen  aus  besonderen  Gründen  einen  zwei- 
seitigen, in  einer  Richtung  entwickelten  Bahn- 
hof auch  da  angewendet  hat,  wo  die  Anordnung 
durchgehenden  Gefälles  nicht  in  Frage  kam 
und  man  den  Bahnhof  mit  Ablaufbergen  aus- 
gerüstet hat  (wie  in  Taf.  II,  Abb.  5  u.  6  ge- 
strichelt angedeutet  ist). 

Betreibt  man  einen  Bahnhof  der  Anordnung  III 
grundsätzlich  so,  daß  gleichzeitig  immer  nur 
ein  Zug  zerlegt  wird,  die  sämtlichen  Einfahr- 
gleise also  als  eine  gemeinsame  Gruppe  für 
den  ganzen  Bahnhof  behandelt  werden,  an  die 
sich  2  oder  mehr  Richtungsgruppen  mit  fol- 
genden Stations-  u.  s.  w.  Gruppen  anschließen, 
so  entsteht  aus  der  Anordnung  III  die  Anord- 
nung IV  (Taf.  II,  Abb.  7),  der  einseitig  ange- 
legte Bahnhof  für  2  oder  mehrere  Richtungen. 
Rückläufig  werdc^nde  Wagen  gibt  es  in  solchem 
Bahnhof  nicht.  Dagegen  werden  hier  in  der 
Regel  mindestens  für  einen  Teil  der  ange- 
schlossenen Bahnlinien  durch  dieBahnanschlüsse 
Umwege  aller  Wagen  bedingt.  Die  Form  IV 
kann  mit  der  Form  III  in  der  Oleisanordnung 
vollständig  übereinstimmen.  Der  ausschlag- 
gebende Unterschied  liegt  lediglich  in  der  Be- 
nutzungsweise. 

Die  Grundformen  I  -  IV  sind  unter  der  Vor- 
aussetzung aufgestellt,  daß  die  Züge  außer 
nach  Richtungen  noch  nach  Stationen  oder 
Ladestellen  zu  ordnen  sind,  wodurch  sich  jedes- 
mal die  4  hintereinandergeschalteten  Gleis- 
gruppen ergeben.  Sind  auf  einem  Bahnhof  oder 
auf  einer  Seite  eines  zweiseitigen  Bahnhofs  nur 
Fernzüge  zu  bilden,  so  fällt  nicht  nur  die 
Stationsgruppe,  sondern  auch  die  besondere 
Ausfahrgruppe  fort,  da  man  dann  die  Züge 
sogleich  aus  den  Richtungsgleisen  ausfahren 
lassen  kann,  die  Richtungsgleise  also  zugleich 
Ausfahrgleise  sind.  Beispielsweise  nimmt  ein 
zweiseitiger  Bahnhof,  auf  dem  dies  für  beide 
Hauptlichtungen  gilt,  die  Form  nach  Taf.  II 
Abb.  8  an.  Wo,  wie  dies  sehr  häufig  der  Fall 
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ist,  ein  Teil  der  Züge  nicht  nach  Stationen 
geordnet  zu  werden  braucht,  sieht  man  zweck- 
mäßig wenigstens  für  einen  Teil  der  Richtungs- 
gleise eine  unmittelbare  Ausfahrgelegenheit  vor, 
wie  dies  in  Taf.  II,  Abb.  9  für  eine  Seite  eines 
zweiseitigen   Bahnhofs  angedeutet  ist. 

Die  Grundformen  I  -  IV  sind  ferner  unter 
den  beiden  Voraussetzungen  aufgestellt,  daß 
die  ankommenden  Züge  unmittelbar  in  die 
Zerlegungsgleise  einfahren  (bzw.  daß  die  Ein- 
fahrgleise zugleich  als  Zerlegungsgleise  dienen) 
und  daß  die  4  Gleisgruppen  der  Einfahrgleise, 
Richtungsgleise,  Stationsgleise,  Ausfahrgleise  in 
einer  Richtung  hintereinandergeschaltet  sind. 
Beides  ist  häufig  wegen  beschränkter  Länge 
oder  auch  wegen  der  örtlichen  Lage  oder  der 
Höhenlage  der  Gleisanschlüsse  für  Zugeinlauf 
oder  Zugauslauf  oder  aus  mehreren  dieser 
Gründe  zugleich  nicht  ausführbar.  Aber  auch 
Zweckmäßigkeitsgründe  können  gegen  die  Hin- 
tereinanderschaltung der  Gleisgruppen  sprechen. 
Insbesondere  hat  bei  einem  durchweg  mit  Ab- 
laufbergen betriebenen  Bahnhof  die  Hinter- 
einanderschaltung aller  4  Glei'-gruppen  den 
bereits  oben  erwähnten  Nachteil:  Das  Abdrücken 
der  in  einem  Richtungsgleis  stehenden  Wagen 
über  den  Ablaufberg  in  die  Stationsgruppe 
hinein  bedingt  für  das  Einfahren  der  Abdrück- 
lokomotive und  für  die  erste  Zeit  des  Abdrückens 
eine  Unterbrechung  des  Richtungsordnens, 
setzt  daher  die  Leistung  des  ganzen  Bahnhofs 
empfindlich  herab. 

Deshalb  sind  zwar  die  bisher  mit  durch- 
gehendem Gefälle  erbauten  Bahnhöfe  in  der 
Regel  mit  Hintereinanderschaltung  aller  Gleis- 
gruppen angelegt,  aber  nur  wenige  von  den 
viel  zahlreicheren,  durchweg  mit  Ablaufbergen 
ausgestatteten  Bahnhöfen.  Wo  von  einem  Bahn- 
hof eine  besonders  große  Leistung  zu  verlan- 
gen war,  hat  man  häufig  die  Stationsgruppe 
(oder  auch  2  solche)  seitwärts  gelegt,  derart,  daß 
zum  Stationsordnen  der  Wageninhalt  eines 
Richtungsgleises  mittels  Ausziehgleises  nach 
unten  hin  ausgezogen  und  dann  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  über  einen  Ablaufberg  in 
die  Stationsgruppe  abgedrückt  wird.  Von  den 
verschiedenen  möglichen  Anordnungen  ver- 
dienen besonders  die,  jedesmal  für  eine  Bahn- 
hofseite, in  Taf.  II,  Abb.  10  (Brockau)  und  11 
(Mannheim)schematisch  dargestellten  Beachtung. 
Letztere  hat  namentlich  dann,  wenn  die  Stations- 
gleise im  Gefälle  angelegt  werden,  den  Vorteil, 
daß  die  nach  Stationen  geordneten  Wagen 
selbsttätig  mit  geringem  Zeitaufwand  in  das 
Zusammenstellungsgleis  Z^  zum  fertigen  Zug 
zusammenlaufen,  der  dann  von  hier  neben  der 
Stationsgruppe  vorbei  in  eines  der  Ausfahr- 
gleise vorgezogen  werden    kann,    während   in- 
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zwischen  das  Ordnen  eines  neuen  Zuges  nach 
Stationen  beginnt. 

Eine  seitliche  Anordnung  der  Einfahrgleise 
(Tafel  II,  Abb.  12)  spart  nicht  an  Länge  des 
eigentlichen  Bahnhofs,  bedingt  Überführungs- 
fahrten aus  den  Einfahrgleisen  in  die  dann  als 
besondere  Gruppe  vorzusehenden  Zerlegungs- 
gleise und  hierbei  ferner  Störungen  in  den 
Zugeinfahrten  und  in  dem  Ordnen  nach  Rich- 
tungen. Man  wird  nur  da,  wo  die  Lage-  und 
Neigungsverhältnisse  der  Bahnstrecken  dazu 
zwingen,  solche  Anordnung  wählen. 

Die  verschiedensten,  sonst  zur  Längenersparnis 
möglichen  .•\nordnungen,  die  bei  knappster 
Länge  zum  Nebeneinanderlegen  aller  4 
Gruppen  führen  können,  sind  ausführlich  von 
Oder  im  Hb. d.  Ing.  W.  (s.  Literatur)  behandelt. 
Hier  seien  nur  noch  zwei  besonders  bemerkens- 
werte Anordnungen  besprochen. 

Man  hat  auch  vorgeschlagen,  V.  ohne  Stations- 
gleise derart  anzuordnen,  daß  nach  Taf.  II, 
Abb.  13  das  Ordnen  nach  Stationen  mittels  Aus- 
ziehgleises und  besonderen  Ablaufberges  in 
die  hinteren  Enden  der  zu  diesem  Behuf  länger 
gemachten  Richtungsgleise  erfolgt.  Die  geord- 
neten Wagen  werden  dann  ausgezogen  und 
in  eines  der  neben  den  Richtungsgleisen  an- 
geordneten .\usfahrgleise  umgesetzt.  Diese  An- 
ordnung würde  bedeutend  an  Länge  der  An- 
lage, auch  an  Gleislänge  und  Weichen  sowie 
an  Bedienungs-  und  Beleuchtungskosten  sparen, 
aber  jedenfalls  nur  eine  erheblich  verringerte 
Leistung  gestatten. 

Die  Anordnung  in  Kopfform  (Taf.  II,  Abb.  14, 
Magdeburg-Rothensee)  kann  da  angezeigt  sein, 
wo  sich  aus  der  Ortlichkeit  eine  Längsrichtung 
des  V.  quer  zu  der  Hauptbahnlinie  ergibt, 
zumal  wenn  für  den  Bahnhof  in  dieser  Lage 
geringe  Länge  und  große  Breite  zur  Verfügung 
steht.  Solcher  Bahnhof  kann  einseitig  oder  zwei- 
seitig betrieben  werden.  Doch  ergeben  sich  bei 
zweiseitigem  Betrieb,  abgesehen  von  der  be- 
sonderen Behandlung  der  Umkehrwagen,  Über- 
kreuzungen beim  Ausziehen  aus  den  Richtungs- 
gleisen in  die  zum  Stationsordnen  dienenden 
Ausziehgleise  (Zerlegungsgleise). 

Welche  der  Anordnungen  zu  wählen  ist,  hängt 
von  der  Zahl  der  Bahnlinien,  dem  Verkehrs- 
umfang,  der  Verkehrsgestaltung,  den  Gelände- 
verhältnissen u.  s.  w.  ab.  In  der  Mehrzahl  der 
Fälle  werden  die  Bahnhöfe  mit  .^blaufbergen 
angelegt,  weil  das  durchgehende  Gefälle  bei 
ungeeigneter  Geländegestaltung  große  Anlage- 
kosten erfordert. 

IV.  Lage  zu  den  Bahnlinien.  Ein  V.  an 
einer  durchgehenden  Bahn  wird  in  der  Regel 
die  Lage  nach  Taf.  II,  Abb.  3  oder  4  erhalten, 
in  Ausnahmefällen  nach  Taf.  11,  .Abb.  14  (Kopf- 


form). Ahnlich  (Taf.  II,  .Abb.  3  oder  4)  ist  die 
.Anordnung  in  der  Regel  bei  einer  mit  Kopf- 
bahnhof endigenden  Bahn;  nur  fällt  hier  der 
Anschluß  an  die  Hauptgleise  an  dem  nach  dem 
Kopfbahnhof  gerichteten  Ende  fort,  an  das 
meist  der  Ortsgüterbahnhof  angeschlossen  ist. 
Für  2  Bahnen  sind  verschiedene  Fälle  für 
Kreuzungs-  und  Trennungsbahnhöfe  in  Durch- 
gangs- und  Kopfform  im  Artikel  Bahnhöfe  be- 
handelt (s.  d.  und  auch  Cauer,  Personenbahnhöfe, 
S.  101  ff.).  Bisweilen  gibt  man  einem  V.,  um 
für  seine  .Anlage  ein  möglichst  geeignetes  und 
nicht  zu  teures  Gelände  zu  gewinnen,  eine 
von  der  Führung  der  Bahnlinien  unabhängige 
und  entfernte  Lage.  Soweit  man  in  der  Füh- 
rung der  in  solchem  Fall  erforderlichen  be- 
sonderen, von  den  Bahnlinien  abzweigenden 
Güterzuführungsbahnen  Freiheit  hat,  empfiehlt 
es  sich,  dafür  zu  sorgen,  daß  Kreuzungen  der 
Ein-  und  Ausfahrten  miteinander  und  mit  wich- 
tigen Verschiebevorgängen  tunlichst  vermieden 
werden  und  daß  bei  zweiseitigen  Bahnhöfen 
die  Linienanschlüsse  so  eingeführt  werden, 
daß  die  Ein-  und  Ausfahrt  der  Züge  in  der 
Verschieberichtung  erfolgt  und  daß  Umkehr- 
wagen in  möglichst  geringer  Zahl  vorkommen. 
Wo  dies  bei  größerer  Zahl  der  Bahnlinien 
und  verschiedensten  lebhaften  Verkehrsbezie- 
hungen nicht  ausführbar  sein  würde,  kann  die 
Rücksicht  auf  die  Vermeidung  zahlreicher 
Umkehrwagen  für  die  Wahl  eines  einseitigen 
Bahnhofsystems  den  Ausschlag  geben. 

Bei  einem  einseitigen  Bahnhof  ist  es  gleich- 
falls erwünscht,  daß  die  .Ausfahrt  der  Züge 
in  der  Verschieberichtung  erfolgt.  Wenn  die  Ein- 
fahrt der  Züge  entgegen  der  Verschieberichtung 
stattfindet,  ist  dies  hier  für  ununterbrochenen 
Verschiebebetrieb  nahezu  unschädlich,  wenn  die 
Züge  abw'echselnd  von  beiden  Seiten  einlaufen 
(Nürnberg,  s.  u.).  Der  großartig  angelegte  ein- 
seitige Bahnhof  Basel  der  badischen  Staats- 
bahnen (mit  Ablaufbergbetrieb)  zeigt  für  alle 
Zugein-  und  -ausfahrten  Anschlüsse  in  der 
Verschieberichtung. 

V.  Beispiele  ausgeführter  V. 

1.  Bahnhof  Kalk-Nord.  Der  V.  Kalk-Nord 
(s.  Abb.  1  auf  Taf.  III  nach  Eis.T.d.G.II,  3)  ist 
ein  Bahnhof  der  Anordnung  II,  d.  h.  zweiseitig 
mit  .Ablaufbergbetrieb  in  seinen  beiden  Haupt- 
richtungen  Nord-Süd  und  Süd-Nord.  Beider- 
seits sind  nur  die  Einfahr-  und  Richtungs- 
gleise, diese  zugleich  als  Ausfahrgleise  dienend, 
hintereinander  geschaltet,  während  die  Stations- 
gruppe jedesmal  (wie  nach  Taf.  II,  Abb.  10) 
als  büschelförmige  Gruppe  neben  die  Rich- 
tungsgleisgruppe gelegt  ist  und  mit  besonderem, 
an  diese  anschließendem  Ausziehgleis  über  einen 
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Ablaufberg  in  entgegengesetzter  Richtung  be- 
trieben wird.  Zwischen  die  beiden,  den  Bahnhof 
zwischen  den  Hauptrichtungen  durchschnei- 
denden, Durchlaufgleise  (Verkehrsgieise)  ist 
zweckmäßig  eine  große  Umladeanlage  gelegt, 
für  deren  Speisung  mit  Uniladewagen  beide 
Richfungsgruppen  besondere  Gleise  enthalten, 
aus  denen  die  Umladewagen  mittels  einfacher 
Sägebewegung  an  die  Umladebühne  gesetzt 
werden  können.  Die  an  der  Umladebühne 
nach  den  erforderlichen  Zwischenbewegungen 
erledigten  Wagen  können  nach  den  vorhan- 
denen Gleisverbindungen  entweder  unmittelbar 
als  Züge  ausfahren  oder  mit  einfacher  Aus- 
ziehbewegung in  die  Einfahrgleise  der  Haupt- 
richtung gelangen,  in  der  sie  abzugehen  haben. 
In  ungünstiger  Weise  dagegen  ist  die  Loko- 
motiv-  und  Bekohlungsanlage  nebst  Betriebs- 
werkstätte wegen  Platzmangels  nicht,  wie  die 
Umladeanlage,  in  die  Mitte  gelegt,  sondern 
außerhalb  nach  Südwesten,  so  daß  die  Loko- 
motivfahrten die  .Ausfahrten  nach  Süden  in 
Schienenhöhe  überkreuzen.  Zu  beachten  sind 
die  Gleise  für  Umkehrwagen  (Rückläufer),  der 
Anschluß  des  Ortsgüterverkehrs,  ein  an  der 
Ostseite  durchgeführtes  Oleispaar  für  durch- 
gehende Güterzüge  sowie  die  Ausrüstung  des 
Bahnhofs  mit  Dienstgebäude,  Stellwerken,  Auf- 
enthaltsgebäuden, Obernachtungsgebäudeu. s.w. 
(Näheres  s.  Organ  1911). 

2.  Bahnhof  Straßhof.  Der  V.  Straß- 
hof, an  der  österreichischen  Nordbahn  etwa 
24  km  von  Wien  zwischen  den  Stationen 
Wagram  und  Gänserndorf  gelegen,  ist,  wie 
der  vorbeschriebene  ein  Bahnhof  der  An- 
ordnung II.  Die  den  beiden  Hauptrichtungen 
dienenden  Gleisanlagen  liegen  aber  hier  (siehe 
Taf.  11,  Abb.  17)  beiderseits  der  Hauptgleise, 
durch  diese  getrennt,  entsprechen  also  derjenigen 
Sonderlösung  der  Anordnung  11,  die  oben 
als  in  der  Regel  nicht  zweckmäßig  bezeichnet 
wurde.  Diese  Lösung  war  gleichwohl  im  vor- 
liegenden Falle  durch  die  eigenartigen  Betriebs- 
aufgaben dieses  Bahnhofs  bedingt.  Der  zur 
Entlastung  der  durch  gewachsenen  Verkehr 
unzureichend  gewordenen  Anlagen  in  Wien 
angelegte  Bahnhof  dient  in  seinem  westlichen 
Teile  dazu,  die  in  der  Richtung  von  Wien 
mit  den  Wagen  von  dort  bzw.  von  der  Wiener 
Verbindungs-  und  Donauuferbahn  sowie  von 
den  Zwischenstationen  Floridsdorf,  Süßenbrunn 
und  Wagram  bunt  eintreffenden  Züge  zu  ge- 
ordneten Zügen  nach  Norden  umzubilden.  Die 
in  Taf.  11,  Abb.  17  ohne  die  während  des  Krieges 
vorgenommenen  Erweiterungen  dargestellte 
zweiseitige  Anlage  des  V.  Straßhof  weist  hier  nur 
die  beiden  Hauptgruppen  der  Einfahrgleise  und 
der  zugleich  als  Ausfahrgleise  dienenden  Rich- 


tungsgleise mit  zwischenliegendeni  .Ablaufberge 
auf.  Zum  Feinordnen,  soweit  erforderlich,  wird 
das  am  Nordende  des  westlichen  Bahnhofsteils 
angeordnete  Ausziehgleis  benutzt.  Das  am  Süd- 
ende dieses  Bahnhofsteils  befindliche  Auszieh- 
gleis dient  zum  Herausholen  solcher  Wagen 
aus  den  eingetroffenen  Zügen,  die  aus  irgend 
einem  Grund  nicht  zum  Ablauf  gebracht  wer- 
den dürfen. 

Im  wesentlichen  ebenso  ist  für  das  Ordnen 
der  von  Norden  bunt  eintreffenden  Züge  nach 
den  Entladepiätzen  in  U'ien,  nach  Obergang 
Wien  u.  s.  w.  der  östliche  Teil  der  Bahnhofs- 
anlage eingerichtet.  Um  bei  Überlastung  der 
Wiener  Ladeanlagen  Wagen  aufspeichern  zu 
können,  ist  hier  neben  den  Einfahrgleisen  noch 
eine  besondere  Gleisgruppe  vorgesehen. 

Der  Verkehr  spielt  sich  hiernach  auf  jeder 
der  beiden  Bahnhofseiten  im  wesentlichen  un- 
abhängig von  der  anderen  ab.  Umkehrwagen 
kommen  in  der  Regel  nicht  vor.  Ortsgüter- 
verkehr fehlt.  Die  Lokomotive  jedes  angekom- 
menen Zuges  fährt  über  das  betreffende  Loko- 
motivgleis (s.  Taf.  II,  Abb.  17)  nach  vorn,  um 
sogleich  einen  geordneten  Zug  derselben  Rich- 
tung zu  übernehmen.  Nur  die  Verschiebeloko- 
motiven haben  bei  ihrem  Wege  zu  und  von 
dem  Schuppen  die  Hauptgleise  zu  überkreu- 
zen. So  erscheint  die  oben  als  Regelform  ver- 
worfene Anordnung  in  anbetracht  ihrer  Ein- 
fachheit und  Billigkeit  für  die  besonderen  hier 
vorliegenden  Verhältnisse  wohl  geeignet. 

3.  Bahnhof  Hausbergen  (Straßburg). 
Der  V.  Hausbergen  (s.  die  Skizze  Taf.  II,  Abb.  18 
nach  Ztschr.  f.  Bw.  1908)  ist  ein  Bahnhof  der 
Form  III,  d.  h.  ein  zweiseitiger  Bahnhof,  auf 
dem  dieWaeen  beider  Hauptrichtungen  in  der- 
selben Richtung,  also  die  der  einen  (Süd-Nord) 
entgegen  ihrer  Verkehrsrichtung  rangiert  werden. 
Diese  Anordnung  hat  man  deshalb  getroffen, 
weil  die  Zahl  der  von  Süden  in  den  Bahnhof 
eingeführten  Linien  diejenige  der  von  Norden 
eingeführten  beträchtlich  überwiegt,  insbesondere 
auch  der  Güteranschluß  der  geographisch  von 
Norden  kommenden  Lauterburger  Linie  von 
Süden  her  in  den  Bahnhof  eingeführt  ist,  so  daß 
der  Bahnhof  seinen  Hauptrichtungen  nach 
einen  starken  Eckverkehr  von  Süden  nach  Süden 
aufweist.  Beiderseits  sind  in  dem  über  4  kn 
langen,  mit  Ablaufbergen  betriebenen  Bahnhof 
die  4  Hauptgruppen  der  Einfahrgleise,  Rich- 
tungsgleise, Stationsgleise,  Ausfahrgleise  hinter- 
einander geschaltet.  Eine  Besonderheit  weist 
die  Fürsorge  fürden  Eckverkehr  (Umkehrwagen) 
Süd-Süd  auf  (s.  Taf.  II,  Abb.  1 8) :  an  die  Einfahr- 
gruppe von  Süden  schließt  sich  außer  der 
Richtungsgruppe  nach  Norden  noch  eine  zweite 
Richtungsgruppe  nach  Süden  an,  die  sich  neben 
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die  Richtunssgruppe  Nord-Süd  legt  und  mit 
ihr  gemeinsam  in  die  Stationsgruppe  nach  Süden 
mündet.  So  können  die  Umkehrwagen  Süd-Süd 
gleich  beim  ersten  Ablaufen  endgültig  und 
ohne  Unterbrechung  des  Richtungsordnens 
Nord-Süd  nach  Richtungen  geordnet  werden 
und  es  werden  besondere  Überführungsfahrten 
für  sie  entbehrlich.  Allerdings  bedingt  diese 
Anordnung  eine  beträchtliche  Vermehrung  der 
Richtungsgleise.  Bemerkenswert  sind  die  den 
Bahnhof  umschließenden  durchlaufenden  Haupt- 
gütergleise für  solche  Züge,  die  den  Bahnhof 
nicht  zu  berühren  brauchen,  und  die  fast 
völlige  Vermeidung  von  schienengleichen  Kreu- 
zungen für  die  Ein-  und  Ausfahrten,  auch 
die  gute  Vorsorge  für  Lokomotivfahrten  von 
und  zu  den  Zügen.  Insbesondere  können  trotz 
einseitiger  Lage  des  Lokomotivschuppens  nebst 
Zubehör  und  Packwagengleise  die  Lokomo- 
tiven nebst  Packwagen  auch  zu  den  Zügen 
nach  Norden  mittels  Unterführung  zwischen 
Stations-  und  Ausfahrgruppe  vor  ihre  Züge 
gelangen,  ohne  den  Verschiebebetrieb  zu  stören. 
Beim  Richtungsordnen  wird  gleich  eine  Tren- 
nung nach  Unterstrecken  und  größeren  Statio- 
nen vorgenommen,  so  daß  das  eigentliche 
Stationsordnen  vermindert  und  ein  Zug  in 
der  Regel  aus  mehreren  Richtungsgleisen  ge- 
bildet wird. 

4.  V.  Nürnberg.  Der  Bahnhof  Nürnberg 
(Taf.  11,  Abb.  19,  nach  Lueger,  Lexikon  der  ge- 
samten Technik,  Bd.VIIl,S.7^73)  ist  (Form  IV)  ein 
einseitiger  Bahnhof  für  mehrere  Richtungen, 
in  durchgehendem  Gefälle  angelegt,  mit  Hinter- 
einanderschaltung der  4  Hauptgleisgruppen.  Von 
der  einen  Gleisgruppe  der  Einfahrgleise  findet 
beim  ersten  Ablauf  sogleich  eine  Trennung  in 
2  den  Hauptrichtungen  Osten  und  Westen  ent- 
sprechende Richtungsgleisgruppen  statt,  außer- 
dem eine  Trennung  nach  Uniladebühne,  Hinter- 
stellgleisen  (Vorratsgleisen)  für  leere  Wagen, 
Industrieanschlüssen  u.  s.  w.  Die  Zweiteilung 
nach  den  beiden  Hauptrichtungen  setzt  sich 
dann  in  den  Stationsgruppen  und  Ausfahr- 
gruppen fort.  Da  der  fast  5  km  lange  Bahnhof 
in  seiner  Gefälle-  bzw.  Verschieberichtung  von 
Osten  nach  Westen  verläuft,  so  müssen  die 
von  Westen  einfahrenden  Züge  an  seiner  Süd- 
seite vorbei  bis  zu  den  am  Ostende  befind- 
lichen Einfahrgleisen  gelangen  und  die  nach 
Osten  ausfahrenden  Züge  ebenso,  von  seinem 
Westende  ausgehend,  den  Bahnhof  an  seiner 
Südseite  umfahren.  Daß  die  Einfahrten  von 
Westen  und  Osten  in  die  Einfahrgleise  (Zer- 
legungsgleise) von  der  Südseite  und  Nordseite 
einmünden,  hat  den  Vorteil,  daß  man  gleich- 
zeitig mit  Einfahrten  auf  der  Südseite  aus  den 
nördlichen    Zerlegungsgleisen    Züge    ablaufen 


lassen  kann,  ebenso  mit  Einfahrten  auf  der 
Nordseite  Züge  aus  den  südlichen  Zerlegungs- 
gleisen. Man  kann  also  bei  geschicktem  Ab- 
wechseln ohne  wesentliche  Unterbrechung  den 
Verschiebebetrieb  aufrecht  erhalten,  was  bei  Ein- 
mündung der  Einlaufe  nur  von  einer  Seite 
nicht  möglich  wäre.  Ein  die  Einfahrgleise  fort- 
setzendes Ausziehgleis  von  mehr  als  Zuglänge 
gibt  ferner  die  Möglichkeit,  eingelaufene  Züge, 
um  Unterbrechungen  des  Ablaufbetriebs  zu 
verhüten,  von  der  einen  zur  andern  Seite  um- 
zusetzen. Ferner  kann  dies  Gleis,  um  die 
Leistungsfähigkeit  des  Bahnhofs  zu  erhöhen, 
zu  einer  Vorzerlegung  der  Züge  nach  den 
beiden  Hauptrichtungen  benutzt  werden,  so  daß 
dann  an  der  Hauptablaufstelle  gleichzeitig  für 
beide  Hauptrichtungen  nach  Richtungen  geord- 
net werden  könnte.  Die  an  der  Hauptablaufstelle 
angedeuteten  Ablaufrücken  sind  nachträglich 
eingeschaltet,  weil  die  ursprüngliche  Neigung 
sich  als  zu  schwach  für  rasches  Vorauslaufen 
der  entkuppelten  Wagen  oder  Rangiergänge 
gezeigt  hatte.  Nach  der  südlich  angelegten  Loko- 
motivanlage gelangen  die  Lokomotiven  der  ein- 
gelaufenen Züge  auf  besonderem  Gleis  kreu- 
zungsfrei, von  ihr  mit  bequemer  Verbindung  zu 
den  zur  Ausfahrt  bereiten  Zügen.  Die  Packwagen 
werden  nicht  \on  den  Lokomotiven  mitgenom- 
men, sondern  laufen  mit  ab  und  gelangen  aus  den 
in  der  Mitte  zwischen  den  beiden  Stationsgruppen 
liegenden  Packwagengleisen  mit  Gefälle  zu 
den  in  den  Ausfahrgleisen  zusammenlaufenden 
Zügen.  Erwähnt  sei  noch  ein  neben  den  beiden 
Ausfahrverbindungen  nach  Osten  angeordnetes 
durchgehendes  Gleis  von  Osten,  auf  dem  zu- 
sammen mit  dem  zunächst  benachbarten  Gleis 
nach  Osten  Personalzüge  nach  und  von  Dutzend- 
teich, Nürnberg  Hauptbahnhof  verkehren. 

VI.  Durchbildung    und    Leistungsfähig- 
keit der  Bestandteile  eines  V. 

I.  Die  4  hauptsächlichen  Gleisgrup- 
pen. Die  Gesamtleistung  eines  V.  hängt  davon 
ab,  wie  viele  Wagen  an  der  Hauptablaufstelle 
(des  Richtungsordnens)  beim  einseitigen  Bahn- 
hof bzw.  an  den  beiden  Hauptablaufstellen 
beim  zweiseitigen  Bahnhof  (hier  unter  Berück- 
sichtigung des  Abzugs  für  Umkehrwagen)  in 
der  Zeiteinheit  durchschnittlich  zum  Ablauf 
gelangen,  weil  die  zweite  Behandlung  durch 
das  Stationsordnen  sich  in  der  Regel  nur 
auf  einen  Teil  der  Wagen  zu  erstrecken  pflegt 
und  es  ferner  möglich  ist,  durch  Vermehrung 
der  Stationsgleisgruppen  jeden  Verkehr  zu  be- 
wältigen, der  durch  den  engen  eingleisigen^ 

I  Auch  wenn  dort  2  oder  3  .■\blaufberge  (s.  d.) 
nebeneinander  angeordnet  sind  oder  bei  durch- 
gehendem   Gefälle    aus   den    Einlaufgleisen    neben- 


Verschiebebahnhöfe. 


133 


Hals  der  Hauptablaufstelle  hindurchgekomnien 
ist.  Die  Leistung  der  Hauptabiaufstelle  hängt 
hiernach  ab  einmal  von  der  möglichen  Ablauf- 
geschwindigkeit bei  einem  einzelnen  Zug  und 
ferner  von  den  im  V'erschiebebetrieb  unx'ermeid- 
lichen  Pausen.  Bei  einem  Ablaufberg  richtet 
sich  die  anwendbare  .Abdrückgeschwindigkeit 
außer  nach  dem  (möglichst  starken)  Anfangs- 
gefälle (unbedenklich  1 :  25)  und  einem  mög- 
lichst kleinen  Ausrundungshalbmesser  des  Ge- 
fällbrechpunktes an  der  .Ablaufstelle  (unbedenk- 
lich R^IOO  m)  nach  der  Weichenentwicklung, 
die,  wenn  ausführbar,  schon  im  ersten  Steil- 
gefälle beginnen  und  durch  büschelförmige  Ge- 
staltung der  Verzweigungen  die  Wege  zu  den 
einzelnen  Richtungsgleisen  möglichst  schnell  aus- 
einanderführen soll.  Denn  je  kürzer  die  Strecken 
sind,  auf  denen  Wagen,  zwischen  denen  Wei- 
chen umgestellt  werden  müssen,  denselben 
\X'eg  verfolgen,  also  bei  verschiedenem  Lauf- 
widerstand sich  fangen  können,  desto  schneller 
kann  man  den  Verschiebezug  abdrücken.  Auf 
Bahnhöfen  durchgehenden  Gefälles  dürfte  man 
an  der  Hauptablaufstelle,  wo  man  bisher,  wenn 
überhaupt,  nur  eine  mäßige  Verstärkung  des 
sonstigen  Gefälles  angewendet  hat,  zweckmäßig, 
wenn  auch  auf  eine  ganz  kurze  Strecke,  ein 
ebenso  starkes  Gefälle  anwenden  wie  bei  Ab- 
laufbergen, um  die  ablaufenden  Wagen  oder 
Rangiergänge  schnell  auseinanderzu  bekommen. 
Beim  Ablauf  einzelner  Wagen  dürfte  sowohl 
bei  .Ablaufbergen  wie  bei  durchgehendem  Ge- 
fälle und  zweckmäßiger  Anlage  ein  Zug  \on 
50  Wagen  in  etwa  7'5  Min.  zerlegbar  sein, 
was  einer  Abdrück-  bzw.  Abrollgeschwindigkeit 
von  etwa  3'6  Am,  Std.  oder  1  /n/Sek.  entspricht. 
Bei  aus  mehreren  Wagen  bestehenden  Rangier- 
gängen wird  die  Abdrückgeschwindigkeit  bzw. 
Abrollgeschwindigkeit  erhöht,  wobei  das  durch- 
gehende Gefälle,  da  hier  nur  die  Bremsen 
gelocicert  zu  werden  brauchen,  im  Vorteil  sein 
dürfte. 

Zwischenpausen  entstehen  bei  Ablaufbergen 
für  das  Beiseitefahren  der  Abdrücklokomotive 
(falls  nicht  2  vorhanden,  auch  durch  ihre 
Rückkehr  an  das  hintere  Ende  des  nächsten 
abzudrückenden  Zuges),  für  die  Beseitigung 
von  Zuglokomotive  und  Packwagen,  für  die 
Beseitigung  von  Fehlläufern,  für  das  gelegent- 
liche Zusammendrücken  von  Wagen  in  den 
Richtungsgleisen.  Schließt  die  Stationsgruppe 
als  Fortsetzung  an  die  Richtungsgruppe  an, 
so  bedingt  dies,  wie  oben  erwähnt,  weitere 
erhebliche    Unterbrechungen    des    Richtungs- 

einander  Verbindungen  zu  den  Richtungsgleisen 
bestehen,  darf  doch  immer  zurzeit  nur  ein  Zug  ab- 
laufen, weil  sonst  in  den  Richtungsgleisen  Wagen 
zusammenstoßen  würden. 


ordnens.  Bei  durchgehendem  Gefälle  können 
alle  diese  Pausen  fortfallen;  die  Leistung  ist 
also  nicht  unwesentlich  größer.  Ein  gut  an- 
gelegter zweiseitiger  Bahnhof  mit  Ablaufbergen 
wird  allerdings,  wenn  die  Zahl  der  Umkehr- 
wagen nicht  sehr  groß  ist,  mehr  leisten  als 
ein  einseitiger  Bahnhof  mit  durchgehendem  Ge- 
fälle. Über  die  mögliche  Gesamtleistung  eines 
Bahnhofs  gehen  die  Ansichten  auseinander.  Sie 
hängt  auch  wesentlich  von  dem  mehr  oder 
weniger  gleichmäßigen  Zulauf  der  Züge  ab, 
der  selten  gestatten  wird,  eine  Betriebszeit  von 
vielleicht  20  Stunden  (4  Stunden  für  Gleisunter- 
haltung) gleichmäßig  durchzuarbeiten.  Wenn  die 
größte  Stundenleistung  bei  einem  Ablaufberg 
vielleicht  300  Wagen,  bei  einer  Anlage  im  durch- 
gehenden Gefälle  etwa  400  Wagen  betragen 
mag,  so  wird  man  in  20  Stunden  bei  einem  Ab- 
laufberg kaum  über  5000,  bei  einer  Gefälleanlage 
kaum  über  7000  Wagen  hinauskommen.  .Auf 
den  bestehenden  Bahnhöfen  sind  solche  Leistun- 
gen allerdings  noch  nicht  erreicht  (vgl.  wegen 
der  Neigungs-  und  Geschwindigkeitsverhältnisse 
die  Veröffentlichungen  von  O.  Blum,  Ammann, 
Cauer;  s.  Literatur).  Zwischen  dem  Einlauf- 
und Auslaufende  eines  Bahnhofs  in  durch- 
gehendem Gefälle  ergibt  sich  regelmäßig  ein 
beträchtlicher  Höhenunterschied.  So  liegt  bei 
Dresden-Friedrichstadt  die  Ablaufstelle  rd.  13/« 
über  den  Ein-  und  Ausfahrgleisen.  Bei  einem 
Bahnhof  mit  Ablaufbergen  kann,  wenn  die 
Ablaufhöhen  ganz  durch  Rückenbildung  her- 
gestellt -«erden,  ein  Höhenunterschied  zwischen 
Ein-  und  Auslaufende  vermieden  werden.  Bis- 
weilen hat  man  dies  dadurch  erreicht,  daß  man 
die  Gruppengleise  ganz  wagrecht  oder  sogar 
teilweise  in  Gegenneigung  verlegt  hat,  was 
verwerflich  ist.  Aberauch  hohe  Gegenneigungen 
der  Ablaufberge  wirken  überall  da,  wo  längere 
Rangiergänge  häufig  vorkommen,  ungünstig, 
weil  sie  den  Übergang  zu  größerer  Abdrück- 
geschwindigkeit verzögern  und  den  Ablauf  der 
Wagengruppen  hemmen.  So  ergibt  sich  auch 
beim  Bahnhof  mit  Ablaufbergen  zweckmäßig 
ein  Höhenunterschied  zwischen  Ein-  und  Aus- 
laufende, d.  h.  ein  stufenförmiger  Längenschnitt 
(Taf.  II,  Abb.  15).  Der  hierdurch  bei  zweiseitigen 
Bahnhöfen  an  jedem  Ende  sich  ergebende 
Höhenunterschied  zxxischen  den  Einfahrgleisen 
der  einen  und  den  Ausfahrgleisen  der  andern 
Seite  kann  nach  A.  Blum  (s.  Literatur)  bisweilen 
vorteilhaft  zur  Herstellung  der  zwischen  den 
verschiedenen  Bahnanschlüssen  erforderlichen 
Gleisüberwerfungen   benutzt  werden. 

Die  erforderliche  Anzahl  der  Einfahrgleise 
ergibt  sich  durch  ein  einfaches,  die  Zugeinläufe 
nach  dem  Fahrplan  und  die  Abiaufzeiten  der 
Verschiebezüge  darstellendes  zeichnerisches  Ver- 
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fahren.  Dienen  die  Einfaiirgleise  nicht  zugleich 
als  Zerlegungsgleise,  so  ist  das  Verfahren  unter 
Berücksichtigungder  Überführungsfahrten  sinn- 
gemäß zu  ergänzen.  Für  den  üleisbedarf  der 
übrigen  Gleisgruppen  hat  Helm  (s.  Literatur) 
ein  zuverlässiges  Verfahren  angegeben,  das 
im  Grund  darauf  beruht,  daß  er  die  Wagen 
von  ihrem  Einlauf  in  die  Richtungsgleise  ab 
als  neugebildete  Züge  behandelt  und  diese  in 
ihrer  Vervollständigung  und  Ordnung  und 
in  ihrem  gemäß  Fahrplan  erfolgenden  Ab- 
gang zeitlich  in  einer  übersichtlichen  zeichne- 
rischen Darstellung  verfolgt.  Durch  dieses 
Verfahren  läßt  sich  auch  in  jedem  Fall  ent- 
scheiden, ob  an  eine  Richtungsgruppe  eine 
Stationsgruppe  oder  2  nebeneinander  an- 
zuschließen sind. 

Man  hat  wiederholt  auch  vorgeschlagen,  zur 
Ersparnis  an  Gleisiängen  2  Stationsgruppen 
hintereinander  zu  schalten,  so  daß  man  durch 
Ordnen  der  Wagen  eines  Zuges  in  beiden 
Gruppen  nacheinander  in  der  Lage  ist,  nach 
so  vielen  Stationen  zu  ordnen,  wie  dem  Produkt 
aus  den  Gleisanzahlen  der  beiden  Gruppen 
entspricht,  z.  B.  in  dem  in  Taf.  11,  Abb.  16  an- 
gedeuteten Fall  nach  4-5  oder  20  Stationen. 
Wo  man  solche  Gruppen  tatsächlich  angewendet 
hat,  so  auf  den  Gefällebahnhöfen  Edgehill  und 
Dresden,  werden  sie  nicht  in  der  beabsichtigten 
Weise  benutzt.  Sie  bedeuten  eine  unerwünschte 
Verlängerung  des  Bahnhofs  und  eine  Verum- 
ständlichung  des  Verschiebebetriebs.  Bei  Ab- 
schubbahnhöfen  werden  wegen  erforderlichen 
Zwischenbaues  eines  weiteren  Ablaufberges  die 
mit  Hintereinanderschaltung  der  Gleisgruppen 
verbundenen  Übelstände  (s.  o.)  \ermehrt.  Die 
Anordnung  dürfte  daher  für  Neuaniagen  nicht 
mehr  in  Betracht  kommen.  Ähnlich  ist  es  mit 
der  Zwischenschaltung  einer  sog.  Korrektions- 
harfe zwischen  Stationsgruppe  und  Ausfahr- 
gruppe, wie  man  solche  auf  Gefällebahnhöfen, 
z.  B.  Nürnberg  (s.  Taf.  II,  .Abb.  19),  angeordnet 
hat,  um  Falschläufer  beiseite  setzen  und  dem- 
nächst an  richtiger  Stelle  einschalten  zu  können. 
Da  man  den  in  einem  Ausfahrgleis  in  Bildung 
begriffenen  Zug  zur  Ersparnis  von  Personal 
und  um  ihn  in  der  Hand  zu  behalten,  zweck- 
mäßig immer  nur  so  weit  herabrollen  läßt,  daß 
seine  obere  Spitze  in  die  Stationsgruppe  bis 
an  diejenige  Weiche  hinaufreicht,  aus  der  die 
nächste  Wagengruppe  abzurollen  hat,  so  wirkt 
die  zwischengeschaltete  Korrektionsharfe  nur 
störend,  wird  übrigens  auch  in  Nürnberg  nicht 
benutzt.  Es  empfiehlt  sich,  statt  dessen  der 
Stationsgruppe  ein  Gleis  mehr  als  sonst  er- 
forderlich zu  geben  und  in  dieses  die  beim 
Richtungsordnen  falsch  gelaufenen  Wagen  hin- 
einlaufen zu  lassen. 


Die  nutzbare  Länge  der  Einfahrgleise,  Aus- 
fahrgleise und  Richtungsgleise  ist  in  der  Regel 
größer  als  die  Zuglänge.  Die  nutzbare  Länge 
der  Stationsgleise  richtet  sich  nach  den  Stärken 
des  Verkehrsanfalls  und  pflegt  100-200«  zu 
betragen. 

2.  Umfahrgleise  und  Durchlaufgleise. 
Damit  ohne  Veränderung  durchlaufende  Güter- 
züge nicht  durch  die  Weichenentvcicklungen  des 
V.  durchgeleitet  zu  werden  brauchen,  wobei 
sie  zugleich  ohne  Not  den  Bahnhof  belasten 
würden,  empfiehlt  es  sich,  für  solche  Züge 
Hauptgütergleise  (Umfahrgleise)  am  V.  vorbei 
bzw.  um  ihn  herumzuführen  (vgl.  die  Pläne 
von  Kalk-Nord  und  Hausbergen),  bei  \'orhan- 
densein  mehrerer  Bahnen  unter  umständen 
mehrere  solche  Verbindungen  vorzusehen.  Liegt 
ein  V.  nur  an  einer  durchgehenden  Bahn,  auf 
deren  Hauptgleisen  durchgehende  Güterzüge 
ohne  Nachteil  verbleiben  können,  so  lassen  sich 
natürlich  solche  Umfahrgleise  entbehren. 

Durchlaufgleise  (s.  d.)  sollten  auf  jedem  V. 
unter  möglichster  Vermeidung  der  Kreuzung 
von  wichtigen  Verschiebevorgängen  reichlich 
vorgesehen  werden,  namentlich  zum  Verkehr  der 
Lokomotiven  nebst  Packwagen  von  den  ange- 
kommenen Zügen  zum  Lokomotivschuppen  und 
von  diesem  zu  den  zum  Abgang  bestimmten 
Zügen,  zum  Verkehr  der  Abdrück-  oder  son- 
stigen Verschiebelokomotiven,  zum  Umsetzen 
der  Umkehrwagen  und  Reparaturwagen,  der  Be- 
dienung einer  etwaigen  Umladebühne  und 
etwaiger  angeschlossener  Ortsgüteranlagen 
u.  s.  w.  Bei  zweiseitigen  Bahnhöfen  sollte  man 
stets  in  der  Mitte  2  Durchlaufgleise  durchführen, 
an  die  der  Lokomotivschuppen  und  andere 
Anlagen  zweckmäßig  angeschlossen  werden  und 
die  an  allen  erwünschten  Stellen  Seiten- 
verbindungen erhalten.  Jeder  Ablaufberg  erhält 
zweckmäßig  ein  mit  den  Hauptdurchlaufgleisen 
in  Verbindung  stehendes,  ihn  umgehendes 
Durchlaufgleis. 

3.  Lokomotivanlage  und  Packwagen- 
gleise. Der  Lokomotivschuppen  nebst  Bekoh- 
lungsanlage u.  s.  w.  liegt  auf  einem  zweiseitigen 
Bahnhof  am  besten  in  der  Mitte  zwischen  den 
den  beiden  Hauptrichtungen  dienenden  Gleis- 
anlagen mit  Anschluß  seiner  Zufahrten  an  die 
in  der  Bahnhofsmitte  anzulegenden  Durchlauf- 
gleise (s.  0.),  u.  zw.  in  der  Regel  nicht  in  der 
Mitte  der  Bahnhofslänge,  wo  in  den  Richtungs- 
gleisen der  Breitenbedarf  beiderseits  am  größten 
ist,  sondern  nach  einem  der  beiden  Bahnhofs- 
enden zu,  d.  h.  zwischen  den  Einfahrgleisen 
der  einen  und  den  Ausfahrgleisen  der  andern 
Seite.  Sofern  die  verfügbaren  Geländebreiten 
oder  sonstige  örtliche  Umstände  nicht  aus- 
schlaggebend sind,  wird  man  den  Lokomotiv- 
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schuppen  gern  nach  demjenigen  Ende  zu- 
schieben, von  und  nach  dem  hauptsächlich 
Lokomotiven  mit  Zwischenaufenthalt  im  Schup- 
pen kehren.  Bei  einseitigen  Bahnhöfen  und  wo 
bei  zweiseitiger  Anlage  die  Geländebreite  für 
eine  leistungsfähige  Anlage  zwischen  den  beiden 
Seiten  nicht  ausreicht,  muß  man  eine  seitliche 
Lage  wählen,  wird  aber  dann  darauf  Bedacht 
zu  nehmen  haben,  Kreuzungen  von  Haupt- 
gleisen oder  \on  wichtigen  Verschiebevorgängen 
durch  Lokomotivfahrten  mittels  schienenfreier 
Unter-  oder  Oberführung  der  Lokomotivgleise 
zu  vermeiden.  Das  Beispiel  von  Hausbergen 
(s.  0.)  zeigt,  daß  man  solchen  Gleisen  unbe- 
denklich   Neigungen    bis    1 :  30    geben    kann. 

Für  Lokomotivschuppen  in  Zwischenlage 
empfiehlt  sich  am  meisten  die  Rechteckform 
mit  Schiebebühnen  in  der  Sonderform  II  c 
(s.  Lokomotivschuppen).  Für  die  auf  dem  Bahn- 
hoftätigen Verschiebelokomotiven  und  für  kurz 
kehrende  Zuglokomotiven  __  sieht  man  zweck- 
mäßig an  geeigneten  Stellen  Anlagen  zum  Aus- 
schlacken des  Rostes  und  zum  Einnehmen  \'on 
Kohlen  und  Wasser  vor,  um  ihnen  hierfür  weite 
Fahrten  zum  Lokomotivschuppen  zu  ersparen. 

Die  Packwagengleise  werden  in  der  Regel 
zweckmäßig  in  der  Nähe  des  Lokomotivschup- 
pens angelegt.  Sie  werden  in  ihren  Weichen  so 
angeordnet  und  so  an  die  Lokomotivgleise  ange- 
schlossen, daß  möglichst  ohne  besondere  Ver- 
schiebebewegungen der  Packwagen  von  der 
Lokomotive  abgesetzt  und  abgeholt  werden  kann. 

4.  Reparaturanlagen.  Reparaturwagen- 
gleise zum  Aussetzen  der  beschädigt  eingehenden 
Wagen  sind  in  jeder  Richtungsgruppe  (etwa 
neben  den  Gleisen  für  Umkehrwagen,  s.  die 
Abb.)  erforderlich.  Für  Wagen,  die  in  dem 
Verschiebebetrieb  des  Bahnhofs  selbst  schadhaft 
werden,  empfiehlt  es  sich,  Gelegenheit  zum 
Aussetzen  in  der  Nähe  des  Ausgangs,  etwa 
als  besonderes  Gleis  jeder  Stationsgruppe  vor- 
zusehen. Von  den  sämtlichen  Gleisen,  auf  denen 
hiernach  Reparaturwagen  ausgesetzt  werden, 
ist  möglichst  bequeme  Gleisverbindung  nach 
den  Reparaturgleisen,  die  bisweilen  auch  z.  T. 
überdeckt  werden,  vorzusehen.  Die  Reparatur- 
gleise sollen  wiederum  in  bequemer  Verbindung 
zu  den  Einfahrgleisen  liegen,  um  die  ausge- 
besserten Wagen  erneut  zum  Ablauf  bringen  zu 
können.  Auf  einem  zweiseitigen  Bahnhof  liegen 
daher  auch  die  Wagenreparaturgleise  zweck- 
mäßig zwischen  den  Gleisanlagen  beider  Haupt- 
richtungen, unter  Umständen  verbunden  mit 
der  an  den  Lokomotivschuppen  angeschlossenen 
Betriebswerkstätte  für  Lokomotiven. 

5.  Vorratsgleise.  Für  den  Verkehr  zeit- 
weise entbehrliche  leere  Wagen  können  bisweilen 
in  gewissem  Umfang  in  einzelnen  Richtungs- 


gleisen aufgestellt  werden.  Auf  Bahnhöfen,  denen 
in  größerem  Umfang  die  Aufspeicherung  von 
Wagen  in  Zeiten  schwächeren  Verkehrs  zu- 
gewiesen ist,  werden  besondere  Vorratsgleise 
vorgesehen,  die  zweckmäßig  Zuglänge  erhalten 
und,  wenn  möglich,  unmittelbar  an  die  Haupt- 
ablaufstellen angeschlossen  sind.  Tunlichst  soll 
es  auch  möglich  sein,  die  Leerwagenzüge  aus 
den  Vorratsgleisen  in  der  für  sie  hauptsächlich 
in  Betracht  kommenden  Hauptrichtung  un- 
mittelbar ausfahren  zu  lassen.  Auch  für  die 
Vorratsgleise  ergibt  sich  hiernach  bei  zwei- 
seitigen Bahnhöfen  zweckmäßig  die  Mittellage. 

6.  Umladebühne  nebst  zugehörigen 
Gleisen.  Ist  auf  einem  V.  eine  Umladebühne 
(s.d.)  vorhanden,  so  bildet  sie  für  seinen  Ver- 
schiebebetrieh  sowohl  im  Eingang  wie  im  Aus- 
gang eine  Verkehrsrichtung.  Bei  einem  einseitigen 
Bahnhof  ergibt  sich  als  besonders  günstig  die 
auf  dem  Bahnhof  Nürnberg  gewählte  Anordnung 
(s.  Taf.  II,  Abb.  19),  d.  h.  in  seitlicher  Lage  mit 
unmittelbarem  Anschluß  an  die  Hauptablaufstelle, 
so  daß  die  für  die  Umladebühne  bestimmten 
Wagen  unmittelbar  zu  ihr  ablaufen,  die  an  ihr 
erledigten  Wagen  unmittelbar  in  eines  der  Ein- 
fahrgleise (Zerlegungsgleise)  aufgezogen  werden 
können.  In  einem  zweiseitigen  Bahnhof  liegt 
auch  die  Umladebühne  zweckmäßig  zwischen 
den  beiderseitigen  Gleisgruppen.  Ein  unmittel- 
barer Ablauf  der  Wagen  von  den  beiden  Haupt- 
ablaufbergen zu  ihr  ist  in  der  Regel  nicht 
möglich.  Doch  ist  dafür  zu  sorgen,  daß  von 
den  für  die  Umladewagen  bestimmten  Rich- 
tungsgleisen diese  möglichst  mit  einfacher  oder 
einmal  rückkehrender  Bewegung  an  die  Um- 
ladebühne gesetzt  werden  können,  und  daß  von 
den  Gleisen  der  Umladeanlage  die  erledigten 
Wagen  möglichst  unmittelbar  nach  den  Einfahr- 
gleisen (Zerlegungsgleisen)  der  beiden  Seiten 
befördert  werden  können  (vgl.  die  Umlade- 
anlage auf  dem  Bahnhof  Kalk-Nord,  Taf.  III, 
Abb.  1).  Wegen  der  Gleisanlagen  der  Llmlade- 
bühnen  s.  Umladebühne. 

7.  Sonstige  angeschlossene  Ladean- 
lagen liegen  in  der  Regel  außerhalb  des  V. 
Für  die  Gleisverbindungen  sind  schienengleiche 
Kreuzungen  mit  Hauptgleisen  oder  wich- 
tigen   Rangierwegen    möglichst   zu  vermeiden. 

S.  Sonstige  Gebäude  der  V.  Außer  den 
bereits  erwähnten  baulichen  .Anlagen,  dem  Loko- 
motivschuppen nebst  Betriebswerkstätte,  Dreh- 
scheiben, Beknhiungsanlage,  Wasserstation  nebst 
Verteilungsanlagen  u.  s.  w.  sowie  der  Wagen- 
reparaturanlage und  häufig  auch  einer  Des- 
infektionsanstalt sind  für  den  Betrieb  erfor- 
derlich ein  Hauptdienstgebäude  für  den  Stations- 
dienst, bei  zweiseitigen  Anlagen  am  besten 
in  der  Mitte  der  Bahnhofslänge,  bei  einseitigen 
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in  der  Nähe  der  Einfahrgleise  gelegen,  sowie 
kleinere  Dienstgebäude,  in  denen  die  Betriebs- 
leitung der  einzelnen  Dienstbezirke  ihren  Sitz 
hat,  und  Stell werksgebäude,  oft  zugleich  dem 
letzterwähnten  Zweck  dienend,  ferner  Gebäude, 
die  als  Unterkunft  für  das  auf  dem  Bahnhof 
tätige  Personal  an  Rangierern,  Weichenstellern, 
Arbeitern  u.  s.  w.  dienen  oder  in  denen  die 
Lampen  in  stand  gesetzt  werden,  Räume  zur 
Lagerung  und  Ausgabe  von  Betriebsmaterialien 
und  Räume  für  die  Bahnmeisterei,  auch  das 
Elektrizitätswerk  zur  Erzeugung  der  für  die 
Bahnhofsbeleuchtung  und  eventuell  den  Betrieb 
derStellwerkeerforderlichen  elektrischen  Energie. 
Für  den  Verkehr  sind  außer  der  oft  vorhan- 
denen Umladebühne  nebst  zugehöriger  Güter- 
abfertigung Brückwagen  und  Lademaße  erfor- 
derlich. Etwa  angeschlossene  Ortsgüteranlagen 
und  ihre  Gebäude  gehören  nicht  zum  eigent- 
lichen Bestand  des  V.  Für  Wohlfahrtszwecke 
sind  Aborte  in  reichlicher  Zahl  in  allen 
Teilen  des  Bahnhofs  vorzusehen,  ferner  nach 
Bedarf  Aufenthalts-  und  Übernachtungsgebäude. 
Für  die  zweckmäßige  Aufstellung  aller  dieser 
Gebäude  ist  schon  beim  Entwurf  des  Gleis- 
plans  überall  der  nötige  Platz  vorzusehen  und 
dafür  zu  sorgen,  daß  Gebäude,  die  betrieblich 
in  Beziehung  zueinander  stehen,  nahe  bei- 
einander ihren  Platz  finden,  sowie  daß  das 
in  derselben  Gegend  des  Bahnhofs  für  ver- 
schiedene Zwecke  auftretende  Raumbedürfnis 
nicht  durch  zahlreiche  kleine  Buden,  sondern 
durch  gemeinschaftliche  Gebäude  mit  reich- 
licher Raumreserve  befriedigt  wird.  Für  das 
Stationsdienstgebäude,  Aufenthalts-  und  Über- 
nachtungsgebäude wird,  sofern  sie  zwischen 
den  Gleisen  liegen,  zweckmäßig  schienenfreier 
Zugang  vorgesehen. 

Vll.   Hilfsmittel   beim  Verschieben. 

1.  Bremsmittel.  Um  die  Laufgeschwindig- 
keit der  durch  Gefälle,  Lokomotivkraft  u.  s.  w. 
in  Bewegung  gesetzten  Wagen  oder  Wagen- 
gruppen zu  regeln  und  sie  schließlich  aufzu- 
halten, werden  die  an  den  Wagen  vorhandenen 
Bremsen  in  der  Regel  nur  dann  benutzt,  wenn 
es  sich  um  ganze  ablaufende  Züge  oder  so 
große  Wagengruppen  handelt,  daß  Bremsbe- 
setzung vorgeschrieben  ist,  oder  wenn  die  Art 
des  Wagens  und  der  Ladung  Bremsbesetzung 
erfordert.  Nur  wo,  wie  in  England,  die  Wagen 
regelmäßig  mit  Hebelbremsen  (s.  Bremsen) 
ausgerüstet  sind,  die  von  neben  den  Wagen 
stehenden  oder  sich  bewegenden  Menschen 
bedient  werden,  sind  diese  Bremsen  auch  das 
geeignetste  Mittel  im  Verschiebebetrieb.  Die 
Bremsknüppel  (s.d.)  werden,  trotz  ihrer  Unvoll- 
kommenheit,  auf  deutschen  V.  als  Aushilfsmittel 


an  Stellen,  wo  andere  Bremsmittel  nicht  wohl 
angewendet  werden  können,  nie  ganz  entbehrt 
werden   können. 

Das  wichtigste  Bremsmittel  zum  Auffangen 
der  Wagen  in  den  Richtungsgleisen  und  Stations- 
gleisen sind  die  Bremsschuhe  oder  Hemm- 
schuhe (s.  Bremsschuhe).  Um  den  Ablauf  der 
Wagen  und  Wagengruppen  so  zu  regeln,  daß  sie 
keine  zu  große  Geschvs'indigkeit  annehmen, 
werden  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  steigendem 
Maße  Gleisbremsen  (s.  d.)  verwendet.  Bei  Ab- 
laufbergen bringt  man  sie  meist  an  deren  Fuß 
an,  um  den  den  Wagen  vom  Ablaufberg  ver- 
liehenen Antrieb  je  nach  dem  Wagen  widerstand 
und  der  Weglänge  sowie  den  Krümmungen 
des  Weges,  den  Witterungsverhältnissen,  so  weit 
herabzumindern,  daß  der  Wagen  oder  die 
Wagengruppe  mit  Sicherheit,  aber  ohne  erheb- 
liche Endgeschwindigkeit,  an  ihr  Ziel  gelangt. 
Auf  Gefällebahnhöfen  verwendet  man  hinter- 
einanderliegende  Gleisbremsen,  um  die  ab- 
laufenden Wagen  oder  Wagengruppen  auf  dem 
überall  vorhandenen  Gefälle  in  der  Gewalt  zu 
behalten. 

2.  AlsMittel  zum  .Auffangen  von  Wagen, 
bei  denen  die  ordnungsmäßige  Bremsung  ver- 
sagt hat,  werden  außer  den  Prellböcken  (s.  d.), 
die  nur  an  Gleisenden  verwendbar  sind, 
Gleisvorleger  oder  Bremsschlitten  (s.  d.)  ver- 
wendet, die  auch  eine  Teilung  eines  Gleises 
ermöglichen,  in  das  von  beiden  Enden  her 
hineinverschoben  werden  soll.  Fernere  Mittel  zu 
diesem  Zweck  sind  das  Köpckesche  Sandgleis 
(s.  d.)  und  die  auf  dem  Bahnhof  Edgehill  bei 
Liverpool  verwendeten  Hemmketten.  Solche 
Ketten,  aus  sehr  schweren  Gliedern  bestehend, 
liegen  in  einer  unter  dem  Gleis  vorhandenen 
gemauerten  Grube  und  werden,  wenn  ein  Wagen 
zu  Unrecht  über  diese  Stelle  hin\<-egrollt,  von 
einer  durch  die  erste  Achse  des  Wagens  mittels 
Hakens  mitgenommenen  leichten  Kette  aus  der 
Grube  heraus-  und  über  die  Schwellen  mit 
wachsendem  Widerstand  fortgeschleppt. 

3.  Mittel  zum  Anzeigen  der  Verschiebe- 
wege. Wo  der  von  den  ablaufenden  Wagen 
zurückzulegende  Weg  kurz  ist,  so  häufig  beim 
Stationsordnen,  ist  das  einfachste  und  zweck- 
mäßigste Mittel,  um  den  Weichenstellern  oder 
Stellwerkswärtern  die  Verschiebewege  anzuzei- 
gen, der  Zuruf.  Bei  längeren  Verschiebewegen  hat 
man  statt  dessen  wohl  laut  tönende  Fernsprecher 
verwendet.  Besonders  häufig  wird  das  An- 
schreiben der  Nummer  des  Bestimmungsgleises 
an  einen  der  beiden  vorderen  Buffer,  bisweilen 
auch  das  .'\nhangen  von  Korbscheiben  mit  der 
Gleisnummer  an  die  Bufferstange  angewendet, 
indem  bei  Dunkelheit  Scheinwerfer  dem  Stell- 
werkswärter die  Nummer  so  kühzeitig  erkenn- 
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bar  machen,  dal5  er  rechtzeitig  die  Weichen 
für  den  Verschiebeweg  einstellen  tcann.  Sichtbare 
Fernsignalisierung  an  Masten  hat  den  Nachteil, 
daß  sie  bei  unsichtigem  Wetter  versagt.  Viel- 
fach hat  man  von  Gleismeldern  in  Form  von 
runden  Nunmiernscheiben  mit  Zeigern  oder  von 
Klappenwerken,  Tafelwerken  mit  Lichtnummern 
u.  s.  w.  (s.  Gleismelder)  Gebrauch  gemacht. 
Neuerdings  hat  man  vielfach  mit  gutem  Erfolg 
nach  dem  Vorgang  auf  Bahnhof  Gleiwitz  von  jeg- 
licher Signalgebung  abgesehen  und  das  gesamte 
beim  Verschieben  eines  Zuges  beteiligte  Per- 
sonal mit  in  grötkrer  Zahl  vervielfältigten  Ran- 
gierzetteln versehen,  die  je  für  einen  Zug  hinter- 
einander die  Verschiebewege  (Gleisnummern) 
aller  Wagen  oder  Wagengruppen  angeben. 
Dieses  Verfahren  hat  den  Vorzug,  daß  die 
Bremsschuhleger,  die  auch  diese  Zettel  erhalten, 
im  voraus  wissen,  welchen  Weg  die  nächsten 
ablaufenden  Wagen  nehmen  und  so  früher 
und  mit  weniger  Gefahr  ihren  Platz  einnehmen 
können. 

4.  Verschiebesignale  an  Masten  (s.d.),  bis- 
weilen mit  hörbaren  Signalen  verbunden,  zeigen 
Beginn  und  Ende,  auch  plötzliche  Unterbre- 
chungen des  Ablaufs  oder  des  Abdrückens 
eines  Verschiebezugs  an,  geben  gewöhnlich  auch 
zutreffendenfalls  den  Befehl  zu  schnellerem  Ab- 
drücken. Auch  die  Gieismelder  pflegt  man  mit 
Verschiebeverbot-  und  -erlaubniszeichen  auszu- 
statten. Bei  kleineren  Verschiebebewegungen 
werden  die  Hand-  und  Mundpfeifensignale 
des  Verschiebepersonals  (s.  Verschiebesignale) 
angewendet. 

5.  Die  Entkupplungsgabel  dient  dazu, 
die  Kupplungen  eines  in  Bewegung  befindlichen 
Zugs  von  der  Seite  her,  also  ohne  unter  den 
Buffern  durchkriechen  zu  müssen,  auszuheben. 

6.  Besondere  Weichen  zu  Verschiebe- 
zwecken. Die  auf  Bahnhof  Edgehill  verwen- 
deten zurückschlagenden  Weichen,  die  in  Grund- 
stellung auf  die  Weichenstraße  eingestellt  sind 
und  nur  während  der  Bedienung  auf  das  ab- 
zweigende Gleis  zeigen,  dürften  als  betriebs- 
gefährlich auf  den  mitteleuropäischen  Bahnen 
keine  Aussicht  auf  Verbreitung  haben.  Federnde 
Weichen  an  der  Gruppenausfahrt  dürften  wenig 
haltbar  sein.  Dagegen  haben  sich  auf  Gefälle- 
bahnhöfen gut  bewährt  die  festen  Auslauf- 
weichen, die  zuerst  auf  Bahnhof  Oberkotzau 
und  dann  auf  anderen  bayerischen  Bahnhöfen 
angewendet  sind.  Die  Zungen  dieser  Weichen 
sind  unbeweglich,  aber  nicht  bis  zum  Anschluß 
an  die  Backenschienen  durchgeführt,  so  daß 
aus  beiden  zusammenlaufenden  Gleisen  kom- 
mende Wagen  für  ihre  Radflansche  Durchlaß 
finden.  In  der  Gegenrichtung  können  diese 
Weichen  nur  befahren  werden,  wenn  ein  hierfür 


bereitgehaltenes    Keilslück   eingesetzt   und    be- 
festigt wird. 

Vill.  Verschiebekosten  und  Zeitaufwand 
für    das   Verschieben. 

Die  Betriebskosten  eines  V.  setzen  sich  in 
der  Hauptsache  zusammen  aus  Personalkosten, 
Kosten  für  Verschiebelokomotiven,  Kosten  für 
Unterhaltung  der  festen  Anlagen  des  Bahn- 
hofs sowie  der  Wagen  und  der  Hilfsmittel 
(Hemmschuhe,  Gleisbremsen  u.  s.  w.),  Kosten 
für  Bahnhofsbeleuchtung,  etwaigen  Kraftbetrieb 
der  Stellwerke  und  Betriebsmaterialienver- 
brauch im  Bahnhofsbetrieb.  Hierzu  treten  die 
Kosten  etwaiger  Schleppfahrten,  sofern  die 
Einfahrgleise  nicht  zugleich  Zerlegungsgleise 
sind,  sowie  Umweg-  und  Hebungskosten,  so^s•eit 
der  Bahnhof  nicht  auf  dem  natürlichen  Weg 
der  Züge  liegt,  bzw.  die  für  den  Bahnhofsbe- 
trieb erforderlichen  Höhenunterschiede  auf  den 
Fahrten  der  Züge  zu  und  von  dem  Bahnhof  ge- 
wonnen werden.  Will  man  wirtschaftlich  vollstän- 
dig rechnen,  so  muß  man  auch  die  Kosten  für 
Verzinsung  und  Tilgung  der  festen  Anlagen  und 
der  Verschiebelokomotiven  und  Hilfsmittel  in 
die  Rechnung  einbeziehen.  Auf  einen  erheb- 
lichen Teil  der  Gesamtkosten  ist  der  Verkehrs- 
umfang  ohne  Einfluß,  so  daß  bei  derselben 
Anlage  die  Kosten  für  Behandlung  des  einzelnen 
Wagens  um  so  geringer  ausfallen,  je  größer 
die  Anzahl  der  behandelten  Wagen  ist,  und 
daß  z.  B.  eine  zweiseitige  Anlage  nur  bei  ent- 
sprechend großem  Verkehr  vorteilhaft  arbeitet 
und  bei  geringem  Verkehr  es  zweckmäßig  ist, 
die  Stationsgruppen  fortzulassen  und  das  Stations- 
ordnen  in  den  rückwärtigen  Spitzen  der  Rich- 
tungsgruppen vorzunehmen.  Auf  den  Kosten- 
vergleich verschie  Jener  Bahnhofsformen  sind 
ferner  von  bedeutendem  Einfluß  der  Umfang 
des  Eckverkehrs,  der  Umfang  des  Stations- 
ordnens  und  die  mehr  oder  weniger  gleich- 
mäßige Verteilung  der  Zugein-  und  -auslaufe 
auf  die  24  Stunden. 

Grundlegend  auf  diesem  Gebiet  ist  die 
Arbeit  von  Oder  (Betriebskosten  der  Verschiebe- 
bahnhöfe, s.  Literatur),  in  der  die  wichtigsten 
Bahnhofsformen  verglichen  werden.  Nach  seiner 
Rechnung,  wobei  allerdings  einige  Kosten  —  wie 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Anlagen,  L'nter- 
haltung  der  festen  Anlagen  -  noch  nicht  berück- 
sichtigt sind,  stellten  sich  die  Verschiebekosten 
1907  für  einen  Wagen  in  den  in  Belracht 
gezogenen  Fällen    zwischen    32    und    81'6  Pf. 

Die  Frage  des  Zeitbedarfs  für  das  Verschieben, 
die  zugleich  wegen  der  besseren  oder  schlech- 
teren Ausnutzung  des  Anlagekapitals  der  Wagen 
eine  Kostenfrage  ist,  ist  noch  ziemlich  ungeklärt. 
Der  geringste  Aufenthalt  der  nach  Richtungen 
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und  Stationen  zu  ordnenden  Wagen  auf  einem 
V.  wird  im  allgemeinen  zu  etwa  2  Stunden  ange- 
geben. Der  durchschnittliche  Aufenthalt  dürfte 
überall  erheblich  größer  sein,  weil  zu  Zeiten 
starken  Zugeinlaufs  die  Züge  warten  müssen,  bis 
sie  zum  Ablauf  gelangen  können,  und  ähnliche 
Verzögerungen  durch  den  Fahrplan  der  aus- 
laufenden Züge  bedingt  werden.  Eckverkehr 
wirkt  naturgemäß  bei  einem  zweiseitigen  Bahn- 
hof verzögernd.  Bei  starkem  Stationsordnen  ist 
derOefällebahnhofdemjenigen  mit  Ablaufbergen 
hinsichtlich  des  Zeitbedarfs  erheblich  überlegen. 

IX.  Verteilung  und  Zweckbestimmung 
der  V.  eines  Bahnnetzes. 

Der  Wagen  umlauf  erfordert  durch  das  vielfach 
unterwegs  stattfindende  Umordnen  einen  erheb- 
lichen Aufwand  an  Zeit  und  Kosten.  Wird  doch 
z.  B.  auf  den  preußisch-hessischen  Staatsbahnen 
ein  Drittel  der  gesamten  Lokomotivkosten  für 
das  Verschieben  ausgegeben.  Hierzu  ist  bei  einer 
Wirtschaftsrechnung  zu  berücksichtigen  die  Ab- 
nutzung der  Wagen  sowie  der  Gleise  und 
Weichen  beim  Verschieben  und  die  sonstigen 
Kosten  hierfür,  namentlich  Personalkosten,  ferner 
aber  die  schlechte  Ausnutzung  des  in  den  Wagen 
steckenden  .Anlagekapitals.  Man  bestrebt  sich 
deshalb  seit  langem,  die  Verwendung  von  Fern- 
zügen statt  Durchgangszügen  möglichst  zu  för- 
dern. Tatsächlich  sind  aber  viele  sog.  Fernzüge 
nicht  rein  solche,  bedingen  daher  durch  ihre 
unterwegs  erforderlichen  Veränderungen  lange 
Zwischenaufenthalte.  Die  Wagen  müssen  bei 
weiteren  Wegen  oft  unterwegs  wiederholt  den 
Zug  wechseln.  Diesen  Obelständen  will  ab- 
helfen der  Vorschlag  von  Cauer  (Ztg.  d.  VDEV. 
1Q06,  S.  833  u.  849),  die  deutschen  V.  nach 
einem  einheitlichen,  auf  Grund  einer  umfassen- 
den Verkehrsstatistik  aufzustellenden  Plan  so 
umzugestalten,  daß  die  Güterbeförderungen  auf 
größere  Entfernungen  in  der  Regel  in  Fern- 
zügen erfolgen,  die  von  Sammelbahnhöfen  aus- 
gehen, nach  denen  die  Güter  eines  gewissen 
Gebiets  zusammenströmen  und  nach X'erteilungs- 
bahnhöfen  hingehen,  von  wo  sie  mit  Nahzügen 
ihren  Bestimmungsstationen  zugeführt  werden. 
Auf  den  Sammelbahnhöfen  würden  die  Wagen 
nur  nach  Richtungen  geordnet  und  zu  ganzen 
Zügen  aufgesammelt  werden,  die  unter  Benut- 
zung zahlreicher  vorgesehener  Bedarfsfahrten 
nach  ihren  verschiedenen  Zielen  abgelassen 
würden.  Dieser  Vorschlag  lehnt  sich  an  Ver- 
fahren an,  wie  sie  in  engeren  Bezirken,  so  in 
Oberschlesien,  mit  gutem  Erfolg  bereits  gehand- 
habt worden   sinJ. 
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Verschiebebremse  s.  Bremsen. 

Verschiebedienst,  Rangierdienst  (shun- 
ting  Service;  serx'ice  de  manceuvre;  servizio 
dt  manovra);  er  umfaßt  jede  außerhalb  der 
Ein-,  Aus-  oder  Durchfahrt  der  Züge  stehende 
Bewegung  von  Eisenbahnfahrzeugen,  so  ins- 
besondere alle  Maßnahmen,  die  zur  Um-  und 
Neubildung  oder  Auflösung  der  Züge  nötig 
sind,  sowie  alle  Bewegungen,  die  durch  das 
Bereitstellen  der  ^'agen  an  den  Güterschuppen 
und  auf  den  Ladegleisen  bedingt  sind.  Auch 
das  Verbinden  und  Trennen  der  Zugteile  gehört 
zum  V.  Der  V.  kommt  vorzugsweise  beim  Güter- 
verkehr in  Betracht;  im  Personenzugdienst 
spielt  er  eine  untergeordnetere  Rolle,  weil 
die  Personenzüge  in  der  Regel  nur  an  den 
Anfangs-  und  Endpunkten  in  ihrer  Zusammen- 
setzung verändert  werden  (s.  durchgehende 
Wagen).  Bei  größeren  Anlagen  geschieht  dies 
auf  besonderen  Abstellbahnhöfen  (s.  d.). 
Für  Güterzüge  gilt  als  Regel,  sie  in  solcher 
Ordnung  abzulassen  und  zu  erhalten,  daß  die 
auf  den  einzelnen  Zwischenbahnhöfen  ab- 
gehenden Wagen  je  in  einer  Bewegung 
durch    die    Zuglokomotive    ausgesetzt  werden 
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können.  Daher  müssen  auch  die  unterwegs 
zugehenden  Wagen  soweit  möglich  in  richtiger 
Reihenfolge  in  die  zugehörigen  Gruppen  des 
Zuges  eingesetzt  werden.  Da  jedoch  Güterzüge 
nicht  für  beliebig  lange  Linien  mit  beliebig  vielen 
Zwischenbahnhöfen  richtig  geordnet  abgelassen 
und  unterwegs  erhalten  werden  können,  wenn 
nicht  überall,  wo  Wagen  zugehen,  unverhältnis- 
mäßig viel  Hin-  und  Herbewegungen  mit 
großem  Zeitaufwand  ausgeführt  werden  sollen, 
so  zieht  man  es  vor,  in  gewissen  Entfernungen 
besondere  Bahnhöfe  (s.  Verschiebebahnhöfe) 
anzulegen,  um  auf  ihnen  die  hierfür  in  Frage 
kommenden  Güterzüge  neu  zu  ordnen  oder 
ganz  neu  zu  bilden,  und  fordert  nur  .■Xufrecht- 
erhaltung  der  Zugordnung  von  Verschiebebahn- 
hof zu  Verschiebebahnhof. 

Es  ist  zweckmäßig,  den  V.  vom  übrigen 
Bahnhofsdienst  möglichst  zu  trennen  und  jeden- 
falls auf  größeren  Zwischenbahnhöfen,  besonders 
aber  auf  den  eigentlichen  Verschiebebahnhöfen 
dafür  zu  sorgen,  daß  der  Lokomotivwechsel 
sowie  das  Ein-  und  .ausfahren  von  Zügen 
unabhängig  vom  V.  und  ohne  gegenseitige 
Störung  gleichzeitig  mit  diesem  vorgenommen 
werden  können.  Außerdem  kommt  es  darauf 
an,  die  Zahl  der  ..Rückläufer"  oder  der  im 
„Eckverkehr"  zu  behandelnden  Wagen  mög- 
lichst klein  zu  halten,  d.  h.  die  Verschiebe- 
anlage und  die  Einführung  der  im  Bahnhof 
zusammenlaufenden  Bahnstrecken  so  anzuord- 
nen, daß  die  große  Mehrzahl  der  eintreffenden 
Wagen  ihrem  Ziel  im  Bahnhof  zugeführt  werden 
kann,  ohne  hierbei  rückläufige,  den  laufenden 
V.  unterbrechende  Bewegungen  nötig  zu  machen, 
wie  dies  z.  B.  der  Fall  ist,  wenn  Wagen  in 
größerer  Zahl  mehrere  Male  über  denselben  Ab- 
laufberg bewegt  werden  oder  den  Bahnhof  nach 
derselben  Richtung,  aus  der  sie  eintrafen,  ver- 
lassen müssen.  Von  dem  Grad,  in  dem  diese 
Forderung  erfüllt  wird,  hängt  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Bahnhofes  und  die  Wirtschaftlich- 
keit seiner  Betriebsweise  in  hohem  Maße  ab. 
Etwaige  Mehrkosten  der  Bahnhofsanlage  dürfen 
hierbei  nicht  ängstlich  gescheut  werden,  denn 
ein  möglichst  ungestörtes,  rasches  und  voll- 
kommenes Ordnen  der  Züge  ohne  Störung  des 
sonstigen  Betriebs  ist  die  erste  und  notwendigste 
Grundlage  für  die  Leistungsfähigkeit  einer  Eisen- 
bahn sowie  für  einen  geregelten  und  sicheren 
Betrieb.  Sie  spielt  für  den  raschen  Wagen- 
umschlag eine  hervorragende  Rolle. 

Der  V.  wird  durch  menschliche,  tierische 
oder  mechanische  Kraft  bewirkt. 

Menschenkraft  wird  nur  bei  ganz  geringem 
Verkehr,  besonders  auf  kleinen  Zwischenbahn- 
höfen, bei  Bewegung  einzelner  Wagen  ange- 
wendet; das  Schieben  der  Wagen  erfolgt  hier- 


bei entweder  unmittelbar  oder  unter  Benutzung 
besonderer  mechanischer  Wagenschieber  (s.  d.). 

Tierische  Kraft,  besonders  durch  Pferde, 
findet  Anwendung,  wenn  mechanische  Kraft 
nicht  zur  Verfügung  steht,  oder  als  Ergänzung 
der  mechanischen  Kraft,  wenn  diese  für  den 
V.  nach  Lage  der  örtlichen  Verhältnisse  oder 
des  Umfangs  und  der  .Art  des  Verkehrs  nicht 
ausreicht  oder  nicht  überall  angewendet  werden 
kann.  Man  hat  sie  z.  B.  benutzt,  um  unter- 
halb der  .Ablaufberge  die  schlecht  laufenden 
Wagen    in    beschleunigte  Gangart  zu  bringen. 

Die  mechanische  Kraft  wird  in  erster 
Linie  durch  Lokomotiven  geliefert,  z.  B. 
durch  die  Zuglokomotix'e  auf  den  meisten 
Zwischenbahnhöfen  und  durch  besondere  Ver- 
schiebelokomotiven auf  den  größeren,  besonders 
den  eigentlichen  Verschiebebahnhöfen.  Um 
diese  bei  kleineren  Anlagen  besonders  kost- 
spielige Kraft  entbehren  zu  können,  hat  man 
sie  in  geeigneten  Fällen  durch  elektrische, 
mit  Druckwasser  oder  Dampf  angetriebene 
Vorrichtungen  ersetzt.  In  erster  Linie  sind 
hier  solche  Vorrichtungen  zu  erwähnen,  bei 
denen  Seilwinden  oder  gespannte,  dauernd 
neben  den  Gleisen  fortbewegte  Drahtseile  ver- 
wendet werden,  mit  denen  die  zu  verschiebenden 
Wagen  verbunden  werden  können  und  die  an 
Stellen,  wo  sie  hinderlich  sein  könnten,  unter- 
irdisch geführt  sind  (s.  Seilbahnen,  Abb.  39  u. 
Ztg.  d.  VDEV.  1911,  S.  1140).  Auf  An- 
schlußgleisen der  Fabrik-  und  Werkstätten- 
höfe wird  die  Antriebskraft  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  gern  der  für  den  Fabrikbetrieb 
vorhandenen  Kraftquelle  entnommen,  wie  dies 
bei  der  Verwendung  von  feuerlosen  Loko- 
motiven (s.  d.),  von  elektrischen  Lokomotiven 
(s.  elektrische  Eisenbahnen),  bei  Anwendung 
von  Seilwinden  oder  gespannten  Drahtseilen 
möglich  ist  (s.  Ztg.  d.  VDEV.  1916,  S.  221 
u.  1921,  S.  700,  sowie  den  Aufsatz  von  Cauer 
„Zur  Eisenbahnausrüstung  von  Häfen"  in  der 
Verkehrstechn.  W.  1920,  S.  394  mit  Literatur- 
angaben   über  Seilwinden  u.  s.  w.). 

Außer  vorstehender  Einteilung  ist  in  der 
Ausführung  des  V.  zu  unterscheiden: 

1.  V.  mit  Drehscheiben.  Die  Verbindung 
der  verschiedenen  Gleise  wird  durch  Dreh- 
scheiben hergestellt.  Alle  Wagen  müssen  ein- 
zeln auf  diesen  gedreht  und  von  und  zu 
den  Drehscheiben  geschoben  oder  gezogen 
werden.  Das  Schieben  oder  Ziehen  erfolgt  durch 
menschliche  oder  tierische  Kraft  oder  durch 
Seile,  die  um  bewegliche,  um  eine  senkrechte 
Achse  drehbare  Spille  (Seilwinden)  geschlun- 
gen werden  und  vermittels  senkrecht  stehender 
Ablenkrollen  nach  beliebigen  Richtungen  wirken 
können.  Die  Winden  werden  durch  Wasser-  oder 
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Dampfdruck  oder  durch  elektrische  Kraft  in 
drehende  Bewegung  gesetzt.  Auch  das  Be- 
wegen der  Drehscheiben  kann  auf  diese  Weise 
erfolgen,  geschieht  aber  auch  unmittelbar 
durch  elektrische  Kraft,  durch  Dampf-  oder 
Wasserdruck  sowie  durch  sonstige  mechanische 
oder  durch  menschliche  oder  tierische  Kraft. 
Der  V.  mit  Drehscheiben  ist  besonders  in 
England  eingebürgert  und  wird  dort  nicht  un- 
wesentlich durch  die  im  allgemeinen  kurzen  und 
leichten  Wagen  begünstigt.  Er  ist  aber  auch 
dort  heute  fast  nur  noch  für  den  Dienst  an 
den  Güterschuppen  und  Ladegleisen  üblich, 
wozu  er  auch  auf  dem  Festland  auf  großen 
Bahnhöfen  eine  gewisse  Verbreitung  gefunden 
hat.  Für  den  Massenverkehr  hat  er  außerhalb 
Englands  niemals  eine  erhebliche  Ausdehnung 
gefunden  und  \sird  auch  dort  hierzu  jetzt  kaum 
noch  verwendet.  Schwere  Wagen  und  langer 
Achsstand  erschweren  die  Benutzung  dieser  Art 
des  V.;  auch  ist  es  mißlich,  daß  immer  nur 
ein  Wagen  abgedreht  werden  kann.  Anderseits 
läßt  sich  der  zu  Gebote  stehende  Raum  beim 
V.  vermittels  Drehscheiben  oft  besser  ausnutzen, 
weshalb  er  besonders  bei  Güterbahnhöfen  für 
den  Ortsverkehr  im  Innern  der  Städte  von 
Wert  ist. 

2.  V. mitSchiebebühnen.  Hierbei  erfolgt  die 
Bewegung  der  Schiebebühnen  (s.  d.)  durch  die- 
selben .Mittel  wie  die  der  Drehscheiben  und  gilt 
auch  hinsichtlich  der  Bewegung  der  Wagen  das 
unter  1  Gesagte.  Die  .»Xnwendung  der  Schiebe- 
bühnen beschränkt  sich  auf  dieselben  Gebiete 
wie  die  der  Drehscheiben;  die  räumliche  Aus- 
nutzung läßt  sich  aber  meist  weniger  weit 
treiben  als  bei  Anwendung  von  Drehscheiben. 
Die  zur  Bewegung  der  Schiebebühne  benutzte 
Kraftquelle  dient  in  der  Regel  auch  zum  Heran- 
holen und  zum  Abschieben  der  Fahrzeuge 
nach  und  von  der  Schiebebühne  mittels 
Drahtseils. 

3.  V.  auf  Gleisen,  die  durch  Weichen 
verbunden  sind,  mit  Lokomotiven  ist 
die  am  häufigsten  angewendete  Art.  Sie  eignet 
sich  besonders  für  iWassenverkehr,  weil  sie  die 
gleichzeitige  Bewegung  mehrerer  Wagen  zuläßt 
(s.  Abdrücken,  Ablaufen  oder  Abstoßen  der 
Wagen).  Es  ist  hier  zu  unterscheiden : 

a)  V.  bei  wagerecht  liegenden  oder 
nur  ganz  schwach  geneigten  Gleisen. 
Die  Lokomotive  zieht  die  Wagen  oder  Wagen- 
gruppen vor  und  setzt  oder  stößt  sie  in  die 
für  ihre  Aufnahme  bestimmten  Gleise  ab.  Eine 
solche  Bewegung  heißt  Verschiebegang.  Zum 
Vorziehen  dient,  um  den  Lauf  der  Züge 
nicht  zu  stören,  meist  ein  besonderes  von 
den  Hauptgleisen  unabhängiges  Gleis,  das 
Ausziehgleis(s.  d.),  von  dem  aus  möglichst  alle 


Bahnhofgleise  zugänglich  sind.  Bei  dem  Abstoßen 
werden  die  einzelnen  Wagen  vor  ihrer  Rück- 
wärtsbewegung \on  den  übrigen  Wagen 
abgehängt  (s.  Aushebestange)  und  dann  von 
der  Lokomotive  zurückgestoßen.  Dies  darf  aber 
nicht  geschehen  bei  Wagen,  in  denen  sich 
Personen  befinden,  bei  Wagen  mit  leicht  ver- 
schiebbarer Ladung,  gegen  Drehscheiben,  Weg- 
übergänge, bei  Sturm,  von  zwei  Seiten  in 
dieselben  Gleise,  in  stark  geneigte  Gleise 
u.  s.  w.  Es  bietet  im  übrigen  gegenüber  dem 
Zurücksetzen  den  \'orteil  rascheren  Arbeitens, 
greift  aber  die  Fahrzeuge  und  die  Ladungen 
stärker  an  als  dieses.  Sowohl  beim  Absetzen 
wie  beim  Abstoßen  muß  ein  gewisser  Teil  der 
bew(;gten  Wagen  mit  besetzten  Bremsen  ver- 
sehen oder  durch  andere  Bremsmittel  (s.  Brems- 
schlitten, Bremschuhe)  für  das  rechtzeitige  Auf- 
halten der  Wagen  gesorgt  werden. 

b)  V.  auf  geneigten  Gleisen,  auf 
Ablaufgleisen  (s.  d.).  Hierbei  läßt  man 
die  einzelnen  Wagen  und  Wagengruppen  ent- 
weder vom  stillstehenden  Wagenzug  nachein- 
ander durch  ihre  Schwerkraft  ablaufen  (Ab- 
rollanlage) oder  der  Wagenzug  wird  langsam 
über  einen  sog.  Eselsrücken  (s.  Ablaufberg) 
zurückgedrückt  (Ablaufanlage),  wobei  die 
vorher  abgehängten  einzelnen  Wagen  und 
Wagengruppen  gleichfalls  durch  ihre  Schwer- 
kraft in  die  Verteilungsgleise  ablaufen. 
Dieses  Verfahren  hat  besonders  bei  großem 
Massenverkehr  immer  weitere  \'erbreitung  ge- 
funden und  zur  .Anlage  der  besonderen  Art 
der  Verschiebebahnhöfe  (s.  d.)  mit  .Ablauf- 
gleisen geführt.  Es  gilt  jetzt  als  das  beste 
Verschiebesystem,  obwohl  ein  einwandfreies, 
allen  Ansprüchen  genügendes  Verfahren,  den 
ablaufenden  Wagen  eine  ^x•enigstens  an- 
nähernd gleichmäßige  Geschwindigkeit  zu 
geben,  noch  nii.ht  gefunden  wurde  (s.  Gleis- 
bremse und  Ablaufberg).  Beim  Ablaufen 
der  Wagen  sind  zur  Benachrichtigung  der 
Weichensteller  über  den  von  den  Wagen  ein- 
zuhaltenden Gleisweg  sowie  zum  Festhalten 
in  den  X'erteilungsgleisen  besondere  Maßnahmen 
nötig.  Der  Gleisweg  wird  am  einfachsten  dadurch 
gekennzeichnet,  daß  man  auf  die  vordere 
Stirnseite  des  Wagens  die  Nummer  des  Gleises 
anschreibt,  in  das  der  Wagen  laufen  soll.  Sehr 
zweckmäßig  ist  es  gleichzeitig,  die  Gleisnunimer 
für  die  nächstfolgende  Wagengruppe  auf  die 
hintere  Stirnseite  der  vorauflaufenden  Wagen 
zu  schreiben,  so  daß  der  Weichensteller  schon 
beim  X'orbeilaufen  der  Wagen  über  den  Lauf 
der  nachfolgenden  Wagen  unterrichtet  ^xird. 
Dies  X'erfahren  ist  aber  meist  nur  bei  Tag 
anwendbar,  wenn  nicht  für  sehr  gute  Be- 
leuchtung  gesorgt    ist.    Es    sind    daher    auch 
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vielfach  besondere  hörbare  und  sichtbare 
Signale  in  Benutzung.  Ais  hörbare  Zeichen 
kommen  Hornsignale  und  neuerdings  mit 
gutem  Erfolg  lauttönende  Fernsprecher  in 
Frage,  als  sichtbare  Zeichen  Gleismelder  (s.  d.) 
und  Verschiebeuhren.  Die  Reihenfolge,  in  der 
die  Wagen  ablaufen  sollen,  wird  häufig  auch 
durch  Zettel  bekanntgegeben.  Nach  Einlaufen 
des  aufzulösenden  Zuges  werden  die  einzel- 
nen Wagen  und  Wagengruppen  unter  Bezeich- 
nung der  Bahnhofsgleise,  für  die  sie  bestimmt 
sind,  etwa  zu  besetzender  Bremsen  u.  s.  w., 
in  einen  Vordruck  -  den  Verschiebe- 
zettel —  eingetragen.  Dieser  Zettel  wird  ver- 
vielfältigt und  je  ein  Stück  den  beteiligten 
Weichenstellern  und  Hemmschuhlegern  aus- 
gehändigt. Das  Verfahren  ermöglicht  die  beste 
Ausnutzung  der  Hilfskräfte  im  Bremser-  und 
Hemmschuhlegerdienst.  Es  hat  aber  den  Nach- 
teil, daß  vom  Einlaufen  des  Zuges  bis  zum 
Beginn  des  Ablaufens  ein  gewisser  Zeitraum 
vorhanden  sein  muß,  der  unter  Umständen 
der  Ausnutzung  der  Ablaufanlage  abträglich  ist. 

Das  Festhalten  der  Wagen  erfolgte  früher 
vielfach  durch  Hebelbremsen  (Rangier- 
bremsen u.  Bremsen  unter  B.  I),  Vorlege- 
bremsen und  Bremsknüppel,  die  durch  neben 
dem  Wagen  hergehende  Arbeiter  bedient  wurden. 
Wegen  der  für  die  Arbeiter  damit  verbundenen 
Gefahr  ist  dies  Verfahren  aber,  wenigstens 
in  Deutschland,  verlassen  oder  nur  bei 
ganz  langsamer  Wagenbewegung  üblich.  Da- 
für werden  verschiedene  Arten  von  Brems- 
schuhen (s.  d.)  angewendet,  die  vor  den 
Wagen  auf  die  Schienen  gelegt  werden.  Häufig 
werden  auch  in  die  Gleise  sog.  Gleisbremsen 
(s.  d.)  eingebaut,  die  in  Verbindung  mit  Brems- 
schuhen benutzt  werden,  um  die  Geschwindig- 
keit der  ablaufenden  Wagen  so  zu  regeln, 
daß  besser  und  schneller  laufende  ^'agen  die 
langsamer  laufenden  Wagen  nicht  einholen, 
bevor  die  Fahrwege  der  einzelnen  Wagen  sich 
getrennt  haben.  Endlich  werden  auch  besondere 
Sandgleise  zum  Festhalten   der  Wagen  benutzt. 

c)  V.  mit  dem  Stol5baum  (s.  d.)  (der  Ver- 
schubst an  ge).  Auf  Bahnen  mit  schwachem  Ver- 
kehr, wo  ausreichende  Menschenkräfte  fehlen  oder 
wo  auf  kleinen  Zwischenbahnhöfen  nur  ein 
einseitig  angeschlossenes  Nebengleis  vor- 
handen ist,  ist  das  Verschieben  der  Wagen 
schwierig  und  auch  mit  der  Lokomotive  nicht 
unmittelbar  bei  Zügen  beider  Fahrtrichtungen 
möglich.  Durch  Zwischenschalten  einer  be- 
weglichen Stange  oder  eines  Seils  zwischen  Loko- 
motive und  den  zu  bewegenden  Wagen  kann 
man  diese  bei  Zügen  beider  Fahrtrichtungen 
in  das  Nebengleis  verbringen  und  aus  diesem 
herausholen,    ohne    daß    die   Lokomotive  das 


Hauptgleis  verläßt.  Eine  ähnliche  Einrichtung 
ist  in  Amerika  bei  großen  Bahnhöfen  in  Ver- 
bindung mit  Ablaufgleisen  angewendet.  Der 
Wagenzug  steht  in  dem  einen  Gleis  still, 
während  die  Lokomotive  in  einem  Nebengleis 
am  Zug  entlang  fährt  und  vermittels  des 
Stoßbaumes  die  einzelnen  Wagen  und  Wagen- 
gruppen abstößt. 

Die  Ausführung  des  V.  erfordert  nicht  uner- 
hebliche Kosten.  Sie  beansprucht  ebensoviel 
Lokomotivkraft  wie  der  Güterzugdienst  und 
ist  daher  von  wesentlichem  Einfluß  auf 
die  gesamten  Betriebs-  und  Beförderungs- 
leistungen eines  Bahnnetzes  (s.  Betriebsergeb- 
nisse unter  F  und  Fahrplan  unter  IV,  1). 
Die  Festsetzung  der  für  die  Zugbildung  aus- 
zuführenden Verschiebearbeiten  darf  deshalb 
nicht  etwa  den  einzelnen  Bahnhöfen  überlassen 
bleiben,  sondern  sie  ist  von  der  betriebsleiten- 
den Stelle  aus  nach  bestimmten  Grundsätzen, 
nötigenfalls  im  Einvernehmen  mit  den  Nachbar- 
verwaltungen und  Hand  in  Hand  mit  der 
Aufstellung  des  Fahrplans  vorzunehmen 
(s.  Betriebssystem  und  Fahrplan).  Sie 
wird  durch  die  Verschiebeordnung(s.d.)  den 
ausführenden  Stellen  bekanntgegeben.  Hierbei 
kommt  es  in  erster  Linie  darauf  an,  daß  die 
einzelnen  Wagen  auf  möglichst  langen  Beför- 
derungsstrecken nicht  umgestellt  zu  werden 
brauchen,  sei  es  im  Zug  selbst  oder  im  Über- 
gang auf  einen  anderen  Zug.  Erreicht  wird 
dies  Ziel  durch  möglichst  weitgehende  Trennung 
der  Wagen  nach  ihrem  Beförderungsziel,  ins- 
besondere durch  Trennung  des  Fernverkehrs 
vom  Orts-  und  Nahverkehr  (s.  Güterzüge). 
Dazu  gehören  allerdings  ausgedehnte  Gleis- 
anlagen, auf  denen  die  Wagen  für  ein  gemein- 
sames Laufziel  so  lange  angesammelt  werden 
können,  bis  für  einen  Zug  ausreichende  Be- 
lastung vorhanden  ist.  Wenn  in  Rücksicht  auf 
die  außerordentlich  vielseitigen  Verhältnisse 
auch  eine  bestimmte  Regel  nicht  aufgestellt 
werden  kann,  so  pflegt  man  doch  in  einzelnen 
Fällen  so  weit  zu  gehen,  daß  das  Ansammeln 
der  Wagen  für  einen  Zug  bis  auf  24  Stunden 
ausgedehnt  wird.  Das  Sammelgleis  (s.  d.)  wird 
in  diesem  Fall  nur  einmal  täglich  geleert  und 
daher  nicht  genügend  ausgenutzt,  auch  wird 
der  Aufenthalt  der  Wagen  reichlich  lang  aus- 
gedehnt. In  der  Regel  wird  deshalb  gefordert, 
daß  für  eine  gemeinsame  Beförderungsrichtung 
täglich  eine  Belastung  für  mindestens  zwei  Züge 
vorhanden  sein  muß,  um  die  Bildung  von 
Durchgangszügen  für  diese  Richtung  zu  recht- 
fertigen. Um  ein  Urteil  darüber  zu  gewinnen, 
wie  weit  der  V.  in  der  einen  oder  anderen 
Richtung  zweckmäßig  auszubilden  ist,  wäre 
die   Kenntnis    der    Kosten    des    V.    in    vielen 
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Fällen  sehr  erwünscht.  Ihre  Ermittlung  stößt 
aber  im  allgemeinen  auf  erhebliche  Schwierig- 
keiten (vgl.  hierüber  den  Aufsatz  von  Schwabe, 
Zur  Frage  der  Kosten  des  V.,  in  der  Ztg.  d. 
VDEV.    1Q13,  S.  717). 

Der  V.  gehört  zum  „Betriebe  einer  Eisen- 
bahn" und  auch  zum  „Transport  auf  Eisen- 
bahnen" im  Sinne  der  §§315  und  31ö  des 
Deutschen  Strafgesetzbuches  (s.  Betriebs- 
sicherheit). Wo  derV.  nicht  ganz  unabhängig 
von  den  Ein-  und  Ausfahrtsstraßen  der  Züge 
gestaltet  werden  kann,  muß  er  so  lange  ruhen,  als 
diese  Fahrstraßen  für  erwartete  Züge  offengehal- 
ten werden.  In  solchem  Fall  soll  durch  Signale 
die  Sachlage  erkennbar  sein  und  diese  Signale 
sollen  womöglich  auch  die  Weichen  so  fest- 
legen und  verriegeln,  daß  selbst  unachtsame 
und  fahrlässige  Verschiebebewegungen  die  er- 
warteten Züge  nicht  gefährden  können. 

Die  meisten  Bahnen  regeln  den  V.  durch 
besondere  Dienstanweisungen,  in  welchen  nicht 
allein  alle  Sicherheitsvorschriften,  sondern  auch 
die  Rechte  und  Pflichten  der  beim  V.  tätigen 
Beamten  und  Arbeiter  (s.  Verschiebepersonal) 
enthalten  sind  und  besondere  Bestimmungen 
über  die  Leitung  und  den  Umfang  des 
V.  im  allgemeinen  und  auf  einzelnen  Bahn- 
höfen gegeben  werden.  Für  die  deutschen 
Bahnen  sind  diese  Bestimmungen  im  Abschnitt  5 
(Rangierdienst)  der  FV.  und  auf  den  öster- 
reichischen Bahnen  im  Abschnitt  VI  (Verschub- 
dienst)  der  Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst 
bekanntgegeben.  Als  besondere  Sicherheitsvor- 
schriften enthalten  diese  Dienstanweisungen : 
Bestimmungen  über  die  Zahl  der  Bremsen,  die 
Zahl  der  Wagen,  die  gleichzeitig  abgestoßen  wer- 
den oder  ablaufen  dürfen,  Vorsichtsmaßregeln 
über  das  Schieben  der  Wagen  durch  Menschen, 
über  die  besondere  Vorsicht  beim  Verschieben  ge- 
wisser Wagen  (Personenwagen,  Wagen  mit 
leicht  entzündlichen  Gütern,  beladene  Vieh- 
wagen), über  das  Verfahren  bei  ungünstigem 
Wetter,  über  das  Festlegen  von  Wagen  gegen 
unbeabsichtigte  Fortbewegung,  das  Bedienen 
der  Weichen  u.  s.  w.  Auch  in  den  Vor- 
schriften über  Unfallverhütung  (s.  d  )  der 
deutschen  Bahnen  finden  sich  die  wesentlichen 
Bestimmungen  für  die  persönliche  Sicherheit 
der  mit  dem  V.  in  Berührung  kommenden 
Personen  aufgeführt.  Der  Umfang  des  V.  richtet 
sich  nach  den  für  die  Zusammenstellung  und 
Ordnung  eines  jeden  Zuges  gegebenen  Vor- 
schriften (s.  Verschiebeordnung),  nach  der  Zahl 
der  Güter-  und  Umladeschuppen,  der  Ladegleise 
und  der  auf  diesen  einzuhaltenden  Ordnung, 
nach  der  Zahl,  Lage  und  der  Bedienung  der 
Anschlußgleise  u.  dgl.  m.  Es  müssen  daher 
nach    Bedarf    für    jeden     größeren    Bahnhof 


in  dieser  Hinsicht  besondere  X'orschriften 
erlassen  werden,  die  neben  den  allgemeinen 
Bestimmungen  zu  beachten  sind  (s.  Bahnhof- 
dienstanweisung und  Bahnhofbedienungsplan). 

Literatur:  Organ,  besonders  1875,  1884,  1887 
1888,  18Q4,  1896,  1S98,  1899,  1900.  -  Ztschr.  f.  Bw. 
1882,  1888.  -  Zentralbl.  d.  Bauverw.  1885,  1894, 
1896,  1898.  -  Eis.  T.  d.  G.  Wiesbaden  1902;  Bd.  III, 
2.  Hälfte.  -  Railr.  Qaz.,  1886,  1887,  1893.  -  Que- 
stion  XV,  Mananivres  de  gare,  3.  internationaler 
Eisenbahnkongreß,  Paris  1889.  -  Schwabe,  Über 
das  englische  Eisenbahnwesen.  Wien  1877.  —  W. 
Cauer,  Betrieb  und  Verkehr  der  Preuß.  Staatsbahnen, 
Berlin  1897  u.  1903.  -  Oder,  Verschubdienst.  Hb.  d. 
Eisenb.-Maschinenwesens,  Berlin  1908,  Bd.  111,  S.777  - 
828.  —  Fra hm,  Das  englische  Eisenbahnwesen,  Berlin 
1911.  —  Ammann,  Ober  die  Ausgestaltung  der  Ver- 
schiebebahnhöfe. Verkehrstechn.  W.  1919,  S.  311  ff. 
-  Landsberg,  Hb.  d.  Ing.  W.  Eisenbahnbau 
Bd.  VI,  4.  Betriebseinrichtung.  -  Ober  Ablauf- 
betrieb. Verkehrstechn.  W.  1912,  Bd.  VII,  S.  152, 
773  11.  S09.  Brensing. 

Verschiebegebühr,  vielfach  üblicher  Aus- 
druck für  die  Bereitstellungsgebühr,  Um- 
stellgebühr oder  Überfuhrgebühr,  die 
nach  dem  Gütertarif  auf  den  meisten  Bahnen 
erhoben  wird,  wenn  innerhalb  derselben  Tarif- 
station ein  Wagen  auf  Antrag  des  Empfängers 
oder  Versenders  an  einer  besonderen  Stelle  des 
Bahnhofs,  z.  B.  an  einem  Lagerplatz  bereit- 
gestellt wird.  Eine  derartige  Beförderungs- 
leistung liegt  außerhalb  der  durch  den  allge- 
meinen Tarif  festgesetzten  Entschädigung.  Die 
Erhebung  der  V.  ist  berechtigt,  weil  die  Lade- 
rechtstellung an  besonderer  Stelle  die  Aus- 
sonderung des  Wagens  aus  den  für  den  all- 
gemeinen Verkehr  dienenden  W'agengruppen, 
also  \'ermehrte  Leistungen  notwendig  macht. 
Während  die  Neben  gebühren  (s.  d.)  in  den 
Gütertarifverbänden  meist  einheitlich  fest- 
gesetzt sind,  ist  die  Erhebung  und  Feststellung 
der  Höhe  der  V.  den  einzelnen  Verwaltungen 
überlassen.  Für  alle  deutschen  Eisenbahnen 
ist  die  V.  jetzt  gleichmäßig  geregelt  durch 
den  Deutschen  Eisenbahn-Gütertarif  Teil  II, 
Heft  A.  Gemeinsames  Heft.  Anhang  6  unter 
D.  3.  B.  II,  IV  u.  V.  Sie  beträgt  hier  für  Kohle 
4  M.,  für  alle  übrigen  Güter  4-30  M. 

Breusing. 

Verschiebegleise,  Rangiergleise,  sind 
Gleise,  die  dazu  dienen,  mittels  Verschiebe- 
bewegungen Eisenbahnwagen  in  eine  andere 
Ordnung  zu  bringen. 

Solche  Gleise  finden  sich,  zu  Gruppen  ver- 
einigt, in  den  Verschiebebahnhöfen  und  Absteli- 
bahnhöfen,  ferner  entweder  ebenso  oder  verein- 
zelt in  Ortsgüterbahnhöfen  sowie  in  den  Gesamt- 
anlagen mittelgroßer  Bahnhöfe  für  Personen- 
und  Güterverkehr  und  in  reinen  Personen- 
bahnhöfen (s.  Abstellbahnhöfe,  Bahnhöfe,  Stück- 
gutbahnhöfe, Verschiebebahnhöfe).        Cauer. 
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Verschiebeordnung,-plan,  Für  die  Reihen- 
folge der  Wagen  sind  bei  Zusammenstellung 
der  Züge  sehr  mannigfaltige  Rücksichten  maß- 
gebend. Der  Bestimmungsort  der  Wagen,  die 
Eilbedürftigkeit  ihrer  Beförderung,  die  Frage, 
ob  sie  beladen  oder  iinbeladen  befördert  werden, 
ob  ein  Kopfbahnhof  berührt  wird,  endlich 
die  Art  der  Beladung  sind  ebenso  wie  die 
Anordnung  der  Verschiebegleise  auf  den 
Bahnhöfen,  auf  denen  das  Einsetzen  in  die 
Züge  oder  das  Aussetzen  erfolgt,  bestimmend 
für  die  Reihenfolge  der  einen  Zug  bildenden 
Wagen  (s.  Verschiebedienst  und  Rangord- 
nung d  e  r  W  agen).  Es  muß  deshalb  der  betriebs- 
leitenden Stelle,  die  den  ganzen  Verlauf  der  Zug- 
fahrt zu  übersehen  \ermag,  vorbehalten  bleiben, 
durch  allgemeine  Regeln  oder  durch  besondere 
Vorschriften  die  Reihenfolge  der  Wagen  in  den 
einzelnen  Zügen  zu  bestimmen.  Für  die  Per- 
sonenzüge geschieht  dies  durch  Aufstellung 
des  Zugbildungsplans  (s.  Zugbildung), 
während  die  Bestimmungen  über  die  Bildung 
der  Güterzüge  in  einer  besonderen  Dienst- 
vorschrift zusammengestellt  werden,  für  die  viel- 
fach die  Bezeichnung  X'erschiebeordnung 
üblich  ist.  In  den  Güterbeförderungsvorschriften 
des  DEVV  wird  sie  als  ein  Teil  dieser  Vorschriften 
herausgegeben  unter  der  Bezeichnung:  Benut- 
zung und  Zusammenstellung  der  Eil- 
güter-, Vieh-  und  Güterzüge.  Sie  enthält, 
geordnet  nach  der  Reihenfolge  der  Zugnummern 
und  der  Bahnstrecken,  sämtliche  Züge  der  ge- 
nannten Gattungen  und  ihre  Zusammensetzung 
zwischen  den  für  die  Zugbildung  in  Frage 
kommenden  Bahnhöfen,  wie  dies  im  einzelnen 
aus  nachstehendem  Muster  hervorgeht: 

Benutzung   und    Zusammenstellung  der 
Güterzüge. 


Zug 


strecke 


Zusammenstellung     i  Bemerkungen 


D6663 


D6664 


Magdeburg- 
Wahren 


ab  Magdeburg: 

1.  Stationsweise 
bis  Schönebeck 

2.  Qnadan 

3.  Wulfen 

4.  Köthen 

5.  Halle 

6.  Leere  O- Wagen 

7.  Wahren 

ab  Wahren  : 

1.  Stationsweise 
bis  Halle 

2.  Kurswagen  Leip- 
zig-Magdeburg 

3.  Köthen 

4.  Magdeburg 

In  ein  solches  Muster  läßt  sich  ohneweiters 
alles  das  einfügen,  was  die  im  Verschiebedienst 


Wahren- 
Magdeburg 


I  Nur  zur  Aus- 
i      lastung 


Keine  Frach- 
ten für 
,  Schönebeck 


und  bei  der  Zugabfertigung  tätigen  Bediensteten 
wissen  müssen.  Für  die  mit  der  Weiterbildimg 
des  Güterzugfahrplans  beschäftigten  Beamten  ist 
es  aber  bei  größeren  Verkehrsaufgaben  schwie- 
rig, aus  derartigen,  meist  sehr  umfangreichen 
und  deshalb  nicht  übersichtlichen  Zusammen- 
stellungen die  leitenden  Gesichtspunkte  zu 
entnehmen  und  sich  ein  richtiges  Urteil  über 
den  Umfang  der  für  die  Zugbildung  aufzu- 
wendenden Arbeit,  über  die  Ausnutzung  der 
Bahnanlagen,  die  Zweckmäßigkeit  der  getroffenen 
Anordnungen  und  die  Möglichkeit  der  Über- 
nahme weiterer  Leistungen  zu  bilden.  Dazu 
reichen  auch  die  Gleisebenutzungspläne 
(s.  Fahrordnung)  nicht  immer  aus.  Es  werden 
deshalb  im  Bereich  der  deutschen  Reichsbahnen 
neben  den  X'erschiebeordnungenfürdie  größeren 
Verschiebebahnhöfe  besondere  Pläne  nach 
nachstehendem  Muster  aufgestellt: 
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Diese  Pläne  machen  die  Aufgabe  des  Bahn- 
hofes leicht  erkennbar.  Sie  erleichtern  eine 
Prüfung,  ob  die  zu  leistenden  Arbeiten  den 
jeweiligen  Verkehrsverhältnissen  entsprechend 
wirtschaftlich  und  auf  die  einzelnen  Bahnhöfe 
sowie  auf  die  Verwaltungsbezirke,  die  der  Zug 
durchfährt,  richtig  verteilt  sind.  Auch  für  die 
Unterweisung  neu  eintretender  Beamten  erweisen 
sie  sich  als  sehr  nützlich. 

Gut  durchdachte  V.  tragen  viel  zur  wirtschaft- 
lichen Betriebsführung  bei.  Sollen  z.  B.  von 
2  Bahnstrecken  kommende  Züge, vom  Zusammen- 
lauf der  Strecken  ab  zu  einem  Zuge  vereinigt, 
eine  Reihe  weiterer  Stationen  a,  b,  c,  d  bedie- 
nen, so  gestaltet  sich  ihre  Abfertigung  am 
einfachsten,  wenn  beide  Züge  „nach  dem 
Spiegelbild  geordnet"  am  Vereinigungs- 
punkt eintreffen.  Der  erste  Zug  bringt  die 
Wagen  in  der  Reihenfolge  a,  b,  c,  d,  der  zweite 
in  der  Reihenfolge  d,  c,  b,  a.  Wird  dann  der 
zweite  Zug  vor  den  ersten  gestellt,  so  folgen 
sich  die  Wagen  in  der  Reihe  d,  c,  b,  a,  a,  b, 
c,  d.  Die  Wagen  für  a  bilden  nun  eine  Gruppe. 
Sie  können  in  a  durch  einen  Verschiebegang 
ausgesetzt  werden,  wobei  die  Wagen  für  b 
zusammenrücken.  Dieser  Vorgang  wiederholt 
sich  auf  den  folgenden  Stationen  bis  zur  Auf- 
lösung des  Zuges.  Bmising. 

Verschiebepersonal  (shiintcrs;  pcrsonnel 
du  triage  ou  du  sen'ice  des  manwiivrcs ; 
personale  al  servizio  delle  manovre  o  di  smi- 
statnenfo),  das  zur  Leitung  und  Ausführung 
des  Verschiebedienstes  (s.  d.),  abgesehen  von 
der  Bedienung  der  Lokomotive,  bestellte 
Personal.  Es  führt  auf  den  deutschen  Reichs- 
eisenbahnen nach  dem  Haushaltsplan  die 
Dienstbezeichnungen  Rangiermeister,  Rangier- 
aufseher und  Rangierer.  Die  Leitung  des  Ver- 
schiebedienstes obliegt  in  erster  Linie  dem 
Rangiermeister,  Rangieraufseher  oder 
Schirrmeister  (shunting  master;  chef-ma- 
noeuvre;  capo  manovra).  Wo  ein  solcher  nicht 
vorhanden  ist,  hat  der  Aufsichtsbeamte  (s. 
Fahrdienstleitung)  neben  seinen  sonstigen 
Dienstobliegenheiten  oder  der  Zugführer  den 
Verschiebedienst  zu  leiten.  Für  die  Ausführung 
sind  dem  Rangierleiter  besondere  Rangier- 
arbeiter oder  Schirrmänner  (shunter; 
ouvrier  du  Service  des  manoeuvres;  agente 
al  servigio  del'e  manovre)  unterstellt,  deren 
Anzahl  sich  nach  dem  Umfang  der  Arbeiten 
richtet.  Für  das  Umstellen  einzelner  Wagen 
genügt  ein  Arbeiter,  während  größere  Ver- 
schiebearbeiten in  der  Regel  durch  Rotten  von 
2,  3  oder  mehr  Arbeitern,  die  einem  Rangier- 
aufseher, Vorarbeiter  oder  X'orrangierer  unter- 
stellt sind,  ausgeführt  werden.  Wird  auf  Unter- 
wegsstationen dem  Zugführer  oder  einem  Zug- 


schaffner die  Leitung  des  Verschiebedienstes 
übertragen,  so  steht  ihm  für  die  Ausführung 
das  Zugbegleitpersonal  (s.  d.)  zur  Verfügung. 
Für  Lokomotivfahrten  innerhalb  der  Bahnhöfe 
vertreten  die  Weichensteller  (s.d.)  den  Verschub- 
leiter.  Das  Verschieben  der  Wagen  vor  den 
Güterschuppen,  Magazinen,  Ladebühnen,  in 
Werkstättenhöfen  u.  s.  w.  kann  auch  unter  die 
Leitung  dort  beschäftigter  Beamten  (Lademeister, 
Vorarbeiter,  Werkführer)  gestellt  werden.  — 
Damit  beim  Lokomitivpersonal  kein  Zweifel 
darüber  entstehen  kann,  von  wem  es  Aufträge 
zur  Ausführung  von  Rangierbewegungen  zu 
erwarten  hat,  haben  die  Bediensteten,  die  nicht 
schon  durch  ihre  Uniform  genügend  kenntlich 
gemacht  sind,  auf  den  meisten  deutschen  Bahnen 
einen  zinnoberroten  Lacklederstreifen  um  den 
Rand  ihrer  Dienstmütze  zu  legen,  solange  sie 
mit  der  Leitung  der  Verschiebearbeiten  beauf- 
tragt sind. 

Über  die  Maßnahmen  zur  Sicherung  des 
V.  bei  Ausübung  seines  nicht  urgefährlichen 
Dienstes  s-  Unfalh-erhütungsvorschriften 
und   Verschiebedienst.  Braising. 

Verschiebesignale  (R  a  n  g  i  e  r  s  i  g  n  a  1  e) 
(shunting Signals;  signaux  de  manoeuvre;  segnali 
di  manovra)  sind  die  hörbaren  und  sichtbaren 
Zeichen,  mit  denen  der  Auftrag  zur  Ausführung 
oder  zum  Einstellen  von  Rangierbewegungen 
erteilt  wird. 

Die  in  den  österreichischen  Signalvor- 
schriften als  Verschubsignale  bezeichneten 
Signale  25  und  26  gehören  zu  den  feststehen- 
den Signalen  und  haben  je  nach  ihrer  Stellung 
die  Bedeutung  „Erlaubte  Verschiebung"  und 
„Verbot  der  Verschiebung". 

Als  Signalzeichen  für  erlaubte  Verschiebung 
gelten : 

bei  Tage:  DieFläche  einer  viereckigen  Scheibe 
dem  Gleis  zugewendet  oder  wagrecht  gestellt; 

bei  Dunkelheit:  ]e  nach  Bedarf  nach  einer 
oder  beiden  Fahrrichtungen  weißes  Licht. 

Die  Signalzeichen  für  Verbot  der  Verschie- 
bung sind: 

bei  Tage:  Die  blau-weiße  Fläche  einer  vier- 
eckigen Scheibe  nach  einer  oder  beiden  Fahr- 
richtungen   (die  Scheibe   ist  übereck  gestellt); 

bei  Dunkelheit:  Blaues  Licht  nach  einer 
oder  beiden  Fahrrichtungen. 

Es  wird  auf  diese  Weise  der  Punkt  bezeichnet, 
über  den  hinaus  Verschiebungen  nicht  statt- 
finden dürfen,  wenn  das  Signal  auf  ., Verbot 
der  Verschiebung"  gestellt  ist.  Das  Signal  26 
(Verbot  der  Verschiebung)  wird  auch  bei 
Stumpf gleisabschlüssen  angewendet. 

In  der  deutschen  Signalordnung  hat  eine 
ähnliche  Bedeutung  das  Gleissperrsignal 
(Signal  14),  das  anzeigt,  daß  Fahrten  über  den 
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laterne,  die  einen  wagerechten  schwarzen  Strich 
auf  kreisförmigem  weißen  Grunde  zeigt.  Wo 
es  für  notwendig  erachtet  wird,  durch  ein 
Signal  zu  kennzeichnen,  daß  die  Sperrung  des 
Gleises  aufgehoben  ist,  zeigt  die  Kasteniaterne 
in  der  Fahrrichtung  eine  rechteckige  weiße 
Scheibe  (Signal  12)  oder  einen  schwarzen  Strich 
unter  einem  Winkel  von  45°  schräg  aufwärts 
nach  rechts  auf  kreisförmigem  weißen  Grunde 
(Signal   14a).  Vgl.  Signalwesen,  Bd.  IX,  S.  57. 

Ein  V.  ist  auch  das  auf  den  vormals  preußisch- 
hessischen Bahnen  eingeführte  Ablaufsignal, 
das  in  der  Regel  neben  den  Berggleisen  steht 
und  anzeigt,  ob  das  Abdrücken  verboten  ist 
oder  ob  es  langsam  oder  mäßig  schnell  erfolgen 
soll.  Es  besteht  aus  einem  Mast  mit  einer 
schwarzen,  weiß  geränderten  Scheibe  und  einem 
weißen,  schwarz  geränderten  drehbaren  Balken, 
der  bei  Dunkelheit  weiß  beleuchtet  wird.  Der 
wagrecht  stehende  Balken  bedeutet  „Halt", 
durch  den  schräg  aufwärts  nach  rechts  (unter 
einem  Winkel  von  45")  geneigten  Balken  wird 
der  Befehl  „Langsam  atjdrücken"  und  durch 
den  senkrecht  stehenden  Balken  der  Befehl 
„Mäßig  schnell  abdrücken"  gegeben.  Die 
Abb.  55  zeigt  ein  solches  Signal. 

Zu  den  V.  ist  ferner  zu  rechnen  die  auf  den 
früheren  sächsischen  Staatseisenbahnen  übliche 
Räumungsscheibe,  durch  die  die  Räumung 
und  Freihaltung  bestimmter  Gleisstrecken  in 
Bahnhöfen  angeordnet  wird,  wenn  fahrplan- 
mäßige Zugfahrten  im  Bereich  dieser  Gleise 
zu  erwarten  sind  (s.  Signalwesen,  Bd.  IX,  S.  59). 

Auf  den  englischen  Bahnen  dienen  als 
V.  die  sog.  shunting  Signals.  Sie  bestehen  aus 
kurzen  Flügeln  mit  dem  Buchstaben  S  oder 
anderen  Zeichen  und  sind  an  den  Masten  der 
Hauptsignale  oder  als  Flügel  und  Scheiben 
an  besonderen,  etwa  3-5/«  hohen  Pfosten 
befestigt. 

Die  neuen  niederländischen  Signal- 
vorschriften enthalten  ein  ähnliches  V.  wie 
das  vorerwähnte  deutsche  Gleissperrsignal 
(Signal  14).  Es  besteht  aus  einer  Kastenlaterne, 
die  in  der  einen  Stellung  ein  weißes  viereckiges 
Feld,  in  der  anderen  ein  schwarzes  liegendes 
Kreuz  auf  weißem  Grunde  zeigt.  Das  erste 
Signalzeichen  heißt:  „Rangieren  erlaubt",  das 
zweite  „Rangieren  verboten".  Abweichend  von 
dem  deutschen  Signal  14  und  dem  österreichi- 
schen Signal  25  bezeichnet  es  aber  nicht  den 
Punkt,  über  den  hinaus  Verschiebungen  nicht 
stattfinden  dürfen.  Hierzu  dienen  besondere 
Signale,  die  Rangierhaltlaternen.  Es  sind  niedrige 
Laternen,  die  Zwergsignale  (dwergseinen)  ge- 
nannt werden.  Der  Befehl  „Halt"  wird  gegeben 
durch  ein  orangefarbiges  stehendes  Kreuz  auf 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens    2.  Aufl.  X. 


weißem  Grunde.  Dabei  wird  durch  einen  Pfeil 
kenntlich  gemacht,  zu  welchem  Gleis  das  Signal 
gehört.  Die  Erlaubnis  zum  Rangieren  wird 
durch  ein  weißes  Feld  der  Laterne  angezeigt. 
Diese  Rangierlaternen,  von  denen  noch  einige 
weitere  Formen  vorkommen,  stehen  in  Ab- 
hängigkeit mit  den  Hauptsignalen.  Neben  diesen 
Rangierlaternen  sind  noch  Rangierpfosten 
(rangeerseinpaalen)  vorgesehen,  die  innerhalb 
des  Bahnhofes  Rangierfahrten,  z.  B.  Lokomotiv- 
fahrten regeln.  Bei  Fahrtstellung  sind  die  zu 
der  Fahrstraße  gehörenden  Weichen  fes'gelegt. 


Abb.    55. 

Zur  Regelung  des  eigentlichen  Verschiebe- 
(Rangier-)  Dienstes  sind  außer  den  festen 
Signalen  in  der  deutschen  Signalordnung  die 
Rangiersignale,  in  den  österreichischen  Signal- 
vorschriften die  Signale  für  den  Verschub- 
dienst  vorgesehen.  Die  Rangiersignale  werden 
auf  den  deutschen  Bahnen  von  dem  Rangier- 
leiter mit  der  Mundpfeife  oder  dem  Hörn  und 
gleichzeitig  mit  dem  Arm  gegeben.  Die  damit 
auszudrückenden  Signalbegriffe  sind  „Vor- 
ziehen", „Zurückdrücken",  „Abstoßen"  und 
„Halt".    Dafür  gelten   folgende  Signalzeichen: 

Vorziehen: 

a)  mit    der    Mundpfeife    oder    dem    Hörn. 

Ein  langer  Ton ;   b)  mit  dem  Arm,   bei 

Tage:    Senkrechte   Bewegung   des  Armes   von 
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oben  nach  unten;  bei  Dunkelheit:  Senkrechte 
Bewegun,<;  der  Handlaterne  von  oben  nach 
unten. 

Z  u  r  ü  c  k  d  r  ii  c  k  e  n : 

a)  mit    der    Mundpfeife    oder    dem    Hörn. 

Zwei  mäßig  lange  Töne ;  b)  mit  dem 

Arm,  bei  Tage:  Langsame  wagrechte  Bewegung 
des  Armes  hin  und  her;  bei  Dunkelheit:  Lang- 
same wagrechte  Bewegung  der  Handlaterne  hin 
und  her. 

Abstoßen: 

a)  mit    der    Mundpfeife    oder    dem     Hörn. 

Zwei    lange    und   ein    kurzer   Ton «j; 

b)  mit  dem  Arm,  bei  Tage:  Zweimal  eine 
wagrechte  Bewegung  des  Armes  vom  Körper 
nach  außen  und  eine  schnelle  senkrechte  Be- 
wegung; bei  Dunkelheit:  Zweimal  eine  wag- 
rechte Bewegung  der  Handlaterne  vom  Körper 
nach  außen  und  eine  schnelle  senkrechte  Be- 
wegung. 

Halt: 

a)  mit  der  Mundpfeife  oder  dem  Hörn. 
Drei  kurze  Töne  schnell  hintereinander  uuo; 
b)m\i  dem  Arm,  bei  Tage:  Kreisförmige  Be- 
wegung des  Armes;  bei  Dunkelheit:  Kreis- 
förmige Bewegung  der  Handlaterne. 
'  „Vorziehen"  heißt:  die  Lokomotive  soll  ziehen, 
„Zurückdrücken"  heißt:  Die  Lokomotive  soll 
schieben.  „Abstoßen"  heißt:  Die  Lokomotive 
soll  anfahren,  um  Wagen  abzustoßen.  Dabei 
ist  es  gleichgültig,  ob  die  Lokomotive  mit  dem 
Tender  oder  mit  dem  Schornstein  an  den  zu 
bewegenden  Wagen  steht. 

Auf  den  österreichischen  Bahnen  gibt  es 
4  Signale  für  den  Verschubdienst: 

„Vorwärts"  (Rauchfang  der  Lokomotive 
vorn).  Ein  langer  Ton  mit  der  Mundpfeife,  nebst- 
dem  bei  Tage:  Senkrechtes  Auf-  und  Abwärts- 
bewegen der  (roten)  Signalfahne;  bei  Dunkel- 
heit: Senkrechtes  Auf-  und  Abwärtsbewegen  der 
Signallaterne  mit  weißem  Licht. 

„Rückwärts"  (Rauchfang  der  Lokomotive 
hinten).  Zwei  kurze  Töne  mit  der  Mundpfeife, 
nebstdem  bei  Tage:  Wagrechte  Bewegung  der 
(roten)  Signalfahne  hin  und  her;  bei  Dunkel- 
heit: Wagrechte  Bewegung  der  Signallaternen 
mit  weißem  Licht  hin  und  her. 

„Langsam".  Mehrere  lange  Töne  mit  der 
Mundpfeife,  nebstdem  bei  Tage:  Ruhiges  Halten 
der  (roten)  Signalfahne  mit  schräg  abwärts 
geneigtem  Arm;  bei  Dunkelheit:  Hochhalten 
der  Signallaterne  mit  weißem  Licht. 

„Halt".  Mehrere  kurze  Töne  mit  der  Mund- 
pfeife, nebstdem  bei  Tage:  Schwingen  der 
entfalteten  Signalfahne  im  Kreise;  bei  Dunkel- 
heit: Schwingen  der  Signallaterne  mit  weißem 
Licht  im  Kreise. 


Für  den  Begriff  „Vorwärts"  und  ..Rück- 
wärts" ist  die  Stellung  der  Lokomotive  und 
bei  Motorwagen  der  jeweilige  Stand  des  Führers 
allein  maßgebend  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
ziehen  oder  schieben  oder  beides  gleichzeitig 
vollführen  oder  allein  verkehren.        Hoogen. 

Verschleppung.  Der  eisenbahntechnische 
Begriff  der  V.  deckt  sich  nicht  mit  dem  Sinne, 
den  dieses  Wort  im  allgemeinen  Sprach- 
gebrauch hat.  Die  deutsche  Sprache  versteht 
unter  V.  im  allgemeinen  ein  bei  Personen 
mehr  oder  weniger  gewaltsames,  bei  Sachen 
mehr  oder  weniger  unberechtigtes  Wegbringen 
von  dem  Orte,  wo  die  Person  nach  ihrem 
Willen,  die  verschleppte  Sache  nach,  dem 
Willen  ihres  Eigentümers  sein  soll,  an  einen 
anderen  Ort.  Demgegenüber  bedeutet  V.  im 
eisenbahntechnischen  Sinne  nicht  ein  Weg- 
bringen von  einem  bestimmten  Ort,  sondern 
ein  Wegbringen  \on  einem  bestimmten  Trans- 
portweg auf  einen  anderen;  „V."  ist  die  Ab- 
lenkung eines  Frachtgutes  —  im  weitesten 
Sinne  —  das  von  der  Versandstation  nach  der 
bestimmungsmäßigen  Empfangsstation  unter- 
wegs ist,  auf  einen  anderen  Weg  als  den- 
jenigen, den  es  nach  den  für  den  Transport 
zwischen  der  betreffenden  Versand-  und 
Empfangsstation  gültigen  Bestimmungen  oder 
Vereinbarungen,  zu  durchlaufen   hätte. 

Liegen  Versand-  und  Bestimmungsstation 
sowie  der  Weg  zwischen  beiden  im  Bereiche 
nur  einer  Eisenbahnverwaltung,  handelt  es 
sich  also  bei  der  Ablenkung  von  dem  vor- 
geschriebenen Leitungsweg  nur  um  die  Nicht- 
beachtung von  Bestimmungen  dieser  einen 
Verwaltung,  so  ist  die  verkehrstechnische  Be- 
deutung des  Falles  verhältnismäßig  einfach. 
Für  die  Eisenbahnverwaltung  besteht  lediglich 
die  Notwendigkeit,  wegen  Rückleitung  auf  den 
vorgeschriebenen  Weg  oder  sonstiger  Weiter- 
leitung an  die  Bestimmungsstation  Vorsorge 
zu  treffen. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  Versand-  und 
Empfangsstation  oder  der  Weg  zwischen  beiden 
nicht  in  der  Hand  einer  Verwaltung  liegen 
und  deshalb  für  die  Leitung  des  Verkehrs 
zwischen  den  beiden  Stationen  Vereinbarungen 
unter  den  beteiligten  Eisenbahnverwaltungen 
notwendig  und  vorhanden  sind.  Hier  stellt  die 
V.  den  Fall  der  Verletzung  dieser  Vereinbarungen 
vor,  einen  Fall,  der  seinerseits  wieder  der  ver- 
traglichen .\bmachungen  über  seine. Auswirkung 
bedarf.  Die  vertragliche  Regelung  einer  solchen 
V.  und  deren  Folgen  -  „Verschleppungs- 
übereinkommen" -  ist  das  Gegenstück  und 
die  Ergänzung  der  Abmachungen  der  Eisen- 
bahnverwaltungen über  die  Verkehrsleitung 
und   deren   Folgen    (Frachtverteilung  u.  s.  w.). 
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Da  die  Regelung  in  diesen  Fällen  der  Be- 
teiligung mehrerer  Eisenbahnen  ungleich  mehr 
und  schwierigere  Arbeiten  erfordert,  als  die 
bei  Ablenkung  von  dem  bestimmungsmäßigen 
Wege  im  Binnenverkehr  einer  Eisenbahn- 
verwaltung,  hat  sich  der  Sprachgebrauch  der 
Eisenbahnen  daran  gewöhnt,  unter  „V."  im 
engeren  Sinne  nur  die  letzterwähnten  Fälle  der 
Ablenkung  von  den  vereinbarten  Wegen  bei 
Beteiligung  mehrerer  Eisenbahnverwaltungen 
zu  verstehen. 

Für  die  Beziehungen  zwischen  Eisenbahnen 
einerseits,  \'erfracliter  und  Empfänger  ander- 
seits, ist  die  V.  als  solche  unmittelbar  ohne 
Bedeutung.  Sie  kann  es,  allerdings  mittelbar, 
werden,  wenn  dadurch  etwa  die  Lieferfrist 
überschritten  wird,  im  internationalen  Verkehr 
auch  dann,  wenn  sie  zugleich  die  Nichtein- 
haltung des  vom  Versender  vorgeschriebenen 
Weges  oder  Zollübergangs  mit  nachteiligen 
Folgen  für  den  Verfrachter  in  sich  schließt. 
In  diesen  Fällen  regeln  sich  aber  die  Folgen 
für  das  Verhältnis  zwischen  Eisenbahn  und 
Verfrachter  nicht  auf  Grund  der  Ursache  — 
der  V.  —  sondern  auf  Grundlage  der  für  die 
eingetretene  Wirkung  —  also  z.  B.  für  die 
Lieferfristüberschreitung  —  gültigen  Bestim- 
mungen des  maßgebenden  Frachtrechts. 

Die  V.  als  solche  ist  demnach  unmittelbar 
nur  von  Einfluß  auf  die  Beziehungen  der 
beteiligten  Eisenbahnen  untereinander.  Die 
„Verschleppungsübereinkommen"  sind  daher 
nur  innere  Abmachungen  der  Eisenbahn- 
verwaltungen ohne  die  Natur  frachtrechtlicher 
(reglementarischer)   Bestimmungen. 

Wie  schon  gesagt,  sind  diese  Abmachungen 
(Verschleppungsübereinkommen)  das  Gegen- 
stück und  die  Ergänzung  der  Abmachungen 
über  die  Verkehrsleitung.  Während  indes  die 
Verkehrsleitung  (s.  d.),  entsprechend  der  Ver- 
schiedenheit der  zugrundeliegenden  tatsäch- 
lichen Verhältnisse,  für  jeden  Tarifverband 
gesondert  abgeschlossen  werden,  haben  sich 
über  die  Bedeutung  und  die  Folgen  einer 
Übertretung  dieser  Vereinbarungen  (V.)  in 
den  verschiedenen  Verbänden  vielfach  gleich- 
artige Anschauungen  herausgebildet,  die  dazu 
geführt  haben,  daß  einheitliche  Verschleppungs- 
übereinkommen für  einen  mehr  oder  weniger 
großen  Kreis  von  Verbänden,  sogar  für  die 
Eisenbahnverwaltungen  einer  größeren  Anzahl 
von  Staaten  abgeschlossen  \x'erden  konnten. 
Als  das  wichtigste  und  den  weitesten  Geltungs- 
bereich umfassende  ist  das  „Einheitliche  Über- 
einkommen, betreffend  die  Verschleppung  von 
Gütern  im  Internationalen  Eisenbahnfracht- 
verkehr" vom  1.  Juli  1Q07  zu  nennen,  das  für 
den   internationalen  Verkehr  der  Eisenbahnen 


aller  derjenigen  europäischen  Staaten  gilt,  die 
dem  Berner  Internationalen  Übereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  beigetreten 
sind,  soweit  nicht  im  engeren  Kreise  besondere 
Vereinbarungen  bestehen.  Als  die  bedeutendste 
solcher  engeren  Vereinbarungen  wiederum 
können  die  einschlägigen  Bestimmungen  im 
„Obereinkommen  zum  Betriebsreglement  des 
VDEV."  gelten,  die  das  immer  noch  recht 
beträchtliche  Gebiet  dieses  Vereins  umfassen. 
Daneben  bestehen  besondere  teils  "zusätzliche, 
teils  eigene  Abmachungen  für  einzelne  Verbände 
oder  für  die  Eisenbahnen  einzelner  Staaten 
im  Binnenverkehr  dieser  Staaten,  so  der 
schweizerischen,  der  belgischen,  der  französi- 
schen Eisenbahnen  für  ihren  Verkehr  unter- 
einander. 

Für  alle  diese  Übereinkommen  ist  der  Be- 
griff der  V.  im  wesentlichen  der  gleiche.  Das 
erwähnte  internationale  «Einheitliche  Überein- 
kommen" sagt  darüber: 

«Güter  werden  als  verschleppt  angesehen,  wenn 
sie,  ehe  sie  dem  Empfangsberechtigten  ausgeliefert 
werden  konnten,  ganz  oder  teilweise  einen  anderen 
als  den  beförderungsberechligten  Weg  durchlaufen 
haben.  Demnach  gehören  hierher  auch  solche  Fälle, 
in  welchen  Sendungen  über  die  Bestimmungsstation 
hinausgeleitet  worden  sind." 

Die  Übereinkommen  wollen  in  der  Haupt- 
sache nur  die  ungewollten  .Ablenkungen  vom 
vereinbarten  Leitungswege  erfassen,  der  ihnen 
der  „beförderungsberechtigte"  Weg  ist.  Dem- 
gemäß bleiben  durchwegs  die  Fälle  der  Ablen- 
kung infolge  eines  Beförderungshindernisses 
(Verkehrsstörung  u.  dgl.)  außerhalb  der  Rege- 
lung; sie  gelten  nicht  als  „V."  im  engeren  Sinne. 
Daneben  sind  die  Übereinkommen  mehr  oder 
weniger  bestrebt,  finanziell  minder  wichtige 
Fälle  von  ihrer  Regelung  auszuscheiden;  diese 
sind  zwar  auch  V.,  werden  aber  behufs  Arbeit- 
und  Kostenersparnis  nicht  weiter  verfolgt. 

Der  Schwerpunkt  der  Verkehrsleitungsverein- 
barungen liegt  in  der  Absicht,  den  beteiligten 
Verwaltungen  durch  die  Zuweisung  des  Verkehrs 
an  eine  bestimmte  Strecke  die  Frachteinnahnie 
für  diese  Strecke  zu  sichern.  Dementsprechend 
liegt  der  Schwerpunkt  der  Abmachungen  über 
die  V.  in  der  Regelung  der  Frage,  welcher 
Strecke  die  Frachteinnahme  zufällt,  wenn  die 
Sendung  nicht  über  den  vereinbarten  („be- 
förderungsberechtigten"), sondern  einen  anderen 
Weg  („Beförderungsweg",  „Fahrweg",  „Ver- 
schleppungsweg") gelaufen  ist.  Möglicherweise 
steht  hierbei  den  genannten  beiden  —  dem 
beförderungsberechtigten  und  dem  Beförde- 
rungsweg —  noch  ein  dritter  Weg,  nämlich 
der,  dem  die  Fracht  tatsächlich  zugeflossen  ist 
(„Verrechnungsweg"  oder  „Kartierungsweg") 
gegenüber.  In  der  Lösung  der  Frage,  welchem 
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dieser  Wege  die  Fracht  endgültig  zuzuweisen 
ist,  bestehen  auf  den  europäischen  Bahnen 
verschiedene  Systeme. 

Das  eine,  am  weitesten  verbreitete,  gibt 
grundsätzlich  die  Fracht  dem  beförderungs- 
berechtigten Wege,  während  der  wirkliche 
Beförderungsweg  (Verschleppungsweg)  •  nur 
eine  gewisse  Schadloshaltung  für  die  mit  der 
tatsächlichen  Beförderung  verbundenen  Aus- 
lagen erhält.  Dieses  System  geht  von  der 
Absicht  aus,  die  gültigen  Leitungsvereinbarungen 
möglichst  zu  verteidigen,  das  Interesse  der  an 
einem  bestimmten  Verl<ehr  beteiligten  Eisen- 
bahnen an  der  Einhaltung  dieser  Abmachungen 
zu  stärken,  jedenfalls  Abweichungen  davon 
nicht  durch  Erlangung  von  Frachteinnahmen 
zu  belohnen,  in  letzterer  Absicht  ist  es  ins- 
besondere begründet,  wenn  die  Entschädigung 
des  wirklichen  Beförderungsweges  möglichst 
niedrig  gehalten  ist.  Diesem  Systeme  folgt 
insbesondere  das  obenerwähnte  «Einheitliche 
Übereinkommen,  betreffend  die  Verschleppung 
von  Gütern  im  Internationalen  Eisenbahnfracht- 
verkehr". Es  stellt  an  die  Spitze  seiner  Regelung 
(§  2)  den  klaren  Grundsatz:  „Die  Fracht 
gebührt  bei  Verschleppungen  dem  berechtigten 
Wege".  Es  würde  hier  zu  weit  führen,  näher 
darzustellen,  wie  dieser  Gedanke  und  die  Ent- 
schädigung des  Beförderungsweges  im  einzelnen 
durchgeführt  ist.  Dem  gleichen  Systeme  folgen 
zahlreiche  andere  einschlägige  Vereinbarungen, 
so  die  der  französischen,  der  schweizerischen, 
der  belgischen  Eisenbahnen,  mit  mehr  oder 
minder  großen  Abweichungen  im  einzelnen.  Die 
Regelung  der  französischen  Bahnen  beispiels- 
weise kommt  dem  wirklichen  Beförderungsweg 
mehr  entgegen,  indem  sie  ihm  die  Hälfte  der 
Fracht  überläßt;  es  kann  hierin  schon  ein 
gewisses  Abgehen  von  der  grundsätzlichen  Stel- 
lung des  „Einheitlichen  Obereinkommens",  eine 
Art  Kompromiß  mit  der  entgegengesetzten  An- 
schauung gefunden  werden. 

Ebensogut  läßt  es  sich  nämlich  rechtfertigen, 
grundsätzlich  die  Fracht  dem  befördernden 
Weg  zuzuweisen.  Es  trägt  dies  der  wirklichen 
Leistung  Rechnung,  schafft  außerdem  efne 
wesentliche  Vereinfachung  in  der  Behandlung 
der  V.,  verzichtet  aber  auf  die  im  ersten  System 
liegende  Sicherung  gegen  die  Vernachlässigung 
der  Leitungsvereinbarungen,  kann  also  nur  da 
in  Frage  kommen,  wo  deren  Einhaltung  sonst- 
wie genügend  garantiert  ist.  Der  Gedanke 
war  bisher  in  gewissem  Umfange,  allerdings 
weniger  bei  V.  im  engeren  Sinne  als  bei 
anderen  Ablenkungen,  auch  nur  mit  ver- 
schiedenen Vorbehalten  und  Abweichungen, 
im  Obereinkommen  des  DEVV.,  also  im  inneren 
Verkehr    der    deutschen    Eisenbahnen    unter- 


einander, verwirklicht,  das  jedoch  durch  den 
Übergang  des  weitaus  größten  Teils  dieser 
Bahnen  in  eine  Hand,  die  des  Reiches,  seine 
Bedeutung  größtenteils  verloren  hat.  Übrigens 
waren  die  deutschen  Staatsbahnen  schon  vor- 
her, als  während  des  Krieges  die  Abweichungen 
von  den  vereinbarten  Leitungswegen  sich 
häuften,  veranlaßt,  an  eine  Änderung  dieser 
Bestimmungen  heranzutreten. 

Einen  vermittelnden  Gedanken  führt  die  der- 
zeit im  großen  Gebiete  des  VDEV.  geltende  Re- 
gelung durch.  Sie  stellt  einige  besonders  wichtige 
Fälle  auf,  in  denen  die  Fracht  dem  beförderungs- 
berechtigten Wege  zugeführt  werden  soll;  im 
übrigen  läßt  sie  „die  gewählte  Verrechnung 
bestehen",  läßt  also  die  Fracht  dem  Ver- 
rechnungsweg (Kartierungsweg).  Ausdrücklich 
wird  festgestellt,  daß  „eine  Entschädigung  des 
Verschleppungsweges  in  keinem  Falle  statt- 
findet". Dieses  Vermittlungssystem  geht  hier- 
nach in  seiner  Begründung  von  dem  ersten 
System  aus,  sucht  es  aber  in  seiner  Durch- 
führung weitgehend  zu  vereinfachen.  Es  hält 
ebenfalls  einen  Druck  dahin  für  notwendig, 
daß  die  Leitungsvereinbarungen  tunlichst  ein- 
gehalten werden,  betätigt  ihn  aber  mehr  in 
der  negativen  Richtung  dahin,  daß  es  dem 
Verschleppungsweg  nicht  einmal  eine  Ent- 
schädigung der  Selbstkosten,  sondern  grund- 
sätzlich keinerlei  Entgelt  zubilligt.  Dem  be- 
förderungsberechtigten Weg  wird  anderseits 
nur  in  ge\^'issen,  besonders  wichtigen  Fällen 
die  Fracht  gesichert,  im  übrigen  aber  das 
einfachste  Verfahren  eingeschlagen,  nämlich 
nachträglich  nichts  geändert. 

Neben  der  wichtigsten  Frage,  weichem  der 
verschiedenen  Wege  bei  V.  die  Frachteinnahme 
zukommt,  und  Hand  in  Hand  mit  ihr  haben 
die  Obereinkommen  insbesondere  noch  die 
Haftungsgemeinschaft  gegenüber  den  An- 
sprüchen der  X'erfrachter  aus  dem  Fracht- 
'  vertrag  zu  regeln.  Wo,  wie  im  „Einheitlichen 
Übereinkommen",  der  Grundsatz  klar  zur 
Durchführung  kommt,  daß  die  Rechte  des 
beförderungsberechtigten  Weges  auf  die  Fracht- 
einnahmen durch  die  V.  unberührt  bleiben, 
ergibt  sich  als  selbstverständliche  Folgerung, 
daß  er  auch  die  Pflichten  aus  dem  Fracht- 
vertrag, also  insbesondere  die  \erschiedenen 
Haftungen  für  Verlust,  Beschädigungen,  für 
zuviel  erhobene  Fracht  und  sonstige  Gebühren, 
auf  sich  zu  nehmen  hat.  Abweichungen  davon 
ergeben  sich  im  einzelnen  namentlich  aus  dem 
nachweislichen  \'erschulden  einer  beteiligten 
Eisenbahn\-ervialtung  und  finden  mehr  oder 
weniger  eingehende  Regelung.  Wo  die  Ober- 
einkommen in  der  Zuweisung  der  Fracht 
andere    Grundsätze    befolgen    und    auch    die 
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nicht  beförderungsberechtigten  Wege  ganz  oder 
■teilweise  berücksichtigen,  müssen  hinsichtlich 
der  Haftungsgemeinschaft  die  entsprechenden 
Schlüsse  gezogen  werden.  Auf  die  Einzelheiten 
kann    hier   nicht   näher    eingegangen    werden. 

Endlich  geben  die  Verschleppungsüberein- 
kommen noch  Anweisungen  über  die  formelle 
Behandlung  des  Verschleppungsfalles;  sie  ent- 
halten einerseits  die  Vorschriften  für  die  äußeren 
Eisenbahndienststellen,  die,  im  wesentlichen 
abfertigungs-  und  heförderungsdienstlicher  Na- 
tur, die  unmittelbare  Wiedergutmachung  der 
V.,  d.  i.  die  zweckmäßige  Zurückführung  auf 
den  richtigen  Weg  oder  an  die  richtige  Emp- 
fangsstation zum  Gegenstände  haben;  ander- 
seits geben  sie  Vorschriften  über  die  Zuständig- 
keit der  einzelnen  an  der  V.  beteiligten  Eisen- 
bahnen, deren  Rechte  und  Pflichten  hinsichtlich 
der  rechnerischen  Abwicklung  des  Ver- 
schleppungsfalles. Auch  diese  formeilen  Ab- 
machungen müssen  sich  nach  dem  System 
richten,  das  die  sachhche  Regelung  in  dem 
betreffenden  Übereinkommen  beherrscht,  und 
sind  daher  verschieden,  je  nachdem  die  Fracht 
dem  heförderungsberechtigten  Wege,  dem  Ver- 
schleppungswege oder  einem  dritten  Wege 
zugesprochen  oder  zwischen  diesen  geteilt 
wird,  auch  je  nachdem  das  betreffende  Über- 
einkommen auf  eine  scharfe  Erfassung  aller 
Verschleppungsfälle  oder  nur  auf  eine  Rege- 
lung der  wichtigeren  abgestellt  ist. 

Wie  schon  gesagt,  ist  die  V.  im  engeren 
eisenbahntechnischen  Sinne  nur  eine  Angelegen- 
heit der  Eisenbahnverwaltungen  untereinander. 
Abgesehen  hiervon  und  abgesehen  von  ihrer 
möglichen  Wirkung  zwischen  Eisenbahn  und 
Verfrachter  kann  sie  noch  von  Bedeutung  sein 
für  das  Dienstverhältnis  zwischen  Eisenbahn 
und  Eisenbahnangestellten,  soweit  die  V.  auf 
ein  Verschulden  zurückzuführen  ist  und  daher 
der  disziplinaren  Würdigung  unterliegt.  Doch 
scheidet  diese  Seite  der  Betrachtung  hier  aus. 

Was  im  vorstehenden  über  V.  im  Eisen- 
bahnverkehr ausgeführt  ist,  gilt  gleichmäßig 
für  alle  Arten  des  Güterverkehrs  im  weitesten 
Sinne,  auch  die  nach  Art  der  Beförderung 
.  oder  des  Gutes  besonders  geregelten,  wie 
Eilgut,  Verkehr  \on  lebenden  Tieren,  Gepäck, 
Expreßgut.  Immerhin  versteht  sich  von  selbst, 
daß  für  die  formelle  Behandlung,  die  finanzielle 
und  rechnerische  Abwicklung  einer  V.  je  nach 
der  besonderen  Art  des  Gegenstandes,  z.  B.  für 
Gepäck,  besondere  Bestimmungen  gelten  können 
und  tatsächlich  getroffen  sind. 

Man  könnte  versucht  sein  —  in  analoger 
Anwendung  des  Wortes  —  von  V.  auch  im 
Falle  des  Abirrens  eines  Reisenden  von  seinem 
gewollten    Reiseweg   zu    reden;    indes    ist   der 


Begriff  der  „V."  dem  Eisenbahnpersonenverkehr 
fremd.  Die  Wirkungen  eines  solchen  Abirrens, 
die  wohl  nur  in  der  Verpflichtung  zum  Nach- 
zahlen oder  dem  Anspruch  auf  Zurückzahlung 
von  Fahrgeld,  allenfalls  einem  solchen  auf 
Schadenersatz  wegen  unrichtiger  .Auskunft  be- 
stehen können,  sind  in  anderem  Zusammen- 
hange geordnet.  Morhart. 

Verschlußtafel  (locking sheet,  locking  table; 
tableaii  d'enclenchemenf,  tablcaii  de  service; 
qiiadro  di  servizio,  tabella  di  clüiissure),  eine 
Darstellung  der  Hebel  und  Blockfelder  eines 
Stellwerks,  der  Verschlüsse  der  Fahrstraßen, 
Signale  und  Blockeinrichtungen  sowie  der 
Reihenfolge  der  Bedienungsvorgänge.  Es  sind 
dafür  besondere  Zeichen  festgesetzt,  von  denen 
die  für  die  Hebel  und  Blockfelder  mit  ihren 
Nebeneinrichtungen  im  Kopf  der  Verschluß- 
tafel, die  für  die  Verschlüsse  und  Bedienungs- 
vorgänge in  einzelnen  Spalten  unter  dem  Kopf 
erscheinen. 

Die  Abb.  57  zeigt  eine  solche  Verschluß- 
tafel für  das  Stellwerk  Bis  und  die  Befehl- 
stelle Bl  des  darüber  stehenden  Bahnhofteils. 
Im  Kopf  der  Tafel  sind  bei  Bis  zunächst  die 
Signalfestlegefelder  (s.  Bd.  IX,  S.  51)  für  die 
5  Einfahrten  {A,  B\  B-,  B^  und  C)  in  Grund- 
stellung durch  ausgefüllte  Kreise  dargestellt. 
Ihnen  entsprechen  die  5  Signalfreigabefelder 
(Bd.  IX,  S.  51)  in  der  Tafel  der  Befehlstelle 
Bl.  Die  Signalfestlegefelder  sind  in  der  Grund- 
stellung geblockt,  die  Signalfreigabefelder  ent- 
blockt. In  der  Verschlußtafel  wird  das  durch 
die  den  Kreisen  beigesetzten  Pfeile  ausgedrückt. 
Die  tiefstehenden  Pfeile  zeigen  die  geblockte, 
die  hochstehenden  die  entblockte  Stellung  an. 
Über  den  Feldern  ist  je  eine  Blocktaste  (Einzel- 
taste) angedeutet.  Zwischen  dem  Blockwerk  in 
dem  Stellwerk  Bis  und  dem  der  Befehlstelle  Bl 
sind  8  oberirdische  Blockleitungen  vorhanden, 
was  ausf  der  ausgezogenen  Linie  mit  der  bei- 
geschriebenen 8  ersichtlich  ist.  Kabelleitungen 
würden  durch  eine  strichpunktierte  Linie  kennt- 
lich gemacht  werden.  Die  unter  den  Block- 
feldern des  Stellwerks  Bis  eingetragenen  starken 
senkrechten  Striche  bedeuten  Blocksperren 
(s.  Bd.  II,  S.  422),  u.  zw.  die  Fahrstraßen- 
hebelsperre.  In  den  folgenden  Abteilungen  des 
Kopfes  findet  sich  je  eine  Spalte  für  die  in 
der  Grundstellung  durch  ein  +  gekennzeich- 
neten Fahrstraßenhebel,  ferner  die  Zeichen  für 
die  Signalhebel  und  die  Weichenhebel. 

Unter  dem  Kopf  der  Verschlußtafel  sind  für 
die  einzelnen  Fahrten  die  Bedienungsvorgänge 
und  die  Verschlüsse  angegeben.  In  der  ersten 
Querreihe  ist  die  Fahrt  auf  Signal  A  von  Ru 
nach  Gleis  1  behandelt.  Die  erste  Bedienungs- 
handlung ist  die  Blockung  des  Signalfreigabe- 
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feldes  A  in  der  Befehlstelle  Bl.  Das  von  Rot 
in  Weiß  verwandelte  Blockfeld  wird  durch  den 
weißen  Kreis  angedeutet.  Daß  diese  Feldver- 
wandlung der  erste  Bedienungsvorgang  ist, 
zeigt  die  beigeschriebene  Ziffer  1  an.  Mit  dem 
Blockfeld  A  der  Befehlstelle  Bl  hat  das  Feld  A 
des  Stellwerks  Bis  gleichzeitig  die  Farbe  ge- 
wechselt. Darauf  wird  durch  die  in  Klammern 
gesetzte  1  neben  dem  weißen  Kreis  unter  dem 
Feld  A  im  Stellwerk  Bis  hingewiesen.  Aus 
dem  neben   dem  weißen  Kreis    unter  B'^  dar- 


Das  Zeichen  -  bei  der  Ziffer  3  in  der  ersten 
Spalte  des  Fahrstraßenhebels  zeigt  an,  daß  der 
Fahrstraßenhebel  a  in  umgelegter  Stellung  ver- 
schlossen ist.  Unter  den  Fahrstraßenhebeln  6\ 
rf'  und  d^  ist  im  unteren  Teil  der  Verschluß- 
tafel ebenfalls  ein  -^-Zeichen  eingetragen,  was 
bedeutet,  daß  diese  Fahrstraßenhebel  in  Grund- 
stellung verschlossen  sind.  Bei  (fi  steht  das 
-[--Zeichen  in  einem  schraffierten  Feld.  Damit 
wird  ausgedrück-t,  daß  dieser  Fahrstraßenhebel 
in  der  Grundstellung  verschlossen  ist,  u.  zw.  im 
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gestellten  ausgefüllten  Kreis  erkennt  man,  daß 
nach  Freigabe  des  Signals  A  durch  das  Signal- 
freigabefeld A  das  Feld  B^  in  der  Befehlstelle 
Bl  gesperrt,  die  gleichzeitige  Freigabe  von  A 
und  ßi  also  ausgeschlossen  ist.  Als  zweiter 
Bedienungsvorgang  ist  durch  die  Ziffer  2  ge- 
kennzeichnet das  Umlegen  der  Weichenhebel 
3,  13  und  14.  Das  Zeichen —  in  den  Spalten 
unter  den  Weichennummern  bedeutet,  daß  die 
Weichenhebel  2,  Aa,b  und  Acld  in  der  Grund- 
stellung und  das  Zeichen  - ,  daß  die  Weichen- 
hebel 3,  13  und  14  in  umgelegter  Stellung 
verschlossen  sind.  Der  Verschluß  dieser  Wei- 
chen geschieht  durch  die  Bedienungshand- 
lung 3,  das  Umlegen  des 'Fahrstraßenhebels  a. 


vorliegenden  Fall  durch  den  Fahrstraßenhebel  a. 
Die  Fahrstraßenhebel  b^  und  </'  können  nicht 
aus  der  Grundstellung  gebracht  werden,  weil 
die  Weichenhebel  3,  13  und  14  nicht  in  die 
dazu  nötige  Stellung  gebracht  werden  können. 
Der  Fahrstraßenhebel  a  wird  verschlossen 
durch  die  als  Bedienungsvorgang  4  gekenn- 
zeichnete Fahrtstellung  des  Signalhebels  A. 
Für  die  Signale  ß\  D'  und  D-  ist  in  der 
Spalte  unter  den  Kopf  die  Grundstellung  der 
Signale  eingetragen,  was  bedeutet,  daß  die 
Hebel  dieser  Signale  in  Grundstellung  ver- 
schlossen sind.  Dieser  X'erschluß  ist  durch  den 
Verschluß  der  zugehörigen  Fahrstraßenhebel 
in  der  Grundstellung  gegeben. 
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So  können  für  jede  Fahrt  die  Verschlüsse 
und  die  Bedienungsvorgänge  aus  der  Ver- 
schhißtafel  abgelesen  werden.  In  der  Abbildung 
ist  ein  einfaches  Beispiel  gewählt.  Die  Zahl 
der  dabei  in  Betracht  kommenden  Zeichen  ist 
nicht  sehr  groß.  Wenn  aber  Wert  darauf  ge- 
legt wird,  alle  verschiedenen  Hebel,  alle  Sperren 
und  Nebeneinrichtungen  der  Stellwerke  in  allen 
möglichen  Stellungen  und  Anwendungsformen 
in  der  Verschlußtafel  darstellen  zu  können, 
dann  braucht  man  eine  große  Zahl  von  Zei- 
chen. Für  die  Zweigstelle  Preußen-Hessen 
der  Deutschen  Reichsbahn  sind  sie  in  einem 
Heft  „Zeichen  und  Muster  für  Stellwerkpläne" 
zusammengestellt,  das  mehr  als  150  Zeichen 
aufweist.  Hoogen. 

Verschubzug,  insbesondere  in  Österreich 
übliche  Bezeichnung  für  eine  zu  Verschiebe- 
zwecken von  einer  Lokomotive  bewegte  Wagen- 
gruppe. In  der  Signalgebung  bei  Ausführung 
des  Fahrdienstes  wird  grundsätzlich  zwischen 
Zugfahrten  und  Verschubbewegungen  unter- 
schieden. Den  ersteren  dienen  die  Hauptsignale 
(s.  d.),  für  letztere  werden  besondere  Signale, 
die  Rangier-  oder  Verschiebesignale  gegeben. 
Die  Hauptsignale  müssen  in  der  Haltstellung 
sich  befinden,  also  für  Züge  das  Fahrver- 
bot ausdrücken,  wenn  auf  den  zugehörigen 
Fahrwegen  Verschubbewegungen  stattfinden 
sollen.  Durch  ihre  Haltstellung  decken  sie  die 
Verschubbewegungen  gegen  Zugfahrten.  Um 
nicht  gegen  diese  auf  dem  Gebiet  der  Signal- 
gebung  notwendige  Unterscheidung  bei  der 
Bezeichnung  der  Fahrten  zu  verstoßen,  sollte  eine 
Verschubfahrt  niemals  als  Zugfahrt  bezeichnet 
und  derAusdruck  V.  überhaupt  nicht  angewendet 
werden.  Auf  den  deutschen  Bahnen  ist  durch  die 
Fahrdienstvorschriften  der  Begriff  Übergabezug 
{s.  d.)  eingeführt  worden,  um  bei  bestimmten 
Fahrten,  die  einer  Verschubfahrt  ähnlich  sind  und 
früher  wohl  als  V.  bezeichnet  wurden,  nicht  unter 
allen  Umständen  an  die  strengeren  Vorschriften 
für  Züge  gebunden  zu  sein. 

Verschmelzung  der  Eisenbahnen  s. 
Fusion. 

Versicherungs.Transportversicherung. 

Versicherungsamt  s.  \'erwaltung. 

Verspätungen  der  Züge  s.  Zugver- 
spätungen. 

Verstaatlichung     s.    Eisenbahnpolitik. 

Verstärkung  der  eisernen  Brücken. 
Das  Anwachsen  der  rollenden  Lasten  der  Eisen- 
bahnen hat  in  der  Mehrzahl  der  vor  Ein- 
führung der  jetzt  geltenden  Belastungsannahmen 
{preußische  Staatsbahnen  1903,  Österreich  1904) 
gebauten  eisernen  Eisenbahnbrücken  Span- 
nungen hervorgerufen,  die  die  zulässigen  Be- 
anspruchungen mitunter  weit  überschreiten.  Man 


hat  zwar  für  diese  älteren  Brücken  Spannungs- 
überschreitungen bis  zu  20%  (Preußen  und 
Österreich)  und  30%  (badische  Staatsbahnen, 
Qotthardbahn)  zugelassen,  ist  aber  doch  viel- 
fach genötigt  gewesen,  diese  Brückentragwerke 
entweder  gänzlich  zu  erneuern  oder  sie  aus- 
reichend zu  verstärken.  Die  Notwendigkeit 
solcher  Verstärkungen  kann  sich  in  Hinkunft 
bei  weiterer,  nicht  außer  dem  Bereich  der 
Möglichkeit  gelegener  Zunahme  der  Lokomotiv- 
und  Wagen-Achslasten  auch  für  unsere  jetzigen 
Neubauten  herausstellen,  wenn  auch  zugegeben 
werden  muß,  daß  die  derzeitigen  Belastungs- 
annahmen voraussichtlich  auf  längere  Zeit 
genügen  dürften^ 

Für  die  Entscheidung,  ob  eine  zu  schwach 
befundene  Brücke  nur  verstärkt  oder  gänzlich 
erneuert  werden  soll,  kommt  in  erster  Linie 
die  Kostenfrage  in  Betracht,  doch  darf  nicht 
übersehen  werden,  daß  auch  eine  gut  ausge- 
führte Verstärkung  eine  alte  Brücke  niemals 
gleichwertig  mit  einem  Neubau  machen  wird. 
Die  Verstärkungsarbeiten  verursachen  auch  oft 
größere  Schwierigkeiten  für  die  Aufrechthaltung 
des  Betriebs  als  die  allenfalls  nur  in  einer 
Betriebspause  durchzuführende  Einstellungeines 
neuen  Tragwerks.  Ihre  Kosten  sind  f.d.  Gewicht- 
einheit mindestens  doppelt  so  hoch  zu  veran- 
schlagen als  jene  einer  neuen  Konstruktion. 
Man  hat  daraus  die  Regel  abgeleitet,  daß  die 
Verstärkung  einer  Brücke  nur  dann  einem 
Neubau  vorzuziehen  ist,  wenn  das  Gewicht 
der  Verstärkungsteile  V3  des  Gewichts  eines 
neuen   Überbaues  nicht   überschreitet. 

Die  Verstärkung  der  vorhandenen  eisernen 
Brücken  infolge  Zunahme  des  Lokomotiv- 
gewichts und  der  Zugsgeschwindigkeit  bildete 
einen  Fragepunkt  des  internationalen  Eisen- 
bahnkongresses zu  Bern  1910  und  liegen  darüber 
wertvolle  Berichte  von  Regierungs-  und  Baurat 
J.  Labes  über  die  Brücken  auf  den  deutschen 
Eisenbahnen  und  der  Gotthardbahn  und  von 
A.  Zahariade  über  die  rumänischen  Bahn- 
brücken vor.  Die  Verstärkung  einer  Brücken- 
konstruktion kann  erfolgen: 

1.  difrch  unmittelbare  Vergrößerung  der 
Querschnitte  der  zu  schwachen  Tragglieder; 
2.  durch  .\nderung  des  Trägersystems;  3.  durch 
Vermehrung  der  Anzahl  der  Tragwerksglieder 
oder  Träger. 


'  Auf  den  deutschen  Eisenbahnen  verkehren  der- 
zeit als  schwerste  Fahrzeuge  Wagen  mit  120/ Gewicht 
(Kruppsche  Kanonenwagen),  die,  zu  zweien  hinter- 
einandergestellt,  bei  Brücken  von  16— 18m Spannweite 
um  rd.  7 »„  größere  Momente  hervorrufen  als  der  preu- 
ßische Verordnungslastenzug.  Für  die  schweren  Fahr- 
betriebsmittel, die  auf  manchen  amerikanischen  Eisen- 
bahnen verkehren,  wären  unsere  heutigen  Brücken 
schon  nicht  mehr  ausreichend  stark. 
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Hierbei  können  die  Verstärkungsteile  dazu 
bestimmt  sein,  entweder  a)  sich  nur  an  der 
Aufnahme  der  Verkehrsiast  zu  beteihgen  oder 
b)  auch  die  Spannungen  durch  die  ständige 
Last  (Eigengewicht)  mit  aufzunehmen. 

Im  Fall  a  genügen  zur  Vornahme  der 
Arbeiten  Hängegerüste  und  fliegende  Rüstungen, 
die  von  dem  bestehenden  Überbau  getragen 
werden,  und  es  ist  nur  darauf  zu  achten,  daß 
der  Anschluß  der  Verstärkungsteile  bei  unbe- 
lasteter Brücke  während  der  Betriebspausen 
erfolgt.  Im  Fall  b  ist  eine  Entlastung  der 
Tragkonstruktion  von  ihrem  Eigengewicht 
während  der  Aufbringung  der  Verstärkung 
erforderlich.  Dazu  dient  ein  Unterfangungs- 
gerüst  und  ein  Anheben  des  Tragwerks  durch 
Keile  oder  mittels  Qewichtshebel.  Die  Keil- 
entlastung, die  keine  genaue  Bemessung  zuläßt, 
ist  aber  nur  bei  kleineren  Brücken  oder  dort 
anwendbar,  wo  während  der  ganzen  Arbeiten 
kein  Zugsverkehr  über  die  Brücke  geht,  da 
sonst  Oerüstsenkungen  zu  erwarten  sind,  die 
ein  stetes  Nachstellen  der  Keile  erfordern 
würden  ohne  Gewähr  dafür,  daß  das  genaue, 
richtige  Maß  der  Hebung  erzielt  wird.  Viel 
vorteilhafter  erscheint  die  zuerst  von  Dr.-Ing. 
A.  Schneider  bei  einer  Brücke  der  österreichi- 
schen Nordbahn  angewendete,  später  auch  bei 
den  preußischen  Staatsbahnen  zur  Ausführung 
gebrachte  Hebelentlastung,  die  sich  in  ihrer 
Größe  genau  bemessen  und  nach  Bedarf  verän- 
dern läßt.  Abb.  58  gibt  eine  schematische  Dar- 


Abb,  58. 

Stellung  dieser  Anordnung.  Die  an  dem  zu  ent- 
lastenden Knotenpunkt  der  Brückenträger  stehen- 
den Gerüstpfähle  stützen  einen  ungleicharmigen 
Hebel,  der,  an  seinem  freien  Ende  mittels  Alt- 
schienen belastet,  gegen  den  Träger  eine  be- 
stimmte Hebekraft  äußert,  die  dem  auf  diesen 
Knotenpunkt  entfallenden  Eigengewicht  des 
Brückenüberbaues  gleich  gemacht  werden  kann. 
Zwischenlagen  und  Keile  bei  k,  die  bei  ange- 


hobenem Hebelende  ß  eingesetzt  werden,  dienen 
dazu,  den  Hebel  auch  nach  allfälligen  Gerüst- 
senkungen immer  wieder  in  wagrechte  Lage 
bringen  zu  können.  Entsprechend  dem  Gewicht 
der  aufgebrachten  Verstärkung  ist  die  Hebel- 
belastung von  Zeit  zu  Zeit  zu  vergrößern.  Die 
Hebel  können  mit  ihrem  längeren  Arm  auch 
unter  das  Tragwerk  gelegt  oder,  wenn  der 
Raum  beengt  ist,  anstatt  quer  zu  den  Trägern 
nach  deren  Längsrichtung  angeordnet  werden. 
Diese  Hebelentlastung  hat  sich  in  der  An- 
wendung gut  bewährt.  Der  Betrieb  kann  dabei 
mit  langsamer  Fahrt  über  die  Brücke  aufrecht 
erhalten  werden;  dem  Schlaffwerden  der  vom 
Eigengewicht  entlasteten  flachen  Zugstäbe  der 
Ausfachung  unter  der  Verkehrslast  läßt  sich 
durch  Anheben  des  Hebelendes  vor  .Auffahrt 
des  Zuges  begegnen. 

Um  das  für  die  Entlastung  notwendige  Gerüst 
zu  ersparen,  hat  man  auch  die  Aufhängung 
der  Brücke  mittels  Kabel,  denen  eine  der 
Eigengewichtslast  entsprechende  Spannung  zu 
geben  ist,  in  Vorschlag  gebracht;  doch  liegen 
über  Ausführungen  dieser  Art  keine  Mit- 
teilungen vor. 

Die  Verstärkung  zu  schwacher  Querschnitte 
erfolgt  durch  Aufnieten  von  Flach-  oder  Form- 
eisen, deren  Anordnung  sich  nach  der  Quer- 
schnittsform der  zu  verstärkenden  Teile  richtet. 
Es  ist  dazu  meist  erforderlich,  vorhandene 
Nietreihen  auszuschlagen,  wobei  aber  der  für 
die  Aufnahme  der  Kräfte  notwendige  Querschnitt 

intakt  bleiben  muß. 
Verstärkungskopf- 
platten für  Blech- 
träger oder  -gurte 
werden  deshalb  am 
besten  der  Länge 
nach  geteilt  und 
streifenweiseange- 
nietet (Abb.  59). 
Sonst  müßte  man 
vor  der  Anlage 
der  Verstärkungs- 
platten die  Nieten 
erst  gegen  ver- 
senkte Nieten  aus- 
wechseln, diese 
dann  sukzessive 
ausbohren  und  durch  die  definitiven  Nieten 
ersetzen. 

Bei  gegliederten  Trägern  kann  sich  je  nach 
deren  Bauart  und  nach  den  Querschnittsformen 
der  Stäbe  die  Verstärkung  ziemlich  mannigfaltig 
gestalten.  Die  zu  schwache  Ausfachung  verstärkt 
man  entweder  durch  Querschnittsvergrößerung 
der  einzelnen  Wandstäbe,  wobei  natürlich  auch 
auf  die  verstärkte  Ausbildung  der  Knotenpunkts- 
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anschlösse  Bedacht  genommen  werden  muß, 
oder  durch  Einziehen  neuer  Ausfachungsstäbe, 
wie  z.  B.  Einbau  von  Druckstreben  in  einfache 
Ständerfachwerke  und  dadurch  deren  Um- 
wandlung in  ein  doppelt  gekreuztes  System 
u.  s.  w. 

Beispiele  von  Verstärkungen  durch  Änderung 
des  Trägersystems  geben  die  Abb.  60  und  61. 


zu  erzielen,  empfiehlt  es  sich,  die  Querträjrer  über 
dem  mittleren  Hauptträger  zu  durchschneiden. 
Bei  der 'zweigleisigen  Horchheimer  Rheinbrücke 
bei  Koblenz  wurde  die  durch  den  Anbau  von 
Fußgängerstegen  bedingte  Verstärkung  dadurch 
erzielt,  daß  neben  den  bestehenden  beiden 
Hauptträgern  an  der  Außenseite  je  ein  neuer 
Bogenträger  aufgestellt  wurde.    Um   hier   eine 
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Abb.  51. 


Abb.  60.  Reiißbriicke  bei  Inschi  (Gotthardbahn). 


Abb.  61    GotthardreutJbrücke. 


Abb.  62. 


Diese  Verstärkungsart  ist  bei  Brücken  der 
Gotthardbahn,  der  preußischen  Staatsbahnen,  der 
rumänischenBahnenu.a.mitSO  -  77 /«Stützweite 
zur  Anwendung  gekommen.  Sie  besteht  in  der 
Anbringung  entweder  eines  Entlastungsbogens 
oberhalb  der  Träger  oder  eines  unter  ihnen 
gelegenen  Hängegurts.  Dabei  kann  wieder  die 
Verstärkung  so  aufgebracht  werden,  daß  sie 
vom  Eigengewicht  der  Brücke  nichts  aufnimmt 
und  nur  die  Verkehrslast  mit  tragen  hilft,  oder 
es  werden  in  sie  auch  die  Kräfte  von  der 
ständigen  Belastung  gebracht.  Im  letzteren  Fall 
braucht  es  dazu  keines  Entlastungsgerüstes,  da 
durch  geeignete  Montierung  des  Bogens  oder 
Hängegurts  in  denselben  Spannungen  gebracht 
werden  können,  deren  Größe  aus  der  Hebung 
des  Trägers  zu  bemessen  ist.  Es  müssen  hierzu 
entweder  die  den  Bogen  mit  dem  Träger 
verbindenden  Vertikalen  zum  Anspannen  ein- 
gerichtet sein  oder  es  muß  der  Bogen  nach- 
stellbare Auflager  erhalten. 

Eine  Verstärkung  durch  Vermehrung  der 
Zahl  der  Hauptträger  ist  sowohl  bei  Balken- 
wie  bei  Bogenbrücken  mit  oben  liegender 
Fahrbahn  zur  Ausführung  gekommen.  In  dieser 
Art  wurden  eingleisige  Brücken  durch  Ein- 
bau eines  dritten  mittleren  Trägers  verstärkt 
(Abb.  62).  Um  eine  bestimmte  Lastübertragung 


bestimmte  Lastverteilung  zu  erreichen,  wurden 
die  Querträger  gelenkig  auf  kleine  Unterquer- 
träger gelagert,  die  wieder  gelenkig  mit  je  einem 
alten  und  einem  neuen  Hauptträger  verbunden 
sind.  Während  des  Umbaues  wurde  der  Betrieb 
auf  ein  Gleis  beschränkt. 

Literatur:  A.Schneider,  Ober  Brückenverstärkun- 
gen  während  des  Betriebs.  Ztsclir.  d.  Österr.  Ing.-V. 
1892.-  J.  Labes  u.  A.  Zahariade,  Verstärkung  der 
eisernen  Brücken.  Bericht  Nr.  2  u.  5  zum  Int.  Eis.- 
Kongr.- Verb.  Bern  1910.  -  Fried.  Bleich,  Über  die 
Verstärkung  eiserner  Brücken.  Eisenbau  1911.  - 
E.  Bahr,  Beitrag  zur  Verstärkung  eiserner  Brücken. 
Eisenbau  1912.  Melan. 

Versteigerung  einer  Eisenbahn  s.  Eisen- 
bahnbücher und  Konkursrecht. 

Versuchsbahnen  sind  Bahnanlagen,  die 
möglichst  außerhalb  der  Gefahren  des  Bahn- 
betriebes Beobachtungen  und  Versuche  für 
die  bauliche  Anordnung  sowie  für  die  Unter- 
haltung der  Gleise  und  Fahrzeuge  ermög- 
lichen sollen. 

Bei  der  verwickelten  Natur  des  Gleises  und 
seinem  von  vielen  Einflüssen  bestimmten  Ver- 
halten gegen  die  Einwirkung  der  Fahrzeuge 
sind  regelmäßige  Beobachtungen  und  Versuche 
an  dem  Oberbau  und  den  Fahrzeugen  un- 
erläßlich. Hierfür  liefern  in  erster  Linie  die 
bestehenden  Eisenbahnlinien  Gelegenheit;  Bahn- 
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strecken,  auf  denen  solche  Versuche  ausgeführt 
■werden,  nennt  man  Versuchsstrecken.  Auf 
diesen  ist  es  aber  nicht  möghch,  sämtliche  Teile 
des  Oberbaues  im  ganzen  und  im  gegenseitigen 
Verhalten  seiner  Teile  zu  beobachten  und  ge- 
setzmäßig festzulegen.  Versuchsstrecken  dienen 
vielmehr  im  allgemeinen  nur  einer  Beobach- 
tungsaufgabe. Die  auf  solchen  \'ersuchsstrecken 
vorgenommenen  Beobachtungen  haben  aber 
auch  vielfach  den  Mangel,  daß  die  Fundberichte 
für  gleichartige  Verhältnisse  häufig  so  wesent- 
lich voneinander  abweichen,    daß  ein  Qesamt- 


meidlichen  Vernachlässigungen  zu  vermeiden, 
die  das  Beobachtungsergebnis  verwischen  und 
unentschieden  lassen,  ob  die  Ursache  eines 
jMißlingens  in  mangelnder  Unterhaltung  oder 
in  der  Bauart  liegt.  Auf  einer  V.  ist  es  auch 
möglich,  Einzelbelastung  und  X'erkehrsdichte 
dem  jemaligen  Zweck  anzupassen  und  auf  das 
erforderliche  höchste  Maß  zu  steigern. 

Bei  den  deutschen  Reichseisenbahnen  besteht 
zurzeit  eine  Reihe  von  Versuchsstrecken,  bei  denen 
es  sich  um  die  Erprobung  der  einzelnen  Teile  des 
Oberbaues  handelt.  Bekannt  geworden  ist  beson- 
ders die  Versuchsstrecke   Berlin-Schöneberg  — 
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Abb.  63.  Lageplan  der  Versuchsbahn  bei  Oranienburg. 


Schluß  schwer  gezogen  werden  kann.  Dies  ist 
einmal  darauf  zurückzuführen,  daß  die  im  Be- 
trieb stehenden  Beamten  kaum  Zeit  haben,  sich 
den  Beobachtungen  so  zu  widmen,  wie  es  der 
Zweck  erfordert,  vielleicht  auch  nicht  immer 
für  solche  Aufgaben  geeignet  sind,  und  daß 
ferner  sachliche  örtliche  Gesichtspunkte  das  Er- 
gebnis erheblich  verschieben. 

In  wesentlich  vollkommenerer  Weise  können 
daher  solche  Versuche  auf  einer  besonderen  \'er- 
suchsbahn  durchgeführt  werden,  die  von  den 
Zufälligkeiten  der  Persönlichkeiten  und  des  Ortes 
losgelöst  und  mit  den  nötigen  Einrichtungen 
zum  Beobachten  und  Messen  ausgerüstet  ist. 
Nur  hier  ist  es  möglich,  die  Bahnanlagen  — 
in  erster  Linie  das  Gleis  nebst  Zubehör  — 
genau  nach  Vorschrift  und  Bedarf  zu  unter- 
halten und  die  im  wirklichen  Betriebe  unver- 


Zossen  der  ehemaligen  .Militärbahn  durch  die  im 
Jahre  IQOl  vorgenommenen  Schnellfahr  versuche  mit 
elektrischen  Lokomotiven  und  Triebwagen.  Die  hier 
ausgeführten  \'ersuche,  bei  denen  Geschwindigkeiten 
bis  zu  210  /tm/Std.  erzielt  worden  sind,  dienten 
insbesondere  dazu,  den  Bahn-  und  Luftwiderstand 
zu  ermitteln. 

Von  N'ersuchsbahnen  ist  die  V.  der  preußischen 
Staatsbahnen  beim  Bahnhof  Oranienburg  zu  er- 
wähnen, die  von  1Q06  — 1913  in  IBetrieb  war.  Die 
eingleisige  Bahn  bestand  nach  beistehendem  Lageplan 
aus  2  halbkreisförmigen  Bogen  von  200/72  Halbmesser 
mit  Zwischengeraden.  Die  Gesamtstreckenlänge  be- 
trug Xlbl  km.  Die  gedrängte.Anlage  hatte  den  Vorteil, 
daß  jede  Stelle  möglichst  oft  mit  dem  Versuchszug 
belastet  wurde,  nämlich  bei  einer  Geschwindigkeit 
von  50  km  Std.  stündlich  etwa  28mal.  Das  Steigungs- 
verhältnis der  Rampen  war  verschiedenartig  gewählt, 
um  hierüber  Beobachtungen  anstellen  zu  können. 
Der  Betrieb  wurde  mit  einer  führerlösen  elektrischen 
Lokomotive  von  60  t  Dienstgewicht  mit  angehängtem 
Güterwagen  geführt.     Die  gesamte  Zuglast  betrug 
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etwa  250  t  und  konnte  auf  375  t  gesteigert  werden. 
Die  Maschine  fuhr  täglich  etwa  82j  km;  jährlich 
konnten  etwa  110.000  Zugkilometer  geleistet  werden. 
Das  ist  bei  250  t  Zuggewicht  etwa  1  2  der  Belastung 
der  Berliner  Stadtbahn. 

Durch  Verlegung  der  verschiedenen  Oberbaiiarten 
mit  verschiedenen  Schienenprofilen,  verschiedenen 
Stoßanordnungen,  Schwellen  und  Bettungsstoff  waren 
etwa  24  Versuchsstrecken  hergestellt,  über  deren 
Verhallen,  Verschiebungen  nach  der  Seite  und  nach 
unten  sowie  Unterhaltungskosten  besondere  Auf- 
schreibungen gemacht  wurden.  Zur  Verhütung  ein- 
seitiger Abnutzung  wurden  Maschinen  und  Wagen 
etwa  alle  2  Wochen  gedreht. 

Die  V.  bot  nicht  "nur  Gelegenheit,  am  Oberbau 
Versuche  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  anzu- 
stellen, sondern  auch  die  elektrischen  Einrichtungen, 
Signale,  Werkzeuge  und  ähnliches  zu  erproben.  Um- 
fangreiche Verbesserungen  und  N'ervollkommnungen 
an  den  Eisenbahnanlagen  sind  das  Ergebnis  der 
Versuche  auf  der  \'.  Wenn  sie  trotzdem  im  Jahre 
1913  wieder  beseitigt  worden  ist,  so  ist  der  Grund 
hierfür  im  allgemeinen  der,  daß  die  seinerzeit  not- 
wendigen Untersuchungen  inzwischen  durchgeführt  j 
waren  und  daß  nicht  so  dringende  weitere  Unter- 
suchungen vorlagen,  um  das  Weiterbestehen  der  kost-  ■ 
spieligen  Anlage  fernerhin  zu  rechtfertigen.     Giese.       ; 

Versuchswagen  s.  Meßwagen. 

Verteilungsgleise  s.  Verschiebebahn- 
höfe. 

Verteilungszüge,  für  diensthche  Zwecke 
verkehrende  Züge  (s.  Dienstzug)  zur  Ver- 
teilung von  Geräten,  Bau-  oder  Betriebsstoffen, 
insbesondere  Kohlen  an  die  Verbrauchstellen 
der  eigenen  Verwaltung  bis  zu  den  einzelnen 
Wärterposten  einer  Bahnstrecke.  Der  V.  gehört 
zur  Gattung  der  Arbeitszüge  (s.  d.)  und  wird 
auf  Neubaustrecken  vor  der  Betriebseröffnung 
gefahren,  um  Personal  und  Gegenstände  auf 
der  Strecke  zu  verteilen.  Mitunter  verkehren 
V.  auch  auf  bereits  im  Betriebe  befindlichen 
Strecken  zur  Verteilung  von  Oberbaumaterial 
für  Neulagen   (s.  Dienstgut). 

Vertikaiaufnahme   s.  Höhenaufnahme. 

Verwaltung  (management ;  administration ; 
ammirüstrazioiic). 

Inhaltsübersicht.  A.  Allgemeiner  Teil.  I.  Be- 
griffe. —  II.  Geschichtliche  Entwicklung,  n)  Die 
englische  Verwaltung;  b)  Die  deutsche  Verwaltungs- 
form; c)  Die  gemischte  deutsche  und  englische 
Organisationsforni ;  d)  Neueste  Entwicklung.  — 
III.  Verwaltungsgrundsätze.  —  IV.  Das  Problem  der 
gemeinwirtschaftlichen  Organisation.  —  V.  Die  finan- 
zielle Selbstvenx-altung(,\utonomie)  der  Staatsbahnen. 
-  VI.  Beratende  Körperschaften.  —  VII.  Stellenaufbau 
der  Verwaltung,  a)  Örtliche,  instanzielle  und  sach- 
liche Gliederung;  b)  Die  3  Verwaltungstypen:  1.  Die 
englische;  2.  Die  deutsche;  3.  Die  gemischte  deut- 
sche und  englische;  c)  Die  Spartenteilung:  d)  Würdi- 
gung; e)  Aufsicht  und  Ver\x'altung;_;5  Die  ausführende 
Verwaltung;  g)  Die  Eisenbahndirektionen  im  beson- 
deren ;  h)  Die  Inspektionen  im  besonderen :  /)  Die 
äußeren  Vollzugsstellen  im  besonderen.  —  VIII.  Ver- 
•waltungsverfahren ;  a)  Die  Zuständigkeitsordnung; 
b)  Innere  Gliederung  der  Verwaltungsstellen  und 
Geschäftsordnung;  c)  Vorschriften-  und  Unterrichts- 
■wesen;  d)  Schriftlicher  Verkehr;  e)  Mündlicher  Ver- 


kehr; ß  Kanzlei  und  Expedition;  g)  Registratur: 
/;;  Photochemische  X'ervielfältigung;  i)  Rechen-  und 
Sortiermaschinen:  k)  Arbeitszeft;  t)  Räumliche  Unter- 
bringung des  Personals.  -  IX.  Besondere  Verwal- 
tungszweige, a)  Zugbeförderungs-  (Lokomotiv-)  und 
Werkstättendienst;  b)  Kassen-  und  Rechnungswesen. 
-  X.  Personalorganisation.  -  XI.  Verwaltung  der 
Privatbahnen.  -  XII.  Personalaufwand.  —  B.  Be- 
sonderer Teil.  Einzelne  Eisenbahnverwaltungen. 

A.  Allgemeiner  Teil. 
I.  Begriffe. 

Verwaltung.  1.  Im  weitesten  Sinne  die  Zu- 
sammenfassung der  fortgesetzten  planmäßigen 
Tätigkeit  aller  zum  Betrieb  eines  Eisenbahn- 
unternehmens bestellten  Organe.  2.  Im  engeren 
Sinne  die  Tätigkeit  der  das  Unternehmen 
unmittelbar  leitenden  und  überwachenden 
Organe  oder,  negativ  ausgedrückt,  die  Tätig- 
keit zu  1.,  soweit  sie  nicht  zur  staatlichen 
Aufsichts-  und  Regierungstätigkeit  (Tätigkeit 
der  A^inisterialinstanz)  und  nicht  zum  äußern 
Dienstvollzug(Tätigkeitderäußern  Dienststellen) 
gehört:  Innere  oder  leitende\'erwaltung\ 
3.  V.  in  subjektivem  Sinne  das  Unternehmen, 
das  die  zu  1.  bezeichnete  Gesamttätigkeit,  und 
die  Organe,  die  die  zu  2.  bezeichnete  Verwal- 
tungstätigkeit im  engeren  Sinne  ausüben-. 

Vertikal  wird  unterschieden  zwischen  Oberster 
Aufsicht  und  laufender  (Betriebs-)  V.^  hori- 
zontal, d.  i.  nach  Sachgebieten  zwischen  der 
allgemeinen  V.'*  und  der  V.  der  drei  großen 
Dienstzweige  (Betriebs-,  maschinentechnische 
und  Bauverwaltung). 

Die  Verwaltungsordnung  oder  Organi- 
sation (Organization;  Organisation;  organizza- 
zione)  regelt  die  nach  Zahl  I.  zu  leistende 
Gesamttätigkeit,  d.  i.  die  Einrichtung  der  Eisen- 
bahndienststellen, ihren  Wirkungskreis  und  ihr 
Geschäftsverfahren. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung. 

a)  Die  englische  Verwaltungstype. 

Wie  die  Eisenbahntechnik,  so  geht  auch  die 

Eisenbahnverwaltung  in  ihrer  Entwicklung  auf 

England  zurück.   Dort  wurde  V.  und  Betrieb 

der  Eisenbahnen  von  Anfang  an  in  die  Hände 


'  Begriff  nach  §§  1  und  7  der  Verwaltungsord- 
nung für  die  preußischen  Staatseisenbahnen  vom 
10.  Mai  1Q07  sowie  nach  der  im  Reichseisenbahnamt 
bearbeiteten  Statistik  der  im  Betrieb  befindlichen 
Eisenbahnen  Deutschlands,  Bemerkung  zu  Tabelle  25, 
Spalte  3-63. 

-  In  letzterem  Sinne  unterscheidet  man  beispiels- 
weise zwischen  ..Regierungs-"  und  „Verwaltungs- 
konferenzen". 

3  So  in  den  Betriebshaushalten  des  Deutschen 
Reichs  zwischen  Hauptverwaltung  (Reichsministerien) 
und  Betriebsverwaltung. 

■•  Die  Kosten  der  allgemeinen  V.  werden  als  ..Ge- 
neralunkosten" (s.  d.)  bezeichnet,  d.  s.  die  Kosten, 
die  unter  keine  der  3  großen  Dienstabteilungen  fallen, 
sohin  ihnen  gemeinsam  sind. 
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von  Aktiengesellschaften  des  öffentlichen  Rech- 
tes gelegt,  deren  Organe  aus  der  General- 
versammlung der  Aktionäre,  dem  Direk- 
torium ^board  of  directors)  uhd  der  aus- 
übenden Verwaltung  bestehen.  Das  Direk- 
torium wird  von  der  Generalversammlung 
gewählt  und  besteht  aus  15-24  Mitgliedern, 
die  als  beschließende  Körperschaft  über  alle 
wichtigen  Fragen  des  Eisenbahnunternehmens 
entscheiden  und  die  leitenden  Beamten  der 
ausübenden  V.  bestellen. 

Die  ausübende  V.  wird  von  Oberbeamten 
geleitet,  u.  zw.  der  Betrieb  im  weitesten  Sinne  vom 
General  manager  und  die  V.  vom  Secretarv.  Dem 
General  manager  untersteht  in  mehr  oder'minder 
lockerer  Unterordnung  je  ein  besonderer  Oberbeamter 
für  den  eigentlichen  Betrieb,  Güterdienst,  Bahnunter- 
haltung und  Lokomotivdienst.  Jeder  dieser  Ober- 
beamten hat  unter  sich  seinen  eigenen  Beamtenstab, 
der  je  nach  der  Größe  des  Netzes  regional  wieder 
in  Hauptgruppen  (Divisions)  und  Untergruppen 
(Distrikts)  eingeteilt  ist.  So  ist  der  Dienst  sachlich 
und  örtlich  gegliedert,  der  Oberbeamte  der  Zentral- 
verwaltung ist  für  sein  Fach  dem  Direktorium,  jeder 
Untergebene  dem  Vorgesetzten  persönlich  für  den 
guten  Dienstvollzug  verantwortlich,  genießt  aber  auch 
für  die  V.  der  inneren  Angelegenheiten  seines  Dienst- 
bereiches vollständige  Bewegungsfreiheit,  der -Vor- 
gesetzte beschränkt  sich  auf  die  einheitlich  und 
gemeinsam  zu  regelnden  Angelegenheiten.  Die  mit 
anderen  Dienstzweigen  gemeinsam  zu  behandelnden 
Angelegenheiten  werden  durch  Vereinbarung  geregelt. 
Diese  Organisation,  die  sich  in  England  schon 
sehr  früh  herausgebildet  und  in  der  Folgezeit 
nur  wenig  verändert  hat,  ist  in  ihren  Grund- 
zügen von  den  meisten  Privatbahnen  der  Kultur- 
länder und  auch  von  vielen  Staatsbahn  Verwal- 
tungen übernommen  worden. 

Auch  die  Organisation  der  ersten  deutschen 
undösterreichischenPrivatbahngesellschaf- 
ten  führt  auf  das  englische  Vorbild  zurück.  In 
Deutschland  schiebt  sich  jedoch  zwischen  das  Direk- 
torium, später  Direktion  genannt,  und  die  General- 
versammhing  der  Aktionäre  noch  der  X'erwaltungs- 
rat  (Aufsichtsrat)  ein.  Das  Direktorium  ist  an- 
fänglich nur  der  kaufmännische  Vorstand  der  Ge- 
sellschaft und  die  unmittelbare  Überwachungsstelle. 
Seine  Mitglieder  nehmen  nur  ausnahmsweise  am  aus- 
übenden Dienst  teil.  Für  diesen  besteht  ein  „Spe- 
zialdirektor"  (in  der  ersten  Zeit  auch  „Super- 
intendent" oder  „Betriebsinspektor"  genannt),  dem 
für  Betrieb,  Verkehr,  Bahnunterhaltung  und  Zug- 
beförderung je  ein  Oberbeamter  untergeordnet  ist. 
Den  Oberbeamten  der  Direktion  unterstehen  in  per- 
sönlicher Unterordnung  und  damit  in  strenger  sach- 
licher Gliederung  der  Dienstzweige  die  Organe  des 
ausführenden  Dienstes  in  den  Bezirken  und  die  ört- 
lichen Vollzugsstellen.  • 

Auch  bei  den  staatlichen  Eisenbahnverwal- 
tungen in  Deutschland  haben  sich  die  organi- 
satorischen Einrichtungen  zunächst  in  der  gleichen 
Weise  entwickelt  wie  bei  den  Privatbahnen.  An  die 
Stelle  des  Direktoriums  trat  eine  königliche  Eisen - 
bahndirektion,  die  regelmäßig  als  Kollegialbehörde 
nach  den  in  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  für 
die  Regierungen  geltenden  Vorschriften  organisiert 
war.  In  den  Händen  der  Direktion  lagen  aber  nur 
die  wichtigeren  Entscheidungen  sowie  der  Bau  und 


die  Bahnunterhaltung.  Für  die  Leitung  des  eigeirt- 
lichen  Betriebes  wurden  unter  der  Direktion  eigene 
„Oberbeamte",  ein  Oberbetriebsinspektor  für  den 
Betrieb,  ein  Obergüterverwalter  für  den  Verkehr  und 
ein  Obermaschinenmeister  für  den  Zugbeförderungs- 
und Werkstättendienst  aufgestellt. 

Für  örtliche  Bezirke  wurden  Betriebsinspektoren 
und  Maschinenmeister  bestellt,  die  ihre  Aufträge  teils 
von  der  Direktion,  teils  von  den  Oberbeamten  er- 
hielten. Den  Betriebsinspektoren  unterstanden  für  die 
Bahnunterhaltung  in  kleineren  Bezirken  nochmals- 
Eisenbahnbaumeister  und  diesen  erst  die  Bahn- 
meister, während  die  Stationen,  Stationskassen,  Güter- 
und Gepäckse-xpeditionen  den  Betriebsinspektoren 
unmittelbar  untergeordnet  waren.  Dies  war  im  wesent- 
lichen die  Entwicklung  in  Preußen  bis  1872. 

b)  Die  deutsche  Verwaltungsform, 
in    Bayern  war   seit   1845,  in  Preußen   seit 
1872    die    englische    (kaufmännische)    Ver- 
\xaltungstype   mit    ihrer    im   wesentlichen    aus 
Einzelpersönlichkeiten  bestehenden  reichen, fach- 
lichen und  örtlichen  Gliederung  des  organisa- 
torischen .Aufbaus  vollständig  verlassen  und  in 
Anlehnung  an  die  Einrichtungen  im  Behörden- 
aufbau  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  und 
Postverwaltung  durch  ein  System  unpersön- 
licher,   alle    Dienstzweige   umfassender 
Amts-   oder   Dienststellen    ersetzt,    die   in 
zwei  Instanzen  unter  dem  .Winisterium  standen. 
In    Bayern    stand    (1S45)    an    der    Spitze    der 
V.   die   „Generalverwaltung   der  Eisenbahnen"   mit 
einem  Vorstand,  zwei  Räten  für  Betrieb  und  Komp- 
tabilität,  einem  Oberingenieur  und  einem  Maschinen- 
meister. Als  äußere  Behörden  bestanden  Eisenbahn- 
ämter,    Eisenbahnverwaltungen,     Eisenbahnexpedi- 
tionen und  Anhaltesteilen.  Den  Eisenbahnämtern  war 
ein  Dienstbezirk  zugewiesen,  sie  hatten  aber  gleich- 
zeitig den  örtlichen  Dienst  der  Station  zu  versehen. 
Sie  waren   besetzt   mit  einem  Betriebsinspektor  als 
Vorstand,  einem  Ingenieur,  einem  Kassier  und  einem 
Obermaschinisten.  In  der  Neuorganisation  von  1851 
wurde  die  X'ereinigung  von  Verwalturtgsdienst  und 
äußerem  Vollzugsdienst  in  den  Eisenbahnämtem  auf- 
gehoben.   Für  den  Verwaltungsdienst  wurden  „Be- 
zirksoberämter"  errichtet.   Sie  behielten  ihre  Eigen- 
schaft   als   einheitliche,    den    gesamten  Dienst   um- 
fassende Bezirksstellen.  Damit  war  in  der  Direktions- 
instanz und  bei  den  Bezirksstellen  das  System  des 
unpersönlichen  Amtes  und  der  Vereinigung 
aller    Dienstzweige    unter    einem    einheitlichen 
Vorstande  durchgeführt.  Zwischen  dem  Bezirksober- 
anit  —  in  der  Folge  Oberbahnamt  und  später  Eisen- 
bahnbetriebsdirektion  genannt  -  und  den  äußeren 
Dienststellen  bestanden  nur  noch  für  die  Bahnunter- 
haltung besondere  Organe  in  den  Betriebsingenieuren 
(den    späteren    Bezirksingenieuren,    Staatsbahninge- 
nieuren). 

Der  Generaldirektion  waren  außer  den  Oberbahn- 
ämtern auch  die  Haupt«erkstätten  und  Eisenbahn- 
bausektionen unmittelbar  unterstellt. 

knch  in  Preußen  vollzog  sich  in  der  Folge  eine 
ähnliche  Entwicklung.  1872  wurden  die  bisher  als 
fachlich  getrennte  Organe  des  Bezirksverwaltungs- 
dienstes bestehenden  Betriebsinspektoren  und  Ala- 
schinenmeister  unter  einem  gemeinsamen  Vorstand 
zu  einer  den  gesamten  Dienst  umfassenden  Eisen- 
bahnbehörde, der  „Eisenbahnkommission"  vereinigt, 
die  187Q  die  Bezeichnung    „Eisenbahnbetriebsamt" 
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•erhielt.  Ihr  unterstanden  für  die  Balnuinterhaltung 
noch  Eisenbahnbaumeister  oder  Bauinspektoren. 
Außer  den  Eisenbahnhetriebsämtern  waren  auch  die 
Hauptwerkstätten  und  Eisenbahnbaukonimissionen 
für  den  Neubau  den  Eisenbahndirektionen  unmittel- 
bar unterstellt.  In  den  Eisenbahndirektionen  wurde 
die  Trennung  zwischen  der  kollegialen  Verwaltung 
und  den  ausführenden  Oberbeamten  1S73  aufgegeben, 
ihre  Geschäfte  wurden  den  Mitgliedern  der  Direktion 
mitübertragen.  JS7Q  wurde  auch  die  Kollegialver- 
fassung durch  das  Präsidialsystem  ersetzt  und  eine 
Gliederung  der  Eisenbahndirektionen  in  drei  Ab- 
teilungen vorgenommen. 

■c)  Die  geinischte  deutsche  und  englische 
Organisationsform. 

In  Preußen  und  Bayern  hat  sich  in  der  Folge 
<I895  bzw.  1907)  eine  neue,  allerdings  auf  ältere 
Formen  zurückgreifende  organisatorische  Type 
herausgebildet,  die  ein  Zwischengebilde  dar- 
stellt zwischen  dem  englischen  persönlichen  - 
bei  den  meisten  Privatbahnunternehmungen  üb- 
lichen —  Fachvervcaltungssystem  und  dem 
deutschen  unpersönlichen,  an  die  allgemeine 
Staatsverwaltung  angelehnten  System  der  Dienst- 
stellen mit  Spartenvereinigung.  Das  Dienst- 
stellensystem wird  verwendet  bei  der  Bildung  der 
großen  Verwaltungsstellen  in  derMinisterial-  und 
Direktionsinstanz,  die  alle  Verwaltungszweige 
umfassen,  mit  einem  ausgedehnten  Stabe  von 
höheren  Beamten  besetzt,  aber  einheitlich  von 
einem  für  die  gesamte  Geschäftsführung  ver- 
antwortlichen Chef  geleitet  sind.  Dagegen  wird 
das  englische  Verwaltungssystem  angewendet 
bei  der  Bildung  der  zwischen  der  Eisenbahn- 
direktion und  den  äußeren  VoHzugsstellen  lie- 
genden Verwaltungsinstanz,  indem  hier  der 
Dienst  innerhalb  örtlicher  Bezirke  in  seine 
natürlichen  Zweige  —  Betrieb-,  Verkehr-,  Bau-, 
Maschinen-  und  \\'erkstättenwesen  —  aufgelöst 
und  je  mit  einem  selbständigen  Oberbeamten 
besetzt  wird,  der  seine  Geschäfte  zu  einem 
großen  Teil  persönlich  und  mündlich  erledigt 
und  nur  wenige,  dem  mittleren  Dienst  ent- 
nommene Nebenbeamte  besitzt. 

Die  preußische  Organisation  von  1879  hatte 
die  großen  Eisenbahnverstaatlichungen  der  Siebziger- 
jahre aufzunehmen.  Die  neuerworbenen  Privatbahnen 
wurden  zunächst  im  wesentlichen  in  ihrer  bisherigen 
Gestalt  in  die  staatliche  V.  eingefügt.  Die  Zunahme 
der  Verwaltungsaufgaben  im  Staatsbahnsystem  und 
der  seit  1886  einsetzende  Verkehrsaufschwung  be- 
gann den  Verwaltungsorganismus  zu  überlasten, 
18Q5  bestanden  11  Eisenbahndirektionen  von  durch- 
schnittlich 2400  A/H  Betriebslänge.  Mit  ihrer  inneren 
Gliederung  nach  Abteilungen  und  Referaten  waren 
sie  zu  schwerfällig  geworden.  Es  fehlte  auch  an 
einer  wirksamen  Zuständigkeitsausscheidung  zwischen 
tien  3  Verwaltungsinstanzen  .Ministerium,  Eisenbahn- 
direktionen und  Eisenbahnbetriebsämtern.  So  wurde 
die  V.  umständlich  und  teuer,  sie  krankte  an  dem 
Übel  der  Doppelarbeit.  1895  wurde  eine  Neu- 
ordnung eingeführt,  die  Zahl  der  Eisenbahn- 
direktionen auf  20  (mit  einer  durchschnittlichen 
Größe  von  1300 /;/?!)  erhöht,  die  Abteilungen  wurden 


beseitigt  und  in  der  untersten  Verwaltungsinstanz 
das  Betriebsämtersystem  wieder  durch  die  englische 
Verwaltungstype  ersetzt,  indem  als  Hilfsorgane  der 
Eisenbahndirektion  nach  Dienstzweigen  getrennte 
Inspektionen,  nämlich  Betriebsinspektionen  für 
Bau  und  Betrieb,  Verkehrs-,  Maschinen-  und  Werk- 
stätteninspektionen eingerichtet  wurden  '. 

Dem  Beispiel  Preußens  ist  1907  auch  Bayern 
gefolgt.  Dort  wurden  nach  Bildung  eines  Verkehrs- 
ministeriums die  Generaldirektion  der  Staats- 
eisenbahnen und  die  10  Eisenbahnbetriebsdirektionen 
aufgehoben  und  durch  5  Eisenbahnd  irektionen 
ersetzt.  Den  Eisenbahndirektionen  wurden  Inspek- 
tionen für  Betrieb,  Bau,  Maschinen-  und  Werk- 
stättenwesen untergeordnet. 

d)  Neueste  Entwicklung. 

Der  Weltkrieg  und  die  politischen  Umwäl- 
zungen, die  ihm  gefolgt  sind,  haben  auch  die 
Organisation  des  Eisenbahnwesens  der  Kultur- 
staaten in  Mitleidenschaft  gezogen,  wenn  es 
auch  noch  nicht  zu  fertigen  organisatorischen 
Neubildungen  gekommen  ist.  Dabei  lassen  sich 
vor  allem  folgende  Entwicklungsrichtungen 
erkennen:  1.  Der  Zug  nach  der  größeren 
Wirtschaftseinheit.  2.  Innerhalb  der  Vereinheit- 
lichung die  Forderung  der  Bildung  großer 
Grup'pensysteme. 

So  h-it  in  Deutschland  die  Vereinheitlichungs- 
tendenz zur  Übertragung  der  Sfaatseisenbahnen  auf 
d.as  Reich,  gleichzeitig  aber  auch  zu  der  Forderung  ge- 
führt, das  Reichseisenbahnsystem  in  große,  leistungs- 
fähige und  mit  weitgehender  Selbständigkeit  ausge- 
stattete Gruppen  Verwaltungen  zu  zerlegen.  Hand 
in  Hand  damit  geht  die  weitere  Forderung,  die 
obrigkeitliche  Verwaltung  durch  die  kaufmännische 
Gesellschaftsform  auf  gemeinwirtschaft- 
licher Grundlage  zu  ersetzen  und  dadurch  die 
organisatorischen  Formen  der  Privatunternehnningen 
mit  ihrer  größeren  Selbständigkeit  und  freieren  Be- 
weglichkeit für  die  öffentlichen  Verkehrsuiiterneh- 
mungen  nutzbar  zu  machen. 

Während  so  in  Deutschland  eine  gewisse  Reak- 
tion gegen  das  reine  Staatsbahnsystem  sich  geltend 
macht  und  eine  Annäherung  an  die  organisatorischen 
Formen  der  Privatunternehniung  gefördert  wird,  ist 
in  den  Ländern  des  Privatbahnsystems  zwar  die 
endgültige  Verstaatlichung  grundsätzlich  abgelehnt, 
dafür  aber  eine  wesentliche  Verstärkung  des  staat- 
lichen Einflusses  auf  das  Eisenbahnwesen  des  Lan- 
des durchgesetzt  worden. 

In  Frankreich  soll  der  Sozialisienmgsgedanke  eine 
ganz  neue,  kühn  gedachte  Lösung  finden  durch 
das  im  Dezember  1920  von  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten angenommene  Gssetz  über  die  Neu- 
organisation der  Eisenbahnen.  Die  bestehenden 
7  großen  Eisenbahnsysteme  sollen  zwar  aufrechter- 
halten, jedoch  betrieblich  und  finanziell  vereinheit- 
licht, unter  eine  weitgehende  Kontrolle  der  Allge- 
meinheit gestellt,  gleichzeitig  aber  auch  das  Personal 
sowie  die  bisherigen  Aktionäre  am  Ertrag  der  Unter- 
nehmen beteiligt  werden. 

Auch  England  und  .Amerika  scheinen  sich 
auf  dem  Weg  zu  ähnlichen  Lösungen  zu  befinden. 
Der  Übergang  zum  Staatsbetrieb  wird  auch  dort 
abgelehnt,  dagegen  die  Vereinigung  der  zahlreichen 
Eisenbahngesellschaften  zu  großen   Gruppen,   die 

'  Die  „Inspektionen"  haben  in  der  Folge  die 
Bezeichnung  „Ämter"  erhalten. 
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unter    starker    staatlicher    Einfliißnalime    verwaltet 
werden  sollen,  gefordert  (s.  auch  unter  IV). 

III.  Verwaltungsgrundsätze. 
Zur  Sicherung  des  Erfolges  der  Verwaltung 
werden    folgende  Forderungen  gestellt:    Kauf- 
männischer  Geist,    Vermeidung   \'on    Doppel- 
arbeit, Dezentralisation  der  Verwaltung. 

a)  Der  Endzweck  der  kaufmännischen  Unter- 
nehmung ist  die  Erzielung  eines  möglichst  hohen 
Reingewinns.  Der  Eisenbahnbetrieb,  vor  allem  der 
staatliche,  soll  in  erster  Linie  die  wirtschaftlichen 
Interessen  des  Landes  fördern.  Die  staatlichen  Eisen- 
bahnunternehmungen dürfen  daher  nicht  fiskalischen 
Zwecken  dienstbar  gemacht  werden.  Die  Forderung 
kaufmännischer  Geschäftsführung  hat  aber 
insoferne  ihre  Berechtigung,  als  auch  der  Eisenbahn- 
betrieb nach  dem  Grundsatze  zu  wirtschaften  hat, 
daß  die  aufgewendeten  Mittel  mit  dem  zu 
erzielenden  Erfolg  im  richtigen  Verhältnis 
stehen  müssen.  Je  größer  der  Betrieb  ist,  desto 
schwerer  läßt  sich  übersehen,  ob  diese  Forderung 
überall  erfüllt  ist.  Aufgabe  einer  kaufmännisch  ge- 
leiteten Verwaltung  ist  es  daher,  in  allen  Teilen 
ihres  Betriebes  „den  Wirkungsgrad  im  Rahmen 
der  gesamten  wirtschaftlichen  Arbeit  festzustellen" 
(v.  Möllendorff).  Kaufmännische  Unternehmungen 
ermitteln  für  ihre  einzelnen  Betriebe  Gewinn  und 
Verlust  durch  getrennte  Rechnung;  im  Eisenbahn- 
betrieb ist  dies  nicht  möglich,  es  ist  jedoch  auch 
hier  die  dauernde  Gegenüberstellung  von  Arbeits- 
leistung und  Erfolg  in  den  einzelnen  Betriebszweigen, 
Stellen  und  Bezirken  unerläßlich.  Gut  verwaltete 
amerikanische  Privatbahnen  lassen  ihre  einzelnen 
Bezirke  getrennt  abrechnen. 

Den  Gegensatz  zur  kaufmännischen  bildet  die 
„bureaukratische"  Art  der  Geschäftsführung.  Mit 
dem  Anwachsen  seiner  Aufgaben  hat  sich  der  mo- 
derne Staat  zum  Beamtenstaat  entwickelt.  Deutsch- 
land hatte  seinen  wirtschaftlichen  und  finanziellen 
Hochstand  in  der  Vorkriegszeit  nicht  zuletzt  dieser 
Entwicklung  zu  verdanken.  Der  Beamtenstaat  muß 
aber  keineswegs  bureaukratisch  verwalten.  L'mge- 
kehrt  macht  sich  auch  im  privaten  Erwerbsleben 
mit  der  zunehmenden  Größe  der  Unternehnumgen 
eine  fortschreitende  Bureaukratisierung  der  Betriebe 
geltend  und  auch  Privatunternehmungen  zeigen 
häufig  die  unerwünschten  Erscheinungsformen 
bureaukraiischer  Geschäftsführung.  Bureaukratie  in 
dem  letztern  Sinne  ist  zunächst  die  Übermacht  der 
Beamtenhierarchie,  ihre  Neigung,  in  Abgeschlossen- 
heit von  den  übrigen  Volksschichten  und  von  der 
freien  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens  die  Form 
über  die  Sache  zu  stellen,  veraltete  Vorschriften 
fortzuschleppen,  höhere  Beamte  mit  Dingen  zu  be- 
fassen, die  mittlere  oder  untere  ebenso  erledigen 
können,  papierene  Reglementierung  an  die  Stelle 
persönlicher  Unterweisung  und  Überwachung, 
Schreibwerk  an  die  Stelle  mündlicher  Erledigung 
treten  zu  lassen,  die  an  sich  im  Großbetrieb  not- 
wendige Arbeitsteilung  zum  unfruchtbaren  Spezia- 
listentum zu  machen,  die  Selbständigkeit  und  Ini- 
tiative des  einzelnen  zu  unterdrücken,  Doppelarbeit 
zu  züchten  und  den  Personalapparat,  insbesondere 
an  den  Zentralstellen,  ungemessen  zu  vergrößern. 

b)  Die  Doppelarbeit  (double  emploi)  ist  nicht 
nur  unprodtiktiv, die  Zersplitterung  derOeschäfte 
wirkt  auch  nachteilig  auf  die  Qualität  der  Arbeit 
ein.  Der  die  Verhältnisse  beherrscht,  ist  nicht 
verantwortlich    und    der  Verantwortliche   steht 


den  Dingen  ferne.  Niemand  trägt  die  ganze 
Verantwortung.  „Every  one's  business  is  no 
one's  business." 

Doppelarbeit  kann  entstehen: 

1.  als  vertikale  Doppelarbeit,  wenn  der  näm- 
liche Gegenstand  in  mehreren  einander  übergeord- 
neten Instanzen  bearbeitet  werden  muß; 

2.  als  horizontale  Doppelarbeit,  wenn 
mehrere  einander  gleichgeordnete  Stellen  an  der 
gleichen  Materie  arbeiten; 

3.  als  inseitige  Doppelarbeit,  wenn  der  Um- 
fang der  einzelnen  Dienststelle  so  anwächst,  daß  in 
ihr  immer  eine  Mehrzahl  von  Arbeitskräften  -  Hilfs- 
arbeiter, Referenten,  Korreferenten,  Abteilungächefs 
und  Dienstvorstände,  dazu  noch  Kanzlei-,  Registratur- 
beamte und  Diener  —  bei  der  Erledigung  eines 
einzigen  Geschäftes  tätig  werden  müssen. 

Zwischen  den  drei  Arten  der  Doppelarbeit  be- 
stehen zwangsläufige  Abhängigkeilen.  Bei  mangel- 
hafter instanzieller  Gliederung  dehnt  sich  der  Or- 
ganismus in  die  Breite  aus,  die  Folgen  sind  wasser- 
kopfartige Zentralstellen  und  Zersplitterung  in  der 
Bezirksinstanz  oder,  wenn  man  diese  Zersplitterung 
durch  Bildung  großer  Bezirke  zu  vermeiden  sucht, 
unförmliche  Verwaltungsgebilde  auch  in  der  Bezirks- 
instanz. Darum  muß,  je  größer  die  Verwaltung  ist, 
desto  reicher  ihre  vertikale  und  horizontale  Gliede- 
rung sein.  Den  Gefahren  der  Vergrößerung  des 
Instanzenzuges  kann  durch  eine  entsprechende  Re- 
gelung der  Zuständigkeiten  wirksam  begegnet  werden. 
Gegen  die  horizontale  Zersplitterung  und  gegen  die 
Schäden  der  inseitigen  Doppelarbeit  ist  auch  die  beste 
Zuständigkeits-  und  Geschäftsordnung  machtlos. 

c)  Zentralisation  ist  die  Behandlung  der 
Geschäfte  von  einer  Stelle  aus.  Zahlreiche 
Geschäfte  werden  zweckmäßiger  und  wirtschaft- 
licher einheitlich  behandelt.  Sowohl  durch  Zen- 
tralisierung wie  durch  Dezentralisation  kann 
Doppelarbeit  erspart  und  verursacht  werden. 
Darum  hat  jeder  der  beiden  Grundsätze  seine 
Berechtigung.  Je  kleiner  das  Verwaltungsgebiet, 
desto  unbedenklicher  ist  die  Zentralisation,  je 
größer,  desto  unerträglicher  kann  der  Zentralis- 
mus werden.  Bei  einer  großen  V.  führt  weit  getrie- 
bene Zentralisation  zur  Fernbehandlung  der 
Dinge  durch  schwerfällige  Zentralkörper  mit 
einem  Heer  von  Spezialisten.  Der  unmittelbare 
Einblick  in  die  Dinge  muß  ersetzt  werden  durch 
ein  erdrückendes  Schreib-,  Berichts- und  Ziffern- 
werk und  durch  vielköpfige  Sitzungen  und 
zeitraubende  Konferenzreisen.  Unter  dem  Ein- 
fluß ungesunder  Zentralisierung  leidet  das 
Ansehen  der  unteren  Organe  nach  innen  und 
außen,  an  die  Stelle  von  Schaffensfreude  und 
Entschlußfähigkeit  tritt  Unlust  und  Mangel  an 
Verantwortungsgefühl.  In  großen  V.  ist  niemals 
eine  Organisation  ohne  ernstliche  Dezentra- 
lisation geglückt.  Zentralismus  erzeugt  meist 
auch  politische  Widerstände.  Eine  Neuord- 
nung mit  dezentralistischer  Qrimdrichtung  wird 
sich  in  der  Regel  auf  der  Linie  des  geringsten 
Widerstandes  bewegen. 

Der  Geist  der  Dezentralisation  muß  aber 
niclit  nur  im  Stellenaufbau    und  in  den  Vor- 
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Schriften  zum  Ausdruck  kommen,  sondern  auch 
in  der  praktischen  V.  lebendig  erhalten  werden. 

IV.  Das  Problem  der  gemeinwirtschaft- 
lichen Organisation. 

Die  Entwicklung  zeigt,  daß  die  Neigung, 
Geschäfte  von  unten  nach  oben  zu  ziehen, 
gerade  dem  Staatseisenbahnbetrieb  und  hier 
im  besonderen  dem  unpersönlichen  Dienst- 
stellensystem (vgl.  oben  IIb)  eigen  ist,  wäh- 
rend bei  der  „englischen  Verwaltungstype" 
eher  die  entgegengesetzte  Grundrichtung  ob- 
waltet. Die  unpersönliche  Behörde  verfügt 
über  zahlreiches  Hilfspersonal  und  läßt  sich 
beliebig  vergrößern,  es  liegt  daher  nahe,  daß 
sie,  wo  nur  immer  möglich,  sich  lieber  ihrer 
eigenen  Kräfte  als  der  ihr  unterstellten  ört- 
lichen Organe  böi  der  Erledigung  ihrer  Ge- 
schäfte bedient.  Die  Folge  ist  dann  mangel- 
haftes Funktionieren  der  ganzen  Organisation. 
Darum  ist  es  kein  Zufall,  daß  bei  den  Staats- 
eisenbahnen eine  Organisation  die  andere  jagt, 
während  sich  bei  den  Privatbahnen  die  Ver- 
waltungseinrichtungen seit  dem  Anfang  des 
Eisenbahnwesens  kaum  geändert  haben.  Jeden- 
falls sind  Bureaukratismus,  Doppelarbeit  und 
Zentralismus  konstitutionelle  Krankheitserschei- 
nungen am  staatlichen  Verwaltungsorganismus. 

Es  ist  deshalb  vorgeschlagen  worden,  die 
staatlichen  Verkehrsbetriebe  in  die  organi- 
satorische Form  der  privaten  Großunter- 
nehmungen zu  kleiden,  d.  i.  sie  in  Aktien- 
gesellschaften umzuwandeln,  bei  denen  der 
Staat  die  Gesamtheit  oder  doch  die  Mehrzahl 
der  Aktien  übernimmt  \  Hierbei  handelt  es 
sich  keineswegs  darum,  den  Geist  privatwirt- 
schaftlichen Eigennutzes  in  die  staatlichen 
Betriebe  zu  tragen,  sondern  vor  allem  darum, 
Einrichtungen,  die  kaufmännischem  Unter- 
nehmungsgeist ihre  Entstehung  und  Ausbildung 
verdanken  und  die  sich  im  privaten  Erwerbs- 
leben der  ganzen  Welt  seit  Jahrhunderten  be- 
währt haben,  auf  staatliche  Betriebsverwaltungen 
zu  übertragen,  die  organisatorische  Form 
der  privaten  Großunternehmung  mit  ihrer 
größeren  Selbstständigkeit  und  freieren  Beweg- 
lichkeit für  die  staatlichen  Verkehrsunter- 
nehmungen nutzbar  zu  machen  und  das  per- 
sönliche Element,  das  den  kaufmännischen 
Betrieb  beherrscht,  auch  in  den  staatlichen 
Unternehmungen  zur  vollen  Geltung  zu  bringen. 


'  Der  Staat  oder  die  sonst  beteiligten  öffentlich- 
rechtlichen  Verbände  können  sich  statt  dessen  auch 
auf  andere  Weise  einen  bestimmenden  Einfluß  auf 
das  Unternehmen  sichern  (vgl.  zu  der  Frage  Technik 
und  Wirtschaft  1914,  S.  835,  Deutsche  Straßen-  und 
Kleinbahnzeitung  1912,  S.  310,  1913,  S.  702,  1915, 
S.  107). 


Neben  möglichster  Entbureaukratisierung  und 
wirksamer  Dezentralisierung  soll  mit  dieser 
„gemein  wirtschaftlichen"  („gemischtwirt- 
schaftlichen", „gemischt-öffentlichen")  Organi- 
sationsform auch  das  Problem  der  Ent- 
politisierung  und  weitgehenden  finanziellen 
A  u  to  n  0  m  i  e  (s.  unter  V.)  der  staatlichen  Betriebe 
gelöst  werden. 

Es  kommt  dazu,  daß  dem  Personal  die  Her- 
anziehung zu  positiver  Mitarbeit  bei  der 
Verwaltung  der  Eisenbahnunternehmungen  —  u.  zw. 
nicht  blol5  die  Mitbestimmung  bei  der  Regelung 
seiner  Dienst-  und  Bezugsverhältnisse  —  nicht  mehr 
verweigert  werden  kann.  Sie  kann  auch  der  Ver- 
waltung nur  niitzen,  ist  aber,  wenn  nicht  gefährliche 
syndikalistische  Wege  („le  ferrovie  ai  ferrovieri") 
beschritten  werden  wollen,  kaum  anders  als  im  Rahmen 
der  gemeinwirtschaftlichen  Qesellschaftsorganisation 
möglich.  Die  Mitbestimmung  des  Personals  in  dem 
Unternehmen  wird  durch  das  gleichzeitige  Mit- 
bestimmungsrecht von  Staats-  und  Wirtschaftsleben 
ergänzt  und  modifiziert.  Es  entsteht  ein  Spiel  der 
Kräfte,  innerhalb  dessen  jeder  Teil  nur  die  sozial  und 
wirtschaftlich    vertretbaren    Forderungen  durchsetzt. 

Die  Zukunft  muß  lehren,  ob  sich  tatsächlich  der 
obrigkeitlich-fiskalische  Staatsbetrieb  überlebt  hat 
und  anderen  Verwaltungsformen  wird  weichen 
müssen.  Jedenfalls  hat  die  neuere  Entwicklung  ge- 
zeigt, daß  gerade  in  den  großen  Demokratien 
Frankreichs,  Englands  und  Amerikas  nach  den  Er- 
fahrungen des  Staatsbetriebs  während  der  Kriegszeit 
wenig  Neigung  besteht,  endgültig  zum  Staatseisen- 
bahnbetrieb überzugehen;  dagegen  sind  dort  eisen- 
bahnpolitische Umgestaltungen  im  Werke,  die  die 
großen  privaten  Eisenbahngesellschaften  der  gemein- 
wirtschaftlichen Organisationsform  mehr  oder  minder 
nähern  sollen.  In  Holland  steht  die  volle  Urnbildung 
der  großen  Privatgesellschaften  in  eine  gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmung  luimittelbar  bevor. 
In  Deutschland  hat  diese  Unternehmungsform  bisher 
nur  bei  Verkehrsunternehmungen  kleineren  Umfangs 
(Hamburger  Walddörferbahn)  Eingang  gefunden. 

V.   Die  finanzielle  Selbstverwaltung 
(Autonomie)  der  Staatsbahnen. 

Um  die  Nachteile,  mit  denen  die  fiskalische 
Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  die  enge 
Verbindung  ihrer  Finanzwirtschaft  mit  dem 
allgemeinen  Staatshaushalt  verbunden  ist,  mög- 
lichst zu  vermeiden,  wurde  erstmals  in  der 
Schweiz  und  in  Italien  der  Versuch  gemacht, 
dem  staatlichen  Eisenbahnunternehmen  auch 
im  Rahmen  der  obrigkeitlichen  Verwaltung 
eine  selbständige  („autonome")  Stellung  zu 
geben. 

In  Italien  war  der  Beweggrund  für  die  Ein- 
führung der  „Autonomie"  vor  allem  die  Besorgnis, 
daß  die  Eisenbahnverwaltung  in  die  politischen 
Tageskämpfe  hineingezogen  werden,  die  Erfüllung 
ihrer  wirtschaftlichen  Aufgabe  darunter  leiden  und 
dem  jeweiligen  Ministerium  ein  Machtmittel  in  die 
Hand  gegeben  werden  würde,  das  zur  Korrumpierung 
des  öffentlichen  Lebens  mißbraucht  werden  könnte ; 
auch  sollte  die  Stetigkeit  der  Verwaltung  von  dem 
häufigen  Wechsel  der  Ministerien  möglichst  unbe- 
einflußt bleiben. 
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In  der  Schweiz  stand  der  Gesichtspunkt  im 
Vordergrund,  daß  durch  die\'erstaatlichung,  die  ein 
Erfolg  des  Zentralisationsgedankens  war,  der  Ein- 
fluß des  Bundesrates  als  solchen  nicht  zu  sehr  ver- 
stärkt werden  und  deshalb  das  Bundesbahnunter- 
nehmen zum  Bundesrat  in  keinem  andern  Verhältnis 
stehen  dürfe  als  die  Privatbahnen. 

In  beiden  Ländern  wurde  daher  den  Verwaltungs- 
behörden der  Staatseisenbahnen  —  den  Oeneral- 
direktionen,  in  der  Schweiz  auch  den  Kreisdirek- 
tionen —  weitgehende  Unabhängigkeit  vom 
Ressortministerium  (Bundesrat)  gegeben.  Zu 
diesem  Zweck  wurde  eine  strenge  Trennung  zwischen 
Aufsicht  und  V.  durchgeführt.  In  der  Schweiz  stehen 
dem  Bundesrat  den  Eisenbahnen  gegenüber  keine 
anderen  Befugnisse  zu  als  die  allgemeine  .Aufsicht 
■wie  gegenüber  jeder  Privatbahn.  Lediglich  die  Bundes- 
versammlung hat  Budget  und  Jahresrechnung  zu  ge- 
nehmigen. Der  Bundesrat  nimmt  eine  \'orprüfung 
vor,  aber  wenn  keine  Übereinstimmung  mit  der 
Generaldirektion  erzielt  wird,  entscheidet  die  Bundes- 
versammlung. In  Italien  ist  die  Selbstverwaltung  der 
Eisenbahnen  nur  dadurch  beschränkt,  daß  ein  Mini- 
ster die  parlamentarische  N'ertretung  der  Eisenbahn- 
verwaltung übernehmen  muß  und  daß  die  Rech- 
nungen der  Eisenbahnverwaltung  der  Kontrolle  durch 
den  Rechnungshof  unterworfen  sind.  Dem  Minister 
steht  jedoch,  abgesehen  von  einem  suspensiven  \xto- 
recht  und  dem  Recht  zur  Ernennung  der  höheren 
Beamten,  keinerlei  materielles  Einwirkungsrecht  auf 
den  Gang  der  V.  zu. 

In  beiden  Ländern  ist  der  Generaldirektion  ein 
Verwaltungsrat  als  Genehmigungsbehörde  für  ge- 
wisse wichtige  Entscheidungen  beigegeben,  in  der 
Schweiz  bestehen  auch  bei  den  Kreisdirektionen  Kreis- 
eisenbahnräte mit  wichtigen  materiellen  Zuständig- 
keiten auf  allen  Verwaltungsgebieten.  Von  den  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsratts  darf  eine  bestimmte 
Anzahl  nicht  aus  Parlamentsmitgliedern  bestehen. 
In  Italien  besteht  der  X'erwaltungsrat  überhaupt  nur 
aus  höheren  Eisenbahn-  und  Siaatsbeamten  und  nicht- 
beamteten Staatsbürgern  mit  besonderer  Befähigung. 

In  beiden  Ländern  ist  eine  weitgehende  rech- 
nerische Selbständigkeit  und  eine  scharfe 
Trennung  zwischen  Betriebs-  und  Bau- 
budget durchgeführt.  Reservefonds,  Erneuerungs- 
fonds und  Extraordinarien  sowie  strenge  Vorschriften 
über  ihre  Speisung  aus  Betriebsmitteln  und  über  die 
Schuldentilgung  sichern  die  gegenseitige  Ljiabhängig- 
keit.  Niemals  dürfen  in  der  Schweiz  die  Überschüsse 
der  Eisenbahn  den  Bundesfinanzen  zugute  kommen. 
Die  Schweiz  ist  bisher  das  einzige  Staatsbahnunter- 
nehmen mit  völlig  kaufmännischer  Buchführung. 

In  Italien  besteht  die  kameralistische  Form  des 
Etats,  das  Conto  d'esercizio  ist  ausschließlich  Sache 
der  autonomen  Staatsbahnverwaltung,  das  Conto 
patrimoniale  Sache  des  Ministers.  Dadurch  soll  ver- 
hütet werden,  daß  der  Eisenbahnetat  zum  Tummel- 
platz von  Kirchturm-  und  Parteiinteressen  wird.  Dem 
Parlament  ist  verboten,  im  Etatsentwurf  neue  Posi- 
tionen einzufügen  oder  vorhandene  zu  erhöhen. 
(Vgl.  Schapper  im  Archiv  1914,  S.  6Q2  und  Bulletin 
1914,  S.  378,  ferner  Oetiker.  Die  Eisenbahngesetz- 
gebung des  Bundes.) 

Es  ist  schwer  festzustellen,  inwieweit  sich  in  der 
Schweiz  und  in  Italien  die  an  die  finanzielle  Auto- 
nomie geknüpften  Erwartungen  verwirklicht  haben. 
Jedenfalls  haben  die  N'erwaltungsräte  keinen  sehr 
maßgebenden  Einfluß  auf  die  Politik  der  Eisenbahn- 
unternehmungen gewonnen,  während  sie  umgekehrt 
die  Einwirkung  der  Parlamente  nicht  auszuschalten 
vermochten.     Immerhin    dürfte    die    selbständigere 


Stellung,  die  durch  die  Autonomie  der  Eisenbahn- 
verwaltung verliehen  wird,  und  ihre  größere  Unab- 
hängigkeit vom  politischen  Ministerium  und  von  der 
allgemeinen  Finanzverwaltung  von  günstiger  Wir- 
kung sein. 

Eine  Art  von  Autonomie  besteht  auch  bei  den 
rumänischen  Staatseisenbahnen,  wo  nach  dem 
Gesetz  von  1883/1900  einem  fünfgliedrigen  Verwal- 
tungsrat die  Oberaufsicht  über  die  Staatseisenbahnen 
und  die  Entscheidung  in  wichtigen  Angelegenheiten 
übertragen  ist. 

In  Deutschland  bestimmt  Art.  92  der  Reichs- 
verfassung, daß  die  Reichseisenbahnen  als  ein  selb- 
ständiges wirtschaftliches  Unternehmen  zu  verwalten 
sind,  das  seine  Ausgaben  einschließlich  der  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Eisenbahnschuiden  selbst 
zu  bestreiten  und  eine  Eisen bahnrÜL klage  anzu- 
sammeln hat.  Die  näheren  Bestimmungen  sollen  in 
einem  Eisenbahnfinanzgesetz  getroffen  werden. 

Auch  in  Belgien  ist  die  Einrichtung  einer  „auto- 
nomen" X'erwaltung  der  Staatseisenbahnen  in  Aus- 
sicht genommen. 

VI.  Beratende  Körperschaften. 

Beratende  Körperschaften  können  an  der 
Verwaltung  der  Eisenbahnen  mit  entscheidender 
oder  begutachtender  Stimme  teilnehmen. 

Entscheidende  Körperschaften  sind  bei 
den  Privatbahnen  und  Unternehmungen  auf  gemein- 
wirtschaftlicher oder  gemischtwirtschaftlicher  Grund- 
lage die  General-  oder  Gesellschafter\'ersammlungen 
und  die  Aufsichts-  und  X'erwaltungsräte  der  Gesell- 
schaften (s.  u.  XI).  Bei  den  reinen  Staatsbahnen  ist 
für  solche  entscheidende  Körperschaften  an  sich  im 
Hinblick  auf  die  verfassungsmäßige  Verantwortlich- 
keit des  .Ministers  vor  dem  Parlament  kein  Raum. 
Wenn  gleichwohl  in  einzelnen  Ländern  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung solche  entscheidende  Körper- 
schaften durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen 
beigegeben  worden  sind,  vsie  in  der  Schweiz,  in 
Italien,  Rumänien  die  \'erwaltungsräte,  so  geschah 
dies,  um  in  .Anlehnung  an  die  Privatbahnorganisation 
der  Staatseisenbahnverwaltung  eine  weitergehende 
finanzielle  und  politische  Selbständigkeit  innerhalb 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  und  unabhängig 
von  der  Einflußnahme  des  Ministers  zu  verleihen 
(s.  o.  unter  V). 

Abgesehen  hievon  kommen  in  der  Regel  nu- 
begutachtende  Körperschaften  vor,  vor  allem 
die  sog.  Beiräte  (s.  d.).  Sie  können  dem  .Mini- 
sterium oder  auch  nur  den  Behörden  der  laufenden 
Betriebsverwaltung  beigegeben  sein.  Ihr  Wirkungs- 
kreis ist  meist  auf  Verkehrs-  und  Tarifangelegen- 
heiten beschränkt,  vielfach  umfaßt  er  den  gesamten 
Bereich  der  Eisenbahnveiwaltung  (hinsichtlich  des 
Obersten  technischen  Rats  bei  den  rumänischen 
Eisenbahnen,  s.  d.). 

Eine  besondere  Art  Von  beratenden  Körperschaften 
sind  die  Personalvertretungen  (Personalaus- 
schüsse s.  d.,  Beamtenkammem,  Beamtenräte,  Be- 
triebsräte U.S. w.),  die  in  der  Regel  nur  in  den  ihre 
eigenen  N'erhältnisse  betreffenden  Fragen  zu  hören 
sind  und  nur  ausnahmsweise  ein  entscheidendes 
Mitbestimmungsrecht  erhalten. 

Vll.  Stellenaufbau  der  V. 

a)   Örtliche,   instanzielle    und   sachliche 

Gliederung. 

Da   sich   die  von   der  Eisenbahnverwaltung 

zu   leistende  Arbeit  räumlich   verteilt,   müssen 
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mindestens  die  Organe  des  äußeren  Voll- 
zugsdienstes örtlich  gegliedert  sein. 

Die  örtlich  getrennten,  äußeren  Dienststellen 
müssen  einer  einheitlichen  Leitung  und  fort- 
laufenden Beaufsichtigung  unterstehen.  Ist  das 
Netz  klein,  so  kann  diese  von  einer  einzigen 
Stelle  -  der  Direktion  -  geführt  werden, 
ist  es  umfangreich,  so  wird  auch  die  leitende 
Ve  r  \v  a  1 1  u  n  g  wieder  örtlich  (nach  Verwaltu ngs- 
bezirken)  und  instanziell  gegliedert. 

Die  örtliche  und  instanzielle  Gliederung 
wird  von  der  sachlichen  Gliederung  des 
Dienstes  gekreuzt.  Man  unterscheidet  sachlich 
meist  folgende  Dienstzweige: 

a)  die  Betriebsverwaltung, 

b)  die   Bau-  und  Bahnverwaltung, 

c)  die  Zugbeförderung  und  Werk- 
stättenverwaltung, 

d)  die  allgemeine  Verwaltung,  die  sich 
mit  allen  das  Unternehmen  in  seiner  Gesamt- 
heit betreffenden  und  an  sich  nicht  unter  die 
Gruppen  a  bis  c  fallenden  Geschäften  (Organi- 
sation, Personal,  Grundeigentum,  Rechts-  und 
Wohlfahrtsangelegenheiten,    Finanzen)    befaßt. 

bj  Die  drei  Verwaltungstypen. 

Die  sachliche  Gliederung  kann  durch  alle 
Instanzen  hindurchgehen  und  so  die  ganze 
Verwaltung  in  verschiedene  einander  selb- 
ständig gegenüberstehende  Dienstzweige  zer- 
legen, sie  kann  aber  auch  in  allen  oder  doch 
in  den  oberen  Instanzen  einheitliche,  alle 
Verwaltungszweige  umfassende  Dienststellen 
schaffen. 

1.    Die   englische   Verwaltungstype. 

Die  scharfe  Scheidung  der  Dienstzweige 
und  die  Aufstellung  selbständiger,  persönlich 
verantwortlicher  Fachorgane  entspricht  der  kauf- 
männischen Denkungsweise.  Dementsprechend 
stellen  die  englischen  Privatbahnunterneh- 
niungen  an  die  Spitze  der  großen  Fachgebiete 
in  der  Zentral vens'altung  je  einen  leitenden 
Oberbeamten,  dem  je  für  seinen  Dienstzweig 
eine  besondere  örtlich  und  instanziell  ge- 
gliederte   Organisation    zur    Verfügung    steht. 

Dabei  deckt  sich  in  der  Regel  weder  die  Instanzen- 
zahl in  den  verschiedenen  Dienstzvceigen,  noch  die 
Bezirkseinteilung  in  den  einzelnen  Instanzen  der 
Dienstzvceige.  Instanzenzug  und  Bezirkseinteilung 
wird  vielmehr  für  jeden  Dienstzweig  selbständig  und 
seinen  eigenen  Bedürfnissen  entsprechend  organisiert. 
Auch  innerhalb  der  Dienstzweige  im  Verhältnis 
zwischen  Vorgesetzten  und  Untergebenen  herrscht 
der  Grundsatz  der  vollen  persönlichen  Selbständig- 
keit und  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Organe 
innerhalb  ihres  Dienstzweiges  (vgl.  oben  IIa).  Der 
Schriftwechsel  vollzieht  sich  unter  der  persönlichen 
Adresse.  Der  Vorgesetzte  nimmt  für  sich  nur  das 
unbedingt  notwendige  Anordnungs-  und  Kontroll- 
recht in  Anspruch,  überläßt  aber  die  ganze  Aus- 
führung in   den  Bezirken   -    u.  zw.  einschließlich 
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der  Aufnahme  und  Entlassung  des  Personals  -  dem 
Untergebenen.  Sowohl  die  Oberbeamten  in  der 
Zentrale  als  auch  die  leitenden  Beamten  der  Oruppen- 
und  Untergruppenbezirke  (Divisionen  und  Distrikte) 
und  der  äußeren  X'ollzugsstellen  haben  in  ihrer 
unmittelbaren  Umgebung  einen  oder  mehrere  Assi- 
stenten, von  denen  sie  auch  vertreten  werden,  im 
übrigen  aber  meist  kein  Hilfspersonal.  Wird  der 
Qeschäftsunifang  größer,  dann  sucht  man  zu  teilen. 
Diese  Organisation  ist  im  wesentlichen  auch  von 
den  Verwaltungen  in  Amerika  übernommen  worden, 
auf  ilir  beruht  auch  die  Organisation  der  großen 
Privatunternehmungen  in  Frankreich,  Holland  und 
auch  des  Staatsbetriebes  in  Frankreich  und  Belgien. 
Eine  besonders  folgerichtige  Durchführung  hat  die 
kaufmännisch-persönliche  Organisationstype  bei  der 
französischen  Nordbahn  erfahren,  wo  die  Direktion 
überhaupt  der  einheitlichen  Spitze  entbehrt  und  die 
V.  von  den  Chefs  der  drei  großen  Verwaltungs- 
zweige (Services)  geleitet  wird,  die  ihrerseits  für  ein- 
heitlich zu  behandelnde  Angelegenheiten  zum  Co- 
mite  de  Direction  zusammentreten. 

2.  Die  deutsche  Verwaltungstype, 
die  in  ihrer  Entstehungsgeschichte  oben  unter 
II  b  dargestellt  ist,  sucht  im  Gegensatz  zur 
englischen  Verwaltungstype  die  sachlichen 
Dienstzweige  in  der  Zentralverwaltung  wie 
auch  in  den  Bezirken  unter  einem  nach  außen 
allein  verantwortlichen  Vorstand  zu  einheit- 
lichen Dienststellen  zusammenzufassen. 

Dieser  Verwaltungstype  gehörte  die  frühere 
preußische  und  bayerische  Organisation  an, 
die  nicht  nur  die  Eisenbahndirektionen  und 
die  Generaldirektion  zu  einheitlichen  Dienst- 
stellen ausbildete,  sondern  auch  unter  diesen 
einheitliche,  je  mit  einem  Vorstand  und 
Referenten  für  alle  Dienstzweige  besetzte 
„Eisenbahnbetriebsämter"  bzw.  „Oberbahn- 
ämter" einrichtete.  Dieser  Verwaltungstype 
gehört  die  Verwaltungsorganisation  der  Schwei- 
zer Bundesbahnen,  der  ungarischen  und  italie- 
nischen Staatsbahnen  an. 
3.  Die  gemischte  deutsche  und  englische 
Verwaltungstype. 

Eine  Verbindung  zwischen  der  deutschen 
und  der  englischen  Verwaltungstype  stellt  die 
preußische  Organisation  von  1895  und  die 
bayerische  von  1907  dar:  Vereinigung  aller 
Fachgebiete  zu  einheitlich  geleiteten  Dienst- 
stellen in  der  Ministerial-  und  Direktionsinstaiiz, 
Trennung  der  Fachzweige  in  den  Inspektionen. 

Diese  gemischte  englisch-deutsche  Organisations- 
form ist  auch  das  Verwaltungssystem  der  vormaligen 
württembergischen,  badischen,  mecklen- 
burgischen und  oldenburgischen  Staats- 
bahnen. 

Auch  die  V.  der  schwedischen,  norwegi- 
schen und  dänischen  Staatsbahnen  ist  dieser 
gemischten  Verwaltungstype  zuzurechnen,  nur  sind 
hier  unter  dem  Ministerium  nochmals  zwei  alle 
Dienstzweige  umfassende  Verwaltungsinstanzen  ge- 
bildet, und  erst  unter  diesen  die  nach  Fachgebieten 
getrennten  „Inspektionen  oder  Sektionen"  vorgesehen, 
denen  die  örtlichen  Vollzugsstellen  untergeordnet  sind. 
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c)  Die  Spartenteilung. 

Audi  innerhalb  des  Verwaltungssysteins  der  un- 
geteilten Dienststellen  (Type  2)  kommt  eine  mehr 
oder  minder  scharfe  Scheidung  der  Dienstzweige 
vor.  So  sind  bei  den  Schweizer  Bundesbahnen 
sowohl  in  der  Generaldirektion  wie  auch  in  den 
Kreisdirektionen  die  Mitglieder  (Departementschefs) 
in  allen  Angelegenheiten  ihres  Departements  selb- 
ständig, in  gemeinsamen  Angelegenheiten  entscheiden 
sie  auf  Grund  vorheriger  Verständigung  und  in 
bestimmten  wichtigen,  in  der  Ausführungsverord- 
nung zum  Organisationsgesetz  ausdrücklich  bezeich- 
neten Angelegenheiten  muß  kollegiale  Beratung 
und  Abstimmung  nach  Stimmenmehrheit  stattfinden. 

Eine  ähnlich  scharfe  Scheidung  der  Dienstzweige 
ist  bei  den  italienischen  Staatseisenbahnen  durch- 
geführt, wo  die  Abteilungen  der  Bezirksdirektionen 
den  entsprechenden  Abteilungen  der  Generaldirektion 
unmittelbar  unterstellt  sind  und  mit  ihnen  selbständig 
und  unabhängig  von  den  Präsidenten  der  Bezirks- 
direktionen verkehren.  Der  Präsident  der  Bezirks- 
direktion soll  versuchen,  Meinungsverschiedenheiten 
auszugleichen,  hat  aber  keinen  entscheidenden  Ein- 
fluß auf  die  Geschäftsführung. 

Wo  die  scharfe  Trennung  der  Dienstzweige  durch- 
geführt ist,  besonders  bei  den  Verwaltungen  der 
Type  1,  vollzieht  sich  der  schriftliche  Verkehr  der 
Abteilungen  untereinander  wie  unter  selbständigen 
V.  In  der  Regel  besorgen  die  Abteilungen  auch 
ihre  Personalangelegenheiten,  ihre  Materialbeschaf- 
fung, Rechnungslegung,  Statistik  und  Wirtschafts- 
kontrolle selbständig  und  es  können  die  ver- 
schiedenen Abteilungen  selbst  örtlich  getrennt  sein 
wie  in  Italien,  wo  die  Generaldirektion  in  Rom, 
die  Abteilung  für  Zugbeförderung  und  Wagen  in 
Florenz  und  das  Aufsichtsamt  für  Schmalspurbahnen 
in  Palermo  ihren  Sitz  haben.  In  den  Vereinigten 
Staaten  befindet  sich  die  V.  des  finanziellen  Dienstes 
fast  aller  Bahnen  in  New  York,  die  V.  des  Betriebes 
und  Tarifwesens  meist  in  Chicago. 

d)  Würdigung.  I 

Eine  weitgehende  Trennung  der  Dienstzweige 
kann  zu  Doppelarbeit  und  Reibungen  im  Ver- 
waltungsapparat, unwirtschaftlichem  Personal- 
aufwand und  zu  einer  Überwucherung  des 
Spezialistentums  führen.  Es  bildet  daher  die 
besonders  in  der  staatlichen  Eisenbahnver- 
waltung zum  Grundsatz  erhobene  Schaffung 
einheitlicher  Verwaltungsstellen,  die  alle  Dienst- 
zweige umfassen,  zweifellos  einen  Fortschritt. 
Sie  sichert  das  einheitliche  Zusammenarbeiten, 
die  einheitliche  Behandlung  der  insbesondere 
in  der  neueren  Zeit  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund getretenen  Personal-  und  sozialen  Fragen 
und  die  Berücksichtigung  der  den  drei  großen 
Dienstzweigen  gemeinsamen  Wirtschafts-,  Ver- 
waltungs-  und  technischen  Aufgaben. 

Freilich  führt  in  diesen  einheitlichen  Verwaltungs- 
körpern die  an  sich  unbedingt  notwendige  weit- 
gehende Sicherung  der  verschiedensten  Interessen 
und  Zusammenhänge  durch  Bildung  von  Spezial- 
referaten  und  ihre  Verkettung  durch  die  Herstellung 
zahlreicher,  alle  Dienstzweige  durchziehender  Ab- 
hängigkeiten leicht  zu  einer  mit  dem  Umfang  der 
Dienststelle  in  geometrischem  Verhältnis  zunehmenden 
Häufung  der  Rücksprachen,  Sitzungen  und  der  dem 
kaufmännischen  Verwaltungssystem  überhaupt  frem- 


den Mitzeiclinungen  der  Entwürfe  und  damit  zu 
einer  störenden  Umständlichkeit  der  V.  und  zu 
einer  schädlichen  Unselbständigkeit  der  Beamten, 
die  sich  bis  zur  Unerträglichkeit  steigern  kann,  wo 
die  Dienststellen  sehr  groß  sind. 

Unter  allen  Umständen  ist  die  grundsätzliche 
Trennung  der  Fachgebiete  und  die  Bildung  selb- 
ständiger Organe  für  die  verschiedenen  Dienstzweige 
in  den  unteren  Instanzen,  insbesondere  bei  den 
äußeren  Vollzugsstellen  am  Platze,  wo  es  sich  um 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  zahlreiches  Personal 
und  um  möglichst  rasche  und  einfache  Erledigung 
der  Geschäfte  handelt. 

e)  Aufsicht  und  V. 

Zur  V.  der  Eisenbahnen  im  weitesten  Sinne 
gehört  auch  die  V.  der  staatlichen  Hoheits- 
rechte gegenüber  den  Eisenbahnen  des  Landes, 
d.  i.  die  Wahrnehmung  des  Auf  sieht  s- 
rechts  (s.  d.),  das  einerseits  das  Recht  zur 
Erteilung  der  Konzession  (s.  d.)  für  d^i  Bau 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  imifaßt  und  ander- 
seits darüber  wacht,  daß  beim  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahnen  die  Gesetze,  Verordnungen  und 
Konzessionsbedingungen  beobachtet  und  die 
Interessen  der  Allgemeinheit  gewahrt  werden 
(Eisenbahnaufsicht    im   engeren   Sinne). 

Die  oberste  Aufsicht  über  die  Staats-  und 
Privatbahnen  obliegt  stets  einem  der  Staatsministerien. 
Vielfach  bestehen  noch  eigene  Zentralbehörden 
für  die  Eisenbahnaufsicht  im  engeren  Sinne,  beson- 
ders in  Ländern  des  Privatbahnsystems,  so  in  Eng- 
land das  Board  of  Trade  mit  der  Railway  and  Canal 
Commission,  die  als  richterliche  Behörde  über  die 
Beschwerden  gegen  Verfügungen  des  Board  of  Trade 
oder  der  Eisenbahnverwaltungen  entscheidet,  in 
den  Vereinigten  Staaten  die  Interstate  Commerce 
Commission. 

Solche  besondere  zentrale  Eisenbahnaufsichts- 
behörden bestehen  vielfach  auch  noch  in  Ländern 
mit  vorwiegendem  Staatsbahnsystem,  so  in  der 
Schweiz  die  Eisenbahnabteilung  des  Post- und  Eisen- 
bahndepartements, in  Ungarn  die  Kgl.  Ungarische 
Generalinspektion  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt, 
während  man  anderwärts  von  dem  Grundsatz  aus- 
geht, daß  es  dort,  wo  die  Eisenbahnverwaltung  in 
den  Händen  von  Staatsbehörden  liegt,  besonderer 
Aufsichtsbehörden  überhaupt  nicht  bedarf.  So  ist 
in  Deutschland  das  Reichseisenbahnamt,  in  Österreich 
die  Generalinspektion  der  Eisenbahnen,  in  Italien 
das  Generalinspektorat  aufgehoben  und  auch  in  der 
Schweiz  neuerdings  die  Kontrolle  über  die  Bundes- 
bahnen in  der  Äufsichtsabteilung  des  Eisenbahn- 
departements bedeutend  eingeschränkt  worden. 

Die  unmittelbare  Beaufsichtigung  der  einzelnen 
Privatbahnen  ist  in  Deutschland  im  allgemeinen 
den  Eisenbahndirektio.nen  übertragen,  in 
anderen  Ländern,  wie  in  Österreich,  Frankreich, 
.'Xmerika,  werden  hierfür  besondere  Kommissäre 
oder  Generalinspektoren  bestellt. 

Siehe  im  übrigen  auch  unter  B.,  dann  unter 
„Aufsichtsrecht",  „Eisenbahnbehörden". 

In  der  großen  Mehrzahl  der  Länder  des 
Staatsbahnsystems  -  auch  dort,  wo  keine  be- 
sonderen Aufsichtsbehörden  bestehen  -  wird 
an  der  Scheidung  der  Aufgaben  der 
obersten  Aufsicht  von  jenen  der  lau- 
fenden  Betriebsverwaltung   grundsätzlich 
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festgehalten  und  nur  die  oberste  Aufsicht 
sowie  die  Ausübung  derjenigen  Verwaltungs- 
zuständigkeiten, die  sich  aus  den  staatsrecht- 
lichen Notwendigkeiten  ergeben  (der  „regi- 
minellcn  Zuständigkeiten"),  der  Ministerial- 
instanz  vorbehalten.  Als  solche  Aufgaben 
der  staatlichen  Regierungsgewalt  sind 
zu  bezeichnen :  die  oberste  Aufsicht  im  engeren 
Sinne  (s.  o.),  die  Bestimmung  der  Richtlinien 
für  die  staatliche  Eisenbahnpolitik,  die  Fest- 
stellung des  Haushalts  für  die  Staatseisen- 
bahnen, ihre  Vertretung  in  der  Staatsregierung 
und  im  Parlament  und  die  Ernennung  der 
oberen  Verwaltungsbeamten. 

Auch  unter  dieses  Maß  kann  noch  herabgegangen 
werden,  wie  dies  in  Italien  geschehen  ist;  dort  hat 
man  in  dem  Bestreben,  die  Staatseisenbahnverwaltung 
von  politischen  Einflüssen  freizuhalten,  ihr  aber 
gleichzeitig  eine  möglichst  selbständige  Stellung 
innerhalb  des  staatlichen  Organismus  und  der  Staats- 
finanzen zu  verleihen,  dem  Minister  selbst  das  Recht 
der  Haushaltsaufstellung  entzogen  und  ihm  lediglich 
die  Vertretung  des  Haushalts  im  Parlament  über- 
tragen, anderseits  auch  sein  Aufsichtsrecht  ein- 
geschränkt. Der  Minister  kann  die  Anordnungen 
des  Generaldirektors  für  nichtig  erklären,  wenn  sie 
den  Gesetzen  oder  Dienstvorschriften  widersprechen, 
und  er  kann  alle  Anordnungen  der  Staatsbehörden 
aus  wichtigen  politischen  oder  sonstigen  wichtigen 
Gründen  vorläufig  beanstanden,  er  hat  aber  kein 
positives  Anordnungsrecht. 

Eine  grundsätzliche  Freihaltung  der  Mini- 
sterialinstanz  von  den  Geschäften  der  laufenden 
Betriebsverwaltung  hat  zweifellos  ihre  Berechti- 
gung. Das  Ministerium  soll  über  den  Parteien 
stehen.  Es  ist  ein  Bestandteil  der  Gesamt- 
regierung und  soll  bei  dem  so  häufig  auf- 
tretenden Zwiespalt  der  Interessen  in  der  Lage 
sein,  von  höherer  Warte  aus,  unvorein- 
genommen und  unbelastet  durch  die  Verkettung 
in  die  ausübende  V.  seine  Entscheidung  zu 
treffen.  Gleichzeitig  handelt  es  sich  darum,  die 
Fachverwaltung  den  politischen  und  parla- 
mentarischen Einflüssen  zu  entziehen  und  ihre 
Leitung  von  dem  Wechsel  der  parteipolitischen 
Strömungen  unabhängig  zu  machen.  Auch 
die  weitgehende  Mitwirkung  des  Finanzmini- 
steriums lähmt  die  Bewegungsfreiheit  des  Staats- 
eisenbahnunternehmens um  so  empfindlicher, 
je  stärker  die  V.  selbst  in  der  Ministerial- 
instanz  zentralisiert  ist.  Die  Vereinigung  der 
Geschäfte  von  Regierung  und  Betriebsver- 
waltung belastet  den  tninisteriellen  Verwaltungs- 
apparat mit  Aufgaben,  die  ihm  seiner  Natur 
nach  fremd  sind  und  führt  zur  Bildung  eines 
Verwaltungskörpers,  der  sich  nach  Art  und 
Größe    für  die  Ministerialstelle    wenig    eignet. 

Darum  hat  sich  in  der  großen  Mehrzahl  der 
Länder  des  Staatseisenbahnsystems  die  Organisation 
so  entwickelt,  daß  in  Unterordnung  unter  ein  Res- 
sort-(Finanz-,  Handels-,  Äußeres,  Arbeits-)  Ministerium 
für  die   eigentliche   FachverwaUung  eine  General- 


direktion  eingesetzt  wurde.  So  bis  zur  Verreich- 
lichungsaktion  bei  allen  deutschen  Staaten,  mit  .'Aus- 
nahme von  Preußen,  Bayern  und  Österreich,  ferner 
heute  noch  in  der  Schweiz,  in  Italien,  Ungarn, 
Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Belgien,  Rumänien, 
Jugoslawien,  Bulgarien,  Chile. 

Bei  nicht  zu  grolkn  Verhältnissen  hat  sich  dieses 
Verwaltungssystem  durchaus  bewährt.  In  Ländern 
mit  ausgedehntem  Staatsbahnbesitz  haben  sich  in- 
dessen aus  dem  Bestehen  von  zwei  einander  un- 
mittelbar imtergeordneten  Zentralbehörden  Nachteile 
mannigfacher  .Art,  Doppelarbeit  und  Reibungen  ent- 
wickelt. Das  Ministerium  hat  über  zahlreiche  Fragen 
verantwortlich  zu  entscheiden,  in  die  es  nicht  den 
genügenden  unmittelbaren  Einblick  besitzt,  während 
die  Generaldirektion,  die  den  Dingen  sachlich  näher 
steht,  zur  Entscheidung  nicht  zuständig  ist.  Das  Mini- 
sterium ist  dabei  vielfach  zur  formellen  Qenehmigungs- 
stelle  herabgesunken,  nach  Umständen  sogar  zu  einem 
Hemmnis  der  raschen  Geschäftserledigung  geworden. 
Vielfach  hat  man  deshalb  die  Generaldirektion 
zur  Ministerialsektion  erhoben.  Daß  damit  eine 
wirksame  Abhilfe  nicht  zu  schaffen  war,  ergibt  sich 
aus  den  oben  angestellten  Erwägungen.  Als  ein  be- 
sonderer Nachteil  der  Unterordnung  einer  zentralen 
Verwaltungsstelle  unter  die  andere  machte  sich  ins- 
besondere bei  sehr  großen  Verwaltungen  das  hem- 
mungslose Anwachsen  der  Generaldirektion  geltend. 

Preußen  hat  bei  seiner  Neuordnung  von 
1895  den  dort  auch  durch  die  historische 
Entwicklung  vorgezeichneten  Weg  beschritten, 
die  gesamte  V.  ohne  Zwischenschaltung  einer 
Generaldirektion  unmittelbar  im  Ministerium 
selbst  als  oberste  Aufsichts-  und  Ver- 
waltungsbehörde zusammenzufassen.  Es 
hat  dabei  der  Ministerialstelle  zunächst  nur 
ein  verhältnismäßig  eng  begrenztes  Maß  von 
Zuständigkeiten  vorbehalten,  im  wesentlichen 
nur  die  oben  erwähnten  regiminellen  Zu- 
ständigkeiten und  daneben  auf  dem  Gebiete 
der  laufenden  Betriebsverwaltung  nur  die  Vor- 
bescheidung von  Beschwerden,  die  Regelung 
der  Personalangelegenheiten  der  höheren  Be- 
amten, ausnahmlich  ihrer  Versetzung,  endlich 
die  Genehmigung  der  Tarife  und  Fahrpläne 
des  öffentlichen  Verkehrs  sowie  bestimmter 
wichtiger  Verwaltungsvorgänge  (Betriebseröff- 
nungen und  -einstellungen,  größerer  Bau- 
entwürfe, umfangreicherer  Vergebungen,  Ge- 
währung höherer  Remunerationen  und  größerer 
Urlaube).  Die  gesamte  übrige  V.  wurde  den 
Eisenbahndirektionen  übertragen.  Sie  vertreten 
die  V.  nach  innen  und  außen  und  sind  die 
eigentlichen  „  Eisenbahn  Verwaltungen ". 

f)  Die  ausführende  V. 
Unter  einfachen  Verhältnissen  genügt  für 
die  Aufgaben  der  ausführenden  V.  eine  Direk- 
tion, bei  größerer  Ausdehnung  des  Netzes 
schieben  sich  zwischen  die  Direktion  und  die 
äußeren  Vollzugsstellen  noch  weitere  Verwal- 
tungsorgane ein.  Es  kommt  zu  einer  örtlichen, 
instanziellen  und  sachlichen  Gliederung  der 
V.,  wie  dies   unter  d  ausgeführt  ist. 
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In  der  preußischen  Fachliteratur  wurde  bis  in  die 
letzten  Jahre  das  Zweiinstanzensystem  als  der 
allein  zweckmäßige  organisatorische  Aufbau  der 
inneren  (d.  i.  der  dem  Ministerium  untergeordneten 
und  den  äußeren  Vollzugsstellen  vorgesetzten)  Ver- 
waltungstellen gepriesen.  Jede  Vermehrung  der  Ver- 
waltungsinstanzen wurde  als  schädlich  bekämpft. 

Die  Organisation  von  1S95  hatte  sich  zum  Ziele 
gesetzt,  den  Schwerpunkt  der  ganzen  V. 
grundsätzlich  in  die  Eisenbahndirektionen 
zu  legen.  Man  suchte  dieses  Ziel  zu  erreichen 
durch  möglichste  Einschränkung  der  Zuständig- 
keitsvorbehalte des  Ministeriums  und  durch  eine 
weitgehende  Vermehrung  und  Verkleinerung  der 
zwischen  der  Eisenbahndirektion  und  den  äußeren 
Vollzugsstellen  liegenden  Verwaltungseinheiten:  An 
die  Stelle  der  75  Betriebsämter  der  Organisation  von 
1879  traten  477  Inspektionen.  Dieser  organisatorische 
Grundgedanke  war  an  sich  zweifellos  richtig.  Er 
sicherte  die  Verwaltung  vor  Reibungen  und  schuf  in 
den  Eisenbahndirektionen  kräftige,  mit  frischer  Ent- 
schlußfähigkeit und  starkem  eigenen  Verantwort- 
lichkeitsbewußtsein arbeitende  Verwaltungsorgane. 

Allein  es  zeigte  sich,  daß  die  Eisenbahndirektionen 
zu  klein  waren,  um  unter  den  immer  größer  und 
schwieriger  werdenden  Verhältnissen  ihrer  Aufgabe 
als  die  eigentlichen  „Eisenbahnverwaltungen",  ins- 
besondere auf  dem  Gebiet  des  Verkehrs,  Betriebs, 
der  Personalverwaltung  und  Wirtschaftsführung  nach 
allen  Richtungen  gerecht  werden  zu  können. 

Die  Gefahr,  die  in  der  Zerlegung  des  Staatsbahn- 
netzes in  20  kleine  „Verw^altungen"  lag,  war  auch 
den  Schöpfern  der  Organisation  von  1895  nicht  ent- 
gangen. Die  Verwaltungsordnung  hatte  daher  von 
Anfang  an  vorgesehen,  daß  die  Erledigung  be- 
stimmter Geschäfte  für  mehrere  Direktionsbezirke 
einer  Eisenbahndirektion  übertragen  werden  könne. 
So  wurden  für  die  Behandlung  von  Tarifen  im 
Wechsel-  und  Auslandsverkehr,  für  die  Verkehrs- 
kontrolle, den  Fahrplan,  das  Beschaffungswesen,  be- 
stimmte Angelegenheiten  der  höheren  Fersonalver- 
waltung  „geschäftsführende  Direktionen"  be- 
stellt. Durch  eine  solche  Gruppenbildung  war  ein 
Weg  gefunden,  für  gewisse,  zweckmäßig  innerhalb 
eines  größeren  Bereichs  einheitlich  zu  behandelnde 
Angelegenheiten  die  Verwaltungsbezirke  zu  ver- 
größern und  auf  diese  Weise  der  Zersplitterung  der 
Geschäfte  und  der  horizontalen  Doppelarbeit  ent- 
gegenzuwirken. Auch  bei  der  bayerischen  Neuord- 
nung wurde  von  diesem  Mittel  Gebrauch  gemacht, 
die  Erfolge  waren  indessen  in  Preußen  und  in  Bayern 
nicht  durchschlagend.  Der  geschäftsführenden  Di- 
rektion fehlt  der  ausreichende  Einblick  in  die  fremden 
Verwaltungsbezirke  und  ein  wirksames  Anordnungs- 
und Kontrollrecht.  Reibungen  bleiben  nicht  aus,  die 
geschäftsführende  Direktion  ist  für  die  Gesamtver- 
waltung nur  im  eigenen  Bezirk  verantwortlich  und 
wird  durch  die  ihr  fremde  Aufgabe  stark  belastet, 
ihr  Verwaltungsapparat  vergrößert. 

Bayern  bildete  bei  seiner  Neuordnung  im  Jahre 
1907  für  die  Zusammenfassende  Behandlung  solcher 
Angelegenheiten  der  laufenden  Betriebsverwaltung, 
die  zweckmäßig  von  einem  Punkt  aus  erledigt  wer- 
den, in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  die  Mini- 
sterialinstanz  zentrale  Ämter,  u.  zw.  je  eines  für 
jeden  der  in  Frage  kommenden  zentralen  Geschäfts- 
zweige (ein  Verkehrs-,  Tarif-,  Revisions-,  Baukon- 
struktions-jMaschinenkonstruktions-,  Personal-,  Wohl- 
fahrtsamt u.  s.  w.),  entsprechend  dem  bei  dem  öster- 
reichischen Eisenbahnministerium  gebildeten  Tarif- 
erstellungs-  und  Abrechnungsbureau  und  Zentral- 
wagendirigierungsamt.  Auch  Preußen  beschritt  1907 


diesen  Weg.  Es  faßte  jedoch  die  verschiedenen  zentralen 
Geschäftszweige  unteremem  gemeinsamen  Präsidenten 
in  einem  einzigen  „Eisenbahnzentralamt"  zusammen, 
das  in  seiner  Gliederung  und  Besetzung  den  Eisen- 
bahndirektionen angeglichen  wurde.  Diese  zentralen 
Ämter  sind  den  Eisenbahndirektionen  gleichgeordnet, 
sie  haben  jedoch  in  den  ihrer  Zuständigkeit  über- 
wiesenen Geschäften  die  sachliche  Entscheidung. 
Mit  der  Schaffung  der  zentralen  Ämter  war  zweifel- 
los ein  wesentlich  wirksameres  Instrument  für  die 
Zusammenfassung  einheitlich  zu  behandelnder  Ver- 
waltungsaufgaben geschaffen,  als  dies  die  geschäfts- 
führenden  Direktionen  waren. 

Aber  auch  dieses  organisatorische  Hilfsmittel  er- 
wies sich,  wenigstens  für  den  gewaltigen  Bereich 
der  preußischen  Staatseisenbahnen,  noch  nicht  als 
ausreichend,  um  der  aus  der  Vielzahl  der  Eisen- 
bahndirektionen entstandenen  Zersplitterung  wirk- 
sam zu  begegnen.  Die  seit  1911  und  1912  auf- 
tretenden Verkehrsnöte  und  Betriebsstockungen 
führten  zur  Schaffung  von  „Generalbetriebs- 
leitungen", die  mit  bestimmten  Eisenbahndirek- 
tionen vereinigt  wurden  und  in  Zeiten  schwieriger 
Betriebslage  die  Zugbeförderung  im  Fern-  und  Durch- 
gangsverkehr innerhalb  eines  größeren  Gruppen- 
bezirks zu  überwachen,  die  gegenseitige  Aus- 
hilfe mit  Lokomotiven  und  Betriebspersonal  zu  ver- 
mitteln, letztere  gegebenenfalls  zu  verfügen  und 
die  notwendigen  einheitlichen  Maßnahmen  anzu- 
regen oder  anzuordnen  haben.  Als  Maßnahmen,  die 
sie  nach  Benehmen  mit  den  Eisenbahndirektionen 
anordnen  können,  kommen  in  Betracht  Sperren,  Um- 
leitungen und  Änderung  der  Aufgaben  von  Rangier- 
bahnhöfen. Die  Schaffung  der  Generalbetriebs- 
leitungen hatte  auch  sonst  einschneidende  Eingriffe  in 
die  Organisation  des  Betriebsdienstes  zur  Folge. 
Innerhalb  der  Eisenbahndirektionen  wurden  Ober- 
zugleitungen  undZugleitungen  gebildet,  die 
mit  betriebs-  und  maschinentechnischen  Beamten 
besetzt  wurden  und  bei  Tag  und  Nacht  den  Lauf 
der  Züge  zu  verfolgen  und  zu  regeln  haben. 

Die  Wirksamkeit  der  Generalbetriebsleitungen 
wurde  in  der  Folge  im  Einvernehmen  mit  den 
übrigen  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  auch  auf 
diese  ausgedehnt.  Während  des  Krieges  wurde  zur 
wirksamen  Zusammenfassung  des  Betriebes  im 
Arbeitsministerium  eine  Betriebsabteilung  ge- 
bildet, die  dann  durch  Zuziehung  von  Vertretern  der 
sämtlichen  deutschen  Staatseisenbahnverwaltungen 
zu  einer  Obersten  Betriebsleitung  für  das 
gesamte  deutsche  Staatseisenbahnnetz  erweitert 
wurde. 

Damit  war  auf  einem  der  wichtigsten  Gebiete 
der  laufenden  Betriebsverwaltung  eine  durch  die 
gesamte  V.  hindurchgehende  Oberorganisation  ge- 
schaffen und  sowohl  die  grundsätzliche  Scheidung 
von  Regierungs-  und  Verwaltuugsgeschäften  in  der 
Ministerialinstanz  als  auch  der  Grundgedanke  der 
Konzentration  der  Betriebsverwaltung  in  den  Eisen- 
bahndirektionen verlassen.  Wohl  war  damit  manches 
für  die  einheitlichere  Zusammenfassung  der  Betriebs- 
führung in  Zeiten  großen  Verkehrsandrangs  ge- 
wonnen, dafür  war  aber  gleichzeitig  durch  die  Ein- 
fügung eines  neuen,  der  ursprünglichen  Organisation 
fremden  Elements  in  den  Verwaltungsapparat  eine 
Teilung  der  Verantwortlichkeiten  und  eine  neue 
Quelle  von  Reibungen  entstanden.  Die  dauernden 
Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  des  Betriebs,  Fahr- 
plans und  Qüterbeförderungsdienstes  blieben  den 
Eisenbahndirektionen,  gewisse  augenblickliche  Not- 
maßnahmen bei  Verkehrsstörungen  wurden  den 
Generalbetriebsleitungen  übertragen. 
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L'in  aucli  die  Schaffung  dauernder  Maßnahmen 
auf  dem  Gebiete  des  Gütertransportdienstes  zu 
fördern,  wurde  im  Jahre  1917  beim  Eisenbahn- 
zentralamt ein  Oeneralverkehrsamt  errichtet, 
dem  indessen  kein  Anordnungsrecht,  sondern  ledig- 
lich die  Aufgabe  zugewiesen  wurde,  die  gesamte 
Verkehrsbewegung  zu  überwachen  und  dahin  zu 
wirken,  daß  die  Transporte,  insbesondere  durch  Zu- 
sammenfassung des  Verkehrs  in  geschlossenen  Zügen, 
entsprechende  Ausgestaltung  der  Leitungs-  und  Lade- 
vorschriften u.  s.  w.,  zweckentsprecliend  und  plan- 
mäßig geregelt  werden.  Das  Reichsverkehrsmini- 
sterium, hat  das  Oeneralverkehrsamt  im  Jalire  1Q21 
unter  Übertragung  seiner  Aufgaben  auf  das  Eisen- 
bahnzentralamt wieder  aufgehoben. 

Leitender  Grundgedanke  bei  allen  diesen  organi- 
satorischen Maßnahmen  war  die  Erhaltung  des  be- 
stehenden Zweiinstanzensystems.  In  Wirkhchkeit  be- 
deuten aber  auch  die  geschäftsführenden  Direktionen, 
zentralen  Ämter,  Generalbetriebsleitungen  und  das 
Generalverkehrsamt  bereits  Durchbrechungen  dieses 
Systems.  Denn  sie  fügen  in  den  bestehenden  Ver- 
waltungsorganismus ein  den  Direktionen  wenigstens 
in  bestimmten  Geschäftsgebieten  übergeordnetes,  sie 
zu  einer  höheren  Verwaltungseinheit  zusammen- 
fassendes Element  ein.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu 
untersuchen,  inwieweit  sich  diese,  einer  grundsätz- 
lichen Neuordnung  ausweichenden  Behelfsmaß- 
nahmen bewahrt  haben.  Jedenfalls  kann  die  Ein- 
führung eines  dreiinstanziellen  organisatorischen  Auf- 
baues der  V.  zur  Notwendigkeit  werden,  wenn  ein 
Eisenbahnnetz  eine  gewisse  Größe  überschreitet. 

g)  Die  Eisenbahndirektionen  im 
besonderen. 

Welches  der  Umfang  ist,  bei  dem  der 
zweiinstanzielle  Aufbau  nicht  mehr  möglich 
und  die  dreiinstanzielle  Gliederung  notwendig 
ist,  läßt  sich  allgemein  nicht  bestimmen. 

Die  preußische  Staatseisenbahnverwaltung  hatte 
bei  der  Einführung  der  gegenwärtig  bestehenden 
Organisation  im  Jalire  1895  eine  Ausdehnung  von 
fast  25.400  km,  rund  .1300  km  auf  eine  Eisenbahn- 
direktion. Vor  dem  Übergang  auf  das  Reich  um- 
faßte das  Netz  40.000  km.  durchschnittlich  1900  km 
auf  eine  Direktion;  die  größten  Eisenbahndirektionen 
umfaßten  1895  nicht  über  1500 /!;ot;  1918  betrug  die 
Betriebslänge  von  Königsberg  2967,  Danzig  2688, 
Posen  2703  km.  in  Bayern  betrug  bei  einer  gesamten 
Betriebslänge  von  8400  km  der  durchschnittliche 
Umfang  einer  Eisenbahndirektion  \AQQ  km,  beiden 
österreichischen  StB.  bei  einer  Betriebslänge  von 
19.280  km  die  durchschnittliche  Größe  einer  Staats- 
bahndirektion vor  dem  Krieg  1205  km. 

Schon  bei  sehr  kleinen  V.  kommt  der  dreigliedrige 
Aufbau  vor.  So  bei  den  schwedischen,  norwegischen 
und  dänischen  StB.,  die  mit  4696,  3165  bzw.  1958  km 
Bahnlänge  (1913)  5,  4  bzw.  3  Bezirksdirektionen 
besitzen. 

Sind  die  Eisenbahndirektionen  zu  groß,  dann 
entbehren  sie  der  Beweglichkeit  und  Schlag- 
fertigkeit, ihr  Geschäftsgang  wird  schleppend 
und  unwirtschaftlich.  Sind  sie  zu  klein,  dann 
werden  sie  auch  bei  liberalster  Ausscheidung 
der  Zuständigkeiten  unselbständig  und  ohn- 
mächtig. 

Was  die  den  Bezirken  der  Direktionen 
größerer  Eisenbahnnetze  zu  gebende  Gestalt 
anlangt,  so  läßt  sich  dasSystem  derRichtungs- 


(Linien-  oder  Routen-)  Direktion  und  das 
System  der  Gebiets-  (konzentrischen  oder 
Territorial-)  Direktion  unterscheiden.  Der 
Grundsatz,  die  Betriebsleitung  auf  möglichst 
langen  Linien  in  eine  Hand  zu  legen  (principe 
des  grandes  lignes),  darf  schon  aus  Gründen 
der  Betriebstechnik  und  Verwaltungsökonomie 
bei  der  Bezirkseinteilung  nicht  außer  acht 
gelassen  werden,  die  ausschließliche  Berück- 
sichtigung bestimmter  großer  Linien  führt  aber 
zu  einer  ungebührlichen  Benachteiligung  der 
diese  schneidenden  Linien  und  steht  überhaupt 
einer  gleichmäßigen  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenen Landesteile  und  Wirtschaftsgebiete, 
wie  auch  einer  z>x'eckmäßigen  inneren  Bezirks- 
einteilung der  Eisenbahndirektionen  hindernd 
im  Wege.  Praktische  Verwaltungs-  und  nach 
Umständen  auch  politische  Interessen  werden 
daher  in  der  Regel  zu  einem  Kompromiß 
zwischen  dem  Richtungs-  und  Gebietssystem 
führen,  wie  dies  insbesondere  bei  der  Ein- 
teilung der  bayerischen  Eisenbahndirektionen 
in  der  Organisation  von  1907  der  Fall  war.  In 
Preußen  hat  die  ursprünglich  iiu  wesentlichen 
nach  dem  Gebietssystem  vorgenommene  Eintei- 
lung der  Direktionsbezirke  in  der  Folge  einige 
Änderungen  nach  dem  Liniensystem  erfahren. 

h)  Die  Inspektionen  im  besonderen. 

Die  untersten  Stellen  des  Verwaltungsdienstes 
zwischen  den  Eisenbahndirektionen  und  den 
äußeren  Vollzugsstellen  sind  bei  den  meisten 
deutschen  und  außerdeutschen  V.  durch  sach- 
lich und  örtlich  gegliederte  Organe  gebildet, 
die  sog.  Inspektoren  (Distriktsuperintendenten, 
Inspektionen,  neuerdings  in  Deutschland  meist 
Ämter  genannt,  Bezirksingenieure,  Sektionen). 
Infolge  der  doppelten  (sachlichen  und  örtlichen) 
Gliederung  entstehen  kleine,  nur  aus  wenigen 
Beamten  bestehende  Dienststellen,  die  eben 
deshalb  ihre  Geschäfte  mit  einem  Mindestmaß 
von  Verwaltungsaufwand  erledigen. 

Bei  den  bayerischen  Staatseisenbahnen  haben  die 
Betriebsinspektionen  in  der  Regel  2-4,  die  Bau- 
inspektionen 8-12  und  die  Maschineninspektionen 
1-2  Nebenbeamte.  Es  obliegt  ihnen  vor  allem  die 
fortlaufende  Beaufsichtigung  und  Anleitung  des 
äußeren  Vollzugsdienstes  und  die  selbständige  Er- 
ledigung des  Ver\xaltungsgeschäftes  kleinster  Art. 

In  Preußen  ist  bei  den  Betriebsämtern  Betrieb 
und  Bau  vereinigt,  außerdem  bestehen  Verkehrs-, 
Maschinen-  und  Werkstättenämter.  In  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Mecklenburg,  Oldenburg,  in 
den  Niederlanden,  Belgien,  Frankreich  und  bei  den 
nordischen  Bahnen  ist  in  der  Inspektionsinstanz 
Betrieb  und  Verkehr  vereinigt  und  für  den  Bau 
eine  eigene  Gruppe  von  Inspektionen  gebildet;  in 
England  sind  je  für  den  Betrieb,  Güterdienst  (zum 
Teil  auch  für  den  Güter-  und  Personenverkehr), 
Bau  und  Lokomotivdienst  eigene  Distriktsorgane 
vorhanden,  während  in  Amerika  zum  Teil  noch  eine 
reichere  Gliederung  besteht. 
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Bei  den  österreichischen  BB.,  der  Buschtehrader 
Eisenbahn,  der  Aussig  -  Teplitzer  Eisenbahn,  den 
Schweizer  Bundesbahnen  und  den  italienischen  Staats- 
eisenbahnen bestehen  für  den  Baudienst  Inspetctions- 
organe.  Bei  den  österreiclnsclien  BB.  auch  für  den 
Verlcehrs-  und  für  den  Transportdienst. 

Für  das  preußische  System  der  Vereiniguna;  von 
Bau  und  Betrieb  spricht  die  starke  Abhängigi<eit  der 
Betriebssicherheit  von  den  technischen  Einrichtungen, 
die  erleichterte  Ausführung  baulicher  Maßnahmen 
und  die  Rekrutierung  des  Betriebspersonals  aus  dem 
Bahnarbeiterpersonal,  für  das  System  der  Vereinigung 
von  Betrieb  und  Verkehr  der  weit  engere  Zusammen- 
hang dieser  Dienstzweige  und  der  Nachteil,  daß 
beim  preußischen  System  die  kleineren  und  mittleren 
Verkehrsstellen,  bei  denen  stets  Betrieb  und  Verkehr 
vereinigt  ist,  unter  zwei  Vorstände  zu  stehen  kommen. 
Nicht  zuletzt  hängt  aber  die  Frage  der  Scheidung 
der  Inspektionen  auch  mit  der  grundsätzlichen  Re- 
gelung der  Vorbildung,  Ausbildung  und  Laufbahn 
der  höheren  Beamten  und  mit  der  Frage  des  Auf- 
stiegs der  mittleren  Beamten  in  die  Laufbahn  des 
höheren  Dienstes  zusammen.  Die  X'orteile,  die  mit 
der  Zusammenfassung  von  Betrieb  und  Bau  ver- 
bunden sind,  haben  in  Bayern  dazu  geführt,  für 
Bezirke  mit  einfachen  Verhältnissen  und  ohne 
große  Bahnhöfe  gemischte  Inspektionen  zu 
schaffen,  die  alle  drei  Dienstzweige,  Betrieb,  Bau 
und  Verkehr,  in  sich  vereinigen.  Wo  Betrieb  und 
Bau  getrennt  sind,  kann  man  im  allgemeinen  für  die 
Betriebsinspektionen  größere  Bezirke  bilden  als  für 
die  Bauinspektionen.  In  Bayern  hat  man  indessen 
im  Interesse  eines  engen  Zusammenarbeitens  der 
beiden  Dienstzweige  die  Inspektionsvorstände  stets 
auch  räumlich  („Tür  an  Tür")  vereinigt  und  ihre 
Bezirke  so  abgegrenzt,  daß  die  Grenzen  sich  decken. 

Vielfach  werden  auch  für  die  Unterhaltung  der 
Telegraphen-  und  Sicherungsanlagen,  dann  der 
Hochbauten,  ferner  für  das  A\aterialwesen,  für  den 
Schiffahrtsdienst  und  für  Neubauten  und  andere 
besondere  Aufgaben  eigene  Inspektionen  oder  ähn- 
liche Dienststellen  errichtet. 

Da  die  Aufgabe  der  Inspektionen  vor  allem  in  der 
Leitung  und  Beaufsichtigung  des  örtlichen  Dienstes 
besteht,  werden  die  Inspektionsbezirke  in  der 
Regel  nicht  nach  dem  Linien-,  sondern  nach  dem 
konzentrischen  System  gebildet. 

In  Amerika  ist  dem  Distriktsuperintendenten  je 
ein  Zugsmeister  (Train  master)  und  ein  Ober- 
zugleiter (Chief  train  dispatcher)  zugeteilt.  Dem 
ersteren  untersteht  der  Zugbegleit-,  Rangier-  und 
Weichenstelldienst,  dann  das  Lokomotivpersonal  auf 
der  Strecke,  dem  letzteren  sind  die  Telegraphen- 
beamten (telegraph  Operators)  und  Stationsvorsteher 
(Station  agents)  zugeteilt.  Er  regelt  den  Zugslauf, 
die  Kreuzungen  und  Überholungen  und  den  Lauf 
der  Güterzüge,  die  meist  nicht  nach  einem  festen 
Fahrplan  verkehren. 

Die  Einrichtung  der  Train  dispatchers  ist  neuer- 
dings auch  auf  französischen  Bahnen  nach  den 
günstigen  Erfahrungen  während  des  amerikanischen 
Kriegsbetriebes  mehrfach  mit  gutem  Erfolg  ein- 
geführt und  den  V.  vom  Verkehrsminister  empfohlen 
worden. 

In  der  Fachliteratur  ist  die  Frage  erörtert  worden, 
ob  sich  nicht  aus  Gründen  der  Personalersparnis 
und  engeren  Verbindung  zwischen  Eisenbahndirek- 
tion und  Dienststellen  die  Beseitigung  der  In- 
spektionen empfehle,  zumal  sie  durch  die  Kon- 
trolleure der  Eisenbahndirektionen  und  durch  die 
neuerdings  geschaffenen  Zugleitungen  und  Oberzug- 
leitungen beeinträchtigt    und  im  übrigen  mehr  und 


mehr  zu  Schreibstuben  und  „Umkartierungsstellen" 
zwischen  Direktion  und  äußeren  Vollzugsstellen  ge- 
worden seien.  Zweifellos  erfüllen  die  Inspektionen 
nur  dann  ihre  organisatorische  Aufgabe,  wenn  sie 
als  „vorgestreckter  Arm"  der  Eisenbahndirektion  den 
äußeren  Vollzugsdienst  anleiten  und  überwachen 
und  in  ständiger  unmittelbarer  Fühlung  mit  den 
äußeren  Organen  die  Verwaltungsgeschäfte  kleinster 
Art  auf  dem  schnellsten  Weg  und  möglichst  münd- 
lich erledigen.  Eine  organische  Verbindung  der  Zug- 
leitungen mit  den  Betriebsinspektionen  erscheint  er- 
strebenswert. 

Von  anderer  Seite  ist  die  Ersetzung  der  Inspek- 
tionen durch  die  Zusammenfassimg  sämtlicher 
äußeren  Dienststellen  an  den  großen  Verkehrsmittel- 
punkten und  den  anschließenden  Strecken  zu  einem 
„Eisenbahnamt"  unter  einem  Oberbeamten  als  Vor- 
stand und  je  einem  Oberbeamten  als  Prokuraträger 
für  die  vier  Fachrichtungen  Betrieb,  Verkehr,  Ma- 
schinen-und  Baudienst,  vorgeschlagen  worden.  Dieses 
Einheitsamt  würde  in  mancher  Beziehung  eine 
Rückkehr  zu  früheren  organisatorischen  Bildungen 
(Aufsichtsstationen)  bedeuten,  den  Zwiespalt  zwischen 
Betriebsinspektion  und  Zugleitung  beseitigen  und 
die  engere  Verbindung  zwischen  Betriebs-  und  Ma- 
schinendienst, die  sich  insbesondere  in  betriebs- 
schwierigen Zeiten  als  Bedürfnis  erwiesen  hat,  her- 
stellen, anderseits  aber  doch  bei  den  heutigen  großen 
Verhältnissen  sich  aller  Voraussicht  nach  zu  einer 
vollen  Instanz  und  kleinen  Betriebsdirektion  aus- 
wachsen,  die  die  Beweglichkeit  und  Schlagfertigkeit 
der  Verwaltung  gerade  im  äußeren  Vollzugsdienst 
beeinträchtigen  könnte. 

i)  Die  äußeren  Vollzugsstellen   im 
besonderen. 

Die  äußeren  Voilzugsstelien  sind  stets  sach- 
lich und  örtlich  gegliedert,  d.  h.  es  sind  für 
die  verschiedenen  Dienstzweige  verschiedene 
örtliche  Vollzugsstellen  gebildet.  Im  einzelnen 
bestehen  in  der  Organisation  der  äußeren 
Dienststellen  bei  den  verschiedenen  V.  keine 
allzu  erheblichen  Verschiedenheiten. 

Dem  Betrieb  und  Verkehr  dienen  die  Sta- 
tionen und  Abfertigungsstellen.  Betriebsdienstlich 
versteht  man  in  Deutschland  unter  Stationen  die 
Betriebsstellen,  auf  denen  Züge  des  öffentlichen  Ver- 
kehrs regelmäßig  anhalten.  Stationen  mit  mindestens 
einer  Weiche  für  den  öffentlichen  \'erkehr  werden 
als  Bahnhöfe,  Stationen  ohne  solche  Weichen  als 
Haltepunkte  bezeichnet.  Stationen  und  Haltepunkte 
können  unbesetzt  sein.  Die  Abfertigung  von  Per- 
sonen und  Gütern  erfolgt  dann  teils  durch  das  Zug- 
personal, teils  durch  eine  Nachbarstation.  Die  Be- 
dienung des  Verkehrs  von  Personen  und  Gütern 
auf  unbesetzten  Stationen,  Haltepunkten  und  Lade- 
stellen ist  auf  den  bayerischen,  sächsischen  und 
österreichischen  Lokalbahnen  in  wirtschaftlicher 
Weise  organisiert.  Es  gibt  selbst  unbesetzte  Lokalbahn- 
endstationen. In  Amerika  wird  auch  auf  Hauptbahnen 
im  Westen  an  den  zahlreichen  unbesetzten  Ausweich- 
stellen, der  gesamte  Betriebs-,  Telephon-  und  Weichen- 
stelldienst durch  den  Zugführer  wahrgenommen. 

Die  Stationen  werden  meist  nach  ihrer  Verkehrs- 
bedeutung und  Besetzung  in  Klassen  geteilt.  Bei 
den  kleinen  Verkehrsstellen  ist  der  Betriebs-  und 
Oüterdienst  in  der  Regel  vereinigt.  Bei  größeren 
Verhältnissen  werden  selbständige  Güterstationen 
und  Rangierbahnhöfe  gebildet.  In  Preußen  bestehen 
an  den  großen  Verkehrsplätzen  für  die  verschiedenen 
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Dienstzweige  selbständige  Dienststellen.  So  neben 
der  den  eigentlichen  Betriebsdienst  (Fahrdienstleitung 
und  Aufsicht,  Telegraphen-,  Bahnsteig-,  Weichen- 
steil-,  Rangier-,  Zugbegleitungs-,  Bahnbewachungs- 
dienst)  wahrnehmenden  Bahnstation  selbständige 
Fahrkartenausgaben,  Gepäckabfertigungen,  Reise- 
bureaus, Stationskassen,  Eilgutabfertigungen,  Oüter= 
abfertigungen  und  Qüterkassen. 

Für  diese  weitgehende  Zerlegung  des  Dienstes  in 
selbständige  Dienstzweige  spricht  der  Umstand,  daß  es 
zweckmäßig  ist,  wenn  der  Beamte,  der  die  unmittel- 
bare Ausführung  liat,  auch  die  ganze  Verantwortung 
trägt.  Anderseits  wird  das  Zusammenarbeiten  der 
verschiedenen  Dienstzweige  und  die  gegenseitige 
Ausliilfe  mit  Personal  und  Material  erleichtert,  wenn 
sie  unter  einem  gemeinsamen  Vorstande  stehen. 

In  England  ist  auf  den  Stationen  je  ein  Stations- 
vorsteher für  den  Betriebsdienst  und  Personenver- 
kehr (Station  master)  und  für  den  Güterverkehr 
(goods  agent)  aufgestellt.  Dem  ersteren  ist  das  Ab- 
fertigungspersonal (Clerks),  Bahnsteigpersonal  (ticket 
coUectors),  Rangierpersonal  (shunters)  und  Stellwerk- 
personal (sigjial  nien)  zugeteilt.  Der  Zugverkehr 
wird  auf  den  großen  wie  auf  den  kleinen  Stationen 
nicht  durch  den  Stationsvorsteher,  sondern  durch 
das  Stellwerkpersonal  geregelt.  Ihm  obliegt  die 
Fahrdienstleitung  unter  eigener  Verantwortlichkeit. 
Aufsichtsbeamte  im  deutschen  Sinne  kennt  der  eng- 
lisclie  Betrieb  nicht.  Ihre  Obliegenheiten  werden, 
wie  auch  in  Amerika,  vom  Zugführer  (guard)  wahr- 
genommen. In  Amerika  steht  an  der  Spitze  der 
größeren  Bahnhöfe  der  Station  master,  der  größeren 
Rangierbahnhöfe  der  Yard  master,  die  kleineren 
Zwischenstationen    sind   mit  Station   agents  besetzt. 

Für  die  Bahnunterhaltung  und  Bahn- 
bewachung sorgt  der  Bahnmeister  (in  England 
permanent  way  inspector,  in  Amerika  Section  fore- 
man),  dem  die  Bahn-  und  Schrankenwärter  der 
freien  Strecke  und  die  Streckengeher  sowie  das 
Bahnunterhaltungspersonal  (Rottenführer,  Vorar- 
beiter) und  in  technischer  Hinsicht  auch  dieWeichen- 
steller  und  Schrankenwärter  innerhalb  der  Stationen 
unterstellt  sind. 

Für  die  Unterhaltung  der  eisernen  Brücken  be- 
stehen Brücken  meister,  für  die  Unterhaltung  der 
Signal-,  Sicherungs-  und  Telegraphenanlagen  Tele- 
graphen- und  Sicherungswerkstätten. 

Die  Organisation  der  äußeren  Vollzugsstellen  des 
Zugbeförderungs-  und  Werkstättedienstes 
ist  in  Abschnitt  IXa  behandelt. 

Auch  die  technischen  Nebenbetriebe  sind  da, 
wo  sie  besonders  umfangreich  sind,  als  selbständige 
äußere  Dienststellen  ausgebildet.  So  bestehen  selb- 
ständige Elektrizitätswerke,  Gasanstalten, 
Schwellentränkungswerke  u.  s.  w. 

Die  Dienststellen  haben  die  für  ihren  Dienst  not- 
wendigen Bau-  und  Oberbau-,  Betriebs-  und  Werk- 
stättenmaterialien mit  zu  verwalten.  Bei  größerem 
Umfange  der  Materialbestände  werden  besondere 
Materialverwaltungen  (Haupt-  und  Neben- 
niagazine)  errichtet. 

Viil.  Verwaltungsverfahren. 

aj  Die  Zuständigkeilsordnung. 

Der   Stellenaufbau    ist    das    Instrument   der 

Verwaltungsordnung.       Zuständigkeitsordnung 

und  Geschäftsordnung  müssen  für  die  richtige 

Benutzung  des  Instruments  sorgen. 

Gegenstände  der  örtlichen  Betriebsverwaltung 
müssen    in    jedem    Falle    von    den    örtlichen 


Organen  beiiandelt  werden.  Sind  diese  zur 
Erledigung  nicht  zuständig,  so  ist  statt  ihrer 
sofortigen  endgültigen  Verfügung  zunächst  ein 
Bericht,  dann  die  Entscheidung  der  höheren 
Steile  erforderlich,  auf  Grund  deren  erst  die 
endgültige  Erledigung  erfolgt.  Eine  Zuständig- 
keitserweiterung der  unteren  Stellen  erspart 
die  Arbeitsleistung  der  oberen  Stelle  vollständig 
und  mindert  diejenige  der  unteren  Stelle  um 
mehr  als  die  Hälfte.  Dabei  wird  die  Erledigung 
beschleunigt. 

Namentlich  die  Geschäfte  des  unmittelbaren  Voll- 
zugsdienstes, die  der  raschen  Entschlußfassung  be- 
dürfen und  einfach  zu  ei  ledigen  sind,  müssen  mög- 
lichst den  örtlichen  Behörden  zur  endgültigen  Er- 
ledigung übertragen  werden.  Nur  Entscheidungen  von 
grundsätzlicher  Bedeutung  oder  größerer  finanzieller 
Tragweite  dürfen  der  höheren  Instanz  vorbehalten 
bleiben,  die  dafür  eingerichtet  ist  und  auch  den  not- 
wendigen finanziellen  und  wirtschaftlichen  Überblick 
besitzt.  So  hat  sowohl  die  preußische  als  die  bayerische 
Neuordnung  die  gesamte  Bauausführung  (Ausschrei- 
bung, .Vergebung,  Abrechnung  der  Arbeiten),  die 
früher  z.  T.  in  3  Instanzen  ausgeführt  wurde,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Größe  des  Objekts  den  Inspektionen 
übertragen,  während  sie  mit  der  Entwurfsbearbeitung, 
zu  der  vorher  vielfach  untere  Organe  herangezogen 
wurden,  grundsätzlich  die  Eisenbahndirektionen  be- 
traule,  bei  denen  allein  der  hierfür  notwendige  aus- 
gedehnte technische  Apparat  wirtschaftlich  vor- 
gehalten werden  kann. 

Anderseits  gibt  es  zahlreiche  Geschäfte  der  laufen- 
den Beiriebsverwaltung,  die  zweckmäßiger  und  wirt- 
schaftlicher für  die  gesamte  V.  oder  doch  für  größere 
Gruppen  derselben  von  einem  Punkt  aus  behandelt 
werden  und  bei  denen  durch  Zersplitterung  in  der 
Erledigung  nicht  nur  Doppelarbeit  erwächst,  sondern 
auch  die  Kraft  der  V.  geschwächt  wird. 

Im  einzelnen  beantwortet  sich  die  Frage, 
welche  Gegenstände  zentral  und  welche  regional 
oder  örtlich  behandelt  werden  sollen,  je  nach 
der  Größe  des  Unternehmens  verschieden.  Ein 
mittleres  Eisenbahnunternehmen  kann  noch 
zahlreiche  Geschäfte  zentral  behandeln,  die 
bei  einem  größeren  Unternehmen  bereits  den 
Bezirken  oder  Gruppenbezirken  überwiesen 
werden  müssen  (vgl.  oben  unter  III  c). 

Einer  besonders  sorgfältigen  Ausscheidung  der 
Zuständigkeiten  bedarf  es  dann,  wenn  das  Unter- 
nehmen so  groß  ist,  daß  sein  organisatorischer  Auf- 
bau schon  in  der  Betriebsverwaltung  3  voll  aus- 
gebildete Instanzen  erfordert  (vgl.  oben  VII  f.  Schluß). 
Das  Ministerium  muß  hier  von  Geschäften  der 
laufenden  Betriebsverwaltung  völlig  entlastet  werden. 
In  seiner  Eigenschaft  als  reine  Regierungs-  und 
oberste  Aufsichtsbehörde  muß  es  sich  beschränken 
auf  die  politische  Vertretung  des  Staafseisenbalin- 
unternehmens,  die  Verkehrs-  und  Personalpolitik, 
die  Aufstellung  des  Gesamthaushalts  '  und  die  oberste 
Aufsicht.  In  der  ausübenden  V.  kommen  in  Betracht 
als  Zuständigkeiten  : 

1.  Der  (Gruppen-)  „Verwaltungen"  (Oeneral- 
direktionen) 

'  Bei  den  Schweizer  Bundesbahnen  werden  die 
auf  die  einzelnen  Kreisdirektionen  entfallenden  Aus- 
gabenbeträge und  Personalstandsziffern  schon  im 
Budget  festgelegt. 
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a)  die  reinen  Gruppengeschäfte;  Leitung; 
Haushalt  und  Stellenstandsfesisetzung;  iiöhere  Per- 
sonal- und  Wohlfahrtsvenxaltung  einschließlich  der 
V'ersicherungskassen ;  Tarife  und  Verkehrsabrech- 
nung; Fahrplan,  Beförderungsdienst,  Verkehrs-  und 
Betriebsleitung;  Eisenbahnrat;  Beschaffungs-  und 
Konstrnktionswesen;  Rechnungsprüfung;  allenfalls 
V.  der  Hauptwerkstätten. 

b)  an  lokalen  Geschäften  lediglich  die  Genehmi- 
gung bestimmter,  besonders  wichtiger  oder  außer- 
gewöhnlicher Verwaltungsvorgänge  sowie  der  Ent- 
würfe für  große  Bauten  und  die  endgültige  Ver- 
bescheidung  von  Beschwerden. 

2.  Den  Bezirksbehörden  (Direktionen)  ob- 
liegen alle  übrigen  Geschäfte,  im  besonderen  die 
gesamte  örtliche  V.  Für  ihre  Zuständigkeit  spricht 
die  Vermutung. 

3.  Die  Inspektionen  sind  der  vorgestreckte 
Arm  der  Eisenbahndirektion  und  als  solche  berufen 
zur  unmittelbaren  Überwachung  und  Anleitung  der 
äußeren  Vollzugsorgane  und  zur  Erledigung  des 
Verwaltungsgeschäftes  einfachster  Art. 

V.  mittleren  L'mfangs  werden  die  Gruppen- 
geschäfte, soweit  sie  nicht  in  der  Ministerialinstanz 
erledigt  werden,  zentralen  Ämtern  übertragen. 

Je  größer  die  V.  ist,  desto  geringer  ist 
die  Zahl  der  Geschäfte,  die  sich  einheitlich 
und  von  einem  Punkte  aus  behandeln  lassen 
und  desto  mehr  muß  die  Zentrale  die  Zu- 
ständigkeiten unter  ihre  ausführenden  Organe 
teilen  und  unterteilen.  „The  secret  of  organising 
the  managenient  of  a  great  Service  is  nothing 
more  than  a  carefully  arranged  System  of  devo- 
lution  combined  with  watchful  supervision" 
(Findlay). 

b)  Innere  Gliederung  der   Verwaltungs- 
stellen   und   Geschäftsordnung. 

Je  umfangreicher  eine\'er\valtungsstel!e  wird, 
desto  größer  ist  die  Zahl  der  Hände,  durch  die 
ein  Geschäftsstück  laufen  muß  bis  zu  seiner  Er- 
ledigung: Dienstvorstand,  Abteilungsvorstände, 
Referenten,  Korreferenten,  Bureau  vorstände 
und  Bureaubeamte,  Einlaufbureau,  Registratur, 
Kanzlei,  E.xpedition  und  schließlich  auch  Bureau- 
diener und  Vervielfältigungsanstalten  werden 
bei  der  einzelnen  Erledigung  tätig.  Eine  einfache 
innere  Gl  iederung  der  großen  Dienststellen 
und  eine  zweckmäßige  Geschäftsordnung  muß 
daher  für  die  Vermeidung  von  Reibungen 
sorgen  und  dem  Dienstvorstand  den  Überblick 
über  die  Geschäfte  wahren.  Verteilt  die  Zu- 
ständigkeitsordnung die  Aufgaben  unter  den 
Dienststellen  im  horizontalen  und  vertikalen 
Aufbau  der  Organisation,  so  regelt  die  Ge- 
schäftsordnung den  Dienst  im  inneren  Auf- 
bau der  Verwaltungsstellen,  die  Geschäftsformen 
im  Verkehr  der  Dienststellen  untereinander  und 
mit  Dritten  sowie  den  Kanzlei-  und  Registratur- 
dienst. 

Bei  großen  Dienststellen  ist  stets  eine  .Arbeits- 
teilung nach  Geschäftszweigen  notwendig.  Den 
an    der    Spitze    der    einzelnen    Dienstzweige 


stehenden  Beamten  („Mitgliedern")  kann  hierbei 
eine  mehr  oder  minder  große  Selbständigkeit 
eingeräumt  werden.  Ist  diese  Selbständigkeit 
nur  insoweit  ausgebildet,  daß  die  Leiter  der 
einzelnen  Dienstzweige  bloß  minderwichtige 
Geschäfte  selbständig  erledigen  dürfen,  daß 
aber  in  allen  wichtigen  Fragen  die  Entscheidung 
des  Chefs  der  Behörde  allein  ausschlaggebend 
ist,  so  spricht  man  von  einer  Präsidial- oder 
Direktorialverfassung  („La  presidence 
d'un  directeur  unique").  Wenn  aber  dem  Chef 
nur  die  formelle  Leitung  zusteht  und  für  die 
materielle  Entscheidung  in  allen  wichtigen  und 
allen  die  gesamte  V.  treffenden  Angelegen- 
heiten der  Mehrheitsbeschluß  der  A\itglieder 
der  V.  maßgebend  ist,  dann  besteht  die  Kolle- 
giale Verfassung  („College  directorial"). 

Die  Kollegiale  Verfassung  besteht  bei  vielen  Unter- 
nehmungen des  privaten  Wirtschaftslebens.  Auch  an 
den    Atittelstellen    der  allgemeinen   Staatsverwaltung 
(Regierungen)   werden   bestimmte  wichtigere   Ange- 
legenheiten  in   der  Sitzung  der  Kollegialmitglieder 
auf  Vortrag  durch  .Abstimmung  entschieden '.    Von 
den  Regierungen  ist  die  Kollegialverfassung  auf  die 
deutschen  Eisenbahn-Generaldirektionen  und  -Direk- 
tionen  übergegangen.    Die  neuere  Entwicklung  hat 
in  Deutschland  das  Kollegialsystem  mehr  und  mehr 
verlassen   und   im  Interesse  der  Beschleunigung  des 
i  Geschäftsganges   und  der  einheitlichen  Zusammen- 
I  fassung  der  Geschäftsführung  der  Präsidialverfassung 
!  den  Vorzug  gegeben.    Bei   den   preußischen   Eisen- 
I   bahndirektionen    findet    kollegiale    Beschlußfassung 
i   der  „Atitglieder"  nurmehr  in  Disziplinarsachen  statt, 
in  Bayern    und  im  übrigen  Deutschland  besteht  sie 
überhaupt  nicht  mehr. 

Dagegen  besteht  die  Kollegiale  Verfassung  noch 
in  vollem  Umfang  bei  den  Schweizer  Bundesbahnen, 
wo  in  der  Generaldirektion  die  5  Generaldirektoren, 
in  den  Kreisdirektionen  die  3  Abteilungsvorstände 
kollegial  entscheiden,  dann  in  Italien,  wo  die 
3  großen  Zweige  der  EisenbahnverwaUung,  Betrieb, 
Bau  und  Zugbeförderung  durch  die  ganze  Verwal- 
tung hindurch  in  fast  uneingeschränkter  Selbstän- 
digkeit nebeneinanderstehen,  bei  den  belgischen 
Staatsbahnen,  endlich  bei  zahlreichen  Privatbahnen 
(französische  Nordbahn  u.  s.  w.). 

Die  Selbständigkeit  der  Dienstzweige  ist 
dabei  vielfach  so  streng  durchgeführt,  daß  man 
innerhalb  der  Generaldirektionen  wieder  von  meh- 
reren selbständigen  Qeneraldirektionen  oder  von 
Bau-,  Betriebs-  und  Zugbeförderungsdirektionen 
spricht.  Die  Dienstzweige  (Direktions,  Departements, 
Servizi)  bearbeiten  regelmäßig  auch  die  Personal- 
angelegenheiten ihrer  Abteilung  selbständig. 

Auch  dort,  wo  der  Vorstand  für  die  gesamte 
Geschäftsführung  verantwortlich  ist,  ist  regel- 
mäßig den  Abteilungsvorständen  und  Referenten 
die  ..ständige  Stellvertretung"  bei  An- 
wesenheit des  Vorstandes  in  Angelegenheiten 
von  nicht  grundsätzlicher  Bedeutung  übertragen. 
Vielfach  bestehen  neben  dem  Chef  der  Dienst- 
stelle   besondere    aus    dem   übrigen    Geschäft   aus- 

'  Vgl.  die  Instruktion  für  die  Geschäftsführung 
der  Regierungen  in  den  königlich  preußischen 
Staaten  vom  23.  Oktober  1817,  Gesetzsammlung 
S.  248  ff. 
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geschiedene  Beamte,  die  in  ständiger  Stellvertretung 
des  Vorstandes  einen  Teil  der  laufenden  Geschäfte 
erledigen  und  nur  die  wichtigsten  dem  Chef  zur 
Unterschrift  vorlegen,  so  die  Staatssekretäre  im 
Deutschen  Reichsverkehrsministerium,  die  zweiten 
Generaldirektoren  bei  den  schwedischen  Staats- 
bahnen, die  Chefs  -  adjoints  und  souschefs  -  bei 
den  französischen  Staatsbahnen  und  verschiedenen 
französisclien  Privatbahiien,  die  ständigen  admini- 
strativen und  technischen  Stellvertreter  bei  den 
österreichischen  Bundesbahndirektionen. 

Die  preußische  Neuordnung  von  1895  und  die 
bayerische  Neuordnung  von  1907  hat  die  Aufstellung 
besonderer  ständiger  Stellvertreter  in  der  Direktions- 
instanz grundsätzlich  vermieden  und  zwei  oder 
mehrere  Mitglieder  der  Eisenbahndirektionen  (Ober- 
räte) mit  der  Aufgabe  betraut,  als  ständige  admi- 
nistrative oder  technische  Vertreter  des 
Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  auch  bei  dessen 
Anwesenheit  „im  Auftrag"  zu  zeichnen.  (Wichtige 
zur  Geschäftsaufgabe  des  Präsidenten  selbst  gehö- 
rige Angelegenheiten  zeichnet  bei  Abwesenheit  des 
Präsidenten  der  1.  Stellvertreter  „in  Vertretung".) 
Dieses  System,  bei  dem  der  ständige  Stellvertreter 
die  Zeichnungsbefugnis  neben  seinen  übrigen  Refe- 
ratsgeschäften und  nicht  als  Vorgesetzter  der  Refe- 
renten oder  Dezernenten,  sondern  als  primus  inter 
pares  ausübt,  ist  im  Interesse  der  Einfachheit  und 
Raschheit  des  Geschäftsganges  und  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  der  Bildung  selbständiger  Abtei- 
lungen vorzuziehen.  Die  preußische  Neuordnung 
von  1895  hat  es  darum  grundsätzlich  an  die  Stelle 
der  Abteilungen  bei  der  Eisenbahndirektion  gesetzt. 

Wird  allerdings  der  Geschäftsunifang  und  die 
Personalzahl  einer  Stelle  sehr  groß,  dann  bleibt 
nichts  übrig,  als  zur  Bildung  selbständiger 
Abteilungen  zu  schreiten;  die  Abteilungen  erle- 
digen einen  großen  Teil  der  Geschäfte,  ohne  daß 
sie  der  Chef  der  Stelle  zu  sehen  bekommt.  Sie  ent- 
lasten den  Chef,  aber  sie  entfremden  ihn  auch  mehr 
und  minder  dem  laufenden  Dienste. 

In  der  Regel  sind  bei  den  Eisenbahndirektionen 
je  nach  ihrer  Größe  10-50  Referenten  oder 
Dezernenten  aufgestellt,  die  meist  als  „Mitglieder" 
bezeichnet  werden.  Sie  sind  für  die  aktenmäßige 
und  zweckentsprechende  Erledigung  der  im  Ge- 
schäftsplan ihnen  übertragenen  Arbeiten  verant- 
wortlich und  in  mehr  oder  minder  großem  Umfang 
auch  zur  selbständigen  Zeichnung  nach  außen  be- 
fugt. Wird  die  Zahl  der  Referate  oder  Dezernate 
sehr  groß,  dann  wächst  die  Zahl  der  Berührungs- 
flächen, die  gegenseitige  Verkettung  der  Geschäfts- 
aufgaben und  damit  die  Notwendigkeit  der  Mit- 
zeichnungen (die  das  private  Geschäftsleben  über- 
haupt nicht  kennt),  es  entsteht  die  Gefahr  des 
Nebeneinander-  und  Gegeneinanderarbeitens  ver- 
schiedener Beamten  in  der  gleichen  Sacne;  Zustän- 
digkeitsstreitigkeiten und  Reibungen  im  Verwaltungs- 
apparat sind  die  Folge,  dem  Leiter  wird  der  Über- 
blick über  die  Geschäfte  erschwert  und  der  Ge- 
schäftsgang wird  schleppend.  Gefahren,  denen  auch 
mit  der  Zusammenfassung  gleichartiger  Geschäfte 
in  Abteilungen  nicht  wirksam  begegnet  werden  kann. 
Darum  ist  vor  der  Bildung  zu  vieler  und  kleiner 
Referate  zu  warnen. 

Die  Referenten  oder  Dezernenten  erledigen  in 
der  Regel  nur  die  wichtigsten  Angelegenheiten  per- 
sönlich, im  übrigen  stehen  ihnen  für  die  Bearbeitung 
Hilfsbeamte  zur  Verfügung,  die  bei  den  deutschen 
Staatseisenbahnen  und  auch  sonst  vielfach  wieder 
in  Bureaus  (Verwaltungs-,  Betriebs-,  Verkehrs-, 
Wagen-,  Rechnungs-,  technische  Bureaus  u.  s.w.)  zu- 


sammengefaßt sind.  Bureauordnungen  regeln  den 
Geschäftsgang  und  die  gleichmäßige  Bildung  der 
Bureaus.  Dem  Bureauvorstand  steht  nach  den  neuen 
deutschen  Verwaltungsordnungen  nurmehr  die  for- 
melle Dienstaufäicht  über  die  Bureaubeamten,  da- 
gegen keine  materielle  Einwirkung  auf  die  Geschäfts- 
erledigung  und  keine  Mitunterzeichnung  der  Ent- 
würfe zu.  Bei  manchen  V.  bilden  jedoch  die 
Bureaus  völlig  selbständige  Geschäftszweige  und 
es  werden  die  ein-  und  ausgehenden  Schriftstücke 
sogar  in  den  Geschäftsbüchern  der  Abteilungen, 
Referate  und  Bureaus  durchgeführt. 

Wie  im  organisatorischen  Aufbau  der  Verwaltung 
die  Vermehrung  der  Instanzen,  so  führt  in  der 
inneren  Gliederung  der  Dienststellen  die  Untertei- 
lung in  Abteilungen,  Referate  und  Bureaus  zu  ver- 
tikaler Doppelarbeit  und  damit  zu  einer  Ver- 
langsamung und  Erschwerung  des  Geschäftsganges. 
Die  preußische  und  bayerische  Neuordnung  suchte 
dieser  Gefahr  dadurch  zu  begegnen,  daß  sie  unter 
Verzicht  auf  die  Bildung  von  Abteilungen  dem 
Präsidenten  der  Eisenbahndirektion  die  Referenten 
unmittelbar  unterordnete,  anderseits  aber  auch  die 
Bureaubeamten  unmittelbar  den  Referenten  unter- 
stellte. Die  dadurch  bedingte  reichere  horizontale 
Gliederung  in  Referate  oder  Dezernate  hat  bei 
Direktionen  von  größerem  Umfange  die  oben  ge- 
schilderten Erschwerungen  des  Geschäftsgangs  zur 
Folge.  Sobald  die  Direktion  eine  gewisse  Größe 
überschritten  hat,  gibt  es  kein  organisatorisches 
Mittel  mehr,  ihr  wieder  Beweglichkeit  und  Schlag- 
fertigkeit zu  geben.  Da  erübrigt  nur,  den  organi- 
satorischen Aufbau  der  V.  selbst  zu  ändern 
und  durch  Vermehrung  der  Direktionen,  gegebenen- 
falls unter  gleichzeitiger  Bildung  von  Oruppen- 
verwaltungen  wieder  kleinere  und  damit  beweg- 
liche Verwaltungskörper  in  der  laufenden  Betriebs- 
verwaltung zu  schaffen. 

Die  Geschäftsaufgaben  der  Oberbeamten 
werden  in  Deutschland  im  „Geschäftsplan",  die 
der  Bureaubeamten  im  „Arbeitsverteilungs- 
plan"  festgestellt.  Gute  Geschäfts-  und  Arbeits- 
verteilungspläne  sichern  der  Verwaltung  die 
Vorteile  der  Arbeitsteilung  im  Großbetrieb,  die 
wirtschaftliche  Verwendung  der  Arbeitskräfte 
nach  Vorbildung  und  Fähigkeit  (Arbeitsposten 
I.  und  II.  Klasse)  und  das  einheitliche  Zusammen- 
arbeiten aller  Beteiligten.  Der  Vergleich  der 
Geschäfts-  und  Arbeitsverteilungspläne  erleich- 
tert die  rationelle  Personalzuteilung. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  ein  entsprechendes 
Zusammenwirken  der  Sachreferenten  technischer  und 
administrativer  Fachrichtung.  Die  Geschäfte  werden 
teils  örtlich  abgegrenzt  (administrative,  betriebs-  und 
bautechnische  Streckendezernate  bei  den  Eisen- 
bahndirektionen), teils  nach  Geschäftsmaterien  ein- 
heitlich eingeteilt.  Bei  den  preußischen  Eisenbahn- 
direklionen  ist  die  [Betriebsleitung  für  den  ganzen 
Bezirk  in  einer  Hand  vereinigt,  wobei  dem  Betriebs- 
leiter ein  unmittelbarer  Verkehr  mit  den  Dienst- 
stellen des  eigenen  Bezirks  und  der  Nachbarbezirke 
eingeräuint  ist.  (Hinsichtlich  der  Oberleitungen 
s.  o.  Vll/). 

Die  preußische  Organisation  von  1895  hat  den 
Eisenbahndirektionen  Betriebskontrolleure  zur 
Unterstützung  der  Direktionsmitglieder  bei  der 
Dienstkontrolle  zugeteilt.  Die  örtliche  Aufsicht  sollte 
den  Inspektionsvorständen  obliegen.  Für  die  Kassen- 
visitationen     wurden      den     Verkehrsinspektionen 
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Kassenkontrolleure  beigegeben,  die  später  in  Ver- 
kelirskon trolleure  umgewandelt  wurden.  In  der 
Folge  wurden  außer  den  Betriebskontrolleuren  bei 
den  Eisenbahndirektionen  auch  technische  Kon- 
trolleure für  den  Oberbau,  für  das  Sicherungs- 
und Telegraphenwesen  (unter  Aufhebung  der  ur- 
sprünglich vorgesehenen  lelegrapheninspektionen) 
und  für  den  Lokoniotivdienst  und  die  Unterhaltung 
der  Betriebsmittel  aufgestellt. 

Die  bayerische  Organisation  von  1Q07  nahm  von 
der  Schaffung  von  Kontrolleuren  Abstand.  Der 
Schwerpunkt  der  Kontrolle  des  äußern  Vollzugs- 
dienstes sollte  bei  den  Inspektionsvorständen  mit 
ihren  Nebenbeamten  liegen,  die  obere  Aufsicht  aber 
durch  die  JVlitglieder  der  Eisenbahndirektion  erfolgen, 
die  nicht  besondere  Kontrollbeamte  zugeteilt  "er- 
hielten, sondern  grundsätzlich  die  Bureaubeamten 
zur  Dienstkontrolle  verwenden,  damit  auch  diese 
dem  äußern  Dienst  nicht  entfremdet  und  anderseits 
dif  besonderen  Interessen  und  Erfahrungen  des 
Innern  Dienstes  auch  bei  der  äußern  Dienstkontrolle 
verwertet  werden. 

c)  Vorschriften-   und    Unterrichtswesen. 

Zum  Wesen  des  Großbetriebs  gehört  das 
mechanische  Ineinandergreifen  der  verschie- 
denen Organe.  Dies  kann  gesichert  werden 
durch  Vorschriften  oder  durch  eine  tüchtige 
praktische  Schulung  des  Personals.  Dem  deut- 
schen Verwalfungssystem  wird  häufig  die  Neigung 
zum  Vielreglementieren  vorgeworfen.  Die  eng- 
glischen  Eisenbahnverwaltungen  bewegen  sich 
im  entgegengesetzten  Extrem.  Sie  besitzen  nur 
wenige  Vorschriften,  der  Eisenbahner  geht  in 
jungen  Jahren,  meist  schon  mit  14  Jahren  zu, 
der  Dienst  beruhtzum  größten  Teil  auf  Tradition. 
Auch  in  dieser  Frage  wird  das  Richtige  in 
der  Mitte  liegen.  Auf  gute  Vorschriften  sollte 
ebenso  gehalten  werden  wie  auf  tüchtige  prak- 
tische Ausbildung.  Die  Vorschriften  und  die 
Erziehung  des  Personals  zu  ihrer  Erlernung 
und  Anwendung  sind  schon  deshalb  nicht  zu 
entbehren,  weil  ohne  sie  umfassende  Neu- 
einführungen in  einem  großen  Verwaltungs- 
gebiet überhaupt  nicht  möglich  sind.  Allzu 
häufige  Änderung  der  bestehenden  Vorschriften 
ist  von  Übel.  Der  ,;  Eisenbahnbetrieb  soll  einer 
für  weite  Räume  und  lange  Zeiten  möglichst 
unwandelbaren  Maschine  gleichen"  (Röscher). 
Erschöpfende  materielle  Vorschriften  sind  auch 
die  unerläßliche  Voraussetzung  einer  entspre- 
chenden Bemessung  der  Zuständigkeiten  der 
Dienststellen.  Auch  die  Betriebssicherheit  er- 
fordert eine  sorgfältige  Festsetzung  der  Pflichten 
jedes  Beteiligten.  „Every  one's  business  is  no 
one's  business"   (Findlay). 

Man  unterscheidet  Personal-  und  Sach- 
Dienstanweisungen,  je  nachdem  die  Vor- 
schrift für  eine  bestimmte  Personalgruppe  oder 
für  ein  Fachgebiet  oder  eine  Einrichtung  gilt. 
Einzelne  X'orschriften  werden  dem  Personal 
durch     Amts-    oder     Verordnungsblätter 


oder  durch   Dienst-  und  Weisungsbücher 
bekanntgegeben. 

Nicht  minder  wichtig  wie  gute  Vorschriften 
ist  ein  gut  eingerichtetes  Bildungs-  und  Unter- 
richtswesen. Bei  den  deutschen  Reichseisen- 
bahnen wird  unterschieden  das  Dienstschul- 
wesen für  Lehrlinge  und  Dienstanfänger,  das 
Dienstvortragswesen  für  möglichst  gute 
Dienstführung  im  Betriebs-,  Bahnunterhaltungs- 
und Verkehrsdienst  und  das  freiwillige  Bil- 
dungswesen für  Beamte  und  Arbeifer,  die 
sich  selbst  weiterbilden  wollen  (Reichsverkehrs- 
blatt 1921,  Nr.  92).  Vgl.  Ausbildungs-  und 
Prüfungswesen  und  Eisenbahnschulen. 

d)  Schriftlicher  Verkehr. 

Die  Geschäftsordnung  regelt  auch  den  schrift- 
lichen Verkehr.  Die  dem  kaufmännischen  Qe- 
schäftsleben  fremde  Herstellung  der  Schriftstücke 
in  Entwurf  und  Reinschrift,  die  bis  zur 
preußischen  Eisenbahnreform  von  1S95  den 
Geschäftsverkehr  der  Zentral-  und  Mittelstellen 
nicht  nur  der  allgemeinen  Staatsverwaltung, 
sondern  auch  der  staatlichen  Eisenbahnver- 
waltung beherrscht  hat,  ist  seitdem  immer  mehr 
durch  den  urschriftlichen  („kurzhändigen") 
Verkehr  ersetzt  worden l 

Entschließungen  und  Briefe  werden  von  den  be- 
arbeitenden Beamten  sofort  in  Reinschrift  hergestellt, 
wobei  die  Art  der  Erledigung  nur  auf  dem  Einlauf- 
stück kurz  vermerkt  wird  (z.  B.  „abgewiesen"),  oder 
sie  werden  mit  Kopiertinte  geschrieben  und  eine 
Kopie  zu  den  Akten  genommen.  Entwürfe  werden 
auch  stenographisch  hergestellt  und  mit  der  Schreib- 
maschine zugleich  in  Entwurf  und  Reinschrift 
ausgeführt.  Für  einfache  Anzeigen,  Erinnerungs- 
schreiben, Zwischenverfügungen  u.  s.  w.  wird  die 
Postkarte  verwendet;  sonst  wird  die  Erledigung, 
soweit  tunlich,  auf  das  Einlaufstück  selbst  gesetzt, 
wobei  der  Text  die  denkbar  kürzeste  Form  erhält 
(„Urschr.  zurück",   „Genehmigt",    „K.  g."  u.  s.  w.). 

Auf  eine  gedrängte  Darstellung,  auf  kurzen 
und  klaren  Satzbau,  die  Vermeidung  von  Fremd- 
wörtern wird  gehalten;  der  „Betreff"  wird  im 
Innern  Verkehr  der  Eisenbahndienststellen  nicht 
mehr  beigesetzt,  Eingangsformeln  unterbleiben. 
Der  Telegrammstil  wird  angewendet,  zur  Be- 
zeichnung der  Dienststellen  und  für  häufig  vor- 
kommende technische  Ausdrücke,  Dienstanwei- 
sungen U.S.W,  sind  Abkürzungen  eingeführt.  Für 
die  Bezeichnung  der  Stationen  werden  im  Nachbar- 
verkehr der  äußeren  Dienststellen  die  telegraphi- 
schen Rufzeichen  gebraucht.  Wo  nur  immer  mög- 
lich, werden  Formblätter  und  Fragebogen  ange- 
wendet. Das  Formblatt  erleichtert,  beschleunigt  und 
kontrolliert  automatisch  die  Arbeit.  Und  ebenso  wie 
die  Maschine  unter  der  Aufsicht  eines  ungelernten 
Arbeiters  das  Vielfache  von  dem  leistet,  was  ohne 
Maschine  nur  der  gelernte  Arbeiter  auszuführen  im 

'  Auch  diese  Art  des  Schriftverkehrs  ist  im  kauf- 
männischen Verkehr  und  so  auch  bei  den  engli- 
schen und  amerikanischen  Privatbahnen  nicht  ülslich. 
Sie  kennen  nur  den  Briefverkehr,  der  in  die  Schreib- 
maschine diktiert,  gegebenenfalls  stenotypiert  wird, 
wobei  Abdrücke  für  die  Registratur  im  Durch- 
schlagverfahren hergestellt  werden. 


Verwaltung. 


171 


Stande  ist,  so  erledigt  mit  Hilfe  des  Formblattes 
eine  einfache  Schreibkraft  Arbeiten,  für  die  ohne 
das  Formblatt  eine  Mehrzahl  qualifizierter  Arbeits- 
kräfte notwendig  wäre. 

f)  Mündlicher  Verkehr. 

Am  wirksamsten  beseitigt  man  das  Schreib- 
werk, wenn  man  die  mündliche  Erledigung  an 
seineSeitetreten  läßt.  Die  Eisenbahnverwaltungen 
verlangen  ihn,  wo  immer  angängig.  Der  Noten- 
wechsel innerhalb  der  gleichen  Stelle  ist  grund- 
sätzlich verboten. 

Der  mündliche  Verkehr  wird  durch  den  Fern- 
sprecher erleichtert.  An  den  Direktions-  und 
Inspektionssitzen  und  größeren  Stationen  be- 
stehen bahneigene  Fernsprechnetze,  die  auch  an 
die  öffentlichen  Fernsprechnetze  angeschlossen 
sind.  Die  Eisenbahndirektionen  sind  unter  sich, 
mit  dem  Ministerium  und  mit  den  Inspektionen 
durch  Bahnfernleitungen,  die  Stationen  unter 
sich  und  mit  den  Bahnwärtern  durch  Strecken- 
fernsprecher verbunden   (Bayern). 

Zur  mündlichen  Besprechung  wichtiger  Gegen- 
stände werden  bei  den  Zentralstellen  und  Eisen- 
bahndirektionen regelmäßige  und  außerordentliche 
Sitzungen  abgehalten.  Auf  den  englischen  Bahnen 
findet  allmonatlich  eine  Oberbeamtenkonferenz 
„Officers  Conference"  statt,  an  der  auch  die  Betriebs- 
inspektoren (Superintendents)  teilnehmen.  Auch  die 
preußische  und  bayerische  Neuordnung  iiat  solche 
monatliche  gemeinsame  Sitzungen  der  Oberbeamten 
der  Eisenbahndirektionen  mit  den  Inspektionsvor- 
ständen eingeführt.  Auf  den  amerikanischen  Eisen- 
bahnen stehen  zu  gemeinsamen  Bereisungen  eigene 
Aussichtswagen  mit  hintereinander  erhöhten  Sitz- 
reihen zur  Verfügung. 

Um  den  Austausch  von  Erfahrungen  im  Bereiche 
der  deutschen  Reichseisenbahnen  zu  erleichtern  und 
den  Erlaß  von  allgemeinen  Anordnungen  vorzu- 
bereiten, liat  der  Reichsverkehrsminister,  dem  Vor- 
gang im  Bereich  der  vormaligen  preußischen  Staats- 
eisenbahnen entsprechend,  Fachausschüsse  ein- 
gesetzt, die  unter  Leitung  einer  der  beteiligten  V. 
zu  regelmäßigen  Beratungen  zusammentreten.  Die 
Meinungen  über  die  Einrichtung  sind  uneinheitlich. 

Auch  die  Eisenbahnverwaitungen  untereinander 
pflegen  Gegenstände  des  gemeinsamen  Verkehrs  in 
mündlichem  Meinungsaustausch  auf  Eisenbahn- 
konferenzen zu  beraten  (Europäische  Fahrplan- 
und  Wagenbeistellungskonferenzen,  Tarifkonferen- 
zen u.  s.  w.). 

f)  Kanzlei  und  Expedition. 

Die  englischen  und  amerikanischen  Bahnen 
kennen  keine  Kanzleien.  Jeder  in  selbständiger 
Stellung  befindliche  Beamte,  selbst  der  Werkmeister 
in  den  Werkstätten,  hat  seinen  „Assistenten"  (Privat- 
sekretär), der  entweder  in  dem  gleichen  oder  in 
einem  anstoßenden  Zimmer  seinen  Platz  hat,  die 
Briefe  nach  den  Angaben  des  Chefs  herstellt  und 
absendet,  seinen  Chef  auch  vertritt  und  in  dessen 
Abwesenheit  die  Briefe  mit  dessen  Namen  unter- 
schreibt, wobei  er  nur  durch  einen  Schnörkel  mit 
seinem  Anfangsbuchstaben  andeutet,  daß  die  Unter- 
schrift nicht  vom  Chef  selbst  herrührt. 

Beiden  Inspektionen  und  äußeren  Dienst- 
stellen der  staatlichen  Eisenbahnverwaltungen 
werden  meist  besondere  Beamte  für  das  Abschreiben 
nicht  verwendet,   der  Schriftverkehr  wickelt  sich  im 


urschriftlichen  Verfahren  ab.  in  den  Zentralstellen 
und  bei  den  Eisenbahndirektionen  läßt  sich  ein 
regelmäßiger  Schreibdienst  nicht  entbehren.  Hierfür 
besteht  in  der  Regel  eine  besondere  Kanzlei  (s.  d.), 
die  auch  die  Absendung  der  Schriftstücke  besorgt 
(Expedition).  Zur  Beschleunigung  des  Geschäfts- 
gangs und  Erleichterung  der  Herstellung  von  Ent- 
würfen und  Reinschriften  nach  Diktat  und  Steno- 
gramm ist  bei  großen  Dienststellen  mindestens  eine 
teilweise  Verlegung  des  Schreibdienstes  in  die  üe- 
schäftsabteilungen  vorteilhaft.  Zum  Abschreiben  wird 
ausschließlich  die  Schreibmaschine  verwendet. 
Während  der  Handschreiber  in  der  Minute  etwa 
40  Silben  (stündliche  Durchschnittsleistung  etwa 
1500  Silben)  schreibt,  bringt  es  ein  tüchtiger  Ma- 
scliinenschreiber  bis  zu  70  und  mehr  (stündhche 
Durchschnittsleistung  2400  und  mehr).  Dabei  können 
gleichzeitig  mit  dem  Original  im  Durchschlagver- 
fahren 7-10  Kopien  hergestellt  werden. 

Ist  eine Vervi  elf ältigung  in  mehr  als  10 Stücken 
notwendig,  dann  bedarf  es  anderer  Einrichtungen. 
Aufler  kleineren  Vervielfältigungseinrichtungen  wie 
Schapirographen,  Cyklostiles,  Rotaryapparalen  u.dgl., 
mit  denen  das  Kanzleipersonal  selbst  Vervielfälti- 
gungen ausführt,  stehen  Pressen  für  das  Stein-  und 
namentlich  das  Zinkdruckverfahren,  bei  größeren 
Verwaltungstellen  auch  Schnellpressen  in  Ver- 
wendung, auf  denen  die  größten  Arbeiten,  z.  T.  auch 
die  graphischen  Fahrpläne,  soweit  man  sie  nicht  an 
Privatfirmen  vergibt,  hergestellt  werden.  Englische 
V.  verfügen  vielfach  auch  über  eigene  Buch- 
druckereien. Auch  die  Kopierpresse  findet  Ver- 
wendung, nicht  aber  das  Kopierbuch.  Die  Dikta- 
phone,  die  das  gesprochene  Wort  phonographisch 
zur  späteren  beliebigen  Abnahme  durch  eine  Schreib- 
kraft aufnehmen,  haben  sich  nicht  bewährt.  Heft- 
maschinen, bei  den  meisten  größeren  V.  eigene 
Buchbindereien,  liefern  die  Heft-  und  Buchbinder- 
arbeiten. 

Zur  Absendung  der  Scliriftstücke  liegen  für 
Empfangsstellen,  an  die  häufiger  Sendungen  abgehen, 
vorgedruckte  Briefumschläge  auf.  An  die  eigenen 
Dienststellen  gehen  die  Sendungen  in  Mappen 
oder  Körben,  die  meist  nachts  mit  bestimmten 
Zügen  zwischen  der  Zentralstelle  und  den  Direk- 
tionen sowie  zwischen  der  Direktion  und  deren 
Dienststellen  hin-  und  herlaufen.  Die  Mappen  und 
und  Körbe  sind  mit  umlegbaren  Schildern  mit  der 
Aufschrift  des  Empfängers  versehen.  Die  tägliche 
Absendung  an  300-350  Dienststellen  nimmt  bei 
einer  Eisenbahndirektion  etwa  1  Stunde  Zeit  in  An- 
spruch. 

Die  Beförderung  der  Dienstschreiben  an 
die  Eisenbahndienststellen  sowohl  des  eigenen  Netzes 
als  auch  der  fremden  Bahnen  geschieht  mit  den 
Zügen,  die  Beförderung  an  die  übrigen  Empfänger 
mit  der  Post.  Für  die  Versendung  mit  der  Post 
verwenden  die  Reichs-  und  Staatsbehörden  in  Deutsch- 
land Dienstmarken. 

Kanzlei-  und  Expeditionsjournale,  Post- 
bescheinigungsbücher für  gewöhnliche  Sendun- 
gen werden  im  Kanzlei-  und  Expeditionsdienst  bei^ 
den  Eisenbahnverwaltungen  meist  nicht  mehr  ge- 
führt. 

g)  Registratur  (s.  d.). 

Bei  den  amerikanischen  und  englischen 
Privatbahnen  hat  jeder  Oberbeamte  seine  eigene 
Registratur,  die  meist  in  seinem  Dienstzimmer  oder 
im  anstoßenden  Zimmer  seines  Assistenten  unter- 
gebracht ist.  Nur  für  die  höchsten  Beamten  sind 
besondere  Registraturzimmer  vorhanden.  Die  Art 
der  Verwahrung  der  Schriftstücke   liegt,    soweit   sie 
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nicht  durch  Tradition  geregelt  ist,  meist  im  Er- 
messen des  Beamten.  Die  Ein-  und  Ausgänge  wer- 
den in  ein  Registraturbuch  oder  eine  Kartei  nach 
sachlichen  Gruppen  und  nach  Namen  (alphabetisch), 
gegebenenfalls  auch  nach  Orten  eingetragen.  Neuer- 
dings hat  sich  bei  den  Eisenbahnen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  —  keineswegs  einfache  -  ein- 
heitliche Registraturführung  nach  dem  Dezimalsystem 
vielfach  eingebürgert  (s.  u.).  Wertvolle  Urkunden 
werden  in  feuersicheren  Gevcölben  aufbewahrt. 

Die  Grundlage  der  älteren  staatlichen  Re- 
gistratur bildet  das  ..Geschäftsbuch".  Jedes  ein- 
gehende Schriftstück  wird  mit  einer  Nummer  ver- 
sehen und  unter  dieser  eingetragen.  Die  .Art  der 
Erledigung  wird  gleichfalls  im  Geschäftsbuch  ver- 
merkt, das  auch  eine  Spalte  enthält  für  die  Bezeich- 
nung des  Aktes,  dem  das  Schriftstück  einverleibt 
wurde  (s.  auch  „Akten").  Alle  Eingänge  wurden 
ausnahmslos  in  das  Geschäftsbuch  eingetragen.  Die 
Geschäftsbüclicr  wuchsen  rasch  an,  ihre  Führung 
erforderte  allein  oft  mehrere  Arbeitskräfte.  Die  Zahl 
der  Geschäftsnuiiimern  bildete  für  die  Dienstvor- 
stände einen  Beleg  für  den  Umfang  ihres  Geschäftes. 
Jedes,  auch  das  unbedeutendste  Aktenstück,  wurde 
in  den  Registraturen  aufbewahrt. 

Die  preußische  Staatseisenbahnverwaltung  führte 
bei  ihrer  Neuordnung  von  1893  das  Weglegever- 
fahren ein.  Zu  den  .Akten  wird  nur  genommen, 
was  dauernden  Wert  besitzt,  alles  übrige  wird  weg- 
gelegt. Die  Weglegesachen  weaien  zwar  noch  eine 
bestimmte  Zeitlang  aufbewahrt,  belasten  aber  den 
Registraturdienst  nicht  weiter.  Da  viele  Schriftstücke 
zwar  nicht  von  dauerndem  Wert,  aber  doch  im  .Akt 
noch  bis  zur  endgültigen  Erledigung  des  Gegen- 
standes benötigt  sind,  wird  anderwärts  (Bayern) 
unterschieden  zwischen  Aktensachen  („A"),  die 
dauernden  Wert  besitzen,  gewöhnlichen  Weglege- 
sachen (.,\\'"),  die  zunächst  in  die  Akten  eingelegt 
werden  und  1  Jahr  darin  verbleiben  und  sofortigen 
Weglegesachen  (.,SV"),  die  sofort  weggelegt  werden. 

Die  preußische  Neuordnung  hat  die  Geschäfts- 
bücher teils  ersetzt,  teils  ergänzt  durch  „.Arbeits- 
listen"  des  bearbeitenden  Bureaubeamten. 

Die  bayerische  Neuordnung  hat  sämtliche  Ge- 
schäftsbücher und  Arbeitslisten  beseitigt  und  einen 
einheitlichen  Registraturplan  für  die  gesamte  V., 
Ministerium,  Eisenbahndirektionen  und  zentrale 
Ämter  aufgestellt.  Bei  den  amerikanischen  Eisenbahn- 
gesellschaften werden  die  Registraturpläne  meist  nach 
dem  „Dezimalsystem"  geordnet  (die  erste  Stelle 
der  Zahl  bedeutet  die  Hauptgruppe,  die  nächste  die 
erste  Untergruppe  u.  s.  w.:  s.  Williams  „Railroad 
Correspondence  File",  Library  Bureau,  Boston).  Die 
bayerische  Registraturordnung  bedient  sich  desBuch- 
stabensysteiiis  und  setzt  die  Zeichen  für  die  ein- 
zelnen .Akten  nach  mnemotechnischen  Grundsätzen 
fest.  So  bezeichnet  B  die  Hauptgruppe  Betrieb, 
V  Verkehr,  P  Personalwesen  u.  s.  w.  Durch  kleine 
Buchstaben  wird  die  Untergruppe  bezeichnet  Vo 
Eisenbahnverkehrsordnung,  Bo  Betriebsordnung,  Vw 
Wagendienst,  \X'wü  Vereinswagenübereinkommen. 

Die  einheitliche  Festsetzung  des  Registraturplanes 
für  die  gesamte  V.  hat  den  Vorzug,  daß  die  Akten- 
bildung nach  einem  durchdachten  Plan  erfolgt,  daß 
der  gleiche  Gegenstand  im  A\inisterium  und  bei  den 
Eisenbahndirektionen  dem  gleichen  Akt  einverleibt 
wird,  zusammengehörige  Gegenstände,  auch  wenn 
sie  mehrmals  zwischen  Direktion  und  AAinisterium 
hin-  und  herlaufen,  doch  immer  wieder  in  den  gleichen 
Akt  kommen  und  das  Geschäft  der  Registratur- 
beamten bei  der  Behandlung  des  Ein-  und  Aus- 
laufes wesentlich  erleichtert  wird.    Ein   einlaufendes 


Schriftstück,  das  früher  die  Geschäftsnummer  und 
das  Aktenzeichen  erhielt,  bekommt  nur  noch  das 
Referats-  und  das  Aktenzeichen.  Auch  die  Erledi- 
gung erhält  als  Geschäftszeichen  lediglich  das  Akten- 
zeichen. Man  zitiert  „Entschließung  9,Vo  vom  7.  5. 
1910".  Der  Registraturbeamte,  der  ein  .Aktenstück 
sucht,  braucht  nicht  erst  im  Geschäftsbuch  nachzu- 
sehen, sondern  findet  es  ohneweiters  nach  dem  Ge- 
schäftszeichen. Um  auch  das  Auffinden  solcher 
Schriftstücke  zu  erleichtern,  deren  Aktenzeichen  und 
Datum  nicht  bekannt  ist,  besteht  in  jeder  Registratur 
eine  Sach-  und  Namenkartei. 

Die  Einfachheit  dieses  Registratur^ystems  ermög- 
licht es,  mit  einem  sehr  geringen  Personalstande 
auszukommen  und  neu  zugeteiltes  Personal  in  kurzer 
Zeit  in  den  Dienst  einzuführen.  Die  Akten  werden 
ausschließlich  in  staubdichten,  mit  Schiebetüren  ver- 
sehenen Schränken  verwahrt. 

Die  preußische  und  bayerische  Neuordnung  haben 
vielfach  die  registraturmäßige  Behandlung  der  Gegen- 
stände in  die  Hand  des  sie  bearbeitenden  Bureau- 
beamten  gelegt.  Der  Bureaubeamte  ist  sein  eigener 
Registrator.  Zentrale  Registraturen  mit  besonderem 
Personal  bestehen  nur  für  solche  Akten,  mit  denen 
regelmäßig  mehrere  Beani'e  zu  arbeiten  haben. 
Durch  diese  Dezentralisation  des  Registratur- 
dienstes wird  die  Hauptregistratur  entlastet  und 
der  Geschäftsgang  beschleunigt.  Der  Bureaubeamte 
hat  jederzeit  seine  Akten  bequem  zur  Hand.  Zu- 
gleich tritt  eine  wirtschaftliche  Personalverwendung 
ein,  indem  die  bureaumäßige  Bearbeitung,  die  re- 
gistraturmäßige Behandlung  und  bei  urschriftlichem 
Verfahren  auch  die  kanzfeimäßige  Erledigung  in 
einer  Hand  vereinigt  ist,  ohne  daß  dem  Beamten 
damit  eine  fühlbare  Mehrarbeit  erwächst. 

Auch  die  Anlage  der  Akten  wurde  verein- 
einfacht.  .An  die  Stelle  der  Rückenheftung  traten 
einfachere  und  dabei  zweckmäßigere  Verfahren 
(Schnellhefter,  bayerisches  Schnürheftverfahren  mit 
dreifacher  Lochung),  die  das  Einheften  durch  be- 
liebige Arbeitskräfte  in  schnellster  Weise  gestatten 
und  doch  die  nötige  Sicherheit  gegen  Verlust  bieten. 

Für  die  einzelnen  Dienststellen  und  Registratur- 
abteilungen werden  verschiedenfarbige  .Akten- 
deckel gewählt,  um  ein  Verschleppen  der  Akten 
zu  verhindern. 

Die  abgeschlossenen  Akten  werden  zurück- 
gelegt. Ihre  Aufbewahrungszeit  ist  je  nach  dem  Inhalt 
verschieden  und  in  den  Registraturordnungen  ge- 
regelt. Allgemeine  Akten  dürfen  in  der  Regel  nicht 
vernichtet  werden.  Abgeschlossene,  für  den  laufenden 
Dienst  nicht  mehr  benötigte,  aber  historisch  wichtige 
Akten  werden  Archiven  einverleibt. 

Die  Inspektionen  und  äußeren  Dienst- 
stellen besitzen  keine  Registratur.  Sie  erhalten  die 
notwendigen  Dienstanweisungen  und  amtlichen 
Blätter  und  führen  nur  einige  wenige  Akten,  in 
denen  wichtige  Stücke  von  dauernder  Bedeutung 
verwahrt  werden.  Sonst  wird  alles  weggelegt. 

Bei  den  bayerischen  Staatseisenbahnen  sind  an- 
läßlich der  Neuordnung  vom  Jahre  1907  1400 
Geschäftsjournale,  die  alljährlich  mit  vielen  Tau- 
senden von  Einträgen  angefüllt  wurden,  beseitigt 
worden.  Die  Zahl  der  laufenden  .Akten  und  das 
Kanzlei-  und  Registraturpersonal  wurde  auf  weniger 
als  die  Hälfte  vermindert. 

/i)  Photochemische  Vervielfältigung. 
Erhebliche  Sach-  und  Personalersparnisse  können 
durch  eigene\'er\-ielfältigungsanstalten  erzielt  werden, 
wie  sie  beispielsweise  bei  der  Eisenbahndirektion 
München  für  das  bayerische  Netz  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums bestehen. 
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Für  das  Liclitpausverfahreii  (auf  Galhis-, 
Sepia-,  blausaurem  Eisenpapieru.  s.w.)  werden  statt  des 
Tageslichts  elektrische  Bogenlampen  in  eigenen  Licht- 
pausmaschinen verwendet.  Sind  mehr  als  S— 10  Ab- 
drücke notwendig,  so  erfolgt  die  Ver\ielfältigung 
durch  Zinkdruck,  gegebenenfalls  mittels  Schnellpresse. 

Die  Anwendung  der  Photographie  gestattet  auch 
die  Vergrößerung  oder  Verkleinerung  von 
Plänen  in  beliebigem  Maßstabe.  Von  diesem  Ver- 
fahren wird  insbesondere  im  Landmesserdienst  zur 
vereinfachten  Herstellung  der  Handrisse  und  bei  den 
Projektienrngsarbeiten  Gebrauch  gemacht.  Während 
früher  die  als  L'nterlage  für  die  allgemeinen  und 
ausführlichen  Bahnentwürfe  dienenden  lOOOteiligen 
Lagepläne  vollständig  im  Gelände  aufgenommen 
und  dann  in  den  technischen  Bureaus  reingezeichnet 
werden  mußten,  werden  jetzt  in  der  Anstalt  nach 
den  5000-  oder  2500 teiligen  Katasterplänen  Ver- 
größerungen auf  den  Malistab  von  1 ;  1000  hergestellt, 
die  nur  noch  geringer  Ergänzungen  nach  Naturauf- 
nahmen bedürfen. 

i)  Rechen-  und  Sortiermaschinen. 

Für  rechnerische  und  statistische  Arbeiten  stehen 
außer  den  Rechentafeln,  Rechen-  und  Addi- 
tionsmaschinen verschiedener  Systeme  in  Ver- 
wendung. 

Bei  Privatunternehmungen  haben  neuerdings  für 
rechnerische  und  statistische  Zwecke  elektrisch 
arbeitende  selbsttätige  Sortier-  und  Rechen- 
maschinen nach  dem  System  des  Amerikaners 
HoUerieth  (Deutsche  Hollerieth-Maschineu,  Ges. 
m.  b.  H.,  Berlin  W.  35,  Potsdamer  Straße  112,  Fabrik 
Villingen,  Baden)  Eingang  gefunden.  Sie  werden 
insbesondere  für  die  Lohn-  und  Akkordrechnung 
und  Lohnkontrolle  sowie  für  die  Selbstkostenberech- 
nung verwendet.  Da  man  die  Karten  nach  beliebi- 
gen Gesichtspunkten  sortieren  kann,  lassen  sich  alle 
nur  erdenklichen  Statistiken,  Lohnberechnungen  und 
Lohnrevisionen  durchführen.  Die  Wiener  Straßen- 
bahn verwendet  die  Maschinen  zur  Aufstellung  ihrer 
Fahrbetriebsstatistik.  Inwieweit  sie  sonst  bei  Eisen- 
bahnverwaltungen Eingang  gefunden  haben,  ist  nicht 
bekannt  (vgl.  Technik  und  Wirtschaft  1913,  S.  219, 
1917,  S.  553,  Deutsche  Straßen-  und  Kleinbahnzeitung 
1919,  S.  180). 

k)  .Arbeitszeit. 

Im  Bereich  der  Reicliseisenbahnen  ist  die  frühere 
unterschiedliche  Behandlung  der  Beamten  des  Innern 
und  äußern  Dienstes  hinsichtlich  der  Arbeitszeit 
aufgehoben  worden.  Alle  Beamten  haben  eine  täg- 
liche Arbeitszeit  von  8  Stunden  (48  Wochenstunden) 
zu  leisten.  Wo  es  die  örtlichen  Verhältnisse  gestatten, 
soll  im  Buregudienst  nicht  durchgehend,  sondern 
geteilt,  vor-  und  nachmittags,  gearbeitet  werden,  da 
bei  durchgehendem  Dienst  erfahrungsgemäß  die 
Spannkraft  imd  Leistungsfähigkeit  des  Personals  in 
den  letzten  Stunden  nachläßt. 

l)  Räumliche  Unterbringung  des  Personals. 

Von  großer  Wichtigkeit  ist  die  zweckmäßige 
Unterbringung  des  Personals  in  gut  eingerichteten 
Venx'altungsgebäuden,  in  denen  verwandte  Geschäfts- 
zweige tunlichst  zusammengelegt  und  die  leitenden 
Beamten  ihrem  Hilfspersonal  möglichst  nahegebracht, 
die  Hauptregistraturen,  Einlaufbureaus,  Kanzlei  und 
Expedition  so  angelegt  sind,  daß  möglichst  geringe 
Laufwege  entstehen  und  die  verschiedenen  Stock- 
werke durch  Paternosterwerke  und  Aktenaufzüge, 
die  Bureaus  durch  Fernsprecher  verbunden  sind. 

In  Amerika  und  England  werden  Einzelzimmer 
nur  den   obersten  Beamten   zur  Verfügung  gestellt; 


die  meisten  Oberbeamten  haben  einen  oder  mehrere 
Clerks  in  ihrem  Zimmer  oder  doch  in  einem  durch 
eine  offene  Tür  verbundenen  anstoßenden  Raum. 
Das  übrige  Buchhaltungs-,  Kartierungs-  und  Korre- 
spondentenpersonal wird  in  großen  Arbeitssälen 
vereinigt,  in  denen  vielfach  auch  die  leitenden  Be- 
amten, häufig  nur  durch  eine  spanische  Wand  oder 
überhaupt   nicht  abgeschlossen,   ihren  Platz  haben. 

IX.  Besondere  Verwaltungszweige. 

aj  Zugbeförderungs-   (Lokomotiv-)    und 
Werkstättendienst. 

Für  die  Pflege  und  Wartung  der  betriebs- 
fähigen Lokomotiven,  ihre  Bereitstellung  zum 
Dienst  und  die  Verteilung  und  Beaufsichtigung 
des  maschinentechnischen  Fahrpersonals  sind 
als  äußere  Vollzugsstellen  Lokomotivstationen, 
Betriebswerkmeistereien,  Heizhausleitungen,  für 
die  Hauptausbesserungen  und  Hauptunter- 
suchungen Hauptwerkstätten  eingerichtet.  Um 
die  im  Betriebe  aufgetretenen  Schäden  an  Loko- 
motiven und  Wagen  rasch  beseitigen  zu  können 
und  die  zeitraubende  Zuführung  der  Fahrzeuge 
zu  den  Hauptwerkstätten  zur  Vornahme  kleinerer 
Wiederherstellungsarbeiten  zu  vermeiden,  wur- 
den bei  zahlreichen  V.  (bayerischen  Staats- 
eisenbahnen u.  s.  w,)  mit  den  Maschinenhäusern 
an  den  größeren  Knotenpunkten  gut  eingerich- 
tete Betriebswerkstätten  verbunden,  die  als 
äußereVollzugsstellen  die  obenbezeichneten  Auf- 
gaben der  Lokomotivstationen  einschließlich  des- 
jenigen Unterhaltungsdienstes  an  Lokomotiven 
und  Wagen  wahrzunehmen  haben,  der  nicht  den 
Hauptwerkstätten  übertragen  ist.  Den  Betriebs- 
werkstätten obliegt  auch  der  Betrieb  und  die 
Unterhaltung  der  für  den  Betrieb  notwendigen 
maschinentechnischen  Nebenanlagen,  soweit  für 
diese  nicht  besondere  Dienststellen  bestehen. 
Sie  sind  mit  dem  nötigen  Verwaltungs-  und 
technischen  Personal  ausgestattet.  Die  Unter- 
suchung und  Unterhaltung  der  Wagen  ist  viel- 
fach eigenen  Wagenmeistereien  übertragen.  Das 
Institut  der  Betriebswerkstätten  wird  zurzeit  in 
der  Reichseisenbahnverwaltung  grundsätzlich 
ausgebaut.  Die  Betriebswerkstätten  unterstehen 
ebenso  wie  die  übrigen  maschinentechnischen 
Betriebsstellen  den  Maschineninspektionen,  wo 
solche  eingerichtet  sind. 

Die  Hauptausbesserung  und  wiederkehrende 
Untersuchung  der  Lokomotiven  geschieht  in  den 
Hauptwerkstätten,  bei  den  deutschen  Staats- 
eisenbahnen Hauptwerke  genannt,  größeren, 
bei  den  meisten  V.  von  einem  technischen  Ober- 
beamten einheitlich  geleiteten  Fabrikbetrieben. 
Die  preußische  Organisation  von  1S95,  der  auch 
die  bayerische  Neuordnung  von  1907  gefolgt 
ist,  hat  die  Leitung  der  Hauptwerkstätten  den 
Werkstätteninspektionen  (-Ämtern)  übertragen 
und  für  größere  Hauptwerkstätten  je  besondere 
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Inspektionsvorstände  für  die  verschiedenen  Werk- 
stättenahteilungen (l.okoiTiotiv-,Personen-,Güter- 
wagenwerkstätte)  eingesetzt,  die  selbständig  in 
unmittelbarer  Unterordnung  unter  die  Eisen- 
bahndirektion nebeneinander  stehen.  Bei  der 
zurzeit  im  (lang  befindlichen  Neuordnung  des 
Workstättendienstes  in  der  deutschen  Reichseisen- 
bahnverwaltung sollen  im  Einklang  mit  Vor- 
schlägen von  Dr.  Quaatz  die  Hauptwerkstätten 
wieder  unter  der  einheitlichen  Leitung  eines 
Werkdirektors  zusammengefaßt,  der  Betrieb  soll 
in  Werkabteilungen  mit  Atiteilungsleitern  (Werk- 
ingenieuren) an  der  Spitze  gegliedert  werden, 
denen  die  Werkmeister  mit  durchschnittlich  je 
etwa  60  Arbeitern  unterstehen.  Die  bisherigen 
Werkführer  fallen  fort.  Daneben  sind  für  die 
Durchführung  des  Gedingeverfahrens  noch  be- 
sondere Beamte  (Gedingeprüfer  und  Werkprüfer) 
vorgesehen  (s.  Akkordlohn).  Die  Hauptwerke 
sollen  große  finanzielle,  administrative  und  tech- 
nische Selbständigkeit  erhalten  und  vor  allem  zu 
einer  sorgfältig  rechnerischen  Feststellung  des 
Wirkungsgrades  ihres  Betriebes  verpflichtet  sein. 
Um  den  Hauptwerken  eine  möglichst  selbständige 
Stellung  zu  geben  und  eine  zweckentsprechende 
Arbeitsteilung  unter  den  verschiedenen  Werken 
ohne  Rücksicht  auf  die  Grenzen  der  Eisen- 
bahndirektionen einführen  zu  können,  ist  die 
Loslösung  der  Hauptwerke  aus  dem  übrigen 
Eisenbahnbetrieb  oder  doch  aus  dem  Direk- 
tionsverband vorgeschlagen  worden.  Wenn  auch 
die  vollständige  Loslösung  der  Hauptwerkstätten 
vom  Eisenbahnbetrieb  Bedenken  begegnet,  so 
lassen  sich  doch  für  ihre  unmittelbare  Unter- 
ordnung unter  Gruppenverwaltungsstellen,  wo 
diese  eingerichtet  werden,  gewichtige  Gründe 
geltend  machen. 

b)  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

Dasselbe    ist    hier    nur    nach    der   organi- 
satorischen Seite  zu  behandeln. 

Zur  Vereinfachung  der  Kassenverwaltung 
(s.  d.)  ist  es  vorteilhaft,  die  Zahl  der  Kassen 
möglichst  zu  vermindern.  Zentralkassen 
bestehen  bei  sehr  vielen  Eisenbahnverwaltungen 
nicht  mehr,  auch  die  Direktionskassen 
(Hauptkassen)  sind  vielfach  beseitigt  (Bayern, 
Belgien)  und  ersetzt  durch  Übertragung  ihres 
Zahlungsverkehrs  an  die  Stationskassen,  der 
Gehaltsauszahlungen  gruppenweise  an  einzelne 
Beamte  der  Direktion,  weitgehende  Heran- 
ziehung von  Banken,  Postscheckämtern  sowie 
der  Postanstalten  (zugleich  auch  im  Interesse 
der  Hebung  des  bargeldlosen  Zahlungsver- 
kehrs), Überweisung  der  hinterlegten  Sicher- 
heiten an  Banken,  der  sonstigen  Aufgaben  an 
die  Rechnungsbureaus.    Auch    die    Stations- 


kassen lassen  sich  vermindern,  indem  an 
Orten  mit  mehreren  selbständigen  Abferti- 
gungsstellen eine  einzige  Kasse  (in  der  Regel 
die  Güterstationskasse)  mit  der  Besorgung  der 
Kassengeschäfte  betraut  wird. 

Auch  mit  der  Verwendung  von  Zahl  und 
Registrierkassen  sowie  selbstregistrierenden 
Fahrkartendruckern  lassen  sich  kassenmäßige 
Vereinfachungen  erzielen. 

Hinsichtlich  der  Buchung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  der  Rechnungsstellung,  der 
Frage  ihrer  Zentralisation  oder  Dezentralisa- 
tion, dann  der  Rechnungsrevision  und  Ein- 
nahmenkontrolle und  -abrechnung  s.  u.  „Ab- 
rechnung", „Buchführung",  „Rechnungswesen", 
„Revisionsbureau". 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Einfach- 
heit des  Geschäftsganges  und  die  Wirtschaft- 
lichkeit der  V.  ist  die  Regelung  der  Rechnungs- 
prüfung bei  großen  V.  Sie  besteht  in  der 
Regel  aus  einer  Vorprüfung  (Rechnungsab- 
nahme), auch  primäre  Prüfung  genannt,  und 
der  Prüfung  mit  Entlastung  durch  den  Ober- 
sten Rechnungshof,  auch  Superrevision  ge- 
nannt. Eine  sehr  einfache  und  wirtschaftliche 
Lösung  hat  die  Rechnungsprüfung  in  Preußen 
dadurch  gefunden,  daß  die  gesamte  Vorprü- 
fung bei  den  Rechnungsbureaus  der  Direk- 
tionen fortlaufend  Hand  in  Hand  mit  der 
Fertigstellung  der  Rechnung  selbst  erfolgt,  ein 
Verfahren,  mit  dem  auch  der  Vorteil  einer 
weitgehenden  Präventivkontrolle  vor  der  Ver- 
ausgabung oder  doch  unmittelbar  bei  oder 
nach  der  kassenmäßigen  Buchung  verbunden 
ist.  Diese  weitgehende  Dezentralisation  des 
Revisionswesens  hat  aber  eine  starke  Einfluß- 
nahme der  Oberrechnungskammer  auf  den 
Rechnungsdienst  der  Staatseisenbahnen  ^  zur 
Folge  gehabt,  da  eine  Vergleichung  der  Rech- 
nungsergebnisse der  einzelnen  Bezirke  nach 
einheitlichen  Grundsätzen  nicht  zu  entbehren 
ist.  Anderseits  ist  jedoch  die  starke  Beteiligung 
einer  außerhalb  der  Eisenbahnverwaltung  stehen- 
den Stelle  an  der  gesamten  Geschäftsführung 
im  Rechnungswesen  unerwünscht. 

In  Bayern  erfolgt  die  primäre  Revision  für  sämt- 
liche 6  Eisenbahndirektionen  zentral  bei  einer  be- 
sonderen Stelle,  dem  Revisionsamt,  bei  dem  sodann 
auch  die  Superrevision  durch  den  vom  Obersten 
Rechnungshof  abgeordneten  Abrechnungskommissär 
in  verhältnismäßig  einfacher  Weise  erfolgt. 

Eine  Präventivkontrolle  des  Obersten  Rechnungs- 
hofes ist  in  Italien  bei  allen  Verträgen  über  50.000 
Lire  vorgeschrieben.  Außerdem  erhält  dieser  monat- 
lich ein  Verzeichnis  aller  von  den  Staatseisenbahnen 
übernommenen  Verpflichtungen  und  aller  Kassen- 
anweisungen. Eine  besondere  Abteilung  desselben 
ist  bei  der  Oeneraldirektion  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung mit  der  Finanzabteilnng  und  im  gleichen 
Haus  mit  ihr  untergebracht. 
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X.  Personalorganisation. 

Die  Personalorganisation,  d.  h.  die  Personal- 
besetznng  der  Dienststellen  nach  Qualität  und 
Quantität  ist  von  der  Verwaltungsorganisation 
nicht  zu  trennen,  kann  aber  im  Rahmen  dieses 
Aufsatzes  nur  gestreift  werden.  Der  Grundsatz 
des  preußischen  Arbeitsministers  Thielen:  „Out 
wird  nur  da  gearbeitet,  wo  mit  Volldampf 
gearbeitet  wird",  gilt  besonders  für  den  Ver- 
waltungsdienst. Gerade  hier  erfordert  die  Per- 
sonalzuteilung eine  vorsichtige  Hand.  Eine  an 
sich  gute  Verwaltungsorganisation  kann  durch 
zu  reichliche  Besetzung  der  Stellen 
Schaden  nehmen.  Vielreglementieren,  Eingriffe 
in  die  Zuständigkeiten  der  unteren  Organe  und 
Kompetenzstreitigkeiten  sind  die  Folge.  Ins- 
besondere die  Zentralstellen  neigen  zur 
Überbesetzung.  Diese  überträgt  sich  infolge  des 
durch  sie  verursachten  Berichts-,  Erhebungs- 
und Ziffernwerkes  auf  die  unteren  Stellen  und 
so  kann  eine  allgemeine  Personalhyperthrophie 
und  als  Folge  eine  Vermehrung  der  inneren 
Reibungen  im  Verwaltungsapparat,  eine  un- 
gesunde Häufung  des  Sitzungs-,  Reise-  und 
Konferenzbetriebes  und  eine  schädliche  Über- 
wucherung des  Spezialistentums  aus  einer  zu 
reichlichen  Personalausstattung  der  Zentral- 
stellen hervorgehen. 

Die  richtige  Bemessung  des  Personal- 
stands aller  Stellen  des  Innern  und  äußern 
Dienstes  ist  von  entscheidender  Bedeutung 
für  den  Erfolg  der  V.  Es  ist  eine  wesentliche 
Aufgabe  der  Verwaltungsorganisation,  die  Per- 
sonalzuteilung wirtschaftlich,  zweckmäßig  und 
dabei  gleichzeitig  auch  den  Interessen  des 
Personals  entsprechend  zu  gestalten  und  damit 
einem  hochwertigen  technischen  Ausbau  des 
mechanischen  Apparats  ein  ebenso  hochwertiges 
und  zweckmäßig  verwendetes  Personal  zur  Seite 
zu  stellen. 

Der  Amerikaner  Taylor  hat  in  seiner  Schrift 
„Shop  management"  die  Ermittlung  des  Per- 
sonalbedarfs und  die  wirtschaftliche  Personal- 
verwendung im  technischen  Großbetrieb  wissen- 
schaftlich zu  erfassen  gesucht  und  eine  ins 
einzelne  gehende  Untersuchung  aller  Arbeits- 
vorgänge und  ihre  Zerlegung  in  die  kleinsten 
und  einfachsten  Elemente  sowie  die  Festsetzung 
eines  Normalarbeitspensums  für  jede  einzelne 
Arbeitskraft  gefordert. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  untersuchen, 
inwieweit  die  Taylorschen  Gedanken  im  ein- 
zelnen auf  den  Eisenbahnbetrieb  übertragen 
werden  können.  Jedenfalls  ist  aber  die  sorgsame 
Ermittlung  der  an  jeder  Stelle  des  Betriebs 
zu  leistenden  Arbeit  und  der  wirtschaftlichsten 
Art  ihrer  Ausführung  auch  in  der  Eisenbahn- 


verwaltung unerläßlich.  Sie  führt  zur  Rationali- 
sierung der  Arbeit  nach  dem  Grundsatz:  Arbeits- 
leistung mit  bestmöglichem  Wirkungsgrad, 
dauernde  Gegenüberstellung  von  Aufwand  und 
Erfolg  an  jedem  Punkte  zum  Zwecke  des  Auf- 
findens  der  Verluststellen  (vgl.  lila).  Bei  der 
weitgehenden  örtlichen  Verzweigung  des  Eisen- 
bahnbetriebs und  bei  der  Verschiedenartigkeit 
der  Arbeit  nach  Art  und  Umfang  muß  als 
Leitsatz  gelten:  Ar l-i'eitstei hing  unter  großen 
Verhältnissen,  Vermeidung  unnötiger 
Spartenteilung  an  Stellen  kleineren  Um- 
fangs,  um  die  unproduktive  Dienstespräsenz,' 
„die  toten  Arbeitszeiten",  möglichst  aus- 
zuschalten. Die  Durchführung  dieses  Grund- 
satzes ist  insbesondere  im  Hinblick  auf  die 
Einführung  des  Achtstundentags  von  Wich- 
tigkeit und  liegt  auch  im  Interesse  des  Personals. 
Denn  auch  im  Rahmen  des  Achtstundentags 
können  die  toten  Arbeitszeiten  nicht  in  gleicher 
Weise  bewertet  werden  wie  die  produktive 
Arbeit. 

Es  ist  notwendig,  den  Sollstarid  für  jede  einzelne 
Dienststelle  besonders  festzusetzen.  Für  die  Aus- 
arbeitung dieses  Stellenbesetzungsplans  lassen 
sich  folgende  Leitsätze  aufstellen: 

L  Der  Personalstandsfestsetzung  muß  die  sach- 
liche Organisation  der  gesamten  Arbeitsleistimg 
vorausgehen.  Auf  Grund  sorgfältiger  Untersuchung 
aller  Arbeitsvorgänge  ist  für  jeden  einzelnen  Ge- 
scliäftszweig  die  wirtschaftlichste  Arbeitsweise  fest- 
zustellen und  der  sachlichen  Neubearbeitung  des 
Vorschriftenwerks  zu  gründe  zu  legen, 

2.  Auf  Grund  dieser  sachlichen  Organisation  des 
Dienstes  ist  der  Personalaufwand  festzustellen.  Da 
für  die  wirtschaftliche  Festsetzung  des  Personal- 
stands der  einzelnen  Dienststellen  eine  weitgehende 
Vergleichung  und  die  Verwertung  und  Übertragung 
der  Erfahrungen  möglichst  zahlreicher  Bezirke  un- 
erläßlich ist,  empfiehlt  sich  die  einheitliche  Fest- 
setzung des  Stellenstands  für  die  gesamte  V. 
oder  bei  sehr  großen  V.  für  größere  Gruppen- 
bezirke von  einer  Stelle  aus.  Dieser  Stelle  obliegt 
es  auch,  darüber  zu  wachen,  daß  Personal,  das 
für  bestimmte  Zwecke  (Neubauten,  außergewöhn- 
liche Leistungen  u.  s.  w.)  zugeteilt  war,  nach  Er- 
füllung der  Aufgabe  wieder  weggezogen  und  daß 
aus  neu  eingeführten  Dienstvereinfachungen  die 
personellen  Folgerungen  gezogen  werden.  Es  emp- 
fiehlt sich,  die  Dienststellen  in  Klassen  ein- 
zuteilen und  innerhalb  der  Klassen  einerseits  das 
Maß  der  Spartenteilung,  anderseits  für  jede  Stelle  auf 
Grund  möglichst  einfacher  und  sicherer  Ermittlung 
des  Verkehrs-  und  Arbeilsumfangs  den  Personal- 
bedarf im  einzelnen  festzusetzen.  Aus  der  Erfahrung 
lassen  sich  hierbei  hinlänglich  zuverlässige  Anhalts- 
punkte gewinnen,  wieviel  Arbeitskräfte  zur  Bewälti- 
gung bestimmter  Verkehrs-  und  Arbeitsmengen  not- 
wendig sind  und  welche  Leistung  von  einer  Arbeits- 
kraft unter  normalen  Verhältnissen  gefordert  werden 
kann. 

3.  Dabei  muß  in  fortschreitendem  Maße  höheres 
Personal  durch  mittleres,  mittleres  durch 
unteres  ersetzt  werden.  Die  Entwicklung  des 
Großbetriebs  zu   immer  größeren  Dimensionen   ist 
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der  wichtigste  Faktor  bei  der  Herabniinderung  der 
Oesteluingskosten.  Sie  hat  eine  höhere  technische 
Ohedernng  der  Arbeit  zur  Folge.  Die  von  der 
höheren  Intelligenz  zu  leistende  Arbeit  wird  quali- 
tativ gesteigert,  quantitativ  vermindert,  dafür  aber 
die  einförmige  Massenarbeit  vermehrt  und  die  Mög- 
liclikeit  geschaffen,  die  soziale  Lage  des  [Personals 
auf  allen  Stufen  zu  verbessern,  ohne  dati  der  Gesamt- 
aufwand erhöht  wird. 

4.  Um  das  Streben  des  Personals  lebendig  zu  er- 
halten, muß  tüchtigen  Kräften  die  Möglichkeit 
des  Aufstiegs  aus  einer  niederen  Personalgruppe 
in  die  Laufbahn  der  höheren  gegeben,  ferner  müssen 
innerhalb  der  einzelnen  Personalgruppen,  wenigstens 
in  den  wichtigeren  Dienstzweigen,  Vorrückungs- 
möglichkeiten  geschaffen  werden.  Dabei  müssen, 
soweit  es  sich  nicht  um  gewisse,  nur  für  eine  kleine 
.Auslese  von  Beamten  erreichbare  Spitzenstellen 
handelt,  die  normalen  Anfangs-  und  Vor- 
rückungsstellen  in  einem  ganz  bestimmten,  nach 
der  Aktivitäts-  und  Mortalitätstafel  wissen- 
schaftlich berechneten  Verhältnis  stehen  (s.  Tabelle 
S.  176). 

5.  Die  Regelung  des  Zugangs  muli  in  den 
höheren  Personalgruppen  (höherer  und  mittlerer 
Dienst)  gleichfalls  nach  der  Aktivitäts-  und 
Mortalitätstafel  auf  Grund  der  in  den  normalen 
Vorrückungsstellen  zur  Verfügung  stehenden  Posten 
erfolgen '. 

Für  die  Durchführung  einer  solchen  einheitlichen 
Personalorganisation  und  Stellenbesetzung  ist  eine 
unausgesetzte  und  enge  Fühlung  der  damit  befaßten 
Beamten  mit  den  Eisenbahndirektionen,  lns]iektionen 
und  größeren  äußeren  Stellen  notwendig.  Da  diese 
Fühlungnahme  nur  zum  geringen  Teil  an  Ort  und 
Stelle  erfolgen  kann,  sind  vollkommene  bahneigene 
Fern-  und  Ortstelephonnetze  unerläßlich. 

Nach  den  vorstehenden  Grundsätzen  wurde  bei 
den  bayerischen  Staatseisenbahnen  in  den  Jahren 
1904  bis  1913  die  Personalorganisation  des  gesamten 
Dienstes  mit  Erfolg  durchgeführt-. 

Die  wirtschaftliche  Festsetzung  des  Personalstands 
wird  für  die  Folge  wegen  der  mittlerweile  ein- 
getretenen erheblichen  sachlichen  Erschwernisse  in 
allen  Zweigen  der  V.,  dann  aber  auch  wegen  der 
notwendigen    Mitwirkung    des    Personals   sehr    viel 


'  Da  die  Massenarbeit  vorherrscht,  braucht  man 
verhältnismäßig  mehr  Hilfspersonal  als  leitende 
Beamte.  Bemi(3t  man  die  Zahl  der  aufzunehmenden 
Anwärter  nach  der  Zahl  der  in  den  unteren  Stufen 
benötigten  Hilfskräfte,  dann  entstehen  später  un- 
erträgliche Stockungen  in  der  Beförderung,  folgen- 
schwere Durchbrechungen  des  Postengrundsatzes, 
anderseits  jahrelange  Sperrungen  des  Zugangs, 
die  oft  nicht  minder  schädlich  wirken  als  zu 
starke  Personalaufnahmen.  Es  gibt  kaum  eine  V., 
die  nicht  gelegentlich  an  diesem  Übelstande  ge- 
litten hat. 

-  Für  jeden  der  drei  großen  Dienstzweige  (ad- 
ministrativen, bau-  und  maschinentechnischen  Dienst) 
wurde  ein  besonderer  Stellenbesetzungsplan  unter 
sorgfältiger  Feststellung  des  Werdegangs  und  der 
Beförderungsverhältnisse  aller  Personalgruppen  aus- 
gearbeitet. Im  Stationsdienst  wurde  grundsätzlich 
nur  bei  den  Stationen  I.  Klasse  eine  volle  Sparten- 
teilung nach  Abfertigungs-,  Rangier-,  Packer-, 
Weichensteller-,  Bahnsteig-  und  sonstigem  unteren 
Stationsdienst,  bei  Stationen  II.  Klasse  nur  mehr 
eine  Scheidung  in  Abfertigungs-  und  unteren  Sta- 
tionsdienst,   bei    den    Stationen   III.    bis   V.  Klasse 


größeren  Schwierigkeiten  begegnen  als  früher.  Es 
wird  daher  in  erhöhtem  Maße  zur  Anwendung  von 
Akkord-,  Prämien-  und  Gedingesystemen 
gegriffen  und  nach  Umständen  auch  an  eine  Lösung 
der  Gewinnbeteiligung  des  Personals  heran- 
getreten werden  müssen. 


Xi.  V.  der  Privatbahnen. 

a)  Staatliche  Einflußnahme  (vgl.  auch 
VUe,  S.  162). 

Während  die  Konzessionspf lichtigkeit 
des  Eisenbahnbaues  nicht  in  allen  Landern 
besteht,  unterliegen  überall  die  Privatbahnen 
der  staatlichen  Aufsicht  (s.  im  einzelnen 
Aufsichtsrecht,  Eisenbahnpolitik). 

Seit  dem  Kriegsende  ist  der  staatliche  Ein- 
fluß auf  das  Eisenbahnwesen  in  den  Privatbahn- 
ländern England,  Amerika,  Frankreich,  Holland 
außerordentlich  verstärkt  worden  (s.  hierüber  das 
Nähere  unter  B). 

Die  Konzessionserteilung  wird  stets  in  dem 
für  das  Eisenbahnwesen  zuständigen  Ministerium  be- 
handelt, häufig  ist  die  Genehmigung  der  Krone,  in 
England  sogar  eine  Parlamentsakte  erforderlich  (s.  im 
übrigen  \'H  e). 

b)  Gesellschaftliche  V. 

Der  Bau  und  Betrieb  von  Privatbahnen 
erfolgt  durch  Einzelunternehmer  oder  Ge- 
sellschaften, in  der  Regel  Aktiengesell- 
schaften (s.d.),  seltener  durch  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  (insbesondere 
bei  Kleinbahnen). 

An  die  Stelle  der  reinen  Privatunternehmungen 
kann  auch  die  gemeinwirtschaftliche  oder  ge- 
mischtwirtschaftliche Form  der  Unterneh- 
mung treten,  bei  der  der  Staat,  eine  Gemeinde  oder 
ein  Kommunalverband  Besitzer  des  Gesellschafts- 
kapitals oder  der  Mehrheit  desselbeti  ist. 

Soweitdie  Privateisenbahnunternehmungen  Aktien- 
gesellschaften sind  (s.  d.),  sind  ihre  handels- 
gesetzlichen Organe  der  Vorstand,  der  Auf- 
sichtsrat  und   die  Generalversammlung.   So 


grundsätzlich  überhaupt  keine  Spartenteilung  mehr 
zugelassen.  Dadurch  gelang  es,  auf  den  Stationen 
III.  und  IV.  Klasse,  die  die  Mehrzahl  der  Stationen 
bilden,  das  Personal  im  Verhältnis  von  3:2  zu  ver- 
mindern. Der  gesamte  Personalstand,  der  im  lahre 
1904  mit  2S-6  Arbeitskräften  auf  100.000  M.  Brutto- 
einnahmen höher  war  als  bei  der  Mehrzahl  der 
deutschen  Eisenbahnverwaltungen,  war  1913  mit 
21-0  Arbeitskräften  der  niedrigste  unter  allen  deut- 
schen Staatseisenbahnverwaltungen  und  auch  unter 
dem  Durchschnittsstand  der  Privatbahnen.  Für  die 
Beamten  des  höheren  Dienstes  wurde  im  Organi- 
sationsprogramm eine  Minderung  von  750  auf  3^0, 
für  jene  des  mittleren  Betriebs-  und  Verwaltungs- 
dienstes eine  solche  von  6500  auf  3200  vorgesehen. 
Sowohl  im  höheren  als  im  mittleren  Dienst  erfolgten 
die  Stelleneinziehungen  lediglich  in  den  Eingangs- 
stufen. Die  in  den  oberen  Dienstgruppen  abgesetzten 
Stellen  wurden  dann  verwendet,  um  Vorrückungs- 
stellen in  den  unteren  Gruppen  zu  schaffen. 
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in  Deutschland,  Ungarn,  Italien.  In  Österreich,  Eng- 
land, Frankreich,  Amerika  fehlt  der  Aufsichtsrat. 

Die  Form  der  Gesellschaft  m.b.H.  ist  beweg- 
licher, ihre  Organe  sind  der  Vorstand  und  die  Oe- 
sellschafterversammlung,  während  der  Aufsichtsrat 
nicht  obligatorisch  ist. 

Organe  der  ausführenden  V.  sind  die  Direk- 
tion (Oeneraldirektion,  Betriebsdirektion  u.  s.  w.), 
die  in  Deutschland  in  der  Regel  zugleich  der  Vor- 
stand der  Gesellschaft  im  handelsrechtlichen  Sinne 
ist,  dann  die  ihr  nachgeordneten  Verwaltungsstellen 
und  die  Stellen  des  äußern  Dienstvollzugs. 

XII.  Personalaufwand. 
Den  Personalaufwand  der  verschiedenen  V.  stati- 
stisch zu  vergleichen,  ist  schwierig,  schon  weil  es  an 
einer  einheitlichen  Vergleichsgrundlage  fehlt. 
Die  Betriebslänge  ist  wegen  der  verschiedenen  Dich- 
tigkeit des  Verkehrs  bei  den  einzelnen  Bahnen  ein 
nur  mit  Vorbehalt  anwendbarer  Vergleichsniaßstab, 
die  Zugs-  und  Wagenachs/Am  müssen  von  vorn- 
herein ausscheiden,  es  bleibt  sohin  als  brauchbarste 
Vergleichsgrundlage  die  Qesamteinnahme,  wenn  sie 
auch  wegen  der  ungleichen  Höhe  der  Tarife  nicht 
einwandfrei  ist.  Die  Tarife  entsprechen  aber  im  all- 
gemeinen den  Selbstkosten  und  durch  die  Unter- 
schiede in  der  Verzinsung  des  Anlagekapitals  wird 
das  Vergleichsergebnis   nicht  wesentlich   beeinflußt. 


Was  den  Personalaufwand  selbst  anlangt,  so 
ist  der  Geldaufwand  wegen  der  Unterschiede  in 
der  Bezahlung  des  Personals  und  in  den  Wohl- 
fahrtsaufwendungen nicht  vergleichbar.  Den  brauch- 
barsten Vergleichsmaßstab  bildet  die  Kopfzahl 
des  Personals,  wenn  auch  hier  in  der  statisti- 
schen Ermittlung  gewisse  Unterschiede  bestehen, 
indem  von  vielen  V.  der  wirkliche  Personalstand, 
von  den  deutschen  V.  aber  die  Anzahl  der  Ar- 
beiter und  diätarischen  Beamten  unter  Umrech- 
nung nach  dem  Jahresdurchschnitt  der  Dauer  der 
Dienstleistung  nachgewiesen  wird  (Reichsstatistik 
Tab.  25). 

Die  nachfolgende  Übersicht  enthält  eine  Zusammen- 
stellung statistischer  Ergebnisse  aus  der  Vorkriegs- 
zeit. Die  für  den  Aufwand  an  Personal  des  Ver- 
waltungsdienstes gegebenen  Ziffern  sind  wegen  der 
Uneinheitlichkeit  des  Begriffes  „Verwaltungsdienst" 
(vgl.  Abschnitt  I)  noch  unsicher.  Soweit  möglich, 
wurde  versucht,  die  einschlägigen  Ziffern  auf  eine 
einheitliche  Grundlage  zu  bringen  und  den  Per- 
sonalstand der  „leitenden  oder  inneren  V."  (Direk- 
tionen, zentralen  Ämter,  Inspektionen)  im  Gegen- 
satz zum  Personalstand  der  äußeren  Dienststellen 
nachzuweisen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  eine  fortgesetzte 
Vergleichung  des  Personalstandes  innerhalb  der 
gleichen  V. 


Ver Wallungen   oder  Länder 


Jahr 


Betriebs- 
länge 


km 


Betriebs- 
einnahmen 


Million.  M. 


Gesamtpersonal 


auf 
1  km  Be- 
triebs- 
länge 


auf 
100.000 

Mark 

Be- 
triebs- 

ein- 
nahmen 


Anzahl 


Personal  des 
Verwaltungsdienstes 


auf 
1  hm 

Be- 
triebs- 
länge 


auf 
100.000 
Mark 

Be- 
triebs- 

ein- 
nahmen 


auf  100 
Köpfe 
Gesamt- 
personal 


Belgische  Staatsbahnen     .    .    . 
Dänische  „  ... 

Deutsche  „  ... 

Preußische    Staatsbahnen 

Bayerische 

Sächsische 

Württembergische 

Badische 

Mecklenburgische 

Oldenburgische 
Deutsche  Privatbahnen     . 
Französische  Staatsbahnen 
n  Privatbahnen 

„  Staats-  und  Privatbahnen 

Großbritannien  und  Irland  .  .  . 
Holländische  Eisenbahngesellschaft 
Italienische  Staatseisenbahnen  .  . 
Niederländische  Staatseisenbahn-Qes, 
Norwegische  Staatsbahnen  .... 
Östereichisclie  „  .... 

Schwedische  „ 

Schweizerische  Bundesbahnen 
Ungarische  Staatsbahnen      . 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 


1912 
1913 


1911 


1913 
1912 
1913 

1912 
1913 


4.369 

1.958 

58.945 

39  425 

8.255 

3.372 

2.099 

1.833 

1.094 

691 

3.604 

9.010 

30.150 

39.160 

37.678 

1.541 

14.629 

1.984 

3.165 

19.280 

4.696 

3.039 

18.887 

401.933 


2650 

640 

3506-7 

2557-3 

318-9 

207-2 

94-3 

123-0 

23-2 

23-7 

56-4 

2455 

1260-0 

1505-5 

2544-8 

58-4 

483-2 

69-8 

31-5 

744-8 

99-3 

1701 

426-2 

13.125-4 


164 

7-3 

13-2 

14-2 

8-3 

15-0 

10-9 

15-5 

6-0 

7-7 

3-4 

8-1 

9-0 

8-8 

23-9 

8-7 

10-2 

10-8 

1-8 

11-7 

5-9 

12-4 

7-2 

4-5 


27-1 
22-2 
22-1 
21-9 
21-0 
24-4 
24-2 
23-1 
28-3 
22-5 
21-3 
29-8 
21.6 
22-9 
35-3 
230 
30-7 
30-8 
18-3 
30-3 
28-4 
22-1 
31-7 
13-8 


0-17 
0-58 
0-58 
0-40 
0-76 
0.74 
0-94 
0-32 
0-49 
0-24 
0-30 
0-42 
0-39 

0-94' 

0.75' 

0-12 

0-61 

0-30 

0-74 

0-42 


0-64 
0-98 
0-90 
1-01 
1-23 
1-66 
1.39 
1-53 
1-44 
1-50 
1-11 
100 
1-02 

2-48  < 

2-54' 

1-16 

1-57 

1-40 

1-33 

1-66 


2-3 
4-4 
4-1 
4-8 
5-1 
6-8 
6-0 
5-4 
6-4 
6-9 
3-7 
4-5 
4-4 

10-8' 

7-0' 

6-3 

5-2 

4-9 

6-0 

59 


•  Statistik  des  VDEV. 


Literatur:  Acworth,  Grundzüge  der  Eisenbahn- 
wirtschaft. Aus  dem  Englischen  übersetzt  von  Doktor 
Wittek  1907.  -  Dr.  Bresciani,  Die  Neuordnung 
des  italienischen  Eisenbahnwesens,  Arch.  f.  Ebw. 
1905,  S.  1017  ff.  -  Bleek  u.  Unterholtz,  Jahr- 
Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


buch  Amerikanischer  Eisenbahnen.  -  Bulletin, 
1911,  S.  1547;  1909,  S.  163.  -  Das  Bundesver- 
kehrsgesetz, 1920,  Text  mit  Einleitung  von  van 
der  Leyen,  Arch.  f.  Ebw.  1921,  S.  1.  -  Cauer, 
Betrieb    und  Verkehr   der   preußischen    Staatseisen- 
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bahnen,  Berlin  1897.  —  Das  englische  Gesetz  über 
die  Errichtung  eines  Verkehrsministeriums, 
Arch.  f.  Ebw.  1920,  S.  757.  -  Denkschrift  über 
die  Neuordnung  der  bayerischen  Verkehrsanstalten 
vom  20.  Mai  1906;  Landtagsverhandlungen,  Beil.  232, 
S.  149ff.  -  McDermott,  Railways,  London  1904.- 
Dewsnup,  American  Railway  Organization  and 
Working  1906.  -  Findlay,  The  Working  an  Ma- 
nagement of  an  English  Railway,  London  1891.  — 
Frahm,  Das  engliscne  Eisenbahnwesen,  Berlin  1911. 

-  Dr.  Glücklich,  Organisation  und  Personalvor- 
schriften der  k.  k.  österr.  Staatseisenbahnen,  Wien 
1915.  —  Hoff,  25  Jahre  Eisenbahnverwaltungsord- 
nung. 1920.  -  Hoff  u.  Schwabach,  Nord- 
amerikanische Eisenbahnen,  1906.  -  Jahrbuch  des 
deutschen  Verkehrswesens,  1921.  -  Marggraff, 
Zum  50jährigen  Jubiläum  der  deutschen  Eisenbahnen 
1885.  —  Monicswell,  French  Railways,  London 
1911.  —  Dr.  Ötiker,  die  Eisenbahngesetzgebung 
des  Bundes  Bd.  III,  1915.  -  Dr.  Quaatz,  Die 
Reichseisenbahnen  1919.  —  Dr.  Quaatz,  Das  Schick- 
sal des  Einheitsgedankens  im  deutschen  X'erkehrs- 
wesen  1920.  —  v.  Reden,  Die  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands 1843.  —  Ried,  Organisation  und  Verwaltung 
öffentlicher  Unternehmungen.  —  v.  Ritter,  Neu- 
ordnung der  italienischen  Staatseisenbahnverwaltung, 
Bulletin  1914,  Bd.  XXVIII,  Nr.  4,  Arch.  f.  Ebw. 
1913,  S.  1431.  -  Dr.  Sarter,  Die  Reichseisenbahnen. 
1920.  -  Schapper,  Finanzielle  Selbstverwaltung 
der  Staatsbahnen  in  Italien  und  der  Schweiz,  Arch. 
f.  Ebw.  1914,  S.  692.  -  Dr.  Schumacher,  Das 
eidgenössische  Eisenbahndepartement.  —  Seydel, 
Die  Organisation  der  preußischen  Staatseisenbahnen 
bis  zum  Kriegsausbruch,  geschichtliche  Beiträge  1919. 

—  Taylor- Wallichs,  Die  Betriebsleitung,  autori- 
sierte deutsche  Ausgabe  der  Schrift  „Shop  mana- 
gement".  —  v.  Völcker,  Eisenbahnverwaltungs- 
ordnung im  „Deutschen  Eisenbahnwesen  der  Gegen- 
wart", Bd.  I,  S.  453.  —  V.  Völcker,  Verwaltungs- 
reformen Jm  Bereiche  der  deutschen  Staatseisen- 
bahnen, Österreichische  Zeitschrift  für  Eisenbahn- 
recht. 1912,  Bd.  II,  H.  1.  -  Wehrmann,  Die  Ver- 
waltung der  Eisenbahnen.  1913.  —  Weisenbach, 
Das  Eisenbahnwesen  der  Schweiz,  1914.  —  Wer- 
nekke,  Bestrebungen  zur  Vereinheitlichung  im  Eisen- 
bahnwesen, Arch,  f.  Ebw.  1921,  S.  309.  —  Zeitung 
des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen 1911,  S.  315,  525;  1914,  S.  301;  Französi- 
sche Eisenbahnen.  —  Zeitung  des  Vereins  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  1914,  S.  387; 
Englische  Eisenbahnen.  —  Zutler,  La  Reorganisa- 
tion  des  Chemins   de  Fer  Federeaux,   Zürich  1917. 

B)  Besonderer  Teil. 
Einzelne  Eisenbahn  Verwaltungen''. 

I.  Deutschland. 
a)  Die  deutschen  Reichseisenbahnen. 
Durch  die  Reichsverfassung  ist  dem  Reich  die 
Aufgabe  zugefallen,  die  Eisenbahnen  des  allgemeinen 
Verkehrs  zu  übernehmen  und  als  einheitliche  Ver- 
kehrsanstalt zu  verwalten.  Im  Hinblick  hierauf  ist 
durch  Verfügung  des  Reichspräsidenten  vom  21.  Juni 
1919  die  Bildung  eines  Reichsverkehrsministe- 
riums angeordnet  worden. 

Nachdem  die  Verhandlungen  über  die  Übernahme 
der  deutschen  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich  durch- 


'  Die  äußeren  Vollzugstellen  sind  unter  AVII/ 
allgemein  behandelt.  Sie  sind  daher  hier  nur  inso- 
weit aufgeführt,  als  hierzu  besondere  Veranlassung 
besteht. 


geführt  waren,  hat  der  Reichsverkehrsminister  am 
5.  Mai  1920  nach  Verkündung  des  Reichsgesetzes 
vom  30.  April  1920  (RGB.  S.  773)  über  den  Über- 
gang der  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich  die  oberste 
Leitung  der  Reichseisenbahnen  übernommen. 

Nach  der  Verwaltungsordnung  (RGB.  1920,  S.  797) 
steht  an  der  Spitze  der  Reichseisenbahnverwaltung 
der  Reichsverkehrsminister'.  Seine  Befugnisse 
übt  er  mit  Hilfe  zweier  Staatssekretäre  durch  die 
Eisenbahnabteilungen  und  durch  die  Zweigstellen 
des  Reichsverkehrsministeriums  aus.  Das  Reichs- 
verkehrsministerium umfaßt  zurzeit  10  Eisenbahn- 
abteilungen: 

1.  Verwaltungsabteilung EI 

2.  Personalabteilung E  II 

3.  Verkehrsabteilung E  III 

4.  Betriebsabteilung E  IV 

5.  Tarifabteilung EV 

6.  Finanzabteilung EVI 

7.  Werkstättenabteilung E  VII 

8.  Betriebsmaschinenabteilung EVIIa 

9.  Bauabteilung EVIII 

10.  Aufsichtsabteilung E  A. 

Z\x'eigstellen  des  Reichsverkehrsministeriums 
bestehen : 

a)  \n  Berlin  unter  der  Bezeichnung  „Reichs- 
verkehrsministerium, Zweigstelle  Preußen- 
Hessen",  für  den  Bereich  der  früheren  vereinigten 
preußischen  und  hessischen  Staatseisenbahnen; 

b)  in  München  unter  der  Bezeichnung  „Reichs- 
verkehrsministerium, Zweigstelle  Bayern",  für 
den  Bereich  der  früheren  bayerischen  Staatseisen- 
bahnen. 

Der  Aufbau  der  Reichseisenbahnverwaltung  ent- 
spricht dem  Aufbau  der  Behörden  der  früheren 
Staatseisenbahnversvaltungen. 

1.  Im  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen-Hessen 
bestehen  19  Eisenbahn direktionen  und  1  Eisen- 
bahnzentralamt in  Berlin.  Den  Eisenbahndirek- 
tionen sind  unterstellt: 

a)  252  Betriebsämter  (Bahnunterhaltungs-, 
Bahnbewachungs-  und  Betriebsdienst); 

b)  106  Maschinenämter  (Maschinen-  und  Be- 
triebswerkstättendienst) ; 

c)  139  Werkstättenämter  (Werkstätten-  und 
Werkstättenmaterialiendienst) ; 

d)  88  Verkehrsämter  (Verkehrs-,  Abfertigungs- 
und Kassendienst); 

e)  13  selbständige  Bauabteilungen. 

2.  Im  Bereich  der  Zweigstelle  Bayern  be- 
stehen .6  Eisenbahndirektionen  und  10  zen- 
trale Ämter  (Personalamt,  Revisionsamt,  X'erkehrs- 
amt,  Reklamationsamt,  Tarifamt,  Baukonstruktions- 
amt, Maschinenkonstruktionsamt,  Wohlfahrtsamt  und 
2  Verkehrskontrollen). 

Den  Direktionen  unterstehen  37  Bauinspek- 
tionen, 31  Betriebsinspektionen,  15  Betrieb s- 
und  Bauinspektionen,  21  Maschineninspek- 
tionen, 20  Werkstätteninspektionen,  2  Ma- 
terialbeschaffungsinspektionen und  9  Neu- 
bauinspektionen. Abweichend  von  der  Organi- 
sation der  früheren  preußisch-hessischen  Eisenbahn- 
verwaltung obliegt  den  ehemals  bayerischen  Betriebs- 
inspektionen die  Sorge  für  Betrieb  und  Verkehr. 

3.  Der  Eisenbahn-Generaldirektion  Dres- 
den sind  6  Betriebsdirektionen  für  die  Aus- 
führung und  Überwachung  des  Betriebs-,  Verkehrs- 
und Abfertigungsdienstes  unterstellt.  Weiterhin  sind 
der  Generaldirektion  untergeordnet :  5  Maschinen- 

'  Vom  Reichsverkehrsministerium  ressortieren  das 
Eisenbahnwesen,  die  Wasserstraßen  und  das  Luft- 
und  Kraftfahrwesen. 
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ämterj  4  Werkstättenämter,  3  elektrotechni- 
sche Amter  und  23  Neubauämter.  Die  27  Bau- 
ämter, die  den  Bahnbe\xachungs-  und  Bahnunter- 
hahungsdienst  versehen,  aber  auch  am  Betriebs-  und 
Verkehrsdienst  beteiligt  sind,  unterstehen  zunächst 
den  Betriebsdirektionen,  nur  bezüglich  der  Bahn- 
unterhaltung der  Eisenbahn-Generaldirektion. 

4.  Der  Eisenbahn-Oeneraldirektion  Stutt- 
gart sind  Betriebsinspektionen  (für  Betrieb 
und  Verkehr),  Bauinspektionen,  Bausektionen, 
Werkstätteninspektionen  und  je  eine  Tele- 
graphen- und  Dampfschiff  lnspektion  unter- 
stellt. Weiterhin  sind  3  Betriebsämter  nach  preußi- 
schem IVluster  sowie  versuchsweise  1  Verkehrsamt 
errichtet. 

5.  Der  Eisenbahn-Oeneraldirektion  Karls- 
ruhe sind  zur  Besorgung  bestimmter,  gemeinsam 
zu  behandelnder  Geschäfte  5  Zentralanstalten 
(Hauptwerkstätte,  Eisenbahnhauptkasse,  Verkehrs- 
kontrolle 1  und  II,  Betriebskranken-  und  Arbeiter- 
pensionskasse), im  übrigen  lü  Betriebs-,  16  Bahn- 
bau-, 4  Werkstätten-,  5  Maschinen-  und 
8  Neubauinspektionen  unterstellt. 

6.  Der  Eisenbahn-Oeneraldirektion  in 
Schwerin  sind  lediglich  7  Betriebsämter  und 
1  Dienststelle  für  den  Schiffsverkehr  (Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Fährbetriebes)  unterstellt, 
während  die  bestehende  Maschinen-  und  Werkstätten- 
sowie  die  Telegrapheninspektion  und  das  Verkehrs- 
bureau der  Oeneraldirektion  beigegeben  sind. 

7.  Die  Eisenbahndirektion  Oldenburg. 
Unter  ihr  sind  Inspektoren  für  Bahnunterhaltung, 
Betriebs-,  Maschinen-,  Werkstätten-  und  vermessungs- 
technische Dienste  tätig. 

Dem  Reichsverkehrsminister  untersteht  ferner  die 
Reichseisenbahnzweigstelle  in  Karlsruhe, 
der  die  Abwicklung  der  Geschäfte  der  früheren 
Reichseisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen  obliegt. 

b)  Die  deutschen  Privatbahnen. 
Die  V.  der  Privatbahnen  ist  unter  A  XI  allgemein 
behandelt.  Vielfach  sucht  man  durch  Vereinigung 
einer  gröberen  Anzahl  von  Bahnen  in  einer  Unter- 
nehmung wirtschaftliche  Vorteile  zu  erreichen,  dann 
bestehen  in  der  Regel  unter  der  Direktion  der 
Gesellschaft  Betriebsleitungen  für  die  einzelnen 
Linien. 

II.  Österreichische  Bundesbahnen. 

I.  Das  Bundesministerium  für  Verkehrs- 
wesen (für  das  Eisenbahn-,  Post-,  Telegraphen-  und 
Fernsprechwesen,  ferner  für  Schiffahrt-  und  Luft- 
fahrtangelegenheiten sowie  für  das  Kraftfahrwesen) 
mit  einer  Kanzlei  des  Bundesministers  und  einer  in 
Bureaus  gegliederten  Abteilung,  dann  6  Sektionen 
für  das  Eisenbahnwesen,  die  in  Departements  geteilt 
sind,  endlich  mit  dem  Elektrisierungsamt  der 
österreichischen  Bundesbahnen,  dem  die  Arbeiten  für 
die  Einführung  der  elektrischen  Zugförderung  ob- 
liegen. Dem  Ministerium  ist  zur  Begutachtung  der 
volkswirtschaftlichen  Wirkungen  geplanter  Einrich- 
tungen und  Maßnahmen  der  Verkehrsmittelverwal- 
tung des  Bundes  ein  Verkehrsbeirat  beigegeben. 

II.  Dem  Bundesministerium  für  Verkehrswesen  sind 
a)  als  zentrale  Hilfsämter'  angegliedert: 


'  Die  frühere  Generalinspektion  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  ist  ab  I.Januar  1920  aufgehoben 
■worden.  Ihre  Geschäfte  sind  an  die  sachlich  in  Be- 
tracht kommenden  Stellen  des  Ministeriums  über- 
gegangen. Für  die  Überwachung  der  Maßnahmen 
zum  Schutze  der  Bediensteten  ist  im  Verbände  der 


1.  das  Tariferstellungs-  und  Abrechnungs- 
bureau der  österreichischen  Bundesbahnen  für  die 
Aufstellung  der  Tarife  im  Personen-  und  Güterver- 
kehr und  die  Abrechnung  mit  fremden  V.; 

2.  das  Hauptwagenamt  der  österreichischen 
Bundesbahnen  für  die  einheitliche  Leitung  und  Über- 
wachung des  Wagendienstes,  die  Wagenverteilung 
und  Wagenabrechnung; 

b)  unmittelbar  instanzenmäßig  unterstellt: 

5  Bundesbahndirektionen,  hiervon  2,  u.  zw. 
Wien-West  und  Wien-Nordost  mit  dem  Sitze  in 
Wien,  die  übrigen  in  Linz,  Innsbruck,  Villach.  Ihnen 
obliegt  die  Betriebsführung  und  die  örtliche  V.  aller 
zu  ihrem  Bezirk  gehörigen  Bahnstrecken  und  die 
rechtliche  Vertretung  der  V.  An  der  Spitze  der 
Bundesbahndirektion  steht  ein  Präsident,  dem  je 
ein  Vizepräsident  für  den  administrativen  und 
technischen  Dienst,  bei  den  2  Wiener  Direktionen 
noch  ein  Vizepräsident  für  den  kommerziellen  Dienst 
beigegeben  ist.  Im  übrigen  sind  die  Bundesbahn- 
direktionen in  8  Abteilungen  (Referate)  gegliedert. 
Die  Abteilungen  werden  von  „Abteilungsvorständen" 
geleitet  und  sind  in  „Gruppen"  geteilt. 

Der  Bund-esbahndirektion  Wien-Nordost 
ist  die  Beschaffung  und  Übernahme  bestimmter 
Materialien  für  den  Gesamtbereich  der  österreichi- 
schen Bundesbahnen  übertragen,  wofür  eine  eigene 
Abteilung  besteht. 

Für  den  Neubaudienst  und  für  die  Bauten  zur 
Einführung  des  elektrischen  Betriebes  auf  den  Bundes- 
bahnen werden  bei  Bedarf  in  unmittelbarer  Unter- 
ordnung unter  das  Ministerium  bzw.  das  Elektri- 
sierungsamt Bauleitungen  errichtet,  die  auch  die 
Grunderwerbungen  durchführen. 

III.  Den  Bundesbahndirektionen  unmittelbar  unter- 
stellte Vollzugsstellen  (Stellen  des  äußern 
Dienstes)  sind: 

a)  für  den  Betriebs-  und  Verkehrsdienst 
(nach  österreichischem  Sprachgebrauch  „Verkehrs- 
und kommerzieller  Dienst")  die  Bahn  be  triebs- 
ämter,  Bahnstationsämter  und  Haltestellen, 
letztere  in  der  Regel  keine  selbständigen  Dienststellen, 
sondern  einer  Nachbarstation  unterstellt,  Betriebs- 
ausweichen, Ladestellen,  in  einzelnen  Anschluß- 
bahnhöfen an  fremde  Eisenbahnen  „kommerzielle 
Vertretungen"  und  für  Lokalbahnen  Betriebs- 
leitungen; 

b)  für  den  Bahnaufsichts-  und  Bahnerhaltungs- 
dienst die  Streckenleitungen,  denen  die  für  den 
Bahnerhaltungsdienst  notwendigen  Hilfsanstalten,  wie 
Schottergruben,  Schotterquetschen,  Schwellenimprä- 
gnierungsanstalten u.  s.  w.  unterstehen ; 

c)  für  den  Zugförderungsdienst  die  Heizhaus- 
leitungen mit  den  ihnen  unterstellten  Heizhaus- 
nebenstellen; 

d)  für  den  Werkstättendienst  die  Hauptwerk- 
stätten und  die  den  Heizhausleitungen  angeglie- 
derten Nebenwerkstätten ; 

e)  für  den  Sicherungsdienst  die  Signal  Werk- 
stätten; 

f)  für  den  Materialdienst  die  Materialmaga- 
zine. 

III.  Tschecho-SIowakische  Staatsbahnen. 

I.  Das  Eisenbahnministerium  in  Prag  mit 
einem  Präsidium  und  6  Departements.  Beim  Eisen- 
bahnministerium ist  ein  tschecho-slowakischer 
Staatseisenbahnrat  errichtet. 


Verkehrssektion  (d.  i.  Betriebsabteilung)  ein  besM- 
deres  Departement  errichtet  worden,  dessen  Auf- 
sichtstätigkeit sich  auch  auf  alle  Haupt-  und  Klein- 
bahnen erstreckt 
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Verwaltung. 


II.  Die  7  Eisenbahndirektionen  in  I^rag, 
Pilsen,  Königgrätz,  Brunn,  Olmütz,  Preßburg, 
Kaschau  im  wesentlichen  in  ihrer  bisherigen  Organi- 
sation mit  8  Abteilungen  (Referaten)  übernommen. 
Bei  jeder  Eisenbahndirektion  ist  ein  Direktionseisen- 
bahnrat gebildet. 

III.  Den  Eisenbahndirektionen  unterstehen  für 
die  Bahnunterhaltung  und  Bahnbewachung  „Bahn- 
erhaltungssektionen". Für  die  Lokalbahnen  be- 
stehen für  den  Verkehr,  Zugförderung,  Bahnerhaltung 
und  Kassendienst  eigene  Dienststellen:  „Betriebs- 
leitungen". 

IV.  Kg!,  ungarische  Staatseisenbahnen. 

I.  Kgl.  ungarisches  Handelsministerium. 

II.  Zentralstellen: 

a)  Kgl.  ungarische  Oeneralinspektion  für 
Eisenbahnen  und  Schiffahrt  (s.  u.  „Aufsichts- 
recht"); 

b)  Direktion  der  kgl.  ungarischen  Staats» 
eisenbahnen  in  Budapest. 

Ihr  unterstehen : 

III.  6  Betriebsleitungen  (Budapest,  Szombat- 
hely,  Miskolcz,  Szeged,  Debreczen,  Pecs).  Jede  Be- 
triebsleitung hat  5  Abteilungen. 

Je  nach  Bedarf: 

IV.  Bauinspektionen  für  größere  Bauaus- 
führungen. 

Den  Betriebsleitungen  unterstehen: 

V.  Verkehrsinspektionen  für  die  Leitung  des 
Betriebes, Materialdepots,  Ingenieursektionen. 

VI.  Äußere  Dienststellen:  Stationen,  Aus- 
weichen (ohne  öffentlichen  Verkehr),  Haltestellen 
(ohne  Weichen),  Ladestellen ;  selbständige  Güter- 
stationen nur  in  Budapest.  Den  Ingenieursektionen 
unterstehen  für  die  Bahnerhaltung  Bahnaufseher.  Für 
den  Werkstättendienst  unterstehen  der  Direktion  un- 
mittelbar 2  Hauptvcerkstätten  und  7 selbständige  Werk- 
stätten. Die  Filialwerkstätten  und  Heizhäuser  unter- 
stehen den  Betriebsleitungen.  Den  Betriebsleitungen 
unterstehen  außerdem  1  Schwellentränkanstalt,  Ma- 
gazinsverwaltungen in  den  Bahnhöfen,  Elektrizitäts- 
werke, 1  Brikettfabrik,  1  Ziegelei,  1  Gasfabrik,  1  Erd- 
gasfüllanlage und  die  technischen  Wagenämter. 

V.  Privatbahnen  in  Österreich,  Ungarn  und 
den  Nachfolgestaaten. 
a)  Allgemeines. 
Vorstand  im  Sinne  des  HOB.  ist  der  Verwal- 
tungsrat. Er  wird  von  der  Generalversammlung 
auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  gewählt.  Ihm  obliegt 
die  oberste  Leitung  aller  Geschäfte  der  Gesellschaft, 
die  Ernennung  des  Direktors  und  der  übrigen  ge- 
sellschaftlichen Angestellten  und  die  Überwachung 
der  Geschäftsführung.  Obligatorische  Aufsichtsräte 
bestehen  nicht.  Die  Generalversammlung  bestellt  für 
die  Rechnungsnachprüfung  jeweils  einen  Revisions- 
ausschuß. Nach  der  österreichischen  Eisenbahn- 
betriebsordnung hat  jeder  „zum  Betrieb  einer  Eisen- 
bahn autorisierte  Privatverein"  zur  Leitung  des  Be- 
triebes eine  Direktion  aufzustellen,  die  dem  Ver- 
waltungsrat untergeordnet  und  verantwortlich  ist. 

b)  Südbahngesellschaft. 

Verwaltungsrat:  Sitz  in  Wien  X/,,  Ohega- 
platz  4.  Gliederung  der  V.: 

Generaldirektion  in  Wien,  ebenda. 

Sie  gliedert  sich  in  den  administrativen  Dienst, 
den  finanziellen  Dienst,  kommerziellen  Dienst  und 
technischen  Dienst  mit  je  einem  Direktor. 

Betriebsdirekt  ion  Budapest  für  die  auf  dem 
Gebiete  des  Königreichs  Ungarn  gelegenen  gesell- 
schaftlichen Linien. 


Betriebsdirektion  Laibach  (Ljubljana)  für 
die  auf  dem  Gebiete  des  Königreichs  der  Serben, 
Kroaten  und  Slovenen  gelegenen  gesellschaftlichen 
Linien. 

Betriebsdirektjon  Wien  für  die  auf  dem  Ge- 
biete der  Republik  Österreich  gelegenen  gesellschaft- 
lichen Linien. 

Den  Betriebsdirektionen  obliegt  die  Ausführung 
und  Überwachung  des  gesamten  Betriebes  in  ihrem 
Bereiche. 

Der  Betriebsdirektion  Wien  unterstehen  die 
4  Betriebsinspektorate  Wien,  Graz,  Klagenfurt 
und  Innsbruck,  denen  die  äußeren  Dienststellen  des 
Verkehrs-,  Bau-  und  Bahnerhaltungs-,  Zugförderungs- 
und Werkstättendienstes  untergeordnet  sind. 

Den  übrigen  Betriebsdirektionen  unter- 
stehen unmittelbar  die  vorerwähnten  äußeren  Dienst- 
stellen. 

Die  in  Italien  gelegenen  gesellschaftlichen  Linien 
werden  dermalen  von  den  kgl.  italienischen  Staats- 
bahnen betrieben. 

Äußere  Dienststellen  sind  die  Stationen,  Bahn- 
erhaltungssektionen mit  den  ihnen  zugeteilten  Bahn- 
meistern, Heizhäuser,  Werkstätten,  Materialmagazine. 
c)  A.  Priv.  Buschtehrader  Eisenbahn. 

Die  Organe  der  Gesellschaft  sind  die  General- 
versammlung, der  Verwaltungsrat,  die  vom 
Verwaltungsrat  ernannte  und  an  dessen  Instruktion 
gebundene  Generaldirektion  und  der  von  der 
Generalversammlung  gewählte,  aus  3  Mitgliedern  be- 
stehende Revisionsausschuß. 

Für  die  Bahnerhaltung  bestehen  Bahnerhal- 
tungssektionen. 

d)  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn. 

Verwaltungsrat  aus  10  Mitgliedern,  der  ein 
viergliedriges  Komitee  zur  Vorberatung  wichtiger 
Angelegenheiten  bestellt. 

Direktion  in  Teplitz-Schönau.  2  Geschäfts- 
gruppen mit  12  Abteilungen.  5  Streckenleitungen 
für  die  Bahnerhaltung. 

Äußerer  Dienst:  Stationen,  Personenhalte- 
stellen, Ladestellen,  21  Bahnmeister,  2  Hauptwerk- 
Stätten,  6  Betriebswerkstätten,  1 1  Lokomotivstationen, 
1  Materialmagazin. 

VI.  Niederlande. 
Die  Gesellschaft  für  den  Betrieb  von  niederländi- 
schen Staatseisenbahnen  (S.  S.)  und  die  Holländische 
Eisenbahngesellschaft  (H.S.  M.)  sollen  zu  einer  ein- 
zigen Aktiengesellschaft  verschmolzen  werden,  wobei 
das  Aktienkapital  auf  mehr  als  das  Doppelte  erhöht 
wird  und  der  Staat  die  gesamte  Erhöhung  des  Aktien- 
kapitals übernimmt.  Dadurch  erhält  der  Staat  die 
Aktienmehrheit.  Er  garantiert  den  Aktionären  b<>o 
Dividende,  wird  an  dem  Mehrertrag  mit  bestimmten 
Sätzen  beteiligt  und  ernennt  die  Alehrheit  der  Mit- 
glieder des  Aufsichtsrates.  Tarifänderungen  und  Neu- 
bauten unterliegen  seiner  Genehmigung.  Die  beiden 
Aktiengesellschaften  werden  damit  in  eine  gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmung  verwandelt. 

Organisation. 

I.  Die  Eisenbahnen  gehören  zum  Ressort  des 
Ministers  für  Wasserbau. 

II.  Die  Vereinigte  Generaldirektion  in  Utrecht 
und  Amsterdam.  An  der  Spitze  stehen  3  Direk- 
toren (Kollegialverfassung).  7  Abteilungen  (Dienste). 

III.  Ihr  unterstehen:  Betriebsinspektionen  (unter 
dem  Chef  des  Betriebs-  und  Verkehrsdienstes);  Bau- 
inspektionen (unter  dem  Chef  des  Bahnunterhaltungs- 
dienstes) ;  Inspektionen  für  Signalwesen  und  Elektro- 
technik (desgleichen);  Maschineninspektionen  (unter 
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dem  Chef  des  Maschinendienstes);  Werkstätten- 
inspektionen (unter  dem  Chef  für  den  Werkstätten- 
dienst). 

Dem  Chef  des  kommerziellen  Dienstes  unter- 
stehen die  kommerziellen  Agenten  im  In-  und  Aus- 
land. 

VII.  Schweiz. 

a)  Die  Aufsichtsbehörde  über  das 

schweizerische  Eisenbahnwesen. 

Die  Aufsicht  über  das  Eisenbahnwesen  der  Schweiz 
ist  Sache  des  Bundesrates,  der  seinem  Post-  und 
Eisenbahndepartement  einen  großen  Kreis  von 
Geschäften  zur  selbständigen  Erledigung  übertragen 
hat.  3  Dien  Stabteilungen:  1.  Kanzlei,  2.  tech- 
nische Abteilung,  3.  administrative  Abtei- 
lung. 

Die  Kontrolle  des  Eisenbahndepartements  über 
die  Bundesbahnen  ist  neuerdings  bedeutend  ein- 
geschränkt worden. 

b)  V.  der  Schweizer  Bundesbahnen. 

Die  Organisation  der  Eisenbahnbehörden  zeigt  die 
strenge  Trennung  zwischen  Aufsicht  undV. 

Für  die  eigentliche  V.  der  Bundesbahnen,  dereine 
weitgehende  Selbständigkeit  (Autonomie,  s.  o.  AV) 
eingeräumt  ist,  bestehen  nach  Artikel  15  des  Bundes- 
gesetzes folgende  Organe : 

1.  Die  Qeneraldirektion  in  Bern,  Kollegial- 
behörde aus  5  Mitgliedern,  die  auf  6  Jahre  gewählt 
werden  und  an  der  Spitze  der  5  Departements  stehen: 
Finanz-,  Kommerzielles,  Betriebs-,  Bau-,  Rechts- 
departement. Die  Departements  zerfallen  in  Dienst- 
abteilungen und  diese  in  Bureaus.  Jedes  De- 
partement bearbeitet  auch  die  Personalien  seiner 
Beamten  selbst.  Der  Generaldirektion  ist  zur  Siche- 
rung ihrer  finanziellen  Autonomie 

1.  ein  Verwaltungsrat  aus  55  Mitgliedern  bei- 
gegeben. Der  Verwaltungsrat  bestellt  eine  ständige 
Kommission  aus  dem  Präsidenten  und  6  weiteren 
Mitgliedern. 

3.  5  Kreisdirektionen:  Kreis  I  Lausanne,  II 
Basel,  III  Zürich,  IV  St.  Gallen  und  V  Luzern. 
Kollegialbehörden  aus  3  Mitgliedern,  deren  jedes 
Chef  eines  der  3  Departements  (für  Bau-,  Betriebs-, 
Finanz-  und  Rechtsangelegenheiten)  ist.  Die  Departe- 
ments zerfallen  in  „Dienstabteilungen".  Den  Kreis- 
direktionen obliegt  die  administrative  und  gericht- 
liche Vertretung  der  Eisenbahnverwaltung  innerhalb 
ihres  Zuständigkeitsbereichs.  Sie  besitzen  umfassende 
Zuständigkeiten. 

Den  Kreisdirektionen  sind 

4.  Kreiseisenbahnräte  beigegeben. 

5.  Dem  Baudepartement  unterstehen  Bahninge- 
nieure. 

c)  Die  Schweizer  Privatbahnen. 

Von  der  Generalversammlung  der  Aktionäre 
wird  ein  Verwaltungsrat  ernannt,  der  einen 
Ausschuß,  „Direktion  oder  Direktionskommission", 
wählt.  Diesem  ist  die  Besorgung  der  wichtigeren  allge- 
meineren Fragen  übertragen,  während  die  eigent- 
liche Betriebsleitung  einem  Oberbeamten  (Betriebs- 
direktor) zusteht.  Der  Verwaltungsrat  ernennt 
seinen  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  und  die 
Mitglieder  der  Direktion.  Der  Betriebsleiter  wird 
meist  ebenfalls  vom  Verwaltungsrat  gewählt,  zu- 
weilen von  der  Direktion.  Dem  Verwaltungsrat  steht 
ferner  zu  die  Antragstellung  an  die  Generalversamm- 
lung und  die  Ausführung  ihrer  Beschlüsse,  Ge- 
nehmigung aller  Vorschriften,  die  finanzielle  Lei- 
stungen veranlassen,  Vorlage  des  Jahresbudgets,  der 
Jahresrechnung  an  die  Generalversammlung,    Tarif- 


änderungen u.  s.w.  Direktion:  Vorberatung  der  Ge- 
schäfte für  den  Verwaltungsrat,  Einrichtung  und 
Überwachung  des  Kassenwesens,  Organisation  des 
Bahnbetriebs,  Genehmigung  der  Fahrpläne,  Tarife 
und  Transportbestimmungen.  Betriebsleiter  leitet 
den  ganzen  Betrieb.  Wohnt  den  Sitzungen  der  Di- 
rektion und  des  Verwaltungsrats  sowie  der  General- 
versammlung mit  beratender  Stimme  bei. 

VIIL  Italien. 

I.  Das  Eisenbahnwesen  untersteht  dem  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten  als  Auf- 
sichtsinstanz. Auf  den  Gang  der  V.  kann  der  Minister 
einen  maßgebenden  Einfluß  nicht  nehmen,  da  ihm 
gegenüber  den  Beschlüssen  des  Verwaltungsrats  und 
der  Qeneraldirektion  lediglich  ein  Veto,  aber  kein 
positives  Anordnungsrecht,  im  übrigen  lediglich  die 
parlamentarische  Vertretung  der  Eisenbahnangelegen- 
heiten, dann  das  Recht,  sich  durch  Inspektion  über 
den  Gang  des  Betriebes  und  der  V.  zu  unterrichten, 
zugesprochen  ist.  Hierbei  war  der  Grundgedanke 
bestimmend,  der  Staatseisenbahnverwaltung  eine  mög- 
lichste Selbständigkeit  („Autonomie")  zu   verleihen. 

II.  Der  Verwaltungsrat  besteht  aus  dem  Ge- 
neraldirektor als  Vorsitzenden  und  8  Räten. 

III.  Die  Generaldirektion  besteht  aus: 

a)  4  Betriebsabteilungen  (servizi  dell'  esercizio): 
1.  Betrieb  und  Verkehr  (movimento),  2.  Zugbeför- 
derung (trazione),  3.  Wagendienst  (veicoli),  4.  Bau 
und  Bahnunterhaltung  (lavori); 

b)  aus  den  Zentralämtern  (uffici  centrali): 
5,  das  Sekretariat  für  allgemeine  Verwaltungsange- 
legenheiten, 6.  Personalamt,  7.  Sanitätsamt,  8.  Rechts- 
amt, 9.  Tarifamt,  10.  Beschaffungsamt,  1 1.  Rechnungs- 
amt (die  Einnahmekontrollen  sind  nicht  der  Tarif- 
abteilung, sondern  dem  Rechnungsamt  unterstellt), 
12.  die  Neubauabteilung  für  neue  Bahnen;  außer- 
dem besteht  13.  ein  Schiffsfahrtsamt  und  14.  ein 
Aufsichtsamt  über  die  Neben-  und  Schmalspurbahnen. 

Die  Generaldirektion  hat  ihren  Sitz  in  Rom, 
die  Betriebsabteilungen  für  Zugförderung  (2)  für 
den  Wagendienst  (3)  in  Florenz  und  das  Aufsichts- 
amt (14)  für  die  Schmalspurbahnen  Siziliens  in 
Palermo. 

IV.  Der  Generaldirektion  unterstehen  12  Be- 
zirksdirektionen (direzioni  compartimentali).  Sie 
sind  gegliedert  in  drei  Abteilungen  (divisioni), 
für  Betrieb  und  Verkehr,  für  Zugbeförderung  und 
Betriebsmittel  und  für  Bahnunterhaltung  und  Bahn- 
aufsicht, dann  3  Ämter  (uffici),  ein  Rechnungsamt, 
Rechtsamt  und  Gesundheitsamt,  die  einander  mit 
größter  Selbständigkeit  gegenüberstehen  und  den 
entsprechenden  Abteilungen  und  zentralen  Ämtern 
der  Generaldirektion  unmittelbar  unterstellt  sind.  Sie 
erledigen  Ihre  Arbeiten  im  allgemeinen  selbständig 
und  unabhängig  von  dem  Präsidenten  der  Be- 
triebsdirektion (capo  compartimento),  der  in  un- 
mittelbarer Abhängigheit  vom  Generaldirektor  steht, 
aber  den  Abteilungen  und  Ämtern  der  Direktion 
gegenüber  keine  selbständigen  sachlichen  Befugnisse 
besitzt.  Er  führt  den  Vorsitz  im  Bezirkseisen- 
bahnrat und  vor  allem  im  Betriebsausschuß 
(comitato  d'esercizio),  dem  außerdem  die  Vorstände 
der  3  Divisionen  und  die  Vorstände  der  3  Ämter 
-  soweit  diese  beteiligt  sind  —  angehören.  Der  Be- 
triebsausschuß berät  über  Angelegenheiten,  die 
mehrere  Abteilungen  oder  die  Direktion  als  Ganzes 
angehen. 

Zwischen  den  Bezirksdirektionen  und  den  äußeren 
Dienststellen  stehen  nur  noch  auf  dem  Gebiete  des 
Bahnunterhaltungsdienstes  besondere  Verwaltungs- 
stellen, die  Bahnunterhaltungssektionen. 
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IX.  Frankreich. 
a)  Die  Eisenbahnaufsichtsbehörde. 

-  Der  starke  Einfluß  der  Zentralgewalt  auf  das  Eisen- 
bahnwesen des  Landes  äußert  sich  nicht  nur  in  einer 
ganz  eigenartigen  Verteilung  und  Organisation  des 
Eisenbahnmonopols  unter  die  7  großen  V.,  sondern 
auch  in  einer  kräftigen  Handhabung  der  Staatsaufsicht. 
Die  Eisenbahnangelegenheiten,  u.  zw.  sowohl  die- 
jenigen der  Privatbahnen  als  auch  jene  der  beiden 
Staatsbahnnetze,  gehören  zum  Ressort  des  Mini- 
steriums der  öffentlichen  Arbeiten,  Posten  und  Tele- 
graphen. Näheres  über  die  Organisation  der  Staats- 
aufsicht s.  unter  „Französische  Eisenbahnen«, 
dann  unter  „Beiräte". 

b)  Verwaltungseinrichtungen  der  Privat- 
gesellschaften. 

Die  V.  der  fünf  großen  Privatbahngesellschaften 
ist  im  wesentlichen  einheitlich  organisiert.  Die  Ver- 
waltungsräte und  Direktionen  aller  Gesellschaften 
haben  ihren  Sitz  in  Paris. 

Der  Verwaltungsrat  wird  von  der  General- 
versammlung der  Aktionäre  gewählt.  Ihm  sind  alle 
wichtigeren  Entscheidungen  vorbehalten.  Die  aus- 
übende V.  liegt  in  den  Händen  der  Direktion,  bei 
der  Nordbahn  in  den  Händen  des  Comite  de  Direc- 
tion,  d.  i.  der  Direktoren  der  drei  selbständigen  Ab- 
teilungen der  V.  Die  gesamte  V.  zerfällt  im  wesent- 
lichen in  3  große  Hauptabteilungen,  von  denen  jede, 
soweit  möglich,  auch  ihre  allgemeine  und  Personal- 
verwaltung, Statistik  u.  s.  w.  besorgt : 

1.  die  Betriebsabteilung,  Service  de  l'Exploitation, 

2.  die  Bauabteilung,  Service  des  Travaux  et  de 
la  Voie, 

3.  die  Zugbeförderungsabteilung,  Service  du  Ma- 
teriel  et  de  la  Traction. 

Ein  Secretaire  general  erledigt  die  Angelegen- 
heiten der  allgemeinen  V.,  die  nicht  nach  den  3  Be- 
triebszweigen aufgeteilt  werden  können,  ein  Chef  du 
Contentieux  die  Rechtsangelegenheiten  und  ein  Chef 
de  la  Comptabilite  Generale  et  des  Finances  die 
finanziellen  Angelegenheiten.  Daneben  bestehen  bei 
manchen  Bahnen  noch  weitere  Oberbeamte  für  den 
kommerziellen  Dienst,  Verkehrskontrolle,  Reklama- 
tionen u.  s.  w. 

Der  Einteilung  der  Direktion  in  die  3  Haupt- 
zweige entspricht  die  Organisation  der  örtlichen  Ver- 
waltungsstellen. Die  Bezirke  sind  in  den  3  Verwal- 
tungszweigen nicht  gleich.  An  der  Spitze  derselben 
stehen  Hauptinspektoren  (-Ingenieure)  für  den  Betrieb, 
Zugbeförderungs-  und  Baudienst.  Daneben  stehen 
noch  selbständige  Hauptwerkstätten  unmittelbar  unter 
der  Direktion.  Zwischen  dem  Hauptinspektor  für 
den  Betrieb  und  den  äußeren  Dienststellen  stehen 
für  den  Betrieb  noch  Betriebsinspektoren. 

Der  Betriebsdienst  umfaßt  auch  den  Verkehrs- 
(Tarif-,  Abfertigungs-,  Beförderungs-  und  Wagen-) 
dienst.  Auch  auf  den  größeren  Bahnhöfen  ist  Betrieb 
und  Verkehr  vereinigt. 

Dem  Chef  der  Bauabteilung  der  Direktion 
unterstehen  die  Ingenieurs  chefs  de  Division  und 
diesen  wieder  die  Chefs  de  Section,  denen  die  Bahn- 
meister (Chefs  de  district)  untergeordnet  sind. 

Dem  Chef  der  Zugbeförderungsabteilung 
unterstehen  auch  die  Vorstände  der  Hauptwerkstätten 
und  Werkstätten  (Chefs  d'ateliers,  Contre-maitres) 
und  diesen  wieder  das  Lokomotiv-  und  Werkstätten- 
personal. 

c)  Die  V.  der  Staatsbahnen. 
Auch   die  V.   der   Staalsbahnen   steht  unter  der 
obersten  Leitung  des  Ministers  der  öffentlichen  Ar- 


beiten, Posten  und  Telegraphen.  Ausführende  V.  ist 
die  Direktion  unter  einem  Direktor  und  2  Unter- 
direktoren. Im  übrigen  ist  die  Organisation  seit  1911 
wieder  im  wesentlichen  die  gleiche  wie  bei  den 
Privatbahnen. 

Der  Direktion  ist  ein  Beirat,  Conseil  du  reseau 
de  l'Etat  beigegeben.  Er  wird  über  Tarife,  Fahr- 
plan, Verkehrs-  und  Betriebsangelegenheiten  sowie 
über  Fragen  finanzieller  und  rechtlicher  Art  gehört. 

d)  Die  Sozialisierung  der  Eisenbahnen. 

Auch  in  Frankreich  vollzieht  sich  eine  Umwälzung 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens.  Die  Kammer 
der  Abgeordneten  hat  im  Dezember  1920  einen  Ge- 
setzentwurf „über  die  Neuorganisation  der  Eisen- 
bahnen" angenommen,  wonach  eine  Art  „Soziali- 
sierung" eintritt.  Die  einzelnen  Eisenbahnnetze  sollen 
zwar  ihre  Selbständigkeit  behalten,  die  Gesellschaften 
aber  zu  einer  Interessengemeinschaft  zusammen- 
geschlossen werden,  der  auch  die  Staatsbahn  beitritt. 

Die  oberste  Leitung  des  Betriebes  wird  geführt: 

1.  durch  den  Conseil  SuperieurdesChemins 
de  fer.  Die  Beschlüsse  müssen  vom  Eisenbahn- 
minister genehmigt  werden; 

2.  durch  das  Comite  de  Direction,  dem  die 
Betriebs-  und  Geschäftsführung  im  eigentlichen  Sinne 
obliegen  soll,  soweit  dabei  mehrere  Gesellschaften 
beteiligt  sind.  Es  ist  gebildet  aus  Vertretern  der 
Eisenbahnverwaltungen. 

Dadurch  soll  eine  weitgehende  Einheitlichkeit  des 
Betriebes,  der  Tarife  und  der  Personalbesoldungen 
herbeigeführt  werden,  die  Tariflioheit  der  Gesell- 
schaft wird  ganz  aufgehoben,  in  die  inneren  Ver- 
hältnisse soll  aber  nicht  eingegriffen  werden. 
Die  Befugnisse  des  Ministers  und  der  leitenden 
Körperschaften  sollen  sich  nur  auf  solche  Angelegen- 
heiten beziehen,  die  mehrere  Gesellschaften  betreffen. 
Alle  Einnahmen  fließen  einer  gemeinsamen 
Kasse  zu,  aus  der  auch  alle  Ausgaben  bestritten 
werden.  Zur  Herstellung  eines  angemessenen  Ver- 
hältnisses zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  sollen 
3  .Monate  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  die  Tarife 
neu  festgesetzt  werden  und  diese  Neufestsetzung  soll 
von  Zeit  zu  Zeit  wiederholt  werden.  Um  das  Inter- 
esse der  Gesellschaften  und  des  Personals  zu  heben, 
werden  Prämien  gewährt,  die  nach  der  Zahl  der 
tkm  berechnet  werden  und  im  umgekehrten  Ver- 
hältnis zur  Betriebszahl  stehen.  Davon  -,'3  an  die 
Angestellten,  ','3  an  die  Aktionäre. 

X.  Belgien. 
a)  Aufsicht. 
Das  Eisenbahnwesen   des  Landes  gehört  wie   in 
Frankreich   zum  Ressort  des  Ministre  des  Chemins 
de  fer,  Postes  et  Telegraphes. 

b)  V.  der  Staatsbahnen. 

a)  Verwaltungsrat  unter  dem  Vorsitz  des  Mini- 
sters, 

b)  ausführende  V. 

Die  ausführende  V.  ist  der  Generaldirektion 
der  Staatsbahnen  in  Brüssel  übertragen,  die 
organisatorisch  eine  Abteilung  des  Eisenbahnmini- 
steriums bildet.  Bei  der  Generaldirektion  bestehen 
5  Abteilungen  mit  großer  Selbständigkeit,  nämlich 
der  Generaldienst  und  4  „Direktionen"  für  Betrieb, 
Zugbeförderung,  Bau,  dann  für  Einnahmen-  und  Ma- 
terialienkontrolle. 

Der  Generaldirektion  ist  auch  die  Beaufsichtigung 
der  Privatbahnen  übertragen. 

Der  Betriebsdirektion  unterstehen  als  äußere 
Verwaltungsstellen  1 1  an  den  Hauptplätzen  des 
Netzes  errichtete  „Gruppen",   die   mit  Hauptkon- 
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trolleuren  und  Kontrolleuren  besetzt  sind.  Jeder 
Gruppe  untersteht  eine  Anzahl  (2  —  5)  Sektionen. 

Als  äußere  Vollzugsstellen  unterstehen  den  Sek- 
tionen die  Stationen,  Haltestellen  und  sonstigen 
Dienststellen  (Stadtbureaus  u.  s.  w.). 

Der  Direktion  für  Zugbeförderung  unter- 
stehen 8  Distrikte,  deren  Vorsteher  den  Zugbeför- 
derungsdienst leiten,  das  Fahrmaterial  unterhalten 
und  die  Zen  tral  Werkstätten  beaufsichtigen. 
Ferner  bestehen  die  Materialiendepots,  die 
Fahrkartendruckerei  u.  s.  w. 

Der  Baudirektion  sind  12  Gruppen  und 
diesen  wieder  je  2  — 4  Streckensektionen  und  je 
1  Gebäudesektion  zugeteilt.  Den  Sektionen  unter- 
stehen Untersektionen.  Für  das  Signalwesen  be- 
steht je  ein  Spezialdienst  für  mechanische  und  für 
elektrische  Apparate  in  Brüssel. 

c)  V.  der  Privatbahnen. 

Die  nicht  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen 
mit  Ausnahme  des  Nord  Beige  werden  durch  je  einen 
Administrations-  und  einen  geschäftsführenden  Direk- 
tor verwaltet.  Die  Organisation  der  Gesellschaft  des 
Nord  Beige  entspricht  der  Organisation  der  fran- 
zösischen Nordbahngesellschaft.  Die  V.  hat  ihren 
Sitz  in  Paris  und  besteht  aus  einem  Administrations- 
und einem  Direktionskomitee.  Die  Leitung  des  Be- 
triebes ist  einem  Qeneralinspektor  mit  dem  Sitze  in 
Lüttich  übertragen  (s.  auch  „Belgische  Eisenbahnen"). 

Die  V.  des  gemischtwirtschaftlichen  Unternehmens 
der  Societe  Nationale  des  Chemins  de  Fer 
Vicinaux  besteht  aus  einem  Verwaltungsrat  und 
einer  Direktion.  Außerdem  ist  ein  Aufsichtsrat  vor- 
handen, dessen  Mitglieder  aus  ständigen  Vertretern 
der  9  Provinzen  bestehen  (s.  auch  »Belgische  Neben- 
bahnen"). 

d)  Autonomie. 

Ein  Gesetz  über  den  Betrieb  der  Staatsbahnen 
als  selbständiges  wirtschaftliches  Unternehmen  („In- 
dustrialisierung der  belgischen  Staatsbahnen")  und 
Neuordnung  der  V.  mit  Einsetzung  eines  Verwaltungs- 
rates und  beratenden  Eisenbahnrates  befindet  sich 
in  Vorbereitung. 

XL  Rumänien. 

Das  Eisenbahnwesen  gehört  zum  Ressort  des  M  i  n  i- 
sters  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Ein  Verwaltungsrat  aus  5  Mitgliedern  ent- 
scheidet über  die  wichtigsten  Verwaltungsangelegen- 
heiten. Die  ausführende  V.  liegt  in  den  Händen  der 
Generaldirektion  in  Bukarest.  Bei  ihr  bestehen 
9  Abteilungen  („Dienste"),  an  deren  Spitze  je  1  Direk- 
tor mit  1  oder  2  Stellvertretern  steht.  Bei  den  ein- 
zelnen Abteilungen  ist  je  eine  größere  Anzahl  von 
Bureaus  gebildet.  Für  die  örtliche  Leitung  des  Dienstes 
unterstehen  der  Betriebsabteilung  Linieninspek- 
tionen, der  Bahnerhaltungsabteilung  und  der  Zug- 
beförderungs-  und  Werkstättenabteilung  Inspek- 
tionen. 

Zur  Begutachtung  wichtiger  den  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahnen  betreffenden  Fragen  ist  ein  18glied- 
riger  Oberster  technischer  Rat  eingesetzt. 

XII.  Bulgarien. 
Bulgarische  Staatsbahnen. 

I.  Ministerium  für  Eisenbahnen,  Post  und  Tele- 
graphie. 

II.  Generaldirektion  der  Bulgarischen  Staats- 
eisenbahnen in  Sofia  mit  6  Abteilungen. 

III.  Rayoninspektorate:  a)  für  den  Betrieb, 
b)  Maschinen  und  Werkstättendienst,  c)  Eisenbahn- 
magazine, d)  Streckensektionen. 


Xlll.  Nordische  Bahnen. 
a)  Schwedische  Staatsbahnen. 

A.  Verkehrsministerium. 

B.  Generaldirektion  der  Schwedischen  Staats- 
bahnen in  Stockholm. 

C.  5  Distriktverwaltungen,  jede  besetzt  mit 
1  Distriktchef  als  Vorsteher,  1  Baudirektor,  1  Ma- 
schinendirektor, 1  Betriebs-  und  Verkehrsdirektor, 
daneben  ein  Vorratsintendant. 

D.  Betriebs-,  Bau-,  Maschinensektionen 
und  Hauptwerkstätten.  28  Bausektionen  mit 
Bauingenieuren  als  Vorständen,  Bauinspektoren  als 
Vorsteher  größerer  Arbeiten,  200  Bahnmeistereien, 
18  Maschinensektionen,  6  Hauptwerkstätten,  6  Be- 
triebswerkstätten, 39  Lokomotivstationen,  20  Betriebs- 
und Verkehrssektionen. 

bj  Norwegische  Staatsbahnen. 

A.  Kgl.  Departement  der  öffentlichen 
Arbeiten  mit  einer  eigenen  Expeditionsabteilung 
für  die  Staatseisenbahnen. 

B.  Qeneraldirektion  für  Betrieb  und  Bau  der  Nor- 
wegischen Staatsbahnen  in  Kristiania. 

C.  9  Bezirksdirektionen  mit  je  1  Bezirkschef, 
1  Oberingenieur  für  bahntechnische  und  1  Ober- 
ingenieur für  maschinentechnische  Angelegenheiten 
und  1  Bureauvorsteher. 

D.  Inspektionen:  1.  Verkehrsinspektoren, 
2.  Bahninspektoren,  3.  Lokomotivinspek- 
toren, 4.  Werkstätteninspektoren. 

c)  Dänische  Staatsbahnen. 

/I.Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Der  Generaldirektor  ist  als  solcher  gleichzeitig 
Departementschef  im  Ministerium.  Es  untersteht  ihm 
ein  Qeneralsekretariat,  in  welchem  die  ministeriellen 
Eisenbahnangelegenheiten  behandelt  werden. 

B.  Generaldirektion  der  Dänischen  Staats- 
bahnen in  Kopenhagen. 

C.  3  Bezirksdirektionen  unter  je  einem 
Distriktschef  mit  dem  notwendigen  technischen  und 
Bureaupersonal. 

D.  10  Verkehrssektionen  für  Verkehr  und  Be- 
trieb, 14  Bahnsektionen  für  Bahndienst  und  Bahn- 
unterhaltung, 5  Maschinensektionen  für  den  Ma- 
schinendienst und  die  3  Hauptwerkstätten,  1  Signal- 
inspekfor  für  den  Signal-  und  Telegrapheudienst. 

XIV.  Großbritannien. 
aj  Eisenbahnaufsichtsbehörde. 

Das  am  1.  Januar  1920  ins  Leben  getretene  Ver- 
kehrsministerium mit  1  Beirat,  12  General- 
direktoren und  4  Vertretern  der  Arbeitnehmer. 

Außerdem  besteht  seit  1873  ein  Eisenbahn- 
gerichtshof (Railway  and  Canal  Commissioners), 
der  über  Beschwerden  des  Personals  sowie  des  Pu- 
blikums gegen  die  Eisenbahnverwaltungen  zu  ent- 
scheiden hat. 

b)  Verwaltungseinrichtungen  der  Gesell- 
schaften. 
An  der  Spitze  der  Gesellschaft  steht 

I.  der  Board  of  Directors,  das  Direktorium, 
der  Aufsichtsrat  des  deutschen  Aktienrechts,  aber  mit 
sehr  starkem  unmittelbaren  Einfluß  auf  die  V.  des 
Unternehmens,  aus  15  —  24  von  den  Aktionären  aus 
Persönlichkeiten  in  einflußreicher  Stellung  in  Handel, 
Industrie  und  Landwirtschaft  gewählt.  Er  regelt  ins- 
besondere das  Finanzwesen  und  bewilligt  die  Mittel. 

Ihm  untersteht  die 

II.  ausübende  V.  Sie  zerfällt  in  2  Hauptabtei- 
lungen, die  Betriebs-  und  Verkehrsabteilung  und 
die  Verwaltungsabteilung. 
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a)  Die  Betriebs-  und  Verkehrsabteiiung 
leitet  der  General  managen  Ihm  untersteht  1.  der 
Liniensuperintendent  für  den  gesamten  Betrieb 
auf  der  Strecke,  den  Personen-  und  Personenzugs- 
verkehr einschließlich  des  in  Personenzügen  beför- 
derten Milch-,  Lebensmittel-  und  Paketverkehrs  und 
das  gesamte  Fahrplanwesen;  2.  der  Obergüter- 
verwalter für  den  Güter-  und  Rangierdienst  auf 
den  Stationen,  die  Wagenmieten,  Mitwirkung  beim 
Oüterzugfahrplan;  3.  der  Oberingenieur  für  Bahn- 
unterhaltung und  Neubau;  4.  der  Lokomotiv- 
superintendent und  5,  der  Wagensuperinten- 
dent. Das  Bahnnetz  ist  sowohl  für  den  Betrieb  als 
für  den  Bau  in  Divisionen  und  diese  wieder  in 
Distrikte  geteilt;  die  Divisions-  und  Distriktssuper- 
intendenten unterstehen  dem  Liniensuperintendenten, 
die  Divisions-  und  Distriktsingenieure  dem  Ober- 
ingenieur. Dem  Obergüterverwalter  unterstehen  die 
Distriktsgüterverwalter  unmittelbar.  In  minder  wich- 
tigen Bezirken  sind  Betrieb  und  Verkehr  in  der  Hand 
des  Distriktssuperintendenten  vereinigt,  also  eine  Art 
von  gemischten  Betriebs-  und  Verkehrsinspektionen 
gebildet. 

Bei  einigen  Bahnen  ist  seit  1902  je  eine  beson- 
dere betriebskommerzielle  V.  gebildet.  Dieser 
wurde  unter  einem  Generalsuperintendenten  auch 
noch  die  Wagenverteilung  und  Zusammenstellung 
der  Güterzüge  übertragen,  während  das  kaufmänni- 
sche Geschäft  des  Personen-  und  Güterverkehrs  in  der 
Hand  des  Qeneralverkehrsverwalters  vereinigt  wurde. 

b)  Die  Verwaltungsabteilung  leitet  der 
Sekretär.  Ihm  unterstehen  1.  die  Verkehrskontrolle 
und  2.  das  Rechnungsbureau. 

c)  Neueste  Entwicklung. 

Am  I.Januar  1920  ist  die  Leitung  des  englischen 
Eisenbahnwesens  an  das  \'erkehrsministerium 
übergegangen.  Der  Minister  hat  eine  Denkschrift 
„Vorschläge  für  die  künftige  Organisation  der  Trans- 
portunternehmungen und  ihre  Beziehungen  zum 
Staat"  herausgegeben.  Das  Privatbahnsystem  soll  bei- 
behalten, die  Hauptgesellschaften  sollen  in  6  Gruppen 
zusammengefaßt  \^erden,  die  auch  die  kleineren 
Linien  ihres  Gebiets  allmählich  aufsaugen  sollen. 
Die  Netze  der  einzelnen  Gesellschaften  sollen  in 
ihrem  Bestand  erhalten  bleiben,  mit  ihren  Nach- 
barn aber  so  verschmolzen  werden,  daß  abgerun- 
dete Eisenbahnnetze  entstehen.  Für  jede  Gruppe  soll 
ein  Verwaltungsrat  (,.Board  of  Management") 
eingesetzt  werden,  aus  21  Mitgliedern,  deren  Mehr- 
heit aus  den  Aktienbesitzern  hervorgehen,  der  Rest 
aus  Arbeitnehmern  bestehen  soll. 

Die  Tarife  sollen  das  Gleichgewicht  zwi- 
schen Einnahmen  und  Ausgaben  herstellen. 
Für  die  Festsetzung  der  Tarife  ist  die  Mitarbeit  eines 
Tarifbeirats  in  Aussicht  genommen. 

Die  Kleinbahnen  (Light  Railways)  werden  in 
die  Gruppenbildung  nicht  einbezogen,  aber  auch 
ihrerseits  zu  Gruppen  zusammengefaßt. 

XV.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 
a)  Die  Eisenbahnaufsichtsbehörde. 
Die  Aufsicht  über  die  Eisenbahn  übt  die  Inter- 
state Commerce  Commission  (s.  d.),  das  Bundes- 
verkehrsamt der  Vereinigten  Staaten,  auf  Grund  des 
Bundesverkehrsgesetzes  (Interstate  Commerce  Law 
(s.  d.])  aus. 

b)  Die  \'erwaltungseinrichtungen  der 

Gesel  Ischaften. 

1.    Der    Board    of    Directors    wird    von   den 

Aktionären  gewählt.  Die  Direktors  wählen  aus  ihrer 

Mitte  das  Executive  Committee.  2.  Die  ausübendeX'. 


liegt  in  den  Händen  der  Direktion.  An  der  Spitze 
steht  der  Präsident,  dem  das  General  Office  bei- 
gegeben ist,  in  ixelchem  die  wichtigeren  gemein- 
samen   Personalangelegenheiten    bearbeitet   werden. 

In  der  Regel  bestehen  folgende  wichtigste  Ab- 
teilungen, denen  auch  die  meist  nach  Dienstzweigen 
getrennten  Organe  der  Gruppenbezirke,  Distrikte  und 
äußeren  Dienststellen  unmittelbar  untergeordnet  sind : 

a)  das  Transportationsdepartment.  Ihm 
unterstehen:  1.  der  Generalsuperintendent 
(General  Manager),  der  englische  Superintendent  of 
the  Line,  für  den  Betriebs-  und  Zugbeförderungs- 
dienst, der  bei  den  amerikanischen  Bahnen  meist 
vereinigt  ist;  2.  der  Superintendent  ofFreight  Trans- 
portation für  den  Güterabfertigungs-  und  Güter- 
beförderungsdienst; 3.  der  Superintendent  of  Pas- 
senger Transportation  für  den  Personenabfertigungs- 
und  -beförderungsdienst;  4.  der  Generalsuperinten- 
dent of  Motive  Power  für  die  Unterhaltung  der 
Lokomotiven;  5.  der  Superintendent  of  Car  De- 
partment für  die  Unterhaltung  der  Wagen;  6.  der 
Chief  Engineer  of  Maintenance  of  NVay  für 
die  gesamte  Bahnerhaltung. 

Dem  Transportation  Department,  u.  zw.  im  be- 
sonderen dem  Generalsuperintendent,  unterstehen  die 
H  auptgruppen  (Divisions,  manchmal  auch  General 
Divisions  genannt)  und  Untergruppen  (Distrikts, 
manchmal  Divisions  genannt).  An  der  Spitze  der 
Division  steht  der  Division  Superintendent  für  alle 
Dienstzweige  der  Betriebsabteilung.  Dem  Division 
Superintendent  unterstehen  in  den  Distrikten:  1.  die 
Train  Masters,  denen  das  Zugbegleitpersonal, 
Rangier-  und  Weichenstellpersonal  und  das  Loko- 
motivpersonal auf  der  Strecke  untersteht;  2.  der 
Chief  Train  Dispatcher  und  für  verschiedene 
Distrikte  die  Train  dispatchers,  unseren  Zug- 
leitungen entsprechend,  für  die  Regelung  des  Zug- 
laufs, "mit  dem  Telegraphenpersonal  (Operators)  und 
den  Station  Agents  (Beamten  der  kleineren  .Stationen); 
3.  die  Road  Masters  und  unter  ihnen  wieder  die 
Road  Supervisors,  deren  Bezirke  vielfach  nur 
Teile  eines  Distrikts  umfassen,  für  Bahnerhaltung 
und  unter  diesen  die  Sektion  Foremen.  Das  Bahn- 
unterhaltungspersonal untersteht  gleichzeitig 
dem  Bahnunterhaltungsingenieur  der  Division  (Di- 
vision Engineer  on  Maintenance). 

Unter  dem  Generalsuperintendent  of  Motive 
Power  stehen  die  Master  Mechanics  (Maschinen- 
inspektionen) und  unter  diesen  die  Shop  Foremen 
und  Round  House  Foremen  (Vorsteher  der  Loko- 
motivstationen). 

Dem  Superintendent  of  Car  Department  (für 
die  Wagenunterhaltung)  unterstehen  das  Wagen- 
meister-, Wagenreinigungs-  und  Wagenschinierungs- 
personal. 

b)  Das  Freight  Department,  die  Güterver- 
kehrsabteilung, jedoch  ohne  den  Abfertigungs-,  Be- 
förderungs-  und  Wagendienst.  Ihm  unterstehen  die 
Division  Freight  Agents,  deren  Bezirke  mit  den  Di- 
visions der  Betriebsabteilung  nicht  zusammenfallen. 

c)  Das  Passenger  Department,  die  Personen- 
verkehrsabteilung mit  den    Division  Ticket  Agents. 

d)  Das  Legal  Department,  dessen  Leitungsich 
vielfach  der  Präsident  selbst  vorbehält,  mit  dem 
General  Sollicitor.  Im  unterstehen  die  Divisional 
Sollicitors  und  diesen  wieder  District  Sollicitors. 

e)  Das  Treasury  Department,  die  Kassen- 
abteilung für  den  gesamten  Bargeld-  und  Scheck- 
verkehr und  die  ..Shares  und  Bonds"  der  Gesellschaft. 

f)  Das  Accounting  Department,  die  Rech- 
nungs-  und  Revisionsabteilung  unter  einem  Comp- 
troller. 
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An  der  Spitze  eines  jeden  wichtigeren  Departments 
steht  bei  den  größeren  V.  ein  „V'icepresident"  oder 
„General  Officer",  d.  s.  Beamte  mit  im  Wesen  glei- 
chen Befugnissen,  aber  ohne  Sitz  nnd  Stimme  im 
Board  of  Directors. 

c)  Neueste  Entwicklung. 

Der  während  des  Krieges  eingeführte  Bundes- 
betrieb der  Eisenbahnen  ist  nach  zweijähriger  Dauer 
wieder  anfgehoben,  die  Eisenbahnen  sind  mit  der 
Transportation  Act  1920  den  Gesellschaften  zurück- 
gegeben worden.  Der  Staatsbetrieb  hat  sich  wenig 
Frennde  erworben.  Nach  dem  erwähnten  Gesetz  soll 
das  Netz  in  Gruppen  zerlegt  werden.  Diese  sollen 
so  gestaltet  werden,  daß  der  Wettbewerb  nicht  aus- 
geschaltet wird.  Das  Bundesverkehrsamt  wird  er- 
mächtigt, neue  Tarife  mit  Höchstsätzen  festzusetzen. 
Der  Mehrertrag  über  i><>h  fließt  je  zur  Hälfte  in  die 
besonderen  und  zur  andern  Hälfte  in  einen  allge- 
meinen Reservefonds.  Völcker. 

Verwaltungsjahr  s.  Betriebsjahr. 

Verwässerung  des  Anlagekapitals,  Ver- 
deutschung des  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
bildeten Ausdrucks:  „watering  the  stock",  der 
ursprünglich  bedeutete:  Tränkung  der  Vieh- 
herden. Stock  heißt  sowohl  Anlagekapital  als 
auch  ein  Haufen,  eine  Herde  von  Vieh.  Der 
Ausdruck  soll  zurückzuführen  sein  auf  einen 
Gaunerstreich  des  berüchtigten  amerikanischen 
Spekulanten  Daniel  Drew.  Dieser,  ursprünglich 
Viehhändler,  gab  einer  Herde,  die  er  im  Westen 
der  Vereinigten  Staaten  zusammengekauft  hatte 
und  in  New  York  verkaufen  wollte,  kurz  vor 
Ankunft  des  Käufers  eine  Menge  Salz  zu 
fressen,  ließ  sie  einen  Tag  lang  dursten  und 
gab  ihnen  dann  große  Mengen  Wasser  zu 
saufen.  Die  Tiere  schwollen  infolgedessen  stark 
an,  sahen  rund  und  fett  aus,  und  Drew,  der 
sie  nach  Gewicht  verkaufte,  machte  ein  glän- 
zendes Geschäft,  während  der  Käufer  stark 
übervorteilt  wurde  (vgl.  White,  The  book  of 
Daniel  Drew,  1910,  S.  42  ff.).  Der  Streich 
machte  viel  Aufsehen  und  der  Ausdruck  soll 
in  die  Börsensprache  und  später  in  die  Ge- 
schäftsprache übernommen  sein.  Ob  dies  zu- 
trifft, läßt  sich  wohl  nicht  genau  nachweisen. 
Jetzt  bedeutet  er  eine  künstliche  Vermehrung 
des  Anlagekapitals  einer  Eisenbahn  durch 
Herausgabe  solcher  (fiktiver)  Werte,  meist 
Aktien,  unter  Umständen  auch  Obligationen, 
für  die  die  Empfänger  keinen  oder  nur  ge- 
ringen Entgelt  gegeben  haben.  Derartige  ge- 
schäftliche Maßnahmen  kommen  in  den  ver- 
schiedensten Formen  vor,  die  zum  Teil  un- 
bedenklich, zum  größeren  Teil  aber,  insbeson- 
dere in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
sehr  anfechtbar  sind  und  zu  den  lebhaftesten 
Beschwerden  geführt  haben.  Eine  unbedenk- 
liche, in  allen  Ländern  übliche  Form  der 
Verwässerung  ist  die  Herausgabe  von  Ak- 
tien und  Obligationen  unter  dem  Nennwert, 
vorausgesetzt,   daß  dies  allgemein  bekannt  ge- 


macht wird.  Bedenklich  ist  schon  die  Zahlung 
zu  hoher  Preise  für  den  Bau  der  Eisenbahn 
an  die  Unternehmer,  die  dann  oft  dieselben 
Personen  sind  wie  die  Eisenbahndirektoren. 
Hierdurch  werden  die  nicht  an  dem  Bau  be- 
teiligten .Aktionäre  geschädigt.  Die  regelmäßige 
Form  der  Verwässerung  war  ursprünglich 
die  Ausgabe  von  sog.  Kapitalsdividenden. 
Einige  der  älteren  amerikanischen  Eisenbahn- 
gesetze enthielten  die  Bestimmung,  daß,  wenn 
eine  Eisenbahn  mehr  als  10%  verdiente,  sie 
ihre  Tarife  herabzusetzen  verpflichtet  sei.  Um 
sich  dieser  Verpflichtung  zu  entziehen,  erhöhten 
dann  die  Eisenbahnen  unter  irgend  einem 
Vorwand  ihr  Aktienkapital  durch  Herausgabe 
neuer  Aktien,  meist  zu  Vorzugskursen  für  die 
alten  Aktionäre,  oder  sie  gaben  auch  neue 
Obligationen  aus,  die  den  Aktionären  un- 
entgeltlich -  als  Prämien  -  oder  gegen  ge- 
ringes Entgelt  neben  der  Dividende  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurden.  Ein  solches  Verfahren 
ist  schon  aus  dem  Grund  verwerflich,  weil  es 
eine  Umgehung  der  Gesetze  in  sich  schließt. 
Es  schädigt  die  Interessen  der  Allgemeinheit, 
weil  die  Eisenbahnen  auf  diese  Weise  die 
Beibehaltung  höherer  Tarife  ermöglichen,  als 
sie  ihnen  bei  Erteilung  der  Konzession  ge- 
stattet werden  sollten.  Einzelne  Eisenbahnen 
gingen  noch  einen  Schritt  weiter.  Sie  gaben 
zu  betrügerischen  Zwecken  neue  Aktien  oder 
Obligationen  aus,  die  dann  auf  den  Markt 
geworfen  wurden  und  mit  deren  Erlös  sich 
die  leitenden  Personen  bereicherten.  Der  New 
York  Lake  Erie  and  Western-Bahn  wird  vor- 
geworfen, daß  sie  in  dieser  Weise  unter  dem 
Regiment  von  Fisk  und  Gould  in  den  Jahren 
1868-1872  ihr  .Anlagekapital  von  17  auf 
78  Mill.  Dollar  vermehrt  hat.  In  solchen  Fällen 
reichen  die  Einnahmen  der  Bahnen  bald  nicht 
mehr  aus,  Dividenden,  ja  die  Obligationen- 
zinsen zu  zahlen,  die  Bahn  verfällt  in  Kon- 
kurs, wird  von  den  eingeweihten  Personen  zu 
einem  billigeren  Preis  angekauft  und  Aktionäre 
und  Gläubiger  verlieren  ihren  Besitz. 

Das  Anlagekapital  zahlreicher  amerikanischer 
Bahnen  ist  von  ihrer  Gründung  an  in  der 
Weise  verwässert,  daß  der  gesamte  oder 
wenigstens  der  überwiegende  Teil  des  Aktien- 
kapitals den  Gründern  oder  anderen  Beteiligten 
unentgeltlich  oder  gegen  ganz  geringe  Ein- 
zahlung überwiesen  ist.  Gleichzeitig  mit  den 
Aktien  wurden  dann  Obligationen  -  oft  auch 
unter  dem  Nennwert  —  herausgegeben  und 
mit  deren  Erlös  die  Bahn  gebaut.  Beispiels- 
weise ist  auf  das  gesamte  Aktienkapital  der 
Northern  Pacific-Eisenbahn  von  100  Mill.  Dollar 
ursprünglich,  wenn  überhaupt  etwas,  dann 
höchstens    I  %    eingezahlt   worden.    Eine  der- 
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artige  Finanzierung  eines  Eisenbalinunter- 
nehmens  hat  nicht  selten  zur  Folge  gehabt, 
daß  die  Eisenbahnen,  die  darauf  angewiesen 
waren,  aus  ihren  Erträgen  unter  allen  Um- 
ständen die  Zinsen  des  eigentlichen  Anlage- 
kapitals, der  Obligationen,  herauszuwirtschaften, 
dieser  Verpflichtung  in  den  ersten  Jahren  nicht 
nachkommen  konnten  und  in  Konkurs  verfielen. 

Die  V.  ist  nicht  nur  bedenklich,  weil  sie 
zur  Bildung  unsolider,  auf  schwachen  Füßen 
stehender  Unternehmungen  führt  und  weil 
das  Publikum  zu  ^  irrigen  Vorstellungen  über 
den  eigentlichen  Wert  des  Unternehmens  ver- 
leitet wird,  sie  hat  auch  wirtschaftlich  vielfach 
üble  Folgen  gehabt:  die  Erhebung  übermäßiger 
Tarife,  leichteres  Zustandekommen  monopolisti- 
scher Vereinigungen,  gegen  die  dann  häufig, 
ohne  daß  in  der  Sache  ein  Grund  vorlag, 
Konkurrenzunternehmungen  gebaut  und  Tarif- 
kriege geführt  wurden.  Verschiedene  bis  in  die 
neueste  Zeit  fortgesetzte  Versuche,  die  Ver- 
wässerung durch  Erlaß  neuer  gesetzlicher 
Bestimmungen  zu  verhindern  oder  den  Teil 
des  Anlagekapitals  zu  ermitteln,  der  als  Wasser 
(water)  zu  gelten  hat,  sind  bisher  ohne  nach- 
haltigen Erfolg  geblieben.  Es  wird  ziemlich 
allgemein  angenommen,  daß  etwa  der  dritte  Teil 
des  Anlagekapitals  der  Eisenbahnen 
einigten  Staaten  Wasser 
ist.  Ähnliche  Mißbräu- 
che kommen  allerdings 
auch  in  anderen  Län- 
dern und  bei  anderen 
Unternehmungen     vor. 

Literatur:  van  Oss, 
American  Railroads,  as  In- 
vestments (1893),  S.  135  ff. 
—  Greene,  Railroad 
Stock-Watering  in  Political 
Science  Quarterly,  Bd.  VI 
(1891),  S.  474  ff. 

V.  der  Leyen. 

Verwiegung  der  Güter  s.  Wiegevor- 
richtungen. 

Verzollung  s.  Zollverfahren. 

Vestibuied  Trains,  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  vielfach  vorkommende  Bezeichnung 
für  die  aus  Durchgangs-(D-) Wagen  zusammen- 
gesetzten Züge  (vgl.  Bd.  VIII,  's.  28  ff.). 

Vesuvbahn.  Die  in  den  Jahren  1 902  -  1 903 
erbaute,  elektrisch  betriebene  V.  mit  I'O  ni  Spur- 
weite beginnt,  wie  aus  dem  Längenschnitt 
Abb.  64  zu  ersehen  ist,  in  Pugliano  (97  m  ü.  M.), 
oberhalb  Resina  und  führt  zunächst  als 
Reibungsbahn  mit  Neigungen  von  20  -  %0% 
und  kleinstem  Krümmungshalbmesser  von  50  in 
auf  3-25  km  Länge  über  S.  Vito  nach  der  Station 
Centrale  (249'6  rn  ü.  M.),  wo  die  Zahnstrecke 
mit  Neigungen  von  180  -  250  «^m,  80  /«kleinstem 


Krümmungshalbmesser,  1-64  km  wagrechter 
Länge  beginnt  und  in  Station  Observatorium 
(542-3  m  ü.  M.)  endigt.  Hier  schließt  wieder 
eine  27/«  lange  Reibungsstrecke  mit  Nei- 
gungen von  66-80%»  und  50  m  kleinstem 
Krümmunghalbmesser  an,  die  über  die  Spitz- 
kehre, die  zur  Vermeidung  eines  Tunnels  an- 
geordnet wurde,  nach  der  untern  Station  der 
Seilbahn  (7936  m  ü.  M.)  führt.  Die  Seilbahn 
mit  0-72  km  wagrechter  Länge  und  400  -  630% 
Neigungen  ist  an  Stelle  der  dort  bestandenen 
alten  Seilbahn,  die  in  den  Jahren  1879  —  SO  er- 
baut wurde,  ausgeführt  worden.  Das  Ende  der 
Seilbahn  liegt  in  der  Nähe  des  Kraters  (I  ISI'3/« 
ü.  M.)  und  ungefähr  98  m  unter  dem  Gipfel  des 
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Abb.  64.  Vesuvbahn. 

Vesuvs.  Der  Unterbau  der  Bahn  ist  so  ausge- 
führt, wie  auf  den  meisten  neueren  schweizeri- 
schen Bergbahnen.  Kunstbauten  wurden  tunlichst 
vermieden,  nur  einige  Stützmauern  und  kleinere 
Durchlässe,  nicht  über  3-0  m  Weite,  sind  in 
Mauerwerk  aus  Lavasteinen  und  Mörtel  aus 
Puzzolanerde  mit  Fettkalk  erstellt.  Die  Erd- 
und  Felsbewegungen  der  Bahn  haben  60.000/«^ 
nicht  überschritten.  Die  Einschnitte  wurden  meist 
in  alter  Lava  ausgeführt.  Besondere  Sorgfalt 
mußte  der  Wasserabführung  zugewendet  werden, 
da  Platzregen  plötzlich  große  Wassermengen 
bringen,  die  von  dem  Boden  nicht  aufgenommen 
werden. 

Der  Oberbau  der  Bahn  besteht  aus  10  cm 
hohen,  20  kgjm  schweren  und  10'5  m  langen 
Flußstahlschienen,  die  durch  1  -8  m  lange  Eichen- 
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holzschwellen  unterstützt  sind;  in  der  Zahn- 
strecke wurde  die  Zahnstange  von  Strub, 
ähnlich  wie  die  der  Jungfraubahn  (s.  Art.  Zahn- 
bahnen) in  Stücken  von  3-5  m  Länge  verwendet. 
Die  Schwellen  sind  durch  Betonsätze  gegen 
Verschiebungen  gesichert.  Da  der  Bahnbetrieb 
elektrisch  erfolgt,  so  ist  die  Schienenrückleitung 
in  der  Weise  erreicht,  daß  zwischen  die  blank 
geputzten  Schienen-  und  Laschenanlageflächen 
eine  leitende  Metallpaste  eingelegt  wurde.  Auf 
denReibungsstreckenverkehren8-4^schwere 
zweiachsigeTriebwagen  mit2'l  ot Radstand, die 
30  Personen  fassen  und  eineachtklötzigeSpindel- 
bremse  sowie  eine  elektrische  Kurzschlußbremse 
erhielten.  Auf  der  Zahn  strecke  wird  der  Trieb- 
wagen durch  eine  I0'4  t  schwere  Zahnrad- 
lokomotivemit  einem  Trieb-  und  einem  Brems- 
zahnrad geschoben.  Auf  einer  Steigung  von 
250%»  werden  von  der  Lokomotive,  die  mit 
2  Net)enschlußmotoren  von  je  80  PS.  ausge- 
rüstet ist,  bei  650-700  Umdrehungen  II  t 
Last  mit  7-8  A/w/Std.  geschoben.  Die  Loko- 
motive hat  eine  Doppelbandbremse,  die  gleich- 
zeitig auf  das  Trieb-  und  Bremszahnrad  wirkt, 
eine  Doppelbandbremse  auf  beiden  Motorachsen 
und  eine  selbsttätige  Bremse,  die  bei  Über- 
schreitung der  zulässigen  Fahrgeschwindigkeit 
in  Wirksamkeit  tritt.  Die  Nebenschlußmotoren 
wirken  bei  der  Talfahrt  automatisch  als  Bremsen; 
sie  liefern  den  Strom  in  die  Leitung  zurück, 
der  zur  Ladung  der  in  der  Zentrale  befind- 
lichen Batterie  nützlich  verwendet  wird.  Für 
den  Betrieb  der  gemischten  Reibungs-  und  Zahn- 
bahn dienen  2  Gleichstromgeneratoren  (Neben- 
schlußmotoren), die  je  1 37  Amp.,  550  Volt  Span- 
nung bei  700  Umdrehungen  in  der  Minute 
abgeben  können,  außerdem  eine  Akkumulator- 
batterie (Tudor).  Die  Gleichstromgeneratoren 
werden  durch  Kraftgasmaschinen  (Dowsongas) 
angetrieben.  Die  Arbeitsleitung  besteht  auf  den 
Reibungsstrecken  aus  2  Kupferdrähten  von  8  mm 
Stärke,  die  auf  hölzernen  Masten  mit  Eisen- 
konsolen aufgelagert  sind. 

An  die  gemischte  Reibungs-  und  Zahnbahn 
schließt  die  Seilbahn  an.  Die  alte  Seilbahn 
(s.  Enzyklopädie  des  Eisenoahnwesens.  1.  Aufl., 
Bd.  VII,  S.  3363)  nach  System  Agudio  bestand 
aus  2  einschienigen  Bahnen  auf  Langschwellen 
mit  geschlossenen  Doppelseilen  und  je  2  seit- 
lichen Führungsrollen  zur  Aufrechthaltung  des 
Gleichgewichts  gegen  Kippen.  Der  Antrieb  er- 
folgte von  der  untern  Station  mittels  einer 
Dampfmaschine  von  40  PS.,  2  Wagen  von 
je  2-2  t  Gewicht  und  je  10  Sitzplätzen  wurden 
mit  2  /w/Sek.  Geschwindigkeit  in  7-8  Min. 
auf-  und  abwärts  gefahren.  Die  Vesuvbahn- 
gesellschaft mußte  wegen  der  ungünstigen  Be- 
triebsergebnisse die  Zahlungen  einstellen.    Bei 


der  Liquidation  erstand  1887  John  M.Cook  die 
Bahn  mit  der  Konzession.  Da  die  Lage  der 
Bahn  zu  tief,  die  Wagen  zu  klein,  die  Bremsen 
und  die  Antriebsdampfmaschine  unzureichend 
waren,  wurde  ein  Umbau  dieser  Seilbahn 
erforderlich.  Die  neue  Seilbahn  ist  zweischie- 
nig,  eingleisig,  1  m  Spurweite,  mit  automati- 
scher Ausweiche  in  der  Mitte  (s.  Seilbahnen, 
Bd.  IX);  sie  liegt  3  m  höher  wie  die  alte  auf 
einem  Mauerkörper.  Zur  Bewegung  dient  ein 
Last-  und  ein  Zugseil  von  3'4  kg/m  Gewicht 
und  32  mm  Durchmesser.  Zum  Antrieb 
ist  ein  Gleichstrom -Nebenschlußmotor  mit 
550  Volt  Spannung  und  600  Umdrehungen 
in  der  Minute  in  der  untern  Station  aufgestellt. 
Bei  2  /«/Sek.  Fahrgeschwindigkeit  und  Hinzu- 
rechnung der  Verluste  beträgt  der  größte  Kraft- 
aufwand des  Motors  65  PS.  Die  Wagen  haben 
18  Sitz-  und  4  Stehplätze  und  sind  mit  einer 
Handzangenbremse  und  2  selbsttätigen  Zangen- 
bremsen ausgerüstet.  Die  Qesamtanlagekosten 
der  gemischten  Reibungs-  und  Zahnbahn  von 
Pugliano  bis  zur  untern  Station  der  Seilbahn 
werden  mit  1,154.000  Fr.,  d.  s.  154.000  Fr. 
für  1  km,  für  den  Umbau  der  Seilbahn  mit 
160.000  Fr.  angegeben. 

Literatur:  Die  Vesuvbahn  von  E.  Strub  und 
H.  Morgenthaler,  Schweiz.  Bauzeitung,  1903. 

Dolczalek. 

Viadukte  oder  Talbrücken  (viadiids;  via- 
ducs;  viadotti),  sind  Bauwerke,  die  einen  Ver- 
kehrsweg (Eisenbahn  oder  Straße)  über  eine 
Bodensenkung  führen;  sie  gelangen  hauptsäch- 
lich zur  Erzielung  einer  Kostenersparnis  an 
Stelle  einer  vollen  Dammschüttung  oder  einer 
mit  einem  Damm  überschütteten,  gewölbten 
Brücke  oder  eines  Durchlasses  zur  Ausführung. 
Die  Höhengrenze,  von  der  an  ein  V.  bereits 
billiger  zu  stehen  kommt  als  eine  Damm- 
schüttung, hängt  vom  Grundeinlösungspreis 
und  von  den  Einheitspreisen  der  Dammschüt- 
tung gegenüber  jenen  eines  Viaduktbaues  ab; 
durchschnittlich  ist  diese  bei  18  — 20  ot 
gelegen,  doch  können  besondere  Umstände 
—  teure  Grundpreise,  unzuverlässiges,  zu 
Rutschungen  geneigtes  Aufschüttungsmaterial, 
ästhetische  Rücksichten  u.  s.  w.  -  den  Viadukt- 
bau auch  schon  bei  geringerer  Höhe  zweck- 
mäßig erscheinen  lassen,  während  anderseits 
wieder  reichlich  verfügbares  Dammaterial  die 
Herstellung  weit  höherer  Dämme  rechtfertigen 
kann.  So  hat  beispielsweise  der  Damm  über 
das  Kohlbachtal  auf  der  Linie  Deggendorf- 
Eisenstein  eine  Höhe  von  45  m  und  einen 
Inhalt  von  über  ^/j  Mill.  m^.  Dämme  von  etwa 
30  m  Höhe  finden  sich  in  größerer  Zahl  in 
den  im  Mittelgebirge  geführten  Bahnen  Bayerns, 
Badens  und  Württembergs. 
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Die  Frage,  ob  vorwiegend  Dammschüttung 
oder  Viaduktbau  zur  Anwendung  kommen  soll, 
spielt  natürlich  schon  bei  den  Vorarbeiten 
einer  Bahnanlage  eine  wichtige  Rolle,  da  sich 
hiernach  auch  die  Zahl  und  Lage  der  Ein- 
schnittsstrecken wegen  des  anzustrebenden 
Massenausgleichs  richtet.  Für  die  eine  und  für 
die  andere  Bauweise  finden  sich  in  Österreich 
Beispiele  in  der  Brenner-  und  in  derSemmering- 
bahn,  wogegen  die  neueren  Bahnbauten  im 
Hoch-  und  Mittelgebirge  zu  gunsten  der  Bau- 
ökonomie diese  grundsätzliche  Wahl  vermeiden 
und  die  Entscheidung,  ob  Damm  oder  V., 
nur  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  treffen. 
In  dieser  Hinsicht  ist  zu  bemerken,  daß 
man  es  jetzt  in  vielen  Fällen  vorzieht,  an  Stelle 
eines  langen,  schlauchartigen  Durchlasses  oder 
einer  Brücke  mit  beiderseits  anschließenden  Erd- 
dämmen einen  V.  zur  .■\usfuhrung  zu  bringen, 
wodurch  meist  eine  Ersparnis,  immer  aber  eine 
größere  Sicherheit  in  der  Anlage  erzielt  wird. 

Die  V.  werden  aus  Holz,  Stein  oder  Eisen 
erbaut,    doch    kommen    hölzerne   V.    nur    für 


Abb.  65. 

provisorische  Anlagen  in  Betracht.  .Auf  den 
Bahnen  der  nordamerikanischen  W'eststaaten 
bestehen  in  den  hölzernen  Gerüstbrücken 
(Trestleworks)  aber  noch  heute  zahlreiche,  aus 
der  Zeit  des  Baues  dieser  Bahnen  stammende 
Holzviadukte.  Diese  haben  nahe  (4-8  /ra  weit) 
gestellte,  einfache  Joche  mit  durchgehendem 
Längsverband  und  darüber  gelegten  Trag- 
balken (s.  Holzbrücken,  Bd.  VI,  S.  229).  Eines 
der  bedeutendsten  Bauwerke  dieser  Art  war 
der  260  m  lange  und  62  m  hohe  Portage- 
viadukt,  der  1875  durch  Brand  zerstört  und 
durch  einen  eisernen  \'.  ersetzt  wurde. 

Hinsichtlich  der  baulichen  Durchbildung 
der  gewölbten  und  der  eisernen  V.  wird  auf 
die  Art.  Betonbrücken  (Bd.  II,  S.  271),  Eisen- 
betonbrücken (Bd.  IV',  S.  I5S),  eiserne  Brücken 
(Bd.  IV,  S.  1 76)  und  Steinbrücken  (Bd.  IX,  S.  1 53) 
verwiesen.  Hier  soll  nur  deren  .Anordnung  j 
im  allgemeinen  besprochen  werden. 

1.  Hat  man  zunächst  hinsichtlich  des  Bau- 
stoffs, in  dem  ein  V.  zur  Ausführung  kommen 
soll,  ob  in  Mauerwerk,  Beton  oder  Eisen,  eine 
Entscheidung  getroffen,  wobei,  wenn  nicht  un- 
gewöhnliche  Verhältnisse    bezüglich    Baustoff- 


beschaffung, Größe  der  Öffnungsweiten  u.  s.w. 
vorliegen,  dem  Massivbau  in  der  Regel  der 
Vorzug  zu  geben  ist,  so  kommt  bei  Anordnung 
einer  gewölbten  Talbrücke  vor  allem  die 
Frage  der  Zahl  und  Weite  der  Einzelöffnungen 
und  dann  der  Form  und  Höhe  der  Bogen  zu 
beantworten.  Die  Stellung  der  Pfeiler  ist  hier 
in  der  Regel  an  keine  oder  nur  in  beschränktem 
iWaß  an  äußere  Bedingungen  gebunden  und  es 
kommtfürdieverschiedenen  möglichen  Lösungen 
hauptsächlich  nur  der  Kostenvergleich  in  Frage. 
Bei  breiter  Talsohle  wird  eine  Anzahl  gleicher 
Öffnungen  am  Platz  sein,  deren  Weite  sich 
nach  der  Höhe  bzw.  nach  den  Kosten  der  Pfeiler 
richtet.  Eine  allgemein  verwendbare  Regel  für  die 
günstigste  Öffnungsweite  läßt  sich  aber  nicht 
angeben,  da  die  Abhängigkeit  der  Kosten  der 
Gewölbekonstruktion  von  der  Spannweite  je  nach 
ihrer  Ausführungsart  verschieden  und  auch  nicht 
einfach  darzustellen  ist.  Für  die  gewöhnliche 
Type  der  gewölbten  Eisenbahnviadukte  mit 
Halbkreisbogen  in  Bruchsteinmauerwerk  (s.  die 
Abb.  I  zum  Art.  Steinbrücken  in  Bd.lX.S.  153 
und  beistehende  Abb.  65)  kann  man 
bei  der  X'iadukthöhe  /;  für  die  zu 
i_-^  wählende  Öffnungsweite  etwa  setzen 
/  ^  6  -|-  0-4  Ä  (ffz),  doch  gibt  diese 
Regel  nur  eine  beiläufige  Richtschnur. 
So  werden  leichte  Gewölbekonstruk- 
tionen in  Eisenbeton  meist  eine  größere 
Spannweite  als  zweckmäßig  erscheinen 
lassen  als  schwere  Steingewölbe;  des- 
gleichen können  hohe  Pfeilerkosten 
infolge  ungünstiger  Gründungsverhältnisse  zur 
.Anwendung  größerer  lichter  Weiten  führen. 
Anderseits  kommen  aber  auch  die  Kosten  der 
Gerüstungen  mit  in  Frage,  die  mit  zunehmender 
Lichtweite  sehr  anwachsen.  Für  Weiten  bis  zu 
20  m  läßt  sich  der  Holzaufwand  im  Lehr- 
gerüst mit  etwa  l'j  m^  für  1  m^  Gewölbe- 
mauerwerk veranschlagen.  Es  ist  dabei  ein  frei- 
tragendes Lehrgerüst  (Bd.  \'II,  S.  75  u.  76, 
Abb.  1 16  u.  117)  vorausgesetzt.  Größere  Spann- 
weiten erfordern  aber  beträchtlich  mehr  Holz. 
So  enthielt  das  Lehrgerüst  der  55  m  weiten 
Öffnung  des  Wiesener  V.  (Bd.  IX,  S.  156, 
Abb.  152)  0-66  m}  Holz  auf  1  m^  Gewölbe- 
mauerwerk. 

Auch  die  Frage  der  zweckmäßigsten  Bogen- 
höhe  und  Bogenform  läßt  sich  nicht  ohne- 
weiters  beantworten.  Durch  Wahl  eines  hohen 
Bogens  wird  das  Pfeilervolumen  vermindert, 
jenes  der  Übermauerung  jedoch  vergrößert. 
Gewöhnlich  findet  man  bei  gemauerten  Tal- 
brücken den  Halbkreisbogen  angewendet,  was 
wegen  der  Vereinfachung  im  Lehrgerüst  und 
in  der  Ausführung  bei  nicht  allzu  großen 
Spannweiten  (bis  etwa  25  m)  wirtschaftlich  ist. 


Viadukte. 
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obwohl  der  Halbkreisbogen  keine  günstige  An- 
passung  an    die   Drucklinienform    ergibt   und 
demnach  ein   stärkeres  Gewölbe  bedingt.    Bei 
Betongewölben  wird  man  einen  sich  der  Druck- 
linie besser   anschmiegenden  Korbbogen   oder 
parabolischen  Bogen  vorziehen  (V.  der  schmal- 
spurigen   Steyertalbahn    Klaus-Agonitz).    Für 
große  Spannweiten  und  große 
Viadukthöhen  wird  sich  wohl 
auch  für  Mauerwerksgewölbe 
der  überhöhte  Korbbogen  als 
am  günstigsten  erweisen.  Ältere 
Beispiele  für  dessen  Anwen- 
dung   geben    die    in   Ziegel- 
mauerwerk  erbauten    V.    der 
sächsischen     Staatsbahn      im 
Voigtland,     der     Göltschtal-, 
Elstertal-    und    Muldentalvia- 
dukt mit  30-8  m,  30-6  m  und 
26  m    weiter    Hauptöffnung; 
ein  neueres  Beispiel  liefert  der 
aus     Betonsteinen     gewölbte 
Wiesener  V.  der   Eisenbahn- 
linie Davos-Filisur. 

An  den  Tallehnen  werden 
sich  entsprechend  der  abneh- 
rnenden  Höhe  des  V.  kleinere 
Öffnungsweiten  als  zweck- 
mäßig herausstellen.  Man  wird 
aber  nicht  etwa  jede  Öffnung 
verschieden  weit  machen,  son- 
dern gruppenweise  gleiche 
Öffnungen  durch  stärkere 
Pfeiler  getrennt  anordnen. 

Die  Ausführung  erfolgt  in  der  Regel  in  lager- 
haftem Bruchsteinmauerwerk,  das  in  den  Gewölben 
zu  Schichtmauerwerk  ausgebildet  wird  (Abb.  66). 
Hohen  Pfeilern  aus  Bruchsteinmauerwerk  gibt  man 
durchbindende  Hausteinschichten  in  3  -  4/«  Höhen- 
abstand. Bei  Mangel  an  geeignetem  Baustein  kann 
an  dessen  Stelle  die  Ausführung  in  Stampfbeton 
treten  (V.  auf  der  bayerischen  Strecke  der  Mitten- 
waldbahn, Abb.  67). 

Handelt  es  sich  um  die  Überbrückung  eines  tief 
eingeschnittenen  Tales,  so  kann  von  den  beiden  in 
Abb.  68  u.  69  skizzierten  Anordnungen  die  zweite, 
die  einen  großen,  das  ganze  Tal  überspannenden 
Bogen  anwendet  und  dadurch  die  hohen  Pfeiler 
vermeidet,  die  zweckmäßigere,  d.  i.  die  billigere  sein. 
Dieser  Fall  wird  insbesondere  dann  eintreten,  wenn 
die  Tallehnen  aus  festem,  tragfähigem  Boden,  viel- 
leicht sogar  aus  Fels  bestehen,  während  sich  in  der 
Talsohle  minder  guter  Baugrund  vorfindet.  Beispiele 
dafür  geben  die  Abbildungen  auf  Taf.  IV  zum 
Art.  Steinbrücken  in  Bd.  IX. 

Hohe  Widerlager  und  Dammabschlußmauern 
(Flügelmauern)  an  den  Enden  der  V.  werden  gern 
vermieden.  Man  zieht  es  vor,  die  letzten  Viadukt- 


bogen in  den  Damm    hineinreichen  zu  lassen 
und  diesen  frei  abzuböschen. 

Ober  die  Pfeiler  der  gewölbten  V.  s.  Stein- 
brücken (Bd.  IX,  S.  153).  Der  früher  übliche 
Stockwerksbau  oder  die  Anordnung  von  Spann- 
bögen zwischen  hohen  Viaduktpfeilern  findet 
bei   neueren  Bauten   keine  Anwendung   mehr. 


Abb.  66. 


Abb.  67. 
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^  Über  die  Kosten  gewölbter  Eisenbahnviadukte 
wurden  im  Bd.  IX  auf  S.  163  Angaben  gemacht. 
Ausführliche  Zusammenstellungen,  die  ältere 
Bauwerke  betreffen,  findet  man  in  Rziha,  Eisen- 
bahnunter- und  -Oberbau,  Bd.  II,  Wien  1877, 
S.  201,  ferner  in  Pozzi,  Costruzione  ed 
esercizio  delle  strade  ferrate,  Ponti  e  Viadotti 
in  Muratura,  Turin  1890.  Hiernach  betrugen 
die   Kosten    für    1  ni'^  verbauter   Umrißfläche: 

höchst  Mittel 

Mark 

102-2       57-15 
137-9      10100 


mindest 


für  eingleisige     V.     27-0 
„    zweigleisige    „      65-15 


Abb.  68. 


In  neuerer  Zeit  sind  zu  den  gewölbten 
gemauerten  V.  auch  solche  aus  Eisenbeton 
getreten,  u.  zw.  sowohl  mit  Bogentragwerken 
für  größere  Spannweiten  wie  auch  mit  Balken- 
tragwerken für  kleinere  Öffnungsweiten.  Letz- 
tere haben  nach  Art  der  Gerüstbrücken  Joche 
in  etwa  8-  15  /w  Abstand,  aus  einzelnen, 
durch  Querriegel  miteinander  verbundenen 
Eisenbetonstützen  bestehend,  auf  denen  die  das 
Tragwerk  bildenden  Plattenbalken  aufliegen. 
Diese  Balken  gehen  über  mehrere  (3  -  4)  Öffnun- 
gen durch  und  sind  entweder  auf  den  Jochen  frei 
aufgelagert  oder  sie  'stehen  mit  den  Jochstielen 
durch  die  Bewehrungseisen  in  fester  Ver- 
bindung, so  daß  die  Wirkungsweise  mehr- 
stieliger  Rahmenträger  entsteht  (Abb.  70). 
Für  die  Aufnahme  der  Längskräfte,  d.  i. 
besonders  bei  Eisenbahnviadukten  der 
Bremskräfte,  ist  vorzusorgen.  Sind  größere 
Bogenöffnungen  angeordnet,  so  wird  auch 
die  über  dem  Bogen  liegende  Fahrbahn 
von  solchen  Eisenbetonbalken  und  auf 
dem  Bogen   stehenden  Stielen    getragen. 


Abb.  69.  Viadukt  von  Langwies,  Linie  Chur— Arosa. 


\Tnnnunqsfu^e  njch jeder  3.  Öffnung 


!fS 


-/377- 


55 


'TSS- 


Abb.  70 


H f377 


Viadukte. 


IQl 


Eines  der  größten  Bauwerke 
dieser  Art  ist  der  1914  er- 
baute V.  von  Langwies  in  der 
schmalspurigen  elektrischen 
Eisenbahn  Chur-Arosa  (Abb. 
69)  \  An  die  mit  einem  para- 
bolischen Doppelbogen  von 
96  m  Lichtweite  und  42  m 
Pfeilhöhe  überspannte  Mittelöffnung  dieses  V. 
schließen  beiderseits  je  4  kleinere  Nebenöff- 
nungen von  147  OT  Lichtweite  und  auf  einer 
Seite  noch  3  weitere  Öffnungen  von  \3  m 
und  10  m  an.  Der  Scheitel  des  Bogens  liegt 
mit  seiner  Unterkante  66  rn  hoch  über  der  Tal- 
sohle. Die  Qesamtbaukosten,  ohne  Oberbau, 
betrugen  rd.  500.000  M.,  d.  i.  für  1  m^  ver- 
bauter Umrißfläche  rd.  50  M.  Das  ganz  in 
Eisenbeton  erstellte  Bauwerk  zeigt  ein  Mindest- 
maß an  Baustoffaufwand  und  macht  dadurch 
bei  seinen  grandiosen  Dimensionen  den  Ein- 
druck großer  Leichtigkeit  und  Kühnheit.  Über- 
höhte Bogen  in  steif  armiertem  Eisenbeton 
(Bauweise  Melan)  besaß  auch  der  den  letzten 
Kriegsereignissen  zum  Opfer  gefallene,  in 
Abb.  71  dargestellte  Straßenviadukt  über  das 
Tal  des  Tagliamento  bei  Pinzano. 

IL  Die  eisernen  V.  haben  eisernen  Über- 
bau auf  gemauerten  oder  auf  eisernen  Pfeilern. 
Die  Öffnungsweiten  sind  hier  wieder  auf 
Grund  der  geringsten  Baukosten  zu  ermitteln. 

Setzt  man  die  Kosten  eines  Pfeilers  =  P,  die  Kosten 
des  eisernen  Überbaues  bei  der  Spannweite  /  für  den 
Längenmeter  =  a -f- 6/  (für  eingleisige  Eisenbahn- 
brücken kann  b  etwa  mit  11'5- 13  M.  angenommen 
werden),  so  folgt  die  zweckmäßigste  Spannweite  in 

bis  zu  einem  gewissen  Grad  von  der  Spannweite  ab- 
hängig, so  daß  obige  Formel  nur  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  gilt.  Allgemeiner  sind  die  nachstehenden, 
von  F.  J.  Weiß  entwickelten  Formeln  für  die  mit 
Rücksicht  auf  die  Kostengünstigste  Spannweite  (inm) 
von    Eisenbahnviadukten    auf   gemauerten   Pfeilern. 


Abb.  71.  Straßenviadukt  über  den  Tagliamento  bei  Pinzano. 


Bei  Anordnung  schmiedeeiserner  Turmpfeiler  wird 
für  die  günstigste  Spannweite  die  Formel  angegeben  : 


Metern    /  = 


Nun  ist  P  allerdings  selbst  wieder 


eingleisig  /  =  20-8 


zweigleisig  /  =  1 5'6 


KH 


1-9-7 


KH 


KH 


1-9-7 


KH 


Hierin  bezeichnet  L  die  Gesamtlänge,  H  die  Höhe 

des  V.   und  K  =  —  das  Verhältnis  des  Preises   m 
e 

von  1  m^  Pfeilermauerwerk  (einschließlich  aller 
Nebenkosten  für  Gerüste,  Bölzung,  Wasser- 
haltung, Transporte  u.  s.  w.)  zum  Preis  e  einer 
Tonne  des  fertiggestellten  eisernen  Überbaues. 


eingleisig  l  ^  H 


zweigleisig  /  = 


0-017  + 


eH^ 


0-035-0-0504^ 


0-023  -f 
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worin  F  die  Kosten  eines  gemauerten  Pfeiier- 
fundaments  bezeichnen  und  die  übrigen  Größen 
dieselbe  Bedeutung  wie  oben  haben. 

Obige  Regeln  für  die  Öffnungsweiten  werden 
aber  nur  für  lange  V.  über  flache  Talsohlen 
brauchbare  Anhaltspunkte  liefern;  für  kürzere  V. 
werden  sich  durch  ungleiche  Austeilung  der  Spann- 
weiten und  geeignete  Wahl  des  Trägersystems  meist 
günstigere  Verhältnisse  erzielen  lassen.  Hier  wird 
dann  die  Aufstellung  von  Vergleichsentwürfen 
notwendig. 

Für  den  eisernen  Überbau  der  V.  mit 
mehreren  Öffnungen  werden  Einzelträger, 
durchgehende,  Gelenk-  und  Bogenträger  an- 
gewendet. Auf  Einzelträger  ist  man  besonders 
dort  angewiesen,  wo  der  V.  in  einem  Bogen 
gelegen  ist.  Sie  werden  als  Parallelträger  oder 
als  Träger  mit  gekrümmter  unterer  Gurtung, 
Fischbauchträger  (Abb.  72),  in  einigen  Fällen 
auch  als  Linsenträger  mit  oben  liegender  Fahr- 
bahn (V.  von  Großhesselohe  mit  Pauliträgern, 
die  aber  bereits  durch  einen  neuen  Überbau 
ersetzt  wurden)  ausgeführt.  Bei  größerer  Länge 
des  V.  empfiehlt  sich  der  Entgleisungsgefahr 
wegen  eine  etwas  versenkte  Anordnung  der 
Bahn;  dagegen  wird  bei  einem  hohen  V.  die 
Anordnung  unten  liegender  Bahn,  wie  sie 
beispielsweise  beim  Trisanaviadukt  (Abb.  146  in 
Bd.  I,  S.  266)  zur  Ausführung  gelangte,  nicht 
notwendig  und  wirtschaftlich  auch  nicht  vor- 
teilhaft sein.  Durchgehende  (kontinuierliche) 
Träger  wurden  früher  sehr  häufig  angewendet, 
weil  damit  der  Vorteil  des  freien  Überschiebens 
des  Tragwerks,   also    der    Ersparung   des   bei 


'  Dr.  H.  Schürch,  Der  Bau  des  Talüber- 
gangs bei  Langwies.  Berlin,  J.  Springer  1916. 


Abb.  72. 
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Abb.  73.  Kaiser- Wilhelm-Brücke  über  das  V^'uppertal  bei  Müngstcn. 


hohen  V.  sehr  kostspieHgen  Montierungs- 
gerüstes  zu  erreichen  war.  Mit  Rücksicht  auf 
die  an  anderer  Stelle  besprochenen  Nachteile 
des  durchgehenden  Trägers  (s.  Art.  Eiserne 
Brücken,  Bd.  IV,  S.  186)  ist  man  aber  von 
dessen  Anwendung  für  große  Tragwerke  in 
Deutschland  und  anderwärts  jetzt  fast  gänzlich 
abgekommen  und  wendet  dafür  mit  Vorliebe 
den  kontinuierlichen  Gelenkträger  (s.  Gerber- 
träger, Art.  Eiserne  Brücken,  Bd.  IV,  S.  186) 
an,  durch  den  sich  die  gleichen  Vorteile 
der  Gewichtsersparnis  und  der  Montierung 
durch  freien  Ausbau  ohne  Gerüst  erzielen 
lassen.  Man  ist  insbesondere  durch  den  letzten 
Umstand  gerade  bei  V.  zu  den  ersten  größeren 
■Anwendungen  des  kontinuierlichen  Gelenk- 
trägers veranlaßt  worden  und  bestehen  viele 
hervorragende  Beispiele  derartiger  Ausführun- 
gen; so  in  Amerika  der  Kentucky-River-Viadukt; 
der  Eisenbahnviadukt  über  den  Niagara 
(Bd.  II,  S.  441,  Abb.  222),  der  Frazer-River- 
Viadukt  u.  v.  a.;  in  Europa  der  Moldauviadukt 
auf  der  Eisenbahnlinie  Tabor-Pisek  (Bd.  IV, 
S.  186,  Abb.  102);  die  Hochbrücken  über  den 
Nordostseekanal  zu  Holtenau,  Hochdonn  und 
Rendsburg  u.  a.  Endlich  sind  V.  mit  Bogen- 
trägern  dort  mehrfach  ausgeführt  worden,  wo 
bei  einer  Talübersetzung  sich  die  Anordnung 
einer  großen  Mittelöffnung  als  zweckmäßig 
herausstellte  und  an  den  Tallehnen  feste,  natür- 
liche Widerlager  gefunden  werden  konnten. 
Beispiele  für  diese  Anordnung  geben  der 
Qarabitviadukt,  Linie  Marvejols-Neussargues 
(Bd.  II,  S.  441,  Abb.  220)  mit  einem  sichel- 
förmigen Parabelbogen  von  165 /k  Spannweite 
und    65  m  Pfeilhöhe,    auf   den   sich    ein   von 


Parallelträgern  gebildeter  V.  in  2  Punkten 
mittels  eiserner  Gitterpfeiler  und  im  Scheitel 
stützt,  die  beiden  großen  Dourobrücken  bei 
Porto,  von  denen  die  Eisenbahnbrücke  einen 
Bogen  von  160  m,  die  Straßenbrücke  einen 
Bogen  von  172  m  Spannweite  besitzt;  ferner 
die  Addabrücke  bei  Paderno  mit  einem  gelenk- 
losen Bogen  von  150ot  Spannweite,  die  Kirchen- 
feldbrücke  in  Bern,  ein  Straßenviadukt  mit 
2  Bogen  mit  festen  Auflagern  von  807  m 
Spannweite,  die  Kornhausbrücke  in  Bern  mit 
einer  durch  gelenklose  Bogen  überspannten 
Mittelöffnung  von  rd.  115/n,  desgleichen  der 
V.  von  Javroz  und  der  von  Schwarzwasser 
mit  114  OT  u.  a.  Die  größte  Spannweite  unter 
den  Bauwerken  dieser  Art  besitzt  die  Talbrücke 
über  die  Viaur  in  Frankreich  (s.  Bogenbrücken, 
Bd.  II,  S.  442,  Abb.  226),  die  eine  Öffnung 
von  220  m  mittels  eines  Dreigelenkbogens 
überspannt,  der  zur  Oberbrückung  von  Seiten- 
öffnungen konsolenartig  ausgekragt  ist.  Be- 
sonders erwähnenswert  ob  seiner  wohldurch- 
dachten Konstruktion  und  Ausführung  ist  aber 
der  1897  vollendete  imposante  zweigleisige 
Eisenbahnviadukt  über  das  Wuppertal  bei 
Müngsten  (Kaiser-Wilhelm-Brücke,  Abb.  73, 
s.  Bogenbrücken,  Bd.  II,  S.  439,  Abb.  216). 
Ober  eine  im  Lichten  160  m  weite  Mittel- 
öffnung spannt  sich  ein  gelenkloser  Bogen 
von  69-3  m  Pfeilhöhe,  der  die  Fahrbahn  auf 
an  den  Stützen  unterbrochenen  Parallelträgern 
trägt.  An  die  A\ittelöffnung  schließen  sich 
beiderseits  je  3  Öffnungen  von  45  m  Weite, 
die  durch  15  m  breite  Gerüstpfeiler  getrennt 
sind.  Die  Bogen  wurden  ohne  Gerüst  mit 
freiem  Vorbau  aufgestellt. 


Viadukte. 
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Abb.  74.  Viadukt  in  Atjeh  auf  Sumatra. 


Eine  besondere  Ausbildung  hat  bei  den 
eisernen  V.  der  Bau  der  Pfeiler  erfahren.  Die 
•Ausführung  steinerner  Pfeiler  ist  mit  Rücksicht 
auf  den  zulässigen  Bogendruck  auf  bestimmte 
Höhen  beschränkt.  Höhen  über  30  m  verlangen 
schon  bedeutende  Fundamentverbreiterungen, 
wenn  die  Bodenpressung  etwa  4-5  kglcmr 
nicht  übersteigen  darf.  Soll  bei  hohen  V.  und 
weniger  gutem  Baugrund  unter  dieser  Grenze 
geblieben  werden,  so  wird  man  besser  tun, 
die  Viadiiktpfeiler  aus  Eisen  herzustellen.  Man 
wird  dadurch  auch   meist  eine  Kostenersparnis 


erzielen.  Je  nach  der  Anordnung  dieser  eisernen 
Pfeiler  lassen  sich,  von  den  Säulenstülzen 
niedriger  Stadtbahnviadukte  abgesehen,  I.  Turm- 
oder Gitterpfeiler,  2.  Wand-  oder  Pendelpfeiler 
und  3.  Gerüstpfeiler  unterscheiden  (s.  Art. 
Pfeiler,  Bd.  Vlil,  S.  66). 

Eiserne  Turmpfeiler,  u.  zw.  anfänglich, 
noch  unter  Verwendung  von  Gußeisen  zu  den 
Pfosten  des  Pfeilers,  sind  zuerst  bei  den  1854 
von  Etzel  gebauten  Schweizer  V.  über  die 
Sitter,  Thur  und  Glatt,  dann  1863-1868 
bei      den     V.     der     Paris-Orleans-Bahn     zur 


Abb.  75.  Argcntobelviaclukt  lAllgäu). 
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Abb.  76.  Viadukt  über  d.is  Faillytal  (Frankreich). 
Enzyklopädie  des  Eisenbalinwesens.  2.  Aufl.  X. 
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Ausführung  gekommen.  Nach  diesen  franzö- 
sischen Mustern  wurden  Ende  der  Sechziger- 
und Anfang  der  Siebzigerjahre  auch  ander- 
wärts V.  mit  eisernen  Pfeilern  zur  Ausführung 
gebracht,  so  in  Spanien,  Italien;  in  Österreich 
(1870)  der  Iglawa-  und  der  Weißenbachviadukt. 
Auch  in  Amerika  wurde  der  eiserne  Pfeiler- 
bau aufgegriffen,  daselbst  aber  bereits  unter 
gänzlichem  Ausschluß  des  Gußeisens  ganz  in 
Schmiedeeisen  durchgebildet  (Kentucky-River- 
Viadukt  mit  53  m  hohen  Eisenpfeilern  auf 
20 /«  hohen  Steinsockeln  u.  a.).  Die  nach  1880 
in  Europa  erbauten  eisernen  Turmpfeiler  sind 
ebenfalls  ganz  aus  Schmiedeeisen  errichtet  wor- 
den. Als  Beispiele  sind  zu  nennen:  in  Deutsch- 
land der  V.  bei  Angelrode  (Linie  Arnstadt- 
llmenau),  der  Niddaviadukt  zu  Assenheim,  die 
Hochbrücke  bei  Alscheid;  in  Frankreich  der  V. 
über  die  Siagne,  in  der  Schweiz  die  1 875  —  1 877 
erbauten  V.  der  schweizerischen  Nordostbahn, 
u.  zw.  der  Thurviadukt  bei  Ossingen,  die  Rhein- 
brücke bei  Stein  und  der  Reußviadukt  bei 
Mellingen,  ferner  dieOuggilochbrücke  bei  Lütis- 
burg  der  Toggenburger  Bahn.  Bei  dem  Iglawa- 
viadukt  bei  Kanitz-Eibenschitz  der  Staatsbahn- 
linie Wien -Brunn  wurden  die  ursprünglich 
mit  Oußeisenständern  ausgeführten  Turmpfeiler 


1892  durch  ganz  aus  Schmiedeeisen  herge- 
stellte Pfeiler  ersetzt. 

Die  4  Eckpfosten  der  Turmpfeiler  sind 
so  geneigt,  daß  die  Form  einer  abgestutzten 
Pyramide  oder  eines  Obelisken  entsteht.  Ge- 
wöhnlich ist  die  Neigung  senkrecht  zur  Brücken- 
achse größer  als  jene  nach  der  Längsachse 
der  Brücke  und  die  Basisbreite  wird  so  groß 
gewählt,  daß  auf  den  Pfeilersockel  keine  oder 
nur  geringe  Zugkräfte  durch  die  Verankerung 
der  Ständer  übertragen  werden. 

Das  Gewicht  eines  eisernen  Turmpfeilers 
kann  G  =  c-lh  gesetzt  werden,  wenn  /  die 
mittlere  Spannweite  der  beiden  vom  Pfeiler 
getragenen  Brückenfelder  und  h  die  Pfeilerhöhe 
bezeichnet.  Die  Größe  c  ist  sonach  das  Pfeiler- 
gewicht f.  d.  1  m'^  der  vom  Pfeiler  getragenen 
Aufrißfläche  des  V. 

In  der  nachstehenden  Zusammenstellung 
sind  hierfür  Angaben  gemacht.  Hiernach  wäre  c 
nicht  konstant  anzunehmen,  sondern  es  werden 
sich  im  allgemeinen  bei  wachsender  Pfeiler- 
höhe und  Spannweite  etwas  abnehmende  Qe- 
wichtszahlen  f.  d.  m'^  Ansichtsfläche  ergeben. 
Im  Mittel  wird  aber  für  eingleisige  V.  und 
Schmiedeeisenpfeiler  c  =^  A5  kg  angenommen 
werden  können. 


Gewichte  eiserner  Turmpfeiler. 


Bezeichnung  der  Viadukte 


Pfeilerhöhe 


Für  1  m  Höhe 


F.  d.  m-  der  vom  Pfeiler 
getragenen  Aufrißfläche 


Gußeiserne  Pfeiler,  eingleisig. 
Weißenbachviadukt 


Cereviadiikt 

Boubleviadukt 

Neuvialviadukt 

Iglawaviadukt 

Palagianelloviadukt 

San  Stefano-Viadukt 

Lionviadukt  in  Norwegen  (Schmalspurbahn) 
Pfriemtalviadukt  (Linie  Alzei-Kaiserslautern) 


Schmiedeeiserne  Pfeiler,  eingleisig. 

Ouggenlochviadukt 

Reußbrücke  bei  Mellingen      

Rheinbrücke  bei  Stein     

Thurviadukt 

Neue  Niagarabrücke  (zweigleisig) 

Kentuckyviadukt 

Dourobrücke 

Niddaviadukt  bei  Assenheim 

Siagneviadukt 

Iglawaviadukt  (neue  Pfeiler) 


18-7 -27-5 
20-2 -33-9 
42-5 -57-5 

37-5 
21-4 -26-4 

27-5 

18-0 

24-2 

190 


30-3 
32-7 
15-2 
24-6 
39-7 
52-9 
42-9 
18-4 
500 
21-4 -26-4 


3-57 -3-75 
3-70 -3-98 
3-33 -3-57 

3-17 
3-78 -3-90 

2-74 

2-82 

1-44 

3-84 


2-60 
206 
2-40 
1-85 
4-40 
3-42 

2-50 
2-92 
3-38 


81-85 
78-84 
67-73 

65 
63-66 

55 

55 

46 

70 


50 

39- 

38  2 

28  = 

33 

30 

43 

74 

46 

54 


Mittel 
70 


Mittel 
45 


I  Die  kleinere  Zahl  gilt  für  den  höheren  Pfeiler.  —  2  Die  3  Viadukte  der  schweizerischen  Nationalbahn  «Tirden  bloß 
für  einen  Winddruck  von  100  kg  f.  d.  m-  berechnet. 


Die  Wand-  oder  Pendelpfeiler  bestehen 
bloß  aus  einer  Reihe  von  meist  nur  2 
in  einer  zur  Brückenachse  senkrechten  Ebene 


stehenden  Stützen,  die  untereinander  wieder 
durch  eine  Ausfachung  verbunden  sind.  Diese 
Stützen    können    bei    einigermaßen    größerer 


Viadukte. 


195 


Höhe  an  dem  unteren  Ende  nicht  in  fester 
Einspannung  mit  dem  Soci<el  verbunden  sein, 
da  sie  sonst  durch  die  nach  der  BriickenJängs- 
achse  wirkenden  Kräfte  zu  ungünstig  bean- 
sprucht würden.  Sie  werden  daher  gelenk- 
förmig  gelagert,  u.  zw.  entweder  auf  ein 
zylindrisches  Kipplager,  dessen  Achse  senkrecht 
zur  Brückenachse  steht,  oder  auf  ein  Kugel- 
lager. Auch  die  Auflagerung  der  Träger  auf 
den  Pfeilern  ist  in  ähnlicher  Weise  mittels 
Kipplager  durchzuführen.  Bei  Anwendung  von 
Pendelpfeilern  ergibt  sich  infolge  der  geringeren 
Pfeilerkosten  die  günstigste  Spannweite  für  den 
Überbau   des  V.  kleiner  als  bei  Turmpfeilern. 

So  zeigt  der  1901/02  erbaute,  1 80 /w  lange 
V.  der  Ofotenbahn  über  Norddalsenden  bei 
Narvik  in  Norwegen  Pendelpfeiler  von  bis 
30/«  Höhe  in  bloß  IS /«Abstand  mit  einem 
aus  Blechbalken  bestehenden  Überbau  und 
ähnlich  sind  auch  1906/07  von  der  Unter- 
nehmung Harkort  die  V.  in  Atjeh  auf  Suma- 
tra ausgeführt  worden.  Hier  handelte  es  sich 
zudem  um  möglichste  Vereinfachung  der 
Aufstellungsarbeiten,  die,  wie  Abb.  74  zeigt, 
ohne  jede  Einrüstung  mit  Hilfe  eines  auf  den 
Trägern  fahrbaren,  auskragenden  Krangerüstes 
bewerkstelligt  werden  konnten.  Diese  V.  haben 
mit  Blechbalken  überspannte,  16  m  weite 
Öffnungen  und  bis  25  /«  hohe  Pendelpfeiler. 
Zu  den  größeren  V.  mit  Pendelpfeilern  zählen 
in  Deutschland  der  V.  über  das  Oschützbachtal 
auf  der  Linie  Mehltheuer-Weida  in  Sachsen 
mit  3  Öffnungen  von  325,  36-0  und  32-5  m 
und  20  m  hohen  Pendelpfeilern,  ferner  der 
V.  über  den  Argentobel  im  Allgäu  mit  84  /« 
größter  Öffnungsweite  und  30  /«  hohen  Pendel- 
pfeilern (Abb.  75),  die  Hochbrücken  über  den 
Kaiser-Wilhelm-Kanal  zu  Holtenau  und  zu 
Rendsburg,  der  Talübergang  bei  Westerburg 
im  Eisenbahndirektionsbezirk  Frankfurt  u.  a. 
Ferner  bestehen  auf  den  norwegischen  Staats- 
bahnen mehrere  derartige  Bauwerke,  so  der 
V.  über  das  Solbergtal  bei  Thomter  mit  Fach- 
werksträgern von  20  m  Spannweite  und  30  m 
hohen  Pendelpfeilern,  der  Lysetal-,  der  Barug- 
und  Haabölviadukt.  Auch  in  Sachsen  sind 
mehrere  V.  mit  Pendelpfeilern  auf  den  neueren 
Staatsbahnlinien    zur   Ausführung   gekommen. 

Werden  2  nebeneinander  stehende  Wand- 
pfeiler in  den  Ebenen  der  Pfosten  durch  Aus- 
fachung  verbunden,  so  entsteht  ein  Gerüst- 
pfeiler, der  sich  von  einem  obeliskartigen 
Turmpfeiler  dadurch  unterscheidet,  daß  er  in 
der  Richtung  der  Brückenlängsachse  keine 
Verjüngung  nach  oben  und  überhaupt  größere 
Breite  hat,  so  daß  er  selbst  einer  überspannen- 
den Tragkonstruktion  bedarf.  Gerüstpfeiler 
werden    bei   den    neueren   Ausführungen    den 


Turmpfeilern  vorgezogen,  da  sie  eine  Ver- 
ringerung der  Stützweiten  des  Tragwerks  er- 
geben und  sich  zur  Aufnahme  der  nach  der 
Brückenlängsachse  wirkenden  Kräfte  gut  eignen. 
Eine  gelenkige  Lagerung  auf  den  hier  meist 
getrennt  angeordneten  Ständersockeln  ist  nicht 
notwendig.  Bei  abfallendem  Gelände  können 
die  4  Ständer  eines  Pfeilers  auch  verschieden 
hoch  gelagert  werden.  Die  meisten  und  größten 
Gerüstpfeilerviadukte  sind  in  Amerika  aus- 
geführt; bei   ihnen  stehen  die  Pfeiler  ziemlich 


Abb.  77.  Viadukt  bei  Mullers  (Stubaitalbahn,  Tirol). 

nahe,  so  daß  für  den  Überbau  in  der  Regel 
noch  Blechträger  verwendet  werden  können. 
So  hat  eines  der  bedeutendsten  Bauwerke 
dieser  Art,  der  Peccos  River-Viadukt  auf  der 
Southern  Pacific-Eisenbahn  48  Felder  von 
1 1  -  20  /«  Spannweite,  nur  ein  Feld  mit  56  m 
Weite  und  Gerüstpfeiler  bis  zu  100  m  Höhe. 
Der  V.  über  den  Loafluß  in  der  schmal- 
spurigen Antofagasta-Eisenbahn  (Bolivia)  hat 
Gerüstpfeiler  von  9'75  m  Breite  und  102  /« 
größter  Höhe  mit  Zwischenfeldern  von  24-4  m. 
In  Deutschland  sind  Gerüstpfeilerviadukte 
schon  vor  Jahren  auf  mehreren  sächsischen 
Staatsbahnlinien    ausgeführt    worden,     so    in 
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Viadukte.  —  Victoria. 


der  Lokalbahn  Annaberg-Schwarzenberg  bei 
Mittweida  {Pfeilerbreite  10  m,  Zwischenfelder 
20  und  25  m),  auf  der  Schmalspurbahn 
Saupersdorf-Wilzschhaus  u.  a.  Neuere  Aus- 
führungsbeispiele liefern  die  V.  im  Zuge  der 
Eisenbahnlinie  Metz-Vigy-Anzelingen,  von  denen 
der  502/«  lange  V.  über  das  Faillytal  (Abb.  76) 
hervorzuheben  ist,  \T-eiters  der  schon  oben 
erwähnte  Wuppertalviadukt  bei  Müngsten 
(Abb.  73),  der  V.  bei  Mutters  in  der  elektri- 
schen Stubaitalbahn  (Abb.  77)  u.  a. 

Das     Gewicht     des     Überbaues     und     der 
Pfeiler    der    amerikanischen    eisernen    Qerüst- 


brücken     wird    bei    einer    mittleren    Talhöhe 

//    mit  ^  =  1 6  X     ,     kg    {.    d.    m^    verbauter 

Umgrenzungsfläche  angegeben.  Nach  Herz- 
mansky  kann  man  für  Hauptbahnen  das  Ge- 
wicht von  Qerüstpfeilerviadukten  bei  der 
mittleren    Höhe    h    und    der   Gesamtlänge   L 

.  „„  ,  1000  1000  ...  , 
setzen:  ^  =  30  -r  — r j~  kg  f.  d.  m^  ver- 
bauter Umgrenzungsfläche;  für  Nebenbahnen 
80%.  Die  nachstehende  Tabelle  enthält  An- 
gaben über  Gewicht  und  Kosten  ausgeführter 
eiserner  Eisenbahnviadukte. 


Gewicht  und  Kosten  eiserner  Eisenbahnviadukte  f.d.    1  m~ 

Umgrenzungsfläche. 


\erbauter 


Bauwerk 


Zahl 

der 

Gleise 


Gewicht  Kosten 

ig         !         M. 


Anmerkung 


1.  Fachwerkträger  auf  gußeisernen 
Pfeilern. 

Viadukt  von  Thomas 

„  „     Bosseau  d'Ahun 

»        über  die  Saane  in  Freiburg 

Weißenbachviadukt 

Iglawaviadukt  (alt) 

Viadukt  über  das  LiaiUal  bei  Lian  (Norwegen)  .   . 

1,        von  Neuvial 

„     Bellon 

„  ,,     Cere 

„        über  die  Sioule  bei  Rouzat 

„       .,    Sitter  bei  St.  Gallen 

„        von  Bouble 


2.  Fachwerkträger  auf  schmiedeeisernen 
Pfeilern. 

Thurviadukt 

Rheinbrücke  bei  Stein 

Reußviadukt  bei  Mellingen 

Guggenlochviadukt 

Neue  Niagarabrücke 

Kentuckyviadukt 

Niddaviadukt  bei  Assenheini 

Viadukt  bei  Angelroda 

Siagneviadukt 

Oschützbachviadukt 

Lysedalenviadukt 

Solbergdalenviadukt      

Haabölbachviadukt 

Gerüstpfeilerviadukte  der  sächsischen  Staatsbahnen 

3.  Bogenträgerviadukte. 

Douroviadukt  bei  Oporto 

Qarabitviadukt 

'Wupper\'iadukt  bei  Müngsten 


Victoria  (Eisenbahnen),  englische,  zu  dem 
Commonwealth  of  Australia  gehörige  Kolonie, 
1850  als  selbständig  von  Neusüdwales  ab- 
getrennt, ist  die  kleinste,  aber  dichtest  be- 
völkerte    unter    den    australischen    Kolonien. 


2 

— 

1060 

2 

— 

102-0 

2 

_ 

97-2 

_ 

120-4 

124-7 

117-0 

100-4 

74-4 

— 

63-0 

_ 

580 

_ 

64-8 

— 

560 

— 

89-0 

- 

51-6 

72-2 
800 
64-0 

138-0 
70-0 
137-0 
138-8 
83-8 
80-8 
67-2 
77-0 
77-0 


100-0 
93-0 


75-6 
101-8 

SO-0 
104-0 

68  0 

100-7 


3S-0 

45-4 

49-6 

47-50 


Kosten  im  Mittel  102  M. 


-Kosten  im  Mittel  76-2  M. 


Kosten  im  Mittel  für 
1  Gleis  88-3  M. 


75-0 

75-2 
600 


Pendelpfeiler 


Kosten 

im  Mittel 
45-2  M. 


QerOstpfeiler,  Schmalspur 


Kosten  im  Mittel  72  M. 

Mf/an. 

Umfang    229.078  km^,    Einwohner    ungefähr 
IV2  Mill. 

Die  erste  Eisenbahn  ist  die  von  Melbourne- 
nach  dem  Alittelpunkt  der  wenige  Jahre  \-orher 
entdeckten  Goldfelder,  dem  Mount  Alexander, 


Victoria. 


Viehhöfe. 
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und  bald  darauf  von  Melbourne  nach  der  benach- 
barten Hafenstadt  Geelong.  Ungeachtet  erheb- 
licher Regierungsunterstützungen  gelang  es  nicht, 
Privatkapital  in  genügendem  Betrag  für  den 
Bahnbau  aufzubringen,  durch  Gesetz  vom 
18.  März  1856  wurde  der  Ankauf  der  erst- 
gedachten Bahn  durch  die  Regierung  genehmigt 
und  diese  übernahm  am  23.  Mai  den  Betrieb 
dieser  ersten  Staatsbahn  von  V.  Damit  war 
indes  die  Annahme  des  reinen  Staatsbahn- 
systems noch  nicht  ausgesprochen.  Die  An- 
sichten darüber,  welches  Eisenbahnsystem  für 
V.  das  beste  sei,  gingen,  auch  unter  engli- 
schem Einfluß,  zunächst  weit  auseinander.  Nur 
von    Fall    zu    Fall    wurde    beim    Ausbau    des 


Eisenbahnnetzes  entschieden,  wer  die  Bahn  zu 
bauen  und  zu  betreiben  habe.  Eine  Zeitlang 
herrschte  auch  Neigung  zur  Verpachtung  der 
Staatsbahnen,  aus  der  aber  nichts  geworden 
ist.  Wiederholte  Untersuchungen  und  gesetz- 
geberische Maßnahmen  blieben  ohne  Erfolg. 
Erst  als  im  Jahre  1868  eine  neue  Erweiterung 
des  Eisenbahnnetzes  erwogen  wurde,  entschloß 
man  sich  zur  Einführung  des  Staatsbahnsystems 
und  zum  Bau  der  Bahnen  auf  Staatskosten. 
Seitdem  ist  dieses  System  das  herrschende  ge- 
blieben und  es  hat  gute  Erfolge  gehabt.  Über 
die  Entwicklung  der  Eisenbahnen  in  V.  seit 
1890  enthält  die  folgende  Zusammenstellung 
die  hauptsächlichsten  Angaben. 


Länge   .    .    . 

Anlagekapital 

Einnahmen 

Ausgaben     . 

Überschuß  . 

Verzinsung 

Betriebszahl 


km 

.  £ 


3974  5020      t     5178 

34,370.031  37,922.20739,658.819 


1890 


1895 


1900 


3,131.866 
2,132.158 

999.708 
2-30 

6808 


2,581.591 

1,543.393' 

1, 038.1 98 1 

2-74     I 

52-78     I 


3,025.162 

1,807.301 

1,217.861 

3-07 

59-74 


1905 


1911 


5440  5627           5678 

41,279.045  43,142.329  44,127.767 

3,582.266'  4,443.863  4,896.210 

1,871.138  2,711.545'  2,191.637 

1,711.128  1,732.318  1,900.517 

4-15  4-02            4-32 

52-25  61.02          61-10 


5836 

45,836.573 

5,218.967 

3,310.484 

1,903.483 

4-16 

63-43 


1913 


5869 

47,568.336 

5,203.442 

3,476.957 

1,728.485 

3-63 

66-79 


Über  die  Jahre  1914  ff.  sind  genaue  statistische  Mitteilungen  nicht  hierhergelangt. 


Literatur:  Die  alljährlich  erscheinenden  Berichte 
der  Railway  Commissioners.  Kant,  Über  die  Entwick- 
lung der  australischen  Eisenbahnpolitik.  Berlin  1894. 
Enthält  eine  ausführliche  Darstellung  der  Eisenbahn- 
politik der  Kolonie  V.  1852-1868.    v.  der  Leyen. 

Victoria- Pflanzungsbahn    s.    Kamerun. 

Viehbeförderung    s.   Tierbeförderung. 

Viehhöfe  (cattle-yards ;  coiirs  aiix  bestiatix ; 
recinti  pel  bestiame),  eingefriedete  Plätze,  die 
in  Verbindung  mit  Laderampen  und  Gleis- 
anlagen zur  Ein-  und  Ausladung  sowie  zur 
vorübergehenden  Unterbringung  der  mittels 
Eisenbahn  ankommenden  oder  abzusendenden 
Tiere   dienen. 

I.  Allgemeine  Anordnung,   Vorschriften. 

Die  V.  sind,  sofern  sie  nicht  als  selbständige 
Viehbahnhöfe  (s.  u.)  ausgeführt  werden,  so  an- 
zulegen, daß  der  Verkehr  der  Tiere  den  übrigen 
Verkehr  möglichst  wenig  stört.  Unter  Um- 
ständen empfiehlt  sich  die  Anlage  besonderer 
Wege  für  den  Tierverkehr  (Triftstraßen). 

Die  V.  können  in  Schienenhöhe  oder  in 
Höhe  der  Fußböden  der  Güterwagen  angelegt 
werden;  die  letztere  Anordnung  besitzt  den 
Vorteil,  daß  die  Tiere,  ohne  eine  Rampe  über- 
schreiten zu  müssen,  unmittelbar  in  den  V. 
bzw.  in  den  Güterwagen  getrieben  werden 
können.  Liegt  der  V.  tiefer,  so  werden  Rampen 
notwendig,  denen  eine  möglichst  flache  Neigung 
zu  geben   ist. 


Hierüber  bestimmen  die  technischen  Vereinbarun- 
gen des  VDEV.  vom  Jahre  1909  für  den  Bau  und 
die  Beiriebseinrichtungen  der  Haupt-  und  Neben- 
bahnen in  §  55  (Laderampen)  folgendes: 

1.  Bei  Hauptbahnen:  «Laderampen  sind  an  Neben- 
gleisen 1100 /?/m",  bei  Nebenbahnen:  „Laderampen 
sind  den  örtlichen  Bedürfnissen  entsprecheTid  an« 
Nebengleisen  1100  m/«  oder  1000  otw  hoch  über 
Schienenoberkante  und  tunlichst  so  anzulegen,  dall 
von  der  Stirn-  und  von  der  Langseite  aus  verladen 
werden  kann.  Die  Auffahrten  erhalten  zweckmäßig 
eine  Neigung  von  1  :  20,   höchstens  von  1  :  12. 

2.  Bei  Stirnrampen  wird  zur  leichteren  Verladung 
über  die  Puffer  hinweg  die  Erhöhung  der  Stirnmauer 
auf  1235  mm  empfohlen. 

3.  Auch  bewegliche  Rampen  sind  zu  empfehlen." 
Die  Qrundzüge  des  VDEV.  vom  Jahre  1909  für 

den  Bau  und  die  Betriebseinrichtungen  der  Lokal- 
bahnen enthalten  in  §  33  (Laderampen)  folgend^  Be- 
stimmungen: 

„1.  Feste  Laderampen  sind  bei  vollspurigen  Bahnen, 
auf  welche  Wagen  der  Hauptbahn  übergehen,  den 
örtlichen  Bedürfnissen  entsprechend,  1100  mm  oder 
1000mm  über  Schienenoberkante  anzulegen;  bei  aus- 
schließlicher Verwendung  eigenartiger  Fahrzeuge  und 
bei  Schmalspurbahnen  sind  sie  der  Höhe  der  Wagen- 
fußböden anzupassen. 

2.  Im  ersteren  Falle  wird  bei  Stirnrampen  zur 
leichteren  Verladung  über  die  Puffer  hinweg  die 
Erhöhung  der  Stirnmauer  auf  1235  mm   empfohlen. 

3.  Bewegliche  Rampen  werden  empfohlen," 

Die  vom  Bundesrat  für  das  Deutsche  Reich  er- 
lassenen „Bestimmungen  über  die  Verladung  und  Be- 
förderung von  lebenden  Tieren  auf  Eisenbahnen"  vom 
Jahre  1879  schreiben  im  besonderen  vor,  daß  die 
Bahnhöfe,  auf  denen  Vieh  verladen  werden  soll,  mit 
Vorrichtungen  (Rampen)  versehen  sein  müssen,  die 
ein  unmittelbares  Verladen  aus  jedem  und  in  jeden 
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Wagenraum  derart  gestatten,  daß  die  Verladung 
sowohl  von  der  Stirn-  als  auch  von  der  Langseite 
des  Wagens  erfolgen  kann.  Die  Oberfläche  der  festen 
Rampen  darf  keine  stärkere  Neigung  als  1 ;  8,  diejenige 
der  beweglichen  Vorrichtungen  keine  stärkere  als 
1  :  3  erhalten.  Die  Brücken  zum  Überladen  zwischen 
Rampe  und  Wagen  (aus  Holz  oder  Eisen)  müssen 
eme  hinreichende  Breite  haben  und  beim  Verladen 
von  Kleinvieh  an  den  Seiten  init  Einfriedimgen  ver- 
sehen sein,  die  gegen  ein  seitliches  Abdrängen  der 
Tiere  Schutz  gewähren.  Auf  Bahnhöfen  mit  regel- 
mäfSigem  größeren  Viehversand  sowie  auf  den  Tränke- 
stationen -  oder  in  deren  Nähe  -  sind  von  den  Bahn- 
verwaltungen zur  vorübergehenden  Unterbringung  des 
Viehs  eingefriedete  und  überdachte  Räume  (Buchten, 
Bansen)  herzustellen  und  mit  Brunnen  oder  einer 
Wasserleitung  sowie  mit  Vorrichtungen  zu  versehen, 
die  das  Füttern  und  Tränken  der  Tiere  ermöglichen. 
Die  Räume  sind  zur  Trennung  der  Tiere  verschie- 
dener Gattungen,  bzw.  des  Großviehs  und  des  Klein- 
viehs in  kleinere  Abteilungen  zu  teilen.  Der  Fuß- 
boden muß  so  beschaffen  sein,  daß  seine  ordnungs- 
mäßige Reinigung  möglich  ist. 


brücke  herabgelassene  Hinterwand  des  Fuhr- 
werks. 

In  der  Regel  verwendet  man  feste  Rampen 
aus  Holz  oder  Stein.  Sie  werden  häufig  nach 
Abb.  79  angeordnet,  wobei  das  Vieh  über  die 
Auffahrten  an  den  Enden  der  Rampe  getrieben 
wird.  Oder  die  Rampe  erhält  einen  Querschnitt 
nach  Abb.  SO. 

Zur  Beladung  oder  Entladung  von  mehr- 
geschossigen Wagen  stellt  man  entweder  eine  be- 
wegliche Rampe  auf  eine  feste,  wobei  dann 
die  feste  eine  obere  Breite  von  mindestens  8  m 
haben  sollte;  oder  die  festen  Rampen  erhalten 
nebeneinander  2  Plattformen  von  entsprechender 
Höhenlage  (Abb.  81).  Die  beweglichen  Rampen 
haben  zweckmäßig  eine  Länge  von  3'6  —  Am, 
eine  obere  Breite  von  1-2  in,  eine  untere 
von    \b  m    und    sind    mit    einer   Einfriedung 


Abb.  79. 


Abb.  SO. 


Über  die  besondere  Anordnung  der  Viehverlade- 
vorrichtungen, die  je  nach  der  Größe  des  \'erkehrs 
sich  von  einer  beweglichen  hölzernen  Rampe  oder 
einer  kleinen  für  einen  Güterwagen  ausreichenden 
festen  Rampe  zu  größeren  Viehbahnhöfen  ausdehnen 
können,  sind  allgemein  gültige  Bestimnumgen  für 
das  Deutsche  Reich  nicht  getroffen,  bis  auf  folgende 
Bestimmungen  des  §  24  der  F.BBO.  vom  Jahre  1904: 

„1.  Bahiihöfe,  wo  Tiere  oder  Fahrzeuge  in  grö- 
ßerem Umfang  zu  verladen  sind,  müssen  mit  festen 
Rampen  ausgerüstet  werden.  Für  geringen  Verkehr 
genügen  bewegliche  Rampen.  .  .  ."  ..3.  Seitenrampen 
dürfen  nicht  höher  als  IT  m  und,  wenn  sie  auch  zur 
,  Verladung  von  Mannschaften  benutzt  werden  müssen, 
nicht  höher  als  VQ  m  über  Schienenoberkante  sein." 

II.  Bauliche  Ausbildung. 
a)  Kleine  und  mittlere  Anlagen. 
Bei  geringem  Verkehr  genügen  bewegliche 
Rampen,  d.  h.  tragbare  oder  besser  fahrbare, 
mit  Geländer  versehene  Ladebrücken  nach 
Abb.  78.  Vereinzelt  wird  auch  Vieh  ganz  ohne 
Rampe  verladen,  wenn  es  auf  Fuhrwerken 
herangeschafft  wird;  diese  fahren  mit  ihrem 
Hinterende  gegen  die  Langseite  des  Güterwagens 
und  das  Vieh  geht  über  die  wie   eine  Klapp- 


auszurüsten. Für  regelmäßigen  größeren  Vieh- 
versand sind  Buchten  oder  Bansen  erforder- 
lich, um  die  Tiere  bis  zum  Bereitstellen  der 
Güterwagen  bzw.  bis  zu  ihrem  Abtreiben 
vom  Bahnhof  unterbringen  zu  können.  Die 
Buchten  können  auf  der  Rampenplattform,  auf 
der  Neigung  oder  am  Fuß  der  Rampe  ange- 
bracht werden.  Welche  Anordnung  zu  wählen 
ist,  hängt  im  wesentlichen  davon  ab,  ob  und 
inwieweit  die  Rampe  auch  für  andere  Zwecke 
benutzt  werden  soll,  auch  davon,  ob  die  Tiere 
kürzere  oder  längere  Zeit  in  den  Buchten  ver- 
bleiben müssen.  Im  ersten  Fall  können  die 
Buchten  bis  an  die  Kante  der  Rampe  reichen 
(Abb.  82),  wobei  dann  die  gleisseitigen  Einfrie- 
dungen herausnehmbar  sein  müssen.  Diese 
Form  eignet  sich  besonders  für  die  Verladung 
von  Kleinvieh.  Oder  die  Buchten  liegen  ein 
Stück  von  der  Kante  entfernt  (Abb.  83),  dann 
bedarf  es  gegen  das  Entweichen  der  Tiere 
besonderer  Hürden  a,  b.  Schon  diese  An- 
ordnung bietet  den  Vorteil,  daß  die  Rampe 
auch  für  andere  Zwecke  verwendbar  ist.  Abb.  84 


Viehhöfe. 
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zeigt  eine  Ausbildung  dieser  Form  für  größeren 
Verkehr  mit  Gleisen  auf  beiden  Rampenlang- 
seiten  und  dem  Zuweg  an  der  Kurzseite.  Be- 
finden sich  die  Buchten  auf  der  Neigung  einer 
Rampe  nach  Abb.  SO,  so  darf  diese  nicht  steiler 
als  1  :  25  sein,  um  den  Tieren  das  Stehen  auf 
ihr  nicht  zu  sehr  zu  erschweren. 

Eine  besonders  zweckmäßige  Anordnung 
zeigt  Abb.  85  mit  Buchten  A,  B,  C,  D,  unmittel- 
bar an  der  Rampenseite  und  Möglichkeit  der 
Kopf-  und  Seitenverladung.  Sollen  Rampen 
regelmäßig  auch  dem  Verladen  von  Gütern 
dienen,  so  rückt  man  die  Buchten  am  besten 
ein  Stück  von  ihrem  Fuß  ab,  um  den  Verkehr 
der  Güter  nicht  zu  behindern. 

Für  die  Bemessung  der  Rampenlängen  ist  die 
Zahl  der  gleichzeitig  zu  behandelnden  Wagen 
und  für  diese  wiederum  nicht  derDurchschnitts- 


(Stückzahl)  und  den  mittleren  Ladeziffern  (Stück 
je  Wagen)  für  die  einzelnen  Vieharten  kann 
man  die  Zahl  der  zu  behandelnden  Wagen 
überschläglich  ermitteln.  Nicht  in  allen  Fällen 
braucht  diese  Wagenanzahl  gleichzeitig  an  der 
Rampe  Platz  zu  finden,  sondern  je  nach  der 
zur  Verfügung  stehenden  Zeit,  z.  B.  vom  Ende 
des  Viehmarkts  bis  zur  Abfahrt  des  Zuges, 
können  die  Wagen  in  mehreren  Gruppen  ge- 
stellt werden.  Als  Anhalt  für  derartige  Berech- 
nungen kann  die  nachstehende  Tafel  dienen, 
wobei  zu  beachten  ist,  daß  die  Belade-  und  Ent- 
ladedauer  von  Wagengruppen  oder  ganzen  Zügen 
nicht  gleich  dem  entsprechenden  Vielfachen 
der  Dauer  für  eine  Wagenladung,  sondern  je 
nach  der  Stärke  des  Ladepersonals  nur  etwa 
20  —  80%  dieses  Betrages  ausmachen  wird. 
Für   ganze    Züge    rechne    man    bei    Großvieh 
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Abb.  84. 
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Abb.  85. 


verkehr,  sondern  der  stärkste  Verkehr  an  einem 
Tage  maßgebend,  wobei  die  Viehmarkttage  zu 
berücksichtigen  sind.  An  Orten,  wo  regelmäßig 
große  Viehmärkte  stattfinden  und  auf  Tränke- 
stationen müssen  die  Rampen  Viehzuglänge 
(375- 400  ot)  besitzen  und  tunlichst  so  ge- 
legen sein,  daß  die  Züge  unmittelbar  vorfahren 
können.   Aus  der  Zahl  des  stärksten  Verkehrs 


mit  2-3,  bei  Kleinvieh  mit  3  -  4  Stunden  Ent- 
lade- bzw.  Beladedauer.  Zu  der  reinen  Belade- 
und  Entladedauer  einer  Wagengruppe  ist  dann 
noch  ein  Zuschlag  von  5-15  Minuten  für  die 
Auswechslung  der  beladenen  bzw.  entladenen 
Gruppe  gegen  die  nächste  zu  behandelnde 
Gruppe  hinzuzurechnen.  Für  die  Ermöglichung 
solcherAuswechslungen  sind  besondere  Wechsel- 


Gattung  der  Tiere 


Anzahl  der  Tiere 
in  einer  Wagenladung  bei 


geschossigen  Wagen 


E  n  t  ladedauer 
für  eine  Wagenladung  bei 


geschossigen  Wagen 


Minuten 


Beladedauer 
für  eine  Wagenladung  bei 


geschossigen  Wagen 


Minuten 


Pferde  .    , 

Rinder 

Kälber 

Schweine 

Hammel 

Ziegen 

Gänse   . 


6-12 
6-20 

30 
40-80 

40-60 

125-250 


60 
80-160 

80- 

-120 

250- 

500 

500-1000 


5-15 

5-15 

30 

10-20 

10-15 

5 


45 
25-40 

25-30 

15 


25 


10-20 
10-20 

30 
20-40 

10-15 

5 


50 
25-40 

25-30 

15 


30 
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■  gleise  in  unmittelbarer  Nähe  der  Rampe  vorzu- 
sehen. 

Die  Oberflächen  der  steinernen  Rampen 
sind  völlig  undurchlässig  mit  Steinen  oder 
Klinkern  mit  Asphaltverguß  in  Gefälle  zu 
pflastern  und  mit  Einfallschächten  zu  versehen. 
Auf  den  geneigten  Flächen  sind  Fugen  quer 
zur  Gehrichtung  der  Tiere  vorzusehen,  um 
diesen  besseren  Halt  zu  gewähren.  Aus  dem- 
selben Grunde  sind  auf  den  geneigten  Teilen 
hölzerner  Rampen  in  zweckentsprechenden  Ab- 
ständen schmale  halbrunde  Leisten  aufzunageln. 
Zur  Ausrüstung  der  Buchten  gehören  die 
etwa  1-4  m  hohen  Einfriedungen,  für  Groß- 
vieh lediglich  aus  Pfosten  mit  Holmen,  für 
Kleinvieh  aus  Lattenwerk  oder  Drahtgeflecht 
bestehend,  die  Tore  bei  Großvieh  in  der  Mitte 


Viehrampe 


Grundfläche,  daß  sie  eine  ganze  Wagenladung 
(rund  1000,  auch  1200  Stück)  aufnehmen 
können.  Bei  großen  Anlagen  liegen  neben  den 
Gänsebuchten  besondere  Gänsebäder.  Schon 
bei  mittelgroßen  Anlagen  werden  meist  be- 
sondere Futter-  und  Heurampen  sowie  Ent- 
seuchungs-  oder  Waschgleise  in  der  Nähe  der 
V.  sowie  besondere  Dunggruben  und  Lade- 
bühnen zur  Verladung  des  Dunges  vorgesehen 
(s.  hierüber  auch  b)  Große  Anlagen).  Von  diesen 
wird  der  Dung  mit  Eisenbahn  oder  Landfuhr- 
werk abgefahren.  Ein  Beispiel  für  eine  mittlere 
Anlage  zeigen  Abb.  86  und  87.  Müssen  größere 
Viehmengen  längere  Zeit  untergebracht  werden, 
so  sind  Überdachungen  der  Buchten  gegen 
die  Unbilden  der  Witterung  unbedingt  er- 
forderlich. 


Fessel-Haus 


Hunger- Cruhe 


Abb.  86. 


Kesselhaus 


Abb.  87. 


der  Wand,  bei  Kleinvieh  zur  Erleichterung  des 
Hinaustreibens  in  den  Ecken  der  Buchten.  Zur 
Aufnahme  des  Futters  und  des  Wassers  (aus 
besonderen  Brunnen  oder  Zapfständern)  sind 
erhöhte  Tröge  vorzusehen.  Für  gute  Ent- 
wässerung des  völlig  undurchlässig  und  in 
Neigung  herzustellenden  Buchtenfußbodens  in 
Einfallschächte  ist  zu  sorgen. 

Die  Größe  der  Buchten  richtet  sich  nach 
der  Art  und  Zahl  der  unterzubringenden  Tiere. 
Rinder  und  Pferde  werden  stückweise  ange- 
bunden, Kleinvieh  in  den  Buchten  frei  beweglich 
gelassen.  Die  Rinderbuchten  sollten  eine  Breite 
von  7  rn  erhalten,  wobei  auf  jeder  Seite  eine 
Reihe  Tiere  Platz  findet  und  zwischen  diesen 
noch  ein  freier  Gang  verbleibt.  Die  Anbinde- 
ringe sind  in  Abständen  von  LG  m  anzubringen. 
Kleinviehbuchten  erhalten  die  verschiedensten 
Grundrißformen, Gänsebuchten  meist  einesolche 


b)   Große  Anlagen. 

Besondere  Viehbahnhöfe  (cattle  Station, 
gare  ä  bestiaux,  stazione  di  bestiame)  werden 
meist  nur  in  oder  bei  großen  Städten  angelegt. 
Sie  werden  gewöhnlich  mit  den  städtischen 
Schlacht-  und  V.  zu  einer  Anlage  vereinigt 
oder  mindestens  mit  diesen  durch  Gleisanschluß 
verbunden.  Auf  den  V.  werden  die  Viehmärkte 
abgehalten.  Auf  den  Schlachthöfen  befinden 
sich  die  Großschlächtereien.  Der  Marktverkehr 
bringt  es  mit  sich,  daß  ein  gewisser  Teil  des 
ankommenden  Viehs  nach  Abhaltung  der  Märkte 
sofort  wieder  mit  der  Bahn  abgefahren  und 
in  verschiedenen  Richtungen  den  eigentlichen 
Verbrauchsstellen  zugeführt  wird. 

Die  wesentlichen  Bestandteile  eines  Vieh- 
bahnhofs sind  folgende:  Ladegleise  zum  Entladen 
und  Beladen  der  Güterwagen,  Laderampen,  die 
sich  an  ihnen  entlang  ziehen  (s.  Abb.  82-84), 


Viehhöfe. 
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Viehbuchten  auf  oder  nahe  den  Rampen,  Ver- 
schiebe- und  Aufstellgleise,  Wagenreinigungs- 
gleise nebst  Warm>x'asserbereitungsanlagen ; 
hiermit  unmittelbar  verbunden  die  Anlagen 
des  Schlacht-  und  V.,  nämlich:  Hallen  oder 
Ställe,  die  aus  veterinärpolizeilichen  Rücksich- 
ten für  Groß-  und  Kleinvieh,  im  besonderen 
je  für  Pferde,  Rinder,  Kälber,  Schweine,  Hammel, 
Ziegen,  Gänse  getrennt  anzulegen  sind;  schließ- 
lich besondere  Schlachthäuser  für  die  einzel- 
nen Tiergattungen.  Auch  Wägevorrichtungen 
sind  nicht  zu  entbehren. 

Auf  den  großen  Viehbahnhöfen  werden  die 
Tiere  auch  gemäß  den  veterinärpolizeilichen 
Vorschriften  zum  Teil  in  den  Eisenbahnwagen, 
zum   Teil    auf    den   Rampen    untersucht.    Zur 


Ausfahrt  der  Züge  in 
ihnen   ist  zu    ermög- 


Unmittelbare  Ein-  und 
die  Ladegleise   bzw. 
liehen. 

Die  Schienen  der  Reinigungsgleise  (auch 
Waschgleise  genannt)  sind  auf  kleine  Beton- 
pfeiler zu  verlegen.  Der  Raum  zwischen  und 
neben  den  Schienen  ist  mit  einer  in  Gefälle 
anzuordnenden  Betondecke  zu  befestigen,  die 
durch  Einfallschächte  in  Abständen  von  50  —  60  tn 
zu  entwässern  ist.  Die  abgeführte  Jauche  ist 
in  Klärbrunnen  zu  leiten.  Neben  den  Wasch- 
gleisen können  die  Dunggruben  oder  Dung- 
rampen angelegt  werden,  doch  finden  diese 
häufig  auch  an  besonderen  Gleisen  ihren  Platz. 
Das  in  einer  besonderen  Anlage  bereitete  Warm- 
wasser ist  in  unterirdischen  Leitungen  den 
Zapfständern  zuzuführen,  die  in  16— 19ot 
Abstand  zwischen  je  2  Qleispaaren  aufzustellen 
sind.  Um  die  Reinigung  der  Viehwagen  zu  er- 
leichtern, sind  die  beiden  Schienen  jedes  Wasch- 
gleises verschieden  hoch  zu  lagern  (s.  hierzu 
Abb.  86 


Abb.  88. 


Unterbringung  von  kranken  oder  seuchever- 
dächtigen Tieren  ist  daher  auch  ein  besonderer 
Seuchenhof,  bestehend  aus  Rampen,  Buchten, 
Ställen  und  Schlachthaus,  tunlichst  an  etwas 
entlegener  Stelle  des  Viehbahnhofs  anzuordnen 
und  mit  Gleisanschluß  zu  versehen.  Für  die 
bauliche  Anordnung  gilt  sinngemäß  auch  das 
unter  a  Gesagte.  Da  größere  Viehbahnhöfe 
eine  erhebliche  Ausdehnung  erhalten  (1  km 
Länge  und  mehr),  ist  bei  der  Planung  der 
Gleisanlagen  auf  Übersichtlichkeit  und  leichte 
Bedienbarkeit  aller  Anlagen  besonders  zu  achten. 
Wo  es  die  Verhältnisse  gestatten,  ist  der  Vieh- 
bahnhof an  beiden  Enden  an  die  durchgehende 
Strecke  anzuschließen.  Den  Lade-  und  Aufstell- 
gleisen, womöglich  auch  den  Reinigungsgleisen 
ist  Zuglänge  (375  -  400  m)  zu  geben,  damit 
die  Züge  nicht  zerrissen  zu  werden  brauchen. 


Näheres  über  die  Reinigung  der  Viehwagen  s.  unter 
Desinfektion,  Desinfektionsanstalten,  Des- 
infektionsapparate, Desinfektionsstationen 
dieses  Werkes.  Zwei  Ausführungen  von  Wagen- 
reinigungsanlagen sind  ferner  beschrieben  in  dem 
Werk  „Das  deutsche  Eisenbahnwesen  der  Gegen- 
wart", Reimar  Mobbing,  Berlin  1911,  Bd.  I,  S.  26Q 
(Plochingen  und  München-Südbahnhof). 

Als  gute  Beispiele  für  große  Viehbahnhöfe 
Feien  der  städtische  Zentralvieh-  und  Schlacht- 
hof in  Berlin,  der  Magerviehhof  in  Friedrichs- 
felde bei  Berlin  und  der  Schlacht-  und  V.  in 
Köln  erwähnt.  Ersterer  ist  in  Abb.  88  dargestellt. 

Literatur:  Goering  und  Oder,  Anordnung  von 
Bahnhöfen  in  Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften. 
Leipzig  1907,  5.  Teil,  Bd.  IV,  woselbst  auch  Quellen 
für  Einzelausführungen  zu  finden  sind.  Ferner  Bahn- 
hofanlagen einschließlich  der  Gleisanlagen  auf  der 
freien  Strecke  in  Eisenbahntechnik  der  Gegenwart 
1909,  Bd.  II.  2.  umgearbeitete  Auflage,  der  Eisen- 
bahnbau, 3.  Abschnitt.  Reuleaux. 
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Viehkursbuch. 


Villard. 


Viehkursbuch.  Zusanuiienstellung  der  für 
die  V'iehbeförderung  auf  einer  größeren  Gruppe 
von  Bahnen  vorzugsweise  geeigneten  Güter- 
züge (s.  Fahrplan). 

Ein  V.  wurde  seinerzeit  vom  Deutschen 
Reichseisenbahnamt  sowie  vom  österreichischen 
Eisenbahn ministerium  herausgegeben. 

Viehladerampe  s.  Laderampe. 

Viehtarife  s.  Tiertarife. 

Viehwagen  s.  Güterwagen. 

Viehzüge  (cattle  trains ;  trains  de  bctail;  treni 
bestiame),  vorwiegend  zur  Beförderung  von 
Vieh  bestimmte  Züge.  Die  Beförderung  von 
Vieh,  besonders  von  Schlachtvieh,  ist  wegen 
ihres  Umfanges  und  der  Fürsorge,  die  den 
Tieren  während  der  Beförderung  zu  Teil  werden 
muß,  für  die  Eisenbahnverwaltungen  von  be- 
sonderer Bedeutung  (s.  Tierbeförderung 
unter  I.,  4).  Die  Verwaltungen  begünstigen  des- 
halb die  Zusammenfassung  der  von  den  einzelnen 
Versendern  aufgegebenen  Tiersendungen  zu  be- 
sonderen V.,  soweit  dies  mit  der  wirtschaftlichen 
Betriebsführung  irgend  vereinbar  ist.  Je  nach 
Umfang  des  Verkehrs  werden  auf  den  beson- 
ders in  Frage  kommenden  Bahnstrecken  regel- 
mäßig, täglich  oder  an  bestimmten  Wochen- 
tagen, verkehrende  V.  oder  solche  nach  Bedarf 
im  Fahrplan  vorgesehen  und  durch  Aushang 
oder  in  sonst  geeigneter  Weise  bekannt  gemacht 
(s.  Kursbücher).  Die  Verkehrstage,  die  Abfahrt- 
und  Ankunftzeiten  der  V.  werden  den  Vieh- 
märkten und  den  Handelsverhältnissen  ange- 
paßt; im  übrigen  aber  werden  die  V.  beschleu- 
nigt, meist  eilgutmäßig  und  unter  Beschränkung 
der  Aufenthalte  auf  solche  für  den  Betrieb 
und  die  Tränkung  des  Viehs  durchgeführt, 
damit  die  Beförderungsdauer  nach  Möglich- 
keit abgekürzt  wird.  Je  nach  Belastung  und 
verfügbarer  Zugkraft  werden  die  V.  wie  Güter- 
züge oder  wie  Eilgüterzüge  behandelt.  Da  ein 
großer  Teil  der  Viehsendungen  während  der 
Beförderung  durch  besondere  Begleiter  beauf- 
sichtigt werden  muß,  so  wird,  falls  der  Platz 
im  Packwagen  für  die  in  den  Viehwagen  keine 
Aufnahme  findenden  Begleiter  nicht  ausreicht, 
ein  Personenwagen  111.  Klasse  in  den  V.  ein- 
gestellt. Breiising. 

Viergleisige  Strecken  s.  Mehrgleisige 
Strecken. 

Vignoles,  Charles  Blacker,  berühmter  Eisen- 
bahn- und  Brückeningenieur,  Verbreiter  der 
nach  ihm  benannten  breitbasigen  Schienen 
(s.  Vignoles-Schienen),  geb.  1792  zu  Birming- 
ham, gest.  17.  November  1875  zu  Mythe  bei 
Southampton;  widmete  sich  frühzeitig  den  eisen- 
bahntechnischen Studien,  erlangte  durch  seine 
in  dieses  Gebiet  einschlagenden  Schriften  einen 
europäischen  Ruf  und  hat  sich  besonders  durch 


sein  Gutachten  über  die  württembergischen 
Eisenbahnen  im  Jahre  1845  bekannt  gemacht. 

Vignoles-Schienen  (Vignoles  rails;  rails 
Vignole;  rotai  Vignole),  Bezeichnung  für  eine 
Art  von  Breitfußschienen. 

Die  bedeutenden  Mängel,  die  den  in  Ver- 
wendung gestandenen  Schienen  mit  flachem 
und  pilzförmigem  Querschnitt  anhafteten,  waren 
die  Veranlassung,  daß  der  Amerikaner  Stevens 
aus  Hoboken  1830  während  eines  längeren 
Aufenthalts  in  England  eine  neue  Schienenform 
erfand,  bei  der  der  schmale  Fuß  der  pilz- 
förmigen Schiene  derart  verbreitert  war,  daß 
dieselbe  unmittelbar  auf  den  Unterlagen  befestigt 
werden  konnte  und  die  bisher  allgemein  üb- 
lichen Schienenstühle  entbehrlich  wurden. 

Die  ersten  V.  wurden  in  England  unter 
Stevens  Aufsicht  gewalzt  und  für  die  am  9.  Ok- 
tober 1832  eröffnete  Gamden-Amboy-Bahn  in 
den  Vereinigten  Staaten  verwendet. 

Der  englische  Ingenieur  Ch.  Vignoles 
führte  1836  das  Profil  der  Stevensschiene  in 
England  ein;  die  nunmehr  nach  Vignoles  be- 
nannten Schienen  wurden  daselbst  auf  Holz- 
langschwellen verlegt,  denen  Querschwellen  zur 
Unterstützung  dienten.  Die  V.  fand  in  England 
keine  belangreiche  Verwendung;  es  wurden 
dort  stets  die  Doppelkopfschienen   bevorzugt. 

Das  Verdienst  der  Einführung  der  V.  in 
Deutschland  gebührt  dem  Erbauer  der  Leipzig- 
Dresdener  Bahn  Th.  Kunz  und  dessen  Assi- 
stenten Köhler.  Der  letztere  sah  auf  einer  Reise 
in  Amerika  diese  Breitfußschienen  und  erkannte 
auch  deren  Vorzüge.  Mit  V.  wurde  das  zweite 
Gleis  der  Leipzig-Dresdener  Bahn  ausgeführt, 
u.  zw.  waren  die  Schienen  unmittelbar  auf  den 
Quersch\xellen  befestigt. 

In  Österreich  fanden  die  V.  zum  erstenmal 
beim  Bau  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  Verwen- 
dung; dieselben  v^urden  auf  hölzernen  Lang- 
schwellen verlegt. 

Seitdem  hat  sich  diese  Schienenform  auf 
dem  größten  Teil  des  Festlands  (Deutschland, 
Österreich,  Italien,  Schweiz,  Rußland)  und  in 
Amerika  eingebürgert. 

Villard,  Henry,  geb.  10.  April  1835  in 
Zweibrücken  in  der  Pfalz,  Sohn  des  Ober- 
landesgerichtspräsidenten Hilgard,  studierte  in 
Deutschland  die  Rechte,  wanderte  anfangs  der 
Fünfzigerjahre  nach  Amerika  aus,  wo  er  seinen 
deutschen  Namen  Hilgard  in  den  Namen  V. 
änderte.  Seit  1870  beschäftigte  er  sich  mit 
Eisenbahnangelegenheiten,  ordnete  in  den 
Jahren  1873— 1876  im  Auftrag  süddeutscher 
Bankhäuser  die  Verhältnisse  der  unter  Zwangs- 
vormerkung stehenden  Kansas-Pacific-Eisen- 
bahn  und  einer  Anzahl  kleiner,  sich  gegen- 
seitig   befehdender    Eisenbahn-     und    Dampf- 


Villard.   -  Virtuelle  Länge. 
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Schiffahrtsgesellschaften  in  dem  Staat  Oregon 
und  dem  damaligen  Territorium  Washington, 
die  er  im  Jahre  1878  zu  einer  großen  und 
leistungsfähigen  Gesellschaft,  der  Oregon  Rail- 
way  and  Navigation  Company,  vereinigte.  Er 
bemühte  sich  nunmehr,  dieser  Gesellschaft 
einen  Anschluß  an  die  nach  dem  Osten  der 
Vereinigten  Staaten  führenden  Bahnen  zu  ver- 
schaffen, und  trat  zu  diesem  Zweck  mit  Jay 
Gould  und  dem  damaligen  Präsidenten  der 
Northern  Pacific-Eisenbahn,  Frederik  Billings, 
jedoch  ohne  Erfolg,  in  Verbindung.  Um  gleich- 
wohl zu  diesem  Ziel  zu  gelangen,  begründete 
V.  im  Februar  1887  eine  Gesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  zunächst  8  Mill.  Dollar,  das 
später  auf  20  Mill.  Dollar  erhöht  wurde,  womit 
er  unter  der  Hand  eine  genügende  Anzahl 
Aktien  der  Northern  Pacific  und  der  Oregon 
Railway  and  Navigation  Company  aufkaufte, 
um  sich  eine  Mehrheit  in  beiden  Gesellschaften 
zu  sichern.  Den  Teilnehmern  an  der  Gesell- 
schaft wurde  dieser  Zweck  zuerst  geheim  ge- 
halten; die  Gesellschaft  selbst  ist  bekannt  unter 
dem  Namen  des  Blind  Pool  (blinder  Gesell- 
schaftsvertrag). Der  Plan  gelang  und  es  wurde 
nunmehr  im  Juni  1881  aus  den  Teilnehmern 
des  Blind  Pool  eine  neue  Aktiengesellschaft, 
die  Oregon  and  Transcontinental  Company 
gegründet,  V.  zu  ihrem  Präsidenten  und  im 
September  1881  auch  zum  Präsidenten  der 
Northern  Pacific-Eisenbahn  gewählt.  In  letzterer 
Eigenschaft  gelang  es  ihm  unter  großen  An- 
strengungen innerhalb  zweier  Jahre,  bis  zum 
22.  August  1883,  die  Northern  Pacific-Bahn 
zu  vollenden.  Im  August  und  September  1883 
feierte  er  dieses  Ereignis  durch  eine  Festfahrt 
von  New  York  über  die  neue  Bahn  nach  Port- 
land in  Oregon  und  dem  Pugetsund  an  der 
Spitze  einer  zahlreichen,  aus  Amerikanern, 
Deutschen  und  Engländern  bestehenden  Ge- 
sellschaft. Als  kurz  darauf  die  Gesellschaft  in 
finanzielle  Verlegenheiten  geriet,  wurde  V. 
veranlaßt,  von  der  Leitung  zurückzutreten. 
Er  lebte  dann  einige  Jahre  in  Deutschland, 
kehrte  1886  nach  Amerika  zurück  und  nahm 
bald  wieder  in  der  Northern  Pacific-  und  den 
ihr  verbündeten  Gesellschaften  eine  einfluß- 
reiche Stellung  ein,  wurde  auch  wieder  zum 
Präsidenten  gewählt.  Seine  Bestrebungen  gin- 
gen dahin,  der  Bahn  einen  selbständigen  Aus- 
gangspunkt in  Chicago  zu  schaffen  und  sie 
durch  Ausbau  eines  großen  Netzes  von  Zu- 
fuhrbahnen zu  kräftigen,  insbesondere  gegen- 
über der  Konkurrenz  der  benachbarten  Über- 
landbahnen. Dieser  Plan  scheiterte  an  dem 
Mangel  der  nötigen  Geldmittel.  Als  im  Sommer 
1893  die  Northern  Pacific-Bahn  in  Konkurs 
verfiel,    gab  V.    seine  Stellung    als    Präsident 


auf  und  hat  sich  seitdem  mit  Eisenbahnange- 
legenheiten nicht  mehr  beschäftigt.  Er  ist  am 
12.  November  1900  gestorben. 

Literatur:  Heinrich  Hilgard  Villard,  Jugend- 
erinnerungen, 1902.  —  Lebenserinneruugen  von  Hein- 
rich Hilgard  Villard.  Berlin  1Q06.  Zuerst  in  englischer 
Sprache  erscliienen.  v.  der  Leyen. 

Vintschgaubahn,  Teilstrecke  Meran-Mals, 
1898  als  staatlich  garantierte  normalspurige 
österreichische  Privatlokalbahn  konzessioniert, 
im  Juli  1906  eröffnet  und  gleichzeitig  mit  der 
Lokalbahn  Bozen-Meran  von  den  österreichi- 
schen Staatsbahnen  in  Betrieb  genommen.  Die 
Bahn  Meran-Mals  ist  60-4  km  lang,  der  über- 
wundene Höhenunterschied  beträgt  726  m.  Die 
Bahn  Meran-Mals  ist  infolge  des  Friedensver- 
trags in  den  Besitz  des  italienischen  Staates 
übergegangen.  Die  Fortsetzung  Mals-Landeck 
bildet  seit  Jahren  den  Gegenstand  von  Studien 
und  Vorschlägen  und  wurde  auch  in  das  für 
den  Ausbau  des  Südtiroler  Eisenbahnnetzes 
1920  aufgestellte  Bauprogramm  die  Fortsetzung 
der  Bahnlinie  Meran-Mals  gegen  Reschen- 
scheideck  aufgenommen. 

Von  Meran  zieht  die  Trasse  über  Algund,  wo  die 
Etsch  übersetzt  wird,  und  steigt  in  einer  Kehre  nach 
Süden  zur  Station  Marling,  durchfährt  2  Tunnel 
von  je  600  m  Länge  (der  erste  ist  ein  Kelirtunnel). 
Durch  den  683  m  langen  Tölltunnel  gelangt  sie  zur 
Station  Toll,  wo  die  Bahn  auf  der  Talstufe  508  in 
oberhalb  Merans  am  Beginn  des  Vintschgaus  ange- 
langt ist  und  die  Etsch  190  ah  tief  in  den  Meraner 
Kessel  abfällt.  Über  Naturns  und  Schnalstal  (562  m 
ü.  M.)  zieht  die  Bahn  auf  dem  Damm  der  regu- 
lierten Etsch  über  Castellbell  nach  Latsch,  von  wo 
sie  in  einer  großen  Schleife  Schlunders  (706  m),  den 
Hauptort  des  Vintschgau  erreicht.  Auf  hohem  Damm 
mittels  einer  227  m  langen  Brücke  die  Etsch  über- 
setzend, führt  die  Bahn  nach  Laas,  dann  Spondinig- 
Prad,  wo  die  Straße  nach  dem  Stilfserjoch  und  nach 
Sulden  abzweigt.  Schlanders-Glurns  ist  schon  919/« 
ü.M.  gelegen.  Zwischen  dieser  Station  und  dem  End- 
punkte Mals  schneidet  die  Bahn  die  Lehne  des 
Tartscherbühels  und  an  dem  Dorfe  Tartsch  vorbei 
wird  die  vorläufige  Endstation  Mals  erreicht  (1045  m 
ü.  M.). 

Literatur:  Schwarz.  Die  Bahn  von  Landeck  nach 
Mals.  Wien  1917. 

Virginian  Railway,  technisch  bemerkens- 
werte Eisenbahn  im  Staate  Virginia  (Süd- 
atlantische Gruppe  der  Vereinigten  Staaten). 
Die  '12-b  km  lange  Gebirgsstrecke  Elmore- 
Clarks  Cap  hat  auf  den  letzten  1 S-5  km  Stei- 
gungen von  2-07  %  und  einen  größten  Krüm- 
mungshalbmesser von  145  m,  auf  den  rest- 
lichen 4  km  Steigungen  von  0-5  % .  Die  ein- 
gleisige Bahn  hat  einen  außerordentlich  starken 
Verkehr  zu  bewältigen. 

Virglbahn  s.  Bergbahnen. 

Virtuelle  Länge  (virtual  Icngtli;  tongueiir 
virtuelle;  lunghezza  virtuale).  Die  V.,  auch 
Betriebs-  oder  Vergleichslänge  genannt,  ist  die 
Länge  einer  gedachten,  meist  einer  wagrechten, 
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geraden,  ausnahmsweise  einer  schwach  geneig- 
ten Bahn,  welche  die  gleichen  Betriebserschwer- 
nisse verursacht  wie  eine  bestehende  oder  ge- 
plante Bahn.  Die  V.  kann  ermittelt  werden 
für  gleiche  Widerstandsarbeit,  gleiche  Zug- 
kraftskosten, gleiche,  teilweise  oder  gesamte 
Betriebskosten,  auch  gleiche  Fahrzeiten.  Die- 
jenige Länge  einer  gedachten  Bahn,  welche 
die  gleichen  Einnahmen  liefern  würde  wie 
die  geplante  Bahn,  bezeichnet  man  als  Tarif- 
länge. Zum  Vergleich  mehrerer  Bahnen,  die 
gleichen  Zweck  verfolgen  und  etwa  die  gleichen 
Endpunkte  verbinden  aber  verschiedene  Nei- 
gungs-  und  Krümmungsverhältnisse  in  bezug 
auf  Größe  und  Länge  erhalten  sollen,  also 
zum  Vergleich  sog.  Varianten,  wird,  namentlich 
für  schwierige  Bahnen  im  Gebirge,  die  V. 
für  gleiche  Widerstandsarbeit  oder  für  gleichen 
Kraftverbrauch  herangezogen.  Als  Vergleichs- 
grundlage soll  eine  wagrechte  und  gerade 
Bahn  angenommen  w^erden.  Bezeichnet  /  die 
wirkliche  Länge  der  geplanten  und  /^  die  V., 
also    die   Länge   der   gedachten    Bahn,    so    ist 

/,,  =  C  •  /;  C  =  y 

der  virtuelle  Beiwert.  Bei  Trennung  der 
Einflüsse  von  Steigungen  und  Krümmungen 
erhält  man 

für  die  Steigungen       /',•  =  al, 
„      „     Krümmungen  /",.  z=  b  ■  l, 
die  Verlängerung  der  geplanten  Bahn  ist  daher 

/"„  —l=bl--I, 
/,.  =  l^  {al -l)J^(bl~l)  =  l(a^b^  1). 
Für  gleiche  Widerstandsarbeit  kann 
man  für  ganz  annähernde  schätzungsweise 
Ermittlung  der  V.  ausgehen  von  den  Glei- 
chungen: 


Für 


Für 


Steigungen : 

/  Wo 


l'v  ~    Ws±S 
Krümmungen: 

/  Wo 


l',  =  l- 


l' 


Ws  +  Wc 


l' 


l 


Ws±S 

Wo 

Ws-ywc 

Wc 


Es  bezeichnen  W„,  Ws,  Wc  die  Laufwiderstände 
in  der  wagrechten,  geneigten  und  gekrümmten 
Strecke  und  5  das  Neigungsverhältnis  der  Bahn. 
Annähernd  kann  man  im  vorliegenden  Fall 
für  Güterzüge  mit  geringer  Geschwindigkeit 
Wo  =  Ws  setzen.  Für  gleiche  Neigung  S  kann 
man  die  V.  für  Steigungen  und  Krümmungen 
annähernd  annehmen  mit: 

V  H^    '      W  ' 

Setzt    man    W—Z,    was    für    Güterzüge 


im 

Durchschnitt  zutrifft,  und  annähernd  11^^=:^, 
worin  R  den  Krümmungshalbmesser  der  Gleis- 


achse bezeichnet,  so  erhält  man  die  für  Schät- 
zungen gebrauchte  Formel: 

worin  -j-  für  Steigungen,  —  für  Gefälle 
zu  setzen  ist. 

Für    gleiche   Widerstandsarbeit    erhält 
man  ein  etwas  zutreffenderes  Maß  für  die  V. 
auf  Grund  nachstehender  Rechnung: 
\.    Zo  =  (.Q-^GoYWo''^'   für    gerade    wag- 
rechte Bahn; 

2.  Z=  (  Q  +  G)'-  (U^5  i  S)*^"  für  gerade 
geneigte  Bahn.  Es  bezeichnen  Zg  und  Z  die 
Zugkräfte  auf  wagrechter  und  geneigter  Bahn, 
Q  das  Lokomotivgewicht,  Go  das  Zuggewicht 
auf  wagrechter  Bahn,  O  das  Zuggewicht  auf 
geneigter  Bahn,  Wo  und  Ws  die  Laufwider- 
stände auf  wagrechter  und  geneigter  Bahn, 
die  sich  mit  der  Fahrgeschwindigkeit  ändern, 
S  den  Steigungswiderstand.  Für  die  Gleichheit 
der  Zugkräfte  erhält  man: 

3.  (Q+G„)  r„  =  ((34-G)(r,±S),  hieraus 

G  (Ws  ±S)^^{Wo-Ws^S)\-  Wo, 


4. 

Oc 

daher  die  V. 

5./',.=  °"/  = 
G 


Go 


Ws±S 


WoT-  ^  S- 
Go 


Q 


-/, 


Go 


-iWo-Ws) 


da  Zo  =  Z=  Qnf^  (Q  +  Go)Wo,  worin 
bezeichnen  n  den  Faktor,  der  angibt,  wieviel 
des  Gesamtgewichts  der  Lokomotive  auf  das 
Reibungsgewicht  entfällt,  wobei  für  Dampf- 
lokomotiven meist  H  =  0-5 -1-0,  für  elektri- 
sche Lokomotiven  /z  =  0-7-l-0  angenommen 
werden  kann,  /  den  Reibungswert,  den  man 
für  Dampfbetrieb  mit  I45-150%(,,  für  elek- 
trischen Betrieb  mit  165-17G%o  annimmt. 
Die  Annahme  größerer  Reibungswerte  ist  nur 
in  besonders  günstigen  Fällen  zulässig.  Setzt  man 
den  Wert  Qnf  in  Gleichung  5,  so  erhält  man 

6  /'  = ^"^ ^-l=al, 

nf-(Ws±S) 

die  V.  für  Neigungen  bei  /  Länge  der  geplan- 
ten Bahn.  Für  langsam  fahrende  Güterzüge 
kann  man    Wo  =  IF,  =  IF  setzen,  daher: 


7. 


l'v 


("^±5)(^-l) 


/. 


nf-{W±S) 

Für  die  Fahrt  im  Gefälle  oder  die  Talfahrt 
wird  S  negativ.  Solange  S  kleiner  ist  als  die 
Grenze  der  unschädlichen  und  schädlichen 
Neigung,  d.  i.  die  Bremsneigung,  ist  Zugkraft- 
arbeit erforderlich;  der  virtuelle  Beiwert  ist 
daher  größer  als  Null.  Wird  S  größer  als  die 
Bremsneigung,  dann  ist  keine  Zugkraftarbeit, 
sondern    nur  Bremsarbeit  nötig.    Im  letzteren 
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Fall  kann  man  die  Kosten  der  Bremsarbeit 
sowie  den  stärkeren  Schienen-  und  Radver- 
schieiß  in  Rechnung  stellen. 

Die  Bahnstrecke  wird  in  Teile  geteilt,  in 
welchen  gleiche  Neigungen  vorhanden  sind; 
für  die  entsprechenden  Streckenteile  werden 
die  V.  sowohl  für  die  Hin-  wie  für  die 
Rückfahrt  bestimmt  und  hieraus  der  Durch- 
schnitt ermittelt.  Für  gekrümmte  Strecken  kann 
man  den  Widerstand  Ws^S  um  den  Krüm- 
mungswiderstand U^,-  vergrößern,  so  daß  eine 
besondere  Rechnung  erspart  werden  kann. 
Für  Bahnen  von  gleichem  Widerstand,  bei 
welchen  in  den  gekrümmten  Strecken  die 
Größtneigung  5  um  das  Maß  W^  des  Krüm- 
mungswiderstands vermindert  wird,  ist  eine 
besondere  Berücksichtigung  der  Krümmungen 
nicht  erforderlich,  sobald  die  V.  auch  in  den 
gekrümmten  Strecken  für  die  Größtneigung 
S  ermittelt  wird. 

Unabhängig  hiervon  kann  die  V.  für  die 
Krümmungen  ermittelt  werden  aus  Gleichung 


/"  - 


nf-(W+  Wc) 
650 


-l=b-L 


worin   Wc  =  den  Krümmungswiderstand 

/? — 50 

bezeichnet.  Aus  Gleichung  6  folgt,  daß  unter 
sonst  gleichen  Verhältnissen  die  V.  /',.  für 
elektrischen  Betrieb  kleiner,  also  günstiger  ist 
wie  für  Dampfbetrieb,  da  im  ersten  Fall  der 
Reibungswert /infolge  gleichförmigen  Antriebs- 
drehmoments und  auch  n  wegen  Fortfalls  des 
Tenders  sowie  die  Fahrgeschwindigkeit  in  der 
geneigten  Strecke  größer  sind  wie  beim  Dampf- 
betrieb. 

Wenn  auch  die  V.  von  Vergleichlinien  oder 
Varianten,  d.  i.  von  Eisenbahnlinien,  die  den 
gleichen  Zweck  verfolgen,  also  auch  zumeist 
die  gleichen  Endpunkte  miteinander  verbinden, 
nach  den  Gleichungen  7,  8,  und  9  auf  Grund 
gleicher  Wtderstandsarbeit  oder  gleichen  Kraft- 
verbrauchs ermittelt  werden,  was  mit  Rücksicht 
auf  die  sonstigen,  nicht  in  Rechnung  zu  stel- 
lenden Ungenauigkeiten  und  den  Umstand, 
daß  die  Neigungsverhältnisse  wenig  voneinan- 
der abweichen,  meistens  auch  genügt,  so  sind 
für  den  Vergleich  bei  schärferer  Beurteilung 
alle  Kosten  in  die  Rechnung  einzubeziehen, 
die  von  den  Steigungsverhältnissen  abhängig 
sind.  Mutzner  (s.  Lit.)  hat  ein  Verfahren  für 
die  Ermittlung  der  V.  mit  Berücksichtigung 
der  Transport-  und  Bahndienstkosten  angegeben. 
Er  teilt  die  betreffende  Linie  in  Abschnitte, 
innerhalb  welcher  ungefähr  gleiche  Belastungen 
vorkommen.  Die  einzelnen  Strecken  mit  ver- 
schiedenen Neigungen  werden  dann  besonders 


behandelt,  da  auf  Strecken  mit  kleinerer  Stei- 
gung als  der  größten  oder  maßgebenden  doch 
nur  die  Nutzlast,  die  auf  dieser  möglich  ist, 
gefördert  werden  kann.  Setzt  man  in  Glei- 
chung 6  S  =  5„,  und  Ws=^  W„  (Laufwider- 
stand auf  maßgebender  Steigung)  und  berück- 
sichtigt den  Krümmungswiderstand  durch  Zu- 
schlag zu  den  Steigungen,  so  erhält  man: 

(u-/„,  +  s,„)(5-i) 

9.        /,=  -^ -l=c-l. 

nf-{Wm^Sm) 

Für  flachere  Steigungen  S  als  die  maßgebende 
Sm  wird  der  virtuelle  Beiwert  C  abgemindert 
durch  einen  Faktor  y-  der  von  Mutzner, 
dann  aber  von  Weber  (s.  Lit.)  in  verkürzter 
und,  infolge  ohnehin  nur  ungenauer  Unter- 
lagen, in  ausreichend  genauer  Form  angegeben 
wird  mit: 

Ws  4-  5 


10. 


1000        3      , 

-U  —  «/ 

Q     ^4  Wm\Sm 


1000       3     , 

In    Gleichung    10    bezeichnen   Q  das    Dienst- 

gewicht  der  Lokomotive,  n  das  Verhältnis - 
&  Q 

von  Triebradbelastung  zum  Dienstgewicht,  wie 
schon  bei  Gleichung  6  angegeben,  /  den  Rei- 
bungswert, 5  die  Bahnneigung,  kleiner  als 
die  maßgebende  Sm,  Ws  und  Wm  die  Lauf- 
widerstände in  beiden  Fällen,  V4  das  Verhältnis 
der  proportional  der  indizierten  Zugkraft 
wachsende  Teil  der  Transportkosten  für  1  / 
Zugkraft  und  I  km  zu  dem  von  der  Arbeits- 
leistung der  Lokomotive  unabhängigen  Teil 
der  Transportkosten  für  I  t  Zugkraft  und  1  km. 
Für  das  Gefälle  wird  für  die  Bremsneigung 
(H^s  — S)  =  0,  hiernach 

1000 


11. 


y 


1000 


nf 


Q  4 

also  ein  von  der  maßgebenden  Steigung  un- 
abhängiger Wert.  Für  Neigungen,  die  die 
Bremsneigung,  also  die  Grenze  zwischen  schäd- 
licher und  unschädlicher  Neigung,  überschrei- 
ten,   wird    in    Gleichung    10    der    Ausdruck 

nf — ^^^ —  negativ,    daher    nimmt    y    mit 

zunehmender  Neigung  weiter  ab.  Solange  die 
Steigung  die  Bremsneigung  nicht  überschreitet, 
sind  Zugkräfte  erforderlich,  darüber  hinaus 
nur  Bremskräfte. 

Literatur:  Lindner,  Die  virtuelle  Länge  und  ihre 
Anwendung  auf  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen. 
Zürich  1879.  -  Melan,  Zur  Frage  der  virtuellen 
Länge.  Wschr.  d.  öst.  Ing.  u.  Arch.-Ver.  1879.  - 
Launhardt,  Theorie  des  Trassierens.  Hannover 
1887.  -   Baum,  Des  longueurs  virtuelles.  -   Kren- 
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ter,  Linienfühniivg  der  Kisenbalinen.  Wiesbaden 
1900.  —  Rüli  le  V.  Lüienstern,  Die  Betriebslänge. 
Organ  1Q08.  —  Mutzner,  Die  virtuellen  Längen 
der  Eisenbahnen.  Zürich  1914.  —  Kummer,  Ener- 
getische Koeffizienten  der  virtuellen  Längen  von 
Bahnen,  insbesondere  bei  elektrischem  Betrieb.  Schwz. 
Bauztg.  1916.  —  Steiner,  Die  virtuellen  Längen 
bei  elektrisch  betriebenen  Bahnen.  Zürich  1919.  — 
Weber,  Die  virtuellen  Längen  für  Eisenbahnen. 
Verkehrstechnik.  Berlin  1920.  -  Örley,  Die  maß- 
gebende Arbeitshöhe  der  Eisenbahnen.  Organ  1922. 

Dolezaleh. 

Visp-Zermattbahn,  35.22 1  -65  m  lang,  Spur- 
weite I  m,  gemischt  als  Zahnradbahn,  System 
Abt,  und  als  reine  Adhäsionsbahn  gebaut. 
Adhäsionsstrecke  \  km  1888,  Zahnstrecke  1891 
eröffnet.  Die  Steigungen  mit  Zahnrad  gehen 
bis  zu  12V:%,  während  sie  in  der  Adhäsions- 
bahn nur  zu  25%ff  gehen. 

Die  Zahnradstrecke  hat  eine  Länge  von 
7440  m.  Sie  ist  um  8Q5  m  länger  als  die 
Steigungen  auf  der  Zahnradbahn.  Der  größte 
Viadukt  über  den  Mühlbach  ist  in  Eisen  und 
hat  eine  lichte  Öffnung  von  53-732  m.  Die 
Baukosten  betragen  4,577.311  Fr.,  f.  d.  km 
129.Q64  Fr. 

Vizinalbahnen  s.  Lokalbahnen. 

Volibahnen  s.  Eisenbahn. 

Vollbetrieb  s.  Betrieb. 

Voranschlag  s.  Kostenanschlag. 

Vorarbeiten  (building  preparations ;  tra- 
vaux  pnHiminaires  ä  la  constriiction ;  lavori 
preüminari  alla  costruzione). 

Inhalt. 
Einleitung  (Zweck  und  Einteilung). 

A.  Die  allgemeinen  V.  Wirtschaftliche  und  tech- 
nische Vorerwägungen.  Ausführung  der  techni- 
schen Vorarbeiten.. 

1.  Studium  der  Örtlichkeit. 

II.  Neuaufnahmen  und  Darstellung  desGeländes. 
Ausdehnung  derselben.  Genauigkeitsgrad. 
Notwendigkeit  der  Aufnahme  durch  Inge- 
nieure. Ausführung  der  Aufnahme. 

III.  Aufsuchen  der  Linie.  Ihre  Darstellung. 

IV.  Beurteilung  der  Vergleichslinien.  Rasche  Er- 
mittelung des  Unterschieds  der  Bau-  und 
Betriebskosten.  Ertragsberechnung.  Erläu- 
tenmgsbericht.  Geschäftliches. 

B.  Die  ausführlichen  V. 

I.  Aufnahme  und  Darstellung  des  Geländes. 
Methoden.  Maßstab.   Unterschied  zwischen 
Arbeitsplänen  und  Vorlagen.  Entbehrlichkeit 
besonderer  Grunderwerbskarten. 
11.  Bodenuntersuchungen. 

III.  Feststellung  der  Baulinie. 

IV.  Absteckung  der  Baulinie.   Methoden.   Zwei 
Meßtische. 

V.  Endgültige  Aufnahmen  der  Baulinie.  Längen- 
und  Querschnitte. 
VI.  Ausgestaltung  des  Bahnkörpers. 
Vll.  Vorarbeiten  zum  Orunderwerb. 
Vlll.  Bauplan. 

C.  Erläuterungen  zu  A  und  B. 

1.  Die  Grundlagen  der  Linienführuug. 

1.  Spurweite.  Charakter  der  Bahn.  Amtliche 
Vorschriften. 


2.  Widerstands-,  Krümmungs-  und  Neigungs- 
verhältnisse. 

3.  Längenentwicklung.  Hang-  und  Talbau. 

4.  Anwendbarkeit  gemischten  Betriebs  mit 
Zahnstrecken. 

II.  Ertragsberechnung    und    Betriebs- 
kosten. 

1.  Verkehrsgröße  und  Betriebseinnahme. 

2.  Betriebsausgabe. 

3.  Betriebsüberschuß  und  Anlagekosten.  Selb- 
ständige und  Zweigbahn. 

4.  Ausscheidung  und  Ermittelung  der  von 
den  Betriebserschwernissen  abhängigen 
Teile  der  Betriebskosten  (nach  Laun- 
hardt). 

5.  Die  virtuelle  Länge.  Methoden  von  Lind- 
ner und  von  Launliardt.  Graphische 
Darstellung. 

III.  Graphische  Ermittelung  der  Erdmas- 
sen, der  Erdbewegung  und  der  Erd- 
transportkosten. 

IV.  Sonstige  praktische  Rücksichten. 
L  Geologische  Verhältnisse. 

2.  Meteorologische  Verhältnisse. 

3.  Überschreitung  der  Täler  und  Wasserläufe. 

a)  Flache  Täler. 

b)  Steile  Täler. 

c)  Durchflußweiten. 

d)  Schiefe    Überschreitungen    mit    recht- 
winkeligem Bauwerk. 

e)  Vereinigung      mehrerer      Wasserläufe 
(Wege)  zu  einem  Bauwerk. 

f)  Verlegungen   zur  Ersparung   von  Bau- 
werken. 

g)  Eisenbahnfähren  und  Schiffbrücken. 

4.  Überschreitung  der  Wege. 

a)  Planübergänge. 

b)  Bahnüberführungen. 

c)  Bahnunterführungen. 

d)  Wegeverlegungen. 

e)  Neigungen  der  Wegerampen. 

f)  Privat-  und  Fußwege. 
V.  Geschäftsgang. 

1.  Auftraggeber  bei  Staats-  und  Privatbahnen. 
Neue  Unternehmungen. 

2.  Bewilligung  der  Geldmittel  bei  Staats- 
bahnen. Landespolizeiliche  Prüfung.  Bau- 
erlaubnis. 

3.  Baukonzession  und  Erlaubnis  zur  Inan- 
griffnahme bei  Privatbahnen. 

V.  zum  Bau  einer  Eisenbahn  umfassen  alle 
der  Ausführung  vorhergehenden  Erwägungen 
und  Untersuchungen  auf  wirtschaftlichem  und 
technischem  Gebiet.  Die  nach  diesen  beiden 
Richtungen  imterschiedenen  „wirtschaftli- 
chen" (kommerziellen)  und  „technischen" 
V.  lassen  sich  in  Wirklichkeit  nicht  scharf 
trennen;  sie  beeinflussen  sich  gegenseitig  in 
mannigfacher  Weise.  Der  zeitlichen  Reihenfolge 
nach  unterscheidet  man:  „AI  Igemeine"  oder 
„generelle"  V.  und  „Ausführliche"  oder 
»spezielle"  V.  Die  erstgenannten  bezwecken  die 
Aufstellung  des  „Vorentwurfs"  nebst  ,/Ko- 
stenüberschlag"  oder  „Voranschlag",  d.  h. 
die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  unter 
welchen  etwaigen  Bedingungen  technischer  und 
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finanzieller  Art  für  den  gewollten  Zweck  eine 
bauwürdige  Linie  ausführbar,  und  bei  mehre- 
ren Möglichkeiten,  welche  als  die  geeignetste 
erscheint.  Dabei  kommen  namentlich  auch  die 
wirtschaftlichen  Erwägungen  in  Betracht  und 
sind  in  Gestalt  einer  Ertragsberechnung 
zur  Erscheinung  zu  bringen.  Die  „ausführ- 
lichen" V.  bezwecken  —  nach  Beantwortung 
jener  Frage  in  bejahendem  Sinn  und  nach 
Beschluß  der  Ausführung  oder  in  Erwar- 
tung eines  solchen  -  die  Aufstellung  des 
„Bauentwurfs"  (s.d.)  in  allen  seinen  Teilen 
nebst  den  zugehörigen  eingehenden  Kosten- 
anschlägen (s.d.)  oder  „Bauanschlägen". 
Sie  sind  demnach  ausschließlich  oder  doch  ganz 
vorwiegend  technischer  Natur  und  umfassen 
ein  großes  Arbeitsfeld,  von  dessen  sachgemäßer 
und  gründlicher  Erledigung  die  zweckmäßige 
und  sparsame  Bauausführung  in  erster  Linie 
abhängt. 

A.  Die  allgemeinen  V. 
Hierher  gehören  zunächst  die  wirtschaft- 
lichen Vorerwägungen  zur  Klarstellung  der 
Frage  über  die  zu  berührenden  Ortschaften 
und  den  zu  erwartenden  Verkehr,  um  zu  er- 
kennen, ob  die  Vornahme  technischer  V.  mit 
den  darauf  zu  verwendenden  Kosten  überhaupt 
berechtigt  erscheint.  Wird  diese  Frage  bejaht, 
so  ist  es  die  Aufgabe  der  technischen  V.,  für 
die  beabsichtigte  Eisenbahnverbindung  die 
günstigste,  d.  h.  die  Linie  aufzusuchen,  die 
die  geringsten  jährlichen  Verkehrs- 
kosten (aus  Verzinsung  der  Anlage  und  den 
jährlichen  Betriebskosten  bestehend)  ergibt  und 
diese  Kosten  durch  den  Voranschlag  (oder 
Überschlag)  der  Bau-  und  Betriebsausgaben 
darzulegen.  Auf  Grund  dieser  technischen  Er- 
mittelungen ist  sodann  die  Ertragsberech- 
nung aufzustellen,  die  erkennen  läßt,  wie  die 
jährlichen  Verkehrskosten  sich  verhalten  werden 
zu  den  mutmaßlich  zu  erwartenden  Verkehrs- 
einnahmen, also  auch,  ob  diese  nach  Deckung 
der  eigentlichen  Betriebsausgaben  noch  eine 
angemessene  Verzinsung  der  Anlagekosten 
übriglassen.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird 
die  Bahn  als  Privatunternehmen  nur  mit, 
besonderen  Beihilfen  von  Seiten  des  Staates, 
der  Provinz,  der  Gemeinden  oder  Einzelner 
zur  Ausführung  gelangen  können.  Solche  Bei- 
hilfen können  u.  a.  in  Gestalt  unmittelbarer 
Kapitalsbeiträge,  oder  -  seitens  der  Kreise 
und  Gemeinden  -  durch  unentgeltliche  Be- 
reitstellung des  erforderlichen  Geländes,  nament- 
lich aber  durch  Gewährleistung  eines  mäßigen 
Zinsertrages  vom  Staat  oder  der  Provinz  er- 
folgen, ebenso  wie  die  Übernahme  des  Baues 
durch  den  Staat,  auch  ohne  Aussicht  auf  un- 
mittelbare Verzinsung,  im  allgemeinen  Landes- 


interesse sehr  wohl  berechtigt  sein  kann,  da  der 
volkswirtschaftliche  Nutzen  der  Bahn  keines- 
wegs allein  nach  den  Verkehrseinnahmen  zu 
bemessen  ist,  vielmehr  in  der  Hebung  des 
gesamten  Kulturstandes  der  betreffenden  Gegend 
zur  Erscheinung  kommt  und  erst  allmählich 
durch  die  Erhöhung  der  Steuerkraft  zum  Aus- 
druck gelangt  (s.  Bauwürdigkeit). 

I.  Studium  der  Örtlichkeit.  Die  Aus- 
führung der  technischen  V.  beginnt  mit  der 
Beschaffung  geeigneter  Karten  (soweit  solche 
zu  erlangen  sind)  und  dem  Studium  der 
Örtlichkeit  an  der  Hand  der  Karten. 

Als  geeignet  sind  namentlich  die  Generalstabs- 
karten zu  bezeichnen,  von  denen  z.B. in  Preußen 
die  kleinere  Ausgabe  im  Maßstab  1 :  100.000  — 
in  anderen  Ländern  auch  wohl  1:80.000 
oder  ähnlich  —  als  Übersichtskarten,  die 
größere  in  Form  der  sog.  Meßtischblätter  im 
Maßstab  1:25.000  als  Arbeitskarten  vor- 
treffliche Dienste  leisten,  zumal  wenn  sie,  wie 
die  letztbezeichneten,  mit  Höhenlinien  ausge- 
stattet sind.  Mit  Hilfe  solcher  Karten  und  ört- 
licher Begehung  des  in  Frage  kommenden 
Geländes  werden  sich  in  der  Regel  die  zu 
untersuchenden  Möglichkeiten  der  Linie, 
zumal  in  gebirgiger  Gegend,  bereits  auf  einen 
(oder  stellenweise  auf  einige)  schmäleren  Ge- 
ländestreifen beschränken  lassen.  Auch  wird 
der  leitende  Ingenieur  schon  bei  diesen  ersten 
Studien  sich  eine  deutliche  Anschauung  ver- 
schaffen von  den  kennzeichnenden  Eigenschaften 
des  Geländes,  als:  Allgemeiner  Charakter  der 
Gegend,  namentlich  in  geologischer  Hinsicht, 
Erhebungen  und  Senkungen,  Wasserläufe,  et- 
waige Hochwasserverhältnisse  u.  s.  f.;  sodann 
die  Art  der  Bewohnung  in  geschlossenen  Ort- 
schaften oder  getrennten  Gehöften,  die  vor- 
herrschenden Kulturarten  des  Bodens,  das  et- 
waige Vorkommen  besonderer,  womöglich  zu 
umgehender  Hindernisse,  wie  Moore  und  Sümpfe, 
Rutschflächen,  sehr  teure  Grundstücke  u.  dgl.  m. 
Dabei  ist  zugleich  die  Richtigkeit  der  Karten 
zu  prüfen,  also  das  etwaige  Hinzukommen  von 
Baulichkeiten,  Wegen  u.  s.  f.  durch  Ergänzun- 
gen bemerkbar  zu  machen,  unter  vorläufigem 
Einmessen  mittels  Abschreitens  oder  mit  Hilfe 
kleiner,  leicht  mitzuführender  Instrumente  (wie 
z.  B.  eines  kleinen  Handfernrohrs  mit  Entfer- 
nungsmesser (Distanzmesser);  eines  Höhen- 
meßbarometers  u.  s.  f.). 

II.  Neuaufnahmen.  Für  die  Aufstellung 
ganz  überschläglicher  Vorentwürfe  können 
solche  Karten,  unter  Umständen  mit  ergänzen- 
den Höhenaufnahmen  einzelner  Punkte  und 
deren  Eintragung,  bisweilen  schon  ausreichen; 
so  z.  B.  wenn  es  sich  um  den  Vergleich  zweier 
in  Höhe  und  Lage  weit  abweichender  Linien 
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handelt.  In  den  weitaus  meisten  Fällen  werden 
jedoch  nach  Vornahme  jener  ersten  Studien 
fortlaufende  Neuaufnahmen  des  nunmehr 
ernstlich  in  Frage  kommenden  Qeländestreifens 
in  Lage  und  Höhe  und  deren  Darstellung  in 
einem  größeren  Maßstab  erforderlich,  als  jene 
Karten  ihn  zu  bieten  i^flegen.  In  ebenem  und 
wenig  bewohntem  Gelände  genügt  hierzu  ein 
Maßstab  von  1 :  10.000;  bei  stärkerem  Höhen- 
wechsel und  vielen  Einzelheiten  des  Geländes 
(zumal  bei  dichter  Bewohnung  und  hoher  Kultur) 
ist  jedoch  ein  größerer  Maßstab,  1:5000  bis 
1  :2500,  schon  für  Aufstellung  des  Vorentwurfs 
dringend  zu  empfehlen.  In  der  Schweiz  ist 
hierfür  1:2000  üblich.  Sind  bereits  derartige 
größere  und  zuverlässige  Karten  käuflich  vor- 
handen (in  einzelnen  deutschen  Ländern  be- 
stehen Landesaufnahmen  in  1:2500,  jedoch 
meist  ohne  Höhenangaben),  so  können  diese 
benutzt  werden,  um  die  Aufnahmen  auf  die 
Höhen  zu  beschränken.  Dabei  ist  jedoch,  wie 
stets  bei  Benutzung  fertiger  Lagepläne  von 
größerem  Maßstab,  der  —  durch  Zusammen- 
ziehen des  Papiers  oft  veränderte  —  Maßstab 
zu  prüfen. 

Die  Breitenausdehnung  solcher  Auf- 
nahmen richtet  sich  nach  den  für  die  Linien- 
führung voraussichtlich  in  Frage  kommenden 
Geländestreifen.  In  engen  Tälern,  in  denen  der 
Weg  der  Linie  oft  ziemlich  gewiesen  ist,  wird 
meistens  eine  kleine  Breite  genügen;  auch  für 
die  Überschreitung  höherer  Wasserscheiden 
wird  die  Lage  der  Linie  in  der  Regel  in  ziem- 
lich enge  Grenzen  gebannt  sein.  Dagegen  kann 
in  anderen  Fällen,  so  auf  unregelmäßig  ge- 
falteten Hochflächen,  in  der  Umgebung  von 
Ortschaften  u.  s.  f.  die  Aufnahme  des  Geländes 
bis  auf  mehrere  Kilometer  Breite  erforderlich 
werden.  Insbesondere  gilt  dies  von  den  Höhen, 
während  die  Lagepläne  oft  durch  Verkleinerun- 
gen aus  den  Flurkarten  ergänzt  werden  können, 
wie  man  solche  bei  den  Orts-  oder  Amtsvor- 
ständen in  der  Regel  leihweise'  erhalten  kann. 
Dabei  ist  es  jedoch  notwendig,  das  Ergänzte 
von  dem  Aufgenommenen  in  den  Plänen  durch 
die  Art  der  Darstellung  deutlich  zu  unter- 
scheiden und  nötigenfalls  die  Aufnahmen  nach- 
träglich an  einzelnen  Stellen  zu  erweitern. 

In  fast  allen  Fällen  ist  die  Zeit  zu  solchen 
Aufnahmen  und  Darstellungen  eine  beschränkte; 
es  sind  deshalb  solche  Methoden  und  Aus- 
führungsarten der  Arbeit  zu  wählen,  die  rasch 
zum  Ziel  führen.  Hierzu  ist  für  den  Auf- 
nehmenden ein  sachkundiges,  zweckbewuß- 
tes Urteil  unerläßlich,  um  alles  Unnötige,  als 
zeitraubend,  bei  ?eite  zu  lassen,  jedoch  nichts 
Wesentliches  zu  übersehen  und  um  stets  des 
wichtigen  Unterschieds  eingedenk  zu  sein,  wo 


und  inwieweit  Genauigkeit  erforderlich 
und  wo  sie  —  weil  zeitraubend  —  schäd- 
lich ist.  Ersteres  ist  der  Fall  bei  allen  solchen 
Messungen  von  Längen  oder  Höhen,  bei  denen 
die  Fehler  sich  vereinigen  und  weit  übertragen, 
andere  Teile  beeinflußen  können.  Wo  dies  aber 
nicht  der  Fall  ist,  wie  z.  B.  bei  Aufnahme 
der  vielen  Einzelpunkte  (mit  Ausnahme  der 
stets  genau  festzustellenden  Höhenanschluß- 
oder  Festpunkte),  ist  eine  weitgehende  Genauig- 
keit (z.  B.  der  Erdhöhen  auf  kleinere  Maf5e 
als  Dezimeter)  völlig  wertlos.  Dieses  Unter- 
scheiden und  stete  Beachten  des  Zweckes  jeder 
einzelnen  Handlung  bei  gleichzeitiger  Um- 
schau nach  allen  für  die  Bahnanlage  etwa  in 
Betracht  kommenden  Umständen  (s.  u.)  kann 
nur  vom  eisenbahntechnisch  ausgebildeten  Inge- 
nieur erwartet  werden.  Es  ist  deshalb  —  nament- 
lich für  die  allgemeinen  V.  -  durchaus  wichtig, 
diese  Aufnahmen  nicht  etwa  von  Feld-  oder 
Landmessern,  sondern  von  Ingenieuren  aus- 
führen zu  lassen.  Diese  sollen  dadurch  zugleich 
die  betreffende  Gegend  und  ihre  Bevölkerung 
nach  allen  Richtungen  hin  gründlich  kennen 
lernen,  um  deren  Bedürfnisse  bei  der  Aus- 
arbeitung des  Entwurfs  auch  bezüglich  der 
Wege-  und  Wasserläufe,  der  Lage  der  Bahn- 
höfe u.  s.  f.  in  richtiger  Weise  berücksichtigen 
zu  können. 

Die  Ausführung  dieser  Aufnahmen  ver- 
langt zuerst  die  Herstellung  einer  reichlichen 
Anzahl  sicherer  Höhenanschluß-  oder  Fest- 
oder Fixierpunkte  (s.  d.),  deren  Abstand 
etwa  1  km  nicht  überschreiten  sollte.  Dazu 
dient  ein  sog.  Geschwindnivellement  ohne 
Längenmessung,  das,  wenn  irgend  möglich, 
von  Punkten  mit  sicher  gegebenen  Meeres- 
höhen ausgeht  (so  von  Festpunkten  der  Landes- 
aufnahmen, Schienenhöhen  der  Anschlußbahn- 
höfe u.  s.  f.)  und  wieder  mit  solchen  abschließt, 
so  daß  dadurch  die  Richtigkeit  des  Nivelle- 
ments geprüft,  nötigenfalls  dessen  Wieder- 
holung angeordnet  werden  kann.  Hierbei  ist 
die  Anwendung  guter,  leicht  zu  berichtigender 
Nivellierinstrumente  (s.  d.)  mit  xx'eittragendem 
,  Fernrohr  besonders  wichtig,  weil  es  schon  in  eini- 
germaßen hügeligem  oder  gar  bergigem  Ge- 
lände nicht  tunlich  ist,  aus  der  Mitte  zu  ni- 
vellieren, da  hierzu  dann  viel  zu  viel  Aufstel- 
lungen des  Instruments,  also  ein  unzulässiger 
Zeitaufwand,  erforderlich  wäre.  Ein  solches 
Nivellement  folgt  am  besten  den  in  der  Nähe 
des  Bahngeländes  vorhandenen  Wegen,  wo- 
möglich Chausseen,  und  findet  dann  zugleich 
in  den  Nummersteinen  am  Wegrand  die  besten, 
jederzeit  leicht  auffindbaren  Festpunkte.  Sind 
solche  nicht  vorhanden,  so  sind  deutlich  bezeich- 
nete Grenzsteine,  Gebäudesockel  u.  dgl.  auch 
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zu  Festpunkten  geeignet.  Nötigenfalls  werden 
noch  besondere,  \0-\2  an  starke,  etwa  \m 
ange  Holzpfähle  mit  Oriindkreuz  in  die  Erde 
eingegraben  und  als  Festpunkte  mit  Nummern 
(später  auch  mit  der  berechneten  Meereshöhe) 
bezeichnet. 

Gleichzeitig  mit  dem  Geschwindnivellement 
beginnt  die  Festlegung  einer  Grundlage  für 
die  Aufnahme  der  Lagepläne  (s.  Horizon- 
taiaufnahme),  sofern  solche  nicht  schon  in  aus- 
reichender Weise  vorhanden  sind.  In  offenem, 
nicht  allzu  bewegtem  und  nicht  zu  dicht  be- 
wohntem Gelände  genügt  gewöhnlich  die  Aus- 
steckung  eines  fortlaufenden  Linienzugs  (Poly- 
gonzugs), dessen  Längen  und  Winkel  (in  der 
Regel  auch  diese  durch  Längenmessung  je 
eines  Dreiecks  zwischen  den  verlängerten  Schen- 
keln) rasch  aufgemessen  werden.  In  stark  be- 
wegtem Gelände  und  solchem  mit  vielen  Ein- 
zelheiten, wertvollen  Kulturen  u.s.  f.  ist  dagegen 
die  Bildung  einer  fortlaufenden  Kette  von 
Dreiecken  mit  Hilfe  von  Winkelinstrumenten 
bei  weitem  vorzuziehen,  indem  die  dann  zeit- 
raubende Längenmessung  auf  nur  eine  oder 
wenige,  zweckmäßig  zu  wählende  gerade  Linien 
beschränkt,  bei  steilen  Abhängen,  über  Schluch- 
ten hinweg  aber  ganz  vermieden  (oder  auch 
wohl  durch  den  Entfernungsmesser  des  Instru- 
ments ersetzt)  wird.  Zugleich  kann  dabei  das 
Beschädigen  fremden  Eigentums  ganz  oder 
fast  ganz  vermieden  werden.  Die  so  gewon- 
nenen Dreieckspunkte  sind  sorgfältig  festzu- 
stellen  und  gut  zu  sichern. 

Die  Auf  nähme  derEinzelheiten  geschieht 
sodann  von  diesen  Dreieckspunkten  aus  — 
nötigenfalls  mit  Einschaltung  weiterer  Aufnahms- 
punkte -  u.  zw.  am  besten  nach  der  Po'ar- 
methode  mit  Tach^'meter  (s.  d.)  oder  Meß- 
tisch, der  ebenfalls  mit  Entfernungsmesser 
und  Höhenbogen  sowie  anderen  Hilfsmitteln 
(Parallellineal)  ausgestattet  sein  muß.  Auch 
können  hierbei  Hindernisse  mit  Leichtigkeit 
umgangen,  Beschädigungen  vermieden  werden, 
während  die  hierfür  veraltete  Koordinaten- 
methode mit  Längenmessung  aller  Linien  sehr 
viel  zeitraubender  ist  und  vielfache  Beschädi- 
gung an  Feld-  und  Qartenfrüchten,  Waldbe- 
ständen u.  s.  f.  mit  sich  brmgt.  Ferner  kann  die 
Aufnahme  der  maßgebenden  Höhen- 
punkte des  Geländes,  unter  Anschluß  an 
die  Festpunkte,  mit  der  der  Lage  zugleich 
stattfinden,  wie  dies  bei  dem  Tachymeter 
und  Meßtisch  die  Regel  bildet.  Der  Meß- 
tisch ist  namentlich  für  die  kleineren  Entfer- 
nungen (Sehweiten  bis  100,  auch  150  m),  also 
z.  B.  in  engen  Tälern  und  bei  Anwendung 
eines  großen  Maßstabes  der  Zeichnung  ( 1 :  2500 
bis   1:2000),  besonders  geeignet  und  deshalb 
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in  manchen  Gebirgsländern,  so  in  der  Schweiz, 
allgemein  üblich. 

Sind  die  Lagepläne  in  ausreichendem  Maß- 
stab vorhanden  oder  für  sich  aufgenommen,  so 
kann  die  Höhenauf  nähme  (s.  Höhenmessung) 
entweder  ebenso  mit  winkelmessenden  Ins'ru- 
menten  oder  bei  erheblichen  Höhenunterschie- 
den und  erster  allgemeiner  Arbeit  auch  in  sehr 
zweckmäßiger  Weise  mit  dem  Barometer  (s.  d.) 
geschehen.  Im  ersteren  Fall  ist  für  jeden  Stand- 
punkt Ort  und  Orientierung  des  Instruments 
so  festzulegen,  daß  beides  in  den  Karten  zwei- 
fellos bestimmt  und  zum  Auftragen  der  Höhen- 
punkte benutzt  werden  kann.  Bei  barometri- 
scher Höhenmessung  (s.  Höhenmessung) 
wird  man  stets  die  Karte  zur  Hand  haben 
und  jeden  einzelnen  Punkt  (an  Wegekreu- 
zungen, Feldecken  u.  s.  f.  oder  von  solchen 
aus  mittels  Abschreitens)  sofort  in  der  Karte 
bemerken  und  mit  Nummer  versehen,  um  ihm 
nach  Ausrechnung  die  betreffende  Höhenzahl 
beifügen  zu  können. 

Die  Darstellung  der  Höhen  in  den  Lage- 
plänen geschieht  bekanntlich  entweder  durch 
das  eben  erwähnte  Einschreiben  der  Meeres- 
höhen, also  durch  Angabe  von  Höhen  punk- 
ten, oder  durch  Bildung  der  Höhenlinien, 
vollständiger  Schichtenpläne.  Solche  sind 
namentlich  dann  von  Wert,  wenn  die  zu 
untersuchenden  Möglichkeiten  der  Linie  sich 
auf  ein  größeres  Gebiet  ausdehnen,  also  vor- 
wiegend im  offenen  Hügelland  und  an  aus- 
gedehnten Talhängen.  In  engen  Gebirgstälern, 
in  Ortschaften  u.  dgl.,  wo  nicht  viel  Wahl  für 
die  Lage  der  Linie  bleibt  und  diese  tunlichst 
der  Talsohle  anzupassen  ist  und  wo  anderseits 
oft  große  Höhenunterschiede  nahe  beieinander 
vorkommen,  die  Kenntnis  der  einzelnen  Höhen- 
punkte sonach  doch  oft  notwendig  wird,  er- 
scheint dagegen  die  zeitraubende  Arbeit  zur 
Bildung  der  Höhenlinien  oft  als  ein  entbehr- 
licher Umweg. 

Sollen  die  Schichtenlinien  aus  den  mit  Baro- 
meter, Meßtisch  oder  Tachymeter  gefundenen 
Höhenpunkten  gebildet  werden,  so  erfordert 
dies  ein  vielfaches  Einschalten  der  vollen 
Meter  zwischen  die  (auf  Dezimeter)  eingeschrie- 
benen Meereshöhen.  Ebenso  wird  beim  Auf- 
suchen der  Linie  zwischen  Höhenpunkten,  an 
manchen  Stellen  auch  zwischen  Schichtenlinien, 
solches  Einschalten  erforderlich.  Dieses  spielt 
deshalb  bei  derartigen  Arbeiten  eine  nicht  un- 
wichtige Rolle. 

Neben  den  besprochenen  zweckmäßigen  Me- 
thoden der  Aufnahme  und  Darstellung  kommt 
auch  für  die  Höhen  vielfach  noch  immer  die 
alte  Koordinatenmethode  zur  Anwendung 
trotz  des  weit  größeren  Aufwands  an  Zeit  und 
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Entschädigungen.  Bei  Aufnahme  der  Höhen 
sollte  alsdann  mindestens  die  Legung  und 
Feststellung  schräger  Querlinien  mit  Hilfe 
eines  Winkelkopfs  mit  Qradteilung  angewendet 
werden,  weil  man  damit  doch  eher  im  stände 
ist,  die  maßgebenden  Höhenpunkte  zu  fassen 
und  die  aufzunehmenden  Profile  tunlichst  recht- 
winkelig zu  den  Berghängen  zu  legen.  Nach 
solchen  Aufnahmen  werden  die  Schichtenlinien 
aus  den  -  verzerrt  aufgetragenen  -  nivellier- 
ten Querlinien  bestimmt,  nachdem  deren  Lage 
in  die  Pläne  eingetragen  ist. 

Neben  den  besprochenen  Arten  der  Auf- 
nahme, die  für  ausführliche  V.  in  ganz  gleicher 
Weise  zur  Verwendung  gelangen,  ist  noch  die 
Photogrammetrie  (s.  d.)  zu  erwähnen,  die 
zugleich  alles  aufnimmt  und  für  V.  immer 
mehr  an  Bedeutung  gewinnt. 

III.  Aufsuchen  der  Linie.  Nach  Darstel- 
lung der  Höhen  in  den  Lageplänen,  sei  es  nun 
durch  Höhenpunkte  oder  -linien,  geschieht  in 
diesen  Plänen  das  Aufsuchen  der  zweck- 
mäßigsten Bahnlage  durch  Bearbeitung  von 
Versuchslinien.  Bei  Zugrundelegung  von 
Höhen  punkten  weicht  das  Verfahren  nur  in- 
sofern ab,  als  die  gewünschten  Erdhöhen  nicht 
durch  die  Höhenlinien  gegeben  sind,  son- 
dern erst  durch  Einschalten  zwischen  den  mit 
Höhenzahlen  versehenen  Punkten  aufgesucht 
werden  müssen.  Dies  ist  zwar  an  sich  müh- 
samer, wird  jedoch  durch  die  in  solchem  Fall 
vorliegende  Einschränkung  in  der  Wahl  des 
Ortes   für  die  Linie  (s.  o.)   wieder   erleichtert. 

In  ganz  offenem  und  ebenem  Gelände  kann 
es  vorteilhaft  sein,  solche  Versuchslinien  gleich 
draußen  auszustecken  und  durch  Längennivelle- 
ment zur  Darstellung  zu  bringen  und  so  eine 
geeignete  Bahnlinie  festzustellen. 

IV.  Beurteilung  der  Vergleichslinien. 
Nach  überschläglicher  Durcharbeitung  der  etwa 
möglichen  Versuchslinien  wird  man  einzelne 
vielleicht  gleich  verwerfen,  andere  durch  Ver- 
besserungen der  Lage  soweit  ausgestalten,  daß 
man  schließlich  nur  einige  wenige,  näher  in 
Vergleich  zu  ziehende  Linien  —  Vergleichs- 
linien -  übrig  behält,  sofern  nicht  etwa  schon 
hierbei  eine  einzige  Linie  als  die  allein  rich- 
tige erkennbar  werden  sollte,  was  auch  häufig 
eintritt.  Zur  Beurteilung  der  Bauwürdigkeit 
dieser  auf  die  eine  oder  andere  Weise  gewon- 
nenen Vergleichslinien  ist  sodann  zunächst  die 
rasche  Bildung  eines  ungefähren  Längen- 
schnitts (s.  d.)  für  jede  \'ergleichslinie  erfor- 
derlich. Sie  erfolgt  nach  Längeneinteilung 
(Stationierung)  der  Linie  mittels  Auftragens 
der  Höhen  -  bei  Schichtenplänen  nur  der 
Schnittpunkte  mit  den  Höhenlinien  und  etwa 
eingeschalteler    Hoch-    und  Tiefpunkte    —    am 


bequemsten  auf  Papier  mit  vorgedrucktem 
Liniennetz.  Brauchbar  hierzu  ist  gutes  Milli- 
meterpapier, besser  jedoch  solches  mit  je  2  mm 
Seite,  noch  bequemer  eine  Teilung  mit  lot- 
rechten Linien  in  10  mm  Abstand  und  wage- 
rechten Linien  in  4  mm  (oder  2  mm)  Abstand. 
(Ein  derartiges  Netz  eignet  sich  zu  den  ver- 
schiedensten Maßstäben,  wie  1:10.000,  5000, 
2500,  2000,  1000  der  Länge,  ferner  1:500, 
250  der  Höhen  und  erspart  für  allgemeine  V. 
fast  gänzlich  das  Einschreiben  der  Höhen- 
zahlen.) 

Unter  dem  Längenschnitt  wird  das  sog.  Kur- 
venband zur  übersichtlichen  Darstellung  der 
Krümmungsverhältnisse  angegeben  mit  Ein- 
schreiben der  Zahlen  für  die  Längen  und  Halb- 
messer (bei  ausführlichen  V.  auch  für  die 
Winkel). 

Streng  genommen  hätte  nun  für  jede  Ver- 
gleichslinie die  Bildung  des  Kostenüber- 
schlags für  Bau  und  Betrieb  zu  erfolgen. 
Da  jedoch  in  der  Regel,  mindestens  innerhalb 
größerer  Längenabschnitte,  die  allgemeinen 
Verhältnisse  und  damit  viele  Kostenteile  für  die 
zum  Vergleich  kommenden  Linien  nahezu  die- 
selben bleiben,  so  genügt  meistens  der  \'er- 
gleich  der  durch  die  Erdbewegung  und  etwa 
abweichende  Größe  oder  Anzahl  der  bedeu- 
tenderen Bauwerke  (Talübergänge,  Tunnel 
u.  dgl.  m  )  entstehenden  Baukostenteile  sowie 
eine  Abschätzung  des  Unterschieds  der 
Betriebskosten,  sofern  überhaupt  die  Nei- 
gungs-  und  Krümmungsverhältnisse  (s.  u.)  er- 
heblich abweichen.  Es  ist  daher  für  allgemeine 
V.  von  besonderem  Wert,  solche  Arbeitsmetho- 
den zu  finden,  die  rasch  zu  einer  Übersicht 
der  erforderlichen  Erdbewegung  und  der 
durch  Neigungen  und  Krümmungen  erwach- 
senden Betriebserschwernisse  führen.  In 
ersterer  Hinsicht  leistet  das  graphische  Ver- 
fahren zur  Ermittelung  und  Verteilung 
der  Erdmassen,  das  unten  näher  zu  er- 
läutern sein  wird,  vortreffliche  Dienste,  indem 
es  den  (bei  rechnerischem  X'erfahren  mit  Ta- 
bellen u.  s.  f.)  nötigen  Zeitaufwand  bei  einiger 
Übung  auf  den  fünften  bis  zehnten  Teil  be- 
schränkt, außerdem  -  namentlich  bei  Quer- 
neigung —  zutreffender  ist  und  besser  vor 
Irrtum  schützt,  endlich  das  Ergebnis  anschau- 
lich darstellt. 

Zur  Abschätzung  der  Betriebserschwer- 
nisse gibt  es  zwar  verschiedene  einfache 
Methoden  (s.  u.);  sie  sind  jedoch  für  den 
einzelnen  Fall  meist  nicht  recht  zutreffend  und 
können  nur  dann  eine  sichere  Entscheidung 
liefern,  wenn  die  Ergebnisse  für  die  Vergleichs- 
linien weit  voneinander  abweichen.  In  zweifel- 
haften Fällen  muß  zu  genauerer  \'ergleichung 
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dann  eine  eingehendere  Ermittlung  der  Betriebs- 
kosten (s.  Betriebsergebnisse)  oder  doch  ihrer 
von  Neigungen  und  Krümmungen  beeinflußten 
Teile  folgen.  Auch  hierbei  wird  man  die  aus  der 
Statistik  eines  großen  Landes  ermittelten  Durch- 
schnittsziffern für  die  Zahlenbeiwerte  nur 
dann  mit  Sicherheit  anwenden  dürfen,  wenn 
die  Verhältnisse  der  geplanten  Bahn  von  sol- 
chen mittleren  Umständen  nicht  zu  weit  ab- 
weichen. Andernfalls  wird  man,  um  zutreffen- 
dere Ergebnisse  zu  erhalten,  die  Betriebskosten 
nach  Maßgabe  der  in  ähnlichen  Verhältnissen 
(etwa  gleiche  Neigungen,  ähnliche  Verkehrs- 
größen infolge  gleichartiger  Bewohnung  und 
Produktionsverhältnisse)  liegenden  Bahnen  er- 
mitteln müssen.  (Näheres  s.  u.  C  II.) 

Ist  somit  eine  Linie  als  die  geeignetste  er- 
kannt, so  wird  diese  nun,  sofern  die  Zeit  es 
erlaubt,  nochmals  etwas  eingehender  durchge- 
arbeitet, im  einzelnen  verbessert  und  dem  vor- 
liegenden Zweck  entsprechend  in  der  Über- 
sichtskarte sowie  in  Lage-  und  Höhenplänen 
zur  Darstellung  gebracht,  auch  wohl  durch 
einige  charakteristische  Querschnitte  erläutert. 
Dazu  wird  dann  der  Kostenüberschlag 
(s.  Kostenanschlag)  aufgestellt. 

Weiter  folgt  zu  vollständigem  Abschluß  des 
Vorentwurfs  die  Ausarbeitung  der  Ertrags- 
berechnung (s.  u.  C  11.)  und  eines  Erläu- 
terungsberichtes. Dieser  hat  zum  Gegen- 
stand: den  Charakter  der  Bahn  und  der  durch- 
schnittenen Gegend,  die  Begründung  der  Linien- 
führung, die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn,  die 
Berührung  von  Staatsländereien  und  Bergwerks- 
besitz, dieOrunderwerbsverhältnisse,  bei  Neben- 
bahnen auch  die  etwaige  Mitbenutzung  von 
öffentlichen  Wegen,  endlich  die  Begründung 
zu  den  Preisannahmen  des  Kostenüberschlags 
und  alles  sonst  noch  erforderliche. 

Der  so  abgeschlossene  Vorentwurf  dient  als 
Grundlage  für  die  Bereitstellung  der  erforder- 
lichen Mittel,  um  die  Bauausführung  zu  er- 
möglichen (s.  u.  C  V.).  Ist  dies  gelungen  (oft 
auch  schon  vorher,  wenn  solches  Gelingen 
in  sicherer  Erwartung  steht),  so  beginnen 

B.  Die  ausführlichen  V., 
d.i.  die  Ausarbeitung  desBauentwurfs  in  allen 
seinen  Teilen,  eine  Aufgabe  rein  technischer 
Natur.  Diese  Arbeiten  sind,  abgesehen  von  ganz 
einfachem  Gelände,  sehr  umfangreich.  Sie  begin- 
nen wiederum  mit  der  nun  entsprechend  einge- 
henderen, jedoch  auf  kleine  Breite  beschränkten: 
I.  Aufnahme  und  Darstellung  des  Ge- 
ländes. Als  .Maßstab  für  die  Lagepläne  kann  hier 
der  früher  vielfach  vorgeschriebene  von  1 :2500 
nur  bei  einfachem,  ziemlich  ebenem  und  we- 
nig bewohntem  Gelände  als  ausreichend  gelten. 

I 


Bei  einigermaßen  bewegtem  und  namentlich 
bei  dicht  bewohntem  und  gut  bewirtschaftetem 
Gelände  ist  ein  Maßstab  von  mindestens  1 :2000, 
besser  1:1000  zu  wählen.  Die  Mehrarbeit 
bei  Anwendung  eines  so  großen  Maßstabes 
wird  z.  T.  schon  durch  die  viel  bequemere 
Art  des  Auftragens,  namentlich  aber  durch 
die  Gewinnung  einer  sicheren  und  über- 
all ausreichenden  Grundlage  für  die  ganze 
weitere  Ausarbeitung  des  Entwurfs  und  für  die 
Bauausführung  weit  mehr  als  aufgewogen.  Dazu 
kommt  noch,  daß  dann  weitere  Einzelaufnahmen 
schwieriger  Stellen  für  Bauwerke,  Wegeüber- 
gänge u.  s.  f.  ganz  oder  fast  ganz  wegfallen 
und  daß  bei  zweckmäßiger  Einrichtung  die 
besondere  Aufnahme  von  Grunderwerbs- 
karten ganz  entbehrt  werden  oder  doch  auf 
die  nachträgliche  Einmessung  noch  fehlender 
Eigentumsgrenzen  beschränkt  werden  kann. 

Sind  die  allgemeinen  Pläne  des  Vorentwurfs 
gut  durchgearbeitet,  so  wird  nunmehr  die  et- 
waige Verschiebung  der  Linie,  vielleicht  ab- 
gesehen von  einzelnen  noch  fraglich  geblie- 
benen Stellen,  meist  nur  auf  geringe  Breite  in 
Betracht  kommen.  Dazu  sind  Höhenlinien  in 
der  Regel  entbehrlich,  Höhenpunkte  dagegen 
erforderlich.  Hierzu  sind  die  oben  für  den 
Vorentwurf  besprochenen  Aufnahmeniethoden, 
mit  Ausnahme  der  Barometermessung,  in  glei- 
cher Weise  verwendbar,  am  besten  die  Be- 
nutzung des  Tachymeters  (s.  d.)  oder  des 
Meßtisches  mit  Entfernungsmesser  und 
Höhen  kreis. 

11.  Bodenuntersuchungen.  Zu  der  Auf- 
nahme der  Erdoberfläche  treten  nunmehr  auch 
Bodenuntersuchungen  (s.  d.),  deren  Ergebnisse 
in  einem  Schürfregister  und  in  Probekästen 
niedergelegt  werden.  Sie  bezwecken  die  Kennt- 
nis der  Erdschichten  nach  Beschaffenheit, 
Streichen  und  Einfallen  und  somit  Ermög- 
lichung richtiger  Annahmen  und  Preisansätze 
für  die  endgültige  Erdmassenverteilung,  für 
die  Bestimmung  der  Böschungsverhältnisse 
in  den  Einschnitten,  etwaiger  Euttermauern, 
Entwässerungsanlagen  u.  s.  f.,  für  die  Grün- 
dung der  Bauwerke,  für  die  Ausscheidung 
unbrauchbarer  Massen  und  die  Gewinnung 
wertvoller  Baumaterialien,  als  Mauersand  und 
Bausteine,  bisweilen  auch  Kalk  zur  Mörtelbe- 
reitung; zur  Auffindung  von  Speisewasser  für 
die  Wasserstationen;  endlich  zur  Kenntnisnahme 
der  Unternehmer  bei  Angeboten  auf  die  Erd- 
arbeiten und  für  deren  Einrichtung,  letzteres 
auch  bei  Regiebau  (s.  Bausysteme).  Sollten  noch 
hierbei  gefahrdrohende  Schichtungsverhältnisse 
zutage  treten,  die  Rutschungen  befürchten 
lassen,  so  kann  das  zu  umfangreichen  Vor 
beugungsmaßregeln,  ja  auch  zu  größeren  Ver- 
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legungen    der  Linie    (also    zu   einem   Zurück- 
greifen   in  die  allgemeinen  V.)  führen. 

III.  Die  Feststellung  der  endgültigen 
Baulinie  erfolgt  nunmehr  in  den  Arbeits- 
plänen an  Hand  der  Querschnitte  (s.  u.)  unter 
steter  Berücksichtigung  der  Örtlichkeit  und  aller 
Einfluß  übenden  Gesichtspunkte;  sodann  die 
genaue  Längeneinteilung  (Stationierung)  mit 
ifortzählenden  Stationsnummern  auf  je  100  tn 
Länge,  dazu  an  Zwischenstationen  in  den  Ge- 
raden jede  halbe,  in  schärferen  Bogen  bis  zu 
Fünftelstationen  (20  m)  herab.  Außerdem  werden 
alle  Bogenanfänge  und  -endpunkte  sowie  die 
Bogenmitten  besonders  bemerkt  und  bei  jedem 
Bogenende  die  Teilung  nach  der  berechneten 
Bogenlänge  geprüft  und  berichtigt. 

IV.  Sodann  erfolgt  die  Übertragung  der  fest- 
gestellten Baulinie  auf  das  Gelände,  also  die 
Absteckung  der  Baulinie,  was  bei  allge- 
meinen \'.  zwecklos  sein  würde.  Zunächst  wer- 
den die  Geraden  nach  aus  den  Plänen  tun- 
lichst genau  entnommenen  A\aßen  von  bekann- 
ten Punkten  aus  an  Wegen  oder  Grenzen  oder 
Meßlinien  entlang  draußen  festgestellt  und  bis 
zu  den  Winkelpunkten  verlängert  (bei  großen 
Winkeln  mit  Einlegung  von  Hilfsgeraden,  also 
Ersatz  des  Winkelpunktes  durch  2  Hilfswinkel- 
punkte).  Die  so  entstehenden  Winkel  werden 
nun  draußen  noch  genau  aufgemessen.  Etwaige 
merkbare  Unterschiede  mit  der  Zeichnung 
werden  geprüft  und  (meist  draußen)  berichtigt. 
Alsdann  werden  die  Bogen  nach  den  nun 
senau  gemessenen  Winkeln  nochmals  berech- 
net  und  genau  abgesteckt,  wie  auf  dem  Papier 
so  namentlich  hier  unter  Berichtigung  der 
Längen  an  den  Bogenenden.  Weiter  folgt  die 
endgültige  Längenteilung  (Stationierung)  auf 
dem  Gelände  wie  vorher  in  den  Plänen.  Fin- 
den sich  hierbei  oder  infolge  von  Linienver- 
legungen Längenunterschiede  mit  der  Zeichnung, 
so  werden  sog.  „Fehlstationen"  eingelegt  und 
draußen  wie  in  den  Plänen  und  Längenschnitten 
als  solche  (mit  fortlaufender  Bezifferung  aber 
von  abweichender  Länge)  bezeichnet,  um  nicht 
die  Längenteilung  auf  weithin  und  in  allen 
Plänen  und  Schriftstücken  ändern  zu  müssen. 

Bei  sehr  gewundener  Linie  mit  kurzen 
.1  Zwischengraden,  wie  sie  in  engen  Gebirgs- 
tälern wohl  vorkommen,  kann  es  geboten  sein, 
gleich  die  Bogen  von  den  Aufnahmsfestpunk- 
ten aus  abzustecken.  Hierbei  empfiehlt  sich, 
falls  die  Längenmessung  durch  steile  Abhänge, 
zwischenliegende  Bäche  oder  Schluchten  er- 
schwert ist,  die  Anwendung  von  2  Winkel- 
instrumenten zugleich,  um  die  Längenmes- 
sung auszuschalten. 

Anderseits  kann  es  (in  ganz  einfachem,  offe- 
nem Gelände)    auch  hier   recht  wohl    zulässig 


sein,  die  Absteckung  der  Baulinie  ohne  vor- 
gängige Planbearbeitung  gleich  draußen  vor- 
zunehmen  und  damit   viel  Arbeit   zu   sparen. 

Der  Zeitpunkt  für  die  endgültige  Abstek- 
kung  der  Baulinie  ist  überall  da,  wo  Grund- 
stücktreibereien zu  fürchten  sind,  also  nament- 
lich bei  größeren  Ortschaften,  nicht  zu  früh 
zu  wählen,  womöglich  erst  unmittelbar  vor 
oder  nach  der  landespolizeilichen  Prüfung  (s.  u.), 
so  daß  etwaige  Scheinverkäufe  auf  die  Preis- 
abschätzung keinen  Einfluß  mehr  üben.  Bis 
dahin  kann  man  auch  nötigenfalls  durch  Ab- 
stecken verschiedener  Punkte  und  Linien  die 
wahre  Lage  der  Bahn  geheimhalten. 

DieAbsteckung  (s.  Absteckungen) derBogen, 
jetzt  auch  mit  Berücksichtigung  der  Cbergangs- 
bogen  (s.  u.),  geschieht  sonst  im  allgemeinen 
von  der  Tangente  aus  nach  bekannten  -  je- 
doch auch  mit  dem  Rechenstab  jederzeit  leicht 
herzustellenden  -  Tabellen;  nötigenfalls  statt 
dessen  von  der  Sehne  aus  oder  mit  Winkel- 
instrument und  Längenmessung  vom  Anfangs- 
punkt des  Bogens  und  nötigenfalls  von  erneu- 
erten anderen  Punkten  aus. 

V.  Der  durch  kräftige  Pfähle  mit  Num- 
mern festgestellten  Längenteilung  der  Baulinie 
folgen  sofort  die  endgültigen  Aufnahmen, 
d.  h.  eines  nunmehr  ganz  ausführlichen 
Längennivellements  (Pfahlköpfe  auf  mm, 
Zwischenpunkte  auf  an),  sowie  der  zahl- 
reichen, aber  kurzen  Querschnitte  (s.  d.), 
die  zur  Ausgestaltung  des  Bahnkörpers,  der 
Wegeübergänge  und  Bauwerke  erforderlich  sind 
und  die  Grundlage  bilden  zur  schließlichen 
Ermittlung  der  Erdmassen  für  die  Veranschla- 
gung, Ausführung  und  Abrechnung.  Diese  Quer- 
schnitte müssen  demnach  über  den  künftigen 
Bahnkörper  und  seine  Nebenanlagen  jederseits 
hinausreichen  und  außerhalb  derselben  gut 
(mindestens  durch  3  Pfähle)  befestigt  werden, 
um  sie  jederzeit,  auch  nach  Fertigstellung  der 
Erdarbeiten,  unabhängig  von  der  Längenmes- 
sung genau  an  derselben  Stelle  zweifellos  wie- 
derherstellen zu  können.  Hiervon  hängt  die 
Feststellung  der  wirklich  geleisteten  Erdarbeiten 
ab.  Die  Nichtbeachtung  dieses  wichtigen  Punk- 
tes kann  daher  zu  verwickelten  Rechtsstreitig- 
keiten führen  und  deren  Entscheidung  sehr 
erschweren. 

Die  Entfernung  dieser  Querschnitte 
kann  in  ebenen  Strecken  ohne  raschen  Höhen- 
wechsel der  Auf-  und  Abträge  auf  25  -  50  m  aus- 
gedehnt werden.  In  unebenem  Gelände  müssen 
jedoch  alle  merklichen  Brechpunkte  des  letz- 
teren mit  Querschnitten  gefaßt  werden  und  na- 
menllich  müssen  sie  überall,  wo  die  Auf-  und 
Abtragshöhen  rasch  wechseln,  also  stets  in 
Nähe  der  Obergangspunkte  von  Auf-  und  Ab- 
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trag,  erheblich  (bis  auf  5  m)  einander  genähert 
werden.  Denn  der  Fehler,  der  bei  der  üb- 
lichen Berechnungsart  der  zwischenliegenden 
Erdkörper  (als  Prismen  mit  der  gcmittelten 
Profilgröße  als  Querschnitt)  entsteht,  wächst 
mit  dem  Quadrat  des  Höhenunterschieds  der 
Nachbarschnitte. 

Zur  Aufnahme  dieser  zahlreichen  kurzen 
Querschnitte  sind  zuverlässige  Feldmesser  oder 
Unterbeamte  (Bauaufseher)  mit  geübten  Arbei- 
tern gut  verwendbar.  Sie  erfordern  nicht  etwa 
besonders  große  Genauigkeit  in  den  cm,  aber 
unbedingte  Zuverlässigkeit,  d.  h.  Freiheit  von 
groben  Fehlern.  Es  ist  deshalb  eine  Prüfung 
der  Schnitte,  etwa  durch  Einnivellieren  der  bei- 
derseitigen  Endpfähle,  erforderlich. 

Diese  Querschnitte  werden  im  Maßstab  1 :  100 
oder  kleiner,  meist  in  Aktenform  (je  1  Profil 
auf  1  -Folioseite,  quer  gelegt)  gezeichnet  und 
am  besten  gleich  mittels  Durchstechens  in  3 
OleichL-tücken  hergestellt:  1  für  die  Bauleitung 
(„Abteilung"),  1  für  die  Unterabteilung  (in 
Norddeutschland  „Sektion"),  1  für  den  Unter- 
nehmer. Sie  müssen  von  diesem  als  anerkannt 
unterschrieben  werden,  bevor  er  die  betreffende 
Erdarbeit  beginnen  darf. 

VI.  Die  Ausgestaltung  des  Bahnkörpers 
oder  Unterbaues  in  allen  seinen  Teilen  nebst 
allen  seinen  Bauwerken,  Entwässerungsgräben, 
Böschungsbefestigungen,  Stütz-  und  Futter- 
mauern, Wegeübergängen,  Bahnhofsflächen  und 
Nebenanlagen  (als  Wege-  und  Flußverlegungen 
u.  s.  f.)  erfolgt  nunmehr  auf  Grund  der  Quer- 
schnitte Hand  in  Hand  mit  dem  Längenschnitt 
und  den  Lageplänen.  Sie  bilden  die  unmittel- 
bare Grundlage  für  die  Ausführung  der  Erd- 
arbeiten nebst  Zubehör  und  liefern  die  nötigen 
Unterlagen  zur  .Ausarbeitung  der  besonderen 
Pläne  für  die  Bauwerke  und  deren  Gründung, 
sowie  auch  für  die  Bahnhofsanlagen,  soweit 
sie  von  der  Gestalt  der  Erdoberfläche  und  des 
Baugrundes  abhängig  sind. 

Auf  Grund  so  \'orbereiteter,  völlig  klar- 
gestellter Unterlagen  kann  die  Ausarbeitung 
der  Einzelentwürfe,  insbesondere  der  eiser- 
nen Überbauten  der  Bauwerke  und  der 
eigentlichen  Gleis-  und  Hochbauanlagen  der 
Bahnhöfe  am  Sitz  der  Oberbehörde  (Eisen- 
bahndirektion) erfolgen.  Die  steinernen  Bau- 
werke und  die  Unterbauten  eiserner  Brücken 
sollten  jedoch  stets  mit  genauer  Kenntnis  der 
örtlichen  Verhältnisse,  deshalb  am  Sitz  der 
Bauleitung  (Bauabteilung)  entworfen  und  von 
der  Oberbehörde  nur  einer  Nachprüfung  in 
bezug  auf  Standfestigkeit  und  Sparsamkeit  unter- 
zogen, aber  nicht  ohne  Einvernehmen  mit  der 
örtlichen  Bauleitung  abgeändert  werden,  da  an- 
dernfalls fast  unausbleiblich  bei  der  Ausführung 


nochmals   Umgestaltungen    eintreten    und    viel 
Zeitverlust  entsteht. 

VII.  Die  V.  zum  Grunderwerb  (s.  d.)  be- 
ginnen in  der  Regel  sogleich  nach  Absteckung 
der  endgültigen  Baulinie,  namentlich  wenn  die 
besondere  Aufnahme  von  Grunderwerbskarten 
(durch  beeidigte  Landmesser)  erforderlich  ist, 
wobei  die  geraden  Teile  der  Bahnachse  mit 
ihren  Verlängerungen  als  Basis  zu  dienen  pfle- 
gen. Die  Eintragung  der  Bahnbreiten  sowie 
der  zu  Bahnhöfen  und  Nebenanlagen  erforder- 
lichen Flächen  in  die  Grunderwerbskarten  (oder 
die  Originalarbeitspläne,  s.  oben  unter  B,  1) 
erfolgt  entweder  unmittelbar  nach  den  durch- 
gearbeiteten Querschnitten  oder  nach  den  daraus 
aufgestellten  Breitenverzeichnissen.  Die  so  be- 
stimmten, der  Enteignung  unterliegenden  Flä- 
chen werden  zunächst  nur  mit  Blei  möglichst 
genau  angegeben,  dann  ebenso  wie  die  Rest- 
grundstücke in  ihrer  Größe  bestimmt  und  in 
den  „Grunderwerbsverzeichnissen"  zusammen- 
gestellt, worauf  die  Ausführung  des  Grunder- 
werbs beginnen  kann.  Dieses  geschieht  am 
besten,  soweit  irgend  tunlich,  durch  gütliche 
Vereinbarung  mit  den  Besitzern  über  den  Ent- 
schädigungspreis für  die  Flächeneinheit,  wobei 
die  endgültige  Festsetzung  der  Größe  bis  zur 
Vollendung  und  Einsteinung  (Begrenzung)  der 
Bahn  mit  rückwärtiger  Verzinsung  vom  Tag  der 
Inangriffnahme  an  vorbehalten,  die  Art  der  Erstat- 
tung des  Kaufschillings,  aber  sogleich  ausbe- 
dungen wird.  Zur  Führung  dieser  Verhandlungen 
wird  in  der  Regel  ein  Grunderwerbskommissär 
von  der  Oberbehörde  (Eisenbahndirektion)  ent- 
sendet. Hierdurch  wird  indessen  häufig  Zeitver- 
lust und  Verteuerung  der  Grundstücke  herbeige- 
führt, indem  die  ländliche  Bevölkerung  diesen 
ihnen  fremden  Beamten  mißtrauisch  gegenüber- 
zutreten pflegt.  Besser  und  förderlicher  ist  es 
daher,  wenn  die  Vertragsverhandlungen,  ge- 
eignetenfalls  unter  Annahme  eines  Vertrauens- 
mannes aus  jeder  Gemeinde,  von  dem  bau- 
leitenden Beamten  (Abteilungsbaumeister)  ge- 
führt werden  können,  zumal  wenn  es  diesem 
bei  der  schon  längeren  Anwesenheit  in  der 
betreffenden  Gegend  gelungen  ist,  für  sich  und 
seine  Beamten  das  Vertrauen  der  Bevöl- 
kerung, namentlich  der  Ortsvorstände,  derVer- 
waltungs-  und  Forstbeamten  u.  s.  f.,  zu  ge- 
winnen. Dieses  Ziel  von  \ornherein  im  Auge 
zu  behalten,  gehört  deshalb  (und  überhaupt  im 
Interesse  eines  guten  Arbeitsfortganges)  mit  zu 
den  wichtigsten  Aufgaben  des  bauleitenden 
Ingenieurs.  Auch  sollte  er  stets  bemüht  sein, 
alle  seine  Beamten  mit  gleichem  Streben  und 
voller  Anteilnahme  an  dem  guten  Gelingen 
des  ganzen  Baues  zu  durchdringen,  sie  also 
zu  berufsfreudigen  Mitarbeitern  zu  machen. 
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VlII.  Der  Bauplan.  Nach  Ausführung  des 
■Qrunderwerbs  kann  die  Bauausführung  be- 
ginnen (s.  Bauleitung).  Es  sollte  jedoch  bei 
größeren  Bauten  nicht  versäumt  werden,  hier- 
für einen  gutdurchdachten  Bauplan  aufzu- 
stellen. Ganz  unerläßlich  wird  ein  solcher 
namentlich  bei  einzelnen  umfangreichen  Bau- 
Ax-erken,  als  großen  Flußübergängen  oder  Via- 
dukten, langen  Tunneln  u.dgl.,  deren  Ausführung 
sich  auf  mehrere  Jahre  ausdehnt.  Ein  solcher 
Bauplan  soll  im  voraus  ein  vollständiges  Bild 
des  ganzen  Bauvorgangs  entwickeln,  mithin  ein- 
mal den  Zeitbedarf  der  einzelnen  Bauarbeiten 
einschließlich  der  Vorbereitungen  und  sodann 
für  einzelne  Zeitabschnitte  den  jedesmaligen  Be- 
darf an  Materialien,  Arbeitskräften  und 
Geldmitteln  zur  .Anschauung  bringen,  damit 
alle  Erfordernisse  rechtzeitig,  aber  auch  nicht 
unnötig  früh  (weil  zinsen-  und  platzraubend) 
beschafft  werden  können.  Wesentlich  dabei  ist 
auch  die  richtige  Einschätzung  der  zu  den  Bau- 
vorbereitungen erforderlichen  Zeit,  als:  recht- 
zeitige Herstellung  der  Wege  zu  den  Arbeits- 
stellen für  Menschen  und  Arbeitstiere  und 
Materia'anfuhr;  sodann  die  Heranziehung  und 
geeignete  Unterbringung  der  Arbeiter,  bzw. 
der  Unternehmer,  die  Herstellung  etwa  nötiger, 
vorübergehender  Anlagen  (vorläufiger  Brücken 
u.  dgl.),  um  den  Fortgang  der  Erdarbeiten  zu 
ermöglichen;  endlich  bei  großen  Bauwerken, 
Felseinschnitten  oder  Tunneln  auch  die  erforder- 
lichen Ma-^chineneinrichtungen,  Beschaffung  der 
Betriebskräfte  u.  s.  f.  All  dies  muß  vorher 
durchdacht  werden,  um  -  unbeschadet  der  un- 
vermeidlichen kleineren  .Abweichungen  -  eine 
gute  Grundlage  für  die  geordnete  und  sparsame 
Bauausführung  zu  gewinnen. 
C.  Erläuterungen  zu  allgemeinen  und 
ausführlichen  Vorarbeiten. 

Nachdem  im  vorstehenden  der  gesamte  Gang 
der  V.  geschildert  ist,  erübrigt  nunmehr  noch 
eine  Reihe  von  Erwägungen  und  Arbeitsvor- 
gängen in  Kürze  zu  erörtern,  auf  die  bereits 
zum  Teil  Bezug  genommen  wurde.  Dahin  ge- 
hören zunächst  die  Grundlagen  der  Linien- 
führung, wie  sie  durch  Spurweite  und  Charakter 
der  Bahn,  durch  Neigungs-,  Krümmungs-  und 
Widerstandsverhältnisse  bedingt  werden ;  sodann 
die  Ertragsberechnung  und  die  Betriebskosten 
nebstdervirtuellen  Länge;  diegraphischeiWassen- 
ermittlung  und  -Verteilung;  sonstige  praktische 
Rücksichten  in  bezug  auf  geologische  und  klima- 
tische Verhältnisse,  auf  Wasserläufe,  Wege  u.  s.  f. ; 
endlich  auch  einige  Erläuterungen  über  den 
Geschäftsgang. 

L  Die  Grundlagen  der  Linienführung. 

1.  Als  solche  kommen  namentlich  in  Betracht 
dieSpurweite  (s.d)  nebst  dem  Charakter  der 


Bahn  und  die  hierdurch  bedingten  äußersten 
Grenzen  für  die  Krümmungshalbmesser  (S.Krüm- 
mungen der  Eisenbahnlinien)  und  Neigungs- 
verhältnisse, desgleichen  für  die  Übergangs- 
bogen  und  Zwischengeraden  zwischen  Krüm- 
mungen gleichen  und  entgegengesetzten  Sinns 
sowie  a'  ch  für  Gegenneigungen  und  Abrun- 
dungshalbmesser  in  den  Gefällwechseln  in  lot- 
rechter Ebene.  Maßgebend  sind  zurzeit  für 
Hauptbahnen  im  VDEV.  die  »Technischen 
Vereinbarungen  über  den  Bau  und  die 
Betriebseinrichtungen  der  Haupt-  und  Neben- 
bahnen" (s.d.)  und  für  Nebenbahnen  im 
VDEV.  die  „Qrundzüge  für  den  Bau  und 
Betrieb  der  Nebenbahnen"  (s.d.). 

Ob  es  nötig  ist,  im  Einzelfall  bis  an  die 
äußerst  zulässigen  Grenzen  heranzugehen  oder 
\x'elche  Bedingungen  innerhalb  derselben  als 
maßgebend  für  Krümmungen  und  Neigungen 
innezuhalten  sind,  das  wird  von  dem  Cha- 
rakter der  zu  durchfahrenden  Gegend  und  von 
dem  Zweck  der  geplanten  Bahnanlage  abhängen, 
bisweilen  auch  durch  das  gegebene  Betriebs- 
material des  verwaltenden  Bahnbezirks  geboten 
sein.  In  anderen,  namentlich  in  schwierigen 
Fällen  wird  es  Aufgabe  der  ersten  X'orstudien 
sein,  über  diese  grundlegenden  Bedingungen 
Klarheit  zu  gewinnen  und  sie  so  günstig 
zu  gestalten,  wie  es  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
meidung ungebührlich  hoher  Kosten  zu  er- 
reichen ist.  Je  mehr  die  Bahn  auf  durchgehenden 
und  großen  V^erkehr  berechnet  ist,  desto  mehr 
wird  Ursache  vorhanden  sein,  unter  Erhöhung 
der  Anlagekosten  durch  günstige  Verhältnisse' 
der  Linienführung  die  Betriebskosten  herab- 
zumindern. Umgekehrt  wird  für  Bahnen  mit 
geringem  Verkehr,  also  für  Nebenbahnen  fast 
immer,  die  Rücksicht  auf  mäßige  Verzinsung 
der  Anlagekosten,  also  auf  billigen  Bau,  die 
auf  billigen  Betrieb  überwiegen.  Unter  ge- 
wissen X'oraussetzungen  läßt  sich  bei  \'er- 
gleich  zweier  Linien  die  Größe  des  Jahres- 
verkehrs ermitteln,  bei  der  die  Verkehrs- 
kosten gleich  sind,  die  also  entscheiden  würde, 
ob  die  Rücksicht  auf  billigen  Bau  oder  billigen 
Betrieb  überwiegt,  sofern  man  die  zu  erwar- 
tende Verkehrsgröße  ziemlich  sicher  abschätzen 
kann  (s.  Virtuelle  Länge). 

2.  Bezüglich  der  Widerstands-,  Krüm- 
mungs- und  Neigungsverhältnisse  vgl. die 
einzelnen  .Aufsätze.  Es  sollen  deshalb  hier  nur 
die  wichtigsten  Punkte  kurz  angeführt  werden. 
Dahin  gehört  zunächst,  daß  zu  unterscheiden  ist 
zwischen  den  unter  der  Bremsneigung(SA)  liegen- 
den „un  schädl  ichen"  und  den  darüber  hinaus- 
gehenden „schädlichen"  Neigungen,  auf  denen 
der  für  die  Bergfahrt  erforderliche  .Mehraufwand 
an     Zugkraftsarbeit     bei     der    Talfahrt    nicht 
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mehr  wiedergewonnen  werden  kann.  Als  Regel 
ergibt  sich  daraus,  daß  die  innerhalb  einer 
bestimmten  Betriebsstrecke  für  Zuggewicht,  Zug- 
kraft und  Bremsprozente  (s.  Bremsbrutto)  maß- 
gebende (also  die  größte)  Neigung  s,„  bei 
Flachlandbahnen  tunlichst  unterhalb  der  Brems- 
neigung zu  halten,  die  Einlegung  schädlicher 
Neigungen  dabei  also  zu  vermeiden  ist,  während 
verlorene  Hebungen   und  Senkungen   alsdann 

-  also  mit  unschädlichen  Neigungen  ~  nicht 
gerade  zu  scheuen  sind. 

Muß  dagegen  die  maßgebende  Neigung  5„, 
über  die  Bremsneigung  hinausliegend  gewählt 
werden,  hat  also  die  Betriebsstrecke  den  Cha- 
rakter der  Gebirgsbahn,  so  ist  innerhalb  der- 
selben   das    einmal    festgesetzte  Verhältnis  s,„ 

-  abgesehen  von  den  Ermäßigungen  in  den 
Bogen  -  tunlichst  gleichmäßig  durchzu- 
führen, damit  der  Gesamtwiderstand  des  Zugs, 
der  sich  aus  den  Widerständen  der  geraden 
wagerechten  Bahn  (Wg),  der  Neigung  (s)  und 
der  Krümmung  (uv)  zusammensetzt,  möglichst 
gleich  bleibt,  somit  die  Zugkraft  am  besten 
ausgenutzt,  der  Betrieb  also  am  billigsten  ge- 
staltet wird.  Diese  Hauptreg'el  ergibt  weiter, 
daß  auf  Betriebsstrecken  mit  Sm'>Sb  in  den 
schärferen  Krümmungen  die  der  Grenze  s,„ 
nahen  Neigungen  um  soviel  ermäßigt 
werden  müssen,  daß  die  Summe  aus 
Neigungs-  und  Krümmungswiderstand 
(s-j-Wr)  den  in  geraden  Linien  voll  be- 
stehenden Wert  der  maßgebenden  Nei- 
gung (s,„)  nicht  überschreitet.  Dies  ist 
ohne  allzu  große  Erhöhung  der  anfänglich 
benutzten  Durchschnittsneigung  (So)  in  ein- 
facher Weise  durch  Verteilung  der  Wider- 
standshöhen aller  Bogen  auf  die  ganze  Bahn- 
länge L  auszuführen. 

Ebenso  sind  Ermäßigungen  der  Größtsteigung 
in  längeren  Tunneln  erwünscht,  weil  darin 
wegen  der  Feuchtigkeit  der  Schienen  die  Rei- 
bung („Adhäsion")  der  Treibräder  auf  den 
Schienen  geringer  zu  sein  pflegt  als  auf  der 
offenen  Bahn,  der  Unterschied  an  Zugkraft 
also  nur  durch  Verminderung  der  Neigung 
ausgeglichen  werden  kann.  Solche  Höhenver- 
luste sind  alsdann  den  durch  die  Krümmung 
veranlaßten  zuzurechnen  und  mit  diesen  gleich 
zu  behandein. 

k\\{  solchen  Bahnen  mit  schädlichen  Nei- 
gungen sind  demnach  verlorene  Gefälle  durchaus 
zu  vermeiden ;  auch  jede  nicht  durch  Krüm- 
mungen oder  Tunnelstrecken  begründete  Er- 
mäßigung der  maßgebenden  Neigung  bezeichnet 
hier  einen  Längenüberfluß,  der  nur  dann  be- 
rechtigt erscheint,  wenn  er  durch  die  Gestalt 
des  Geländes  oder  andere  zwingende  Gründe 
(X'ermeidung  zu  hoher  Baukosten)  erklärt  wird. 


Andernfalls  würde  entweder  die  entsprechende 
Abkürzung  der  Bahn  oder  aber  die  Ausnutzung 
der  überflüssigen  Länge  zur  Abflachung  der 
ganzen  Betriebsstrecke,  also  die  Verminderung 
der  maßgebenden  Neigung  und  damit  der  Be- 
triebskosten anzustreben  sein. 

Ausnahmsweise  \-orkommende  Überschrei- 
tungen der  maßgebenden  Neigung,  namentlich 
bei  Flachlandbahnen,  sog.  „Anlaufsteigungen", 
können  in  Notfällen  berechtigt  sein,  sind  aber 
möglichst  zu  meiden. 

Die  Begriffe  der  schädlichen,  unschädlichen 
und  maßgebenden  Steigung  sind  zuerst  von 
Launhardt  scharf  gefaßt  und  verwertet, 
s.  dessen  Theorie  des  Trassierens,  11,  Han- 
nover  1888. 

Die  Ermittlung  des  möglichen  Zug- 
gewichts, wenn  die  Zugkraft  der  Lokomotive 
gegeben  ist,  ferner  die  zweckmäßige  Neigung 
in  derselben  Voraussetzung  und  andere  hierher 
gehörigeFragen  sind  unter  „Neigungsverhältnis" 
besprochen.  Ober  die  Größe  der  bei  solchen 
Rechnungen  anzunehmenden  Widerstands- 
werte für  Lokomotive,  Zuggewicht  und  Krüm- 
mungen s.  u.  a.  Hütte,  1,  Eisenbahnbau,  be- 
züglich der  Lokomotive  auch  diese.  Bezüglich 
des  Krümmungswiderstands  mag  noch  be- 
merkt werden,  daß  er  wesentlich  von  der  Größe 
des  festen  Radstands  der  Fahrzeuge  beeinflußt 
wird,  also  für  die  einzelnen  Fahrzeuge  eines  Zugs 
ganz  verschieden  sein  kann.  Formeln  dafür 
können  also  stets  nur  ungefähre  Mittelwerte 
liefein;  sie  müssen  aber  zum  Ausdruck  bringen, 
daß  der  Krümmungswiderstand  bei  kleineren 
Halbmessern    rascher    zunimmt    und    sich    bei 

gewissen     Grenzen     dem    Wert    „Unendlich" 

k 

nähert.  Deshalb  ist  die  Form  uv  = als 

r  —  ro 

geeignet  anzusehen,  während  die  noch  viel- 
fach in  Gebrauch  stehenden  Formeln  von  der 

Form  11',.^      (z.B.:--)fürgrößereHalbniesser 

wohl  annähernd  zutreffen  können,  an  sich  jedoch 
unrichtig  sind  und  für  kleinere  Halbmesser 
(unter 300 /«)  wohl  kaum  anwendbarerscheinen. 
3.  Die  erforderliche  Längenentwicklung 
kann  auf  mehrfache  Weise  gewonnen  werden. 
Die  an  sich  kostspieligen  .Mittel  der  Anwendung 
einer  mehr  oder  weniger  unterirdischen  Ent- 
wicklung in  Gestalt  von  langen,  gekrümmten 
Tunneln  in  Schleifen  (wie  z.  B.  auf  der  Linie 
Bologna-Pistoja)  oder  in  Schlingen  (Spiral- 
linien, wie  an  5  Stellen  der  Gotthardbahn  oder 
auf  der  Albulabahn)  können  sehr  wohl  begründet 
sein,  um  damit  plötzliche  Talstufen  an  Ort  und 
Stelle  zu  überwinden  und  somit  auf  große 
Länge  der  Linie  im  übrigen  die  Talsohle  be- 
nutzen   oder  doch   in    deren  Nähe  bleiben  zu 


216 


Vorarbeiten. 


können,  also  billigen  Tal  bau  mit  allen  seinen 
Vorteilen,  namentlich  mit  der  besseren  Er- 
reichbarkeit der  Bahn  von  den  Ortschaften  aus, 
zu  erzielen  gegenüber  dem  teuren  Hangbau 
in  oft  schwer  zugänglichen  Höhen,  weitab  von 
den  Wohnungen  der  Menschen,  wie  dieses 
z.  B.  bei  der  Arlbergbahn  oder  Südrampe  der 
Tauernbahn  im  Gegensatz  zur  Gotthardbahn 
oder  Albulabahn  sehr  überwiegt.  Aber  auch  bei 
geringeren  Höhenunterschieden  zwischen  Bahn 
und  Talsohle,  wenn  sie  sich  auf  lange  Strecken 
ausdehnen,  können  erhebliche  Bau-  und  Unter- 
haltungskosten (z.  B.  durch  lange  Stützmauern 
auf  schlechtem  Untergrund)  veranlaßt  werden, 
die  durch  eine  an  passender  Stelle  ein- 
gelegte Entwicklungskurve  und  damit  erreichte 
Herabsenkung  der  ganzen  Linie  auf  die  Tal- 
sohle sich  hätten  vermeiden  lassen  (so  z.  B. 
bei  der  Bahn  Erfurt-Ritschenhausen,  zwischen 
Arnstadt  und  dem  Brandleitetunnel). 

4.  Wenn  jedoch  die  Durchführung  der  für 
die  gewöhnliche  Reibungsbahn  geeigneten  Nei- 
gungen nur  mit  sehr  großen  Schwierigkeiten 
und  Verlängerungen  erreichbar  erscheint,  dann 
ist  bei  Bahnen,  die  nicht  dem  durchgehenden 
Verkehr  dienen,  die  Frage  ernstlich  zu  unter- 
suchen, ob  nicht  die  Einlegung  von  Zahn- 
stangenstrecken mit  gemischtem  Betrieb 
vorzuziehen  sein  wird.  Denn  dieser  hat  sich 
bereits  auf  verschiedenen  Linien,  wie  Blanken- 
burg-Tanne  im  Harz  seit  1886  (s.  Harzbahnen), 
Eisenerz-Vordernberg  seit  1891  u.  a.  m.,  als 
zweckmäßig  und  bei  Überwindung  der  durch 
große  Schneemengen  entstehenden  Schwierig-  j 
keiten  dem  gewöhnlichen  Reibungssystem  ent- 
schieden überlegen  bewährt,  indem  da,  wo  die 
Reibung  zwischen  Treibrad  und  Schiene  ver- 
sagt, die  Zahnräder  immer  noch  eine  große 
Zugkraft  mit  Sicherheit  hervorrufen.  Aus  dem- 
selben Grund  ist  auch  hinsichtlich  der  Zug- 
förderung bei  ungünstigen  Witterungsverhält- 
nissen durch  die  Zahnstange  ohne  Vorspann 
eine  gewisse  Leistung  gesichert.  Die  gemischten 
Lokomotiven  werden  bekanntlich  mit  2  unab- 
hängig voneinander  arbeitenden  Maschinen  so 
eingerichtet,  daß  sie  auf  den  Zahnstrecken  mit 
sehr  erhöhter  Neigung  (z.  B.  Sz  =  öO%o),  wenn 
auch  mit  geringerer  Geschwindigkeit,  unter  Zu- 
hilfenahme der  Zahnräder  dasselbe  Zuggewicht 
fördern,  das  sie  ohne  solche  (aber  mit  dem 
erhöhten  Treibgewicht)  auf  der  Reibungsstrecke 
mit  geringerer  Neigung  (z.  B.  s„^=25%o,  Harz- 
bahn) ziehen.  Durch  die  steilere  Neigung  wird 
nun  beträchtlich  an  Bau-  und  Betriebslänge 
gespart,  nämlich  im  Verhältnis  von  s„  :  Sj  für 
die  betreffenden  Strecken,  und  zugleich  wird 
dadurch  der  Mehraufwand  an  Zeit  zufolge  der 
in  den  Zahnstrecken  ermäßigten  Geschwindig- 


keit ganz  oder  nahezu  ganz  ausgeglichen.  Es 
kann  deshalb  sehr  wohl  der  durch  Zahnstange 
und  Zahnradlokomotiven  erwachsende  Mehr- 
aufwand durch  Ersparnis  an  Länge  und  Be- 
triebskosten gedeckt,  ja  übertroffen  werden. 

II.  Ertragsberechnung  und  Betriebs- 
kosten. 

Die  Ertragsberechnung  soll,  wie  oben  be- 
merkt, Aufschluß  darüber  geben,  wie  nach  den 
zu  begründenden  Erwartungen  für  eine  ge- 
plante Bahnlinie  das  Verhältnis  der  jährlichen 
\'erkehrskosten  und  Betriebseinnahmen  zu- 
einander sich  gestalten  wird.  Dazu  ist  mithin 
außer  der  rein  technischen  -Ermittlung  der 
Baukosten  und  ihrer  Verzinsung  auch  die  tun- 
lichst zutreffende  Schätzung  der  Verkehrs- 
größe und  damit  der  Betriebseinnahme  sowie 
der  auch  von  der  Verkehrsgröße,  zugleich  aber 
von  der  Linienführung  mit  abhängigen  Be- 
triebsausgabe erforderlich. 

1.  Verkehrsgröße  und  Betriebsein- 
nahme. Eine  bloße  Abschätzung  der  Betriebs- 
einnahme f.  d.  km  Bahnlänge  -  und  ebenso 
auch  der  Betriebsausgabe  -  kann  nur  dann 
zutreffende  Werte  ergeben,  wenn  der  dabei 
angenommene  Einheitssatz  von  solchen  Bahnen 
entlehnt  werden  kann,  deren  Verhältnisse  in  be- 
zug  auf  den  technischen  Charakter  der  Bahn,  Be- 
völkerungsartderGegend,  Art  und  Größe  desVer- 
kehrs, Grundsätze  der  Betriebsleitung  u.  s.  f.  mit 
denen  der  geplanten  Linie  gut  übereinstinun.en. 
Andernfalls  wird  umsomehr  die  Ermittelung  der 
zu  erwartenden  Verkehrsgröße  nötig  sein.  Als 
Maß  für  diese  dient  bekanntlich  die  Summe 
der  im  Jahresdurchschnitt  für  die  neue  Bahn 
nach  einiger  Zeit  zu  erwartenden  Personen/^/« 
und  Oüierfkm  oder,  wenn  man  beide  durch 
die  Bahnlänge  geteilt  denkt,  der  jährliche 
Durchschnittsverkehr  P  an  Personen  und 
Tan  Güter/  als  über  die  ganze  Bahn  laufend 
gedacht  (spezifischer  Verkehr).  Die  Ermittlung  , 
seiner  Größe  kann  in  manchen  Fällen  auf 
direktem  Weg  geschehen  unter  Zugrunde- 
legung der  zu  sammelnden  Angaben  über  den 
bisher  auf  Landwegen  bestehenden  Lokalver- 
kehr, der  der  Bahn  zufallen  würde,  und 
Annahme  einer  gewissen  Vergrößerung  des- 
selben zufolge  der  Beschleunigung  und  Ver- 
billigung.  Dazu  kommen  dann  noch  die  aus 
besonderen  Quellen  (industriellen  Anlagen  u.  dgl.) 
und  aus  etwaigem  Durchgang  (sofern  größere 
Verkehrseinrichtungen  eine. Abkürzung  erfahren) 
zu  erwartenden  Verkehrsmengen. 

Einen  andern  Weg  zur  Ermittlung  der  zu 
erwartenden  Verkehrsgrößen,  wie  er  zuerst 
von  Jules  Michel  eingeschlagen  ist,  sucht  die 
Personen-  und  (km  aus  der  Einwohnerzahl 
der  an  der  Bahn  liegenden  Ortschaften  zu  be- 
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Stimmen,  indem  aus  derStatistii<  der  bestehenden 
Eisenbahnen  die  durchschnittlichen  VerhäUnis- 
zahlen  der  aus  den  Stationsorten  im  Jahr  ab- 
gehenden und  daselbst  ankommenden  Reisenden 
und  Güter/  zu  den  Einwohnerzahlen  und  ebenso 
die  durchschnittlich  durchlaufenen  Wege  eines 
Reisenden  und  einer  Güter/  ermittelt  werden. 
(Näheres  s.  Bauwürdigkeit.)  Eine  weitere  Fort- 
bildung dieses  Verfahrens  haben  Richard  und 
Mackensen  im  Handbuch  der  higenieurwissen- 
schaften,  Leipzig  1883  (Bd.  I,  Kap.  I)  gegeben, 
indem  sie  bei  Bestimmung  jener  Verhältnis- 
zahlen und  Weglängen  der  Verschiedenheit  der 
Gegenden  und  ihrer  Produktionsfähigkeit  Rech- 
nung tragen  und  außerdem  die  Weglänge  von 
der  neuen   Bahnlänge  abhängig  machen. 

Hat  man  die  Verkehrsgröße  auf  solche  oder 
eine  andere  Weise  annähernd  bestimmt  und 
sind  die  zulässigen  Tarife,  sei  es  durch  Be- 
dingungen der  Konzessionserteilung,  sei  es 
durch  andere  Erwägungen  festgesetzt  oder 
vorläufig  angenommen,  so  ergibt  sich  die 
darauf  entfallende  Einnahme,  indem  man  den 
Verkehr  nach  erfahrungsmäßigen  Prozentsätzen 
auf  die  verschiedenen  l^ersonen-  und  Güter- 
klassen verteilt  oder  auch,  indem  man  für  beide 
einen  erfahrungsniäßig  als  Mittelsatz  (f.  d.  Per- 
sonen-, bzw.  f.  d.  tkm)  anzunehmenden  Durch- 
schnittstarif bildet  und  hiermit  den  Durch- 
schnittsverkehr (P  und   T)  multipliziert. 

Zu  der  so  ermittelten  Einnahme  E^  aus  dem 
lokalen  und  direkten  Verkehr  (der  in  den  Sta- 
tionsorten der  Bahn  endigt  und  entspringt) 
kommt  dann  zunächst  noch  die  Einnahme  £", 
für  Personengepäck,  Hunde,  Fahrzeuge,  Pferde, 
Vieh  und  sonstiges,  das  in  der  Regel  als 
ein  Prozentsatz  von  E^  angerechnet  wird;  ferner 
noch  die  Einnahme  durch  etwaigen  Verkehr 
aus  besonderen  Quellen  (s.  o.)  und  aus  dem 
Durchgangsverkehr,  sofern  solcher  zu  erwarten 
steht,  um  so  die  gesamte  Betriebseinnahme 
darzustellen. 

2.  Betriebsausgabe.  Diese  kann,  abge- 
sehen von  der  einfachen  Schätzung  nach  der 
Bahnlänge,  entweder  im  einzelnen  auf  Grund 
derBuchführunganderer,gleichartiger  und  gleich 
verwalteter  Bahnen  veranschlagt  oder  nach  allge- 
meineren JVlethoden  als  Funktion  der  Verkehrs- 
größeüberschläglichermitteltwerden.Zuersterem 
Vorgehen  müssen  eingehende  und  zuverlässige 
Angaben  über  alle  Kostenteile  vorliegen,  deren 
Anwendbarkeit  für  den  betreffenden  Fall  außer 
Zweifel  steht.  (Vgl.  Betriebsergebnisse,  Bd.  II, 
S.  293  unter  B.  Betriebsausgaben.) 

Da  indessen  solche  Angaben  in  genügender 
Weise  oft  schwierig  zu  erlangen  sind,  so  wird 
häufig  der  andere  Weg  beschritten.  Dabei  ist 


man  auf  die  Anwendbarkeit  von  Erfahrungs- 
werten angewiesen,  die  in  der  Regel  aus  der 
Statistik  der  Eisenbahnen  eines  großen  Landes 
als  Durchschnittszahlen  ermittelt  werden  (s.  Be- 
triebsergebnisse). Für  den  Einzelfall  können  sie 
demnach  nur  zutreffen,  wenn  dessen  Verhält- 
nisse —  Verkehrsgröße,  Neigungen  und  Krüm- 
mungen, Grundsätze  der  Betriebsverwaltung  u.s. f. 
—  nicht  zu  weit  von  dem  allgemeinen  Durch- 
schnitt abweichen.  Ist  dies  hingegen  der  Fall, 
handelt  es  sich  z.  B.  um  die  Ergänzung  eines 
schon  weit  entwickelten  Eisenbahnnetzes  durch 
Zweig-  und  Nebenbahnen  oder  um  Bahnen 
mit  besonders  starken  Neigungen,  so  erscheint 
die  Anwendung  der  allgemeinen  Durchschnitts- 
werte immerhin  unsicher.  Richtiger  ist  es  als- 
dann, die  erforderlichen  Zahlenwerte  aus  der 
Statistik  einzelner  oder  einiger  in  ähnlicher 
Lage  befindlichen  Bahnen  zu  entnehmen,  wie 
sie  für  den  geplanten  Neubau  zu  erwarten 
steht. 

3.  Betriebsüberschuß  und  Anlage- 
kosten. Sind  die  zu  erwartenden  Einnahmen 
E  und  Ausgaben  M  ermittelt,  so  ergibt  sich 
als  Unterschied  beider  der  Ertrag  oder  Be- 
triebsüberschuß B. 

Dieser  Betriebsüberschuß  muß  zunächst  die 
jährlichen  Rücklagen  in  den  Erneuerungs-  und 
Reservefonds  decken  (sofern  diese  nicht  etwa 
schon  in  die  Betriebsausgabe  eingerechnet 
waren)  und  außerdem,  wenn  die  geplante 
Bahn  als  selbständiges  finanzielles  Unter- 
nehmen (Privatbahn)  ohne  Beihilfe  lebensfähig 
sein  soll,  auch  mindestens  eine  mäßige  Ver- 
zinsung der  Anlagekosten  A  ergeben.  Ist  das 
nicht  der  Fall,  so  bleiben  3  Möglichkeiten: 
Entweder  es  wird  auf  den  Bau  der  Bahn  ver- 
zichtet. Oder  es  wird  versucht,  die  Baukosten 
durch  Vereinfachung  des  Entwurfs,  durch  An- 
wendung steilerer  Neigungen  u.  s.  f.  wesentlich 
einzuschränken.  Oder  endlich,  wenn  das  nicht 
ausreicht,  so  muß  eine  Beihilfe  irgend  welcher 
Art  (s.  0.),  unter  Umständen  Ausführung 
durch  den  Staat,  angestrebt  werden.  Daß 
solche  Beihilfe  durch  den  allgemeinen,  in 
der  Ertragsberechnung  nicht  voll  zur  Er- 
scheinung gelangenden  wirtschaftlichen  Vorteil 
der  Bahnanlage  sehr  wohl  begründet  sein  kann, 
wurde  bereits  oben  erwähnt. 

Soll  dagegen  die  geplante  Bahn  als  Zweig 
einer  größeren  Linie  oder  als  neues  Glied 
eines  schon  bestehenden  Netzes  ausge- 
führt werden,  so  kommt  (außer  dem  Betriebs- 
überschuß der  neuen  Bahn  selbst)  auch  noch 
der  Einnahmezuwachs  in  Betracht,  den  sie 
dem  ganzen  übrigen  Netz  durch  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  der  neu  aufzuschließenden  Gegend 
zubringt,  und  der  um  so  erheblicher  sein  wird, 
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je  größer  das  bestehende  Bahniietz  bereits  ist 
und  je  weniger  Verkehr  schon  vorher  auf  Land- 
vcegen  aus  jener  Gegend  dem  bestehenden  Bahn- 
netz ziifioß.  Näheres  darüber,  wie  auch  dieser 
Einnahmezuwachs  abzuschätzen  ist,  s.  d.  Art. 
Bauwürdigkeit  und  Launhardts  „Theorie  des 
Trassierens",  I.Heft,  Hannover  1887. 

4.  Aussclieidung  und  Ermittlung  der 
\on  Neigungen  und  Krümmungen  ab- 
hängigen Teile  der  Betriebsausgaben. 
Ein  anderer  Weg  zur  Beurteilung  der  durch 
Neigungen  und  Krümmungen  entstehenden 
Betriebserschwernisse,  wie  sie  zur  Ent- 
scheidung zwischen  Vergleichslinien  erforderlich 
wird,  ist  die  Ausscheidung  und  Ermittlung  der- 
jenigen Betriebskostenteile,  welche  von  jenen 
Grundbedingungen  der  Linienführung  ab- 
hängen, einstweilen  unter  Beiseitelassung  der 
F.itragsberechnung,  zu  welcher  die  Bestim- 
mung der  gesamten  Betriebsausgaben  erfor- 
derlich  ist. 

Launhardt  (s.  dessen  „Theorie  des  Tras- 
sierens", 11.  Heft,  Hannover  ISSS)  entwickeltdie 
so  ausgeschiedenen  „Zugförderungskosten"  (F), 
u.zw.  in  Pfennigen  auf  den  P.kmip)  und  auf  den 
tk/n  {(j)  gesondert  berechnet,  als  eine  Funktion 
von  der  maßgebenden  Neigung  und  von 
den  in  jedem  Einzelstück  der  Bahn  vorkom- 
menden Krümmungen  und  schädlichen 
Steigungen,  während  die  unschädlichen  hier 
als  einflußlos  außeracht  bleiben.  Somit  er- 
scheinen die  gesamten,  von  der  Linienführung 
abhängigen  Zugförderungskosten  für  jede 
Person  und  jede  Güter/  als  eine  Summe  von 
Produkten  [S  (/;/)  und  S  ((//)],  demnach  die- 
selben Kosten  im  ganzen,  wenn  die  X'erkehrs- 
größen  P  und  Q  (wie  oben)  ermittelt  sind; 
1) F=P^{pl)-^Q^{q/). 

Die  zum  Vergleich  kommenden  Jahreskosten 
V  bestehen  dann  außer  diesen  Zugförderungs- 
kosten noch  aus  der  Verzinsung  der  Anlage- 
kosten (/  A)  und  den  Unterhaltungskosten 
U-l,  wobei  U  für  den  km  Bahnlänge  nach 
Erfahrungssätzen  bemessen  ist: 

2) v=iA-irU-l^F. 

Die  Linie,  für  die  diese  Summe  am  kleinsten 
wird,  ist  die  günstigste. 

5.  Die  virtuelle  Länge.  Gleichen  Zweck 
wie  die  soeben  besprochene  Methode  verfolgt 
die  Ermittlung  der  virtuellen  Länge  (s.d.). 

Alle  diese  Rechnungen  über  Betriebsein- 
nahmen und  -.Ausgaben,  virtuelle  Länge,  Rein- 
ertrag u.  s.  w.  werden  stets  an  einer  gewissen 
Unsicherheit  leiden;  namentlich  sind  die 
Ermittlungen  über  die  zu  erwartende  Ver- 
kehrsgröße und  daher  über  die  Einnahmen 
stets    mit    besonderer  Vorsicht   zu    beurteilen. 


je  dichter  bereits  das  bestehende  Bahnnetz  ist, 
in  das  die  neue  Linie  sich  einfügen  soll, 
desto  weniger  wird  man  (abgesehen  von  etwaigem 
Durchgang  zufolge  von  Abkürzungen)  auf  große 
Verkehrsentwicklung  rechnen  dürfen.  Ander- 
seits zeigt  die  Erfahrung,  daß  in  produktions- 
fähigen, aber  noch  eisenbahnarmen  Ländern 
die  Verkehrsentwicklung  oft  erheblich  über  die 
anfängliche  Schätzung  hinausgeht,  aber  auch 
durch  unwirtschaftliche  Anlage  von  Konkurrenz- 
bahnen wieder  sehr  beeinträchtigt  werden  kann. 
In  den  Ländern  mit  einem  hochentwickelten 
Eisenbahnnetz  handelt  es  sich  heute  nicht 
mehr  um  die  Erschließung  neuer  Verkehrs- 
gebiete, sondern  in  der  Regel  um  Entlastungs- 
linien für  bestehende,  die  den  Anforderungen 
nicht  mehr  nachkommen  können  oder  um 
sonstige  Betriebsrücksichten  (.Abkürzungslinien, 
.Ausmerzung  ungünstiger  Steigungsxerhältnisse 
u.  s.w.).  Es  werden  dann  ausschließlich  Betriebs- 
rücksichten maßgebend  sein,  ebenso  wie  bei  der 
Herstellung  zweiter,  dritter  oder  weiterer  Gleise. 

III.  Graphische  Ermittlung  der  Erd- 
massen, der  Erdbewegung  und  der  Erd- 
transportkosten (s.  Erdarbeiten,  Bd.  IV, 
S.  367ff.). 

IV.  Sonstige    praktische   Rücksichten. 
1.  Geologische    Verhältnisse    kommen 

namentlich  deshalb  in  Betracht,  um  solche  Erd- 
schichten und  Erdmassen  zu  vermeiden,  die 
zu  späteren  Erdbewegungen,  Senkungen 
oder  Rutschungen  Veranlassung  gehen  könnten. 
Senkungen,  d.  s.  lotrechte  Erdbewegungen, 
kommen  vor:  oj  infolge  von  Zusammen- 
drückungen loser  Massen,  wie  namentlich  Torf, 
Moor,  Schlick  u.  dgl.,  Bodenarten,  die  nicht 
nur  unmittelbar  unter  der  Oberfläche,  sondern 
auch,  durch  andere  Schichten  überdeckt,  in 
größeren  Tiefen  liegen  und  dann  unvermutet 
spätere  Senkungen  hervorrufen  können;  bj  zu- 
folge von  unterirdischen  Höhlungen  natür- 
licher oder  künstlicher  Art  (Bergbau). 

Im  letzteren  Fall  pflegen  die  Senkungen 
plötzlich  aufzutreten  und  ebenso  plötzlich  auf- 
zuhören; im  ersteren  Fall  gehen  sie  meist 
allmählich  vor  sich  und  dauern  oft  sehr  lange 
an.  Um  solchen  Übelständen  auszuweichen, 
wird  man  vor  Festlegung  der  Linie  die  geologi- 
schen Karten  und  nötigenfalls  Bodenunter- 
suchungen (s.  d.)  -zu  Rate  ziehen.  Ist  die  Durch- 
schreitung eines  Moores  nicht  zu  vermeiden, 
so  müssen  Tiefenmessungen  vorgenommen 
werden,  um  die  Linie  möglichst  wenig  der 
Gefahr  großer  Sackungen  auszusetzen.  Die  Aus- 
führung erfordert  dann  besondere  Vorsichts- 
maßregeln (Benutzung  der  oberen  Pflanzen- 
decke unter  .Aufschlitzen  in  einiger  Entfernung 
zu  Seiten  des  Bahndamms,  Aufschütten  in  dün- 
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iien  Lagen  mit  flachen  Böschungen  ii.  s.  w.), 
um  ein  allmähhches  und  gleichmäßiges  Setzen 
des  Bahndamms,  unter  Umständen  bis  auf 
den  festen  Untergrund  des  Moors  zu  erreichen. 

Die  Überschreitung  unterirdischer  Hohl- 
räume, mindestens  sofern  sie  rahe  unter 
der  Oberfläche  liegen,  wird  man  selbstver- 
ständlich vermeiden,  .^ber  auch  die  Über- 
schreitung noch  unabgebauter  Grubenfelder  ist 
möglichst  zu  unterlassen,  weil  sie  zu  großen 
Entschädigungsansprüchen  der  Berechtigten 
führt,  da  sie  unter  der  Bahn  nicht  abbauen 
dürfen.  Dies  kommt  namentlich  zur  Frage  in 
Braunkohlengegenden,  da  solche  oft  nahe  unter 
der  Oberfläc'  e  abgebaut  werden.  Hierbei  sind 
die  Berggesetze  des  betreffenden  Landes  zu 
beachten  (s.  Bergbaubeschränkungen). 

Rutschungen,  d.  s.  Erdbewegungen  in 
mehr  oder  weniger  geneigter  Richtung,  werden 
veranlaßt  durch  Gleichgewichtsstörung  von 
Erdmassen,  die  auf  einer  geneigten  Rutsch- 
fläche ruhen   (s.  Rutschungen). 

Von  besonderem  Einfluß  ist  bei  festen  Ge- 
birgsarten  die  Lage  der  Schichtung,  wie  sie 
an  den  Talwänden  unmittelbar  oder  unter 
der  Oberfläche  zur  Erscheinung  kommt.  Tun- 
lichst wird  man  mit  der  Linie  die  „Schichten- 
köpfe" aufsuchen,  wo  ein  Abrutschen  ausge- 
schlossen ist. 

.Andernfalls,  an  der  Seite  der  Schichtenfüße, 
wird  man  lieber  -  unter  Umständen  mit  Stütz- 
mauern -  anbauen  als  einschneiden  oder 
nötigenfalls  mit  einem  Tunnel  soweit  in  die 
TaKvand  hineingehen,  daß  er  tunlichst  in 
solchen  Schichten  bleibt,  die"  sich  unter  der 
Talsohle  fortsetzen.  Eine  besondere  Wichtig- 
keit erlangt  die  Kenntnis  der  Erdschichten 
nach  Streichen,  Einfallen  und  Beschaffenheit 
bei  der  Richtungsfeststellung  und  nachher 
bei  der  Ausführung  größerer  Tunnel. 

Endlich  kann  die  Kenntnis  der  geologischen 
Verhältnisse  auch  von  Wert  sein  zur  Auffin- 
dung geeigneter  Baumaterialien  (Bausteine, 
Bettungskies)  sowie  auch  guten  und  reich- 
lichen Speisewassers  für  die  Lokomotiven 
in   solchen  Gegenden,   wo   daran    Mangel    ist. 

2.  MeteorologischeVerhältnisse  spielen 
besonders  im  Hochgebirge  eine  wichtige  Rolle 
in  Beziehung  auf  Schneemassen,  Lawinengänge, 
plötzliche  Anschwemmungen  von  Schuttmassen, 
Steinstürze  u.  s.  w.  Aber  auch  in  anderen 
Gegenden,  auf  offenen,  zumal  hochgelegenen 
Flächen  kommen  die  herrschenden  Windrich- 
tungen und  die  damit  verbundenen  Schnee- 
bewegungen bei  der  Linienführung  in  Betracht, 
um  schon  dadurch  den  Schneeverwehungen 
möglichst  vorzubeugen  und  da,  wo  dies  nicht 


tunlich  ist,  gleich  auf  die  nötigen  Schutzmaß- 
regeln Bedacht  zu  nehmen  (s.  darüber  Schnee- 
und  Lawinenschutzanlagen).  Außerdem  kann  die 
Häufigkeit  und  Größe  der  Niederschlags- 
mengen bei  Bestimmung  der  Durchflußweiten 
für  die  Brücken  und  Durchlässe  (s.  u.)  und 
bei  der  Berücksichtigung  etwa  zu  berührender 
künstlicher  Bewässerungs-  und  Entwässerungs- 
anlagen  in   Frage  kommen. 

3.     Überschreitung     der     Täler     und 
Wasserläufe. 

a)  Bei  Kreuzung  von  flachen  Tälern  mit 
größerem,  vielleicht  schiffbarem  Flußlauf  wird 
zunächst  eine  möglichst  günstige  Überschrei- 
tungsstelle zu  wählen  sein  (sofern  die  Wahl 
überhaupt  freisteht)  und  werden  hierbei  die 
Rücksichten  auf  Stromstrich,  Eisgang,  Schiff- 
fahrt, geeignete  und  sichere  Stellen  für  die 
Gründung  der  Pfeiler,  unter  Umständen  auch 
militärische  Anforderungen  zu  beachten  sein 
Eine  möglichst  regelmäßige  Strecke  des  Fluß- 
laufs wird  aufzusuchen  oder  nötigenfalls  durch 
Regulierungen  (auch  Durchstiche)  -  dann  im 
Einvernehmen  mit  den  zuständigen  Wasser- 
baubehörden -  erst  zu  schaffen  und  dann 
tunlichst  rechtwinkelig  zu  überschreiten  sein, 
geeignetenfalls  in  Verbindung  mit  einer  zu- 
gleich hinüberzuleitenden  Fahrstraße.  Weiter 
kommt  dann  die  zweckmäßige  Höher  läge 
der  Brücke  in  Frage.  Dabei  gilt  als  Regel, 
mit  allen  Holz-  und  Eisenteilen  des  Bauwerks 
mindestens  03  -  0-5  m,  bei  Flüssen  mit  Eis- 
gang wenigstens  0'8  in  über  dem  höchsten 
bekannten  Stand  des  Hochwassers  zu  bleiben. 
Bei  schiffbaren  Wasserläufen  wird  man  jedoch 
die  Brückenbahn  tunlichst  so  hoch  legen,  daß 
bewegliche  Brückenteile  vermieden  oder,  wenn 
dies  irgend  möglich  ist,  deren  Benutzung  doch 
auf  besonders  hohe  Wasserstände  beschränkt 
wird.  Sodann  wird  die  Durchfluß  weite 
(s.  Lichtweite)  im  ganzen  und  für  die  einzelnen 
Öffnungen  festzusetzen  sein,  wobei  unter  Um- 
ständen sehr  eingehende  Untersuchungen  über 
die  Verteilung  auf  Strom-  und  Flutbrücke  und 
über  die  etwa  zulässige  Einschränkung  der 
freien  Breite  mit  Rücksicht  auf  die  Stromver- 
hältnisse stattfinden  müssen.  Hierbei  gilt  als 
Regel  für  alle  Fälle,  in  welchen  Wasserläufe  im 
Flach-  und  Hügelland  berührt  werden,  daß  eine 
merkliche  Änderung  der  Wasserverhältnisse 
in  bezug  auf  Bewässerung-  und  Entwässe- 
rung, Überflutung,  Benutzung  von  Wasser- 
kräften, soweit  irgend  angänglich,  ganz  ver- 
mieden wird.  Es  ist  dies  schon  deshalb  er- 
forderlich, weil  andernfalls  erfahrungsmäßig 
oft  sehr  hohe,  mitunter  auch  unberechtigte 
Entschädigungsansprüche  erhoben  zu  werden 
pflegen. 
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b)  Bei  Überschreituno;  steiler  Täler  im  Ge- 
birgs-  oder  bewegteren  Hügelland  mit  kleinem, 
oft  nur  periodiscliem  Wasserlauf  kann  eine 
Veränderung  dieses  Laufs  in  Grundriß  und 
Höhe  nicht  weithin  wirken,  da  ein  etwaiger 
Stau  wegen  großen  Gefälls  sich  nicht  weit 
erstreckt.  Dann  also  können  Einschränkungen 
der  Weite  und  Regulierungen  der  Bachsohle  in 
der  Regel  anstandslos  vorgenommen  werden. 
Dabei  ist  aber  zu  beachten,  daß  das  Durch- 
flußprofil, bei  Einschränkung  der  Weite 
durch  Ersatz  an  Höhe  (was  im  Flachland 
wegen  Staues  unzulässig)  stets  so  groß  ge- 
halten werden  muß,  daß  bei  etwaigen  plötz- 
lichen Anschwellungen  des  Baches  und  ganz 
besonders,  Wenn  er  zugleich  Schuttmassen 
herabführt  (im  Hochgebirge  sog.  Murgänge) 
ein  Anfüllen  des  ganzen  Durchflußquerschnitts 
oder  ein  Verstopfen  mit  Schutt  ausgeschlossen 
erscheint.  Deshalb  müssen  solche  Durchlässe 
mit  tunlichst  steilem  Sohlengefälle  der  Neigung 
der  Talmulde  angepaßt  und  ihr  Gerinne,  ober- 
und  unterhalb  des  Bauwerks,  gut  mit  großen 
Steinen  befestigt  bzw.  gemauert  werden,  um 
jedem  Ausreißen  der  Sohle  (namentlich  unter- 
halb) vorzubeugen  und  keinerlei  Anlaß  zum 
Absetzen  von'  Schuttmassen  zu  bieten.  Ab- 
treppungen in  der  Sohle  haben  sich  in  dieser 
Hinsicht  als  schädlich  erwiesen.  Vorbildlich 
sind  hierfür  die  zahlreichen,  in  steilem  Gefälle 
(bis  1 : 1  etwa)  ausgeführten  Durchlässe  der 
Brennerbahn  geworden. 

c)  Zur  Bemessung  der  Durchflußweiten 
wird  man  in  erster  Linie  stets  die  in  Nähe 
der  Überschreitungsstelle  (besonders  unterhalb) 
etwa  vorhandenen  Weiten  unter  bestehenden 
Straßen  oder  Bahnen  als  Anhaltspunkte  be- 
nutzen. In  dichter  besiedelten  Gegenden  werden 
solche  stets  vorhanden  sein  und  in  den  meisten 
Fällen  zur  Bestimmung  der  neu  anzulegenden 
Weiten  genügen,  wobei  allerdings  das  Ver- 
halten der  bestehenden  Durchlässe  bei  Eintritt 
von  Hochwasser  zu  erheben  ist.  Andernfalls 
muß  man  in  zweifelhaften  Fällen  auf  die  Be- 
stimmung aus  dem  Niederschlagsgebiet 
zurückgreifen.  Dabei  wird  man  gut  tun,  nach 
Ermittlung  der  Weite  zu  deren  Prüfung  zu 
untersuchen,  ob  die  angenommene  Durch- 
flußgeschwindigkeit auch  bei  dem  Gefälle  der 
Talsohle  zu  stände  kommen  kann,  um  hier- 
nach nötigenfalls  die  Weite  nachträglich  zu 
berichtigen. 

d)  Bei  schiefen  Überschreitungen  von 
kleineren  Flußläufen  oder  Bächen  (auch  Wegen) 
mit  gemauerten  Bauwerken  wird  man  diese  wo- 
möglich doch  rechtwinkelig  gestalten  durch 
Vergnißerung  der  Lichtweite  (s.  d.)  zwischen 
rechtwinkelig  zur   Bahnachse  gestellten  Wider- 


lagern oder  durch  Verlängerung  des  Bauwerks 
und  Anordnung  rechtwinkelig  zu  dessen  Achse 
gestellter  Stirnmauern,  deren  obere  Begrenzung 
dann  einer  steigenden  oder  abgetreppten  Linie 
folgt,  oder  endlich  durch  Wölbung  in  neben- 
einander versetzten  Ringen.  Auf  solche  Weise 
lassen  sich  schiefe  Gewölbe,  die  namentlich 
bei  schmaler  eingleisiger  Bahn  unerwünscht 
sind,  in  der  Regel  vermeiden. 

e)  Häufig  wird  es  zweckmäßig  sein,  mehrere 
Wasserläufe  (auch  Wege)  in  einem  Bauwerk 
vereinigt  (bisweilen  auch  in  verschiedener 
Höhenlage  übereinander)  durchzuführen.  Na- 
mentlich kann  es  sich  unter  hohen  Dämmen 
empfehlen,  einen  Weg  und  einen  Bach  in  einer 
Brücke  zu  vereinigen,  indem  der  Bach  neben 
den  Weg  oder  darunter  gelegt  wird. 

f)  An  Stelle  zweimaliger  naher  Überschrei- 
tung desselben  Wasserlaufs  (oder  Weges)  wird 
die  Verlegung  neben  der  Bahn  entlang  nebst 
Abwässerung  des  abgeschnittenen  Talsegments 
durch  einen  kleinen  Durchlaß  in  Kostenver- 
gleich zu  ziehen  sein. 

g)  In  besonderen  Fällen  kann  die  Über- 
schreitung eines  großen  Gewässers  (breiter 
Strom,  See,  Meeresarm)  mittels  einer  Eisen- 
bahn-Dampffähre oder  Trajektanstalt  (s.  Fähran- 
stalten) in  Frage  kommen,  wie  sie  teils  zur 
einstweiligen  Ersparnis  an  Baukosten  mit  der 
Aussicht  auf  späteren  Ersatz  durch  eine  Brücke, 
tei's  auch  über  ganz  große  Gewässer  als 
bleibend  gedachte  Vorkehrungen  eingerichtet 
sind.  Eisenbahnschiffbrücken  (s.  Schiffbrücken) 
sind  nur  in  wenigen  Fällen  zur  Ausführung 
gelangt  und  \i;'erden  bei  dem  Entwerfen  einer 
Eisenbahn  höchst  selten   in   Frage  kommen. 

4.  Die  Überschreitung  der  Wege  kann 
in  Schienenhöhe  oder  in  schienenfreier 
Weise,  nämlich  durch  Unterführung  (unter 
der  Bahn)  oder  Überführung  (über  der  Bahn) 
geschehen. 

a)  Schienenüberschreitungen  oder  Bahn- 
übersetzungen (s.  d.)  müssen  bei  Haupt- 
bahnen durchwegs  mit  Abschlußvorrichtungen 
(s.  d.)  versehen  und  entweder  durch  unmittel- 
bare Bewachung  oder  durch  Fernschluß 
(meist  mittels  Drahtzugs)  bedient  werden, 
während  bei  Nebenbahnen  solcher  Abschluß 
auf  besonders  gefährdete  Stellen  beschränkt 
werden  und  bei  Bahnen  mit  sehr  kleiner 
Geschwindigkeitsgrenze  ganz  wegfallen  kann. 
Immer  bilden  die  Bahnübersetzungen,  besonders 
aber  bei  lebhaftem  Bahn-  und  Straßenverkehr, 
zumal  in  der  Nähe  von  Bahnhöfen,  eine  arge 
Belästigung  für  beide  und  eine  stete  Quelle  von 
Gefahren.  Man  sucht  deshalb  bei  Hauptbahnen 
und  für  sehr  belebte  Wege  auch  bei  Neben- 
bahnen,also  vorwiegend  in  und  bei  Städten,  Bahn- 
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Übersetzungen  tunlichst  zu  vermeiden.  Sofern  je- 
doch der  Kostenvergleich  entscheiden  muß,  so 
sind  den  Anlagekosten  der  Bahnübersetzungen 
für  Erdarbeiten  (Rampen),  Schranken,  Straßen- 
befestigung unter  Umständen  auch  Wärterhaus 
u.  s.  \v.  noch  die  kapitalisierten  Unterhaltungs- 
und Bewachungskosten  zuzurechnen,  während 
bei  schienenfreiem  Bauwerk  den  Anlagekosten 
nur  die  (hier  meist  unerheblichen)  kapitali- 
sierten  Unterhaltungskosten   hinzutreten. 

b)  Bei  fahrbaren  Bahnüberführungen 
(s.  d.)  wird  in  der  Regel  eine  lichte  Höhe 
von  4-5  m  auf  eine  gewisse,  je  nach  Bedeu- 
tung des  Weges  zu  bemessende  Breite  verlangt, 
wobei  dann  an  den  Seiten  über  den  Fußwegen 
die  lichte  Höhe  bis  auf  2  m  abnehmen  kann 
(Näheres  s.  Durchlässe).  Bei  städtischen  Straßen 
steigt  die  Weite  oft  erheblich,  indem  dort  eine 
Einschränkung  der  Straßenbreite  in  der  Regel 
ausgeschlossen  bleibt.  In  solchen  Fällen  wird 
man  häufig  zur  Teilung  der  Straßenbreite 
durch  gemauerte  oder  eiserne  Pfeiler  schreiten 
müssen. 

c)  Bahnunterführungen  (s.d.)  müssen  un- 
bedingt das  Profil  des  freien  Raumes  für  die 
Gleise  mit  reichlichem  Spielraum  (namentlich  bei 
Überhöhung,  also  Neigung  des  Profils,  in 
Bogen)  offen  lassen.  Die  lichte  Höhe  über 
Schienenoberkante  ist  nach  den  einschlägigen 
Bestimmungen  der  TV.  zu  bemessen,  demnach 
wird  für  vollspurige  Bahnen  zwischen  Schienen- 
oberkante und  Wegkrone  eine  Höhe  von  min- 
destens 60/«,  bei  größerer  Wegbreite  erheblich 
mehr  notwendig.  Die  Zufahrtsrampen  werden 
demnach  bei  gleicher  Höhenlage  von  Bahn  und 
Weg  für  Überführungen  entsprechend  höher 
und  länger.  Anders  gestaltet  sich  die  Sachlage, 
wenn  die  Bahn  im  Einschnitt  liegt  und  der 
Weg  somit  vielleicht  gar  nicht  oder  nur 
wenig  erhöht  zu  werden  braucht.  Es  können 
auch  gewölbte  Wegeüberführungen,  zumal  bei 
steilen  und  festen  Einschnittsböschungen  (Fels), 
vorteilhaft  sein,  u.  zw.  bei  breiteren  Wegen 
oft  ohne  Mehrverbrauch  an   Höhe. 

Holzbrücken  kommen  bei  den  heutigen  Eisen- 
preisen kaum  mehr  in  Anwendung. 

d)  Bei  den  Wegkreuzungen  können  ebenso, 
wie  bei  Wasserläufen  erwähnt,  Verlegungen 
zur  Vereinigung  mehrerer  Straßen  in  einem 
Übergang  oder  Bauwerk  sowie  auch  zur 
Ersparung  eines  zweimaligen  Übergangs  in 
Frage  kommen. 

e)  Die  bei  Wegrampen  anzuwendenden  Nei- 
gungen richten  sich  nach  den  in  der  be- 
treffenden Gegend  üblichen  Verhältnissen,  da 
hierauf  die  Fuhrwerke  bezüglich  Ladung,  Be- 
spannung und  Bremsung  eingerichtet  sind.  Für 
städtische   Straßen    und    Hauptwege  pflegt  im 


Flachland  eineNeigungsgrenze  von  25%(,(1  ;40), 
im  Hügel-  und  Oebirgsland  dagegen  30,  ja 
40 %o  gestattet  zu  sein,  während  hier  Neben- 
wege oft  noch  viel  steilere  Neigungen  auf- 
weisen. Ebenso  richten  sich  auch  die  Krüm- 
mungshalbmesser der  Wege  nach  den  orts- 
üblichen X'erhältnissen;  sie  verlangen  beson- 
dere Berücksichtigung  da,  wo  es  sich  um 
Langholzfuhren  handelt,  für  die  ein  Halbmesser 
bis  25  m  (in  der  Straßenmittellinie)  erwünscht 
sein  kann. 

f)  Für  Privat-  und  Fußwege  können  je 
nach  dem  Zweck  auch  kleinere  Abmessungen 
der  Weiten  und  steilere  Neigungen,  bei  Fuß- 
wegen auch  Treppenanlagen  zulässig  sein. 

V.   Geschäftsgang  bei  Vorarbeiten. 

1.  Der  Auftrag  zur  Ausführung  von 
allgemeinen  V.  ergeht  im  Bereich  der  Staats- 
bahnen von  dem  zuständigen  Ministerium  in 
der  Regel  an  eine  Dienststelle,  seltener  wird 
die  Arbeit  an  Privatingenieure  vergeben.  Fällt 
die  Linie  in  den  Bereich  einer  Privatverwal- 
tung, so  kann  auch  diese  von  der  Regierung 
unter  Vereinbarung  des  Kostenersatzes  zur 
Vornahme  der  V.  veranlaßt  werden. 

Im  allgemeinen  wird  jedoch  der  Plan  zu 
einer  Erweiterung  des  bestehenden  Bahnnetzes 
einer  Privatgesellschaft  von  dieser  selbst  aus- 
gehen. Sie  hat  alsdann  zunächst  die  Ge- 
nehmigung der  Regierung  zur  Ausführung 
der  V.  bei  dem  zuständigen  Ministerium  - 
in  manchen  Ländern  durch  die  Zwischen- 
behörde des  Eisenbahnkommissariats  —  nach- 
zusuchen und  nach  erfolgter  Erteilung  solcher 
Genehmigung  („X'orkonzession")  die  amtlich 
(meist  gesetzlich)  vorgeschriebenen  Bedin- 
gungen zu  beobachten,  wie  sie  namentlich 
über  das  Betreten  und  etwaige  Beschädigungen 
fremden  Eigentums  zu  bestehen  pflegen  (für 
Preußen  im  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni 
1874,  in  Österreich  durch  die  Verordnung 
des  Handelsministeriums  vom  25.  Januar  1879, 
RGB.  Nr.  19). 

Handelt  es  sich  um  ein  erst  neu  zu  begrün- 
dendes Privatunternehmen  mit  eigener 
Verwaltung,  so  haben  deren  Vertreter  in  Ge- 
stalt eines  einzelnen  oder  einer  Gemeinschaft 
auf  dem  gleichen  Weg  wie  eine  bestehende 
Privatbahnverwaltung  die  Erlaubnis  zum  Be- 
ginn der  V.  zu  beschaffen,  in  der  Regel  mit 
Hinterlegung  einer  Kaution  wegen  der 
etwaigen  Entschädigungen. 

2.  Nach  Vollendung  der  allgemeinen  V. 
werden  deren  Ergebnisse  in  den  dafür  vor- 
geschriebenen Vorlagen,  sofern  sie  Staats- 
bahnen betreffen,  an  das  zuständige  Mini- 
sterium eingereicht,  das  (nötigenfalls  nach 
geschehener  Ergänzung  oder  Umarbeitung)  auf 
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Grund  derselben  den  gesetzgebenden  Körper- 
schaften die  erforderliche,  mit  Denkschrift  aus- 
zustattende Vorlage  behufs  Bewilligung  der 
erforderlichen  Geldmittel  unterbreitet. 
Ist  diese  erfolgt  und  das  betreffende  Gesetz 
vollzogen,  damit  zugleich  das  Recht  zur 
Enteignung  von  Grund  und  Boden  erteilt, 
so  muß  durch  die  inzwischen  vielleicht  schon 
begonnenen  ausführlichen  V.  c'er  Bauentwurf 
(s.d.) festgestellt  und  dessen  Billigung  vom  Mini- 
sterium erwirkt  werden.  Alsdann  erfolgt  auf 
Antrag  bei  der  zuständigen  Bezirksbehörde  die 
landespolizeiliche  Prüfung  (s.  Planfest- 
stellung) des  Entwurfs  an  Ort  und  Stelle 
(politische  Begehung)  unter  Zuziehung  aller  be- 
teiligten Staats-  und  Kommunalbehörden  sowie 
Interessenten.  Nach  Erledigung  der  landes- 
polizeilichen Prüfung  und  Entscheidung  der 
fraglichen  Punkte  durch  das  Ministerium  erteilt 
dieses  die  Erlaubnis  zur  Bauausführung. 

3.  Bei  Privatbahnen  weicht  der  Geschäfts- 
gang nur  insofern  von  dem  vorstehenden  ab, 
als  hier  nach  Billigung  durch  das  Ministerium 
die  Geldbeschaffung  Sache  der  Unternehmer, 
in  der  Regel  einer  schon  bestehenden  Eisen- 
bahngesellschaft, ist.  Wird  ein  Staatszuschuß 
als  Kapitalsbeitrag  oder  Zinsgewähr  oder  in 
irgend  einer  andern  Form  verlangt,  so  hat  zu 
dessen  Bewilligung  das  Ministerium  wie  bei 
Staatsbahnen  den  erforderlichen  Akt  der  Gesetz- 
gebung herbeizuführen. 

Solchen  Privatuiiternthmungen  pflegt  die 
Baukonzession  erst  nach  erfolgtem  Ausweis 
über  die  Beschaffung  der  Baukosten  erteilt  zu 
werden  (s.  Bauentwurf  und  Baurecht). 

Literatur:  v.  Kaven,  Vorträge  über  Eisenbahn- 
bau, H.  3.  -  Vorarbeiten,  Aachen  1876.  —  Vi.  An- 
leitung zum  Projektieren,  1S7S.  -  VII.  Baustatislik 
einer  ausgeführten  tiisenbalin,  1880.  —  Heyne, 
Trassieren  von  Eisenbahnen,  3.  Aufl.,  Wien  1870.  — 
Launhardt,  Theorie  des Trassierens,  Hannover  1887 
und  1S8S.  —  Lindner,  Virtuelle  Länge,  Zürich 
1879.  -  Hellwag,  Gotthardbahn,  Zürich  1876.  - 
Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften,  Bd.  I,  4.  Aufl., 
Leipzig  1Q04...  —  Struch,  Qescliichte  der  Eisen- 
bahnen der  Österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
Wien  1898  und  1908.  -  Steinermayer,  Der  Bau 
der  zweiten  Eisenbahnverbindung  mit  Triest,  Allg. 
Bauztg.,  Wien  1906.  -  Ost  hoff,  Kostenberechnun- 
gen für  Ingenieurbauten,  Leipzig  1913.  —  S.  auch 
Art.  Alpenbahnen,  Gebirgsbahnen.        Goering  f. 

Vorarlberger  Bahn  (90-905  km),  mit 
78-678  km  in  X'orarlberg,  mit  2-364  km  in 
der  Schweiz  und  mit  8-963  km  im  Fürstentutn 
Liechtenstein  gelegene  Eisenbahn,  ehemals 
Privatbahn  mit  dem  Sitz  der  Gesellschaft  in 
Wien,  seit  1SS2  im  österreichischen  Staats- 
betrieb, umfaßte  zur  Zeit  der  Verstaatlichung  die 
Hauptbahn  Bludenz  -  Feldkirch  -  Bregenz-Loib- 
lach  (bayrische  Grenze)  einschließlich  der  Ver- 
bindungskurve bei  Lautrach  (62-959  km)  sowie 


die  Flügelbahnen  Feldkirch-Buchs  (17-992  A/n) 
und  Lautrach-St.  Margarethen  (9054  km).  Die 
5941  km  lange  Strecke  von  der  Reichsgrenze 
bis  Lindau  hatte  die  Gesellschaft  von  den 
bayerischen  Staatsbahnen  in  Pacht  genommen ; 
es  betrug  demnach  das  gesamte  Betriebsgebiet 
der  V.  95-946  km. 

Die  Bestrebungen  für  die  Herstellung  einer 
Eisenbahnverbindung  zwischen  dem  Bodensee 
und  der  Adria,  die  auch  die  Bahnstrecke  in 
Vorarlberg  in  sich  schloß,  reichen  in  das  Jahr 
1847  zurück.  Erst  im  Jahre  1869  wurde  die 
Konzession  für  die  Linie  Bludenz-Feldkirch- 
Bregenz-bayerische  Grenze  bis  Loiblach  mit 
Zweigbahnen  von  Feldkirch  an  die  Rheingrenze 
bei  Buchs  und  von  Lautrach  an  die  schweizeri- 
sche Grenze  bei  St.  Margarethen  unter  Zusiche- 
rung der  Staatsgarantie  erteilt.  Für  die  auf 
schweizerisches  Gebiet  fallenden  Strecken  der 
Bahn  wurde  die  Konzession  seitens  des  Kantons 
St.  Gallen  am  1.  Dezember  1869  und  für  die  im 
Fürstentum  Liechtenstein  gelegenen  Strecken  am 
14.  Januar  1870  verliehen.  Über  die  .Anschlüsse 
der  V.  an  Bayern  (bayerische  Staatsbahnen)  und 
die  Schweiz  (Vereinigte  Schweizer  Bahnen) 
wurde  der  Staatsvertrag  am  27.  August  1870 
geschlossen. 

Die  Eröffnung  der  Hauptlinie  Bludenz- 
Bregenz-bayerische  Grenze  erfolgte  am  I.Juli 
1872,  jene  der  Flügelbahnen  Feldkirch-Buchs 
sowie  Lautrach-St.  Margarethen  am  24.  Ok- 
tober bzw.  23.  November  1872. 

Mangels  einer  unmittelbaren  Verbindung  der 
V.  mit  den  übrigen  österreichischen  Bahnen 
litt  dieselbe  an  Betriebskostenabgängen  und 
mußte  zur  Deckung  derselben  vom  Staate 
außer  der  Reinertragsgarantie  Betriebskosten- 
vorschuß in  .Anspruch  nehmen. 

Am  24.  Juni  1882  verfügte  die  Regierung, 
daß  das  Unternehmen  der  V.  auf  Grund  des 
Sequestrationsgesetzes  vom  14.  Dezember  1877 
in  den  Staatsbetrieb  übernommen  und  der 
Betrieb  für  Rechnung  der  Gesellschaft  geführt 
werde.  Mit  dem  Übereinkommen  vom  II.  De- 
zember 1833  wurde  der  Staatsverwaltung  das 
Recht  eingeräumt,  die  V.  vom  1.  Juli  1884 
jederzeit  zu  erwerben.  Die  Einlösung  erfolgte 
1885.  Die  V.  bildet  seit  Eröffnung  der  Arl- 
bergbahn  (Innsbruck-Bludenz)  eine  überaus 
wichtige  Durchzugslinie  zwischen  Tirol  und 
den  östlich  gelegenen  österreichischen  Alpen- 
ländern einerseits,  X'orarlberg  sowie  dem  Boden- 
see imd  der  Schweiz  anderseits. 

Vorbahnhof,  Bahnhof  in  der  Nähe  eines 
großen  Bahnhofs,  der  diesem  gewisse  Aufgaben 
abnimmt. 

Häufig  vereinigen  sich  mehrere  einem  großen 
Bahnknotenpunkt  zustrebende  Bahnlinien  bereits  auf 
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einem  V.,  auf  dem  dann  unter  Umständen  Zugüber- 
holungen, Zug\ereinigungen  und  Zugtrennungen, 
Kurs\vagenübergänge,Lokoniotivwechsel, Eckumsteig- 
verkehr u.  s.  w.  statttinden  können.  Ferner  werden  bis- 
weilen die  Abstellanlagen  nach  einem  V.  verlegt.  Im 
Oüterzugdienst  befinden  sich  häufig  die  Verschiebe- 
anlagen auf  einem  V.  oder  es  sind  für  einen  großen 
Knotenpunkt  2  oder  mehrere  Verschiebebahnhöfe  vor- 
handen, die  auf  den  verschiedenen,  von  dem  Knoten- 
punkt ausstrahlenden  Bahnlinien  nach  \'.  vorge- 
schoben sind. 

In  anderer  Bedeutung  wird  mit  der  Benennung 
V.  bisweilen  auch  der  äußere  Teil  eines  großen 
Bahnhofs  bezeichnet.  Caiin: 

Vorbühnen  der  Güterschuppen  s. 
Güterschuppen. 

Vorfahren  der  Züge  s.  Zugüberholung. 

Vorhallen  der  Empfangsgebäude  s. 
Empfangsgebäude. 

Vorkonzession  s.  Konzession. 

Vorläutewerk  s.  Abschlußvorrichtun- 
gen  und  Blockeinrichtungen. 

Vorlegekeil,  Vorlegeklotz,  Radvor- 
leger (scotch  block,  stop  block;  taqiiet  oii 
cale  d'arrct,  saboi  d'enmyement;  scarpa,  ceppo 
di  arresta),  Vorrichtungen,  die  unter  die  Räder 
der  Fahrzeuge  auf  die  Schienen  gelegt  werden, 
um  einzelne  Wagen  oder  Wagengruppen,  die 
ohne  angekuppelte  Lokomotive  auf  Nebengleisen 
abgestellt  werden,  in  der  Ruhelage  zu  sichern. 
Sie  werden  in  Holz  oder  Eisen  ausgeführt 
(vgl.  Bremsschuh). 

Vorortbahn  s.  Straßenbahnen. 

Vorortzug  {siibiirban  train;  train  ban- 
lieiie;  trciw  locale  o  di  circonvallazione  o  di 
cintiira),  ein  Personenzug  (s.  d.),  der  dem 
Geschäfts-,  Wohn-  oder  Ausflugverkehr  zwischen 
einer  Stadt  und  ihren  Vororten  dient.  Um  die 
Verweisung  dieses  Verkehrs  auf  besondere 
Züge  wirtschaftlich  zu  rechtfertigen,  muß  er 
einen  verhältnismäßig  großen  Umfang  besitzen. 
V.  verkehren  deshalb  nur  auf  den  in  die 
großen  Städte  eingeführten  Bahnstrecken,  sei  es 
daß  diese  gleichzeitig  dem  Fernverkehr  dienen 
oder  für  den  Vorort-  oder  Stadtverkehr  beson- 
ders erbaut  sind  (S.Betriebssystem).  Die 
Bezeichnung  als  V.  ist  nötig,  um  die  Züge 
gegenüber  den  übrigen  Zügen,  also  auf  Fern- 
bahnen gegenüber  den  Fernpersonen-  und 
Schnellzügen  und  auf  Stadtbahnen  (s.  d.) 
gegenüber  den  dem  inneren  Stadtverkehr  die- 
nenden Zügen  kenntlich  zu  machen.  Auf  Vor- 
ortbahnen, auf  denen  nur  V.  verkehren,  kann 
die  Bezeichnung  V.  in  der  Regel  entfallen.  Sie 
ist  aber  nicht  zu  entbehren,  sobald  für  die 
Bildung  und  Beförderung  der  V.  besondere 
Bestimmungen  oder  für  die  Fahrpreise  er- 
mäßigte Tarifsätze  gelten,  wie  dies  bei  den  in 
Berlin  einmündenden  Bahnstrecken  der  Fall 
ist.    Beim   Ausbau    der  Berliner   Bahnanlagen 


ist  man  zwar  bemüht  gewesen,  den  ermäßigte 
Fahrpreise  genießenden  Vorortverkehr  derart 
vom  Fernverkehr  zu  trennen,  daß  die  V.  be- 
sondere Gleise  und  Bahnsteige  zugewiesen 
erhalten.  Trotzdem  hat  sich  aber  der  Verkehr 
von  V.  auf  den  Gleisen  des  Fernverkehrs  bis 
jetzt  nicht  ganz  vermeiden  lassen.  In  solchen 
Fällen  müssen  die  V.  als  solche  deutlich  ge- 
kennzeichnet werden,  um  bei  den  Reisenden 
keine  Zweifel  über  die  Gültigkeit  der  Fahr- 
karten aufkommen  zu  lassen.  Die  V.  werden 
dann  nicht  nur  im  Fahrplan  als  solche  be- 
zeichnet, sondern  es  werden  auch  an  den 
Zügen  Schilder  -  im  Berliner  Verkehr  vorn  an 
der  Lokomotive  oder  seitlich  an  den  Wagen  - 
angebracht,  die  den  Zug  als  V.  kenntlich  machen. 
Nur  wenn  Verwechslungen  ausgeschlossen  sind, 
wie  z.  B.  im  Zugverkehr  der  Wannseebahn, 
auf  der  nur  V.  verkehren,  unterbleibt  diese 
Bezeichnung.  Es  genügt  dann  die  Bekanntgabe 
des  Bestimmungsortes  des  Zuges. 

Da  die  V.  einer  Strecke  in  der  Regel  gleichen 
Verkehrs-  und  Beförderungsbedingungen  ent- 
sprechen, so  ergeben  sich  für  ihren  Fahrplan 
(s.  d.)  iTieist  gleiche  Fahrzeiten  und  Aufent- 
halte. Auf  Bahnstrecken  mit  reinem  Vorort- 
verkehr führt  dies  zum  starren  Fahrplan 
(S.Betriebssystem  und  Stadtschnell- 
bahnen). Auf  Strecken  mit  Fern-  und  Vor- 
ortverkehr sucht  man  für  die  V.  wenigstens 
annähernd  den  starren  Fahrplan  zu  erreichen, 
besonders  durch  die  Wahl  gleicher  Minuten- 
ziffern für  die  Abfahrt,  damit  diese  sich  denr 
Gedächtnis  leichter  einprägen.  Zur  Verein- 
fachung und  Erhöhung  der  Betriebsleistungen 
ist  möglichste  Einschränkung  der  Zahl  der 
Wagenklassen  sehr  erwünscht.  Hierdurch  wird 
ebenso  wie  durch  die  Bauart  der  für  V.  be- 
stimmten Wagen,  die  ein  schnelles  Ein-  und 
Aussteigen  gestatten  muß,  die  Abfertigung  der 
V.  erleichtert.  Die  engen  Beziehungen  zwischen 
dem  Vorort-  und  dem  übrigen  Verkehr,  die 
Verkehrsgewohnheiten  der  Bevölkerung  sowie 
die  Rücksicht  auf  die  vorhandenen  Wagen- 
bestände haben  die  Einführung  einer  Einheits- 
klasse in  den  deutschen  V.,  die  mit  der  Tarif- 
bildung eng  verknüpft  ist,  bisher  verhindert. 
Die  mit  Ausdehnung  der  elektrischen  Zug- 
förderung verbundene  Neubeschaffung  von 
Wagen  wird  voraussichtlich  auch  zur  Einfüh- 
rung einer  Einheitsklasse  in  dein  V.  Anlaß 
geben. 

In  Berlin  (s.  Berliner  Stadtbahn  und 
Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn) 
und  Hamburg  verkehren  die  V.,  abgesehen  von 
den  dem  Arbeiterverkehr  dienenden  Zügen 
III.  Klasse,  mit  Wagen  II.  und  HI.  Klasse, 
deren.^bteile  in  solche  fürRaucher  undNicht- 
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raucher    eingeteilt  sind,  während  die  Wagen 

III.  Klasse  außerdem  Abteile  für  Reisende  mit 
Traglasten  (s.  d.),  für  Reisende  mit  Hunden 
und  seit  dem  Kriege  auch  Abteile  für  Kriegs- 
verletzte  führen.  In  Dresden  sind  die  V. 
aus  Wagen  mit  3  Klassen,  der  II.  bis  IV.  und 
und    in    München    aus    Wagen    mit    II.    und 

IV.  Klasse,  zum  großen  Teil  aber  nur  aus 
Wagen  IV.  Klasse  gebildet;  daß  hier  die  Aus- 
rüstung der  V.  mit  nur  einer  Klasse  am 
weitesten  vorgeschritten  ist,  erkhärt  sich  aus 
der  Vorliebe  der  Bevölkerung  für  die  Benüt- 
zung der  bei  der  deutschen  Tarifreform  vom 
1.  Mai  1907  in  den  bayerischen  Personenzügen 
eingeführten    sog.    111b    Klasse,    der    jetzigen 

IV.  Klasse. 

Zur  Beschleunigung  der  Zugabfertigung 
und  besseren  Platzausnutzung  wurde  wieder 
holt  versucht,  auf  die  Mitführung  beson- 
derer Abteile  für  Raucher  wenigstens  in  einer 
der  Wagenklassen  zu  verzichten.  Den  Ver- 
suchen wurde  bisher  in  Deutschland  ein  so 
heftiger  Widerstand  der  Reisenden  entgegen- 
gesetzt, daß  die  Betriebsverwaltungen  sich 
genötigt  sahen,  von  ihrer  Fortsetzung  abzu- 
sehen. Soweit  in  den  V.  mit  Gepäck-  oder 
Eilgutverkehr  gerechnet  werden  muß,  werden 
ihnen  Gepäckwagen  (s.  d.)  beigestellt  oder  es 
werden  zur  Einschränkung  der  Zugbelastung 
(s.  Nutzlast)  in  den  Personenwagen  ähnlich 
wie  in  den  leichten  Zügen  (s.d.)  oder  in 
den  Triebwagen  (s.  d.)  besondere  Qepäck- 
abteile  vorgehalten,  die  dann  auch  für  den 
Aufenthalt   des  Zugbegleiters   dienen   können. 

Ob  die  in  erster  Linie  für  den  Fernverkehr 
auf  Hauptbahnen  bestimmten  Vorschriften  der 
EBBO.  und    der  EVO.    für  den    Verkehr  der 

V.  einer  Erleichterung  bedürfen,  bestimmt  die 
Aufsichtsbehörde.  Für  den  Berliner  Vorort- 
verkehr sind  sie  durch  die  „Bestimmungen 
über  die  Beförderung  von  Personen, 
Reisegepäck  und  Expreßgut  im  Berliner 
Stadt-,  Ring-  und  Vorortverkehr"  ge- 
troffen. Breusing. 

Vorscheibe  s.  Bahnzustandsignale. 

Vorschußitassen  s.Spar-  und  Vorschuß- 
kassen. 

Vorsignal  (distant  signal ;  sigiial  avancc 
ou  ä  distancc;  segnale  avanzato,  segnalc  a 
distanza),  ein  Signal,  das  auf  ein  ihm  folgen- 
des Hauptsignal  und  dessen  Signalbild  vor- 
bereitet. 

Nach  der  Signalordnung  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands  wird  durch  ein  V.  in  einer  ge- 
wissen Entfernung  vor  einem  Hauptsignal 
angezeigt,  welche  Stellung  am  Hauptsignal  zu 
erwarten  ist.  Dieses  V.  drückt  zwei  Signal- 
begriffe  aus,    nämlich    „Am  Hauptsignal    ist 


die  Stellung, Halt' zu  erwarten"  und  „Am  Haupt- 
signal ist  die  Stellung  , Fahrt  frei'  zu  erwarten". 
Die  erste  Stellung  ist  die  Grundstellung;  sie  wird 
vielfach    auch    als  „Warnstellung"    bezeichnet. 

In  ähnlicher  Weise  wird  die  Bedeutung 
des  V.  in  den  Signalvorschriften  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  gekennzeichnet,  in 
denen  es  heißt:  Die  V.  dienen  dazu,  dem 
Zuge  anzuzeigen,  ob  das  zugehörige  Haupt- 
signal auf  „Frei"   oder  auf  „Halt"  gestellt  ist. 

Auf  den  französischen,  den  belgischen,  den 
englischen,  den  schweizerischen,  .den  dänischen 
und  anderen  Bahnen  finden  sich  V.  in  ähn- 
licher Bedeutung. 

Als  Signalzeichen  werden  für  die  Tages- 
signale der  V.  entweder  Scheiben  oder  Flügel 
verwendet,  als  Nachtsignale  kommen  rote,  grüne 
und  gelbe  Lichter  in  verschiedener  Zusammen- 
stellung vor. 

Das  V.  der  Deutschen  Signalordnung 
besteht  aus  einer  drehbaren  runden  Scheibe 
mit  Signallaternen.  Es  zeigt  bei  Tage  dem 
Zuge  entgegen  eine  runde  gelbe  Scheibe  mit 
schwarzem  Ring  und  weißem  Rand,  wenn 
am  Hauptsignal  die  Stellung  „Halt"  zu  er- 
warten ist.  Bei  Dunkelheit  erscheinen  in  diesem 
Falle  dem  Zuge  entgegen  2  gelbe  Lichter 
in  schräger  Stellung  (nach  rechts  steigend). 
Ist  am  Hauptsignal  „Fahrt  frei"  zu  erwarten, 
so  ist  bei  Tage  die  schmale  Ansicht  der  ge- 
drehten Scheibe  dem  Zuge  zugewendet,  bei 
Dunkelheit  erscheinen  dem  Zuge  entgegen 
2  grüne  Lichter  in  schräger  Stellung  (nach 
rechts  steigend). 

Vorläufig  ist  daneben  noch  die  frühere 
Form  des  V.  zugelassen,  bei  der  eine  grün 
mit  weißem  Rand  gestrichene.  Scheibe  mit 
einer  Signallaterne  als  Signalzeichen  ditnt. 
Die  Vorbereitung  auf  „Halt"  am  Hauptsignal 
bildet  bei  Dunkelheit  ein  dem  Zuge  entgegen 
erscheinendes  grünes  Licht,  die  Vorbereitung 
auf  „Fahrt  frei"  am  Hauptsignal  ein  dem 
Zuge  zugewandtes  weißes  Licht. 

Auf  den  vormals  bayerischen  Bahnen  ist 
ein  V.  üblich,  das  in  der  Grundstellung  eben- 
falls eine  Scheibe  darstellt;  „Fahrt  frei"  am 
Hauptsignal  wird  aber  durch  einen  nach  rechts 
schräg  aufwärts  gerichteten  Flügel  angekündigt. 

Abb  89  u.  90  zeigen  die  Ausführungsform 
des  deutschen  V.,  Abb.  91  u.92  die  bayerische 
Sonderform. 

Auch  auf  den  österreichischen  Eisenbahnen 
sind  Scheibenvorsignale  in  Gebrauch.  Es  wer- 
den runde  oder  4  eckige  grüne  Scheiben 
mit  weißem  Rand  verwendet.  Das  Signal  für 
die  Dunkelheit  wird  durch  ein  weißes  oder 
ein  grünes  Licht  gegeben.  Die  Scheiben  sind 
um    eine    wasrechte    odc    senkrechte    Achse 
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drehbar.  Es  bedeutet  „Frei"  bei  Tage:  Die  Fläche 
der  Scheibe  dem  Gleis  zugewendet  oder  wagrecht 
gestellt,  bei  Dunkelheit:  Weißes  Licht  dem  Zuge 
entgegen;  „Langsam"  bei  Tage:  Die  grüne 
Fläche  der  Scheibe  dem  Zuge  entgegen,  bei 
Dunkelheit:  Grünes  Licht  dem  Zuge  entgegen. 
Die  französischen  Signalvorschriften  wei- 
sen 2  Signale  auf,  die  als  V.  angtsehen  sind. 
Das  erste    ist    die  rote  runde  Scheibe  (disque 


Stanzsignal  (signal  ä  distance)  auch  zur 
Deckung  für  einen  zwischen  ihr  und  einem 
folgenden  unbedingten  Haltsignal  (signal  d'arret 
absolu)  zum  Halten  kommenden  Zug.  Sie  ist 
daher  kein  reines  V.  Als  solches  ist  dagegen 
anzusehen  das  Schachbrettsignal  (indicateur  ä 
damier  vert  et  blanc),  das  als  signal  d'aver- 
tissement  zur  Ankündigung  eines  unbedingten 
Haltsignals  benutzt  wird    und    auf  die  beiden 


Abb.  89.  Vorsignal: 
Am  Hauptsignal  ist  „Halt"  zu  erwarten. 


Abb.  90.  V'orsignal : 
Am  Hauptsignal  ist  „Fatirt  frei"  zu  erwarten. 


ou  signal  rond,  s.  Signalwesen,  Bd.  IX,  S.  53) 
mit  2  Stellungen,  senkrecht  oder  parallel  zur 
Bahn.  Die  Stellung  senkrecht  zur  Bahn  — 
nachts  durch  rotes  Licht  gekennzeichnet  — 
bedeutet  ein  bedingtes  „Halt".  Der  Lokomotiv- 
führer darf  bei  dieser  Stel'ung  (signal  ferme) 
an  dem  Signal  vorbeifahren,  er  hat  aber  bei 
Wahrnehmung  dieses  Signalbildes  die  Fahr- 
geschwindigkeit seines  Zuges  so  zu  ermäßigen, 
daß  er  beim  Erscheinen  eines  Hindernisses 
oder  eines  weiteren  Haltsignals  sofort  halten 
kann.  Die   rote    runde  Scheibe   dient   als  Di- 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


an  diesem  vorkommenden  Stellungen  vorbe- 
reitet. Die  schachbrettartig  gemusierte  vier- 
eckige Scheibe  dieses  Signals  hat  4  Felder, 
die  grün  und  weiß  gestrichen  oder  aus  grünem 
und  milchweißem  Glas  zusammengesetzt  sind. 
Die  belgischen  Eisenbahnen  verwenden 
Flügelvorsignale.  Die  Flügel  haben  Pfeilform, 
zum  Unterschied  von  den  rechteckigen  und 
schwalbenschwanzförmigen  Flügeln  der  Haupt- 
signale. Ihre  Vorderseile  ist  gelb  gestrichen, 
die  Rückseite  hat  weißen  Grund  mit  einem 
senkrechten  schwarzen  Strich.    Bei  Dunkelheit 
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entsprechen  der  wagrechten  Stellung  des  Flü- 
gels ein  rotes  und  ein  grünes  Licht  überein- 
ander oder  ein  gelbes  Licht,  der  nach  oben 
geneigten  Stellung  des  Flügels  im  ersten  Falle 
2  grüne  Lichter,  im  zweiten  Falle  ein  grünes 
Licht.  Das  Flügelvorsignal  kommt  für  sich  allein 
oder  mit  einem  Hauptsignal  an  demselben  Mast 
vor.  Wagrechter  Vorsignalflügel  und  das  entspre- 


ein  Flügelvorsignal,  das  sich  von  den  Ein- 
und  Ausfahrsignalen  nur  dadurch  unterscheidet, 
daß  sein  Flügel  am  freien  Ende  einen  drei- 
eckigen Ausschnitt  hat.  Die  Nachtsignale  des  V. 
sind  dieselben,  wie  bei  den  Ein-  und  Ausfahr- 
signalen. Rotes  Licht  verbietet  in  England  die 
Vorbeifahrt  an  einem  Y.  nicht.  Es  ist  das  zweifel- 
los ein  schwerer  iWangel  des  Signalsystems. 
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Abb.  91.  Vorsignale  (bayerische  Form): 
Am  Hauptsignal  ist  „Halt"  zu  erwarten. 


Abb.  92.  Vorsignal : 
Am  Hauptsignal  ist  .Fahrt  frei"  zu  erwarten. 


chende  Lichtsignal  zeigen  an,  daß  das  folgende 
Hauptsignal  „Halt"  zeigt;  die  nach  oben  geneigte 
Stellung  des  Vorsignalflügels  und  das  entspre- 
chende Lichtsignal  kündigen  „Fahrt  frei"  am 
folgenden  Hauptsignal  an.  Das  Flügelvorsignal 
kann  erst  in  die  geneigte  Stellung  gebracht 
werden,  wenn  das  zugehörige  Hauptsignal 
„Fahrt  frei"  zeigt.  Die  Abb.  93  u.  94  zeigen 
das  belgische  V.  in  verschiedenen  Stellungen. 
Auf  den  englischen  Bahnen  hat  das  sog. 
distand  signal  die  Bedeutung   eines  V.  Es   ist 


Auch  die  amerikanischen  Bahnen  haben 
Flügelvorsignale  (.Abb.  95). 

Das  V.  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
besteht  aus  einer  grün  gestrichenen  Wende- 
scheibe mit  schrägem  weißen  Balken.  Bei  Tage 
wird  durch  die  volle  oder  schmale  Seite  der 
Scheibe,  bei  Dunkelheit  durch  grünes  oder 
weißes  Licht  angezeigt,  ob  das  Hauptsignal 
„Halt"  oder  „Fahrt  frei"  zeigt. 

Auf  den  -dänischen  Bahnen  wird  ein 
Flügelvorsignal  an  niedrigem  Mast  verwendet. 
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Der  Flügel  ist  zum  Unterschied  von  den  ver- 
schiedenen sonst  dort  vorkommenden  Flügel- 
formen an  seinem  freien  Ende  schwalben- 
schwanzförmig    ausgeschnitten.   Grundstellung 


(brandgült)   und    ein  grünes  Licht   dem  Zuge 
entgegen  ausgedrückt. 

Die  neue  Signalordnung  der  niederländi- 
schen Eisenbahnen    sieht  ein  Flügelvorsignal 


Abb.  93.  Belgisches  Vorsignal  (allein  am 

Mast).    Am    folgenden    Hauptsignal    ist 

»Halt"  zu  erwarten. 


Abb.  94.  Belgische  Vorsignale 
(Kandelabersigiial  mit  einem  Hauptsignal  und  3  Vorsignalen). 


ist  die  wagrechte  Stellung,  die  „Halt"  am 
folgenden  Hauptsignal  ankündigt;  nach  oben 
unter  45°  geneigte  Stellung  des  Flügels  zeigt 
an,  daß  am  folgenden  Hauptsignal  „Fahrt 
frei"  zu  erwarten  ist.  Bei  Dunkelheit  werden 
die    beiden    Signalbegriffe    durch    ein    gelbes 


vor.  Die  Flügel  sind  am  freien  Ende  recht- 
eckig abgeschnitten,  während  die  Hauptsignale 
an  diesem  Ende  kreisförmig  oder  schwalben- 
schwanzförmig  ausgebildet  sind.  Im  allgemeinen 
werden  am  V.  die  beiden  Signalbegriffe  „Halt" 
am  Hauptsignal  und  „Fahrt  frei"  am  Haupt- 
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Signal  ausgedrückt.  Der  erste  Begriff  wird 
am  Tage  durch  einen  unter  45°  nach  unten 
gerichteten  Flügel,  bei  Dunkelheit  durch  ein 
grünes    Licht    dargestellt,    der    zweite   Begriff 


Abb.  95.  Amerikanischer  Signalm.ist  mit  Haupt-  und  VorsigTial. 

am  Tage  durch  den  unter  45"  nach  oben 
gerichteten  Flügel  und  bei  Dunkelheit  durch 
weißes  Licht.  In  dieser  Signalordnung  ist  man 
aber  auch  dazu  übergegangen,  auf  die  Ablen- 
kung aus  dem  durchgehenden  Hauptgleis,  die 


am  Hauptsignal  gekennzeichnet  wird,  schon 
am  V.  vorzubereiten.  Zu  diesem  Zweck  wird 
am  Vorsignalmast  ein  zweiter  Flüge!  ange- 
bracht, der  in  der  Grunds'ellung  senkrecht 
steht.  Zeigt  das  Haupisigna!  „Fahrt  frei"  für 
Abzweigung,  dann  nimmt  dieser  Flügel  eine 
unter  45°  nach  oben  gerichtete  Stellung  ein. 
Mit  dem  gewöhnlichen  V'orsignalflügel,  der 
unter  45"  nach  unten  gerichtet  ist,  bildet  er 
dann  ein  liegendes  <;.  Bei  Dunkelheit  ent- 
sprechen den  3  Flügelstellungen:  für  „Halt" 
am  Hauptsignal  2  grüne  Lichter  nebeneinander, 
für  „Fahrt  frei"  in  das  durchgehende  Gleis  am 
Hauptsignal  2  weiße  Lichter  nebeneinander  und 
für  „Fahrt  frei"  in  ein  abzweigendes  Gleis  e  n 
weißes    und    ein   grünes  Licht   nebeneinander. 

Nach  der  EBBO.  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands  sind  auf  Hauptbahnen  V. aufzu- 
stellen vor  Einfahr-,  Block-  und  Deckungs- 
signalen. Inwieweit  die  Ausfahrsignale  mit  V. 
zu  verbinden  sind,  bestimmt  die  Landes- 
aufsichtsbehörde. Zur  Aufstellung  von  \'.  vor 
Ausfahl  Signalen  hat  auf  den  deutschen  Bahnen 
vielfach  die  Bestimmung  des  §  22  (5)  der  Fahr- 
dienstvorschriften Veranlassung  gegeben,  wo- 
nach das  Halten  durchfahrender  Züge  vor  dem 
Einfahrsignal  bei  Haltstellung  des  Ausfahr- 
signals vermieden  werden  kann,  wenn  ein 
Ausfahrvorsignal  vorhanden  ist.  Auf  den 
früheren  bayerischen  Staatsbahnen  sind  die 
Ausfahrsignale  der  durchgehenden  Gleise  auf 
den  Hauptbahnstationen  durchwegs  mit  V.  ver- 
bunden, die  meistens  am  Einfahrsignalmast  an- 
gebracht sind. 

Die  österreichischen  Signalvorschriften 
fordern,  daß  vor  allen  Einfahrsignalen  und  er- 
forderlichenfalls auch  vor  anderen  Mastsignalen 
V.  aufgestellt  werden. 

Die  V.  sollen  nach  den  Ausführungsbestim- 
mungen zur  deutschen  Signalordnung  auf  der 
rechten  Seite  des  zugehörigen  Gleises  stehen. 
Die  Scheibe  soll  sich  in  der  Regel  in  Augen- 
höhe des  Lokomotivführers  befinden. 

Ober  die  Entfernung  zwischen  Haupt-  und 
V.  sind  in  der  deutschen  Signalordnung  und 
in  ihren  Ausführungsbestimmungen  besondere 
Anweisungen  nicht  gegeben.  Die  österreichi- 
schen Signalvorschriften  verlangen,  daß  das  V. 
auf  Bremsdistanz  \-or  dem  zugehörigen  Haupt- 
signal aufgestellt  wird,  damit  der  Zug  mit 
Sicherheit  noch  vor  dem  Hauptsignal  zum 
Stillstand  gebracht  werden  kann.  Außerdem 
ist  noch  vorgeschrieben,  daß  die  V.  vom  Zuge 
aus  auf  eine  Entfernung  von  mindestens  150  m 
sichtbar  sein  sollen.  Für  die  früheren  preußi  ch- 
hessischen  Eisenbahnen  sind  in  der  Anweisung 
für  das  Entwerfen  von  Eisenbahnstationen 
nähere  Bestimmungen  über  den  Abstand  zwi- 
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sehen  Haupt-  und  V.  getroffen.  Sie  gehen, 
wie  die  österreichischen  Signalvorschriften  von 
der  Forderung  aus,  daß  es  möglich  sein  muß, 
die  vom  V.  ab  gebremsten  Züge  noch  mit 
Sicherheit  vor  dem  Hauptsignal  zum  Stillstand 
zu  bringen.  Der  Abstand  zwischen  dem  Haupt- 
und  dem  V.  ist  demgemäß  auf  Hauptbahnen 
wie  folgt  zu  bemessen: 

a)  im  Gefälle,  in  der  Wagrechten  und  in 
Steigungen  von  weniger  als  1:400  auf  700  m; 

b)  in  Steigunren  von  1:400  bis  weniger 
als   1  :200  auf  600  ot; 

c)  in  Steigungen  von  1 :  200  bis  weniger 
als   1:100  auf  500/«; 

d)  bei  Steigungen  von  1:100  und  darüber 
auf  400  m. 

Eine  Vergrößerung  der  vorstehend  ange- 
gebenen Abstände  ist  in  bestimmten  Fällen, 
z.  B.  zur  Erzielung  übersichtlicher  Signalbilder, 
Anordnung  der  V.  an  vorhandenen  oder  ge- 
meinsamen Signalbrücken  u.  s.  w.  zulässig.  Der 
Abstand  zwischen  Haupt-  und  V.  soll  indes 
das  Maß  von  1000  m  nicht  überschreiten. 
Unter  gewissen  Umständen  ist  auch  eine  Ver- 
minderung des  Vorsignalabstandes  statthaft. 

Um  den  Standort  der  V.  noch  besonders 
hervorzuheben,  werden  vor  ihnen  auf  den  deut- 
schen Bahnen  die  in  Abb.  89  u.  90  ersichtlichen 
Merkzeichen  aufgestellt.  Dieselben  Merkzeichen, 
aber  in  grüner  statt  schwarzer  Umrahmung, 
sind  in  den  österreichischen  Signalvorschriften 
vorgesehen. 

Wo  zur  richtigen  Aufstellung  der  V.  neben 
den  Gleisen  kein  genügender  Platz  vorhanden 
ist,  werden  sie  auf  Auslegern  oder  Signal- 
brücken angebracht. 

Um  unzulässige  Signalbilder  auszuschließen, 
schreiben  die  Ausführungsbestimmungen  zur 
deutschen  Signalordnung  vor,  daß  entweder 
Haupt-  und  V.  ihre  Stellung  gleichzeitig 
ändern  müssen,  oder  daß  die  Freianzeige  am 
V.  erst  gegeben  werden  kann,  wenn  das  Haupt- 
signal zuvor  auf  „Fahrt"  gestellt  worden  ist, 
und  daß  feiner  das  V.  in  die  Grundstellung 
(Warnstellung)  gebracht  werden  muß,  bevor 
das  Hauptsignal  a\if  „Halt"  zurückgestellt 
werden  kann.  In  gleicher  Weise  fordern  die 
österreichischen  Signalvorschriften  eine  Ab- 
hängigkeit des  V.  von  dem  Hauptsignal,  derart, 
daß  sich  die  Signalstellung  entweder  an  beiden 
Signalen  gleichzeitig  ändert,  oder  daß  das  V. 
erst  dann  auf  „Frei"  gestellt  werden  kann, 
wenn  vorher  das  Hauptsignal  auf  „Frei"  ge- 
stellt wurde  und  das  Signal  „Langsam"  am  V. 
erscheinen  muß,  bevor  das  Hauptsignal  in 
die  Stellung  auf  „Halt"  gebracht  wird. 

Eine  solche  Abhängigkeit  zwischen  Haupt- 
signal   und  V.  ist  wohl    überall  durchgeführt. 


wo  V.  Anwendung  finden.  Sie  wird  bei  den 
deutschen  Bahnen  meistens  in  der  Weise  ge- 
schaffen, daß  Haupt-  und  V.  mit  demselben 
Hebel  gestellt  werden,  die  beiden  Signale  also 
ihre  Stellung  gleichzeitig  ändern.  Auf  den 
vormals  sächsischen  Staatseisenbahnen  wird  das 
V.  im  allgemeinen  durch  einen  besonderen  Hebel 
gestellt.  Bei  den  übrigen  deutschen  Bahnen  ist 
diese  Anordnung  nur  üblich,  wenn  besondere 
örtliche  Verhältnisse  dazu  Veranlassung  geben, 
wie  z.  B.  lan'^e  in  scharfer  Krümmung  verlaufende 
Leitungen  zwischen  Stellwerk  und  V.  Ausfahr- 
vorsignale werden  zuweilen  zusammen  mit  dem 
Einfahrsignal,  an  dessen  Mast  der  gemeinsame 
Antrieb  angebracht  ist,  gestellt. 

Die  gebräuchlichste  Anordnung  für  die  Be- 
dienung des  Haupt-  und  V.  durch  einen 
Hebel  ist  die,  bei  der  die  Drahtleitung  vom 
Stellhebel  bis  zum  V.  ohne  Unterbrechung 
durchgeführt  wird.  Am  Hauptsignal  ist  dann 
ein  Durchgangsantrieb  und  am  V.  ein  End- 
antrieb vorhanden,  zwischen  Stellwerk  und 
Hauptsignal  ist  ein  Spannwerk  eingeschaltet. 
Bei  Drahtbruch  an  einer  beliebigen  Stelle  der 
Leitung  kann  weder  am  Hauptsignal  noch  am 
V.  ein  gefährliches  Signalbild  entstehen. 

Bei  einigen  anderen  Bauarten  ist  am  Haupt- 
signa! eine  Endantriebsrolle  angebracht;  von  ihr 
aus  führt  eine  besondere  in  sich  geschlossene 
Schleifenleitung  nach  dem  V.  Jede  der  beiden 
getrennten  Leitungsschleifen  erhält  ein  Spann- 
werk. Bei  Drahtbruch  zwischen  Stellwerk  und 
Hauptsignal  geht  das  Hauptsignal,  wenn  es  in 
der  Fahrtstellung  sich  befindet,  in  die  Halt- 
stellung, das  V.  in  die  Warnstellung.  Bei  Draht- 
bruch zwischen  Hauptsignal  und  V.  nimmt  das 
V.  zwangweise  die  Warnstellung  ein,  während 
das  Hauptsignal  in  Fahrtstellung  verbleibt. 

Wo  das  V.  mit  besonderem  Hebel  gestellt  wird, 
muß  im  Stellwerk  eine  Abhängigkeit  geschaffen 
werden,  die  erzwingt,  daß  der  Vorsignalhebel  erst 
nach  Umlegen  des  Hauptsignalhebels  umgelegt 
werden  kann,  und  daß  der  Vorsignalhebel  in  die 
Grundstellung  gebracht  werden  muß,  bevorder 
Hauptsignalhebel    zurückgelegt    werden    kann. 

Statt  der  Bedienung  der  V.  durch  Draht- 
züge sind  in  Verbindung  mit  mechanischen 
Stellwerken  vielfach  auch  Kraftaniriebe  für 
die  V.  verwendet  worden,  um  die  Schwierig- 
keiten, die  sich  aus  langen  und  ungünstig 
verlaufenden  Drahtzügen  ergeben,  zu  ver- 
meiden. Für  solche  Fälle  haben  sich  Preß- 
gasantriebe an  manchen  Stellen  gut  bewährt. 
Bei  einervonSiemens&Halske  ausgeführten  Bau- 
art (Abb.  96  u.  97)  befindet  sich  am  Signal  ein  Be- 
hälter, der  mit  flüssiger  Kohlensäure  von  50  Atm. 
Druck  gefüllt  ist.  Durch  einen  Druckminderer 
wild  die  Kohlensäure  auf  einen  Betriebsdruck 
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von  2"5  Atm.  gebracht,  mit  dem  sie  dem  Arbeits- 
zylinder mit  dem  Kolbenantrieb  des  Signals 
zugeführt  wird.  Durch  einen  Freisteuermagneten 
und  einen  Haltsteuermagneten  werden  zwei 
Doppclventile  gesteuert,  die  den  Zufluß  der 
Kohlensäure  zu  dem  Arbeitszylinder  regeln.  Die 
Schaltung  ist  im  aligemeinen  so,  daß  bei  Fahrt- 
stellung des  Hauptsignalhebels  ein  Strom  zum 
Freisteuermapneten  fließt,  der  das  Freisteuer- 
ventil öffnet.  Das  V.  geht  dann  in  die  Stellung 
„Fahrt  frei"  und  wird  in  dieser  Stellung  durch 
einen  besonderen  Magneten  festgehalten.  Beim 
Zurücklegen    des    Hauptsignalhebels    fällt   der 


fahrsignalen  vielfach  übliche  elektromagnetische 
Flügelkupplung  (vgl.  Flügelkupplung  Bd.  V, 
S.  104)  oder  eine  elektromotorische  Kupplung. 
Der  Kuppelmagnet  der  Vorsignalscheibe  erhält 
bei  der  magnetischen  Kupplung  nur  dann  Strom, 
wenn  das  zugehörige  Ausfahrsignal  auf  „Fahrt" 
steht  und  auch  das  Einfahrsignal  „Fahrt  frei" 
zeigt,  wenn  also  die  Durchfahrt  durch  den  Bahn- 


Abb.  96.  Vorsignal  mit  Preßgasantrieb. 


Abb.  97. 


Anker  dieses  A^agneten  ab  und  die  \'orsignal- 
scheibe  fällt  dadurch  unter  der  Wirkung  eines 
Gegengewichts  in  die  Warnstellung.  Sollte  diese 
Stellung  nicht  selbsttätig  herbeigeführt  werden,  so 
wird  das  Signal  durch  den  Haltsteuermagneten 
zwangläufig  in  die  Warnstellung  gebracht. 

Auch  elektrische  Kraftantriebe  haben  zum 
Stellen  der  an  mechanische  Stellwerke  ange- 
schlossenen V.  Verwendung  gefunden.  Damit 
ein  in  Fahrtstellung  befindliches  V.  in  Störungs- 
fällen selbsttätig  in  die  Warnstellung  zurückkehrt, 
erhält  es  bei  elektrischem  Antrieb  eme  Scheiben- 
kupplung. Diese  ist  entweder  die  bei  den  Aus- 


hof erlaubt  ist.  Hinter  einem  ausfahrenden  Zuge, 
der, im  Bahnhof  gehalten  hat,  bleibt  das  Aus- 
fahrsignal in  der  W'arnstellung. 

Es  sind  seit  längerer  Zeit  Bestrebungen  im 
Gange,  das  V.  zu  verbessern.  Sie  gehen  darauf  hin- 
aus, für  die  Stellung,  die  „Fahrt  frei"  am  Haupt- 
signal ankündigt,  beim  Tagessignal  statt  der  ge- 
klappten Scheibe,  die  ein  eigentliches  Signal- 
zeichen nicht  darstellt,  ein  besonderes  Zeichen 
einzuführen  und  ferner  auch  am  \^  darauf  vor- 
zubereiten, wenn  am  Hauptsignal  die  Ablenkung 
vom  durchgehenden  Hauptgleis  angezeigt  wird. 
Man  kommt  dann  zu  einem  dreistelligen  V.,  das. 


Vorsignal.  -   Vorzug. 
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wie  das  bei  den  niederländischen  Eisenbahnen 
angenommene  V.,  Warnung,  Fahrt  frei  und 
Ablenkung  ankündigt.  Hoogcn. 

Vorspanndienst  s.  Lokomotivfahr- 
dienst. 

Vorsprungfahren  s.  Überholung. 

Vorwärmer  S.Speisewasservorwärmer. 

Vorwecker  s.  Stellwerke. 

Vorzug,  Nachzug,  Teilzug.  Für  den 
Verkehrsandrang,  wie  er  vor  großen  Festen, 
bei  Beginn  und  Schluß  der  Ferien  oder  aus 
sonstigem  Anlaß  bei  der  Personenbeförde- 
rung einzutreten  pflegt,  reicht  die  fahrplan- 
mäßige Zahl  an  Zügen  oft  nicht  aus,  auch 
wenn  ihre  Wagenzahl  bis  an  die  Grenze 
der  Zugkraft  der  Lokomotive  erhöht  wird.  Die 
dann  durch  Sonderzüge  (s.  d.)  notwendig 
werdende  Ergänzung  des  Fahrplans  vollzieht 
sich  sowohl  für  die  Verwahung  als  auch  für 
die  Reisenden  am  einfachsten  und  zweck- 
mäßigsten, wenn  an  Stelle  eines  fahrplan- 
mäßigen Personenzuges  deren  mehrere  unter 
gleichen  Beförderungsbedingungen  in  möglichst 
annähernder  Zeitlage  abgelassen  werden.  Auf 
den  deutschen  Bahnen  nennt  man  die  in  die- 
sem Falle  vor  dem  fahrplanmäßigen  Zuge  zur 
Ablassung  gelangenden  Züge  V.,  die  ihnen 
folgenden  Nachzüge.  Vor-  und  Nachzüge 
werden  hinsichtlich  der  betriebssicheren  Ab- 
wicklung des  Fahrdienstes  als  Sonderzüge 
behandelt  und  als  V.,  Nachzug  mit  der  Num- 
mer des  Hauptzuges,  mehrere  Vor-  oder 
Nachzüge  als  erster,  zweiter  V.  oder  Nach- 
zug gemeldet  (s.  Fahrplan).  Die  österreichi- 
schen Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst 
(Art.  70)  vermeiden  den  Ausdruck  V.  oder 
Nachzug.  Sie  bilden  für  Züge,  die  sich  mit 
gleichen  Fahrzeiten  und  Aufenthalten  folgen, 
eine  besondere  Gattung,  die  abgeteilten 
Züge  (s.  Sonderzüge)  und  machen  sie  in  der 
Weise  kenntlich,  daß  der  Nummer  oder  be- 
sonderen Benennung  des  Hauptzuges  die  Be- 
zeichnung des  Zugteils  1,  II,  u.  s.  w.  in 
Bruchform  als  Nenner  beigefügt  wird,  z.  B. 
Zug  120/11.  Auf  eingleisigen  Strecken  dürfen 
aber  in  Österreich  nach  Art.  116  derselben 
Vorschriften  abgeteilte  Züge  in  nicht  mehr 
als  2  Teilen  eingeleitet  werden. 

Da  ein  Teil  der  Reisenden  sich  bereits  vor 
der  im  Fahrplan  bekanntgegebenen  Zeit  auf 
dem  Bahnhof  einzufinden  pflegt,  so  ist  es  in 
der  Regel  auch  ohne  vorherige  Bekanntmachung 
möglich,  den  das  gewöhnliche  Maß  übersteigen- 
den Verkehr  durch  einen  V.  zu  bewältigen.  Es 
setzt  dies  nur  voraus,  daß  das  Bedürfnis  zeitig 
bekannt  wird  und  ausreichend  Zeit  verbleibt, 
um  die  für  die  Ablassung  des  V.  erforderlichen 


Maßnahmen  treffen  zu  können. '  Da  'das  nicht 
immer  der  Fall  ist,  so  verbleibt  häufig  nur 
die  Möglichkeit  der  Ablassung  von  Nachzügen. 
V.  haben  den  großen  Vorteil,  daß  sie  die 
Abfertigung  des  Hauptzuges  erleichtern  und 
seine  Verspätungen  herabmindern  oder  ihnen 
vorbeugen  und  dadurch  Anschlußversäumnisse 
(s.  d.)  vermeiden.  Auch  können  sie  unterwegs 
aufgelöst  werden,  sobald  von  einer  Station 
ab  der  Hauptzug  allein  für  den  Verkehr  aus- 
reicht, während  Nachzüge  oft  mit  geringer 
Besetzung  weitergeführt  werden  müssen,  um 
den  Reisenden  die  Möglichkeit,  das  Reiseziel 
in  angemessener  Zeit  zu  erreichen,  nicht  zu 
nehmen.  V.  oder  Nachzüge  verkehren  in  der 
Regel  in  Zeitabständen  vom  Hauptzug  von 
10-20  Min.  (s.  Zugfolge).  Auf  besonders 
verkehrsreichen  Strecken  werden  Fahrpläne 
für  die  erfahrungsgemäß  häufiger  einzulegen- 
den Vor-  oder  Nachzüge  in  den  Dienstfahr- 
plan aufgenommen  oder  auch  wohl  durch  den 
Aushangfahrplan  bekanntgegeben,  wenn  von 
vornherein  die  Notwendigkeit  ihrer  Ablassung 
für  einen  längeren  Zeitraum  feststeht. 

Bei  der  Güterbeförderung  tritt  das  Be- 
dürfnis zur  Ablassung  von  V.  oder  Nachzügen 
nicht  so  häufig  ein  wie  im  Personenverkehr. 
Für  den  hier  über  das  gewöhnliche  Maß  auf- 
kommenden Verkehr  werden  Bedarfszüge  (s.  d.) 
im  Fahrplan  vorgesehen  und  von  den  Zug- 
bildungsstationen (s.  d.)  zur  Abbeförderung 
der  bei  den  einzelnen  Zügen  zurückgebliebenen 
Wagen  abgelassen.  Nur  ausnahmsweise  liegt 
ein  Anlaß  zur  Ablassung  eines  zweiten  Teiles 
eines  Güterzuges  vor,  wenn  andernfalls  allzu 
große  Verzögerungen  in  der  Beförderung  der 
Wagen  eintreten  würden.  Dagegen  kommt  es 
auch  im  regelmäßigen  Dienst  vor,  daß  auf 
Bergstrecken  am  Fuße  der  Steigung  in  voller 
Belastung  ankommende  Züge  sei  es  wegen  un- 
genügender Zugkraft  oder  ungenügender  Länge 
der  Bahnhofsgleise  geteilt  und  als  selbstän- 
dige Teilzüge  weitergefahren  werden  müssen. 
Bei  Zügen  mit  Truppen  oder  Armeematerial 
kommt  eine  solche  Teilung  in  2  „Halb- 
züge", die  nötigenfalls  im  Verlaufe  der  Weiter- 
fahrt wieder  zu  einem  Zuge  vereinigt  werden, 
besonders  dann  vor,  wenn  sie  vom  gewöhn- 
lichen Wege  des  Verkehrs  abweichen  und 
Bahnstrecken  benutzen  müssen,  die  für  die 
Aufnahme  voller  Züge  nicht  eingerichtet  sind. 
Bei  solcher  von  vornherein  vorgesehenen  Tei- 
lung ist  bereits  bei  der  Zugbildung  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  möglichst  jeder  Teilzug  in  sich  so 
zusammengesetzt  und  mit  Bremsen  ausgerüstet 
ist,  wie  es  die  Betriebs-  und  Beförderungsvor- 
schriften für  die  getrennte  Beförderung  aer 
Halbzüge  verlangen.  Bmising. 
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Waagtalbahn(l/«^i'öfev/ ras«/),  138-428/^/«, 
in  Ungarn  gelegene  eingleisige  Eisenbahn, 
konzessioniert  als  Privatbahn  mit  dem  Sitz 
der  Gesellschaft  in  Preßburg,  1882  von  der 
österreichisch  -  ungarischen  Staatseisenbahnge- 
sellschaft erworben,  seit  18Q1  im  Eigenium 
und  Betrieb  des  ungarischen  Staates,  umfaßte 
1882  die  Hauptbahn  Preßburg-Tyrnau-Waag 
Neustadtl-Trencsin  (121-498 /tw),  die  Verbin- 
dungsbahn Ratzersdorf-Weinern  (3-379  km) 
und  die  Flügelbahn  Tyrnau-Szered  (I3'551  km). 

Mit  Ges.-Art.  XXVII  vom  Jahre  1879 
(genehmigt  am  27.  Mai  1879)  wurde  der  An- 
kauf der  W.  durch  den  Staat  genehmigt  und 
1879  die  \V.  in  das  Eigentum  des  Staates 
übernommen.  1882  wurde  die  W.  im  Tausch- 
weg unter  gleichzeitiger  Konzessionierung  der 
Fortsetzungslinie  Trencsin-Sillein  und  der 
Vlaratalbahn  an  die  österreichisch-ungarische 
Staatseisenbahngesellschaft  abgetreten,  mit  der 
sie  sodann  im  Jahre  1891  an  den  ungarischen 
Staat  zurückfiel. 

Wabash-Eisenbahn.  Ihre  Stammlinie  ist 
die  im  Jahr  1857  gegründete  Bahn  zwischen 
St.  Louis  und  Kansas  City,  die  North  Missouri- 
Eisenbahn.  Durch  Bau  von  Zweiglinien  und 
Ankauf  und  Pachtung  benachbarter  Strecken 
dehnte  sich  diese  nach  Norden  (nach  Council 
Bluffs)  und  nach  Osten  (nach  Toledo)  aus 
und  erhielt  im  Jahr  1879  die  Firma  Wabash- 
St.  Louis  and  Pacific-Eisenbahn.  Die  Vereini- 
gung der  verschiedenen  Linien  zu  diesem 
System,  das  demnächst  Anschluß  finden  sollte 
an  die  New  York  Lake  Erie  and  Western-Bahn 
(s.  d.),  war  hauptsächlich  das  Werk  von  Jay 
Oould,  der  nunmehr  dazu  überging,  die  Bahn 
weiter  auszudehnen  und  das  Aktienkapital  und 
die  Obligationen  durch  Verwässerung  zu  ver- 
mehren. Die  Bahnen  waren  fast  alle  schlecht 
gebaut,  hatten  unter  dem  Wettbewerb  benach- 
barter Linien  zu  leiden  und  die  Erträge  reichten 
nicht  hin  zur  Bezahlung  der  Obligationenzinsen. 
Im  Jahr  1884  kam  die  Bahn  unter  die  Ver- 
waltung von  Receivers,  die  vollständig  unter 
dem  Einfluß  von  Jay  Oould  und  Genossen 
standen  und  mit  Hilfe  der  gleichfalls  beein- 
flußten Gerichte  in  den  folgenden  Jahren  die 
größte  Mißwirtschaft  führten  und  die  Obliga- 
tionäre in  schnödester  Weise  beraubten.  Im 
Jahr  1886  wurde  die  Bahn  zu  einem  Spott- 
preis an  Jay  G  o  u  1  d  verkauft.  Nun  griffen 
endlich  die  ausländischen  Gläubiger  der  Bahn 
nachdrücklich  ein  und  brachten  die  Angelegen- 
heit vor  die  Gerichte  von  Illinois  und  Ohio; 
es  wurde  eine   sorgfältige   Untersuchung   an- 


gestellt, die  Receivers  abgesetzt  und  neue 
Receivers  für  ein  westliches  und  ein  östliches 
Netz  eingesetzt.  1889  gelang  die  Reorganisation 
und  die  Bahn  nahm  die  Firma  Wabash- 
Eisenbahn  an. 

Die  W.  hatte  im  Jahr  1915  eine  Länge 
von  3055  km.  Ihre  Linien  gehen  von  Kansas 
City  nach  St.  Louis,  Chicago,  Toledo  und 
Detroit;  Zweiglinien  führen  nach  Des  Aloines, 
nach  Council  Bluffs,  in  die  Kohlengebiete  von 
Illinois  u.  s.  w.  Nach  ihrer  ersten  Reorgani- 
sation hat  die  Bahn  andauernd  in  unsicheren 
finanziellen  Verhältnissen  fortbestanden  und 
war  wiederholt  in  der  Hand  von  Receivern. 
Ihre  letzte  Reorganisation  hat  1915  infolge 
der  durch  den  Weltkrieg  herbeigeführten  un- 
sicheren Verhältnisse  stattgefunden. 

Literatur:  van  Oss,  American  Railroads  as  in- 
vestments.  S.  507  ff.  v,  d.  Leyen. 

Wärmeschutzeinrichtungen,  Wärme- 
schutzmittel (non-conducting  lagging  com- 
positives;  revetements  calorifuge;  masse  coibente) 
sind  in  erster  Linie  nötig,  um  flüssige  oder 
luftförmige  Körper,  de  von  Metallwänden  ein- 
geschlossen sind,  am  Krafterzeuger  selbst  oder 
an  den  nach  den  Verbrauchsstellen  führenden 
Leitungen,  zuweilen  auch  an  den  Verbrauchs- 
stellen, gegen  Abkühlung  zu  sichern,  die  Ge- 
fäßwand vor  Berührung  mit  der  kälteren  Um- 
gebung zu  schützen,  die  aufgespeicherte  W'ärme 
zu  erhalten  und,  soweit  angängig,  ungeschmälert 
auszunützen,  sohin  Verlusten  durch  Wärme- 
ausstrahlung vorzubeugen.  Auch  die  in  hygieni- 
scher Hinsicht  schädliche  Wärmeabgabe  von 
erhitzten  Gefäßen  an  ihre  in  niederer  Tem- 
peratur befindliche  Umgebung  möglichst  zu 
verhindern,  sind  sie  bestimmt,  einerlei,  ob  die 
Gefäße  mit  Dampf,  Heißdampf,  Heißwasser, 
Warmwasser  oder  heißer  Luft  gefüllt  sind. 
Es  geschieht  dies  in  allen  Fällen  dadurch,  daß 
man  den  die  Wärme  außerordentlich  gut  lei- 
tenden Metallen  eine  Umhüllung  von  schlechten 
Wärmeleitern  gibt  oder  —  bei  Doppelwänden  — 
den  Z\x'ischenraum  mit  Isoliermaterial  ausfüllt. 

Diese  Hülle  oder  Füllung  hält  die  kalte  Luft 
u.  s.  w.  von  warmzuhaltenden  Stoffen  fern  und 
schützt  auch  gegen  Einfrieren.  Umgekehrt 
hindert  sie  den  Zutritt  der  Wärme  oder  der 
wärmeren  atmosphärischen  Luft  u.s.  w.  zu  Kälte- 
leitungen, Eismaschinen,  Eisbehältern  u.  dgl.  m. 

Als  schlechte  Wärmeleiter  sind  anzu- 
sehen: 

a)  solche,  die  aus  organischen,  der  Tier- 
und  Pflanzenwelt  entnommenen  Stoffen  be- 
stehen, nämlich  alle  Gewebe,  Tierhaare,  Kork, 
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Holz,  Sägespäne,  Kohle,  Torf,  Filz,  Seide, 
Stroh,  Hanf,  Werg,  Baumwolle,  Wolle,  Federn 
und  ähnliche  lockere  Körper,  die  ihre  „warni- 
hal'ende"  Eigenschaft  vorzugsweise  der  in 
ihren  Zwischenräumen  festgehaltenen  schlecht 
leitenden   Luft  verdanken; 

b)  solche,  die  aus  anorganischen  oder 
mineralartigen  Naturerzeugnissen  bestehen,  als: 
Luft,  Dampf,  Asche,  Schlacke,  Magnesia,  Lehm, 
Ton,  Kalk,  Gips,  Asbest,  Kieselgur  (Infusorien- 
erde), Zinkweiß,  Kreide,  Bimsstein,  Salz,  Sand, 
Stein  und  steinartige,  rohe  und  gebrannte 
Mischungen  (Glas,  Porzellan),  die  schon  etwas 
besser  leiten; 

c)  verschiedene  Zusammensetzungen,  wie 
Holzspäne  mit  Gips,  Mehlkleister  mit  Säge- 
mehl, die  Pimontsche  Masse  (als  Plastique 
Pimont  seit  1850  im  Handel),  Böttersche, 
Leroysche,  Poupliersche  und  andere  Wärme- 
schutzmassen. 

Bekanntlich  sind  organische  Stoffe  schlechtere 
Wärmeleiter  als  anorganische,  aber  sie  ver- 
tragen nur  mäßige  Tenipeiaturen,  sind  einem 
baldigen  Zerfall  durch  Verkohlen  ausgesetzt 
und  die  wertvolleren  wie  Seide,  Kork  und 
Filz  sind  außerordentlich  kostspielig.  Die  an- 
organischen Stoffe  wiederum  können  wohl 
bei  hohen  Wärmegraden  angewendet  werden, 
doch  nimmt  dann  ihr  Wärmeschutzvermögen 
derart  ab,  daß  von  einem  wirklichen  Schulz 
kaum  noch  die  Rede  sein  kann. 

Die  Güte  der  unter  a,  b  und  c  genannten 
Strffe  als  Wärmeschulzhüllen  ermittelt  man 
bei  Dampfleitungen,  indem  entweder  die 
Menge  Wasser,  die  die  Flächeneinheit  Rohr- 
oberfläche niederschlägt,  festgestellt  wird  (vgl. 
nachstehende  erste  Versuchsreihe  der  Indu- 
striellen Gesellschaft  in  Mülhausen); 

Erste  Versuchsreihe: 


Laufen- 
de Nr 


U  m  h  ü  1  1  u  n 


Un verhülltes  Rohr 

Pimontsche  Masse  (bestehend 
aus  Letten  und  Kulihaaren, 
bO  mm  stark  aufgetragen)   . 

Stroh  {\A  mm  dick,  lang  auf- 
gelegt und  diese  Schicht 
dann  mit  einem  15  mm 
dicken  Strohseil  umwickelt) 

Tonrohr 

Baumwollabfälle  (25  mmdick, 
umgelegt  und  mit  Leinwand 
umnäht) 

Filz  (mit  Kautschuk  getränkt)  ' 


1  m-  ver- 
dichtet in 
1  Sel<iinde 


2-84^ 
1-56  „ 


0-98, 
1  12, 


39, 

■35, 


wie  die  nachstehend  ausgezeichnete  zweite  Ver- 
suchsreihe von  Professor  Ordway  in  Boston 
erkennen   läßt: 

Zweite  Versuchsreihe: 

Dampftemperatur  ISi",  Schutzschicht  überall 

25  mm  dick. 


Schutz  Stoff 


Luftiaum,  d.  h.  unverhüllies 
Rohr 

Oekardete  Baumwolle     .    .    . 

Federn     

Wolle  (sehr  gut) 

Kalzinierte  Magnesia   .    .    .    . 

Korkkohle  (grob) 

Wolle      

LatTipenschwarz 

Kohlensaure  Magnesia    .    .    . 

Kieselgur 

Wolle     

Asbest 

Zinkweiß 

Kieselg'ir 

Tanuenholzkohle      

Kohlensaure  Magnesia    .    .   . 

Filz •  .    .    .    . 

Lampenschwarz  (sehr  günstii;, 
aller  unbequem  zu  hand- 
haben)     

Kreide 

Graphit 

Kalzinierte  Magnesia  .    .    .    . 

Zinkweiß 

Bimsstein 

Gips 

Salz 

Anthrazitkohle 

Feiner  Sand 

Grober  Sand 


Feste 
Bestand- 
teile 


0-0% 

\-0'fo 

2Ü% 
2-1  % 
2-3% 
3  1  % 
5-6% 
5-6  »;, 
6-0% 
6-0 'fc 

7  9"/, 

8  1% 
8  8^. 

1 1  -2  -;„ 
1 1  -9  ^<, 
15-0% 
18-5  > 


24-4  % 
25-3% 
26- 1  % 
28  5  % 
32-3% 
34-2  fo 
36-4% 
48-0  9'. 
50  6% 
51-4% 
52-9% 


1  m-  g  bt 
stündlich 


1302ir.f. 

310 

321 

3i)l 

335 

343 

220 

2ö6 

371 

393 

238 
1329 

466 

426 

376 

416 

277 


286 

560 

1922 

1156 

1164 

845 

839 

1983 

968 

1690 

1684 


oder  aber  besser  und  sicherer  nach  kalori- 
metrischer Methode,  die  die  für  die  Flächen- 
Feinheit     abgegebenen    Wärmeeinheiten     mißt. 


Hiernach  nimmt  im  allgemeinen  die  Wärme- 
abgabe der  Hülle  mit  dem  Prozentsatz  an 
festen   Bestandteilen  zu. 

Von  den  angeführten  Stoffen  mögen  nun 
die  wich  igsten  in  ihrer  Eigenschaft  und  An- 
wendung als  Wärmeschutzmittel  betrachtet 
werden: 

1.  Die  Luft,  d.h.  unumhülltes  Rohr,  findet 
ausgedehnte  Verwendung  bei  den  Dampf- 
kesseln und  Dampfzylindern,  indem  zwischen 
Kessel-  bzw.  Zylinderwandung  und  Beklei- 
dungsblech ein  hohler,  mit  Luft  erfüllter 
Raum  als  Schutz  gegen  die  abkühlende  äußere 
Luft  gelassen  wird.  Auch  heiße  Luft  in  Ver- 
bindung mit  Verbrennungsgasen  dient  bei  den 
Ein-  und  Ausströmungsrohren  und  dem  Ver- 
bindungsrohr der  Verbundlokomotiven  als 
Schutz  gegen  Niederschlagen  des  Dampfes. 

2.  Dampf,  der  vielfach  an  der  Dampfver- 
brauchsstelle bei  feststehenden  Dampfmaschinen, 
u.  zw.  in  Form  des  Dampfmantels  an  Zylin- 
dern gebraucht  wird.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
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der  letztere  mit  'einem  zweiten  Metallmantel 
umsjeben,  so  daß  dne  doppelte  Wandung 
entsteht,  in  deren  Zwischenraum  Dampf  ge- 
leitet wird. 

3.  Stroh  benutzt  man  oft  zum  Einhüllen  von 
oberirdischen  Wasserleitungsrohren,  Wasser- 
kranen und  Pumpen  gegen  Einfrieren,  indem 
man  entweder  nur  von  Hand  gewundene 
Strohseile  um  den  zu  schützenden  Körper 
wickelt,  oder  aber  besser  erst  eine  Lage  Stroh 
lang  auflegt  und  diese  Schicht  dann  mit  einem 
Strohseil  umwickelt. 

4.  Asche,  Schlacke,  Kohle,  Torf  und 
verwandte  Stoffe  werden  in  gleicher  Weise 
wie  Häcksel  als  Füllmaterial  gebraucht.  Aus 
Torf  werden  auch  Schalen  für  Rohrumhül- 
lungen gemacht,  die  sehr  leicht  (spezifisches 
Gewicht  0,0Q5),  gut  schützend  und  ziemlich 
haltbar  sind. 

5.  Wolle,  Baumwolle,  Tuche,  Webe- 
kanten, Plüsch-  und  Seidenabfälle  be- 
nutzt man  in  doppelter  und  mehrfacher  Um- 
wickelung  oder  in  Form  von  Pappe,  Zöpfen 
und  Polstern  für  Dampfrohrleitungen. 

In  allen  Fällen  empfiehlt  es  sich  über  die 
Umhüllung  eine  dicht  gelötete  Weißblech- 
schalung anzubringen,  zur  Erhöhung  des 
Nutzeffekts  und  zum  Schutz  gegen  äußere 
Einflüsse.  Diese  verteuert  indes  die  Anlage 
wesentlich,  weshalb  andere  Umhüllungen  vor- 
gezogen werden.  (Vgl.  auch  Pasquays  Bro- 
schüre: w Wärmeschutz  im  Dampfbetrieb"  und 
Pasquays  Abhandlungen  in  der  Zeitschrift 
„Dampf",  Organ  für  die  Interessen  der  Dampf- 
industrie.) 

6.  Filz  hat  in  Gestalt  von  Haarfilz  mit 
Roggenmehlkleister  an  die  Bekleidungsbleche 
angeklebt,  als  Schutzmittel  bei  Dampfkesseln 
(früher  namentlich  bei  Lokomotiven),  als 
Asbestfilz  zu  Rohrumhüllungen  u.  s.  w.  An- 
wendung gefunden,  jedoch  nur  mit  geringem 
Erfolg. 

Wenngleich  die  Forschungen  der  Wissen- 
schaft ergeben  haben,  daß  die  animalischen 
Stoffe  besser  isolieren,  als  organische  oder 
mineralische  und  deshalb  die  Isolierung  mit 
Haarfilz  im  Betrieb  erheblich  billiger  als  eine 
solche  mit  Kieselgurmasse,  Korkschalen,  Asbest 
oder  ähnlichen  Materialien  sein  müßte,  da 
diese  höhere  Wärmekapazitäten  als  Filz  be- 
sitzen, somit  auch  erheblich  größere  Wärme- 
mengen zur  Erzielung  des  gleichen  Nutz- 
effekts, besonders  aber  zum  Anwärmen  der 
Kessel  und  Rohrleitungen  beanspruchen,  so 
hat  doch  die  Praxis  andere  Ergebnisse  ge- 
liefert. Die  Haarfilzplatten  verbrennen  und 
verkohlen  sehr  leicht  und  ihr  oftmaliger  Er- 
satz macht  die  Isolierarbeit  teuer. 


7.  Kork  wird  als  getrocknete  Korkisolier- 
masse in  Schalen  geformt  und  als  Korkstein 
verwendet. 

7a.  Korkasbest,  Korkisolitschalen, 
Korkisolit-Asbestschalen  und  Asbest- 
isolit  sowie  die  Isolierschläuche  aus  Asbest- 
stoff mit  Kieselgurfüllung  oder  aus  Jutestoff 
mit  Korkfüllung  sind  beachtenswert. 

8.  Kieselgur-Isolierschnur.  Die  Kiesel- 
gur ist  im  wesentlichen  eine  Anhäufung  von 
Diatomaceenpanzern,  die  aus  reiner  Kiesel- 
säure bestehen.  Sie  bildet  eine  leichte,  mehl- 
artige, weiße,  graue,  bräunliche  oder  blaßgrüne 
Masse,  fühlt  sich  mager  an,  knirscht  zwischen 
den  Zähnen,  besitzt  ein  großes  Wasserauf- 
saugungsvermögen, ist  unschmelzbar,  unver- 
brennlich  und  widersteht  bei  gewöhnlicher 
Temperatur  den  meisten  Chemikalien.  Sie 
wird  u.  a.  bei  Hutzel  in  der  Lüneburger  Haide 
und  bei  Unterlüß  unweit  Celle  gefunden  und 
dort  entweder  nur  an  der  Luft  getrocknet 
oder  noch  durch  Schlämmen  gereinigt,  während 
man  sie  an  der  Weichsel  als  plastische  Masse 
findet,  die  sich  leicht  mit  Spaten  ausstechen 
läßt. 

9.  Asbest.  Asbest  kommt  im  Asbestfilz,  in 
der  Asbest-Korkisoliermasse,  den  Asbest-Isolier- 
schalen mit  Luftschicht,  der  Asbest-Kieselgur- 
Isoliermasse,  Asbest-Isolierkomposition,  den 
Asbestplatten  zum  Umhüllen  von  Öfen,  in 
der  Asbestisolierschnur  für  Dampfrohre, 
Warm-  und  Heißluftleitungen,  zum  Schutz 
gegen  Wärmeverlust  zur  Verwendung.  Wie 
schon  aus  der  zweiten  Versuchsreihe  von 
Ordway  hervorgeht,  wirkt  der  Asbest  durchaus 
ungünstig,  und  man  muß  sich  deshalb,  trotz 
seiner  Unverbrennlichkeit,  gegen  ihn  aus- 
sprechen. 

Man  hat  auch  Asbestisolierschalen  mit  Luftschicht 
angefertigt,  bei  denen  die  Lufträume  unter  oder 
zwischen  den  Schichten  gelassen  wurden;  sie  werden 
jedoch  von  Professor  Ordway  nicht  empfohlen, 
vielmehr  wird  von  ihm  geraten,  solche  Räume  mit 
einem  leichten  Pulver  auszufüllen,  um  ihnen  größere 
Schutzkraft  zu  verleihen.  Noch  besser  ist  aber  der 
Blauasbest,  der  jetzt  in  der  Hauptsache  zu  Isolier- 
schnüren und  Asbestmatratzen  in  Stärke  von  25  mm 
mit  vorzüglichem  Erfolge  verwendet  wird,  insbe- 
sondere bei  der  Marine  und  für  Lokomotivisolierungen. 

10.  Kok  sfaser  ist  der  braune  faserige 
Stoff,  mit  dem  die  harte  Schale  der  Kokos- 
nüsse äußerlich  imihüllt  ist  und  den  man 
durch  mehrmonatiges  Einweichen  in  Wasser 
und  darauf  folgendes  Klopfen,  Wolfen  oder 
Hecheln  in  grobe  Fasern  zerteilt.  Die  rohe 
Kokosfaser  hat  eine  Länge  von  15  — 33  c/« 
und  eine  größte  Dicke  von  0,05  -  0,30  mm. 
Sie  ist  außerordentlich  fest,  widerstandsfähig 
im  Wasser  und  schwiinmt,  selbst  in  dicke 
Taue   gedreht.     Lufttrocken   enthält  sie  11,28,' 
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mit  Wasserdampf  gesättigt  \S%  Wasser;  völlig 
getrocknet  liefert  sie  1,49 '^^  Asche.  Als  Wärme- 
schutzmasse ist  sie  sehr  geschätzt,  namentlich 
bei  der  Eisenbahnverwaltung,  die  sie  aus  alten 
ausgereihten  Kokosfaserdecken  herstellt.  Die 
Kokosfaser  übertrifft  bei  Eisenbahnbetriebs- 
niitteln  alle  bisher  erprobten  Wärmeschutzmittel, 
weil  sie  sich  bequem  anbringen  läßt,  billig  und 
sehr    wirksam    gegen   Wärmeausstrahlung   ist. 

Gegenüber  der  30  mm  stark  aufzutragenden 
Pouplierschen  Masse  ergab  die  Kokosfaser  in  zvcei- 
faclier  Umhüllung  bei  gleichartigen  I^ohren  während 
eines  zehnstündigen  Versuchs  35 /Wasser,  während 
das  Rohr  mit  Pouplierscher Masse  1 12/Wasser  lieferte ; 
die  gemessene  Temperatur  betrug  dabei  an  beiden 
Umhüllungen  annähernd  15°.  Diese  außerordentlich 
zweckentsprechende  Verwendung  von  unbrauchbaren 
Kokosdecken  als  Wärmeschutzmittel  gewinnt  noch 
dadurch,  daß  bei  einzelnen  Reparaturen  das  Seil 
aufgeschnitten  und  abgewickelt  werden  kann,  feste 
Massen  dagegen  zerstört  werden  müssen.  Hierzu 
kommt,  daß  der  hohe  Wärmegrad  des  Dampfes  von 
4  Atm.  (144°)  der  Umhüllung  nur  eine  mäßige 
Wärme  verleiht  und  keinerlei  Spuren  von  Ver- 
brennung der  Kokosfasermasse  hinterläßt,  sondern 
die  wiederholte  Verwendung  gestattet. 

11.  Poupliersche  Masse.  Diese  von 
Pouplier  u.  Tost  in  Osnabrück  teigartig  und 
trocken  in  den  Handel  gebrachte  Wärme- 
schutzmasse besitzt  außer  vorzüglicher  Schutz- 
kraft gegen  Wärmeausstrahlung  noch  folgende 
Vorzüge: 

1.  Sie  haftet  an  den  eingehüllten  Dampfkörpern 
ohne  jede  Stoffbekleidung,  folgt  den  durch  Tein- 
peraturveränderimgen  bedingten  Volumverände- 
rungen der  Metallkörper,  ohne  Risse  zu  bekommen 
und  Abbröcklung  zu  zeigen  und  bedarf  keinerlei 
schützenden  Überzuges  von  Segelleinen,  Nessel  o.dgl. 

2.  Sie  widersteht,  gut  geteert,  ohne  erst  noch  mit 
einem  schützenden  Überzug  von  Segeltuch,  Holz, 
Blech  oder  Draht  versehen  zu  sein,  vollkommen 
allen  atmosphärischen  Einflüssen,  wie  Regen,  Schnee, 
Frost,  ferner  heißem  Wasser  oder  feuchten  liämpfen, 
sowie  salz-  oder  säurehaltigen  Wassern  und  eignet 
sich  deshalb  besonders  auch  für  Leitungen  im  Freien 
und  in  nassen  Schächten. 

3.  Da  sie  fast  ganz  aus  mineralischen  Bestand- 
teilen zusammengesetzt  ist  und  nur  minimale  Bei- 
mengungen von  faserigen  Stoffen  enthält,  so  hat  sie 
eine  fast  unbegrenzte  Widerstandsfähigkeit  gegen 
hohe  Temperaturen  und  ist  selbst  im  flammenden 
Feuer  unverbrennlich. 

4.  Ihre  Haltbaikeit  ist  nahezu  unbegrenzt.  Bei 
richtiger  Ausführung  der  Umhüllung  kominen  Aus- 
besserungen nur  dann  vor,  wenn  sie  auf  gewalt- 
saine  Weise  beschädigt  worden  ist. 

5.  Sie  hat  in  getrocknetem  Zustande  ein  geringes 
spezifisches  Gewicht  und  belastet  die  eingehüllten 
Dampfkörper  nur  wenig. 

6.  Sie  läßt  sich  leicht  und  billig  selbst  durch  i  n- 
geübte  Arbeiter  bei  richtiger  Beobachtung  der  Ge- 
brauchsanweisung aufbringen. 

7.  Sie  kann  nach  erfolgtem  Zerkleinern  und  An- 
mengen mit  Wasser  immer  von  neuem  wieder  ver- 
wendet werden. 

12.  Leroysche  Wärmeschutzmasse 
wird  trocken  und  teigig  verkauft. 


13.  Thermo-Isolit.  In  neuerer  Zeit  hat 
auch  die  Wärmeschutzniasse,  1.  Thermo- 
Isolit  R  für  Rohdampf,  geeignet  für  Dampf- 
temperaturen bis  einschließlich  200°,  und 
2.  Thermo-Isolit  H  für  Heißdampf,  geeignet 
für  alle  technisch  in  Betracht  kommenden 
Dampfspannungen  und  Überhitzungen  bis 
etwa  400",  Verwendung  gefunden. 

Beide  Materialien  besitzen  die  für  isolierte 
bewegte  Teile,  wie  gerade  Lokomotivkessel 
und  deren  Rohrleitungen,  Waggonheizungen 
u.  s.  w.  bedingte  Eigenschaft,  da  sie  durch 
Erschütterungen  nicht  losgelöst  werden  oder 
abbröckeln,  sondern  selbst  ohne  Bandagen 
festhalten,  so  daß  nur  ein  Anstrich  von  Öl- 
farbe oder  Asphaltlack  genügt. 

Thermo-Isolit  ist  daher  auch  ein  Isolier- 
material,* das  die  außerordentlich  teuren  Asbest- 
decken und  Bandagen,  die  bis  jetzt  vielfach 
zur  Isolierung  von  wärmeführenden  Maschinen- 
teilen verwendet  werden,  erspart. 

Da  das  Material  als  streichbarer  Mörtel  auf- 
tragbar ist,  ist  seine  Verwendung  nicht  auf 
ebene  oder  runde  Flächen  beschränkt,  sondern 
es  läßt  sich  jede  Stelle  damit  gleichmäßig 
bestreichen,  wie  beispielsweise  die  Feuerbüchs- 
mäntel  der  Lokomotivkessel  sowie  überhaupt 
sämtliche  Kesselbekleidungen  u.  s.  w. 

14.  Calorit  ergibt  einen  auffallend  hohen 
Nutzeffekt.  Es  ist  von  spezifisch  sehr  geringem 
Gewicht  und  sehr  ausgiebig. 

15.  Glaswolle  in  lockerer  Schicht  auf 
die  Rohrleitung  aufgebracht,  hat  sich  in  aller- 
neuester  Zeit  als  Isoliermaterial  gut  eingeführt 
und  folgende,  zu  vergleichenden  Versuchen 
herangezogene  Isoliermittel,  nämlich : 

1.  Kieselgurmasse, 

2.  getrocknete  Schalen,  deren  Hauptbestand- 
teil Kieselgur  ist, 

3.  Seidenisolierung, 

4.  Korkisolierung, 

5.  Patentgurmasse 

in  der  Wirksamkeit  übertroffen.  Der  wirkliche 
Wärmeverlust  der  isolierten  Leitung  war  bei 
Glasgespinst  am  geringsten.  Als  besondere 
Vorteile  der  Glasgespinstisolierung  werden 
angegeben : 

a)  die  absolute  Unveränderlichkeit  bei  hohen 
Temperaturen  ; 

b)  größte  Widerstandsfähigkeit  sowohl  gegen 
mechanische  Einwirkungen  als  auch  gegen  Feuchtig- 
keit, Dämpfe  u.  s.  w. ; 

c)  die  andauernd  gleichbleibende  Isolierfähigkeit; 

d)  keinerlei  Abbröckelung  oder  Veränderung  ; 
e)  das  niedrige  spezifische  Gewicht ; 

/)  die  jederzeitige  Wiederverwendbarkeit; 

g)  die  rasche  und  saubere  Anbringung  der  Iso- 
lierung im  kalten  Zustande; 

h)  die  vollkommenste  Isolierung  von  Flanschen- 
verbindung und  Formstücken. 
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Schlußbetrachtungen.  Aus  vorstehend 
QeKagtenj  dürfte  zur  Genüge  hervorgehen, 
daß  bei  dem  heutigen  Stande  der  Maschinen- 
technik, die  nur  unter  Anwendung  eines  mög- 
lichst hohen  Dampf-  oder  Wasserdruckes  und 
bei  tunhchster  Einschränkung  von  Betriebs- 
störungen und  Betriebsunterbrechungen  vor- 
teilhaft arbeiten  kann,  in  erster  Linie  von  den 
Wärmeschutzmitteln  -  abgesehen  von  der  Um- 
hüllung mit  Kokosfaserseilen  aus  alten  Kokos- 
decken,  die  nicht  für  alle  Zwecke  passen  und 
auch  nicht  überall  zu  haben  sind  -  die 
Poupliersche  Masse,  Thermo-Isolit,  Calorit, 
Blauasbest  und  Glasgespinst  sowohl  wegen 
ihrer  Dauerhaftigkeit,  als  auch  wegen  ihrer 
Preiswürdigkeit  den  Vorzug  verdienen. 

Indes  werden  die  Zeit  und  weiter  auszu- 
dehnende Versuche  noch  lehren,  welchem 
Schutzmittel  für  die  einzelnen  Zwecke  der 
Vorrang  einzuräumen  sein  vs-ird. 

Wärmeschutzwagen  s.  Kühlwagen. 

Wärter  s.  Bahnwärter. 

Wärterblock  s.  Blockeinrichtungen. 

Wärterhäuser  s.  Bahnwärterhaus. 

Wärterkontrolltafeln    s.   Bahnaufsicht. 

Wärtersignale,  Signale  der  Strecken- 
bediensteten (liand  Signals;  signaux  de  la  voie 
mobiles;  segnale  a  mano)  sind  Signale,  mit 
denen  von  den  Bahn-  und  Schrankenwärtern, 
im  Bedarfsfall  auch  von  dem  Bahnunterhaltungs-, 
dem  Stations-  und  Zugpersonal,  den  Zügen 
der  Auftrag  zum  Langsamfahren  oder  zum 
Halten   erteilt  wird. 

Die  österreichischen  Signalvorschriften  sehen 
unter  den  Signalen  der  Streckenbediensteten 
auch  das  Signal  „Frei"  vor,  das  als  Auflösung 
oder  Aufhebung  eines  Signals  „Langsam" 
oder  „Halt"  sowie  hei  untauglich  gewordenen 
Signalen  gegeben  wird. 

Als  Signalmittel  dienen  Scheiben,  Flaggen, 
Laternen,  Knallkapseln,  Pfeife  und  Hörn. 

Die  deutsche  Signalordnung  kennt 
2  Arten  der  W.:  Signal  5  (Langsamfahrsignal) 
und  Signal  6  (Haltsignal). 

Als  Langsamfahrsignal  ist  unter  den  W.  nur 
die  Langsamfahrscheibe  vorgesehen.  Das 
Signal  stellt  sich  dar 

bei  Tag:  Dem  Zug  entgegen  eine  runde 
gelbe  weißgeränderte,  mit  A  bezeichnete  Scheibe 
vor  der  langsam  zu  befahrenden  Strecke 
(Anfangsignal)  und  eine  runde  grüne  weiß- 
geränderte, mit  E  bezeichnete  Scheibe  hinter 
der  langsam  zu  befahrenden  Strecke  (Endsignal), 
bei  Dunkelheit:  Dem  Zug  entgegen  an  der 
Scheibe  2  gelbe  Lichter  in  schräger  Stellung 
(nach  rechts  steigend)  vor  der  langsam  zu  be- 
fahrenden Strecke  (Anfangsignal)  und  2  grüne 
Lichter  in  schräger  Stellung  (nach  rechts  fallend) 


hinter  der  langsam  zu  befahrenden  Strecke 
(Endsignal). 

Das  Langsamfahrsignal  wird  angewendet, 
wenn  eine  Strecke  mit  einer  geringeren  als 
der  fahrplanmäßigen  Geschwindigkeit  befahren 
werden  muß.  Auf  eingleisig  betriebener  Bahn 
wird  das  Anfangsignal  rechts,  das  Endsignal 
links  vom  Gleis  so  angebracht,  daß  das 
Anfangsignal  der  einen  Fahrrichtung  gleich- 
zeitig das  Endsignal  der  anderen  Richtung 
bildet.  Auf  zweigleisig  betriebener  Bahn  wird  das 
Anfang-  und  Endsignal  rechts  von  dem  langsam 
zu  befahrenden  Gleis  ausgesteckt.  Das  Anfang- 
signal muß  in  ausreichender  Entfernung  vor 
dem  langsam  zu  befahrenden  Gleisstück  stehen. 

Für  das  Signal  6  (Haltsignal)  gibt  es  in  der 
deutschen  Signalordnung  4  Formen:  a)  das 
Handsignal,  b)  die  Haltscheibe,  c)  das  Knall- 
signal und  d)  das  Hörn-  oder  Pfeifensignal.  Sie 
bedeuten    sämtlich    „Der  Zug  soll  halten". 

a)  Handsignal. 

Bei  Tag:  Eine  rote  Signalflagge  oder  irgend 
ein  Gegenstand  oder  der  Arm  allein  wird  dem 
Zug  entgegen  im  Kreis  geschwungen. 

Bei  Dunkelheit:  Die  Handlaterne,  diewenn 
die  Zeit  reicht,  rot  zu  blenden  ist,  wird  dem 
Zug  entgegen  im  Kreis  geschwungen. 

b)  Haltscheibe. 

Bei  Tag:  Dem  Zug  entgegen  eine  recht- 
eckige rote,  weißgeränderte  Scheibe. 

Bei  Dunkelheit:  Dem  Zug  entgegen  an 
der  Scheibe  eine  rot  geblendete  Laterne. 

c)  Knallsignal. 

Drei  Knallkapseln  hintereinander  auf  dem- 
selben Schienenstrang. 

d)  Hörn-  oder  Pfeifensignal. 

Mehrmals  3  kurze  Töne  kj  ^  \j. 

Das  Signal  6  b  (Haltscheibe)  ist  rechts  vom 
Gleis  auszustecken.  Wird  es  auf  der  freien 
Strecke  zur  Deckung  eines  unfahrbaren  Gleises 
benutzt,  so  ist  es  in  einer  Entfernung  von 
mindestens  200  m  vor  dem  Punkt  aufzustellen, 
vor  dem  gehalten  werden  muß.  Zur  An- 
kündigung des  Signals  6  b  ist  in  diesem  Fall 
das  Anfangsignal  5  auszustecken.  Wird  das 
Signal  6  b  auf  der  freien  Strecke  zur  Deckung 
eines  liegengebliebenen  Zuges  benutzt,  so  sind 
in  ausreichender  Entfernung  davor  auch  Knall- 
kapseln (6  c)  auszulegen. 

In  den  österreichischen  Signalvor- 
schriften sind  unter  den  Signalen  der 
Streckenbediensteten  aufgeführt  die  Signale 
15  „Frei",  16  „Langsam",  17  „Halt"  und 
18   „Entladung  von   Knallkapseln". 
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„Frei"  wird  ausgedrückt: 

Bei  Tag  durch  Einstecl<en  der  Signalscheibe 
in  das  Bankett,  die  weißp  Fläche  dem  Zug 
entgegen. 

Bei  Dunkelheit  durch  weißes  Licht  der 
Signallaterne  dem  Zug  entgegen. 

„Langsam": 

Bei  tag.  Ruhiges  Halten  der  Signalfahne 
oder  irgend  eines  anderen  Gegenstands  mit 
schräg  abwärts  geneigtem  Arm  oder  schräges 
Abwärtshalten  beider  Arme  oder  ruhiges  Halten 
der  Signalscheibe,  die  grüne  Fläche  dem  Zug 
entgegen  oder  Einstecken  der  Signalscheibe  in 
das  Bankett,  die  grüne  Fläche  dem  Zug 
entgegen. 

Bei  Dunkelheit.  Grünes  Licht  der  Signal- 
laterne dem  Zug  entgegen. 

„Halt- 

Bei  Tag.  Schwingen  der  entfalteten  Signal- 
fahne oder  irgend  eines  anderen  Gegenstands 
im  Kreis  dem  Zug  entgegen  oder  Einstecken 
der  Signalscheibe  in  das  Bankett,  die  rote 
Fläche  dem  Zug  entgegen. 

Bei  Dunkelheit.  Rotes  Licht  der  Signal- 
laterne oder  Schwingen  eines  anderen  Lichtes 
im  Kreis  dem  Zug  entgegen. 

„Entladung  von  Knallkapseln". 

Die  Knallkapseln  dienen  dazu,  einem  Zug 
anzuzeigen,  daß  er  halten  soll. 

Das  Signal  16  „Langsam"  bedeutet,  daß  die 
betreffende  Strecke  höchstens  mit  der  halben 
Geschwindigkeit  befahj-en  werden  darf.  Es  ist 
auf  eine  Entfernung  von  mindestens  400  rn  von 
der  langsam  zu  befahrenden  Strecke  zu  geben. 

Zur  Kennzeichnung  schadhafter  Bahnstellen 
wird  bei  doppelgleisigem  Betrieb  vor  der 
schadhaften  Stelle  bei  Tag  eine  Scheibe  aus- 
gesieckt,  die  dem  Zug  entgegen  eine  grüne 
und  nach  der  Seite  des  schadhaften  Gleises 
eine  weiße  Fläche  zeigt.  Unmittelbar  hinter  der 
schadhaften  Stelle  wird  eine  beiderseits  weiße 
Scheibe  mit  der  vollen  Fläche  dem  Zug  ent- 
gegen gerichtet  aufgesteckt.  Bei  Dunkelheit  ist 
am  Anfang  der  schadhaften  Stelle  dem  Zug 
entgegen  ein  grünes  Licht,  hinter  ihr  ein  weißes 
Licht  auf  dem  Außenbankett  aufzustellen.  Bei 
eingleisigem  Betrieb  wird  vor  und  hinter  der 
schadhaften  Stelle  bei  Tag  eine  Signalscheibe 
ausgesteckt  mit  der  grünen  Seite  gegen  den 
Zug  und  mit  der  weißen  Seite  gegen  die 
schadhafte  Stelle  gewendet.  Bei  Dunkelheit 
wird  dem  Zug  entgegen  ein  grünes  Licht 
ausgestellt. 

Die  Signale  17  „Halt"  und  18  „Entladung  von 
Knallkapseln"  bedeuten,  daß  der  Weiterfahrt 
ein  Hindernis  entgegensteht  und  das  Anhalten 
mit  allen  zu  Gebole  stehenden  Mitteln  so  rasch 
als  möglich  zu  bewirken  ist. 


Das  Haltsignal  ist  mindestens  in  Brems- 
distanz vor  dem  Fahrthindernis,  u.zw.  grund- 
sätzlich rechts  in  der  Fahirichtung  und  unmittel- 
bar neben  jenem  Gleis  aufzustellen,  für  das 
es  gilt. 

Zur  Vorbereitung  auf  das  Signal  17  „Halt" 
müssen  unter  gewissen  Voraussetzungen  Knall- 
kapseln gelegt  werden,  u.  zw.  mindestens  zwei 
15-20  OT  voneinander  entfernt.  Das  Signal 
„Halt"  kann  aber  auch  mit  Knallkapseln  allein 
gegeben  werden. 

Wenn  sich  Fahrzeuge  von  einem  Zug  trennen 
oder  das  Signal  „Zug zerrissen"  wahrg  nommen 
wird,  so  ist  vom  Bahnwärter  das  Signal  63 
«Zug  zerrissen"  mit  der  Signalfahne  oder  der 
Signallaterne  zu  geben.  Dieses  Signal  besteht 
aus  abwechselnd  langen  und  kurzen  Tönen 
mit  dem  Hörn  oder  mit  der  Mundpfei'e  oder 
senkrechtem  Auf-  und  Abwärtsbewegen  der 
Signalfahne  oder  der  Signallaterne  mit  weißem 
Licht. 

Auf  den  französischen  Bahnen  werden 
die  beweglichen  Signale  ebenfalls  mit  Signal- 
scheiben, Signalfahnen,  weißen  imd  farbig  ge- 
blendeten Laternen  sowie  mit  Knallkapseln 
gegeben.  Es  ist  auch  dort  das  Signal  für 
freie  Fahrt  in  Gebrauch,  das  bei  Tag  durch 
wagerechtes  Ausstrecken  einer  zusammen- 
gerollten Signalfahne  oder  des  Armes  in  der 
Fahrrichtung  des  Zuges,  bei  Dunkelheit  durch 
Hinhalten  einer  Laterne  mit  weißem  Licht 
gegeben  wird.  Die  rote  Signalfahne,  entfaltet 
in  der  Hand  des  Beamten  gehalten  b-.deutet 
„Halt",  ebenso  rotes  Licht.  In  Ermanglung 
einer  roten  Fahne  und  eines  roten  Lichtes  wird 
das  Haltsignal  durch  Hin-  und  Herbewegen 
eines  beliebigen  Gegenstandes,  durch  Hoch- 
strecken beider  Hände  oder  bei  Dunkelheit 
durch  lebhaftes  Schwingen  irii^end  eines  Lichtes 
gegeben.  Die  entfaltete  grüne  Fahne  bedeutet 
„Langsam  fahren",  ebenso  grünes  Licht.  Auch 
findet  als  Langsamfahrsignal  eine  viereckige, 
grüngestrichene  Stockscheibe,  die  während  der 
Dunkelheit  mit  grünem  Licht  versehen  wird, 
Verwendung.  Anfang  und  Ende  einer  langsam 
zu  befahrenden  Gleisstrecke  werden  durch  eine 
grüne  bzw.  weiße  Scheibe,  bei  Dunkelheit 
durch  grünes  und  weißes  Licht  gekennzeichnet. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  bei  den  vor- 
erwähnten Bahnen,  sind  die  W.  fast  bei  allen 
Verwaltungen  üblich.  Bei  e  nzelnen  Bahnen, 
besonders  den  belgischen  und  englischen,  ist  die 
Verwendung  von  Knallsignalen  bei  Nebel  sehr 
weit  ausgebildet  (s.  Knallsignale,  Bd.  VI,  S.  377). 

Hoogcn. 

Wagenabrechnung  s.  Abrechnung, 
Wagend  ien  st,  Wagen  Übergang. 

Wagenachskilometer  s.  Achskilometer. 
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Wagenamt.   -   Wagenbauanstalten. 


Wagenamt,  Dienststelle,  der  die  Wagen- 
verteilung obliegt.  Ein  \V.  besteht  u.  a.  in 
Essen  a.  d.  Ruhr  für  die  Wagenverteilung  im 
Ruhrkohlenbezirk  unter  der  Bezeichnung  „  Eisen- 
bahnwagenamt" in  unmittelbarer  Unterordnung 
unter  die  Eisenbahndirektion  Essen.  Ihm  ob- 
liegt die  Wagenverteilung  für  sämtliche  Güter- 
wagen im  Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in 
Essen  a.  d.  Ruhr  und  für  die  Kohlen-  und 
Kokswagen  auf  bestimmten  Strecken  der  Eisen- 
bahndirektionen in  Köln,  Elberfeld,  Münster i.W. 
und  Kassel.  Die  Überwachung  der  Verteilung 
steht  dem  betriebstechnischen  und  administra- 
tiven Dezernenten  für  die  Wagenangelegenheiten 
der  Eisenbahndireküon  zu.  Das  Amt  ist  befugt, 
den  Dienststellen  seines  Bezirks  innerhalb 
seines  Geschäftsbereichs  Weisungen  zu  erteilen, 
der  Vorstand  kann  auch  innerhalb  seines  Ge- 
schäftsbereichs örtliche  Erhebungen  über  die 
Ausführung  der  bezüglich  derWagenbewegung 
getroffenen  Anordnungen  vornehmen,  ist  aber 
zu  einem  unmittelbaren  Eingriff  in  den  Dienst- 
betrieb nicht  befugt.  Soweit  es  sich  um  die 
Beantwortung  von  Anfragen  über  Wagenge- 
stellung und  Wagenbenutzung  handelt,  kann 
das  Amt  in  schriftlichen  Verkehr  mit  Ver- 
frachtern treten.  Ebenso  besteht  eine  deutsch- 
polnische Verteilungsstelle  in  Oppeln  für  das 
oberschlesische  Kohlengebiet,  der  ein  deut- 
sches Wagenbureau  in  Oppeln  und  ein  polni- 
sches in  Kattowitz  unterstellt  sind.  (Ober  das 
Hauptwagenamt  s.  d.)  Fabinnke. 

Wagenanschriften  s.  Anschriften. 

Wagenbauanstalten  (carriage  and  waggon 
works;  atcliers  des  wagons;  officine  dei  veicoli). 
Im  Gegensatz  zu  Frankreich,  England  und 
Nordamerika  befassen  sich  die  Eisenbahnen 
der  anderen  Länder  gewöhnlich  nicht  mit  der 
Neuherstellung  von  Wagen  in  größerem  Um- 
fang und  decken  ihren  Bedarf  an  neuen  Wagen 
gewöhnlich  in  privaten  W. 

Die  ersten  deutschen  Eisenbahnen  sowie 
von  den  österreichischen  Bahnen  die  Kaiser- 
Ferdinands-Nordbahn,  bezogen  ursprünglich 
zumeist  englische  und  belgische  .Musterwagen, 
nach  denen  sie  die  erforderlichen  Wagen  in 
inländischen  Stellmacherwerkstätten  oder  auch 
in  ihren  eigenen  Bahnwerkstätten  herstellen 
ließen.  Auf  diese  Weise  entstanden  die  ersten 
deutschen  W.  von  Reifert  &  Comp,  in 
Bockenheim  (1838),  Pauwels  &  Talbot  in 
Aachen  (1838),  W.  der  Leipzig-Dresdener 
Eisenbahn  (1838),  Rauff  in  Berlin  (1839), 
.Waschinenfabrik  der  Wien-Gloggnitzer  Eisen- 
bahn (österreichische  Staatsbahn)  in  Wien  ( 1 840), 
Zoller  &  Pflug  in  Berlin  (1842)  u.s.w.,  von 
denen  W.  einige,  z.  T.  unter  geänderter  Firma, 
heute  noch  bestehen.  Sie  deckten  seinerzeit  nicht 


nur  den  Bedarf  für  die  deutschen  und  österreichi- 
schen Bahnen  vollständig,  sondern  sie  waren  in 
der  Lage,  auch  noch  Lieferungen  für  ausländische 
Bahnen  (Rußland,  Schweiz  u.  s.  w.)  zu  über- 
nehmen. Mit  der  fortschreitenden  Entwicklung 
der  Eisenbahnen  in  anderen  Ländern  machte 
sich  in  der  Folge  auch  dort  das  Bestreben  nach 
Unabhängigkeit  von  auswärtigen  Lieferanten 
mehr  und  mehr  durch  Errichtung  heimischer 
W.  geltend.  Den  älteren  W.  verdankt  der  Wagen- 
bau mannigfache  Verbesserungen. 

W.  in  Deutschland: 

Insgesamt  bestehen  gegen  80  Werke  mit 
etwa  65.000  Arbeitern.  Zum  erheblichen  Teil 
sind  es  Nachkriegsgründungen  und  sehr  vielfach 
aus  Reparaturwerkstätten  hervorgegangen  und 
letztere  größtenteils  nur  ganz  geringfügigen 
Umfangs.  Zahl  der  vor  dem  Krieg  be- 
stehenden Werke  etwa  50. 

Die  bedeutendsten  Fabriken  sind: 

Linke-Hofmann-Werke  A.-G.,  Breslau  und  Köln, 
J.  P.  Goosens,  Lochner  &  Co.,  Brand  b.  Aachen, 
Konzern;  Gust.  Talbot  &  Co.  m.  b.  H.,  Aachen; 
Van  der  Zypen  &  Charlier,  Köln-Deutz;  Gotha 
Waggonfabrik  A.-G.,  Gotha;  Hannoversche  Waggon- 
fabrik A.-G.,  Hannover;  Waggonfabrik  A.-G., 
Ürdingen  a.  Rh.;  .\laschinenfabrik-A.-G.,  vorm. 
Busch,  Bautzen:  Wegmann  &  Co.,  Cassel;  Gebr. 
Crede,  Cassel;  Waggon-  und  Maschinenbau  A.-Q., 
Görlitz;  Waggonfabrik  Fuchs  \.-Q.,  Heidelberg; 
Düsseldorfer  Eisenbahnbedarf  A.-G.,  Düsseldorf; 
Gebr.  Schöndorf,  Düsseldorf  (im  Kriege  enstanden); 
Rheinmetall,  Düsseldorf-Derendorf  (nach  dem  Kriege 
entstanden) ;  Eisenbahn-Verkehrsmittel  A.-G.,  Wis- 
mar; Orenstein  &  Koppel  .A.-Q.,  Berlin;  Sächsische 
Waggonfabrik  A.-G,  Werdau ;  Waggonfabrik  Gebr. 
Castell,  .Mainz;  Maschinenfabrik  Augsburg-Nürnberg 
in  Nürnberg  und  Gustavsburg;  Waggonfabrik  Rat- 
geber A.-G,  München;  Dessauer  Waggonfabrik, 
Dessau;  Aiaschinenfabrik  Eßlingen,  Eßlingen;  Wag- 
gonfabrik A.-G.,  Rastatt;  Gottfr.  Lindner  A.-G., 
Ammendorf;  Deutsch-LuxemburgscheBergijferks-und 
Hütten-.\.-G.,  Abt.  Dortmunder  Union,  Dortmund; 
Gewerkschaft  Thyssenhütte,  Bruckhausen;  Friedrich 
Krupp,  Essen  (nach  dem  Krieg  entstanden);  Bochu- 
mer \'erein,  Bochum;  Königs- und  Laurahütte,  Laura- 
hütte. 

\\ .    in    anderen    Ländern: 

Österreich:  Grazer  Waggon-  und  .Maschinen- 
fabrik .A.-G.,  vorm.  Johann  Weitzer,  Graz  und  Wien; 
.Maschinen-  und  Waggonfabrik  A.-G.,  Simmering 
und  Brunn,  Verwaltung  Wien. 

Tschecho-Slowakei:  Ringhoffer  .A.-G.,  Smi- 
chow  in  Prag:  Staudinger  Waggonfabrik,  Stauding; 
Nesselsdorfer  Wagenbaufabrikgesellschaft,  Wien. 

Ungarn:  Johann  Weitzer,  Maschinen-,  Waggon- 
fabrik und  Eisengießerei  A.-G.,  .Arad,  Verwaltung 
Budapest;  Ganz  &  Co.,  Danubius  Maschinen-,  Wag- 
gon- und  SchiftTsau  A.-G.,  Budapest;  Schlick-Nichol- 
son,  .Maschinen-,  Waggon  und  Schiffbau  .A.-G.,  Bu- 
dapest; Ungarische  Waggon-  und  Ataschinenfabrik 
A.-Q.,  Györ-Raab. 

Schweiz:  Schweizerische  Industriegesellschaft, 
Neuhausen  b.  Basel;  Schweizerische  Waggonfabrik 
A.-Q.,  Schlieren  bei  Zürich. 

Dänemark:  Vognfabriken  Scandia  Kommandit- 
selskabet  Brunn,  Randers. 
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Frankreich:  Ste.  des  Forges  &  Ateliers  de  Con- 
stTuction  Mallisard-Taza,  Anzin;  Etablissements 
Bandet  &  Donon,  Argenteuil;  Les  Ateliers  de  Con- 
struction  du  Nord  de  la  France  et  Nicaise  et  Del- 
cuve,  Blanc  Misseron;  Garde,  Fils  &  Co.,  Bordeaux; 
Schneider  &  Co.,  Le  Creusot;  Ste.  Franqaise  de  Con- 
structions  Mecaniques  (Anciennement  Ste.  Cail), 
Denain  Nord;  Etablissements  Arbel,  Douai;  Co. 
Frangaise  de  Materiel  des  Chemins  de  fer,  Ivry-Fort 
(Seine);  Co.  de  Fives-Lille,  Lille  et  Qivors;  Ste. 
Lorraine  desAnciens  Etablissements  Dietrich  &  Co., 
Luneville  und  Thionville  (Elsaß);  Ste.  Horme&Buire 
(Chantiers  de  la  Buite),  Lyon;  S.  A.  des  Usines  & 
Fonderies  Baume  &  Marpent,  Marpent  Nord;  Usines 
de  Tillent  pres  Maubeuge,  Maubeuge-Nord;  S.  A. 
Franco-Belge  pour  la  Construction  de  Machines  & 
de  materiel  de  Chemins  de  fer,  Raismes. 

Belgien:  Acieries  Forges  &  Laminoirs  d'Utrecht, 
Bruxelles;  Ateliers  du  Centre,  Leval-Trahegnies;  Les 
Ateliers  Metallurgiques,  Bruxelles;  Usines  de  Braine- 
le-Comte,  Braine-le-Comte;  Baume  Si  Marpent,  Haine 
St.  Pierre;  Forges,  Usines  &  Fonderies  de  Haine  St. 
Pierre,  Haine  St.  Pierre;  Ateliers  de  Constructions 
de  Hai  S.  A.,  Hai;  Usines  Ragheno  S.  A.,  Malines; 
La  Brugeoise  et  Nicaise  et  Delcuve,  St.  Michel-lez- 
Bruges;  Ateliers  Qermain  S.  A.,  Monceau  s/Sambre; 
Les  Ateliers  du  Roeulx  S.  A.  Neovelle,  Le  Roeulx. 
Holland:  Nederlandsche  Fabriek  van  Werktui- 
gen  &  Spoorw'egmaterial,  Amsterdam  J.  J.  Beyners, 
Haarlem. 

Italien:  Officine  Bolognesi,  Bologna;  S.A.  Co- 
struzioni  Ferroviarie  &  Meccanische,  Florenz;  A.  No- 
bili&  Co., Bologna;  Officine  Napoletane  per  Materiale 
Ferroviario  &  Tramviario,  Neapel,  und  andere. 

Polen:  Maschinen-  und  Waggonfabrik  O.Paulus, 
Posen;  Dilpop  Rau  &  Löwenstein  A.-O.,  Warschau; 
A.-G.  „Waggon"  Waggonfabrik,  Ostrowo;  „Parowos" 
A.-G.,  Warschau. 

Litauen:  N.  F.  Rekosch,  Maschinenfabrik  „Mi- 
nerva", Kowno. 

Lettland:  Russ.-Baltische  Waggonfabrik  A.-G., 
Riga;  A.-G.  Phönix,  Waggon-  und  Maschinenfabrik, 
Riga. 

Estland:  A.-G.  „Dwigatel",  Waggonfabrik,  Reval. 
Schweden:  Aktiebolaget  Arlöfs  Mek.  Werkstad 
&  Waggonfabrik,  Arlöf;  Aktiebolaget  Svenska 
Järnsvägsverk.-städerna,  Linköpink;  Helsingborgs 
Mek.  Verstad,  Helsingborg;  Kockums  Mek.  Verstad 
Aktiebolag,  Malmö;  Landskrona  Nya  Mek.  Verstad 
Aktiebolag,  Landskrona;  Ljunggrens  Verkstads  Aktie- 
bolag, Krlstianstad;  J.  C.  Pertersen  Gjuteri  &  Mek. 
Verkstad,  Trelleborg;  Vagn  &  Maskinfabrik  Aktie- 
bolag, Falun. 

Spanien:  Sociedad  Espanola  de  Constructiones 
Metalicas,  Madrid  y  Beasein;  Lladro  &  Compania, 
Valencia;  Garde  y  Escoriaza,  Saragosa  (Zaragosa); 
Sociedad  Material  para  Ferrocarriles,  Barcelona 
Ancha. 

Rußland:  Jekaterinoslawer  Eisenbahn- und  Stahl- 
gießereifabrik, Jekaterinoslaw;  Toltzker  Stahlgießerei 
und  mechanische  Fabrik  A.-G.,  Station  Drushowka, 
Südbahn ;  A.-G.  der  Briansker  Werke,  Rjeshitza  bei 
Bolwa;  Radizki  Waggonfabrik,  Station  Radiza,  Mal- 
zowsche  Eisenbahn;  Gesellschaft  der  Putilowschen 
Werke,  St.  Petersburg;  A.-G.  der  St.  Petersburger 
Waggonfabrik,  St.  Petersburg;  Jushno-Uralskoje  Me- 
tallurg.-Ges.,  Ust-Katawski-Sawod  Ufimski  Qouv.; 
W.  Roeshel,  Maschinenfabrik,  Odessa;  Gesellschaft 
für  Schiff-  und  Maschinenbau  und  Gießerei,  Niko- 
lajew,  Verwaltung  in  St.  Petersburg. 

England:  Ashbury  Railway  Carriage  and  Iren, 
Openshaw,  Manchester;  Bristol  Wagon  and  Carriage 


Works  limited,  Laurence  Hill,  Bristol;  Brown 
ftMarshalls  and  Co.,  limited,  Saltley,  Birmingham 
Lancaster  Wagon,  Lancaster;  Lincoln  Wagon  and 
Engine  limited,  Lincoln;  Midland  Railway  Carriage 
and  Wagon  limited,  Birmingham  und  Shrewsbury; 
North  Central  Wagon,  Rotherham;  Oldbury  Railway 
Carriage  and  Wagon  limited  in  Oldbury  bei  Birming- 
ham; Western  Wagon  and  Property  limited,  East 
Moors,  Cardiff;  Glasgow  Rolling  Stock  and  Plant 
Works,  Motherwell. 

Amerika:  Barney  &  Smith  Manufacturing 
Company,  Dayton,  Ohio;  Harlan  &  Hollingsworth 
Company,  Wilmington,  Delaware;  Jackson  &  Sharp 
Company,  Wilmington,  Delaware;  Michigan  Car  Co., 
Detroit,  Michigan;  Peninsular  Car  Wo'rks,  Detroit, 
Michigan;  Pullman  Car  Co.  in  Pullman  bei  Chicago; 
Wagner  Palace  Car  Co.  in  Buffalo;  Wells  &  French 
Co.,  Chicago. 

Die  W.  in  den  einzelnen  Ländern  haben 
sich  vielfach  zum  Schutz  ihrer  Interessen  in 
Verbänden  vereinigt.  Einer  der  ältesten  und 
;  bekanntesten  dieser  Verbände  ist  die  „Master 
Car  Builder  Association "  (s. d.)  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  die  sich  um  die 
einheitliche  Ausbildung  der  Wagen  der  dortigen 
Eisenbahnen  große  Verdienste  erworben  hat. 
Wagenbeistellungskonferenzen  siehe 
Durchgehende  Wagen  und  Zugbildung. 
Wagenbeladung  (trucks  loading;  charge- 
ment  des  wagons;  caricamento).  Die  Beladung 
der  Güterwagen  obliegt  den  Versendern,  so- 
weit sie  nicht  durch  die  Tarifvorschriften  oder 
durch  eine  besondere  Vereinbarung  im  Fracht- 
brief der  Eisenbahn  übertragen  ist.  Stückgüter 
werden  in  der  Regel  von  der  Eisenbahn  ver- 
laden, da  zu  ihrer  Sammlung  und  zweck- 
mäßigen Zusammenfassung  zu  Wagenladungen 
besondere  Einrichtungen  nötig  sind. 

Die  Bestellung  der  für  die  Beladung  er- 
forderlichen Wagen  findet  bei  den  Güter- 
abfertigungsstellen durch  die  Versender  unter 
Angabe  etwaiger  Wünsche  hinsichtlich  der 
Gattung  und  Größe  der  Wagen,  insbesondere 
der  Ladefläche  statt  (s.  d.).  Die  Eisenbahn  trifft 
die  Auswahl  unter  den  in  Frage  kommenden 
Wagen.  Hierbei  sind  verschiedene  Gesichts- 
punkte von  Bedeutung,  deren  Berücksichtigung 
durch  die  tarifarischen  Vorschriften,  durch  die 
betrieblichen  und  technischen  Vereinbarungen 
zwischen  den  Eisenbahnverwaltungen  und 
durch  die  Zollvorschriften  der  Eisenbahn  auf- 
erlegt ist  (s.  Wagendienst).  Je  nach  der  Art  der 
Güter  werden  auf  Grund  der  Tarifbestim- 
mungen oder  nach  besonderer  Vereinbarung 
offene  oder  bedeckte  Wagen  gestellt.  Bei  der 
Mannigfaltigkeit  der  baulichen  Beschaffenheit 
der  Wagen  und  der  zu  durchfahrenden  Strecken 
kann  nicht  jeder  Wagen  überall  verwendet 
werden.  Der  Wagen  muß  so  beschaffen  sein, 
daß  er  auf  allen  Strecken  des  Beförderungs- 
weges laufen  kann.    In  erster  Linie  sind  hier- 
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für  die  Bedingungen  maßgebend,  die  in  dem 
für  das  Gebiet  des  VDEV.  geltenden  „Ver-* 
zeich nis  der  größten  festen  Radstände  und 
Raddrücke  sowie  der  bei  der  Beladung  offener 
Wagen  anzuwendenden  Lademaße"  bekannt- 
gegeben sind.  Die  Verwendbarkeit  der  Wagen 
wird  nicht  allein  durch  die  Bauart,  sondern 
auch  durch  Vereinbarungen  mit  fremden  Ver- 
waltungen über  die  gegenseitige  Ausnutzung 
der  Wagen  eingeschiänkt  (s.  Wagendienst  und 
Wagenühergang).  Wagen  zur  Beförderung  von 
Zollgütern  müsen  nach  den  „Vorschriften 
über  die  zollsichere  Einrichtung  der  Eisenbahn- 
wagen im  internationalen  Verkehr"  mit  be- 
sonderen Einrichtungen  zum  sicheren  Verschluß 
versehen  sein.  Auch  kommt  die  Gestellung  von 
Wagen  mit  Luftdruck-Leitung  oder  -Bremse  in 
Frage,  wenn  es  sich  um  Sendungen  handelt, 
die  voraussichtlich  in  Zügen  mit  Luftdruck- 
bremse befördert  werden.  Vor  der  Bereit- 
stellung der  Wagen  zur  Beladung  findet  eine 
Prüfung  statt,  die  sich  auf  die  Sauberkeit  des 
Wagens,  die  Entfernung  alter  Bezettelungen, 
die  Lauffähigkeit  des  Wagens,  die  Dichtigkeit 
der  Wände,  bei  Nahrungs-  und  Genußmitteln 
auch  auf  die  Geruchfreiheit  und  Trockenheit 
des  Wagens  erstreckt. 

Für  die  Beladung  der  Wagen  ist  im  all- 
gemeinen das  angeschriebene  Ladegewicht  (s.  d.) 
maßgebend.  Es  ist  jedoch  zulässig,  den  Wagen 
darüber  hinaus  bis  zu  der  an  dem  Wagen  an- 
geschriebenen Tragfähigkeit  zu  belasten,  wenn 
nicht  eine  Gewichtszunahme  in'olge  von  Witte- 
rungseinflüs--en  zu  befürchten  ist.  Bei  Wagen 
ohne  besondere  Anschrift  über  die  Trag  ähig- 
keit  darf  die  angeschriebene  Gewichtsgrenze 
um  5  %  überschritten  werden.  Bei  der  Be- 
ladung ist  für  eine  gleichmäßige  Verteilung 
der  Ladung  auf  dem  Wagen  zu  sorgen;  auch 
müssen  die  verladenen  Gegenstände  sicher  und 
fest  liegen,  um  zu  verhüten,  daß  bei  Erschütte- 
rungen oder  Verschubstößen  Unfälle  eintreten. 

Neben  diesen  allgemeinen  Vorschriften  des 
Tarifs  besteht  noch  eine  Anzalil  Sondervor- 
schriften, die  die  betriebssichere  Verladung  von 
schweren  und  umfangreichen  Gegenständen,  von 
feuergefährlichen  oder  nur  bedingungsweise  zur 
Beförderung  zugelassenen  Gütern,  von  Falir- 
zcugen,  von  lebenden  Tieren  u.  s.  w.  zum 
Gegenstand  haben.  Ein  besonders  umfang- 
reicher Abschnitt  ist  der  Holzverladung  (s. 
Holzbeförderung)  gewidmet. 

Bei  der  W.  ist  eine  Frist  einzuhalten,  die 
die  örtlichen  Verhältnisse  berücksichti.L't  und 
von  der  Eisen hahn  durch  Aushang  bei  den 
Abfertigungsstellen  bekanntgegeben  wird.  Bei 
Überschreitung  der  Ladefrist  (s.  d.)  wird  das 
tarifmäßige  Wagenstandgeld  erhoben.  Die  Eisen- 


bahn kann,  wenn  die  Ladefrist  um  mehr  als 
24  Stunden  überschritten  wird,  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Absenders  das  Gut  ausladen  und 
auf  Lager  nehmen  oder  einem  Spediteur  oder 
öffentlichen   Lagerhaus  übergeben. 

Nach  Beendigung  der  W.  durch  den  Ver- 
sender findet  die  Abnahme  durch  einen  Be- 
diensteten der  Eisenbahn  auf  Grund  des  Fracht- 
briefs statt.  Sie  kann  sich  auf  die  Untersuchung 
des  Inhalts  erstrecken,  wenn  z.  B.  der  Ver- 
dacht einer  beabsichtigten  Frachthinterziehung 
besteht  oder  eine  unrichtige  Inhaltsangabe  ver- 
mutet wird.  Ferner  wird  hierbei  geprüft,  ob 
die  Ladung  gleichmäßig  auf  dem  Wagen  ver- 
teilt ist,  ob  sie  in  genügender  Weise  befestigt 
ist,  ob  das  für  die  Beförderungsstrecke  in  Frage 
kommende  kleinste  Lademaß  (s.  d.)  beachtet  ist 
und  die  Belastung  sich  innerhalb  der  zulässigen 
Grenzen  bewegt. 

Verstöße  gegen  die  im  Tarif  vorgesehenen 
Bestimmungen  über  die  W.  haben  für  den  Ab- 
sender nachteilige  Folgen.  So  können  bei  un- 
richtiger Angabe  des  Gewichts  oder  der  Stück- 
zahl einer  Sendung  im  Frachtbrief  sowie  bei 
Außerachtlassung  der  Sicherheitsvorschriften  für 
bedingungsweise  zur  Beförderung  zugelassene 
Gegenstände,  ferner  bei  Überlastung  von  Wagen 
Frachtzuschläge  erhoben  werden.  Die  Höhe 
dieser  Zuschläge  ist  je  nach  der  Art  der  Über- 
tretung der  Vorschriften  verschieden.  Hierbei 
ist  es  ohne  Belang,  ob  ein  Verschulden  des 
Absenders  vorliegt  oder  nicht  (s.  Bruttolast, 
Frachtrecht,  Frachtzuschläge,  Lade-  und 
Entlad eeinrichtungen,  Nutzlast  und 
Zugbildung  I   [2]).  Bode. 

Wagenbelastung  s.  Wagenbeladung. 

Wagenbeleuchtung  s.  Beleuchtung  der 
Eisen  bahn  wagen. 

Wagenbüro.  Die  mit  der  büromäßigen 
Bearbeitung  der  Wagenangelegenheiten,  wie 
Verwendung,  Ausnutzung,  Reinigung  und  Aus- 
rüstung sowie  insbesondere  der  Wagenvertei- 
lung betraute  Stelle  der  Direktion. 

Wagendesinfektion  s.  Desinfektion. 

Wagendienst  (carriage  Service;  scrvke  de 
wagons;  scn'izio  di  vagoni).  Die  zur  Beför- 
derung der  Personen  und  Güter  erforderlichen 
Eisenbahnwagen  werden  in  der  Regel  von 
den  Eisenbahnen  selbst  vorgehalten.  Nur  aus- 
nahmsweise und  unter  bestimmten  Bedingungen 
ist  es  den  Absendern  gestattet,  eigene  Wagen 
zu  stellen  und  sich  ihrer  zu  bedienen  (s.  Pri- 
vatwagen). Um  eine  möglichst  wirtschaft- 
liche Ausnutzung  sicherzustellen,  haben  die 
Verwaltungen  bis  ins  einzelne  gehende  Vor- 
schriften über  Benutzung  und  Behandlung 
der  Wagen  erlassen  (vgl.  die  Güterwagenvor- 
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Schriften  sowie  die  Personenwagenvorschriften 
der  deutschen  Reichsbahn). 

Die  Wagen  für  Eisenbahnzwecke  können 
nach  mehrfachen  Gesichtspunkten  unterschieden 
werden.  So  u.  a.  nach  dem  Eigentum  {bahn- 
eigene Wagen,  Privatwagen,  Mietwagen),  nach 
dem  Verhähnis  zu  anderen  Bahnen  (eigene 
Wagen,  Verbandswagen,  fremde  Wagen),  end- 
lich nach  dem  Verwendungszweck  und  der 
sich  darnach  richtenden  Bauart  (s.  Personen-, 
Post-,  Gepäck-,  Güter-,  Vieh-,  Pferde-,  Leichen-, 
Kessel-,Topf-,  Arbeits-,  Hiifs-  und  Hilfszug-,  Gas- 
Iransport-  und  Tunnelwagen  [zur  Untersuchung 
und  Ausbesserung  der  Tunnel])  u.  s.  w.,  tari- 
farisch nach  offenen  und  bedeckten,  bahn- 
eigenen und  Privatwagen,  langen,  offenen  und 
großräumigen  Wagen.  Zu  erwähnen  sind  end- 
lich die  Umsetzwagen  mit  auswechselbaren 
Achsen  im  Verkehr  mit  Rußland  (s.  Breid- 
sprechers  Umsetzvorrichtung). 

Alle  Wagen  sind  mit  dem  Eigentumsmerk- 
mal der  Verwaltung  versehen,  der  sie  gehören 
oder  in  deren  Park  sie  eingestellt  sind.  Sie 
sind  außerdem  nach  Bauart,  Bestimmung,  Lade- 
gewicht, Länge  und  besonderen  Eigenschaften 
bei  den  einzelnen  Bahnen  übereinstimmend 
durch  Anschrift  meist  lateinischer  Buchstaben 
an  der  Langseite  näher  bezeichnet  (Haupt- 
und  Nebengattungs/eichen).  Um  die  Wagen 
besonderer  Bauart  für  die  Güter,  für  die  sie 
gebaut  und  eingerichtet  sind,  verfügbar  zu 
halten,  sind  (bisweilen  durch  den  Tarif)  be- 
sondere Benutzungsvorschriften  erlassen.  Auch 
die  Benutzung  fremder  Wagen  ist  durch  be- 
sondere Bestimmungen  geregelt. 

Wagenbestellung.  Der  Benutzung  der 
Güterwagen  hat  die  Anforderung  zur  Bereit- 
stellung voranzugehen,  soweit  die  Verladung 
der  zur  Beförderung  aufzugebenden  Güter,  wie 
z.  B.  bei  Wagenladungs-  und  schweren  als 
Stückgut  aufzuliefernden  Gütern  dem  Absen- 
der obliegt.  Das  ist  nur  dann  nicht  erforder- 
lich, wenn  ihm  eigene  oder  angemietete  Wagen 
zur  Verfügung  stehen.  Bei  Personenwagen 
stellt  die  Bestellung  durch  den  Benutzer  die 
Ausnahme  dar.  Sie  ist  nur  erforderlich,  wenn 
ein  Sorderzug  oder  ein  besonderer  Wagen, 
namentlich  mit  besonderen  Einrichtungen  (Sa- 
lon-, Krankenwagen)  zur  ausschließlichen  Be- 
nutzung verlangt  wird.  In  der  Regel  werden 
die  der  Personenbeförderung  dienenden  Züge, 
von  der  Eisenbahn  fertig  zusammengestellt, 
den  Reisenden  zur  Verfügung  gestellt  (s.  Zug- 
bildung). Die  Bestellungen  sind  an  die 
den  Wagendienst  versehenden  Dienststellen 
(bei  den  deutschen  Bahnen  in  der  Regel  an 
die    Güterabfertigungen)     der    Stationen     zu 
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richten,  auf  denen  die  Verladung  erfolgen  soll, 
u.  zw.  im  allgemeinen  an  dem  dem  Verlade- 
tage vorangehenden  Werktage.  In  Belgien  soll 
die  Bestellung  48  oder  56  Stunden  vor  der 
beabsichtigten  Beladung  erfolgen;  diese  Fristen 
verlängern  sich,  wenn  in  sie  ein  Sonn-  oder 
gesetzlicher  Feiertag  fällt.  Die  Bestellung  muß 
Angaben  enthalten  über  die  Art  und  Be- 
schaffenheit, unter  Umständen  auch  über  die 
Länge  und  über  das  ungefähre  Gewicht  der 
zu  verladenden  Güter,  bei  Tieren  über  Gattung 
und  Zahl,  über  Anzahl  und  Art  der  ge- 
wünschten Wagen,  über  Bestimmungsstation 
oder  -bahn,  sowie  den  Namen  und  Wohnort 
des  Bestellers.  Der  Absender  ist  in  Deutsch- 
land berechtigt,  falls  nicht  Zoll-  oder  andere 
Vorschriften  entgegenstehen,  für  Güter,  die 
tarifmäßig  in  offenen  Wagen  zu  befördern  sind, 
gedeckte  Wagen  zu  verlangen  und  umgekehrt 
offene  Wagen  für  Güter,  für  die  der  Tarif 
bedeckte  Wagen  vorsieht.  Ferner  können  in 
Deutschland  für  gewisse  im  Tarif  aufgeführte 
Güter  großräumige  und  lange  offene  Wagen 
verlangt  werden.  Im  übrigen  hat  der  Absender 
auf  die  Stellung  von  Wagen  mit  einem  be- 
stimmten Ladegewicht  oder  einer  bestimmten 
Ladefläche  oder  von  Wagen  besonderer  Bau- 
art keinen  Anspruch.  Die  Wagen  sind  für 
einen  bestimmten  Tag  zu  bestellen;  die  Be- 
stellung für  eine  bestimmte  Stunde  wird  meist 
nur  bei  gewissen  eilbedürftigen  Gütern  an- 
genommen (z.B.  Leichen,  Tieren,  Fahrzeugen). 
Die  Bestellungen  gelten  als  rechtzeitig,  wenn 
sie  bis  zu  dem  von  der  Verwaltung  festge- 
setzten Zeitpunkt  eingegangen  sind.  Bei  der 
Bestellung  von  Wagen  für  Massengüter,  wie 
Kohlen,  Rüben,  Kali,  Zement,  Zucker,  Steine 
u.  s.  w.  wird  von  den  deutschen  Reichsbahnen 
Angabe  des  Gewichts  der  insgesamt  oder  für 
jeden  einzelnen  Empfänger  zu  verladenden 
Güter  verlangt.  Es  geschieht  das,  damit  die 
Wagen  unter  Ausnutzung  des  Ladegewichts 
überwiesen  werden  können.  In  Rußland  bildet 
die  Wagenbestellung  vor  der  Verladung  die 
Ausnahme.  Dies  beruht  darauf,  daß  den  russi- 
schen Eisenbahnen  die  Verladung  nach  Gesetz 
obliegt.  Nur  ausnahmsweise,  bei  Anschlüssen 
und  wenn  die  Verladung  außerhalb  der  Sta- 
tionen erfolgt,  bleibt  sie  dem  Absender  über- 
lassen. Alsdann  regelt  sich  die  Wagenbestellung 
auf  Grund  von  Vereinbarungen.  Nach  der 
deutschen  Eisenbahnverkehrsordnung,  dem  Be- 
triebsreglement für  die  österreichischen  und 
ungarischen  Bahnen  u.  s.  w.  hat  die  Eisenbahn 
die  Güter  in  der  Reihenfolge  zu  befördern, 
in  der  sie  zur  Beförderung  angenommen 
werden,  soweit  nicht  zwingende  Gründe  des 
Eisenbahnbetriebs     oder    sonstige    Umstände 
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eine  Ausnahme  rechtfertigen,  und  begründet 
eine  Zuwiderhandlung  den  Anspruch  auf 
Schadenersatz.  Deshalb  muß  bei  den  vom 
Absender  zu  verladenden  Gütern,  deren  Be- 
förderung von  der  Gestellung  der  erforder- 
lichen Wagen  abhängt,  die  Reihenfolge  der 
Wagenbestellungen  ersichtlich  gemacht  werden, 
damit  jede  Bevorzugung  eines  Absenders  durch 
Vorzeit. ge  Gestellung  außer  der  Reihe  ver- 
hindert wird.  Zu  diesem  Zweck  besteht  die 
Vorschrift,  daß  alle  Wagenbestellungen  alsbald 
nach  der  Reihenfolge  ihres  Eingangs  in  ein 
Wagenbestellbuch  einzutragen  sind.  Auch  in 
Rußland  sind  die  Eisenbahnen  verpflichtet, 
die  zur  Beförderung  angenommenen  Güter 
in  der  Reihenfolge  der  Auflieferung  von  ge- 
wissen Ausnahmen  abgesehen  abzusenden  und 
ist  die  Bevorzugung  irgend  welcher  Absender 
oder  Arten  von  Gütern  verboten.  Wenn  die 
sofortige  Absendung  der  zur  Beförderung  zu- 
geführten Güter  in  Rußland  nicht  möglich  ist, 
müssen  sie  gleichwohl  angenommen  v^'erden. 
Die  Annahme  erfolgt  dann  „zur  Beförderung 
nach  Einlagerung".  Hierüber  ist  in  den  Fracht- 
briefen ein  Vermerk  zu  machen;  zugleich  ist 
zur  Festlegung  der  Reihenfolge  der  Tag  ein- 
zutragen, an  dem  die  Absendung  erfolgen 
soll,  und,  wenn  dieser  noch  nicht  angegeben 
werden  kann,  der  Name  der  zwei  letzten  in 
der  Reihe  vorhergehenden  Absender.  In  das 
Wagenbestellhuch  sind  auch  die  f  jr  die  Eisen- 
bahndienststellen erforderlichen  Wagen  (z.  B. 
Wagen  für  Stückgut,  Schutzwagen,  Postbei- 
wagen) einzutragen.  Das  Wagenbestellbuch 
bildet  bei  den  deutschen  Bahnen  die  Unter- 
lage für  die  tägliche  Bedarfsmeldung  (Haupt- 
meldung) und  ist  kurz  vor  Abgabe  dieser 
abzuschließen.  Der  hiernach  sich  ergebende 
Gesamtbedarf  an  Wagen  ist  gattungsweise  fest- 
zustellen. Den  Bahnen  ist  in  den  Tarifen 
meist  die  Befugnis  zugestanden,  bei  Bestellung 
eines  Wagens  vom  Besteller  eine  Sicherheit 
zu  verlangen.  In  Serbien,  Rumänien  und  Ita- 
lien wird  sie  regelmäßig  verlangt.  In  Rußland 
kann  die  Bestellung  einer  Sicherheit  nicht  be- 
ansprucht werden.  Die  deutschen  Reichsbahnen 
sehen  von  der  Anforderung  einer  solchen  in 
der  Regel  ab;  wenn  jedoch  ein  Besteller  ver- 
fallenes Wagenstandgeld  zu  zahlen  sich  wei- 
gert, so  soll  seinen  künftigen  Anforderungen 
erst  Folge  gegeben  werden,  nachdem  er  für 
jeden  bestellten  Wagen  die  Gebühr  für  Abbe- 
stellung von  Wagen  als  Sicherheit  hinterlegt 
hat.  Für  die  Abbestellung  von  Wagen  ist  in  den 
Tarifen  meist  eine  Gebühr  vorgesehen.  Bei  den 
deutschen  Reichsbahnen  wird  eine  Gebühr 
nicht  erhoben,  wenn  der  angeforderte  Wagen 
vor  der  Ladebereitstellung  abbestellt  worden  ist. 


Die  Eisenbahnen  haben  für  Ausführung 
der  Wagenbestellungen  mit  tunlichster  Be- 
schleunigung und  möglichst  in  Übereinstim- 
mung mit  den  Wünschen  der  Besteller  zu 
sorgen.  Eine  Verpflichtung  aber,  die  bestellten 
Wagen  überhaupt  oder  rechtzeitig  zu  stellen 
in  dem  Sinne,  daß  sie  durch  Nicht-  oder 
verspätete  Gestellung  verantwortlich  und  scha- 
denersatzpflichtig würden,  besteht  für  sie  im 
allgemeinen  nicht.  Eine  .Ausnahme  macht  Bel- 
gien; durch  jede  Verweigerung  oder  Verzöge- 
rung der  Wagengestellung  wird  die  Eisenbahn 
nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts 
schadenersatzpflichtig,  es  sei  denn,  daß  die 
Weigerung  oder  Verzögerung  durch  einen  Zu- 
fall, durch  höhere  Gewalt  (als  solche  gilt 
auch  ganz  außergewöhnlicher  Verkehrsan- 
drang) oder  durch  einen  von  der  Eisenbahn 
nicht  zu  vertretenden  Umstand  herbeigeführt 
worden  ist  (s.  Betriebsmittel).  Auch  in  Ruß- 
land sind  die  Eisenbahnen  laut  Gesetz  scha- 
denersatzpflichtig, wenn  sie  die  Annahme  eines 
zur  Beförderung  angebotenen  Gutes  zur  so- 
fortigen Beförderung  oder  zur  Beförderung 
nach  Einlagerung  nach  der  Reihenfolge  un- 
rechtmäßiger Weise  verweigern  oder  bei  der 
Absendung  die  Reihenfolge  nicht  einhalten. 
In  Serbien  sind  die  Bahnen  verpflichtet, 
für  nicht  oder  verspätet  gestellte  Wagen,  bei 
deren  Bestellung  ein  Angeld  gezahlt  worden 
ist,  das  Angeld  nicht  nur  zurückzugeben, 
sondern  auch  eine  Entschädigung  zu  zahlen. 
Tritt  in  der  Schweiz  durch  Verschulden  der 
Eisenbahn  eine  Verspätung  in  der  Bereitstellung 
der  Wagen  ein,  so  ist  der  Absender  befugt, 
seine  angemeldeten  Güter  auf  den  Güterböden 
und  Ladeplätzen  der  Eisenbahn  ■  unentgeltlich 
einzulagern  und  die  Ei-^enbahn  ist  demnächst 
verpflichtet,  die  Verladung  gebührenfrei  zu 
bewirken.  Selbstverständlich  hat  die  Eisenbahn 
dann,  wenn  sie  die  Gestellung  von  Wagen  fest 
—  in  Deutschland  schriftlich  —  zugesagt  hat, 
bei  Verzögerung  die  Kosten  der  angeblich 
versuchten  Auflieferung  -  mindestens  aber 
in  Deutschland  den  Betrag  des  Wagenstand- 
gelds für  einen  Tag  und  in  den  Niederlanden 
einen  entsprechenden  Betrag  —  zu  erstatten. 
Bei  den  deutschen  Bahnen  besteht  aber  die 
Vorschrift,  daß  eine  feste  Zusage  der  Stellung 
von  Wagen  nicht  erteilt  werden  darf,  auch 
nicht  mündlich,  bevor  die  bestellten  Wagen 
tatsächlich  auf  der  Station  vorhanden  sind. 

Feststellung  des  Wagenbedarfs  und 
-bestands.  Als  Bedarf  sind  z.  B.  bei  den 
deutschen  Reichsbahnen  anzusehen  die  Wagen, 
die  laut  Wagenbestellbuch  für  den  nächsten 
Arbeitstag,  umfassend  die  früh  beginnende 
Tagesschicht    und    die    darauffolgende    volle 
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Nachtschicht,  erforderlich  sind.  Wie  der  Bedarf, 
so  ist  auch  der  Bestand  an  Wagen  in  Deutsch- 
land zu  bestimmter  Stunde  kurz  vor  der  Ab- 
gabe der  Hauptmeldung  festzustellen.  Dabei 
ist  mit  größter  Sorgfalt  zu  ermitteln,  wie  viel 
Wagen  schon  vorhanden  sind,  wie  viel  leere 
und  beladene  betriebsfähige  Wagen  noch  zu- 
laufen und  wie  viel  davon  für  den  nächsten 
Tag  voraussichtlich  noch  verfügbar  sein  werden. 
Dabei  sind  insbesondere  auch  die  aus  den  Werk- 
stätten zurückkehrenden  Wagen  zu  berück- 
sichtigen. 

Meldung  und  Verfügung.  Damit  den 
Bestellungen  entsprochen  werden  kann,  müssen 
die  mit  der  Verteilung  der  Wagen  betrauten 
Stellen  von  den  Dienststellen  über  Bedarf  und 
Bestand  an  Wagen  auf  dem  laufenden  erhallen 
werden.  Dazu  dienen  regelmäßige  tägliche 
Hauptnieldungen  und  sonstige  nach  Bedarf 
sich  ergebende  Nebenmeldungen  (Meldungen 
über  Ausfall,  über  drmgliche  Nachbestellungen, 
nachträglichen  noch  nicht  gemeldeten  Bestand 
an  Wagen  mangelnder  Gattungen,  abbestellte 
Wagen  u.  s.  w.).  Die  Verteilung  obliegt  bei  den 
Verwaltungen  meist  einer  am  Sitze  der  Verwal- 
tung bestehenden  Stelle  {Wagenbureau,  Wagen- 
kontrolle, Wagenamt).  Bei  den  größeren  Ver- 
v^'altungen  und  den  Wagenverbänden  ist  der 
Bezirk  in  kleinere  Verteilungsbezirke  geteilt, 
deren  jeder  seine  Verteilungsstelle  hat.  Über 
diesen  Verteilungsstellen  steht  dann  noch  eine 
Hauptstelle  (Zentralwagenbureau,  Oberreparti- 
teur,  Hauptwagenamt),  die  den  Ausgleich 
zwischen  den  einzelnen  Verteilungsbezirken  zu 
bewirken  hat.  Beim  deutschen  Staatsbahnwagen- 
verbande  bewirkt  den  Oesamtwagenausgleich 
innerhalb  des  Verbandsgebiets  das  Haupt- 
wagenamt beim  Eisenbahnzentralamt  in  Berlin. 
Unter  ihm  arbeiten  10  Gruppenausgleich- 
steilen und  unter  diesen  bei  jeder  Verwaltung 
ein  Wagenbureau.  Demgemäß  gehen  bei  den 
deutschen  Reichsbahnen  die  Meldungen  zu- 
nächst, soweit  für  kleinere  Bezirke  Unterver- 
teilungsstellen eingerichtet  sind,  an  diese,  sonst 
an  die  Wagenbureaus.  An  diese  melden  auch 
die  unterstehenden  Unterverteilungsstellen.  Die 
Wagenbureaus  stellen  die  Bedarfs-  und  Bestands- 
zahlen der  einzelnen  Wagengattungen  zu- 
sammen und  melden  sie  für  den  ganzen  Melde- 
bezirk an  die  Qruppenausgleichstellen.  Die 
Gruppenausgleichsteile  ihrerseits  meldet  an  das 
Hauptwagenamt.  Das  Hauptwagenamt  ist  be- 
fugt, zur  Herbeiführung  einer  möglichst  gleich- 
mäßigen Verteilung  die  Abgabe  von  Wagen 
von  einer  Gruppe  an  die  andere  oder  von 
einem  Bezirk  an  den  anderen  trotz  eigenen 
Bedarfs  anzuordnen,  und  ebenso  sind  die 
Gruppenausgleichsteilen     befugt,     einen     der- 


artigen Ausgleich  innerhalb  ihrer  Gruppe  vor- 
zunehmen. Um  den  Wagenausgleich  zu  ver- 
einfachen, sind  entsprechend  den  Verkehrsver- 
hältnissen und  den  Erfahrungen  über  Auf- 
kommen von  Leerwagen  innerhalb  des  Verbands- 
gebiets zur  Versorgung  insbesondere  der  großen 
Kohlenversandbezirke  an  der  Ruhr  und  in 
Oberschlesien  mit  Kohlen-  und  Kokswagen 
besondere  engere  und  weitere  Zuführungs- 
gebiete und  ferner  zum  Ausgleich  zwischen 
diesen  beiden  Gebieten  ein  mittleres  Ver- 
teilungsgebiet gebildet.  Die  engeren  Zuführungs- 
gebiete haben  die  leerwerdenden  Kohlen-  und 
Kokswagen  ohneweiters  nach  den  Kohlenver- 
sandgebieten  ablaufen  zu  lassen.  Ihren  Bedarf 
haben  sie  aus  den  durchrollenden  Zügen  zu 
entnehmen,  falls  nicht  die  vorgesetzte  Stelle 
etwas  anderes  anordnet.  Die  Stationen  der 
weiteren  Zuführungsgebiete  haben  die  Ver- 
teilung des  Wagenbureaus  abzuwarten  und  die 
dann  verfügbaren  Wagen  ohneweiters  abzu- 
senden. Die  im  mittleren  Verteilungsbezirk  ent- 
behrlichen offenen  Wagen  werden  je  nach 
Bedarf  nach  der  Ruhr  oder  nach  Oberschlesien 
verfügt.  Auf  Grund  der  Meldungen  der  Gruppen- 
ausgleichstellen  gleicht  das  Hauptwagenamt  den 
Mangel  und  Überschuß  an  Wagen  zwischen 
den  einzelnen  Gruppen  aus.  Darauf  nehmen 
die  Gruppenausgleichsteilen  in  ihrem  Bezirk 
den  endgültigen  Ausgleich  vor.  Die  Wagen- 
bureaux  schließen  sich  an,  erledigen  nunmehr 
sofort  die  Verteilungsverfügungen  der  Gruppen- 
ausgleichsteile und  vollenden  den  Ausgleich 
innerhalb  des  eigenen  Bezirks.  Ebenso  ver- 
fahren die  Unterverteilungsstellen  nach  Ein- 
gang der  Verfügung  des  Wagenbureaus.  In  der 
Zeit  von  Abgabe  der  Meldung  bis  zum  Ein- 
gang der  Verfügung  hat  jede  Verteilungsstelle 
dieVerteilung  schon  vorzubereiten;  bei  dem  Aus- 
gleich ist  auf  die  rechtzeitige  Zufuhr  der  Wagen 
nach  den  Bedarfsstellen  gegebenenfalls  im  Wege 
der  Staffelung  sowie  auf  die  Vermeidung  von 
Gegenläufen  Bedacht  zu  nehmen.  Die  Ver- 
teilungsverfügungen müssen  von  den  Stationen 
sofort  ausgeführt  werden,  u.  zw.  sind  zuerst 
die  Verfügungen  betreffend  Abgabe  von  Wagen 
an  andere  Stationen  zu  erledigen  unter  Ver- 
wendung der  vorhandenen  leeren  Wagen.  Der 
eigene  Bedarf  muß  aus  den  verbleibenden  und 
noch  eingehenden  Wagen  gedeckt  werden.  Zur 
Absendung  sind  die  Züge  zu  wählen,  mit 
denen  die  Wagen  am  frühesten  die  Bestim- 
mungsstation erreichen.  Vor  der  Absendung 
sind  veraltete  Bezettelungen  und  Kreide- 
anschriften zu  entfernen  und  etwaige  Lade- 
rückstände zu  beseitigen.  Den  anderen  Stationen 
zugewiesene  Wagen  sind  vorzumelden,  damit 
der  Wageneingang  bemessen  und  der  Absender 
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rechtzeitig  benachrichtigt  werden  kann.  Müssen 
Wagen  unterwegs  ausgesetzt  werden,  so  ist 
der  Bedarfsstation  Nachricht  zu  geben.  Nach 
3  Uhr  nachmittags  dürfen  Wagen  auf  Grund 
der  Verfügungen  des  Vortages  nicht  mehr  ab- 
gesandt werden.  Nichterledigung  eines  Auf- 
trages ist  zu  melden.  Jede  Verfügung  über 
gemeldete  Wagen  ist  den  Stationen  untersagt, 
ebenso  eigenmächtiges  Verwenden  bereits  ver- 
fügter Wagen  zu  gunsten  jüngerer  Bestellungen. 
Eine  Zusendung  leerer  Wagen  zwischen  den 
Stationen  ohne  allgemeine  oder  besondere 
Weisung  ist  verboten,  ebenso  die  Entnahme 
der  für  andere  Stationen  bestimmten  Wagen 
aus  den  Zügen  zur  eigenen  Verwendung.  Über- 
zählige Wagen,  über  die  noch  nicht  verfügt 
ist,  und  nachträglich  noch  eingegangene  Wagen 
können,  wenn  kein  Mangel  an  der  Gattung 
herrscht,  zur  Dickung  von  Nachbestellungen 
verwendet  werden.  Bei  vorliegendem  Mangel 
ist  Zustimmung  des  Wagenbureaus  erforderlich. 
Fremde  überzählige  Wagen  sind  sofort  nach 
der  Heimat  zu  senden. 

Überweisung  von  Wagen  an  die  Be- 
steller. Die  NX'agen  sind  den  Bestellern  nach  der 
Reihenfolge  der  Bestellungen  leer  und  gereinigt 
zu  überweisen.  Gegebenenfalls  wird  der  Bedarf 
bei  gleichzeitiger  Bestellung  von  Wagen  gleicher 
Gattung  nach  Verhältnis  befriedigt;  als  gleich- 
zeitig sind  in  diesem  Falle  alle  rechtzeitigen 
Bestellungen  anzusehen.  Bei  der  Überweisung 
der  Wagen  sind  die  betrieblichen  (Radstand, 
Bremse)  und  tarifarischen  (Beförderung  in 
offenen,  in  bedeckten,  in  offenen  Wagen  mit 
Decke  u.  s.w.),  sonstige  Benutzungs-  sowie  die 
Zoll-,  Steuer-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu 
be  ichten.  Für  Massengüter  sind,  soweit  angängig, 
Wagen  mit  größerem  Ladegewicht  zu  stellen, 
z.  B.  2  offene  Wagen  zu  1 5  ^  statt  3  offener  Wagen 
zu  10/.  Bereitgestellte  Wagen,  die  innerhalb  der 
Ladefrist  weder  beladen  noch  wenigstens  ange- 
laden worden  sind,  sind  wie  verfügbar  gewordene 
Wagen  zu  behandeln.  Werden  Wagen  für  einen 
Zeitpunkt  bestellt,  zu  dem  sie  voraussichtlich 
nicht  gestellt  werden  können,  so  ist  der  Be- 
steller möglichst  schon  bei  der  Bestellung,  sonst 
sobald  als  möglich  zu  benachrichtigen.  War 
die  Mitteilung  nicht  möglich  oder  ist  sie  so 
spät  zur  Kenntnis  des  Bestellers  gelangt,  daß 
mit  der  Anfuhr  der  Güter  bereits  begonnen 
war,  so  ist  z.  B.  bei  den  deutschen  Bahnen, 
soweit  angängig,  gebührenfreie  Lagerung  der 
Sendung  auf  dem  Bahnhofe  zu  gestatten 
(s.  Wagenbeladung). 

Ausübung  und  Überwachung  des  W. 
Die  örtliche  Überwachung  obliegt  dem  Vor- 
steher der  mit  dem  W.  betrauten  Dienststelle. 
Oft  ist  noch  ein  besonderer  Wagendienstbeamter 


bestellt.  Diese  haben  in  angemessenen  Zeit- 
räumen den  ganzen  Bahnhofbereich  zu  begehen 
und  den  W.  mit  allen  Aufschreibungen  und 
Nachweisungen  persönlich  zu  überwachen.  Sie 
haben  sich  davon  zu  überzeugen,  daß  die  wagen- 
dienstlichen Bestimmungen  beachtet  werden 
und  daß  die  Wagen  möglichst  rasch  umlaufen. 
Insbesondere  ist  die  Bediemmg  der  verschie- 
denen Verwendungsstellen  des  Bahnhofs  nach 
dem  Bahnhofbedienungsplan  und  der  Wagen- 
übergang auf  Zugwechselstationen  (s.  Zug- 
abfertiger) und  der  rechtzeitige  Abgang  der 
verfügten  Wagen  nach  dem  Wagen  übergangs- 
plan stichweise  nachzuprüfen.  Des  weiieren 
obliegt  namentlich  zu  Mangelszeiten  die  Über- 
wachung den  vorgesetzten  Stellen,  z.  B.  dem 
Wagenbureau,  den  Verkehrs-  und  Betriebsämtern 
und  den   Eisenbahndirektionen. 

um  die  Überwachung  zu  ermöglichen  und 
zu  erleichtern,  aber  auch  um  für  statistische 
und  Abrechnungszwecke  Unterlagen  zu  schaffen, 
sind  verschiedene  Anordnungen  getroffen.  So 
ist  z.  B.  bei  den  deutschen  Reichsbahnen  an 
allen  Wagen,  die  zur  Beladung,  Entladung  u.  s.  w. 
aus  dem  Zuge  ausgesetzt  werden,  sofort  Tag 
und  Zugnummer  mit  Kreide  deutlich  anzu- 
schreiben. Beim  Eintreffen  an  der  Verw-en- 
dungsstelle  u.  s.  w.  ist  dann  die  Anschrift  durch 
Hinzufügung  des  Tages  und  der  Stunde  der 
Bereitstellung  und,  wenn  Wiederverwendung 
stattfindet,  des  Tages  und  der  Stunde  der  noch- 
maligen Bereitstellung  zu  ergänzen.  Auf  den 
Zugwechselstationen  sind  die  Begleitpapiere 
mit  einem  Vermerk  über  den  Eingang  zur 
Überwachung  des  Laufes  der  Wagen  zu  ver- 
sehen. Auf  allen  St;  tionen  sind  Kontrollbücher 
zu  führen,  in  denen  Ein-  und  Aus,  ang,  Be- 
reitstellimg,  Beladung  und  Entladungder  Wrgen 
zu  vermerken  ist.  Die  Zugführer  haben  bei 
Übernahme  eines  Zuges  alle  Wagen  in  einen 
Güterwagenzettel  einzutragen,  in  den  die  unter- 
wegs hinzukommenden  Wagen  nachzutragen 
sind.  Ebenso  sind  die  auf  bestimmten  Sta- 
tionen abzusetzenden  Wagen  vom  Zugführer 
aufzuschreiben.  Pausen  dieser  Aufschreibungen 
sind  an  die  betreffenden  Stationen  abzugeben. 
Die  Bleischriften  der  Aufschreibungen  haben 
beim  Zuge  zu  verbleiben  und  sind  auf  der 
Zugendstation  abzugeben.  Die  Wagendienst- 
stellen haben  ferner  fortlaufend  täglich  einen 
Wagengestellungsnachweis  zu  führen,  aus  dem 
die  Zahl  der  gestellten,  der  nicht  rechzeitig 
gestellten  und  die  Art  und  Zahl  der  für  ver- 
langte Wagen  gestellten  Ersatzwagen  u.  s.  w. 
ersichtlich  ist.  Aus  den  Nachweisen  der  Dienst- 
stellen fertigen  die  Wagenbureaux  für  den  ver- 
gangenen Monat  eine  den  Verwaltungsbezirk 
umfassende  Nachweisung.  Außerdem  sind  regel- 
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mäßig  an  bestimmten  oder  von  Fall  zu  Fall 
bezeichneten  Tagen  Wagenzählungen  vorzu- 
nehmen; so  haben  z.  B.  beim  Deutschen  Staats- 
bahnwagenverbande  am  ersten  Sonntage  jeden 
Monats  12  Uhr  mittags  alle  Stationen,  Werk- 
stätten u.  s.  w.  die  vorhandenen  und  in  den 
Zügen  befindlichen  leeren  Kohlen-,  Koks-  und 
Arbeitswagen  des  Verbands  zu  zählen ;  die 
in  den  Zügen  laufenden  Wagen  sind  auf  der 
Station  zu  zählen,  wo  die  Züge  nach  12  Uhr 
mittags  zuerst  einen  genügend  langen  Auf- 
enthalt haben.  Wagen,  die  gesucht  werden, 
werden  in  sog.  Suchelisten  bekanntgegeben.  Für 
das  Auffinden  eines  solchen  Wagens  wird  eine 
Belohnung  gewährt.  Ferner  lassen  die  Bahnen 
auf  ihren 'Strecken  die  von  den  Güterwagen 
zurückgelegten  Wagenachskilometer  unter 
Umständen  von  den  Zugführern  für  jeden 
von  ihnen  begleiteten  Zug  in  einen  beson- 
deren Achskilometernachweis  aufschreiben. 
Diese  Aufschreibungen  dienen  zur  Beurteilung 
der  Leistungen  der  Güterwagen  und  zu  sta- 
tistischen Zwecken. 

Schadhafte  Wagen  u.  s.  w.  Für  die  Be- 
handlung der  schadhaften  und  untersuchungs- 
pflichtigen Güterwagen  bestehen  besondere 
Vorschriften;  solche  regeln  auch  das  Ver- 
fahren bei  Feststellung  von  Eigengewichtsab- 
weichungen oder  Mängeln  an  den  zollsicheren 
Verschließvorrichtungen. 

Ladefristen  (peiiod  of  free  lading;  delai 
de  chargement;  durata  di  raricare).  Die  Wagen 
müssen  innerhalb  bestimmter  Fristen,  die  meist 
durch  die  Tarife  festgesetzt  werden,  beladen  und 
entladen  werden.  Die  Frist  für  die  Beladung 
beginnt  mit  der  Bereitstellung  des  Wagens, 
frühestens  mit  dem  Beginn  der  Dienststunden. 
Sie  ist  gewahrt,  wenn  die  Ladung  in  ihr  in 
ordnungsmäßigem  Zustande  mit  vollständigen 
und  vorschriftsmäßigen  Begleitpapieren  der 
Güterabfertigung  übergeben  ist.  Für  Anschluß- 
gleise und  Lagerplätze  ist  bei  den  deutschen 
Bahnen  die  Ladefrist  unter  Berücksichtigung 
der  Bedienungszeiten  und  der  sonstigen  Ver- 
hältnisse des  Anschlusses  oder  Lagerplatzes  in 
allen  Fällen,  in  denen  nach  dem  Umfange 
des  Verkehrs  eine  mehrmalige  Bedienung  zur 
Beschleunigung  des  Wagenumlaufs  zweck- 
mäßig erscheint,  zu  verkürzen.  Die  Frist  soll 
in  der  Regel  höchstens  8  Stunden,  sie  muß 
mindestens  4  Stunden  betragen.  Die  Ladefrist 
beginnt  mit  der  Bereitstellung  der  Wagen  an 
den  zur  Übergabe  bestimmten  Stellen.  Ist  die 
Zustellung  wegen  Überfüllung  der  Anschluß- 
anlagen nicht  mi^glich,  so  gilt  sie  mit  dem 
Zeitpunkt  des  F'nt'r.^tjs  des  Wagens  als  er- 
folgt. Die  Wagen  gelten  als  zurückgegeben, 
wenn    sie  an    den    zur  Rückgabe    bestimmten 


Stellen  bereitgestellt  und  die  zugehörigen  Be- 
gleitpapiere der  Güterabfertigung  übergeben 
sind. 

Wagenstandgeld  ist  die  Gebühr,  welche 
die  Eisenbahn  zu  erheben  berechtigt  ist,  wenn 
die  Absender  oder  Empfänger  die  Belade-  oder 
Entladefristen  nicht  einhalten  oder  die  Be- 
förderung der  Wagen  aus  einem  nicht  von 
der  Eisenbahn  zu  vertretenden  Grunde  ver- 
zögert wird.  Die  Voraussetzungen  der  Erhebung 
von  Wagenstandgeld  und  die  Höhe  des  Wagen- 
standgelds sind  in  den  Tarifen  u.  s.  w.  fest- 
gesetzt. Da  der  Zweck  des  Wagenstandgelds 
die  Fii  itanhaltung  der  Verzögerung  und  miß- 
bräuchlichen Benutzung  der  Wagen  durch  die 
Absender  und  Empfänger  ist,  wird  Anträgen 
auf  Erstattung  vielfach  stattgegeben,  wenn 
Billigkeitsgründe  dafür  sprechen.  Nur  für 
Wagen  mangelnder  Gattungen  wird  im  all- 
gemeinen Wagenstandgeld  überhaupt  nicht 
oder  nur  aus  ganz  zwingenden  Gründen  er- 
stattet. Für  Sonn-  und  Festtage  ist  Wagen- 
standgeld —  nach  deutschem  Tarif  -  nur 
dann  zu  zahlen,  wenn  die  Belade- oder  Entlade- 
frist schon  am  Tage  vorher,  nachmittags  2  Uhr, 
abgelaufen  ist;  folgen  mehrere  Sonn-  und 
Festtage  aufeinander,  so  ist  nur  für  einen  Tag 
Wagenstandgeld  zu  erheben.  Wenn  die  Lade- 
frist um  eine  bestimmte  Zeit  überschritten 
wird,  kann  die  Eisenbahn  auf  Gefahr  und 
Lasten  des  Absenders  das  Gut  wieder  aus- 
laden und  auf  Lager  nehmen  oder  einem 
Spediteur  oder  öffentlichen  Lagerhaus  über- 
weisen. Auch  die  vom  Empfänger  nicht  recht- 
zeitig entladenen  Güter  kann  die  Eisenbahn 
auf  seine  Gefahr  und  Kosten  ausladen.  Wenn 
die  ordnungsmäßige  Abwicklung  des  Verkehrs 
durch  Güteranhäufungen  gefährdet  wird,  ist 
die  Eisenbahn  berechtigt,  die  Entladefristen 
abzukürzen  und  das  Wagenstandgeld  zu  er- 
höhen. Die  Anordnung  ist  zu  veröffenilichen 
und  tritt  nicht  vor  der  Veröffentlichung  in 
Kraft.  Aus  ihr  muß  in  Deutschland  zu  er- 
sehen sein,  ob  die  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde erteilt  oder  vorbehalten  ist;  wird 
die  Genehmigung  versagt  oder  nicht  innerhalb 
8  Tagen  bekanntgemacht,  ist  die  Anordnung 
wirkungslos. 

Benutzung  von  Wagen  zu  Dienstgut- 
sendu  ngen,  Arbeitswagen.  Fijr  die  Zwecke 
der  Bahnunterhaltung  u.s.  w.  sind  meist  beson- 
dere Wagen  —  vielfach  unter  Verwendung  der 
für  den  allgemeinen  Verkehr  nicht  mehr  verwend- 
baren älteren  Wagen  -  hergerichtet  (s.  Arbeits- 
wagen und  Arbeitszug).  Auch  für  diese  bestehen 
vielfach  besondere  Bestimmungen,  um  ihre  Aus- 
nutzung zur  Vermeidung  der  Inanspruchnahme 
der  für  den  allgemeinen  Verkehr  bestimmten 
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Wagen  zu  sichern.  Bei  den  deutschen  Reichs- 
bahnen sind  eine  Reihe  von  Anordnungen  ge- 
troffen, um  den  eigenen  Bedarf  der  Eisen- 
bahnen zur  Zeit  des  starken  Verkehrs  gering 
zu  halten.  So  sollen  Dienstgüter  möglichst  be- 
zogen werden,  wenn  an  Wagen  der  gebrauchten 
Art  kein  Mangel  herrschst,  so  insbesondere 
die  Eisenbahnbau-  und  Oberbaustoffe  in  Kohlen- 
und  Kokswagen  sowie  in  Arbeitswagen  mög- 
lichst von  Januar  bis  Mitte  September.  Alle 
nur  aufscliiebbaren  Anforderungen  an  Dienst- 
gütern sollen  in  Zeiten  des  Wagenmangels 
unterlassen  werden.  Ferner  sind  auch  für  die 
Dienstgutsendungen  die  Ladefristen  grundsätz- 
lich auf  6  Stunden  zu  kürzen.  Auch  die  Be- 
stellung, Meldung  und  Beladung  der  Arbeits- 
wagen ist  eingehend  geregelt.  Betriebswagen 
dürfen  zu  Dienstgutsendungen  grundsätzlich 
nur  bestellt  werden,  wenn  Arbeitswagen  mit 
Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  des  Gutes 
nicht  verwendbar  sind.  Vom  1.  Oktober  bis 
30.  Dezember  dürfen  Kohlen-  und  Kokswagen 
für  Sendungen  zu  Bauzwecken  nur  benutzt 
werden,  wenn  die  Sendungen  dringlich  sind, 
zu  einem  früheren  Zeitpunkt  nicht  bezogen 
werden  konnten  und  die  Empfangsverwaltung 
ausdrücklich  die  Genehmigung  erteilt  hat.  Vom 
1.  Oktober  ab  sind  endlich  alle  verfügbaren 
und  für  Güterzüge  geeigneten  Arbeitswagen 
für  den  allgemeinen  Verkehr  freizumachen. 

Maßnahmen  gegen  den  Wagenmangel. 
Straffer  noch  als  sonst  soll  der  Wagendienst 
durchgeführt  werden  zur  Zeit  des  starken  Ver- 
kehrs und  zu  Zeiten  der  Wagenknappheit  odei 
des  Wagenmangels.  Alle  nur  möglichen  Maß- 
nahmen zur  Beschleunigung  des  Wagenumlaufs 
und  der  Minderung  des  Mangels  müssen  durch- 
geführt werden.  Es  kommen  in  Frage:  Ver- 
mehrung der  Züge;  Zuführung  von  Leerwagen 
mit  geschlossenen  Güterzügen;  Verlängerung 
des  Dienstes  in  den  Wagenbureaus  und  auf  den 
äußeren  Dienststellen;  Einführung  des  Nacht- 
dienstes; Vermehrung  der  Bedienungen  der 
Anschlüsse,  Lagerplätze,  Werkstätten  u.  s.  w. ; 
Verkürzung  der  Ladefristen ;  verschärfte  Ober- 
wachung  aller  für  den  Wagenumlauf  und  die 
Wagenbenutzung  wesentlichen  Dienstzweige 
durch  die  Verwaltungen,  Verwaltungsstellen, 
Dienststellen  Vorsteher,  Wagenaufsichtsbedien- 
stete; vorübergehende  Herrichtung  weniger 
verlangter  Wagen  zu  offenen  Wagen ;  Einstel- 
lung der  Erstattung  von  Standgeld  für  Wagen 
mangelnder  Gattungen;  Einschränkung  oder 
Aufhebung  der  Sonntagsruhe  (s.  d  )  im  Güter- 
dienst; Einwirkung  auf  die  Wagenbenutzer  zur 
beschleunigten  Be-  und  Entladung  auch  außer- 
halb dergegebenenfallszu  verlängernden  Dienst- 
stunden; Einschränkung  des  Bedarfs  an  Wagen 


der  Verwaltung  zu  Eil-  und  Frachtstückgut 
durch  stärkere  Beladung  und  Ansammlung  des 
Aufkommens  während  mehrerer  Tage;  Voraus- 
sendung der  Begleitpapiere  und  Vormeldung 
der  Wagen  zur  Ermöglichung  sofortiger  Ent- 
ladung der  Wagen  beim  Eingang  infolge  früh- 
zeitiger Bearbeitung  der  Papiere  und  Benach- 
richtigung der  Empfänger;  Beschleunigung  der 
Desinfektion  und  Wagenausbc'^serung  durch 
Beseitigung  vorzugsweise  kleiner  Schäden  und 
Schaffung  von  Ausbesserungsstellen  in  der  Nähe 
der  Betriebsgleise  zur  Ersparung  der  Läufe 
zur  und  von  der  Werkstätte;  Ausdehnung  der 
Abfertigungszeiten  bei  den  Zoll-  und  Steuer- 
ämtern; stärkere  Benutzung  der  fremden  W.igen 
innerhalb  der  zulässigen  Grenzen.  Zu  er- 
wähnen ist  endlich  die  Anordnung  von  Teil- 
deckungen, d.  h.  die  Einschränkung  in  der  Ge- 
stellung gewöhnlicher  offener  Wagen  (einschließ- 
lich der  Koks-  und  der  20-/-Wagen),  wenn 
die  Bedarfsdeckung  auf  erhebliche  Schwierig- 
keiten zu  stoßen  droht.  Diese  Maßnahme  ist 
zwar  nicht  geeignet,  den  Wagenmangel  zu  be- 
seitigen, wohl  aber  durch  Beteiligung  weiterer 
Gebiete  ihn  in  den  Hauptversandgebieten  ab- 
zuschwächen. Die  Teildeckungen  werden  in  den 
großen  Zuführungsgebieten  dadurch  angeordnet, 
daß  der  Bruchteil  des  Gesamtbedarfs,  der  ge- 
deckt werden  soll,  bestimmt  oder  die  zu  stel- 
lende Wagenzahl  angegeben  wird.  In  den  übrigen 
Gebieten  wird  gegebenenfalls  die  Abgabe  \on 
Wagen  unter  Cbernahmeentsprechender  Ausfälle 
angeordnet.  Um  zu  \'erhüten,  daß  einzelne  Ver- 
sender durch  Überbestellungen  sich  eine  un- 
verhältnismäßig günstige  Deckung  sichern,  wer- 
den ihnen  im  Falle  der  Teildeckung  die  Wagen 
nur  nach  Maßgabe  von  Verhältniszahlen  zuge- 
teilt. Unter  Verhältniszahl  ist  die  Wagenzahl 
zu  verstehen,  die  sich  aus  dem  täglichen  Durch- 
schnitt des  Versandes  eines  einzelnen  Versenders 
innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraums  ergibt 
und  daher  seinem  durchschnittlichen  wirtschaft- 
I  liehen  Bedürfnisse  entspricht.  Derartige  Zahlen 
werden  für  die  regelmäßigen  größeren  Ver- 
sender auf  Grund  des  durchschnittlichen  täg- 
lichen Versands  des  gleichen  Monats  im  Vor- 
jahre gebildet;  dabei  kann  auf  Erweiterung  in 
den  Betrieben  Rücksicht  genommen  \t  erden. 
Auch  die  anschließenden  Privat-  und  Klein- 
bahnen, die  durch  eine  X'erbandsbahn  mit 
Wagen  versorgt  werden,  haben  an  den  Teil- 
deckungen teilzunehmen.  Von  der  Teildeckung 
ist  der  Bedarf  für  gewisse  Güter  ausgenommen, 
dessen  auch  nur  teilweise  Nichtberücksichtigung 
mit  besonders  erheblichen  Nachteilen  verbunden 
wäre.  Die  Stationen  haben  mit  den  ihnen  zur 
Verfügung  stehenden  Wagen  zunächst  den  von 
der   Teildeckung   ausgenommenen    Bedarf    zu 
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decken  und  dann  den  Rest  auf  die  übrigen 
Besteller  nach  Verhältnis  der  Anforderungen 
oder  der  festgesetzten  Verhältniszahlen  zu  ver- 
teilen, alle  durch  die  Teildeckung  verfügbar 
werdenden  Wagen  aber,  soweit  allgemeine  Läufe 
bestehen,  abzusenden,  sonst  verfügbar  zu  melden. 

Verhältnis  zu  fremden  Bahnen.  Wagen- 
abrechnung. Im  Verkehr  mit  fremden  Bahnen 
sind  die  Bestimmungen  der  Übereinkommen 
der  Wagenverbände  oder  die  etwa  mit  ihnen 
geschlossenen  besonderen  Vereinbarungen  zu 
beachten.  Die  Abrechnung  (s.  d  )  der  Miete 
u.  s.  w.  erfolgt  nach  besonderen  Abmachungen 
durch  die  hierzu  bestellten  Dienststellen 
(s.  Wagenübergang  und  Wagenverbände). 

Literatur:  W.  F.  Allen,  Gegenseitige  Benutzung 
von  Güterwagen  auf  nordamerikanisrhen  Eisen- 
bahnen. Bulletin  d.  Int.  Kongr.-Verb.,  1<)07,  deutsche 
Ausg.  S.  317;  Bemerkungen,  betreffend  die  Nützlich- 
keit des  Studiums  der  l-"rage  über  die  gegenseitige 
Wagenbenutzung  und  das  Wagenstandgeld.  Bulletin 
d.  Int.  Kongr.-Verb.,  1910,  deutsche  Ausg.  S.  3163; 
Anhänge  zu  den  Bemerkungen  über  die  Nützlichkeit 
des  Studiums  der  Fr.'gc  über  die  gegenseitige  Wagen- 
benutzung  und  das  Wagenstandgeld.  Bulletin  d.  Int. 
Kongr.-Verb.,  IQIO,  deutsche  Ausg.,  S.4Ü0äff.  -  Wil- 
helm Cauer,  Betrieb  und  Verkehr  iler  preußisclien 
Staatsbahnen,  Erster  Teil,  Berlin.  1897.  -  Johann 
Frahm,  Das  englische  Eisenbahnwesen.  Berlin  1911. 

—  Sommerlattt-,  Güterwagendienst  in  „Das  deut- 
sche Eisenbahnwesen  der  Gegen\x'art", 2.  Aufl.,  Bd.  II. 

-  Paul  Qutschmidt,  50 Jahre  Vereinswagenüber- 
einkommen. Ztg.  d.  VDEV.  1918,  Nr.  15  u.  17.  - 
Dr.  Max  Höltzel,  Das  Wagenübereinkommen  des 
VDEV.  und  seine  wirtschaftliche  Bedeutung.  Berlin 
1900.  —  W.  Hoff  u.  F.  Schwabach,  Nordaiueri- 
kanische  Eisenbahnen,  thre  Verwaltung  und  Wirt- 
schaftsgebarung. Berlin  1906.  -  Keding,  Die 
gegenseitige  Wagenbenutzung  bei  den  Eisenbahnen 
der  Welt  in  „Deutsches  Eisenbahnwesen".  Berlin 
1911  u.  1912.  -  Fritz  Kri>nig,  Die  Verwaltung 
der  preußischen  Staatseisenbahnen,  Breslau  1892.  - 
Marx,  Der  Austausch  der  Güterwagen  im  Bereiche 
des  VDEV.  Arch.  f.  Ebw.  1917,  S.  817;  1918,  S.  22; 
Vorschriften  über  die  Benutzung  der  Güterwagen 
durch  die  Versender  und  Empfänger  im  Bereiche 
des  VDEV.  Arch.  f  Ebw.  1918,  S.  539  ff.,  773;  Zur 
Hauptifersammlung anläßlich  des 75jährigen  Bestands. 
Ztg.  d.  VDEV.  1921.  —  Dr.  Mertens,  Allgeirieines 
Statut  für  die  russischen  Eisenbahnen.  Arch.  f.  Ebw. 
1916,  S.  Ui3.  -  Zusammenstellung  der  Bestimmungen, 
welche  im  lÜ.  den  Gesetzen  und  Reglementen  in  den 
Vertragsstaaten  überlassen  sind.  Dritte  Ausgabe,  Juli 
1915;  Ztschr.  f.  d.  i.  Eisenbtr.  1915.       Fabiunkc. 

Wagendirigierung  s.  Wagendienst. 

Wagenevidenz  (rolling  stock;  effectiv  de 
wagons;  effettivo  dt  vagone).  Um  die  Möglich- 
keit zu  haben,  sich  jederzeit  über  die  Zahl 
der  vorhandenen  und  verfügbaren,  der  in 
Ausbesserung  stehenden  u.  s.  w.  Wagen  zu 
unterrichten,  um  eine  zweckentsprechende  Ver- 
fügung und  Verteilung  vornehmen  zu  können, 
um  Unterlagen  für  die  Wagenmieteabrechnung 
zu  schaffen,  zu  statistischen  Zwecken  u.  s.  w. 
haben  die  Verwaltungen  von  Fall  zu  Fall  oder 


regelmäßig  zu  bestimmten  Zeiten  von  den 
Stationen,  namentlich  den  IJbergangsstationen, 
Zugführern  u.  s.  w.  zu  erstattende  Meldungen, 
Aufschreibungen  und  Nachweisungen  man- 
cherlei Art  angeordnet,  z.  B.  tägliche  Bedarfs- 
und Bestandsmeldungen, Wagenzählungen  u. s.w. 
Im  übrigen  s.  Wagendienst.  Fahinnke. 

Wagenhallen  s.  Wagenschuppen 

Wagenkilometer  (car-kiloineter;  voitiire- 
kilometre;  vettiira-cliilometro).  Der  von  den 
Wagen  zurückgelegte  Weg  in  Kilometern.  Sie 
geben  einen  Anhalt  zur  Beurteilung  der 
Leistungen  der  Wagen,  s.  Achskilometer. 

Fabiunke. 

Wagenkipper  s.  Lade-  und  Entlade- 
V  o  r  r  i  c  h  t  u  ti  g  e  n . 

Wagenkontrolle,  Wagenbureau  (cotitrdk 
des  wagons,  du  inateriel  roiilant),  jene  Dienst- 
stelle, die  sich  mit  der  Überwachung  des 
regelmäßigen  Laufes  der  Wagen,  der  sachge- 
mäßen Verwendung  und  ökonomischen  Aus- 
nutzung der  Eisenbahnwagen,  mit  der  Er- 
mittlung der  gefahrenen  kchskm  zu  statisti- 
schen Zwecken  und  zur  Feststellung  der 
Präinien,  mit  der  Behandlung  von  Parteibe- 
schwerden über  Wagengestellung,  Erhebung 
von  Wagenstandgeld  u.  dgl.,  mit  der  Abrech- 
nung der  Wagenmiete  und  vielfach  auch  mit 
der  Verteilung  der  Wagen  an  die  Stationen 
befaßt. 

Wagenkrane  (crane  tnicks;  wagons  gnie; 
carri-grn).  Für  Verladungen,  Montagen,  Bauten 
und  zur  Durchführung  von  Aufräumungs- 
arbeiten bei  Unfällen  werden  im  Eisenbahn- 
betrieb, wo  Hebezeuge  nicht  ständig  zur  Ver- 
fügung stehen,  fahrbare  W.,  stets  als  Dreh- 
krane  ausgeführt,   verwendet    (s.  Kranwagen). 

Eine  besonders  interessante  Bauart  zeigt  der 
in  der  Abb.  98  dargestellte  fahrbare  elektri- 
sche Drehkran  für  900  kg  Nutzlast,  der  auf 
einem  Straßenbahnwagenuntergestell  aufgebaut 
ist  und  einen  Ausleger  mit  8  in  Ausladung 
besitzt. 

Der  elektrische  Antrieb  für  W.  ist  selten, 
da  solche  Krane  nur  an  ein  beschränktes  Ver- 
wendungsgebiet gebunden  sind. 

Ebenso  ist  die  Verwendung  von  Explosions- 
motoren wegen  der  Schwierigkeiten  des  An- 
fahrens  unter  Vollast  nicht  gebräuchlich. 

Der  Antrieb  mittels  Dampfmaschine  ist  für 
größere  Lasten  und  intensivere  Arbeit  sehr 
häufig.  So  zeigt  Abb.  99  einen  fahrbaren 
Kran  englischer  Bauart  mit  35,24  und  15  t 
Tragkraft  je  nach  der  Ausladung  von  6,9  rder 
15  ni,  welche  durch  Veränderung  der  Lage 
des  Auslegearmes  erreicht  wird.  Der  137  m 
lange,   als  Gittermast   mit   gekrümmtem    Kopf 
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A  bb.  «8. 


ausgeführte  Ausleger  ruht  mit  einem  Fuß- 
gelenk in  den  Schildern  der  Winde,  die  am 
andern  Ende  den  geschlossenen  Führerstand 
mit  dem  Dampfkessel  tragen.  An  den  Schildern 
der  Winde  befinden  sich  überdies  seitlich  die 
beiden  Dampfmaschinen  für  das  Hub-  und 
Drehwerk.  Die  Last  hängt  an  6  Seiltrummen 
des  25  mm  starken  Hubseils  und  \sird  die 
Vollast  von  35  /  mit  7'3  /n/Min.,  eine  Last  mit 
30  m/Min.  gehoben  und  in  der  Minute  einmal 
im  Kreise  geschwenkt.  In  die  Versendestellung 
wird  der  Kran  durch  Ablegen  des  Auslegers 
auf  einen  Schutzwagen  gebracht. 


Wagenladung.   -   Wagenreinigung. 
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Wagenladung,  tariftechnischer  Begriff,  mit 
dem  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  daß  das 
aufgegebene  Gut  die  Tragkraft  eines  Normal- 
wagens voll  ausnutzt  oder  daß  die  Fracht- 
zahlung für  die  volle  Tragkraft  eines  solchen 
Wagens  erfolgt. 

Als  halbe  W.  bezeichnet  man  Gütermengen, 
die  die  Tragkraft  eines  Normalwagens  zur 
Hälfte  ausnutzen  oder  bei  denen  die  Fracht- 
berechnung für  die  halbe  Tragkraft  eines 
solchen  Wagens  erfolgt  (s.  Gütertarife). 

Wagenladungsbahnhöfe     s.     Rohgut- 

b  a  h  n  h  ö  f  e. 

Wagenladungstarif  s.  Gütertarif. 

Wagenlaufmiete  s.  Wagendienst. 

Wagen leihgesellschaften,  Unternehmun- 
gen, die  durch  leihweise  L'berlassung  von 
Wagen  den  Eisenbahngesellschaften  die  Neu- 
anschaffung solcher  Betriebsmittel  über  eine 
das  mittlere  Verkehrsbedürfnis  überschreitende 
Zahl  unnötig  machen  und  neugebildeten  Ge- 
sellschaften die  Anschaffung  eines  eigenen 
Wagenparks  ersparen  oder  erleichtern. 

Von  W.  sind  zu  nennen:  In  Deutschland: 
Eisenbahnmaterial- Leihanstalt  A.-Q.,  Berlin; 
Eisenbahn-Verkehrsmittel  A.-G.,  Berlin;  Oren- 
stein  &  Koppel  A.-G.,  Berlin ;  Eisenbahn-Betriebs- 
mittel-Leihanstalt G.  m.  b.  H.,  Berlin ;  Eisenbahn- 
wagen-Leihgesellschaft m.b.  H.,  Berlin-Wilmers- 
dorf; Waggon- Verleih-  und  Transport  A.-G., 
Cassel. 

In  Österreich:  Allg.Waegonleihgesellschaft, 
Wien;  Österr.  Eisenbahn-Verkehrsanstalt  A.-G., 
Wien. 

In  Ungarn:  Internationale  Waggonleih- 
gesellschaft, Budapest;  Ung.  Eisenbahn-Ver- 
kehrs-Aktiengesellschaft, Budapest. 

In  Italien:  S.  A.  „L'Ausiliare"  Locazione 
diVagoni  imprese  Ferroviarie&Tramvie,  Roma. 

In  Frankreich:  Societe  de  Location  de 
Materiel  de  Transport,  Paris;  Ste.  Ame.  pour 
la  Location  de  Materiel  Roulant,  Paris;  Com- 
pagnie  de  Wagons-Reservoirs,  Paris. 

In  Belgien:  Compagnie  Auxiliaire  inter- 
nationale de  Chemins  de  Fer,  Bruxelles. 

Zahlreich  sind  die  W.  in  Großbritannien. 

Wagenmiete  s.  Wagendienst. 

Wagenraumtarife  s.  Gütertarife. 

Wagen  reinigung  (ncttoyage  des  voitures). 
Abge-ehen  von  der  Reinigung  der  Wagen  in 
den  Werkstätten,  in  die  sie  von  Zeit  zu  Zeit 
gelangen,  müssen  sie  auch,  während  sie  sich 
im  Betrieb  befinden,  regelmäßig  gereinigt 
werden,  was  auf  den  Zugend-  bzw.  Heimat- 
stationen der  Wagen  geschieht. 

Die  tägliche  Reinigung  bezieht  sich  auf  Ent- 
fernung   von    Staub    und  Schmutz    aus    dem 


Innern  der  Personenwagen,  Reinigen  und 
Desinfizieren  der  Aborte,  Putzen  der  Lampen- 
glocken, der  Fenster,  der  Messingtürgriffe  und 
sonstigen  Beschläge.  In  größeren  Zwischen- 
räumen (1  -  2  monatlich)  werden  diese  Wa- 
gen im  Innern  und  außen  gewaschen.  Es 
hat  dies  mit  reinem,  kaltem  oder  doch  nur 
lauwarmem  und  weichem  Wasser  oder  auch 
mit  einer  lauen  Talg-Seifenlösung  unter  Ver- 
wendung sand-  und  körnerfreier  Lappen  bzw. 
weicher  Schwämme  zu  geschehen,  wobei  das 
Abtrocknen  und  Nachputzen  mit  weichen  Lap- 
pen oder  Wildleder  bewirkt  wird. 

Die  Reinigung  ist  auch  auf  die  Untergestelle 
auszudehnen;  die  Bufferstangen  und  Schrau- 
benkupplungen sind  von  Schmutz  und  Rost 
zu  befreien. 

Steht  zum  Waschen  der  Wagen  ein  bedeck- 
ter, frostfreier  Raum  nicht  zur  Verfügung,  so 
muß  diese  Arbeit  bei  Frostwetter  unterbleiben. 

Um  das  Einnisten  von  Motten  in  den  Pol- 
stern der  Wagen  zu  verhindern,  sind  die 
Polster  häufig  zu  klopfen. 

In  Zeiten  von  Epidemien  muß  nötigenfalls 
auch  noch  eine  Desinfektion  der  Wagen  im 
Innern  durch  Karbolsäure  u.  s.  w.  erfolgen. 

Eine  Reinigung  der  Güterwagen  findet  im 
allgemeinen  nicht  statt,  ausgenommen  die  Rei- 
nigung der  Untergestelle,  Achsen,  Federn,  Achs- 
büchsen u.  s.  w.  bei  Vornahme  der  regelmäßig 
wiederkehrenden  Prüfungen  in  den  Werkstätten. 

Eine  Ausnahme  machen  die  zur  Viehbeför- 
derung benutzten  Wagen,  für  deren  Reinigung 
besondere  Vorschriften  erlassen  sind  (s.  Des- 
infektion). 

Die  Reinigung  dieser  Wagen  erfolgt  am 
besten  durch  Ausspritzen  mit  heißem  Wasser 
oder  mit  Dampf  und  auf  besonders  herge- 
richteten Reinigungsplätzen,  bei  denen  dafür 
gesorgt  ist,  daß  das  Schmutzwasser  nicht  den 
Boden  verunreinigen  und  möglicherweise  mit 
Seuchenkeimen  durchsetzen  kann. 

Das  Auswaschen  der  Viehwagen  zum  Zweck 
ihrer  Reinigung  von  Dünger  wird  zu  jeder 
Jahreszeit  und  stets  im  Freien  vorgenommen. 
Zweckmäßig  wird  diese  Arbeit  nur  auf  ein- 
zelnen größeren  Stationen  ausgeführt,  wohin 
die  Wagen  von  den  kleineren  Stationen  ge- 
schickt werden,  u.  zw.  einesteils,  weil  auf  sol- 
chen Reinigungsstationen  die  Reinigung  und 
Desinfektion  schneller  und  besser  bewirkt  wer- 
den wird,  und  ferner,  weil  dann  auf  kleinen 
Stationen  die  Einrichtung  besonderer  Wasch- 
plätze (Waschgleise)  unterbleiben  kann,  die 
notwendig  sind  zur  Verhütung  der  Verbrei- 
tung von  Viehseuchenkeimen.  Auf  solchen 
Plätzen  muß  der  Fußboden  so  eingerichtet 
werden,    daß   er   undurchlässig   ist   und    alles 
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Waschwasser    und   aller    Dünger    aufgefangen 
und  unschädlich  gemacht  werden  kann. 

Wagenrevisoren,  Wagennieister,  Wa- 
genaufseher (visitcurs).  Ihnen  obhegt  in 
erster  F^eihe  die  regelmäßige  Prüfung  der  im  Be- 
trieb befindlichen  Wagen  auf  ihre  Betriebsfähig- 
keit und  bezüglich  etwa  vorhandener  Beschädi- 
gungen. Außerdem  haben  sie  die  Instandhaltung 
der  Heiz-,  Signal-  und  Beleuchtungsvorrich- 
tungen an  Personenwagen  und  den  Brems- 
vorrichtungen zu  überwachen  und  kleinere 
Schäden  selbst  auszubessern.  Die  W.  sind  den 
Stationsvorstehern  (Stationsleitern),  Betriebs- 
werkmeistern oder  Wagenwerkmeistern  unter- 
stellt und  befinden  sich  außer  auf  Übergangs- 
stationen auch  auf  größeren  Binnenstationen,  auf 
denen  mehrere  Bahnlinien  zusammenstoßen. 
Auf  den  Übergangsstationen  haben  sie  die 
Übernahme  bzw.  Übergabe  der  Wagen  von 
einer  Verwaltung  zur  andern  zu  überwachen 
und  vorgefundene  Schäden  im  Verein  mit  dem 
W.  der  Nachbarbahn  festzustellen,  wie  solches 
in  den  verschiedenen  Übereinkommen  bezüg- 
lich der  gegenseitigen  Wagenbenutzung  (siehe 
Wagenübergang)  und  in  der  jenen  Abmachun- 
gen beigefügten  „Instruktion  für  W.,  betref- 
fend die  Übernahme  der  Wagen"  bzw.  in  dem 
„Technischen  Reglement  für  die  gegenseitige 
Zulassung  des  Betriebsmalerials  und  die  Haft- 
pflicht für  Beschädigungen  zwischen  den  Ver- 
waltungen des  internationalen  Verbands"  u.s.w. 
vorgeschrieben   ist. 

Den  W.  obliegt  ferner,  soweit  nicht  be- 
sondere Verschiebemeister  bestellt  sind,  auch 
die  Leitung  der  Verschiebungen  (vgl.  Verschiebe- 
personal). 

Die  W.  werden  aus  der  Reihe  der  Hand- 
werker (Schlosser,  Stellmacher)  entnommen, 
nachdem  sie  längere  Zeit  (l-l'/s  Jahre)  in 
einer  Eisenbahn -Wagen  werkstätte  gearbeitet 
haben  und  im  Wagenrevisionsdienst  (Vz-  1  Jahr) 
ausgebildet  sind.  Sie  müssen  mit  allen  auf  den 
Bau  und  die  Einrichtung  der  Wagen  beste- 
henden gesetzlichen  Bestimmungen,  mit  der 
Bauart  und  Unterhaltung  der  einzelnen  Wagen- 
teile, mit  den  auf  die  Beleuchtung,  Heizung 
und    Reinigung    der  Wagen    erlassenen    Vor- 


schriften genau  bekannt  sein  und  Kenntnis 
von  den  Vorschriften  über  die  Benutzung  der 
eigenen  und  fremden  Wagen  und  von  den 
zwischen  den  verschiedenen  Verwaltungen 
dieserhalb  getroffenen  Übereinkommen  haben. 

Wagenschieber  (pincli  bar; poitsse-wagons; 
trave  per  spingicarri).  Vorrichtungen  zur  Er- 
leichterung des  mit  Menschenkraft  erfolgenden 
Verschiebens  von  Eisenbahnwagen. 

Der  einfachste  W.  ist  das  geißfußförmige 
Hebeei'^en  (Brechstange,  Beißer)  mit  oder  ohne 
Holzgriff.  Das  keilförmig  gestaltete  eine  Ende 
des  Hebeeisens  wird  in  der  Fahrtrichtung 
hinter  dem  Wagen  unter  das  Rad  gesetzt  und 
das  freie  Ende  niedergedrückt.  Dadurch  wird 
das  Rad  in   Bewegung  gesetzt. 

Größere  Vollkommenheit  besitzen  der  Staf- 
ford-Munsonsche  W.,  der  Schugsche  Gelenk- 
brecher und  insbesondere  die  neueren  Aus- 
führungen der  W.  nach  Bauart  Büssing  (Braun- 
schweig) und  nach  Bauart  Rosenbaum  (Gelsen- 
kirchen). Diese  W.  sind  dadurch  gekennzeich- 
net, daß  das  Brecheisen  mittels  Oelenkbolzen 
in  einem  sattelartigen  Schuh  gelagert  ist,  der 
unten  den  Schienenkopf  umfaßt  und  dem 
Brecheisen  als  Stütze  dient.  Hierdurch  wird 
die  Fortbewegung  des  Wagens  mit  geringerem 
Kraftaufwand  ermöglicht. 

Bei  den  Büssingschen  W.  (Abb.  100)  enthält 
der  aus  zähem  Holz  ausgeführte  Handhebel  B  in 
seinem  Vorderteil  die  Druckrolle  £",  auf  welcher 
der  um  /^drehbare  Lasthebel  C  ruht.  Der  Hand- 
hebel ist  auf  einem  Bolzen  drehbar  gelagert. 
Der  Schuh  A  wird  durch  seitliche  Krampen  von 
geringer  Höhe  auf  der  Schiene  geführt. 

Bei  der  Verwendung  wird  der  W.  in  der 
Bewegungsrichtung  hinter  dem  Wagen  auf  die 
linke  oder  rechte  Schiene  gesetzt  und  unter 
das  Rad  geschoben  (Stellung  nach  Abb.  100); 
dann  drückt  man  den  Hebel  B  nach  ab'S'ärts, 
wobei  durch  die  Rolle  E  der  Lasthebel  gehoben 
und  dessen  verzahnte  Angriffsfläche  O  gegen 
das  Rad  gedrückt  wird,  um  es  in  Drehung  zu 
versetzen  (Stellung  nach  Abb.  101).  Der  W. 
ist  leicht  zu  handhaben;  sein  Gewicht  beträgt 
10  Ä^  und  kann  bei  jeder  Gleislage  und  auch 
bei    Bremswagen    angewendet   werden,    deren 


Abb.  101. 


Wagenschieber.   -   Wagenschuppen. 
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Bremsen  sich  bis  auf  das  zulässige  Maß  von 
130  mm  der  Schiene  nähern.  Ähnlich  ist  der 
W.  von  Rosenbaum.  Der  Lasthebel  ist  jedoch 
so  angeordnet,  daß  er  bei  der  Drehung  des 
Wagenrads  zugleich  nach  vorwärts  geschoben 
wird. 

Die  vorbesprochenen  W.  werden  sämtlich 
mit  den  Wagen  nicht  verbunden;  der  W.  von 
Saint  Martin  wird  am  Wagen  festgemacht. 
Er  besteht  aus  einer  kräftigen  eisernen  Stütze, 
die  an  ihrem  Ende  mit  einem  Schuh  ver- 
sehen ist,  einer  mit  dieser  Stütze  gleichlaufend 
geführten  Stange  und  einem  Handhebel.  Der 
obere  Teil  der  Stange  wird  durch  Schraube 
und  Handrad  fest  mit  der  Kopfschwelle  des 
fortzubewegenden  Wagens  verbunden.  Der 
Schuh  ist  mit  Schneiden  oder  Sperrzähnen 
versehen;  diese  umf;ssen  den  Schienenkopf. 
Die  Schneiden  oder  Zähne  gestatten  ein  Nach- 
ziehen des  Schuhs  nach  den  Wagen,  wirken 
aber  bei  einer  Bewegung  im  entgegengesetzten 
Sinn  als  Sperrwerk  und  klemmen  den  Schuh 
an  der  Schiene  fest.  Das  Gewicht  des 
Hebels  beträgt  \7  kg.  Seine  Wirkungsweise  ist 
folgende.  Durch  Abwärtsbewegen  des  Hebels 
wird  die  Stange  gegen  die  Stütze  nach  außen 
verschoben;  da  sich  der  Schuh  gegen  die 
Schiene  preßt,  wird  der  Wagen  fortbewegt.  Ist 
der  Hebel  an  der  tiefsten  Stelle  angelangt,  so 
zieht  der  bewegte  Wagen  den  ganzen  W.  nach 
sich,  der  Schuh  löst  sich  und  der  Hebel  kann 
wieder  nach  auswärts  bewegt  werden  (s.  Gen. 
civ.  1892,  S.  434). 

Wagen  schuppen  (carriage-sheds ;  remises 
ä  voitures ;  rimesse  veicoli). 

a)  Zweck: 

Die  W.  werden  je  nach  ihrem  Zweck  unter- 
schieden in  Abstellschuppen,  Reinig ungs- 
schup]3en    und   Ausbesserungsschuppen. 

Abstellschuppen.  Während  die  im  Be- 
triebe befindlichen  Güter-  und  Personenwagen 
für  gewöhnlich  auch  während  ihrer  Abstellung 
auf  den  Bahnhöfen  im  Freien  bleiben,  sieht 
man  für  besonders  gut  ausgestattete  Personen- 
wagen (z.  B.  Saalwagen,  Krankenwagen  u.dgl.) 
Schuppen  vor.  Es  genügen  häufig  offene  höl- 
zerne, meist  nur  an  der  Wetterseite  verschalte 
Schuppen  ohne  besondere  Fußbodenbefestigung; 
völlig  geschlossene  Schuppen  werden  für  diesen 
Zweck  selten  errichtet  (z.  B.  für  Fürstenwagen). 

Reinigungsschuppen  dienen  der  Auf- 
nahme einzelner  Personenwagen,  Zugteile  oder 
ganzer  Züge,  die  während  ihres  Aufenthalts  auf 
den  Zugbildungsstationen  gründlich  untersucht 
und  gereinigt  werden  müssen.  Die  Vorzüge  vor 
der  Aufstellung  im  Freien  bestehen  darin,  daß 
die  Bediensteten  gegen  Wind  und  Wetter  und 


die  Gefahren  des  Verschiebebetriebes  geschützt 
sind  und  daher  ihre  Arbeiten  schneller  und 
besser  verrichten.  Auch  wird  kein  Schmutz  in 
die  Wagen  getragen  und  die  Arbeitsplätze 
werden  sauber  gehalten.  Im  Winter  lassen  sich 
Schnee  und  Eis  Fchneller  von  den  Wagen  ent- 
fernen und  die  Reinigung  mit  warmem  Wasser 
bleibt  durchführbar.  Die  Versorgungsleitungen 
(Dampf,  Wasser  und  Gas)  sind  gegen  Ein- 
frieren geschützt. 

Ausbesserungsschuppen  dienen  der 
Untersuchung  und  Ausbesserung  der  im  Be- 
triebe beschäftigten  Personen-  und  Güterwagen, 
soweit  sie  nicht  den  Hauptwerkstätten  zuge- 
führt werden. 

b)  Lage. 

Die  Abstell-  und  Reinigungsschuppen  werden 
ihrem  Zweck  entsprechend  auf  den  Personen- 
bahnhöfen oder  den  zu  ihnen  gehörenden  Ab- 
stellbahnhö-en  angeordnet,  während  die  Aus- 
besserungsschuppen möglichst  in  Verbindung 
mit  den  Betriebswerkstätten  zu  bringen  sind. 
Auf  großen  Verschiebebahnhöfen  legt  man  sie 
auch  zweckmäßig  nahe  den  Hauptablaufbergen 
an,  weil  die  beschädigten  Wagen  an  dieser 
Stelle  zulaufen. 

Während  die  Abstellschuppen  mehr  an  ent- 
legenen Stellen  des  Bahnhofes,  auf  größeren 
Abstellbahnhöfen  etwa  bei  der  Gleisgruppe  für 
selten  benutzte  Wagen  angeordnet  werden 
können,  legt  man  die  Reinigungsschuppen  am 
Desten  in  die  Nähe  der  Gruppe  der  eigent- 
lichen Aufstellgleise  für  Personenzüge.  Auf 
gute  Verbindung  mit  diesen  und  Anschluß  an 
das  Hauptausziehgleis  des  Abstellbahnhofs  ist 
besonderer  Wert  zu  legen.  Schließt  man  die 
Schuppen  nur  an  einem  Ende  an,  so  entsteht 
der  Vorteil,  am  anderen  Ende  Werkstatts-  und 
Aufenthaltsräume,  die  dann  am  wenigsten  Licht 
wegnehmen,  anbauen  zu  können.  Auch  wird 
vermieden,  daß  der  Schuppen  von  durchfah- 
renden Lokomotiven  verqualmt  wird.  Ander- 
seits hat  der  beiderseitige  Anschluß  den  Vor- 
zug größerer  Freiheit  in  den  Verschiebebewe- 
gungen. Man  sehe  darauf,  daß  an  der  Längs- 
seite der  Reinigungsschuppen  nicht  Gleise  ange- 
ordnet werden,  die  dauernd  besetzt  sind,  weil 
hierdurch  der  Schuppen  verdunkelt  wird;  als 
Nachbargleise  sind  daher  Weichenstraßen  oder 
Durchlaufgleise  geeignet.  Bei  der  Entwurfsver- 
fassung sorge  man  auch  für  Erweiterungsmög- 
lichkeit der  Schuppenanlage.  Diese  wird,  wenn 
man  dem  Schuppen  sogleich  die  volle  Zug- 
länge gegeben  hat,  kaum  durch  Verlängerung, 
eher  noch  durch  Verbreiterung  zu  erreichen 
sein.  Meist  wird  man  einen  neuen  Schuppen 
errichten   müssen,   den   man   zweckmäßig  von 
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vornherein  mit  guten  Anschlußtnögiiclikeiten  in 
der  Nähe  des  zuerst  auszuführenden  Schuppens 
in  den  Bahnhofsentwurf  aufnehmen  solhe. 

c)  Grundformen  und  Abmessungen. 

Die  zweckmäßigste  Grundrißform  der  Wagen- 
schuppen ist  ein  langgestrecktes  Rechteck  mit 
Anschluß  durch  Weichenstraßen  an  einem  oder 
beiden  Enden  (s.  auch  b).  Der  Anschluß  durch 
Schiebebühnen  kommt  nur  für  kleine,  der  Auf- 
nahme einzelner  Wagen  dienende  Schuppen 
in  Frage,  ebenso  die  Ringschuppenform  mit 
Drehscheibenanschlul^.  Die  Länge  der  Schuppen 
ist  gleich  der  erforderlichen  Luftstellänge  der 
Schuppengleise,  zu  der  Spielräume  von  LO  bis 
1'5/n,  besser  2-0 — 2'5  m,  zwischen  den  Buffern 
des  letzten  Wagens  und  der  GiebeKvand  hinzu- 
kommen. Die  erforderliche  Gleislänge  für  ganze 
Züge  schwankt  zwischen  130  und  200  -  225  m 
und  muß  im  einzelnen  Fall  ermittelt  werden. Geht 
man  hierbei  \on  der  Achsstärke  der  Züge  aus,  so 
rechne  man  für  vierachsige  Schnellzugwagen  mit 
4'5  m,  für  zwei-  und  dreiachsige  Personenwagen 
mit  4'0  m  für  eine  Achse.  Bei  Schuppen  für 
Einzel  wagen  oder  Wagengruppen  lege  man  jeder 
Achse  ein  größeres  Maß,  etwa  510/«  zu  gründe. 
Zu  beachten  ist  im  übrigen,  daß  die  Post-  und 
Eilgutwagen  meist  nicht  im  Wagenschuppen 
aufgestellt  werden.  Lange  Gleise  bieten  stets 
den  Vorteil,  auf  ihnen  2  kurze  Züge  hinter- 
einander aufstellen  zu  können.  Zur  Bemessung 
der  Gleiszahl  des  Schuppens  geht  man  von 
der  durchschnittlichen  Aufenthaltsdauer  der  Züge 
aus.  Beträgt  diese  3  Stunden,  so  werden  z.  B. 
für  40innerhalb  von  24  Stunden  zu  behandelnde 

40  •  3 
Züge  —^ —  =  5  Gleise  von  Zuglänge  erforder- 
lich sein.  Die  meist  mit  Betriebswerkstätten  ver- 
bundenen Ausbesserungsschuppen  erhalten  in 
der  Regel  mehrere  kurze  Gleise,  um  die  ein- 
zelnen Wagen  leicht  auswechseln  zu  können; 
sie  werden  oft  durch  Schiebebühnen  zugäng- 
lich gemacht. 

Die  Breite  der  Schuppen  ergibt  sich  aus 
dem  erforderlichen  Gleisabstand  und  dem  Raum 
zwischen  den  äußersten  Gleisen  und  den  Längs- 
wänden. Für  Abstellsclnippen  genügt  ein  Gleis- 
abstand von  4-0  -  4-5  m,  für  Reinigungs-  und 
Ausbesserungsschuppen  ein  solcher  von  5'0  bis 
5"5  m,  wobei  die  größeren  Maße  etwaige 
Zwischenstützen  berücksichtigen  sollen.  Nach 
TV.  §61,2  soll  der  Gleisabstand  nicht  unter 
4'4  m  betragen.  Bei  Schuppen,  die  nur  zur 
Aufstellung  von  Wagen  dienen,  die  längere 
Zeit  außer  Verwendung  kommen  (Abstell- 
schuppen),  kann  der  Gleisabstand  geringer  sein 
(TV.  §  60,  3).  Die  Mitten  der  äußersten  Gleise 
sollen  von  den  Längswänden  2*5  —  3'0  m  ent- 


fernt sein.  Letzteres  Maß  muß  mindestens  ein- 
gehalten werden,  wenn  längs  der  Wände  Werk- 
bänke aufgestellt  werden  sollen. 

Die  Höhe  der  Schuppen  soll  so  bemessen 
sein  —  wenigstens  bei  Reinigungs-  und  Aus- 
besserungsschuppen —  daß  die  Dächer  der 
Wagen  begangen  werden  können.  Die  Tore 
sollen  nach  BO.  §  11  (7)  mindestens  3'35  m, 
bei  Neubauten  3'80  m  im  Lichte  weit  sein. 
TV.  §61,4  empfehlen  für  Neubau'en  4-0  m.  Die 
lichte  Höhe  der  Tore  muß  der  Umgrenzung  des 
lichten  Raumes  entsprechend  4'80  m  betragen. 

d)   Bauliche    Ausbildung    und    Aus- 
stattung. 

Reine  Holzbauweise  kommt  meist  nur  für 
die  Abstellschuppen  in  Frage,  fürdieReinigungs- 
und  Ausbesserungsschuppen  wählt  man  meist 
Holz-  oder  Eisenfachwerk,  auch  Massivbau 
aus  Stein  oder  Eisenbeton.  Bei  einfachen  Ver- 
hältnissen ordnet  man  für  die  Wagenausbesse- 
rung auch  wohl  nur  überdachte,  nach  der 
Wetterseite  zu  verschalte  Wagenstände  mit 
Arbeitsgruben  an.  Die  Dachtragwerke  werden 
gewöhnlich  aus  Holz,  seltener  aus  Eisen  her- 
gestellt. Zwischenstützen  werden  erst  bei  Schup- 
pen mit  mehr  als  2  Gleisen  erforderlich. 
Zur  Dacheindeckung  wird  meist  doppellagige 
Pappe,  Ruberoid  und  ähnliches  auf  Holz- 
schalung oder  auch  auf  Binsbeton  verwendet, 
doch   findet  man    auch  Wellblecheindekungen. 

Während  die  Beleuchtung  der  Abstellschuppen 
auf  wenige  mittelgroße  Fenster  in  den  Längs- 
wänden beschränkt  werden  kann,  bedarf  es  bei 
Reinigungs-  und  Ausbesserungsschuppen  aus- 
giebiger Lichtzuführung.  In  den  Längswänden 
sind  große,  tief  herabreichende  Fenster,  im 
Dach  durchgehende  Oberlichter  in  der  First 
oder  sattelförmige  Oberlichter  zwischen  den 
Bindern  anzuordnen ;  günstiger  hinsichtlich 
Dichthaltung  und  Reinigung  sind  besondere 
Aufsätze  (Laternen),  in  deren  senkrechten  Seiten- 
wänden Fenster  vorgesehen  werden.  Wände 
und  Dachunterseite  werden  im  Interesse  der 
Helligkeit  weiß  gestrichen. 

Die  Oberlicht-  und  Seitenlichtaufbauten 
dienen  auch  der  Anbringung  der  für  große 
Schuppen  besonders  wichtigen  Lüftungsvor- 
richtungen. Die  Tore  wt-rden,  wie  die  der  Lo- 
komotivschuppen zweiflügelig  mit  Schlupftüren 
nach  außen  aufschlagend,  aus  Holz  oder  Eisen 
mit  Verkleidung  aus  Holz  oder  verzinktem 
Wellblech  hergestellt;  Schiebetore  sind  selten. 

Die  Fußböden  der  Reinigungs-  und  Aus- 
besserungsschuppen bestehen  aus  Beton  mit 
Zement  oder  Asphaltestrich  oder  auch  aus 
Klinkern.  Die  Gleise  werden  gewöhnlich  auf 
ihrer    ganzen    Länge    mit   Arbeitsgruben    ver- 
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sehen,  nach  denen  hin  der  Fußboden  Quer- 
gefälle erhält.  Fußbodenoberkante  liegt  zweck- 
mäßig bündig  mit  der  Fahrschiene,  neben  der 


zwecks  leichterer  Auswechslung  und  zum  Schutz 
der  Fußb:  denkante  gegen  Beschädigung  durch 
Arbeitsgerät  Streichschienen  aus  Walzeisen  oder 
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Streichbohlen  aus  Hartholz  verlegt  werden.  Die 
Arbeitsgruben  werden  entsprechend  denen 
der  Lokomotivschuppen  ausgebildet;  wie  in 
diesen  erhalten  namentlich  die  Ausbesserungs- 


SoMe  des  Entwässerungsrcbres 
Abb.  1U3.  Querschnitt  des  W.  Lichtenbeig-^riedrichsfelde. 


Abb.  1U4. 


Schiemnoberk. 


schuppen  Achssenken  zur  Auswechslung  schad- 
hafter Achsen. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Ausstattung 
der  Reinigungs- und  z.T.  auch  der  Ausbesserungs- 
schuppen mit  Versorgungsleitungen.  Für  die 
künstliche  Beleuchtung  kommt  fast  ausschließlich 


der  elektrische  Strom  in  Frage.  Außer  der 
allgemeinen  Beleuchtung  von  der  Decke  her, 
sind  Wand-  und  Fußbodenauslässe  zur  Einzel- 
beleuchtung auch  der  Unterseite  der  Wagen 
erforderlich.  Geheizt  werden  die 
Schuppen  meist  durch  Dampfsammei- 
heizung, die  zugleich  zur  Vorheizung 
der  Züge  benutzt  wird.  Die  Heizrohre 
finden  am  besten  in  besonderen 
Schlitzen  der  Arbeitsgruben  Platz, 
wo  sie  am  wenigsten  stören  und  von 
wo  die  erwärmte  Luft  den  vereisten 
Untergestellen  unmittelbar  zuströmt. 
Sie  werden  durch  aufklappbare  durch- 
brochene Gitter  vor  Verschmutzung 
geschützt;  die  Gitter  schützen  ander- 
seits die  Arbeiter  gegen  Verbrennen. 
Für  die  Vorheizung  der  Züge  sind 
Standrohre  zum  Anschließen  der 
Schläuche  erforderlich,  die  in  großen 
Abständen  -  etwa  70 — 100  m  — 
angeordnet  werden,  weil  die  Züge 
von  einer  oder  höchstens  2  Stellen 
aus  geheizt  zu  werden  brauchen.  Zur 
Erzeugung  des  Heizdampfes  dient 
eine  Dampfkesselanlage,  die  mit  den 
Nebenanlagen  verbunden  wird  (s.  c). 
Kleine  Schuppen  werden  auch  durch 
Öfen  erheizt.  Gewöhnliche  Abstell- 
schuppen entbehren  der  "Heizung 
meistens  ganz.  Zur  Reinigung  der 
Wagen  sind  Kalt-  und  Warm  Wasser- 
leitungen erforderlich,  deren  Zapf- 
stellen zwischen  den  Wagenreihen  in 
Abständen  von  14  — 20/h  anzuordnen 
sind.  Besser  noch  als  diese  sind  30  bis 
40c/«  breite,  20  cm  tiefe  Rinnen  aus 
Zementbeton,  die  in  der  Längsrichtung 
zwischen  je  2  Wagenreihen  meist 
etwas  höher  als  Fußbodenoberkante 
verlaufen  und  mit  fließendem  Wasser 
gefüllt  sind.  In  diese  können  die 
Wagenreiniger  an  jeder  beliebigen 
Stelle  ihre  Besen  eintauchen.  Ganz  ent- 
behrlich werden  durch  diese  Rinnen 
die  Zapfstellen  allerdings  nicht,  weil 
Wasser  auch  zur  Reinigung  des  Innern 
der  Wagen  in  Eimern  entnommen 
und  Sprengschläuche  angeschlossen 
werden  müssen.  Zur  Entstaubung 
der  Wagen  mit  Polsterklassen  werden 
Druckluftleitungen  vorgesehen.  Doch 
sollte  man  diese  besser  nicht  im  Schuppen, 
sondern  an  den  Abstellgleisen  im  Freien  an- 
bringen, um  die  Schuppen  nichtzu  verschmutzen. 
Ebenso  empfiehlt  es  sich  wegen  des  unange- 
nehmen Geruches  die  Leitungen  und  Zapfstellen 
für  Leuchtgas  außerhalb  der  Schuppen   anzu- 
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ordnen.  Um  die  elektrischen  Sammler  aufzuladen, 
bedürfen  die  Schuppen  auch  entsprechender 
Leitungen  und  Anschlußdosen. 

Die  gründliche  Entseuchung  (s.  Desin- 
fektion, Bd.  111)  der  Wagen  mit  Polsterklassen 
wird  in  den  Werkstätten  vorgenommen. 

Als  Beispiel  diene  der  in  Abb.  102  u.  103 
dargestellte  W.  der  Zugbildungsstation  Lichten- 
berg-Friednchsfelde  nebst  Einzelheiten  der  Ar- 
beitsgrube (Abb.  104  u.  105)  (allerdings  ohne 
Schlitz  für  die  Heizrohre). 

e)  Nebenaniagen. 

Zuden  Nebenanlagen  der  Reinigungsschuppen 
gehören  das  Kesselhaus  mit  der  Heiz-  und 
Warmwasserbereitungsanlage,  Dienst-,  Aufent- 
halts- und  Waschräume  sowie  Aborte  für  die 
Schuppenbediensteten.  Hierzu  treten  meist  noch 
kleine  Werkstätten  für  Schlosser,  Dreher,  Glaser, 
Sattler  und  JVlaler  mit  Lagern  für  Stoffe  und 
Ersatzteile.  Die  Ausbesserungsschuppen  werden 
meist  mit  einer  vollständigen  Betriebswerkstätte 
verbunden.  Die  gesamten  Nebenanlagen  werden 
in  Anbauten  an  den  Wagenschuppen  unterge- 
bracht, die  bei  einseitig  zugänglichen  Schuppen 
an  der  der  Torwand  gegenüberliegenden  Giebel- 
wand, sonst  an  der  einen  Längswand  ihren 
Platz  finden.  In  diesem  Fall  ist  besonders  für 
ausreichende  Lichtzuführung  mittels  Oberlichtes 
zu  sorgen  (s.  unter  d). 

f)  Wagenschuppen  für  elektrische  Trieb- 
wagen   oder   Züge    mit    Triebgestellen. 

Bei  diesen  ist,  soweit  es  sich  nicht  um 
Sammlertriebwagen  handelt,  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  Einrichtung  zur  Zuführung  des  Trieb- 
stroms die  Schuppenbediensteten  nicht  gefährdet. 
Die  Oberleitung  bzw.  die  dritte  Schiene  wird 
daher  meist  nicht  in  den  Schuppen  eingeführt, 
sondern  der  Strom  mittels  besonderer  Hilfs- 
vorrichtungen den  Wagen  zugeleitet. 

Die  Ausrüstung  der  etwa  vorhandenen  Werk- 
statt hat  sich  nach  den  Bedürfnissen  des  elektri- 
schen Betriebes  zu  richten;  auch  sind  besondere 
Prüfleitungen  zur  Prüfung  der  elektrischen 
Einrichtungen  vorzusehen. 

Literatur:  C.  Cornelius,  Handbibliothek  für  Bau- 
ingenieure, Eisenbahnhochbauten,  S.  72  ff.,  Berlin 
1921,  Julius  Springer.  -  Eis.-T.  d.O.,  Eisenbaluihau, 
3.  Abschnitt,  II. Teil,  Bahnhofhochbauten,  S.  999  ff., 
2.  Aufl.  Wiesbaden  1914,  C.  W.  Kreideis  Verlag.  Eben- 
da auch  Einzelheiten  über  Schuppentore  und  Fensler 
im  Abschnitt  über  Lokomotivschuppen.  -  AI.  Oder 
u.  O.  Blum,  Abstellbahnhöfe,  an  verschiedenen  Stellen 
des  Abschnitts  11,  B  und  C.  Berlin  19Ü4,  Verlag 
Wilhelm  Ernst  u.  Sohn.  -  Für  historische  Studien: 
Dr.  Eduard  Schmitt,  Bahnhöfe  und  Hochbauten 
auf  Lokomotiveisenbahnen,  Leipzig  1882,  Verlag 
Arthur  Feli.^c.  II. Teil,  5.  Kap.,  S.  299  ff.    Reuleaiix. 


Wagenstandgeld  s.  Standgeld  und 
Wagendienst. 

Wagen  überein  kommen  s.  Wagen  dienst. 

Wagen  Übergang  (exchange  or  transfer  of 
vehicles;  echange  des  Waggons;  scambio  dei 
veicoli)  von  Bahn  zu  Bahn  findet  im  Personen-, 
Gepäck-  und  im  Güterverkehr  statt,  um  den 
Durchlauf  der  Wagen  bis  zur  Bestimmungs- 
station der  Reisenden,  ihres  Gepäcks  oder  der 
Frachtgüter  zu  ermöglichen  und  dadurch  das 
Umsteigen  und  das  Umladen  entbehrlich  zu 
machen.  Der  W.  im  Güterverkehr  ist  derart 
Regel  geworden,  daß  ein  Umladen  an  der 
Grenze  eines  Bahnnetzes  fast  nur  noch  statt- 
findet, wenn  ein  Übergang  wegen  Beschaffen- 
heit des  Wagens  oder  seines  Inhalts  oder 
wegen  des  Wechsels  der  Spurweite  nicht  mög- 
lich ist,  und  auch  im  letzteren  Fall  wird  durch 
Verwendung  von  Rollböcken  (s.d.)  und  Umsetz- 
wagen das  Hindernis  zu  beseitigen  versucht. 
Der  W.,  durch  den  ein  Mietverhältnis  zwischen 
der  Wageneigentümerin  und  den  Eisenbahnen, 
auf  deren  Strecken  die  Wagen  übergehen,  be- 
gründet wird,  ist  durch  zahlreiche  Vereinba- 
rungen der  benachbarten  Bahnen  und  durch 
Übereinkommen  großer  Verbände  geregelt 
(s.  Wagenverbände).  Für  das  europäische  Fest- 
land ist  der  Übergang  von  Güterwagen  (der 
Übergang  von  Per-^onen-,  Trieb-  und  Gepäck- 
wagen ist  auf  besondere  Vereinbarungen  ver- 
wiesen s.  Zugbildung  und  Durchgehende 
Wagen),  insbesondere  durch  das  Vereinswagen- 
übereinkommen vom  1.  Januar  1Q22  (VWU.) 
und  das  am  gleichen  Tag  in  Kraft  getretene 
Übereinkommen  für  die  gegenseitige  Benutzung 
der  Güterwagen  im  internationalen  Verkehr 
(RIV.),  Stresa,  April  1921.  Beiden  Überein- 
kommen ist  das  Technische  Reglement  Fas- 
sung 1913  (Techn.  Regl.)  als  Anlage  angefügt. 
(Wegen  des  Geltungsbereichs  u.s.w.  s.  Wagen- 
verbände.) 

Durch  den  Obergang  eines  Wagens  auf  eine 
fremde  Bahn  wird  er  der  Verfügungsgewalt 
der  Eigentümerin  entzogen  und  in  den  Macht- 
bereich der  übernehmenden  Verwaltung  ge- 
bracht. Die  Eigentümerin  hat  ein  Interesse 
daran,  den  Wagen  bald  wieder  in  ihre  Ver- 
fügung zurückzuerhalten,  die  übernehmende 
Verwaltimg  daran,  die  Betriebskosten  für  die 
Rückbeförderung  des  leeren  Wagens  dadurch 
zu  sparen,  daß  sie  ihn  auf  dem  Rückwege 
möglichst  ausnutzt.  Dieser  Widerstreit  der  In- 
teressen hat  dazu  geführt,  daß  der  Benutzung 
der   Wagen    Grenzen    gezogen    worden    sind. 

Nachstehend  folgen  die  wesentlichen  Be- 
stimmungen des  neuen  VWÜ.  vom  I.Januar 
1922  (mit  Angabe  der  abweichenden  Bestim- 
mungen des  RIV.): 
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Wagen  Übergang. 


Wagen,  deren  Inhalt  tarifmäßig  eine  Wagen- 
ladung (mindestens  b  t)  bildet,  sind  bis  zur  Be- 
stimmungsstation der  Ladung  durchzuführen,  wenn 
die  ganze  Strecke  bis  zur  Bestimmungsstation  Ver- 
einsverwaltungen oder  dem  RIV.  beigetreieneu  Verwal- 
tungen angehört,  oder  solchen  Verwaltungen,  mit  iie- 
nen  die  angrenzende  beigetretene  Verwaliuiig  odei  die 
Wageneigeiitümeriii  Vereinbarungen  über  die  Wag^'n- 
benutzung  getroffen  hat.  Smd  Stückgüter  beigeladen, 
so  müssen  die  Wagen  auf  den  Übergangsstationen 
nur  dann  übernommen  werden  wenn  die  gesamte 
Ladung  für  ein   und  dieselbe  Station   bestimmt   ist. 

Wagen,  die  diesen  Bestimmungen  (§2)  entsprechen, 
■  uirfen  unterwegs  nur  aus  den  in  den  §§  10  Ziffer 
\a  und  12  Ziffer  3-4  angegebenen  Gründen  ent- 
laden werden,  ferner  wegen  Wechsels  der  Spurwei'e, 
nicht  zulässigen  Radstandes  oder  Raddruckes  oder 
wegen  anderer  in  der  Beschaffenheit  des  Wagens 
liegender  zwingender  Umstände. 

Wagenladungen  dürfen  auf  Verlangen  des  Ver- 
fügungsberechtigten nach  anderen  Bestimmungs- 
stat'onen  w eitergesandt  werden. 

Wagen  mit  Siückgütern  müssen  auf  der  Über- 
gangsstation übernommen  werden,  wenn 

a)  die  Ladung  den  Wagen  räumlich  ausfüllt, 
oder  wenn  lebende  Tiere  verladen  sind,  ausgenom- 
men Kleintiere  und  Geflügel  in   Behältern; 

b)  das  Gewicht  der  Ladung  bei  Frachtgut  min- 
destens 30Ü0  kg,  bei  Eilgut  mindestens  2000  kg 
beträgt.  Ist  Frachtgut  und  Filgut  ausnahmswe'se 
zusarnmengeladen,  so  g  It  für  die  Verpflichtung 
zur  Übernahme  die  Bedingung  für  Fiachtgul; 

c)  der  Wauen  ohne  Rucksicht  auf  das  Gewicht 
das  gesamte  Tagesaufkommen  der  übergebenden 
Bahn  an  Stückgut  für  den   Übergang  enthält. 

Die  übernehmende  Verwaltung  ist  berechtigt,  aber 
ni;ht  verpflichtet,  die  Wagen  so  lange  weiterzu- 
führen, als  die  Ladung  diesen  Voraussetzungen  ent- 
spricht. Ein  nicht  i^ehr  ausreichend  bekidener 
Wagen  ist  auf  der  nächsten  zustandigen  Station  um- 
zuladen. In  zwingenden  Fällen  (besondere  Schwierig- 
keiten der  Umladung,  Zollrü.ksichti  n  u.dgl.)  dürfen 
derartige  Wagen  j-doch  weitergeführt  werden. 

Die  Bestiinmnng  der  Tageszeiten  für  die  Wagen- 
übergabe und  -Übernahme  bleibt  i:er  Vereinbarung 
der  Nachbarverwaltuiigen  überlassen  (§3). 

Übergangsfähige  Wagen  (vgl.  §  12)  gelten  als 
übernommen,  wenn  sie  (nach  technischer  Prüfung, 
VWÜ.)  zur  vereinbarten  Zeit  mit  allen  zur  Erzför- 
derung erforderlichen  Begleitpapieren  (Frachtb'ief, 
Frachtkarte,  Zollpap'ere  u.  s.  w.)  der  Nachbarbahn 
zur  Verfügung  gestellt  worden  sind. 

Verwaltungen,  die  die  Übernahme  übergangsfähiger 
Wagen  bU  hnen  wollen,  sind  vei  pflichtet,  die  Unmög- 
lichkeit der  Übernahme  allen  beteiligten  Verwaltungen 
durch  Telegramm'  gegen  Empfangsanzeige  oder  durch 
eingeschriebenen  Brief  mitzuteilen.  Wenn  durch  Ver- 
weigerung der  Übernahme  Wagen  aufgehalten  werden, 
wird  die  beiulzende  Verwaltung  für  die  Dauer  des 
hierdurch  erwachsenden  Aufenthalles  von  der  Zahlung 
der  Miete  l^efreit,  wenn  sie  die  Übernahmeverweige- 
rung nachweist.  Die  ablehnende  Verwaltung  hat  die 
Mehrmiete  für  die  Dauer  der  Zurückhaltung  der  Wagen 
zu  tragen,  wenn  die  Verweigerung  nicht  durch  Ün- 
fahrbarkeit  der  Strecke  gerechtfertigt  ist. 

Fremde  Wagen  sind  nach  der  Entladung  unver- 
züglich, wenn  möglich  beladen  zurückzusenden  (§  1). 

Die  Wagen  dürfen  wieder  beladen  werden : 

aj  nach  Stationen  der  Heimatbahn; 

b)  nach  Stationen  jenseits  der  Heimatbahn,  wenn 
eine  Strecke  dieser  Bahn  durchlaufen  wird; 

c)  nach  Stationen  des  Hinweges; 


d)  nach  anderen  in  der  Richtung  zur  Heimat 
gelegenen  Stationen,  wenn  der  Wagen  d.idurch  der 
Heimat  nähergebracht  wird,  u.  zw.  in  allen  Fällen 
auf    beliebigem  Wege. 

Die  Besiimniungen  des  §  2  gelten  auch  für  die 
auf  dem  Rückwege  befindlichen   beladenen  Wagen. 

Wenn  eine  Rückladung  nicht  vorhanden  ist,  sind 
die  Wagen   leer  zunickzusenden : 

a)  von  den  Stationen  des  Hinweges  nach  der 
Eintrittstation,  über  die  sie  gekommen  sind; 

b)  von  den  auf  dem  Hinwege  nicht  berührten 
Stationen  nach  der  nächsten  Station  des  Hina'eges 
oder  nach  der  näclisten  Übergangsstation  der  Heimat- 
bahn je  nach  der  En  fernung 

Wird  durch  Weiierabferiigungen  oder  Neuauf- 
gaben der  Hinweg  verlängert,  so  sind  die  Wagen 
von  der  Entladest;ition  nach  der  nächsten  Über- 
gangsstation der  Heimatbahn  zurückzus  nden,  sofern 
der  Weg  dahin  weniger  als  50  km  beträgt. 

Fehlen  die  Übergangszettel,  so  sind  die  Wagen 
mit  Heimatzetteln  zu  versehen  und  auf  dem  kürzesten 
Wege  in  die  Heimat  zu  senden. 

Für  die  Rückbeladung  von  Wagen  solcher  Bah- 
nen, die  dem  Übereinkommen  nicht  angehören,  gilt 
als  Heimatbahn  nicht  die  einführende  Bahn,  son- 
dern die  Eigentunisbahn.  . 

Keine  Bahn  darf  die  Übernahme  und  Beförde- 
rung der  dem  Vorstehenden  gemäß  abgefertigten 
Wagen  ablehnen,  außer  aus  Gründen,  die  auch  zur 
Zurückweisung  beladener  Wagen  berechtigen. 

Die  befördernden  Verwaltungen  sind  jedoch  zur 
Ausnutzung  solcher  Wagen  berechtigt.  Die  Verwal- 
tung, die  einen  Wagen  mit  Heimatzetteln  abge  ertigt 
hat,  haftet  der  befördernden  Verwaltung  für  etwa  an- 
fallende Leerlaufgebühren. 

Läuft  ein  Wagen  leer  oder  nicht  ausreichend  be- 
laden nach  seiner  Heimat  auf  einem  Wege  zurück, 
über  den  er  auf  dem  Hinwege  nicht  gekommen  ist, 
so  hat  die  schuldige  Verwaltung  die  belördernde 
Verwaltung  für  die  Beförderung  des  Wagens  zu 
entschädigen.  Die  Entschädigung  beträgt  0  80  M. 
nach  dem  VWÜ.  und  020  Fr.  nach  dem  RIV.  für 
das  Tarifkilometer  und  für  di  leer  oder  nicht 
ausreichend  beladen  durchlaufene  Strecke  unter 
Abzug  der  auf  dem  Hinwege  oder  Rückwege  in 
ausreichend  beladenem  Zustand  etwa  ant  derselben 
Bahn,  wenn  auch  auf  anderen  Linien,  zurückgelegten 
Entfernung'. 

Verstötie  gegen  die  Bestimmungen  über  die  Be- 
nutzung der  fremden  Wagen  werden  durch  Geld- 
bußen geahndet.  Die  Geldbuße,  die  die  schuldige 
Verwaltung  der  Eigentums-  neben  der  Mietbalin  zu 
zahlen  hat,  beträgt  nach  dem  VWÜ.  200  M.  nach 
dem  RIV.  40  Fr.  tür  jeden  Wagen. 


'  In  England  dürfen  fremde  Wagen  für  die  Heimat- 
bahn oder  für  eine  auf  dem  Wege  zu  dieser  liegen- 
den Station  wiederbeladen  werden.  Die  Wagen 
können  überall  da  zurückgegeben  werden,  wo  ein 
Übergang  zur  Hcimatr>alin  besteht.  Sind  die  Wagen 
aber  von  irgend  einer  Bahn  in  der  Richlung  eines 
Übergangs  der  Heimatbahn  abgefertigt,  müssen  sie 
auf  diesem  Übergang  zurückgegeben  werden.  Wer- 
den fremde  Wagen  auf  dem  Rückwege  angehalten 
und  beladen  oder  leer  vom  Wege  zur  Heimit  ab- 
gelenkt, dürfen  sie  nur  in  der  Richtung  zu  solchen 
Übergängen  beladen  werden,  die  näher  liegen  als 
die  Äustrittsstation  aus  der  Heimat.  Eingehende 
Vorschriften  über  den  W.  enthalten  auch  die  Wagen- 
dienstvorschriften des  Vereins  amerikanischer  hisen- 
bahnverwaltungen. 
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Die  Verwaltungen  sichern  sicii  zu,  im  Bedarfsfalle 
für  Kemeinscliaftliche  Güterbeförderungen  Wayen 
beizuslellcn.  Werden  die  beigestellten  Wagen  nicht 
auf  dein  We,  des  Hinlaufi-ns  oder  nicht  ausreichend 
beladen  nach  der  Heiniatbaiin  zurückgesandt,  so  hat 
die  anfordernde  Verwaltung  an  die  zwischenliegenden 
Bahni-n  für  die  in  irgend  einer  Richtung  leer  oder 
nicht  ausreichend  beladen  durchlaufenen  Strecken 
eine  Entschädigung  von  OSO  M.  (RIV.  020  Kr.)  für 
das  Tarifkilonieter  zu  zahlen.  Die  von  den  Wagen 
auf  derselben  Bahn,  wenn  auch  auf  anderen  Strecken, 
in  ausreichend  beladenem  Zustand  zurückgelegte 
Entfernung  wird  abgezogen  (§  5). 

Die  anfordernde  Verwaltung  hat  sich  rechtzeitig 
mit  der  Eigentumsverwaltung  und  niil  etwa  zwischen- 
liegenden Verwaltungen  zu  verständigen.  Diese  können 
eigene  Wagen  anbieien. 

Wenn  ein  beigestellter  Wagen  wegen  Beschädigung 
leer  zurückgesandt  wird,  so  entfällt  der  Anspruch 
der  Wageneigentünierin  auf  Mietvergütung  sowie  der 
Anspruch  der  an  der  beabsichiigten  Güterbeförderung 
beteiligten  Verwaltungen  auf  eine  Entschädigung  für 
die  Leerbeförderung. 

Die  Verwaltung,  die  fremde  Wagen  benutzt,  hat 
der  Eigentumsverwaltung  nach  §  9  lür  jeden  Wagen 
eine  nach  ganzen  Tagen  berechnete  Miete  von: 

10  M.  (RIV.  2-50  Fr.)  für  den  1,  -  3.    Tag 

12  „     (    „     3--    „  )    „       „     4.-7. 

14  „     (    „     4'-    „  )    „       „     8.-10.     „ 
(    „     5.-    „  )    „       „ 
(   „     6.—    „  )    „  jedei 


11.-15.   „ 
weiteren  Tag 


16 

20 
zu  zahlen. 

Die  Miete  beginnt  und  endet  mit  der  der  Über- 
gabe folgenden  Mitternacht.  Für  einen  Wagen,  der 
am  gleichen  Tage  eintritt  und  austritt,  ist  die  Miete 
für  einen  Tag  zu  zahlen. 

Durch  die  mit  dem  neuen  VWÜ.  und  dem  RIV. 
erfolgte  Einführung  einer  reinen  gestaffelten  Zeit- 
miete entfallen: 

a)  die  Laufmiete  und  die  umständliche  und  zeit- 
raubende Lauffeststellung; 

l>)  der  Wagenkilonieterzeiger; 

c)  die  Feststellung  der  Lauf-  und  Ladefristen; 

d)  die  Verzögerungsgebühren; 

e)  die  Kontrolle  der  Benutzung  der  eigenen  Wagen 
auf  fremden  Bahnen. 

Die  Mietsätze  des  VWÜ.  sind  geringer  als  die 
des  RIV.,  weil  die  Mitgliedi-r  des  Vereines  sich  in 
dieser  Frage  gegenseitig  eine  Erleichterung  gewähien 
und  hierdurch  das  Vereinsinteresse  fördern  wollen. 
Da  die  Wirkung  der  neuen  Sätze  sich  in  keiner 
Weise  übersehen  läßt,  sollen  die  Sätze  nach  zwei 
Jahren  einer  Nachprüfung  unterzogen  werden.  Sollten 
indes  in  der  Zwischenzeit  Uiustände  eintreten,  die 
eine  sofortige  Abänderung  der  Sätze  erheischen,  so 
ist  der  Wagenausschuß  zur  selbbtändigen  Änderung 
der  Sätze  ermächtigt. 

Bei  der  Zusammenstellung  der  Sätze  war  der 
Gedanke  bestimmend,  daß  das  schutzbedürftige 
Eigentumsrecht  an  den  Wagen  durch  die  Höhe  der 
zu  erhebenden  Mietsätze  hinreichend  geschützt  werden 
könne  und  müsse '. 

'  Die  Schuldnachweise  werden  entweder  von  den 
Übergangstationen  angelegt  und  von  den  mit  der 
Abrechnung  betrauten  Dienstsfellen  vervolUtändigt 
oder  von  den  letzteren  aufgestellt  auf  Grund  beson- 
derer Nachweisungen  der  Obergangs-  und  Binnen- 
stationen (Stationsnachweise)  oder  sonstiger  Unter- 
lagen (Aufschreibungen  der  Zugführer  u.  s.  w.).  Die 
Schuldnachweise  werden  von  den  Eigentunisbahnen 
nachgeprüft,  insbesondere  in  der  Richtung,  ob  alle 
übergegangenen  Wagen  von  der  Nachbarbahn  auch 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Die  benutzende  Verwaltung  hat  Miete  nicht  zu 
zahlen  (§  10),  wenn  der  Wagen  in  ihrem  Bereich  durch 
einen  der   folgenden  Umstände   aufgehalten   wurde: 

a)  Unfahrbaikeit  der  Strecke  oder  Unbrauchbar- 
keit  der  Fähre,  die  der  Wagen  zu  durchlaufen  oder 
zu  benutzen  hat;  kann  er  auf  einem  anderen  Wege 
weitergeleitet  werden,  so  bleiben  höchstens  10  Tage 
mietefrei. 

Die  Verwaltung  hat  solche  Behinderungen  binnen 
7    Tagen    der   Oeschäftsführenden   Verwaltung    des 

michgewiesen  sind.  Diese  Nachprüfung  erfolgt  auf 
Grund  besonderer  Nachweise  der  eigenen  Übergangs- 
stationen. Prüflingsbemerkungen  gegen  die  Nachweise 
werden  nur  berücksichtigt,  wenn  sie  innerhalb  dreier 
Monate  nach  Eingang  des  letzten  auf  den  Wagen 
bezughabenden  Nachweises  gestellt  werden.  Den 
Ausgleich  der  aus  den  Schuldnachweisen  sich  er- 
gebenden Mieten  bewirkt  für  den  größten  Teil  der 
Verwaltungen  des  VDEV.  die  Zentralwagenkontrolle 
beim  Eisenbahnzentralamt  in  Berlin.  Sie  beruht  auf 
einer  Vereinbarung  des  VDEV.,  der  sich  eine  Anzahl 
schweizerischer,  belgischer,  französischer,  dänischer, 
norwegischer,  schwedischer  und  niederländischer 
Bahnen  sowie  die  italienischen  Bahnen  angeschlossen 
haben.  Andere  nicht  angeschlossene  Bahnen  benutzen 
die  Zentralwagenkontrolle,  insofern  sie  sich  der  Ver- 
mittlung angeschlossener  Bahnen  bedienen,  z.  B.  die 
bulgarischen  und  serbischen  Staatsbahnen  der  unga- 
rischen Staalsbahn,  die  französische  und  belgische 
Nordbahn  der  belgischen  Staatsbahn.  Jede  ange- 
schlossene Verwaltung  meldet  allmonatlich  der 
Zentralwagenkontrolle  ihre  Schuld,  getrennt  nach 
den  forderungsberechtigten  Verwaltungen.  Die  ZWK. 
Irägt  die  einzelnen  Beträge  in  eine  Hauptzusainmen- 
stellung  ein  und  fertigt  für  jede  Verwaltung  eine 
be-ondere  Zusammenstellung,  aus  der  ihr  Guthaben 
und  ihre  Schuld  gegen  die  einzelnen  Verwaltungen 
und  der  sich  hieraus  ergebende  Saldo  zu  ersehen  ist. 
Der  eigentliche  Oeldausgleich  wiid  von  der  Vereins- 
abrechnungsstelle  in  Berlin  vorgenommen.  Für  die 
Verwaltungen  des  deutschen  Staatswagenverbandes 
stellt  das  Wagenabrechnungsbureau  in  Magdeburg 
Schuld  und  Guthaben  gegenüber  den  anderen  Bahnen 
fest  und  teilt  sie  der  ZWK.  zur  Aufnahme  in  die  Zu- 
sammenstellungen mit.  Die  österreichischen,  ungari- 
schen und  die  bosnisch-herzegowinischen  Eisenbahnen 
rechnen  miteinander  durch  die  Zentralliquidations- 
stelle  in  Budapest  ab,  die  auch  die  Abrechnung 
dieser  Bahnen  mit  den  rumänischen  und  den  übrigen 
Bahnen  der  Balkanländer  besorgt.  Den  Ausgleich 
selbst  nimmt  die  Zentralsaldierungsstelle  in  Wien 
vor.  In  England  obliegt  die  Mietefestsfellung  und 
-Abreehnung  dem  Railway  Clearing  House,  in-^be- 
sondere  der  Laufmieten-  und  Verzögerungsgebühren- 
abteilung dieses  Abrechnunghofs.  Die  Unterlagen 
liefern  die  Berichte  der  Stationen  über  Ankunft  und 
Abgang  und  die  Wagenschreiber.  Die  Eisenbahnen 
erscheinen  als  Gläubiger  oder  Schuldner  des  Ab- 
rechnungshofs, nicht  anderer  Bahnen,  so  daß  er 
erforderlichenfalls  die  Eintreibung  der  Schulden  zu 
bewirken  hat.  Die  Entscheidungen  sind  endgültig 
und  können  einer  richterlichen  Nachprüfung  nicht 
unterzogen  werden.  Die  irischen  Eisenbahnen  haben 
seit  1848  ihren  eigenen  Abrechnungshof  in  Dublin. 
In  Frankreich  stellen  die  Verwaltungen  die  Scliuld- 
nachweise  auf  und  atn  5.  jeden  Monats  treten  die 
Vertreter  der  Abrechnungsstellen  der  großen  Eisen- 
bahnverwaltungen in  Paris  zusamiuen,  um  den  Aus- 
gleich zu  bewirken.  Bei  den  amerikanischen 
Bahnen  werden  dje  Unterlagen  der  Wagenabrech- 
nungsstelle Car  record  oifice  geliefert,  welche  die 
Abrechnung  aufstellt. 

17 
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Wagenübergang. 


VDEV.  zur  Veröffentlichung  in  der  Vereinszeitung 
(dem  Internationalen  Eisenbahnzentralanit  in  Bern 
zur  Veröffentlichung  in  der  Ztschr.  f.  d.  i.  Eisenbtr.) 
mitzuteilen.  Unterbleibt  die  rechtzeitige  Mitteilung, 
so  erlischt  der  Anspruch  auf  Mietebefreiung. 

b)  Annahmeverweigerung  durch  die  Naclibarbahn. 

c)  Anforderung  von  Ersatzteilen  zur  VX'iederher- 
stellung  der  beschädigten  Wagen  vom  Tage  der  An- 
forderung bis  zum  Tage  des  Eintreffens  der  Ersatz- 
teile auf  der  Bestimmungsstation.  Dieser  letztere  Tag 
ist  durch  die  Bestimmungsstation  auf  dem  Begleit- 
schein der  Ersatzteile  durch  Hinzufügung  ihres 
Stempels  anzugeben. 

d)  Ausbesserungsarbeiten,  die  die  Anforderung 
von  Ersatzstücken  nicht  bedingen,  jedoch  nur,  wenn 
die  Arbeiten  mehr  als  zwei  Tage  dauern;  Beginn 
und  Beendigung  der  Ausbesserungsarbeiten  sind 
der  Wagenabrechnungsstelle  der  Eigeniumsbahn 
spätestens  14  Tage  nach  Beendigung  der  Arbeiten 
mit  eingeschriebenem  Briefe  mitzuteilen. 

Sowohl  für  den  Tag  des  Beginnes  als  für  den 
Tag  der  Behinderung  hat  die  benutzende  Verwaltung 
keine  Miete  zu  zahlen. 

Die  Gründe  für  die  Mietebefreiung  sind  in  den 
Monatsnachweisen  der  benutzenden  Verwaltung  (§11) 
genau  anzugeben;  nachträgliche  Mitteilungen  werden 
nicht  berücksichtigt. 

Jede  Verwaltung  ist  verpflichtet,  nach  Ablauf  jedes 
Monats  für  jede  andere  Verwaltung,  deren  eigene 
oder  von  ihr  eingeführte  Wagen  sie  benutzt  hat,  einen 
Nachweis  über  die  benutzten  Wagen  nebst  Schuld- 
berechnung anzufertigen  und  spätestens  bis  zum 
Schlüsse  des  auf  die  Benutzung  folgenden  zweiten 
Monats  an  die  im  Adressenverzeichnis  der  Wagen- 
eigentümerinnen bezeichnete  Dienststelle  einzusen 
den  (§11). 

Die  Schuldbeträge  werden  für  den  Geltungsbereich 
des  VWÜ.  durch  den  bei  dem  Eisenbahnzentralamt 
in  Berlin  bestehenden  „Hauptausgleich  für  Wagen- 
mieten" ausgeglichen. 

Die  zum  Übergang  angebotenen  Wagen  müssen 
hinsichtlich  ihrer  Bauart  und  ihres  Unterhaltungs- 
zustandes  den  Vorschriften  der  Artikel  II  und  III 
(§  1—4,  6  und  7)  und  hinsichtlich  ihrer  Beladung 
den  Vorschriften  des  Artikels  IV  der  Technischen 
Einheit  (TE)  im  Eisenbahnwesen,  Fassung  1Q13 
(Anlage  I),  entsprechen.  Die  in  der  Anlage  I  in 
liegender  Schrift  beigefügten  besonderen  Aus- 
führungsbestimmungen sowie  die  Vorschriften  der 
.Anlage  II  müssen  beachtet  werden  (§  12). 

Wenn  die  Wagen  zur  Weiterbeförderung  unter 
Zollverschluß  bestimmt  sind,  müssen  sie  auch  den 
diesbezüglichen  Vorschriften  über  die  zollsichere 
Einrichtung  der  Eisenbahnwagen  entsprechen.  (An- 
lage 111  Berner  Protokoll  1907.) 

Nach  dem  VWÜ.  darf  wegen  des  Radstandes  (Arti- 
kel II,  §  2  der  JE),  des  Querschnittes  (Artikel  II,  §  22) 
sowie  wegen  Überschreitung  des  auf  einer  Strecke  zu- 
gelassenen größten  Raddruckes  und  Lademaßes  (Ar- 
tikel III,  §§  5  u.  6)  die  Übernahme  von  Wagen  im 
gegenseitigen  Verkehr  der  Vereinsverwaltungen  nicht 
verweigert  werden  (vgl.  jedoch  Anlage,  I  Art.  IV,  §  6" 
und  Anlage  II,  §  18).  Dagegen  können  beladene  Wagen, 
deren  Ladung  nach  einer  außerhalb  des  Vereinsgebietes 
liegenden  Station  bestimmt  ist,  zurückgewiesen  wer- 
den, wenn  sie  wegen  zu  großen  festen  Radstandes,  der 
Querschnittsmaße,  zu  großen  Raddruckes,  Überschrei- 
tung des  Lademaßes  oder  wegen  Nichtbeachtung  der 
Vorschriften  über  die  Breiteneinschränkung  langer 
Ladungen  auf  den  zu  durchfahrenden  vereinsfremden 
Strecken  nicht  verkehren  können.  Die  zulässigen  größ- 
ten Radstände  und  Raddrücke,  sowie  die  Lademaße 


für  die  Vereinsbahnstrecken  und  die  vereinsfremden 
Bahnen  sind  im  Radstandsverzeichnis  (RV)  enthalten. 
Transitwagen,  d.  h.  Güterwagen,  die  an  den  Lang- 
seiten das  Zeichen  (j?  tragen,  können  ohne  beson- 
dere Prüfung  ihrer  Querschniftsmaße  auf  alle  dem 
internationalen  Verkehr  dienenden  Strecken,  mit  Aus- 
nahme der  im  Radstandsverzeichnis  ausdrücklich  aus- 
genommenen Strecken,  übergehen. 

Wagen,  die  verschärften  Vorschriften  entsprechen 
und  keinen  der  nach  Art.  III,  §  5  der  „Technischen 
Einheit"  zur  Rückweisung  berechtigenden  Mängel 
aufweisen,  sind  übergangsfähig. 

Die  Übernahme  nicht  übergangsfähiger  Wagen 
darf  abgelehnt  werden. 

Falls  staatliche  Vorschriften  der  Übernahme  ent- 
gegenstehen, dürfen  die  Wagen  zurückgewiesen 
werden.  Diese  Vorschriften  müssen  den  beteiligten 
Verwaltungen  rechtzeitig  bekanntgegeben  werden, 
andernfalls  haftet  die  zurückweisende  Verwaltung 
für  die  Umladekosten.  Die  Mitteilung  ist  rechtzeitig, 
wenn  sie  bei  der  Versandverwaltung  zwei  Tage  vor 
der  Beladung  des  Wagens  auf  der  Versandstation 
einging. 

Ob  ein  Zurückweisungsgrund  vorliegt,  muß  auf 
dem  Übergangsbahnhof  festgestellt  werden,  bevor 
die  übernehmende  Bahn  Verschiebungen, Ausladungen 
oder  sonstige  Verrichtungen  vornimmt. 

Die  Kosten  der  Umladung  zurückgewiesener  Wagen 
sind  von  der  beladenden  Bahn  zu  tragen,  falls  die 
Zurückweisung  erfolgt: 

a)  wegen  ihrer  Bauart  (Art.  II  der  TE); 

b)  wegen  Überschreitung  der  Tragfähigkeit  oder 
zu  großen  Raddruckes  (§§  4  und  5  des  Art.  IV  der 
TE); 

c)  wegen  Überschreitung  des  Lademaßes,  sofern 
diese  nicht  durch  Umstände  veranlaßt  worden  ist, 
die  der  beladenden  Bahn  nicht  zur  Last  fallen; 

d)  infolge  von  Verstößen  gegen  die  Vorschriften 
über  die  zollsichere  Einrichtung  der  Eisenbahnwagen. 

In  allen  in  den  vorstehenden  Absätzen  nicht 
erwähnten  Fällen  fallen  die  Umladekosten  der  an- 
bietenden Bahn  zur  Last. 

Lademittel,  namentlich  Wagendecken  (§  15). 

Alle  auf  fremde  Bahnen  übergehenden  Lademittel 
(Decken,  Ketten,  Seile,  Rungen  u.s.  w.)  müssen,  wenn 
diese  B.ihnen  haften  sollen,  mit  einem  Eigentums- 
merkmal versehen  sein.  Außerdem  ist  ihnen  ein  zu 
kartierender  Begleitschein  mitzugeben. 

Wird  eine  in  einem  offenen  Wagen  un'er  Decken- 
schutz verladene  Sendung  wegen  Bescl  äd^gung  des 
Wagens  umgeladen,  zurechtgeladen  oder  weiter- 
gesandt, so  dürfen  die  der  Sendung  auf  der  ersten 
Versandstation  beigegebenen  Decken  weitergesandt 
oder  auf  dem  Wagen  belassen  werden. 

Auf  dem  Rückwege  dürfen  Lademittel  nur  zu 
Sendungen  nach  der  Heimatbahn  verwendet  werden. 
Unbenutzt  bleibende  Lademittel  sind  spätestens  inner- 
halb zweier  Tage  nach  der  auf  die  Entladung  des 
Wagens  folgenden  Mitternacht  auf  dem  kürzesten 
Wege  nach  der  Antrittstaiion  der  Heimatbahn  zu 
senden. 

Vom  Tage  der  Ankunft  des  Wagens  auf  der 
Bestimmungsstation  an  wird  jeder  Verwaltung,  die 
an  der  Rückbeförderung  einer  Decke  beteiligt  ist, 
eine  Frist  von  5  Tagen  bis  zur  Übergabe  an  eine 
übernehmende  Bahn  oder  an  die  Eigentumsbahn 
gewährt.  Wird  diese  Frist  überschritten,  so  ist  die 
EigentumsverMaltung  berechtigt,  von  den  Bahnen, 
auf  denen  die  Frist  überschritten  wurde,  eine  Ver- 
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zögerungsgebühr  von  4  M.  (RIV.  1  Fr.)  für  jeden  Tag 
der  Fristüberschreitung  zu  verlangen,  sofern  die  Ver- 
zögerung nicht  durch  Unfahrbarkeit  der  Strecke 
verursacht  wurde.  Für  die  auf  dem  Rückwege  um- 
geleiteten Decken  hat  die  schuldige  Verwaltung  die 
Verzögerungsgebühr  nach  Ablauf  der  ihr  gewährten 
Frist  bis  zum  Tage  der  Rückkehr  der  Decke  auf  die 
Eigentumsbahn  oder  auf  einer  der  auf  dem  Hinweg 
berührten  Bahnen  zu  bezahlen. 

Ansprüche  wegen  verlorengegangener  oder  un- 
richtig abgefertigter  Lademittel  werden  nur  berück- 
sichtigt, wenn  sie  innerhalb  dreier  Monate  nach 
Austritt  aus  der  Heimatbahn  geltend  gemacht  werden. 

Lademittel  gelten  als  verloren,  wenn  sie  nicht 
innerhalb  dreier  Monate  nach  Anforderung  durch 
die  Eigentumsbahn  zurückgegeben  werden. 

Für  verlorene  Lademittel  werden  die  vollen,  für 
verlorene  Decken,  Seile,  Leinen  die  halben  Kosten 
der  Ersafzbeschaffung  vergütet. 

Wenn  eine  Decke  so  beschädigt  ist,  daß  sie  nicht 
mehr  wiederhergestellt  werden  kann,  gilt  sie  als  ver- 
loren. Die  Decke  ist  gegen  die  zu  zahlende  Vergütung 
der  ersatzpflichtigen  Verwaltung  zu  überlassen.  Andere 
Deckenbeschädigungen  werden  nicht  vergütet. 

Beschädigung  und  Wiederherstellung 
der  Wagen  (§  16). 

Beschädigte  Wagen  sollen  grundsätzlich  nur  von 
der  Eigentumsverwaltung  wieder  hergestellt  werden. 

Kleine  Instandsetzungen,  die  zum  betriebssicheren 
Lauf  oder  Gebrauch  nötig  sind,  sowie  Instand- 
setzungen, die  nur  die  Abnahme  oder  das  Anbringen 
von  Wagenteilen  erfordern,  sowie  endlich  kleine 
Instandsetzungen  an  Teilen  des  Wageninnern  sind 
von  der  Bahn  auszuführen,  auf  deren  Strecken  der 
Schaden  entstanden  ist  oder  vorgefunden  wurde, 
wobei  an  der  Bauart  der  Wagen  nichts  geändert 
werden  darf. 

Die  Kosten  der  erwähnten  Arbeiten  sind  von 
der  Verwaltung  zu   tragen,  die  sie  ausgeführt   hat. 

Wenn  zur  Wiederherstellung  der  Wagen  Ersatz- 
teile notwendig  werden,  sind  sie  bei  der  Wagen- 
eigentümerin anzufordern. 

Ersatzteile  werden  imentgeltlich  geliefert;  die  be- 
schädigten ausgewechselten  Teile  müssen  immer  an 
die  Eigentumsverwaltung  zurückgesandt  werden. 

Lose  Wagenbestandteile  sind  bei  gedeckten  Wagen 
iin  Innern  anzuschreiben  (§  14).  Zu  den  Inventar- 
gegenständen sind  zu  rechnen: 

a)  abnehmbare  Wände  und  Türen  offener  Wagen; 

b)  Teile  der  durchgehenden  Bremse  und  der  Heiz- 
einrichtung. 

Für  fehlende  Wagenbestandteile  und  für  die 
Beschädigungen  der  gebrauchsuntähig  gewordenen 
Wagen,  welche  deshalb  an  die  Heimat  zurückgesandt 
werden,  haftet  die  Bahn,  auf  deren  Linien  die  Wagen- 
beschädigungen entstanden  sind  (§  16). 

Die  Vergütung  für  einen  Wagen,  der  wegen 
schwerer  Beschädigung  abgebrochen  wird,  ist  wie 
folgt  zu  berechnen ; 

Vom  Inventarwert  ist  der  Wert  der  zurückge- 
gebenen Radsätze  abzuziehen,  d.  h.  deren  Neuwert, 
selbst  wenn  sie  beschädigt  sind.  Ferner  ist  abzuziehen 
Vs  des  also  verminderten  Wertes  wegen  der  zurück- 
erhaltenen Wagenteile  imd  endlich  I  »o  für  jedes 
volle  Dienstjahr  des  Wagens.  Der  so  berechnete 
Wert  wird  für  einen  vor  dem  L  Januar  1916  in 
Dienst  gestellten  Wagen  mit  4,  für  einen  zwischen 
dem  1.  Januar  1916  und  dem  1.  Januar  1918  in 
Dienst  gestellten  Wagen  mit  3  und  für  einen  nach 
dem  I.Januar  1918  in  Dienst  gestellten  Wagen  mit 
1  vervielfacht. 


Erfolgt  die  Berechnung  nicht  in  Mark,  so  ist  die 
Umrechnung  in  Markwährung  vorzunehmen  nach 
dem  am  1.  Juli  1914  an  der  Berliner  Börse  ver- 
zeichneten Kurse  der  fremden  Währung,  wenn  der 
Wagen  vor  dem  I.Juli  1914  in  Dienst  gestellt  war. 
Für  einen  vom  1.  Juli  1914  ab  in  Dienst  gestellten 
Wagen  ist  bei  der  Umrechnung  der  an  der  Berliner 
Börse  im  Monat  der  Indienststellung  des  Wagens 
verzeichnete  Durchschnitiskurs  anzuwenden.  (Nach 
dem  RIV.  ist  der  so  festgesetzte  Betrag  in  französischer 
Frankenwährung  in  Rechnung  zu  stellen.  Falls  die 
Berechnung  in  einer  anderen  Währung  erfolgt,  ist 
die  Umrechnung  in  französische  Frankenwährung 
wie  folgt  vorzunehmen: 

Für  die  vor  dem  I.Juli  1914  in  Dienst  gestellten 
Wagen  zu  dem  an  diesem  Tage  an  der  Pariser 
Börse    verzeichneten    Kurs    der    fremden   Währung; 

für  die  in  der  Zeit  vom  1.  Juli  1914  bis  31.  Dezem- 
ber 1918  in  Dienst  gestellten  Wagen  zu  dem  an  der 
Züricher  Börse  im  Monat  der  in  Dienststellung  des 
Wagens  verzeichneten  Durchschnittskurse; 

für  die  vom  I.Januar  1919  an  in  Dienst  gestellten 
Wagen  zu  dem  an  der  Pariser  Börse  im  Monat  der 
Indienststellung  des  Wagens  verzeichneten  Durch- 
schnittskurse.) 

Eine  bisher  völlig  fehlende  Bestimmung  über 
verschollene  Wagen  ist  in  §  8  des  VWÜ.  und  des  RIV. 
aufgenominen  worden.  Sie  wird  für  die  Zukunft  die 
Mietebezahlung  für  verschollene  Wagen  zu  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  einstellen  und  die  Verwaltung, 
in  der  der  Wagen  verschollen  ist,  zum  Ersatz  nach 
bestimmten  Grundsätzen  anhalten. 

Eine  ganz  besondere  Neuregelung  hat  die  Be- 
handlung der  Privatwagen  erfahren.  Während  die 
Anlage  7  des  alten  VWÜ.  lediglich  von  der  Ein- 
richtung und  Behandlung  der  Kesselwagen  handelte 
und  über  Privatwagen  eine  Bestimmung  überhaupt 
fehlte,  sind  jetzt  die  Bestimmungen  über  Kesselwagen 
in  das  VWÜ.  und  das  RIV.  aufgenommen  worden 
und  neue  Bestimmungen  über  Privatwagen  (§§  18  u.  19) 
hinzugekommen,  so  liaß  diese  bisher  nur  mangelhaft 
geklärte  Materie,  zurzeit  einfach  und  erschöpfend  neu 
geregelt  ist.  Privatwagen  sind  mit  dem  Zeichen  0 
zu  versehen.  Nur  Kesselwagen  und  sonstige  für 
bestiminte  Güter  besonders  eingerichtete  Wagen 
dürfen  als  Privatwagen  betrachtet  werden.  Sie  sind 
mietefrei. 

Für  die  Einrichtung  und  die  Behandlung  der  dein 
Wagenpark  einer  Vereinsverwaltung  angehörenden 
Kesselwagen  (bahneigene  und  private)  gelten  im 
Bereiche  des  VDEV.  besondere  Vorschriften  für 
Privatwagen  (s.  d.).  Fabiunke. 

Wagenübergangsplan.  Ebenso  wie  durch 
den  Bahnhofbedienungsplan  (s.d.)  die  Be- 
förderung der  mit  den  einzelnen  Zügen  an- 
kommenden und  abgehenden  Güterwagen  nach 
und  von  den  einzelnen  Bahnhofbezirken  und 
Gleisen  geregelt  und  zeitlich  festgesetzt  wird, 
bestimmt  der  W.  die  Züge,  auf  die  die  mit 
den  einzelnen  Zügen  ankommenden  Wagen 
im  Durchgangsverkehr  durch  den  Bahnhof  zur 
Weiterbeförderung  zu  überführen  sind.  Die 
Obergangsstationen,  die  diesen  Wagenübergang 
von  Zug  zu  Zug  vermitteln,  haben  den  W. 
auf  Grund  des  §  43  der  Beförderungsvor- 
schriften aufzustellen  und  beim  Fahrplanwechsel 
nach  Bedarf  zu  erneuern  (s.  Bahnhofdienst- 
anweisung).   Zugüberlastungen,    Zugverspä- 
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tungen  und  sonstige  Unregelmäßigkeiten  können 
häufig  zu  Abweichungen  vom  W.  führen.  Es 
ist  aber  nötig  durch  den  W.  eine  Regel  auf- 
zustellen und  diese  der  Weiterbildung  des 
Fahrplans  zu  gründe  zu  legen.  Dabei  ist  da- 
hin zu  wirken,  daß  die  Stationen  nicht  schon 
aus  geringfügigem  Anlaß  in  die  Lage  versetzt 
werden,  Züge  ohne  die  ihnen  zugewiesene 
Belastung  oder  mit  von  den  Vorschriften  ab- 
weichender Belastung  ablassen  zu  müssen 
(s.  Ztg.  d.  VDEV.  1918,  S.  308),  denn  es  ist 
zu  berücksichtigen,  daß  Güterzüge  nicht  in 
demselben  Umfange,  wie  es  im  Personen- 
verkehr üblich  ist,  auf  das  Eintreffen  der  An- 
schlußfrachten warten  können  (s.  Wartezeiten). 
Dies  würde  den  Dienst  der  Lokomotiven  und 
der  Zugpersonale  und  damit  die  Durchführung 
des  Fahrplans  zu  sehr  erschweren,  gleichzeitig 
aber  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebs  in 
hohem  Maße  beeinträchtigen.  Besonders  im 
Massenverkehr  ist  der  Weiterlauf  der  Wagen 
auf  den  Verschiebebahnhöfen  mit  dem  nächsten 
Anschlußzuge  vielfach  nicht  gewährleistet,  aber 
auch  nicht  von  erheblicher  Bedeutung,  weil  für 
diesen  Verkehr  häufige  Beförderungsgelegenheit 
vorhanden  zu   sein  pflegt.  Breiising. 

Wagen  Überlastung  s.  Überlastung. 
Wagenverbände  (wagons  uniori;  syndicate 
Oll  irnnioii  de  Waggons;  sindicato  o  riiinione  di 
vagoni),  Vereinigungen  von  Eisenbahnverwal- 
tungen zum  Zwecke  der  gemeinschaftlichen 
Benutzung  ihrer  Wagen.  Die  Vereinbarungen 
gehen  entweder  dahin,  daß  die  Bahnen  sich 
gegenseitig  in  gewissem  Umfange  die  Benutzung 
ihrer  Wagen,  über  die  sie  sich  im  übrigen 
freie  Verfügung  vorbehalten,  zugestehen,  oder 
sie  schaffen  eine  engere  Gemeinschaft  dadurch, 
daß  die  den  Verbandsverwaltungen  gehörigen 
Wagen  zu  einem  gemeinschaftlich  verwalteten 
und  benutzten  Wagenpark  vereinigt  werden. 
Zu  den  Vereinigungen  der  letzteren  Art  zählen 
der  Schweizerische  W.  (s.  Schweiz.  Eisenbahnen 
unter  IV),  der  Deutsche  Staatsbahnwagenver- 
band  (s.  d.),  zu  denen  der  ersteren  u.  a.  der 
VDEV.,  der  Deutsch-italienische  und  der  Inter- 
nationale W.  Beim  Obergang  der  Staatsbahnen 
in  den  Besitz  des  Deutschen  Reiches  ist  auch 
die  Verwaltung  des  Staatsbahnwagenverbandes 
auf  die  Reichsbahn  übergegangen  und  da- 
mit der  Verband  als  solcher  aufgelöst  worden. 
Die  Möglichkeit  und  NotwendigkeU  der  Benutzung 
fremder  Wagen  ergab  sich,  als  mit  der  allmählichen 
Ausdehnung  der  Bahnen  die  verschiedenen  Eisen- 
bahnunternehmungen  miteirander  in  Berührung 
kamen.  Sollte  die  Umladimg  der  für  das  Verkelirs- 
gebiet  einer  anderen  Balm  bestimmten  Güter  auf 
der  Übergangsstation  unttrbleiben,  nuißte  der  sie 
enthaltende  Wagen  von  der  anschließenden  Bahn 
übernommen  und  bis  zur  Besiimmungsstation  weiter- 
geführt  werden.    Dies    machte    besondere   Verein- 


barungen   erforderlich.    Solche    wurden    zunächst 
zwischen  den  unmittelbar  anstoßenden  Bahnen  ge- 
troffen.    Im    Jahre    1S50    bestanden    Sonderverein- 
barungen   z.    B.   bei    den    Köln-Mindener,    Hanno- 
verischen, B  aunschweigischen,  Rheinisch-Bergischen, 
Schlesiscli-Österreichischen,   Berlin-Hamburger   und 
Sachsibch-Böhmischen     Bahnen.    —     Verdienst    des 
IS'lö    gegründeten    Vereins    Deutscher    Eisen- 
bahn verwal  tu  n  gen  ist  es,  zuerst  für  ein  größeres 
Gebiet    einheitliche    Grundsätze    für    den    Wagen- 
übergang geschaffen   zu   haben,   indem    einmal   der 
Grundsatz    des    Übergangs    beladener    Wagen    von 
Bahn    zu    Bahn    im    Vereinsverkehr   ausgesprochen 
und  durch  Vereinbarung   einheiilicher   Vorschrifien 
für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  und  für 
die    Beschaffenheit  der   Fahrzeuge   die   Mögliehkeit 
des    Übergangs   geschaffen    wurde.    Während    diese 
Vorschriften  in   den   von   der  ersten   Techmkerver- 
samnilung  des  Vereins  aufgestellten   und   von   der 
Generalversammlung  im  Jahre  1850  angenommenen 
Grundzügen   für   die   Gestaltung   der  Eisenbahnen 
Deutschlands  und  einheitlichen  Vorschriften  für  den 
durchgehenden   Verkehr  auf  den  besteilenden  Ver- 
einsbaimen  Ausdruck  fanden,  wurde  der  Grundsatz 
des  Übergangs  beladener  Wagen   im  §  2   des  vom 
1.  Juli  1S5U  ab  gültigen  Übereinkommens  zwischen 
den    zum    deutschen   Eisenbahnvereine  gehörenden 
N'erwaltungen  über  den   direkten  Güterverkehr  aus- 
gesprochen, allerdings  noch  mit  der  beschränkenden 
Bestimmung,  daß  es  den  benachbarten  Verw-aluingen 
überlassen  bleibe,  sich  über  die  näheren  Bedingungen 
des  Übergangs  zu  einigen'.  Schon  1852  aber  hielt 
der  Verein  es  auf  Anregung  des  Sächsischen  Finanz- 
ministeriums für  geboten,  die  Festsetzung  der  Be- 
dingungen   nicht    den   einzelnen   Verwaltungen    zu 
überlassen,  sondern  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen. 
Diese  Regelung  erfolgte  durch  die  von  der  Breslauer 
Generalversammlung    1855    genehmigten    „Normal- 
bestimmungen fürdiewechselseitige  Wagenbenutzung 
im    Bereiche   der  dem    Übereinkommen    über    den 
direkten   Güterverkehr  beigetretenen    Eisenbahnver- 
waltungen",   die    sog.    Breslauer    Vereinbarungen. 
Noch  enthielten  diese  Bestimmungen  kein  bindendes 
Recht,  da  sie  weder  bestehende  Verträge  gefährden, 
noch  den  Abschluß   neuer  verhindern  und   nur  in 
Ermangelung    von    Sonderbestimmungen    Geltung 
haben   sollten.   Gleichwohl   erlangten  sie  im  Laufe 
der  Zeit  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  auf  weitere 
Entfernungen  immer  größere  Bedeutung,   da  sie  in 
Kraft   trat' n,    \xenn   Sondervereinbarungen    fehlten, 
zugleich  aber  trat  immer  stärker  das  Bedürfnis  her- 
vor,  für  den  Wagenübergang  zwingendes  Vereins- 

'  §  2  lautet:  Rücksichtlich  des  §  1  des  Re- 
glements (d.  i.  des  „Reglements  für  den  Güter- 
verkehr", welches  die  unmittelbare  durchgehende 
Beförderung  zwischen  allen  für  den  direkten  Ver- 
kehr bestimmten  Vereinsstationen  vorsah)  ist  man 
übereingekommen,  daß  die  Umladung  der  Güter 
beim  Übergang  von  einer  Bahn  auf  eine  andere 
möglichst  vermieden  werden  soll,  soweit  das  Durch- 
gehen derselben  in  denselben  Wagen  zu  ihrer  Kon- 
servation  oder  schnelleren  Beförderung  beitragen 
kann.  Die  Verwaltungen  werden  daher  gegenseitig 
gestatten,  daß  fremde  Wagen  auf  ihre  Bahnen  und 
üire  Wagen  auf  fremde  "Bahnen  übergehen,  vor- 
behaltlich der  Kontrolle  über  die  Sicherheit  der 
Wagen  und  mit  der  Beschränkung,  daß  eine  Ver- 
waltung nur  dann  verbunden  ist,  ihre  Wagen  auf 
eine  fremde  Bahn  übergehen  zu  lassen,  wenn  ihr 
eigener  Dienst  es  gestattet.  Den  benachbarten  Ver- 
waltungen bleibt  es  überlassen,  sich  über  die 
näheren    Bedingungen   des   Übergangs  zu  einigen. 
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recht  zu  schaffen.  So  wurde  1867  durch  die  Mainzer 
Generalversammlung  das  Regulativ  für  die  gegen- 
seitige Wagenbenutzung  im  Bereiche  der  Verwaltungen 
des  deutschen  Eisenbahnvereins  beschlossen,  das  sich 
an  bereits  bei  zahlreichen  Vereinsmitgliedern  geübte 
Sondervereinbarungen  anschloß,  am  1.  März  1S6S  in 
Kraft  trat  und  für  alle  Verwaltungen  verbindlich 
war,  soweit  es  nicht  durch  besondere  Abmachungen 
einzelner  Verwaltungen  für  ihren  Verkehr  außer 
Kraft  gesetzt  wurde.  Wesentlich  umgestaltet  wurde 
das  Regulativ  1873  durch  die  f^rankfurter  Vereins- 
versammlung. 

Das  Regulativ  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benutzung vom  1.  Juli  1873,  das  zum  ersten- 
mal auch  Bestimmungen  über  Personen-  und 
Gepäckwagen  traf,  bildet  für  den  Güterwagen- 
dienst die  Grundlage  der  noch  heute  geltenden 
Bestimmungen.  Es  sind  verschiedene  Neuaus- 
gaben veranstaltet  worden.  Zu  erwähnen  ist  die 
Ausgabe  vom  1.  Oktober  1887  mit  der  Bezeich- 
nung: Obereinkommen,  betreffend  die  gegen- 
seitige Wagenbenutzung  im  Bereiche  des  VDEV., 
und  die  vom  1.  Januar  1889,  die  außerdem 
die  abgekürzte  Bezeichnung  „Veremswagen- 
übereinkommen"  (VWÜ.)  trug.  Die  letzte  Aus- 
gabe stammt  aus  dem  Dezember  1912  mit 
Gültigkeit  vom   1.  Januar   1913  ab. 

Über  alle  aus  den  Vereinsbestimmungen 
nicht  technischer  Art  bezüglich  des  Wagen- 
verkehrs zwischen  Vereinsmitgliedern  entstan- 
denen Streitigkeiten  entscheidet  mit  Ausschluß 
des  Rechtswegs  der  Vereinsausschuß  für 
Angelegenheiten  der  gegenseitigen  Wagen- 
benutzung und  über  Streitigkeiten  in  techni- 
schen Angelegenheiten  der  Technische  Aus- 
schuß des  Vereins.  Der  VDEV.  umfaßte  1913 
die  deutschen,  österreichischen,  ungarischen, 
niederländischen,  luxemburgischen,  rumäni- 
schen sowie  einige  russische  und  belgische 
Bahnen.  Demgemäß  galt  das  VWÜ.  für  den 
Verkehr  der  diesen  Bahnen  angehörenden 
Wagen  im  gesamten  Bereiche  des  Vereins. 
Als  Vereinsbahnen  galten  ferner  auch  die  dem 
Vereine  nicht  angehörigen  Bahnen,  auf  die  die 
Bestimmungen  des  VWÜ.  für  anwendbar  er- 
klärt worden  waren.  Das  VWÜ.  fand  weiter 
auch  Anwendung  für  die  auf  Vereinsbahnen 
übergehenden  Wagen  vereinsfremder  Verwal- 
tungen, die  als  Wagen  der  einführenden  Ver- 
waltung angesehen  wurden.  Dank  dieser  Be- 
stimmung war  es  möglich,  daß  die  Grenz- 
bahnen des  Vereins  auf  Grund  von  Verein- 
barungen mit  fremden  Bahnen  deren  Wagen 
über  ihre  Strecken  hinweg  in  das  Vereins- 
gebiet einführten.  Anderseits  war  es  ebenso 
angängig,  Vereinswagen  auf  vereinsfremde 
Bahnen  übergehen  zu  lassen,  auch  wenn  die 
Wageneigentümerin  selbst  mit  den  fremden 
Bahnen  Vereinbarungen  nicht  getroffen  hatte, 
sofern  nur  die  angrenzende  Vereinsbahn  solche 


abgeschlossen  hatte.  Sache  der  Vereinsgrenz- 
bahn war  es,  die  Rechte  der  beteiligten  Ver- 
einsmitglieder zu  wahren  und  sie  schadlos  zu 
halten.  So  wurde  von  den  Ungarischen  Staats- 
bahnen der  Wagenverkehrzwischen  den  anderen 
Bahnen  des  VDEV.  und  den  serbischen,  bul- 
garischen und  orientalischen  Bahnen  vermittelt, 
durch  die  ED.  Altona  der  Verkehr  mit  den 
dänischen,  schwedischen  und  norwegischen 
Bahnen.  Maßgebend  waren  die  Bestimmungen 
des  VWÜ.  Die  schweizerischen  Bahnen  hatten 
vom  1.  April  1874  an  für  ihren  Wagenver- 
kehr mit  den  Bahnen  des  VDEV.  das  Vereins- 
wagenregulativ vom  1.  März  1874  ange- 
nommen. Am  14.  April  1890  erklärten  sie 
ihren  Beitritt  zum  VWÜ.  unter  dem  Vor- 
behalt, daß  alle  bestehenden  besonderen  Verein- 
barungen mit  Vereinsmitgliedern  unberührt  und 
in  technischer  Beziehung  die  Vorschriften  für 
die  technische  Einheit  maßgebend  bleiben 
sollten.  Der  Übergang  österreichisch-ungari- 
scher Wagen  nach  Frankreich  und  französi- 
scher Wagen  nach  Österreich-Ungarn  durch 
die  Schweiz  war  durch  das  Übereinkommen 
betreffs  die  Behandlung  der  Güterwagen  im 
österreichisch-ungarisch-schweizerisch  -  französi- 
schen Verkehr  vom  I.Juli  1890  zwischen  dem 
Schweizerischen  W.  und  Österreich-Ungarn  ge- 
regelt, dem  abgesehen  von  der  abweichenden 
Bemessung  der  Mieten,  Verzögerungsgebühren, 
Fristen  u.s.  w.  das  VWÜ.  und  die  Bestimmungen 
über  die  technische  Einheit  zu  gründe  lagen. 
Nach  §  1  des  VWÜ.  war  den  Verwaltungen  die 
Vereinbarung  von  Zusatz  und  Ausnahmebe- 
stimmungen für  den  Wagenverkehr  innerhalb 
bestimmter  Bahnbereiche  vorbehalten.  Derartige 
Sondervereinbarungen  sind  getroffen  worden  für 
den  deutschen  Staatsbahnwagenverband  sowie 
für  die  österreichischen,  ungarischen  und  bos- 
nisch-hercegovinischen  und  die  niederländischen 
Eisenbahnen.  Zu  erwähnen  sind  ferner  die 
Allgemeinen  Bedingungen  für  die  Benutzung 
von  Güterwagen  auf  Privateisenbahnen  im 
Verkehr  mit  den  Verwaltungen  des  deutschen 
Staatsbahnwagenverbandes  und  die  Allgemeinen 
Bedingungen  für  den  Wagenübergang  auf  Klein- 
bahnen, die  darauf  beruhen,  daß  die  Privat- 
eisenbahnen und  Kleinbahnen  ihre  Wagen  in 
den  Park  einer  anschließenden  Bahn  einstellen 
und  dafür  wenigstens  für  den  Übergangsver- 
kehr mit  Wagen  versorgt  werden. 

Bald  nach  Beendigung  des  Krieges  —  Ok- 
tober 1919  —  berieten  die  meisten  europäischen 
Bahnverwaltungen  in  Rom  über  den  Ersatz 
des  deutsch-italienischen  Regulativs  und  des 
internationalen  Reglements  durch  ein  neues 
internationales  Regulativ  (RIV.),  nachdem  der 
Umsturz    der   politischen  und  wirtschaftlichen 
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Verhältnisse,  die  unfiewfthnlich  große  Steige- 
rung der  Betriebsausgaben  und  das  damit  ver- 
bundene Felilergebnis  der  Bahnen  den  Gedanken 
auf  eine  weitgehende  Vereinfachung  der  ge- 
hemmten Wagengebarung  im  Verkehr  der  fest- 
ländischen Bahnen  in  verstärkter  Form  auf- 
leben ließen.  Die  Vorarbeiten  für  das  RIV. 
wurden  im  April  1921  in  Stresa  abgeschlossen. 
Sitz  des  geschäftsführenden   Bureaus  ist  Bern. 

Von  ähnlichen  Erwägungen  geleitet,  hatte 
das  Eisenbahnzentralamt  in  Berlin  im  Januar 
1921  einen  Antrag  auf  schleunige  Um- 
arbeitung des  VWÜ.  mit  dem  Ziele  größt- 
möglicher Vereinfachung  gestellt  und  hierbei 
insbesondere  den  Wegfall  der  Laufmiete,  Ver- 
zögerungsgebühren und  Geldbußen  sowie  Ein- 
führung einer  neuen  gestaffelten  Zeitmiete  an- 
geregt. Nachdem  bald  darnach,  wie  vorhin 
erwähnt,  in  Stresa  ein  neues,  vereinfachtes 
Wagenrecht  für  den  internationalen  Verkehr 
geschaffen  war  und  dieses  dem  Ziele  des  von 
Berlin  damals  gestellten  Antrags  weitgehendst 
Rechnung  trug,  wurde  vom  Wagenausschuß 
beschlossen,  das  VWÜ.  nach  dem  Vorbilde 
des  RIV.  umzuarbeiten.  Die  Fassung  des  neuen 
VWÜ.  schließt  sich  möglichst  wörtlich  an  das 
RIV.  an.  Änderungen  wurden  nur  insoweit 
vorgenommen,  als  es  die  besonderen  Verhält- 
nisse im  Verein  geboten  erscheinen  ließen.  Es 
wurdein  der  am  7. bis9.  September  1921  abgehal- 
tenen Generalversammlung  des  Vereins  geneh- 
migt, mit  dem  neuen  RIV.  in  einem  Druckheft 
vereinigt  bekanntgegeben  und  am  I.Januar  1922 
zugleich  mit  diesem  in  Kraft  gesetzt. 

Die  gegenseitige  Wagenbenutzung  im  Ver- 
kehr mit  den  italienischen  Bahnen  zu  regeln, 
war  Aufgabe  des  Deutsch-italienischen  W., 
der  nunmehr  gleich  dem  Internationalen  Ver- 
band durch  das  RIV.  ersetzt  wird.  Ihm  ge- 
hörten an  die  hauptsächlichsten  deutschen,  öster- 
reichischen, ungarischen,  bosnisch-herzegowini- 
schen,  schweizerischen,  belgischen,  niederländi- 
schen, luxemburgischen,  rumänischen  Bahnen, 
die  Warschau-Wiener  Bahn  und  die  italieni- 
schen Bahnen.  Das  „Regulativ  für  die  gegen- 
seitige Wagenbenutzung  (IWR.)"  (letzte  Aus- 
gabe, gültig  vom  1.  April  1914  an)  war  dem 
VWÜ.  nachgebildet  und  stimmte  mit  diesem 
fast  wörtlich  überein. 

Als  dritter  großer  Wagen  verband  ist  zu  nennen 
der  Internationale  Verband  (Union  inter- 
nationale pour  I'emploi  reciproque  du  materiel). 
Er  wurde  auf  der  Brüsseler  Konferenz  vom 
22.  November  1876  gegründet,  nachdem  zu- 
nächst auf  Anregung  der  Belgischen  Staatsbahn 
und  der  ehemaligen  Rheinischen  Eisenbahn- 
gesellschaft in  Köln  Bahnen  des  VDEV.  sowie 
französische  und  belgische  Bahnen  ein  Regle- 


ment fürden  internationalen  Verkehr  mit  Geltung 
vom  1.  November  1875  vereinbart  hatten.  Zu- 
gleich wurde  ein  Technisches  Reglement  für 
die  gegenseitige  Zulassung  des  Betriebsmaterials 
und  die  Haftpflicht  für  Beschädigungen  mit 
Gültigkeit  vom  I.Januar  1877  vereinbart.  Dem 
Verbände  schlössen  sich  bis  Ende  1877  die 
meisten  Verwaltungen  des  VDEV.,  die  belgischen 
und  schweizerischen  Bahnen  (die  dann  1893 
wieder  ausschieden)  und  die  französische  Nord- 
bahn an,  während  die  französische  Ostbahn 
nur  dem  Technischen  Reglement  beitrat.  Durch 
Vermittlung  der  dem  Verbände  angehörenden 
belgischen  und  französischen  Bahnen  war  aber 
auch  ein  Wagenaustausch  zwischen  den  übrigen 
französischen  und  den  Bahnen  des  VDEV.  er- 
möglicht. Das  Reglement  für  die  Benutzung 
des  Fahrmaterials  zwischen  allen  an  dem  Inter- 
nationalen Verband  teilnehmenden  Verwaltungen 
(Inter.  Rgl.)  und  das  Technische  Reglement  sind 
mehrfach  umgearbeitet  worden.  Die  letzte  Aus- 
gabe des  Int.  Rgl.  galt  vom  I.Oktober  1882,  seine 
Bestimmungen  lehnten  sich  an  das  VWÜ.  an. 
Nachdem  auf  der  internationalen  Eisenbahn- 
konferenz in  Bern  im  Mai  1886  Bestimmungen 
über  die  Technische  Einheit  im  Eisenbahn- 
wesen (s.  d.)  vereinbart  worden  waren,  wurde 
das  Technische  Reglement  einer  Umarbeitung 
unterzogen.  Das  Technische  Reglement  für  die 
gegenseitige  Zulassung  der  Fahrzeuge  und  die 
Haftpflicht  für  Beschädigungen  zwischen  den 
Verwaltungen  des  Internationalen  Verbandes, 
gültig  vom  1.  Juli  1908  (abgekürzt  Tech.  RegL), 
gab  die  Bestimmungen  über  die  Technische 
Einheit  als  technische  Bedingungen  für  die 
Überwachung  der  Fahrzeuge  wörtlich  wieder. 
Geschäftsführende  Verwaltung  für  den  ganzen 
Verband  war  die  Generaldirektion  der  Belgischen 
Staatsbahnen  in  Brüssel,  Vertreterin  der  Bahnen 
des  VDEV.  die  Eisenbahndirektion  in  Köln. 
Streitigkeiten  zwischen  den  Bahnen  wurden 
durch  einen  Ausschuß  aus  7  Verwaltungen  ent- 
schieden. 

Der  Nordische  W.  Die  gegenseitige  Wagen- 
benutzungzwischen den  dänischen, schwedischen 
und  norwegischen  Bahnen  wird  durch  das 
Wagenübereinkommen  der  nordischen  Bahnen 
von  1891  geregelt  (Overenskomst  angaande 
den  gensidige  Vognbeuyttelse  mellem  danske, 
svenske  og  norske  loernbaner).  Sein  Inhalt 
stimmt  im  wesentlichen  mit  dem  VWÜ.  in  der 
Fassung  von  1890  überein.  Es  sieht  gleich 
hohe  Mietbeträge  vor  nur  in  Kronen  statt  in 
Mark.  Als  technische  Bedingungen  enthält  es 
in  Anlage  I  die  Bestimmungen  über  die  Tech- 
nische Einheit.  Zu  erwähnen  ist  ferner  die 
Konvention  zwischen  den  Reichseisen- 
bahnen   in    Elsaß-Lothringen    und    der 
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französischen  Ostbahn  von  1880    (Kon- 
vention).   Sie    regelte    die    gegenseitige    Be- 
nutzung der  Personen-,   Gepäck-    und  Güter- 
wagen der  beiden  Verwaltungen.    Sie   ermög- 
lichte aber   auch    den  Wagenverkehr  mit  den 
beiderseitigen  Hinterbahnen.  Die  von  einer  Ver- 
waltung der  andern  zugeführten  fremden  Wagen 
wurden  als  Eigentumswagen  der  zuführenden 
Verwaltung  behandelt.  In  technischer  Beziehung 
galt    das   Technische    Reglement    und  als  Er- 
gänzung   das    jeweilige    Preisverzeichnis    des 
VWÜ.  Die  Regelung  aller  den  Austausch  der 
Wagen  und  die  Entschädigungen  betreffenden 
Fragen    erfolgte   ausschließlich    zwischen    den 
beiden    Vertragsbahnen,    denen    es   überlassen 
blieb,  auf  die  beteiligten  weiteren  Bahnen  ihren 
Rückgriff    zu    nehmen.    Meinungsverschieden- 
heiten   sollten    durch    ein    Schiedsgericht    ent- 
schieden   werden.     Außer    den     vorerwähnten 
Hauptübereinkommen  bestanden  bei  den  deut- 
schen, österreichischen,  ungarischen,  belgischen, 
dänischen,  französischen,  italienischen,    schwe- 
dischen, norwegischen,  rumänischen,  schweize- 
rischen u.  s.  w.  Bahnen  noch  besondere  Verein- 
barungen über  den  Wagenübergang.    So   das 
Übereinkommen  zwischen  den  großen  franzö- 
sischen Eisenbahngesellschaften  (Fr.  Übk.),  das 
Übereinkommen  betreffend  die  gegenseitige  Wa- 
genbenutzung im  Verkehr  der  Südbahn  und  der 
Orleansbahn  u.  s.  w.  Wegen  der  nordamerikani- 
schen Eisenbahnen  s.  American  Railway  Asso- 
ciation und  Master  carBuilders  Associa- 
tion, wegen  der  englischen  Eisenbahnen  s.Clea- 
ring  House.   Wegen  der  Bestimmungen  der 
Übereinkommens. Wagenübergang.  Von  den 
russischen  Bahnen  hatten   nur  die   Warschau- 
Wiener  Bahn  und  die  Lodzer  Fabrikbahn  die 
Regelspur  von  \-435m,  alle  übrigen  vollspurigen 
Bahnen  die  Breitspur  von  1-523  m.  Die  ersteren 
hatten    sich    dem    VDEV.    angeschlossen,    die 
übrigen   1889   im   „Übereinkommen   über 
die  gegenseitige  Ausnutzung  der  Güter- 
wagen für  alle   russischen  Bahnen"    zu- 
sammengeschlossen.   Nach  diesem  werden  die 
Güterwagen  von  den  Verbandsbahnen  gemem- 
schaftlich  wie  eigene  benutzt.  Eine  Mietabrech- 
nung findet  nicht  statt.  Bei  der  Übergabe  hat 
die  übernehmende  Bahn  der  übergebenden  die 
gleiche  Anzahl  Wagen  zurückzugeben,  die  sie 
erhalten  hat;    dabei    sind  leere  und  beladene, 
offene  und  bedeckte  Wagen  zu  unterscheiden; 
wenn  bei  einem  Überschuß  an  bedeckten  Wagen 
diese  gegen  offene  ausgetauscht  werden,  wird 
ein  bedeckter  gleich  vier  offenen  gerechnet.  Zu 
unterscheiden  ist:  aj  wirklicher  Austausch  ohne 
Rückgabefrist  (Wagen  gegen  Wagen);  Äj  wirk- 
licher Austausch    mit  Rückgabefrist;   cj  Über- 
gabe und  Übernahme  ohne  tatsächlichen  Aus- 


tausch   mit  Rückgabefrist.    Da   das  Verfahren 
zu  a  für  die  Wagen  gewöhnlicher  Bauart  gilt, 
bildet  es  die  Regel.     Die  Verwaltung,  die  mit 
dem  Austausch  in  Verzug  gerät,  hat  für  jeden 
rückständigen  Wagen    eine   Verzugsstrafe  von 
3  Rubeln    für    24  Stunden  zu    zahlen.    Dem 
Rechte,  die  Wagen  unbeschränkt  wie  die  eigenen 
zu  benutzen,   steht  die  Pflicht   gegenüber,  sie 
auch  wie  die  eigenen  zu  behandeln.  Nur  die 
bahnpolizeiliche    Untersuchung   ist  Sache   der 
Heimatbahn.    Dazu    müssen    die  Wagen    alle 
2  Jahre  ihrer  Heimat  zugeführt  werden.  Kehrt 
ein  Wagen    nicht  rechtzeitig  zurück,    so  wird 
er  gesucht.  Alle  2  Jahre  findet  auch  eine  Be- 
standaufnahme statt,  deren  Ergebnis  allen  Ver- 
waltungen mitgeteilt  wird.  Wird  aus  gewissen 
Gründen  die  Rückleitung  von  Wagen  gewöhn- 
licher Bauart  verlangt,  so  hat  diese  innerhalb 
einer   bestimmten   Frist   stattzufinden,    die   für 
je  60  Werst  1  Tag  beträgt.  Bei  Überschreitimg 
dieser  Frist   ist   der   Wageneigentümerin    eine 
Verzögerungsgebühr  von  50  Kopeken  für  Tag 
und  Wagen    zu    zahlen.    Andererseits  hat  die 
Eigentümerin  die  befördernde  Verwaltung  mit 
2  Kopeken  für  Werst  und  Achse    zu  entschä- 
digen, wenn   der  Wagen    auf  dem  Heimwege 
nicht  ausgenutzt  werden  konnte,  sondern  leer 
zurückbefördert  werden  mußte.  Das  Verfahren 
zu   b  und    c  findet   nur   bei  Wagen    mit  be- 
sonderer  Bauart    und    für   besondere   Zwecke 
statt.  Wagen,  die  unter  einer  für  die  Rückgabe 
gestellten  Frist  übergeben  worden  sind,  müssen 
innerhalb  dieser  Frist  zurückgegeben  werden, 
u.  zw.  müssen  sie  auf  denselben  Strecken  und 
nach    denselben    Übergangsstationen     zurück- 
kehren, von  denen  sie  ausgegangen  sind.  Jeder 
solche  Wagen  soll   120  Werst  am  Tage  laufen. 
Bei  Verzögerung   der  Rückgabe   ist   im  allge- 
meinen eine  Verzögerungsgebühr  von  3  Rubeln 
für  24  Stunden  zu  zahlen.  Bei  Übergabe  von 
Spezialwagen,  wiezweibödigen  Wagen  für  Klein- 
vieh, Kühlwagen  für   Milch,  Gemüse,  frisches 
Fleisch  und  Fische,  bei  Wagen  für  Obst  und 
Mehl,    ist,    wenn    nicht    Wagen    gleicher    Art 
zurückgegeben  werden,   ein  den  regelmäßigen 
Satz  von  3  Rubeln  für  24  Stunden  um  1  Rubel 
übersteigender  Betrag  für  den  Wagen  so  lange 
zu   zahlen,  bis  die    übergebenen  Wagen  oder 
Wagen  gleicher  Art  zurückgegeben  werden. 

üni  den  Wagenübergang  unter  Vermeidung 
der  kostspieligen  und  zeitraubenden  Umla- 
dungen zu  ermöglichen,  hatten  die  russischen 
Bahnen  einerseits  und  die  früheren  preußisch- 
hessischen und  österreichischen  Bahnen  ander- 
seits eine  Anzahl  Umsetzgüterwagen  nach  Bau- 
art Breidsprecher  (s.  d.),  welche  die  Aus- 
wechslung der  Achsen  gestatten,  beschafft  und 
in  Verkehr  gesetzt.  Auch  diese  Wagen  wurden 
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bei  der  Übergabe  Wagen  gegen  Wagen  aus- 
getauscht. Für  jeden  fehlenden  Wagen  war 
eine  Vergütung  von  4  M.  für  jeden  angefan- 
genen Tag  zu  zahlen. 

Infolge  dieser  Vereinharungen  war  ein  Ober- 
gang von  Wagen  zwischen  allen  vollspurigen 
Eisenbahnen  des  europäischen  Festlandes  - 
mit  Ausnahme  von  Rußland  -  möglich  und 
tatsächlich  in  Übung  und  auch  nach  Rußland 
bahnte  sich  ein  solcher  Wagenübergang  mit  Ein- 
stellung von  Umsetzgüterwagen  an.    Fabiunhe. 

Wagenverschluß  s.  Güterwagen,  Per- 
sonenwagen,  Zollverfahren. 

Wagenverteilung  {distrlbutlon  of  empty 
tnicks;  repartition  des  wagons  vides;  distribu- 
zione  di  carri)  s.Wa gendienst. 

Wagenverwaltung.  In  den  Wagenüber- 
einkommen  u.  s.  w.  Bezeichnung  der  Eisen- 
bahnunternehmungen, auch  der  Venx-altungen, 
denen  das  Eigentum  an  den  Wagen  zusteht 
(s.  Adressenverzeichnisse). 

Wagenverzögerungsgebühren  s.  Wa- 
gendienst. 

Wagenwärter  s.  Zugpersonal. 
Wagen  wer  kstätte  s.  Werkstätten. 
Wagenwinden  s.  Winden,  Hebeböcke. 
Wagenzeitmiete  s.  Wagendienst. 
Wagner  Adolf,  Professor,  Dr.,  Wirklicher 
Geheimer  Rat,  geb.  am  25.  März  1835  in 
Erlangen,  gest.  am  8.  November  1917  in  Berlin, 
der  berühmte  Lehrer  der  Volks-  und  Siaats- 
wissenschaft,  der  bahnbrechende  Sozialpolitiker, 
hat  sich  auch  hervorragende  Verdienste  um  die 
wissenschaftliche  Behandlung  des  Verkehrs- 
wesens, besonders  des  Eisenbahnwesens,  er- 
worben und  durch  sein  nachdrückliches  Eintreten 
für  das  Staatsbahnsystem  dessen  Durchführung 
in  Preußen  und  im  Deutschen  Reich  wesentlich 
gefördert.  Schon  in  seiner  ersten  Schrift,  die 
er  als  Göttinger  Student  im  August  1855  in 
der  Hannoverschen  Zeitung  veröffentlicht  hat, 
werden  die  Vorzüge  der  Staatsbahn  beleuchtet. 
Sie  ist  wiederabgedruckt  im  Arch.  f.  Ebw.  1915, 
S.  11 77  ff.  Im  Jahre  1877  erschien  als  Sonder- 
abdruck aus  der  2.  Ausgabe  des  1.  Bandes  des 
Grundrisses  der  Finanzwissenschaft  sein  bahn- 
brechendes Buch:  „Das  Eisenbahnwesen  als 
Glied  des  Verkehrswesens,  insbesondere  der 
Staatsbahnen"  (Leipzig  und  Heidelberg),  das  in 
der  3.  Aufl.  der  Finanzwissenschaft  (Leipzig  und 
Heidelberg  1883),  S.  640—792,  einer  um- 
fassenden Neubearbeitung  unterzogen  ist. 
Während  dieses  grundlegende  lehrbuchartige 
Werk  nicht  wieder  neu  aufgelegt  ist,  wird  das 
Verkehrswesen  kurz  in  dem  als  Manuskript 
gedruckten  Grundriß  der  Finanzwissenschaften 
(Berlin  1878)  und  sehr  ausführlich  in  dem 
Buch:  „Theoretische  Sozialökonomie",  2.  Ab- 


teilung (Leipzig  1909),  behandelt.  Eingehende 
Ausführungen  über  das  Eisenbahnwesen,  den 
Gegensatz  von  Privat-  und  Staatsbahnen,  die 
Gründe  für  und  wider  die  beiden  Systeme, 
finden  sich  in  dem  ausgezeichneten  Referat,  das 
W.  im  Jahre  1 8  76  vor  dem  Siebzehnten  Kongreß 
deutscher  Volkswirte  in  Bremen  erstattet  hat 
(Bericht  über  die  Verhandlungen,  Berlin  1876, 
S.  147  ff.),  und  in  zwei,  auch  als  besondere 
Flugschriften  (Berlin  1883)  erschienenen  Land- 
tagsreden über  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen 
und  über  soziale  Steuerreform,  die  W.  am 
19.  und  22.  Februar  1883  gehalten  hat.  Alle 
diese  Schriften,  die,  wie  bemerkt,  wesentlich 
zur  Klärung  der  Ansichten  über  das  Staats- 
bahnsystem in  einer  Zeit  beigetragen  haben, 
in  der  die  öffentliche  Meinung  noch  lebhaft 
hin-  und  herschwankte,  verdienen  auch  heute 
noch  und  wohl  dauernd  die  ernsteste  Beach- 
tung, da  W.  alle  die  Fragen  grundsätzlich, 
unter  streng  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten 
und  unter  voller  Würdigung  auch  der  gegneri- 
schen Anschauungen  behandelt.  Von  ganz 
besonderer  Wichtigkeit  sind  die  erschöpfenden 
Angaben  über  die  g.  samte  Literatur  des  Eisen- 
bahnwesens aller  Länder,  die  in  der  theore- 
tischen Sozialökonomie  bis  zum  Jahre  1909 
fortgeführt  werden.  von  der  Leyen. 

Waldbahnen. 

Allgemeines. 

Mit  der  Entwicklung  des  Forstbetriebs  und  der 
Erweiterung  des  technischen  Wissens  hat  seit 
den  letzten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts 
auch  die  Ausgestaltung  des  forstlichen  Bringungs- 
wesens    eine    wesentliche  Änderung   erfahren. 

Die  Wasserwege,  die  die  ersten  Hilfsmittel 
der  Holzbeförderung  bildeten,  hatten  zwar  den 
Vorteil  der  verhältnismäßig  billigen  Bringungs- 
kosten,  sie  mußten  aber  wegen  ihrer  Nachteile: 
„Verschlechterung  der  Holzqualität,  Manipula- 
tionsverlust, große  jährliche  Erhaltungskosten 
der  Triftbauten,  Herabminderung  des  Nutz- 
effektes durch  den  Eintritt  periodischer  Hoch- 
wässer" U.S.W,  der  Landbeförderung  allmählich 
Platz  machen  und  wurden  auf  die  für  die 
Wasserwege  von  Natur  aus  geeigneten  Gebiete 
zurückgedrängt. 

Der  Anlage  von  Waldwegen,  Waldstraßen, 
Handzugwegen  und  Rieswegen  ist  rasch  der 
Bau  von  W.  und  Drahtseilförderungen  gefolgt 
und  es  wird  infolge  der  Steigerung  der  Arbeiter- 
löhne und  wegen  der  hohen  Kosten  der  Zugtier- 
haltung, besonders  seit  Ende  des  Weltkriegs, 
immer  mehr  auf  die  Verwendung  von  W.  hin- 
gearbeitet. 

Da  die  forstlichen  Bringungsanstalten  die  Be- 
förderung schwerer  umfangreicher  und  hierbei 
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verhältnismäßig  geringwertiger  Lasten  zu  ver- 
mitteln haben,  sind  die  Anlageverhällnisse 
solcher  Bahnen  von  größter  Bedeutung.  Es  ist 
daher  beim  Bau  von  W.  der  Behandlung  der 
Neigungs-  und  Richtungsverhältnisse  ein  be- 
sonderes Augenmerk  zu  widmen. 

Richtungs-    und    Neigungsverhältnisse. 

Die  Ausgestaltung  der  Richtungsverhältnisse 
richtet  sich  je  nach  den  Leistungen,  die  die 
Bahnanlage  bewerkstelligen  soll,  weiters  dar- 
nach, ob  sie  dauernden  oder  vorübergehenden 
Charakter  haben  soll  und  sind  besonders  beim 
Bau  von  W.  in  Hochgebirgsforsten  gerade  der 
Ausgestaltung  der  Richtungsverhältnisse  oft 
größere  technische  und  hierdurch  wiederum 
bedingte  finanzielle  Opfer  zu  bringen,  zumal 
in  allen  Fällen  auf  die  Möglichkeit  der  Lang- 
holzförderung Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Bei  Hauptbahnen  soll  daher  ein  Mindest- 
krümmungshalbmesser von  SO  m,  bei  Flügel- 
bahnen ein  solcher  von  50  m  womöglich  ein- 
gehalten werden,  jedoch  ist  man  durch  das 
Gelände  oft  gezwungen,  auch  auf  einen  klein- 
sten Krümmungshalbmesser  von  30  m  her- 
unterzugehen. Solche  scharf  gekrümmte  Strecken 
bilden  aber  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
stets  ein  Betriebserschwernis,  sind  nicht  ganz 
betriebssicher  und  sollen  bei  Anlage  dauernder, 
für  eine  bedeutende  Holzförderung  eingerich- 
teter Bahnen  nur  im  Notfall  angewendet  werden. 

Zwischen  2  Gegenbögen  ist  eine  Zwischen- 
gerade mit  einer  Mindestlänge  von  8-10/n 
einzulegen. 

Da  bei  allen  forstlichen  Bringungsanlagen  das 
Eigengewicht  des  Holzes  für  dessen  Bringung 
möglichst  ausgenutzt  werden  und  ein  Bergauf- 
fördern, d.  i.  also  ein  Heben  des  Holzes  mög- 
lichst vermieden  werden  soll,  so  muß  auch 
bei  Anlage  von  W.  als  wichtigster  Grundsatz 
gelten,  daß  diese  in  der  Richtung  der  Lasten- 
förderung mit  einem  Gefälle  hergestellt  und 
Gegensteigungen   tunlichst  vermieden  werden. 

Das  Durchschnittsgefälle  hängt  natürlich  in 
erster  Linie  von  den  örtlichen  Bodenverhält- 
nissen und  allenfalls  auch  von  gewissen  Fest- 
punkten (Lagerplätzen,  Bachübersetzungen, 
Kreuzung  von  Straßen  u.  s.  w.),  die  von  der 
zu  erbauenden  Bahnlinie  berührt  werden  müssen, 
ab  und  schwankt  unter  normalen  Verhältnissen 
zwischen  10  bis  40  %5;  es  wurden  aber  auch 
schon  Höchstgefälle  bis  65  %o  in  An^sendung 
gebracht,  wodurch  allerdings  die  Benutzbarkeit 
und  Leistungsfähigkeit  einer  solchen  Bahn 
leidet.  Unter  der  Voraussetzung  einer  nicht  zu 
großen  Länge  solcher  Steilstrecken,  eines  ent- 
sprechenden Unter-  und  Oberbaues  und  eines 


gut  erhaltenen,  mit  gut  wirkenden  Bremsen 
versehenen  rollenden  Materials  ist  aber  er- 
fahrungsgemäß auch  bei  solchen  Neigungs- 
verhältnissen ein  klagloser  Betrieb  noch 
immerhin  möglich. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Zugwiderstand  ist 
das  Gefälle  in  den  Krümmungen  derart  aus- 
zugleichen, daß  scharfe  Bogen  tunlichst  in  ein 
geringeres  Gefälle  gelegt  werden.  Scharfe  Ge- 
fällsbrüche sind  zu  vermeiden,  diese  durch 
vertikale  Übergangsbögen  auszugleichen,  nach 
Tunlichkeit  in  gerade  Strecken  und  nur  not- 
gedrungen in  Bogen,  niemals  aber  (u.  zw.  aus 
Rücksicht  auf  die  Betriebssicherheit)  in  den 
Bogenanfang  oder  das  Bogenende  zu  verlegen. 

Unterbau. 

Die  Kronenbreite  des  Unterbaues  wird  bei 
W.  auf  offener  Strecke  in  der  Regel  mit  30  m 
angenommen.  Ausweichen,  die  tunlichst  einen 
geradlinigen  Verlauf  haben  und  möglichst  in 
wagrechten  Strecken  liegen  sollen,  werden  in 
einer  Breite  von  60  m  ausgeführt,  so  daß  sich 
bei  einer  Entfernung  der  beiden  Gleisachsen 
von  30  m  zwischen  den  am  Gleis  stehenden 
zumeist  2'0/«  breiten  Fahrzeugen  ein  Zwischen- 
raum von    LO  m  ergibt. 

Bei  allfälliger  Umgestaltung  einer  Bahn  in 
eine  Straße  nach  Auflösung  des  Bahnbetriebs 
genügt  wohl  in  den  meisten  Fällen  auch  eine 
Kronenbreite  von  3-0  m,  vorsichtigerweise  ist 
jedoch  in  diesem  Fall  eine  solche  von  4'0  m 
zu  wählen. 

Das  Neigungsverhältnis  der  Böschungen 
richtet  sich  nach  der  Bodenbeschaffenheit  und 
wird  bei  Dammböschungen  mit  1:1  bis  1  :  1  Vj, 
bei  Einschnittsböschungen  von  1 : 1  bei  lockerem 
Material  bis  lotrecht  bei  Felsen  angenommen. 

Eine  Deckung  der  Damm-  und  Einschnitts- 
böschungen mit  einer  entsprechend  starken 
(3  —  5  cm)  Humusschichte  oder  Rasenziegeln  ist 
für  die  künftige  Erhaltung  sehr  vorteilhaft. 
Bei  sehr  hohen  Dammschüttungen  hat  sich 
auch  die  Einlage  von  Weidenspreitlagen  sehr 
gut  bewährt. 

Für  die  unschädliche  Ableitung  von  Tag- 
und  Sickerwässern  ist  durch  Anlage  von  seit- 
lichen Wasserableitungsgräben  und  einer  ent- 
sprechenden Anzahl  von  Durchlässen  Vorsorge 
zu  treffen.  -  Die  Art  und  Weise  der  Aus- 
führung von  Durchlässen  hat  sich  den  ört- 
lichen Verhältnissen  anzupassen  und  nach  dem 
zur  Verfügung  stehenden  Baumaterial  zu 
richten. 

Wo  die  örtlichen  Verhältnisse  die  Schüttung 
von  Dämmen  nicht  zulassen,  sind  Stütz- 
mauern aus  Trockenmauerwerk  oder  allenfalls 
Steinsätze,    rauhe    Steinwürfe,    auch    einfache 
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Holzbauten  (Steinkästen,  Uferwehren)  und  zum 
Schutz  gegen  angreifendes  Wasser  einfache 
Dammfuß-  und  Lehnenversicherungen  sowie 
anderweitige  Sicherungsbauten  auszuführen; 
ebenso  sind  natürlich  die  entsprechenden  Maß- 
nahmen gegen  Qeländeabsitzungen  und  Rut- 
schungen zu  treffen. 

Die  Veranlagung  der  Widerlager,  Joche  und 
besonders  der  Tragwerke  hat  bei  Herstellung 
von  Unterbauobjekten  auf  Grundlage  von 
statischen  Berechnungen  und  nach  den  für 
Kleinspurbahnen  allgemein  gültigen  technischen 
Grundsätzen   zu  erfolgen. 

Oberbau. 

Die  sachgemäße  Herstellung  und  zweck- 
mäßige Erhaltung  eines  guten  Oberbaues  ist 
die  Hauptbedingung  für  eine  klaglose  Be- 
nutzbarkeit  einer  W. 

Die  ersten  in  der  Bukowina  in  den  Sieb- 
zigerjahren  des  vorigen  Jahrhunder:s  herge- 
stellten W.  hatten  einen  hölzernen  Lang- 
schwellenoberbau mit  aus  Vg  ^'"  starken 
Buchenlalten  bestehenden  Schienen.  Dieser  für 
einen  motorischen  Betrieb  nicht  geeignete  und 
keine  Dauerhaftigkeit  besitzende  hölzerne  Ober- 
bau wurde  bald  aufgelassen.  Heute  werden 
wohl  alle  W.  auf  Querschwellenoberbau  mit 
Stahlschienen  ausgeführt. 

Hinsichtlich  der  Spurweite  besteht  heute  noch 
keine  Einheitlichkeit.  Es  sind  W.  mit  100,  90, 
80,  76  und  60  cm  Spurweite  derzeit  im  Be- 
trieb; angestrebt  wird  aber  bei  Neubauten  die 
einheitliche  Spurweite  von  76  cm. 

Der  Grundsatz,  daß  ein  Hinausgehen  über 
das  für  den  Verkehr  unbedingt  notwendige  Maß 
die  Baukosten  vermehrt  und  die  Nutzwirkung 
einer  Bahn  herabdrückt,  ist  wohl  beim  Bau 
von  W.  mit  Rücksicht  auf  die  Wirtschaftlichkeit 
und  Leistungsfähigkeit,  welch  letztere  in  erster 
Linie  von  der  Anzahl  der  von  einem  Motor 
bergwärts  zu  ziehenden  Waldbahnwagen  mit 
ihrem  starren  System  abhängt,  umsomehr  zu 
beherzigen,  da  gerade  bei  einer  geringeren  Spur- 
weite die  Anpassungsfähigkeit  eine  bessere,  die 
Entgleisungsgefahr  eine  geringere  und  die  Be- 
triebssicherheit eine  höhere  ist. 

Für  die  Schwellen  wird  je  nach  Verfügbar- 
keit des  örtlich  vorhandenen  Holzes  teils 
Weichholz  (Fichte,  Tanne  und  Lärche)  teils 
Buchenholz  verwendet.  Die  Verwendungsdauer 
der  nicht  imprägnierten  Weichholz-  und  Bu- 
chenschwellen ist  zwar  keine  lange,  aber 
immerhin  haben  gut  gelagerte  und  nicht  viel 
Kernholz  enthaltende  Buchen  seh  wellen  er- 
fahrungsgemäß eine  Lebensdauer  von  4-6 
Jahren  (W.  im  Forstwirtschaftsbezirk  Offensee) 
und  Weichholzschwellen  eine  solche  bis  zu  8, 


bei  Verwendung  von  Lärchenholz  auch  bis  zu 
10  und  mehr  Jahren.  In  der  Bukowina  wurden 
auch  mit  Zinkchlorid  und  Teeröl  imprägnierte 
Buchenschwellen  verwendet,  die  allerdings  eine 
Dauer  von  mehr  als  30  Jahren  aufzuweisen 
haben. 

Die  Texelung  der  Schwellen  geschieht 
größtenteils  mit  der  Hand. 

Die  Schwellen  sind  bei  einer  Spurweite 
von  Tb  cm  VAQ  m  lang,  10-15  c/n  hoch 
und  15-20  cm  breit  und  werden  in  Ab- 
ständen von  60  — 70f/w  von  Mitte  zu  Mitte 
verlegt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Wirtschaftlichkeit  und 
Erhaltung  soll  bei  Herstellung  eines  Wald- 
bahnnetzes in  einem  größeren  Forstbereiche 
auch  für  die  Schienen  eine  einheitliche  Type 
verwendet  werden. 

Die  für  den  Bau  von  W.  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  Schienenprofile  sind: 

7-0  kg  f.  d.  lfd.  V«  schwere  und  65  mm  hohe]  c 

9-5   „     „        „  „  „    66    „        „Ig 

11-2  „     „        „  .-  „    70    „        „      ■% 

12-0   „     „        „  „  „    80    „        „      c/5 

Im  Hinblick  auf  die  großen  Vorteile  der 
längeren  Dauerhaftigkeit  und  Stabilität  des 
Gleises  ist  es  natürlich  besser,  ein  stärkeres 
Profil  zu  wählen. 

Als  Verbindungsmaterialien  werden  Flach- 
laschen (auch  Winkellaschen)  und  Schienen- 
nägel (am  besten  handgeschmiedete)  verwendet. 
Nicht  unbedingt  erforderlich,  aber  für  die 
Stabilität  von  Vorteil  ist  die  Verwendung  von 
Unterlagsplatten  (besonders  in  Steilstrecken; 
in  letzteren  empfiehlt  es  sich  auch,  zwecks 
Verhinderung  einer  Schienenwanderung  in  der 
Längsrichtung  in  Abständen  von  mehreren 
Metern  die  Nagelung  in  Kerben  vorzu- 
nehmen, die  in  den  Schienenfuß  eingeschnitten 
werden). 

Ebenso  einheitlich  wie  das  Schienenprofil 
soll  auch  das  Weichensystem,  sein.  Erfahrungs- 
gemäß haben  sich  am  besten  die  Zungen- 
weichen mit  aus  kräftigen  Blockschienen  her- 
gestellten Spitzschienen   bewährt. 

Bei  normaler  Beschaffenheit  des  Unter- 
baues wird  die  Schotterbettung  bei  W.  mit 
1-8  m  Kronenbreite  und  20-30  cm  stark  aus- 
geführt, so  daß  sich  zwischen  Schwellenunter 
kante  und  dem  Planum  des  Unterbaues  noch 
eine  1 0  -  1 5  c/w  starke  Schotterschichte  befindet. 

Die  Kreuzung  von  W.  mit  Wegen  oder 
Straßen  wird  in  Schienenhöhe  hergestellt, 
während  bei  Ausführung  eines  kombinierten 
Straßen-  und  Waldbahnoberbaues  auf  einem 
gemeinschaftlichen  Unterbau  die  Bahn  gegen- 
über der  Straße  aus  Verkehrsrücksichten  und 
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im  Interesse  der  Erhaltung  in  der  Regel  über- 
höht wird. 

Die  Spurerweiterung  und  Schienenüber- 
höhung in  den  Bogen  ist  nach  den  für  den 
Bau  von  Schmalspurbahnen  bestehenden  Vor- 
schriften auch  beim  Waldbahnbau  durchzu- 
führen. 

Die  Lage  und  Größe  der  Anfangs-  und 
Endstationen  einer  \V.  sowie  die  dortselbst  zu 
errichtenden  Verlade-  und  Gleisanlagen,  Rampen 
u.  s.  w.  richten  sich  nach  den  örtlichen  Verhält- 
nissen. Diese  Anlagen  müssen  in  einem  richtigen 
Verhältnis  zu  dem  durch  die  Bahnanlage  auf- 
geschlossenen Waldgebiet  bzw.  zu  den  aus 
diesem  Waldgebiet  zu  befördernden  Holzmassen 
stehen  und  die  auf  diesen  Plätzen  notwendige 
Manipulation  mit  dem  Holz  (Auf-  und  Abladen, 
Lagerung  und  Verladung  für  die  weitere  Fern- 
beförderung) möglichst  vereinfachen  und  er- 
leichtern. 

Die  Lage,  Zahl  und  Größe  der  notwendigen 
Hochbauten  (Lokomotivschuppen,  Wagen- 
scluippen,  Heizniaterialschuppen,  Reparatur- 
werkstätte und  allfällige  Wohnbauten)  hat  sich 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  sowie  nach 
Umfang,  Größe  und  Art  des  Betriebs  zu 
richten  und  kann  in  diesem  Belang  eine  all- 
gemeine Regel  für  die  Anlage  von  W.  nicht 
aufgestellt  werden. 

Fahrbetriebsmittel. 

Ebenso  wie  bei  der  Spurweite  und  beim 
Schienenmaterial  ist  bei  der  Beschaffung  des 
rollenden  Materials  eine  Vereinheitlichung 
hinsichtlich  der  Bauart,  Tragfähigkeit  und  Zug- 
kraft für  ein  nach  bestimmten  Grundsätzen 
ausgeführtes  und  betriebenes  Waldbahnnetz 
anzustreben,  zumal  die  Leistungsfähigkeit  einer 
Bahnanlage  und  die  anstandslose  Abwicklung 
des  Betriebs  größtenteils  auch  von  der  Be- 
schaffenheit der  Fahrbetriebsmittel  abhängig  ist. 

Bei  dem  weit  ausgedehnten  Waldbahnnetz 
in  den  Fondsforsten  der  Bukowina,  wo  bereits 
mit  Ende  1910  rd.  230  km  W.  ausgebaut 
waren,  wurden  mit  gutem  Erfolg  die  Tender- 
lokomotiven System  Krauß  mit  zentraler  Stoß- 
und  Zugvorrichtung  mit  2/2,  3/3  oder  3/4 
gekuppelten  Achsen  und  mit  einem  Dienst- 
gewicht von  7'5-  16  /  verwendet.  Am  besten 
soll  sich  jedoch  die  achträderige  3/4  gekuppelte 
16  /  schwere  70  PS.  Tenderlokomotive  System 
Krauß  mit  dem  Patentdrehgestell  und  Holz- 
feuerung bewährt  haben.  In  den  Bundesforsten 
des  Salzkammerguts  steht  auf  der  rd.  \b  km 
langen  W.  im  Forstwirtschaftsbezirk  Offensee 
eine  Tenderlokomotive  System  Krauß  mit 
30  PS.  dreiachsig  gekuppelt  für  Kohlenfeuerung 
eingerichtet,  mit  einem  Dienstgewicht  von  8'2  t 


in  Verwendung,  die  im  stände  ist,  bei  den 
Steigungsverhältnissen  dieser  W.  bis  zu  40%o 
eine  Last  von  6'5  /  bei  10  km  Geschwindig- 
keit anstandslos  bergwärts  zu  ziehen  oder  20 
beladene  Tracks  mit  einem  Gesamtgewicht 
von  70  t  talwärts  zu  liefern,  wenn  die  Hälfte 
der  Trucks  getrennt  wird.  Mit  einer  geringeren 
Anhängelast  (Leergarnituren)  bewältigt  diese 
Maschine  auch  die  bei  dieser  W.  vorkommende 
Höchststeigung  von  56%^. 

Bei  den  nach  dem  Weltkrieg  gebauten  W., 
wie  eine  solche  in  der  Bundesforstverwaltung 
Mitterndorf  im  steiermärkischen  Salzkammer- 
gut ausgeführt  wurde,  wurde  der  Betrieb  mit 
Benzinmotorwagen  eingeführt  und  stehen  dort 
4-PS.-Puch-  und  6-PS.- Daimler- Zugtrieb- 
wagen (Benzin-Elektro-Aggregate)  mit  Vorteil 
in  Verwendung;  diese  lassen  motorisierten 
Einzelwagen  eine  größere  Beweglichkeit  des 
Betriebs  zu  und  erscheinen  besondersauf  kurzen 
Waldbahnstrecken  rentabler  als  eine  Lokomotive. 
Hierbei  ist  vor  allem  der  Vorteil  der  augenblick- 
lichen Betriebsbereitschaft  der  Benzinmotore 
gegenüber  der  Notwendigkeit  des  mehrstündigen 
Anheizens  der  Dampflokomotiven  von  Belang. 

Ferner  entfällt  die  Haltung  eines  geprüften 
Führers,  wie  diese  für  Dampflokomotiven  ge- 
setzlich gefordert  wird,  ebenso  die  Errichtung 
eines  feuersicheren  Heizhauses;  letzterem  Vor- 
teil steht  allerdings  die  Notwendigkeit  beson- 
derer Vorkehrungen  für  die  Aufbewahrung  des 
Benzins,  wie  überhaupt  die  Feuergefährlichkeit 
dieses  Betriebsstoffs,    als   Nachteil    gegenüber. 

Da  die  Benzinmotore  im  Gegensatz  zu  den 
Dampfmaschinen  nur  während  der  Zeit  tat- 
sächlicher Zugleistung  Betriebsstoff  verbrau- 
chen, empfiehlt  sich  die  Verwendung  von 
Benzinzugmotoren  insbesondere  bei  verhältnis- 
mäßig kurzen  Lieferstrecken,  da  in  solchen 
Fällen  die  Zugmaschinen  verhältnismäßig  lange 
ohne  Arbeit  stehen  und  daher  der  letzterwähnte 
Vorteil  des  Benzinmotors  besondere  Bedeu- 
tung gewinnt.  Ferner  erscheint  bei  der  Ver- 
wendung derartiger  Zugmotoren  die  Möglich- 
keit des  Waldbahnbetriebs  mit  Einzelgarni- 
turen in  Strecken  von  über  60 %„  Gefälle  ge- 
geben, wo  Dampflokomotiven  mit  ganzen 
Zügen  nicht  mehr  betriebssicher  verkehren 
können;  schließlich  leisten  derartige  Motor- 
wagen auf  Holzlagerplätzen  ausgezeichnete 
Dienste  bei  Verschiebarbeiten  und  bei  der 
Holzsortierung. 

Der  Zugtriebwagen  besteht  aus  dem  Wagen- 
gestell, dem  eingebauten  Motor  und  einem 
oder  mehreren  Behältern  für  die  Adhäsions- 
last. Der  Motor  kann  jedoch  auch  unmittelbar 
in  den  Waldbahnwagen  eingebaut  werden  (Kipp- 
stocktriebwagen). Im  letzteren  Fall  ist  nachteiligi 
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daß  der  Motor  allen  Stößen  bei  der  Auf-  und 
Abladung  ausgesetzt  ist,  die  Bewegungsfreiheit 
des  Wagenführers  durch  die  Holzladung  einge- 
schränkt wird  und  dieser  ebenso  wie  der  Motor 
in  dem  Fall,  daß  die  nicht  fest  verladene  oder 
plöizlich  stark  abgebremste  Holzlast  in  Be- 
wegung gerät,  stark  eefährdet  ist.  Ein  weiterer 
betriebstechnischer  Nachteil  ist  auch  der,  daß 
der  Motor  während  der  Dauer  der  Verlade- 
manipulation nicht  anderweitig  verwendet 
werden  kann. 

Bei  Verwendung  motorisierter  Trucks  (Kipp- 
stocktriebwagen) sind  die  Anschaffungskosten 
für  den  Fahrpark  etwas  geringer,  da  ein 
Wagenuntergestell  erspart  wird,  dieser  Vorteil 
ist  jedoch  nicht  von  derartiger  Bedeutung, 
daß  er  allein  die  eben  angeführten  Nachteile 
überwiegen  könnte.  Die  Verwendung  motori- 
sierter Lastwagen  (als  Zugwagen)  ^xird  sich 
daher  für  W.  nur  in  jenen  Fällen  empfehlen, 
wo  als  weiterer  Vorteil  dadurch,  daß  die  Holz- 
last selbst  als  Adhäsionslast  wirkt,  die  Mit- 
führung einer  eigenen  Adhäsionslast  entfallen 
und  hierdurch  an  Betriebsstoff  gespart  werden 
kann.  Dies  ist  der  Fall  bei  der  Holzbeförde- 
rung in  wagrechten  Strecken  oder  bergauf,  wo 
für  die  Rückbeförderung  der  Leergarnituren 
keine  oder  nur  eine  sehr  geringe  Zugkraft  er- 
forderlich ist  und  daher  durch  das  Eigen- 
gewicht des  motorisierten  Waldbahntrucks  allein 
der  erforderliche  Reibungswiderstand  auf  den 
Schienen  erzeugt  wird.  Bei  dem  für  W.  viel 
häufigeren  Fall,  daß  die  Holzverfrachtung  vor- 
wiegend bergab  erfolgt  und  daher  die  höchste 
Zugleistung  bei  der  Leerfracht  (zur  Bergwärts- 
beförderung  einer  der  vollen  Leistungsf:  higkeit 
des  Zugmotors  entsprechenden  Zahl  von  Leer- 
garnituren) eintritt,  ist  die  Verwendung  einer 
besonderen  Adhäsionslast  infolge  Wegfalls  der 
Holzlast  unvermeidlich  und  ist  daher  der  Ver- 
wendung eigener  Zugtriebwagen  der  Vorzug 
zu  geben. 

Die  Waldbahnwagen  (Trucks)  sollen  nicht 
allzu  schwer,  aber  doch  so  kräftig  gebaut  sein, 
daß  sie  besonders  die  beim  Auf-  und  Abladen 
des  starken  Holzes  an  sie  gestellten  Bean- 
spruchungen aushalten. 

Die  entweder  ganz  aus  Eisen  oder  aus 
Eisen  und  Holz  hergestellten  Trucks  sollen  mit 
Schwamm-  oder  Rollenaußenlagern  versehen, 
für  eine  Ladungsbreite  von  \-7  —  2-0m  kon- 
struiert und  für  eine  Tragfähigkeit  von  4-  b  t 
bemessen  sein,  sodaß  bei  einem  Eigengewicht  von 
600  -  900 Äo- auf  einem  Doppelwagen  8  -  \2fm^ 
Nutzholz  verladen  werden  können.  Das  Unter- 
gestell ist  meist  in  Rundbufferform  aus  starkem 
U- Eisen  gebogen,  entsprechend  versteift  und 
mit  zentraler  Kupplung  und  Zughaken  versehen. 


Die  Bremsen  sind  durchwegs  als  auf  alle 
4  Räder  wirkende  Spindelbackenbremsen 
ausgebildet.  Die  Mittelbrücke  eines  jeden  Trucks 
ist  zur  Aufnahme  des  Patentdrehschemels  mit 
einer  Sicherheitsrungenauslösung,  die  von  der 
der  Abladeseite  entgegengesetzten  Wagenflanke 
aus  bedient  wird,  versehen.  Für  die  Beförderung 
von  Brennholz  in  Scheitern  oder  kurzen  Dreh- 
lingen  werden  gewöhnlich  eigene  Rahmen- 
gestelle, die  auf  2  Waldbahnwagen  aufmontiert 
sind,  hergestellt.  Je  ein  Wagen  mit  und  ohne 
Bremse  werden  zu  einem  Doppeltruck  zu- 
sammengestellt und  bilden  eine  Garnitur. 

Betrieb. 

Der  täglich  notwendige  Zugsverkehr  läßt 
sich  wie  folgt  ermitteln: 

Wenn  M  die  auszuliefernde  Holzmasse  in 
///^^  m  die  Ladung  pro  Wagen  in  ///^^  so- 
ergibt  sich  als  Anzahl  der  Wagen  im  ganzen 

a  =  ^.     Bezeichnet   man    weiter   die  Anzahl 
m 

der  Wagen  pro  Zug  mit  n,  so  ist  die  Anzahl 
der  Züge  im  ganzen  -  =         ;    ist  ^  die  für 

den  Betrieb  zur  Verfügung  stehende  Anzahl 
der  Tage,  so  ergibt  sich  schließlich  als  An- 
zahl der  täglichen  Züge  Z=  ,. 

Wegen  allfälliger  in  Reparatur  befindlicher 
Wagen  ist  zu  a  ein  Sicherheitszuschlag  von 
etwa  10%  zu  machen. 

Da  die  W.  ein  Hilfsmittel  des  Forstbetriebs 
sind,  so  hat  sich  der  Waldbahnbetrieb  auch 
den  Bedürfnissen  des  Forstbetriebs  vollständig 
anzupassen.  Die  Abwicklung  des  Betriebs  soll 
durch  die  für  W.  behördlich  zu  genehmigenden 
Betriebsordnungen  geregelt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  große  Gefahr,  die 
mit  der  Beförderung  von  Personen  auf  W. 
verbunden  ist,  dürfen  in  der  Regel  außer  den 
Arbeitern,  dem  Dienstpersonal  und  den  im  Forst- 
betrieb tätigen  Personen  keine  anderen  Personen 
befördert  werden. 

Literatur:  Kunnebauni,  Die  W'aldeisenbahnen. 
Berlin  1886.  -  Opletal,  Das  forstliche  Transport- 
wesen im  Bereiche  der  Direktion  der  Güter  des 
Bukoiirinaer  griechisch-orientalischen  Religionsfonds. 
Wien  1913.  Vgl.  auch  den  Artikel  „Bosnisch-herce- 
govinische  Staatsbahnen,  Abschnitt  VII,  Staatsbahnen. 

Brucker. 

Waldenburger  Bahn  (Schweiz),  eine  nach 
dem  Vorgang  der  Brölthaler  Eisenbahn  (s.  d.) 
im  Jahre  ISSO  erbaute  und  eröffnete  Klein- 
bahn von  Liestal,  Station  der  Schweizer  Bundes- 
bahnen und  Hauptort  des  Kantons  Basel-Land, 
nach  Waidenburg  von  13*/«  Länge  mit  der 
Spurweite  von  0-75  m.  Die  Anlagekosten  be- 
laufen sich  auf  402.182  Fr.,  für  \  km  daher 
auf  30.759  Fr.  Dietler. 


Waldschutzstreifen.   —   Wandern  der  Schienen. 
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Waldschutzstreifen  s.  Bannlegung  und 
Sicherheitstreifen. 

Wandern  der  Schienen  (crcep  of  the 
rails ;  marche  des  rails ;  scorrimento  delle  rotaie) 
nennt  man  die  Eigenbewegung  der  Schienen 
in  der  Richtung  ihrer  Längsachse. 

Die  Ursachen  des  W.  sind  vielfacher  Art; 
einige  der  Ursachen  wirken  in  der  Fahrt- 
richtung, andere  dieser  entgegen  und  wieder 
andere  in  beiden  Richtungen. 

Zur  ersten  Gruppe  von  Ursachen,  die  den 
Oberbau  in  der  Fahrtrichtung  zu  verschieben 
trachten,  gehören: 

1.  Die  Stöße  der  Räder  beim  Überschreiten 
der  Stoßiücke  gegen  die  in  der  Fahrtrichtung 
folgende  Schiene.  Diese  Stöße  können  dann 
von  besonders  ungünstigem  Einfluß  werden, 
wenn  die  Lauffläche  der  aufnehmenden  Schiene 
höher  liegt  als  die  Lauffläche  der  abgebenden 
Schiene  und  die  aufnehmende  Schiene  nicht 
belastet  ist. 

2.  Die  rollende  Reibung  der  Laufräder. 

3.  Die  gleitende  Reibung  der  gebremsten 
Räder,  die  sich  hauptsächlich  in  den  sog.  Brems- 
strecken, also  in  der  Nähe  von  Bahnhöfen  und 
Signalen  äußert. 

4.  Der  Führungsdruck  der  an  der  Außen- 
schiene von  Bogen  anschneidenden,  führenden 
Räder. 

5.  Die  Stöße  der  Räder  gegen  die  Lauf- 
fläche der  unter  den  überrollenden  Lasten  sich 
durchbiegenden  Schiene. 

6.  Die  wegen  der  Durchbiegung  der  Schiene 
in  deren  Unterkante  ein  tretende  elastische  Längen- 
dehnung, die  eine  Verschiebung  auf  den  Auf- 
lagerpunkten bewirkt. 

Zur  zweiten  Gruppe  von  Ursachen,  die  den 
Oberbau  entgegen  der  Fahrtrichtung  zu  ver- 
schieben trachten,  gehören : 

1.  Die  gleitende  Reibung  der  Maschinen- 
triebräder, 

2.  die  lebendige  Kraft  der  Drehbewegung 
ungebremster  Wagenräder  beim  Eintritt  der 
Bremsung  anderer  Achsen.  Dies  tritt  z.  B.  dann 
ein,  wenn  die  Bremsen  der  Maschine  früher 
angezogen  werden  als  die  Wagenbremsen.  Bei 
den  selbsttätigen,  durchgehenden  Bremsen  ver- 
schwindet dieser  Einfluß  fast  ganz. 

Zur  dritten  Gruppe  von  Ursachen,  die  so- 
wohl in  als  entgegen  der  Fahrtrichtung  wirken 
können,  gehören: 

1.  Das  durch  das  Abrollen  der  zu  einer 
Achse  gehörenden  Räder  auf  verschieden  großen 
Laufkreisen  entstehende  Gleiten  der  Radreifen. 
Durch  die  Kegelform  der  Radreifen  —  be- 
sonders bei  neuen  Rädern  —  wird  dieses 
Gleiten  wohl  teilweise  unschädlich  gemacht. 
Während  des  Betriebs  ändert   sich  aber  diese 


Kegelform,  auch  sind  stets  kleine  Unterschiede 
in  den  Abmessungen  der  beiden  Räder  einer 
Achse  vorhanden,  so  daß  sich  das  Fahrzeug 
im  graden  Gleis  zumeist  in  einer  schwach  ge- 
schlängelten Linie  bewegt.  In  Bogen  hingegen 
stellt  sich  das  Fahrzeug  zwangläufig  immer 
so  ein,  daß  die  Vorderachse  an  der  Außen- 
schiene führt,  während  die  Hinterachse  sich 
mehr  oder  weniger  der  Innenschiene  nähert. 
In  Bogen  wird  daher  immer  ein  Gleiten  der 
Räder  eintreten,  u.  zw.  wird  zumeist  das  stärker 
belasteteRad  nahezu  vollständigabrollen,während 
das  schwächer  belastete  um  den  Unterschied  der 
Weglängen  beiderRäderzurückbleibt  und  schleift. 

2.  Die  in  Steigungen  talwärts  gerichtete  Schwer- 
kraftkomponente des  Gleises. 

Sind  alle  vorangeführten  Kräfte  gering  und 
ist  der  vorhandene  Widerstand  des  Oberbaues 
ausreichend  oder  heben  sich  die  Kräfte  gegen- 
seitig auf,  so  tritt  kein  W.  ein.  Sind  aber  die 
wirkenden  Kräfte  bedeutend  und  ist  der  Oberbau 
wenig  widerstandsfähig,   so  wird   er  wandern. 

Die  Richtung  des  W.  hängt  davon  ab,  ob 
die  in  der  Fahrtrichtung  oder  die  entgegen 
dieser  wirkenden  Kräfte  überwiegen.  Oft  ist 
auch  die  Größe  des  W.  der  beiden  Schienen- 
stränge eines  Gleises  verschieden,  manchmal 
wandern  die  beiden  Schienenstränge  sogar  in 
entgegengesetzter  Richtung. 

Da  bei  doppelgleisigen  Strecken  die  Gleise 
nur  in  einer  Richtung  befahren  werden,  tritt 
bei  solchen  die  Richtung  des  W.  klarer  hervor 
als  bei  eingleisigen  Strecken,  u.  zw.  macht  sich 
das  W.  zweigleisiger  Linien  fast  immer  in  der 
Fahrtrichtung  geltend.  Nur  in  Steilrampen  von 
etwa  10%(,  oder  mehr  wandern  zumeist  beide 
Gleise  in  der  Talrichtung;  doch  wurden  auch 
in  der  Bergrichtung  befahrene  Gleise  beob- 
achtet, die  in  solchen  Neigungen  liegen  und 
dennoch  bergwärts  wandern. 

Die  Wirkungen  des  W.  sind  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Ursachen  auf  den  ver- 
schiedenen Strecken  verschieden,  u.  zw.  je  nach 
den  Neigungs-  und  Krümmungsverhältnissen, 
der  Beschaffenheit  des  Oberbaues  und  der 
Bettung,  dem  Zustand  der  Erhaltung  und  der 
Entwässerung,  der  Belastung  der  Strecke  und 
der  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge. 

Durch  die  eingangs  aufgezählten  Ursachen 
werden  die  Schienen  in  ihrer  Längsrichtung  auf 
den  Unterlagsplatten  verschoben.  Der  durch 
die  Befestigungsmittel  z.  T.  aufgenommene 
Wanderschub  wird  auf  die  Schwellen  und 
durch  diese  auf  den  Schotter  übertragen,  so 
daß  auch  diese  Oberbauteile  Bewegungen 
erleiden  können. 

Durch  die  Längsverschiebung  der  Schienen 
öffnen  und  schließen  sich  die  Stoßlücken.  Dies 
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geht  oft  so  weit,  daß  sich  die  Schienenköpfe 
vollständig  ineinander  pressen.  Verschwinden 
die  Stoßiücken,  so  können  in  der  heißen  Jahres- 
zeit Qleisverwerfungen  entstehen,  die  leicht 
betriebsgefährlich  werden.  Zu  groß  gewordene 
Stoßlücken  begünstigen  den  Bruch  der  Laschen, 
den  Verschleiß  der  La^chenkammer,  die  Locke- 
rung und  das  Verbiegen  der  Laschenschrauben. 
Eine  der  schädlichsten  Folgen  des  W.  ist  ferner 
das  Aufrütteln  der  Bettung,  wodurch  eine  Locke- 
rung der  Schienenstoßverhindung  und  der  Be- 
fest gungsniittel  zwischen  Schiene  und  Schwelle 
eintritt.  Die  in  der  Fahrtrichtung  hinter  dem 
Stoß  liegenden  Schwellen  entfernen  sich  bei 
wanlernden  Gleisen  zweigleisiger  Strecken  zu- 
meist voneinander,  so  daß  im  Schotterbett  Ver- 
tiefungen entstehen  ;  die  vor  dem  Stoß  gelegenen 
Schwellen  schieben  sich  zusammen,  wodurch 
die  Bettung  zwischen  diesen  Schwellen  empor- 
gedrückt wird.  Oft  geraten  die  Schwellen  auch 
aus  dem  Winkel  und  verursachen  dadurch 
Spurverengungen.  Bei  diesen  Beweoungen  ver- 
lassen die  Schwellen  das  durch  Stopfen  be- 
festigte Lager,  es  können  Hohlräume  entstehen, 
was  ein  Hämmern  der  Schwellen  verursacht. 
Duri-h  das  Hämmern  der  Schwellen  wird  der 
Schotter  immer  mehr  und  mehr  zerkleinert, 
vielfach  zu  Staub  verrieben.  Tritt  dann  bei 
mangelhafter  Entwässerung  Wa^^ser  hin?u,  !^o 
bildet  sich  Schlamm,  so  daß  die  Gleislage 
außerordentlich   verschlechtert  wird. 

Wandern  die  beiden  Schienen  nicht  gleich- 
mäßig, was  zumeist  in  Bogen  der  Fall  ist,  so 
äußern  sich  die  ungünstigen  Wirkungen  des 
W.  in  erhöhtem  Maße. 

Besonders  nachteilig  ist  das  W.  des  Ober- 
baues für  Weichen  und  Kreuzungen.  Die  Fahr- 
schienen werden  in  ihrer  Längsrichtung  gegen 
die  Zungen  verschoben,  so  daß  Knicke  ent- 
stehen oder  auch  Pressungen  an  der  Wurzel 
und  am  Herzstück.  Sind  an  der  Weiche  Stell- 
vorrichtungen oder  Spitzenverschlüsse  ange- 
bracht, so  werden  diese  durch  solche  Ver- 
schiebungen der  Ba. kenschiene  in  ihrer  Wir- 
kung ungünstig  beeinflußt. 

Den  Wanderkräften  wirkt  entgegen: 

1.  Die  Reibung  zwischen  Schiene  und  Unter- 
lagsplatten. 

2.  Die  Reibung  zwischen  Schiene  und  Laschen. 

3.  Die  Reibung  zwischen  Schiene  und  Be- 
festigungsmittel. 

4.  Der  passive  Schotterdruck. 

5.  Die  Reibung  zwischen  Schwele  und 
Schotter. 

Um  das  W.  zu  verhüten,  ist  es  notwendig, 
die  Ursachen  des  W.  soweit  als  möglich  zu  ver- 
meiden oder  einzuschränken  und  die  entgegen 
wirkenden  Widerstände  zu  vergrößern. 


In  erster  Linie  wird  es  sich  empfehlen,  auf 
Strecken,  die  zum  W.  neigen,  solche  Oberbau- 
fornien  zu  verwenden,  die  dem  W.  starken 
Widerstand  entgegensetzen.  Dies  wird  erreicht 
bei  kräftig  ausgebildetem  Oberbau  mit  schweren 
Schienen  und  gut  durchgebildeter  Stoßver- 
bindung mit  starken  Laschen,  deren  Anlage- 
flächen entsprechend  flach  sind.  Die  Schwellen 
sollen  weder  zu  nieder,  noch  zu  kurz  sein. 
Auf  feste  Verbindung  der  Schienen  mit  den 
Schwellen  ist  besonders  zu  achten.  Auch  soll 
die  Befestigung  der  Schienen  auf  den  Unter- 
lagsplatten von  der  Befestigung  der  Platten 
auf  den  Schwellen  getrennt  sein.  Der  Schotter- 
körpfer,  zu  dessen  Bildung  nur  schwerer,  scharf- 
kantiger Schlägelschotter  verwendet  werden  soll, 
ist  ausreichend  stark  zu  bemessen. 

Nicht  minder  wichtig  ist,  daß  beim  Ver- 
legen neuen  Oberbaues  mit  besonderer  Sorg- 
falt vorgegangen  wird.  Um  Stöße  gegen  den 
Schienenkopf  hintanzuhalten,  sind  Stufen  in 
der  Lauffläche  der  Schienen  zu  vermeiden, 
auch  darf  das  vorgeschriebene  Maß  der  Stoß- 
lückenweite nicht  überschritten  werden.  Alle 
Befestigungsschrauben,  vor  allem  die  Laschen- 
schrauben, sind  gut  anzuziehen.  Die  Schwellen, 
in  erster  Linie  die  am  Stoß,  sind  gut  zu  unter- 
krampen, hierbei  ist  bester  Schotter  zu  ver- 
wenden. 

Gleise,  die  zum  W.  neigen,  müssen  aber 
auch  sorgfältig  erhalten  werden.  Bilden  sich 
Stufen  am  Stoß  (Kreuzstöße  oder  Nasen),  so 
sind  die  Ursachen  zu  beheben.  Ist  dies  nicht 
möglich,  muß  mit  dem  Feilhobel  ausgeglichen 
werden.  Sind  die  Schienenenden  abgebogen, 
d.  h.  zeigt  sich  die  Bildung  sog.  Schweins- 
rücken, ist  der  Stoß  durch  Nachstopfen  der 
Stoßschwellen  zu  heben.  Auch  ist  auf  Einhalten 
der  richtigen  Spurweite  zu  achten,  um  die 
Wirkungen  des  Schlingerns  der  Fahrzeuge  auf 
ein  Mindestmaß  zu  beschränken.  Alle  Schrauben 
sind  immer  fest  anzuspannen.  Die  Schwellen 
sind  stets  in  der  richtigen  Entfernung  zu  halten 
und  müssen  immer  satt  auf  dem  Lager  auf- 
liegen, was  durch  Nachstopfen  erzielt  wird. 
Entstehen  Löcher  im  Schotterbett,  so  ist  nach- 
zufüllen. 

Ist  das  W.  des  Oberbaues  so  stark,  daß  die 
angeführten  Verhütungsmaßnahmen  nicht  aus- 
reichen, so  sind  besondere  Vorkehrungen  durch 
den  Einbau  von  Wanderschutzmitteln 
zu  treffen. 

Die  seinerzeit  vorgesehenenEinklinkungen  des 
Schienenfußes  (s.  Oberbau  unter  Vorrichtungen 
gegen  das  Wandern  der  Schienen)  und  die  früher 
oft  angewendeten  X'orstoßplatten  und  Vorstoß- 
winkel sind  wegen  ihrer  mangelhaften  Wirkung 
aufgegeben    worden.     Vielfach    wurden     auch 
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Stemmlaschen  angewendet,  die  über  2  Schwellen 
reichten,  mit  2  oder  mehreren  Bolzen  an  den 
Schienen  befestigt  waren  und  Einklinkungen 
hatten,  in  die  die  Unterlagsplatten  oder  Klemm- 
plättchen  u.  dgl.  eingriffen.  Die  Stemmlaschen 
wurden  auch  kürzer  ausgeführt  (Stemmwinkel), 
sie  wurden  dann  mit  einer  Schraube  an  der 
Schiene  befestigt  und  stützten  sich  mit  dem 
Fuß  gegen  die  Schwelle.  Häufig  wurden  auch 
Flach-  oder  Winkeleisen  oder  alte  Siederohre 
gleichlaufend  mit  den  Schienen  auf  den 
Schwellenköpfen  oder  über  Kreuz  zwischen 
den  Schienen  auf  den  Schwellen  angeordnet. 
Doch  auch  diese  Mittel  erwiesen  sich  als  un- 
geeignet, da  sie  einesteils  nicht  selbsttätig 
wirkten  und  den  Wanderschub  wegen  der 
geringen  Zahl  der  Mittel,  die  in  einem  Gleis- 
feld angeordnet  werden  können,  nicht  genügend 
auf  die  Bettung  übertragen  konnten,  andern- 
teils  Druckkräften  nicht  Widerstand  leisten. 
Auch  ist  es  (z.  B.  bei  den  Flacheisen)  nicht 
möglich,  die  Zahl  der  Mittel  zu  vermehren, 
wenn  der  Wanderschub  zunimmt. 

Am  besten  bewähren  sich  solche  Wander- 
schutzmittel, die  keine  Schwächung  der  Schienen 
oder  Schwellen  verursachen,  womöglich  in  der 
Schienenmittellinie  wirksam  sind,  dabei  nicht 
an  den  Befestigungsmitteln  angreifen,  selbst- 
tätig wirken,  d.  h.  die  Schiene  um  so  kräftiger 
festhalten,  je  stärker  die  W.  auftritt  und  schließ- 
lich auch  leicht  vermehrt  werden  können. 
Solche  Mittel  sollen  ferner  in  ihrer  Erhaltung 
keine  Schwierigkeit  bieten,  nicht  zu  schwer 
sein  und  auch  nicht  zu  tief  in  den  Schotter 
hinabreichen. 

Unter  den  vielen  Ausführungen  haben  sich 
besonders  die  Keilklemmen  bewährt,  die 
mit  einem  Bügel  den  Schienenfuß  umgreifen. 
Zwischen  Bügel  und  Schienenfuß  sind  Keile 
vorgesehen,  die  sich  gegen  die  Schwelle  stützen 
und  die  um  so  stärker  wirken,  je  größer  der 
Wanderschub  ist.  Zu  diesen  sog.  Keilklemmen 
gehören  u.  a.  die  Dorpmüllersche  Qleisklemme 
und  die  Neumannsche  Klemme. 

Vielfach  stehen  auch  Schraubenklemmen 
im  Gebrauch,  wie  die  stark  verbreitete  Ram- 
bacher Klemme.  Diese  besteht  aus  einer  Schraube, 
deren  Kopf  zu  einem  den  Schienenfuß  um- 
greifenden Haken  ausgebildet  ist.  Auf  der 
anderen  Seite  des  Schienenfußes  ist  eine  Zwinge 
angeordnet,  die  keilförmig  ist  und  mit  der 
vorerwähnten  Schraube  angespannt  wird  (s. 
Oberbau  unter  Vorrichtungen  gegen  das  Wan- 
dern der  Schienen). 

Solche  Wanderschutzmittel  wie  die  vorge- 
nannten sind  immer  hinter  den  Schwellen,  der 
Wanderrichtung  entsprechend,  einzubauen,  u.zw. 
sollen  sie  nicht  in  der  Nähe  des  Stoßes  ange- 


ordnet werden,  da  an  dieser  Stelle  die  Bettung 
am  stärksten  aufgerüttelt  und  daher  wenig 
widerstandsfähig  ist,  sondern  mehr  gegen  die 
Schienenmitte  zu. 

Ist  das  W.  in  erheblichem  Maße  eingetreten, 
so  sind  die  Schienen  zurückzutreiben.  Dies 
geschieht  durch  besondere  Vorrichtungen,  sog. 
Schienenrücker  (s.d.).  Feyl. 

Warenklassifikation  s.  Güterklassifi- 
kation, Gütertarife. 

Warmlaufen  (lieating;  chaiiffage;  riscal- 
danicnto)  bei  Lokomotiven  und  Wagen,  über- 
mäßiges Erwärmen  der  Lager  als  Folge  von 
Überwindung  des  Reibungswiderstands  zwischen 
Lager  und  Stummeioberfläche. 

Der  Reibungswiderstand  {W)  läßt  sich  durch 
nachstehende  Beziehung  zum  Ausdruck  bringen : 

W=fN, 
wobei  /  den    Reibungskoeffizienten,     N   den 
Gesamtdruck  bedeutet. 

Ein  Teil  der  zur  Bewältigung  des  Reibungs- 
widerstands aufgewendeten  mechanischen  Arbeit 
wird  in  Wärme  umgesetzt  und  hauptsächlich 
je  nach  der  Größe  dieser  aufgewendeten  mecha- 
nischen Arbeit  (nebenbei  auch  je  nach  dem 
Einfluß  sonstiger  Umstände,  z.  B.  der  Witte- 
rung) kann  das  Lager  entweder  kühl  bleiben, 
oder  es  kann  ein  Lau-,  Warm-  bis  Heißgehen 
eintreten. 

Aus  dem  Vorgesagten  lassen  sich  für  die 
Bauart  und  Behandlung  der  Lager  zur  Be- 
kämpfung des  W.  nachstehende  Grundsätze 
ableiten : 

Bei  Bemessung  des  Lagers  bzw.  Stummels 
ist  in  jedem  einzelnen  Fall  auf  die  gesamte 
Reibungsarbeit  (das  Produkt  aus  Reibung  und 
Relativgeschwindigkeit  der  aufeinander  gleiten- 
den Flächeneinheit)  entsprechend  Rücksicht 
zu  nehmen  und  darnach  der  spezifische  Auf- 
lagedruck (Druck  auf  die  Flächeneinheit) 
zwischen  Lager-  und  Stummeloberflächen  in 
zulässigen  Grenzen  zu  bestimmen;  weiter  sind 
die  sich  reibenden  Teile  in  einem  Zustand 
zu  halten,  der  geeignet  ist,  die  möglichst 
größte  Verminderung  des  Reibungskoeffizienten 
zu  verbürgen. 

Diese  Grundsätze  kommen  jedoch  nur  zur 
Geltung  bei  richtiger  Montierung  und  Bear- 
beitung der  Lager,  entsprechender  Wahl  des 
Stummel-  und  Lagermaterials,  sowie  bei  An- 
wendung sicher  wirkender  Schmiervorrich- 
tungen. 

Die  Größe  der  bei  Eisenbahnfahrzeugen 
zulässigen  Reibungsarbeit,  soferne  hierbei  keine 
fühlbare  Wärme  entwickelt  werden  soll,  bewegt 
sich  nach  der  Formel  A=pfv  (worin  A  die 
Gesamtreibungsarbeit   in  kgm   für    1  cni^   und 
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1  Zeitsekunde,  p  den  Auflagedruck  auf  1  cm'^  in 
kg,  f  den  Reibungskoeffizienten  und  i'  die  se- 
kundliche Umfangsgeschwindigkeit  des  Zapfens 
in  m  bedeutet)  in  den  Grenzen  von  2  -  2-5 
bei  Lastwagen,  2  -  2-2  bei  Personenwagen, 
1-7 -2-4  bei  Tendern  und  1-8-3  bei  Loko- 
motiven. Nach  obiger  Formel  kann  sich  der 
spezifische  Auflagedruck  im  allgemeinen  je  nach 
den  Zapfenabmessungen  und  in  der  Art  der 
Belastung  in  den  nachstehend  verzeichneten 
Grenzen  bewegen:  von  30  -  50  A^  bei  Last- 
wagen, 12-  35Ä^bei  Personenwagen,  20  -30*^ 
bei  Tendern,  \Q-21,  kg  bei  Treib-  und  Kuppel- 
achsen, 13-20  kg  bei  Drehgestellen,  120  bis 
\^Q  kg  bei  Treibstangenlagern,  280-320^^ 
bei  Kreuzkopflagern  und  60  -  90  kg  bei  Kup- 
pelstangenlagern der  Lokomotiven. 

Ist  der  spezifische   Auflagedruck   nach  dem 
anzunehmenden  Größtwert  der  Reibungsarbeit 
bestimmt  und   das   Lager    bzw.   der  Stummel 
darnach  bemessen  worden,  so  ist  vorzusorgen, 
daß    dieser    Auflagedruck    während    der    Be- 
wegung   des    Fahrzeugs    durch    äußere    und 
innere   Kräfteeinwirkungen,   wie  solche  durch 
einseitigen    Bremsdruck,    geänderte    Lage    des 
Fahrzeugs    durch    Befahren    von    Bahnkrüm- 
mungen,   ungleichmäßige    Gewichtsverteilung, 
Übertragen  des  Kolbendrucks  auf  die  Achsen 
u.  s.  w.   hervorgerufen   werden,   nicht   irgend- 
welche schädliche  Änderungen  erfahren  könne, 
was  sich   nur  durch   genaue  Montierung  und 
Bearbeitung  des  Lagers  erzielen  läßt.  Nament- 
lich ist  die  richtige  Messung  des  Kreuz-  und 
Stichmaßes,  bzw.  die  mit  letzerem  zusammen- 
hängende Ausmessung  der  Treib-  und  Kuppel- 
stangen, eine  gleichmäßige  Achsbelastung  von 
großer  Bedeutung.  Das  Lager  selbst  muß  nicht 
nur  auf  den   Stummel  vollkommen  aufgepaßt, 
sondern  auch   in  das  Lagergehäuse  selbst  ge- 
nauestens eingepaßt  werden.  Jedes  Hohl-  und 
Schiefliegen    des  Lagers,   sei   es  am   Stummel 
oder  im  Lagergehäuse,  ist  zu  vermeiden.  Das 
Einpassen   der  Lager  in   die  Oberteile   richtet 
sich   übrigens   nach    der   Bauart  der  letzteren, 
doch  muß  für  alle  Fälle  die  genaue  Montierung 
selbst  den  anscheinend  unbedeutendsten  Einzel- 
heiten    der    jeweiligen     Bauart     vollkommen 
Rechnung   tragen.    Besondere  Aufmerksamkeit 
,und  äußerste  Genauigkeit  können  nicht  genug 
empfohlen  werden,  weil  jeder  begangene  Mon- 
tierungsfehler   sich   meistens   durch  W.   rächt, 
dessen  Grund  mitunter  nicht  leicht  auffindbar 
und    dessen    Behebung    daher   auch    nur   mit 
Schwierigkeiten   und  großen   Zeitverlusten   zu 
erreichen  ist. 

Ein  wichtiges  Moment  bildet  auch  das  Ein- 
passen der  Lager  in  die  Hohlkehlen  der  Stummel. 
Das  Maß  des  Spielraums  zwischen  Hohlkehle 


und  Lagerschale  richtet  sich  zwar  nach  der 
Bauart  des  Fahrzeugs  und  den  Richtungsver- 
häitnissen  der  Strecke,  für  alle  Fälle  aber  muß 
eine  übermäßige  Reibung  der  Lagerschalen  an 
den  Hohlkehlen  vei hindert  werden,  weil  an 
letzteren  Stellen  die  Schmierung  erfahrungs- 
gemäß erschwert  ist. 

Nicht  minder  wichtig  ist  das  Bearbeiten  der 
Lagerschalen  und  Stummel,  deren  reibende 
Teile  vollkommen  glatte  Oberflächen  haben 
müssen. 

Die  Achsstummel,  Achshälse  oder  Zapfen 
werden  glatt  gedreht  und  häufig  poliert.  Die 
Lagerschalen  werden  mit  Zuhilfenahme  von 
Schabern  satt  aufgepaßt. 

Was  die  Stummel  ferner  betrifft,  so  müssen 
diese  genau  zylindrisch  und  mit  dem  Rad- 
umfang konzentrisch  sein.  Ein  Nachregulieren 
von  Zeit  zu  Zeit  muß  empfohlen  werden,  weil 
sich  erfahrungsgemäß  die  Stummel  exzentrisch 
abnutzen  und  dadurch  W.  verursachen. 

Bezüglich  der  Beschaffenheit  des  Bau- 
stoffes der  Berührungsflächen  sind  nur  geringe 
Abänderungen  möglich,  da  alle  Stummel 
aus  Feinstahl,  die  Zapfen  aus  Feineisen 
oder  Stahl,  die  Lager  zumeist  aus  Rotguß  mit 
Weißmetall  (Ausguß)  hergestellt  werden.  Es 
kommen  aber  auch  eiserne  Lagerschalen  mit 
Weißmetall  ausgegossen  vor.  Lager  von  Rot- 
guß mit  aus  Weißmetall  ausgegossenen  Auf- 
lageflächen haben  sich  bisher  sowohl  bei 
Lokomotiven,  als  auch  bei  Wagen  bestens 
bewährt. 

Bei  österreichischen  Bahnen  werden  folgende 
Legierungen     mit    gutem    Erfolg   angewendet: 

1.  Für  Lagerschalen  aus  Rotguß:  Zinn  12%, 
Kupfer  86%,  Zink  1%,  Blei  1%  mit  Zusatz 
von  0-3  %  Phosphorkupfer; 

2.  für  den  Weißmetallausguß:  Zinn  78-1  %, 
Kupfer  9-4%,  Antimon  12-5%,  außerdem  ein 
Zusatz  von  0-2  %  Phosphorkupfer. 

Für  das  W.  besonders  empfindliche  Lager 
können  manchmal  durch  Anwendung  von 
Rotgußlagerschalen  ohne  Weißmetallausguß, 
jedoch  mit  einem  dünnen  Zmnüberzug  zum 
Kaltlaufen  gebracht  werden. 

Die  Rotgußlagerschalen  werden  vorher  sorg- 
fältigst (zuletzt  ohne  Minium,  nur  trocken) 
aufgepaßt.  Das  Lager  ist  darauf  auf  Koks- 
oder Holzkohlenfeuer  zu  legen  und  mit  Salmiak 
metallisch  rein  zu  beizen.  Die  Erwärmung  ist 
so  weit  zu  treiben,  daß  das  an  die  Lagerschale 
angehaltene  Lagerzinn  (gewöhnliches  Weich- 
lot) schmilzt.  Einige  Tropfen  flüssigen  Zinns 
reichen  hin,  mit  einem  Ballen  Putzwerg  der 
Lagerschale  einen  gleichmäßigen  Überzug  zu 
geben,  der  vermöge  seiner  Weichheit  die  un- 
vermeidlichen kleinen  Unebenheiten  des  Stum- 
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mels  ausgleicht.  Dieser  Zinnüberzug  schwindet 
nach  einigen  Fahrten  vollständig;  nur  jene 
Stellen  am  Stummel,  wo  Vertiefungen  waren, 
zeigen   sich   als  weiße    Streifen    oder    Punkte. 

Die  wesentliche  Anteilnahme  an  der  Ver- 
minderung des  Reibungskoeffizienten,  somit 
auch  an  der  Verhütung  des  W.  fällt  der 
Schmierung  zu. 

Als  Schmiermaterial  werden  Öle  pflanz- 
lichen, tierischen  und  mineralischen  Ursprungs 
verwendet. 

Mineralöle  sind  allen  anderen  Mitteln  vor- 
zuziehen, weil  sie  nicht  der  Zersetzung 
durch  die  Atmosphäre  unterworfen  sind,  während 
vegetabilische  und  animalische  Mittel,  die 
Säuren  in  größerer  Menge  enthalten,  die  Schmier- 
vorrichtungen in  kurzer  Zeit  zerstören  und  W. 
verursachen.  Für  Lager  mit  kleinem  Auflage- 
druck, gleichviel  ob  bei  Maschinen  oder  bei 
Wagen,  genügen  billige  Mineralöle,  wie  solche 
im  Handel  unter  dem  Namen  Wagen-  oder 
Maschinenöl  vorkommen,  vollständig,  nur 
empfiehlt  es  sich,  im  Winter  dünnflüssige,  im 
Sommer  dagegen  dickflüssige  Öle  zu  ver- 
wenden. Bei  Lagern  unter  hohem  Druck,  wie 
beispielsweise  bei  Treib-  und  Kuppelstangen 
solcher  Lokomotiven,  die  lange  Strecken 
ohne  Aufenthalt  mit  großen  Geschwindigkeiten 
durchfahren,  ist  die  Verwendung  bester  Öl- 
sorten  anzuraten. 

Beim  Schmieren  kommt  es  weniger  auf  die 
Menge  der  verwendeten  Öle,  als  vielmehr 
darauf  an,  daß  das  Schmiermittel  gleichmäßig 
der  gesamten  Reibungsfläche  zugeführt  werde. 
In  Fällen,  in  denen  die  Schmierung  der  Lager 
von  oben  erfolgt,  ist  der  Ausführung 
der  Schmiernuten  besondere  Sorgfalt  zu  widmen, 
und  sind  diese  in  genügender  Breite  und 
Länge  herzustellen.  Die  Schmiernutkanten  sind 
stets  so  weit  abzurunden,  daß  sie  sich  mit 
zunehmender  Abnutzung  des  Lagers  nicht 
scharf  abschleifen  können,  da  sonst  das  Öl 
abgestreift  wird.  Kreuz-  oder  einfache  Quer- 
nut ist  der  Längsnut  dort  vorzuziehen,  wo  die 
Auflagefläche  des  Lagers  an  und  für  sich 
beengt  ist,  weil  sonst  durch  die  letztere  Aus- 
führungsweise die  Auflagefläche  bedeutend 
vermindert  und  der  spezifische  Druck  erhöht 
wird.  Wenn  die  Schmierung  zwischen  Schmier- 
vorrichtung und  Lager  durch  Dochte  ver- 
mittelt vi'ird,  so  ist  vorzugsweise  auf  deren 
Saugfähigkeit  zu  achten,  und  können  in  allen 
Fällen,  wo  es  sich  bei  Lagern  unter  hohem 
Druck  um  reichliche  und  sichere  Schmierung 
handelt,  Schafwolldochte  bestens  empfohlen 
werden. 

Bei  Unterschmierungen  wirken  Polster  aus 
Baumwollfäden   auf  einem   Blechgestell    mon- 
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tiert  und  mit  Federn  an  den  Achsstummel 
von  imten  angedrückt,  am  sichersten.  Die 
Polster  dürfen  nicht  zu  locker  und  nicht 
zu  fest  auf  den  Stummel  drücken,  denn 
im  ersten  Fall  würde  der  Kontakt  zwischen 
Stummel  und  Schmiervorrichtung  aufhören  und 
selbst  bei  hinreichendem  Ölvorrat  ein  W.  in- 
folge Ölmangels  entstehen;  im  zweiten  Fall 
würde  das  Öl  durch  zu  starke  Pressung  des 
Polsters  gegen  den  Stummel  weggewischt  werden, 
ohne  zur  Schmierung  zu  gelangen.  Manchmal 
wird  an  Stelle  eines  Schmierpolsters  das  Unter- 
lager mit  Baumwollabfällen  gefüllt,  wobei  natür- 
lich auf  die  eben  gestreiften  Umstände  Rück- 
sicht genommen  werden  muß.  Wichtig  bleibt 
es  auch,  daß  die  Schmiervorrichtung  den 
Stummel  in  seiner  ganzen  Länge,  sowie  auch 
dessen  Hohlkehlen  berühre,  namentlich  wenn 
die  Unterschmierung  mit  der  Oberschmierung 
nicht  vereinigt  ist. 

Ein  gutes  Mittel  gegen  W.  ist  die  Reinhaltung 
der  Lager  und  Schmiervorrichtungen.  Es  kann 
daher  auch  der  sichere  Verschluß  bei  Schmier- 
vorrichtungen jeder  Art  nicht  genug  anemp- 
fohlen werden,  weil  sonst  Wasser,  Staub  und 
feine  Sandkörner  in  das  Lag.er  -eindringen. 
Ebenso  wichtig  ist  bei  Lagerbüchsen  der  seit- 
liche Verschluß,  in  welcher  Beziehung  Staub- 
scheiben aus  Holz,  Filz,  Leder  oder  imprä- 
gniertem Pappendeckel  gute  Dienste  leisten. 
Bei  bereits  abgenutzten  Stangenlagern  hat  sich 
die  Anbringung  von  Filzeinlagen  sehr  gut 
bewährt. 

Stellt  sich  bei  der  Fahrt  aus  irgend  einer 
Ursache  ein  W.  des  Lagers  ein,  so  ist  zur 
Verhütung  weiterer  Schäden  bei  Fortsetzung 
der  Fahrt  das  Lager  vorerst  reichlich  nach- 
zuschmieren. Ist  das  W.  auf  Ölniangel  zurück- 
zuführen, so  wird  es  gewöhnlich  in  den 
meisten  Fällen  behoben  werden  können.  Auch 
bei  schlecht  wirkenden  Schmiervorrichtungen 
kann  das  W.  durch  Auswechseln  der  Saug- 
dochte oder  Erneuerung  der  Lagerwolle  ohne 
Abstellung  des  Fahrbetriebsmittels  beseitigt 
werden,  wenn  die  Lager  derart  gebaut  sind, 
daß  die  Vornahme  dieser  Arbeit  rasch  bewerk- 
stelligt werden  kann.  Liegt  ein  Montierungs- 
fehler  vor,  dann  wird  das  W.  allerdings  nicht 
behoben  werden  können;  immerhin  soll  aber 
getrachtet  werden,  durch  reichliches  Nach- 
schmieren und  allenfalls  durch  Begießen  des 
Lagers  mit  Wasser  die  Fortsetzung  der  Fahrt 
zu  ermöglichen.  Steigert  sich  trotz  aller  Maß- 
nahmen die  Temperatur  des  Lagers  oder  steigt 
bereits  Rauch  auf,  dann  ist  das  Fahrzeug  ab- 
zustellen. Ein  gutes  Mittel  zur  Linderung  des 
W.  bleibt  immer  Talg,  vermischt  mit  Schwefel- 
blüte,   namentlich    sobald    ein    Verreiben    der 
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Stuiiuiicl  und  Lager  begonnen  hat;  selbst- 
verständlich wird  auch  mit  diesem  Mittel 
ein  W.  nicht  beseitigt,  das  auf  mangel- 
hafte Montierung  oder  nicht  wirkende  Schmier- 
vorrichlung  oder  bereits  stark  verriebene  Lager 
und  Stummel  zurückzuführen  ist.  Im  Handel 
werden  für  das  Abkühlen  heißgelaufener  Lager 
besondere  „Kühlöle"  angeboten,  die  manch- 
mal sehr  gute  Ergebnisse  gezeitigt  haben. 

StangenJager  der  Lokomotiven  sind  im 
Falle  von  W.  nachzuschmieren  und  sind 
die  Stellkeile  zu  lüften.  Dem  Anziehen  der 
Stellkeile  ist  namentlich  bei  gekuppelten 
Achsen  die  größte  Aufmerksamkeit  zu- 
zuwenden, da  ein  W.  in  vielen  Fällen 
auf  diesen  Umstand  zurückzuführen  ist. 

Außer  dem  W.  von  Achs-  und  Stangen- 
lagern kommt  bei  Lokomotiven  nicht  selten 
ein  W.  von  Bolzen  der  Steuerung  vor,  das 
so  heftig  werden  kann,  daß  ein  Verschweißen 
des  Bolzens  mit  dem  ausgebüchsten  Loch  ein- 
tritt. Ursache  dieser  Vorkommnisse  ist  zu- 
meist ein  Versagen  der  Schmierung  oder  Auf- 
treten von  großen  Auflagedrucken,  verursacht 
durch  verriebene  Schieber.        Marek-Rihosek. 


weiter  unten  beschrieben),  weil  Wärter  zum 
Aufziehen  des  Werkes  nicht  vorhanden  sind. 
Der  Zug  löst  das  Läutewerk  etwa  1  '12  -  2  Min. 
vor  seiner  Ankunft  am  Wegübergang  durch 
Befahren  eines  Oleisstromschließers  selbst  aus. 
Der  Auslösestrom  bleibt  so  lange  geschlossen, 
bis  der  Zug  den  Wegübergang  erreicht  hat. 
Der  Anker  des  Auslöse- Elektromagneten  (Zf) 
bleibt  infolgedessen  angezogen  und  der  Anker- 
hebel //4  (Bd.  Vll,  Abb.  1 07)  fängt  den  Auslösungs- 
hebel H  nicht  ab;  das  Läuten  dauert  also  an. 
Durch  Befahren  eines  zweiten  Oleisstrom- 
schließers am  Wegübergang  unterbricht  der 
Zug  zunächst  den  Auslösestrom  wieder,  wo- 
durch der  Ankerhebel  h^  frei  wird,  der  nun 
den  Auslösungshebel  H  wieder  abfängt. 
Die    Stromquelle    (Batterie)    wird    auf    der 
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Abb.  106.  Warnungsläutewerk  für  unbewachte  Wegübergänge  (einseitig  wirl(ende  GleisstromschliefJer). 


Warnungsläutewerke  (crossing  bells; 
sonnerics  d'  approche  oa  d' avcrtissement ;  sone- 
rie  d'arviso  deW avicinarsi  d'iin  convoglio).  Auf 
Nebenbahnen,  die  mit  nur  geringer  Geschwindig- 
keit befahren  werden,  besteht  in  der  Regel  keine 
Bewachung  der  Wegübergänge.  Wo  aber  die  Aus- 
sicht auf  die  Bahnstrecke  von  einem  die  Bahn 
kreuzenden  Fahrweg  aus  derart  behindert  ist,  daß 
ein  herannahender  Zug  vom  Weg  aus  nicht 
rechtzeitig  zu  sehen  ist,  und  wo  auch  das 
Läutewerk  der  Lokomotive  nicht  rechtzeitig 
gehört  werden  kann,  ist  meist  die  Bahnver- 
waltung genötigt,  am  Wegübergang  ein  elek- 
trisches Läutewerk  aufzustellen,  das  bei  An- 
näherung eines  Zuges  durch  ein  weithin  ver- 
nehmbares Läuten  die  der  Bahnkreuzung  sich 
nähernden  Personen  und  Fuhrwerke  warnt. 
Hierzu  eignen  sich  wegen  ihres  lauten  Schlages 
am  besten  die  unter  dem  Stichwort  „Läute- 
werke, elektrische"  beschriebenen  Strecken- 
läutewerke, die  aber  mit  selbsttätigem  Qe- 
wichtsaufzug    versehen    sein    müssen    (wie 


nächstgelegenen  Betriebsstelle  aufgestellt. 

Geeignete  Gleisstromschließer  (Gleiskon- 
takte, Schienendurchbiegungskontakte)  sind  in 
dem  Artikel  „Blockeinriclitungen"  beschrieben 
und  in  (Bd.  II,  Abb    157)  dargestellt. 

Die  Gleisstromschließer  wirken  nicht  un- 
mittelbar auf  den  Elektromagnet  des  Läute- 
werks, weil  sich  durch  einen  einfachen  Strom- 
schlul5  oder  eine  Stroniunterbrechung  die  be- 
absichtigte Dauerwirkung  nicht  hervorbringen 
läßt.  Dazu  dient  vielmehr  eine  besondere 
Schaltvorrichtung,  wie  in  Abb.  106  dargestellt, 
bestehend  aus  den  2  Elektromagneten  E■^  und 
fj  mit  ihren  Ankerhebeln  a^  und  «2  und  den 
durch  diese  betätigten  Schaltfedern/,  /2/3-  Der 
Elektromagnet  E^  ist  durch  eine  Leitung  /  mit 
den  zu  beiden  Seiten  des  Wegüberganges  an- 
gebrachten Gleisstromschließern  K^  und  ^3, 
der  andere  Elektromagnet  fj  durch  eine  Lei- 
tung 2  mit  dem  Gleisstromschließer  K2  am 
Wegübergang  verbunden.  Im  Ruhezustand  sind 
beide   Elektromagnete   wie   auch    der   Elektro- 
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magnet  des  Läutewerks  stromlos;  der  abge- 
fallene Ankerhehel  fl,  hält  mittels  einer  Nase 
den  Ankerhebel  ßj  '"  ^^^  gezeichneten  Lage 
fest;  dabei  liegen  die  Schaltfedern  so,  daß  /2 
mit  /j  verbunden,  /,  aber  von  /j  getrennt  ist. 
Befährt  ein  Zug,  z.  B.  in  der  Richtung,  von  A 
nach  B,  den  Stromschließer  AT-,,  so  erhält  der 
Elektromagnet  Zf,  aus  der  mit  dem  einen  Pol 
an  Erde  liegenden  Batterie  über  die  Schalt- 
federn /j  /j  Strom;  der  Elektromagnet  zieht 
seinen  Anker  an;  der  dreiarmige  Ankerhebel  «'2 
wird  frei,  drückt  die  Schaltfeder  /^  gegen  die 
Schaltfeder  /j  und  trennt  diese  von  /j.  Jetzt 
fließt  Strom  aus  der  Batterie  über  die  Schalt- 
federn /j  /,  und  die  Leitung  3  zum  Läute- 
werk, erregt  dessen  Elektromagnet,  das  Läuten 
beginnt  und  dauert  an,  solange  der  Strom 
über  /j  /,  geschlossen  bleibt.  Sobald  der  Zug 
den  Wegübergang  erreicht  hat,  befährt  er  den 
Stromschließer  /<;,  so  daß  der  Elektromagnet 
£"2  Strom  erhält."  Indem  dieser  seinen  Anker 
anzieht,  fängt  sich  der  Ankerhebel  «2  wieder 
an  der  Nase  des  Ankerhebeis  ff,  ab;  erdrückt 
infolgedessen  nicht  mehr  gegen  die  Schalt- 
feder/,, so  daß  diese  sich  wieder  von  f^  trennt. 


vorbringen.  Diese  einseitige  Wirkung  wird  am 
einfachsten  erreicht,  wenn  in  die  Leitung  /  in 
der  Richtung  nach  dem  Wegübergang  in  gerin- 
gem Abstand  hinter  dem  Qleisstromschließer 
eine  gleichfalls  durch  den  Zug  zu  betätigende 
Unterbrechungsvorrichtung  eingeschaltet  wird, 
die  beim  Befahren  die  Leitung  unterbricht, 
die  aber  wie  die  bekannten  Zeitverschlüsse 
für  Weichen  (s.  Zeitverschlüsse)  mit  einer  Ver- 
zögerungseinrichtung versehen  sein  muß,  so 
daß  die  Unterbrechung  auch  noch  nach  dem 
Überfahren  etwa  15  Sek.  bestehen  bleibt.  Bei 
der  Fahrt  nach  dem  Wegübergang  befährt 
der  Zug  zuerst  den  Stromschließer  und  dann 
die  Unterbrechungsvorrichtung;  der  Strom- 
schluß erfolgt,    und   die   nachfolgende   Unter- 


SetrieissCeUe 


K, 


Abb.  107.  Warnungsläutewerk  für  iiiibew.ichte  Wegübergänge  (zweiseitig  wirkende  Gleisstromschließer). 


Die  Stromsendung  nach  dem  Läutewerk  wird 
dadurch  unterbrochen,  das  Läuten  hört  auf 
und  der  Ruhezustand  ist  wieder  eingetreten. 
Bei  der  Fahrt  in  entgegengesetzter  Richtung 
spielt  sich  der  gleiche  Vorgang  ab.  Durch 
einen  in  Leitung  3  einzuschaltenden,  im  Läute- 
werk anzubringenden  Unterbrecher,  der  bei 
jedem  Qlockenschlag  durch  den  Antriebhebel 
für  den  Glockenhammer  betätigt  wird  und 
einen  auf  der  Betriebsstelle  in  die  Leitung 
einzuschaltenden  Einschlagwecker  kann  die 
Betriebsstelle  überwachen,  ob  das  Läutewerk 
schlägt. 

Bei  der  Weiterfart  berührt  der  Zug  noch 
den  dritten  Qleisstromschließer;  es  darf  aber 
keine  erneute  Auslösung  stattfmden.  Deshalb 
haben  die  beiden  äußeren  Qleisstromschließer 
/Ci  und  Kl  noch  eine  Zusatzeinrichtung,  durch 
die  erreicht  wird,  daß  nur  die  nach  dem 
Wegübergang  fahrenden  und  nicht  auch  die 
von  dort  kommenden  Züge  Stromschluß  her- 


brechung  der  Leitung  ist  für  das  Läuten  wir- 
kungslos. Kommt  dagegen  der  Zug  vom  Weg- 
übergang, so  befährt  er  zuerst  die  Unterbre- 
chungsvorrichtung und  dann  den  Stromschließer. 
Stromschluß  kann  dann  nicht  erfolgen,  weil 
schon  vorher  die  Leitung  unterbrochen  ist 
und  vermöge  der  Verzögerungseinrichtung  die 
Unterbrechung  noch  etwa  1 5  Sek.  nach  Über- 
fahren des  Unterbrechers,  also  auch  noch  beim 
Überfahren  des  Stromschließers  bestehen  bleibt. 
Qleisstromschließer,  die  ohne  eine  solche 
Zusatzeinrichtung  den  Stromschluß  nur  in 
einer  Fahrrichtung  herbeiführen,  in  der  an- 
dern aber  nicht,  sind  zwar  vielfach  gebaut 
worden,  ein  einwandfreies  Arbeiten  derselben 
wurde  aber  noch  nicht  erzielt.  Sie  können  für  eine 
ganz  bestimmte  Fahrgeschwindigkeit  eingestellt 
werden;  Abweichungen  von  dieser  Fahrge- 
schwindigkeit führen  aber  in  der  Regel  die 
entgegengesetzte  Wirkung  herbei,  als  die  be- 
absichtigte. 

18* 
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Warnungsläutewerke. 


Viel  verbreitet  ist  die  vorstehend  beschrie- 
bene und  in  Abb.  107  in  einfachen  Linien  dar- 
gestellte Einrichtung  von  Siemens  &  Halske, 
bei  der  die  einseitige  Wirkung  der  Gleisstrom- 
schließer vermieden  ist: 

Auf  der  dem  Wegübergang  zunächst  gelege- 
nen Betriebsstelle  ist  ein  Schaltwerk  —  Ge- 
wichtslaufwerk mit  elektromagnetischer  Aus- 
lösung -  aufgestellt  Auf  einer  Welle  W-  W 
dieses  Werkes  sind  die  Auslösungsscheibe  S, 
und  davon  isoliert  die  Schaltscheiben  S,  und 
Sj  befestigt.  Im  Ruhe- 
zustand hindert  die  Nase 
n  des  Ankerhebels,  an 
der  sich  die  Zähne  a, 
b,  c  der  Auslösungs- 
scheibe S,  fangen,  das 
Werk  am  Ablaufen.  Nach 
jedesmaliger  Auslösung 
läuft  das  Werk,  bis  es 
mit  dem  folgenden  Zahn 
an  der  Nase  n  abge- 
fangen wird.  Sobald  ein 
dem  Wegübergang  aus 
der  einen  oder  andern 
Richtung  sich  nähernder 
Zug  den  ersten  Qleis- 
stromschließer  /C,  oder 
/C3  befährt,  erhält  der 
Elektromagnet  E  Strom 
aus  der  beim  Schaltwerk 
I  1   »    1^  stehenden, mitdem  einen 

C"^'-;  »  Pol  an  Erde  liegenden 

^==^    '  =  : .«  Batterie  Über  die  Schleif- 

feder/2,  Schaltscheibe  S3, 
über  deren  Wulst  it',  und 
das  feste  Schaltstück  k^, 
Leitung  /,  Gleisstrom- 
schließer /C|  oder  Ky 
Fahrgleis,  Erde. 

Der  Elektromagnet  E 
zieht  seinen  Anker  an; 
die  Nase  n  gibt  das  Laufwerk  am  Zahn  a 
frei;  es  läuft  und  wird  demnächst  am  Zahn  b 
wieder  abgefangen.  Dabei  hat  sich  die  Welle 
W—  IFso  weit  gedreht,  daß  der  an  der  Scheibe 


Abb.    108.    Läutewerk 
Preßgasaufzug. 


Sj  befindliche  Wulst 
Ä,  verbunden  ist,  so 
Batterie  —  Schleiffeder 
iv,  -  festes    Stück    k^ 


w^   mit 
daß 


dem  festen  Stück 
jetzt  auf  dem  Weg 
/i  -  Scheibe  S,  -  Wulst 
-  Leitung  3  das  Läute- 
werk Strom  erhält;  es  wird  infolgedessen 
ausgelöst,  das  Läuten  beginnt  und  dauert  an, 
solange  die  Verbindung  w,  k^  besteht.  Beim 
Umlauf  der  Welle   W-  W  hat 


an    der  Scheibe  S,    befindliche 


aber  auch 
Wulst    II', 


der 
das 


feste  Stück  k^  verlassen  und  ist  mit  dem  festen 
Stück  A3  in  Verbindung  getreten.  Die  Leitung 
/  ist  damit  vom  Werk  abgeschaltet  und  dafür 


die  nach  dem  Gleisstromschließer  K2  am  Weg- 
übergang führende  Leitung  2  angeschaltet.  Be- 
fährt jetzt  der  inzwischen  am  Wegübergang 
angekommene  Zug  diesen  Stromschließer,  so 
erhält  der  Elektromagnet  E  zum  zweitenmal 
Strom,  u.  zw.  auf  dem  Weg  Batterie  —  Elektro- 
magnet E~  Schleiffeder /2  — Scheibe  S3  -  Wulst 
iVg  —  festes  SchaltS'.ück  k^  —  Leitung  2  -  Strom- 
schließer /C2  -  Fahrgleis- Erde;  er  zieht  aber- 
mals seinen  Anker  an,  die  Nase  n  gibt  das 
Laufwerk  wieder  frei,  es  läuft  und  wird  nun 
am  Zahn  c  abgefangen.  Der  Wulst  u',  hat  dabei 
das  feste  Schaltstück  k^  wieder  verlassen,  wo- 
durch die  Leitung  3  und  das  Läutewerk  wieder 
von  der  Batterie  abgeschaltet  sind;  das  Läuten 
hört  infolgedessen  auf. 

Auch  die  Schaltscheibe  S3  hat  sich  so  weit 
gedreht,  daß  jetzt  die  Verbindung  w^  k^  auf- 
gehoben und  dafür  w^  mit  k^  in  Verbindung 
gebracht  ist.  Dadurch  ist  die  Leitung  2  wieder 
von  der  Stromquelle  ab-  und  die  Leitung  1 
wieder  angeschaltet.  Wenn  nun  der  Zug  bei 
seiner  Weiterfahrt  den  dritten  Gleisstromschließer 
K^  oder  yC|  befährt,  erhält  der  Elektromagnet 
E  zum  dritten  Mal  Strom,  u.  zw.  auf  dem  Weg 
Batterie  -  Elektromagnet  £"— /j  — S3  —  ifj  A^  — 
Leitung  1  —  K^  oder  K^  ~  Fahrgieis  —  Erde.  Der 
Elektromagnet  E  zieht  abermals  seinen  Anker 
an;  das  Werk  läuft  nun  leer,  bis  es  am  Zahn 
a  wieder  abgefangen  wird,  womit  es  für  die 
Betätigung  durch  eine  neue  Zugfahrt,  sei  es 
aus  der  einen  oder  der  andern  Richtung,  wieder 
bereit  ist.  Der  Leerlauf  dauert  länger  als  die 
Fahrt  des  längsten  Zuges,  so  daß  eine  erneute 
Auslösung  des  Werkes  während  der  Fahrt, 
etwa  durch  die  letzten  Achsen  des  Zuges  aus- 
geschlossen ist. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  müssen  die  W. 
für  unbewachte  Wegübergänge  mit  selbst- 
tätigem Gewichtsaufzug  versehen  sein. 
Siemens  &  Halske  verwenden  für  diesen  Zweck 
einen  Preßgasantrieb  nach  Abb.  108.  Das 
Preßgas  —  flüssige  Kohlensäure  —  befin- 
det sich  in  einer  Stahlflasche  in  der  im  Handel 
gebräuchlichen  Form  von  20  /  Inhalt,  die  im 
unteren  Raum  der  Läutewerksbude  aufgestellt 
ist.  Der  Druck  der  Kohlensäure  beträgt  bei 
gefüllter  Flasche  und  mittlerer  Wärme  der 
umgebenden  Luft  etwa  50  Atm.  Der  Auf- 
zugsantrieb erfordert  nur  einen  Druck  von 
etwa  3  Atm.  Die  Kohlensäure  wird  deshalb 
nach  dem  Austritt  aus  der  Flasche  zunächst 
durch  einen  Druckminderer  geleitet,  indem 
sie  auf  den  Arbeitsdruck  entspannt  wird.  Von 
hier  gelangt  sie  in  einen  vorgeschalteten  Nie- 
derdrucksammelbehälter, den  sog.  Vorschalt- 
behälter,  aus  dem  sie  nach  Bedarf  durch 
ein  Ventil   in    den    Arbeitszylinder  A   eintritt. 
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An  je  einem  in  die  Hochdruckleitung  und  in 
die  Niederdruckleitung  eingefügten  Druckan- 
zeiger wird  der  herrschende  Druck  abgelesen. 

Auf  die  Seihrommel  des  Läutewerks  ist 
außer  dem  das  Antriebgewicht  O  tragenden 
Seil  S  ein  zweites  Seil  gewickelt,  das  über 
die  Rollen  R  geführt  und  dessen  Ende  an  der 
Grundplatte  des  Läutewerks  befestigt  ist.  Die 
Rollen  R  bilden  mit  ihrer  Lagerung  das  Haupt 
einer  Kolbenstange,  die  beim  Ablaufen  des 
Gewichts  mit  ihrem  Kolben  angehoben  wird, 
so  daß  beim  Läuten  der  Kolben  allmählich 
von  seiner  unteren  Endlage  im  Arbeitszylin- 
der A  in  die  obere  übergeht.  In  der  oberen 
Endlage  tritt  das  Rollenhaupt  der  Kolbenstange 
unter  den  Hebel  fi  eines  Ventilschnappschalters 
und  legt  diesen  um.  Das  hierdurch  angehobene 
Ventil  V  öffnet  der  im  Vorschaltbehälter  auf- 
gespeicherten Kohlensäure  mit  niederem  Druck 
den  Zutritt  in  den  Arbeitszyünder  A  durch 
das  Rohr  r.  Der  Kolben  wird  durch  den 
Druck  der  einströmenden  Kohlensäure  wieder 
abwärts  bewegt  und  dadurch  das  Gewicht 
aufgezogen.  In  der  unteren  Endlage  des  Kol- 
bens wird  durch  eine  bewegliche  Verbindung 
b  des  Rollenhaupts  mit  dem  Hebel  fi  das 
Ventil  V  wieder  umgesteuert,  wodurch  der 
weitere  Zufluß  von  Kohlensäure  aus  dem 
Vorschaltbehälter  abgesperrt  und  der  im  Ar- 
beitszylinder enthaltenen  Kohlensäure  der  Aus- 
tritt in  die  freie  Luft  geöffnet  wird.  Das  Spiel 
wiederholt  sich,  sobald  das  ablaufende  Gewicht 
das  Rollenhaupt  wieder  so  weit  angehoben  hat, 
daß  es  den  Hebel  fi  und  das  Ventil  V  von 
neuem  betätigt. 

Damit  während  des  Aufziehens  das  Läuten 
nicht  aufhört,  ist  an  der  Seiltrommel  des  Läute- 
werks noch  ein  Stift  angebracht,  der  bei  der 
Aufzugsbewegung  einen  kleinen  Winkelhebel  mit 
besonderem  Drahtzug  und  besonderem  Glocken- 
hammer antreibt  (s.  Läutewerke,  elektrische). 

Wenn  die  in  der  Flasche  enthaltene  Kohlen- 
säure so  weit  verbraucht  ist,  daß  der  Druck 
auf  etwa  10  Atm.  zurückgegangen  ist,  schließt 
der  Zeiger  des  Hochdruckanzeigers  den  Strom- 
kreis einer  Meldeklingel  auf  der  Betriebsstelle. 
Das  Klingeln  mahnt  an  den  schleunigen  Er- 
satz der  Kohlensäureflasche  durch  eine  neue. 
Diese  Stromschlußvorrichtung  ist  in  der  Abb.  1 08 
mit  /<2  bezeichnet.  Mit  /(,  ist  in  dieser  Ab- 
bildung der  bereits  früher  erwähnte  Strom- 
unterbrecher in  Leitung  3  angedeutet,  der  den 
Einschlagwecker  auf  der  Betriebsstelle  zur  Über- 
wachung des  Läutens  betätigt. 

Vor  der  Verwendung  von  Gewichtsläute- 
werken mit  selbsttätigem  Aufzug  als  W.  für 
unbewachte  Wegübergänge  sind  für  diesen 
Zweck  Läutewerke  verwendet  worden,  z.  T.  auch 


heute  noch  im  Betrieb,  bei  denen  der  Glocken- 
hammer unmittelbar  durch  elektromagnetische 
Wirkung  angetrieben  wurde;  doch  ist  es  nicht 
gelungen,  auf  diese  Weise  eine  ausreichende 
Lautwirkung  hervorzubringen.  Der  Führer 
eines  Fuhrwerks,  das  beim  Fahren  einiges  Ge- 
räusch verursachte,  überhörte  das  Läuten. 

Später  wurden  die  in  dem  Artikel  „Läute- 
werke" beschriebenen  Streckenläutewerke  ver- 
wendet, die  aber  nicht  durch  Gewicht,  son- 
dern durch  einen  kleinen  Elektromotor  ange- 
trieben wurden.  Auch  diese  Einrichtung  hat 
sich  nicht  bewährt.  Die  kleinen  Motoren  zeigten 
häufig  Mängel  und  arbeiteten  nicht  zuverlässig. 

Bei  beiden  Arten  waren  zum  Betrieb  ver- 
hältnismäßig große  Sammlerbatterien  erforder- 
lich und  dadurch  die  Stromkosten  recht  hoch. 

Fink. 

Warnungssignale  s.  Vorsignal. 

Warnungstafeln  (iwtice  board,  waniing 
board,  crossing  sign;  ecriteaii  ou  plaque 
d'avertissement;  tabella  d'avviso)  werden  auf 
den  die  Bahn  in  Schienenhöhe  kreuzenden 
Wegen  in  angemessener  Entfernung  von  dem 
nächsten  Gleis  aufgestellt  zur  Kennzeichnung 
der  Stelle,  an  der  Fuhrwerke  und  Tiere  an- 
gehalten werden  sollen,  wenn  die  Schranken 
geschlossen  sind  oder  die  Annäherung  eines 
Zuges  sonst  erkennbar  ist  (s.  Streckenzeichen 
und  Oberwegsignale). 

Warschau -Bromberger  Eisenbahn  s. 
Warschau-Wiener  Bahn. 

Warschau-Wiener  Bahn,  Zweitälteste  rus- 
sische Eisenbahn,  jetzt  zur  Gänze  zum  nun- 
mehrigen polnischen  Staat  gehörig.  Die  Linie 
bis  Granica  hat  eine  Länge  von  288  Werst, 
die  Abzweigung  auf  der  176.  Werst  von  der 
Station  Zqbkowice  nach  Sosnowice  16  Werst, 
die  von  der  Station  Skierniewice  auf  der 
63.  Werst  ablenkende  Seitenlinie  nach  Ale- 
xandrowo  150  Werst  und  der  von  der  Station 
Alexandrowo  nach  dem  Solbad  und  den  Salinen 
von  Ciechocinek  führende  Flügel  7 Werst;  zu- 
sammen 461  Werst  Baulänge.  Die  Zufuhrbahnen, 
36  an  der  Zahl,  haben  eine  Gesamtlänge  von 
67  Werst. 

Die  Konzession  zum  Bau  eines  Schienenwegs 
von  Warschau  zur  Grenze  Granica  in  der  Rich- 
tung auf  Wien,  der  anfänglich  als  Pferdebahn  mit 
Flachschienen  und  Langschwellen  geplant  ge- 
wesen, ward  schon  1838  an  ein  Konsortium 
erteilt  worden  und  das  Statut  einer  ersten  War- 
schau-Wiener Eisenbahngesellschaft  gegen  Zu- 
sicherung einer  4%  igen  staatlichen  Zinsen- 
garantie für  die  Aktien  1839  bestätigt.  Der  Bau 
der  Bahn,  u.  zw.  mit  hochkantigen  Schienen  und 
Querschwellen  für  Dampfbetrieb,  wurde  in  dem- 
selben Jahr  begonnen.    Die  Gesellschaft  stieß 
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auf  Schwierigkeiten  bei  Unterbringung  ihrer 
Aktien  und  konnte  die  Mittel  für  den  Weiter- 
bau nicht  beschaffen;  da  ferner  das  für  einen 
Schienenweg  mit  tierischem  Betrieb  veran- 
sclilagte  Kapital  für  den  Bau  einer  Bahn  mit 
Dampfbetrieb  nicht  ausreichte  und  eine  Ver- 
grötkrung  desselben  nicht  genehmigt  wurde, 
löste  sich  die  Gesellschaft  1842  auf.  Der  Bau 
wurde  nun  vom  Staat  —  unter  Entschädigung 
der  Aktionäre  für  die  ausgeführten  Arbeiten 
-  auf  eigene  Kosten  beendet,  sowie  der  Be- 
trieb von  ihm  übernommen. 

Die  Eröffnung  der  einzelnen  Strecken  er- 
folgte  1845-1867. 

Die  Hauptlinie  Warschau — Qranica  mit  der 
Abzweigung  Zabkowice  — Sosnowice  ist  doppel- 
gleisig; die  Seitenlinie  Skierniewice — Alexan- 
drowo  mit  dem  Flügel  von  Ciechocinek  ein- 
gleisig. Haupt-  und  Seitenlinie  haben  die 
Normalspur. 

Nachdem  die  Ergebnisse  trotz  der  von  Jahr 
zu  Jahr  steigenden  Bruttoeinnahmen  ungünstig 
waren,  sah  sich  der  Staat  veranlaßt,  die  Bahn 
einem  Konsortium,  das  sich  wieder  als 
Warschau-Wiener  Eisenbahngesellschaft  kon- 
stituiert hatte,  1857  auf  75  Jahre  pachtweise 
abzutreten.  1890  vereinigte  sich  die  W.  mit 
der  Warschau-Bromberger  Bahn  (Lowicz- 
Alexandrowo,  130-8  Werst,  eröffnet  1863). 
1900  übernahm  die  W.  den  Bau  einer  ein- 
gleisigen Eisenbahn  mit  normaler  russischer 
Spur  von  Warschau  über  Lowicz-Lodz  bis 
Kaiisch  und  bis  zur  preußischen  Grenze  so- 
wie einer  Verbindung  dieser  Bahn  in  War- 
schau mit  der  Gürtelbahn  der  Weichselbahn 
(eröffnet  1903).  Mit  Wirksamkeit  am  I.Januar 
1912  erfolgte  durch  Gesetz  vom  19.  Dezember 
1912  der  Erwerb  der  W.  durch  den  Staat. 

Die  W.  umfaßte  zur  Zeit  der  Verstaatli- 
chung folgende  Linien: 

A.  Hauptlinie  mit  der  Alexandrowolinie. 

a)  Hauptliiiie  Warschau-Granica,  die 
den  Anscliluli  an  die  Kaiser-Ferdinands- 
Nordbahn  in  der  Richtung  nach  Gra- 

nica  erreicht 287-744  Werst 

b)  Zweigbahn  von  Zqbkowice  über 
Sosnowice  an  die  preutiische  Grenze, 
die  den  Anschluß  an  die  Oberschlesi- 
sche  Bahn  in  der  Richtung  nach 
Kattowitz  erreicht 16-684      .■ 

c)  Zweigbahn  von  Skierniewice  nach 
Lowicz,  die  den  Anscliluß  an  die  Ale- 
xandrowolinie  der  ehemaligen  War- 
schau-Bromberger Bahn  bildet     .    .    .    20-386      „ 

aj  Die  Alexandrowolinie  der  ehe- 
maligen Warschau-Bromberger  Eisen- 
bahn von  Lowicz  über  Alexandrowo 
nach  der  preußischen  Grenze,  die  den 
Anschluß  an  die  preußische  Ostbahn 
nacli  Thorn  erreicht 130823      „ 

Fürtrag  .    .    .  455637  Werst 


Übertrag  .    .    .  455-637  Werst 

e)  Die  Zweigbahn  von  Alexandrowo 
nach  Ciechowna  mit 6618     „ 

ß  Die  kleineren  Anschlußbahnen 
(Anschlußgleise)  mit 2-914     „ 

B.  Die  Kalischer  Linie  (Normalspur). 

a)  Die  Kalischer  Hauptlinie  von 
Warschau-Kallscher  Personenbahnhof 
über  Kaiisch  und  Szczypiorno  zur 
preußischen  Grenze 240-359      „ 

b)  Verbindungsbahn  zwischen  der 
Magistrallinie  der  Kalischer  Strecke 
und  der  Warschauer  Gürtelbahn  von 
Warschau-Kaiischer   Güterbahnhof   bis 

zur  Weiche  der  Weicbselbahn     .    .    .      2-546     „ 

c)  Anschlußgleis  von  der  Werst 
1692   der  Linie  bj   bis  zur  Ringbahn 

der  Weichselbahn 0-570      „ 

d)  Anschlußbahn  mit  westeuropäi- 
scher Spur  zwischen  Lowicz-Kalischer 
Bahnhof  und  Lowicz-Wiener  Bahnhof     1-894      „ 

e)  Anschlußlinie  mit  westeuropäi- 
scher Spur  von  Kaiisch  bis  zur  preu- 
ßischen Grenze 5-466      „ 

zusammen.    .   .716  004  Werst 

Das  Anlagekapital  betrug  zur  Zeit  der  Verstaat- 
lichung Rubel  113.390,265.729,  d.  i.  für  1  Werst 
158,366-29. 


Warschau-Rogow  .  .  . 
Skierniewice-Lowicz  .  . 
Rogow-Czcnstochowo 
Czenstochoa-o-Zabkowice 
Z.'tbkowice-Granica  .  .  . 
Zabkowice-Sosnowice  .   . 

Lowicz-  Kutno 

Kutno-Ale\androvco  .  .  . 
Alexandrowo-Ciechocinek 
Warschau-Kaiisch  .  .  . 
KaUsch-Szczypiorno     .   . 


1845 
1845 
1846 
1847 
1S4S 
1S59 
1861 
1862 
1867 
11)03 
1903 
MOÖ 
1906 

Warschauer  Umgehungsbahn  zur 
Warschau-Kaiischer  Gütersta- 
tion           1903 

Zweigbahnen    für  den    öffent 
liehen  Verkehr 

Demnach  sind  im  Betriebe:  Ende  1910  • 


Bauläi 

se  be- 

trägt 

davon 

Spur- 

zwei- 

maß 

gleisig 

Faden 

Werst 

(=  1067  m) 

90 

90 

0573 

20 

_ 

0-673 

126 

126 

0  673 

59 

59 

0-673 

13 

^ 

0  67J 

17 

16 

0-673 

42 

_ 

0  673 

S3 

_ 

0  673 

6 

- 

0673 

235 

— 

0  714 

2 

0  673 

3 

0  673 

5 

- 

0-714 

1 

0-673 

2 

_ 

0-714 

4 

— 

0-673 

244 

— 

0-714 

471 

- 

0673 

Das  Anlagekapital  belief  sich  im  Zeitpunkte 
der  Verstaatlichung  auf  Aktien  in  der  Höhe 
von  25  Mill.  Rubel  und  auf  Obligationen  in 
der  Höhe  von  86,920.616  Rubel  (3-,  4-  und 
5  %  ig).  Die  Dividende  erreichte  1899  den 
Höchststand  mit  26',4^^  und  belief  sich  1913 
auf   13-88%. 

Literatur:  Dr.  Salamon,  Die  Warschau- Wiener 
Eisenbahn  im  Arch.  f.  Ebw.  1914,  S.  1257  ff.;  1915, 
S.  llOff.  und  S.  345 ff. 

Wartesäle  (Bahnhofhochbauten)  s.  Emp- 
fang sgebäude. 

Wartezeit,  Zuwartezeit.  Bei  Aufstellung 
des  Fahrplans  (s.  d.)  gehört  es  zu  den  wich- 
tigsten   Aufgaben,    die    dem    Personenverkehr 
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dienenden  Züge  der  sich   berührenden  Bahn- 
streci<en     (s.    Anschlußbahnen)    so    zum    Zu- 
sanimenscliiuß  (traiii  connection;  conespondcnce 
des  trains;  cornspondcnza  dei  treiü)  zu  brin- 
gen, daß  sie  den  Verkehrsanforderungen  eines 
möglichst    großen    Bahngebiets    dienen.     Die 
Entwicklung    des    deutschen    Bahnnetzes    mit 
seinen  zahlreichen  Berührungspunkten    -  An- 
schlußstationen   -    und   seinen    vielfach  von- 
einander abzweigenden    und   sich    durchkreu- 
zenden   Verkehrsbeziehungen    macht    die    Er- 
füllung  dieser  Aufgabe    besonders   schwierig. 
Um  an  einer  Stelle  einen  Anschluß  zu  erreichen, 
muß  häufig  auf  ihn  an  anderer  Stelle  verzichtet, 
oder  es  muß  versucht  werden,  mit  Obergangs- 
zeiten  auszukommen,  die  schon   bei  geringen 
Zugverspätungen  (s.d.)  zu  Anschlußver- 
säumnissen (s.  d.)  führen  würden,  wenn  nicht 
für  diesen  Fall  dem  anschließenden  Zuge  eine 
W.  vorgeschrieben  würde.  Solche  W.  werden 
daher  für  alle  innerhalb  gewisser  Zeitgrenzen 
liegenden  Zuganschlüsse  festgesetzt  und  in  den 
Vorschriften  über  die  W.,  übersichtlich  zu- 
sammengestellt, den  Beamten  des  Fahrdienstes 
bekannt  gegeben.  Die  Vorschriften  bestimmen, 
wie  lange  die  Züge  mit  Personenbeförderung 
auf  Anschlußzüge  und  Dampfschiffe  zu  warten 
haben    {to  wait  for  a  connection;  attendre  la 
correspondcnce  des  trains;  aspettarc   la  corri- 
spondenza  dci   trcni)   und    in    welchen    Fällen 
verspätete  Anschlußzüge  als  Sonderzüge  nach- 
zuführen  sind   (vgl.   FV.  S.  32   und  Art.  146 
der   österreichischen   Vorschrift  für  den   Ver- 
kehrsdienst über  die  Zuwartezeit).    Die  Be- 
messung der  \V.  richtet  sich  nach  der  Bedeu- 
tung des  Anschlußverkehrs  und  der  Tragweite 
der  durch  ihre  Innehaltung  entstehenden  Zug- 
verspätungen, die  in  der  Regel  nur  in  geringem 
Umfange    durch    Anwendung    der    kürzesten 
Fahrzeiten  (s.  Fahrplan)  x^ieder  eingeholt  werden 
können.  Die  \V.  schwanken  zumeist  zwischen 
5  und  15  Min.,  steigen  jedoch  bis  auf  60  Min. 
und   mehr,    besonders  wenn  es  sich   um   den 
letzten  Abendzug  handelt,  dessen  Versäumnis 
die  Reisenden    kurz  vor   dem   Ziel    zu    Über- 
nachtungen zwingen  würde.   In  solchem  Falle 
wird  häufig  sogar  eine  unbeschränkte  W.  fest- 
gesetzt. Bei  Anwendung  der  W.  stellt  der  den 
Zug  abfertigende  Beamte  fest,  zu  welcher  Zeit 
der   einen  verspätenden    Zug    abwartende  An- 
schlußzug  auf   Grund   der   einlaufenden  Ver- 
spätungsmeldung   unter    Einrechnung  der    für 
den  Übergang  der  Reisenden  und  des  Gepäcks 
erfahrungsgemäß  notwendigen  Zeit  voraussicht- 
lich abfahren  kann.  Wird  hierbei  die  W.  über- 
schritten,   so    muß   der   Zug    ohne   Anschluß 
abfahren,  andernfalls  hat  er   zu  warten.  Dabei 
gilt  als  Regel  für  alle  Anschlüsse,  daß  ein  Zug 


angesichts   eines   einfahrenden    Anschlußzuges 
nicht  abfahren,  sondern  den  Anschluß  abwarten 
soll.  Durch  Lösung  von  Fahrkarten  oder  Be- 
handlung des  Gepäcks  darf  dem  Anschlußzuge 
kein  Mehraufenthalt  erwachsen.  Die  Fahrkarten 
sind  auf  einer  geeigneten  Station  nachzulösen 
und    das    Gepäck    ist    dort    nachzubehandeln. 
Um  eine  unnötige  Anwendung  der  W.  in   dem 
Falle  zu  vermeiden,  in  dem  Anschlußreisende 
nicht   vorhanden    sind,   war   früher   allgemein 
die  Vormeldung  der  letzteren  an  die  Anschluß- 
station   durch    die  Zugführer   des   verspäteten 
Zuges  vorgeschrieben.  Bei  Zunahme  des  Ver- 
kehrs   und  Verlegung   der    Fahrkartenprüfung 
an   die   Bahnsteigsperre   erwies  sich   die  Vor- 
schrift nicht  mehr  als  durchführbar.  Sie  findet 
jetzt   nur    unter   einfachen    Verhältnissen    An- 
wendung, während   im  übrigen  die  W.  ange- 
wendet werden  auch  auf  die  Gefahr  hin,  daß 
Anschlußreisende    nicht  \orhanden    sind.    Die 
österreichischen  Vorschriften  für  den  Verkehrs- 
dienst enthalten  hierzu  in  Art.  146  die  Bestim- 
mung,   daß  W.   auch   einzuhalten   sind,   wenn 
von  dem  Verkehren  des  Anschlußzuges  keine 
verläßlichen  Nachrichten  zu  erlangen  sind.  Die- 
selben Vorschriften  verpflichten  die  Zugbegleiter 
und  Fahrkartenausgeber,  die  Reisenden  bei  vor- 
aussichtlicher Überschreitung  der  W.  auf   die 
Anschlußversäumnis   aufmerksam    zu    machen. 
In  den  Vorschriften  über  die  W.  soll  nach 
der   deutschen    FV.    (§  32,2)    auch    bestimmt 
werden,  wenn  Schnell-  und  Eilzüge  ausnahms- 
weise halten  müssen,  um  bei  Zugverspätungen 
Reisende  aufzunehmen  oder  abzusetzen  und  wie 
zu  verfahren  ist,  wenn  Kurswagen  (s.  Durch- 
gehende  Wagen)    den   Anschluß    nicht    er- 
reichen.   Im   ersten  Fall    handelt  es  sich   ent- 
weder um  die  Weiterbeförderung  von  Reisenden, 
die  von  einer  Anschlußstrecke  eingetroffen  sind, 
oder   um   solche,  die  auf  einer  Überholungs- 
station  von  einem  Zug  auf  den   andern   über- 
gehen (s.  Überholung).   Im  zweiten  Fall  sind 
ebenfalls  von  der   betriebsleitenden  Stelle  aus 
Anweisungen  zu  erlassen,  ob  und    unter  wel- 
chen Voraussetzungen   für  die  Weiterbeförde- 
rung von  Kurswagen,  Zugteilen  oder   ganzen 
Zügen    Sonderfahrten    auszuführen    oder    die 
Reisenden    auf   nachfolgende   Personen-    oder 
Schnellzüge  zu    verweisen    sind.    Handelt    es 
sich   hierbei    um  Wagenläufe,   die  das  Gebiet 
fremder   Verwaltungen    berühren,    so   werden 
über  das  Nachbringen  in  der  Regel  besondere 
Vereinbarungen  getroffen,    in  denen  auch  be- 
stimmt wird,  ob  etwa  die  Kosten  von  Sonder- 
fahrten  für   das   Nachbringen    durchgehender 
Wagen   oder  Züge    der  Verwaltung  in  Rech- 
nung   zu    stellen    sind,    die    durch    verspätete 
Anbringung  des  Anschlußzuges  zu  den  Sonder- 
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leistungen  Anlaß  gibt  (s.  Anschlußversäum- 
nis).  Da  von  einem  eigentlichen  Verscliulden 
in  solchen  Fällen  meist  nicht  die  Rede  sein 
kann,  den  Reisenden  gegenüber  auch  stets  die 
Verwaltung  als  die  Verpflichtete  erscheint,  in 
deren  Bezirk  der  Anschluß  versäumt  wird,  so 
pflegen  die  Verwaltungen  heute  von  der  gegen- 
seitigen Inrechnungstellung  solcher  Sonder- 
leistungen  meist  abzusehen. 

In  beschränktem  Umfange  hat  sich  auch 
im  Güterverkehr  die  Festsetzung  von  W. 
als  notwendig  und  zweckdienlich  erwiesen,  um 
die  Überführung  wichtiger  regelmäßig  wieder- 
kehrender Sendungen  von  Zug  zu  Zug  beson- 
ders im  Eilgut-  und  Tierverkehr  sicherzustellen 
(s.  Wa  g  e  n  ü  b  e  r  g  a  n  g  s  p  1  a  n ) .  Bmising. 

Wartezeitenvorschriften     s.   Wartezeit. 

Waschgleise  S.Desinfektionsanstalten, 
Oberbau,  Viehhöfe. 

Waschräume  s.  Empfangsgebäude. 

Wasseraufnahme  während  der  Fahrt 
s.  Wasserstationen. 

Wasserkrane    s.  Wasserstationen. 

Wasserl<ransignale  s.  Signalwesen. 

Wasserstandzeiger  (water  level  indicators; 
indicatcurs  de  nivcaii ;  indieatore  del  nivello 
d'acqiia),  Vorrichtungen,  die  außerhalb  eines 
Gefäßes  die  Standhöhe  des  in  dem  Gefäß  be- 
findlichen Wassers  erkennbar  machen.  Der  An- 
ordnung nach   unterscheidet  man: 

1.  W.,  die  als  koniniunizierende  Gefäße 
ausgeführt  sind  und  in  einem  an  der  Außen- 
seite eines  Wassergefäßes  angebrachten  durch- 
sichtigen Körper  kleinen  Querschnitts  die 
Höhe  des  Wasserstands  unmittelbar  ersichtlich 
machen. 

2.  W.,  die  mittels  eines  auf  der  Wasser- 
oberfläche schwimmenden  Körpers,  dessen  ver- 
änderliche Höhenlage  durch  geeignete  Über- 
tragungen an  einem  beliebigen  Ort  wahrnehm- 
bar gemacht  wird,  die  Höhe  des  Wasserstands 
anzeigen. 

3.  W.,  die  nur  bestimmte  Wasserstand- 
höhen kenntlich  machen.  Sie  werden  häufig 
in  Verbindung  mit  selbsttätig  wirkenden  Sig- 
nalen angewendet. 

Zu  1.  W.  dieser  Gruppe  sind  mit  dem  Gefäß 
entweder  an  2  Punkten,  deien  Höhenlage 
so  gewählt  ist,  daß  zwischen  ihnen  alle  zu- 
lässigen Wasserstände  zu  liegen  kommen,  oder 
nur  an  einem,  unter  dem  tiefsten  zulässigen 
Wasserstand  liegenden  Punkt  kommunizierend 
verbunden.  Sie  finden  an  Dampfkesseln  (Loko- 
motiv-,  Lokomobil-  und  Stabilkesseln),  an 
Tendern  und  Wasserwagen  Anwendung. 

Ein  solcher  W.,  wie  er  bei  Lokomotivkesseln 
häufig  angewendet  wird,  ist  in  Abb.  lOQ  dar- 
gestellt. 


Die  Verbindungsstücke  O  und  U  mit  dem 
Kessel  sind  als  Hahngehäuse  gebaut,  mit  der 
Platte  P  verbunden  und  am  Kessel  befestigt. 
Zur  Befestigung  des  W.  an  der  Kesselwand 
ist  meistens  oben  ein  Flansch  angenietet.  Als 
Dichtung  der  Hahngehäuse  am  Kessel  dienen 
Linsen. 

Die  Hahngehäuse  der  Verbindungsstücke  O 
und  U  endigen  in  Köpfen,  die  in  der 
Richtung  der  Hahnbohrungen  und  in  der 
Richtung  des  die  Hahngehäuse  verbindenden 
Wasserstandglases  R  durchbohrt  sind.  Die 
Bohrungen,  die  durch  das  Hahngehäuse 
gehen,  können  nach  Entfernung  der  Verschluß- 
schrauben D  (Putzschrauben),  auf  welchen 
häufig  die  später  zu  behandelnde  Schutzvor- 
richtung befestigt  ist,  leicht  gereinigt  werden. 
Die  Bohrung,  die  in  der  Richtung  des 
Wasserstandglases  liegt,  ist  am  oberen  Kopf 
gegen  oben  zu  mit  einer  Schraube  B,  die 
abgenommen  die  Einführung  eines  Wasser- 
standglases gestattet,  am  unteren  Kopf  gegen 
unten  zu  mit  einem  eingeschraubten  Hahn- 
gehäuse A  geschlossen.  Die  Mündungen  der 
Bohrung  an  den  einander  zugekehrten  Seiten 
der  Köpfe  sind  mit  Stopfbüchsenverschrau- 
bungen  versehen  und  dienen  zur  Aufnahme 
und  Abdichtung  des  Wasserstandglases.  Zur 
Abdichtung  dienen  meistens  Gummiringe,  die 
in  der  Stopfbüchse  so  gelagert  sein  müssen, 
daß  sie  nicht  unter  die  Glasröhre  rutschen 
können.  Um  ein  Aufsteigen  der  Glasröhre  zu 
verhindern,  besitzt  bei  dem  W.  in  Abb.  109 
die  obere  Verschlußschraube  B  Füßchen,  die 
in  geringem  Abstand  von  der  Glasröhre  zu 
liegen  kommen. 

Im  unteren,  seltener  in  beiden  Köpfen,  ist 
ein  Kugelventil  eingebaut. 

Das  Hahngehäuse  A  endigt  in  ein  Rohr, 
das  unter  die  Plattform  der  Lokomotive  ge- 
führt wird  und  dort  ins  Freie  oder  in  den 
Aschkasten  mündet. 

Die  Wirbel  der  Hahngehäuse  O  und  U  sind 
meist  mit  gewöhnlichen  Handgriffen  versehen. 
Häufig  sind  die  Handgriffe  G  mit  einer  Stange 
verbunden,  die  mittels  des  Bolzens  H  und  der 
Feder  F  sich  leicht  aus  dem  oberen  Handgriff 
auskuppeln  läßt  für  den  Fall,  wenn  beide  Hähne 
unabhängig  voneinander  bedient  werden  sollen. 
Die  Kupplung  beider  Hähne  ermöglicht  ein 
rasches  Schließen  beider  Hähne  beim  Bersten 
des  Wasserstandglases.  Auf  der  Unterlags- 
platte P  ist  die  Skala  E,  auf  der  der  tiefste 
zulässige  Wasserstand  deutlich  angegeben  ist, 
befestigt.  Die  auf  der  Teilung  ersichtlichen 
Zahlen  geben  die  Höhe  des  Wasserstands  über 
der  Feuerbüchsoberkante  in  Millimetern  an. 
Hierbei  ist  der  W.  so  gesetzt,  daß  die  untere 
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wagrechte  Bohrung  des  Gehäuses  U  mit  der 
Oberkante  der  Feuerbüchsdecke  übereinstimmt. 

Die  Stütze  L  dient  zum  Aufstecken  einer 
Laterne. 

Die  Wirkungsweise  dieses  W.  ist  folgende: 
Zum  Einziehen  des  Wasserstandglases  werden 
die  Wirbel  der  Hahngehäuse  O,  U  und  A 
geschlossen  und  die  obere  Verschlußschraube  B 
herausgeschraubt.  Nach  Einziehen  des  Wasser- 


bei  gekuppelten  Wirbeln,  wie  bereits  bemerkt, 
am  Handgriff  O  geschieht. 

An  Lokomotivkesseln  werden  auch  W.  ver- 
wendet, die  bei  wesentlich  gleicher  Anord- 
nung an  Stelle  der  Hähne  in  den  Gehäusen 
mit  Ventilen  versehen  sind ;  ein  solcher  W. 
ist  in  Abb.  llOu.  111   dargestellt. 

Dieser  W.  besitzt  keine  Verbindungsplatte 
wie  der  oben  beschriebene,   die  Hahngehäuse 


Abb.   109. 


Abb.  HO. 


Standglases  werden  die  Stopfbüchsenmuttern 
vorsichtig  angezogen  und  die  Hähne  O  und  U 
langsam  geöffnet.  Bei  warmem  Kessel  empfiehlt 
sich  vorerst  ein  langsames  Anwärmen  des 
Wasserstandglases  durch  Öffnen  der  Hähne  O 
und  A,  damit  die  Glasröhre  nicht  sofort  springt. 
Bei  offenen  Hähnen  OundC/und  geschlossenem 
Hahn  A  ist  im  Wasserstandglas  der  Stand 
des  Wassers  im  Kessel  sichtbar.  Soll  das  Wasser- 
standglas gereinigt  (durchgeblasen)  werden, 
so  wird  der  Hahn  A  geöffnet,  wodurch  Dampf 
durch  das  Glas  kräftig  durchströmt.  Berstet 
das  Wasserstandglas,  so  wird,  wenn  nur  im 
unteren  Kopf  ein  Kugelventil  angebracht  ist, 
das  Ausfließen  des  Wassers,  wenn  aber  in  beiden 
Köpfen  Ventile  vorhanden  sind,  auch  das 
Ausströmen  des  Dampfes  verhindert;  sodann 
werden  die  Hähne  O  und  U  abgesperrt,  was 


Abb.  111. 
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haben  einen  Flansch,   der  an  der  Kesselwand 
befestigt  wird. 

Das  Wasserstandglas  ist  eine  Glasröhre  aus 
Hartglas,  die  gewöhnlich  farblos,  seltener 
mit  einem  färbigen  Längsstreifen,  der  das  Ab- 
lesen erleichtert,  hergestellt  wird. 

Diese  Glasröhren  sind  unter  dem  Einfluß 
der  Temperatur  und  Witterung  sowie  der  Ge- 
brechlichkeit im  allgemeinen  häufigem  Schad- 
haftwerden unterworfen  und  müssen,  um  beim 
Bersten  Beschädigungen  des  Lokomotivpersonals 
durch  wegspringende  Glassplitter  zu  vermeiden, 
mit  Schutzvorrichtungen  umgeben  werden. 

Eine  der  älteren  Schutzvorrichtungen  (Schutz- 
korb) ist  in  Abb.  112  wiedergegeben;  sie 
ist  aus  Messingblech,  zweiteilig,  mit 
Scharnier  und  Schloß  hergestellt,  und 
wird  über  zylinderförmige  Ansätze 
der  Stopfbüchsenmuttern  der  Glas- 
rohrabdichtung gesteckt.  Durch  die  im 
Blechmantel  ausgeschnittenen  Längs- 
spalten ist  der  Wasserstand  wahrzu- 
nehmen. Gegen  Verletzungen  durch 
abspringende  Glassplitter  bietet  sie 
keine  unbedingte  Sicherheit,  da  die 
Spalten,  um  ein  verläßliches  Ablesen 
zu  ermöglichen,  unter  einer  gewissen 
Weite  nicht  gemacht  werden  können 
und  somit  für  Glassplitter  noch  durch- 
lässig bleiben.  Auch  ist  die  Ablesung 
erschwert,  indem  sie  häufig  eine  wenn 
auch  geringe  Drehung  des  Schutzkorbs 
bedingt,  um  dem  Beschauer  eine  Spalte 
zuzuwenden. 

Es  wurde  auch  eine  Schutzvorrich- 
tung angewendet,  die  aus  einem  aus 
Messingdraht  hergestellten  Geflecht  besteht,  das, 
in  einem  Bügel  gefaßt,  an  den  Putzschrauben 
aufgehängt  wird;  diese  bietet  wohl  erhöhte 
Sicherheit  gegen  Verletzungen,  erfordert  aber 
zur  Erleichterung  des  Ablesens  ein  sehr  sorg- 
fältiges Reinhalten  des  Korbes. 

Den  an  eine  Schutzvorrichtung  gestellten  An- 
forderungen entspricht  besser  die  in  Abb.  109 
dargestellte  Wohankasche  Bauart,  die  allge- 
mein bei  den  österreichischen  Bahnen  ein- 
geführt ist.  In  einem  Messingrahmen,  der 
das  Wasserstandglas  nach  3  Seiten  umgibt 
und  der  mit  Langlöchern  an  den  mit  Rillen 
versehenen  Putzschrauben  aufgehängt  ist,  sind 
starke  Olastafeln  zumeist  mit  eingegossenem 
Drahtgeflecht  befestigt.  Seitlich  zum  Abschluß 
des  Raumes  bis  zu  der  Verbindungsplatte  oder 
der  Kesselrückwand  sind  am  Schutzrahmen 
Bleche  befestigt.  In  der  ursprünglichen  Aus- 
führung war  der  Rahmen  nur  zweiteilig,  dach- 
förmig ausgebildet,  wodurch  jedoch  das  Wasser- 
standglas seitlich  nicht  genügend  gedeckt  war. 


Abb.  112. 


Ähnlich  ist  eine  von  Knaute  hergestellte 
Schutzvorrichtung,  an  der  die  3  kongruen- 
ten Glasplatten  in  die  Nuten  eines  Rah- 
mens von  oben  eingeschoben,  einzeln  gewechselt 
werden  können,  ohne  das  Herausfallen  der  beiden 
anderen  Tafeln  zu  bedingen. 

Diese  beiden  letztgenannten  Schutzvorrich- 
tungen bieten  nicht  nur  Schutz  gegen  die  Ge- 
fahren beim  Bersten  des  Wasserstandglases, 
sondern  sie  schützen  auch  dieses  insbesondere 
beim  Rückwärtsfahren  der  Lokomotive  gegen 
unmittelbare  Witterungseinflüsse. 

Diese  angeführten  Schwierigkeiten  bei  den 
Glasröhren -Wasserstandzeigern  beseitigt  der 
W.  von  R.  Klinger,  der  auch  den  Stand 
des  Wassers  sehr  deutlich  erkennen  läßt.  Im 
Wesen  besteht  dieser  Anzeiger  aus  einer  sehr 
starken,  aus  einem  besonderen  Glas  herge- 
stellten, in  einem  Metallgehäuse  durch  einen 
Rahmen  angepreßten  Platte,  die  auf  der 
Wasserseite  eingeschliffene  Rillen  besitzt,  die 
das  einfallende  Licht  derart  brechen,  daß  das 
Wasser  tiefschwarz,  der  Dampf  silberweiß  er- 
scheint. Die  starke  Glasplatte  springt  äußerst 
selten,  und  wenn  dies  vorkommt,  werden  wegen 
des  muscheligen  Bruchs  keine  Glassplitter  ab- 
gesprengt. Bei  der  Bauart  Klinger  sind  die 
beiden  W.  zu  einem  gemeinsamen  Gehäuse 
derart  zusammengebaut,  daß  jeder  Anzeiger 
vollkommen  unabhängig  vom  anderen  ist  und 
beide  nur  einen  gemeinsamen,  entsprechend 
groß  bemessenen  Anschluß  an  den  Wasser- 
und  Dampfraum  des  Kessels  besitzen.  Die 
Klingerschen  Wasserstandgläser  stehen  unter 
einem  Winkel  zueinander,  u.  zw.  so,  daß 
sowohl  Heizer  als  auch  Lokomotivführer  den 
Wasserstand  gut  sehen  können.  Die  3 
Hähne  sind  ebenfalls  gemeinsam,  aber  in  den 
Bohrungen  für  beide  Wasserstände  vollkommen 
unabhängig.  Dieser  Doppelwasserstandzeiger 
wurde  in  Österreich  als  dem  Kesselgesetz, 
das  2  unabhängige  W.  fordert,  entsprechend  an- 
erkannt, wenn  noch  ein  Probierhahn  in  100/«/« 
Höhe  über  der  Feuerbüchsdecke  angebracht 
wird.  Die  Bohrungen  der  zylindrischen,  mit 
Graphit-Asbest-Packung  gedichteten  Hähne  sind 
derart,  daß  nach  Entfernung  der  Verschluß- 
pfropfen diese  nach  jeder  Richtung  mit 
Draht  durchgestoßen  werden  können.  Jeder 
Wasserstand  ist  unabhängig  vom  andern  ab- 
sperrbar. Der  Vorteil  dieses  Doppelwasserstand- 
zeigers ist  weiter  noch  der,  daß  er  raumsparend 
ist,  was  bei  den  neuzeitlichen  Lokomotiven,  die 
an  der  Feuerbüchsrückwand  eine  große  Zahl 
von  Ausrüstungsstücken  erhalten  müssen,  von 
Wichtigkeit  ist. 

Bei  Anbringung  der  bisher  besprochenen 
W.  an    der   Rückwand    des    Lokomotivkessels 
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können  bei  Berglokomotiven  wegen  der  be- 
deutenden Abweichungen  des  Wasserspiegels 
bei  Berg-  und  Talfahrt  unbequeme  Längen- 
abmessungen des  W.  erforderlich  werden;  in 
einem  solchen  Fall  wird  der  W.  an  die  Lang- 
kesselseite rechts  und  links  verlegt,  u.  zw.  bei- 
läufig an  jener  Stelle,  wo  sich  die  2  Wasser- 
spiegel bei  Berg-  und  Talfahrt  schneiden.  Zur 
Betätigung  der  Wasserstandhähne  führen  ins 
Führerhaus  Wellen  mit  Handgriffen. 

W.  derselben    Gruppe,    wie  sie  an   offenen 
Gefäßen,  zumeist  an  Tendern,  zur  Anwendung 
gelangen,  sind  oben  offen  und  mit  dem  Wasser- 
behälter  nur   an    einer  Stelle,    die   unter  dem 
tiefsten    zulässigen    Wasserstand    liegt, 
verbunden.   Abb.  113  gibt  eine  früher 
bei  Tendern  übliche  Ausführung  dieser 
W.    An  der  unteren  Seite  des  Wasser- 
kastenbodens   ist   über   die   mit   einem 
gegen    Verunreinigungen    schützenden 
Korb  a   versehene  Öffnung   das   lang- 
gestielte Hahngehäuse  b  aufgeschraubt; 
es    ist    lotrecht    und    quer    zur  Längs- 
achse des  Tenders  wagrecht  durchbohrt 
und  mit  einem  Dreiweghahn  c  versehen, 
der    mittels  einer  seitwärts,    außerhalb 
der  Rahmenbleche  zu  betätigenden  Zug- 
stange bewegt  werden  kann.  Durch  Ein- 
rücken der  Ausschnitte  e  und  e'  in  die 
am    Rahmenblech    aufgesetzte    Falle  / 
wird  der  Hahn  in  der  Stellung  1  festge- 
halten. Die  lotrechte  Bohrung  des  Hahn- 
gehäuses ist  unten   mit  einer  Schraube 
verschlossen,  deren  Abnahme  eine  leichte 
Reinigung  der  Bohrung  zuläßt.  Die  wag- 
rechte Bohrung  des   Hahngehäuses   ist 
gegen    die    Innenseite   des  Tenders   zu 
offen,    gegen    die  Außenseite  aber   mit 
einer      Rohrverschraubung      versehen, 
die  das  Kupferrohr  g  aufnimmt.   Dieses  Rohr 
ist  unter  geringer  Steigung  an  die  Außenseite 
des  Wasserkastens  geführt,  dort  gegen  aufwärts 
gebogen  und   mit  dem  Kopf  //,    der  von   der 
Stütze  /  getragen  wird,  verschraubt.  Der  lotrecht 
durchbohrte  Kopf  h  ist  oben  mit  einer  Stopf- 
büchsenverschraubung,    die  das  Wasserstand- 
glas aufnimmt,  eingerichtet.  Dieses  wird  oben 
durch  die  Stütze  k,  häufig  auch  in  der  Mitte 
durch    eine  Stütze  /,    die    beide   das  Wasser- 
standglas  stopfbüchsenartig    umschließen,    ge- 
halten; die  Liderung  wird  mit  Kautschukringen 
her  estellt,   um  das  Glas  vor  den  schädlichen 
Ei-iilüssen  der  Erschütterungen  des  Fahrzeugs 
zu  schützen.  Die  Abschlußschraube  m  in  der 
oberen    Stopfbüchse    ist   durchbohrt,    um    das 
Wasserstandglas  gegen  oben  offen  zu  erhalten. 
Die  Wirkungsweise  dieses  W.  besteht  darin, 
daß  in  der  Stellung  1  des  Wirbels  im  Hahn- 


gehäuse b  der  Wasserkasten  mit  dem  Glas- 
rohr verbunden  ist  und  die  Höhe  des  Wasser- 
stands im  Tender  oder  auch  der  dadurch 
bedingte  Rauminhalt  an  einer  längs  der  Glas- 
röhre befindlichen  Skala  abzulesen  ist.  Wird 
jedoch  dem  Wirbel  die  Stellung  2  gegeben, 
so  ist  die  Verbindung  mit  dem  Wasserkasten 
aufgehoben,  hingegen  die  der  Glasröhre  mit 
der  innenseitig  auslaufenden  Horizontalbohrung 
des  Gehäuses  b  hergestellt;  das  im  Glasrohr 
und  im  Kupferrohr  stehende  Wasser  kann 
ablaufen. 

Zum  Schutz  gegen  äußere  mechanische  Ein- 
flüsse ist  die  lange  Glasröhre  mit  einem  Schutz- 
korb umgeben. 

Diese  W.  erfordern  im  Winter  besondere 
Aufmerksamkeit,  um  einem  Auffrieren  zu 
begegnen,  weshalb  auch  der  Wirbel  nur 
für  die  Dauer  der  Ablesung  in  der  Stellung  I 
belassen  werden  darf. 

Zu  2.  Diese  W.  bestehen  aus  einem 
Schwimmer,  der  entweder  aus  Kork  oder 
aus   einem    aus   Blech    verfertigten    Hohl- 


Abb.  113. 

körper  hergestellt  ist,  mit  dem  eine  Anzeige- 
vorrichtung verbunden  wird,  die  je  nach  Ver- 
wendungsweise verschieden  geformt  ist. 

Für  Tender  werden  W.  mit  Schwimmer  ent- 
weder als  Röhrenschwimmer  oder  als  Dreh- 
schwimmer gebaut. 

Der  in  Abb.  114  dargestellte  Röhren- 
schwimmer besteht  aus  einer  durch  die  Decke 
des  Tenderwasserkastens  eingelassenen,  unten 
offenen  Röhre  a,  in  der  ein  zylindrisch 
geformter  Hohlkörper  b  aus  Blech  am  Wasser 
schwimmt.  Dieser  trägt  in  seiner  lotrechten 
Verlängerung  die  Röhre  c,  die  bei  leerem 
Tender,  also  unten  aufstehendem  Schwimmer 
mit  der  Röhre  a  oben  gleich  abschneidet  und 
dort  den  Nullpunkt  der  Teilung  trägt.  Die 
Röhre  a  ist  mit  einem  Klappdeckel  d  ver- 
schlossen, um  den  Schwimmer  bei  gefülltem 
Tender  in  der  Nullstellung  festzustellen.  Wird 
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dieser  Deckel  geöffnet,  so  steigt  bei  gefülltem 
Tender  der  Schwimmer  und  ist  aus  der  Länge 
des  heraustretenden  Teils  der  Röhre  c  die  Höhe 
des  Wasserstands,  bzw.  an  einer  an  dieser  Röhre 
angebrachten  Teilung  der  Rauminhalt  an  Wasser 
abzulesen. 

Ein  W.  mit  Drehschwimmer,  wie  solcher  an 
Tendern  Verwendung  findet,  ist  in  Abb.  115 
wiedergegeben.  An  einer  quer  durch  den  Wasser- 
kasten des  Tenders  in 
Stopfbüchsen  a,  die  in  den 
Seitenwänden  angebracht 
sind,  gelagerten  Welle  b  ist 
an  einem  rechtwinklig  zu 
dieser  befestigten  Hebel- 
arm c  der  Schwimmer  d  in 
einer  Gabel  drehbar  auf- 
gehängt. An  den  über  die 
Stopfbüchse  vorragenden 
Enden  der  Welle  b  sind  die 
Zeiger  e  und  e'  aufge- 
steckt, die  auf  den  an  der 
Außenwand  des  Wasser- 
kastens aufgesetzten  Tei- 
lungsbogen  den  Wasser- 
stand anzeigen. 

Bei  leerem  Wasserkasten 

liegt   der  Schwimmer  am 

Bodenblech    auf   und    der 

Zeiger    steht    hierbei    am 

Nullpunkt    des    Teilungs- 

bogens.    Beim  Füllen    des 

r7T~~|  Wasserkastens     hebt    sich 

\\\  a  I  der  Schwimmer,  bis  er  bei 

— I  '  »■    I  ganzer    Füllung     an    der 

'  ^"  Decke  ansteht  und  hierbei 

der   Zeiger  am   Endpunkt 

der    Teilung     zu     stehen 

kommt. 

Dieser  W.  bedarf,  wie 
alle  Drehschwimmer,  einer 
sehr  sorgfältigen  Behand- 
lung in  den  Stopfbüchsen, 
da  diese  bei  vollständiger 
Abdichtung  doch  noch  die 
leichte  Drehung  der  Welle 
zulassen  müssen,  damit  der  Zeiger  richtige  An- 
gaben macht.  Diese  quer  zum  Wasserkasten 
stehenden  Schwimmer-Wasseranzeiger  haben 
noch  den  Übelstand,  daß  das  Lokomotivpersonal 
während  der  Fahrt  den  Wasserstand  im  Tender 
nicht  ablesen  kann.  Man  hat  daher  in  neuerer 
Zeit  die  Welle  der  Länge  nach  verlegt  und 
läßt  diese  an  der  vorderen  Stirnwand  im  Führer- 
stand heraustreten,  so  daß  das  Lokomotiv- 
personal jederzeit  über  den  Stand  des  Wassers 
im  Tender  unterrichtet  ist.  Auch  erspart  man 
bei  dieser  Anordnung  eine  Stopfbüchse. 


Abb.  114. 


W.,  wie  solche  an  den  Behältern  in  Wasser- 
stationen angebracht  werden,  besitzen  häufig 
einen  aus  Kork  oder  aus  einem  blechernen 
Hohlkörper  bestehenden  Schwimmer;  an  der 
oberen  Seite  des  Schwimmers  ist  eine  Schnur, 
Drahtseil  oder  Kette  befestigt,  die,  über 
Rollen  geführt,  an  ihrem  Ende  einen  Zeiger 
(Frosch)  trägt,  der  sich  längs  einer  lotrechten 
Teilung  nach  Maßgabe  der  Höhenlage  des 
Schwimmers  auf-  und  abbewegt. 

Diese  W.  sind  häufig  mit  selbsttätigen 
Signaleinrichtungen  versehen,  die  bei  be- 
stimmter Behälterfüllung  und  hierdurch  be- 
dingter Höhenlage  des  Zeigers  in  Wirksam- 
keit gesetzt  werden. 

Zu  3.  W.,  die  nur  bestimmte  Höhen  an- 
zeigen, sind  entweder  als  einfache  Überfall- 
rohre und  verschließbare  Ausflußöffnungen  im 
Wasserspiegel  der  anzuzeigenden  Höhe  aus- 
gebildet oder  bestehen  wie  bei  Dampfkesseln 
aus  besonderen,  in  diese  eingebauten  Ap- 
paraten. 

Zu  ersteren  gehören  die  Probierhähne, 
-ventile  oder  Schieber,  wie  sie  an  Dampf- 
kesseln angebracht  werden  und  wovon  in 
Abb.  116  eine  bei  Lokomotiven  übliche 
Ausführung  eines  Probierhahns  dargestellt 
ist.  Dieser  Probierhahn  besteht  aus  dem 
mittels  Flansch  an  der  Kesselwand  außen 
befestigten  Hahngehäuse  a,  das  der  ganzen 
Länge  nach  durchbohrt  und  am  freien  Ende 
mit  einer  Putzschraube  verschlossen  ist.  Der 
Wirbel  b  besitzt  einen  Handgriff  c  und  ist  in 
der  Richtung  der  Gehäusebohrung  und  senk- 
recht darauf  nach  abwärts  durchbohrt.  Letztere 
Bohrung  ist  unten  mit  einem  Einsatzstück, 
dessen  Bohrung  einen  sehr  kleinen  Querschnitt 
besitzt,  abgeschlossen,  um  einerseits  den  aus- 
tretenden Dampf-  oder  Wasserstrahl  leichter 
unterscheiden  zu  können  und  anderseits  ein 
seitliches  Spritzen  zu  vermeiden.  Zum  Auffangen 
der  Flüssigkeit  dienen  Tropfbecher  d  (s.  auch 
Abb.  116),  deren  Ablaufrohre  e,  bei  An- 
ordnung mehrerer  Probierhähne  manchmal 
in  einem  Sammelbecher  /  vereinigt  werden; 
letzterer  ist  sodann  mit  einem  Ablaufrohr  ver- 
sehen, das  bei  Stabilkesseln  in  den  Kanal, 
bei  Lokomotiven  unter  die  Plattform  geführt 
wird. 

Manche  Bahnen  bevorzugen  anstatt  der 
Hähne  Ventile,  bei  den  österreichischen  Bun- 
desbahnen verwendet  man  auch  kleine  Schieber. 

An  Dampfkesseln  sind  2-3  solche  Probier- 
hähne in  verschiedenen  Höhenlagen  angebracht, 
wobei  der  unterste  im  Wasserspiegel  des  tief- 
sten zulässigen  Wasserstands  zu  liegen  kommt; 
der  zweite  und  allenfalls  dritte  sind  seitlich  des 
ersten  derart  angebracht,  daß  der  obere  Probier- 
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hahn  dem  höchsten  Wasserstand  entspricht  und 
ein  mittlerer  dritter  in  halber  Höhe  zwischen 
dem  unteren  und  oberen  liegt  (Abb.  117). 
In  Österreich  sitzt  der  unterste  Probierhahn 
100  mm  über  der  obersten  Feuerbüchs- 
deckenkante,  die  oberen  je  SO  mm  höher. 

Durch  das  Öffnen  der  Hähne  ist  nur  die 
Feststellung  der  Grenzen,  zwischen  welchen 
sich  der  Wasserstand  befindet,  ermöglicht. 


der  obere  aus  einer  Legierung,  die  einen 
Schmelzpunkt  von  100"  besitzt,  während 
der  Schmelzpunkt  des  Materials  des  unteren 
Rings  jener  Temperatur  gleich  ist,  die 
dem  Dampf  der  um  eine  Atmosphäre  ver- 
mehrten höchsten  zulässigen  Spannung  ent- 
spricht. Des  weiteren  ist  am  Kopf  der 
inneren  Röhre  ein  Lufthahn  angebracht.  Die 
Wirkungsweise    dieses    Apparats    als   W.     ist 
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Abb.  115. 


Von  den  mannigfachen  Bau- 
arten selbsttätig  wirkender 
W.  für  einen  bestimmten, 
zumeist  den  tiefsten  Wasser- 
stand, sind  im  nachstehenden 
die  bemerkenswertesten  Aus- 
führungen angegeben. 

Der  W.  für  Dampfkessel 
nach  Patent  Richard  Schwarz- 
kopf ist  als  solcher  nur  inso- 
fern tätig,  als  er  das  Sinken 
des  Wassers  unter  den  tiefsten 
zulässigen  Wasserstand  an- 
zeigt, im  übrigen  aber  auch 
als  Sicherheits-  und  Kontroll- 
apparat arbeitet.  Er  besteht  aus  2  konzen- 
trischen Röhren,  die  fest  miteinander  ver- 
bunden und  durch  eine  Flansche  in  geeigneter 
Weise  auf  dem  Kessel  befestigt  sind.  Das  innere 
Rohr  ist  unten  geschlossen  und  am  oberen 
Ende  des  doppelwandigen  Kopfs  offen;  das 
äußere  Rohr,  das  unten  offen  ist,  um- 
schließt einen  ringförmigen  Hohlraum,  der 
durch  ein  Schlangenrohr  mit  dem  Hohlraum 
im  Kopf  des  inneren  Rohrs  verbunden  ist.  Die 
im  inneren  Rohr  bis  an  dessen  Boden  reichen- 
den Leitungsdrähte  eines  elektrischen  Klingel- 
werks werden  mittels  Pfropfen  aus  Schiefer- 
stein isoliert  geführt;  in  diese  Pfropfen  sind 
Metallringe  ohne  Kontakt  mit  den  Leitungs- 
drähten eingebettet.  Von  diesen  Ringen  besteht 
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Abb.  117. 

folgende:  Beim  Anheizen  des  Kessels  wird, 
da  das  äußere  Rohr  bis  an  den  zulässig 
tiefsten  Wasserstand  herabreicht,  unter  Voraus- 
setzung normaler  Kesselfüllung  und  bei  ge- 
öffnetem Lufthahn  das  Wasser  durch  den  ring- 
förmigen Hohlraum  und  das  Schlangenrohr 
bis  in  den  oberen  ringförmigen  Hohlraum  im 
Kopf  aufsteigen.  Bei  geschlossenem  Lufthahn 
wird  die  Öberflächenkühlung  für  die  im 
Apparat  stehende  Wassersäule  hinreichen,  das 
Wasser  unter  einer  Temperatur  von  100" 
zu  erhalten.  Sobald  aber  der  Wasserstand 
so  weit  sinkt,  daß  die  Unterkante  des  äußeren 
Rohrs  frei  wird,  wird  das  Wasser  aus  dem 
Apparat  unten  austreten  und  Dampf  eintreten; 
durch    ihn    wird     der    obere     Pfropfen    des 
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inneren  Rohrs  und  mit  ihm  der  Metallring 
über  100°  erwärmt,  infolgedessen  letzterer 
weich  wird,  endlich  schmilzt  und  so  einen 
Kontakt  der  Leitungsdrähte  bildet,  der  das 
Klingelwerk  ertönen  macht.  Das  untere  Ende 
des  inneren  Rohrs,  das  bis  zum  tiefsten 
Wasserstand  herabführt,  reicht  demnach  nahe 
an  die  Decke  der  Feuerstelle,  so  daß  bei  wasser- 
losem Kessel  das  Anbrennen  ein  Schmelzen 
des  unteren  Rings  bewirkt,  bevor  die  Bleche 
glühend  werden. 

Erwähnt  sei  hierbei,  daß  das  im  Wasser 
ruhende  untere  Ende  der  inneren  Röhre  ver- 
möge der  oben  angegebenen  Wahl  des  Schmelz- 
punkts des  Metalirings  ein  Signal  vermitteln 
wird,  sobald  das  Wasser,  sei  es  durch  Über- 
spannung des  Kessels  oder  Siedeverzug,  eine 
höhere  Temperatur  erhält,  als  der  um  eine 
Atmosphäre  vermehrten  gestatteten  höchsten 
Dampfspannung  entspricht. 

Eine  andere  Ausführung  eines  elektrischen 
W.  ist  der  von  der  Hannoverschen  Maschinen- 
bau-A.-G.  vormals  Egestorff  gebaute  Wasser- 
standregler, Bauart  Reubold.  Dieser  besteht 
aus  einem  Schwimmer  mit  einer  im  Standrohr 
geführten  Stange,  die  oben  einen  Eisenkern  trägt. 
In  der  Höhe  des  Eisenkerns  ist  am  Standrohr 
ein  Elektromagnet  befestigt.  Bei  normalem 
Wasserstand  im  Kessel  unterbricht  der  Eisen- 
kern das  magnetische  Feld  des  Elektromagneten. 
Senkt  sich  der  Wasserstand  im  Kessel  und  mit 
ihm  der  Schwimmer  samt  Eisenkern,  so  wird 
das  magnetische  Feld  des  Elektromagneten  ver- 
stärkt, der  Magnetanker  wird  kräftig  angezogen, 
wodurch  ein  elektrischer  Strom  eingeschaltet 
wird.  Durch  diesen  Strom  wird  einerseits  der 
Hubmagnet  betätigt,  der  das  Speiseventil 
öffnet,  anderseits  durch  einen  zweiten  Hub- 
magneten das  Dampfventil  zur  Speisepumpe 
geöffnet  und  dadurch  die  Nachspeisung  des 
Kessels  eingeleitet.  Gleichzeitig  leuchtet  im 
Heizerstand  die  Kontrollampe  auf,  die  den 
Eintritt  der  Speisung  anzeigt.  Der  Elektro- 
magnet ist  auf  dem  Standrohr  verstellbar 
angebracht,  so  daß  der  Wasserstand  im  Kessel, 
bei  dem  nachgespeist  werden  soll,  beliebig 
gewählt  werden  kann.  Dieser  W.  kann  auch 
mit  einer  Warnungsglocke  verbunden  werden, 
die  ertönt,  wenn  der  Wasserstand  trotz  ein- 
geleiteter Speisung  weiter  sinkt,  eine  etwaige 
Oberspeisung  eintritt  oder  eine  Unterbrechung 
im  Stromkreis  stattgefunden  hat. 

Wird  auf  eine  selbsttätige  Einschaltung  der 
Speisung  verzichtet,  so  kann  dieser  Wasser- 
standregler auch  als  sog.  „Speiserufer"  aus- 
gebildet werden. 

In  diesem  Fall  erhält  die  Schwimmer- 
stange   2    Eisenkerne,    den    oberen    zur    An- 


zeige des  tiefsten,  den  unteren  zur  Anzeige 
des  höchsten  zulässigen  Wasserstands.  Erreicht 
einer  dieser  Eisenkerne  das  magnetische  Feld 
des  Elektromagneten,  so  wird  durch  eine  Fern- 
leitung und  Kontakte  entweder  eine  Stark- 
stromglocke oder  eine  Pfeife  zum  Ertönen 
gebracht.  WilHnger-Rihosek. 

Wasserstationen  (Wasserwerke)  (watering 
stations;  stations  pour  Valimentaton  de  L'eau; 
stazioni  per  l'alimenfazione  dell'aLqua).  Bahn- 
höfe oder  sonstige  Verkehrsstellen,  in  denen 
Einrichtungen  zum  Füllen  der  Wasserbehälter 
von  Dampflokomotiven  bestehen,  oder  auch  — 
je  nach  Sprachgbrauch  —  die  Gesamtheit 
solcher  Einrichtungen  als  Teil  eines  Bahnhofs. 

Inhalt:  1.  Vorschriften,  2.  Wasserbedarf,  Lage 
und  Abstand  der  W.,  3.  Beschaffenheit  und  Reini- 
gung des  Wassers,  4.  Wasserentnahme  und  Zuleitung, 
5.  Wasserbehälter,  6.  Literatur. 

1.  Vorschriften. 
TV.  §  58.  W.  sind  in  solchen  Abständen 
und  mit  solcher  Leistungsfähigkeit  anzulegen, 
daß  der  Bedarf  an  Speisewasser  jederzeit  reich- 
lich gedeckt  werden  kann.  §  5Q.  Wasser- 
krane §  60,  4.  In  Schuppen  für  Dampfloko- 
motiven sollen  mit  einem  hochgelegenen 
Wasserbehälter  zusammenhängende  Rohrlei- 
tungen liegen,  die  durch  einen  Schlauch  mit 
jeder  Lokomotive  in  Verbindung  gebracht 
werden  können.  §  60,  5.  In  oder  vor  dem  Ge- 
bäude (Lokomotivschuppen)  sind  für  Dampf- 
lokomotiven Wasserkrane  oder  Hydranten  an- 
zubringen. 

2.  Wasserbedarf,   Lage  und  Abstand 

der  W. 
Der  Tageswasserbedarf  der  W.  ergibt  sich 
aus  der  Anzahl  der  täglich  zu  füllenden  Loko- 
motivtender mehr  der  für  Nebenzwecke 
(Feuerlöschwesen,  Nutzwasser  für  Wasch-  und 
Badeanstalten  u.  s.  w.)  nötigen  Menge.  Die  An- 
zahl der  Tenderfüllungen  wird  aus  dem  dich- 
testen vorgesehenen  (Maximal-)  Fahrplan  (s.  d.) 
ermittelt  und  zur  Sicherheit  ein  25  %  iger  Zu- 
schlag gemacht.  In  Zugausgangsstationen  muß 
mit  der  Füllung  des  ganzen  Tenderinhalts 
(8-15  /n^  bei  Schlepptendern,  3-5 /«^  bei 
Tenderlokomotiven)  gerechnet  werden.  In  Zwi- 
schenstationen wird  meist  nur  eine  Nach- 
füllung von  5— 10/w^  vorgenommen.  In  der 
Regel  werden  die  W.  in  solchen  Verkehrs- 
stellen angelegt,  wo  ohnehin  größere  Zugs- 
aufenthalte stattfinden,  somit  in  Bahnhöfen 
oder  Heizhäusern  Ausnahmsweise,  z.  B.  bei 
Nebenbahnen,  werden  aus  Ersparungsrück- 
sichten  -  um  längere  Zuleitungen  zu  ver- 
meiden -  die  W.  in  die  Nähe  der  Wasser- 
bezugsstellen gelegt  (ohne   Rücksicht   auf   die 
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Lage  der  Verkehrsstellen)  und  dort  eigene 
Zugsaufenfhalte  für  das  W'assernehmen  vor- 
gesehen. Da  die  Züge  oder  Lokomotiven  in 
den  W.  längeren  Aufenthalt  (4  -  ]  5  Min.) 
nehmen  müssen,  wird  mit  der  Wasserfülliin^ 
der  Tender  in  der  Regel  gleichzeitig  auch  das 
Entschlacken  der  Aschenkasten,  das  Nachfassen 
von  Kohlen  (s.  Bekohlung)  u.  s.  w.  angeordnet. 
Bei  Schnellzügen  wird  zur  Verkürzung  der 
Aufenthalte  in  den  W.  meist  auch  Loko- 
motivwechsel vorgenommen. 

Nach  durchgeführten  Versuchen  wurde  der 
Wasser-  (bzw.  Dampf-)  Verbrauch  mit  12-20 
(im  ^4ittel  \5)  kg  für  die  geleistete  Pferde- 
stärke (PS.)  und  Stunde  gefunden.  Für  Neben- 
zwecke (Speisepumpe  [s.d.]  und  zum  Bespritzen 
der  Kohle)  und  zur  Sicherheit  mit  Rücksicht  auf 
Wasserverluste  durch  Undichtigkeit  der  Siede- 
rohre rechnet  man  in  Summa  mit  20  kg  Wasser- 
verbrauch für  die  Pferdekraftstunde. 

1  /  Wasser  des  Tenderinhalts  /  entspricht 
daher  einer  Arbeit  der  Lokomotive  von 

a  =  ^^  '  ^^  '  ^°  kg  mßtk.  =  \  3.500  kg  /«/Sek. 

Mit  dem  Tenderinhalt  /  kommt  man  daher 
theoretisch  so  lange  aus,  bis  die  Arbeitsleistung 
A  der  Lokomotive  den  Wasservorrat  in  Dampf 
verwandelt  und  verbraucht  hat.  Somit  ist 
^kgm  ^  13.500/' 

Ist  auf  einer  Rampenstrecke  die  tatsächlich 
erstiegene  Höhe  h,  die  Widerstandshöhe  des  Lauf- 
widerstandes hl  ^  wi  ■  L  (wi  =  Widerstands- 
ziffer im  Mittel  =  2,%o,  l-  die  Bahnlänge  in  m), 
des  Krümmungswiderstandes  //*  =  2  ifyt  •  Z.* 
(Krümmungswiderstandsziffer  ii'/^  s.  Zugwider- 
stände), Lk  die  Länge  aller  Bogen,  so  ist  die 
maßgebende  Arbeitshöhe  (H)  einer  gewissen 
Strecke  -  z.  B.  von  einer  Station  zur  anderen  — 
H"'  =  {li  +  h,  +  h,)"'. 

Strecken  in  Gefällen  sind  als  wagrecht  anzu- 
nehmen, da  ein  kleiner  Dampfverbrauch  auch 
bei  der  Talfahrt  für  die  Betätigung  der  Bremsen 
u.  s.  w.  besteht. 

Die  aufgewendete  Lokomotivarbeit  beim 
Oesamtzugsgewicht  O  ist: 

Qks.H"'^  13.500/' 

Solange  diese  Beziehung  noch  erfüllt  ist,  ist 
eine  W.  nicht  erforderlich,  doch  ordnet  man, 
um  dem  zeitweiligen  Versagen  einzelner  W. 
im  Betrieb  zu  begegnen,  außer  den  sich  nach 
dieser  Rechnung  ergebenden  Hauptwasser- 
stationen noch  Hilfswasserstationen 
zwischen  den  ersteren  an,  die  nur  im  Be- 
darfsfall zur  Verwendung  kommen. 

Auf  Rampenstrecken  mit  andauernder,  gleich- 
mäßiger Steigung,  wo  die  Zugkraft  der  Loko- 


motive stets  vollständig  ausgenützt  ist,  besteht 
die  Arbeitsgleichung 

Z*^  •£■'«=  13.500/', 

wobei  Z   die   Zugkraft    der   Lokomotive   (bei 

kleineren  Geschwindigkeiten  Z  =  -",  wenn  L 

das  Reibungs-  [Trieb-]  Gewicht  der  Lokomotive 
bedeutet),  E  die  Entfernung  der  W.  in  m  be- 
zeichnet. 

13.500/'      94.500-/' 


La-l 
oder  rund  f*" 


90-/' 


So  kann  z.  B.  eine  vollbelastete  Lokomotive 
mit  La  =  50'  und  /=  8000'  eine  Entfernung 

^       90  •  8000 


50.000 


\\-\km 


auf  einer  Steilrampe   ohne  Wassernachfüllung 
zurücklegen. 

3.  Beschaffenheit  und  Reinigung  des 
Wassers. 

Da  das  natürlich  vorkommende  Wasser  nicht 
chemisch  rein  ist,  so  ist  die  Menge  der  in 
ihm  gelösten  Stoffe  {CaCO^,  MgCO^,  auch 
Eisenverbindungen,  Säuren  u.  s.  w.)  für  seine 
Eignung  als  Lokomotiv- Kesselspeisewasser 
(s.  Speisewasser)  maßgebend,  da  erstere  zu  der 
bekannten  Kesselsteinbildung  Anlaß  geben.  Als 
„gutes"  Kesselspeisewasser  wird  jenes  be- 
zeichnet, das  in  1  /  Wasser  nicht  mehr  als 
150  mg  Kesselsteinbildner  (entspricht  15  deut- 
schen Härtegraden)  enthält.  Wasser  mit  15—25 
deutschen  Härtegraden  ist  zwar  noch  ver- 
wendbar, noch  härteres  Wasser  muß  aber  un- 
bedingt durch  chemische  Mittel  für  die  Kessel- 
speisung brauchbar  gemacht  („gereinigt") 
werden.  Durch  Zusätze  von  Soda  (/VögCOj) 
oder  NaOH  und  Kalkmilch  Ca{0H)2  oder  je 
nach  der  chemischen  Beschaffenheit  des  Wassers 
noch  anderer  Stoffe  nach  besonderer  Angabe 
durch  einen  Chemiker  werden  die  Kesselstein- 
bildner in  einem  eigenen  Behälter  ausgeschieden 
(gefällt),  worauf  in  der  Regel  noch  eine  mechani- 
sche Klärung  des  Wassers  durch  einen  Filter 
vorgenommen  wird.  Die  Erfahrungen  mit 
solchen  Wasserreinigungsanlagen  sind  in  einigen 
Fällen  keine  günstigen  gewesen,  da  die  Menge 
des  Zusatzes  nach  der  chemischen  Beschaffen- 
heit des  Wassers,  seinem  Kohlensäure-  {CO^ 
Gehalt  u.  s.  w.  abgestuft  werden  muß,  was  nur 
durch  geeignete  Bedienstete  nachgeprüft  werden 
kann.  An  anderen  Orten  wurden  jedoch  bei 
verständnisvoller  Wartung  dieser  Anlagen  gute 
Erfolge  erzielt. 
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Abb.  120. 
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Abb.  121. 


Abb.  122. 
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4.  Wasserentnahme   und   Zuleitung. 

Das  Wasser  kann  je  nach  den  örthchen 
Verhältnissen  aus  Quellen  (Hoch-  und  Tief- 
quellen), Bächen,  Flüssen,  Seen  und  Teichen 
oder  mittels  Brunnen  dem  Grundwasser  ent- 
nommen werden  (Abb.  1 18  und  IIQ).  Je  nach 
der  Lage  der  Entnahmestelle  des  Wassers  kann 
dieses  dann  entweder  durch  Pumpen  in  höher 
gelegene,  durch  Zuleitungen  in  Gerinnen  oder 
unter  Druck  stehenden  Rohrleitungen  (Gravi- 
tationsleitungen) in  tiefer  gelegene  Wasser- 
stationenbehälter gebracht  werden.  Die  Pump- 
werke können  durch  kleine  Kraftanlagen  mit 
Dampf-  (Abb.  121  und  122),  Rohöl-,  Benzin-, 
Wind-  (Abb.  120)  oder  Elektromotoren  ange- 
trieben werden.  Schließlich    kann    das  Wasser 


1:250 


Abb.  123. 


Abb.  124. 


auch  aus  dem  schon  vorhandenen  Rohrnetz  oder 
den  Behältern  einer  Ortswasserversorgung  be- 
zogen werden.  Aber  auch  umgekehrt  wird  nicht 
selten  —  gute  Beschaffenheit  des  Wassers  vor- 
ausgesetzt -  mit  den  W.  eine  Trink-  und  Nutz- 
wasserversorgung der  Bahnhofsgebäude,  ge- 
gebenenfalls auch  des  nächstgelegenen  Ortes 
verbunden,  wodurch  sich  die  Anlage  in  der 
Regel  wirtschaftlicher  ausgestalten  läßt.  Bei 
Nebenbahnen  kommt  zuweilen  für  das  Pumpen 
des  Wassers  aus  tiefergelegenen  Brunnen  oder 
Teichen  die  Verwendung  von  Pulsonietern,  die 
durch  den  Dampf  von  Lokomotiven  in  Tätig- 
keit gesetzt  werden,  zur  Anwendung. 

5.  Wasserbehälter. 
Die  Wasserbehälter  der  W.  haben  den  Zweck, 
das  gleichmäßig  und  fortlaufend  in  verhältnis- 
mäßig geringerer  JV\enge  zufließende  oder  zeit- 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


weilig  durch  Pumpen  geförderte  Wasser  in 
solchem  Ausmaß  anzusammeln,  daß  bei  Ent- 
nahme einer  Wassermenge,  die  größer  als 
der  Zufluß  ist,  ein  genügender  Wasservor- 
rat vorhanden  ist,  um  so  einen  Ausgleich 
zwischen  Zulauf  und  Verbrauch  herzustellen. 
Da  ein  Wasserkran  in  der  Regel  1  -  4  (im 
Mittel  2)  /«3  in  der  Minute  zu  liefern  im  stände 
sein  muß,  um  die  Zeit  des  Wassernehmens 
möglichst  abzukürzen,    kann   der  zu  gewissen 


1:2S0. 


Abb.  125. 

Zeiten  auftretende  Wasserbedarf  bei  gleich- 
zeitiger Betätigung  mehrerer  Wasserkrane  der 
W.  ein  ziemlich  bedeutender  werden.  Für 
größere  Anlagen  muß  daher  der  erforderliche 
Inhalt  des  Behälters  nach  den  für  Wasserver- 
sorgungen im  allgemeinen  geltenden  Verfahren 
durch  Vergleich  der  Zuflußmengenkurve  mit 
der  Schaulinie  des  Verbrauchs  bestimmt  werden. 
Für  gewöhnliche  Verhältnisse  gibt  man  den 
Behältern  den  Inhalt  eines  Tagesbedarfs  und 
müssen  die  Pumpzeiten  entsprechend  dem 
Wasserverbrauch  angeordnet  werden.  In  der 
Regel  trachtet  man,  die  Bedienung  der  Pump- 
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Abb.  126 


Abb.  127. 

Stationen  so  einzurichten,  daß  ein  Pumpen- 
wärter 2  oder  mehrere  Anlagen  abwechselnd 
bedienen  i<ann.  Bei  elel<trischem  Antrieb  tcann 
die  Einschaltung  des  Motors  leicht  selbsttätig 
bei  Eintritt  eines  gewissen  Wasserstandes  im 
Behälter  erfolgen. 

Die  Behälter  werden  in  der  Regel  in  Größen 
von  50,  100,  200,  250,  400,  500^«^  ^ij  ^ghr 
angelegt  und  muß  ihr  niederster  Wasserspiegel 
so  hoch  angeordnet  werden,  daß  noch  ge- 
nügender Druck  in  der  anschließenden  Kran- 
leitung herrscht  (Abb.  119).  Für  mittlere  Ver- 
hältnisse ergeben  sich  daher  Höhenlagen  von 


5—  \0  m  über  Schienenober- 
kante. Zu  große  Druckhöhen 
inderKranleitungsindwegen 
der  möglichen  Wasserschläge 
beim  Absperren  der  Leitun- 
gen und  wegen  der  Gefähr- 
dung der  Bediensteten  durch 
zu  starken  Wasserstrahl  aus 
den  Kranen  zu  vermeiden. 
Wenn  die  Geländegestalt 
die  erforderliche  Höherle- 
gung des  Behälters  bei  Ver- 
senkung in  den  Boden  ge- 
stattet, so  baut  man  in  der 
Regel  „Feldbehälter"  (Abb. 
123  und  124)  aus  Mauer- 
werk, Beton  oder  Eisenbeton, 
deren  Innenwandung  durch 
Zementverputz  gedichtet 
wird.  Gewöhnlich  sind  diese 
Bauwerke  überwölbt  oder 
eingedeckt  und  mit  einer 
ungefähr  1-00/«  starken  Erd- 
schicht überschüttet,  um  das 
Einfrieren  des  Wassers  im 
Winter  zu  verhindern.  Sind 
Bodenerhebungen  nicht  vor- 
handen, so  lagert  man  die 
aus  schmiedeisernen  Blechen 
hergestellten  rechteckigen 
oder  runden  Behälter  in 
Stockwerkshöhe  (oder  noch 
höher)  auf  Walzträger  (Abb. 
118),  die  ihrerseits  wieder 
von  Mauerwerk,  Eisengerüst 
u.  dgl.  gestützt  werden.  Den 
Raum  unterhalb  des  Be- 
hälters benutzt  man  meist 
zur  Aufstellung  des  Dampf- 
kessels für  die  Pumpe  und 
als  Aufenthaltsraum  für  den 
Pumpenwärter,  wodurch 
gleichzeitig  die  Warmhal- 
tung des  Behälterbodens  er- 
zielt wird.  Durch  eine  ange- 
baute Wohnung  samt  Nebengebäude  für  den 
Pumpenwärter  mit  Waschküche  und  Bad  ent- 
steht ein  „Wasserstationsgebäude"  (Abb.  126). 
Wo  große  Druckhöhen  erforderlich  werden, 
baut  man  „Wassertürme".  Solche  wurden  sowohl 
in  Mauerwerk  (Abb.  120)  als  auch  in  Eisen- 
fachwerk zur  Ausführung  gebracht.  Bei  ihnen 
sind  die  Behälter  entweder  nach  Bauart  Intze 
(Abb.  125)  so  geformt,  daß  sie  auf  einem  ring- 
förmigen Träger  von  kleinerer  Kreisform  als 
der  Querschnitt  des  Behälters  gelagert  werden, 
wodurch  an  Wandstärke  des  Bodens  gespart 
werden  kann,  oder  man  gibt  ihnen  eine  Kugel- 
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oder  Eiform  (Abb.  129).  Auch  Eisenbeton 
(Abb.  127  u.  128)  in  verschiedenen  Formen 
kommt  heute  für  die  Behälter  zur  Anwendung. 

Alle  Behälter  sind  mit  Schwimmvorrichtungen 
ausgerüstet  (Abb.  129),  die  den  Wasserstand 
an  einer  außen  angebrachten  Teilung  ersichtlich 
machen;  ebenso  sind  Überfall-  und  Orund- 
ablaßvorrichtungen  vorhauLlen.  Um  bei  größeren 
Anlagen  Betriebsstörungen  anläßlich  von  Reini- 
gungs-,  Ausbesserungs-  oder  Anstreicherarbeiten 
zu  vermeiden,  macht  man  die  Behälter  zwei-  oder 
mehrteilig,  d.  h.  man  stellt  2  oder  mehrere  Blech- 
reservoire nebeneinander  (s.  Abb.  1  lö)  auf  oder 
man  teilt  die  gemauerten  Feldbehälter  durch 
Zwischenwände  in  mehrere  Kammern. 

Die  an  die  Behälter  anschließenden  Kran- 
leitungen werden  heute  meist  als  guß-  oder 
schmiedeeiserne  Rohre  von  15 -25  c/«  Durch- 


luesser  ausgeführt,  die  in  1'2— l'5m  tiefen 
Rohrgräben  zwischen  den  Gleisen  oder  mög- 
lichst senkrecht  zu  ihnen  geführt  werden.  Man 
vermeidet  die  Lage  unter  den  Gleisen  oder 
schiefe  Kreuzung  derselben  wegen  der  Wahrung 
der  Zugänglichkeit  der  Leitungen  bei  Aus- 
besserungsarbeiten. 

In  England  und  Amerika  wird  die  Wasser- 
füllung der  Tender  aus  zwischen  den  Schienen 
angebrachten  mehrere  hundert  m  langen  Blech- 
trögen nach  Bauart  Ramsbotton  während  der 
Fahrt  der  Züge  durchgeführt,  doch  hat  sich 
diese  Anordnung  auf  dem  europäischen  Fest- 
lande keinen  Eingang  verschafft.  Mit  der  zu- 
nehmenden   Einführung    des   elektrischen   Be- 


Abb.  128. 


Abb.  129. 
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Wasserstationen. 


Weber. 


triebes  auf  den  Eisenbahnen  sinkt  die  Wichtig- 
keit der  Wasserstationseinrichtungen,  während 
sie  früher  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit einer  Bahn  ausübten. 

Literatur:  Das  deutsche  Eisenbahnwesen  der 
Gegenwart,  Berlin.  —  Eisenbahntechnik  der  Gegen- 
wart, 3.  Abschnitt,  II.  Teil,  Bihnhoishochbaiiten.  — 
Foerster,  Taschenbuch  für  Bauingenieure,  Berlin 
1911,  S.  1443.  -  Frahm,  Das  englische  Eisenbahn- 
wesen, Berlin  IQll,  S.  215,  -  Geschichte  der  Eisen- 
bahnen der  österr.-ung.  Monarchie,  1S98— IQOS, 
Bd.  VI ,  Wasserstationseinrichtungen.  -  Hb.  d. 
Ing.-W.  VI,  4.  —  Heusinger,  Handbuch  für  spe- 
zielle Eisenbahntechnik,  Bd.  I,  Leipzig.  -  Stockert, 
Handbuch  des  Eisenmaschinenwesens,  Bd.  II. 

Findeis. 

Wassertürme  (water fowers ; chäteaiix  d'caii; 
castelli  d'acqiia)  s.  Wasserstationen. 

Wasserwagen  (water  tank  trucks;  wagons 
ä  eau;  carri  per  acqtia),  für  Wasserversendung 
bestimmte  Oefäßwagen,  die  sich  von  den 
Tendern  durch  den  Mangel  eines  Brennstoff- 
lagerraumes und  einer  Sonderkuppelung  zur 
Verbindung  mit  der  Lokomotive  unterscheiden. 
W.  dienen  vornehmlich  zur  Versorgung  wasser- 
armer Bahnstrecken  sowohl  mit  Nutz-  als  mit 
Genußwasser;  auf  einigen  Gebirgsbahnen 
finden  W.  als  Bremswagen  bei  Güterzügen  in 
Strecken  mit  anhaltend  starkem  Gefäll  Ver- 
wendung. 

Das  Untergestell  der  W.  wird,  ähnlich  wie 
jenes  der  Tender,  entweder  in  der  gewöhnlichen 
Bauart  der  Wagenuntergestelle  oder  mit  Lang- 
rahmen aus  Eisenblech  hergestellt.  Je  nach 
der  Größe  des  Wasserraums  wird  das  Unter- 
gestell des  W.  zwei-  oder  mehrachsig  ausgeführt. 
An  beiden  Brustträgern  sind  vollkommen  gleiche 
Stoß-  und  Kuppelungsvorrichtungen  angebracht, 
die  sich  von  den  derartigen  Einrichtungen 
der  gewöhnlichen  Wagen  nicht  unterscheiden. 
W.  werden  in  der  Regel  mit  einer  Handbremse 
(Spindelbremse)  versehen. 

Der  Wasserkasten  erhält  zumeist  eine  Form 
von  rechteckigem  Querschnitt  und  eine  Fas- 
sung von  etwa  10— 15m^;  die  Bauausfüh- 
rung stimmt  mit  der  eines  Tenderwasser- 
kastens der  Hauptsache  nach  überein,  nur 
braucht  der  Decke  keine  solche  Tragfähigkeit 
gegeben  zu  werden  wie  bei  Tendern,  weil  sie 
bei  W.  nicht  den  Lagerboden  für  den  Brenn- 
stoff zu  bilden  hat.  Der  Wasserkasten  enthält 
Füll-  und  Einsteigöffnungen  sowie  absperrbare 
Ablaufrohre,  auch  werden  an  demselben  Wasser- 
standszeiger angebracht.  Um  einem  Einfrieren 
des  Wassers  in  den  W.  während  der  kälteren 
Jahreszeit  vorzubeugen,  werden  W.  auch  mit 
einer  Einrichtung  zum  Anwärmen  des  Wassers 
versehen,  die  durch  eine  Dampfleitung  mit 
dem  Kessel  der  Lokomotive  verbunden  werden 
kann. 


Außer  der  Ausführung  der  W.  in  Form 
jener  der  Tender  findet  man  auch  W.  in  der 
Form  der  Kesselwagen  für  Petroleum  oder 
Spiritus.  Rihosek. 

Watering  s.  Verwässerung  des  An- 
lagekapitales. 

Weber,  Max  Maria  v.,  hervorragender  Eisen- 
bahntechniker und  Schriftsteller,  wurde  zu 
Dresden  am  25.  April  1822  als  der  einzige 
Sohn  des  großen  Tondichters  Karl  Maria  v  W. 
geboren.  Er  verlor  den  Vater  schon  im  Alter 
von  4  Jahren  und  fiel  nun  die  Erziehung  der 
Mutter,  einer  ebenso  gemütvollen  als  hoch- 
begabten Frau  anheim;  dieser  stand  des  Vaters 
treuer  Freund,  der  gelehrte  Afrikareisende 
Heinrich  Lichtenstein,  als  Ratgeber  zur  Seite. 

Nachdem  W.  eine  gründliche  klassische  Bil- 
dung erhalten  hatte,  besuchte  er  das  damals 
erst  begründete  Polytechnikum  seiner  Vater- 
stadt Dresden.  Darauf  finden  wir  ihn  in  der 
Maschinenbauanstalt  von  A.  Borsig  in  Berlin 
zunächst  als  Eleve,  dann  als  Konstrukteur. 

Nebenbei  pflegte  er  unter  Lichtensteins, 
Doves,  Magnus'  und  Mitscherlichs  Leitung 
seine  wissenschaftliche  Ausbildung,  hörte  natur- 
wissenschaftliche und  nationalökonomische  Vor- 
lesungen an  der  Universität  und  lag  emsig 
Sprachstudien  ob,  die  später  die  Anknüpfung 
nützlichster  Beziehungen  in  fast  allen  Teilen 
der  zivilisierten  Welt  kräftig  förderten. 

Von  nun  an  begann  er  erst  seine  praktische 
Tätigkeit  im  Eisenbahnwesen,  indem  er  zu- 
nächst 1  Jahr  lang  Lokomotivführer  war,  dann 
als  Bau-  und  Maschineningenieur  auf  verschie- 
denen neu  entstehenden  deutschen  Bahnen  be- 
schäftigt wurde.  In  England,  vco  er  sich  längere 
Zeit  aufhielt,  führte  ihn  der  bekannte  Name 
seines  Vaters  schnell  mit  den  größten  und 
berühmtesten  Ingenieuren,  Mechanikern  und 
Erfindern  zusammen,  die  ihm  gern  mit  jeder 
fachlichen  Au'-kunft  zur  Seite  standen,  so  daß 
er,  insbesondere  unter  der  persönlichen  Leitung 
Isambart  Bruneis,  die  erworbenen  Kenntnisse 
an  den  großartigsten  Mustern  der  Eisenbahn- 
technik mehren  konnte. 

Später  besuchte  er  über  Veranlassung  der 
französischen  Regierung  Nordafrika  und  be- 
schrieb diese  Reise  in  „Ausflug  nach  dem 
französischen  Ostafrika"  und  „Algerien  und 
die  Auswanderung  dahin". 

Nach  Deutschland  zurückgekehrt,  übernahm 
er  zunächst  die  Leitung  des  Maschinenwesens, 
dann  auch  den  ganzen  Betrieb  der  „Erzgebir- 
gischen  Eisenbahn".  Im  Jahre  1850  trat  W.  in 
den  sächsischen  Staatsdienst,  u.  zw.  zunächst 
als  Leiter  der  neu  errichteten  Staatstelegraphie 
des  Königreichs  Sachsen  und  2  Jahre  später 
als   technisches   Mitglied    der  Staatseisenbahn- 
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direktion  mit  dem  Titel  eines  Finanzrats.  In 
dieser  Stellung  entfaltete  W.  eine  rastlose 
Tätigkeit,  deren  weitverbreiteter  Ruf  sogar 
fremde  Regierungen  veranlaßte,  ihm  junge  Fach- 
männer zur  Ausbildung  zuzusenden  und  in 
wichtigen    Fragen    sein    Gutachten    zu    hören. 

Infolge  der  Neuorganisation  der  sächsischen 
Staatsbahnen  schied  W.  im  Jahre  1868  aus 
dem  sächsischen  Staatsdienst  und  folgte  einem 
Ruf  des  Grafen  Beust  nach  Wien,  wo  er  als 
technischer  Referent  mit  dem  Titel  und  Rang 
eines  Hofrats  in  das  österreichische  Mandels- 
ministerium eintrat,  um  bei  der  Umgestaltung 
des  österreichischen  Eisenbahnwesens  mitzu- 
wirken; Der  anscheinend  große  Wirkungskreis 
hatte  ihn  angezogen;  aber  infolge  des  Rück- 
tritts Beusts,  der  Krise  des  Jahres  1873  und 
anderer  widriger  Verhältnisse  war  er  behindert, 
erfolgreich  zu  wirken.  Seine  einzige  größere 
Reform  war  die  Einführung  einer  einheitlichen 
Signalisierungsvorschrift  für  Österreich.  Im  Jahre 
1875,  nach  Ablauf  seines  auf  5  Jahre  mit  der 
österreichischen  Regierung  abgeschlossenen 
Vertrags,  fand  er  sich  veranlaßt,  seine  Stellung 
aufzugeben  und  sich  ins  Privatleben  zurück- 
zuziehen. Kurz  vorher  hatte  er  als  Mitglied 
eines  technischen  Schiedsgerichts  die  Bahnen 
der  europäischen  und  asiatischen  Türkei  bereist. 
Schon  vorher  hatte  er,  als  es  sich  darum  han- 
delte, ob  in  Schweden  und  Norwegen  das  Schmal- 
spursystem eingeführt  werden  sollte,  eine  Reise 
nach   den   nordischen   Ländern    unternommen. 

Im  Jahre  1878,  nachdem  er  inzwischen  durch 
mehrere  Jahre  in  Wien  ausschließlich  wissen- 
schaftlichen und  publizistischen  Arbeiten  gelebt 
hatte,  wurde  er  durch  Achenbach  in  das 
preußische  Handelsministerium  berufen,  wo  er 
neben  seiner  Stellung  als  Ministerialreferent 
die  Leitung  eines  großen  ministeriellen  Eisen- 
bahnorgans übernehmen  sollte.  Er  gelangte 
aber  auch  hier,  hauptsächlich  infolge  Rück- 
tritts Achenbachs  und  Ernennung  Maybachs 
zum  Minister,  nie  zu  einer  entsprechenden 
Tätigkeit;  er  wurde  dem  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  zugeteilt  und  in  außerordent- 
licher Mission  zum  Studium  des  Kanalwesens 
nach  England,  Amerika  u.  s.  w.  entsendet. 

Der  Schwerpunkt  seines  Wirkens  liegt  jeden- 
falls in  seiner  literarischen  Tätigkeit.  Als  Eisen- 
bahnschriftsteller hat  er  sich  einen  Weltruf 
erworben.  Anfangs  bearbeitete  er  hauptsächlich 
rein  technische  Gegenstände  und  schrieb  u.  a.: 
„Technik  des  Eisenbahnbetriebs"  (Leipzig 
1854),  „Schule  des  Eisenbahnwesens"  (l.Aufl. 
1861,4.  Aufl.  1885),  „Telegraphen- und  Signal- 
wesen der  Eisenbahnen"   (Weimar   1867). 

Von  epochemachender  Bedeutung  sind  W. 
Versuche   über  die  Stabilität  des  Gefüges  der 


Eisenbahngleise,  die  er  in  der  gleichnamigen 
Schrift  (Dresden   1869)  veröffenUichte. 

Ein  besonderes  Verdienst  erwarb  sich  W. 
um  die  unteren  Organe  des  Eisenbahnbetriebs, 
auf  deren  anstrengende  und  gefahrvolle  Dienst- 
leistungen er  in  den  beiden  Schriften:  „Die 
Abnutzung  des  physischen  Organismus  der 
Eisenbahnbeamten"  (1860)  und  „Die  Gefähr- 
dung des  Personals  beim  Maschinen-  und 
Fahrdienst  der  Eisenbahnen"  (1867)  auf  das 
nachdrücklichste  hinwies;  ein  Mahnruf,  der 
tatsächlich  von  Erfolg  begleitet  war. 

Später  machte  er  auf  die  Bedeutung  der 
Sekundärbahnen  aufmerksam  und  veröffent- 
lichte mehrere  einschlägige  Arbeiten,  so:  „Die 
Praxis  des  Baues  und  Betriebs  der  Sekundär- 
bahnen mit  normaler  und  schmaler  Spur", 
2.  Aufl.,  Weimar  1873;  „Die  Sekundäreisen- 
bahnen mit  normaler  Spurweite  und  langsamer 
Fahrbewegung",  Weimar  1874. 

Sehr  fruchtbar  war  die  literarische  Tätig- 
keit W.  insbesondere  in  den  Jahren  1875  bis 
1877,  wo  er  es  unternahm,  allgemeine  Eisen- 
bahnfragen populär  zu  erörtern.  Hierher  ge- 
hören die  „r^opulären  Erörterungen  von  Eisen- 
bahnzeitfragen",? Hefte  (Wien  1876/77),  u.zw.: 

„I,  Normalspur  und  Schmalspur,  II.  Wert  und 
Kauf  der  Eisenbahnen,  III.  Die  Praxis  der  Sicherung 
des  Eisenbahnbetriebs,  IV.  Privat-,  Staats-  und  Reichs- 
bahnen, V.  Der  Eisenbahnbetrieb  durch  lange  Tunnels, 
VI.  Die  Stellung  der  deutschen  Techniker  im  staatlichen 
und  sozialen  Leben,  VII.  Welches  Eisenbahnsysteni 
entspricht  am  besten  den  Verhältnissen  Österreichs?" 

In  derselben  Zeit  schrieb  W.:  „Nationalität 
und  Eisenbahnpolitik",  Wien  1875;  „Die  In- 
dividualisierung und  Entwickelbarkeit  der  Eisen- 
bahnen", Leipzig  1875;  ferner  „Bemerkungen 
zum  vorläufigen  Entwurf  eines  (deutschen) 
Reichseisenbahngesetzes",  Leipzig   1875. 

Außerdem  sind  von  W.  Arbeiten  zu  nennen: 
„Die  Wasserstraßen  Nordeuropas",  Leipzig 
1881;  die  Übersetzung  des  englischen  Werkes 
Simons:  „Die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen" ; 
dann  des  schwedischen  Werkes  Styffes:  „Die 
Elastizität  und  die  Festigkeitsverhältnisse  von 
Eisen  und  Stahl." 

Neben  den  vorerwähnten  rein  fachlichen 
Schriften  veröffentlichte  W.  auch  eine  Reihe 
von  Erzählungen  aus  dem  Eisenbahnleben  und 
hat  damit  einen  neuen  Zweig  in  der  erzählenden 
Schriftstellerei  geschaffen.  Hierher  gehören: 
„Aus  der  Welt  der  Arbeit",  Berlin  1868; 
„Schauen  und  Schaffen,  Skizzen",  2.  Aufl., 
Stuttgart  1879;  „Eiserne  Weihnacht";  „Dampf 
und  Schnee";  „Um  eines  Knopfes  Dicke"; 
„Im  Hause  Robert  Stephensons"   u.  s.  w. 

Besondere  Erwähnung  verdient  auch  die 
von  ihm  verfaßte  vortreffliche  Biographie  seines 
Vaters  Karl  Maria  v.  W. 
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Weber.   -   Wegbaupflicht  der  Eisenbahnen. 


W.  hatte,  als  ihn  in  Berlin  am  18.  April 
1881  infolge  eines  Herzschlages  der  Tod  über- 
raschte, noch  große  Arbeiten  auszuführen  in 
der  Absicht;  so  vor  allem  eine  seit  Jahren  vor- 
bereitete Geschichte  des  Verkehrswesens,  in  der 
er  von  der  ältesten  Zeit  bis  zur  Gegenwart 
den  Zusammenhang  des  Wegbaues  mit  der 
Kulturgeschichte  darlegen  wollte;  ferner  eine 
Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens,  zu  der 
er  bereits  die  umfassendsten  Vorarbeiten  ge- 
troffen hatte. 

Nach  seinem  Tod  gab  M.  Jahns  heraus: 
„Vom  rollenden  Flügelrad",  Skizzen  und  Bilder 
(mit  Biographie),  Berlin    1882. 

W.  war  Doktor  der  Philosophie,  Ehren-  und 
korrespondierendes  Mitglied  der  hervorragend- 
sten Fachgesellschaften  Europas  und  Amerikas. 

Vgl  Berghaus,  Max  Maria  v.  Weber,  Berlin  1881; 
Ztg.  d.  VDEV.  18S1.  S.  429. 

Wechsel  s.  Weichen. 

Wechselbahn,  die  auf  Grund  des  öster- 
reichischen Gesetzes  vom  19.  Februar  1907 
hergestellte,  am  12.  Oktober  1910  eröffnete 
Staatsbahnlinie  Aspang-Hartberg  {4') km);  sie 
steht  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  der 
als  Lokalbahn  konzessionierten,  aber  als  Haupt- 
bahn zweiten  Ranges  erbauten  Strecke  Fried- 
berg-Hartberg sowie  mit  der  Linie  Hart- 
berg-Fürstenfeld-Fehring-Gleisdorf-Graz (er- 
öffnet 1905).  Diese  beiden  Linien  bilden  mit 
der  Eisenbahn  Wien-Aspang  eine  zweite,  von 
der  Südbahn  unabhängige  Schienenverbindung 
Wiens  und  Niederösterreichs  mit  Steiermark 
(Graz). 

Die  W.  unterfährt  den  Gebirgsstock  des 
Wechsels  mit  einem  den  großen  Hartberg  durch- 
brechenden, 2460  m  langen  Wasserscheide- 
tunnel, dessen  Scheitelpunkt  in  einer  Seehöhe 
von  676  m  liegt.  Zwischen  den  Wasserläufen 
des  Taucher-  und  Pinkabachs  wird  der  Hoch- 
feldrücken mit  einem  weiteren  1209  m  langen 
Tunnel  durchbrochen.  Die  Summe  der  er- 
stiegenen Höhen  von  Aspang  bis  Hartberg 
beläuft  sich  auf  199-5  m,  in  umgekehrter  Rich- 
tung auf  346  m,  der  kleinste  Krümmungshalb- 
messer   beträgt    250  m,   die   größte    Steigung 

Wechselverkehr    s.   Direkter  Verkehr. 
Wegbaupflicht   der    Eisenbahnen.    Die 

Wechselbeziehungen  zwischen  Eisenbahnen 
und  öffentlichen  Kommunikationen  (Straßen, 
Wege  u.  s.  w.)  können  verschiedene  sein. 

aj  Die  Anlage  einer  Eisenbahn  kann  die 
Herstellung  neuer  Plätze  und  Wege  notwen- 
dig machen  (s.  Artikel  Zufahrtstraßen); 

b)  bestehende  Straßen  und  Wege  können 
für  die  Anlage  einer  Eisenbahn  in  Anspruch 
genommen  und  benutzt  werden; 


c)  bestehende  Straßen  und  Wege  werden 
durch  den  Bahnbau  geändert,  ihre  Auflassung 
oder  Umgestaltung  erforderlich  gemacht; 

dj  bestehende  Eisenbahnen  werden  durch 
die  Errichtung  oder  Verlegung  von  Strecken 
beeinflußt. 

Hier  wird  nur  der  Rechtszustand  in  den 
unter  c)  und  dJ  angeführten  Fällen  behandelt. 

A.  In  technischer  Hinsicht  ist  folgendes 
vorauszuschicken : 

Wenn  durch  die  Anlage  einer  Eisenbahn  vor- 
handene Wege  durchschnitten  werden,  so  kann 
die  weitere  Benutzung  solcher  Wege  auf  ver- 
schiedene Weise  ermöglicht  werden:  durch 
Parallelwege  mit  Wegverlegungen,  Wegüber- 
gänge, Wegüber-  und  Wegunterführungen. 

Die  Parallelwege  mit  Wegverlegungen  wer- 
den hauptsächlich  angewendet,  um  die  Zahl 
der  die  Bahn  kreuzenden  Wege  zu  verringern, 
indem  mehrere  durch  die  Bahnlinie  durch- 
schnittene Wege  vereinigt  und  gemeinschaftlich 
fortgesetzt  werden.  Dies  geschieht  in  der  Regel 
nur  bei  unbedeutenderen  Feld-  oder  Triftwegen. 

Wegübergänge  (Bahnübersetzungen),  d.  i. 
die  Oberführung  der  Wege  über  die  Bahn 
im  Niveau,  in  der  Höhe  der  Schienenober- 
kante, werden  auf  Hauptbahnen  und  für  stark 
benutzte  Wege  nach  Möglichkeit  vermieden, 
da  die  ungestörte  Abwicklung  des  Straßen- 
und  Eisenbahnverkehrs  hierbei  schwer  ge- 
sichert werden  kann. 

Wegüberführungen  sind  Weganlagen,  mittels 
welcher  die  betreffenden  Wege  über  die  Bahn 
hinweggeführt  werden.  Wegunterführungen 
sind  Bauwerke,  durch  die  die  Wege  unter 
der  Bahn  (durch  den  Bahnkörper)  geführt 
werden.  Für  die  Sicherheit  des  Betriebs  bieten 
namentlich  bei  starkem  Eisenbahn-  oder  Straßen- 
verkehr Wegüberführungen  und  Wegunter- 
führungen die  größte  Gewähr;  in  den  meisten 
Staaten  (namentlich  in  England,  Frankreich, 
Belgien,  Deutschland)  sind  solche  entweder 
gleich  bei  Anlage  der  Eisenbahn  geschaffen 
oder  später  die  Übergänge  in  Schienenhöhe 
allmählich  beseitigt  und  an  deren  Stelle  schienen- 
freie Kreuzungen  hergestellt  worden  (s.  Art. 
Bahnübersttzung). 

B.  Rechtliche  Behandlung. 

1.  Störung  bestehender  öffentlicher  Wege 
durch  die  Eisenbahn. 

Allgemein  gilt  der  Grundsatz,  daß  die 
Eisenbahnunternehmungen  verpflichtet  sind, 
die  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  ganz 
oder  zum  Teil  zerstörten  oder  unfahrbar  ge- 
machten öffentlichen  Kommunikationen  wieder 
herzustellen  oder  Ersatzanlagen  zu  bauen. 
Während  des  Bahnbaues  sind  entsprechende 
Provisorien  herzustellen  (vgl.  §  10  c  des  öster- 
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reichischen  Eisenbahnkonzessionsgesetzes  vom 
U.September  1854,  RGB.  Nr.  238).  Die  Kosten 
dieser  Herstellungen  belasten  die  Bahnunter- 
nehmung.  Die  Entscheidung  über  Art  und 
Umfang  der  Ersatzanlagen,  die  mit  den  zer- 
störten VC'egen  gleichwertig  sein  sollen,  trifft 
(im  Rahmen  des  Eisenbahnbauverfahrens) 
die  Eisenbahnbehörde.  Die  Last  der  Erhaltung 
von  Anlagen,  die  zum  Ersätze  früher  bestan- 
dener Kommunikationen  dienen,  trifft  die  früher 
zur  Erhaltung  Verpflichteten;  etwa  entstehende 
Mehrkosten  der  Erhallung  können  die  Unter- 
haltspflichtigen von  der  Eisenbahnunternehmung 
beanspruchen.  Die  Ethaltungskosten  besonderer, 
früher  nicht  vorhanden  gewesener  baulicher 
Anlagen  (z.  B.  bei  Straßenbrücken,  Wegunter- 
führungen) treffen  die  Eisenhahnunterneh- 
mungen ganz.  Maßgebend  ist  demnach  für  die 
Beteiligung  an  der  Erhaltungspflicht  der  Zustand 
der  Kommunikation  vor  der  Veränderung  oder 
Verlegung  und  nach  dieser.  Soweit  die  Er- 
haltung der  Wege  zugleich  Teile  des  Bahn- 
körpers mitbegreift,  dürfen  aus  Rücksichten 
der  Eisenbahnsicherheit  die  Erhaltungsarbeiten 
nur  von  der  Eisenbahnunternehmung  au'^ge- 
führt  werden  (mit  oder  ohne  Kostenbeteiligung 
des  Wegbaupflichtigen).  Die  Eisenbahn  ist 
zur  Absperrung  oder  Einfriedung  der  Weg- 
kreuzungen verpflichtet.  Bezüglich  der  Pflicht 
zur  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Ersatz- 
anlagen werden  dieselben  Grundsätze  an- 
zuwenden sein;  doch  wird  diese  Frage  von 
den  Gerichten  nicht  einheitlich  entschieden. 
Ebensowenig  einheitlich  ist  die  Rechtssprechung 
hinsichtlich  der  Entschädigungsansprüche  dt-r 
Anrainer,  die  durch  Einziehung,  Verlegung  oder 
Änderung  öffentlicher  Wege  anläßlich  der  Anlage 
von  Eisenbahnen  Nachteile  in  der  Fenutzung 
dieser  Wege  erleiden  (Umwege,  höhere  Steigun- 
gen, anderseits  Entziehung  von  Licht  und  Luft  für 
die  Bewohner  von  angrenzenden  Häusern  u.s.w.). 

2.  Änderungen  an  bestehenden  Eisenbahnan- 
lagen, die  durch  die  Bedürfnisse  des  gestei- 
gerten Straßenverkehres  notwendig  werden  (Er- 
breiterungen, Umlegungen  von  Straßen  u.s.w.), 
können  der  Eisenhahn  durch  die  zuständigen 
Behörden  auferlegt  werden ;  doch  treffen  die 
Eisenbahn  die  Kosten  nicht  (etwas  anders  das 
SchweizerGes.  vom  23.  Dezember  1 872,  Art.  1 5). 
Dies  gilt  auch  von  der  Beseitigung  einer  Über- 
setzung in  Schienenhöhe  im  bloßen  Interesse  des 
Straßenverkehres.  Vielfach  werden  aber  solche 
Änderungen  auch  im  Interesse  der  Eisenbahn 
liegen ;  dann  sind  die  Kosten  angemessen  auf- 
zuteilen. 

3.  Übersicht  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Wegebaupflicht  bei  Eisenbahnen  in 
den  einzelnen  Ländern : 


fl^  Deutschland.  In  Deutschland  gelten  (nach 
dem  Ges.  vom  30.  April  1920  über  die  Reichs- 
eisenbahnen und  dem  Ges.  vom  3.  Januar  1920 
über  die  Eisenbahnaufsicht)  auch  weiterhin  die 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  überdie  Eisen- 
bahnen, solange  nicht  Abänderungen  im  Rahmen 
der  neuen  Verfassung  getroffen  werden. 

Preußen:  Die  Wegpolizeibehörde,  der  im 
allgemeinen  die  Entscheidung  über  die  Ein- 
ziehung oder  Verlegung  von  Wegen  zusteht, 
ist  in  Fällen,  in  welchen  die  Anlage  von  Eisen- 
bahnen die  Änderung,  Verlegung  oder  Ein- 
ziehung öffentlicher  Wege  notwendig  macht, 
nicht  zuständig  (§  158  Zuständigkeitsgesetz). 
Die  Entscheidung  hierüber  erfolgt  mit  der  Fest- 
stellung der  Eisenbahnbaupläne  durch  den 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  (§§  4,  14 
des  Ges.  vom  3.  November  1838  über  die  Eisen- 
bahnunternehmungen). Diedurch  die  Eisenbahn- 
anlagen gebotenen  Verlegungen  und  sonstigen 
Änderungen  öffentlicher  Wege  sind  nach  Maß- 
gabe der  festgestellten  Baupläne  von  der  Eisen- 
bahnunternehmung auf  ihre  Kosten  auszuführen. 

Betreffs  der  Unterhaltung  veränderter  oder 
verlegter  Wege  ist  nach  dem  Zirkularerlaß  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  5.  No- 
vember 1880  (Eisenbahn  Verordnungsblatts.  547) 
bei  Prüfung  der  Eisenbahnpläne  genau  an- 
zugeben, in  welchem  Urnfang  die  Unter- 
haltungslast von  der  Eisenbahnverwaltung  zu 
tragen  ist.  Den  Maßstab  für  die  Beteiligung 
der  letzteren  an  der  Unterhaltung  gibt  das 
Verhältnis  des  Umfangs  dieser  Last  gemäß  dem 
Zustand  des  Weges  vor  der  Veränderung 
oder  Verlegung  und  nach  ihr.  Nur  soweit 
dadurch  eine  Vermehrung  dieser  Last  her- 
beigeführt wird,  kann  der  Eisenbahnver- 
waltung die  Pflicht  zur  Teilnahme  an  den  Er- 
haltungskosten, u.  zw.  durch  Erhaltung  eines 
bestimmten  Teiles  des  Weges  in  natura  oder 
durch  Geldleistungen  auferlegt  werden  (vgl.  ins- 
besondere Fritsch,  Die  Eisenbahnen,  Berlin 
1896,  Handb.  der  Gesetzgebung  in  Preußen 
und  dem  Deutschen  Reiche,  XIV,  S.  53ff.). 

In  Österreich  bestimmt  §  10c  des  Eisen- 
bahnkonzessionsgesetzes vom  14.  September 
1854,  RGB.  Nr.  238: 

„Wenn  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  öffent- 
liche Wege,  Brücken,  Stege  oder  sonstige  Kom- 
munikationsmittel ganz  oder  zum  Teil  zerstört 
oder  unfahrbar  gemacht  werden,  ist  dieEisenbahn- 
unternehmung  verpflichtet,  nach  jedesmaliger 
Anordnung  der  Behörde  die  gestörte  Kommuni- 
kation anderweitig  vollkommen  wieder  herzu- 
stellen. 

Die  anstatt  der  zerstörten  oder  unfahrbar 
gewordenen  neu  hergestellten  Wege,  Brücken 
u.   s.    w.    haben    diejenigen    im    brauchbaren 
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V3  der  Pfeilhöhe  des  Gewölbes 
bemessen    als   bei    Balkenbrücken. 


Stand  zu  erhalten,  welchen  die  Erhaltung  der 
früheren  Brücken,   Wege  u.  s.  w.    oblag. 

Dieselben  können  jedoch  von  der  Eisenbahn- 
unternehmung den  Ersatz  eines  verhältnis- 
mäßigen Teils  der  Kosten  insoferne  ansprechen, 
als  die  Erhaltungskosten  dieser  Wege,  Brücken 
u.  s.  w.  durch  den  Bau  der  Eisenbahnen  ver- 
größert worden  sind. 

Insoferne  zur  Herstellung  der  durch  die 
Eisenbahn  gestörten  Kommunikationen  be- 
sondere, früher  nicht  vorhanden  gewesene 
Bauten,  wie  z.  B.  an  Brücken,  Dämmen  u.  s.  w., 
notwendig  sind,  fällt  der  Eisenbahnunterneh- 
mung nicht  bloß  die  Herstellung,  sondern 
auch  die  künftige  Erhaltung  zur  Last." 

Nach  §  13  der  Verordnung  des  HM.  vom 
25. Januar  1879  (RGB.  Nr.  19)  werden  bei 
Aufstellung  der  Detailprojekte  nachstehende 
Regeln  empfohlen ; 

«Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  mit  Eisen- 
oder Holzträgern  soll  die  lichte  Höhe  nicht 
unter  3'2  m,  aber,  soweit  nur  Verkehrszwecke  in 
Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4-5/«  pro- 
jektiert werden. 

Bei  gewölbten  Durchfahrten  ist  die  lichte  Höhe 
am  Scheitel  um 
größer    zu 

Die  lichte  Weite  der  Durch-  und  Oberfahrten 
ist   nach    lokalen  Bedürfnissen   zu  bestimmen. 

Auf  Kolonnenwegen  und  überhaupt  bei 
militärisch  wichtigen  Durchfahrten  darf  die 
lichte  Höhe  nicht  unter  4  ni  (bei  Balkenkon- 
struktion) und  die  lichte  Weite  nicht  unter 
5  m  betragen. 

Bei  schiefen  Niveauübergängen  soll  womöglich 
der  spitze  Winkel  nicht  unter  45°  betragen. 

Bei  allen  befahrenen  Niveauübergängen  ist 
auf  beiden  Seiten  der  Bahn  die  Straße  oder 
der  Weg  außerhalb  der  geschlossenen  Schranken 
zum  Rasten  der  Zugtiere  womöglich  auf  eine 
Länge  von  10  m  horizontal  oder  schwach  ge- 
neigt anzulegen. 

Bei  Straßen-  und  Wegumlegungen  sind  wo- 
möglich nachstehende  Maximalneigungen  einzu- 
halten, nämlich :  für  Ärarialstraßen  3  %  ,  für 
Land-  und  Bezirkstraßen  4  % ,  für  sonstige 
Wege  6%.  Falls  jedoch  die  umzulegenden 
Straßen  und  Wege  zwischen  den  nächstliegenden 
maßgebenden  Knotenpunkten  bereits  stärkere 
Gefälle  aufweisen,  können  nach  Umständen 
auch  letztere   zur  Richtschnur  dienen." 

Neue  Niveaukreuzungen  bedürfen  der  be- 
sonderen Bewilligung  der  Eisenbahnbehörde 
und  sollen  nur  bei  Unzulässigkeit  oder  unver- 
hältnismäßiger Schwierigkeit  anderer  Über- 
schreitungsanlagen (Überbrückung,  Unterfah- 
rung oder  Umlegung)  zugelassen  werden  (Erl. 
vom  3 1 .  August  1 872). 


In  Frankreich  sind  die  Verpflichtungen 
der  Eisenbahnen  zur  Wiederherstellung  der 
durch  den  Bahnbau  gestörten  Wege  in  den 
Art.  10-14  der  Cahiers  des  charges  geregelt 
Auf  Reichs-  und  Departementsstraßen  sind  Weg- 
über-  oder  Unterführungen  herzustellen;  Weg- 
übergänge werden  nur  für  Feld-  oder  Privat- 
wege zugelassen.  Für  alle  Arten  solcher  Weg- 
anlagen sind  in  baulicher  Beziehung  eingehende 
Vorschriften  erlassen.  Die  Mindestbreite  darf 
nicht  geringer  als  mit  8  m  für  Hauptstraßen, 
7  rn  für  Departementsstraßen,  5  m  für  Vizinal- 
und  gewöhnliche  Landstraßen  und  4  m  für 
einfache  Feldwege  bemessen  werden. 

Bei  gewölbten  Bahnbrücken  soll  die  Höhe 
vom  Straßenscheitel  bis  zum  Schlußstein  min- 
destens 5  m,  für  Brücken  mit  geraden  Eisen- 
oder Holzbalken    mindestens   4-3  m   betragen. 

Die  gleichen  .Mindestbreiten  wie  bei  Weg- 
unterführungen sind  auch  bei  Wegüberführungen 
einzuhalten. 

Bei  Straßenübersetzungen  in  Schienenhöhe 
sind  die  Schienen  vollkommen  gerade  zu  ver- 
legen, damit  eine  Erhöhung  oder  Senkung  der 
Straßenfläche  vermieden  und  der  Verkehr  der 
Straßenfuhrwerke  nicht  behindert  wird.  Der 
Kreuzungswinkel  zwischen  Straße  und  Bahn 
soll   nicht  weniger  als  45'^  betragen. 

Die  Neigung  der  anschließenden  Rampen 
oder  Gefällsstrecken  für  die  umgelegten  Straßen- 
teile zu  den  Wegüberbrückungen,  Übersetzungen 
oder  Durchfahrten  soll  für  Haupt-  oder  Departe- 
mentsstraßen nicht  weniger  als  3  % ,  für  Vizinal- 
straßen  5  %  betragen.  Eine  Abweichung  von 
diesen  Normen  kann  mit  Rücksicht  auf  die 
örtlichen  Verhältnisse  gewährt  werden. 

Auf  Kreuzungen  mit  wichtigeren  Wegen 
sind,  wenn  nötig,  Provisorien  auf  Kosten  der 
Eisenbahn  auszuführen.  Die  Erlaubnis  zur  Be- 
nutzung dieser  Bauten  wird  nur  für  einen  be- 
stimmten Zeitraum  erteilt,  bis  zu  welchem  die 
endgültigen  Bauten  fertig  sein  müssen. 

In  Fällen,  in  welchen  die  Regierung  die 
Neuherstellung  von  Reichs-Departementsstraßen 
oder  Vizinalwegen  verfügt  oder  genehmigt, 
dürfen  die  Eisenbahnen,  welche  von  den  zu- 
künftigen Wegen  gekreuzt  werden,  diesen 
Arbeiten  kein  Hindernis  entgegensetzen;  alle 
diese  Maßnahmen  sind  in  der  Weise  zu  treffen, 
daß  der  Bau  und  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nicht  gefährdet  wird:  Die  Kosten  treffen  die 
Eisenbahnverwaltungen  nicht  (Cahier  de  charges, 
Art.  59). 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  be- 
treffend die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von 
Privatrechten  vom  1.  Mai  1850  bestimmt  in 
Art.  6  folgendes: 


Wegbaupflicht  der  Eisenbahnen. 


297 


„Zu  der  Ausführung  aller  Bauten,  weiche 
infolge  der  Errichtung  eines  öffentlichen  Werks 
behufs  Erhaltung  ungestörter  Kommunikationen 
notwendig  werden,  seien  es  Straßen-  oder 
Wasserbauten  oder  welche  immer,  ist  der 
Unternehmer  desselben  verpflichtet. 

Dem  letzteren  liegt  überdies  die  Unter- 
haltung solcher  Bauten  ob,  sofern  oder  soweit 
sonst  für  andere  neue  oder  größere  Unter- 
haltungspflichten als  bis  anhin  entstehen 
würden." 

Art.  16  des  Ges.  vom  23.  Dezember  1872 
legt  den  Eisenbahnunternehmungen  die  Pflicht 
auf,  während  des  Baues  alle  Vorkehrungen  zu 
treffen,  damit  der  Verkehr  auf  den  bestehenden 
Straßen  und  Verbindungsmitteln  nicht  gestört 
werde. 

Nach  dem  Art.  15  desselben  Gesetzes  hat  die 
Eisenbahn,  falls  nach  Erbauung  der  Bahn  vom 
Staate  oder  von  den  Gemeinden  öffentliche 
Straßen,  Wege  u.  s.  w.  angelegt  werden,  welche 
die  Bahn  durchkreuzen  müssen,  keine  Ent- 
schädigung für  die  Überschreitung  ihres  Eigen- 
tums zu  fordern;  auch  fallen  derselben  alle 
diejenigen  Kosten  allein  zur  Last,  welche  aus 
der  hierdurch  notwendig  gewordenen  Errich- 
tung von  neuen  Bahnwartshäusern,  Anstellung 
von  Bahnwärtern  sowie  aus  allen  übrigen,  zum 
Schutz  der  Bahn  und  des  Betriebs  nötigen 
Vorkehrungen  erwachsen. 

Die  Zuständigkeit  zur  Behandlung  der  in 
den  Art.  15  und  16  erwähnten  Fragen  wurde 
dem  Eisenbahndepartement  übertragen.  Bezüg- 
lich der  Nebenbahnen  enthalt  Art.  7  des  Ges. 
vom  21.  Dezember  1899  nähere  Bestimmungen. 

Für  Rußland  bestimmt  §  165  des  allge- 
meinen russischen  Eisenbahngesetzes  vom  jähre 
1885  folgendes: 

Werden  von  den  Eisenbahnen  Straßen  oder 
Landwege  durchschnitten,  so  sind  letztere  ent- 
weder in  gleicher  Ebene  mit  der  Eisenbahn 
oder  über  oder  unter  derselben  durchzuführen. 
Dabei  sind  folgende  Vorschriften  zu  beachten : 

a)  Beim  Bau  der  Eisenbahnen  müssen  für 
alle  von  denselben  durchschnittenen  Straßen- 
und  Landwege  der  ersten  4  Klassen  Über- 
fahrten hergestellt  werden,  für  Feld-  und  land- 
wirtschaftliche Wege  dagegen  nur  in  Fällen, 
wo  dies  für  erforderlich  erkannt  und  in  den  ge- 
nehmigten Eisenbahnplänen  festgestellt  wird. 
Alle  diese  Überwege  werden  auf  Kosten  der 
Eisenbahnen  erhalten  und  gebaut. 

b)  Wenn  nach  dem  Bau  einer  Eisenbahn 
das  Bedürfnis  nach  Herstellung  einer  Über- 
fahrt für  irgend  einen  durchschnittenen  Feld- 
oder landwirtschaftlichen  Weg  oder  auch  eine 
städtische  Straße  sich  zeigt,  für  welche  im  Plan 
eine  Übersetzung  nicht  vorgesehen   war,    und 


hierüber  ein  Einverständnis  der  beteiligten  Be- 
sitzer und  der  Eisenbahnverwaltung  nicht  herbei- 
geführt werden  kann,  so  entscheidet  über  die 
Herstellung  der  Eisenbahnrat. 

c)  Werden  nach  dem  Bau  der  Bahn  neue 
Straßen  oder  Wege  angelegt,  so  sind  Über- 
fahrten zu  bauen,  wenn  die  neu  angelegten 
Verkehrswege  zu  den  ersten  vier  Klassen  ge- 
hören, nach  erfolgtem  Einverständnis  der  Bahn- 
verwaltung mit  den  betreffenden  Straßen  und 
Weg  bauenden  Besitzern  und  nach  Genehmi- 
gung des  Inspektors  der  Eisenbahn  oder  nach 
Entscheidung  des  Eisenbahnrats.  Die  Kosten 
des  Baues  und  die  Erhaltung  dieser  Überfahrten 
werden  der  Eisenbahn  erstattet.  Die  Kosten 
für  die  Bedienung  der  Wegübergänge  sowie 
für  die  Beleuchtung  hat  die  Eisenbahn  zu 
tragen.  Letztere  hat  nicht  das  Recht,  den  Er- 
satz der  von  ihr  hierauf  verwendeten  Kosten 
zu  fordern,  außer  in  dem  Fall,  wenn  ihr  dieses 
Recht  von  den  bei  der  Herstellung  der  Über- 
fahrt beteiligten  Besitzern  oder  Gesellschaften 
ausdrücklich  zugestanden  wurde. 

In  Italien  bestimmt  der  Art.  229  des  Ges. 
vom  Jahr  1865  über  die  öffentlichen  Arbeiten: 
Wer  eine  Eisenbahn  erbaut,  hatdie  Verpflichtung, 
alle  öffentlichen  und  Privatwege,  welche  durch 
diese  Anlage  unterbrochen  werden,  auf  seine 
Kosten  unter  gleich  günstiger  Benutzbarkelt  und 
Sicherheit  wiederherzustellen;  die  Bahn  haftet 
für  die  ungehinderte  Benutzung,  Ungefährhchkeit 
und  sachgemäße  Ausführung  des  Baues. 

Die  Bahnverwaltung  kann  sich,  sofern  es 
sich  um  Durchfahrten  u.  s.  w.  handelt,  von 
diesen  Verpflichtungen  nicht  durch  Zahlung 
einer  entsprechenden   Entschädigung   befreien. 

Ehe  die  unter  der  Verwaltung  des  Präfekten 
stehenden  öffentlichen  Wege  unterbrochen 
werden  dürfen,  ist  von  diesem  die  Bewilligung 
hierzu  einzuholen,  welcher  sie  nach  eingeholtem 
Gutachten  des  Provinzbauamtes  erteilt.  Bei  Ge- 
meindewegen ist  die  Bewilligung  jener  Gemeinde 
einzuholen,  in  deren  Gebiet  der  unterbrochene 
oder  umzulegende  Weg  sich  befindet. 

Bei  Provinzialstraßen  muß  die  Bahnver- 
waltung vorerst  jeden  allenfalls  erhobenen 
Rechtsanspruch  gegen  den  geplanten  Wegbau 
beseitigen  und  das  Einvernehmen  mit  den 
Präfekten  pflegen,  ehe  die  Pläne  dem  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten  vorgelegt  werden. 

Während  der  Durchführung  der  Arbeiten 
hat  die  Bahnverwaltung  alle  jene  Anordnungen 
zu  treffen  und  Unkosten  zu  tragen,  welche 
nötig  sind,  damit  der  öffentliche  Verkehr  keinerlei 
Unterbrechung  erleidet;  sie  hat  daher,  wenn 
nötig,  Provisorien  herzustellen,  welche  von 
der  technischen  Behörde  der  Provinzregierung 
überprüft   werden.    Die    Bewilligung   zur  Be- 
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nutzung  derselben  wird  nur  für  einen  gewissen 
Zeitraum  erteilt,  bis  zu  welchem  der  endgültige 
Bau  fertigzustellen  ist.  Dieser  muß  von  den 
technischen  Organen  des  Präfekten,  bevor  der- 
selbe dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben  wird, 
kollaudiert  werden. 

Im  Art.  213  des  gleichen  Gesetzes  wird 
bestimmt,  daß  die  Wegübergänge  in  Schienen- 
höhe möglichst  selten  zur  Anwendung  gelangen 
sollen;  es  sind  womöglich  mehrere  in  der 
Nähe  beieinanderliegende  Wege  so  zusammen- 
zulegen, daß  nur  eine  Kreuzung  mit  der  Bahn 
nötig  wird,  dieser  Weg  ist  aber  stets  über  oder 
unter  der  Bahn  zu  führen.  Die  Rampen  zu 
den  Wegübergängen  sollen,  Ausnahmsfälle  aus- 
genommen, keine  größeren  Steigungen  als  5% 
erhalten.  Bei  Wegübergängen  in  Schienenhöhe 
soll   der  Weg  über  die  Bahn  wagerecht   sein. 

Bei  Wegunterführungen  soll  die  Lichtweite 
nicht  schmäler  sein  als  die  normale  Breite  der 
anschließenden  Wege.  Die  lichte  Höhe  vom 
Straßenscheitel  bis  zur  Unterfläche  der  Brücken- 
decke soll  bei  Gewölben  nicht  geringer  als  5  m, 
bei  geraden  Trägern  4"5  m  sein.  Für  Pri\at- 
und  Fußwege  richtet  sich  die  lichte  Höhe  nach 
dem  örtlichen  Bedarf. 

Bei  Wegüberführungen  für  gewöhnliche 
Straßen  muß  die  Breite  zwischen  den  Brüstungen 
gleich  sein  der  normalen  Breite  der  Straße. 
Die  Lichthöhe  zwischen  der  Brücke  und  der 
Schienenhöhe  der  Bahn  soll  wenigstens  4'8  m 
betragen.  Die  Brücken  sollen  aus  Stein  oder 
aus  Stein  und  Eisen  (gemauerte  Wände  und 
eiserner  Oberbau)  hergestellt  werden. 

Bei  Wegübergängen  in  Schienenhöhe  soll 
der  Kreuzungswinkel  zwischen  Weg  und  Bahn 
in  der  Regel  mindestens  45"  betragen. 

Für  die  Niederlande  ist  die  Verpflichtung 
der  Eisenbahnen  zur  Herstellung  von  gestörten 
Weganlagen  durch  das  Ges.  vom  y.  April  1875 
ausgesprochen.  Durch  das  gleiche  Gesetz  wird 
den  Eisenbahnunternehmern  jedes  Wider- 
spruchsrecht gegen  die  vom  König  angeordnete 
oder  zugelassene  Anlage  von  Wegen  aberkannt, 
welche  die  Eisenbahn  durchschneiden  oder  mit 
derselben  in  Berührung  kommen,  und  können 
dieselben  eine  weitere  Entschädigung,  als  die 
Erstattung  der  eventuellen  Erhöhung  derUnter- 
haltungs-  und  Betriebskosten,  welche  aus  der 
Weganlage  hervorgehen,  nicht  in  Anspruch 
nehmen.  Der  Minister  des  Innern  hat  in  solchen 
Fällen  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  durch  die 
Anlagen  der  Eisenbahnverkehr  in  keiner  Weise 
unterbrochen  oder  gestört  wird. 

Literatur:  Die  Werke  über  Lisenbahnrecht:.  Für 
PreuiJeii:  üleim,  Ei<enbahiib.iurecht  S.  283;  Öster- 
reich: Krasny  in  Mischler-Ulbrich  St.ia'swörierbucli, 
2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  752;  Italien:  Gasca,  Diritto  ferro- 
viario,  S.  113.  Krasny. 


Wegevorschrift,  Routenvorschrift,  die  vom 
Absender  im  Frachtbrief  ersichtlich  gemachte 
Angabe  des  einzuhaltenden  Beförderungsweges. 
Über  den  Umfang  des  parteiseitigen  Rechts 
des  Absenders,  den  letzteren  vorzuschreiben, 
und  über  die  Voraussetzungen  der  Berechti- 
gung der  Eisenbahn,  einen  andern  Weg  zu 
benutzen,  \gl.  Frachtrecht  und  Frachtrecht 
internationales. 

Wegschranken  s.  Abschlußvorrich- 
tungen. 

Wegsignale  {route- indicating  Signals; 
signaiix  de  direction;  segnali  indicatore  del 
pcrcorso)  sind  Hauptsignale,  die  zur  Kenn- 
zeichnung von  Fahrwegen  dienen,  soweit  diese 
nicht  am  Ein-  oder  Ausfahrsignal  angezeigt 
werden. 

Auf  den  deutschen  Bahnen  können  an  einem 
Hauptsignalmast  als  Tagsignal  1  -  3  Flügel 
und  für  die  Dunkelheit  ebensoviele  Laternen 
angebracht  werden.    Damit  lassen  sich  bis  zu 

3  aus  einem  Gleis  verzweigende  Fahrwege 
kennzeichnen.  Sollen  mehr  als  3  solche  Ein- 
fahrwege  durch  Signale  kenntlich  gemacht 
werden,  so  sind  nach  der  für  die  früheren 
preußisch -hessischen  Bahnen  gültigen  An- 
weisung für  das  Entwerfen  von  Eisenbahn- 
stationen W.  anzuordnen.  Sie  können  je  nach  der 
Gleisanlage  entweder  als  einflügelige  Signale 
für  jeden  Fahrweg  hinter  den  einzelnen  Ver- 
zweigungsweichen in  einer  Querreihe  (Abb.  130) 
oder  staffeiförmig  als  zwei-  oder  dreiflügelige 
Signale  vor  den  Verzweigungsweichen  auf- 
gestellt werden  (Abb.  131).  Die  Ablenkung 
vom  durchgehenden  Hauptgleis  ist  im  ersten 
Fall  stets  am  Einfahrsignal  anzuzeigen. 

Zwischen  den  Einfahr-  und  den  W.  wird 
eine  Abhängigkeit  geschaffen  in  der  Weise,  daß 
der  Einfahrsignalhebel  erst  nach  Umlegen  des 
Wegsigralhebels  umgelegt  werden  kann,  daß 
aber  die  beiden  Hebel  in  beliebiger  Reihen- 
folge zurückgelegt  werden  können. 

Nach  den  österreichischen  Signalvorschriften 
dienen  die  W.  dazu,  in  besonderen  Fällen 
Fahrstraßen  zu  bezeichnen,  die  nicht  schon 
durch  das  Einfahr-  oder  Ausfahrsignal  gekenn- 
zeichnet sind;  sie  müssen  mit  den  Weichen 
und  Einfahr- bzw.  Ausfahrsignalen  in  Abhängig- 
keit stehen.  In  der  Grundstellung  haben  die 
W.  „Halt"  zu  zeigen. 

Auf  den  französischen  Bahnen  sind  W. 
in  Gebrauch,  die  aus  violett  gestrichenen, 
an  einem  Ende  schwalbenschwanzförmig  aus- 
geschnittenen   Flügeln    bestehen.     Es    werden 

4  und  mehr  Flügel  an  einem  Mast  unterein- 
ander angebracht.  Sie  können  2  Stellungen 
einnehmen,  die  wagerechte,  die  die  Fahrt  ver- 
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bietet,  und  eine  nach  unten  geneigte  Stellung, 
die  anzeigt,  daß  ein  bestimmter  Fahrweg  ein- 
gestellt ist.  Ist  an  einem  solchen  mehr- 
flügeligen  W.  der  oberste  Flügel  nach  unten 
geneigt,  so  bedeutet  das,  daß  die  Fahr- 
straße für  das  erste  von  links  gerechnete  Gleis 
eingestellt  ist.  Die  anderen  Flügel  stehen  dabei 
wagerecht.  Bei  Einstellung  der  Fahrstraße  für 
das  zweite  Gleis  von  links  steht  der  zweite 
Flügel,  von  oben  gerechnet,  in  geneigter 
Stellung,  während  die  übrigen  Flügel  in  wage- 
rechter Stellung  verbleiben  u.  s.  w.  Bei  Dunkel- 
heit zeigt  der  wagerechtstehende  Flügel  in  der 
Mitte  einen  violetten  Längsstreifen;  die  ge- 
neigten Flügel  zeigen  im  allgemeinen  einen 
weißen  und,  wenn  die  Weiche  mit  vermin- 
derter Geschwindigkeit  befahren  werden  soll, 
einen   grünen    Lichtstreifen.    Die    Beleuchtung 


nach  Ansicht  mancher  Betriebstechniker,  wenn 
am  Einfahrsignal  gezeigt  wird,  ob  die  Fahrt 
durch  das  durchgehende  Gleis  oder  für  die 
Ablenkung  erlaubt  ist.  Die  Verantwortung 
dafür,  daß  die  richtige  Fahrstraße  eingestellt 
ist,  liegt  beim  Fahrdienstleiter  und  Stellwerk- 
wärter. Das  auf  dem  Bahnhof  tätige  Per- 
sonal, insbesondere  Rangierer  und  Aufsichts- 
beamte, kann  über  den  Fahrweg,  den  ein  auf 
Ablenkung  einfahrender  Zug  einschlagen  wird, 
durch  Einrichtungen  unterrichtet  werden,  die 
viel  weniger  Kosten  verursachen,  als  die  Auf- 
stellung von   W.  Hoogen. 

Wegüberführungen    s.   Bahnunterfüh- 
rung. 

Wegübergang  s.  Bahnübersetzung. 
Wegunterführungs.  Bahnüberführung. 


i^ 


^A'-B^ 


•^'B'C  y 


^^ 


Abb.  133.  Querreihenstellung  einflügeliger  Weg^ignale. 

des  aus  Glas  gebildeten  mittleren  Teiles  des 
Flügels  erfolgt  durch  Spiegelung. 

In  weitem  Umfang  werden  in  England  die 
Fahrwege  durch  besondere  W.  angezeigt. 
Meistens  wird  für  jeden  Fahrweg  ein  Flügel 
an  einem  besonderen  Mast  angebracht.  Die 
Mäste  stehen  nebeneinander,  in  der  Regel  auf 
einer  Signalbrücke.  Auf  großen  Bahnhöfen 
finden  sich  zur  Kennzeichnung  der  Fahrwege 
auch  einflügelige  Signale  in  Verbindung  mit 
Nummernscheiben,  die  unterhalb  des  Signal- 
flügels bei  Fahrtstellung  erscheinen  (s.  Fahr- 
straßenanzeiger, Bd.  V,  S.  22).  Auch  auf  den 
belgischen  Bahnen  wird  von  den  Nummern- 
scheiben zur  Bezeichnung  der  Fahr«'ege  Ge- 
brauch gemacht.  Die  Signale  selbst  zeigen 
dabei  vielfach  die  Form  der  Kandelabersignale. 
Die  Bezeichnung  der  Fahrwege  durch  neben- 
einander stehende  einflügelige  Signale  auf 
Kandelaberstützen  sehen  auch  die  neuen  nieder- 
ländischen Signalvorschriften  vor.  Die  Signale 
für  die  mit  höchstens  45  km  Geschwindigkeit 
zu  befahrenden  Ablenkungen  sind  dabei  niedri- 
ger als  die  übrigen. 

Die  Frage,  ob  W.  notwendig  sind,  wird 
für  die  deutschen  Bahnen  vielfach  verneint. 
Bei  der  weitgehenden  Sicherung  der  Fahr- 
straßen, wie  sie  auf  den  deutschen  Bahnen 
üblich  ist,  genügt  es  für  den  Lokomotivführer 


Abb.  131.  Staffeiförmige  Stellung  melirflügeliger  Wegsignale. 

Weibliche  Bedienstete  finden  im  Eisen- 
bahndienst vielseitige  Verwendung,  so  ins- 
besondere: 

a)  Als  Wärterinnen  auf  der  Strecke  (bei 
Wächterhäusern,    Schranken,    in    Blockhütten); 

b)  in  größeren  Stationen  als  Ausgeberinnen 
von  Fahrkarten,  bei  Aufnahme  von  Gepäck, 
zur  Bedienung  von  Telegraphenapparafen  für 
den  Dienst,  in  Gepäckaufbewahrungsstellen  und 
Toiletten,  für  das  Reinigen  und  Heizen  der 
Diensträume  u.  s.  w.; 

c)  in  kleineren  Stationen  als  Hilfskräfte  des 
Vorstandes  beim  Fahrkartenverkauf,  im  Bureau- 
dienst, bei  Bedienung  der  Signale,  mitunter 
auch  als  selbständige  Vorsteherinnen; 

d)  in  Haltestellen  für  die  Besorgung  des 
ganzen  Dienstes; 

e)  in  den  Zentralstellen  (Direktionen)  für 
Kanzleiarbeiten,  insbesondere  für  die  steno- 
graphischen Aufnahmen,  für  die  Registrierung 
von  Geschäftsstücken,  für  die  Bedienung  von 
Schreibmaschinen,  für  den  statistischen  Rech- 
nungs-  und  Kontrolldienst,  für  Revision  ab- 
gestreifter Fahrkarten  und  eingelöster  Titres, 
Kupons  u.  dgl.,  für  die  Instandhaltung  der 
Bureauräume,  als  Boten  u.  dgl. 

Man  beschäftigt  zumeist  Angehörige  von 
Beamten  (Witwen  und  Waisen),  seltener  Frauen 
von  in  Dienst  stehenden  Beamten. 
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Die  Verwendung  von  W.,  die  zumeist  eine 
große  Pflichttreue  und  Arbeitsfreudigkeit  an 
den  Tag  legen,  hat  sich  gut  bewährt;  sie  för- 
dert auch  die  Wirtschaftlichkeit  in  der  Ver- 
waltung, da  die  W.  trotz  mehrfacher  im 
Laufe  der  Zeit  zu  ihren  Gunsten  durchgeführter 
Bezugserhöhungen  noch  immer  niedriger  als 
männliche  Beamte  entlohnt  sind. 

\V.  werden  nunmehr  vielfach  nicht  mehr  als 
jederzeit  kündbare  Hilfskräfte  behandelt,  son- 
dern rücken  bei  zufriedenstellender  Dienst- 
leistung in  eine  gesicherte  Anstellung,  ähnlich 
jener  der  männlichen  Beamten,  mit  dem  An- 
spruch  auf  Vorrückung   und  Ruhegenuß    ein. 

Bei  den  Deutschen  Reichsbahnen  sind  zurzeit 
allgemeine  Vorschriften  über  die  Verwendung 
und  das  Dienstverhältnis  der  weiblichen  Be- 
amten noch  nicht  in  Kraft  getreten.  Es  ist 
jedoch  der  Erlaß  von  Bestimmungen  über  die 
Laufbahn  des  Bahnhofs-,  Abfertigungs-  und 
Bureaudienstes  der  Besoldungsgruppen  IV -VI 
(Eisenbahnbetriebsassistenten,  Eisenbahnassi- 
stenten, Eisenbahnsekretäre)  in  Vorbereitung, 
die  auch  auf  W.  Anwendung  finden  sollen. 
Von  der  Gesamtzahl  der  planmäßigen  Stellen 
der  genannten  Dienstklassen  wird  die  Hälfte 
den  Militäranwärtern,  die  andere  Hälfte  den 
Zivilanwärtern  und  W.  zugänglich  sein. 

Bei  den  österreichischen  Bundes- 
bahnen sowie  bei  den  österreichischen  Privat- 
bahnen stehen  W.  in  großer  Zahl  in  Verwen- 
dung. Bei  den  ersteren  erfolgt  ihre  Anstellung 
zunächst  in  der  Eigenschaft  von  Manipulantinnen. 
Nach  mehrjähriger  zufriedenstellender  Dienst- 
leistung werden  sie  zu  Bahnoffiziantinnen  er- 
nannt und  werden  in  dieser  Stellung  nach 
der  Besoldungsordnung  vom  21.  Dezember 
1921  bezüglich  ihrer  ständigen  Bezüge  sowie 
der  Vorrückung,  Beförderung  sowie  Bemes- 
sung der  Ruhegenüsse  u.s.  w.  nach  den  gleichen 
Grundsätzen  behandelt  wie  Beamte.  Sie  sind 
teils  im  Bundesministerium  für  Verkehrswesen, 
teils  bei  den  Bundesbahndirektionen,  teils  bei 
den  äußeren  Betriebsdienststellen  (Stationen, 
Heizhäusern,  Werkstätten)  beschäftigt. 

Besonders  zahlreich  finden  sich  \V.  auch  bei 
den  ungarischen  Staatsbahnen,  bei  den  fran- 
zösischen Eisenbahnen  (Nordbahn),  Italien,  Eng- 
land (London  and  Nordwest  Railway). 

Bei  den  Niederländischen  Eisenbahnen 
werden  W.  nur  für  Bahnbewachung,  Fahr- 
kartenausgabe und  im  Bureaudienst  verwendet. 
Die  hierbei  gemachten  Erfahrungen  sind  im 
allgemeinen  nicht  günstig.  Insbesondere  hat  das 
Zusanmienarbeiten  von  Männern  und  Frauen 
in  denselben  Diensträumen  vielfach  zu  Unzu- 
kömmlichkeiten geführt. 


Weichen  (points;  changements;  scambi).  Zur 
Verbindung  zweier  und  mehrerer  Eisenbahn- 
gleise dienen  W.,  auch  Drehscheiben  und 
Schiebebühnen.  Die  Weichenverbindungen 
haben  vor  den  übrigen  Verbindungen  den 
Vorzug,  daß  sie  mit  ganzen  Zügen  und  ver- 
hältnismäßig großer  Geschwindigkeit  befahren 
werden  können,  so  daß  gleichzeitig  die  Über- 
leitung einer  größeren  Zahl  von  Wagen  aus 
einem  Gleis  in  das  andere  in  sehr  kurzer  Zeit 
möglich  ist.  Man  unterscheidet  einfache  W., 
Zweibogenweichen,  Doppelweichen  und  Kreu- 
zungsweichen. 

Einfache  W. 

Die  einfache  W.  (A'^b.  132)  dient  zur 
Überleitung  aus  einem  Gleis  in  das  andere; 
sie  besteht  aus  der  Ausweichvorrichtung 
oder  dem  WechseM  -  A,  der  Gleiskreuzung 
oder  dem  Herzstück  H  und  dem  in  der 
Krümmung  liegenden  Verbindungsgleis  O. 
Man  ordnet   Rechtsweichen,  wie  Abb.    132, 


Abb,  132. 

oder  Linksweichen  an,  wenn  die  Ablenkung 
nach  links  stattfinden  soll.  Die  Ausweichvor- 
richtung A- A  kann  in  verschiedener  Weise 
gestaltet  sein;  sie  besteht  aus  den  Backen-  oder 
Stockschienen  bb,  mit  Schienen,  wie  sie  für 
die  laufenden  Gleise  gebraucht  werden,  aus 
Zungen-  oder  Spitzschienen  Z  Z,  mit  ver- 
schiedenartigen Querschnittsforfnen  und  den 
Einrichtungen  für  ihre  Drehbewegung.  Ab- 
gesehen von  den  sog.  Schleppweichen,  wobei 
statt  Zungenschienen  ein  beweglicher  Gleis- 
rahmen vorhanden  ist,  sind  fast  nur  mehr 
Zungenweichen  in  Gebrauch,  wie  sie  Abb.  133 
zeigt.  Die  äußere  Zungenschiene  Z^  ist  meist 
gekrümmt,  die  innere  Zj  gerade.  Die  gekrümmte 
Zunge  sollte  an  die  gerade  Backenschiene  b^ 
tangentiell  anschließen,  damit  die  Einfahrt  in 
den  Bogen  der  W.  tunlichst  stoßfrei  erfolge. 
Da  aber  der  tangentielle  Anschluß  eine  zu 
starke  Schwächung  der  Zungenspit/e  bedingt, 
so  wird  die  Zungenschiene  nicht  tangentieli, 
sondern  mit  Oberschneidung  der  Fahrkante  der 
Backenschiene  b^,  wie  Abb.  134  zeigt,  aus- 
geführt, wobei  der  Anschneide-  oder  Ablenk- 
winkel bei  gekrümmten  Zungen  in  der  Regel 
00  25'  bis  00  40'  beträgt,  kaum  mehr,  damit 
die  Spurerweiterung  des  Gleises  an  der  Spitze 
nicht  zu  groß  und  der  Stoß  des  Radspurkranzes 
an   die  Zungenschiene   möglichst  gering  wird. 


Weichen. 
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Abb.  135. 


Abb.  134. 


Abb.   136, 


Abb.  137. 


Abb.   133. 


Abb.  139. 


Abb.  140. 


Bei  schärfer  gekrümmten  Zungenschienen  geht 
der  Anschneidewinkel  bis  0°  90'  auch  noch 
etwas  weiter,  was  aber  wegen  ungünstiger  Stoß- 
wirkung bei  rascher  Fahrt  tunlichst  vermieden 
werden  soll.  Die  innere  gerade  Zungenschiene 
schließt  an  die  in  der  Regel  so  geknickte  Backen- 
schiene an,  daß  der  Anschluß  der  Zunge  an 
ein.  gerades  Stück  der  Backenschiene  erfolgen 


kann,  womit  leichte  Bearbeitung  der  Zungen- 
schiene, kräftige  Spitze  sowie  sicherer  Anschluß 
erreicht  wird. 

Die  äußere  Zunge  wird  im  Anschlüsse  an 
die  Backenschiene  auch  gerade,  im  weiteren  ge- 
krümmt oder  geknickt  ausgeführt.  Bei  gleichem 
Anschnittswinkel  an  die  Backenschiene  wird 
hierbei  aber  die  Zungenschiene,  auch  dieWeiche 
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länger,  wie  bei  \-orher  besprochener  Anord- 
nung, um  genügend  große  Wurzeiweite  zu  er- 
reichen. Doch  wird  als  Vorteil  dieser  Anord- 
ordnung  bezeichnet  (s.  Vogel,  Literatur),  daß 
der  Stoß  bei  der  Einfahrt  des  Rades  geringer 
ausfällt,  weil  der  kleine  Anschneidewinkel  auf 
größere  Länge  gleich  bleibt,  viährend  er  bei 
den  gekrümmten  überschneidenden  Zungen 
sofort  zunimmt. 

Bei  kleinen  Anschneidewinkeln  und  größeren 
Krümmungshalbmessern  der  überschneidenden 
Zungen,  wie  sie  auf  Vollbahnen  ausgeführt 
werden,  kommen  die  Vorteile  der  zweiten  Anord- 
nung wegen  ihrer  genannten  Nachteile  kaum 
in  Betracht. 

Äußere  und  innere  Zungenschienen  werden 
auch  ganz  gerade,  also  nicht  gekrümmt  oder 
geknickt  hergestellt,  welche  Anordnung  die 
Vorteile  billiger  Herstellung  und  gleicher 
Zungen  für  den  inneren  und  äußeren  Strang 
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141. 

hat,  also  auch  Rechts-  und  Linksweichen  mit 
den  gleichen  Zungen  verlegt  werden  können. 

Wenn  hierbei  große  Weichenlängen  ver- 
mieden werden  sollen,  müs=en  die  Anschneide- 
winkel groß  gewählt  werden  (-)''-2°),  was 
zu  starken  Stößen  beim  Einfahren  in  die  W. 
Veranlassung  gibt. 

Die  Zungenschienen  müssen  dicht  an  die 
Backenschienen  anschließen,  dabei  genügende 
Stärke  an  der  Spitze  und  im  übrigen  aus- 
reichenden Querschnitt  gegen  die  senkrechten 
und  wagrechten  Kräfte,  die  beim  Befahren 
durch  das  gekrümmte  Oleis  von  der  Zungen- 
schiene aufzunehmen  sind,  erhalten.  Die  Höhe 
der  Zungenschienen  wird  geringer  gehalten  wie 
die  der  Backenschienen,  damit  ein  dichter  An- 
schluß an  diese  erreicht  werden  kann;  auch 
erleichtern  entsprechend  hohe  Qleilstühle  die 
Verschiebung  der  Zungenschienen  (Abb.  135). 
Die  für  Hauptbahnen  gebrauchten  Formen  der 
Zungenschienen  sowie  deren  Spitzenanschlüsse 
an  die  Backenschienen  zeigen  Abb.  136  u.  137, 
preußische  Bahnen,  Abb.  138  bayrische  Bahnen, 
Abb.  139  badische  Bahnen,    Abb.   140    öster- 


reichische Bahnen.  Die  Spitze  wird  auf  kurze 
Länge  so  abgeschrägt,  daß  sie  erst  bei  aus- 
reichender Stärke  von  etwa  15-25/«/«  vom 
Rade  berührt  wird.  Die  Gleitsühle  der  Zungen 
sowie  die  Backenschienen  werden  in  der  Regel 
mit  einem  Unterzugsblech  -  Blechplatte  -  von 
W-lbrnm  Stärke,  s.  Abb.  1 33  u.  1 35,  fest  ver- 
bunden. Die  Zungenschienen  führt  man  am  zweck- 
mäßigsten nach  der  Glocken- oder  Blockform  mit 
tunlichst  breitem  Fuß  und  großem  Widerstands- 
moment in  senkrechter  und  wagrechter  Rich- 
tung aus;  so  haben  z.  B.  die  Zungenschienen 
der  preußischen  Bahnen  (Abb.  136  u.  137) 
100  mm  H.  he,  128  mm  Fußbreite  und  72  mm 
Kopfbreite.  Es  wurden  auch  normale  Bahn- 
schienen als  Zungenschienen  gebraucht,  die 
aber  doch  eine  kräftige  Spitze  und  einen  guten 
Anschluß  an  die  Backenschienen  nicht  ermög- 
lichen, daher  häufig  erneuert  werden  mußten. 
Die  Längen  der  Zungenschienen  bewegen 
sich  von  4-25  bis  6-0  ///,  je  nach  der  Größe 
des  Krümmungshalbmessers  der  gekrümmten 
Zunge,  der  125  -  300  m,  auch  mehr  beträgt,  so 
daß  die  Spurrillenweite  am  Ende  der  Zungen- 
schiene, also  an  der  Weichenwurzel,  ausreichend 
ist;  sie  wird  meist  mit  58  -  65  mm  ange- 
nommen. Der  Aufschlag  der  Zungenschienen 
an  der  Spitze  ist  tunlichst  groß  zu  bemessen, 
damit  die  Spurkränze  der  Räder  beim  Ein- 
fahren in  die  W.,  auch  für  den  Fall,  als  die  W. 
nicht  vollständig  geöffnet  ist,  nicht  gegen  die 
Zungenspitzen  stoßen;  der  Aufschlag  wird  daher 
1 00  -  1 50mm  groß,  ausnahmsweise  etwasgrößer 
oder  kleiner  gemacht.  Die  gesamte  Ablenkung 
an  der  Wurzel,  der  Abstand  der  Fahrkante  der 
Backenschiene  von  der  Fahrkante  der  Zungen- 
schiene, die  Wurzelweite /?  (Abb.  134)  beträgt 
sodann  mit  Rücksicht  auf  die  Kopfbreite  der 
Zungenschiene  100—140/«/«.  Die  Spurer- 
weiterungen an  der  Zungenspitze  sind  meist 
mit  6-10/«//?,  in  der  Ausweichvorrichtung 
mit  15  —  20  mm  ausgeführt.  Für  eine  Zungen- 
schiene mit  Oberschneidung  des  Bogens ergeben 
sich  die  maßgebenden  Größen  aus  Abb.  141. 

Es  bezeichnen  hierin  r  den  Krümmungshalb- 
messer der  Zunge,  p  die  Wurzeiweite,  e  den 
Anschneidewinkel,  d  die  Spitze  und  c  die 
Wurzel  der  Zunge,  cd  =  l  die  Sehne,  die  der 
Länge  der  Zunge  gleich  gesetzt  werden  kann. 

Es  folgen  sodann: 


$:§= 


e  ^  T] 


;  «  ^  /••sm  qp; 


180-/      ,       „        .     6       .  p 

8 

m  =  r(\  —  cos  qp). 
Auf  englischen  Bahnen  fehlt  in  den  W.  die 
Spurerweiterung.     Überhöhung    des    äußeren 
Schienenstranges  gegenüber  dem  inneren  findet 
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Abb.  142. 


Abb.  143. 


in  den  W.  in  der  Regel  nicht  statt. 
Auch  erhalten  die  Schienen  nicht  die 
übliche  Neigung  von  1:16  bis  1  :20, 
sondern  stehen  senkrecht.  Auf  öster- 
reichischen und  englischen,  teilweise 
auch  auf  französischen  Bahnen  werden 
die  Schienen  auch  in  den  Weichen- 
krümmung'n  geneigt  gestellt,  bei  den 
neuen  österreichischen  Bauarten  jedoch 
nicht  mehr. 

We  ichenwurzel 
und  Drehvorrichtung. 
Die  Zungenschienen  können  nur  an 
deren  Enden,  an  einer  einzigen  Stelle, 
mii  den  Unterlagen  verbunden  werden.  Diese 
Verbindung,  die  die  Kräfte  in  der  Längs-  und 
Querrichtung  aufnehmen  und  das  Abheben  von 
den  Unterlagen  hindern  muß,  ist  so  einzurichten, 
daß  eine  allerdings  sehr  kleine  Drehbewegung 


T  I^^TT"^"  T^  ,     ^/^■"""wrsi  "f 


Abb.  144.  Schnitt  C-D. 

der  Zungen  beim  Umstellen  der  W.  möglich 
ist.  Die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  bietet 
Schwierigkeiten,  zumal  die  Zungenschienen  auf 
den  glatten  Gleitstühlen,  die  zudem  noch  viel- 
fach mehr  geschmiert  werden,  als  zweckmäßig 
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Abb.  145. 


Abb.  146. 


Abb.  147. 

erscheint,  aufgelagert  sind.  Eine  entsprechende 
Wurzelbefestigung  ist  daher  noch  nicht  er- 
reicht worden.  Die  Wurzelbefestigung  auf  den 
preußischen  Bahnen,  wie  sie  bisher  gebraucht 
wurde,  zeigen  Abb.  142,  143,  144.  Das  teil- 
weise zylindrisch  abgedrehte  Ende  der  Zungen- 
schiene lagert  in  einem  entsprechend  ausgear- 
beiteten Drehstuhl,  der  mittels  des  Bolzenansatzes, 
der  durch  die  unterhalb  des  Unterzugsbleches 
angeordnete  Wurzelplatte  durchgeführt  ist,  be- 


festigt wird.  Das  Abheben  der  Zungenschiene, 
die  sonst  an  keiner  Stelle  mit  den  Unterlagen 
befestigt  werden  kann,  wird  durch  einen  Keil 
verhindert,  der  durch  den  Drehstuhl  und  die 
Zungenschiene  geführt  und  durch  die  Laschen- 
schrauben der  anschließenden  Bahnschiene  am 
Herausfallen  gehindert  wird.  Da  die  zylindri- 
schen Flächen  der  Zunge  an  den  Drehstuhl 
nur  teilweise  anschließen  und  zu  klein  sind, 
so  können  die  Längskräfte  nicht  gut  über- 
tragen werden;  eine  rasche  Abnützung  der 
Backen  ist  nicht  zu  vermeiden.  Auch  besteht 
die  Gefahr  des  Bruclies  der  Backen,  nament- 
lich beim  Aufschneiden  der  W.  Der  Stoß 
beim  Übergang  der  Zungenschiene  zur  an- 
schließenden Bahnschiene  ist  schwierig  in  rich- 
tiger Lage  zu  erhalten.  Diese  Übelstände  haben 
zu  Vorschlägen  zur  Abänderung  dieser  Wurzel- 
befestigung geführt,  die  auf  den  preußischen 
Bahnen  versucht  wird  nach  Abb.  145,  146, 147. 
Hierbei  wird  der  voll  zylindrische  Zapfen  in  dem 
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ebenso  ausgedrehten  Drehstuhl 
gelagert,  der  mit  der  Unterlags- 
platte aus  einem  Stück  hergestellt 
ist;  der  Drehzapfen  hat  einen 
langen  rechteckigen  ol:)eren  An- 
satz mit  abgerundeten  Quer- 
flächen, mit  dem  die  Zungen- 
schienen durch  2  Bolzen  befestigt 
werden,  wodurch  eine  feste  Ver- 
bindung der  Zungenschiene  mit 
dem  Drehzapfen  erreicht  wird,  ohne  Beeinträchti- 
gung der  Drehbewegung.  Das  Abheben  der 
Zungenschiene  mit  dem  Drehzapfen  aus  dem 
Drehstuhl  wird  durch  2  Knaggen,  die  mit  der 
Lasche  der  Backenschiene  und  mit  der  Unter- 
lagsplatte fest  verbunden  sind,  verhindert.  Bei 
dieser  Anordnung  sind  größere  Druckflächen 
für  die  Übertragung  der  Längskräfte,  auch  der 
Querkräfte  erreicht,  das  Abheben  der  Zungen- 
schiene besser  gesichert,  ein  Bruch  des  Dreh- 
stuhls kaum  mehr  zu  fürchten.  Die  Anordnung 
ist  aber  etwas  umständlicher  und  kostspieliger 
wie  die  bisher  gebrauchte  Wurzelbefestigung. 
Die  Wurzelbefestigung  der  württembergi- 
schen Bahnen  zeigen  Abb.  148,  149.  Die  Höhe 
der  Zungenschiene  wird  an  der  Wurzelstelle 
durch  Aufstauchen  etwas  vergrößert,  ferner  an 
der  Stoßstelle  mit  der  Backenschiene  beweglich 
verlascht,  so  daß  hierdurch  ein  Abheben  der 
Zungenschiene  verhindert  wird.  Die  Drehvor- 
richtung besteht  aus  einer  mit  der  Unterzugs- 
platte fest  verbundenen  Platte  mit  oberen  und 
unteren  Zapfen.  Der  obere  Zapfen  greift  in 
den  entsprechend  ausgedrehten  Fuß  der  Zungen- 
schiene ein.  Eine  ähnliche  Anordnung  wurde 
auch  bei  den  W.  der  Gotthardbahn  gebraucht. 
Auf  einigen  österreichischen  Bahnen 
erhalten  die  W.  eine  Wurzelbefestigung   nach 


Abb.  148. 


Abb.  149. 


Abb.  150. 


-72-^ 


it'fU 


Abb.  151. 
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Abb.  150.  Auf  den  sächsischen  Bahnen  haben 
sich  Wurzelstühle  ohne  Zapfen   gut  bewährt. 

Federweiche. 

Die  Obelstände  der  Drehwurzelbefestigung 
der  Zungenschienen  hat  man  durch  die  sog. 
Federweiche,  die  namentlich  auf  den  preußi- 
schen, würtlembergischen  und  österreichischen 
Bahnen  in  ausgedehntem  Umfange  zur  Aus- 
führung gekommen  ist,  zu  vermeiden  gesucht. 
Hierbei  werden  die  Zungenschienen  länger  wie 
bei  den  W.  mit  Drehwurzel  etwa  1 0  -  \3  m 
lang  und  mit  etwas  stärkerem  Querschnitt 
(s.  Abb.  151, 152)  ausgeführt.  Dementsprechend 
werden  auch  die  Backenschienen  länger.  Etwa 
2-5  -  3'0  m  vor  dem  Ende  der  Zungenschiene 
wird  der  Querschnitt  auf  1-4—  \-b  m  Länge  so 
weit  geschwächt,  daß  ein  leichteres  Ausbiegen 


lange  und  schwere  Zungenschiene  erschwert 
aber  ihre  mehrfache  Bearbeitung  und  bedingt 
etwas  größere  Kosten;  das  Umstellen  der  W. 
erfordert  größere  Kräfte,  auch  ist  die  An- 
ordnung eines  Spitzenverschlusses  kaum  zu 
entbehren,  s.  Art.  „Hakenschloß",  Bd.  VI, 
S.  73,  und  Art.  „Spitzenverschluß",  Bd.  IX, 
S.  107. 

Das  Ausweichgleis  und   das  Herzstück. 

Das  gekrümmte  Ausweichgleis  beginnt  an 
der  W'eichenwurzel  und  endet  an  der  Kreuzung 
oder  dem  Herzstück.  Der  Weichenwinkel  a  be- 
wegt sich  innerhalb  der  Grenzen: 

tg  a  =  y  bis  tg  a  =  y^. 

Die  Größe  des  Krümmungshalbmessers  R  des 
Ausweichgleises    ist   von    dem   Weichenwinkel 


Abb.  153. 


an  dieser  Stelle  und  damit  eine  Federung 
möglich  ist.  Auf  die  Länge  von  etwa  2-5  m  wird 
die  Schiene  auf  einen  Gußeisenstuhl   gelagert 


Abb.  154. 

und  hinter  der  Federungsstelle  mit  diesem  fest 
verbunden.  Das  Ende  der  Zungenschiene  wird 
nach  Abb.  153  durch  Aufstauchen  auf  die 
Höhe  und  den  Querschnitt  der  anschließenden 
Bahnschiene  gebracht,  um  eine  gute  Verlaschung 
der  Stoßstelle  zu  ermöglichen.  Der  Zungen- 
aufschlag bewegt  sich  bei  diesen  W.  von 
100  bis  140  mm.  Der  Anschluß  der  Zungen 
wird  durch  Hakenspitzenverschluß  gesichert. 
Die  federnd  abgebogenen  Zungenschienen 
werden  nicht  befahren.  Die  Längskräfte 
werden  durch  Befestigung  der  Zunge  und  die 
Verlaschung  gut  aufgenommen;  die  Cbel- 
stände  der  Drehwurzelbefestigung  sind  größten- 
teils vermieden.  Die  Unterhaltungskosten  sind 
geringer    als    bei   W.    mit    Drehstühlen.    Die 


abhängig  und  beträgt  etwa  /?^  120  bis 
R,  =  bOO  m;  etwa  0  5-25/«  vor  der  Herz- 
stückspitze wird  das  Ausweichgleis  gerade  aus- 
geführt und  auch  das  Herzstück  in  die  Gerade 
gelegt.  Auf  den  preußischen  Bahnen  be- 
tragen bei  Kreuzungsverhältnis  tg  a: 

1:7        1:9        1  :  10        1  :  14 
die   Krümmungshalbmesser  R   der  Ausweich- 
bogen in  m : 

140        190  245  500. 

Auf  amerikanischen  Bahnen: 

1:6        1:7'      1:8  1:9 

105         135  175  200 

und  die  Geraden  vor  der  Herzstückspitze: 
0-54  2-6  2-3  m 

Das  Ausweichgleis  erhält  eine  Spurerweite- 
rung, die  von  der  Größe  des  Krümmungs- 
halbmessers abhängig  ist  und  meist  15  —  25  mm 
beträgt.  Die  Abmessungen  für  das  Ausweich- 
gleis folgen  aus  Abb.  154,  worin  bezeichnen  r 
den  Halbmesser  der  gekrümmten  Zunge,  R  den 
Halbmesser  des  äußeren  Strangs  des  Ausweich- 
gleises, G  die  Kreuzungsgerade  vor  der  Herz- 
stückspitze (\  -3  m  lang),  p  die  Wurzelweite, 
a  den  Kreuzungswinkel  der  Weiche,  5  die 
Gleisspurweite,  r  die  Länge  des  Ausweich- 
gleises von  der  Wurzel  bis  Herzstückspitze. 
Es  folgen  hieraus: 

1 .  S  —  p  ^  R  (cos  Y  —  cos  a)  -[-  G  sin  a, 
woraus  meist  R  oder  G  ermittelt  wird. 

2.  E=  R  (sin  a  —  sin  y)  -}-  G  cos  a. 
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Der  innere  Schienenstrang  des  Ausweich- 
gleises wird  mit  der  angegebenen  Spurerweite- 
rung verlegt.  In  der  Kreuzungsgeraden  O  tritt 
aber  wieder  die  normale  Spur  ein.  Der  Über- 
gang aus  der  erweiterten  in  die  normale  Spur 
erfolgt  durch  eine  kurze  Gerade,  die  an  den  ge- 
bogenen Schienenstrang  und  an  die  Kreuzungs- 
gerade anschließt,  daher  2  kleine  Knicke  im 
Schienenstrang  entstehen,  die  aber  keine  Obel- 
stände  zeigen.  Damit  unter  sonst  gleichen  Ver- 
hältnissen, also  ohne  Einschränkung  des  Krüm- 
mungshalbmessers, die  Weichenlänge  gekürzt 
werden  kann,  hat  man  vorgeschlagen,  auch 
bei  den  einfachen  W.  die  Kreuzungsgerade 
fortzulassen  und  auch  das  Herzstück  in  den 
Bogen  des  Ausweichgleises  zu  legen,  was  für 
die  Anordnung  der  Gleisanlagen  in  den  Bahn- 
höfen vorteilhaft  erscheint  und  Nachteile  mit 
Rücksicht  auf  die  Sicherheit  des  Befahrens  kaum 
mit  sich  bringen  wird.  Die  Herzstücke  werden 


durch  eine  bewegliche  Flügelschiene  beseitigt, 
die  sich  meist  gut  bewährt,  ein  dringendes 
Bedürfnis  hierfür  liegt  aber  nicht  vor.  Über 
„Kreuzungen"  und  „Herzstücke"  s.  Bd.  VI, 
S.  463  und's.  185. 

Die  Unterstützung  der  W.  erfolgt  durch 
Querschwellen  in  Holz  oder  Eisen.  Die  Stellung 
der  Schwellen  zu  den  Gleisachsen  und  die 
Schwellenteilung  zeigen  Abb.  155,  an  einer  W. 
1  :  9  der  preußischen  Bahnen.  Eine  tunlichst 
kleine  Schwellenteilung  namentlich  unter  der 
Ausweichvorrichtung  und  unter  der  Kreuzung 
ist  zur  Sicherung  der  Höhenlage  dieser  Teile 
dringend  zu  empfehlen.  Die  Darstellung  der 
einfachen  W.  in  den  Bahnhofspiänen,  die  in 
der  Regel  im  Maßstabe  1  :  1000  gezeichnet 
werden,  in  denen  die  Gleise  und  ihre  Achsen  an- 
gegeben sind,  geschieht  zumeist  nach  Abb.  1 56, 
worin  bezeichnen:  A  den  Beginn  der  W.  (Stöße 
der    Backenschiene),     B    den    Weichenmittel- 


Abb.  155. 


entweder  aus  Schalenguß  oder  Gußstahl  zu- 
sammen mit  den  Flügelschienen  in  einem  Block 
hergestellt,  oder  es  wird  nur  die  Herzstückspitze 
aus  Gußstahl,  die  Flügelschienen  hiervon  un- 
abhängig aus  Bahnschienen  hergestellt,  was  die 
Vorteile  leichterer  Auswechslung  beschädigter 
Herzspitzen  hat  sowie  auch  die  geringerer 
Masse,  daher  Gewichtes,  was  für  die  Fahrzeuge 
günstig  ist  und  leichtere  Unterhaltung  ergibt. 
Schließlich  werden  die  Herzspitzen  aus  Schie- 
nen ausgeführt,  die  an  der  Spitze  verschraubt 
werden.  Diese  Herzstücke  können  daher  be- 
liebig lang  gemacht  und  durch  eine  größere 
Zahl  von  Schwellen  unterstützt  werden,  so  daß 
der  verlaschte  Stoß  mit  der  anschließenden 
Schiene  weit  von  der  Spitze  entfernt  liegt  und 
eine  leichtere  und  sicherere  Erhaltung  von 
Höhenlage  und  Richtung  möglich  wird  wie  bei 
den  kurzen  Herzstücken  mit  Slahlspitze.  Die 
Radlenker  sichern  eine  gute  Führung  an  den 
Unterbrechungsstellen,  an  den  Lücken  der 
Schienenstränge,  am  Herzstück.  Diese  Lücke  im 
Schienenstrang  hat  man  für  das  gerade  Gleis, 
das  in  der  Regel  Schnellzüge  durchfahren,  auch 


punkt,  d.  i.  der  Schnitt  der  Achse  des  geraden 
Gleises  mit  der  Achse  der  Kreuzungsgeraden, 
/die  Länge  vom  Weichenmittelpunkt  bis  an  das 
Ende  der  Kreuzung,  «  den  Kreuzungswinkel, 
1  :  n  die  Tangente  des  Kreuzungswinkel,  das 
Kreuzungsverhältnis,  C  die  Stelle,  an  der 
die  Gleisentfernung   bereits   den    für   2  Züge 


"-— 


Abb.  156. 

erforderlichen  Abstand  hat,  s.  Merkzeichen, 
Bd.  VII,  S.  265. 

Nächst  der  „Einfachen  W."  sind  in  den 
Bahnhöfen  noch  eine  Reihe  anderer  W.  in 
Gebrauch,  deren  Ausweichvorrichtung  jedoch 
zumeist  grundsätzlich  mit  der  der  einfachen 
W.  übereinstimmt,  so  daß  hierfür  nur  wenige 
Einzelheilen  noch  zu  besprechen  sind. 

1.  Die  Bogenweiche.  Abb.  157-158:  die 
symmetrische  Bogenweiche,  Abb.  159-  160:  die 
unsymmetrische    Bogenweiche.    Bogenweichen 
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unterscheiden  sich  von  der  einfachen  W.  nur 
dadurch,  daß  beide  üleisstränge  gekrümmt  sind. 
Die  Bezeichnungen  in  den  Bahnhofsplänen,  in 
denen  die  Gleise  nur  durch  deren  Achsen 
bezeichnet  werden,  zeigen  Abb.l  58  u.  1 60.  Auch 


günstige,  zu  schwache  Formen  der  beiden  un- 
mittelbar an  den  Backenschienen  anliegenden 
Zungenschienen  ergibt.  Diese  W.  erfordern 
1  Herzstück  mit  doppeltem  Kreuzungswinkel 
in  der  Gleisachse   und  2  einfache  Herzstücke 


Abb.  157. 


Abb.  158. 


Abb,  159, 


Abb.  160. 


Abb    161, 


Abb.  162. 


Abb.  163. 


Abb.  165. 


Abb.  166. 


können  beide  Gleise  nach  der  gleichen  Seite 
gekrümmt  sein,  wie  Abb.  161  u.  162  zeigen. 
2.  Die  Doppel  weiche,  auchdreischlägigeW. 
genannt  (Abb.  163  u.  164).  Aus  dem  geraden 
Gleis  gehen  nach  rechts  und  links  Ausweich- 
gleise im  Bogen  ab.  Bei  symmetrischer  Anord- 
nung fallen  die  beiden  W.  zusammen,  so  daß 
beiderseits  je  2  Zungenschienen  an  die  Backen- 
schienen  anschließen,   was  verkürzte  und  un- 


mit  dem  einfachen  Kreuzungswinkel,  die  aber 
im  geraden  Gleis  senkrecht  gegenüberliegen, 
daher  eine  Führung  der  Räder  durch  Rad- 
lenker bei  Übersetzung  der  Lücke  in  der  Kreuzung 
nicht  erfolgen  kann.  Man  gebraucht  daher  zumeist 
verschränkte  Doppclweiclien,  entweder 
zweiseitige  (Abb.  165  u.  166)  oder  einseitige 
(Abb.  167  u.  168).  Hierbei  werden  die  Zungen- 
schienen der  zweiten  W.  bis  hinter  das  Ende  der 
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Zungenschienen  der  ersten  W.  und  mindestens 
so  weit  verschoben,  daß  der  Aufschlag  der 
Zunge  das  für  die  ungehinderte  Einführung 
der  Spurkränze  der  Räder  erforderliche  Mal^ 
erhalten  kann.  Hierdurch  werden  auch  die 
beiden  Herzstücke  mit  dem  einfachen  Kreuzungs- 
winkel so  gegeneinander  versetzt,  daß  auch  für 
die  Fahrt  im  geraden  Gleis  Radlenker  ange- 
ordnet werden  können. 

3.  Kreuzungsweichen.  Werden  in  schief- 
winklige Gleiskreuzungen  mit  beschränktem 
Kreuzungswinkel  (s.  Kreuzungen,  Bd.  VI,  S.  463) 
2  bzw.  4  W.  mit  den  entsprechenden  Aus- 
weich- oder  Verbindungsgleisen  eingelegt,   so 


zwischen  Herzstück  und  Flügelschiene  und  a 
den    Kreuzungswinkel    bezeichnen.    So    würde 


z.B. 


1 


für  tga  =  —  und  o  =  50  min  a  =  500  mm 
10 

werden,  das  durch  Abschrägung  oder  Ab- 
stumpfung der  Herzstückspitze  noch  etwas  ver- 
größert wird.  Die  Größe  des  Krümmungs- 
halbmessers der  Verbindungsgleise  der  W.  ist 
auch  von  der  Lage  der  Zungenspitzen  der  W. 
zu  den  beiderseitigen  einfachen  Herzstücken 
abhängig,  die  so  gewählt  sein  muß,  daß  der 
erforderliche  Zungenaufschlag  an  der  Weichen- 
spitze möglich  ist.  Es  schlagen  entweder  beide 
Zungen    nach    der  Mitte   auf    oder    nur   eine. 


Abb.  169. 


Abb    170. 


Abb.  171. 


Abb.  172. 


erhält  man  einfache  oder  halbe  (Abb.  169 
u.  170)  und  doppelte  oder  ganze  Kreuzungs- 
weichen (Abb.  171  u.  172)  mit  2  einfachen 
und  2  Doppelherzstücken  oder  Kreuzungen. 
Die  Größe  des  Kreuzungswinkels  ist  beschränkt, 
er  bewegt  sich  meist  zwischen  den  Verhält- 
nissen tga  =      bis      ,  damit  die  Krümmungs- 

7  II 

halbmesser  der  W.  nicht  zu  klein  werden, 
deren  untere  Grenzen  für  Vollbahnen  zwischen 
140—180/«  liegen  und  für  Nebenbahnen 
auch  bis  auf  100  m  herabgehen.  Bei  zu  kleinem 
Kreuzungswinkel  wird  die  Lücke  in  der  Schiene 
des  Doppelherzstückes  zu  groß,  was  Ent- 
gleisungsgefahren zur  Folge  hat.  Die  Größe  • 
der  Lücke,  die  Unterbrechung  des  Schienen- 
stranges, ist  a  =  ^^  ^  ~  ,  wenn  q  die  meist 
sina        tga 

zwischen  40  und  50  mm  betragende  Rillenweite 


?"-i^.**4(i 


Abb.  173. 


Erstere  Anordnung  wird  häufiger  getroffen, 
damit  W.  überall  gebraucht  werden  können. 
Die  zweite  Anordnung  zeigt  Abb.  173.  Für  die 
erste  Anordnung  muß  der  Abstand  der  beiden 
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Abb.  174. 


größer  kann  der  Krümmungshalbmesser  /?„  der 
Verbindungsgleise  der  W.  werden,  daher  für 
die  zweite  Anordnung  unter  sonst  gleichen  Ver- 
hältnissen Ra  größer  werden  kann.  Die  Größe 
des  Krümmungshalbmesser/?«  der  Verbindungs- 
gleise kann  nach  Abb.  174  annähernd  ge- 
2(l-\-m) 


setzt  werden  Ra 


/: 


arc  (a  —  2  ß) 
-{u-\-z-\-rn) 


worm 


s  die  Spurweite  und  z  genau  genug  die  Länge 
der  Zungenschiene  bezeichnen  und  m=p ig  — . 

Etwas  genauer  wird  Ra  nach  Abb.  174^ermittelt 

aus  Gleichung ^  ii  -{-  z  -\-  l  -\-  m,  worin 

sina 

u  = z  Länge  der  Zungenschiene,  daher 

2  sin  — 
2 

genau  genug:  l=Ra  cos  ß  (tg-^  —  tg  ß) 

p  die  Wurzel  weite  der  W.;  hieraus 
s  d 


2  sin 


^'g 


Ra   = 


cos  ß  (tg 


tgß) 


n  n  n..n  n  n  n  n  n  aajjj 


Abb.  175. 


Backenschienen  um  das  Maß  des  erforderlichen 
Aufschlages  größer  sein.  Die  Zungenspitzen 
sind  um  u  von  der  Herzstückspitze  zu  entfernen, 
damit  das  für  die  Aufschläge  erforderliche  Maß 
d  erreicht  wird;  daher  bei  einem  Kreuzungs- 
d 


Winkel  n  // 


wobei    d,   wenn    zwei 


2  sin 


Zungen  aufschlagen,  für  Vollbahnen  mit  360  bis 
480  mm  angenommen  werden  kann.  Je  kleiner 
u  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  wird,  desto 


Der  Halbmesser  des  inneren  Stranges  des  Aus- 
weichgleises Ri  ist  um  s-\-e  kleiner  als  der 
äußere  Ra-  Er  kann  jedoch  größer  werden 
wegen  der  Ermäßigung  des  Winkels  durch  den 
Knick  der  Backenschienen  der  W.  So  beträgt 
z.  B.  bei  einigen  Kreuzungsweichen  der  preußi- 
schen Bahnen   1  :  Q 

R„  =  234-035  m,  Ri  =  238-600  m. 
Die  Unterstützung  der  Kreuzungsweichen 
geschieht  durch  Holz-  oder  Eisenquerschwellen, 
die  senkrecht  zur  Mittellinie  (Verbindungslinie 
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der  beiden  einfachen  Herzstücke)  liegen  (siehe 
Abb.  175).  Die  Herzstücke  liegen  oft  auch  auf 
Blechplatten  wie  die  Zungen-  und  Backschienen 
der  \V.  Vielfach  werden  die  Zungenschienen 
so  verlegt,  daß  die  Spitzen  in  einer  Senkrechten 
zur  Mittellinie  liegen.  Das  Beispiel  Abb.  175 
zeigt  eine  ganze  Kreuzungsweiche  der  preußi- 
schen   Bahnen    mit    dem    Kreuzungsverhältnis 

tgct^— .  Die  Kreuzungsweichen  auf  Haupt- 
bahnen erhalten  nun  zumeist  aufschneidbare 
Spitzen  verschlusse  (s.  Bd.  IX,  S.  107)  oder 
Hakenschlösser  (s.  Bd.  VI,  S.  73),  s.  auch  Herz- 
stücke und  Kreuzungen  (Bd.  VI,  S.  135  und 
S.  463). 

Um  die  Lücke  im  Schienenstrange  an  den 
Doppel herzstücken  zu  vermeiden,  hat  man  die 
Herzstückschienen  nach  Art  der  Weichenzungen 
beweglich  eingerichtet,  so  daß  sie  beim  Be- 
fahren eines  Gleises,  also  des  Hauptgleises,  das 


verlegt  (Abb.  177)  und  damit  der  Vorteil  er- 
reicht,   daß    bei    größerem    Kreuzungswinkel, 

tga  =  — ,  ein  ausreichend  großer  Krümm ungs- 
5,5 

halbmcsser  von  /■=  180  m,  auch  der  Aufschlag 
der  Zungenschienen  nicht  mehr  begrenzt,  son- 
dern so  groß  wie  bei  den  einfachen  W.  er- 
re  cht  werden  kann.  Die  Schienenlücken  in  den 
doppelten  Kreuzungsstücken  werden  wesentlich 
kleiner,  die  Befahrung  infolgedessen  sicherer. 
Der  große  Kreuzungswinkel  bietet  auch  den 
Vorteil  steilerer  Weichenstraßen,  wodurch  Auf- 
stellgleise in  den  Bahnhöfen  verlängert  und 
Verschiebefahrten  verkürzt  werden.  Die  hier- 
durch bedingten  außergewöhnlichen  beiden 
Kreuzungsstücke  (geschlossene  Stahlgußkörper) 
erhalten  jedoch  größere  Abmessungen  und  Ge- 
wichte, auch  werden  sie  schwierigere  Unter- 
haltungsarbeiten erfordern;  die  gemeinsame 
Mittelschiene,    die     auf    ein    Stück     nicht    in 


Abb.  176. 


Abb.  177. 


von  rasch  fahrenden  Zügen  benutzt  wird,  so 
anschließen,  wie  Abb.  176  zeigt.  Die  Bewegung 
erfolgt  in  der  Regel  gleichzeitig  mit  der  Um- 
stellung der  W.  durch  ein  Gestänge,  das  die 
Weichenstellvorrichtung  mit  den  Herzstück- 
zungen verbindet.  Die  Beweglichkeit  der  Herz- 
stückzungen kann  ebenso  wie  die  der  Weichen- 
zungen mittels  einer  Drehvorrichtung,  auch 
mit  nicht  fest  gespannten  Laschen  oder  besser 
durch  eine  Federung  erreicht  werden.  Es  sind 
mehrere  solcher  Kreuzungsweichen  in  den  Bahn- 
höfen verlegt,  die  bei  guter  Unterhaltung  ein 
sehr  ruhiges  Fahren  ermöglichen,  manche  aber 
wieder  aus  der  Bahn  entfernt  worden,  weil 
mehrere  Übelstände,  namentlich  die  schwierige 
Unterhaltung  der  Doppelherzstücke,  dazu  Ver- 
anlassung gaben. 

Verkürzte   Kreuzungsweiche 

(Patent  Baseler). 

Hierbei    werden    die  Weichenvorrichtungen 

nicht  mehr  innerhalb  des  Kreuzungsviereckes, 

sondern    außerhalb    der   einfachen   Herzstücke 


die  Krümmungen  der  Verbindungsgleise  gelegt, 
sondern  gerade  ausgeführt  werden  muß,  wird 
stark  sowohl  in  senkrechter  wie  in  wagerechter 
Richtung  beansprucht,  sie  soll  daher  durch 
Stützknaggen  sicherer  in  ihrer  Lage  erhalten 
werden.  Wieweit  sich  diese  W.  bewähren, 
ob  die  Vorteile  die  Nachteile  überwiegen 
werden,  wird  erst  nach  längerer  Benutzung  zu 
erkennen  sein. 

Weichenverschlingung. 

Aus  der  Gleisverschlingung  entsteht  durch 
Einlegung  zweier  W.  und  des  Verbindungs- 
stranges die  Weichenverschlingung  (Abb.  1 78 
und  179);  eine  Anordnung,  die  selten  gebraucht 
wird,  auch  mehrfach  durch  die  Kreuzungsweiche 
ersetzt  werden  kann. 

W.  mit  ununterbrochenem  Hauptgleis,  wie 
die  sog.  Kletterweiche  oder  die  Blauel- 
Weiche,  werden  für  Abzweigungen  auf  freier 
Strecke  allerdings  nur  ausnahmsweise  benutzt. 
Hierbei  fällt  die  Unterbrechung  der  Schienen 
des   Hauptgleises   an    der  Weichenzunge   und 
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Abb.  178. 


Abb.  179. 

am  Herzstücke  fort  und  es  übersteigen  oder 
überklettern  die  Spurkränze  der  Räder  der  in 
das  Nebengleis  fahrenden  Wagen  die  Schienen 
des  Hauptgleises.  Zumeist  wurde  die  Blauel- 
Bauart  verwendet. 

Leitsätze  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahn- 

verwaltungen 
für  den    Bau   von  W.   und  Kreuzungen   in  Haupt- 
gleisen,  die   mit   grofäer  Geschwindigkeit   befahren 

\vfrden.    1910. 

I.  Es  wird  empfohlen,  die  Zungen-  und  Backen- 
schienen der  Zungenvorrichtung  auf  Weichenplatten 
zu  verlegen,  gleichgültig,  ob  Holz-  oder  Eisenquer- 
schwellen angewendet  werden. 

II.  Es  wird  empfohlen,  die  Zunge  des  ablenken- 
den Gleises  gekrümmt  herzustellen. 

Gerade  Zungen  des  ablenkenden  Gleises  dürfen 
nur  mit  ermäßigterGeschwindigkeit  befahren  werden. 

III.  Die  Stöße  der  Zungen-  und  Backenschienen 
sollen  gegeneinander  versetzt  sein. 

IV.  Der  Querschnitt  der  Zungenschiene  ist  so  zu 
bemessen,  daß  sich  unter  Berücksichtigung  der  Stütz- 
punkte in  der  Zungenvorrichtung  (Gleitstühle)  die- 
selbe Tragfähigkeit  ergibt,  wie  bei  der  Fahrschiene. 

Auf  den  seitlichen  Widerstand  der  Zunge  ist  be- 
sonderer Wert  zu  legen. 

V.  Behufs  Erzielung  einer  größeren  Stärke  der 
Zunge  an  der  Spitze  empfiehlt  es  sich,  die  Backen- 
schiene am  Kopf  zu  unterschneiden. 

VI.  Die  verschiedenen  Formen  der  bisher  be- 
kannten Zungenwurzelbefestigungen  entsprechen 
noch  nicht. 

Es  empfiehlt  sich,  die  Bestrebungen  auf  Wegfall 
des  Drehstuhles  forizusetzen. 

VII.  An  der  Zungenspitze  ist  eine  Spurerweiterung 
vorzuziehen. 

VI II.  Die  Spurrinne  zwischen  je  einer  Backen- 
schiene und  der  neben  ihr  liegenden  geöffneten 
Zunge  ist  so  zu  bemessen,  daß  ein  Anfahren  der 
Spurkränze  an  die  vollständig  geöffnete  Zunge  aus- 
geschlossen ist. 

IX.  Die  Zunge  soll  an  der  Spitze  mindestens 
100  «777,  im  übrigen  aber  so  weit  aufschlagen,  daß 
die  Räder  nicht  an  die  aufgeschlagene  Zunge  an- 
streifen können.  Mit  Rücksicht  auf  das  sichere  Auf- 
schneiden di.!r  Spitzonverschlüsse  empfiehlt  es  sich, 
den  Zungenaufschlag  der  Bauart  des  Spitzenver- 
schlusses entsprechend  größer  zu  bemessen. 

X.  Die  Anordnung  aufschneidbarer  Spitzenver- 
schlüsse ist  zu  em]5fehlen. 

XI.  Die  Rinnenweite  zwischen  Herzstückspitze  und 
Flügelscliienc  darf  nicht  weniger  als  4t  77777;  betragen. 

XII.  Es  wird  empfohlen,  die  Heizstücke  aus 
Schienen  zusammenzusetzen. 


Die  Spitzen  der  doppelten  Herzstücke  können 
aus  Schienen  mit  glockenförmigem  Querschnitt 
gebildet  werden. 

Bei  Kreuzungen  mit  größerem  Winkel  können 
gegossene  oder  geschmiedete  Flußstahlspiizcn 
in  Frage  kommen. 

Zur  Führung  der  Spurkränze  an  ihrer  Innen- 
seite empfiehlt  es  sich,  die  Zwangsschienen  der 
doppelien  Herzslücke  zu  überhöhen. 

Verniecungen  sind  zu  vermeiden. 

Bei  Holzschwellen  empfiehlt  sich  die  Anord- 
nung einer  Herzstückplatte. 

XIII.  Dit  Leitkante  der  Zwangsschiene  soll 
\394mm  und  bei  deren  größter  Abnutzung  nicht 
weniger  als  \392  mm  von  der  gegenüberhegenden 
Herzspitze  abstehen. 

XIV.  Spurkranzauflauf  ist  bei  Herzstücken  in 
Schnellzugstrecken  zu  vermeiden. 

XV.  Bewegliche  Flügelschienen  werden  bei  ein- 
fachen Herzstncken  empfohlen. 

Die  Beseiiigung  der  führungslosen  Stelle  bei 
Doppelherzstücken  ist  durch  Einführung  aufschneid- 
barer Spitzen  anzustreben. 

XVI.  Es  wird  empfohlen,  die  Schienen  in  den  W. 
und  Kreuzungen  ohne  Neigung  durchzuführen. 

XVII.  Im  Weichenbogen  ist  eine  Spurerweiterung 
zu  empfehlen. 

XVIII.  Die  Fahrkanten  des  Herzstückes  sollen 
beiderseits  der  Herzspitze  in  einer  Geraden  liegen. 
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Verkürzte  Kreuzungsweiche.  Ztg.  d.  VDEV.  1918.  - 
Kräusle,  Neuerungen  bei  den  Weichen  der  Württem- 
bergschen  Bahnen.  Zeniralbl.  d.  Bauverw.  1920.  - 
Schwarz,  Weichen  mit  gekrümmien  Herzstiicken. 
Zentralbl.  d.  Bauverw.  1920.  -  Birk,  Eisenbahnbau. 

—  Vogel,  Weichen  mit  gekrümmten  Herzstücken. 
Zentralbl.  d.  Bauverw.  1921.  Dolezalck. 
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Prüfung   der   Weichenstellung. 

Trotz  aller  Fortschritte  in  der  Bauweise 
bilden  die  Weichen  eine  schwache  gefahr- 
bringende Stelle  im  Fahrgleise.  Ihr  bau- 
licher Zustand  bedarf  daher  ebenso  wie  ihre 
Bedienung  einer  eingehenden  und  vielseitigen 
Überwachung,  um  Unfällen  nach  Möglichkeit 
vorzubeugen.  In  erster  Linie  ist  bei  der  Unter- 
haltung des  Oberbaus  (s.  Bahnunterhaltung) 
dem  betriebssicheren  Zustand  der  Weichen 
mit  ihren  beweglichen  Teilen,  der  Zungen- 
vorrichtung, und  dem  Herzstück  (s.  d.)  mit 
den  Zwangschienen  besondere  Sorgfalt  zuzu- 
wenden. Sodann  ist  die  dauernde  L'berwachung 
dieses  Zustandes  und  endlich  eine  mehr  oder 
weniger  eingehende  Prüfung  der  Weichen- 
stellung vor  den  einzelnen  Zugfahrten  erfor- 
derlich. Über  die  Spurweite  innerhalb  der 
Weiche,  die  Abmessungen  der  Rinne  für  die 
Spurkränze,  die  Beschaffenheit  der  beweg'ichen 
Teile  werden  vielfach  in  bestimmten  Zeitab- 
ständen Aufzeichnungen  gemacht  und  durch 
Muster  vorgeschriebene  eingehende  Erhebungen 
angestellt,  wenn  Entgleisungen  in  Weichen  nicht 
von  vornherein  als  Bedienungsfehler  erkannt 
werden.  Alle  diese  Maßnahmen  sind  ausführlich 
in  den  Betriebsvorschriften  der  Eisenbahnen 
besprochen.  Ihre  Grundzüge  sind  von  den 
Aufsichtsbehörden  festgesetzt  und  auch  in  den 
TV.  enthalten.  Der  wesentliche  Inhalt  geht  aus 
den  nachstehend  mitgeteilten,  in  Deutschland  j 
und  Österreich  geltenden  Bestimmungen  her- 
vor. Früher  als  die  Zahl  der  Weichen  in  den 
Hauptgleisen  gering  war,  bestand  die  Vorschrift, 
daß  die  Züge  bei  der  Fahrt  gegen  die  Weichen- 
spitze grundsätzlich  die  Geschwindigkeit  zu 
ermäßigen  hatten.  Heute,  wo  durch  bauliche 
Anordnung  ausreichende  Sicherheit  geschaffen 
werden  kann,  bildet  die  Durchfahrt  der  Züge 
durch  den  graden  Strang  der  Weichen  mit 
voller  Fahrgeschwindigkeit  die  Regel., 

Für  die  deutschen  Bahnen  bestimmen 
die  FV.  in  §§  21,  23,  48  und  78: 

Bevor  ein  Ein-  oder  Ausfahrsignal  auf  Fahrt  ge- 
stellt und  bevor  der  Aufirag  zur  Abfahrt  eines  Zuges 
erteilt  wird,  ist  zu  prüfen,  ob  die  f-ahrstralie  frei  ist 
und  ihre  Weichen  richtig  stehen  BO.  §  65  [2]). 
Auf  Nebenbahnen,  wo  hinfahrsignale  fehlen,  hat 
die  Prüfung  vor  Einfahrt  eines  Zuges  zu  erfolgen. 
Steht  der  Einfahrt  ein  Hindernis  entgegen,  so  ist 
der  Zug  durch  Wärtersignale  zum  Halten  n\  bringen 
(BO.  §  ö5  |3])  Die  Prüuuig  hat  der  Fahrdienstleiter 
persönlich  vorzunehmen,  soweit  sie  nicht  für  be- 
stimmt abzugrenzende  Bezirke  anderen  Beamten 
übertragen  ist.  Über  das  Ergebnis  muß  der  für  das 
Stellen  des  Signals  verantwortliche  Beamte  unter- 
richiet  sein  (BÖ.  §  65  \2]). 

Der  von  dem  Fahrdienstleiter  zu  erteilende  Auf- 
trag, ein  Ein-  oder  Ausfahrsgnal  auf  Fahrt  zu  stellen, 
enthält,  ohne  daß  es  besonders  ausgesprochen  werden 


müßte,  für  den  Signal-  (Stellwerk-)  Wärter  die  Be- 
stätigung, daß  die  Prüfung  vorgenommen  ist,  soweit 
sie  dem  Fahrdienstleiter  seihst  obliegt  oder  soweit 
die  Meldung  über  die  Prüfung  durch  Dritte  an  den 
Fahrdienstleiter  zu  richten  tst.  Ist  die  Prüfung  dem 
Signal-  (Stellwerk-)  Wärter  übertragen  so  hat  er 
sich  selbst  davon  zu  überzeitgen,  daß  die  Fahrstraße 
frei  ist  und  die  Weichen  richtig  stehen,  bevor  er 
dem  Auftrage  nachkommt. 

Haben  bei  der  Prüfun;^  dritte  Beatnte  mitztiwirken, 
so  muß  der  Fahrdienstleiter,  bevor  er  den  Auftrag 
zum  Stellen  des  Signals  erteilt,  dereti  Mitieiluiig  ab- 
warten, wenn  sie  an  ihn  zu  richten  ist.  Ist  die  Mit- 
teilung aber  unmittelbar  an  den  Signal-  (Stellwerk-) 
Wärter  zu  richten,  so  hat  dieser  sie  abzuwarten, 
bevor  er  das  Signal  auf  Fahrt  stellt. 

Von  der  Prüfung  der  Stellung  darf  bei  den 
Weichen  abgesehen  werden,  die  mit  dem  Signal 
derart  in  Abhängigkeit  gebracht  sind,  daß  das  Signal 
erst  auf  Fahrt  gestellt  werden  kami,  wenn  die  Weichen 
richtig  stehen,  und  daß  diese  verschlossen  sind,  so- 
lange das  Signal  auf  Fahrt  steht  (BO.  §  65  [2]). 

bür  alle  Weichen  ist  eine  Qntndstellung  vorzu- 
schreiben und  besonders  bekannt/.itgeben,  wenn  sie 
nicht  an  der  Stellvorrichtung  erkennbar  ist. 

Die  Hebeigewichte  der  von  Hand  bedienten 
Weichen  sind  je  zur  Hälfte  schwarz  und  weiß  an- 
gestrichen. Bei  Grundstellung  ist  die  schwarz  ange- 
strichene Hälfte  dem  Erdboden  zugewendet. 

Die  Weichen  dürfen  nur  von  den  damit  beauf- 
tragten Beamten  bedient  werden. 

Eine  Weiche  ist  wieder  in  die  Grundstellung  zu 
bringen,  nachdem  sie  in  der  anderen  Stellung  be- 
fahren wurden  ist. 

Während  der  Fahrt  eines  Zuges  müssen  die  in 
oder  gegen  seine  Fahrstraße  führenden  Weichen 
(Gtfahrweichen,  Schutzweichen)  so  gestellt  sein,  daß 
sie  Fahrten  in  die  Fahrstraße  nicht  zulassen,  es  sei 
denn,  daß  sich  aus  der  Festlegung  der  Fahrstraßen 
eine  andere  Stellung  ergibt. 

Weichen  auf  Hauptbahnen,  die  mit  den  für  die 
Fahrt  gültigen  Signalen  nicht  in  Abhängigkeit  stehen 
oder  deren  Abhängigkeit  vorübergehend  aufgehoben 
ist,  müss:n,  wenn  ein  Zug  gegen  ihre  Spitze  fährt, 
durch  Verschluß  oder  Bewachung  gegen  fremden 
Eingriff  gesichert  werden  (BO.  §  50  [31). 

Weichen,  die  verschlossen  zu  halten  sind,  dürfen 
nur  mit  Genehmigung  des  zuständigen  Beamten 
geöffnet  werden.  Der  Schlüssel  ist  an  bestinnnter 
Stelle  zu  verwahren. 

Die  in  ein  Stellwerk  einbezogenen  Weichen  gelten, 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Entfernung,  für  bewacht, 
wenn  d.is  Stellwerk  besetzt  ist. 

Werden  spitz  zu  befahrende,  für  gewöhnlich  von 
den  Signalen  abhängige  Weichen  außer  Abhängig- 
keit gesetzt,  so  sind  die  Züge  durch  Vorsichtsbefehl 
oder  besondere  Anweisung  zu  benachrichtigen.  Muli 
in  einem  solchen  Falle  die  Geschwindigkeit  ermäßigt 
werden,  so  ist  dies  in  der  Benachrichtigung  auszu- 
sprechen. Sie  darf  für  Personenzüge  höchstens 
45Ära/Std.  und  für  Güterzüge  höchstens  'iO  kmjStd. 
betragen. 

Weichen  sind  auch  beim  Verschieben  in  der 
Regel  von  Weichenstellern  zu  bedienen.  Kein  Ver- 
schieber  darf  eine  von  einem  Weichensteller  zu 
bedienende  Weiche  eigenmächtig  umste  len.  Weichen, 
deren  Bedienung  keinem  Weichensteller  übertragen 
ist,  werden  vom  Verschiebepesonal  gestellt.  Der 
Verschubleiter  ist  in  diesem  Falle  dafür  verantwort- 
lich, daß  die  Weichen  wieder  in  die  Grundstellung 
gebracht  werden. 
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Beim  Verschieben  hat  der  Verschubleiter  den 
Weichensteller  von  jeder  Bewegung  zu  benach- 
richtigen. Zum  Umstellen  einer  fernt)edienten  Weiche 
darf  der  Wärter  erst  aufgefordert  werden,  wenn  sie 
frei  ist. 

In  einem  Stellwerk  dürfen  Weichen  nicht  um- 
gestellt werden,  solange  im  Stellwerksbezirk  Wagen, 
die  mit  Reisenden  besetzt  sind,  ohne  Sicherung  der 
Fahrstraße  sich  in  Bewegung  befinden.  Sind  für 
regelmäßig  wiederkehrende  Fahrten  zur  pünktlichen 
Durchführung  des  Betriebes  Ausnahmen  erforderlich, 
so  sind  diese  ins  Merkbuch  einzutragen. 

Der  Aufforderung  eines  Stell«  erkwärters,  ein 
Gleis  zu  räumen  oder  zu  meiden,  ist  unweigerlich 
nachzukommen. 

Das  .aufschneiden  der  Weichen  ist  verboten. 

Ebenso  eingehend  befassen  sich  die  öster- 
reichischen Verkehrsvorschriften  mit  der 
Behandhing  der  Weichen  im  Betriebe.  Sie 
unterscheiden  im  Art.  105  zwischen  i, voll- 
kommen versicherten"  und  „verläßlich  ver- 
schlossenen" Weichen.  Als  erstere  gelten 
Weichen,  die  durch  besondere  Riegel  mit 
Signalen  in  Abhängigkeit  gebracht  (Art.  31) 
oder  durch  elektrischen  oder  mechanischen 
Verschluß  gesichert  sind  sowie  die  Weichen 
der  Lade-  und  Abzweigestellen  mit  nichtauf- 
schneidbaren  Stellvorrichtungen,  v^ährend  die 
letzteren  durch  ein  an  den  Backenschienen 
angebrachtes  Schloß,  dessen  Schlüssel  nur  bei 
richtiger  Weichenstellung  aus  dem  Schloß  ent- 
fernt werden  kann,  in  ihrer  Stellung  festgehalten 
werden.  Im  allgemeinen  dürfen  Weichen  gegen 
die  Spitze  nur  mit  gemäßigter  Geschwindigkeit, 
u.  zw.  Weichen,  die  nicht  vollkommen  gesichert 
oder  verläßlich  verschlossen  sind,  von  Schnell- 
und  Personenzügen  mit  höchstens  40  km/Std. 
im  graden  Strang  und  mit  30  km;Std.  im 
krummen  Strang,  gesicherte  Weichen  dagegen 
mit  60  km'Std.  im  graden  und  40  km'Std.  im 
krummen  Strang  befahren  werden,  falls  von 
der  Aufsichtsbehörde  nicht  höhere  Geschwin- 
digkeiten zugelassen  sind.  Andere  Züge  als 
die  genannten  sollen  im  graden  Strang  eine 
Geschwindigkeit  von  20  kmßid.  und  im 
krummen  Strang  von  lOÄ/n'Std.  nicht  über- 
schreiten. 

Für  die  Bedienung  und  Überwachung  der 
Weichen,  die  von  Zügen  befahren  werden, 
sind  in  erster  Linie  die  Weichensteller  und 
in  zweiter  Linie  die  Aufsichtsbeamten  oder 
die  Zugexpedienten  verantwortlich  (Art.  106). 
Auf  Lokalbahnen  können  diese  Obliegenheiten 
den  Bahnagenten  oder  den  Stationsdienern 
übertragen  werden.  Nach  Art.  107  hat  der 
Zugexpedient  oder  ein  hierzu  bestimmter  Auf- 
sichtsbediensteter, der  nach  Art.  123  die  Dienst- 
bezeichnung Weichenkontrollor  führt,  wenn 
ihm  die  Überwachung  der  Einfahrt  sämtlicher 
Züge  anf  einer  Station  übertragen  ist,  sich 
persönlich  vor  jeder  Zugfahrt  von  der  richtigen 


Weichenstellung  zu  überzeugen.  Er  hat  auch  die 
Anwesenheit  der  Weichensteller  und  ihre  Dienst- 
fähigkeit festzustellen.  Im  übrigen  entsprechen 
die  für  die  Prüfung  der  Weichenstellung  im 
Art.  107  vor  Ein-  und  Ausfahrt  der  Züge 
sowie  im  Art.  33  für  die  Weichenbedienung 
beim  Verschieben  in  Frage  kommenden  Be- 
stimmungen im  wesentlichen  den  vorstehend 
mitgeteilten  deutschen   FV.  Breusing. 

Vorrichtung,  durch  die  überprüft  wird, 

ob    die  Lage  der  Zungen  fernbedienter 

Weichen      mit     der     des     zugehörigen 

Weichenhebels  übereinstimmt. 

Auf  den  deutschen  Bahnen  wird  dazu  bei 
mechanischen  Stellwerken  am  meisten  der  sog. 
Kontrollriegel  verwendet.  Er  besteht  aus  einer 
durch  den  Drahtzug  eines  Signal-  oder  Riegel- 
hebels bewegten  Riegelrolle  mit  angegossenem 
Kranz  und  2  mit  den  Weichenzungen  ver- 
bundenen nebeneinander  liegenden  Riegel- 
stangen. Bei  Drehung  der  Riegelrolle  durch 
das  umlegen  des  Signal-  oder  Riegelhebels 
tritt  der  Riegelkranz  in  Ausschnitte  der  Riegel- 
stangen, wenn  die  Weichenzungen  die  Lage 
einnehmen,  die  sie  bei  umgelegtem  Signal- 
oder Riegelhebel  haben  sollen.  Erreicht  eine 
der  beiden  Weichenzungen  die  Endlage  nicht, 
so  stößt  der  Riegelkranz  beim  Umlegen  des 
Signal-  oder  Riegelhebels  gegen  die  Fläche 
der  Riegelstange  und  zeigt  auf  diese  Weise 
die  unrichtige  Lage  der  Weichenzungen  an. 
(s.  auch  Riegel,  Bd.  VIII,  S.  216  und  Stell- 
werke, Bd.  IX,  S.  170). 

Nach  der  für  die  früher  preußisch-hessischen 
Bahnen  gültigen  Anweisung  für  das  Entwerfen 
von  Eisenbahnstationen  sollen,  von  gewissen 
für  besondere  Fälle  vorgesehenen  Erleich- 
terungen abgesehen,  auf  Hauptbahnen  alle 
von  Personenzügen  gegen  die  Spitze  be- 
fahrenen Weichen  Kontrollriegelung  erhalten, 
soweit  sie  nicht  durch  Handverschluß  gesichert 
sind. 

Außer  der  Kontrollriegelung  ist  für  bestimmte 
Fälle  auch  eine  mit  dem  Weichenantrieb 
verbundene  Überwachungseinrichtung  zuge- 
lassen, die  die  ordnungsmäßige  Lage  heider 
Weichenzungen  beim  Umstellen  prüft.  Einesolche 
\'orrichtung  ist  die  sog.  Siglesche  Kontrolle 
(Abb.  ISO).  Bei  Hebelantrieben  ist  dabei  mit  dem 
.■\ntriebhebel  ein  Verschlußbogen  verbunden, 
der  sich  bei  Umstellung  des  .Antriebs  über 
2  an  die  Weichenzungen  angeschlossene  Riegel- 
stangen bewegt.  Die  Riegelstangen  tragen  er- 
höhte Ansätze,  an  denen  der  Verschlußbogen 
beim  Umstellen  der  Weiche  vorbeigeht,  wenn 
beide  Zungen  der  Bewegung  des  Antriebs 
folgen;  dagegen  stößt  der  Verschlußbogen  an 
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einen  der  Riegelansätze  an,  wenn  die  Lage 
der  Zungen  nicht  mit  der  des  Stellhebels 
übereinstimmt.  Für  die  Überwachung  der 
Lage  der  Zungen  ist  die  Siglesche  Kontrolle 
ausreichend.  Durch  den  Verschlußbogen  werden 
bei  ordnungsmäßiger  Lage  der  Zungen  die 
Riegelstangen  und  damit  die  Weichenzungen 
auch  verriegelt.  Die  bisher  verwendete  Bauart 
bringt  es  aber  mit  sich,  daß  ^/^  der  Stell- 
bewegung    des     Weichenhebels     ungehindert 


Abb.  180.  Siglesche  Kontrolle. 

zurückgelegt  werden  können,  auch  wenn  die 
Weichenzungen  der  Bewegung  nicht  gefolgt 
sind.  Das  ist  ein  wesentlicher  Nachteil  der 
Sigleschen  Kontrolle  gegenüber  dem  Kontroll- 
riegel. Neuerdings  ist  sie  so  verbessert,  daß 
eine  fortlaufende  Überwachung  der  Zungen- 
bewegung während  des  ganzen  Stellweges 
stattfindet  (s.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Ebw.  1922, 
S.  17  ff.).  Da  sie  sehr  viel  geringere  Kosten 
\erursacht  als  die  Kontrollriegel,  wird  sie 
vielleicht  wieder  mehr  Anwendung  finden  als 
in  den  letzten  Jahren,  wo  sie  durch  den  Kon- 
trollriegel fast  ganz  verdrängt  war. 

Bei  Kraftstellwerken  werden  bei  den  früher 
preußisch-hessischen  Bahnen  für  die  von  Per- 
sonenzügen spitz  befahrenen  Weichen  gleich- 
falls Vorrichtungen  zur  Überwachung  der 
einzelnen  Zungen  gefordert.  Sie  bestehen  bei 
den  elektrischen  Stellwerken  im  allgemeinen 
aus  Schiebern,  die  mit  den  Weichenzungen 
bewegt  werden.  Die  Schieber  arbeiten  mit 
Zwischengliedern,  die  den  Überwachungsstrom 
der  Weichen  schließen,  so  zusammen,  daß 
der  Überwachungsmagnet  im  Stellwerk  nur 
dann  seinen  Anker  anziehen  kann,  wenn  die 
Weiche  sich  in  einer  Endlage  befindet. 

Auf  manchen  Bahnen,  insbesondere  auf  den 
belgischen,  sind  auch  bei  mechanisch  gestellten 
Weichen  elektrische  Überwachungsvorrich- 
tungen in  Gebrauch.  Sie  bestehen  im  all- 
gemeinen aus  mit  der  Weichenstellvorrich- 
tung verbundenen  Schiebern,  die  Kontakte 
steuern  und  dadurch  einen  Stromkreis  schließen 


oder  unterbrechen.  An  der  Weichenbedienungs- 
stelle wird  dadurch  die  Lage  der  Weiche  er- 
kennbar. Moogen. 

Weichenschloß  s.  Weichenverschluß- 
vorrichtung. 

Weichensignale  (point  indicators ;  signaux 
d'aigiiille;  segnali discambio)  zeigen  die  Stellung 
der  Weichen  an.  Sie  werden  als  Scheiben-  oder 
Kastensignale  ausgebildet,  die  durch  verschiedene 
Signalbilder  kenntlich  machen,  ob  die  Weicheauf 
geraden  oder  krummen  Strang  steht. 
Einfache  Kreuzungsweichen  erhalten 
im  allgemeinen  2  Signale,  an  jedem 
Ende  eines.   Für  zweiseitige  (sym- 
metrische) Weichen    und    doppelte 
Kreuzungsweichen  sind  vielfach  be- 
sondereSignalzeichen  eingeführt.  Bei 
den  letzteren  sind  die  Signalbilder 
auch  verschieden,    je  nachdem  die 
4  Zungenpaare  mit  1  oder  2  Hebeln 
gestellt  werden  und  nach  der  Art,  wie 
die  nebeneinander  liegenden  Zun- 
genpaare damit  in  Verbindung  stehen. 
Die    Deutsche    Signalordnung 
führt  folgende  W.  auf: 
Signal    12.    Die  Weiche  steht  auf  den 
geraden  Strang  (bei  Bogenweichen  auf  den 
weniger  gekrümmten):  Nach  beiden  Richtungen 
eine  rechteckige  weiße  Scheibe  (Abb.  181). 

Signal  13.  Die  Weiche  steht  auf  den 
krummen  Strang  (bei  Bogenweichen  auf  den 
stärker  gekrümmten): 

a)  gegen  die  Weichenspitze  gesehen :  Ein 
die  Richtung  der  Ablenkung  anzeigender  Pfeil 
(Abb.  182); 

b)  vom  Herzstück  aus  gesehen :  Eine  kreis- 
runde weiße  Scheibe  (Abb.  183). 


?P 


Abb.  ISl.  Signal  12,  Abb,  182.  Signal  13«.  Abb.  183.  Signal  13A. 
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Abb.  184.  Signal  13  A  Abb.  185.  Signal  13*   Abb.  186.  Signal  13f. 
bei  zweiseitigen  Weichen. 

Abb.  181  — 18b.  Deutsche  Weichensignalc. 

Bei  zweiseitigen  Weichen  erhält  das  Signal 
13  6,  wenn  die  Ausfahrt  geöffnet  ist: 

1.  aus  dem  linksseitigen  Gleis  die  Form 
Abb.  184; 
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2.  aus  dem  rechtsseitigen  Gleis  die  Form 
Abb.  185; 

c)  bei  doppelten  Kreuzungsweichen  erscheint, 
wenn  die  Einfahrt  in  die  beiden  gekrümmten 
Gleise  geöffnet  ist,  gegen  die  Weichenspitze 
gesehen:  Ein  weißer  Doppelpfeil  auf  schwarzem 
Grund  (Abb.  186). 

Auf  den  bayerischen  und  einigen  anderen 
Bahnen  sind  von  diesem  Signal  13c  abweichende 
Signalformen  üblich. 

Die  doppelten  Kreuzungsweichen  erhalten 
4,  2  oder  1   Signallaterne. 

Vier  Laternen,  von  denen  je  2  an  jedem  Ende 
der  Kreuzungsweiche  stehen,  finden  sich  im 
allgemeinen  bei  den  doppelten  Kreuzungs- 
weichen, bei  denen  die  2  nebeneinander 
liegenden  Zungenpaare  an  jedem  Ende  der 
Weiche  durch  je  einen  Hebel  gestellt  und  bei 
der  Umstellung  nach  derselben  Seite  bewegt 
werden  (Parallelschaltung).  Hierbei  ist  stets 
ein  gerades  und  ein  gekrümmtes  Gleis  für  die 
Einfahrt  geöffnet.  Es  zeigt  dann  immer  eine  der 
beiden  an  den  Enden  der  Weiche  stehenden 
Laternen  nach  beiden  Richtungen  Signal  12 
und  die  andere  Signal  13a  und  13Z).  Diese 
Schaltung  ist  die  am  häufigsten  vorkommende, 
sie  wird  insbesondere  bei  allen  fernbedienten 
Weichen  verwendet,  die  nicht  lediglich  Verschub- 
weichen  sind. 

Zwei  Weichenlaternen  werden  bei  doppelten 
Kreuzungsweichen  verwendet,  wenn  je  2  neben- 
einander liegende  Zungenpaare  durch  denselben 
Hebel  gestellt  und  diese  Zungenpaare  bei  der 


Abb.  187.  Weichensignale  für  drppelte  Kreuzungsvx'eichen. 
/    Fahrt  durch  das  gerade  Gleis  aus  dem    linksseitigen  Gleis; 

2  »  m        a  •'  »        "        f.      vechrsseitigen      „     ; 

3  „  ...      gekrümmte    Gleis    aus    dem     linksseitigen 
Gleis; 

■f    Fahit    durch    das   gekrümmte   Gleis    aus    dem    rechtsseitigen 
Gleis. 


Umstellung  nach  entgegengesetzten  Seiten 
bewegt  werden  (Kreuzschaltung).  Es  sind  dann 
stets  entweder  die  beiden  geraden  oder  die 
beiden  gekrümmten  Gleise  für  die  Einfahrt 
in  die  Kreuzungsweiche  geöffnet.  Die  beiden 
Weichenlaternen  zagen  für  die  Fahrt  durch 
die  beiden  geraden  Gleise  nach  beiden  Seiten 
Signal  12  und  für  die  Fahrt  durch  die  beiden 
gekrümmten  Gleise  gegen  die  Spitze  gesehen 
Signal  13r  und  von  hinten  gesehen  Signal  \3b. 

Eine  Weichenlaterne  ist  bei  der  Kreuzschal- 
tung doppelter  Kreuzungsweichen  vorhanden, 
wenn  alle  4  Zungenpaare  durch  einen  Hebel 
gestellt  werden.  Diese  Laterne  zeigt  nach  beiden 
Seiten  für  die  Fahrt  durch  die  geraden  Gleise 
Signal  12  und  für  die  Fahrt  durch  die  beiden 
gekrümmten  Gleise  Signal    13  c. 

Auf  den  bayerischen  und  schweizerischen 
Bahnen  wird  auch  bei  Parallelschahung  viel- 
fach nur  eine  Signallaterne  verwendet.  Zur 
Kennzeichnung  der  verschiedenen  Fahrten 
dienen  3  Signalbilder: 

ein  schwarzes  Kreuz  auf  weißem  Grund 
für  die  Fahrt  durch  das  die  Hauptrichtung 
kreuzende  Gleis, 

ein  weißes  Rechteck  für  die  Fahrt  durch 
das  gerade  Gleis  der  Hnuptrichtung, 

ein  die  Fahrrichtung  anzeigender  Pfeil  auf 
weißem  Grund  für  die  Fahrt  durch  die  ge- 
krümmten Stränge. 

Seit  längerer  Zeit  werden  auch  auf  den  früher 
preußisch-hessischen  Bahnen  bei  der  Parallel- 
schaltung der  doppelten  Kreuzungsweichen 
mehrere  Bauarten  für  die  Ausrüstung  dieser 
Weichen  mit  nur  einer  Laterne  versucht.  Die 
eine  davon  ist  der  vorstehend  beschriebenen 
bayerischen  und  schweizerischen  Form  ähnlich, 
die  andere  geht  davon  aus,  zur  Kennzeichnung 
der  Fahrwege  keine  andern  Signalbilder  zu 
benutzen  als  die  Signale  12  und  13a.  Es  wird 
diesen  Signalen  nur  noch  ein  Unterscheidungs- 
zeichen zugefügt,  das  anzeigt,  für  welches  der 
beiden  in  der  Kreuzungsweiche  sich  schnei- 
denden Gleise  das  W.  gilt.  Bei  der  Parallel- 
schaltung ist,  wie  bereits  bemerkt,  an  jedem 
Ende  der  Weiche  stets  ein  gerades  und  ein 
gekrümmtes  Gleis  für  die  Einfahrt  geöffnet. 
Bei  einer  der  beiden  Einfahrten  ist  daher  die 
Lage  de  Weichenzungen  am  anderen  Ende 
der  Kreuzungsvieiche  derart,  daß  ein  Fahrzeug, 
das  die  Einfahrt  benutzt,  eine  Weiche  auffährt. 
Diese  Einfahrt  ist  daher  nicht  gestattet.  Das 
Unterscheidungszeichen  bei  den  Signalen  12 
und  13«  dient  nun  dazu,  die  nicht  gestattete 
Einfahrt  zu  bezeichnen.  Die  Abb.  187  zeigt  ein 
solches  W. 

In  den  österreichischen  Signalvorschriften 
sind  die  W.  unter  28-35  aufgeführt. 
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Signal  28.  „Stellung  der 
Weiche  für  die  gerade  (günsti- 
gere) Richtung": 

Bei  vollkommen  versicherten  oder 
verläßlich  verschlossenen  Weichen 
ein  aufrecht  stehendes  weißes 
Rechteck  nach  beiden  Fahrrich- 
tungen; 

bei  nicht  vollkommen  versicher- 
ten oder  nicht  verläßlich  verschlosse- 
nen Weichen  bei  der  Fahrt  gegen 
die  Spitze  ein  aufrecht  stehendes 
grünes  Rechteck,  bei  der  Fahrt 
nach  der  Spitze  ein  aufrecht 
stehendes  weißes  Rechteck. 

Signal  2Q.  „Stellung  der 
Weiche  in  die  Ablenkung  (un- 
günstigere Richtung)": 

a)  bei  der  Fahrt  gegen  die 
Spitze  ein  weißer  Pfeil  im  schwar- 
zen Feld,  wobei  die  Spitze  des 
Pfeils  die  Richtung  andeutet,  nach 
der  das  Gleis  abzweigt; 

b)  bei  der  Fahrt  nach  der 
Spitze  eine  nach  beiden  Seiten 
gleichgeformte  (symmetrische)  Figur 
von  weißer  Farbe  im  schwarzen 
Feld. 

Bei  Kreuzungsweichen  wird 
unterschieden,  ob  sie  mit  1  oder 
2  Antrieben  versehen  sind.  Ist  nur 
ein  Antrieb  vorhanden,  so  wird 
die  Stellung  für  die  geraden  Rich- 
tungen in  derselben  Weise  gekenn- 
zeichnet wie  bei  den  einfachen 
Weichen. 

Die  Stellung  für  die  Ablenkungen 
wird  angezeigt  durch  einen  weißen 
Doppelpfeil  im  schwarzen  Feld 
nach    beiden  Fahrrichtungen. 

Bei  Kreuzungsweiciien  mit  zwei 
Antrieben  werden  vier  verschiedene 
Signalbilder  verwendet: 

ein  aufrecht  stehendes  weißes 
Rechteck  im  schwarzen  Feld  für 
die    Fahrt    in    die    Hauptrichtung; 

ein  schwarzes  Kreuz  auf  weißem 
Feld  für  die  Fahrt  in  die  Neben- 
richtung; 

ein  schwarzer  Pfeil  mit  der  Spitze 
nach  links  auf  weißem  Feld  für  die 
Fahrt  in  die  Ablenkung  nach  links; 

ein  schwarzer  Pfeil  mit  der  Spitze 
nach  rechts  auf  weißem  Feld  für 
die  Fahrt  in  die  Ablenkung  nach 
rechts. 

Auf  den  französischen  Bahnen 
wird    durch    die  W.  angezeigt,    ob 


Abb.  189. 


Abb.  191. 
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die  Weiche  in  der  Grundstellung,  d.  h.  für 
die  Fahrt  auf  dem  Hauptgleis  richtig  steht 
oder  ob  sie  umgelegt,  d.  h.  für  das  abzweigende 
Gleis  eingestellt  ist.  Die  W.  bestehen  vielfach 
aus  einer  >  <förmigen,  drehbaren  grünen 
Scheibe  und  einer  weißen  oder  grün  geblen- 
deten   Laterne.    Bei    der   Grundstellung    steht 


die  Scheibe  parallel  zum  Gleis,  bei  Dunkel- 
heit erscheint  weißes  Licht.  Bei  der  Stellung 
der  Weiche  auf  Ablenkung  steht  die  grüne 
Scheibe  quer  zum  Gleis,  bei  Dunkelheit  er- 
scheint grünes  Licht. 

Die  W.  werden  neuerdings  vielfach  elektrisch 
beleuchtet.  Es  ist  dann  möglich,  die  Brenn- 
dauer der  Laternen  dem  Betriebsbedürfnis  an- 
zupassen und  durch  zeitweiliges  Ausschalten 
aller  Laternen  odereinzelner  Gruppen  von  ihnen 


auf  das  geringste  Maß  herabzusetzen.  Dadurch 
lassen  sich  unter  Umständen  große  wirtschaft- 
liche Vorteile  erreichen.  Sehr  einfach  gestaltet 
sich  die  elektrische  Weichenbeleuchtung,  wenn 
sie  bei  dem  Bau  von  Kraftstellwerken  von  vorn- 
herein mit  vorgesehen  wird.  Hoogen. 
Weichenstellwerk  s.  Stellwerk. 

Weichenstraße  (set  of  points ;  groupe 
de  changcments  de  voie;  gnippo  di 
scambi)  ist  ein  aus  mehreren  aneinander- 
gereihten Weichen  gebildeter  Fahrweg. 
Bei  der  einfachen  Weichenstraße 
(Abb.  188  u.  189)  zweigen  sämtliche  Wei- 
chen aus  einem  Stamm- oder  Muttergleis  ab. 
Werden  die  einzelnen  einfachen  Weichen 
mit  ihren  abzweigenden  Strängen  an- 
einandergereiht, so  entsteht  die  ge- 
krümmte Weichenstraße  (Abb.  190). 
Durch  Verbindung  dieser  Grundformen 
lassen  sich  größere  zusammenhängende 
Gleisgruppen  so  gestalten,  daß  der  für 
die  Gleisanlagen  vorhandene  Raum  zweck- 
mäßig ausgenutzt  und  eine  möglichst 
enge  Zusammenfassung  der  Weichen 
erreicht  wird.  Das  letztere  ist  besonders 
erwünscht  zur  Vereinfachung  der  Stell- 
werksanlage und  zur  Beschleunigung  des 
Rangierens  bei  Ablaufbergen. 

Abb.  191,  192  u.  193  zeigen  eine  Ver- 
bindung von  gerader  und  gekrümmter  W. 
Durch  Verwendung  von  einseitigen 
Doppelweichen  an  Stelle  von  einfachen 
Weichen  ist  eine  noch  engere  Zusammen- 
fassung der  Weichengruppe  möglich. 
Die  Abb.  194,  195,  196  u.  197  zeigen 
solche  Anordnungen.  Hoogen. 

Weichenturm  (Stellwerklurm)  ist  ein 
Stellwerkhaus  (s.  d.),  dessen  Fußboden 
zur  Erreichung  einer  guten  Übersicht 
über  den  Stellwerkbezirk  höher  gelegt 
ist,  als  die  Unterbringung  der  Spann- 
werke oder  sonstiger  Einrichtungen  es 
erfordert.  Eine  vielfach  übliche  Aus- 
führungsform ist  die,  bei  der  der  Fuß- 
boden etwa  4  m  über  Schienenober- 
kante liegt. 

Weichen- 
s.  Stellwerke. 
Weichenverschlingung  s.  Weichen. 
Weichenverschlußvorrichtungen  (point 
locks,  point  padlocks;  veiroiix  ou  sciriires  d'ai- 
gtiille:  serrature  discambioj  d'iaien  zur  Verhinde- 
rung des  unbefugten  Umstellens  von  Weichen. 
Sie  werden  bei  einfachen  Betriebsverhältnissen 
als  dauernde  Einrichtung  zur  Sicherung  der  Zug- 
fahrten benutzt  oder  bei  Störungen  in  den  Stell- 
werkanlagen, bei  Umbauten  und  Unterhaltungs- 
arbeiten   als    vorübergehende    Sicherung    bei 


und    Signalstellwerke 
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Aufhebung  von  sonst  vorhandenen  Abhängig- 
keiten verwendet.  In  vielen  Fällen  wird  auch 
eine  Abhängigkeit  zwischen  solchen  W.  und 
Signalhebeln  oder  Blockfeldern  hergestellt. 

Durch  die  Verschlüsse  werden  entweder  Teile 
der  Weichenstellvorrichtung  an  der  zum  Um- 
stellen der  Weiche  erforderlichen  Bewegung 
gehindert  oder  es  wird  unmittelbar  die  Be- 
weeung   der   an-    oder  abliegenden  Weichen- 


Abb.  198.  Doppelter  Handverschluß. 

zunge  unmöglich  gemacht.  Damit  über  die 
Stellung  einer  mit  einer  derartigen  Verschluß- 
vorrichtung  versehenen  Weiche  auch  ohne 
unmittelbare  Beobachtung  der  Zungenlage 
Gewißheit  gewonnen  werden  kann,  wird  die 
Forderung  gestellt,  daß  der  Schlüssel  erst  aus 
dem  Schloß  gezogen  werden  kann,  wenn  die 
Weiche  in  der  richtigen  Lage  verschlossen  ist. 
Abb.  1Q8  zeigt  einen  doppelten  Handver- 
schluß, mit  dem  die  Weiche  in  2  Stellungen 
verschlossen    werden    kann.    Der   Schloßriege 


des  vorderen  oder  des  hinteren  Schlosses  legt 
sich  beim  Schließen  in  den  Ausschnitt  eines 
Schiebers,  der  an  die  Verbindungsstange  des 
Weichenhakenschlosses  angeschlossen  ist  und 
daher  beim  Umstellen  der  Weiche  mitbewegt 
wird.  Durch  den  Eintritt  eines  der  beiden 
Schloßriegel  in  den  zugehörigen  Ausschnitt  des 
Schiebers  wird  die  Bewegung  der  Weichen- 
verbindungsstange und  damit  das  Umstellen  der 
Weiche  verhindert. 

In  Abb.  1Q9  ist  ein  anderes  an  der  Weichen- 
stellvorrichtung angebrachtes  Handschloß,  das 
Weichenbockschloß  dargestellt,  mit  dem  die 
Weiche  in  einer  bestimmten  Stellung  oder  bei 
Verwendung  eines  Doppelschlosses  auch  in 
beiden  Stellungen  verschlossen  werden  kann. 
Der  Handhebel  der  Weiche  steuert  einen 
Schieber,  dessen  Bewegung  von  einer  Endlage 
in  die  andere  durch  Vorschieben  des  Schloß- 
riegels verhindert  werden  kann.  Durch  Schließen 
des  Schlosses  kann  daher  eine  bestimmte  Lage 
der  Weiche  gesichert  werden.  Der  Schlüssel  ist 
dann  abziehbar.  Dagegen  ist  das  Schloß  gesperrt, 
wenn  die  Weiche  nicht  die  Stellung  einnimmt, 
die  das  Weichenbockschloß  sichern  soll. 

Auf  den  früher  preußisch-hessischen  Bahnen 
ist  für  dauernde  Sicherung  von  Handweichen  und 
als  vorübergehende  Sicherung  von  fernbedienten 
Weichen  ein  an  der  Backenschiene  anzu- 
bringendes Weichenhandschloß  eingeführt. 
Es  ist  für  Weichen  mit  Hakenschloß  (s.  Bd.  VI, 
S.  73)   gebaut,    da    auf    diesen    Bahnen    seit 


Abb.  199.  Weichenbockschloß. 
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langer  Zeit  nur  noch  Weichen  mit  Hakenschloß 
beschafft  werden.  Das  Schloß  legt  die  ab- 
liegende Weichenzunge  unmittelbar  und 
die  anliegende  mittelbar  durch  die 
Zungenverbindungsstange  sowie  den  Haken 
des  Weichenhakenschlosses  fest.  Der  Haken, 
der  die  anliegende  Zunge  mit  der  Backen- 
schiene verklammert,  kann  nicht  bewegt,  also 
diese  Zunge  auch  nicht  entriegelt  werden, 
wenn  die  abliegende  Zunge  durch  das  Weichen- 
handschloß  festgelegt  ist.  Ist  die  Zungen- 
verbindungsstange oder  ein  Teil  des  Weichen- 
hakenschlosses beschädigt  oder  abgenommen, 
durch  den  Verschluß  der  abliegenden  Zunge 
die  anliegende  Zunge  also  nicht  mehr  gesichert. 


Abb.  200.  Weichenhandschloß.   Auf  den  preußischen  Strecken  der 
Reichsbahn  übliche  Bauart. 


SO  muß  neben  dem  Handverschluß  der  ab- 
liegenden Zunge  auch  die  anliegende  besonders 
gesichert  werden.  Hierzu  ist  eine  andere  Vor- 
richtung, die  Zungensperre  vorhanden. 

Das  preußische  Einheitsweichenhandschloß 
ist  ein  Schubriegelschloß,  das  in  einem  Gehäuse 
aus  Flußeisenformguß  untergebracht  ist.  Es 
wird  an  der  Außenseite  des  Gleises  mit  2 
Schraubbolzen  an  den  Steg  der  Backenschiene 
angeschraubt.  Die  Befestigung  ist  derart,  daß 
beim  Verschließen  des  Schlosses  auch  das 
ganze  Schloß  am  Gleis  festgeschlossen  wird. 
Die  abliegende  Zunge  wird  dadurch  festgelegt, 
daß  der  Schubriegel  durch  den  Steg  der 
Backenschiene  hindurch  in  die  Lücke  zwischen 
diese  und  die  Weichenzunge  geschoben  und 
in  dieser  Lage  durch  einen  Schließriegel  fest- 
geschlossen wird.  Abb.  200  läßt  die  Anbringung 
des  Schlosses  an  der  Schiene  und  rechts  von 
der  Schiene  den  Schubriegel  erkennen.  Durch 


besondere  Vorrichtungen  ist  es  unmöglich 
gemacht,  daß  das  Schloß  verschlossen  und  der 
Schlüssel  abgeliefert  werden  kann,  ohne  daß 
der  Schubriegel  sich  im  Schloß  befindet  und 
die  Weiche  ordnungsmäßig  festgelegt  ist.  Das 
Schlüsselloch  ist  so  angeordnet,  daß  der 
Schlüssel  nur  bei  verschlossenem  Schloß  heraus- 
gezogen und  eingesteckt  werden  kann.  Zum 
Schutz  gegen  Regen,  Schnee  und  Staub  ist 
das  Schlüsselloch  durch  eine  Schutzklappe 
überdeckt.  Für  die  Schlüssel  sind  24  ver- 
schiedene Bartformen   vorhanden. 

Die  zum  Anbringen    des    Schlosses  für  die 

Befestigungsbolzen  und  den  Schubriegel  in  den 

Backenschienen  erforderlichen  Löcher  sind  bei 

den  neu  zur  Anlieferung  kommenden 

Weichen  bereits  vorhanden. 

Nach  den  für  die  preußisch-hessi- 
schen Staatsbahnen  erlassenen  Vor- 
schriften über  die  Einrichtung  von 
Handverschlüssen  und  für  die  Auf- 
bewahrung der  Schlüssel  soll  für  jedes 
Schloß  immer  nur  ein  Schlüssel  in 
Benutzung  sein.  Ein  zweiter  Schlüssel 
soll  als  Ersatzschlüssel  unter  Bleisiegel- 
verschluß an  einem  Schlüsselbrett 
(Abb.  201)  aufgehängt  werden.  Die 
Schlüsselgriffe  werden  50  mm  breit 
und  25  mm  hoch  hergestellt  und  er- 
halten einen  Einschnitt  an  der  oberen 
Seite  des  Griffs  und  ein  Loch  im 
Griff,  denen  Stifte  im  Schlüsselbrett 
entsprechen.  Die  Einschnitte  und 
Löcher  sind  bei  jedem  Griff  verschie- 
den, so  daß  jeder  Schlüssel  sich  nur  an 
.  ^  einer  bestimmten  Stelle  des  Schlüssel- 

eutschen 

bretts  aufhängen  läßt.  Die  Schlüssel 
müssen  sich  stets  an  der  vorgeschriebe- 
nen Stelle  am  Schlüsselbrett  befinden,  sofern  sie 
nicht  zur  Bedienung  oder  Unterhaltung  der 
Weichen  gebraucht  werden.  Eine  Zugfahrt  darf 
nur  zugelassen  werden,  wenn  der  Fahrdienst- 
leiter persönlich  festgestellt  hat,  daß  die  zu- 
gehörigen Schlüssel  am  Schlüsselbrett  hängen, 
oder  wenn  ihm  vorschriftsmäßig  gemeldet  ist, 
daß  die  zugehörigen  Schlüssel  an  der  dafür 
bestimmten  Stelle  am  Brett  angebracht  sind. 

Neben  dem  Weichenhandschloß  wird  auf 
den  preußisch-hessischen  Bahnen  zur  vorüber- 
gehenden Sicherung  von  Weichen  gegen  un- 
zeitiges Umstellen  auch  die  sog.  Zungen- 
sperre verwendet.  Sie  besteht  aus  einem  aus 
Schmiedeeisen  oder  Stahlguß  hergestellten 
Bügel,  der  mittels  einer  durch  ein  Handrad 
drehbaren  Spindel  an  die  Backenschiene  allein 
oder  an  die  Backenschiene  und  die  Weichen- 
zunge zusammen  angeklemmt  werden  kann 
(Abb.  202  u.  203).  Im  ersten  Fall  verhindert  die 
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Ziigrichhing 


von  X  nach  Gleis  2 


vflMYnach  GKms  :? 


Zungensperre  die  Bewegung  der  abliegenden 
Zunge  nach  der  Backenschiene  hin,  im  zweiten 
Fall  hält  sie  die  anliegende  Zunge  an  der 
Backenschiene  fest.  Das  unbefugte  Abnehmen 
der  Zungensperre  wird  durch  einen  Verschluß- 
schieber verhindert,  der  durch  den  Kopf  des 
Bügels  und  einen  der  6  Schlitze  des  Hand- 
rades (Abb.  204)    gesteckt    und 

durch  ein  Vorhängeschloß  oder      , LoL — 

ein    angebautes    Schloß     gegen      ' 
Herausziehen  gesichert  wird.  i 

Mit  der  Zungensperre  kann 
hiernacli  sowohl  die  anliegende 
wie  die  abliegende  Weichen- 
zunge festgelegt  werden.  Ist  die 
zu  verschließende  Weiche  und 
ihr  Hakenschloß  in  Ordnung,  so 
wird  die  Zungensperre  stets  so 
angelegt,  daß  sie  die  abliegende 
Zunge  sperrt.  Sie  genügt  dann 
zum  Festlegen  beider  Zungen. 
Bei  parallel  geschalteten  doppel- 
ten Kreuzungsweichen  reicht  auch 
eine  Zungensperre  an  einer  ab- 
liegenden Zunge  zur  Festlegung 
aller  4  an  dem  einen  Ende  der 
Kreuzungsweiche  liegenden  Zun- 
gen aus.  Ist  dagegen  das  Haken- 
schloß oder  die  Stellvorrichtung 
der  zu  verschließenden  Weichen 
nicht  in  Ordnung,  so  muß  die 
abliegende  Zunge  durch  ein 
Weichenhandschloß  oder  eine 
Zungensperre  und  außerdem  die 
anliegende  Zunge  durch  eine  Zungensperre 
festgelegt  werden. 

Soll    eine    Handweiche    von    einem    Block- 
werk oder  einem  Hebelwerk  abhängig  gemacht 


Das  Blockschloß  wird  am  Blockuntersatz 
so  eingebaut,  daß  der  Schloßriegel  sich  einem 
an  der  Obertragungsstange  des  Blockfelds  an- 
gebrachten Knaggen  gegenüber  befindet,  wenn 
das  Feld  geblockt  ist.  Dieser  Knagge  ver- 
hindert bei  geblocktem  Feld  das  Umdrehen 
und  somit  auch  das  Herausziehen  des  Schlüssels. 


Weichen  und  Gleissperren  / 
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Abb.  201.     Schlüsselbrett. 
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Abb.  202.  Sperrung  der  abliegenden  Zunge. 

Zungensperre. 
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Abb.  203.  Sperrung  der  an- 
liegenden Zunge. 


a)  Mit  Vorhängschloli.  b)  Mit  angebautem  Schloß. 

Abb.  204.  Stellrad  der  Zungensperren. 

werden,  so  wird  an  diesem  ein  Abhängigkeits- 
schloß -  ein  Blockschloß  oder  ein  Hebelwerk- 
scüloß  —  angebracht,  in  dem  der  zum  Weichen- 
handschloß gehörige  Schlüssel  in  der  Grund- 
stellung steckt. 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Das  diesem  geblockten  Feld  entsprechende 
entblockte  Feld  an  anderer  Stelle  ist  ein 
Zeichen  dafür,  daß  die  Weiche,  zu  der  der 
Schlüssel  des  Blockschlosses  gehört,  verschlossen 
ist.  Bei  entblocktem  Feld  steht  die  Ober- 
tragungsstange mit  dem  Knaggen  hoch. 
Der  Schlüssel  kann  nunmehr  umgedreht 
und  herausgezogen,  die  Weiche  also  um- 
gestellt werden.  Das  Blocken  des  Feldes 
ist  dann  au*;geschlossen. 

Das    H  ebel  werkschl  oß    wird    auf 
einem     Hebclplatz    der    Hebelhank    zu- 
sammen   mit  einem  zweiarmigen     Hebel 
angebracht,    der    einen    Verschlußbalken 
steuert.     Der    Schlüssel     im    Hebelwerk- 
schloß kann  nur  umgedreht  und  aus  dem 
Schloß  herausgezogen  werden,  wenn  der 
Hebel  angehoben  wird.  Dieses  Anheben 
wird    verhindert,    wenn    der   Verschluß- 
balken  durch    einen    umgelegten  Fahrstraßen- 
hebel gesperrt    ist.    Solange  dies  der  Fall    ist, 
kann  daher  der  im  Hebelwerkschloß  sitzende 
Schlüssel   nicht  herausgezogen  und  zum   Um- 
stellen   einer    Weiche    benutzt    werden.     Bei 
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Weichenverschlußvorrichtungen.   ~   Weissenbach. 


abgezogenem  Schlüssel  ist  aber  durch  den 
mittels  des  Schloßriegels  angehobenen  Hebel 
der  Verschlußbalken  in  eine  Lage  gebracht, 
die  das  Umlegen  des  Fahrstraßenhebels  und 
das  Ziehen  des  zugehörigen  Signals  verhindert. 

Vielfach,  besonders  bei  vorübergehenden 
Anlagen,  sind  auch  sog.  Wechselschlösser 
angewendet.  Ein  solches  Schloß  enthält  zwei 
Schließvorrichtungen.  Soll  ein  Schlüssel  aus 
dem  Schloß  entfernt  werden,  so  muß  durch 
einen  anderen  die  Weiche  in  einer  bestimmten 
Lage  verschlossen  sein.  Der  abgezogene 
Schlüssel  kann  verwendet  werden,  um  ein  an 
einer  anderen  Weiche  befindliches  Wechsel- 
schloß zu  schließen  und  damit  einen  zweiten 
Schlüssel  freizumachen,  mit  dem  dann  bei 
einer  dritten  Weiche  u.  s.  w.  in  gleicher  Weise 
wie  vorher  verfahren  —  oder  schließlich  etwa 
auch  der  ein  Signal  freigebende  Fahrstraßen- 
hebel in  einem  Stellwerk  aufgeschlossen  werden 
kann.  Solche  Folgeabhängigkeiten  lassen  sich 
übrigens  in  gewissem  Umfang  auch  unter 
Benutzung  der  Einheitshandschlösser  hersteilen. 

Hoogen. 

Weichselbahn,  eine  Eisenbahn  in  Russisch- 
Polen  gelegen,  jetzt  zum  nunmehrigen  polni- 
schen Staat  gehörig,  als  Privatbahn  konzes- 
sioniert, seit  189S  von  Rußland  verstaatlicht. 
Die  Hauptlinie  in  der  Länge  von  434  Werst, 
eröffnet  1877,  geht  von  der  Station  Kowel 
der  russischen  Südwestbahnen  über  die 
Warschauer  Vorstadt  Praga  in  der  Richtung 
auf  Danzig  zum  Anschluß  in  der  Station  Mlawa. 
In  ihrem  Lauf  nimmt  die  W.  auf:  die  Brest- 
Chelmer  Staatsbahn  in  der  Station  Chelm  und 
die  Iwangorod-Dqbrowaer  Bahn  in  der  Station 
Iwangorod,  von  wo  sie  auch  Verbindung  mit 
der  verstaatlichten  Warschau -Terespoler  Bahn 
durch  die  57  Werst  lange  Seitenstrecke  Iwan- 
gorod-Luköw  erreicht.  Von  der  Station  Praga- W. 
führt  dieihrgehörende  Warschauer  Verbindungs- 
bahn über  die  überbrückie  Weichsel  nach 
dem  linken  Ufer  zur  Station  Warschau  der 
normalspurigen  Warschau-Wiener  Bahn,  ferner 
auf  dem  rechten  Ufer  zur  Station  Praga  der 
Warschau-Terespoler  Bahn.  Außerdem  zweigt 
von  der  Station  Praga-W.  ein  Verbindungsgleis 
zum  Bahnhof  derSt.  Petersburg- Warschauer  Linie 
der  Großen  russischen  Eisenbahngesellschaft  ab. 
Die  BetriebslängederW.  beträgt  522  Werst  (Tarif- 
länge 511  Werst).  Die  W.  ist  eingleisig  in  der 
breiten  Spurweite,  sie  besitzt  ein  zweites  normal- 
spuriges  Gleis  von  18  Werst  Länge,  auf  der 
Verbindungsbahn  14  Werst  und  auf  der  Grenz- 
strecke Mlawa- Mlawka  4  Werst. 

Die  Gesamtkosten  der  Anlage  beliefen  sich 
auf  24,584.160  iWetallrubel.  Am  I.Januar  1QI2 
ging    die    W.    in    den    Besitz    und    die    Ver- 


waltung des  Staates  über.  Die  Abfindung  der 
Aktionäre  erfolgte  auf  Grund  der  Konzession. 

Weinwagen  s.  Kesselwagen. 

Weissenbach,  Placid,  der  erste  Präsident 
der  Generaldirektion  der  Schweizerischen 
Bundesbahnen,  hat  bei  der  Verstaatlichung  der 
5  schweizerischen  Hauptbahnen  einen  hervor- 
ragenden Einfluß  ausgeübt.  Wurde  am  29.  März 
1841  in  Bremgarten  (Aargau)  geboren  und  starb 
am  7.  September  1914  in  Aarau.  Nach  Verlassen 
des  aargauischen  Gymnasiums  besuchte  er  die 
Universitäten  von  Heidelberg,  München  und 
Berlin,  bestand  1862  das  aargauische  Staats- 
examen und  ließ  sich  nach  einem  dreimonatigen 
Aufenthalt  in  Paris  in  Bremgarten  als  Anwalt 
nieder.  1 868  wurde  er  in  den  Großen  Rat  des  Kan- 
tons gewählt,  dessen  Vorsitz  er  1872  führte,  und 
im  gleichen  Jahre  in  den  schweizerischen  National- 
rat. Schon  damals  nahm  er  an  aargauischen 
Eisenbahnbestrebungen  warmen  Anteil.  In  1874 
trat  er  jedoch  von  seinen  bisherigen  politischen 
Stellungen  zurück,  um  als  Generalsekretär  der 
Schweizerischen  Zentralbahn  in  Basel  in  den 
Dienst  dieser  Gesellschaft  zu  treten.  1879  rückte 
er  zum  Mitglied  des  Direktoriums  vor,  dessen 
Vorsitz  er  von  1888  bis  1896  führte.  Gleich- 
zeitig wurde  er  in  Basel  Mitglied  und  1890 
Präsident  des  Großen  Rates.  In  diesen  Stellungen 
hatte  er  Gelegenheit,  sich  mit  allen  Verhältnissen 
der  schweizerischen  Hauptbahnen  vertraut  zu 
machen,  ohne  die  Berührung  mit  dem  politischen 
Leben  zu  verlieren ;  dies  befähigte  ihn,  als  er  1 897 
als  administrativer  Direktor  des  Eisenbahn- 
departements in  den  Dienst  des  Bundes  trat,  be- 
sonders zu  dem  Erfolg  der  damals  (s.  Schweizer 
Eisenbahnen)  wieder  aufgenommenen  Verstaat- 
lichungsaktion wesentlich  beizutragen.  W.  war 
Verfasser  des  Entwurfes  der  Verstaatlichungsbot- 
schaft. Bei  der  Durchführung  der  Verstaatlichung 
leistete  W.  dem    Bunde    die   größten    Dienste. 

Es  war  deshalb  gegeben,  daß  er  in  der 
erstgewählten  Generaldirektion  den  Vorsitz 
erhielt,  den  er  bis  zu  seinem  Rücktritt  im 
Jahre  1911  innehatte.  W.  war  auch  literarisch 
hervorragend  tätig.  Im  .Arch.  f.  Ebw.  erschienen 
von  ihm  1898  eine  Darstellung  der  Entwicklung 
der  Eisenbahnfrage  in  der  Schweiz,  1904  und 
1905  eine  solche  über  die  Durchführung  der 
Verstaatlichung  und  1912  über  den  Abschluß 
der  Verstaatlichung  der  Hauptbahnen  und 
10  Jahre  Staatsbetrieb.  1913/1914  erschien  sein 
Werk„DieEisenbahnenderSchweiz"undendlich 
in  seinem  Todesjahr  die  Lebensgeschichte  seines 
Vaters,  zu  dessen  hundertjährigem  Geburtstag. 
Diese  Schrift  enthält  zugleich  eine  Familien- 
geschichte und  läßt  seinen  eigenen  Charakter, 
seine  Arbeitskraft  und  seine  idealen  vater- 
ländischen Ziele  verstehen.  Dietler. 


Weissensteintunnel.        Wengernaipbahn. 
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Weissensteintunnel.  Der  36988  m  lange, 
eingleisige  Tunnel  (Abb.  205)  liegt  auf  der  Bahn- 
strecke Solothurn-Münster  (Schweiz),  zwischen 
den  Stationen  Gänsbrunnen-Nord  (722  rn  ü.  M.) 
und  Oberdorf-Süd  (658-6  tn  ü.  M.)  in  ein- 
seitigem Gefälle  von  Nord  nach  Süd  mit  18%», 
nur  ein  kurzes  Stück  auf  der  Nordseite  in  der 
Wagrechten.  Der  Tunnel  ist  gerade  bis  auf 
120  m  am  Südausgange,  der  in  einen  Bogen 
von  300  in  Halbmesser  gelegt  werden  mußte. 
Der  Tunnel  durchfährt  Tertiär,  der  Hauptsache 
nach  Jura  (Malm,  Dogger  und  Lias),  auch 
Trias  (Keuper  und  Muschelkalk).  Mit  den  Arbeiten 
wurde  Ende  Dezember  1903  auf  der  Südseite 
begonnen;  der  Sohlstollen  als  Richtstollen  mit 
etwa  6  rn-  Querschnitt  wurde  in  der  Steigung 
nach  kurzer  Handbohrung  mit  Preßluftstoß- 
bohrmaschinen Bechem  und  Reetmann 
(3  Stück  vor  Ort)  mit  größten  Tagesfortschritten 
von    8  in    und    etwa    4  in    Durchschnittsfort- 


Abb.  205.  Weissensteintunnel. 

schritten  aufgefahren.  Die  erforderliche  Kraft 
zur  Erzeugung  der  Preßluft  (normaler  Betriebs- 
druck 7  Atm.)  lieferte  das  Elektrizitätswerk 
Wangen.  Von  der  Nordseite  ist  nur  eine  kurze, 
im  Gefälle  liegende  Stollenstrecke  von  etwa 
292  m  mit  Handbohrung  aufgefahren  worden. 
Der  Durchschlag  erfolgte  am  23.  September  1 906 
3406  in  vom  Nordportal  entfernt  mit  49  mm 
Seiten-  und  1 1  mm  Höhenabweichung.  Die 
Tunnelgerade  konnte  unmittelbar  über  Berg 
abgesteckt  werden.  Zur  Lüftung  dienten  3  ge- 
kuppelte Lüfter,  Sulzer,  die  die  Luft  in  Leitungen 
von  600  mm,  in  der  Arbeitsstrecke  350  mm 
Durchmesser,  in  den  Tunnel  drückten.  Der 
Vollausbruch  erfolgte  großenteils  nach  der 
Firstschlitzbauweise;  nur  im  nicht  standfesten 
Gebirge,  wo  der  Firstschlitz  größere  Auszim- 
merung erforderte,  hat  man  einen  Firststollen 
vorgetrieben,  von  dem  aus  der  Vollausbruch 
vorgenommen  wurde.  Die  Ausmauerung  ge- 
schah im  günstigen  Gebirge  meist  mit 
Gewölbestärken  von  0-4  in  und  Widerlag- 
stärken von  0-5  -  0  6  m  in  Kalkbruchsteinen 
in  Kalkmörtel,   in  nassen  Strecken  in  Zement- 


mörtel. In  imgünstige  Strecken  wurden  Qe- 
wölbestärken  von  0'5  m  und  Widerlag- 
stärken von  0'7  -  08 /w  verwendet,  auch  in 
Betonformsteinen.  Sohlgewölbe  sind  stellen- 
weise eingezogen  worden,  wo  sich  nachträglich 
stärkere  Bewegungen  der  Widerlager  nach 
innen  zeigten,  was  namentlich  in  den  üips- 
strecken  der  Fall  war.  Was  die  Wasserver- 
hältnisse betrifft,  so  war  etwa  Vj  der  Tiinnel- 
länge  trocken.  Stärkere  Quellen  kamen  in  ge- 
ringer Zahl  vor;  zumeist  war  es  Oberflächen- 
wasser, das  dem  Tunnel  zufloß,  stellenweise 
bis  100  //Sek.  Es  wurde  daher  der  raschen 
und  zweckmäßigen  Wasserabführung  größte 
Aufmerksamkeit  zugewendet.  Der  Gesamtwasser- 
abfluß am  Südmunde  wurde  während  des 
Sohlstollenvortriebes  bis  400  //Sek.  beobachtet. 
Die  Gesamtkosten  des  Tunnels  werden  mit 
3,691.273  Fr.,  daher  der  laufende  Meter  mit 
998  Fr.  angegeben. 

Literatur:  Luder,  Der  Bau  der 
Weissensteinbahn.  Schwz  Bauztg. 
1911.  — Winkler,Therailway  tiuinels 
of  Switzerland.  Transactions  of  the 
Interna;.  Engineering  Congress  IQl^. 
Paper  No.  85.  Dolczalek. 

Wendelsteinbahn.      Diese 

gemischte  Reibungs-  und  Zahn- 
bahn mit  1  m  Spurweite  verbin- 
det   den   Bahnhof   Brannenburg 
(472-6  m  ü.  M.)  der  Bahn  Mün- 
chen -Rosenheim -Kufstein -Inns- 
bruck    mit     dem     Endbahnhof 
Wendelstein    (17236/«    ü.  M.), 
der     noch    WA  m     unter     dem 
1838  zw   hohen  Aussichtspunkt  angelegt  wurde. 
Die  Reibungsstrecken    mit   einer  Größtnei- 
gung    von  37%(,  sind   zusammen  39  km,    die 
Zahnstrecken    mit    235 %(,    Größtneigung    sind 
zusammen  5'8  km  lang. 

Der  Betrieb  erfolgt  mit  Gleichstrom  von 
1 500  Volt  und  1 7-4 / schweren  und  44 m langen 
gemischten  Reibungs-  und  Zahnradlokomotiven 
mit  2  Motoren  von  je  100  PS.  Dauerleistung, 
die  mit  3  verschiedenen  Bremsen  versehen 
sind. 

Auf  der  Größtsteigung  beträgt  der  Zahndruck 
8700  kg;  auf  ihr  können  2  Anhängewagen  von 
zusammen  188/  und  mit  7Ä/n/Std.-Geschwin- 
digkeit  gezogen  werden. 

Literatur:  Schwz.  Bauztg.   1915.  Dolezalek. 

Wendeschemel  s.  Drehschemel. 
Wengernaipbahn  (Schweiz).    Großartige, 
am  Nordfuße   der  Jungfrau   sich    hinziehende, 
1893  eröffnete  Zahnbahn  nach  System  Riggen- 
bach. 

Nachfolgend  sind  die  wesentlichsten  An- 
gaben in  bezug  auf  Längen-,    Höhen-   und 
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Wengernaipbahn.        Werkstätten. 


SteigungsverhältnissedereinzelnenStrecken 
zusammengestellt: 


c 

Entfernung 

in  Metern 

3 

wagrectit 
in  Metern 
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SS 
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'^fc 

799 

Lauterbrunnen 

_ 

478 

12-51 

30 

3821 

1277 

Wengen  .... 

3-827 

600 

13-36 

30 

449U 

1877 

Wengerenalp  . 

8-311 

187 

8-63 

20 

2164 

2064 

Scheidegg.  .  . 

10-475 

446 

10-83 

30 

411b 

1618 

Alpligen.  .  .  . 

14-593 

67?, 

19 

31 

3541 

946 

Grund 

18-134 

PI 

9-30 

8 

978 

1037 

Grindelwald   . 

19112 

Von  der  Station  Scheidegg  zweigt  die 
jungfraubahn  ab.  Die  Spurweite  beträgt 
SOc/w.  Der  kleinste  Bogenhalbmesser  beträgt 
60  m.  Die  Höchststeigung  von  25%  kommt 
im  ganzen  auf  11-2%  der  ganzen  Länge  vor.  [ 
Die  Zahnstange  wurde  nach  einem  Patent  j 
der  Maschinenfabrik  Bern  in  verschiedener 
Richtung  praktisch  verbessert.  In  den  Jahren  1 907 
bis  1910  wurde  von  Lauterbrunnen  bis  Wengen 
eine  neue  Linie  mit  1 8 %» Höchststeigung  gebaut, 
die  sog.  Winterbetriebslinie;  die  alte  Linie  wird 
für  die  Talfahrt  noch  mitbenutzt. 

Seit  1910  ist  die  Bahn  zum  elektrischen  Be- 
trieb mit  Gleichstrom  übergegangen,  den  sie 
aus  dem  Kraftwerk  Burglauenen  der  Jungfrau- 
bahn bezieht.  Die  Fahrstromspannung  beträgt 
1500  Volt.  Die  elektrischen  Lokomotiven  haben 
je  2  Serienmotoren  mit  750  Volt  Spannung  und 
je  150  PS.  Leistung  eines  Motors.  Die  Fahr- 
geschwindigkeit beträgt  8-5  km/Std.,  wobei 
auf  25  %o  Steigung  zwei,  und  auf  18%»  Stei- 
gung drei  Personenwagen  mitgeführt  werden 
können. 

Seit  Januar  1916  besteht  eine  Betriebsgemein- 
schaft mit  der  Jungfraubahn,  deren  Direktion 
auch  den  Betrieb  der  W.  leitet.  Die  W.  hat  von 
Lauterbrunnen  bis  Wengen  Jahresbetrieb,  von 
dort  bis  Grindelwald  nur  Saisonbetrieb,  von 
Wengen  bis  Scheidegg  zeitweise  auch  Sport- 
betrieb im  Winter. 

Literatur:  Strub,  Wengerenalpbahn,  Schwz. 
Bauztg.,  Zürich  IS'vS.  Die  elektrischen  Lokomotiven 
der  Wengernaipbahn,  Schwz.  Bauztg.,  Zürich   1910. 

Luder. 

Werkmeister  s.  Beamte,  Betriebswerk- 
meister und  Werkstättendienst. 


Werkstätten  der  Eisenbahnen  (railway 
works;  atiliers  des  chemins  de  fer;  officine 
costruzioni  ferro viarie). 

Inhaltsübersicht.  L  Arbeitsbereich,  Einteilung 
derWerkstätten,  Wahl  des  Anlageortes.  -  ll.Aufgaben 
und  Gliederung.  -   III.  Unterteilung.  -   IV.  Wahl 
der  Betriebsformen.   1.  WerksläUen  mit  Querständen ; 
2.  Werkstätten  mit  Längsständen.    -    V.  Grundriß- 
anordniing.  -  VI.  Größenverhältnisse  im  allgemeinen. 
-  VII.  Abmessungen  und  Einrichtungen  der  Werk- 
stättenabteilungen. A.  Lokoniotivvterkstätten.  1. Richt- 
hallen;    2.    Tenderwerkstätten;     3.    Kesselschmiede; 
4.  Heizrohrwerkstätte;  5.  Schweißanlagen;  6.  Kupfer- 
schmiede; 7.  Stangenschlosserei,  Kolben-,  Schieber-, 
Pumpen-,   Armatur-  u.  s.  w.    Werkstätte;    8.  Blech- 
bearbeitung; 9.  Wägevorrichtungen  für  Lokomotiven. 
B.  Wagenwerkstätten.    1.  Richthallen;    2.  Holzbear- 
beitungswerkstätte; 3.  Sattlerei,  Polsterei,  Tapeziererei 
und  Glaserei;  4.  Lackiererei.  C.  Schmiede;  D.  Drehe- 
rei, Räderdreherei  und  Werkzeugmacherei,  Zusammen- 
stellung    der    erlorderlichen     Werkzeugmaschinen; 
E.    Gießerei;    F.    Klempnerei;    G.    Abkochanlage; 
H.  Preßl.ifianlage;  /.  Magazin  (Stofflager);   K.  Alt- 
stoffverwertung;    L     Werkstätten    zur    Wiederher- 
stellung von  Kupplungen;  yM.  Werkstätten  zur  Wieder- 
herstellung von  Buffern;  N.  Materialprüfungsanlage; 
O.  Kraftversorgung;    P.  Azetylen-    und    Sauerstotf- 
versorgung;    Q.  Lehrlingswerkstätte;    R.  Elektrische 
Werkstätte;    S.    Verwaltungsgebäude;    T.    Pföitner- 
gebäude,  Bade-  und  Speisehaus;  U.  Arbeiterwasch- 
und    Ankleideräume;     V.    Spritzenhaus;     W.    Fern- 
sprechnetz, Uhren,  Wächterkontroile.  —  VIII.  Hebe- 
und  Transportvorrichtungen.   -   IX.  Schiebebühnen 
und  Drehscheiben.  -  X.Schmalspurbahnen.  -XL  Be- 
leuchtung.   -    XII.   Heizung.    -    XIII.  Wawerver- 
sorgung  und  Entwässerung.  -  XIV.  Bauliche  Durch- 
bildung   der   Werkstättenanlagen.   —  XV.  Weichen- 
vierkstätten.   -   XVI.  Bauwerkstätten.   -    XVII.  Um- 
zäunung.   -    XVIII.   Arbeiterwohnu"gen.    -    XIX. 
Werkstätten    für    elektrisch    betriebene    Bahnen.  - 
XX.  Betriebswerkstätten.  -  XXI.  Baukosten  -  XXIl. 
Angaben  über  die  auf  den  Tafeln  dargestellten  Werk- 
stätten. 

W.  der  Eisenbahnen  dienen  zur  Wieder- 
herstellung und  regelmäßigen  Untersuchung 
der  Fahrzeuge  und  der  mechanischen  Einrich- 
tungen. Anfänglich  wurden  größere  Ausbesse- 
rungen den  privaten  Lokomotiv-  und  Wagen- 
bauanstalten übertragen.  Im  Laufe  der  Zeit 
haben  die  Bahnverwaltungen  unter  Einrichtung 
eigener  W.  die  Ausbesserungen  selbst  über- 
nommen. In  Frankreich,  besonders  aber  in 
England  und  Nordamerika  dienen  die  W.  auch 
dem  Neubau  von  Fahrzeugen. 

Nach  dem  Kriege  haben  viele  Bahnverwal- 
tungen in  großem  Umfange  Privatbetriebe 
aller  Art  zur  Wiederherstellung  der  durch  den 
Krieg  herabgewirtschafteten  Fahrzeuge  m,t 
herangezogen?  um  die  Arbeiten  zu  beschleu- 
nigen" und  um  die  Arbeitslosigkeit  zu  lindern. 
Dfe  Beibehaltung  dieses  in  Deutschland  sorg- 
fältig ausgearbeiteten  Verfahrens  ist  nicht  zu 
empfehlen,  weil  die  Bau-  und  Wirtschafts- 
überwachung kostspielig  und  die  Ausbesserungs- 
kosten nur  schwer  abzuschätzen  sind.  Zur  Ver- 
ringerung dieser  Nachteile  wird  in  Deutschland 
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jedem  Privatwerk  möglichst  nur  noch  eine 
bestimmte  Fahrzeugart  zur  Ausbesserung  zu- 
geteilt. 

Die  Aufgaben  der  \V.  sind  von  Jahr  zu  Jahr 
umfangreicher  und  schwieriger  geworden.  Die 
Fahrzeuge  arbeiten  unter  den  ungünstigsten 
Bedingungen.  Die  Lokomotive  kann  nicht  wie 
die  ortsfeste  Dampfmaschine  auf  festen  Funda- 
menten in  staubgeschütztem  Räume  arbeiten, 
sie  muß  vielmehr  mit  Geschwindigkeiten  bis 
zu  \00  km  auf  schwankendem  Unterbau,  Staub 
aufwirbelnd  und  an  den  Schienenverbindungen 
hammerartig  aufschlagend,  dahinrollen.  Der 
Staub  -  bei  nassem  Wetter  Brei  von  Wasser 
und  Sand  ~  dringt  in  Lager,  Zapfen  und 
Büchsen  ein.  Nur  beste  Wartung  und  Unter- 
haltung schützt  sie  vor  baldiger  Zerstörung. 
Auch  die  Arbeit  an  diesen  verschmutzten  un- 
gleich abgenutzten  Teilen  ist  schvxieriger  und 
unangenehmer  als  jede  andere  Ausbesserungs- 
arbeit. 

Der  Wert  der  W.  ist  nicht  überall  genügend 
gewürdigt  worden.  Sie  wurden  vielfach  als 
notwendiges  Übel  angesehen.  Man  sah  nur, 
daß  sie  Ausgaben  verursachten,  nicht  aber 
Einnahmen  brachten.  Ihre  Verwaltung  und  Aus- 
stattung entspricht  wohl  deshalb  nicht  überall 
der  Bedeutung,  die  man  ihnen  im  wirtschaft- 
lichen Interesse  beilegen  muß.  Erst  die  außer- 
ordentlich gewachsenen  Ausgaben  für  die 
Unt  rhaltung  der  Fahrzeuge  in  den  W.  seit 
dem  Kriegsende  haben  zu  gründlicher  Prü- 
fung des  Werkstättenbetriebs  in  technischer 
und  wirtschaftlicher  Hinsicht  veranlaßt;  sie 
fordern  ein  Durchdringen  der  Verwalung  mit 
kaufmännisch-technischem  Geiste.  Die  auch  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  bedeutsamen  Ver- 
besserungen an  den  Fahrzeugen  sowie  der 
umgestaltende  Einfluß  der  elektrischen  Kraft- 
übertragung auf  die  Werkzeugmaschinen-  und 
Fördereinrichtungen  geben  den  W.  ein  völlig 
neues  Gepräge.  Es  sei  hier  nur  an  die  Ein- 
führung des  Heißdampfes  im  Lokomotivbau, 
an  den  Bau  eiserner  Personenwagen,  an  die 
Unabhängigkeit  elektrisch  betriebener  Werk- 
zeugmaschinen von  Wellenleitungen  und  Vor- 
gelegen erinnert.  Die  Einführung  leistungs- 
fähiger Krane  mit  elektrischem  Betrieb  hat  die 
Frage  der  Beförderung  der  Fahrzeuge  über 
andere  hinweg  an  Stelle  der  platzraubenden 
Schiebebühnen  aufgerollt.  Die  mannigfaltigen 
Förderaufgaben  werden  in  neueren  W.  fast 
ausschließlich  durch  maschinelle  Einrichtungen 
gelöst,  da  menschliche  Kräfte  hierfür  meistens 
auch  nicht  mehr  ausreichen.  Sei  es  auf  Arbeits- 
oder Lagerplätzen,  in  W.  oder  Montagehallen, 
überall  handelt  es  sich  um  Vereinfachen  und 
Erleichtern    des   Verkehrs,    um    Beschleunigen 


der  Erzeugung,  Ausnützen  der  zu  Gebote 
stehenden  Räumlichkeiten  bei  hoher  Beförde- 
rungsgeschwindigkeit und  Betriebssicherheit. 
All  diesen  Anforderungen  entspricht  am  besten 
der  Laufkran  in  seinen  verschiedenen  Aus- 
führungsarten. Von  großer  Bedeutung  sind  in 
neuerer  Zeit  auch  die  Magnetkrane  geworden, 
die  sich  zur  Beorderung  von  Schrott,  Stab- 
eisen, Blechen,  Röhren  ganz  vorzüglich  eignen. 

Doch  auch  die  Einzelarbeit  stellt  die  W. 
vor  neue  Aufgaben:  Wirtschaftliche  Fertigung, 
Ausnützen  aller  maschinellen  Einrichtungen, 
Fristarbeit,  Verwenden  der  Menschen  an 
richtiger  Stelle  auf  Grund  der  Eignungsprüfung, 
Erfassen  der  Selbstkosten  müssen  vornehmste 
Aufgabe  der  Werkverwaltung  werden. 

Beim  Durchbilden  der  Fahrzeuge  muß  mehr 
als  bisher  geachtet  werden  auf  leichte  und 
wirtschaftliche  Wiederherstellbarkeit,  auf  Fort- 
fall aller  entbehrlichen  Nebenausrüstungen, 
deren  wirtschaftlicher  Vorteil  oft  durch  die 
Unterhaltungskosten  aufgehoben  wird.  Be- 
schränkung in  der  Zahl  der  Bauarten,  Normung 
der  Einzelteile  werden  schließlich  mithelfen, 
den  W.  die  mühevolle  und  schwierige  Auf- 
gabe der  wirtschaftlichen  Unterhaltung  und 
Wiederherstellung  der  Fahrzeuge  zu  erleichtern. 

L    Arbeitsbereich,     Einteilung    der    W., 
Wahl  des  Anlageortes. 

Die  Entscheidung  über  den  Arbeitsbereich 
der  W.  hängt  von  der  Größe  des  Bahnunter- 
nehmens und  der  industriellen  Entwicklung 
des  Landes  ab. 

Um  den  Arbeitsbereich  nicht  unnötig  zu 
erweitern,  empfiehlt  es  sich,  die  Herstellung 
von  Ersatzteilen  der  Privatindustrie  zu  über- 
lassen, die  besonders  bei  Reihen-  (Serien-) 
Herstellung  vorteilhafter  arbeiten  kann.  Um 
aber  in  Zeiten  der  Hochkonjunktur  von  der 
Privatindustrie  unabhängiger  zu  sein,  sollten 
große  Bahnverwaltungen  einen  Teil  des  laufen- 
den Bedarfs  selbst  herstellen. 

Die  W.  werden  nach  Zweck,  Umfang  und 
Ausgestaltung  eingeteilt  in  Haupt-,  Neben-  und 
Betriebswerkstätten  (s.  Artikel  Werkstättendienst). 
Den  Haupt-  und  Nebenwerkstätten,  die  sich 
nur  durch  Ausdehnung  und  Ausrüstung  unter- 
scheiden, obliegen  die  größeren  Ausbesserungs- 
arbeiten, insbesondere  die  amtlichen  Unter- 
suchungen, den  Betriebswerkstätten,  zu  denen 
auch  die  einfachen  Stationsschlossereien  und 
Betriebswagenwerkstätten  gehören,  die  kleinen 
laufenden  Arbeiten.  Bei  der  deutschen  Reichs- 
bahn wird  die  Verwaltung  der  Hauptwerkstätten 
und  der  Aufsichtsdienst  der  Betriebswerkstätten 
zurzeit  neu  geregelt.    Diese  umgestalteten  An- 
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lagen  werden  Eisenbahnausbesserungswerke  und 
Eisen bahnbetriebswerke  genannt. 

In  großen  W.  werden  die  Werkzeug-,  ins- 
besondere die  Spezialm.ischinen  sowie  die 
Förder-  und  Hebevorrichtungen  wirtschaft- 
licher ausgenutzt  als  in  kleinen.  W.  von  etwa 
2000  Arbeitern  lassen  sich  noch  von  einem 
Leiter  übersehen. 

Die  Betriebswerkstätten  (auch  Heizhaus- 
werkstätten genannt)  sind  auf  größeren  Loko- 
motivstationen anzulegen.  Betriebswerkstätten 
für  Güterwagen  sind  dort  erforderlich,  wo 
viele  W'agenbeschädigungen  durch  das  Ver- 
schiebegeschäft entstehen,  Betriebswerkstätten 
für  Personenwagen  auf  großen  Personenzug- 
bildungsstationen. Hauptwerkstätten  für  Loko- 
motiven und  Personenwagen  werden  möglichst 
in  der  Nähe  großer  Städte  angelegt,  um  Ar- 
beiterersatz und  Arbeiterwohngelegenheiten  zu 
sichern.  Die  höheren  Anlagekosten  der  W. 
werden  durch  Wegfall  des  Baues  und  der 
X'erwaltung  großer  Arbeiterkolonien  aufge- 
wogen, die  höheren  Löhne  durch  bessere  Arbeit 
der  besser  geschulten  Handwerker.  Längere 
Wege  dieser  Fahrzeuge  zu  und  von  den  W. 
spielen  keine  ausschlaggebende  Rolle,  weil  sie 
bei  geordnetem  Betriebe  den  Hauptwerkstätten 
nur  selten  (ein-  bis  zweimal  jährlich)  zugeführt 
werden  sollten. 

Hauptwerkstätten  für  Güterwagen  müssen 
dagegen  in  der  Nähe  der  Bahnhöfe  ihres 
natürlichen  Zu-  und  Ablaufes  angelegt  werden, 
um  Beförderungskosten  und  Zeitversäumnisse 
möglichst  niedrig  zu  halten.  Bei  den  im  all- 
gemeinen kurzen  Ausbesserungszeiten  dieser 
Fahrzeuge  sind  die  Beförderungszeiten  und 
Wege  ausschlaggebend. 

§  63   der  TV.: 

..Durch  Anlage  eigener,  angemessen  auszustatten- 
der W.  ist  für  den  sicheren  und  schnellen  Vollzug 
der  Arbeiten  zur  Unterhaltung  der  Fahrzeuge  zu 
sorgen. 

Diese  W.  sind  an  den  Hauptpunkten  des  Ver- 
kehrs einzurichten;  bei  neuen  Anlagen  ist  die 
Möglichkeit  einer  späteren  Ausdehnung  zu  berück- 
sichtigen." 

II.   Aufgaben   und   Gliederung. 

Die  Aufgaben  der  W.  bestehen  wie  ange- 
deutet in: 

1 .  Unterhaltung  der  Lokomotiven  und  Tender, 

2.  Unterhaltung  der  Wagen, 

3.  Unterhaltung  der  maschinellen  Anlagen, 
Weichen,  Drehscheiben,  Schiebebühnen,  Wasser- 
werke, Krane,  W'iegevorrichtungen. 

Bei  großem  Fahrzeugbestand  sind  besondere 
W.  für  Lokomotiven,  Personen-  und  Güter- 
wagen zu  empfehlen.  Diese  Sonderung  wird 
n    Deutschland    seit    zwei   Jahrzehnten    ange- 


wendet, weil  sie  zu  sehr  übersichtlichem  Be- 
triebe führt. 

Die  Abteilung  für  Unterhaltung  der  maschi- 
nellen .Anlagen  sollte  besser  einer  größeren 
Betriebswerkstätte  angegliedert  werden,  da  sie 
in  engstem  Zusammenhange  mit  dem  Betriebe 
steht.  Soweit  sie  bisher  an  die  Haupt-  und 
Nebenwerkstätten  angegliedert  wurde,  war  die 
Mitbenutzung  der  größeren  Werkzeugmaschinen 
bestimmend.  Der  fortgeschrittene  Vorrats-  und 
Austauschbau  ermöglicht  das  Bereithalten  so- 
fort verwendbarer  Ersatzteile  und  die  Wieder- 
herstellung auch  besonders  schwieriger  Einzel- 
teile in  jedem  geeigneten  Bahn-  oder  Privat- 
werk. Die  Abtrennung  dieser  Abteilung  ins- 
besondere der  platzraubenden  Weichenwerk- 
statt führt  gleichfalls  zu  der  erstrebenswerten 
Vereinfachung  der  W.  und  der  besseren  Pflege 
der  Fahrzeugunterhaltung. 

Die  Arbeiten  an  den  zu  unterhaltenden 
Lokomotiven  zerfallen  in: 

1.  Die  allgemeine  Hauptausbesserung  mit 
Achswechsel  (Ausbinden  aller  Achsen  zwecks 
Ausbesserung),  Ausbessern  aller  Einzelteile  und 
Beseitigen  leichter  Kesselschäden.  Der  Arbeits- 
gang ist  etwa  folgender: 

Nach  Ablieferung  aller  Geräte  am  Geräte- 
schuppen zum  Ausbessern  und  Lagern  werden 
Tender  und  Lokomotive  äußerlich  mit  heißem 
Wasser  unter  hohem  Druck  abgespritzt.  Asch- 
kasten, Feuerbüchse  und  Rauchkammer  ge- 
remigt. 

In  der  Halle  wird  die  Lokomotive  mit  Kranen, 
vereinzelt  noch  mit  Hebeböcken,  nach  Be- 
seitigung der  hindernden  Bremsteile,  Stangen 
u.  s.  w.  von  den  Achsen  gehoben,  auf  kleine 
Schraubenstützen,  die  auf  gemeinsamen  Quer- 
trägern ruhen,  abgesetzt  und  zum  Nachmessen 
des  Achsstandes  und  der  Zylinderlage  in  wage- 
rechte Lage  gebracht.  Die  noch  schmutzigen 
Einzelteile,  auch  ganze  Drehgestelle  werden 
in  der  Abkocherei  gereinigt.  Der  Hauptrahmen 
wird  auf  Anbrüche  untersucht  und  instand 
gesetzt.  Unrunde,  riefige  oder  sonst  beschä- 
digte Dampfzylinder  \xerden  ausgebohrt,  riefige 
Schieberspiegel  abgerichtet,  Dichtungsflächen 
nachgearbeitet  oder  ersetzt,  Sitzflächen  für  die 
Lager  in  den  Trieb-  und  Kuppelstangen  nach- 
gearbeitet (geschliffen),  Stangen  und  Achs- 
lager ausgegossen,  Sitzflächen  der  Stangenlager 
und  Gleitstücke  der  Achslager  ausgefüttert. 
Zum  Instandsetzen  der  Radsätze  gehört:  Nach- 
drehen der  Radreifen,  Ersatz  loser  und  schwacher 
Radreifen,  sorgfältiges  Prüfen  der  Achsen,  ins- 
besondere der  Achsschenkel  auf  Anbrüche, 
Prüfen  der  Kurbelzapfen  auf  richtige  Winkel- 
stellung, Nachschleifen  der  Achsschenkel  und 
Kurbelzapfen.  Die  Blattfedern  sind  auf  Bruch- 
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stellen  und  auf  festen  Sitz  der  Federlagen  im 
Bund  zu  untersuchen,  nötigenfalls  auszubessern. 
Die  Bremseinrichtungen  sind  nach  den  beson- 
deren Vorschriften  zu  prüfen.  Die  Drehgestelle 
werden  ähnlich  untersucht  wie  die  Rahmen. 
Beim  Zusammenbau  ist  darauf  zu  achten,  daß 
Fremdkörper  aus  den  Zylindern,  Dampfkanälen, 
Rohrleitungen  entfernt  werden.  Dampfzylinder, 
Schiebergehäuse  und  Verteilungskanäle  sind 
mit  Dampf  oder  Preßluft  auszublasen.  Die 
Bekleidungsbleche  an  Zylindern  und  Kessel 
sind  gut  anzupassen,  damit  sie  die  Wärme- 
schutzmasse vor  mechanischer  Beschädigung 
und  Nässe  schützen  und  auch  selbst  wärme- 
schützend wirken. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  gründliches 
Instandsetzen  der  Steuerungsteile.  Abgenutzte 
Bolzen  und  Büchsen  sind  zu  ersetzen,  alle 
Lagerstellen  sorgfältig  zu  berichtigen.  Die 
Steuerung  ist  nach  besonderer  Vorschrift  ein- 
zustellen. Endgültig  ist  sie  unter  Dampf  einzu- 
stellen. Dampfdruckschaulinien  (Diagramme) 
sind  so  oft  wie  möglich  aufzunehmen,  da  vom 
richtigen  Einstellen  der  Steuerung  nicht  nur 
der  ruhige  Gang,  sondern  auch  die  Leistung 
und  die  wirtschaftliche  Dampfausnutzung  der 
Lokomotive  abhängen.  Letztere  wird  ferner 
djrch  genau  gleichachsiges  Einstellen  des  Blas- 
rohrs und  Schornsteins  und  durch  gutes  Ab- 
dichten der  Rauchkammer  gefördert. 

Der  Dampfkessel  ist  nur  äußerlich  zu  unter- 
suchen, falls  der  Befund  nichts  anderes  verlangt. 

2.  Die  „äußere"  und  die  „innere"  Unter- 
suchung (vgl.  auch  §    104  ff.    der  TV.). 

In  Deutschland  soll  die  äußere  Untersuchung 
alle  3  Jahre,  die  innere  Untersuchung  erst- 
malig nach  8  Jahren,  jede  weitere  nach  6  Jahren 
erfolgen.  Die  äußere  Untersuchung  ist  eine 
Hauptausbesserung  mit  Kesseldruckprobe,  bei 
der  nicht  sämtliche  Siede-  und  Rauchrohre 
herausgenommen  werden.  Die  Kesselausbes- 
serung kann  hierbei  oft  auf  Nacharbeiten  der 
Stemmkanten  und  Stehbolzen,  Nachwalzen  der 
Rohre  und  Beseitigen  von  Kesselstein  von  den 
Reinigungsluken  aus  beschränkt  bleiben.  Nur 
zum  Beseitigen  des  Kesselsteins  und  Nach- 
prüfen der  Feuerbüchsenwände  werden  auch 
einige  Stehbolzen  und  Siederohre  entfernt. 
Schließlich  erfolgt  die  amtliche  \)C'asserdruck- 
probe. 

Innere  Untersuchung  ist  eine  Hauptaus- 
besserung unter  Herausnahme  sämtlicher  Siede- 
und  Rauchrohre  mit  nachfolgender  Druckprobe. 
Der  Kessel  wird  innen  und  außen  gründlich 
gereinigt,  alsdann  vom  amtlichen  Kesselprüfer 
auch  innen  untersucht.  Er  bestimmt  den  Umfang 
der  Ausbesserung.  Alle  schadhaften  Nieten,  Steh- 
bolzen und  Ankerschrauben  sind  zu  ersetzen. 


Nötigenfalls  sind  Feuerkisten  und  Kesselschüsse 
ganz  oder  teilweise  zu  erneuern.  Anfressungen 
an  den  eisernen  Kesselblechen  werden  durch 
Aufschweißen  von  Eisen  vor  weiterem  Rosten 
geschützt.  Auch  an  den  kupfernen  Feuerkisten- 
teilen werden  neuerdings  Risse  geschweißt, 
Winkelstücke  an  Stelle  der  aufgenieteten  oder 
geschraubten  Flicken  eingeschweißt.  Stemm- 
kanten durch  Aufschweißen  von  Kupfer  wieder 
hergestellt  u.  s.  w.  Nach  Beseitigen  aller  Mängel 
und  Wiedereinbringen  der  sorgfältig  gereinigten 
und  angeschuhten  Siede-  und  Rauchrohre  er- 
folgt die  amtliche  Wasserdruckprobe  des  Kessels, 
der  vor  seinem  Wiedereinbau  auch  unter  Dampf 
geprüft  werden  sollte.  Jede  ausgebesserte  Loko- 
motive wird  einer  Leerprobefahrt  unterzogen. 
Untersuchungslokomotiven  und  Lokomotiven 
mit  größeren  Ausbesserungen  sind  außerdem 
vor  einem  ausgelasteten   Zuge  zu  erproben. 

Jede  untersuchte  Lokomotive  sollte  des  Rost- 
schutzes wegen  einen  neuen  Anstrich  erhalten. 
Nach  jeder  Hauptausbesserung  ist  die  richtige 
Verteilung  des  Lokomotivgewichts  auf  die  ein- 
zelnen Achsen  auf  besonderen  Wägevorrich- 
tungen zu  prüfen. 

Die  Ausbesserung  der  Tender  erstreckt  sich 
auf  Instandsetzen  des  Rahmens,  des  Laufwerks, 
der  Drehgestelle,  der  Bremse,  Zug-  und  Stoß- 
vorrichtungen, Rohrleitungen  und  des  Wasser- 
kastens. Schadhafte  oder  stark  angerosteteStellen 
sind  durch  Einschweißen  neuer  Blechstücke  zu 
beseitigen. 

Die  Arbeiten    an    den  Wagen    zerfallen   in: 

1.  Gründliche  Ausbesserung  der  im  laufen- 
den Betriebe  schadhaft  gewordenen  Teile,  so 
daß  die  Wagen  bis  zur  nächsten  Untersuchung 
betriebsfähig  bleiben; 

2.  die  bahnamtliche  Untersuchung,  d.  i. 
Prüfen  und  .Ausbessern  der  Untergestelle  und 
Wagenkasten  und  Erneuern  des  Anstrichs. 

Die  Wagen  werden  in  den  W.  mit  Winden, 
Hebeböcken  und  neuerdings  mit  Kranen 
(St.  Wendel,  Sebaldsbrück,  Schwetzingen)  von 
den  Achsen  gehoben.  Achsen,  Drehgestelle, 
Bremsen,  Zug-  und  Stoßvorrichtungen  werden 
in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Lokomotiven 
und  Tendern  behandelt.  Die  richtige  Lage  der 
Achshalter  und  Federnträger  an  den  Rahmen 
ist  durch  Abschnüren  und  Abwinkein  festzu- 
stellen. Die  Achsen  müssen  in  der  Mittellage 
parallel  zueinander  und  senkrecht  zur  Wagen- 
längsachse stehen.  Die  eisernen  Untergestelle, 
die  je  nach  den  Frachten  sehr  unter  Rost 
leiden,  sind  sorgfältig  zu  entrosten  und  wieder 
anzustreichen.  Angerostete  Bekleidungsbleche 
werden  durch  Anschweißen  von  Blechstücken 
ausgebessert.  Die  Holzverzapfungen  sind  aus- 
zubessern,   oder  es   sind  neue  Säulen  u.  s.  w. 
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einzubauen.  Die  Wasserdichtheit  der  Dächer 
ist  zu  prüfen.  Das  innere  der  Personenwagen 
bedarf  sorgfältiger  Nacharbeit;  Heizung,  Lüf- 
tungs-,  Beieuchtungsvorrichtungen,  Fenster, 
Türen  und  Verschlüsse,  Abort-  und  Wasch- 
räume sind  instand  zu  setzen.  Personenwagen 
machen  dann  eine  Probefahrt,  bei  der  auf 
ruhigen  Lauf  der  Wagen  auch  bei  schnellster 
Fahrt,  gute  Wirkung  der  Heizung,  Beleuchtung 
und  der  Breniseinrichtungen   zu  achten   ist. 

lil.  Unterteilung. 
Aus  diesen  Aufgaben  der  W.  ergibt  sich  die 
große    Zahl    von    Einzelbetrieben,    die    nach- 
stehend aufgeführt  sind: 

A.  Lokoniotiv-  und  Tenderwerkstatt.  Richt- 
(Montage-)  Halle,  Kesselschmiede  mit  Küm- 
pelei,  Heizrohrwerkstatt,  Kesselreinigungsanlage, 
Kupferschmiede,  Stangenschlosserei,  Kolben-, 
Schieber-,  Pumpen-,  Armatur-  u.  s.  w.  Werk- 
statt, Bremsprüfeinrichtung,  Blechbekieidung, 
Werkzeugausgabe,  Handmagazine,  Wägevor- 
richtung, Diensträume  für  Aufsichtsbeamte  und 
Schreibgehilfen. 

B.  Wagenwerkstatt.  Richthalle,  Holzbear- 
beitungswerk'itatt,  Holztrockenanlage,  Sattlerei, 
Polsterei,  Tapeziererei,  Glaserei,  Lackiererei, 
Bremsprüfraum,  Werkzeugausgabe,  Handmaga- 
zine, Diensträume  wie  zu  A. 

C.  Gemeinsame  Betriebe.  Schmiede  und  Feder- 
schmiede, Dreherei,  Räderwerkstatt  und  Werk- 
zeugmacherei.  Weiß-,  Gelb-  und  Eisengießerei, 
Modellschuppen,  Klempnerei,  Abkochanlage, 
Preßluftanlage,  elektrische  Werkstatt,  Magazin, 
besfehend  aus  Hauptlager,  Ölkellern,  Eisen- 
lager, Lager  für  wertvolle  Altstoffe,  Kohlen- 
bansen, A'tstiffverwertungsanlage,  W.  zur 
Wiederherskllung  von  Kuppelungen  und 
Gleiswagen,  Buffern,  Materialprüfungsanlage, 
Kraftwerk,  Verbandraum,  Lehrlingswerkstatt, 
Azetylenanlage,  Pförtner-  und  Verwaltungs- 
gebäude, Spritzenhaus,  Arbeiterwasch-  und  An- 
kleideräume, Speisehaus  und  Badeanstalt, Wasser- 
station, Dienst-  und  Arbeiterwohnungen. 

D.  Bau-  und  Weichenwerkstatt,  Schwellen- 
stanze. 

E.  Im  Werkstättenhofe  müssen  Aufstellgleise 
für  Fahrzeuge,  Drehgestelle,  Achsen,  Lager  für 
Bauteile,  Weichen  und  Schwellen  vorgesehen 
werden,  die  zweckmäßig  unter  einem  Laufkran 
von  etwa  5  t  liegen.  W.  für  elektrisch  betriebene 
Fahrzeuge  erfordern  ähnliche  Anlagen. 

Alle  Gebäude  sollen  geräumig,  hell  und 
erweiterungsfähig  sein.  Heizung  und  künstliche 
Beleuchtung  sind  nach   Bedarf  vorzusehen. 

Die  Betriebe  sind  so  anzulegen,  daß  die 
Fahrzeuge  und  Einzelteile  auf  den  bequemsten 
Wegen    zugeführt  werden    können.    Dem   Ent- 


würfe sind  Arbeitsdiagramme  für  jeden  wichtigen 
Arbeitsgang  zu  gründe  zu  legen,  die  den  besten 
Wegweiser  für  die  zweckmäßige  Lage  derHaupt- 
und  Nebenräume  sowie  der  wichtigen  Werk- 
zeugmaschinen geben.  (Vgl.  Hütte,  Des  Inge- 
nieurs Taschenbuch  1Q15,  Bd.  III,  S.  437-441.) 
Getrennte  Ein-  und  Ausfahrten  für  die  Fahr- 
zeuge sind  notwendig.  Zur  Verkürzung  der  Wege, 
Verringerung  der  Bau-  und  Unterhaltungskosten 
werden  Nebenbetriebe  wie  Kleindreherei,  Fein- 
tischlerei, Sattlerei,  Lehrlingswerkstatt  u.  s.  w. 
oft  in  oberen  Geschossen  untergebracht.  Das 
kann,  wie  die  neuzeitlichen  Bauten  der  Privat- 
industrie zeigen,  auch  ohne  wesentliche  Beein- 
trächtigung der  Beleuchtung  und  Lüftung  ge- 
schehen. Leistungsfähige  Aufzüge  müssen  für 
gute  Verbindung  sorgen.  Arbeit  im  Freien  ist 
mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  und  die 
Leistungen    der  Arbeiter    nicht   zu   empfehlen. 

IV.  Wahl  der  Betriebsformen. 

Die  Zunahme  des  Fahrzeugbestandes,  die 
größere  Beanspruchung  der  Fahrzeuge  im  Be- 
triebe, die  Einrichtungen  zur  Erhöhung  der 
Betriebssicherheit  und  Wirtschaft  sowie  die 
Erhöhung  der  Fahrgeschwindigkeit  wirkten  um- 
gestaltend auf  Größe  und  Betrieb  der  W.  Die 
früheren  Betriebsformen,  die  sich  aus  Mangel 
an  geeigneten  Fördereinrichtungen  im  wesent- 
lichen auf  Schiebebühnen  und  Hebeböcke 
stützten,  konnten  den  erhöhten  Anforderungen 
nicht  entsprechen;  sie  müssen  sich  dem  in- 
zwischen hochentwickelten  Förderwesen  an- 
passen. Die  Schiebebühnen  werden  zwar  viel- 
fach noch  beibehalten,  haben  ihre  frühere 
Bedeutung  jedoch  verloren. 

Aus  diesen  Gründen  sind  die  W.  im  nach- 
stehenden nach  der  Betriebsweise  und  nicht 
nach  Grundrißformen,  die  sich  aus  den 
früheren,  einfachen  Verhältnissen  entwickelt 
haben,  eingeteilt: 

1.  W.  mit  Querständen,  in  denen  nur 
einzelne  Fahrzeuge  auf  vielen  kurzen,  recht- 
winklig zur  Hallenlängsachse  liegenden  Gleisen 
aufgestellt  sind,  im  folgenden  Quergleis- 
werkstätten genannt. 

2.  W.  mit  Längsständen,  in  denen  viele 
Fahrzeuge  hintereinander  auf  wenigen,  langen, 
gleichgerichtet  zur  Hallenlängsachse  liegenden 
Gleisen  aufgestellt  sind;  im  folgenden  als 
Längsgleis  Werkstätten  bezeichnet. 

Quergleiswerkstätten  benötigen  im  allge- 
meinen Schiebebühnen  zur  Zuführung  der 
Fahrzeuge  zu  den  Arbeitsplätzen.  Längsgleis- 
werkstätten  bedürfen  dieser  nicht;  für  sie  sind 
Laufkrane  zum  Umsetzen  der  Fahrzeuge  m 
den  Hallen  Vorbedingung. 
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In  Mitteleuropa  sind  bis  zum  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  vorwiegend  Quergleiswerkstätten 
gebaut  worden.  Eine  ältere  Läng^gleiswerk- 
statt  befindet  sich  in  Epernay.  Auch  England 
besitzt  einige  ältere  W.  dieser  Form.  Als  Grund 
kann  nur  das  Fehlen  geeigneter  Kranbauarten 
gelten.  Nach  einer  Umfrage  des  VDEV.  (Tech- 
nikerversanimlung)  hatten  1900  von  31  ihm 
angehörenden  Vei  waltungen  nur  16  mechanisch 
betriebene  Hebevorrichtungen,  u.  zw.  vor- 
wiegend Hebeböcke  mit  elektrischem  Antrieb. 
Die  wenigen  vor  Einführung  des  elektrischen 
Antriebes  mechanisch  betriebenen  Krane  mit 
ihren  verwickelten  Antrieben  konnten  nicht  zur 
Nachahmung  veranlassen.  Es  sei  nur  an  den 
Kraftantrieb  der  W.  Epernay  (Organ  für  die 
Fortschritte  des  Eisenbahnwesens,  im  folgenden 
„Organ"  genannt,   1903,  S.  256)  erinnert. 

Bei  den  Schiebebühnen  waren  solche  Schwie- 
rigkeiten nicht  vorhanden.  Der  unmittelbare 
Antrieb  durch  eine  Dampfmaschine  oder  durch 
Seilübertragung  war  verhältnismäß  g  einfach, 
billig  und  betriebssicher.  Da  auch  das  Hoch- 
nehmen der  Fahrzeuge  mit  Hebeböcken,  die 
zunächst  von  Hand,  später  elektrisch  betrieben 
wurden,  keine  besonderen  Schwierigkeiten  bot, 
hat  sich  diese  Betriebsart  auch  noch  erhalten, 
als  sich  die  Privatindustrie  schon  in  ausgiebig- 
ster Weise  des  elektrisch  betriebenen  Laufkrans 
als  eines  überaus  wirtschaftlichen  und  bequemen 
Hilfsmittels  bediente.  In  Amerika  werden  schon 
seit  den  Achtzigerjahren  Laufkrane  zum  Heben 
von  Fahrzeugen  verwendet  (Die  nordameri- 
kanischen Eisenbahnen  in  technischer  Beziehung, 
von  Büte  und  v.  ßorries,  S.  230). 

Die  Vervollkommnung  der  Krane  führte  zu  der 
Oberzeugung,  daß  ihnen  auch  die  Beförderung 
der  Fahrzeuge  auf  die  Arbeitsstände  anvertraut 
werden  kann.  Damit  konnten  die  Schiebebühne 
und  die  Schiebebühnenhalle,  die  mit  wachsen- 
der Länge  der  Fahrzeuge  unzuträglich  viel 
Raum  beanspruchten  und  geradezu  zum  Ver- 
kehrshindernis wurden,  wegfallen.  Infolgedessen 
sind  auch  die  Baukosten  der  Längsgleiswerk- 
stätten  niedriger. 

Die  Berechnungen  ergeben,  daß  der  Raum- 
bedarf für  einen  Lokomotivstand  in  der  Längs- 
gleiswerkstatt  Trier,  bei  mittlerer  Besetzung 
1760  m^,  in  der  etwas  später  fertiggestellten 
Quergleiswerkstatt  SebaKlsbrück,  einschließ- 
lich des  zugehörigen  Anteils  der  Schiebebühnen- 
halle dagegen  2325  m^  also  rd.  35%  mehr 
beträgt.  In  W.  für  Drehgestell-Personenwagen 
wird  das  Verhältnis  noch  etwas  günstiger, 
in  Güterwagenwerkstätten  etwas  ungünstiger. 
(Spiro,  Über  die  Wirtschaftlichkeit  der  zurzeit 
gebräuchlichsten     Hebezeuge     in    Lokomotiv- 


werkstätten der  Eisenbahnverwaltung  )  In  Längs- 
gleiswerkstätten  ist  die  Längenentwicklung  der 
Fahrzeuge  ohne  Einfluß  auf  die  Hallenbreiten 
und  Kranspannweiten,  weil  die  beiden  zum 
Heben  und  Verfahren  eines  Fahrzeuges  nötigen 
Laufkrane  je  nach  der  Länge  des  Fahrzeugs 
nur  mehr  oder  weniger  nahe  zusammenzu- 
fahren brauchen. 

In  Quergleiswerkstätten  ist  zum  Heben  des 
Fahrzeugs  dagegen  ein  Kran  erforderlich,  dessen 
Spannweile  von  der  Länge  der  Fahrzeuge  ab- 
hängig ist.  Die  Erfahrung  zeigt,  daß  entweder 
ungewöhnlich  große  Spannweiten  vorgesehen 
werden  müssen,  die  unter  Umständen  unaus- 
genützt  bleiben,  oder  daß  die  Anlage  schon 
nach    einem  Jahrzehnt    nicht    mehr    ausreicht. 

Die  große  Bedeutung  der  Unabhängigkeit 
der  Stände  und  Krane  von  der  wachsenden 
Länge  dtr  Fahrzeuge,  insbesondere  der  Loko- 
motiven zeigt  fo'gende  Zusammenstellung 
(auf  S.  330)  über  Spannweiten  u.  s.  w.  einiger 
Krane. 

Für  die  Längsgleisanordnung  sprechen  weiter- 
hin die  kürzeren  Arbeitswege,  die  gute  Über- 
sicht, die  zweckmäßige  Ausgestaltung  der 
Dächer  und  die  günstige  Erweiterungsfähigkeit. 

Die  kürzeren  Arbeitswege  und  die  gute  Über- 
sicht folgen  aus  dem  geringeren  Flächenbedarf. 
So  beansprucht  in  Trier  bei  Besetzung  mit 
Lokomotiven  mittlerer  Länge  ein  nutzbarer 
Stand  1 1 1  m",  in  Sebaldsbrück  226  m^.  Die 
günstige  Erweiterungsfähigkeit  ist  aus  den 
Zeichnungen  der  Längsgleiswerkstätten  Sankt 
Wendel  und  Trier  zu  ersehen  (Taf.  X  und  XIV). 

Die  Zweifel  an  der  Betriebssicherheit  der 
Längsgleisform  entbehren  bei  dem  Stande  des 
Kranbauwesens  jeder  Begründung.  Elektrische 
Laufkrane  mit  großen  Spannweiten,  hoher 
Tragkraft  und  Geschwindigkeit  sind  ein  so 
unentbehrliches,  bewährtes  und  zuverlässiges 
Rüstzeug  aller  großen  Fabriken  geworden, 
daß  sie  mit  gleicher  Sicherheit  auch  zum 
Eisenbahnbetrieb  herangezogen  werden  können. 
Auch  das  Arbeiten  unter  der  hängenden  Kran- 
last bedeutet  keine  Gefahr.  Es  ist  übrigens 
auch  bei  Quergleiskranen  nicht  zu  vermeiden. 

Zu  gunsten  der  Quergleiswerkstätten  ist 
anzuführen,  daß  der  Platz  vor  dem  Kopf  der  Fahr- 
zeuge, insbesondere  der  Lokomotiven,  zur  Auf- 
stellung sperriger  Fahrzeugteile  verwendet 
werden  kann,  also  ausnutzbar  ist.  Da  diese 
Teile  (Führerhäuser,  Wasserkästen,  Drehgestelle 
und  Achsen)  nicht  wetterempfindlich  sind  und 
mittels  der  Hallen-  und  Hofkrane  mit  geringen 
Kosten  im  Werkstättenhof  gelagert  werden 
können,  führt  auch  die  Ersparnis  an  bebauter 
Fläche  zu  größerer  Wirtschaftlichkeit. 
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=  1 


Werkstatt 


Lieferjahr 


Trag- 
kraft 


Spann- 
weite 


Höhe  der 
Kranfahr- 
bahn 
über  S.-O. 


Geschwindigkeit  in  der  Minute 


Vollast- 
Heben 


Vollast- 
Quertahren 


Vo'last- 
Längs- 
fahren 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

23 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 


35 
30 


Quergleiskrane 

Erfurt 

Jena 

Meiningen,  neu     .    .    . 
Meiningen,  alt  .    .    .    . 

Opladen     

Erfurt 

Darmstadt  I 

Leinliausen 

Cottbus 

Gleiwitz 

Königsberg 

Magdeburg 

Cassel 

Darmstadt  II     .    .    .    . 

Siegen 

Saarbrücken   

Staigard 

Magdeburg 

Meiningen,  neu     .    . 

Kopenhagen 

Halle 

Gleiwitz 

Posen 

Sebaldsbrück  ... 
Breslau,  Odertor  .    .    . 

Geis 

Königsberg 

Erfurt 

Stendal 

Osnabrück  

Montiguy 

Danzig  I 

Danzig  II 

Nied 

Längsgleiskrane 

Tempelhof 

Trier 


1898 
1900 
1913 
1900 
1903 
1906 
1908 
1910 
19113 
1904 
1907 
1907 
1907 
1908 
1908 
1908 
1909 
1910 
1913 
1908 
1910 
1908 
1911 
1914 
1908 
1912 
1909 
1909 
1910 
1914 
1Q13 
1911 
1911 
1915 


1909 
1910 


40 
45 


40 

1437 

40 

12-48 

40 

14  00 

46 

12-20 

50 

12  60 

50 

20  22 

50 

10  60 

55 

12  20 

60 

11-60 

60 

1114 

60 

12  80 

60 

12-76 

60 

14-40 

60 

12  60 

60 

16  50 

60 

11-20 

60 

12  65 

60 

17  50 

60 

13-95 

64 

15-24 

65 

17-00 

70 

14-50 

70 

13-80 

70 

15-00 

75 

15-CÜ 

75 

15-00 

80 

14  70 

80 

23-40 

80 

16  00 

80 

15-00 

00 

16-50 

2=> 

14  00 

40 

14-00 

42 

1710 

Quergieisanlagen  ohne  Innenschiebebühne, 
in  denen  die  Krane  die  Fahrzeuge  nicht  nur 
von  Achsen  heben,  sondern  auch  wie  in 
Längsgleishallen  über  die  anderen  Fahrzeuge 
hinweg  auf  die  Arbeitsstände  tragen,  haben 
nicht  die  Vorteile  der  Längsgleisform  bezüg- 
lich der  Unabhängigkeit  von  der  wachsenden 
Länge  der  Fahrzeuge.  Die  Kranspannweite 
muß  noch  länger  sein  als  bei  der  üblichen 
Quergleisform,  um  die  Achsen  und  Drehgestelle 
wieder  einbringen  zu  können.  Die  Bauart 
wird  aber  dort  vorteilhaft  sein,  wo  man  auf 
engbegrenztem  Gebiet  W.  erweitern  muß. 
(Erfurt,  Stendal,  Organ  1909,  S.  272  und  1912, 
S.  I,  vgl.  auch  die  auf  Taf.  XI  dargestellten 
Beech-Grove-Werkstätten.) 

Schließlich  sei  noch  eine  in  der  Durchbildung 
begriffene,  für  Untersuchungslokomotiven  in 
Frage  kommende  Ausbesserungsform:  das  Zer- 


17-50 
19-50 


650 

6-05 

5-78 

6  05 

6-00 

6-40 

728 

8  00 

600 

7  00 

7-55 

5-97 

8-00 

7-29 

7  00 

7-20 

689 

700 

5  79 

8-98 

8-00 

7-00 

7-60 

1000 

8  00 

9-70 

9-55 

8  90 

in.oo 

900 

U40 

7-50 

7-50 

7-80 

7-62 

1000 

0-50 
0-50 

1  50 
0-60 
070 
100 
0-83 
1-40 
0-70 
0  60 

2  40 
0  70 
0-70 
0  77 
187 
070 
1-20 
0-70 
1-50 
0-80 
200 

0  85 
1-50 
1-50 
0-76 
1-75 
120 
100 
1-50 

1  50 
1-50 
200 
200 
1  80 


1-60 
1-70 


von  Hand 

n  II 

15-00 
von  Hand 


1000 
12(10 

von  Hand 
16-(0 

von  Hand 
1800 
10'17 
16  00 
18  00 
1000 

von  Hand 
15  00 
800 

von  Hand 


10-00 

von  Hand 

107 

90 
10-7 

80 
150 
15-0 
100 
100 
12-0 


120 
250 


1523 
15/20 
45  00 
15  00 
18  00 
27,35 
2000 
30-00 
1823 
20  00 
75  00 
20,27 
18  00 
25,32 
3300 
25,'33 
30  00 
25  00 
45-00 
24  00 
öOOO 
25-00 
30  35 
30  00 
39;47 
47-00 
18.00 
4000 
25/35 
40-00 
45  00 
80  00 
80-00 
42-00 


6000 
40-00 


legungsverfahren  erwähnt.  Es  beruht  darauf, 
daß  diese  Lokomotiven  auf  wenigen  besonderen 
Zerlegungsständen  in  ihre  Bestandteile  zerlegt 
\cerdtn.  Wie  der  Kessel  dann  in  die  Kessel- 
schmiede, werden  die  Einzelteile  je  nach  ihrer 
Bearbeitungsweise  in  die  Sonderwerkstätten 
verbracht,  in  denen  sie  zum  unmittelbaren 
Wiedereinbau  hergerichtet  werden.  Die  fertig- 
gestellten Teile  werden  in  diesen  W.  oder  an 
anderen  bestimmten  Stellen  auf  Abruf  gelagert 
und  dann  besonderen  Rieht-  (Montage-)  Ständen 
zugeführt,  wo  sie  wie  neue  Lokomotiven  zu- 
sammengebaut werden.  Dies  kann  auf  einein 
Arbeitsplatz  oder  an  mehreren  hierfür  besonders 
bestimmten  Stellen  geschehen,  indem  zunächst 
Rahmen,  Zylinder  und  Achsen,  dann  der  Kessel 
und  schließlich  die  Steuerung  u.  s.  w.  eingebaut 
werden.  X'orbedingung  für  dieses  Verfahren  ist 
genauestes  Festlegen   aller  Förderungen,    aller 
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Wiederherstellungsfristen  und  sorgfältige  Kenn- 
zeichnung der  zerlegten  Einzelleile,  um  Ver- 
schleppungen zu  verhindern. 

Als  Vorteile  des  Verfahrens  werden  bezeichnet: 
Gründliches  Ausbessern,  sicheres  Feststellen 
der  Arbeitszeiten  (Akkorde),  weitestgehende 
Spezialisierung  und  Ersparnis  an  teuren  Richt- 
hallen und  schweren  Kranen,  die  nur  noch 
für  den  Ab-  und  Einbau  der  Einzelteile  nötig 
sind,  deren  schwerster  der  Kessel  ist.  Auch 
eine  Arbeitsbeschleunigung  ist  zu  erwarten, 
weil  alle  Arbeiten  gleichzeitig  erfolgen  können. 
Besondere  Vorteile  dürfte  das  Verfahren  bei 
größerer  Zahl  von  Lokomotiven  gleicher  Arten 
bieten,  weil  dann  Einzelteile  leichter  ausge- 
tauscht und  so  die  Wiederherstellungen  be- 
schleunigt werden  können. 

Taf.  XVII  zeigt  ein  Schema  einer  solchen  Zer- 
legungswerkstalt  (vgl. auch  Neesen,  DieGrund- 
lagen  des  Arbeitsdiagramms  eines  Lokomotiv- 
untersuchungswerks,  Ztschr.dt.Ing.  IQ22,S.  QIO). 

V.  Grundrißanordnung. 

Nach  den  vorangegangenen  Ausführungen 
wird  ein  kurzer  geschichtlicher  Rückblick  auf 
die  Entwicklung  der  Werkstättengrundriß- 
formen  genügen,  da  die  früher  maßgebenden 
Gesichtspunkte  für  die  heutige  Bauweise  ohne 
wesentliche  Bedeutung  sind.  Die  üblichen 
Hauptarten  sind: 

1.  Der  aufgelöste  Grundriß,  mit  getrennten 
Gebäuden  für  die  Lokomotiv-  und  Wagen- 
ausbesserung, Schmiede,  Kesselschmiede,  Dre- 
herei, Holzbearbeitung,  Lackiererei  u.  s.  w.  Vor- 
teile: Leichte  Erweiterungsmöglichkeit,  gute 
Tagesbeleuchtungund  Feuersicherheit.  Nachteile: 
Hohe  Baukosten,  hohe  Beförderungskosten  von 
Gebäude  zu  Gebäude,  Unübersichtlichkeit  und 
große  Abkühlungsflächen  bei  künstlicher  Er- 
wärmung. 

2.  Rost-  oder  rahmenförmige  Anordnung: 
Die  W.  besteht  aus  einem  einzigen  Bau  mit 
mehreren  Innenhöfen  zum  Aufstellen  von 
Achsen  u.  s.  w.  mit  einer  Lokomotiv-  und 
Wagenabteilung,  zwischen  der  die  Dreherei, 
Schmiede  und  andere  Nebenbetriebe  liegen. 

Die  Form  genügt  für  kleine  Anlagen.  Vor- 
teile: Bequeme  Verbindung  und  verhältnis- 
mäßig kurze  Wege  für  die  Bauteile,  gute 
Übersicht  und  Tagesbeleuchtung.  Nachteile: 
Beschränkte  Erweiterungsfähigkeit  und  Un- 
zugänglichkeit der  Innenhöfe  bei  Feuer. 

3.  Die  I I  Form  hat  2  symmetrische  Flügel- 
bauten für  die  Lokomotiv-  und  Wagenaus- 
besserung, die  durch  die  Dreherei  verbunden 
sind.  Die  Schmiede  und  andere  Nebenbetriebe 
liegen  im  offenen  Teil  des 


Auch  diese  Form  eignet  sich  für  kleine 
Verhältnisse.  Vorteile:  Gute  Übersicht,  gerin- 
gere Feuersgefahr  als  zu  2.  infolge  leichter 
Zugänglichkeit  der  Räume.  Nachteile:  Schlechte 
Erweiterungsmöglichkeit  der  Nebenbetriebe, 
große  Abkühlungsflächen  bei  künstlicher  Er- 
wärmung. 

4.  Die  ungegliederte  Anordnung.  Sie  besteht 
aus  einem  einzigen  oder  aus  je  einem  recht- 
eckigen Räume  für  Lokomotiv-  und  Wagen- 
abteilung, in  dem  alle  W.  untergebracht  und 
voneinander  nur  soweit  wie  nötig  durch 
Wände  getrennt  sind.  Vorteile:  Kurze  Ver- 
bindungswege, gute  Übersicht  und  Erweiterungs- 
fähigkeit, Anlage-  und  Unterhaltungskosten  sowie 
Abkühlungsflächen  günstiger  als  zu  1—3.  Da 
die  Feuersgefahr  bei  den  neuen  Bauarten  (Eisen- 
beton) nur  noch  gering  ist,  so  ist  diese  Form 
die  zweckmäßigste. 

VI.  Größen  Verhältnisse  im  allgemeinen. 

Die  Größe  der  W.  richtet  sich  nach:  1.  der 
Zahl  und  Art  der  zu  unterhaltenden  Fahrzeuge; 
2.  ihrer  Bauart  und  Beanspruchung;  3.  der 
Länge,  den  Neigungs-  und  Krümmungsver- 
hältnissen des  Bahnnetzes. 

Der  Fahrzeugbedarf  ist  in  den  verschiedenen 
Landesteilen  sehr  verschieden,  je  nachdem 
Industrie  oder  Landwirtschaft  vorherrschen.  Im 
industriellen  Westen  Deutschlands  sind  natur- 
gemäß erheblich  größere  Fahrzeugmengen  an- 
gehäuft und  zu  unterhalten  als  im  landwirt- 
schaftlichen Osten. 

Die  Größe  der  W.  wird  daher  am  besten 
nach  der  Zahl  der  zu  unterhaltenden  Fahr- 
zeuge festgelegt. 

Die  Größe  der  Nebenbetriebe  wird  dann 
nach  Erfahrungswerten  bestimmt. 

Oppermann  (Glasers  Annalen  für  Gewerbe 
und  Bauwesen,  im  folgenden  „Annalen"  ge- 
nannt, Bd.  XXV,  S.  225  ff.,  Bd.  XXVI,  S.  234 
u.  274)  hat  versucht,  die  Zahl  der  Arbeiter 
und  hieraus  die  Größe  der  W.  auf  Grund 
der  im  deutschen  Reichseisenbahnamt  bear- 
beiteten Statistik  zu  bestimmen,  u.  zw.  aus 
dem  Durchschnittsverdienste  der  Arbeiter,  dem 
Verhältnis  der  verausgabten  Lohnbeträge  zu 
den  Kosten  für  Löhne,  Baustoffe  und  Ver- 
waltung im  ganzen  und  dem  Jahresdurch- 
schnitte der  Ausbesserungskosten  einer  Loko- 
motive. Aus  der  so  ermittelten  Anzahl  der 
Arbeiter  hat  er  die  Zahl  der  Arbeitsplätze  und 
hieraus  die  räumliche  Ausdehnung  der  W. 
bestimmt.  Er  hat  errechnet:  Für  eine  Loko- 
motive 1'3,  für  eine  Achse  der  Personen- 
wagen 0"09,  für  eine  Achse  der  Gepäck-  und 
Güterwagen  0-02  Arbeiter.    Diese  statistischen 
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Werte  sind  bei  der  heutigen  verwickelten  Bau- 
art der  Fahrzeuge  und  der  veränderten  Be- 
anspruchung nicht  mehr  zutreffend. 

Die  Zahl  der  Arbeiter,  die  vor  dem  Kriege  in 
Deutschland  auf  die  Unterhaltung  der  zugeteilten 
und  der  in  Ausbesserung  befindlichen  Fahrzeuge 
entfielen,  gibt  nachstehende  Zusammenstellung: 


Art  des  Fahrzeugs 


Arbeiter  für  1  Fahrzeug 


in  Aus- 
besserung 


zur  Unter- 
haltung 
zugeteilt 


Lokomotive 

vier-  oder  sechsachsiger 
Personenwagen 

Post-  oder  Personen- 
wagen   

Gepäck-  oder  Güter- 
wagen   


7-0 
5-5-  6-5 
2-5-  4  5 


13  0      1-2  -2-2 


0-65 -0-80 
0-25-045 


10-  20    .  003-0  10 


Die  kleineren  Werte  dieser  Zusammenstellung 
gelten  für  leichte  und  einfache,  die  größeren 
für  schwere,  neuzeitige  Fahrzeuge.  So  beträgt 
z.  B.  die  Feuerbüchsheizfläche  einer  4/4  gekuppel- 
ten Naßdampfgüterzuglokomotive  10-32  m'^,  die 
einer  gleichen  Heißdampflokomotive  13-88/^2, 
die  Zahl  der  Stehbolzen  und  Deckenanker  im 
ersten  Fall  etwa  700,  im  zweiten  Fall  rd.  1200. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  war  nach  dem  Krieg 
um  rd.  100%  gestiegen.  Diese  Steigerung  ist 
zurückzuführen  auf  den  unvermittelten  Wegfall 
der  Akkordarbeit,  die  Einführung  des  Acht- 
stundentages, Gewährung  von  iMehrurlaub  und 
auf  die  außerordentliche  Verschlechterung  des 
Zustandes  der  Fahrzeuge  infolge  des  Mangels 
an  wichtigen  Rohstoffen,  unter  dem  die  vom 
Ausland  abgeschnittenen  deutschen  u.  s.  w. 
Bahnen  gelitten  haben.  Es  ist  anzunehmen, 
daß  die  seit  Wiedereinführung  der  Akkord- 
arbeit und  Verbesserung  des  Zustandes  der 
Fahrzeuge  schon  erheblich  gesunkene  .Arbeiter- 
zahl sich  den  vor  dem  Kriege  bestehenden 
Verhältnissen  bis  auf  etwa  20  %  nähern  wird. 
Dieser  Mehrbedarf  wird  als  Folge  der 
achtstündigen  Arbeitszeit,  des  Mehrurlaubs  und 
anderer  Änderungen  bestehen  bleiben. 

Dagegen  läßt  die  von  den  deutschen  Reichs- 
bahnen durcheeführte  Verteilung  der  Loko- 
motiven und  Wagen  nach  Bauarten  auf  be- 
stimmte W.  und  innerhalb  dieser  W.  wieder 
auf  gleiche  Stände  nach  Bauarten  eine  bessere 
und  schnellere  Ausbesserung  mit  geringerer 
Arbeiterzahl  erhoffen,  da  die  Beamten  und 
Arbeiter  sich  besser  einarbeiten  und  Vorrats- 
und Austauschteile  eher  zur  Hand  sein  werden. 
So  haben  z.  B.  die  W.  Leinhausen  statt  bisher 
20  Lokomotivgattungen  jetzt  4,  Stendal  statt  16 
jetzt  3,  Lingen  statt  21  jetzt  3  Gattungen  zu 
unterhalten.  Von  großer  Bedeutung  sind  ferner 
die    Bestrebungen    auf   Vereinheitlichung    der 


Fahrzeuge  selbst.  Diese  ließe  sich  schon  durch 
Festlegen  weniger  Grundformen  erzielen.  Aus 
diesen  können  dann  unter  entsprechender 
Änderung  der  Achsenzahl  und  Baulängen  alle 
nötigen  Arten  der  gleichen  Gattungen  entwickelt 
werden.  Die  übrigen  Hauptmaße  und  Einzel- 
heiten für  alle  abgeleiteten  Arten  würden  die 
gleichen  bleiben.  Aus  einer  1  D  1-Personen- 
zuglokomotive  würde  eine  2  C-Lokomotive 
gleicher  Art,  aus  einer  1  E-Güterzuglokomotive 
eine  1  D-Lokomotive  dieser  Art  herzuleiten  sein. 

Nach  den  TV.  §  63  »ist  die  Größe  der  be- 
deckten Arbeitsräume  in  den  W.  zweckmäßig 
derart  zu  bemessen,  daß  darin  25  %  der 
zur  Unterhaltung  zugewiesenen  Lokomotiven, 
10%  der  Personenwagen  und  mindestens  3% 
der  Güterwagen  gleichzeitig  ausgebessert  werden 
können.  Außerdem  sollen  noch  5  %  aller  Wagen 
auf  den  Gleisen  innerhalb  der  Einfriedigungen 
der  W.  Platz  finden". 

Für  die  Haupt-  und  Nebenwerkstätten  der 
preußischen  Bahnen  galten  bis  zum  Krieg  fol- 
gende Werte: 


4-5% 

der 

Lokomotiven, 

6    % 

ti 

Tender, 

5    % 

'; 

Kessel, 

7-5% 

j/ 

Personenwagen 

3     % 

Güterwagen. 

VII.  Abmessungen  und  Einrichtungen 
der  Werkstättenabteilungen. 

A.  Lokomotivwerkstätten. 

1.  Richthallen.  Ihre  Größe  wird  wesent- 
lich beeinflußt  von  der  Betriebsform,  der  Quer- 
oder Längsgleisform. 

In  den  Richthallen  sollen  die' Lokomotiven 
und  Tender  untersucht,  soweit  erforderlich 
zerlegt  und  ausgebessert  werden.  Nötig  sind 
gute  Tages-  und  künstliche  Beleuchtung  sowie 
ausreichende  Heizbarkeit. 

a)  Quergleiswerkstätten.  Auf  einen  Aus- 
besserungsstand soll  nur  eine  Lokomotive  ohne 
Tender  entfallen,  um  das  Ein-  und  Ausbrmgen 
der  Fahrzeuge  nicht  von  dem  gegenseitigen 
Ausbesserungszustand  abhängig  zu  machen  und 
um  allzu  große  Kranspannweiten  zu  vermeiden. 

Die  Sfandlänge  richtet  sich  nach  der  größten 
Lokomotivlänge.  Die  Höhe  muß  zum  Abheben 
der  Führerhäuser  und  Kessel  ausreichen  und 
auch  die  Beförderung  dieser  Teile  über  die 
Lokomotiven  hinweg  zulassen.  Bei  genügendem 
Abstand  der  beiden  Kranbrücken  oder  bei 
geteilten  (Doppel-)  Kranen  kann  die  Last  in 
den  Zwischenraum  der  Kranbrücken  so  hinein- 
gezogen werden,  daß  an  Bauhöhe  gespart  wird. 
Der  Abstand  der  .Arbeitsstände  beträgt  in 
neueren  W.  bm.  Der  Abstand  der  Arbeitsgruben 
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von  den  Wänden  soll  so  bemessen  werden, 
daß  neben  ungehinderter  Arbeit  an  den  Werk- 
bänken und  Lagerung  von  Teilen  der  Einbau 
eines  Schmalspurgleises  oder  einer  Hängebahn 
möglich    ist.    Zwischen  Arbeits-   und   Schiebe- 


bühnengrube sind  5  -  8  m  Abstand  zweckmäßig, 
wenn  dort  Achsen  und  Drehgestelle  aufgestellt 
werden  sollen.  Die  nachs'ehende  Zusammen- 
stellung nebst  Abb.  206  gibt  die  Standabmes- 
sungen in  einigen  neueren  W.  wieder. 


Lokomotivwerkstätte 


h3 


Meinigen  '  4-20 

Darmstadt 4  80 

Danzig 800 

Sebaldsbrück 4  50 

Nied  (Frankfurt  a.  Main)  . .  |  4-60 

Halle 4  50 


14  80 
11  00 
14  00 
15-90 
17-20 
1800 


22-00 
2000 
2280 
2600 
25  60 
18-30 


12  00 
10-00 

3  00 
13-00 

4-00 
12  00 


5-80 
7-28 
7-50 
10  00 
7-80 
•00 


Abb.  206. 


Abb.  207. 


Die  Abb.  207  stellt  den  Querschnitt  der  Richt- 
halle der  neuen  Lokomotivfabrik  von  Oren- 
stein  und  Koppel  in  Mowawes  bei  Potsdam 
dar,   der   erkennen    läßt,   wie  der  Raum  über 


dem  Schiebebühnenfelde  zu  Werkstattzwecken 
ausgenutzt  werden  kann.  Die  innere  Einrichtung 
derW.  besteht  im  wesentlichen  aus  den  Lokomotiv- 
hebekranen,   Leichtkranen,    einer    Hängebahn, 
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den  Schraubenstützen  zum  Aufsetzen  der  ab- 
geachsten  Lokomotiven,  Schiebebühnen,  Werk- 
bänken und  Schränken  für  wertvolle  Loko- 
motivteile. Etwa  für  25  Richtstände  empfiehlt 
sich  die  Aufstellung  einer  ortsfesten  Bohr- 
maschine, eines  Schmiedefeuers  und  zweier 
Schleifsteine.  Bohrmaschine  und  Schmiede- 
feuer sollen  ständig  bedient  sein.  An  den 
Wänden  und  Säulen  sind  Anschlüsse  für 
elektrische  Beleuchtung  und  Kraftübertragung, 
für  Preßluft  und  Azetylen  vorzusehen. 

b)  Längsgleiswerkstätten.  In  den  Längs- 
gleiswerkstätten  sind  bestimmte  Abmessungen 
für  die  Länge  des  Arbeitsplatzes  nicht  fest- 
zulegen. Sie  hängt  von  der  jeweiligen  Loko- 
motivlänge ab.  Zwischen  den  Stirnseiten  der 
Lokomotiven  ist  ein  Abstand  von  2-5  m  zum 
Herausnehmen  der  Siederohre  u.  s.w.  nobs'endig. 
Infolgedessen  macht  auch  das  Einbringen  einer 
langen  Lokomotive  an  Stelle  einer  kurzen  im 
praktischen  Betriebe  keine  Schwierigkeit,  weil 
sich  die  übrigen  Lokomotiven  mittels  der  Krane 
leicht  zusammenrücken  lassen.  Die  Zahl  der 
nebeneinanderliegenden  Gleise  eines  Kran- 
feldes beträgt  im  allgemeinen  3,  ihre  Entfer- 
nung soll  wenigstens  6  m  betragen,  vereinzelt 
(Amerika)  findet  man  7-5  m.  Die  Entfernung 
von  den  Längswänden  oder  Kranstützen  be- 
trägt 4-5  -  5-5  m.  Sie  muß  jedenfalls  so  be- 
messen werden,  daß  die  Lasthaken  auch  noch 
seitlich  der  Lokomotive  lagernde  Lasten  er- 
fassen und  absetzen  können.  Bei  der  ursprüng- 
lichen, auch  noch  1908  in  Tempelhof  gewählten 
Bauart,  wird  das  Mittelgleis  als  Verkehrs-  oder 
Fördergleis  benutzt,  um  an  Bauhöhe  zu 
sparen.  Es  ist  jedoch  in  betrieblicher  und 
wirtschaftlicher  Hinsicht  vorteilhafter,  auch 
dieses  Gleis  für  die  Lokomotivausbesserung 
zu  verwenden,  weil  dann  Raumausnutzung 
und  Übersicht  erheblich  besser  sind,  beson- 
ders wenn  Ein-  und  Ausfahrt  der  Fahrzeuge 
getrennt  werden.  Da  die  Lokomotiven  hierbei 
übereinander  hinweggetragen  werden  müssen, 
ergibt  sich  eine  Bauhöhe  von  etwas  mehr  als 
der  doppelten  Fahrzeughöhe  zuzüglich  der 
Kranhöhe.  Sie  beträgt  in  Trier  125  w,  in 
St.  Wendel  \2-3  m,  in  Tempelhof  dagegen  nur 
10  OT.  In  St.  Wendel  ist  das  mittlere  Gleis 
um  1  m  aus  der  Mittellinie  des  Kranfeldes  zur 
Seite  gelegt,  so  daß  die  Fahrzeuge  nicht  über- 
einander und  nicht  in  so  großer  Höhe  über 
dem  Fußboden  befördert  zu  werden  brauchen. 
So  vorteilhaft  die  hierdurch  erzielte  größere 
Breite  (7  m)  auf  der  einen  Seite  des  Arbeits- 
feldes ist,  so  sehr  hindert  die  geringere  Breite 
von  5  m  auf  der  anderen  Seite.  Da  es  für  die 
Betriebssicherheit  unerheblich  ist,  ob  ein  Fahr- 
zeug in  2-5  m  Höhe,  der  Mindesthöhe  wegen 


der  Leitern,  Bohrmaschinengestelle  und  Arbeiten 
oder  in  5  m  Höhe  befördert  wird,  so  kann 
diese  Anordnung  nicht  empfohlen  werden.  Die 
Sorge  vor  dem  Herabfallen  von  Fahrzeugen 
ist,  wie  erwähnt,  bei  dem  heutigen  Stande  der 
Krantechnik  unbegründet.  An  den  Stirnseiten 
der  Hallen  sind  je  5  ot  zwischen  Arbeitsstand 
und  Wand  zu  Verkehrszwecken  (Schmalspur- 
und  Achsgleis)  erforderlich.  Von  großer  Be- 
deutung sind  ferner  Querwege  von  5  m  Breite 
mit  Normalspur  für  den  Verkehr  zwischen  den 
Richthallen  und  den  Nebenbetrieben.  Ihre  Zahl 
ist  abhängig  von  der  Länge  der  Halle.  So 
haben  Trier,  Jülich,  Paderborn  u.  s.  w.  bei 
\70  m  Länge  2  Querwege.  Bei  Hallen  von 
mehr  als  200  m  Länge  sind  3  erforderlich. 
Hallen  von  mehr  als  250  m  würden  unüber- 
sichtlich werden.  Auf  diesen  Querwegen  werden 
alle  Teile  mittels  Kraft-  oder  Handwagen 
befördert.  Die  Verteilung  auf  die  einzelnen 
Arbeitsplätze  übernehmen  die  Laufkrane.  Bei 
großen  Hallenlängen  werden  hierfür  Leicht- 
krane von  etwa  5  t  Tragkraft  eingebaut,  die 
auf  besonderen  Laufbahnen  unter,  vereinzelt 
auch  über  den  Hauptkranbahnen  laufen.  Zur 
Aufbewahrung  von  Fahrzeugteilen,  die  längere 
Zeit  entbehrlich  sind,  hat  Trier,  St.  Wendel 
u.  s.  w.  zwischen  den  Gleisen  gut  abdeckbare 
Ablegegruben  von  4  m  Länge,  1-5  m  Breite 
und  1-2  m  Tiefe  nach  amerikanischem  Vor- 
bilde (Jakson). 

Die  folgende  Zusammenstellung  nebst 
Abb.  208  geben  die  Hauptmaße  einiger  Längs- 
gleisrichthallen  wieder. 

Die  innere  Einrichtung  entspricht  im  übri- 
gen den  Quergleishallen  unter  Wegfall  der 
Schiebebühne. 

Die  Dachausbildung  ist  im  Gegensatz  zu 
den  meisten  Quergleisanlagen  einheitlich  (vgl. 
die  Abbildungen  auf  Taf.  XVIIl).  Die  regelmäßig 
abgestuften  Dächer  verhindern  die  störenden 
Wasser-  und  Schneeansammlungen  an  den 
tiefsten  Dachstellen  und  vermindern  daher  die 
Unterhaltungskosten. 

2.  Tenderwerkstatt.  Die  Tender  werden 
vielfach  in  den  Lokomotiv-  oder  Wagenricht- 
hallen ausgebessert.  Erfolgt  die  Ausbesserung  in 
besonderen  Richthallen,  so  werden  dort  zumeist 
auch  die  Drehgestelle  ausgebessert  und  die 
Achsen  abgedreht.  Ein  Tender  benötigt  eine 
Standlänge  von  7  bis  8  m.  Die  Zahl  der 
Ausbesserungsstände  beträgt,  wie  erwähnt,  bei 
den  preußischen  Bahnen  6  %  des  Bestandes 
an  Tendern.  Für  einen  Drehgestellarbeitsplatz 
sind  rd.  20  rn^  nötig. 

N'ereinzelt  werden  Tenderwerkstatt  und  Kessel- 
schmieden vereinigt.  Der  Lärm  der  Kessel- 
schmiede  erschwert   aber    die   Arbeit   an    den 
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Trier 

St.  Wendel 
Tempelhof 
Topeka  .  . 
Eperna>  .  . 


Tendern  unnötig.  Diese  Vereinigung  empfiehlt 
sich  deshalb  nicht. 

3.  Kesselschmiede.  Mit  der  zunehmenden 
Beanspruchung  der  Lokomotiven  ist  die  Ab- 
nutzung der  Kessel  so  gestiegen,  daß  die  bis- 
herige Bemessung  der  Ständezahl  unzureichend 
ist.  Deshalb  bleibt  auch  nach  Ersatz  der  eisernen 
Feuerbüchsen  durch  kupferne  eine  größere 
Ständezahl  als  früher  nötig,  solange  es  nicht 
gelingt,  die  Kesselsteinbildner  erfolgreicher  zu 
bekämpfen.  Die  von  Stehbolzen  durchzogenen 
und  schwer  zugänglichen,  der  unmittelbaren 
Einwirkung  des  Feuers  ausgesetzten  flachen 
Feuerkistenwände  begünstigen  die  Kesselstein- 
ablagerung außerordentlich.  Deshalb  werden 
die  Feuerkistenschäden  mit  der  zunehmenden 
Beanspruchung  und  Dampfspannung  trotz 
Vorwärmeranlagen,  Schlammabschneidern  und 
Kesselwasserreinigung  immer  noch  die  häufigste 
Störungsquelle  bilden. 

Die  Festigkeit  des  Feuerbüchsenkupfers  leidet 
mit  steigendem  Dampfdruck  allein  durch  die 
Temperaturerhöhung  erheblich.  Bei  dem  früher 
üblichen  Dampfdruck  von  lOAtm.,  dem  eine 
Wassertemperatur  von  180"  entspricht,  hat 
das  Kupfer  eine  Festigkeit  von  20  kg,  bei 
dem  erstrebenswerten  Druck  von  15  Atm., 
der  mit  einer  Temperatur  von  190°  zusammen- 
fällt, nur  noch  eine  Festigkeit  von  185  kg 
f.  d.  mm'^.  In  Wirklichkeit  ist  der  Festigkeits- 
verlust viel  höher,  weil  die  wasserseitigen 
Flächen  der  Feuerbüchsen,  von  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen,  mit  einer  mehr  oder  weniger 
starken  Kesselsteinschicht  belegt  sind.  Hierdurch 
wird  die  Wärmedurchleitung  verschlechtert  und 
die  abkühlende  Wirkung  des  Kesselwassers  so 
beeinträchtigt  daß  die  Kupferwände  unzulässig 
hoch  erwärmt  werden.  (Posewitz,  Die  Schäden 
des  Lokomotivkessels.) 

Aber  auch  die  bisherige  Übung,  die 
Lokomotivmaschinen  monatelang  des  Kessels 
wegen  ungenutzt  stehen  zu  lassen  und  den 
Unbilden  der  Witterung  preiszugeben,  kann 
bei  den  heutigen  Lokomotivkosten  nicht  mehr 
vertreten  werden.  Ein  sorgfältig  durchgeführter 
Kesselaustauschbau  ist  unentbehrlich.  Bisher 
schon  wurden  Ersatzkessel  verwendet.  Die 
Neigung  hierzu  ist  aber  in  den  W.  so  gering, 
daß  der  in  Deutschland  übliche  Beschaffungs- 
satz von  einem  Kessel  für  50  Lokomotiven  aus- 
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reichend  erschien. 
Man  ließ  eine  Lo- 
komotive lieber  3 
bis  4  Monate  auf 
den  eigenen  Kessel 
warten,  als  daß  man 
den  Ersatzkessel 
einbaute.  Erst  die 
Kriegsverhältnisse  zwangen  zur  besseren  Aus- 
nutzung. Die  Abneigung  war  nicht  ganz  un- 
begründet, weil  die  Übereinstimmung  der  Er- 
satzkessel mit  den  Stammkesseln  so  schlecht 
war,  daß  stets  zeitraubende  und  unerwünschte 
Änderungen  an  Rahmen,  Rohrleitungen,  Be- 
kleidung, Befestigungs-  und  Verbindungs- 
stücken erforderlich  wurden. 


Wenn  diese  Mängel  vermieden  werden, 
bietet  auch  der  Kesselaustausch  keine  Schwierig- 
keiten. Die  Zahl  der  Ersatzkessel  muß  so  er- 
höht werden,  daß  jede  zur  Untersuchung  zu- 
geführte Lokomotivesofort  einen  ausgebesserten 
Kessel  erhalten  und  die  W.  nach  etwa  6  Wochen 
verlassen  kann.  Da  jährlich  ^'3  aller  Loko- 
motiven untersuchungspflichtig  ist,  sind  dann 
bei  einer  Kesselwiederherstellungsfrist  von 
durchschnittlich  3  Monaten  für  100  Lokomo- 
tiven 8  Ersatzkessel  nntig. 

Die  Zahl  der  Kesselstände  müßte  also  8% 
betragen.  Kleinere  Kesselarbeiten  können  auf 
den  Lokomotivarbeitsplätzen  ausgeführt  werden. 


336 


Werkstätten. 


Bei  einem  Abstand  von  5  m  von  Mitte  bis 
Mitte  Kessel  und  einer  Länge  von  15  m  für 
den  Kescl  und  die  Arbeitsplätze  auf  den 
beiden  Stirnseiten  erfordert  ein  Kesselstand 
75  ni^.  Hierzu  kommen  rd.  50%  für  die  Werk- 
zeugmaschinen, das  Anzeichnen  und  Zusammen- 
bauen der  Feuerkisten  und  das  Bearbeiten 
sonstiger  Einzelteile.  Im  allgemeinen  werden 
zweischiffige  Hallen  gew.  hlt,  deren  eine  zum 
Bearbeiten  der  Einzelteile  und  zur  Aufstellung 
der  Werkzeugmaschinen  dient.  Die  Kessel- 
halle selbst  muß  eine  Breite  von  16  m  erhalten, 
falls  sie  nach  der  Quergleisform  aufgestellt 
werden.  Die  lichte  Höhe  der  Hallen  beträgt 
etwa  10  m.  Jedenfalls  müssen  die  Krane  so 
hoch  liegen,  daß  die  Kessel  bequem  über- 
einander weggehoben  werden  können.  Arbeits- 
gruben mit  Entwässerung  sind  nur  für  die 
Wasserdruckproben  erforderlich.  Die  Kümpelei 
die  Polter-  und  Qlülifeuer  sind  durch  eine 
Wand  abzutrennen,  wenn  angängig,  ist  die 
Kranfahrbahn  in  diesen  Raum  hineinzuführen. 
Der  guten  Lüftung  wegen  ist  die  für  die 
Kesselschmiede  selbst  nötige  Bauhöhe  auch  in 
der  Kümpelei  durchzuführen.  Es  ist  im  übrigen 
zu  hoffen,  daß  diese  umständliche  Bearbeitungs- 
weise des  Biegens,  Streckens  und  Stauchens, 
die  durch  vielmaliges  Erwärmen  dem  Material 
schadet  und  für  Eisen  große  Gefahren,  wie 
Hämmern  in  der  Blauwärme  birgt,  durch  das 
„Richtpreßverfahren"  ersetzt  wird  (vgl.  Krupp- 
sche Monatshefte  Nov.  1Q21).  Die  Richtpreß- 
werkzeuge sind  so  entworfen,  daß  das  sich 
stauchende  Material  dahin  fließt,  wo  es  ohne 
Nachteil  bleiben  kann,  während  das  sich 
streckende  Material  an  der  Stelle  zum  An- 
biegen kommt,  an  der  es  gewünscht  wird. 
Das  Materia!  wird  nicht  «gequält".  Die  vor- 
geschriebenen Außenmaße  der  Preßstücke 
werden  eingehalten. 

Die  Kesselschmieden  wurden  früher  wie 
die  Richthallen  durch  Schiebebühnen  bedient. 
Neuere  Kesselschmieden  sind  ausschließlich 
mit  Laufkranen  ausgerüstet,  die  das  ganze 
Arbeitsfeld  bestreichen,  ferner  mit  einem  oder 
mehreren  Leichtkranen  für  leichtere  Teile  und 
tragbare  Werkzeugmaschinen.  Daneben  sind 
handbediente  Auslegerkrane  für  die  Niet- 
maschinen zu  empfehlen,  die  während  der 
Arbeit  geringe  und  genaue  Verschiebungen 
erfordern  und  deshalb  keinen  Kraftantrieb  er- 
halten. Unter  den  maschinellen  Einrichtungen 
sind  hervorzuheben:  Eine  Preßwassernietanlage 
mit  hohem  Schließdruck,  die  trotz  hoher  Be- 
schaffungskosten wegen  der  langen  Niete  der 
Feuertürloch-  und  Bodenringe  nicht  zu  ent- 
behren ist,  ferner  tragbare  Preßluft-  oder 
Preßwasser-Nietmaschinen  mit  elektrischem  An- 


trieb, Auslegerbohrmaschinen,  deren  Ausladung 
und  Spindelhöhe  so  bemessen  sein  sollen,  c'aß 
sie  auch  für  die  Bohrarbeiten  an  den  Kesseln 
selbst  benutzt  werden  können.  An  neuzeitlichen 
Bohrmaschinen  dieser  Art  läßt  sich  die  Aus- 
ladung zwischen  800  und  3000  mm  und  die 
Spindelhöhe  über  der  Grundplatte  zwischen 
100  und  3000  OTOT  verstellen.  Für  10-15 
Kesselstände  ist  eine  derartige  Bohrmaschine 
zweckmäßig.  Neben  mehreren  Schmirgelschleif- 
steinen sind  versetzbare  Wagerechtbohrma- 
schinen, kleinere  Handbohrmaschinen  und  Niet- 
feuer sowie  Rollböcke  zum  Lagern  der  Kessel 
erforderlich.  An  den  Wänden  oder  Kranstützen 
sind  wie  in  den  Richthallen  Werkbänke,  An- 
schlüsse für  Licht  und  Kraftstrom,  Preßluft 
und  Azetylen  mit  den  zugehörigen  Werkzeugen 
anzuordnen  (vgl.  auch:  Neue  Arbeitsverfahren 
in  Kesselschmieden,  Heft  12  der  Ztschr.  Das 
Eisenbahnwerk,    1922). 

Der  Raum  für  die  Werkzeugmaschinen  ist 
des  Staubes  und  Lärmes  wegen  von  der 
Kesselschmiede  abzutrennen.  Bei  großen  Kes?el- 
scümieden  oder  größerer  Entfernung  von  der 
Hauptdreherei  sind  alle  zur  Bewältigung  der 
laufenden  Arbeiten  nötigen  Werkzeugmaschinen 
vorzusehen.  Neben  den  schon  erwähten  Ma- 
schinen sind  für  eine  Kesselschmiede  von 
etwa  15  Ständen  nötig:  Eme  Stehbolzen-, 
eine  Deckenankerdrehbank,  2  Schnelldrehbänke, 
eine  Plandrehbank  zum  Abdrehen  der  vor- 
deren Rohrwände,  eine  Kanten-Hobel-  und 
Fräsmaschine  zum  Bearbeiten  der  Bodenringe, 
eine  Blechbiegemaschine,  mehrere  Bohrma- 
schinen, eine  ve  einigte  Schere  und  Stanze 
und  eine  mehrspindelige  Bohrmaschine  für 
Rohrwände  und  kleinere  Hilfsmaschinen. 

Die  nachstehenden  Abb.  20Q  und  210  ge- 
ben die  Kesselschmieden  der  W.  Nied  und 
Sebaldsbrück  wieder. 

4.  Heizrohrwerkstätte.  Sie  \^ird  zweck- 
mäßig in  die  Nähe  der  Kesselschmiede  gelegt 
oder  mit  ihr  vereinigt.  Ihr  Raumbedarf  für 
eine  W.  von  70  Lokomotiv-  und  20  Kessel- 
ständen beträgt  etwa  1 5  X  40  /n,  bei  6  -  7  m 
Höhe.  Die  Werkzeugmaschinen  sind  so  auf- 
zustellen, daß  die  Rohre  an  einer  Seite  der 
W.  eingebracht  und  von  Maschine  zu  Maschine 
laufend  an  der  anderen  Seite  ausgebracht  werden. 
Um  die  Rohre  beim  Bearbeiten  nicht  schwenken 
zu  müssen,  sind  die  hierfür  bestimmten  Maschi- 
nen zu  jeder  Seite,  also  doppelt  aufzustellen. 
Die  Rohre  sind  von  Kesselstein  zu  befreien, 
anzuschuhen,  auf  Länge  zu  schneiden,  an  den 
Enden  aufzuweiten  und  einzuziehen,  alsdann 
zu  prüfen.  Ersteres  erfolgt  jetzt  vorwiegend  in 
zylindrischen,  durchlochten  Trommeln,  die  sich 
in  einer  halb  mit  Wasser  gefüllten  Grube  drehen. 
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durch  das  Gegeneinanderschlagen  und  Reiben 
der  Rohre  selbst.  Dieses  „Naßreinigen"  ist 
weniger  geräuschvoll  als  das  „Trockenreinigen" 
in  Trommeln  von  quadratischem  Querschnitt. 
Bei  beiden  V'erfahren  reinigen  sich  die  Rohre 
auch  im  Innern  von  Flugasche.  Auf  Reinigungs- 
maschinen älterer  Bauart  wird  der  Kesselstem 
durch  gezahnte  Rollen  unter  erheblicher  Staub- 
bildung abgebröckelt.  Die  neuen  Siederohr- 
enden werden  mit  mechanischen  oder  elek- 
trischen Schweißmaschinen 
oder  aber  durch  Azetylen- 
Sauerstoffschweißen  ange- 
schweißt. Die  elektrische 
Stumpfschweißung  wird 
neuerdings  auch  für  Rauch- 
rohre erfolgreich  angewen- 
det. Sie  ist  wirtschaftlicher 
als  die  übrigen  Schweiß- 
verfahren,  falls  Wechsel- 
oder Drehstrom  zur  Ver- 
fügung steht  (Organ  1921, 
S.  44).  Bei  Gleichstrom 
werden  die  Anlage-  und 
Stromkostendurchden  Um- 
former erhöht.  An  weiteren 
Maschinen  sind  nötig:  Ma- 
schinen zum  Abstechen, 
zum  Einengen  und  Auf- 
weiten der  Rohrenden,  Aus- 
glühfeuer und  eine  Prüf- 
maschine (Presse),  beim 
mechanischen  Schweißver- 
fahren treten  Schweißfeuer 
und  Kegelfräs-  und  Schärf- 
maschinen hinzu.  Um  gute 
Dichtung  in  den  Rohr- 
wänden zu  ermöglichen, 
werden  die  Rohrenden  vor 
dem  Einziehen  durch  um- 
laufende Stahldrahtbürsten 
oder  durch  Abschleifen 
sorgfältig  entzundert  und 
gereinigt. 

5.  Seh  weißanlagen.  Mit  der  Kesselschmiede 
sind  zu  verbinden  die  Schweißanlagen  für 
Kessel-  und  sonstige  Schweißungen.  Es  kommen 
in  Frage  das  Schweißen  im  elektrischen  Licht- 
bogen und  die- Azetylen-Sauerstoffschweißung 
(vgl.  Autogenschweißung  von  kupfernen  Loko- 
motivfeuerbüchsen, Ztschr.  dt.  Ing.  1921,S.945). 
Wo  das  Erwärmen  der  Schweißstelle  auf  das 
Äußerste  begrenzt  werden  muß,  z.  B.  beim 
Einschweißen  von  Siede-  und  Rauchrohren  in 
eiserne  Feuerbüchsenwände,  wird  das  elektrische 
Schweißen  bevorzugt.  Die  Schweißniaschine 
wird  ortsfest  oder  fahrbar  eingerichtet.  Auch 
wertvolle  Gußstücke,  insbesondere  Dampfzylin- 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


der  werden    mit  Erfolg  im  elektrischen  Licht- 
bogen geschweißt  (Annalen  1917,  S.  148). 

Kesselreinigung.  Der  Kesselstein  wird 
neuerdings  durch  ein  selbsttätiges  Preßluft- 
sandstrahlgebläse beseitigt  (Organ  1914,  S.156), 
u.  zw.  im  Langkessel  selbsttätig  durch  eine 
Sandstrahldüse,  deren  Längs-  und  Drehbewe- 
gung durch  ein  vor  dem  Kessel  stehendes 
elektromotorisches  Getriebe  bewirkt  wird.  An 
Stelle   der  Drehbewegung   kann    die  Düse  so 


Abb.  209.    Kesselschmiede  in  Nied. 


Abb.  210.  Kesselschmiede  in  Sebaldsbrück. 

pendeln,  daß  sie  nur  den  mit  Kesselstein  be- 
deckten Teil  der  Wandung  bestreicht.  Der  bei 
dem  Reinigen  entstehende  Staub  wird  abge- 
saugt. Der  Feuerkasten  selbst  wird  gleichfalls 
mittels  Sandstrahls,  jedoch  von  Hand  gereinigt. 
Diese  Reinigungsart  bildet  einen  bemerkens- 
werten Fortschritt  gegenüber  dem  Ausklopfen 
von  Hand  oder  mit  Preßluft.  Die  Reinigungs- 
anlage wird  in  einem  besonderen  Schuppen 
von  etwa  1 5  m  Länge,  6  m  Breite  und  7  bis 
8  m  Höhe  untergebracht. 

6.  Kupferschmiede.  Die  Kupferschmiede 
muß  nahe  an  der  Lokomotivrichthalle  liegen, 
da    sie    in    enger  Arbeitsgemeinschaft    mit   ihr 
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Steht  und  die  zu  verarbeitenden,  z.  T.  dünnen 
und  langen  Rohre  schlecht  zu  befördern  und 
wegen  ihres  hohen  Wertes  sorgfältig  zu  über- 
wachensind. Die  Rohre  und  Rohrbündel  werden 
entweder  in  einem  besonderen  Schuppen  oder 
besser  in  der  Kupferschmiede  selbst  in  ab- 
schließbaren schmalen  und  hohen  Gefachen, 
die  wenig  Raum  beanspruchen,  für  jede  Loko- 
motive gesondert  aufbewahrt.  Sie  muß  hell 
und  gut  lüftbar  sein.  Der  Flächenbedarf  f.  d. 
Lokomotivstand  beträgt  in  neueren  W.  etwa 
3  rn^.  Die  Höhe  richtet  sich  nach  dem  Bau, 
in  dem  sie  untergebracht  ist,  und  beträgt  durch- 
schnittlich 7  tn.  Zur  .Ausstattung  gehören :  Werk- 
bänke, ein  Feuer  zum  Anwärmen  von  Rohren, 
ein  Rundfeuer  für  das  Löten,  darüber  eine  leichte 
Laufkatze,  ein  Gerüst  mit  Treppe  zum  Füllen  der 
zu  biegenden  Rohre  mit  Sand  oder  Harz,  je 
eine  Rohrbiegemaschine,  Säge,  Handschere, 
Flanschen-,  Börtel-  und  .Aufwalzmaschine,  ferner 
Anschlüsse  für  Gas  zum  Löten  und  für  Azetylen. 

7.  Stangenschlosserei,  Kolben-,  Schie- 
ber-, Pumpen-,  Armatur-  u.  s.  w.  W.  In 
engem  Zusammenhange  mit  der  Lokomotiv- 
richthalle,  oft  mit  der  Dreherei  verbunden, 
neuerdings  häufig  in  besonderen  mit  leichten 
Laufkranen  ausgestatteten  Anbauten  stehen  die 
Stangenschlosserei,  die  W.  für  die  Wiederher- 
stellung der  Kolben,  Kolbenschieber  und  Flach- 
schieber, der  Steuerungs-  und  .Armaturteile, 
der  V'orwärmer,  Luft-  und  Vorwärmerpunipen. 
In  einer  W.  von  70  Ausbesserungsständen  er- 
fordern diese  Anlagen  eine  Grundfläche  von 
etwa  1 000  ni^,  also  \5  m^  f.  d.  Stand.  Sie  sind 
auszurüsten  mit  Werkbänken,  Drehbänken, 
Fräs-,  Hobel-  und  Bohrmaschinen,  kleinen 
Kreissägen,  handbetriebenen  Wasserpressen, 
einem  Prüfstand  für  Kesselspeise-  und  Luft- 
pumpen mit  Dampfanschluß  an  die  Haupt- 
leitung oder  besonderem  Dampfkessel  und 
einem  Bremsprüfstand.  Die  Stangenschlosserei 
erhält  ferner  eine  Lagerausgießeinrichtung,  um 
Beförderung  zur  Gießerei  zu  vermeiden,  eine 
Innenschleifmaschine  für  die  Stangenköpfe  und 
eine  Mehrfach-Stangenlagerausbohrmaschine, 
auf  der  die  zusammengebauten  Kuppelstangen 
gleichzeitig  gebohrt  werden  können  (Annalen 
"lQ19,S.79). 

Sonderwerkstätten  dieser  Art  erhöhen  Über- 
sicht, Arbeitsgüte  und  verringern  die  Förder- 
wege. Die  Werkzeugmaschinen  werden  in  der 
Dreherei  gespart,  stellen  also  keine  Vermehrung 
dar,  der  Antrieb,  einzeln  oder  in  kleinen 
Gruppen,  macht  bei  elektrischer  Kraftüber- 
tragung keine  Schwierigkeit,  ja  die  elektrische 
Kraftübertragung  hat  diese  früher  an  die 
Hauptwellenleitungen  gefesselten  Anlagen  ge- 
radezu freigemacht. 


S.  Blechbearbeitung.  In  Verbindung  mit 
diesen  Nebenbetrieben,  gleichfalls  mit  einem 
Kran  ausgestattet,  ist  eine  Anlage  zum  Wieder- 
herstellen der  .Aschkasten,  der  Rauchkammer 
und  Bekleidungsbleche  von  etwa  100/«-  bei 
70  Lokomotivständen  (1 -5/» -f.d.  Stand)  zu  emp- 
fehlen, da  diese  Teile  in  den  Richthallen 
schon  aus  Platzmangel  nicht  mit  der  nötigen 
Sorgfalt  ausgebessert  werden  können  und  die 
X'ereinigung  mit  der  Tenderwerkstatt  oder 
Kesselschmiede  größere  Transporte  verursacht. 
Zur  Ausstattung  gehören  nur  einige  Werkbänke, 
ortsfeste  und  tragbare  Bohrmaschinen  sowie 
Anschlüsse  für  elektrischen  Strom,  Preßluft  und 
Azetvien.  Blechabschnitte  und  altbrauchbare 
Teile  können  in  einer  derartigen  W.  mehr 
beachtet  und  besser  wieder  verwendet  werden, 
so  daß  sich  die  Anlagekosten  lohnen.  Der  Lauf- 
kran soll  die  ausgebesserten  Aschkasten  un- 
mittelbar auf  einen  angrenzenden  Lagerplatz 
bringen. 

9.  Wägevorrichtungen  für  Lokomo- 
tiven. Die  schon  erwähnte  Wägevorrichtung 
wird  ihrer  tmpfindlichkeit  wegen  zweckmäßig 
in  einem  besonderen  Räume,  der  auch  für 
kalte  Lokomotiven  leicht  erreichbar  sein  soll, 
untergebracht.  Die  neueren  Einrichtungen  be- 
stehen aus  einzelnen  fahrbaren  Wagen,  die  in 
einem  Wiegekanal  untergebracht  sind.  Für  jedes 
Rad  der  Lokomotive  ist  eine  Wage  erforder- 
lich (vgl.  Stockert,  Handbuch  des  Eisenbahn- 
maschinenwesens III,  S.  79  und  Ztschr.  dt.  Ing. 
1922,  S.  118). 

B.  Wagenwerkstätten. 

.Auch  den  Wagenwerkstätten  ist  in  den  beiden 
letzten  Jahrzehnten  eine  größere  Bedeutung 
zuerkannt  und  demgemäß  ihre  Ausstattung 
verbessert  worden.  Die  Zahl  der  schweren 
vier-  und  sechsachsigen  Personenwagen,  die  mit 
den  besten  Beleuchtungs-,  Heizungs-  und  Brems- 
einrichtungen allen  .Ansprüchen  der  Reisenden 
auch  bei  schnellster  Fahrt  gerecht  werden  sollen 
und  sehr  sorgfältiger  Unterhaltung  bedürfen, 
ist  gestiegen.  Selbst  die  Bauart  der  Güter- 
wagen ist  verwickelter.  Sie  werden  noch  höhere 
Anforderungen  an  die  Unterhaltung  stellen, 
wenn  eine  durchgehende  Güterzugbremse  all- 
gemein eingeführt  sein  wird. 

Es  ist  nicht  wirtschaftlich,  in  Gegenden  mit 
ungünstigen  klimatischen  Verhältnissen  Güter- 
wagen im  Freien  auszubessern,  weil  die  häufigen 
Arbeitsunterbrechungen  infolge  schlechter  Witte- 
rung, oft  gerade  zu  Zeiten  größten  Wagenbedarfs, 
ferner  die  mangelhafte  künstliche  Beleuchtung 
die  Arbeiten  allzusehr  verzögern,  und  so  den 
Wagenumlauf  beeinträchtigen.  Auch  die  offenen, 
nur  mit  einem  Schutzdach  ausgestatteten  Hallen 
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haben  sich  nicht  bewährt.  Diese  der  Zugluft 
ausgesetzten,  also  gesundheitswidrigen  Arbeits- 
stätten sind  in  Deutschland  auf  berechtigtes 
Drängen  der  Arbeiter  nach  und  nach  mit 
Seitenwänden,  festem  Fußboden  und  schließlich 
mit  Heizung  versehen  worden. 

Nach  diesen  Erfahrungen  sollte  an  bebauten 
Arbeitsplätzen  für  Wagen  nicht  gespart  werden. 
Es  ist  deshalb  nötig,  höhere  Werte  beim  Be- 
stimmen der  Hallengrößen  zu  wählen. 

So  sollte  die  Zahl  der  bedeckten  Stände  für 
Personenwagen  auf  10%,  für  Güterwagen  auf 
mindestens  5  ?«    bemessen  werden. 


Oüterwagenstände  werden  mit  Arbeitsgruben 
\ersehen.  Die  Mittenentfernung  der  Stände 
beträgt  für  Personenwagen  6  m,  für  Güter- 
wagen b-5m.  Die  Höhe  bis  Dachunterkante  er- 
gibt sich  daraus,  daß  die  Achsen  und  Drehgestelle 
unter  den  Querträgern  der  Hebeböcke  hinweg- 
gerollt werden  müssen  und  die  Arbeiter  auf  den 
Wagendächern  stehen  und  arbeiten  können. 
Ä^Längsgl  eis  Werkstätten.  Die  Anordnung 
ist  ähnlich  wie  bei  der  Längsgleisanordnung  für 
Lokomotivwerkstätten  (vgl.  Tafel  X,  Nebenwerk- 
statt St.  Wendel,  wo  ein  Kranfeld  für  Lokomo- 
tiven, das  benachbarte  für  Wagen  bestimmt  ist). 


l  ■  j^     i>: 


Abb.  211.    Drehgestellausbesserung  in  Frankfurt  a.  M. 


\.  Richthallen. 

aj  Quergleiswerkstätten.  Die  Längen- 
abmessungen  für  einen  Wagenstand  ergeben 
sich  bei  zwei-  und  dreiachsigen  Personenwagen 
im  Durchschnitt  zu  13'5  m,  bei  Gepäck-  und  ge- 
deckten Güterwagen  zu  Q'5 ,  bei  offenen  Güter- 
wagen zu  S-5  m.  Unter  Berücksichtigung  des 
zur  Arbeit  notwendigen  Abstandes  der  Fahr- 
zeuge betragen  die  mittleren  Standlängen  für 
einen  Personenwagen  1 5  m,  für  einen  Güter- 
wagen 10  m.  Es  ist  üblich,  2  —  3  Personen- 
wagen und  3-4  Güterwagen  hintereinander 
aufzustellen.  Die  Durchschnittslänge  der  Dreh- 
gestellwagen ist  zu  20  m,  die  Standlänge  zu 
22  m  anzunehmen.  Es  werden  höchstens 
2  Wagen  hintereinander  aufgestellt.  Alle  Arbeits- 
stände für  Personenwagen  und  die  Hälfte  der 


Die  Ausbesserung  vier-  oder  sechsachsiger 
Personenwagen  in  Längsgleiswerkstätten,  die 
z.  B.  in  York  seit  langer  Zeit  üblich  ist,  verspricht 
besondere  bauliche  und  betriebliche  Vorteile. 
Nicht  nur  die  Ersparnis  des  etwa  25  m  breiten 
Feldes  der  Innenschiebebühne,  sondern  auch 
die  große  Beweglichkeit  der  Laufkrane  beim  Ab- 
heben der  Wagenkasten,  Beförderung  der  Dreh- 
gestelle, Achsen  u.  s.  w.  gewährleisten  eine  große 
Beschleunigung  und  Vereinfachung  der  Arbeit. 
Statt  der  ortsfesten  Hebevorrichtungen,  die 
sich  geradezu  als  Hindernis  dem  fortschreitenden 
Arbeitsgange  entgegenstellen,  ergreifen  die  Lauf- 
krane den  Wagenkasten,  heben  ihn  von  den 
Drehgestellen,  verbringen  ihn  auf  den  gerade 
freigewordenen  Arbeitsplatz,  tragen  das  fertige 
Drehgestell    an   den    am    anderen    Hallenende 
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vorgesehenen  Montageplatz  und  setzen  den 
Wagenkasten  darauf.  Der  Betrieb  in  iler  Neben- 
werkstatt St.  Wendel,  in  dem  nur  zwei-  und  drei- 
achsige Personenwagen  und  Güterwagen  ausge- 
bessert werden,  ist  ein  treffender  Beweis  für  die 
Richtigkeit  dieser  Angaben,  ebenso  wie  die 
Schiebebühnenhallen  in  den  W.  Frankfurt  a.  M. 
und  Sebaldsbrück  den  großen  Raumvcrlust  und 
die  große  Verlängerung  aller  Beförderungen  klar 
vor  Augen  führen.  In  Sebaldsbrück  und 
Schwetzingen  werden  Laufkrane  zum  Heben 
und  die  Schiebebühne  zum  Verbringen  der 
Wagen  verwendet.  Bei  geeigneter  Bauform  hätte 
hier  auch  bei  Quergleisanordnung  der  Kran 
beide  Aufgaben  erfüllen  können.  Diese  Form 
wird  aber  aus  den  schon  für  Lokomotivwerk- 
stätten angegebenen  Gründen  für  weniger  zweck- 
mäßig gehalten  als  die  Längsgleisform.  Die 
Verwendung  von  Außenschiebebühnen  wie  in 
Saarbrücken-Burbach  kommt  nur  für  wenige 
Arbeitsstände  dieser  Art  in  Frage  und  mildert  die 
baulichen,  nicht  aber  die  betrieblichen  Nachteile. 
Die  Tragkraft  der  beiden  Krane  beträgt  für 
vier-  und  sechsachsige  Personenwagen  je  25 1,  bei 
Güterwagen  genü-  _,___^____^__^^_^,— = 
gen  je  15  /,  da  ' 
zur  ausnah  mswei- 
sen  Bearbeitung  be- 
ladener  Heißläufer 
eine  Achssenke  vor- 
zusehen ist.  Entspre- 
chend diesen  gerin- 
geren Lasten  fällt 
auch  die  Kranfahr- 


bahn leichter  aus  als  in  Lokomotivwerkstätten.  Im 
übrigen  werden  zum  Heben  der  Güterwagen 
Winden  und  Hebeböcke,  der  Personenwagen 
Hebeböcke  mit  Unterzügen  verwendet.  Für 
Drehgestellwagen  sind  Hebeböcke  mit  Trag- 
pratzen oder  ortsfeste  Hebewerke  mit  elektri- 
schem, früher  auch  Preßwasserantrieb  im  Ge- 
brauch. Des  Interesses  wegen  sei  auch  noch 
erwähnt,  daß  in  der  W.  Nürnberg  elektrisch 
betriebene  Laufkatzen  zum  Heben  der  Güter- 
wagen verwendet  werden.  Die  Behandlung  der 
Drehgestelle  geht  aus  vorstehender  Abb.  211 
hervor. 

Bezüglich  der  Ausrüstung  weichen  Wagen- 
und  Lokomotivrichthallen  nur  wenig  vonein- 
ander ab.  Es  treten  hinzu  Entzunderungs-  und 
Entrostungseinrichtungen  für  die  Bekleidungs- 
bleche, Anlagen  zum  Prüfen  der  selbsttätigen 
Bremsen,  der  Heizungs-  und  Beleuchtungs- 
einrichtungen, eine  Wagenwäscherei  und  mecha- 
nische Entstaubungsanlage. 

Nachstehend  sind  einige  Hauptabmessungen 
neuerer  Wagenrichthallen  wiedergegeben  (s.  auch 
Abb.  212). 


Wagenwerkstatt 
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2.  Holzbearbeitungswerkstatt.  Diese 
feuergefährlichen  Räume  wurden  früher  als 
besondere  Bauten  aufgeführt.  Bei  neueren  W. 
sind  sie  nur  durch  feuerfeste  Wände  und  Türen 
von  der  Richthalle  abgeteilt.  Die  W.  zerfällt 
in  die  Maschinen-,  Fein-  und  Modelltischlerei 
und  Poliererei,  die  voneinander  der  Staub- 
entwicklung wegen  abgeschlossen  werden. 

Die  Holzbearbeitungsmaschinen  erhalten  vor- 
wiegend elektrischen  Einzelantrieb,  so  daß  ihre 
Aufstellung  dem  Arbeitsplane  besonders  gut 
angepaßt  werden  kann.  Je  nach  der  Größe  der 
Anlage  sind  vorzusehen:  Abrichtmaschinen, 
Vierfachhobelmaschinen,  Band-  und  Kreissägen, 
Fräs-,  Zapfenschneide-,  Holzstemm-  und  Bohr- 
maschinen, eine  Holzdrehbank,  eine  Dampfkani- 
mer  und  Wärmeeinrichtungen  zum  Biegen  und 
Furnieren  der  Hölzer,  Wärmeplatten  und  Leim- 
kocher, eine  Holzpoliermaschine,  ferner  an  Hilfs- 
maschinen: Schärf-  und  Schleifmaschinen  für 
Kreis-,  Bandsägen,  Hobelmesser  u.  dgl.  Zwischen 
den  Maschinen  ist  Platz  zur  Lagerung  genü- 
gender Arbeitsvorräte  erforderlich.  Alle  Holz- 
bearbeitungsmaschinen sind  an  eine  Späne-  und 
Staubabsaugeanlage  anzuschließen.  Auch  sind 
einige  an  die  Saugleitungen  angeschlossene 
Kehrlöcher  vorzusehen. 

In  einem  Anbau  zum  Holzschuppen  wird 
eine  Vierseitenhobelmaschine  und  eine  Kreissäge 
untergebracht,  um  die  Hölzer  möglichst  genau 
vorzuschneiden.  Um  die  Holzvorräte  klein  zu 
halten  und  das  Holz  möglichst  gut  zu  trocknen, 
sind  Holztrockenanlagen  nötig. 

Die  Modellschreinerei  wird  möglichst  mit 
der  Feintischlerei  verbunden.  Die  Modelle  selbst 
sind  in  der  Nähe  der  Gießerei  feuersicher  zu 
lagern. 

Wesentlichen  Einfluß  auf  die  Ausgestaltung 
der  Holzbearbeitungswerkstatt  wird  der  fort- 
schreitende Bau  eiserner  Wagen,  insbesondere 
eiserner  Personenwagen,  ausüben,  der  in  Amerika 
schon  seit  1 904  allgemein  üblich  ist.  Veranlassung 
hierzu  ist  in  Deutschland  die  schwierige  Be- 
schaffung der  für  den  Bau  hölzerner  D-Zug- 
wagen erforderlichen  Pitchpinestämme,  deren 
Festigkeit  und  Haltbarkeit  keine  andere  Holzart 
aufweist.  Deshalb  wurden  schon  1908  auch  in 
Deutschland  versuchsweise  eiserne  Personen- 
wagen gebaut.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
werden  sich  die  eisernen  Wagen  auch  in  der 
Unterhaltung  und  Wiederherstellung,  selbst  bei 
erheblichen  Beschädigungen,  nicht  ungünstiger 
stellen  als  die  hölzernen.  Die  Holzbearbeitung 
wird  ersetzt  werden  durch  Entrostungs-,  Schneid-, 
Schweiß-  und  Nieteinrichtungen.  Es  ist  zu  er- 
warten, daß  die  wichtigsten  Teile  einheitlich 
gestaltet  werden,  um  wirtschaftliche  Reihen- 
herstellung   und    Arbeiten    auf  Vorrat    zu    er- 


möglichen und  daß  vor  allem  auf  die  leichte 
Wiederherstellung  größte  Rücksicht  genommen 
wird  (Ztschr.  dt.'ing.  1921,  Nr.  1 1  ff.).  Auch 
der  Bau  von  Eisenbetonwagen  ist  hier  zu  er- 
wähnen, die  für  einige  Sonderzwecke,  z.  B.  für 
Säuresendungen,  für  die  Beförderung  feuerge- 
fährlicher Güter,  Vorteile  bieten  können.  Es  ist 
anzunehmen,  daß  die  Untergestelle  derartiger 
Wagen  dem  Rosten  weniger  ausgesetzt,  also 
weniger  Ausbesserung  erfordern  werden.  Die 
Beseitigung  von  Beschädigungen  der  Eisenbeton- 
konstruktion selbst  würde  durch  Herausbrechen 
der  beschädigten  Teile  und  Wiedereinbetonieren 
der  nachgerichteten  und  nötigenfalls  ersetzten 
Bewehrungseisen  geschehen.  Preßluftmeißel 
und  PreI51uftbetonierung  würden  die  Haupthilfs- 
mittel bilden  (Der  Waggon-  und  Lokomotiv- 
bau 1921,  H.  3  ff.). 

S.Sattlerei,  Polsterei,  Tapeziererei  und 
Glaserei.  Auch  diese  W.  werden  in  neueren 
Anlagen  in  abgetrennten  Räumen  der  Richt- 
hallen selbst  untergebracht,  sie  sollen  geräumig 
imd  hell  sein.  Für  die  Roßhaarreinigung  ist 
ein  Raum  abzutrennen.  Für  größere  Decken- 
ausbesserungs-  und  Deckentrocknungsanlagen 
werden  besondere  Gebäude  errichtet. 

4.  Lackiererei.  Die  Lackiererei  soll  etwa 
Y^g  der  zugewiesenen  Personenwagen  und 
V/jQo  der  Güterwagen  aufnehmen,  der  Gleis- 
abstand beträgt  5-5  —  6/«,  jedes  zweite  Gleis  erhält 
eine  Arbeitsgrube,  die  zum  besseren  Trocknen 
der  Anstriche  besondere  Heizleitungen  erhält. 
Die  besonders  abgetrennte  Feinlackiererei,  etwa 
15%  der  Lackierstände,  erhält  eine  Zusatz- 
heizung. Um  die  Wärmeverluste  einzuschränken, 
werden  die  Oberlichter  dieser  Halle  durch 
eine  in  der  Dachneigung  selbst  durchgeführte 
Verglasung  nach  Art  der  Doppelfenster  aus- 
gebildet. Auf  feuersichere  Abtrennung  ist  be- 
sonderer Wert  zu  legen. 

Die  Anlage  von  Firnisküchen  ist  entbehrlich, 
da  die  Farben  streichfertig  beziehbar  sind  und 
ihre  Massenherstellung  in  Farbenfabriken  wirt- 
schaftlicher  ist  als  Einzelfertigung   in  den  W. 

C.  Schmiede. 

Auf  etwa  30  Arbeiter  der  vor  dem  Kriege 
üblichen  Besetzung  einer  W.  ist  ein  Schmiede- 
feuer nötig,  das  mit  Zubehör  40-  60/«-  Fläche 
erfordert.  Die  Feuer  werden  gewöhnlich  als 
Doppelfeuer  an  den  Längswänden  mit  10  ot 
Abstand  aufgestellt,  die  Schmiedehämmer  und 
Schmiedepressen  in  der  Mitte.  Dort  werden 
auch  Vierfach-  und  Rundfeuer  untergebracht. 
Die  Breite  neuerer  Schmieden  beträgt  20  bis 
25/«.  Für  die  Federschmiede  einschließlich 
eines  Glühofens  werden  200  -  300  m^  benötigt. 
Die  Abmessungen   der  Schmiede  werden  von 


342 


Werkstätten. 


derAiifstelliingleistungstaliigeiSclimiedeprt'ssen 
entscheidend  beeinflußt.  Für  die  Schweiß-  und 
F.insatzöfen,  Richtplatten,  Scheren,  Kalt-  und 
Warnisägen  sind  weitere  50  %  des  für  Schmiede- 
feuer benötigten  Raumes  nötig.  Zum  Bedienen 
der  Hämmer,  Pressen  und  Glühöfen  sind  Lauf- 
oder Drehkrane  vorzusehen. 

Die  Schmiede  selbst  soll  ebenso  heil  gehalten 
werden  wie  alle  übrigen  Werkstättenräume,  in 
denen  gute  und  genaue  Arbeit  sowie  Sauber- 
keit verlangt  wird.  Die  Höhe  bis  zur  Dach- 
unterkante soll  7  -  8  /ff  betragen,  um  auch 
Bedienungskrane  aufzunehmen.  Auf  dem  Dache 
selbst  sind  wirksame  Lüfter  vorzusehen,  da  selbst 
bei  guter  Rauchabsaugung  Dünste  nicht  ganz 
zu  vermeiden  sind.  Aus  wärmewirtschaftlichen 
Gründen  sollten  die  Schmiedefeuer  durch 
Schmiedeöfen  ersetzt  werden,  ein  Ofen  für 
6-8  Feuer.  Die  Abwärme  dieser  Öfen  wird 
zum  Betriebe  von  Dampfkesseln  für  die  Hämmer 
und  die  Abkocherei  verwendet.  Die  Abwärme 
der  Schmiedefeuer  ist  schwerer  nutzbar  zu 
machen.  In  Nied  ist  durch  Verwendung  eines 
Schmiedeofens  die  Zahl  der  Feuer  bei  70  Loko- 
motivständen auf  4  Doppelfeuer  beschränkt 
worden. 

In  neueren  Schmieden  wird  der  Rauch  viel- 
fach durch  elektriscii  betriebene  Sauger  und 
ober-  oder  unterirdisch  verlegte  Leitungen  ab- 
gesaugt und  in  gemauerte  oder  Blechschorn- 
steine geleitet.  Den  Wind  für  die  Feuer  liefert 
ein  elektrisch  betriebenes  Hochdruckgebläse. 
Für  die  Wind-  und  Saugleitungen  werden 
gußeiserne  oder  verzinkte  Blechrohre,  auch 
gemauerte  Kanäle  gewählt.  Zweckmäßig  gebaute 
verstellbare  Rauchhauben  erleichtern  die  Rauch- 
absaugung sehr.  Künstliche  Absaugeanlagen 
sind  nicht  so  betriebssicher  wie  ein  Schornstein. 
Dienen  sie  als  Zusatzanlagen  zum  Schornstein,  so 
haben  sie  nur  den  an  den  Rauchhaubenrändern 
ausweichenden  Rauch  in  düsenartig  ausgebildete 
Doppelhauben  hineinzusaugen.  Der  Kraftbedarf 
ist  dann  auch  geringer,  die  Betriebssicherheit 
nicht  beeinträchtigt. 

Der  Abdampf  der  Schmiedehämmer  und 
Pressen  wird  zum  Bereiten  warmen  Wassers 
für  die  Arbeiter,  für  die  Abkocherei  und  auch 
zur  Heizung  verwendet.  Wie  Versuche  in 
Stargard  gezeigt  haben  (Organ  1022,  S.  8), 
darf  die  Spannung  des  Abdampfes  hierbei  nicht 
über  0-6  Atm.  gesteigert  werden,  da  die  Dampf- 
hämmer bei  höherer  Spannung  nicht  einwand- 
frei arbeiten. 

Für  leichtere  Arbeiten  werden  elektrisch 
betriebene  Luftdruckhämmer  verwendet.  Sie 
arbeiten  noch  bei  750  kg  Bärgewicht  betriebs- 
sicher. Neben  dampfhydraulischen  Schmiede- 
pressen, deren  wärmewirtschaftliche  Bedeutung 


besonders  zu  betonen  ist,  sind  auch  Schmiede- 
maschinen zu  erwähnen,  die  sich  besonders 
zur  Herstellung  kleiner  Massenteile  (Bolzen, 
Hebel,  Bremsgestänge,  Beschlagteile  u.  s.  w.) 
eignen. 

Der  übliche  Dampfdruck  von  9  Atm.  sollte 
auf  die  in  den  übrigen  Anlagen  der  W.  übliche 
Spannung  von  12  Atm.  gesteigert  werden.  Der 
Dampf  ist  der  Wärmeersparnis  wegen  zu  über- 
hitzen. Abgesehen  davon,  daß  für  Dampf  von 
9  Atm.  665  Wärmeeinheiten  und  für  Dampf  von 
12  Atm.  nur  668  Wärmeeinheiten  nötig  sind, 
werden  die  Kolbenflächen  und  somit  die  Dampf- 
mengen bei  gleicher  Krafterzeugung  in  den  Pres- 
sen und  Hämmern  kleiner.  Neuzeitliche  Hoch- 
druckhämmer mit  Expansionsventilsteuerung  ar- 
beiten wesentlich  wirtschaftlicher  als  alte  Nieder- 
druckhämmer mit  Flachschiebern.  Frisch-  und 
Abdampfleitungen  sind  gut  zu  isolieren  (vgl. 
auch  Organ,  XiV.  Erg.-Bd.  1912,  S.  192). 

Federschmiede.  Sie  wird  mit  der  Haupt- 
schmiede in  der  Regel  vereinigt  und  erfordert 
etwa  1 50  m-  Grundfläche  bei  70  Lokomotiv- 
ständen und  I —2  Doppelfeuern,  einen  Feder- 
glühofen, eine  Federprüfniaschine  und  eine 
Schere. 

D.  Dreherei,  Räderdreherei  und 
Werkzeugmach  erei. 

Die  Größe  der  Dreherei  hängt  ab  von  der 
Leistungsfähigkeit  der  Werkzeugmaschinen.  Es 
ist  deshalb  nötig,  die  Zahl  der  .Maschinen  je- 
weils -  unter  Berücksichtigung  der  Fortschritte 
des  Werkzeugmaschinenbaues  —  festzusetzen.  So 
kann  man  z.  B.  auf  einer  Räderdrehbank  älterer 
Art  in  8  Stunden  1  -  2  Lokomotivachsen  von 
1400  mm  Durchmesser  abdrehen,  auf  einer 
neuzeitlichen  Bank  5-6  dieser  Achsen.  Die 
Leistung  neuer  Radreifenausbohrbänke  ist  noch 
stärker  gestiegen.  Der  Raumbedarf  derDrehereien 
könnte  daher  durch  Beschaffung  neuer  Maschinen 
eingeschränkt  und  für  neue  Anlagen  geringer 
bemessen  werden,  wenn  nicht  die  bessere  Aus- 
stattung und  stärkere  Beanspruchung  der  Fahr- 
zeuge, besonders  der  Heißdampflokomotiven, 
eine  erhebliche  Mehrarbeit  und  auch  sorg- 
fältigere Arbeit  erfordern  würden.  Die  älteren 
Berechnungen  des  Raumbedarfs  und  der  Werk- 
zeugmaschinenzahl haben  deshalb  nur  geschicht- 
liches Interesse.  Diu  Abmessungen  mehrerer 
Drehereien  gehen  aus  den  Grundrissen,  Tafel 
VII -X,  hervor.  Die  Dreherei  soll  des  Staubes 
und  Lärmes  wegen  von  der  Richthalle  durch  eine 
Wand  abgetrennt  werden.  Gute  Beleuchtung  und 
Beheizung  der  Dreherei  ist  besonders  wichtig. 
Zum  Bedienen  der  Maschinen  sind  schnell- 
laufende Krane  von  etwa  5  t  Tragkraft  vor- 
zusehen.    Für    häufiges    Auf-    und    Abheben 
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schwerer  Arbeitsstücke  erhalten  einzelne  Ma- 
schinen noch  hand-  oder  kraftbediente  Hebe- 
einrichtungen (kleine  Schwenkkrane,  die  an 
der  Maschine  befestigt  werden,  durch  Preßluft 
u.  s.  w.  getriebene  versenkbare  Tische).  Die 
Großdreherei  durchzieht  meist  ein  Gleis,  auf 
dem  auch  die  Achsen  zugeführt  vcerden.  Zu 
beiden  Seiten  des  Gleises  werden  die  schweren 
Werkzeugmaschinen  aufgestellt.  Im  übrigen 
werden  die  Maschinen  dem  Arbeitsgange  ent- 
sprechend angeordnet,  da  der  elektrisclie  An- 
trieb völlige  Freiheit  in  der  Aufstellung  zuläßt. 
Zwischen  die  Maschinen  stellt  man  Ablege- 
tische mit  verschließbaren  Fächern.  Elektrischer 
Einzelantrieb  erhöht  die  Übersicht  und  Leistung 
und  ermöglicht  schnelles  und  bequemes  Bedienen 
der  Maschinen.  Nur  kleinere  Maschinen  sollten 
an  die  Wellenleitungen  angeschlossen  werden, 
die  in  neueren  Anlagen  250  Umdrehungen  in 
1  Min.  machen.  Der  Antrieb  der  Wellen  wird 
möglichst  unterteilt,  um  Störungen  auf  wenige 
Werkzeugmaschinen  zu  beschränken,  u.  zw. 
so,  daß  die  einzelnen  Antriebsmotoren  zur 
Ersparnis  von  Reservemotoren  gleich  groß 
gewählt  werden  können.  Auch  die  Kühlwasser- 
versorgung der  Werkzeugmaschinen  erfolgt 
gruppenweise;  kleine  Kreiselpumpen  fördern 
das  Wasser  aus  unterirdischen  Sammelbehältern 
in  erhöht  angebrachte  Behälter.  Die  Leitungen 
zu  und  von  den  Werkzeugmaschinen  müssen  sich 
leicht  reinigen  lassen.  Auf  wirtschaftlich  arbei- 
tende Wellenlager  ist  zu  achten.  Zum  schnellen 
Anhalten  der  Wellen  bei  einem  Unfälle  dienen 
elektrische  Ausrück-  und  Bremsvorrichtungen, 
die  möglichst  schnell  erreichbar  sein   müssen. 

Die  für  große  und  mittelgroße  W.  erforder- 
lichen Maschinen  sind  am  Schlüsse  dieses  Ab- 
schnittes (D)  zusammengestellt.  In  großen  W. 
werden  besondere  Drehereien  für  Wagen-  und 
Lokomotivwerkstätten  zur  Verringerung  der  Be- 
förderungsweiten gewählt.  Aus  diesem  Grunde 
sollten  auch  den  Weißgußbearbeitungsmaschinen 
ein  Weißgußofen  und  den  Spezialwerkstätten  die 
notwendigen  und  ausnutzbaren  Maschinen  bei- 
gegeben werden. 

Zur  Annahme  der  auszubessernden  und  Aus- 
gabe der  ausgebesserten  Teile  ist  eine  Übergabe- 
stelle mit  Vorreiß-  und  Prüfraum  nötig.  Hier- 
durch werden  die  Gänge  der  Montagearbeiter 
zur  Dreherei  unnötig.  Die  Güte  der  Arbeit 
wird  gefördert,  weil  in  der  Übergabestelle  eine 
bessere  Prüfung  der  Teile  nach  Zeichnungen 
und  Lehren  erfolgen  kann.  Das  Vorreißen  der 
Teile  erfolgt  durch  besonders  tüchtige  Hand- 
werker mit  Hilfe  von  Richtplatten,  Meß- 
einrichtungen, Zeichnungen  u.  s.  w. 

Räderdreherei.  Seit  Ei-nführung  der 
geräuschlos     arbeitenden     Sprengringeinwalz- 


maschinen  an  Stelle  der  Hämmer  (Verkehrs- 
techn.  W.  1914,  S.  ö69)  wird  die  Räderdreherei 
mit  der  Großdreherei  vereinigt,  um  den  Betrieb 
zu  vereinfachen  und  zu  beschleunigen.  Zur 
Räderdreherei  gehören  eine  Sprengringeinwalz- 
maschine  und  Biegemaschine,  ein  oder  2  Gas- 
feuer zum  Anwärmen  der  Reifen  beim  Ab-  unil 
Aufziehen  und  eine  hydraulische  Räderpresse.  Für 
das  Gasfeuer  wird  Leucht-  oder  Generatorgas 
verwendet.  In  Nied  werden  die  Radreifen 
elektrisch  erwärmt.  Im  Reifen,  der  die  in  sich 
kurzgeschlossene  zweite  Wickelung  eines  zwei- 
schenkligen  Transformators  bildet,  wird  Strom 
durch  Induktion  erzeugt.  Der  andere  Schenkel 
trägt  die  Wickelung,  deren  Windungszahl  in 
verschiedenen  Abstufungen  der  Größe  der  auf- 
zuziehenden Radreifen  und  der  Erwärmungs- 
zeit entspricht  (vgl.  Organ  1916,  S.  89).  Die 
Anlage  ist  so  in  den  Boden  eingelassen,  daß 
die  Reifen  in  Fußbodenhöhe  eingelegt  werden 
können.  Diese  bemerkenswert  einfache  Anlage 
arbeitet  bei  billigen  Strompreisen  wirtschaftlich. 
Da  die  Reifen  mit  Hilfe  dieser  Einrichtung 
nicht  von  den  Rädern  abgezogen  werden  können, 
ist  ein  besonderes  Gasfeuer  oder  eine  Durch- 
schneidvorrichtung(Kreissäge,  Sauerstoffflamme) 
nötig. 

Werkzeugmacherei  und  Werkzeugaus- 
gabe. Zur  Unterhaltung  der  Werkzeuge  dient 
die  oft  mit  der  Dreherei  verbundene  Werkzeug- 
macherei. Die  Größe  des  Raumes  richtet  sich 
nach  der  Ausstattung.  Es  sind  vorzusehen: 
eine  Hinterdrehbank,  Drehbänke,  Fräs-  und 
Bohrmaschinen,  Spiralbohrerschleifmaschinen, 
Kaltsäge,  ein  Schmiedefeuer  und  ein  Schmiede- 
hammer von  50  -  75  kg  Bärgewicht.  Die  Härte- 
anlage mit  einem  kleinen  Ofen  zum  Aufschweißen 
von  Stählen  wird  der  Dünste  wegen  abgetrennt, 
wenn  zum  Erwärmen  der  Ofen  Gas  verwendet 
wird.  Bemerkenswert  sind  auch  hier  die  Fort- 
schritte des  elektrischen  Betriebs.  So  werden 
elektrische  Salzbadhärteanlagen  zum  Härten  von 
Werkzeugen  und  anderen  Gegenständen  aus 
Stahl  und  auch  zur  Einsatzhärtung  (Oberflächen- 
härtung) von  Maschinenteilen  aus  Eisen  oder 
kohlenstoffarmem  Stahl  mit  großem  wirtschaft- 
lichen Erfolge  verwendet.  Durch  die  elektrische 
Einsatzhärtung  werden  die  eisernen  Einsatz- 
kästen mit  Kohlungsmitteln  erspart.  Das  all- 
seitig von  der  Salzschmelze  umspülte  Einsatzgut 
wird  vollkommen  gleichmäßig  und  schneller 
erwärmt  als  bei  anderen  Einrichtungen;  die  zu 
zementierenden  Stellen  können  schärfer  ab- 
gegrenzt werden. 

Eine  in  der  Nähe  der  Werkzeugmacherei 
einzurichtende  Werkzeugausgabe  versorgt  die 
Dreherei  und  angrenzende  W.;  mit  ihr  wird 
auch  ein  Handmagazin  verbunden. 
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Von  den  zahlreichen  Maschinen  einer  neu- 
zeitlichen W.  sind  einige  wegen  der  besonders 
sinnreichen  Ausnutzung  des  elektrischen  Stromes 
hervorzuheben,  die  weitere  umgestaltende  Ver- 
besserungen erhoffen  läßt.  So  dient  zum 
Schleifen  der  Achsschenkel  und  der  Kurbel- 
zapfen an  Lokomotivachsen  neuerdings  eine 
Maschine  (Organ  1921,  S.  30),  in  der  der  Rotor 
eines  eigenartig  gebauten  Drehstrommotors 
unmittelbar  den  ringartig  ausgebildeten  Schleif- 
stein trägt,  so  daß  also  alle  Übertragungs- 
zwischenglieder (Zahnräder,  Riemen)  fortfallen. 
Der  Rotor  ist  zur  Beseitigung  des  Schieifstaubes 
leicht  auswechselbar.  Für  Gleichstrom  kann  die 
Einrichtung  aus  konstruktiven  Gründen  nicht 
gebaut  werden. 

Zum  Einspannen  schwer  zu  befestigender 
Eisenteile  wie  der  Kolbenringe  u.  a.  werden  ma- 
gnetische Platten  verwendet,  die  jede  mechanische 
Befestigung  erübrigen.  Die  Magnetisierung 
erfolgt  durch  Spulen,  die  in  die  Platte  ein- 
gelassen sind. 

Als  teilweiser  Ersatz  des  Räderkastens  der 
Drehbänke  dient  der  Stufenmotor.  Durch  ihn 
kann  die  Hauptspindel  einer  Drehbank  20  und 
in  Verbindung  mit  dem  einzigen,  dann  noch 
nötigen  Vorgelege  40  verschiedene  Umlauf- 
geschwindigkeiten  erhalten. 

Auch  auf  die  guten  Erfahrungen,  die  mit 
der  elektrischen  Um-  und  Fernsteuerung  bei 
Hobelmaschinen  und  Räderdrehbänken  gemacht 
worden  sind,  sei  hingewiesen.  Schließlich  ist  die 
große  Bedeutung  der  Schleifmaschinen  für  die 
genaue  Bearbeitung  von  Kolben-  und  Schieber- 
stangen, Bolzen,  Büchsen,  Gleitflächen  u.  s.  w. 
her\orzuheben  (vgl.  auch  Organ,  XIV.  Erg.-Bd. 
1912,  S.  203). 

Zusammenstellung 
der  wesentlichen  für  eine  Lokomotiv-Haupt- 
werkstatt  mit  35  Lokomotiv-   und    15  Kessel- 
ständen erforderlichen  Werkzeugmaschinen. 

A.  Dreherei  (Eisendreherei). 

S  =  Spitzenhöhe,  D  =  Drehlänge. 
8  Drehbänke,  S  250  mm,  D  1000  mm;  2  Dreh- 
bänke, S  250  mm,  D  2500  mm ;  1  Drehbank,  S  300  mm, 
D  2500  mm;  1  Drehbank,  S  300  mm,  D  4000  mm; 
1  Drehbank,  S  400  mm,  D  3000  mm;  1  Drehbank, 
S  500  mm,  D  2500  mm;  2  Drehbänke,  S  275  mm, 
D  1000 mm,  Bohrung  100  mm;  2  Revolverdrehbänke, 
Bohrung  60  mm;  2  Karusseldrehbänke,  Scheiben- 
durchmesser 1000  mm;  1  Stehbolzendrehbank. 

A  ch  se  n  b  e  a  r  b'e  i  t  u  n  g. 

3  Lokomotiv-Radsatzdrehbänke  S  600  -  1100  mm, 

1     Radreifenausbohrbank,       1     Achsschenkelschleif- 

maschine,  1  Kurbelzapfenschleifmaschine,  1  Spreng- 

ringeinwalzmaschine,   1  Radreifenwärmevorrichtung, 

1  Räderpresse. 

Fräserei. 
2   Senkrechtfräsmaschinen,     Ausladung   600  mm, 

2  Wagerechtfräsmaschinen,  1  Langlochfräsmaschine, 


1  Lagerausbohrmaschine,  1  Mutternfräsmaschine, 
1  Stangenlagerbohr-  und  Fräsmaschine,  1  Wagerecht- 
bohr-  und  Fräswerk. 

Stoß-  und  Hobelmaschinen. 
1  Zweiständerhobelmaschine,  Hobellänge  3000mm; 
1  Zweiständerhobelmaschine,  Hobellänge   1500mm; 
1  Wagerechtschnellhobler,    Hub    500  mm;  1    Senk- 
rechtstoßmaschine, Hub  300  mm. 

Schleifmaschinen. 

1  Rundschleifmaschine,  S  450  mm,  Schleiflänge 
3500,  Schleifdurchmesser  500  mm;  1  Rundschleifma- 
schine, S  200  mm,  Schleiflänge  2000  mm;  1  Fläclien- 
schieifmaschine,  1500  mm  Flächenlänge:  1  Büchsen- 
und  Schwingenschleifraaschine,  5  Werkzeugschleif- 
maschinen, 1  Wagerechtschleifmaschine  mit  magne- 
tischer Aufspannung. 

Rotgußdreherei. 

2  Drehbänke,  S  200  mm,  D  750  mm;  4  Drehbänke, 

5  250  mm,  D  1000mm;  1  Drehbank,  S  300  mm, 
D  1000  mm;  1  Doppelfräsmaschine  für  Muttern. 

B.  Kesselschmiede  (15  Stände). 

2  Stehbolzendrehbänke,   1    Deckenankerdrehbank, 

1  Drehbank,  S  250  mm,  L  1000  mm;  2  Bohr- 
maschinen \2mm  Lochdurchmesser,  2  Bohrmaschinen 
50  mm    Lochdurchmesser,     1   Ständerbohrmaschine, 

2  fahrbare  Gewindeschneidmaschinen,  1  Blechbiege- 
maschine für  20  mm  Blech,  1  Schere  und  Stanze, 
1  Glühofen,  1  Sandstrahlgebläse,  1  fahrbare  elek- 
trische  Schweißanlage,    2    tragbare    Nietmaschinen. 

C  Vorwärmer  und  Pumpen. 

1    Leitspindeldrehbank,   S  300  mm,   D  1000  mm; 

1  Mechanikerdrehbank. 

Für  den  Prüfrauni:  1  stehender  Dampfkessel,  5  bis 

6  m-  Heizfläche,  1  Hauptluftbehälter,  1  Hilfsluft- 
behälter,  1  Bremsventilluftbehälter,  1  Tenderbrems- 
apparat, 1  Treibradbremsapparat. 

D.  Blechbearbeitungswerkstatt. 
1  Schere  mit  Stanze  für  Bleche  bis  20  mm,  1  Bohr- 
maschine bis  20  mm  Lochdurchmesser,   1  Kaltsäge; 
Richtplatten,  Schmiede-  und  Nietfeuer,  Blechscheren, 
tragbare  Bohr-  und  Nietmaschinen. 

E.  Lokomotivrichthallen. 

1  Zylinderbohrapparat,  fahrbar  mit  elektrischem 
Antrieb,  I  Kolbenschieberbüchsenschleifmaschine  mit 
elektrischem  Antrieb,  1  Schieberflächenschleifvor- 
richtung,  4  Schmirgelschleifmaschinen,  2  Sand- 
steinschleifmaschinen,      2     .Abgratschleifmaschinen, 

2  Schmiedefeuer;  Ambosse,  Richtplatten,  Blech- 
scheren, Handpressen,  tragbare  Bohr-  und  Niet- 
maschinen. 

F.  Schmiede. 

1  Schmiedehammer,      1000    kg      Fallgewicht, 

1  Schmiedehammer,  600  A:^  Fallgewicht,  1  Schmiede- 
hammer, 250  Ao' Fallgewicht,  1  Spindelpresse,  1  Warm- 
säge, Blatt  1000  mm  Durchmesser,  1  Kombinations- 
schere, Blech  30,  Rundeisen  50,  Winkeleisen  100X20, 

2  Stauch-  und  Biegemaschinen  bis  13  mm,  1  Kalt- 
säge, 15  offene  Feuer;  Ambosse,  Richtplatten. 

G.  Gießerei. 

2  Schmelzöfen,  150  Ä^  Einsatz,  2  Formmaschinen, 
500X600  Plattengröße,  1  Abgratmaschine,  1  Schmirgel- 
scheibe, 350  mm  Durchmesser,  1  Gußputztrommel, 
600  mm  Durchmesser,  1000  mm  lang,  1  Trockenofen, 
1  Formsandmisehmaschine,  1  Sandstrahlgebläse, 
1  Säge. 
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H.  Federschmiede. 

1  Federbiege-  oder  RoUmaschine,  1  Federglüh-  und 
Härteofen,  1  Federprüfmaschine,  2  Schmiedefeuer; 
Ambosse,  Richtplatten. 

J.  Werkzeugmacherei. 

2  Drehbänke,  1  Hinterdrehbank,  1  Fräsmaschine, 
I  Bohrmaschine,  1  Salzbadhärteofen,  1  Muffel- 
ofen, 1  Gasanwärmofen,  2  Spiralbohrerschleif- 
maschinen, 1  Fräserschleifmaschine,  1  Schleifstein, 
1  Schmirgelstein,  1  Bogensäge. 

K-  Heizrohrwerkstatt. 
1  Siede-  und  Rauchrohrabschneidmaschine.  1  Siede- 
und  Rauchrohrschweißmaschine,  1  Siede-  und  Rauch- 
rohreinziehmaschine, 1  Siede-  und  Rauchrohraufweit- 
maschine, I  Ausbohrbank,  1  Schmirgelscheibe, 
1  hydraulischer  Prüfstand. 

L.  Schreinerei  (vgl.  Wagenwerkstatt). 
M.  Lehrlingswerkstatt. 
1  Drehbank,  S  100 /«m,  D  1500/«/«;  I  Shaping- 
maschine,  350  -  500 //;///,  1  Bohrmaschine  bis  30 /////; 
Lochdurchmesser,  1  Schnellbohrmaschine  bis  10 //;/// 
Lochdurchmesser,  1  Fräsmaschine,  1  Schmirgel- 
scheibe, 1  Schleifstein;  Schmiedefeuer,  Ambosse, 
Richtplatten,  Blechscheren. 

Zusammenstellung 
der  wesentlichen  für  eine  Wagen-Hauptwerk- 
statt   mit    30    bedeckten    und    60  unbedeckten 
Ständen     erforderlichen     Werkzeugmaschinen. 

A.  Dreherei. 

1  Achslagerbohrmaschine,  2  'Radsatzdrehbänke, 
1  Achsschenkeldrehbank,  2  Achsschenkelschleif- 
maschinen, 2  Leitspindeldrehbänke,  S  300  /////;, 
D  1800  mm;  2  Leitspindeldrehbänke,  S  250  mm, 
D  1000  mm;  2  Schnellhobler,  500  --^bQQmm;  1  Stoß- 
maschine, 800  mm  Durchmesser  Rundtisch;  3  Bohr- 
maschinen bis  30  mm  Lochdurchmesser;  2  Schnell- 
bohrmaschinen bis  \5  mm  Lochdurchmesser;  1  Fräs- 
schine,  500X600  mm;  2  Schraubenschneidma- 
schinen,  1  Schmirgelstein,  1  Schleifstein,  I  Kaltsäge. 

B.  Schmiede. 

1  Schmiedehammer,  800  Ao- Fallgewicht,  1  Schmiede- 
hammer, 300  kg  Fallgewicht,  1  Schmiedehammer, 
150  kg-  Fallgewicht,  1  Federlaschenstauchniaschine, 
1  Stauchmaschine,  1  Biegemaschine,  10  Schmiede- 
feuer; Ambosse,  Richtplatten. 

C.  Federschmiede. 
Einrichtungen  wie  in  Lokomotivwerkstatt. 

D.  Gießerei. 
Einrichtungen  wie  in  Lokomotivwerkstatt. 

E.  Räderwerkstatt. 

Einrichtungen  wie  in  Lokomotivwerkstatt. 

F.  Wagenrichthallen. 

2  Bohrmaschinen  50 /////j  Lochdurchmesser,  2  Bohr- 
maschinen 20  mm  Lochdurchmesser,  2  Doppel- 
schmirgelscheiben, 1  Blechreinigungs-  und  Ent- 
zunderungsanlage,  2  Schleifsteine,  2  Schmiedefeuer ; 
Ambosse,   Richtplatten,   Blechscheren,  Handpressen. 

G.  Holzbearbeitungsmaschinen. 
1  Dicktenhobelmaschine  500  mm,  1  Dicktenhobel- 
maschine klein,  350  mm,  1  Abrichtmaschine,  bis 
500mm  (auch  für  Lokomotivwerkstätten  erforderlich), 
1  Fräsmaschine  (dto),  2  Bandsägen  (Idto.),  1  Kreis- 
säge (dto.),  1  Langlochbohrmaschine,  1  Bohrmaschine 
(dto.),  1  Pendelsäge,  2  Sägenschärfmaschinen  (dto.), 
1  Holztrockenanlage,   1  Drechslerbank  (dto.). 


E.  Gießerei. 

Die  W.  werden  regelmäßig  mit  Gelb-  und 
Weißgießereien  ausgestattet,  während  der  Eisen- 
guß nur  in  einer  W.  für  einen  größeren  Bezirk 
hergestellt  oder  von  Privatwerken  bezogen  wird. 
Weiß-  tmd  Gelbgießerei  sind  gewöhnlich  ver- 
einigt. Zur  Vermeidung  langer  Wege  sollten, 
wie  schon  erwähnt,  besondere  Weißgießereien 
in  den  Verarbeitungswerkstätten  eingerichtet 
werden.  Die  schädlichen  Dünste  werden  durch 
gute  Abzugvorrichtungen  abgeleitet. 

Bei  den  verhältnismäßig  geringen  Rotguß- 
mengen, die  in  einer  W.  benötigt  werden, 
empfiehlt  sich  auch  die  Vereinigung  der  kleinen 
Gelbgießereien  zu  einer  größeren,  die  mit  allen 
neuzeitlichen  Einrichtungen  ausgerüstet,  wesent- 
lich wirtschaftlicher  arbeiten  kann.  Auch  die 
Zahl  der  Modelle  wird  hierdurch  verringert 
und  Massenanfertigung  durch  Formmaschinen 
begünstigt. 

Der  Raumbedarf  der  Gelbgießerei  einer 
mittelgroßen  'VC',  beträgt  für  2',Ofen  von  250  kg 
Einsatz,  von  denen  einer  als  Reserve  dient, 
300  rn-,  wobei  für  jeden  Ofen  50  rn-  und  für 
die  Trockenkammer  etwa  IOot^  nötig  sind.  Die 
Höhe  ist  reichlich  zu  bemessen;  für  gute  Lüftung 
ist  durch  besondere  Lüfter  zu  sorgen.  Ein  Lauf- 
kran ist  zur  Bedienung  der  Tiegel  u.  s.  w.  er- 
forderlich. Die  Tiegelöfen  werden  mit  Unterwind 
oder  mit  Ölfeuerung  betrieben.  Sehr  vorteil- 
haft arbeiten  tiegellose  Öfen,  die  mit  Öl  geheizt 
werden.  Die  Abwärme  der  Gießöfen  wird  zur 
Heizung  des  Trockenofens  ausgenutzt.  Zur 
Ausrüstung  der  Gießerei  gehören:  Formbetten, 
Formmaschinen,  Maschinen  zum  Aufbereiten 
des  Sandes,  Sandstrahlgebläse  und  Abgrat- 
maschinen. 

DasModellager  ist  in  der  Nähe  derGießerei 
feuersicher  unterzubringen.  Die  Modelle  werden 
in  der  auch  in  Lokomotivwerkstätten  zur  Aus- 
besserung der  Führerhausdächer,  -Fußboden 
u.  s.  w.  unentbehrlichen  Schreinerei  hergestellt. 
Diese  erhält  je  eine  Abrichthobelmaschine,  Kreis-, 
Bandsäge,  Drehbank,  Sägenschärfmaschine  und 
einen  Schleifstein.  Späneabsaugung  ist  auch  in 
kleinen  Anlagen  im  gesundheitlichen  Interesse 
unentbehrlich. 

Die  Eisengießerei  soll  mit  wenigstens 
2  Kupolöfen  ausgestattet  werden.  Öfen  mit 
Vorherd  haben  sich  gut  bewährt.  Ihre  Größe 
richtet  sich  nach  dem  zu  versorgenden  Bezirk. 

F.  Die  Klempnerei 
wird  in  Lokomotivwerkstätten  mit  dem  Geräte- 
schuppen verbunden,  da  sie  vorwiegend  zum 
Wiederherstellen  der  Laternen  dient.  Viele 
Klempnerarbeiten  werden  neuerdings  mit  gutem 
Erfolge  durch  die  Sauerstoff-  oder  elektrische 
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Schweißunp;  ersetzt.  In  Wagenwerkstätten  wird 
die  Klempnerei  in  der  Nähe  der  Richt- 
halle untergebracht.  Zur  Ausrüstung  gehören: 
Biege-  und  Falzmaschinen,  Löteinrichtungen, 
Stockscheren,  Tafel-  und  Kreisscheren  und 
Werkbänke.  Mit  der  Klempnerei  wird  die 
Glaserei  verbunden. 

G.  Abkochanlage. 
Vorbedingung  für  sorgfältiges  Untersuchen 
der  Fahrzeugteile  ist  gründliches  Reinigen  von 
Öl  und  Schmutz.  Deshalb  werden  die  Einzel- 
teile und  auch  ganze  Drehgestelle  mit  .^chsen 
in  großen,  abdeckbaren,  mit  Dampf  geheizten 
Behältern  durch  Abkochen  mit  Soda  oder  Kali- 
lauge gereinigt.  Zunächst  wird  Dampf  von 
2  —  3  Atm.  kurze  Zeit  auch  unmittelbar  in  den 
Behälter  geleitet,  um  die  Lauge  in  Wallung 
zu  bringen  und  eine  kräftige  Spülwirkung  hervor- 
zurufen. Der  Schwaden  wird  durch  einen  Schorn- 
stein ins  Freie  geleitet.  Eine  derartige  Abkoch- 
anlage besteht  im  allgemeinen  aus  einem  Be- 
hälter von  37  X  3  m  für  2  Lokomotivdrehge- 
stelle oder  von  5"4  X  3  /ra  für  ein  dreiachsiges 
Wagendrehgestell  ausreichend,  aus  einem  kleine- 
ren Behälter  von  1-7  \m  für  Einzelteile  und 
einem  Abspritzbehälter  in  Größe  des  großen 
Abkochbehälters.  Die  Abspritzbehälter  sind  offen 
und  dienen  zum  kalten  oder  warmen  Ab- 
spritzen der  abgekochten  Teile  zwecks  Beseitigung 
der  letzten,  lose  haftenden  Schmutzteile.  Die 
Anlagen  werden  von  elektrisch  betriebenen 
Laufkranen  von  5  t  Tragkraft  bedient.  Zum 
Klären  und  Wiedergewinnen  der  Lauge  werden 
besondere  Einrichtungen  getroffen.  Die  Räume 
selbst  sollen  hoch  und  gut  lüftbar  sein  (Organ 
1915,  S.  241). 

H.  Die  Preßluftanlage. 
Die  Kompressoren  sind  in  der  Nähe  der 
Kesselschmiede  —  der  Hauptverbrauchstelle  — 
aufzustellen.  Für  eine  W.  von  70  Lokomotiv- 
und  20  Kesselständen  ist  eine  Maschine  von 
1000  /«^/Std.,  sowie  eine  gleich  große  Reserve- 
maschine nötig.  In  Wagenwerkstätten  genügen 
kleinere  Maschinen.  Bei  elektrischem  Antrieb 
sind  selbsttätige  An-  und  Abstellvorrichtungen  ! 
des  Motors  sehr  wirtschaftlich,  die  bei  bestimmten 
Drucken  wirken.  Die  Luft  wird  durch  Filter 
hindurchgesaugt. 

/.  Magazin  (Stofflager). 
Das  Hauptlager  soll  in  der  Nähe  oder  in 
einem  Anbau  der  Richthallen  liegen.  Es  wird 
mehrgeschossig  und  der  Feuersicherheit  wegen 
allgemein  in  Eisenbeton  ausgeführt.  Für  einen 
Fahrzeugstand  sind  10  -  15  m-  erforderlich.  Die 
Öle  werden,  soweit  zulässig,  in  Bottichen  im 
Keller  gelagert  und  durch  Handpumpen  oder 


Preßluft  zur  Ausgabestelle  gefördert.  Die  Bottiche 
werden  unmittelbar  vom  Kesselwagen  durch 
anschließbare  Rohrleitungen  gefüllt.  Die  wert- 
vollen Alt-  und  Neustoffe  sind  in  besonders 
abschließbaren  Räumen  unterzubringen.  Für 
das  Büro  ist  ein  Anbau  vorzusehen. 

Die  innere  Einrichtung  des  Magazins  besteht 
aus  Holzregalen  für  kleinere  und  Gestellen  für 
größere  Teile.  Die  Wagen  sollen  so  eingebaut 
sein,  daß  die  Wägeplaitform  mit  dem  Fußboden 
gleich  liegt.  Ein  schneilaufender  elektrisch 
betriebener  Aufzug  von  1500  A^g' Tragkraft  ver- 
bindet die  Geschosse  untereinander. 

Das  Stabeisen  wird  in  abschließbaren 
Schuppen,  in  geeigneten  Gestellen,  übersichtlich 
gelagert.  Die  schweren  Teile,  Radreifen,  Feuer- 
büchsen, Grobbleche  u.  s.  w.  und  das  Alteisen 
werden  im  Hofe  im  überdachten  Kranfelde 
gelagert.  Im  gleichen  Kranfelde  entweder  unter 
dieser  Überdachung  oder  in  besonderen  abdeck- 
baren Bansen  werden  die  Drehspäne  unter- 
gebracht. Der  Kran  ist  mit  einem  Verlade- 
magneten auszustatten,  der  die  hier  besonders 
mühselige  und  zeitraubende  Handarbeit  ersetzt. 

Der  Holzschuppen  vcird  wegen  der  Feuers- 
gefahr möglichst  frei  aufgestellt.  Die  Längs- 
seite soll  senkrecht  zur  herrschenden  Wind- 
richtung liegen.  In  Posen  (Organ  1914,  S.  242) 
wird  zum  Stapeln  der  Hölzer  im  Schuppen 
ein  besonders  durchgebildeter  Kran  verwendet. 

Die  Gleiswage  soll  so  liegen,  daß  sie  auch 
von  den  W.  benutzt  werden  kann. 

Die  Kohlenbansen  sind  am  Kesselhause, 
die  Bansen  für  die  Schmiedekohle  an  der 
Schmiede  unterzubringen,  damit  die  Kohle  mit 
geringstem  Arbeitsaufwand  aus  dem  Wagen 
entladen  und  der  Verwendung  zugeführt  werden 
kann.  Die  Kesselhäuser  werden  hierzu  mit 
Bunkern  und  selbsttätigen  Fördervorrichtungen 
ausgestattet,  während  an  die  Schmieden  Bansen 
so  angebaut  werden,  daß  sie  unmittelbar  vom 
Wagen  gefüllt  und  von  den  Arbeitsplätzen  der 
Feuerschmiede  durch  verschließbare  Mauer- 
durchbrüche erreicht  werden  können. 

Handmagazine.  Je  nach  der  Größe  der 
W.  werden  ein  oder  mehrere  Handlager  in  den 
Arbeitsräumen  eingerichtet,  in  denen  die  Arbeiter 
kleinere,  laufend  benötigte  Teile  auf  schnellstem 
Wege  gegen  Quittung  erhalten.  Hierdurch  wird 
das  sog.  Hamstern  von  Schrauben,  Nieten  u.s.  w. 
eingeschränkt.  Zweckmäßig  wird  mit  dem  Hand- 
magazin  eine  Werkzeugausgabe  verbunden. 

K-  Altstoffverwertung. 

Den  in  den  W.  und  im  Betriebe  aufkommenden 
Altmaterialien  wird  nicht  die  Beachtung  ge- 
schenkt, die  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung 
entspricht.    Die  den  Bansen  zugeführten  Teile 


Werkstätten. 


347 


können  oft  ohneweiters,  zum  großen  Teil  aber 
mit  geringen  Kosten  wieder  hergericlitet  oder 
für  andere  Zwecke  umgearbeitet  werden.  Des- 
halb werden  in  allen  deutschen  W.  jetzt  Alt- 
stoffabteilungen eingerichtet.  Hierzu  gehört,  daß 
alle  abgebauten,  nicht  sofort  \erwendbaren  Teile 
an  genau  bezeichneten,  bequem  und  schnei! 
erreichbaren  Stellen  von  den  Arbeitern  nieder- 
gelegt werden.  Hier  werden  sie  von  bestimmten 
Personen  gesammelt  und  auf  dem  Wege  zu 
den  Altstoffbansen  bei  der  Altstoffabteilung  nach 
brauchbaren  und  nicht  brauchbaren  Teilen  durch 
einen  bestimmten  Beamten  getrennt.  Die  brauch- 
baren Teile  werden  in  der  mechanischen  W.  der 
Altstoffabteilung  hergerichtet  oder  umgearbeitet. 
Für  diese  Arbeiten  ist  die  Frage  der  Wirtschaft- 
lichkeit maßgebend.  Die  aufgearbeiteten  Teile 
müssen  neuen  gleichwertig  sein.  Ihre  vorzugs- 
weise Wiederverwendung  wird  dadurch  ge- 
sichert, daß  die  Anforderungen  der  Hand- 
magazine und  W.  zuerst  an  die  Altstoffabteilung 
und  von  ihr  nur  dann  an  das  Hauptlager  weiter- 
zuleiten sind,  wenn  sie  keinen  Vorrat  hat.  Die 
Größe  der  Anlage  hängt  von  dem  Umfang 
der  W.  ab.  In  Güterwagenwerkstätten  ist  der 
Altstoffabfall  erheblich  größer  als  in  Lokomotiv- 
und  Personen  wagen  Werkstätten. 

Die  Altstoffwerkstatt  erhält:  Werkbänke, 
Schraubenschneidmaschinen,  eine  Bohrmaschine, 
Kaltsäge,  Blechschere  und  Stanze,  Fräsmaschine, 
Schmiedefeuer  und  Reinigungstrommel.  DieTeile 
werden  in  übersichtlich  angeordneten  Fächern 
aufbewahrt. 

Kuppelungen  und  Buffer  werden  in  beson- 
deren W.  wieder  aufgearbeitet,  desgleichen 
Schmiede-,  Preß-  und  Stanzteile  aus  Altstoff- 
resten. Auch  das  Altholz  ist  aufzuarbeiten.  Es 
ist  deshalb  täglich  zu  sammeln,  die  schlechten 
Stücke  sind  nach  Angabe  eines  Zuschneiders 
abzusägen,  die  gesunden  Stücke  nach  einer 
Sortenliste  zuzuschneiden  und  wie  Neuholz  zu 
lagern. 

L.  W.  zur  Wiederherstellung  von 

Kuppelungen. 
Zur  Einrichtung  gehören;  eine  Maschine  zum 
Gangbarmachen  der  noch  guten  Kuppelungen 
in  kaltem  Zustande,  eine  Biege-,  Rieht-  und 
Stauchmaschme  für  Bügel,  eine  Spindelstauch- 
maschine, eine  Bund-  und  Laschen  presse, 
Wärmeöfen  und  Schmiedefeuer. 

Eine  besonders  gut  ausgebildete  Kuppelungs- 
werkstatt befindet  sich  in  der  W.  Cottbus 
(Organ  1Q21,  S.  193). 

M.  W.  zur  Wiederherstellung  von 

Buffern. 
Zur  Bufferwerkstatt  gehören:  eine  Glühofen, 
eine  Bufferrichtmaschine,    eine    Bufferstangen- 


schweißmaschine,  Schmiedefeuer,  eine  Dreh- 
bank zum  Gewindeschneiden  und  Bearbeiten 
der  Stangen  und  eine  Langlochfräsmaschine 
für  Keillöcher. 

N.  Materialprüfungsanlage. 
Eine  sorgfältige  Prüfung  der  angelieferten 
oder  in  der  W.  hergestellten  Materialien  erspart 
viel  nutzlose.  Arbeit.  Deshalb  soll  jede  W.  aus- 
gestattet werden  mit  einer  Zerreiß-  und  einer 
Flärteprüfmaschine,  mit  Einrichtungen  zu  Ge- 
fügeproben, sowie  zu  Öluntersuchungen.  Zur 
dauernden  Prüfung  der  Zusammensetzung  von 
Weiß-  und  Rotguß  ist  ein  chemisches  Labora- 
torium unentbehrlich.  Gerade  diesen  Unter- 
suchungen wird  nicht  immer  die  ihr  zukommende 
große  Bedeutung  beigemessen  (vgl.  Hanomag- 
Nachrichten,  H.  8,  Hannover  1916). 

O.  Kraftversorgung. 
Kesselan  läge.  Ihr  Umfang  hängt  davon  ab, 
ob    Dampf    für    Dampfmaschinen,    Schmiede- 
hämmer,   Pressen    u.  s.  w.    und    zur    Heizung 
oder    nur    für    einen  Teil    dieser   Betriebe  ge- 
braucht wird.    Im  ersten    Falle  ist  die  Anlage 
das  ganze  Jahr  hindurch  zu  betreiben  und  mit 
ausreichender    Reserve  auszustatten.    Sind  nur 
Schmiedehämmer  u.  s.  w.  und  Heizung  zu  ver- 
sorgen, so  wird  die  im  Kesselhause  befindliche 
Anlage   im    allgemeinen    nur    in    den   Winter- 
monaten betrieben,  während  der  übrige  Bedarf  in 
der  Schmiede  aus  Abwärme  erzeugt  wird.   Für 
die  Übergangszeit,  in  der  Bureauräume  u.s.  w. 
während   der  Morgenstunden    geheizt   werden 
müssen,  dient  ein  kleiner,  schnell  anheizbarer 
Kessel.  Die  Kesselanlage  soll  je  nach  Umfang 
mechanische    Kohlenzuführung    und    Aschen- 
abfuhr erhalten.  Hoher  Dampfdruck  (12  Atm.) 
und   Überhitzung  sind  wegen  der  Kraftwerks- 
maschinen und  wegen  der  langen  Verteilungs- 
leitungen nötig.  An  Stelle  gemauerter  Schorn- 
steine werden  bei  Kraftwerken  auch  regelbare 
Saugzuganlagen    mit    Blechschornsteinen    vor- 
gesehen. Bei  reinem  Heizkesselbetriebe,  der  im 
Gegensatz  zum  Kraftwerksbetriebe  gleichmäßig 
ist,  ist  der  gemauerte  Schornstein  vorzuziehen. 
Die  Kesselspeiseeinrichtungen  sind  üblicher  Art. 
Die  Wirtschaftlichkeit  des  Kesselbetriebs    muß 
durch  Zugmesser,  Rauchgasprüfer  und  selbst- 
tätige Speisewasserregler  eingehend  überwacht 
werden.    Bei  schlechtem  Kesselspeisewasser  ist 
eine  Wasserreinigungsanlage  nötig. 

Maschinenanlage.  Der  unmittelbare  An- 
trieb der  Wellenieitungen  durch  eine  oder 
mehrere  Dampfmaschinen  ist  fast  ausnahmslos 
durch  die  elektrische  Kraftübertragung  ersetzt 
worden.  Der  Strom  wird  durch  Kolbendampf- 
maschinen, Turbinen,  Öl-  oder  Gasmaschinen 
erzeugt.  Für  Bau  und  Betrieb  des  Kraftwerks 
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gelten  die  gleichen  Bedingungen  wie  für  jedes 
andere  Kraftwerk.  Neuerdings  wird  der  Strom 
vielfach  von  großen  städtischen  oder  Überland- 
werken  bezogen,  die  infolge  ihrer  besseren 
Ausnutzung  (Renutzungszeit)  im  allgemeinen 
billiger  arbeiten  können.  Ein  solcher  Anschluß 
bietet  den  Vorteil,  daß  auch  außerhalb  der 
Hauptarbeitszeit  ein  einzelner  Motor  arbeiten 
kann,  ohne  deshalb  ein  Kraftwerk  betreiben 
zu  müssen,  falls  nicht  bei  Gleichstrom  eine 
Akkumulatorenanlage  angelegt  wird.  Werden 
jedoch  noch  Bahnhofanlagen  beliefert,  die  jeder- 
zeit Strom  für  Betriebszwecke  erfordern  (Dreh- 
scheiben, Kohlenkrane,  Werkzeugmaschinen),  so 
gewinnt  auch  das  bahneigene  Werk  an  Wirt- 
schaftlichkeit (vgl.  Der  elektrische  Kraft-  und 
Lichtbetrieb  in  der  Hauptwerkstätte  Danzig, 
Organ  1914,  S.  421).  Als  Stromart  werden 
Gleich-  oder  Drehstrom,  vereinzelt  auch  beide 
Arten 'gleichzeitig  verwendet.  Letzteres  ist  un- 
erwünscht, da  der  Betrieb  sehr  erschwert  wird. 
Gleichstrom  wird  in  der  Regel  in  Dreileiter- 
form mit  440  Volt  Außenspannung  und  ge- 
erdetem Nulleiter  verwendet.  Die  Motoren  von 
5  PS.  aufwärts  werden  zwischen  die  Außen- 
leiter (440  Volt),  die  Beleuchtungseinrichtungen 
und  die  schwächeren  Motoren  zwischen  Nuli- 
leiter  und  einen  Außenleiter  (220  Volt)  gelegt. 
Bei  Drehstrom  wird  gewöhnlich  Vierleiteranlage 
gewählt  mit  380  Volt  für  den  Kraft- und  220  Volt 
für  Licht-  u.  s.  w.  Betrieb.  Der  Strom  wird  von 
der  Hauptschalttafel  mehreren  in  der  W.  verteilten 
Unterschalttafeln  durch  Kabel  oder  isolierte 
Freileitungen  zugeführt.  An  die  Unterschalt- 
tafeln werden  wichtige,  große  Motoren  durch 
besondere  Leitungen,  kleinere  Motoren  in 
Gruppen  von  4-6  durch  eine  Leitung  an- 
geschlossen. Jeder  Motor  erhält  einen  Schalter 
nebst  Sicherungen,  oft  auch  einen  Strommesser 
in  einem  gußeisernen  Kasten.  Steht  auch  hoch- 
gespannter Drehstrom  zur  Verfügung,  so  werden 
einzelne  große  Motoren  (für  Kompressoren  und 
starke  Einzelantriebe)  unmittelbar  gespeist,  um 
die  Abspannverluste  zu  vermeiden. 

Im  allgemeinen  ist  Gleichstrom  für  den  An- 
trieb von  Kranen  und  Schiebebühnen  sowie  für 
regelbare  Motoren  geeigneter  als  Drehstrom.  Für 
magnetische  Aufspannplatten  und  Hubmagneteist 
er  nicht  zu  entbehren.  Drehstrom  wird  wiederum 
für  bestimmte  elekirische  Schweißarbeiten  (Siede- 
rohrenden),Schleif  motoren  (Kurbelzapf  enschleif- 
maschinen)benötigt.DieVorteiledesGleichstronis 
sind  aber  nicht  so  erheblich,  daß  sie  die  Um- 
formung des  etwa  von  Privatbetrieben  oder 
anderen  Bahnstellen  gelieferten  Drehstroms 
rechtfertigen  könnten. 

Nach  Messungen  in  der  Hauptwerkstatt  Trier 
wurden  für  eine  ausgebesserte  Lokomotive  im 


Jahresdurchschnitt  1000  Kilowattstunden  (ohne 
Beleuchtung)  verbraucht.  Hiervon  entfielen  rd. 
55  %  auf  die  Dreherei  und  verwandte  Neben- 
betriebe (Armatur,  Stangenschlosserei  u.  s.  w.), 
lO^e  auf  die  Schmiede,  lO*;»  auf  die  17  Krane 
und  2  Schiebebühnen  und  25  %  auf  die  Kom- 
pressoren. 

P.  Azetylen-  und  Sauerstoffversorgung. 

Für  die  Azetylensauerstoffschweißung  wur- 
den zunächst  fahrbare  Azetylenentwicklungs- 
apparate verwendet,  ihre  geringere  Sicherheit 
und  der  steigende  Azetylenbedarf  in  den  Kessel- 
schmieden führte  zu  ortsfesten  Anlagen.  An 
diese  wird  dann  ein  Leitungsnetz  angeschlossen, 
das  durch  die  Kesselschmiede  und  die  Richt- 
hallen sowie  zur  Schweißerei  führt.  Für  eine 
Lokomotivwerkstatt  von  70  Ständen  und  eine 
Kesselschmiede  von  20  Ständen  ist  ein  Ent- 
wickler für  \2bkg  Karbidfüllung  ausreichend; 
ein  zweiter  dient  als  Reserve.  Die  gesamte  Anlage, 
bestehend  aus  Entwicklern,  Gasbehältern  und 
Gasreinigern,  wird  in  einem  besonderen  Bau 
untergebracht.  Die  Verteilungsleitungen  können 
in  den  Hallen  oberirdisch  verlegt  werden.  Die 
Entnahmestellen  werden  durch  Wasservorlagen 
gegen  zurückschlagende  Flammen  gesichert.  Der 
Sauerstoff  wird  gewöhnlich  in  Gasflaschen  be- 
zogen. Neuerdings  werden  auch  Sauerstoff- 
erzeugungsanlagen in  den  W.  errichtet,  weil  der 
steigende  Bedarf  eigene  Anlagen  wirtschaftlich 
rechtfertigt  und  der  nicht  ungefährliche  Verkehr 
mit  den  Sauerstoffflaschen  vermieden  wird. 

Q.  Lehrlingswerkstatt. 

Da  die  Lehrlinge  in  den  deutschen  W.  während 
der  ersten  2  Jahre  ausschließlich  in  der  Lehrlings- 
werkstatt beschäftigt  werden,  ist  ein  örtlicher 
Zusammenhang  mit  den  Abteilungen  der  W. 
nicht  nötig.  Hohe,  gut  belichtete  Räume  sind 
schon  der  Gesundheit  der  heranwachsenden 
Lehrlinge  wegen  unentbehrlich.  In  den  deutschen 
W.  dürfen  jährlich  3  %  der  Schlosser  und  Dreher 
als  Lehrlinge  eingestellt  werden.  Für  einen 
Lehrling  sind  durchschnittlich  4  m~  zu  rechnen. 
Die  Lehrlingswerkstatt  ist  je  nach  Umfang  aus- 
zurüsten mit  Werkbänken,  einem  Schmiede- 
feuer, 2  Bohrmaschinen,  einer  Drehbank,  einer 
Fräs-  und  einer  Hobelmaschine,  sowie  einem 
Schleifstein.  Der  früher  vorgeschriebene  Fuß- 
oder Handbetrieb  dieser  Maschinen  ist  durch 
mechanischen  Antrieb  ersetzt  (Schwarze,  Das 
Lehrlingswesen  der  preußisch-hessischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung). 

R.  Elektrische  W. 

Die  ausschlaggebende  Bedeutung  des  elek- 
trischen Antriebs  und  der  elektrischen  Beleuch- 
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tung  erfordert  eine  gut  eingerichtete  Ausbesse- 
rungswerkstatt. Die  Ausbesserung  der  Motoren 
wird  zweckmäßig  nur  einer  W.  für  einen  größeren 
Bezirk  übertragen. 

In  baulicher  Hinsicht  entspricht  sie  den 
übrigen  Nebenbetrieben.  Die  Art  und  Zahl 
der  Werkzeugmaschinen  hängt  von  der  Größe 
der  Hauptanlage  oder  dem  Unterhaltungbereiche 
ab.  Im  allgemeinen  sind  nötig:  Je  eine  Spulen- 
wickelmaschine  mit  Zählapparat,  Bandwickel- 
maschine zum  Bewickeln  von  Kupferstäben, 
Drehbank  mit  Vorrichtung  zum  Bandagieren 
von  Ankern  und  zum  Abdrehen  der  Kollektoren, 
Vorrichtung  zum  Aussägen  des  Glimmers  aus 
den  Kollektoren,  Presse  zum  Ein-  und  Aus- 
pressen von  Ankerwellen,  Trockenofen  zum 
Austrocknen  von  Maschinen  u.s.  w.,  Prüfstand 
nebst  Meßgeräten  zum  Prüfen  von  Motoren 
unter  Last,  Prüftransformatoren,  Vorrichtung 
zum  Nachprüfen  von  Zählern,  Meßapparate, 
Widerstandsmesser,  Apparate  zum  Aufsuchen 
von  Fehlern  in  Spulen,  Ankern  und  Ständern, 
Lagerräume,  heizbare  Kammern  mit  eingebauten 
Schränken  und  Regalen  zur  Lagerung  wertvoller 
Isolierstoffe,  Kupferleitungen,  Spulen  u.  s.  w., 
ferner  Werkbänke,  die  auch  in  den  anderen 
Nebenbetrieben  nötig  sind,  sowie  ein  Laufkran. 

S.  Verwaltungsgebäude. 

Es  ist  an  den  Haupteingang  der  W.  zu  legen 
und  enthält  nur  die  Räume  für  die  Verwaltungs- 
beamten, nicht  auch  für  die  Werkstättenauf- 
sichtsbeamten, ferner  eine  Lichtpausanlage,  einen 
Schulsaal  für  die  Lehrlinge,  der  auch  zu  größeren 
Besprechungen  dient,  sowie  diebessichere  Räume 
für  die  Werkkasse.  Das  Gebäude  wird  mehr- 
stöckig ausgeführt. 

T.  Pförtnergebäude,  Bade-  und 
Speisehaus 
sind  gewöhnlich  mit  dem  Verwaltungsgebäude 
zu  einer  Gruppe  am  Eingang  der  W.  vereinigt. 
Das  Pförtnerhaus  erhält  je  eine  Wohnung  für 
den  Pförtner  und  Ablöser.  Das  Speisehaus  soll 
nur  von  außen,  das  Badehaus  von  der  W.  und 
von  außen  zugänglich  sein,  ohne  einen  un- 
zulässigen Durchgang  zu  gestatten.  Die  Be- 
nutzung und  damit  die  Größe  des  Bade- 
hauses hängt  davon  ab,  ob  während  der 
Dienstzeit  und  ohne  Entgelt  gebadet  werden 
darf.  Diese  Anlage  und  das  Speisehaus  muß 
weitestgehenden  Anforderungen  an  Sauberkeit 
entsprechen.  Das  Speisehaus  erhält  einen  Eß- 
raum,  der  bei  abgelegener  Lage  der  W.  zu 
Vorträgen,  als  Leseraum  und  zu  anderen  Ver- 
anstaltungen geeignet  sein  soll. 

Eines  dieser  Gebäude  erhält  ein  Arztzimmer 
mit  Warteraum  und  Verbandraum.  Bei  durch- 


gehender achtstündiger  Arbeitszeit  genügt  ein 
Verbandraum,  da  genügend  Zeit  zum  Aufsuchen 
des  Arztes  nach  der  Arbeit  verbleibt.  Der  Ver- 
bandraum wird  dann  besser  in  die  W.  an  eine 
möglichst  ruhige  Stelle  gelegt  und  mit  einem 
Heilgehilfen  besetzt.  Diese  Gebäudegruppe  wird 
durch  eine  besondere  Warmwasserheizungs- 
anlage versorgt,  da  sie  auch  außerhalb  der 
Werkstättenarbeitszeit  beheizt  werden  muß.  In 
der  Nähe  des  Pförtnergebäudes  ist  ein  Fahr- 
radschuppen vorzusehen. 

U.  Arbeiterwasch-  und  Ankleideräume 
werden  in  neueren  W.  an  die  Haupteingänge 
der  W.  oder  aber  an  die  Eingänge  zu  den 
Haupthallen  gelegt,  um  die  Hallen  selbst  für 
Ausbesserungszwecke  ganz  auszunutzen  und 
die  Wege  nicht  durch  Anlagen  zu  verlängern, 
die  nicht  unmittelbar  zum  Betriebe  gehören. 
Für  jeden  Arbeiter  ist  ein  verschließbarer 
Kleiderschrank  aus  Eisenblech,  für  2  Arbeiter 
ein  Waschgefäß  vorzusehen.  An  Stelle  der  in 
der  Unterhaltung  teuren  Kippbecken  genügen 
emaillierte  Waschrinnen  mit  Zapfstellen,  unter 
denen  man  sich  waschen  kann.  Für  Loko- 
motivwerkstätten  ist  des  großen  Schmutzes  wegen 
warmes  Wasser  erwünscht.  Den  Abflußleitungen 
sind  reichlich  bemessene  Schlammfänge  vor- 
zuschalten. 

V.  Spritzenhaus. 
Auch  wenn  eine  städtische  Feuerwehr  besteht, 
empfiehlt  sich  die  Bildung  einer  Werkfeuer- 
wehr, die  sofort  eingreifen  kann,  deren  Mit- 
glieder also  so  nahe  an  der  W.  wohnen  müssen, 
daß  sie  auf  Signal  schnell  eintreffen  können. 
Die  Feuerlöschgeräte  sind  am  Eingang  zur 
W.  unterzubringen.  Das  Wasserleitungsnetz  muß, 
falls  es  nicht  an  eine  vom  Bahnbetriebe  un- 
abhängige Anlage  angeschlossen  ist,  einen 
eigenen  ausreichenden  Hochbehälter  haben. 
Bahnhofwasserwerke  sind  für  Feuerlöschzwecke 
im  allgemeinen  ungeeignet,  weil  ihr  Druck  in 
der  Regel  schon  bei  Betätigung  eines  einzigen 
Lokomotivwasserkranes  wirkungslos  niedrig 
wjrd.  In  der  Nähe  der  Hydranten  sind  Kästen 
mitSchläuchen  und  Spritzrohren  unterzubringen. 
Feuergefährliche  Räume  sind  besonders  gut 
mit  Hydranten  zu  umgeben  (Der  Betrieb  1922, 
S.  205  f.,  auch  bezüglich  der  folgenden  Aus- 
führungen). 

W.  Fernsprechnetz,  Uhren,  Wächter- 
kontrollen. 

Ein  gut  ausgebildetes,  gut  bedientes  und 
besser  noch  selbsttätiges  Fernsprechnetz,  das 
alle  Bureaus  und  alle  Aufsichts-  und  Betriebs- 
stellen miteinander  verbindet,  ist  zur  Beschleuni- 
gung   des    Arbeitsganges    unentbehrlich.    Die 
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selbsttätigen  Fernsprechanlagen  in  neueren  W. 
haben  sich  sehr  bewährt. 

In  den  wichtigen  Betrieben  sind  ferner  gut 
sichtbare  Uhren,  die  von  einer  Hauptanlage 
abhängen,  nötig,  umsomehr,  als  die  Arbeiter 
nach  neueren  Lohntarifverträgen  die  für  jedes 
Stück  wirklich  verbrauchte  Arbeitszeit  selbst 
aufzuschreiben  verpflichtet  sind. 

Die  mechanische  Überwachung  der  Wächter 
erfolgt  durch   elektrische  Melder,    die    in    der 


Laufkrane  verwendet.  Auch  die  in  älteren  An- 
lagen wegen  der  geringen  Bauhöhe  nicht  zu  ent- 
behrenden Hebeböcke  und  Bockkrane  werden 
jetzt  elektrisch  betrieben.  Zum  Auswechseln 
einzelner  Achsen  dienen  Achssenken.  Die 
Laufkrane  sind  den  bewährten  Ausführungen 
der  Privatindustrie  nachgebildet.  Nur  die 
Krane  für  Quergleiswerkstätten,  deren  Längs- 
achse also  parallel,  deren  Fahrbahn  quer  zu 
der   zu    hebenden    Lokomotive   liegt,   weichen 


Abb.  213.  Lokömotivrichthalle  Trier. 


W.  verteilt  und  mit  einem  Uhrwerk  \'erbunden 
sind,  das  die  Betätigung  der  Melder  auf  einem 
Papierstreifen  unter  genauer  Zeitangabe  auf- 
schreibt, so  daß  die  Wege  der  Wächter  nach- 
träglich geprüft  werden  können.  Mit  diesen 
Meldern  sind  auch   Feuermelder  vereinigt. 

\'lil.   Hebe-  und  Transportvorrich- 
t  u  n  g  e  n. 

Zum    Heben    der    Lokomotiven    werden    in 
neueren  W.  ausschließlich  elektrisch  betriebene 


insofern  ab,  als  sie  2  Laufkatzen  mit  je 
2  Laufhaken  haben,  die  paarweise  einen 
Unterzug  für  das  vordere  und  hintere  Ende 
der  Lokomotive  tragen.  Für  geringere  Bau- 
höhen einzelner  W.  sind  Sonderformen  aus- 
gebildet. Zweckmäßig  ist  die  Teilung  des 
Kranes  in  2  Hälften,  die  zum  Heben  der 
Lokomotiven  elektrisch  gekuppelt  werden,  im 
übrigen  aber  getrennt  arbeiten.  Hierdurch 
kann  an  Gebäudehöhe  gespart  werden,  da 
die  Lasten  in  den  Raum  zwischen  den  Kranen 
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hineingezogen  werden  können.  Nachteilig  ist 
die  Notwendigkeit  von  4  Laufkatzen.  Ihr 
sicheres  und  gleichmäßiges  Zusammenarbeiten 
wird  durch  eine  besondere  elektrische  Steuerung 
gewährleistet.  In  den  Längsgleiswerkstätten 
sind  zwei  voneinander  unabhängige  Krane 
mit  je  nur  einer  Laufkatze  zum  Heben  einer 
Lokomotive  nötig.  Die  Kranlängsachse  liegt 
quer,  die  Kranfahrbahn  parallel  zur  Loko- 
motivachse  (vgl.  nebenstehende  Abb.  213  der 
Lokoinotivrichthalle  Trier). 

Eine    mechanische    Kuppelung    der    Krane 
ist   unnötig,   eine  elektrische  Kuppelung  kann 


fahren  der  Katze  und  Heben  der  Last  soll  je 
ein  Elektromotor  gewählt  werden.  Die  Abbil- 
dungen der  Taf.  IV,  V  und  VI  lassen  die  Anord- 
nung und  Verwendungsmöglichkeit  der  Krane 
der  Hauptwerkstätten  Danzig,  Saarbrücken  und 
Oels  erkennen. 

Die  Leichtkrane,  deren  Tragfähigkeit  zwi- 
schen 0'5  und  10/  schwankt,  sind  üblicher 
Bauart.  Weitgehende  Vereinheitlichung  erleich- 
tert Betrieb  und  LJnterhaltung  (Ersatzteile).  Zu 
erwähnen  sind  noch  Auslegerkrane,  die  nur 
die  halbe  Spannweite  der  Hauptkrane  haben. 
Die   Hauptkrane  können  ihnen  also  mit  ihren 


Abb,  214.  RichthaUe  Jülich 


zur  Ersparnis  eines  Führers  führen.  Die 
vereinzelt  ausgeführte  starre  Kuppelung  beider 
Krane  führt  zu  einem  schwerfälligen  Hebe- 
werk und  verhindert  die  gute  Ausnutzung 
jedes  einzelnen  Kranes.  Die  Krane  werden 
oft  noch  mit  Hilfswinden  versehen,  in  Längs- 
gleiswerkstätten auch  mit  Verholwinden  zum 
Ein-  und  Ausbringen  der  Lokomotiven  durch 
am  Boden  befestigte  Umlenkrollen.  Die  früher 
üblichen  Hebeketten  sind  durch  leicht  zu 
prüfende  Drahtseile  ersetzt.  Zur  Sicherheit 
ist  neben  einer  selbsttätig  wirkenden  Last- 
druckbremse noch  eine  elektromagnetische 
Bremse  nötig.    Für  das  Kranfahren,   das  Ver- 


Lasten ausweichen  (vgl.  vorstehende  Abb.  214 
der  Richthalle  Jülich). 

IX.  Schiebebühnen  und  Drehscheiben. 

Innerhalb  der  Lokomotivrichthallen  werden 
kurze  Schiebebühnen  (für  Lokomotiven  ohne 
Tender)  verwendet.  Niedrige  Lage  der  Fahr- 
schienen ist  besonders  nötig,  um  eine  geringe 
Grubentiefe  zu  erzielen  und  so  das  Über- 
schreiten der  Grube  möglichst  zu  erleichtern. 

Zur  Überfahrt  mit  Karren  u.  s.  w.  dienen 
schrägliegende  Brücken,  die  die  Schiebebühne 
vor  der  Vorbeifahrt  selbsttätig  herabdrückt 
oder  auch  versenkbare  Bühnen.  In  den  Wagen- 
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Werkstätten  werden  neuerdings  nur  noch  un- 
versenkte  Schiebebühnen  verwendet  (vgl.  im 
übrigen  den  Artikel   Schiebebühnen). 

Drehscheiben  dienen  im  inneren  Werk- 
betriebe zur  Umlenkung  kurzer  Handwagen 
und  haben  einen  Durchmesser  von  2-5  -3  m, 
sie  sollen  ganz  abgedeckt  und  schnell  aus- 
wechselbar sein,  da  Ausbesserungen  an  der 
Verwendungsstelle  den  Betrieb  sehr  stören.  Je 
nach  der  Einbaustelle  muß  die  Tragkraft  auch 
für  Lokomotivverkehr  ausreichen. 

Zur  Verschiebung  von  Wagen,  Tendern  und 
Lokomotiven    dienen    ortsfeste,    elektrisch    be- 


Abb.  215.  Akkumulatoren-Platlformw.igen 

mit    zweckmäßig; 


katzen  sind  elektrische  Merklampen  über  das 
ganze  Netz  verteilt,  deren  Einschaltung  dem 
Führer  anzeigt,  wo  Teile  zum  Abholen  lagern 
(Organ   1921,  S.  34). 

Schließlich  sind  noch  mechanisch  betriebene 
Förderwagen  für  Normal-  oder  Schmalspur  zu 
erwähnen,  die  mit  Verbrennungsmotor  oder 
elektrisch  durch  Akkumulatoren  betrieben 
werden.  Sie  nehmen  selbst  Lasten  auf  und 
werden  auch  für  kleine  Transportzüge  benutzt. 
Die  nebenstehende  Abb.  2 1 5  gibt  einen  Akkumu- 
latoren-Plattformwagen für  Normalspur  wieder 
(vgl.  auch  Ztschr.  dt.  Ing.  1922,  S.  80). 

XI.  Beleuchtung. 

Die  W.  werden 
neuerdings  vorwie- 
gend durcti  elektri- 
sche Glühlampen  bis 
zu  3000  Kerzen  be- 
leuchtet. Durch  ge- 
eignete Armaturen 
und  Reflektoren  kann 
man  breitstrahlende 
undtiefstrahlendeRe- 
flektorwirkungen  er- 
zielen und  so  auch 
mit  der  Glühlampe 
allen  Anforderungen 
entsprechen.  Der 
Fortfall  der  Bedie- 
nungs-  und  Unter- 
haltungskosten der 
Bogenlampen  gleicht 
die  Kosten  des  wenig 
höheren  Stromver- 
brauchsaus. An  Werk- 


triebene   Winden  an  lagen 
verteilten  Unilenkrollen. 

X.  Ein  Schmalspurnetz 

von  50  —  60  cm  Spur  vermittelt  die  Beförderung 
kleinerer  Lasten.  Es  wird  mit  einfachen  Weichen 
und  Drehscheiben  ausgestattet. 

Hängebahnen.  An  Stelle  oder  zur  Unter- 
stützung der  vorerwähnten  Fördereinrichtungen 
werden  für  Lasten  bis  etwa  1-5/  Hängebahnen 
mit  elektrischem  Antrieb  verwendet.  Sie  haben 
sich  in  den  W.  deshalb  besonders  eingeführt, 
weil  sie  sich  auch  in  alten  W.  mit  niedriger 
Bauhöhe  und  schwacher  Dachkonstruktion 
leicht  einbauen  lassen,  im  Gegensatz  zu  den 
Laufkranen.  Sie  verbinden  hauptsächlich  Richt- 
hallen, Dreherei,  Schmiede  und  Abkocherei. 
Die  Weichen  des  Bahnnetzes  werden  zur  Be- 
schleunigung und  Sicherung  des  Betriebs  vom 
Führerstande  der  Laufkatzen  aus  elektrisch 
gesteuert.  Zum  schnellen  Herbeiholen  der  Lauf- 


zeugmaschinen und  Werkbänken  werden  nach 
Bedarf  noch  schwache  Glühlampen,  für  die 
Arbeiten  in  und  unter  den  Fahrzeugen  und 
Kesseln  Handlampen  verwendet.  Die  .An- 
schlußstellen an  den  Wänden,  Säulen  oder 
in  den  Arbeitsgruben  sind  kräftig  und  wasser- 
dicht auszubilden.  Für  die  Handlampen  ist 
möglichst  niedrige  Spannung  zur  Vermeidung 
von  LInfällen  erwünscht.  In  Drehstromnetzen 
werden  deshalb  Transformatoren  für  S-!0 
Anschlüsse  eingebaut,  die  die  Spannung  bis 
auf  15  Volt  herabsetzen  (E.  T.  Z.  1921,  S.  174). 

XII.  Heizung. 

Bis  auf  Schmiede,  Gießerei  und  Magazin 
müssen  alle  Werkstättenräume  heizbar  sein.  In 
den  Richthallen  genügt  eine  Erwärmung  bis 
zu  12°,  in  der  Dreherei,  Sattlerei,  Malerei, 
Tischlerei  bis  15°,  in  der  Lackiererei  bis  20° 
bei  der  durchschnittlich  tiefsten  Außentempe- 
ratur.   Ofenheizung    ist    unwirtschaftlich    und 
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feuergefährlich.  Luftheizung  ist  in  Europa 
weniger  eingeführt  als  in  Amerika.  Die  wegen 
der  Wärmewirtschaft  dringend  nötige  Aus- 
nutzung des  Abdampfes  oder  der  Abgase  von 
Gas-  und  Ölmaschinen  ist  geeignet,  ihre  An- 
wendung zu  fördern.  Die  unmittelbare  Heizung 
mit  Abdampf  ist  bei  ausreichender  Menge  sehr 
wirtschaftlich. 

Im  allgemeinen  wird  mit  Frischdampf  ge- 
heizt, der  als  hochgespannter  Dampf  bis  zu 
den  einzelnen  Gebäuden  geführt  und  dort,  auf 
2  Atm.  gedrosselt,  den  Rippenheizkörpern  zu- 
geführt wird.  Neuerdings  wird  vielfach  Dampf 
von  10  bis  12  Atm.  und  mäßiger  Überhitzung 
unmittelbar  in  nahtlosen,  auf  große  Längen 
zusammengeschweißten  Heizrohren  verwendet. 
Im  ersten  Falle  sind  zahlreiche  in  der  ganzen 
W.  verteilte  Ventile  und  empfindliche  Wasser- 
abscheider nötig,  deren  Ableitungen  in  ge- 
mauerten zugänglichen  Kanälen  zu  Sammel- 
behältern im  Kesselhause  führen.  Bei  großen 
Entfernungen  sind  mehrere  Sammelbehälter  in 
der  W.  verteilt,  von  denen  das  Wasser  dem 
Kesselhause  durch  besondere  Pumpen  zuge- 
führt wird.  Die  Hochdruckheizung  dagegen 
hat  wenige  an  einer  Stelle  vereinigte  Verteilungs- 
ventile und  keine  Abscheider,  das  Niederschlag- 
wasser wird  vielmehr  in  Sammelleitungen,  die 
zu  einer  Rückleitung  vereinigt  werden,  über 
Rückspeiser  zum  Kessel  zurückgeführt.  Die 
Wärmeausnutzung  ist  hierbei  erheblich  besser. 
Für  kleine  Räume  (Büreauräume)  ist  sie  der 
Trockenheit  der  Luft  wegen  weniger  geeignet. 

XilL  Wasserversorgung  und  Ent- 
wässerung. 
Bei  hohem  Nutzwasserverbrauch  wird  je 
ein  Netz  für  die  Versorgung  der  W.  mit  Nutz- 
und  Trinkwasser  angelegt.  Nutzwasser  wird 
zur  Dampferzeugung,  zum  Auswaschen  und 
Reinigen  sowie  zum  Füllen  der  Kessel,  Trink- 
wasser auch  zu  Wasch-  und  Kochzwecken 
verwendet.  An  das  zur  Entwässerung  dienende 
Rohrnetz  werden  auch  die  Arbeitsgruben  und 
sonstigen  besonders  schmutzigen  Arbeits- 
stellen unter  Zwischenschalten  möglichst  großer 
Schlammsäcke  angeschlossen.  Die  Abfluß- 
leitungen müssen  sich  durch  zweckmäßig  ver- 
teilte Einsteigschächte  leicht  reinigen  lassen. 
Falls  Anschluß  an  ein  Kanalnetz  nicht  mög- 
lich ist,  müssen  die  Schmutzwässer  oft  be- 
sonders gereinigt  werden. 

XIV.  Bauliche  Durchbildung  der  Werk- 
stättenanlagen. 

Die  Hochbauten  werden  in  Ziegelmauer- 
werk oder  Beton,  vielfach  auch  in  Eisenfach- 
werk ausgeführt.  Im  unteren  Teile  der  Wände 
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(etwa  bis  3  m  Höhe)  ist  geputztes  Mauerwerk 
nicht  zu  empfehlen,  da  der  Putz  durch  Transport, 
Abstellen  und  Lagern  der  Teile  leidet.  Eisen- 
fachwerk ist  besonders  für  Trennwände  vor- 
teilhaft, die  bei  Betriebsänderungen  oder  Er- 
weiterungen leichter  umgesetzt  werden  können. 

Als  Dachform  werden  vorzugsweise  Sattel- 
dächer, seltener  Bogen-  und  Pultdächer  ge- 
wählt. Zum  Eindecken  wird  neuerdings  Biins- 
beton  mit  Eiseneinlagen  und  doppelter  Dach- 
pappe bevorzugt.  Die  Innenfläche  läßt  sich 
bequem  weiß  streichen.  Der  vielfach  noch  an- 
zutreffende braune  Anstrich  verschluckt  zu  viel 
Licht.  Das  Bimsbetondach  ist  auch  für  Kessel- 
häuser gestattet.  Die  Dachstühle  sind  im  all- 
gemeinen aus  Eisen,  seit  dem  Kriege  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  auch  wieder  aus  Holz. 
Für  das  Unterteilen  der  Dächer  werden,  so- 
weit nicht  Betriebsrücksichten  anderes  be- 
dingen, Spannweiten  von  \5  m  gewählt.  In 
Richthallen  mit  Quergleisen  und  Kranen  ist 
die  größte  Fahrzeuglänge  maßgebend,  in  Längs- 
gleishallen  die  Zahl  der  in  einem  Felde  vor- 
zusehenden Arbeitsgleise.  So  haben  Quergleis- 
hallen vereinzelt  Spannweiten  bis  zu  18  m, 
Längsgleishallen  bei  3  Gleisen  20  -  22  m, 
Schiebebühnenfelder  für  Drehgestellwagcn 
Spannweiten  bis  25  m  und  in  Lokomotiv- 
werkstätten bis  24  m.  Auf  Tafel  XVI  sind  Quer- 
schnitte neuerer  W'erkstättenrichthallen  dar- 
gestellt. Bei  einem  Abstände  der  Quergleise 
von  b  m  beträgt  die  Säulenentfernung  12/«, 
so  daß  zwischen  2  Ständen  Achsen  u.  s.  w. 
abgestellt  werden  können.  Bei  Längsgleis- 
anordnung  fallen  derartige  Rücksichten  fort. 
So  haben  die  Säulen  in  Trier  und  St.  Wendel 
7  m  Abstand.  Die  Dachsäulen  dienen  allge- 
mein auch  als  Kranstützen.  Die  Dächer  einiger 
neueren  W.,  wie  Deutsch,  Saarbrücken,  Mei- 
ningen, Posen  haben  ununterbrochene  Längs- 
neigung, wodurch  eine  besonders  einfache 
Gliederung  entsteht.  Noch  günstiger  läßt  sich 
die  Dachform  der  Längsgleishallen  durchbilden 
(vgl.  Trier,  St.  Wendel  und  Hütte,  des  Ingenieurs 
Taschenbuch  1920,  Bd.  III,  S.  359"ff.  und 
S.  441  ff.). 

Fußboden.  Dem  Holz-  und  Betonfuß- 
boden werden  jetzt  gepreßte  Basaltineplatten 
und  Asphaltplatten  von  5  cm  Stärke  auf  Beton- 
unterlage vorgezogen.  Asphaltplatten  sind  etwa 
ebenso  fußwarm  wie  Holz,  Betonfußboden  mit 
Zementschicht  ist  nicht  so  dauerhaft  wie  Basaltin- 
Plattenbelag.  In  den  Schmieden  ist  Klein-  oder 
Schlackensteinpflaster  den  Platten  vorzuziehen, 
die  unter  glühenden  Eisenteilen  zerspringen. 
Lehmboden  ist  weniger  gut.  Zum  besseren 
Anschluß  des  Fußbodens  an  die  Arbeitsgleise 
werden  gußeiserne  Schienenplatten  (Organ  1915, 
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S.  352)  oder  auf  dem  Kopfe  stehende  Schienen 
verwendet. 

Tore  und  Türen  sollen  im  allgemeinen 
aus  eisernen  Rahmen  mit  starker  Holzfüllung 
bestehen,  soweit  nicht  für  feuer-  oder  diebe- 
sichere Räume  Eisenfüllung  nötig  ist.  Well- 
blechfüllung ist  unvorteilhaft. 

Reichliche  Tagesbeleuchtung  durch  große 
Seitenfenster  und  Oberlichter  ist  dringend 
nötig.  Enge  Sprossenteilung  der  Fenster  ist 
des  billigeren  Qlasersatzes  wegen  zweckmäßig. 
Für  die  unteren  Reihen  der  Seitenfenster  ist 
Drahtglas    oder    Drahtnetzschutz    erforderlich. 

Die  aus  Drahtglas  bestehenden  Oberlichter 
sind  unter  50°  anzulegen,  damit  der  Schnee 
leichter  abrutscht  und  sie  sich  selbst  reinigen. 
Ihre  Fläche  soll  30-50%  der  Fußbodenfläche 
betragen.  Oberlicht  ermöglicht  eine  gleich- 
mäßigere Belichtung  als  Seitenlicht. 

Lüftung  erfolgt  durch  Fensterflügel  und 
reichlich  zu  bemessende  Lüfter  oder  Lüftungs- 
aufbauten, die  in  Schmieden  und  Gießereien 
die  ganze  Länge  des  Dachfirstes  einnehmen. 
Bei  Luftheizung  wird  zum  Lüften  Außenluft 
durch  die  Verteilungsleitung  in  die  Räume 
gedrückt. 

Anbauten.  Die  Räume  für  die  Aufsichts- 
beamten werden  in  niedrigen  Anbauten,  jeden- 
falls aber  an  den  Außenseiten  der  Gebäude 
so  untergebracht,  daß  sie  gutes  Tageslicht 
haben  und  gut  lüftbar  sind.  Aborte  werden 
zweckmäßig  über  die  ganze  W.  verteilt. 

XV.  Weichenwerkstätten. 

Die  baulichen  Anlagen  entsprechen  denen 
der  übrigen  Nebenwerkstätten.  Laufkrane  von 
etwa  5  t  Tragkraft,  die  aus  den  W.  auch  un- 
mittelbar auf  die  Lagerplätze  gelangen,  sind 
unentbehrlich.  Die  Größe  der  W.  richtet 
sich  nach  dem  L'mfange  des  Bezirks.  Sie 
wird  im  Mittel  10, -SO«  betragen.  Die 
maschinelle  Ausrüstung  besteht  aus  einer 
Zungen-  und  Backenhobelmaschine,  einer 
Zungenwurzelfräsmaschine,  tragbaren  Niet-  und 
Bohrmaschinen  und  Schmiedefeuern. 

Mit  der  Weichenwerkstätte  wird  zweckmäßig 
eine  Schwellenlochanlage  für  eiserne  Weichen- 
schwellen verbunden,  in  der  gute  Fördermittel 
neben  einer  zweiseitigen  Lochstanze  die  Haupt- 
einrichtung bilden  (brgan   1913,  S.  363). 

XVI.  Bauwerkstätten. 
Die  bauliche  Anlage  entspricht  den  Weichen- 
werkstätten. Der  auch  hier  unentbehrliche 
Laufkran  muß  je  nach  dem  Zweck  der  W. 
5—10^  Tragkraft  haben  und  soll  gleichfalls 
unmittelbar  auf  dem  Lager-  bzw.  Montageplatz 
gelangen    können.    Zur    Ausrüstung    gehören 


Werkbänke,  Schmiedefeuer,  Drehbänke,  trag- 
bare Bohr-  und  Schmiedemaschinen.  Den  Bau- 
werkstätten sind  Kranbelastungs-  sowie  amtlich 
geprüfte  Gewichtswagen  beizugeben. 

XVII.  Umzäunung. 

Die  Werk-^tättenanlage  ist  durch  eine  hohe, 
widerstandsfähige  Umzäunung  diebesicher  ab- 
zuschließen. Bretterzäune  oder  Zäune  aus  alten 
Siederohren  sind  nicht  so  zu  empfehlen  (Durch- 
reichen von  Teilen)  wie  Wände  aus  Ziegel- 
steinen oder  Beton. 

XVIII.  Arbeiterwohnungen. 

Mit  dem  Bau  neuer  W.  ist  in  den  letzten 
Jahrzehnten  stets  die  Anlage  von  Arbeiter- 
siedlungen verknüpft  worden,  weil  die  Ent- 
fernung der  W.  von  den  bisherigen  Wohn- 
stätten vielfach  sehr  groß  wurde  (vgl.  Saar- 
brücken-Burbach, Recklinghausen,  Sebalds- 
brück  u.  a.).  Neuerdings  wird  der  Wohnungs- 
bau privaten  Baugenossenschaften  überlassen, 
denen  die  Verwaltung  Baugelder  zu  vorteil- 
haften Bedingungen  gewährt. 

Wenn  Einzel-  oder  Doppelhäuser  der  hohen 
Kosten  wegen  in  absehbarer  Zeit  kaum  wieder 
gebaut  werden  können,  sollten  Vierfachwohn- 
häuser mit  getrennten  Eingängen  für  jede 
Familie  oder  Reihenhäuser  mit  möglichst  wenig 
gemeinsamen  Zugängen  gebaut  werden,  weil 
das  im  Interesse  des  Werkfriedens  liegt.  Eine 
Wohnung  besteht  aus  Wohnküche,  2-4 
Zimmern,  Waschküche,  Keller,  Stall  und  Garten- 
land. Für  größere  Kolonien  ist  eine  Klein- 
kinderschule, ein  Saal  für  gesellige  Veran- 
staltungen und  eine  Bücherei  zu  empfehlen 
(Martens,    Ztg.  d.  VDEV.   1919,  S.  786). 

XIX.  W.    für   elektrisch   betriebene 
Bahnen. 

Für  die  Größe  dieser  Anlagen  gelten  die 
für  Lokomotiv-  und  Personenwagenwerkstätten 
aufgestellten  Grundsätze  sinngemäß.  Die  bau- 
lichen Anlagen  werden  im  wesentlichen  denen 
für  Dampflokomotiven  und  Personenwagen 
gleichen.  Das  gilt  auch  für  die  maschinellen 
Einrichtungen,  wie  Dreherei,  Schmiede,  Gießerei, 
Abkocherei,  Fördereinrichtungen  u.  s.  w.  Es 
treten    folgende    Sonderwerkstätten    hinzu: 

1.  Wickel  ei.  Sie  erfordert  einen  abge- 
geschlossenen,  staubfreien,  hellen,  gut  heiz- 
baren, trockenen  Raum  mit  Laufkran.  An 
Maschinen  sind  nötig  Spulenwickelmaschinen 
verschiedener  Größen  mit  Zählwerk,  Bänder- 
wickelmaschinen,  Trockenöfen  mit  Unterdruck 
(Vakuum),  heizbare  Kammern  zum  Trocknen 
von  Wicklungen  aller  Art  (Motoren  u.  s.  w.), 
Bandagiermaschinen    mit    Dynamometer    zum 
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Messen  der  Bandagendrahlspannung,  Prüf- 
fransformatoren  mit  Meßvorrichlungen,  Prüf- 
stand für  Bahnmotoren  mit  den  notwendigen 
Meßgeräten  in  einem  besonderen  schallsicheren 
Raum,  Transformatorenöl-Auskochvorrichtung 
in  einem  feuersicheren,  gut  gelüfteten  Raum 
mit  Laufi<ran  zum  Tragen  von  gefüllten  Trans- 
formatoren. 

2.  Apparatebau  mit  leichtem  Laufkran, 
Spindelpressen,  Stanzen  Und  Scheren,  Prüf- 
stand für  das  Prüfen  von  Schaltern  aller  Art, 
kleiner  Flächenschleifmaschine  zum  Schleifen 
der  Magnetankerfiäche,  Schleifmaschine  (Schmir- 
gelscheibe) zum  Nachschleifen  von  Kontakten. 

3.  In  der  Dreherei  sind  besonders  vorzu- 
sehen: Kräftige  Drehbänke  zum  Abdrehen  der 
Kollektoren,  Drehbänke  zum  Herstellen  neuer 
Kollektoren,  Fräsmaschinen  für  Zahnräder, 
Vorrichtung  zum  Aussägen  des  Glimmers  aus 
den  Kollektoren,  eine  Karusseldrehbank  und 
Horizontal-Bohr-  und  Fräsmaschine  zum  Be- 
arbeiten von  Motorgehäusen,  Rundschleif- 
maschine zum  Bearbeiten  von  Motorwellen 
(Ankerwellen). 

XX.  Betriebswerkstätten. 

Sie  werden  mit  den  Lokomotivschuppen  ver- 
bunden und  dienen  für  die  laufenden,  kleineren 
Wiederherstellungsarbeiten.  Bei  Güterwagen 
trägt  eine  schnelle  Behandlung  in  der  Betriebs- 
werkstatt zum  beschleunigten  Wagenumlauf 
wesentlich  bei.  Die  Bedeutung  der  Betriebs- 
werkstätten ist  in  den  letzten  Jahren  mit  dem 
Streben  nach  bestem  Ausnutzen  der  leistungs- 
fähigen Lokomotiven  gewachsen  (Organ  1912, 
S.  371).  Die  elektrische  Kraftversorgung  ermög- 
lichte gute  und  wirtschaftlich  arbeitende  An- 
lagen. Die  Lokomotiven  stehen  entweder  in 
einem  besonderen  Anbau  (2  —  3  Stände)  oder 
im  Lokomotivschuppen.  Zum  Heben  genügen 
elektrisch  betriebene  Hebeböcke.  Zum  Abheben 
einzelner  Teile  (Dampfdom),  Einheben  von 
Achsen  u.  s.  w.  genügt  ein  handbetriebener 
Laufkran  von  4  bis  5  t.  Die  W.  umfaßt 
eine  Dreherei,  Schmiede  mit  Klempnerei  und 
Kupferschmiede,  eine  Schreinerei  sowie  eine 
Schlosserei,  falls  kein  besonderer  Raum  mit 
Lokomotivständen  vorgesehen  ist.  Auch  ein 
ausreichendes  Materiallager  sowie  ein  Arbeiter- 
waschraum sind  vorzusehen.  Eine  Achssenke 
wird  im  Lokomotivschuppen  selbst  eingebaut. 

Die  bauliche  Ausführung  gleicht  der  der 
Nebenanlagen  in  den  Hauptwerkstätten.  Zur 
maschinellen  Ausrüstung  gehören  eine  Achs- 
schenkelschleifmaschine zum  Nachschleifen  heiß- 
gelaufener Achsen  oder  eine  Achsdrehbank  von 
etwa  800  mm  Spitzenhöhe,  auf  der  sowohl 
Achsen    abgedreht    wie    Schenkel    geschliffen 


werden  können,  mehrere  Drehbänke  bis  etwa 
1 50  mm  Spitzenhöhe  und  1 000  mm  Spitzen- 
weite sowie  eine  Bank  mit  etwa  400  mm  Spifzen- 
höhe  und  3000  mm  Spitzenweite  zum  Nach- 
arbeiten von  Kolbenschiebern,  Kolbenstangen, 
1  -  2  Bohrmaschinen  für  Löcher  bis  75  mm, 
eine  Stoßmaschine,  eine  Lagerausbohrmaschine, 
Schmirgelschleifsteine  und  eine  einfache  Werk- 
zeugschleifmaschine. 

Die  Schmiede  erhält  ein  oder  mehrere  Doppel- 
feuer und  einen  Schmiedehammer  \'on  75  bis 
100  kg  Bärgewicht  sowie  kleine  Maschinen  zum 
Abschneiden,  Aufweiten  und  Einstauchen  von 
Siede-  und  Rauchrohren. 

Die  Klempner  und  Kupferschmiede  erhalten 
Werkbänke,  Lötfeuer  und  Lötöfen,  die  Tischlerei 
eine  Bandsäge,  eine  Abrichtmaschine  und  einen 
Sandschleifstein.  In  reinen  Betriebswagenwerk- 
stätten ist  die  Schmiede  und  die  Schreinerei 
besser  auszustatten,  während  die  Kupferschmiede 
entfällt  und  die  Dreherei  nur  1  -  2  kleine  Dreh- 
bänke neben  der  Achsschenkelschleifmaschine 
erhält.  Luft-  und  Wasserpumpen  u.s.  w.  sollten 
zum  Austausch  bereitliegen,  da  der  schnelle  Aus- 
tausch wichtiger,  häufiger  schadhaft  werdender 
Teile  zum  Ausnutzen  der  Lokomotiven  unbedingt 
nötig  ist.  Diese  Teile  selbst  sollten  in  den 
Hauptwerkstätten  bearbeitet  werden.  Um  die 
Lokomotiven  im  Betrieb  wirtschaftlich  aus- 
zunutzen, müssen  die  Betriebswerkstätten  so 
ausgerüstet  und  betrieben  werden,  daß  die 
Lokomotiven  nur  zur  Hauptausbesserung  und 
bahnamtlichen  Untersuchung  den  Hauptwerk- 
stätten zuzuführen  sind. 

XXI.  Baukosten. 

Die  Baukosten  sind  von  der  Marktlage,  den 
örtlichen  Verhältnissen  und  der  verschieden- 
artigen Durchbildung  abhängig.  So  betrug  z.  B. 
der  Preis  der  Eisenkonstruktion  einer  Loko- 
motivausbesserungshalle  in  Mitteldeutschland 
im  Jahre  1907  bei  rd.  1500/  300  M.,  in 
Westdeutschland  1908  bei  rd.  1700  t  220  M. 
und  1913  bei  nur  630/  208  M.  für  1  /. 
Hinzu  kommen  die  großen  Unterschiede  der 
Grunderwerbs-  und  der  Fundierungskosten 
(vgl.  Roth,  Die  Hallen  der  Lokomotivwerkstatt 
Schneidemühl,  Organ  1908,  S.  157)  und  der 
Abmessungen  für  einen  Arbeitsstand.  So  bean- 
sprucht ein  nutzbarer  Lokomotivausbesserungs- 
stand  in  der  W.  Meiningen  (eröffnet  1913, 
ohne  Nebenwerkstätten)  1900  m^  in  Sebalds- 
brück  (eröffnet  1915)  2440 /«3.  Während 
diese  Unterschiede  auf  den  Abmessungen  der 
Stände,  also  der  Ausbesserungsmöglichkeit 
langer  Fahrzeuge  beruhen,  bestehen  im  Raum- 
bedarf der  Längs-  und  Quergleiswerkstätten 
und  somit  in  den  Baukosten  Unterschiede,  die 

23* 


356 


Werkstätten. 


Werkstättenausschuß. 


ausschließlich  auf  die  Bauart  zurückzuführen 
sind. 

Auf  die  Ausstattung  mit  maschinellen  Ein- 
richtungen entfielen  vor  dem  Kriege  in  Loko- 
motivwerkstätten etwa  25-30^»,  in  Wagen- 
werksiätten  etwa   10-15*^    der  Baukosten. 

im  allgemeinen  konnte  man  mit  80  bis 
100.000  M.  für  einen  Lokomotivausbesserungs- 
stand  und  40  -  50.000  \\.  für  einen  Wagen- 
ausbesserungsstand einschließlich  Grunderwerb 
und  Ausrüstungen  rechnen,  wobei  2  Kessel- 
bzw. Tenderstände  einem  Lokomotivstande 
gleichzurechnen  und  die  Länge  eines  W'agen- 
standes  zu   12/n  anzusetzen  war. 

XXIL  An  gaben  über  die  auf  TafelVll-XVIIl 
dargestellten  \V. 

Anordnung  und  Zweck  der  verschiedenen  Gebäude 
sowie  Zahl  der  Ausbesserungsstände  gehen  aus  den 
Zeichnungen  hervor. 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen  über  die 
einzelnen  Betriebe  kann  von  einer  Beschreibung  im 
einzelnen  abgesehen  werden. 

Die  W.  Linz,  Istvdntelek  (Organ  1910,  S.  216), 
Sebaldsbrück,  St.  Wendel  und  Beecli-Crove  (Organ 
190Q,  S.  19)  (Tafel  VII -XI)  dienen  der  Ausbesserung 
von  Wagen   und   Lokomotiven. 

Bei  den  Quergleiswerkstätten  wickelt  sich  die 
Bearbeitung  im  allgemeinen  so  ab,  daß  das  Fahrzeug 
von  der  Schiebebühne  dem  Arbeitsplatze  auf  eigenen 
Achsen  zugeführt  wird.  Dort  wird  es  von  Achsen 
gehoben  und  ausgebessert.  Das  Fahrzeug  wird  nach 
Ausbesserung  wieder  auf  Achsen  gesetzt  und  verläßt 
mittels  der  Schiebebühne  die  Halle. 

In  den  Längsgleiswerkstätten  (St.  Wendel)  werden 
die  Fahrzeuge  je  auf  dem  milderen  der  3  Gleise 
jeder  Richthalle  eingebracht,  von  Achsen  gehoben 
und  auf  den  jeweilig  freien  Arbeitsplatz  getragen. 
Das  fertige  Fahrzeug  wird  auf  einem  Arbeitsplatze 
oder  am  Ausfahrtende  der  Halle  aufgeachst  und 
verläßt  die  W.  über  die  Schiebebühne.  In  St.  Wendel 
besteht  die  Haupthalle  aus  4  Schiffen.  In  den  beiden 
Seitenschiffen  sind  Nebenbetriebe,  in  den  beiden 
mittleren  je  eine  Richthalle  für  Wagen  und  Loko- 
motiven untergebracht.  Die  W.  Recklinghausen 
(Tafel  XII)  dient  nur  der  Güterwagenausbesserung 
(Ann.  1912,  S.  121),  die  W.  Nied  (Tafel  XIIIl  nur  der 
Lokomotivausbesserung  (Organ  1921,  S.  1  ff). 

Gleichfalls  nur  der  Lokomotivausbesserung  dient 
die  W.  Trier  (Tafel  XIV).  In  ihr  ist  wie  in  St.  Wendel 
die  Längsgleisanordnung  so  durchgeführt,  daß  alle 
3  Gleise  jeder  der  beiden  Richthallen  zur  Aufstellung 
und  Ausbesserung  der  Lokomotiven  dienen.  Vor  den 
Stirnseiten  der  Halle  sind  je  eine  Schiebebühne  und 
ein  Laufkran  (5  /)  angeordnet.  Die  Schiebebühne 
(Nutzlänge  12  m)  auf  der  Einfahrtseite  dient  zum 
Befördern  der  abgekuppelten  Lokomotiven  und  Tender. 
Im  Kranfelde  vor  der  Halle  sind  Aufstellgleise  mit 
Arbeilsgruben,  so  daß  hier  nicht  nur  Führerhäuser, 
Stangen,  Pumpen,  sondern  auch  das  Bremsgestänge, 
Aschkasten  u.  s.  w.  abgenommen  werden  können. 
In  den  Richthallen  werden  die  Fahrzeuge  von  Achsen 
genommen  und  überdieanderenhinwegzu  den  Arbeits- 
plätzen befördert.  Zum  Aufachsen  wird  das  Fahrzeug 
durch  die  Krane  gehoben  und  soweit  fortgefahren, 
dal5  ein  Leichtkran  die  auf  den  Querwegen  heran- 
gebrachten Achsen  auf  den  Arbeitsplatz  tragen  kann. 
Dann  wird  es  auf  die  Achsen  gesetzt.  Die  fertige 


Lokomotive  wird  an  das  Ausfahrtende  gebracht  und 
von  dort  durch  den  Kran  mittels  Umlenkrolle  vor 
die  Halle  geschoben.  Der  Tender  wird  auf  der  Schiebe- 
bühne der  Ausfahnseite  von  den  Aufstellplätzen  aus 
an  die  Lokomotive  herangefahren.  Deshalb  sollen  alle 
Lokomotiven  mit  dem  Tender  voran  der  W.  zugeführt 
werden.  Die  Schiebebühne  auf  der  Ausfahrtseite  hat 
20  OT  Nutzlänge,  da  sie  die  Lokomotiven  mit  Schlepp- 
tender verfahren  muß.  So  ist  es  möglich,  die  Loko- 
motiven vor  der  Halle  vollkommen  fertigzustellen 
und  zu  kuppeln  und  nach  der  Probefahrt  zum  Be- 
seitigen von  Mängeln  wieder  vor  die  Halle  zu  fahren. 

Tafel  XV  enthält  die  Grundrisse  einiger  älterer  und 
neuerer  W.,  die  ein  Bild  von  der  Entwicklung  in 
den  verschiedenen  Ländern  geben.  Auf  die  W.  der 
Tientsin-Pukau-Bahn  (Abb.  6)  sei  besonders  hin- 
gewiesen (Ann.  1920,  S.  25). 

Tafel  XVl  gibt  die  Querschnitte  mehrerer  neuerer 
Werkstättenhallen  wieder,  aus  denen  die  Verschieden- 
heit der  Abmessungen  und  die  verschiedene  Durch- 
bildung der  Gebäude,  insbesondere  der  Längs-  und 
QuergleiswerkstäUen  zu  erkennen  ist. 

Tafel  XVII  enthält  ein  Schema  einer  Zerlegungs- 
werkstatt, entworfen  von  einem  an  dieser  Arbeits- 
weise besonders  interessierten  Fachmanne  (vgl.  auch 
eine  neuere  Darstellung  in  V.  D.  I.  1922,  S.  910). 

Die  ankommenden  Lokomotiven  werden  in  der 
„Abrichtwerkstatt«  zerlegt  und  die  Einzelteile  in  der 
unmittelbar  benachbarten  Abkocherei  gereinigt.  Die 
Dreherei,  Rahmen-  und  Einzelwerkstätten  sind  der 
Abrichthalle  so  vorgelagert,  daß  die  Teile  unmittelbar 
zugeführt  werden  können.  Kessel  und  Tender  werden 
durch  den  Hofkran  der  Kesselrcinigungsanlage  und 
Kesselschmiede  oder  der  ..Tenderabricht-  und  Blech- 
werkstatt" zugeführt.  Der  Zusammenbau  erfolgt  dann 
in  der  „Lokomotivrichtwerkstatt". 

Tafel  XVIII  gibt  2  Betriebswerkstätten  für  Lokomo- 
tiven und  eine  für  Wagen  wieder,  die  als  Muster  für 
derartige  Anlagen  gelten  können. 

Literatur:  Buff,  Werkstattbau.  —  v.  Büte  u. 
v.  Borries,  Die  nordamerikanischen  Eisenbahnen 
in  technischer  Beziehung.  —  Die  Eisenbahntechnik 
der  Gegenwart,  Werkstätten;  Lager,  Vorräte,  Bau- 
und  Betriebsstoffe.  -  Ernst,  Hebezeuge.  -  Hand- 
buch des  Eisenbahnmaschinenwesens  von  Stockert. 

—  Hütte,  Des  Ingenieurs  Taschenbuch  1920.  — 
Kammerer,  Die  Technik  der  Lastenförderung  einst 
und  jetzt.  -  .Michenfelder,  Kran-  und  Transport- 
anlagen. —  Posewitz,  Die  Schäden  des  Lokomotiv-. 
kesseis.  -  Rietschel.  Leitfaden  zum  Berechnen 
und  Entwerfen  von  Lüftungs-  und  Heizungsanlagen. 

-  Schlesinger,  Selbstkostenberechnung  im  Ma- 
schinenbau. —  Schwarze,  Das  Lehrlingswesen  der 
preußisch  -  hessischen  Staatseisenbahnverwaltung.  — 
Spiro,  Über  die  Wirtschaftlichkeit  der  zurzeit  ge- 
bräuchlichsten Hebezeuge  in  Lokomotivwerkstätten 
der  Eisenlsahnverwaltung.  -  Allg.  Bauz.,  Wien; 
Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen  („Annalen" 
genannt);  Das  Eisenbahn«-erk;  Der  Betrieb;  Der 
Waggon-  und  Lokomotivbau:  Elektrotechnische  Zeit- 
schrift; Engineer;  Genie  civil;  Hanomag Nachrichten, 
Hannover;  Organ  für  die  Fortschritte  des  Eisenbahn- 
wesens („Organ"  genannt);  Railway  Age  Gazette; 
Schw.  Bauz.;  Stahl  und  Eisen;  Technik  und  Wirt- 
schaft, Monatsschrift  desVereinesdeutscher  Ingenieure; 
Verkehrstechnische  Woche;  Werkstattstechnik;  Zeit- 
schrift des  Vereins  dt.  Ingenieure  (V.  D.  1.);  Zeitschrift 
für  Bauwesen.  Spiro. 
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Werkstättenangelegenheiteii  (so  u.  a.  die  Fort- 
bildung von  Vorschriften  über  die  Art  der 
Unterhaltung  und  die  Ausmusterung  der  Güter- 
wagen). Der  W.  setzt  sich  gleich  den  anderen 
Ausschüssen  aus  Mitgliedern  des  Zentralamts 
und  den  vom  Minister  aus  der  Exekutive  er- 
nannten Fachleuten  zusammen.  Die  Leitung 
des  W.  steht  dem  Zentralamte  zu  (s.  auch 
Deutscher  Staatsbahnwagenverband  und  Ver- 
waltung). 

Werkstätten  dien  st. 

Inha-it:  I.  Einteiluna;  und  Zweck  der  Werkstätten. 

-  II.  Gliederung  der  Werkstätten  Verwaltung:  aj  Zen- 
tralstellen; b)  örtliche  Verwaltung  der  Hauptwerk- 
stätten;   c)  örtliche  Leitung  der  Betriebswerkstätten. 

-  III.  Wirtschaftsführung.  -  IV.  Materialienverwal- 
tung. -  V.  Lohnwesen:  a)  Allgemeine  Bestimmun- 
gen; b)  Oedmge- (Akkord-)  Verfahren ;  c)  Mitwirken 
der  Arbeiterschaft.  -  VI.  a)  Lehrlingswesen;  b)  Dienst- 
vortragswesen. —  VII.  Arbeitsordnung.  -  VIII.  Mit- 
wirken der  Arbeiter  und  Beamten  (Betriebs-  und 
Beamtenräte).  -  IX. Schlichtungswesen.  —  X.Wissen- 
schaftliche  Betriebsführung:  a)  Allgemeines;  b)  Frist- 
arbeit; c)  Vorrats-  und  Austauschbau;  d)  Abnahme 
der  ausgebesserten  Fahrzeuge.  —  XL  Prüfungder  Wirt- 
schaftlichkeit des  Lokomotivdienstes:  a)  Leistungs- 
maßstab der  Werkstatt;  b)  Leistungsbewertung  durch 
den  Betrieb.   -    XII.  Wohlfahrt.   -    XIII.  Literatur. 

Die  Ausbesserungswerkstätten  nehmen  in  der 
Eisenbahnverwaltung  eine  gewisse  Sonder- 
stellung ein.  Sie  sollen  in  technischer  und 
wirtschaftlicher  Hinsicht  wie  industrielle  An- 
lagen arbeiten,  anderseits  den  wechselnden 
Verkehrsansprüchen  nachkommen.  Aus  diesem 
Grunde  müssen  sie  oft  Maßnahmen  treffen, 
die  für  den  eigenen  Betrieb  unwirtschaftlich, 
aber  für  die  Wirtschaftlichkeit  des  Gesamt- 
betriebs, oft  sogar  für  die  Durchführung  des 
Betriebs,  unumgänglich  nötig  sind.  Sie  müssen 
ferner  im  Interesse  der  Betriebsverwaltung  den 
maschinentechnischen  Nachwuchs  ausbilden  und 
den  Personalersatz  stellen,  Pflichten,  die  einer 
wirtschaftlichen  Werkstättenverwaltung  und  Be- 
triebsweise nicht  förderlich  sind. 

So  gehen  durch  die  Betriebe  der  Deutschen 
Reichsbahnwerke  neben  der  großen  Zahl  lei- 
tender Beamter  in  sorgfältiger  Lehre  jährlich  etwa 
2500  Lokomoti\'führeranwärter,  ,250  Wagen- 
aufseher, 700  Rangieraufseher  und  2000 
Schaffner. 

Für  das  Durchführen  und  Auswerten  der 
zahlreichen  Versuche  mit  Neuerungen  an  den 
Fahrzeugen  und  maschinellen  Einrichttingen 
aller  Art,  für  die  Beurteilung  aller  Fragen 
der  Normung  und  Typung  der  Fahrzeuge  und 
ihrer  Ersatzteile  und  für  das  Unterhalten  aller 
besonderen  Anlagen  des  Betriebs  ist,  ab- 
gesehen von  einer  getrennten  Buchführung, 
eine  Interessen-  und  Arbeitsgemeinschaft  zwi- 
schen   den    Eisenbahn-Hauptwerkstätten     und 


dem  Betriebsdienst  unerläßlich.  Ein  Abtrennen 
der  Hauptwerkstätten  von  dem  Eisenbahn- 
betrieb kann  bei  der  so  notwendigen  Leistungs- 
und Arbeitsgemeinschaft  mit  dem  Betriebsdienst 
sachlich  nicht  in  Frage  kommen.  Die  Haupt- 
werkstätten sind  die  Mutterwerkstätten  des  Be- 
triebs, die  zu  jeder  Zeit  dem  Betrieb  mit 
allen  Mitteln  helfen  müssen  (Kühne,  Die 
Reichsbahn,   1922,  Heft  11). 

Für  die  Arbeitsgebiete  der  wirtschaftlichen 
Betriebsführung  liegen  die  Richtlinien  für  die 
Eisenbahn-Hauptwerkstätten  ebenso  fest  wie 
für  die  Privatindustrie.  Fast  alle  Eisenbahn- 
verwaltungen suchen  die  Wirtschaftlichkeit  da- 
durch zu  fördern  und  zu  sichern,  daß  sie  die 
Werkstätten  als  selbständige  Nebenverwaltun- 
gen behandeln  und  verlangen,  daß  sie  sich 
bei  sparsamer  Betriebsführung  selbst  erhalten. 
So  können  sie  auch  im  Rahmen  der  Eisen- 
bahnverwaltung wirtschaftlich  arbeitende  Werke 
sein,  die  den  Vergleich  mit  gleichartigen  Wer- 
ken der  Privatindustrie  nicht  zu  scheuen 
brauchen. 

In  der  ersten  Zeit  des  Bestehens  der  Preußi- 
schen Staatseisenbahnen  wurden  die  Aus- 
besserungen an  Fahrzeugen  und  mechanischen 
Einrichtungen  der  Eisenbahnverwaltung  viel- 
fach in  der  Privatindustrie  ausgeführt.  Die  Er- 
fahrungen zeigten  aber,  daß  eine  Eisenbahn 
ohne  eigene  Ausbesserungswerkstätten  dauernd 
nicht  bestehen  kann. 

Die  bahneigenen  Werkstätten  bildeten  zu- 
nächst gleichsam  selbständige  Unternehmun- 
gen. Alle  Ausgaben  wurden  in  besonderen 
Werkstätten-  und  Werkstoffvorschußkonten  ge- 
bucht Der  Betriebsverwaltung  wurden  alle 
Arbeiten  mit  den  Selbstkosten  in  Rechnung 
gestellt.  Die  Werkstätten  mußten  am  Jahres- 
schluß für  ihre  Arbeiten  volle  Deckung  ihrer 
Ausgaben  finden,  jedoch  ohne  Verzinsung  und 
Abschreibung  des  Anlagekapitals.  Diese  Ver- 
waltungsform besteht  noch  heute  bei  den 
meisten  Privatbahnen,  insbesondere  in  Eng- 
land, Amerika  und  Frankreich.  Dagegen  wurde 
sie  in  Preußen  durch  die  Neuordnung  des 
Jahres  1895  aufgegeben. 

Die  Werkstätten-  und  Betriebsverwaltung  wurde 
zu  einer  einheitlichen  Verwaltung  vereinigt.  Hier- 
durch hat  man  zwar  die  Aufschreibungen  und  Be- 
rechnungen sehr  vereinfacht,  aber  auch  das  Über- 
wachen der  wirtschattlichcn  Arbeitsweise  erschwert, 
wenn  nicht  unmöglich  gemacht.  Nach  dem  Kriege 
sind  deshalb  die  preußischen  Bahnen  dazu  ge- 
schritten, die  Verwaltung  der  Hauptwerkstätten  wieder 
umzugestalten.  Sie  werden  n.ich  Art  der  Privat- 
werke zu  selbständigen  Werken  gemacht.  Sie  sollen 
als  möglichst  selbständige  Einzelbetriebe  unter  einer 
einheitlichen  Leitung  für  die  Betriebsverwaltung  ar- 
beiten sowie  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  eine 
Jahresbilanz  und  einen  Rechenschaftsbericht  über 
ihre  Tätigkeit  ablegen.  Sie  sollen  ferner  nach  Wirt- 
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sehaftsbezirken  zu  besonderen  Behörden  (Ober- 
werkdirektionen) zusammengefaßt  werden,  die  dem 
Reichsverkehrsministerium  gegenüber  die  Verant- 
wortung für  die  Wirtschaftlichkeit  der  Werkstätten 
tragen. 

In  gleichem  Sinne  wird  der  Dienst  in  den  Be- 
triebswerkstätten der  Deutschen  Eisenbahnverwaltun- 
gen zurzeit  umgestaltet.  Auch  hier  soll  die  Arbeit 
mit  kaufmännisch-technischem  Geist  durchdrungen 
und  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebs  so  sehr  wie 
möglich  gefördert  werden. 

Die  Deutsche  Reichsbahn  besitzt  110  Haupt- 
und  Nebenwerkstätten.  Darin  wurden  beschäftigt 
Anfang  1922:  rund  47.600  Arbeitskräfte  für  die  Lo- 
komotivunterhaltung, rund  24.100  Arbeitskräfte  für 
die  PersonenwagenunterhaUung,  rund  29.500  Ar- 
beitskräfte für  die  Güterwagenunterhaltung,  rund 
31.420  Arbeitskräfte  für  die  Unterhaltung  der  ma- 
schinellen Anlagen,  der  Weichen  sowie  für  sonstige 
Arbeiten. 

Die  Zahl  der  Betriebswerkstätten  beträgt  rund 
400,  darunter  etwa  70  mit  einer  Beltgschaft  von 
mehr  als  600  Köpfen,  etwa  200  mit  200-600  Köpfen 
und  etwa  130  mit  50-200  Köpfen. 

I.  Einteilung  und  Zweck  der  Werk- 
stätten. 

Die  Werkstätten  werden  im  allgemeinen  ein- 
geteilt in  Haupt-,  Neben-  und  Betriebswerk- 
Stätten. 

Die  Deutschen  Haupt-  und  Nebenweikstätten 
haben  die  größeren  Ausbesserungen  und  amtlichen 
Untersuchungen  der  Fahrzeuge  auszuführen  und  die 
mechanischen  Anlagen  der  Eisenbahnen  zu  unter- 
halten. Die  Nebenwerkstätten  unterscheiden  sich  von 
den  Hauptwerkstätten  durch  geringere  Ausdehnung 
und  einfachere  Ausstattung.  Den  Betriebswerkstätten 
obliegt  die  Pflege  und  Wartung  der  Fahrzeuge  im 
Betrieb,  sowie  Betrieb  und  Instandsetzen  der  ma- 
schinentechnischen Nebenanlagen.  Sie  sind  der  Be- 
triebswerkmeisterei  unterstellt,  der  auch  das  Ver- 
teilen und  Beaufsichtigen  des  maschinentechnischen 
Fahrpersonals  obliegt. 

Der  Werkmeisterei  sind  ferner  die  auf  Bahnhöfen 
mit  wenigen  Lokomotiven  eingerichteten  Lokomotiv- 
stationen (Lokomotivschlossereien)  in  technischer  und 
wirtschaftlicher  Beziehung  nachgeordnet,  im  übrigen 
dem  Bahnhofsleiter  unterstellt.  Diese. Schlossereien 
sollen  kleinere  Schäden  beseitigen.  Ähnliche  Ein- 
richtungen sind  für  verkehrsreiche  Zeiten  vorgesehen, 
um  gering  beschädigte  Güterwagen  zum  \'ermeid'en 
von  Leerläufen  auf  den  Bahnhöfen  selbst  auszu- 
bessern. Hauptziel  der  preußischen  Betriebswerk- 
stätten war  bisher,  die  Fahrzeuge  betriebstüchtig  zu 
erhalten  und  kleine  Schäden  so  rechtzeitig  zu  be- 
seitigen, daß  großen  Ausbesserungen  vorgebeugt 
wird. 

Neuerdings  wird  dahin  gestrebt,  die  Betriebs- 
werkstätlen  so  einzurichten,  daß  sie  alle  zur  Pflege 
der  Lokomotiven  im  Beirieb  gehörenden  Ausbesse- 
rungsarbeiten ausführen  können.  Sie  sollen  also 
unter  Erweiterung  der  ihnen  bisher  zugewiesenen 
Aufgaben  sämtliche  Unterhaltungs-  und  Ausbesse- 
rungsarbeiten an  Lokomotiven  erledigen,  die  zwi- 
schen zwei  allgemeinen  Ausbesserungen  oder  zwi- 
schen einer  allgemeinen  Ausbesserung  und  einer 
Untersuchung  anfallen.  Hierdurch  werden  die  Ver- 
luste verringert,  die  durch  Befördern  der  Lokomo- 
tiven zwischen  Betriebs-  und  Hauptwerkstätten  ent- 
stehen. 


11.  Gliederung  der  Werkstätten- 
Verwaltung. 

a)  Zentralstellen.  Vollkommen  selbstän- 
dig ist  das  Werkstättenwesen  nur  in  England, 
Amerika  und  bei  einigen  Bahnen  Frankreichs. 

In  diesen  Staaten  ruht  die  Zentralgewalt  in 
der  Hand  des  obersten  Leiters  für  das  Loko- 
motiv-  und  Wagenwesen  (Superintendent); 
nur  der  Etat  (Haushalt)  wird  durch  den  Prä- 
sidenten der  Bahngeseilschaft  festgesetzt. 

In  Deutschland  sowie  in  Österreich  werden 
die  Werkstätten  unter  der  oberen  Leitung  des 
Reichsverkehrsministers  durch  die  Direktionen 
verwaltet.  Für  die  größeren  Länder  sind 
Zweigstellen  des  Ministeriums  gebildet,  denen 
ein  Teil  der  Befugnisse  übertragen  ist.  Dem 
Ministerium  ist  die  einheitliche  Regelung  des 
Dienstes  innerhalb  des  gesamten  Bereichs  der 
Reichseisenbahnen  vorbehalten.  Den  Direk- 
tionen obliegt  das  einheitliche  Leiten  und  Ver- 
walten aller  zu  ihrein  Bezirk  gehörenden 
Werkstätten.  Es  liegt  im  wesentlichen  in  der 
Hand  des  Werkstättendezernenten,  der  bei 
Sonderfragen  den  jeweils  zuständigen  (bau- 
technischen, administrativen)  Dezernenten  hin- 
zuzuziehen hat.  Die  Betriebswerkstätten  wer- 
den neuerdings  durch  den  betriebsmaschinen- 
technischen  Dezernenten  beaufsichtigt,  um  ein 
einheitliches  Behandeln  der  betrieblichen  An- 
gelegenheiten sicherzustellen.  Durch  dieses 
Trennen  leidet  die  zielbewußte  Ausbesserungs- 
arbeit, weil  der  wichtige  Einfluß  des  Werk- 
stättendezernenten auf  .ausgestalten  und  Zu- 
sammenarbeiten der  Haupt-  und  Betriebswerk- 
stätten aufgehoben  ist.  Das  Lohnwesen  bear- 
beitet der  (administrative)  Lohndezernent  für 
alle  Arbeiter  des  Direktionsbezirkes  einheitlich. 
(Vgl.  auch  Martens  „\'erbesserungen  im  Werk- 
st'ättenbetrieb,  Oberwerkdirektion...",  Mai- 
Sonderheft   1922  der  Verkehrstechnik.) 

b)  Örtliche  Verwaltung  der  Haupt- 
werkstätten. An  der  Spitze  großer  (Haupt-) 
Werkstätten  steht  bei  allen  Eisenbahnverwal- 
tungen ein  .Maschineningenieur  mit  akademi- 
scher Vorbildung,  der  sich  neben  der  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Leitung  auch  den 
sozialpolitischen  und  ethischen  Fragen  dieser 
Werke  mit  Rücksicht  auf  die  große  Arbeiter- 
zahl widmen  muß.  Er  wird  von  einem  Beam- 
ten gleicher  Vorbildung  vertreten. 

Dem  Leiter  sind  unterstellt:  ein  Konstruk- 
tions-(technisches)Bureau,  ein  Rechnungs-Bu- 
reau, ein  Sekretariat  (Verwaltungs-Bureau),  die 
Magazinverwaitung  und  das  Personal  für  die 
Werkbewachung.  Ferner  im  Werkstätten- 
betriebsdienst: die  Leiter  der  einzelnen  Werk- 
meistereien  (Werkmeister),  u.  zw.  je  nach 
Uinfang   der  Anlage   einer   oder  mehrere  für 


Werkstättendienst. 


359 


die  Lokomotiv-,  Wagenausbesserung,  Schmiede, 
Dreherei  u.  s.  w.,  die  Werkführer  (unter  den 
Werkmeistern),  die  Maschinenmeister  und  Ma- 
schinisten. 

Die  Nebenwerkstätten  sind  in  Deutschland  dem 
Vorstand  des  Maschinenamtes  (in  Österreich  des 
Heizhauses)  unterstellt.  Sie  werden  von  einem  Betriebs- 
ingenieur geleitet  und  im  übrigen  wie  die  Hauptwerk- 
stätten eingeteilt.  Auch  die  Belriebswerkstätten  unter- 
stehen der  Aufsicht  der  Maschinenämter.  Die  örtliche 
Leitung  obliegt  einem  Werkstättenvorsteher  (Werk- 
leiter), dem  je  nach  Umfang  der  Anlage  Werkmeister 
und  Werkführer  nachgeordnet  sind.  Das  Magazin 
gröfierer  Betriebswerkstätten  wird  von  einem  selb- 
ständigen   Magazinvorsteher  verwaltet. 

In  Deutschland  ist  die  Leitungder  Haupt- und  Neben- 
werkstätten grundsätzlich  vom  Betrieb  getrennt;  am 
strengsten  ist  diese  Trennung  in  Preußen  durchgeführt. 

Die  frühere  Organisation  der  Hauptwerkstätten* 
bei  den  preußischen  Bahnen  wich  von  der  vorstehend 
geschilderten  insofern  ab,  als  zwischen  Werkleiter 
und  Werkmeister  noch  Werkstättenvorsteher  als  Leiter 
einzelner  Abteilungen  zwischengeschaltet  waren. 
Eine  Werkmeisterei  umfaßte  durchschnittlich  80-120 
Arbeiter  mit  2-3  Werkführern.  Wesentlich  ist,  daß 
auch  diese  Werkstätten  von  nur  einem  Leiter  ver- 
waltet wurden,  der  zugleich  die  wirtschaftliche  Ver- 
antwortung trug.  Auf  Grund  der  Neuordnung  von 
18Qi)  wurden  dagegen  die  Hauptwerkstätten  einem 
oder  mehreren  Leitern  (.^mtsvorständen)  unterstellt, 
denen  das  Überwachen  des  Werkstätten-  und  Werk- 
sloffdienstes  nach  allgemeinen  feststehenden  Vor- 
schriften und  besonderen  .Anordnungen  der  Direktion 
obliegt.  Jedem  Amtsvorstande  ist  ein  Werstättenamt 
mit  5U0- 1000  Arbeitern  zugeteilt.  Hiernach  wurden 
bis  jetzt  große  Hauptwerkstätten  von  mehreren  Amts- 
vorständen  geleitet.  Einem  dieser  Amtsvorstände  war 
die  Aufsicht  über  das  Bureau  und  die  allgemeinen  Ver- 
waltungsangelegenheiten übertragen.. Den  Vorständen 
waren  Betriebsingenieure  beigegeben,  die  sie  unter- 
stützen und  vertreten  sollen.  AlsAufsichtsorgane  in  den 
Werkstätten  sind  wie  früher  Werkmeister  und  Werk- 
führer bestellt.  Die  Werkmeister  haben  die  Aufgabe, 
die  Arbeiten  zu  verteilen,  zu  beaufsichtigen  und  den 
wirtschaftlichen  Verbrauch  der  Werkstoffe  zu  über- 
wachen. Den  (aus  den  früheren  Vorarbeitern  hervor- 
gegangenen) Werkführern  ist  insbesondere  die 
Arbeiterkontrolle  und  das  Aufschreiben  der  Akkord- 
arbeiten übertragen.  Bei  dem  neuen  Gedingeverfahren 
obliegt  diese  Tätigkeit  besonderen  Beamten,  so  daß 
die  Werkführer  im  wesentlichen  nur  noch  das  genaue 
und  sparsatne  Ausführen  der  Arbeiten  unmittelbar 
und  irrt  einzelnen  nachzuprüfen  haben.  Der  Mangel 
dieser  Änderung  lag  im  Fehlen  einer  Spitze  in  Werk- 
stätten mit  mehreren  Ämtern. 

Das  Anwachsen  der  Werkstätten  zu  Großbetrieben, 
die  außerordentliche  Steigerung  der  Löhne  und  Werk- 
stoffpreise, der  höhere  Wert  der  Fahrzeuge  und  Werk- 
zeugmaschinen und  aller  sonstigen  Anlagen  erfordern 
aber  mehr  als  bisher  ein  einheitliches  und  straffes 
Leiten  und  eine  alle  Unkosten  erfassende  Wirtschafts- 
führung (vgl.  die  Aufsätze  von  Martens  in  der 
Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen, 1919;  Der  Eisenbahnwerkmeister,  Organisa- 
tion und  Leitung  der  Lokomotiv-  und  Wagen- 
werke, 1920;  Ein  Beitrag  zur  Gesundung  der  Eisen- 
bahnwerkstätten, 1921  ;  Der  Meister  in  der  Neuord- 
nung der  Hauptwerkstätten,  Taylors  Lehre  im 
Eisenbahnwesen,  1922  Wissenschaftliche  Betriebs- 
führung und  ihre  Anwendungsmöglichkeiten  im 
Eisenbahnwesen). 


Aus  diesen  Gründen  entschloß  man  sich,  wie 
schon  erwähnt,  in  Preußen  im  Jahre  1920,  die  Ver- 
waltung der  Hauptwerkstätten  umzugestalten  (vgl. 
Denkschrift  betreffend  die  Neuordnung  der  Verwal- 
tung der  Eisenbahn-Hauptwerkstätten.  [Veröffentlicht 
u.  a.  in:  Die  Eisenbahnwerkstätte,  1920,  H.  3  und  4]). 

Unter  Wiedereinführen  nur  eines  Werkleiters 
(Werkdirektors)  sollen  die  technische  Aufsicht  ver- 
bessert und  die  Selbstkosten,  nämlich  die  Löhne, 
Materialien  und  Unkosten  (Betriebs-  und  Verwal- 
tungskosten), genau  ermittelt  werden.  Der  Aufbau 
dieser  „Eisenbahn-Ausbesserungswerke"  soll 
dreigliedrig  sein  und  bestehen  aus: 

1.  dem  Direktor  als  dem  alleinigen  Gesamtleiter, 

2.  den  Abteilungsleitern,  unterstützt  durch  Werk- 
ingenieure, 

3.  den  dem  Abteilungsleiter  unmittelbar  unter- 
stellten Meistern  (unter  Wegfall  der  bisherigen  Werk- 
meister). 

Hierdurch  sollen  die  Hauptarbeitsgebiete  klar 
abgegrenzt  und  alle  Anordnungen  an  die  ausfüh- 
renden Stellen  schneller  als  bisher  weitergegeben 
werden.  Der  Direktor  allein  soll  die  Verantwortung 
für  die  Leistung,  Wirtschaftlichkeit  und  ordnungs- 
mäßige Verwaltung  des  Werks  tragen.  Er  soll  in 
allen  zum  Geschättsbereich  des  Werks  gehörenden 
Angelegenheiten,  insbesondere  in  den  Arbeiterange- 
legenheiten, letzte  Instanz  sein,  bevor  sie  an  die 
Schlichtungsausschüsse  gehen.  In  großen  Werk- 
stätten sollen  auch  die  Verwaltungsangelegenheiten 
einem  besonderen  Abteilungsleiter  übertragen,  in 
allen  soll  eine  technische  Abteilung  eingerichtet 
werden.  Die  Werkstatt  selbst  wird  je  nach  Größe  und 
Bedarf    in    mehrere    Betriebsabteilungen    gegliedert. 

Der  Abteilungsleiter  ist  für  seine  .Abteilung  ver- 
antwortlich. Ihm  sind  1-3  Werkingenieure  bei- 
gegeben, die  ihn  beim  Beaufsichtigen  des  Betriebs 
zu  unterstützen  haben.  Sie  übernehmen  auch  einen 
Teil  der  technischen  und  schriftlichen  .Aufgaben  der 
früheren  Werkmeister.  Der  künftige  Meister  hat  die 
unmittelbare  Aufsicht  über  die  Arbeiter  und  soll 
die  Arbeit  zweckmäßig  verteilen  und  ständig  über- 
wachen. Das  bisherige  Unterteilen  des  Aufsichts- 
dienstes zwischen  Werkmeistern  und  Werkführern 
fällt  also  fort.  Diese  Aufsicht  hatte  sich  besonders 
seit  Beseitigen  der  Akkord-  und  Stückzeitarbeit 
immer  mehr  zu  einer  Doppelinstanz  verwischt,  die 
nicht  ohne  Nachteile  für  die  Dienstgeschäfte  blieb. 
Für  Schreibarbeiten  werden  den  Meistern  Schreib- 
hilfen beigegeben.  Das  Gedinge  (Akkord)wesen  wird 
von  besonderen  Beamten  bearbeitet  (vgl.  Absatz  Vb). 

Die  Werkstoff-  und  Geräteverwaltung  größerer 
Werke  wird  in  einer  besonderen  Werkstoff-  und  Geräte- 
abteilung unter  technischer  Leitung  vereinigt. 

Zum  wissenschaftlichen  und  zusatnmenfassenden 
Behandeln  allerVersuche  werden  in  geeigneten  Werken 
besondere  Versuchsabteilungen  eingerichtet. 

Nach  diesen  Richtlinien  sind  bereitszahlreiche  Haupt- 
werkstätten  mit  gutem  Erfolge  umgestaltet  worden. 

c)  Örtliche  Leitung  der  Betriebswerk- 
stätten (vgl.  Denkschrift,  betreffend  die  Umge- 
staltung der  Geschäftsordnung  und  Neuregelung  des 
Autsichtsdienstes  bei  den  Betriebswerksiätten  der 
[Deutschen]  Reic'isbahnen,  September  1920). 

Die  Betriebswerkstätten  wurden  bisher  von  einem 
Werkstättenvorsteher  geleitet,  dem  je  nach  Umfang 
der  Anlage  ein  oder  mehrere  Werkmeister  und  Werk- 
führer zur  Unterstützung  beigegeben  waren.  Ihre 
Selbständigkeit  war  gering,  die  Siellenbesetzung  un- 
zureichend. Abgesehen  von  der  Aufschreibung  der 
Leistungen  der  Fahrzeuge  wurden  bislang  keinerlei 
Aufzeichnungen  gemacht,  durch  die  sich  die  zweck- 
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mäßige  Ausnutzung  der  Lokomotiven  und  der  Ein- 
fluß aller  zum  Pflegen,  Bedienen  und  Unterlialten 
der  Fahrzeuge  getroffenen  Maßnalimen  nachweisen 
ließ.  Eine  buchmäßige  Bewertung  ist  aber  nötig, 
um  das  Verständnis  für  die  Wirtschaftlichkeit 
zu  fördern  und  durch  Vergleich  mit  den  Zahlen 
anderer  Betriebswerkstätten  zu  gesundem  Wettbe- 
werb anzuspornen. 

Auch  in  den  Betriebswerkstätten  (jetzt  Bahn- 
betriebswerke genannt)  soll  Durchdringen 
der  Arbeit  mit  technisch-kaufmännischem 
Geiste,  straffes  Wirtschaftsführen  sowie  zahlen- 
mäßiges Erfassen  aller  Aufgaben  angestrebt, 
die  Selbständigkeit  des  besonders  sorg- 
fältig auszuwählenden  Leiters  erhöht  werden. 
Ihm  soll  wie  bisher  der  eigentHche  Lokomotiv- 
betriebsdienst mit  der  Werkstatt  und  den  Neben- 
betrieben, aber  auch  der  bisher  abgetrennte 
Magazindienst  unterstellt  werden,  um  eine  ein- 
heitliche örtliche  Leitung  dieser  eng  zusammen- 
hängenden Betriebe  zu  gewährleisten. 

Das  Arbeitsgebiet  der  Dienststelle  selbst  soll 
in  die  nach  den  örtlichen  Verhältnissen,  der 
Eigenart  des  Betriebs,  der  Größe  der  Keben- 
anlagen  und  dem  Umfange  des  Werks  nötigen 
Gruppen  unterteilt  werden.  Ihre  Leiter  sollen 
größte  Selbständigkeit  besitzen.  Für  den  Um- 
fang der  Gruppe  ist  das  Wahren  der  Über- 
sichtlichkeit maßgebend.  Den  Gruppenleitern 
sind  Meisterschaften  zu  unterstellen  mit  je 
höchstens  30  Mann. 

Für  die  einfacheren  Bureauarbeiten  sind  den 
Meistern  Schreibkräfte  zuzuteilen.  Nachstehend 
ist  das  in  der  Denkschrift  aufgestellte  jWuster 
wiedergegeben,  das  unter  Berücksichtigung  et- 
waiger besonderer  örtlicher  Verhältnisse  als 
Anhalt  für  die  Gliederung  eines  großen  »Be- 
triebswerks" (mit  mehr  als  600  Arbeitern) 
dient: 

III.  Wirtschaftsführung. 

Jede  Werkstatt  muß  nach  einem  Haushaltsplane 
arbeiten,  der  wie  der  Plan  des  Gesamtunteniehmens 
im  allgemeinen  für  ein  Jahr  gilt.  Durch  die  Neu- 
ordnung des  Jahres  1SQ5  wurden  die  Werkstätten 
der  preußischen  Bahnen,  wie  erwähnt,  als  Neben- 
verwaltungen aufgehoben  und  mit  der  Betriebs- 
verwaltung zu  einer  einheitlichen  Eisenbahnverwal- 
Uing  vereinigt,  um  ein  durchsichtigeres  Haushaltungs- 
schema aufstellen  und  die  Wirtschaftsführung  der 
gesamten  Eisenbahnverwahung  in  festere  Bahnen 
lenken  zu  können.  Der  besondere  Werkstättenhaus- 
halt, das  Werkstättenvorschußkonto,  die  Kosten- 
rechnungen für  den  Betriebsfonds'  und  die  Auf- 
schreibungen der  Qeneralunkosten  fielen  weg.  Die 
XX'erkstoffberechnung  wurde  aus  den  Arbeitsheften 
entfernt,  sie  erfolgt  nach  den  Aufschreibungen  in 
den  Verlangbüchern  für  den  Betrieb  nur  summarisch 
auf  die  einzelnen  Buchungsnunimern.  Die  ge- 
wonnenen Altstoffe  werden  nicht  mehr  aufgerechnet. 
In  den  Hauptstofflagern  sind  gleichfalls  das  Werk- 
stoffvorschußkonto und  die  Bewertung  der  ge- 
wonnenen  noch   brauchbaren   Altstoffe  abgeschafft. 


Den  Werkstättenäratern  werden  von   den  hisen- 

bahndirektionen  alljährlich  Wirtschaftspläne  über- 
wiesen, die  die  bewilligten  Geldbeträge  für  Löhne 
und  sonstige  Ausgaben,  getrennt  nach  den  einzelnen 
Verrechnungsstellen  und  Anschlagnummern,  ent- 
halten. In  Übereinstimmung  mit  den  Wirtschafts- 
plänen wird  für  jedes  Werkstättenamt  die  Höchst- 
ziffer der  zu  beschäftigenden  .Arbeiter  festgesetzt. 
Die  Einnahmen  imd  Ausgaben  sind  in  einer  be- 
schränkten Zahl  von  Titeln,  Stellen  und  Unter- 
stellen zusammengefaßt.  In  der  Qesamtabrechnung 
der  \'erwaltung  aber  verschwindet  das  Werkstätten- 
wesen. Es  wird  nur  noch  die  Wirtschaftlichkeit  der 
gesamten  Betriebsverwaltung  durch  Gegenüberstellen 
der  buchmäßigen  Erträge  mit  dem  statistischen 
.■\nlagekapital,  der  Summe  der  Anlagewerte  der 
Bahnen  mit  allein  Zubehör  und  der  Fahrzeuge 
verfolgt. 

Nach  den  Wirtschaftsplänen  haben  die  Haupt- 
werkstätten zwei  Wirtschaftsbücher  für  die  verschie- 
denen Verwendungszwecke  zu  führen.  Die  Ergebnisse 
der  Wirtschaftsbücher  (Rapporte)  werden  monatlich 
der  Direktion  mitgeteilt,  die  sie  für  die  Finanzberichte 
verwendet.  Sie  dienen  neben  der  tjberwachung  der 
/lusgaben  zu  statistischen  Zwecken,  werden  für  den 
Betriebsbericht  verwendet  und  bieten  die  Unterlagen 
für  die  Etatsveranschlagungen.  Durch  die  Wirt- 
schaftsbücher können  die  Betriebsunkosten  aus- 
schließlich der  auf  Vorrat  beschafften  Stoffe  ermittelt 
werden.  Die  Gehälter  und  alle  Abschreibungen  aber 
fehlen.  Alle  Anschaffungen  werden  als  Ausgabe  für 
den  Betrieb  sofort  abgeschrieben.  Es  ist  also  nicht 
möglich,  sich  jederzeit  über  die  Höhe  der  gesamten 
Qeneralunkosten  der  Werkstätten  und  ihre  Ange- 
messenheit Klarheit  zu  verschaffen.  Im  Haushalt  der 
gesamten  Betriebsverwaltung  wird  alles,  was  die 
Ausbesserungswerkstätten  verbrauchen,  zu  den  Un- 
kosten gerechnet. 

Die  neue  Werkstättenverwaltung  soll,  v^ie 
erwähnt,  wieder  als  selbständiges  Unternehmen 
aufgebaut,  ihr  Haushalt  von  dem  übrigen  Haus- 
halt abgezweigt  werden.  An  dieser  Stelle  sei  noch 
bemerkt,  daß  der  vom  Verkehrsministeriuni 
ausgearbeitete  Entwurf  eines  Reichsbahnfinanz- 
gesetzes die  Eisenbahnverwaltung  gegenüber 
dem  sonstigen  Haushalt  des  Reichs  völlig 
selbständig  machen  und  ihr  damit  jene  wirt- 
schaftliche Bewegungsfreiheit  verschaffen  \^-ill,  die 
für  das  Leiten  und  Ausgestalten  eines  so  großen 
Verkehrsunternehmens  nötig  ist.  Der  Entwurf 
legt  auch  die  Grundzüge  der  Eisenbahnwirt- 
schaft fest,  die  zu  ihrem  Erstarken  und  zum 
volkswirtschaftlichen  Fördern  des  Verkehrs  uner- 
läßlich sind. 

In  den  Privatbetrieben  steht  den  Abrech- 
nungen über  den  Arbeitsaufwand  das  Fest- 
stellen eines  Gewinnes  oder  Verlustes  gegen- 
über. Da  der  Eisenbahnwerkstatt  diese  Prüfung 
nicht  möglich  ist,  muß  sie  die  drei  Haupt- 
posten der  Selbstkosten  -  Löhne,  Werkstoffe 
und  Unkosten  -  in  möglichst  scharfer  Weise 
ermitteln  und  durch  buchmäßige  Kontrollen, 
Gegenkontrollen    und    Statistiken    nachprüfen. 

Das  Ziel  der  neuen  Wirtschaftsführung  ist 
daher  (vgl.  die  Denkschrift)   genaues  Erfassen 
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aller  Kosten  an  Löhnen,  Werkstoffen  und 
Generalunkosten,  um  den  Herstellungspreis 
für  jede  beliebige  Arbeit  im  Sinne  privatwirt- 
schaftlicher Verbuchung  aufstellen  zu  können. 

Die  Maschinenämter  sollen  künftig  auch 
die  Kosten  für  jede  ausgebesserte  Lokomotive 
auf  ihren  eigenen  Wirtschaflshaushalt  über- 
schreiben. Hierdurch  können  sie  feststellen, 
welche  Ausbesserungen  billiger  durch  die 
Betriebswerkstätten  zu  leisten  sind,  die  ge- 
ringere Generalkosten  haben.  Auch  für  Per- 
sonenwagen wird  dieser  Grundgedanke  durch- 
geführt werden.  Es  wird  jedoch  als  ausreichend 
angesehen,  Durchschnittslohnkosten  nach  Lohn- 
perioden getrennt  nach  Untersuchungs-  und 
Ausbesserungswagen  zu  ermitteln.  Die  Güter- 
wagen sollen  ebenfalls  für  bestimmte  Leistungs- 
zeiträume mit  durchschnittlichen  Lohnkosten 
abgerechnet  werden. 

Zum  genauen  Feststellen  der  Unkosten  ist 
eine  Betriebsbuchhaltung  vorgesehen,  die  durch 
monatliche  Abschlüsse  oder  Abschlüsse  nach 
Löhnungszeiträumen  einen  klaren  Einblick  in 
die  Führung  des  Werks,  in  die  Entstehung 
und  Ursache  aller  produktiven  Kosten  und 
aller  Unkosten  schaffen  soll.  Auch  eingehende 
Nachkalkulation  und  genaue  Unkostenstatistik 
müssen  in  allen  Einzelheiten  durchgeführt 
werden. 

Aus  dem  Lager  soll  kein  Werkstoff  ohne 
Beleg  und  möglichst  nur  die  für  eine  Arbeit  er- 
forderliche Werkstoffmenge  ausgegeben  werden. 
Materialienverwaltung  und  Einrichtung  müssen 
sich  diesen  Forderungen  anpassen. 

Die  Löhne  werden  nach  werbenden  und 
nichtwerbenden  getrennt  werden.  Nach  den 
Grundsätzen  der  Lohnkostenermittlung  sind 
alle  die  Löhne  zu  den  werbenden  zu  rechnen, 
die  unmittelbar'auf  das  Arbeitsstück  verrechnet 
werden  können. 

Die  Generalunkostenzuschläge  sollen  in 
Betriebsunkosten  und  Verwaltungsunkosten  ein- 
geteilt werden.  Die  Verwaltungskosten  werden 
ähnlich  wie  die  Handlungskosten  in  den  Privat- 
werken in  Prozenten  auf  den  Herstellungspreis, 
der  sich  aus  der  Summe  von  Werkstoff,  Lohn 
und  Betriebsunkosten  ergibt,  aufgeschlagen. 

Die  Sätze  für  die  Abschreibungen  vom  An- 
schafffungswert  der  Werkstätten  und  Werkstätten- 
einrichtungen  werden  entsprechend  den  Werten  der 
Piivatindustrie  etwa  folgende  sein: 

Prozent 

für  Fabriksgebäude 3 

„    Kraftmaschinen     8 

„    Werkzeugmaschinen 15 

„    Transmissionen 15 

„    Werkzeuge 40 

„    Geräte 40 

Höchste  Wirtschaftlichkeit  eines  Werks  kann 
aber    nur    durch    ständiges    Verbessern     der 


Betriebsweise  und  Betriebsführung  erzielt 
werden.  In  jeder  Werkstatt  muß  deshalb 
dauernd  geprüft  werden,  ob  die  technischen 
Einrichtungen  zweckentsprechend,  ob  die 
Arbeitsverfahren  wirtschaftlich  und  ob  die 
Arbeitskräfte  in  der  richtigen  Weise  ausgenutzt 
sind.  Anlage  und  Einrichtungen  müssen  den 
neuzeitlichen  Forderungen  der  Technik  genügen 
und  in  den  durch  die  Wirtschaftlichkeit  gesetzten 
Grenzen  ausgenutzt  werden. 

IV.  Material  i  en Verwaltung. 

Nach  der  Materialienordnung  der  ehemaligen 
Preußischen  Eisenbahnverwaltung  gelten  als 
Materialien   (Stoffe): 

Rohstoffe  und  Stoffe,  die  durch  ihre  Ver- 
wendung vernichtet  werden,  wie  Kohlen,  Öl 
sowie  Stoffe  und  fertige  Gegenstände,  die  zum 
Herstellen  und  Unterhalten  der  Bauten 
und  Fahrzeuge  dienen,  endlich  die  Rückstände 
hiervon  (Altstoffe). 

Daneben  werden,  aber  nicht  als  Stoffe  im 
Sinne  der  Materialienordnung,  sogenannte  Aus- 
hilfsteile geführt,  die  zum  Zwecke  eines 
schnellen  Erledigens  von  Ausbesserungsarbei- 
ten an  den  Fahrzeugen  sowie  an  maschinellen 
und  sonstigen  Anlagen  vorrätig  gehalten  werden. 

Drucksachen  und  Schreibstoffe  gelten  nicht 
als  Stoffe   im    Sinne   der    Materialienordnung. 

Es  werden  folgende  Hauptgruppen  unter- 
schieden: 

Betriebsstoffe, 

Oberbau-  und  Baustoffe, 

Werkstattstoffe. 

Zu  welcher  Gruppe  die  vorkommenden 
Stoffe  gehören,  ist  in  namentlichen  Verzeich- 
nissen festgelegt.  Der  Ort  der  Verwendung  ist 
gleichgültig,  z.  B.  gelten  Kohlen  stets  als  Be- 
triebsstoffe, gleichgültig,  ob  sie  in  den  Direk- 
tionsbureaus oder  in  den  Werkstätten  ver- 
braucht werden. 

Die  Lager  werden  nach  Art  und  Zweck  ein- 
geteilt in: 

Hauptlager  und  Nebenlager. 

Die  Hauptlager  sind  Anheferungsmagazine, 
die  Nebenlager  in  der  Regel  nicht.  Im  all- 
gemeinen werden  nur  Kohlen  und  Oberbau- 
stoffe —  diese  aber  auch  meist  nur  für  Gleis- 
umbauten -  unmittelbar  an  Nebenlager  ge- 
liefert. Sonst  werden  die  Nebenlager  von  den 
Hauptlagern  versorgt. 

Hauptlager  und  größere  Nebenlager  -  in 
der  Regel  nur  größere  Betriebsstoffnebenlager 
-  werden  mit  besonderen  Verwaltern  besetzt, 
die  übrigen  Nebenlager  werden  von  anderen 
Beamten  mitverwaltet.  Unter  den  Verwaltern 
sind  für  die  Beaufsichtigung  und  Ausgabe  der 
Stoffe  Magazinaufseher,  mit  der  nötigen  Anzahl 
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von  .Arbeitern  bestellt,  daneben  sind  für  die 
schriftlichen  Arbeiten,  soweit  nötig,  besondere 
ständige  Arbeitskräfte  oder  Aushilfen  tätig. 
Das  Arbeitsgebiet  der  Magazinaufseher  und 
Stoffausgeber  ist  nicht  umgrenzt,  weil  die 
Verhältnisse  in  den  Lagern  zu  verschieden 
liegen. 

Die  Stoffe  werden  in  folgender  Weise  angefordert 
und  bestellt: 

a)  Betriebsstoffe:  V'erbrauchsstellen  am  Orte 
des  Lagers  fordern  mit  Verlangbuch  bei  diesem  an, 
Lokomotiv-  und  Zugspersonale  auf  Grund  beson- 
derer Ausweise  (Leistungsbuch,  Dienstbuch).  Im 
übrigen  gilt  als  Regel,  daß  Nebenlager  beim  Haupt- 
lager mit  Verlangzettel  in  bestimmten  Zeiträumen 
und  die  Hauptlager  beim  Rechnungsbureau  der  Di- 
rektion monatlich  mit  ßedarfsnachweisimg  anfordern. 
Das  Rechnungsbureau  prüft  die  Nachweisungen  und 
bestellt.  (Für  Kohlen,  Koks  und  Briketts  besteht  be- 
sondere Regelung.) 

b)  Die  Werkstattstoffe  werden  innerhalb  der 
Hauptwerkstätten  durch  die  Werkführer  mit  Verlang- 
buch (oder  Verlangzettel)  angefordert.  Die  Betriebs- 
werkstätten fordern  in  bestimmten  Zeitabschnitten 
mit  Verlangzettel  bei  dem  Hauptlager  der  für  sie  in 
Betracht  kommenden  Hauptwerkstätte  an. 

Die  nicht  zum  Bereich  der  Werkstätten  gehören- 
den Verbrauchsstellen  (Bahnmeistereien)  fordern  mo- 
natlich bei  dem  ihnen  bezeichneten  Lager  mit  Ver- 
langzettel durch  das  vorgesetzte  Amt  an. 

Die  Haupt-  und  Nebenlager  melden  ihren  Be- 
darf, soweit  sie  nicht  selbst  Anlieferungsstelle  sind, 
mit  Verlangzettel  bei  dem  Anlieferungslager  an.  Die 
Stoffe,  für  die  sie  selbst  Anlieferungssteile  sind,  for- 
dern sie  auf  Grund  der  abgeschlossenen  Verträge 
durch  das  Amt  an. 

Sogenannte  Vorratstücke,  die  nicht  angekauft 
werden,  werden  auf  Grund  von  Bestellzetteln  des 
Lagers  in  den  Werkstätten  angefertigt. 

Bestellungen  auf  Grund  von  Verträgen  sind  bei 
allen  Stoffen  in  das  Lieferungsbuch  einzutragen, 
in  dem  jeder  Vertrag  einen  besonderen  Abschnitt 
erhält. 

Die  Abnahme  der  gelieferten  Stoffe  erfolgt  ent- 
weder auf  den  Werken  oder  bei  der  Anlieferungs- 
stelle  nach  Maßgabe  der  hierfür  bestehenden  be- 
sonderen Vorschriften.  Die  Abnahme  auf  den  Werken 
erstreckt  sich  auf  Güte  und  Menge. 

Auf  den  Anlieferungsstellen  wird  die  Menge 
stets  durch  die  Lagerverwalter,  die  Güte  teils  durch 
ihn,  teils  durch  einen  technischen  Beamten  nach- 
geprüft. 

Ausgabe  der  Stoffe.  Von  den  Lagerverwaltern 
sind  Ausgangsbücher  zu  führen.  In  diesen  hat  jede 
Stoffnummer  eine  besondere  Seite,  auf  der  in  Unter- 
spalten der  Verwendungszweck  entsprechend  den 
Buchungsnummern  für  die  Werkstättenausgaben  und 
in  einer  Spalte  die  Abgaben  an  Dritte  nachgewiesen 
werden.  Über  verausgabte  Betriebsstoffe  für  die  Lo- 
komotiven führen  die  Betriebsstofflager  Hilfsaus- 
gangsbücher.  Gleiche  Bücher  führen  die  Bahnmeister 
zum  Nachweise  der  für  Rechnung  von  Baufonds 
und  von  besonders  nachzuweisenden  Baubewilli- 
gungen verbrauchten  Oberbau-  und  Baustoffe. 

Quittungen  werden  entweder  unmittelbar  in  den 
Ausgangsbüchern  oder  besonders  —  auf  den  Ver- 
sandscheinen u.  dgl.  -  erteilt.  Über  das  Verwenden 
von  Stoffen  für  eigene  Zwecke  gibt  der  Lagerver- 
walter im  Ausgangsbuch  oder  Rapport  eine  Be- 
scheinigung ab. 


Rechnungslegung  der  Verwalter.  Die  Veränderun- 
gen in  den  Beständen  der  Stoffe  werden  für  die 
Finanzperioden  in  einem  Rapport  nachgewiesen. 
Dieser  wird  der  Direktion  mit  den  Belegen  zur 
Prüfung  vorgelegt. 

Die  Hilfsausgangsbücher  über  die  an  das  Loko- 
motivpersonal verausgabten  Betriebsstoffe  werden 
nach  Prüfen  in  der  Direktion  den  Maschinenämtern 
zur  Kontrolle  des  Stoffverbrauches  zurückgegeben. 

Als  Unterlage  für  die  Bedarfsanmeldungen  sowie 
zur  Bestimmung  über  die  verfügbaren  Stoffbestände 
werden  nach  Anordnung  der  Direktion  von  den 
Lagerverwaltern  geführt : 

Für  Betriebsstoffe:  eine  Liste  über  den  Ein- 
und  Ausgang  von  Stoffen  und  ein  Sortennachweis. 

Für  Werkstoffe:  eine  gleiche  Liste  und  ein 
Sortennachweis  über  Nutzhölzer. 

Im  übrigen  ermittelte  der  Lagerverwalter  bisher 
den  Jahresverbrauch  der  sonstigen  in  verschiedenen 
Sorten  und  Abmessungen  vorrätig  zu  haltenden 
Werkstoffe  in  einfachster  Weise  unter  Zuhilfenahme 
des  Lieferungsbuches  an  der  Hand  der  tatsächlichen 
Bestände  am  vorhergehenden  und  laufenden  Jahres- 
schluß. 

Neuerdings  führen  die  Hauptlager  zum  besseren 
und  einwandfreien  Nachweis  des  Bestand-;,  Zugangs 
und  Verbrauches  und  somit  auch  des  Bedarfs  an 
Stoffen  eine  besonders  durchgebildete  Kartothek. 
Über  jeden  Stoff  wird  eine  Bestandstafel  geführt, 
gleichartige  Stoffe  und  Stoffe  mit  verschiedenen 
Abmessungen  werden  durch  Haupt-  und  Hilfsleit- 
tafeln  auseinandergehalten.  In  die  Bestandstafeln 
wird  täglich  der  Zugang,  Abgang  und  hiernach  der 
Bestand  eingetragen. 

Um  die  planmäßige  Wiederverwendung  der 
in  den  Altstoffautbereitungsanlagen  brauchbar  ge- 
machten ausgebauten  Teile  zu  gewährleisten,  muß 
jede  Anforderung  an  Neustoffen  aus  Eisen  zunächst 
durch  die  Altstoffabteilung  geleitet  werden.  Nur 
wenn  diese  nichts  abgeben  kann,  darf  das  Haupt- 
lager liefern. 

Geldliches  Bewirtschaften  des  Stoff- 
wesens. Wie  erwähnt,  haben  die  Lager  mit  den 
Mengen  der  Stoffe  zu  tun.  Ihre  Arbeit  ist,  von  der 
aufenden  Verwaltung  abgesehen,  mit  dem  Rapport 
abgeschlossen.  Die  ganze  weitere  Behandlung  liegt 
bei  der  Direktion. 

Sie  belastet  auch  den  Haushalt,  zieht  die  von  Dritten 
zu  erstattenden  Werte  ein  und  legt  schließlich  die 
Rechnung  der  obersten  Revisionsbehörde  vor. 

Für  das  Verrechnen  werden  folgende  Arten  von 
Stoffpreisen  unterschieden: 

a)  Wirtschaftspreise.  Sie  dienen  im  wesent- 
lichen nur  zum  Ermitteln  der  Wirtschaftsausgaben 
im  Laufe  des  Rechnungsjahres,  ferner  der  Werte 
der  von  einem  Direktionsbezirk  in  einen  andern 
übergegangenen  Stoffe,  der  Werte  drr  für  andere  Titel 
des  ordentlichen  Haushalts  verwendeten  Stoffe  u.  ä. 

b)  Buch  preise  zum  Berechnen  der  Werte  der 
für  Betriebszwecke  verwendeten  Stoffe  und  Be- 
lastung des  Haushalts. 

c)  Abgabepreise  bei  Verwenden  von  Stoffen 
für  Baufonds  und  bei  Abgabe  von  Stoffen  an  Dritte. 

Revision  der  Lager. 

Die  Lager  sind  alle  drei  Jahre  einer  ordent- 
lichen, die  größeren  außerdem  einer  unvermuteten 
Revision  zu  unterziehen. 

Ferner  hat  jeder  Lagerverwalter  häufige  Selbst- 
revisionen auszuführen  und  über  das  Ergebnis  Buch 
zu  fütiren. 

Ankauf:  Die  Stoffe  werden  beschafft:  durch  das 
Eisenbahnzentralamt,   durch   sogenannte   Gruppen- 
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beschaffungsdirektionen  und  durch  jede  Eisenbahn- 
direktion selbst. 

Die  Beschaffung  erfolgt  durch  öffentliche  oder 
engere  Ausschreibung;  in  dringenden  oder  beson- 
deren Fällen  durch  unmittelbare  Bestellung. 

Zum  Vereinheitlichen  der  Bedarfsanmel- 
dungen und  Herabsetzen  der  Abmessungen  und 
Profile  hat  das  Zentralamt  ein  „Merkbuch  für 
Werkstattsstoffe"  herausgegeben,  das  sämtliche 
Werkstattsstoffe  nach  Nummer,  amtlicher  Bezeich- 
nung, Buchungsart  im  Rapport,  Zeichnung,  Muster- 
blatt und  Abmessung  emliält  und  für  Bedarfsanmel- 
dung und  Abmessungen  maßgebend  ist.  Hierdurch 
sollen  die  Herstellungs-  und  Beschaffungskosten  ver- 
ringert, die  Lagerbestände  kleiner  und  übersicht- 
licher gestaltet  werden.  Auch  die  bisherigen  Nor- 
mungsarbeiten an  den  Fahrzeugen  sind  in  dem 
Buche  berücksichtigt. 

Geräte:  Getrennt  von  den  Materialien  werden 
die  Geräte  ( Inventarien)  vervcaltet,  da  ihre  Beschaffungs- 
kosten auf  verschiedene  Titel  des  Haushalts  zu  ver- 
rechnen sind. 

Auch  die  Geräte  werden  im  allgemeinen  in  drei 
Gruppen  eingeteilt,  u.  zw.  in :  Betriebs-  und  Werk- 
stattgeräte, Geräte  der  Gebäude  und  batüichen  An- 
lagen, Geräte  der  Fahrzeuge  und  maschinellen  An- 
lagen. 

In  den  Werkstätten  werden  die  Geräte  von  den 
hiennit  besonders  betrauten  Beamten  (Werkmeistern) 
verwaltet.  Über  die  Zu-  und  Abgänge  wird  Buch 
geführt.  Geräte,  die  in  größeren  Mengen  verbraucht 
werden,  werden  für  den  Direktionsbezirk  gemeinsam 
beschafft  und  an  einer  Stelle  vorrätig  gehalten 
(Hauptgerätesammelstelle). 

Bei  den  größeren  Werkstätten  bestehen  dann 
noch  besondere  Sammelstellen,  in  denen  bestimmte 
Werkstättenwerkzeuge  für  den  Austausch  vorrätig 
gehalten  werden. 

Die  Kontrolle  über  die  Geräte  der  Sammelstelle 
wird  durch  Ein-  und  Ausgangsbücher  ausgeübt.  Jede 
Abgabe  muß  durch  Quittung  des  Empfängers  belegt 
werden. 

V.  Lohnwesen. 

a)  Allgemeine  Bestimmungen. 

Bis  Ende  19 IS  regelten  sich  die  Lohnverhält- 
nisse der  Werkstättenarbeiter  der  Preußischen 
Bahnen  nach  der  von  der  Verwaltung  fest- 
gesetzten Lohnordnung.  Für  die  Entlohnung 
waren  Grundlohn-  und  Stellenzulagensätze  fest- 
gesetzt. Die  Grundlohnsätze  waren  nach  dem 
Beschäftigungsalter  bei  der  Verwaltung  abge- 
stuft, d.  h.  mit  zunehmendem  Dienstalter  sollte 
auch  das  Lohneinkoiumen  planmäßig  steigen 
wie  bei  der  Beamtenschaft.  Die  Stellenzulagen 
wurden  für  schwierigere  Dienstleistungen  ge- 
währt, u.  zw.  derart,  daß  lediglich  die  Schwierig- 
keit der  Dienstleistung  unabhängig  vom  Lohn- 
dienstalter gewertet  wurde.  Die  Stück-  (Akkord-) 
Löhne  boten  die  Möglichkeit,  Überverdienste 
über  den  Normallohn  zu  erzielen.  Ende  1918 
wurde  dann  das  Einrücken  in  die  Lohnstufen 
nicht  mehr  vom  Dienstalter  bei  der  Verwaltung, 
sondern  allein  vom  Lebensalter  abhängig  ge- 
macht. Mit  dem  27.  Lebensjahr  erhielt  jeder 
Arbeiter  den  Höchstlohn.  Ferner  wurden  alle 
Stellenzulagen  und  Stück-  (Akkord-)  Löhne  auf- 


gehoben. Man  unterschied  nur  noch  Löhne  für 
Handwerker,  ungelernte  Arbeiter  und  Frauen. 
An  die  Stelle  der  monatlichen  Lohnabrechnung 
mit  einer  Abschlagszahlung  in  der  Mitte  des 
Monats  trat  die  wöchentliche  Abrechnung  und 
Auszahlung.  Die  Erfahrungen  mit  diesem  Zeit- 
lohnsystem waren  so  ungünstig,  daß  die  Ver- 
waltung ein  Lohnsystem  wiedereinzuführen 
suchte,  durch  das  wie  früher  schwierige  und 
tüchtige  Leistungen  besonders  vergütet  werden 
sollten.  Mit  Wirkung  vom  I.Januar  1920  wurde 
schließlich  in  Preußen  ein  Lohntarif  mit  den 
3  größten  Arbeitnehmervereinigungen  verein- 
bart, in  dem  für  die  Höhe  des  Lohns  das 
Lebensalter,  die  Art  der  Beschäftigung  und  der 
Beschäftigimgsort  maßgebend  sein  sollten.  Auch 
erklärten  sich  diese  Vereinigungen  mit  dem 
Einführen  eines  Gedingeverfahrens  (Akkord- 
arbeit) in  den  Haupt-  und  Nebenwerkstätten 
einverstanden.  Der  Vertrag  ist  mit  einigen  Än- 
derungen von  der  Reichseisenbahnverwaltung 
übernommen  worden.  (Hierbei  wurde  auch 
Ausdehnung  des  Gedingeverfahrens  auf  die 
Bahnbetriebswerke  grundsätzlich  vereinbart.) 
Er  gilt  für  alle  vollbeschäftigten  im  Lohnver- 
hältnis stehenden  Bediensteten,  die  einheitlich 
als  „Arbeiter"  bezeichnet  werden.  Beamtenan- 
wärter, Lehrlinge  und  andere  besonders  be- 
nannte Personen  sind  ausgenommen. 

~~Der  Tarif  enthält  Bestimmungen  über  die  (achtstün- 
dige) Arbeitszeit,  die  Arbeitspausen,  die  Lohngruppen, 
Ortsklassen,  Lohnsätze,  Teuerungszuschüsse,  Kinder- 
zuschläge, Arbeitsversäumnisse,  Überstunden,  Urlaub, 
Arbeit  an  Sonn-  und  Feiertagen,  Nachtarbeit  und 
auswärtige  Arbeit.  Doch  auch  die  Lohn-  und  Lohn- 
abschlagäzahlung,  die  Bestimtnungen  über  Lohn- 
abzug (Strafen),  Krankengeldzuschuß,  Kündigung, 
Entlassung  sind  festgelegt.  Der  Höchstlohn  wird 
nunmehr  schon  im  24.  Lebensjahre  erreicht.  Renten 
bleiben  bei  der  Festsetzung  des  Lohnes  unberück- 
sichtigt. Der  Lohn  wird  nur  noch  dreimal  viertel- 
jährlich abgerechnet,  d.  h.  für  einen  Zeitraum  von 
4-5  Wochen  genau  berechnet,  die  wöchentlichen 
Zahlungen  bleiben  a's  Abschlagszahlungen. 

Der  Lohnanspruch  des  Arbeiters  beruht  nunmehr 
auf  der  Art  seiner  tatsächlichen  Beschäftigung;  er 
ist  bei  einzelnen  Beschäftigungsarten  zudem  an  den 
Nachweis  der  Vorbildung  für  das  Arbeitsfach  ge- 
knüpft. Aus  dem  Fordern  fachlicher  Vorbildung 
ergibt  sich  die  Einteilung  in  zwei  Grundbeschäfti- 
gungsgruppen, u.  zw.:  Gruppe  I-III  Handwerker, 
Giuppe  IV — VII  Handarbeiter.  Der  Grundlohn  aller 
Handwerker  ist  der  Lohn  nach  Lohngruppe  III,  der 
Grundlohn  aller  übrigen  der  nach  VII.  Bei  höher 
zu  bewertender  Beschäftigung  und  je  nach  deren 
Art  erhalten  die  Handwerker  Löhne  nach  den 
Gruppen  I  und  II,  die  Handarbeiter  solche  nach 
den  Gruppen  IV — VI.  Die  weiblichen  Arbeiter  sind 
in  Lohngruppe  VIII. 

Zum  Entscheiden  von  Streitigkeiten  über  Auslegen 
und  Anwenden  besonders  bestimmter  Angelegenheiten 
des  Tarifvertrages  sind  Tarifausschüsse  bei  den  Eisen- 
bahndirektionen und  ein  Haupttarifausschuß  beim 
Reichsverkehrsminister  eingesetzt.  Für  Verwaltungs- 
angelegenheiten, das  sind  Angelegenheiten,  bei  denen 
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der  Verwaltung  aus  Gründen  der  Organisation,  der 
Dienstleitung  oder  des  Haushaltsrechts  Spielraum 
für  das  eigene  Ermessen  gelassen  werden  muß, 
greift  ein  Bernfungsverfahren  Platz. 

b)  Gedinge-{Akkord-)Verfahren.  (Vgl. 
„Merkbuch  zum  Gedingeverfahren  in  den 
Werkstätten"    -  der  Deutschen  Reichsbahnen.) 

Bis  zum  Jahre  1912  bestand  auch  bei  den 
Preußischen  Eisenbahnen  das  in  der  Industrie- 
übliche Akkord- (Stückpreis-)  Verfahren.  Die  hier- 
bei unvermeidliche  Bezahlung  nach  den  wirk- 
lichen Leistungen  konnte  in  einem  Staatsbetrieb 
mit  weitgehenden,  durch  die  Volksvertretung 
überwachten  sozialen  Verpflichtungen  auf  die 
Dauer  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Die 
Leistungen  nehmen  im  Alter  im  allgemeinen 
ab.  Erstrebt  wurde  aber,  daß  das  Einkommen 
mit  zunehmenden  Dienstjahren  bis  zur  über- 
haupt erreichbaren  Höchstgrenze  wachsen  sollte. 
Anderseits  kann  man  auf  den  Anreiz  zur  Stei- 
gerung des  Einkommens  durch  eigene  An- 
strengung nicht  verzichten. 

Ein  dieser  Forderung  Rechnung  tragendes 
System  wurde  in  dem  Stückzeitverfahren  ge- 
funden. Nach  diesem  wurden  dem  Arbeiter 
die  Stückzeiten  mit  seinem  nach  der  Lohn- 
staffel steigenden  Stundenlohn  vergütet.  Die 
Stückzeiten  wurden  wie  früher  die  Akkorde 
(Stückpreise)  in  Stückheften  einzeln  vorgesehen. 
Leistete  der  Arbeiter  die  Arbeit  in  kürzerer 
als  in  der  ihtn  nach  dem  Stückheft  zu  ver- 
gütenden Zeit,  so  erzielte  er  einen  Zeit- 
gewinn und  diesem  entsprechend  einen  Über- 
verdienst. Der  Gesamtverdienst  ergab  sich  als 
Produkt  aus  dem  nach  dem  Dienstalter  ge- 
staffelten Stundengrundlohn  und  den  erarbei- 
teten Stückzeitstunden.  Beiden  Verfahren  haftet 
der  Mangel  an,  daß  durch  Festlegen  der  Stück- 
zeiten in  Stückheften  der  jeweilige  Zustand  der 
Ausbesserungsarbeit  nicht  immer  genügend 
berücksichtigt  werden  konnte.  Mit  Wiederein- 
führen der  Akkordarbeit  wurde  versucht,  diesen 
Mangel  zu  vermeiden,  indem  die  Stückzeiten 
unter  Berücksichtigimg  aller  Eigentümlichkeiten 
für  jede  Arbeit  von  Fall  zu  Fall  ermittelt  werden 
sollen.  Die  Stückzeiten  werden  also  bei- 
behalten, obwohl  der  Höchstlohn  jetzt  im  Alter 
von  24  Jahren  -  früher  nach  etwa  20  Dienst- 
jahren —  erreicht  wird. 

Die  großen  Schwierigkeiten  im  Bilden  von 
Stückzeiten  bei  Ausbesserungsarbeiten  im  Gegen- 
satze zur  Neuanfertigung  sollen  durch  weit- 
gehendes Zerlegen  jeder  Arbeit  überwunden 
werden.  Der  Ab-  und  Anbau  der  Fahrzeug- 
teile soll  in  kleine  und  kleinste  Teilarbeits- 
vorgänge zerlegt  werden,  um  den  Zeitaufwand 
genau  zu  erfassen.  Berechnen  und  Schätzen 
sollen   durch   Arbeits-  und  Zeitproben   ersetzt 


werden.  Das  Endziel  bleibt  wieder,  möglichst 
viele  Normalstückzeiten  festzulegen,  also  die 
Stückhefte  wieder  einzuführen.  Eine  wesent- 
liche Neuerung  ist  das  Nachprüfen  der  Stück- 
zeiten, zu  der  die  Mitarbeit  der  Arbeiter  durch 
Aufschreiben  der  wirklich  verbrauchten  Arbeits- 
zeiten nötig  ist. 

Alle  Arbeiten,  bei  denen  das  Gedinge  möglich 
und  wirtschaftlich  ist,  sollen  wieder  wie  früher 
im  Gedinge  ausgeführt  werden. 

Ausgeschlossen  vom  Gedinge  sind  also  nur: 

a)  Arbeiten,  bei  denen  ein  Vorausbestimmen  der 
Stückzeit  unmöglich  ist  (gedingeunfähige  Arbeiten). 

b)  Arbeiten,  "bei  denen  das  Ermitteln  der  Mehr- 
leistung unwirtschaftlich  und  betriebsstörend  wäre. 
Das  Ermitteln  erfolgt  durch  von  der  Verwaltung 
bestellte  Zeitermittler,  das  Prüfen  nach  Güte  und 
Menge   durch   Arbeitsprüfer  (ausgesuchte  Arbeiter). 

Die  nicht  im  Gedinge  Arbeitenden  zerfallen  in 
3  Gruppen: 

1.  in  Zeitlöhner  mit  Mehrleistungszulage.  Sie 
müssen  mit  Gedingearbeitern  in  so  enger  Arbeits- 
berührung stehen,  dali  ihre  Leistung  von  der  Gedinge- 
leistung zwangsläufig  abhängt.  Diese  Mehrleistungen 
werden  mit  einer  dem  Überverdienst  der  Gedinge- 
gruppe entsprechenden  Zulage  bewertet,  die  um 
20^0   niedriger  ist  als  dieser  LJberverdienst. 

2.  Zeitlohn  und  Bewertungszulage  erhalten  be- 
stimmte im  Tarif  bezeichnete  .Arbeiter,  z.  B.  Lehr- 
gesellen, Arbeitsprüfer,  ferner  Handwerker,  die  mit 
dem  Betrieb  oder  dem  Unterhalten  der  elektrischen 
Licht-  und  .Kraftanlagen  betraut  sind  u.  s.  w.  Die 
Bewertungszulage  beträgt  25  ■j»  des  Tariflohns. 

3.  Reine  Taglöhner,  d.  s.  Arbeiter,  die  weder  unter 

a)  noch  b)  fallen,  also  Arbeiter,  die  nach  der  Art  ihrer 
Beschäftigung  keine  .Mehrleistung  verrichten  können, 
z.  B.  Boten,  Schreiber,  Sanitäter  u.  s.  w.  Lehrlinge 
sollen  grundsätzlich  nicht  im  Gedinge  arbeiten. 

c)  Mitwirken  der  Arbeiterschaft.  Die 
Arbeiterschaft  wirkt  beim  Gedingeverfahren  in 
den  Haupt-  und  Nebenwerkstätten  durch  den 
Betriebsrat  oder  seine  Vertrauensleute  mit: 

a)  durch  Mitbeteiligen  bei  Arbeits-  und  Zeitprobeu, 

b)  bei  Ernennen  der  Arbeitsprü'fer  (Vorschlagsrecht), 

c)  beim  Bewerten  von  Aufschreibungen  und  Beseitigen 
von  Hemmungen,  d)  bei  Abnahme  der  Materialien 
und  Werkzeuge,  e)  beim  Einspruch  gegen  die  vom 
Zeitermittler  festgesetzte  Stückzeit. 

Dieses  Mitwirken  erfolgt  in  dem  Stückzeitausschuß, 
der  aus  3  Arbeitern  und  3  Vertretern  der  Verwaltung 
besteht.  Er  tritt  von  Fall  zu  Fall  zusammen. 

Zum  Unterstützen  der  Direktionen  beim  Durch- 
führen des  Gedingeverfahrens  und  zum  Entscheiden 
von  Streitigkeiten  über  bestimmte  Angelegenheiten 
des  Verfahrens  ist  bei  jeder  Direktion  ein  Gedinge- 
ausschuß gebildet,  der  aus  3  Vertretern  der  Arbeiter- 
schaft und  3  von  der  Verwaltung  berufenen  Beamten 
besteht.  Zum  Erledigen  der  Streitigkeiten  ist  ein 
unparteiischer  Vorsitzender  zuzuziehen,  der  von  den 
Arbeitern  aus  den  maschinentechnischen  Beamten 
des  Direktlonsbezirks  für  ein  Jahr  gewählt  wird. 

Schließlich  ist  ein  Hauptgedingeaussch'uß  beim 
Reichsverkehrsminister  gebildet,  der  ähnlich  wie  der 
Qedingeausschuß  zusammengesetzt  ist,  und  teils  als 
Berufungsinstanz  wirkt,  teils  in  Angelegenheiten  zu 
entscheiden  hat,  die  über  den  Bereich  einer  Direktion 
von  Bedeutung  sind. 

Die  Grundsätze  für  das  Gedingeverfahren  in  den 
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Bahnbetriebs-,  Balinbetriebswagen-,  Bahn- 
kraft-  und  Bahngaswerken  weichen  von  den 
Vereinbarungen  über  das  Gedingeverfahren  in  den 
Haupt-  und  Nebenwerkstätten  insoweit  ab,  wie  es 
die  Eigenart  der  Aufgaben  dieser  Werke  und  ihrer 
NebenDetriebe  erfordert. 

Auch  hiernach  sind  alle  Arbeiten,  bei  denen  das 
Gedinge  möglich  und  wirtschaftlich  ist  —  gedinge- 
fähige Arbeiten  -  im  Gedinge  zu  vergeben  und  aus- 
zuführen. Falls  solche  Arbeiten  in  anderen  als  den 
genannten  Dienstbetrieben  anfallen,  können  auch 
sie  im  Gedinge  ausgeführt  werden,  soweit  die  Wirt- 
schaftlichkeit gewahrt  bleibt. 

Welche  Arbeiten  im  Gedinge  auszuführen  sind, 
bestimmt  der  Amtsvorstand  nach  den  betrieblichen 
und  personalwirtschaftlichen  Verhältnissen  unter 
Mitwirkung  der  örtlichen  Betriebsvertretiing.  Bei 
Streit  entscheidet  die  Eisenbahndirektion  nach  An- 
hörung des  Bezirksbetriebsrats  ausschließlich  und 
endgültig.  Bei  der  Entscheidung  können  erforder- 
lichenfalls Facharbeiter  der  beteiligten  Dienststelle 
hinzugezogen  werden. 

Als  gedingefähige  Arbeiten  gelten: 

1.  Ausbesserungsarbeiten  an  Lokomotiven,  Wagen 
und  maschinellen  Anlagen; 

2.  alle  Arbeilen  zur  betriebsfähigen  Erhaltung  der 
Lokomotiven  und  Wagen  und  der  diesem  Zwecke 
dienenden  Anlagen.  Hierher  gehören  die  Tätigkeit 
a)  der  Kohlenlader,  b)  der  Ausschlacker,  c)  der 
Schlackenverlader,  d)  der  Rohrbläser,  e)  der  Aus- 
wäscher, f)  der  Maschinen-  und  Wagenputzer,  g)  der 
Anheizer,  Sandträger,  Feuerschirmeinsetzer,  Schuppen- 
reiniger u.  s.  w. 

3.  Reinigung  und  Entseuchung  der  Viehwagen 
nebst  den  dazugehörigen  Anlagen,  Ausführung  der 
Arbeiten,  die  damit  in  Zusammenhang  stehen. 

4.  Zerkleinerung  von  Holz  und  die  damit  ver- 
bundenen Arbeilen. 

An  Stelle  oder  neben  dem  Gedingeverfahren 
werden  auch  Prämienverfahren  vorgeschlagen.  So 
werden  Prämien  für  schnelle  Ausbesserung,  für  ge- 
wonnene Fahrzeugbetriebstage  u.  s.  w.  empfohlen. 
Die  Befürchtung,  daß  das  Präiuienverfahren  jeden 
persönlichen  Ehrgeiz  tötet  und  deshalb  zu  ver- 
werfen ist,  fällt  bei  Verbindung  mit  dem  Gedinge- 
verfahren  fort  und  ist  auch  nach  der  Erfahrung  mit 
Kohlen-,  Verschiebe-  u.s.w.  Prämien  nicht  begründet. 

VI. 

a)  Lehrlingswesen. 

In  jeder  deutschen  Haupt-  und  Nebenwerkstatt 
werden  Lehrlinge  zu  Schlossern  und  Drehern, 
neuerdings  auch  zu  Kesselschmieden  herange- 
bildet. Die  Zahl  der  alljährlich  einzustellenden 
Schlosser-  und  Dreherlehrlinge  beträgt  3  %  der 
Handwerker.  Zwischen  der  Verwaltung  und 
dem  gesetzlichen  Vertreter  des  Lehrlings  wird 
ein  Lehrvertrag  abgeschlossen. 

Die  Lehrzeit  beträgt  4  Jahre.  Die  ersten  2  Jahre 
wird  der  Lehrling  in  der  Lehrlingswerkstatt  selbst 
unter  Leitung  eines  Lehrmeisters  und  einiger  Lehr- 
gesellen ausgebildet.  Im  3.  und  4.  Jahre  wird  er  den 
einzelnen  Nebenbetrieben  und  zuletzt  den  Montage- 
werkstätten überwiesen.  Die  Lehrlinge  werden  vom 
Beginn  der  Lehrzeit  ab  entlohnt. 

In  den  Lehrlings-  (Werk-)  Schulen  werden  sie 
unter  Lohnfortzahlung  während  der  Arbeitszeit  un- 
terrichtet in  Berufs-  und  Bürgerkunde,  bürgerlichem 
und  Fachrechnen,  Werkstofflehre,  Zeichnen,  Turnen 
und  Naturlehre. 


Soweit  sie  nach  beendeter  Lehrzeit  die  Loko- 
motivführerlaufbahn einschlagen  wollen,  müssen  sie, 
wie  die  übrigen  Handwerker,  die  das  beabsichtigen, 
die  an  jede  Werkstatt  angegliederte  Werkschule  II 
besuchen.  In  dieser  werden  sie  in  Naturlehre,  Werk- 
stofflehre, Deutsch,  Zeichnen,  Maschinenlehre,  Be- 
triebs- und  Eisenbahnlehre,  Elektrotechnik,  bürger- 
lichem Rechnen,  technischem  Rechnen  unterrichtet. 
Dieser  LInterricht  findet  außerhalb  der  Arbeitszeit 
ohne  Lohnfortzahlung  statt. 

Die  Auswahl  der  Lehrlinge  erfolgt  auf  Grund 
einer  psychotechnischen  Eignungsprüfung.  Diese 
Prüfungsart  ist  bei  den  Deutschen  Eisenbahnen  zuerst 
von  der  \ormals  Sächsischen  Eisenbahnvervcaltung 
eingeführt  worden,  die  Anwärter  für  sicherheitlich 
besonders  wichtige  Dienste,  in  erster  Linie  für  den 
äußeren  Betriebsdienst  und  den  Lokomotivfahrdienst, 
auf  diesem  Wege  einer  Auslese  unterzog  (Zeitschrift 
des  Vereins  deutscher  Ingenieure,  1918,  S.  446,  und 
IQIQ,  S.  653).  Die  Lehrlingsanwärter  werden  bei  der 
Eignungsprüfung  unterzogen  einer: 

A.  allgemeinen  Kenntnisprüfung  (Diktat,  Aufsatz, 
Rechnen); 

B.  psychotechnischen  Vorprüfung:  Intelligenz, 
räumliches  Vorstellungsvermögen,  Handgeschicklich- 
keit; 

C.  psychotechnischen  Hauptprüfung:  Intelligenz, 
technisch-konstruktives  Gedächtnis,  Sinnestüchtigkeit, 
Augenmaß,  Gewichtsvergleichung,  Tastgefühl,  Hand- 
geschicklichkeit. 

(Vgl.  Methoden  zur  Auslese  hochwertiger  Fach- 
arbeiter der  Metallindustrie  von  Lippmann  und 
Stolzenberg.) 

Nach  den  günstigen  Erfahrungen  der  Privatindu- 
strie mit  den  psychologischen  Berufseignungs- 
prüfungen ist  zu  erwarten,  daß  sie  zum  Heranbilden 
tüchtiger  Eisenbahnhandwerker  wesentlich  beitragen 
werden. 

b)  Dienstvortragswesen. 

Die  Werkschuien  sind  erst  nach  dem  Kriege 
eingerichtet  worden.  Früher  erhielten  die  Lehr- 
linge im  allgemeinen  in  den  Werkstätten  nur 
Unterricht  im  Zeichnen  und  der  Werkstofflehre, 
während  sie  im  übrigen  an  dem  Unterricht  in 
den  öffentlichen  Fortbildungschulen  teilnahmen. 
Die  Lokomotivführeranwärter  waren  im  wesent- 
lichen auf  gelegentliche  Belehrungen  in  den 
Betriebswerkstätten  angewiesen. 

Erst  neuerdings  hat  die  Deutsche  Reichs- 
bahn den  gesamten  Unterricht  in  feste  und 
einheitliche  Bahnen  geleitet.  Bei  der  allgemeinen 
Bedeutung  dieser  Regelung  sei  das  Wesentliche 
dieses    „Dienstvortragswesens"   hier  mitgeteilt. 

Das  Dienstvortragswesen  (Unterricht)  hat 
den  Zweck,  die  Kenntnisse  der  bestehenden 
Vorschriften  zu  befestigen,  ihre  praktische  An- 
wendung zu  erläutern  und  zu  fördern  und 
die  Hörer  mit  neuen  Vorschriften  und  Ein- 
richtungen bekanntzumachen.  An  den  Vor- 
trägen haben  die  Beamten  und  ihre  Ablöser 
teilzunehmen.  Die  Bediensteten  werden  in  fol- 
gende Vortragsgruppen  eingeteilt: 

L  Bahnbewachungs-  und  Bahnunterhaltungsper- 
sonal; 

2.  Zugbegleitpersonal ; 

3.  BaKnhofs-  (Stations-)  und  Abfertigungspersonal ; 
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4.  Ladepersonal ; 

5.  masciiincntechnisches  Personal. 

Die  Vorträge  gelten  als  Dienst.  Für  jede  Beamten- 
gruppe finden  im  allgemeinen  16  Vortragsstnnden 
Uli  jähre  statt,  so  daß  jeder  Beamte  durchschnittlich 
alle  3  Wochen  einen  Dienstvortrag  hört.  Die  Vor- 
träge finden  nach  Möglichkeit  innerhalb  der  Dienst- 
stunden statt.  Anschlteßend  an  jeden  Vortrag  soll 
eine  Aussprache  erfolgen.  Als  Richtlinien  für  Art 
und  Form  dei  Vortrags  sind  Merkblätter  für  die 
Lehrkräfte  herausgegeben.  Neben  den  Vortrags- 
stunden sind  nach  Bedarf  durch  die  Dienststellen- 
vorsteher persönlich  Dienstbesprechungen  (laufende 
örtliche  Unterweisung)  abzuhalten.  In  diesen  Dienst- 
isesprechungen  sind  wichtige  neue  Verfügungen, 
vorgekommene  Unfälle,  Fahrplanänderungen,  Um- 
bauten, sonstige  Veränderungen  auf  den  Bahnhöfen 
sowie  Fehler  in  der  Dienstausführung  mit  dem  Per- 
sonal zu  besprechen. 

Die  Lehrkräfte  werden  durch  Berufspädagogen  in 
einfachen  Kursen   für  die  Lehrtätigkeit  ausgebildet. 

Zum  besseren  Verständnis  und  zur  Belebung  des 
Vortrags  finden  praktische  Erläuterungen  an  Mo- 
dellen und  örtliche  Besichtigungen  von  Eisenbahn- 
einrichtungen statt.  Am  Sitze  jeder  Direktion  be- 
findet sich  eine  Schul-  und  Unterrichtsbücherei. 

Vn.  Arbeitsordnung.  ^ 

Sie  gilt  (ab  1.  April  1922)  für  alle  der 
Betriebsräteverordnung  unterstehenden  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  der  Deutschen  Reichsbahn 
und  ist  zwischen  dem  Reichsverkehrsniinister 
und  dem  Hauptbetriebsrat  vereinbart.  Die  Ar- 
beitsordnung ist  als  Bestandteil  des  Arbeits- 
vertrages anzusehen  und  für  die  Verwaltung 
und  die  Arbeiter  rechtsverbindlich. 

Insbesondere  regelt  sie  den  Beginn  des 
Dienstverhältnisses,  die  allgemeinen  Dienst- 
pflichten, die  Pflichten  bei  Behandlung  von 
Feuer  und  Licht,  die  Pflichten  betr.  pünkt- 
lichen Arbeitsbeginnes,  Innehalten  der  Arbeits- 
zeit, die  Anerkennung  der  Oberwachungs- 
einrichtungen,  die  Frage  der  Nebenbeschäfti- 
gung, die  Art  der  Strafen,  die  Ersatzpflicht, 
die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses. 

Vlll.  Mitwirken  der  Arbeiter  und  Beainten 
(Betriebs-  und  Beaintenräte). 
Zum  Wahrnehmen  der  wirtschaftlichen  Inter- 
essen der  Arbeiter  gegenüber  der  Verwaltung 
und  zur  Unterstützung  der  X'erwaltung  im  Er- 
füllen der  Betriebszwecke  sind  im  Jahre  1Q20 
Betriebsräte  bei  den  Dienststellen  und  Behörden 
(Ämtern)  der  Deutschen  Eisenbahnen,  Bezirks- 
betriebsräte bei  den  Eisenbahndirektionen  und 
■  ein    Hauptbetriebsrat    beim    Ministerium     er- 
richtet worden. 

Die  örtlichen  Betriebsräte  sind  an  die  Stelle  der 
1892  eingerichteten  Arbeiterausschüsse  getreten,  die 
die  Aufgabe  hatten  : 

1.  Anträge,  Wünsche  und  Beschwerden  der  Ar- 
beiter vorzubringen  und  sich  darüber  gutachtlich 
zu  äußern, 

2.  über  die  Arbeitsordnung,  Unfallverhütungs- 
einrichtungen auf  Anfordern  ihr  Gutachten  abzu- 
geben, 


3.  soweit  sie  von  beiden  Teilen  angerufen  wurden, 
Streitigkeiten  der  Arbeiter  untereinander  zu  schlichten. 

Wahlberechtigt  sind  jetzt  alle  im  Lohnverhältnis 
stehenden  männlichen  und  weiblichen  Bediensteten 
(auch  Lehrlinge),  wenn  sie  mindestens  18  Jahre  alt 
sind.  Wählbar  sind  alle  mindestens  24  Jahre  alten 
Wahlberechtigten,  wenn  sie  mindestens  6  Monate 
der  Eisenbahnverwaltung  sowie  mindestens  3  Jahre 
dem  Berufszweige  angehören,  in  dem  sie  tätig  sind. 

Zu  den  wesentlichen  Aufgaben  und  Befugnissen 
der  Betriebsräte  gehört  es: 

1.  die  Verwaltung  durch  Rat  zu  unterstützen,  imi 
eine  möglichst  hohe  Wirtschaftlichkeit  der  Betriebs- 
leistungen zu  erzielen, 

2.  an  der  Einführung  neuer  Arbeitsmethoden 
fördernd  mitzuarbeiten, 

3.  das  Einvernehmen  innerhalb  der  Arbeiterschaft 
sowie  zwischen  ihr  und  der  Verwaltung  zu  fördern 
und  für  Wahrung  der  Vereinigungsfreiheit  der 
Arbeiter  einzutreten, 

4.  Beschwerden  der  Arbeiter  zu  untersuchen  \md 
auf  ihre  Abstellung  in  gemeinsamer  Verhandlung 
mit  der  Verwaltung  hinzuwirken, 

5.  den  Betrieb  vor  Erschütterungen  zu  bewahren, 
insbesondere  bei  Streitigkeiten  mit  der  Verwaltung 
die  Schlichtungsstelle  anzurufen, 

6.  darüber  zu  wachen,  daß  die  zu  gunsten  der 
Arbeiter  gegebenen  gesetzlichen  Vorschriften  und 
die  maßgebenden  Tarifverträge  sowie  anerkannte 
Schiedssprüche  durchgeführt  werden, 

7.  soweit  eine  tarifvertragliche  Regelung  nicht 
besteht,  im  Benehmen  mit  den  beteiligten  wirtschaft- 
lichen Vereinigungen  der  Arbeiter  bei  der  Regelung  der 
Löhne  und  sonstigen  Arbeitsverhältnisse  mitzuwirken, 

8.  die  Arbeitsordnung  zu  vereinbaren, 

9.  auf  die  Bekämpfung  von  Unfall-  und  Oesund- 
heitsgefahren  im  Betrieb  zu  achten, 

10.  bei  Kriegs-  und  Unfallbeschädigten  durch 
Rat  und  Vermittlung  für  entsprechende  Beschäfti- 
gung zu  sorgen, 

11.  an  der  Verwaltung  von  Betriebswohlfahrts- 
einrichtungen mitzuwirken, 

12.  soweit  eine  tarifvertragliche  Regelung  nicht 
besteht,  Richtlinien  über  die  Einstellung  von  Arbeitern 
zu  vereinbaren, 

13.  bei  der  Entlassung  von  Arbeitern  mitzuwirken. 

Zum  Wahrnehmen  der  Interessen  der  Be- 
amten und  Beamtenanwärter  gegenüber 
der  Verwaltung  und  zur  Unterstützung  der 
Verwaltung  im  Erfüllen  ihrer  Aufgaben  ist 
bei  jeder  Werkstätte,  sofern  sie  20  Beamte 
und  mehr  beschäftigt,  ein  örtlicher  Beamtenrat 
errichtet,  der  sich  —  je  nach  der  Größe  der 
betr.  Werkstätte  -  aus  3-9  Mitgliedern  zu- 
sammensetzt. Die  Aufgaben  und  Befugnisse 
dieser  Beamtenräte  decken  sich  im  allgemeinen 
mit  denen  der  Arbeitervertretungen.  Beim  Be- 
strafen und  Kündigen  wirkt  der  Beamtenrat 
nur  auf  Antrag  des  Betroffenen  mit.  Kommt 
bei  den  zwischen  dem  Vertreter  der  Werkstätte 
(Dienststellenvorsteher)  und  dem  örtlichen 
Beamtenrat  zu  führenden  Verhandlungen  eine 
Einigung  nicht  zu  stände,  so  ist  die  strittige 
Angelegenheit  der  Eisenbahndirektion  zu  unter- 
breiten, die  dann  darüber  mit  dem  bei  ihr  er- 
richteten Bezirksbeamtenrat  zu  verhandeln  hat. 
Die  Direktion  entscheidet  endgültig. 
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Angelegenheiten,  die  über  den  Bereich  der 
Werkstätte  hinaus  von  Bedeutung  sind,  ge- 
hören zur  Zuständigkeit  des  Bezirksbeamten- 
rates. Angelegenheiten,  die  über  den  Bereich 
eines  Bezirksbeamtenrates  hinaus  von  Bedeutung 
sind,  sind  dem  beim  Reichsverkehrsministerium 
errichteten  Hauptbeamtenrat  zu  überweisen. 

IX.  Schlichtungswesen. 

Für  Streitigkeiten  zwischen  der  Verwaltung 
und  den  von  ihr  beschäftigten  Arbeitern  sind 
nach  gesetzh'chen  Bestimmungen  Sonderschlich- 
tungsausschüsse eingerichtet,  ihr  Aufgabenkreis 
soll  sich  grundsätzlich  auf  Qesamtstreitigkeiten 
beschränken.  Die  Entscheidung  von  Einzel- 
streitigkeiten aus  dem  Arbeitsverhältnis  soll 
künftig  den  noch  einzusetzenden  Arbeits- 
gerichten übertragen  \)(erden. 

Bei  jeder  Eisenbahndirektion  ist  eine  Schlich- 
tungsstelle errichtet.  Sie  tagt  in  der  Besetzung 
mit  einem  unparteiischen  Vorsitzenden,  den 
die  oberste  Landesverwaltungsstelle  bestellt, 
und  sechs  Beisitzern,  von  denen  drei  der 
Reichseisenbahnverwaltung  und  drei  der  Ar- 
beiterschaft angehören.  Die  im  Lohntarif  ver- 
einbarten Tarif-  und  Gedingeausschüsse  gehen 
den  Sonderschlichtungsstellen  vor.  Sie  sind 
im  allgemeinen  nur  zuständig  für  Streitigkeiten 
über  die  Durchführung  der  Arbeiterschutzge- 
setze, über  das  Vereinbaren  der  Arbeitsordnung, 
Ordnungsstrafen,  Verstöße  gegen  die  Einstel- 
lungsrichtlinien sowie  über  Kündigung  und  Ent- 
lassung von  Arbeitern.  Hervorzuheben  ist  noch, 
daß  im  Tarifvertrag  einzelne  Bestimmungen  als 
V'erwaitungsangelegenheiten  vereinbart  worden 
sind,  bei  denen  also  im  Streitfall  das  Anrufen 
der  Schlichtungsausschüsse    nicht  zulässig   ist. 

Ein  gleichartig  zusammengesetzter  Haupt- 
schlichtungsausschuß ist  beim  Reichsverkehrs- 
minister errichtet.  Er  ist  zuständig  für  Streitig- 
keiten, die  über  den  Bereich  einer  Direktion 
von  Bedeutung  sind.  Die  Schiedssprüche  sind 
bindend,  soweit  ihnen  durch  gesetzliche  Vor- 
schrift oder  durch  Vereinbaren  der  Parteien 
bindende  Wirkung  beigelegt  ist  oder  soweit 
die  Parteien  sich  ihnen  unterworfen  haben. 
Die  fehlende  Unterwerfung  kann  durch  Ver- 
bindlichkeitserklärung nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  ersetzt  werden. 

X.    Wissenschaftliche     Betriebsführung. 

a)  Allgemeines.  Sie  stellt  die  größten  An- 
forderungen an  technisches  und  kaufmännisches 
_Wissen  sowie  an  soziales  Rechts-  und  Takt- 
empfinden. In  diesem  Sinne  haben  Taylor  und 
seine  Schüler  dieses  System  aufgebaut  und 
damit  die  Erfolge  erzielt,  die  das  Wirtschafts- 
leben   der    ganzen    Welt    beeinflussen.    Einer 


der  wichtigsten  Punkte  der  wissenschaftlichen 
Betriebsführung  ist  das  sorgfältige  Durchführen 
der  Zeit-  und  Bewegungsstudien.  Sie  sollten 
jedoch  beschränkt  werden  auf  oft  vorkommende 
Arbeitsprozesse,  die  eine  nur  durchschnittliche 
Geschicklichkeit  erfordern  und  ein  genaues  Vor- 
bezeichnen des  Arbeitsplanes  ermöglichen.  Ihr 
Ziel  ist,  die  Produktionsfähigkeit  der  Werkstatt 
zu  erhöhen  und  dem  Arbeiter  die  Tätigkeit 
angenehmer  zu  gestalten. 

Werkzeugmaschinen  und  Hebezeuge  müssen  von 
bester  Art  sein  und  ihren  Werten  entsprechend  sorg- 
fältig ausgenutzt  werden :  durch  Wegfall  vermeidbarer 
Pausen,  schnelles  Einspannen  der  Werkslücke  mittels 
besonderer  Hilfsmittel.  Schablonen-  und  Vorrats- 
arbeit, arbeitsparende  Sondereinrichtungcn  und  Werk- 
zeuge sowie  Zusammenarbeit  aller  Abteilungen  sind 
neben  gründlichem  Durchbilden  und  Durchführen 
der  Fristarbeit  fernere  Vorbedingungen  für  wirt- 
schaftliche Arbeitsweise. 

Zum  schnellen  und  allgemeinen  Einführen  be- 
währter Einrichtungen  und  Arbeitsverfahren  oder 
wichtiger  Verbesserungen  werden  von  dem  Preußi- 
schen Werkstättenausschuß  nach  Bedarf  Merk- 
blätter für  die  beteiligten  Beamten  und  Arbeiter 
herausgegeben,  in  denen  solche  Einrichtungen  und 
Verfahren  beschrieben  und  abgebildet  werden.  Nach 
dem  Vorbilde  großer  Privatbetriebe  wird  auch  für 
die  Deutschen  Werkstätten  eine  Werkzeitung  (Das 
Eisenbahnwerk)  herausgegeben,  die  durch  freimütigen 
Meinungsaustausch  zu  Verbesserungen  anregen  und 
allgemein  anwendbare  Verbesserungen  schnell  zur 
Kenntnis  aller  Beteiligten  bringen  will. 

b)  Fristarbeit.  Sie  ist  die  Grundlage  für 
zielbewulJte  und  sparsame  Herstellung.  Jeder 
Arbeitsauftrag  soll  hiernach  innerhalb  einer 
bestimmten,  vorher  festgelegten  Frist  erledigt 
werden.  Wie  bei  der  Neuanfertigung  wird  für 
jedes  Stück  eine  Lieferfrist  bestimmt.  Unklare 
Bezeichnungen,  wie  etwa  „möglichst  bald "  u.  s.  w. 
sind  zu  vermeiden.  Vorbedingung  für  die  Frist- 
arbeit ist  schriftliches  Auftragserteilen.  Neben 
Gewährleisten  der  Ausbesserungsfristen  gibt  das 
Fristverfahren  eine  Übersicht  über  den  Stand 
der  Arbeiten  im  großen  sowie  in  Teilarbeiten; 
es  läßt  ferner  die  Hemmungen  eines  geord- 
neten Ausbesserungswesens  erkennen. 

In  Lokomotivwerkstätten  wird  hierzu  gemäß  dem 
Befund  der  Lokomotiven  dem  jeweilig  aufzustellenden 
Arbeitsplan  ein  auf  Erfahrung  beruhender  Normalplan 
zu  gründe  gelegt.  Da  die  Kesselarbeiten  die  Wieder- 
herstellungszeit wesentlich  beeinflussen,  sind  sie  bis 
zum  Durchführen  des  Austauschbaues  nach  Art  und 
Zeit  besonders  sorgfältig  zu  bestimmen.  Die  Zeiten 
für  jede  Arbeitsausführung  werden  nicht  nur  für  sich 
festgelegt,  sondern  auch  die  Tage  bestimmt,  an  denen 
sie  ausgeführt  werden  müssen.  Nur  dann  kann  der 
Meister  und  das  Betriebsbureau  prüfen,  ob  der  Arbeits- 
plan innegehalten  wird.  Hierzu  muß  bei  jedem  Arbeits- 
auftrag die  Lieferfrist  vermerkt  werden. 

Das  Fristverfahren  lälSt  sich  grundsätzlich  auch 
für  Wagen  anwenden  und  wird  für  Personenwagen 
mit  großer  Ausbesserung  zu  empfehlen  sein.  Im 
allgemeinen  ist  der  Arbeitsaufwand  jedoch  so  groß, 
daß  sich  die  Einführung  für  Qüterwagenarbeiten 
nicht    empfiehlt.    Die   Wiederherstellungsdauer   der 
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meisten  Wagen  ist  gering.  Die  Zahl  der  Ausbesserungs- 
wagen ist  dabei  selir  tioch,  so  daß  das  Verfolgen  der 
Fristen  unverliältnisniäßig  viel  Arbeit  verursaclien 
würde.  Es  genügt,  wenn  für  alle  Güterwagen  die 
Wiederherstellungsdauer  nachträglich  verfolgt  wird, 
um  die  Gründe  für  auffallende  Verzögerungen  fest- 
zustellen. Für  die  Wagen  mit  geringen  Schäden 
genügt  hierzu  die  Feststellung,  daß  sie  am  gleichen 
Tage  die  Werkstatt  wieder  verlassen  sollen.  Bei  Wagen 
liegen  die  Gründe  für  die  verzögerte  Fertigstellutig 
gewöhnlich  im  NX'arten  auf  Teile  aus  den  Neben- 
betrieben und  auf  Ersatzteile  fremder  Verwaltungen. 
Auch  hier  kann  .Abhilfe  nur  durch  weitestgehenden 
Vorrats-  und  Austauschbau  geschaffen  werden  (vgl. 
Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen 1921,  S.  518  und  960,  ferner  „Der  Betrieb" 
1921,  S.  194). 

c)  Vorrats-  und  Austauschbau.  Wie 
schon  wiederholt  erwähnt,  ist  der  Vorrats-  und 
Austauschbau  Vorbedingung  für  ein  wirtschaft- 
liches Arbeitsverfahren.  Das  Arbeiten  nach 
Musterstücken  und  nicht  nach  Zeichnungen, 
das  in  den  Eisenbahnwerkstätten  noch  vor- 
wiegend gebräuchh'ch  ist,  steht  mit  diesen 
Bestrebungen  in  Widerspruch. 

Die  Werkstätten  müssen  wie  die  Privatbetriebe 
nach  Werkzeichuungen  arbeiten.  Es  muß  angestrebt 
werden,  daß  die  abnehmbaren  Fahrzeugteile  nicht 
mehr  für  ein  bestimmtes  Fahrzeug,  sondern  allgemein 
für  die  gleichen  oder  bauverwandten  Fahrzeuggruppen 
ausgebessert  werden.  Die  schadhaften  Teile  sind  daher 
vom  Fahrzeug  abzubauen,  auszubessern  und  dem 
Lager  zuzuführen,  das  ein  gleichartiges,  ausgebessertes 
Stück  sofort  liefern  muß.  Die  Ziele  des  Vorrats-  und 
Austauschbaues  sind: 

1.  Übergang  von  der  Einzel-  zur  reinen  Massen- 
fertigung, 2.  billigeres  Herstellen,  3.  schnelleres  Fertig- 
stellen der  Fahrzeuge. 

Eine  wesentliche  Förderung  haben  diese  Ziele 
dadurch  erfahren,  daß  seit  1922  die  Lokomotiven 
und  Personenwagen  der  Deutschen  Bahnen  nach 
Bauarten  auf  bestimmte  Werkstätten  verteilt  und 
innerhalb  dieser  Werkstätten  möglichst  nach  Bauarten 
gesondert  worden  sind.  Lokomotivausbesserungs- 
werkstätten, die  bisher  20  und  mehr  Lokomotiv- 
gattungen zu  unterhalten  hatten,  haben  heute 
nur  noch  wenige  Bauarten  —  oft  nur  2-3. 
Hierdurch  konnte  auch  der  gegenüber  der  Vor- 
kriegszeit erheblich  veränderte  Arbeilsumfang  der 
Abteiluirgen  für  das  Ausbessern  der  Einzelteile 
mit  dem  Arbeitsunifang  der  Richthallen  besser  in 
Einklang  gebracht  und  der  Vorrat  an  Ersatzteilen 
verringert  werden.  Durch  das  Zuteilen  einer  größeren 
Zahl  gleicher  Fahrzeugarbeiten  kann  Reihenarbeit 
eingerichtet  und  billiger  und  schneller  gearbeitet 
werden.  Wesentlich  ist  auch  die  Erleichterung  im 
Durchführen  der  Frist-  und  Gedingearbeit.  Be- 
sondere Bedeutung  wird  dem  Kesselaustauschbau 
zugewendet,  weil  die  Ausbesserung  des  Kessels  aus- 
schlaggebend für  die  Gesamtdauer  der  Unterhaltung 
einer  Lokomotive  ist.  Es  wird  angestrebt,  bei  jeder 
äußeren  oder  inneren  Untersuchung  der  Lokomotive, 
die  mit  größeren  Kesselarbeiten  verbunden  ist,  ohne 
Zeitverlust  einen  Ersatzkessel  einzubauen.  Die  mit 
Vorhalten  der  Ersatzkessel  verbundenen  Zinsverluste 
werden  bei  weitem  ausgeglichen  durch  den  Gewinn 
an  Lokomotivbetriebstagen. 

Welche  Erfolge  auf  dem  Gebiete  des  Vorrat-  und 
Austauschbaues  erzielt  werden  können,  zeigt  das  Vor- 
gehen einer  Deutschen  Lokomotivfabrik,  die  1922  eine 


größere  Zahl  von  Lokomotiven  für  das  Ausland  zu 
liefern  hatte  und  die  zur  Liefenmg  von  wichtigen 
Einzelteilen  Firmen  der  verschiedensten  Orte  heran- 
zog. So  wurden  Kessel  und  Überhitzer,  Steuerung, 
Zylinder,  Achsen,  Kuppelstangen  u.  s.  w.  je  von  einer 
anderen  Firma  geliefert,  ohne  daß  der  Zusammenba\i 
nennenswerte  Schwierigkeiten  oder  Nacharbeiten  ver- 
ursachte. Voraussetzung  war,  daß  die  einzelnen  Teile 
nach  einheitlichen  Normen  und  Genauigkeitsgrenzen 
(Passungen)  hergestellt  wurden.  Abgesehen  von  dem 
billigeren  fferstellen,  kann  infolgedessen  jeder  Teil 
auch  gegen  einen  Ersatzteil  aus  einer  anderen  Fabrik 
ausgetauscht  werden  unter  Gewähr  gleichen  Sitzes 
oder  gleichen  Spieles  (vgl.  Nachrichten  des  Vereins 
Deutscher  Ingenieure  1922,  S.  79). 

d)  Abnahme  der  ausgebesserten  Fahr- 
zeuge. Bisher  fand  die  Abnahme  wieder- 
hergestellter Fahrzeuge  und  damit  die  Be- 
urteilung der  Werkstättenarbeit  durch  die 
Werkstättenbeaniten  statt.  Die  Erfahrung  hat 
gelehrt,  daß  häufig  bald  nach  der  Übergabe 
der  Fahrzeuge  an  den  Betrieb  Schäden  auf- 
getreten sind,  deren  Ursachen  auf  mangelhafte 
oder  unsachgemäße  Wiederherstellungsarbeiten 
zurückgeführt  werden  mußten.  Aus  diesem 
Grunde  werden  die  Fahrzeuge  bei  den 
Deutschen  Bahnen  seit  einiger  Zeit,  durch 
Beamte  des  Betriebsmaschinendienstes  end- 
gültig abgenommen.  Sie  sind  dafür  verant- 
wortlich, daß  nur  in  jeder  Hinsicht  einwand- 
frei ausgebesserte  Fahrzeuge  dem  Betrieb 
zugeführt  werden.  Die  Lokomotiven  werden 
durch  einen  besonders  ausgebildeten  Abnahme- 
Lokomotivführer,  die  Wagen  durch  Wagen- 
meister abgenommen.  Diese  Beamten  bleiben 
den  Maschinenämtern  unterstellt.  Soweit  sie  nicht 
durch  Probefahrten  in  Anspruch  genommen 
sind,  haben  sie  im  Einverständnis  mit  den 
Werkmeistern  die  sachgemäße  Ausführung  der 
Einzelarbeiten  zu  überwachen  und  Mängel  dem 
zuständigen  Werkmeister  zwecks  Abstellung 
mitzuteilen.  Auch  an  den  Abnahmefahrten 
neuer  Fahrzeuge  haben  sie  sich  zu  beteiligen. 

XI.    Prüfung   der  Wirtschaftlichkeit  des 
Lokomotivdienstes. 

a)  Leistungsmaßstab  der  Werkstatt. 
Die  Bewertung  der  Leistung  der  Haupt-  und 
Nebenwerkstätten  erfolgte  bisher  nach  der  Zahl 
der  fertiggestellten  Lokomotiven.  Für  die  Leistung 
der  Betriebswerkstätten  war  einei  zahlenmäßige 
Bewertung  nicht  vorgesehen. 

Diese  Zahl  der  fertiggestellten  Lokomotiven  gibt 
jedoch  kein  einwandfreies  Bild  von  der  Leistung 
der  Werkstätten,  weil  sie  weder  die  Größe  undViel- 
teiligkeit  der  Lokomotiven  noch  die  Güte  der  ge- 
leisteten Arbeit  berücksichtigt.  Im  Gegenteil  erschienen 
nicht  selten  kleine,  mit  veralteten  Einrichtungen  ar- 
beitende Werkstätten  leistungsfähiger  als  große  Werk- 
stätten mit  neuzeitlichen  Einrichtungen,  weil  die 
ersteren  nur  kleine  und  einfach  gebaute  Lokomo- 
tiven ausbessern,  während  den  letzteren  große  und 
vielteilige  Lokomotiven   zur  Unterhaltung  zugeteilt 
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sind.  Ferner  würden  Werkstätten,  die  z.  B.  Feuer- 
biichsen  auch  dann  flicken,  wenn  ilire  Erneuerung 
geboten  ist,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  schein- 
bar bessere  Ergebnisse  aufweisen  als  Werkstätten, 
die  gründliche  Arbeit  leisten.  Besonders  fehlerhaft 
wird  die  Bewertung  nach  der  Zahl,  wenn  die  Ar- 
beiten unsachgemäß  ausgeführt  werden  und  die 
Lokomotiven  zu  Nacharbeiten  des  öfteren  der  Werk- 
statt wieder  zugeführt  werden  müssen. 

Zur  Bildung  eines  Leistungsmaßstabes  wurde  früher 
versucht,  die  Lokomotiven  nach  ihrer  Größe  in 
3  verschiedene  Gruppen  und  die  Art  der  Ausbesse- 
rungen in  4  verschiedene  Gruppen  zu  teilen.  So 
erhielten  die  leichten  Lokomotiven  die  Bewertungs- 
zahl 1,  die  mittleren  die  Zahl  Ld,  die  schweren  die 
Zahl  2-5.  Die  Art  der  Ausbesserung  wurde  bewertet 
mit  O'l  bei  Ausbesserung  bis  zu  3  Tagen,  mit  1 
bei  Ausbesserung  über  3  Tage,  mit  15  bei  äußerer 
und  mit  3  bei  innerer  Untersuchung.  Die  Gesamt- 
bewertung ergab  sich  durch  Multiplikation  dieser 
beiden  Bewertungszahlen.  Das  Verfahren  ist  zwar 
ein  Fortschritt  gegenüber  dem  Ermitteln  und  Ver- 
gleichen der  Anzahl  der  ausgegangenen  Lokomo- 
tiven, aber  immer  noch  viel  zu  roh,  um  als  Maß- 
stab der  Werkleistungen  gelten  zu  können. 

Hierzu  bedarf  es  (vgl  Weese,  Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnve"rwaltungen  1922,  Nr.  lö)  vor 
allem  einer  ins  einzelne  gehenden  Berücksichtigung  des 
Umfangs  der  jeweils  ausgeführten  Einzelarbeiten.  Dar- 
über hinaus  aber  müssen  auch  die  aufgewendete  Zeit 
und  die  Ausbesserungskosten  berücksichtigt  werden. 

Wirtschaftliche  Arbeit  verlangt,  daß  die  Fahr- 
zeuge, insbesondere  die  Lokomotiven  möglichst 
schnell,  möglichst  billig  und  möglichst 
vollkommen  ausgebessert  werden. 

Ein  nach  diesen  Gesichtspunkten  aufgestellter 
Leistungsniaßstab  soll  ermöglichen: 

1.  einen  Vergleich  der  zur  Ausbesserung  aufge- 
wendeten Arbeitszeit  mit  einer  für  alle  Werkstätten 
festgesetzten  Grundzeit, 

2.  einen  Vergleich  der  zur  Ausbesserung  aufge- 
wendeten Arbeitsstunden  mit  einer  für  alle  Werk- 
stätten festgesetzten  Grundzahl, 

3.  einen  Vergleich  der  Betriebsleistungen  der 
Lokomotiven  mit  dem  Aufwand  für  die  Ausbesserung. 

Ein  Ausschuß  der  Deutschen  Reichsbahnverwaltung 
ist  zurzeit  mit  dem  Bearbeiten  eines  derartigen 
Leistungsmaßstabes  beschäftigt. 

b)  Leistungsbewertung  durch  den  Be- 
trieb. 

Regierungsbaurat  Hinze,  Berlin,  hat  ein  Lokomotiv- 
bewertungsverfahren  vorgeschlagen,  das  über  diesen 
Leistungsmaßstab  hinausgeht,  ohne  ihn  ersetzen  zu 
wollen.  Dieses  seit  1920  eingeführte  Bewertungsver- 
fahren geht  von  dem  Grundsatze  aus,  daß  die 
Leistungen  der  Lokomotiven  im  Betrieb  bei  ord- 
nungsmäljigem  Behandeln  einen  guten  und  einwand- 
freien Maßstab  für  das  Beurteilen  der  Werkstätten- 
leistung bilden.  Das  Einbeziehen  der  Betriebswerk- 
stätten in  das  zahlenmäßige  Bewerten  der  Leistung 
gibt  die  Gewähr  dafür,  daß  die  Lokomotiven  im 
Betrieb  ordnungsmäßig  behandelt  und  ausgenutzt 
werden.  Die  Größe  und  Vielteiligkeit  der  Lokomo- 
tiven wird  dadurch  berücksichtigt,  daß  die  im  Be- 
trieb bisher  schon  gebräuchlichen  Leistungsver- 
hältniszahlen als  Grundlage  für  das  Bilden  von 
Lokomotiveinheiten  dienen.  Eine  große  mehrteilige 
und  mehrachsige  Lokomotive,  die  für  den  Betrieb 
den  Leistungswert  2  hat,  rechnet  für  die  Ausbesse- 
rung ebenfalls  2  Einheiten.  Der  auf  1000  Lokomotiv- 
einheitskilometer  bezogenen  Betriebsleistung  der  Lo- 
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komotiven  werden  dann  die  aufgewendeten  Loko- 
motivtage sowie  alle  übrigen  sachlichen  und  per- 
sönlichen Ausgaben  gegenübergestellt,  also  gewisser- 
maßen die  Ausgaben  für  den  gesamten  Lokomotiv- 
dienst auf  seine  Einnahmen  bezogen.  Die  Werk- 
stättenleistungen erscheinen  nur  in  ihrem  Effekt.  Die 
inneren  Umstände,  die  die  Wirtscliaft  ihrer  Arbeits- 
weisebeeinflussen, bleiben  unberücksichtigt.  Siesollen 
durch  einen  zuverlässigen  Leistungsmaßstab  besonders 
gewertet  werden  (vgl.  die  Ausführungen  zu  a). 

Die  Reichsbahn  ist  sich  bei  Wahl  des  Lokomotiv- 
Einheitskilometers  als  „Einnahmewert"  der  Un- 
stimmigkeiten und  Mängel  dieser  Bewertung  bewußt 
gewesen.  Diese  Einheit  berücksichtigt  vxeder  die 
Streckenverhältnisse  noch  die  Zuglasten  und  kann 
deshalb,  streng  genommen,  nur  auf  wagrechter 
Strecke  und  bei  ständig  in  beiden  Fahrtrichtimgen 
voll  ausgelasteten  Lokomotiven  ein  zutreffendes  Bild 
der  wirklichen  Lokomotivleistungen  geben. 

Es  könnte  in  Frage  kommen,  die  Leistungen  am 
Tenderzughaken  durch  besondere  Einrichtungen  zu 
messen  und  die  Ausgaben  darauf  zu  beziehen.  Auch 
die  Feststellung  der  Leistungen  nach  Tonnenkilo- 
metern wurde  erwogen.  Um  zu  einem  einwandfreien 
Ergebnis  zu  gelangen,  müßten  hierbei  aber  noch 
die  Streckenlängen  entsprechend  den  Neigungsver- 
hältnissen der  einzelnen  Streckenabschnitte  )n  Be- 
triebslängen umgerechnet  werden  (Die  Eisenbahn- 
Werkstätte,  Heft  4,  1921  und  Heft  1,  1922). 

Diese  Verfahren  hätten  eine  wesentliche  Änderung 
der  bestehenden  Unterlagen  (Leistungsbuch  der 
Lokomotiven  und  Zusammenstellung  der  Leistungen 
und  des  Stoffverbrauchs  der  Lokomotiven)  und  da- 
durch eine  beträchtliche  Vermehrung  des  zum  Be- 
arbeiten benötigten  Personals  oder  zahlreiche  kost- 
spielige Meßeinrichtungen  erfordert.  Die  Lage  der 
Reichsbahn  ließ  so  weitgehende  Änderungen  oder 
Beschaffungen  zurzeit  nicht  zweckmäßig  erscheinen. 
Bei  möglichst  vollem  Auslasten  der  Lokomotiven 
kann  das  Lokomotiveinheitskilometer  als  genügender 
Vergleichswert  für  die  Beurteilung  der  Wirtschaftlich- 
keit des  gesamten  Lokomotivdienstes  vorerst  gelten. 
Das  von  Hinze  vorgenommene  Unterteilen  der 
Ausgaben  läßt  ein  Beurteilen  der  Lokomotiven  im 
Bewerten  ihrer  Baufornien  und  ihrer  Wirtschaftlich- 
keit zu.  Durch  das  getrennte  Aufführen  der  Aufwen- 
dungen für  Unterhalten  und  Stoffverbrauch  ist  es 
möglich,  die  Werte,  die  zum  Beurteilen  der  Wirt- 
schaftlichkeit erforderlich  sind,  gegeneinander  abzu- 
gleichen. Ein  Berücksichtigen  der  für  die  Ausbes- 
serungen in  den  Hauptvcerkstätten  entstandenen 
genaueren  Kosten  wird  erst  nach  Durchführen  des 
neuen  Buchungsverfahrens  bei  den  Hauptwerkstätten 
möglich  sein.  Das  Unterteilen  der  Ausgabeposten 
ermöglicht  auch  ein  Urteil  über  das  Ausnutzen  des 
Lokomotivpersonals.  Durch  Vergleich  der  Einzelwerte 
mit  denen  anderer  gleichartiger  Betriebe  können 
schließlich  die  für  die  Wirtschaftlichkeit  verantwort- 
lichen Stellen  Fehlerquellen  leichter  auffinden  und 
etwa  bestehende  Mißstände  leichter  beseitigen. 

Um  auch  die  Beamten  und  Arbeiter  über  die 
Leistung  der  eigenen  Werkstätten  und  Betrieb  im 
Vergleich  mit  anderen  Stellen  zu  unterrichten,  werden 
die  Ergebnisse  durch  Aushang  bekanntgegeben. 

Bei  dem  allgemeinen  Interesse,  das  dieses  Ver- 
fahren beanspruchen  kann,  werden  nachstehend  die 
zurzeit  gültigen  wichtigsten  Aufschreibungsfornien 
wiedergegeben. 

Die  Grundlage  für  die  als  Einnahme  geltende 
Leistung  bilden  die  allgemein  üblichen  Eintragungen 
der   Lokomotivführer    in    die    Leistungsbücher    der ' 
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Lokomotiven.  Die  Werte  lassen  erkennen,  was  die 
Lokomotive  im  Zug-  und  Verschiebedienst  geleistet 
hat  und  wie  lange  sie  in  Bereitschaft,  in  kalter  Be- 
reitschaft und  in  Ausbesserung  gestanden  hat.  Ferner 
enthalten  die  Leistungsbücher  die  für  das  Berechnen 
der  Ausgaben  benötigten  Angaben  über  Menge  und 
Art  der  empfangenen  Brenn-  und  Schmierstoffe. 

Die  monatlichen  Endsunnnen  der  Leistungsbücher 
der  Lokomotiven  werden  in  eine  von  den  Bahn- 
betriebswerken zu  führende  ..Zusammenstellung  der 
Leistungen  der  Lokomotiven  und  Triebwagen  und 
des  Stoffverbrauchs"  aufgenommen  und  für  jede 
Lokomotive  besonders  berechnet.  Auf  Grund  der  für 
jede  Lokomotivart  festgesetzten  Leistungsverhältnis- 
zahl werden  die  von  den  Lokomotiven  geleisteten 
Lokomotivkilometer  in  Lokomotiveinheitskilometer 
umgerechnet. 

Auf  Grund  dieser  Zusammenstellung  und  eines 
besonders  eingeführten  Personalverwendungsnach- 
weises wird  eine  „Wirtschaftlichkeitsübersicht  des 
Lokomotivdienstes"  aufgestellt. 

Die  Werte  der  beiden  Aufstellungen  werden  dann 
aufdenDurchschnittdereinzelnenMaschinenämterund 
auf  den  Durchschnitt  der  einzelnen  Eisenbahndirektio- 
nen berechnet  und  dem  Ministerium  eingereicht. 

Bei  den  Maschinenämtern  wird  für  jede 
einzelne  Lokoinotive  eine  bildliche  Darstellung 
der  Leistungen  geführt.  Aus  ihr  ist  die  Leistung 
der  Lokomotive  während  ihrer  ganzen  Lebens- 
zeit leicht  erkennbar. 

Für  die  Hauptwerkstätten  werden  aus  den 
Zusammenstellungen  der  Leistungen  und  des 
Stoffverbrauchs  die  Werte  der  einzelnen 
Lokomotiven  ausgezogen  und  an  diejenige 
Haupt-  oder  Nebenwerkstatt  übersandt,  die  die 
Lokomotive  zuletzt  ausgebessert  hat.  Das  gleiche 
geschieht  für  die  neu  gelieferten  Lokomotiven. 

Diese  Auszüge  vereinigen  die  Hauptwerk- 
stätten zu  Zusamm.enstellungen,  auf  Grund 
deren  sich,  behandelt  mit  dem  Aufwand  an 
Material  und  Personal,  die  Kosten  für  die 
Lokomotivausbesserung,  auf  die  Leistung  der 
Lokomotiven  im  Betrieb  bezogen,  errechnen 
lassen.  -Allen  beteiligten  Stellen,  von  den 
Betriebswerken  bis  zuiti  Reichsverkehrsmini- 
sterium, wird  so  Gelegenheit  geboten,  Wirt- 
schaftlichkeit, Ausnutzen  und  Güte  der  Arbeit 
im  Betrieb  und  in  den  Werkstätten  zu  prüfen 
und  durch  Vergleiche  der  verschiedenen  Stellen 
sowohl  laufend  wie  auch  untereinander  zu 
verfolgen.  Ebenso  ist  es  möglich,  die  Arbeit 
der  Privatindustrie  beim  Neubau  wie  bei  der 
Ausbesserung  der  Lokomotiven  zu  beurteilen 
und  zu  werten. 

XII.  Wohlfahrt. 
Die  üblichen  Wohlfahrtseinrichtungen,  wie 
Kantine,  Bade-  und  Waschanstalt,  gemeinsame 
Lebensmittelbeschaffung,  sind  in  fast  jeder 
Werkstatt  anzutreffen  (vgl.  auch  Sanitäts- 
wesen, Unfallfürsorge,  Wohnungsfürsorge).  In 
einzelnen  Werkstätten  werden  auch  regelmäßige 
Vorträge    über    VC'erkstätteneinrichtungen    und 


neue  Fahrzeugbauarten  sowie  solche  wirtschaft- 
licher und  politischer  Art  (ohne  parteilichen 
Standpunkt)  mit  Erfolg  veranstaltet.  Auch  Werk- 
bibliotheken sind  eingerichtet  (Martens,  Ztg. 
d.  VDEV.  1919,    S.  786). 

Das  Bestreben,  die  Fahrzeuge  nach  Bauarten  auf 
die  Werkstätten  zu  verteilen,  insbesondere  die  Arbeits- 
teilung selbst  führt  naturgemäß  zu  immer  größerer 
Spezialisierung  der  Tätigkeit  des  einzelnen  Arbeiters. 
Die  Arbeit  wird  einförmiger.  Die  Kenntnis  von  den 
verschiedenen  Bauarten  und  auch  von  den  Fort- 
schritten im  Fahrzeugbau  geht  verloren. 

Die  Sorge  um  die  geistige  Hebung  der  Arbeiter 
bildet  deshalb  in  einem  nach  wissenschaftlichen  und 
wirtschaftlichen  Grundsätzen  geleiteten  Betrieb  ein 
wichtiges  Gebiet.  Dem  Arbeiter  muß  die  Möglich- 
keit gegeben  werden,  in  seiner  .-Xrbeit  Erfüllung  und 
neben  der  Arbeit  die  .Muße  zur  Beschäftigung  mit 
geistigen  Gütern  zu  finden,  die  unsere  Zeit  in 
der  schnellen  technischen  Entwicklung  vernachlässigt 
hat.  Das  bringt  dann  auch  ein  Gegengewicht  gegen 
die  Einförmigkeit  der  .Arbeit,  weil  es  dem  einzelnen 
höhere  Interessen  gibt,  mit  denen  er  sich  beschäf- 
tigen kann. 

Zum  System  der  wissenschaftlichen  und  wirtschaft- 
lichen Betriebsführung  gehört  schließlich,  daß  die 
Arbeit  selbst  unter  den  vollkommensten  hygienischen 
Bedingungen  geleistet  wird. 
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studien. -  Gilbreth-Colin  Roß,  Das  ABC  der 
wissenschaftlichen  Betriebsführung;,  Bewegungsstu- 
dien. -Goldschmidt,  GewinnbeteiligungderArbeit- 
nehmer.  —  Hippler,  .4rbeitsverteilung  und  Termin- 
wesen in  Maschinenfabriken.  -  Kühn,  Toleranzen.  - 
Lewin,  Werkstättenbuchführung  für  moderne  Fabrik- 
betriebe. -  Link-Witte,  Eignungspsychologie.  - 
Lohntarifvertrag  für  die  Arbeiter  der  Reichsbahnver- 
waltung (erläutert  von  Roserund  Trampedach).  - 
Michel,  Wie  macht  man  Zeitstudien?  -  Peiseler, 
Zeitgemäße  Betriebswirtschaft.  -  Schlesinger, 
Selbstkostenberechnung  im  Maschinenbau.  - 
Schwarze,  Das  Lehriingswesen  der  Preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnverwaltung.  -  Schilling. 
Theorie  der  Lohnmethoden.  -  Seiter,  Zusammenstel- 
lung der  wichtigsten  Lohn-  und  Ertragsbeteiligungs-- 
formen.  -  Söllheim,  Tavlorsvstem  für  Deutschland. 
-  Taylor-Wallichs,  Die  Betriebsleitung  insbeson- 
dere der  Werkstätten.  -  Tramm,  Psychotechnik  und 
Taylorsystem.  -  Walt  her,  Der  Schnellbetrieb. 

Spiro. 

Werkstättenordnung  s.  Werkstätten- 
dienst. 

Werkzeuge  (tools;  outils;  utensili),  im  all- 
gemeinsten technischen  Wortsinn  alle  Hilfs- 
mittel zur  Erreichung  einer  mechanischen 
Wirkung;   im   engeren  Sinn  jene  Geräte,    die 
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durch  die  menschliche  Hand  geführt  und 
getragen,  zur  Anwendung  kommen,  um  mit 
ihnen  mechanische  Wirkungen  zu  erzielen, 
insbesondere  mechanische  Arbeit  als  Form- 
änderungsarbeit zu  leisten. 

Im  technologischen  Sinn  kann  man  die  W. 
einteilen  in  W.  zum  Festhalten  (Zangen,  Feil- 
kloben, Schraubstöcke  u.  s.  w.),  in  W.  zum 
Messen  (Meßwerkzeuge),  W.  zum  Linienziehen 
(Zeicheninstrumente)  und  in  W.  zur  Form- 
änderung  (Messer,   Hammer,    Meißel    u.  s.  w.). 

Im  Eisenbahnbau  und  -betrieb  finden  nahezu 
sämtliche  Arten  der  \X\  Verwendung.  Über 
die  wichtigsten  s.  die  Einzelartikel. 

Werkzeugkasten  s.  Tender. 

Werkzeugmaschinen  (machincs  tool;  ma- 
chines  oiitil ;  macclüne  utensile).  die  zur 
mechanischen  Bearbeitung  der  Metalle,  Hölzer 
und  Steine  dienenden  Arbeitsmaschinen;  sie 
sind  aus  der  Verbindung  der  wichtigsten  Werk- 
zeuge mit  dem  Mechanismus  hervorgegangen 
und  lassen  die  Verwendung  beliebiger  Arbeits- 
quellen zu.  Die  Verwendung  der  W.,  die 
gegenüber  der  Handarbeit  die  Vorteile  einer 
größeren  Genauigkeit,  einer  rascheren  Her- 
stellung und  in  vielen  Fällen  überhaupt  einer 
größeren  Güte  der  Arbeit  zu  bieten  vermag, 
ist  im  Eisenbahnwesen  und  namentlich  im 
Werkstättenwesen  eine  ungemein  weitreichende. 
Bezüglich  der  einzelnen  W.  sei  auf  die  beson- 
deren  Artikel  verwiesen. 

Werkzeugwagen  s.  Bereitschafts- 
dienst, Hilfszug  und  Rettungswagen. 


Werra-Eisenbahn  (216  12^/«),  konzessio- 
niert 1855  als  Privatbahn,  13Q5  von  Preußen 
verstaatlicht,  bestand  aus  der  Hauptbahn  von 
Eisenach  über  Salzungen,  Immelborn,  Wernshau- 
sen,  Meiningen,  Themar,  Hildburghausen  nach 
Coburg  (130-30  km)  und  von  Coburg  bis  zur 
bayrischen  Grenze  bei  Ebersdorf  (r2'81  km) 
sowie  aus  den  Zweigbahnen  Immelborn-Sieben- 
stein-Schweina  (6-41  km),  Themar-Schleusingen 
(11  km),  Coburg-Lauscha  (38'43  km)  und 
Coburg-Rodach  (17-17  A/«).  Von  der  W.  liegen 
122'41  km  in  Sachsen-Meiningen,  b3'Q5  km  in 
Sachsen-Coburg-Gotha,  \l'%b  km  in  Sachsen- 
Weimar  und   12'81  km  in  Preußen. 

Wertklassifikation  s.  Gütertarife. 

Wertsystem  s.  Gütertarife. 

Wertversicherung  s.  Transportversi- 
cherung. 

Westafrika  s.  Britisch-,  Französisch-, 
Portugiesisch  -VC'e  s  t  a  f  r  i  k  a. 

West-Australien  (Eisenbahnen),  englische, 
zum  Commonwealth  of  Australia  gehörende 
Kolonie,  2,527.283  äa«-,  480.000  Einwohner, 
also  sehr  dünn  bevölkert,  und  zum  erheblichen 
Teil  eine  große  Wüste.  W.  blieb  gegenüber 
den  anderen  Kolonien  im  Eisenbahnbau  zurück. 
Die  erste  Bahn  ist  die  von  dem  Hafenort 
Geraldton  über  Nordhampton  nach  Greenough 
führende  Linie,  deren  erste  Teilstrecke  1873 
und  die  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  (37  km) 
1887  vollendet  worden  ist.  Die  weitere  Ent- 
wicklung der  Staatsbahnen  veranschaulicht 
die  folgende  Zusammenstellung: 


1890 

1895 

1900 

1905 

1910 

1911 

1912 

1913 

Länge    .  .  .  km 

302 

922 

2180 

2583 

3451 

3823 

4182 

4593 

Anlagekapital  £ 

822.942 

2,092.372 

6,856.363 

9,808.458 

11,372.262 

12,019.927 

13,233.093 

14,913.128 

Einnahmen  .  £ 

45.112 

296.000 

1,259.512 

1,610.129 

1,637.334 

1,844.419 

1,884.604 

2,037.853 

Ausgaben  .  .  £ 

51.639 

182.046 

861.417 

1,256.003 

1,096.908 

1,216.477 

1,343.977 

1,506.600 

Überschuß    .  £ 

-  Ö.527 

113.954 

398.042 

354.126 

540.426 

627.942 

510.627 

531.253 

Verzinsung  .  »,0 

_ 

5-44 

5-81 

3-61 

4-75 

5-22 

409 

3-56 

Betriebszahl.  % 

— 

61-50 

68-40 

78-01 

66-99 

6555 

71-31 

73-93 

Von  erheblicher  Wichtigkeit  für  die  weitere 
Entwicklung  von  W.  wird  die  1902  in  An- 
griff genommene,  am  22.  Oktober  1917  dem 
Betrieb  übergebene  australische  Über- 
land sein,  die  von  Kalgoevli  in  West-Austra- 
lien nach  Port  Augusta  in  Süd-Australien  führt. 
Sie  ist  rund  1700^7«  lang,  durchschneidet  die 
südlichen  Gebiete  der  Kolonie  und  berührt  die 
dortigen  Goldfelder.  Die  größte  Strecke  der 
Bahn  führt  durch  völlig  wasserloses  Wüsten- 
gebiet, weshalb  die  Bahn  auch  Wüstenbahn 
genannt  wird.  Man  erwartet,  daß  sie  mit  der 
Schiffahrt  in  erfolgreichen  Wettbewerb  treten 
wird,  da  sie  den  Weg  von  der  Ostküste  Asiens 


nach  dem  Stillen  Ozean  wesentlich  verkürzt, 
was  zur  Beschleunigung  des  Postverkehrs  bei- 
tragen wird. 

Literatur:  s.  .Australien.  v.  der Leyen. 

Westeuropäische  Zeit  s.  Eisenbahnzeit. 

Westschweizerische  Eisenbahn  (Suisse- 
Occitentale-Siniplon)  s.  Schweizerische 
Eisenbahnen. 

Wettbewerb  (competition ;  conciinencc ;  con- 
conenza). 

Inhalt:  I.  Die  Wettbewerbstheorien.  11.  Der 
W.  der  Eisenbahn  mit  anderen  Verkehrsmitteln 
(Landstraßen,  Wasserstraßen.  Post,  Telegraphie, 
Luftschiffahrt).  III.  Geschichtliche  Entwicklung 
des     W.     Allgemeines,      Deutschland,     Frankreich, 
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Italien,  Niederlande,  Belgien,  Großbritannien  und 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  IV.  Quellen  und 
Literatur. 

W.  nennt  man  einen  gesellschaftlichen  Vor- 
gang, an  dem  mehrere  beteiligt  sind,  die  alle 
ihre  Kräfte  anstrengen,  um  ein  gemeinsames 
Ziel  so  schnell  und  so  vollkommen  als  möglich 
zu  erreichen.  Der  W.  spielt  im  gesamten 
politischen  und  Wirtschaftsleben  eine  ent- 
scheidende Rolle,  seine  Wirkungen  sind  teils 
nützlich,  teils  schädlich.  Auch  die  Entwicklung 
der  Verkehrsmittel  ist  durch  den  W.  stark 
beeinflußt  worden  und  die  Ansichten  über 
seine  Wirkungen  im  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens gehen  weit  auseinander. 

Als  die  ersten  Eisenbahnen  in  England  er- 
öffnet wurden,  war  dort  die  Fieihandelslehre 
die  ausschließlich  herrschende,  die  die  An- 
schauung vertritt,  daß  die  besten  wirtschaft- 
lichen Erfolge  durch  W.  erreicht  werden. 
Diese  Ansicht  wurde  auch  auf  die  Eisenbahnen 
übertragen.  Man  hoffte,  daß  durch  den  W. 
die  meisten  Eisenbahnen  gebaut  und  die 
billigsten  Beförderungsbedingungen  erzielt 
werden  würden.  Diese  Anschauung  übertrug 
sich  auf  Amerika  und  auf  das  festländische 
Europa,  sie  war  auch  in  Deutschland  und 
Österreich,  wenn  nicht  die  allein-,  so  doch 
die  vorherrschende  bis  in  die  Siebzigerjahre 
des  vorigen  Jahrhunderts.  Die  Vertreter  der 
Freihandelsschule,  Männer  wie  OttoA\ic ha  elis, 
Fauch  er,  Prince-Smith,  vertraten  die  Ansicht, 
daß  nur  unter  der  Herrschaft  eines  möglichst 
freien,  uneingeschränkten  W.  eine  gesunde 
Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  gewährleisfet 
sei.  Diese  Ansicht  fand  schon  damals  Wider- 
spruch, sie  kann  heute  auf  Grund  der  Er- 
fahrungen in  allen  Ländern  als  aufgegeben 
gelten. 

L  Die  Wettbewerbstheorien''. 

Über  die  Art  und  Weise,  wie  der  W.  im 
Eisenbahnwesen  möglich  ist,  besonders  bei 
den  Tarif-  und  Beförderungsbedingungen,  hat 
die  ältere  Volkswirtschaftslehre  Theorien  auf- 
gestellt. 

1.  Die  sog.  innere  W. -Theorie,  wobei  der 
W.  sich  darin  äußern  soll,  daß  die  Eisenbahnen 
an  sich,  um  das  von  ihnen  angelegte  große 
Kapital  möglichst  nutzbar  zu  machen,  das  Be- 
streben haben  müßten,  ihre  Beförderungspreise 
möglichst  niedrig  zu  gestalten,  da  sie  auf  diese 
Weise  den  meisten  Verkehr  auf  ihre  Linien 
zögen.  Diese  Theorie  krankt  schon  an  dem 
Widerspruch,  daß  man  nicht  mit  sich  selbst  in 
W.  treten  kann,  daß  zu  einem  W.  verschiedene, 


'  Vgl.  hierüber  besonders  Sax,  Verkehrsmittel 
1 .  Aufl.,  Bd.  II,  S.  84  ff.  -  Die  Eisenbahnen  als  Objekt 
der  Qemeinwirtschaft  2.  Aufl.  (im  Druck). 


mindestens  zwei  Unternehmungen  gehören. 
Diese  Erscheinung,  wo  sie  vorkommt,  ist  also 
auf  andere  Ursachen  zurückzuführen. 

2.  Der  W.  durch  Differentialtarife  (vgl. 
Bd.  III,  S.  371)  soll  sich  darin  zeigen,  daß  die 
Eisenbahnen  das  natürliche  Bestreben  haben, 
durch  Aufstellung  ermäßigter  Tarife  auf  weite 
Entfernungen  in  das  Wirtschaftsgebiet  anderer 
Eisenbahnen  oder  anderer  Verkehrsmittel  ein- 
zudringen, um  aus  diesen  neue  Transporte 
auf  ihre  Linien  zu  ziehen.  Ein  derartiger  W., 
der  zu  einer  Ermäßigung  der  Preise  führen 
soll,  kann  jedoch  nur  stattfinden  und  von 
Einfluß  sein,  wenn  mehrere  Verkehrsunter- 
nehmungen in  das  gleiche  Gebiet  hineinreichen. 
Wäre  das  nicht  der  Fall,  würde  nichts  anderes 
als  der  innere  W.  (zu  I)  vorliegen. 

3.  Der  W.  um  den  Markt,  im  Gegensatz 
zu  dem  W.  auf  dem  Markt  (competition  for 
the  field  im  Gegensatz  zu  battle  in  the  field). 
Diese  Theorie  beruht  auf  dem  Gedanken,  daß, 
wenn  es  sich  um  den  Bau  neuer  Bahnen 
handelt,  verschiedene  Bewerber  um  die  Kon- 
zession auftreten,  die  schließlich  dem  erteilt 
wird,  derdie günstigsten  Bedingungen,  besonders 
auch  für  die  Handhabung  des  Verkehrs  und 
die  Aufstellung  der  Tarife,  bietet.-  Nun  kommt 
es  ganz  außerordentlich  selten  vor,  daß  sich 
mehrere  Unternehmer  um  eine  Konzession 
bewerben,  und  wo  es  vorkommt,  da  handelt 
es  sich  ausschließlich  um  Bahnen,  von  denen 
reiche  Erträge  erwartet  werden.  Die  Bedingungen 
der  Erteilung  der  Konzession  liegen  aber  auf 
anderem  Gebiet  als  dem  der  Gewährung  von 
Verkehrserleichterungen.  Dieser  W.  spielt  also 
hier  gar  keine  Rolle. 

4.  Der  W.  in  den  Knotenpunkten,  d.  h. 
W.  zweier  oder  mehrerer  Eisenbahnen,  die 
dieselben  Knotenpunkte  verbinden.  Hier  wird 
jede  Linie  bestrebt  sein,  mit  Hilfe  von  Be- 
förderungserleichterungen möglichst  viele  Trans- 
porte auf  ihre  Strecken  zu  ziehen  und  der 
anderen  Linie  abzunehmen.  Je  mehr  derartige 
Knotenpunkte  \orhanden  sind,  desto  weiter 
kann  sich  der  W.  ausdehnen.  Gleichwohl  würde 
eine  Reihe  \on  Plätzen  übrig  bleiben,  die  nur 
mit  einer  Eisenbahn  verbunden  sind,  auf 
deren  Verkehr  also  ein  solcher  W.  keinen 
Einfluß  hat  und  deren  Tarife  höher  bleiben 
würden  als  die  der  W.-Stationen;  dies  würde 
zu  großen  Tarifdisparitäten  führen,  die  aus 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Gründen  uner- 
wünscht sind.  Ein  weiteres  Bedenken  besteht 
darin,  daß  zxs'ischen  zwei  Orten  zwei  Bahnen 
angelegt  vxürden,  wo  eine  Bahn  für  den  Ver- 
kehr genügt.  Das  in  der  zweiten  Bahn  ange- 
legte Kapital  würde  damit  anderen  nützlichen 
Zwecken    entzogen  und  das  Anlagekapital  der 
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Bahnen  erhöht,  was  wieder  zu  einer  Herauf- 
setzung der  Beförderungspreise  führen  müßte. 
HauptsächHch  hat  sich  aber  in  allen  solchen 
Fällen  der  schon  von  Robert  Stephenson 
aufgestellte  Grundsatz  bewahrheitet:  Da,  wo 
Verschmelzung  möglich  ist,  ist  W.  unmöglich 
(Where  amalgamation  is  possible,  competition 
is  impossible).  Die  in  W.  stehenden  Bahnen 
haben  sich  nach  längerer  oder  kürzerer  Zeit 
verständigt  oder  vereinigt  und  dann  nicht  nur 
die  ermäßigten  Preise  beseitigt,  sondern,  nach- 
dem sie  Alleinherrscher  auf  dem  Gebiet  ge- 
worden sind,  die  Tarife  erhöht.  In  solchen 
Fällen  wirkt  also  der  W.,  wenn  überhaupt, 
dann  nur  vorübergehend. 

5.  Der  W.  auf  der  Schiene  beruht  auf 
dem  Gedanken,  daß,  wie  auf  der  Landstraße 
verschiedene  Fuhrherren,  auf  der  Wasserstraße 
verschiedene  Schiffe  fahren  können,  die  mit- 
einander in  W.  stehen,  so  auch  auf  der  Eisen- 
bahn mehrere  Frachtführer  zugelassen  werden 
könnten,  diesichW.  machten.  Mit  anderen  Worten, 
man  hielt  eine  Trennung  der  Traktion  von  der 
Spedition  für  möglich  und  wünschenswert.  Über 
die  technischen  Bedenken,  die  einer  Benutzung 
derselben  Strecke  durch  verschiedene  Unter- 
nehmer entgegenstehen,  glaubte  man  zunächst 
hinwegkommen  zu  können;  nicht  nur  in  die 
ersten  englischen  Eisenbahnkonzessionen,  son- 
dern auch  in  das  preußische  Gesetz  über  Eisen- 
bahnunternehmungen vom  3.  November  IS3S 
(§  27)  sind  Bestimmungen  aufgenommen,  wo- 
nach (in  Preußen  nach  Verlauf  der  ersten 
drei  Jahre)  auch  andere  Unternehmer  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  Befugnis  zum 
Transportbetrieb  auf  einer  ihnen  nicht  gehörigen 
Linie  erlangen  können.  Auch  in  den  Lasten- 
heften der  französischen  Privatbahnen  sind  ähn- 
liche Bestimmungen  getroffen.  Dagegen  bemerkt 
schon  Fr.  List  (Eisenbahnjournal  Nr.  17.S.  261): 
„Die  Befahrung  einer  Eisenbahn  durch  die 
Konkurrenz  der  Privaten  werde  jedermann, 
der  eine  einzige  Bahn  gesehen  habe,  als  eine 
reine  Unmöglichkeit  erscheinen."  Und  tatsäch- 
lich hat  ein  solcher  W.  niemals  stattgefunden. 
Denn  wenn,  wie  dies  häufig  vorkommt,  Eisen- 
bahnen sich  über  die  gemeinschaftliche  Be- 
nutzung einzelner  Strecken,  besonders  auf  oder 
in  der  Nähe  der  Bahnhöfe,  verständigen,  so 
bezieht  sich  diese  Verständigung  auch  auf  die 
zu  erhebenden  Gebühren  und  vom  W. 
ist  keine  Rede.  In  England  nennt  man  der- 
artige Vereinbarungen,  die  über  running 
powers. 

In  bescheidenem  Umfang  findet  man  einen 
derartigen  W.  in  den  Wagenraumtarifen  einzelner, 
besonders  der  deutschen  Bahnen,  wonach,  wenn 
die  Spediteure  Stückgüter  zu  Wagenladungen 


sammeln  und  dann  billigere  Tarife  als  die 
Eisenbahnen  gewähren,  sie  mit  dem  Stückgut- 
verkehr der  Eisenbahnen  in  W.  treten  k()nnen 
(vgl.  Bd.  V,  S.  473). 

II.  Der  W.  mit  anderen  Verkehrsmitteln 
(Landstraßen,  Wasserstraßen,  Post,  Telegraphie, 
Luftschiffahrt). 

Auf  den  Landstraßen  findet  ein  W.  mit 
den  Eisenbahnen  unter  Umständen  auf  kleine 
Entfernungen  im  Gebiet  der  Städte  und  ihrer 
Vororte  statt,  wo  das  Frachtfuhrwerk  den 
Eisenbahnen  einen  Teil  des  Verkehrs  ent- 
zieht. Neuerdings  auch  ein  W.  mit  den  Kraft- 
wagen, im  städtischen,  im  Vorortsverkehr  und 
im  Personenverkehr  auf  weitere  Strecken  (Kraft- 
wagenverkehr in  W.  mit  Kleinbahnen,  Gebirgs- 
bahnen, auf  weitere  Strecken  Kraftwagenfahrten 
statt  der  Eisenbahnfahrten  der  I.  "(lasse).  Es 
wird  zuweilen  eine  Kraftwagenstraße  statt  einer 
Kleinbahn  angelegt  werden.  In  der  Kapkolonie 
ist  den  Ochsenwagen  der  W.  mit  der  Eisen- 
bahn dadurch  erschwert,  daß  ihnen  eine  be- 
sondere Steuer  auferlegt  ist,  ein  vereinzelter 
Fall  (vgl.  Report  of  the  general  manager  of 
Rail ways  in  the  Cap  Colonie  1 908,  S.  1 1 , 1 3,  XI). 
Dieser  W.  ist  also  nur  auf  verhältnismäßig 
kleine  Gebiete  beschränkt. 

Anders  liegt  die  Sache  beim  W.  der  Wasser- 
straßen, d.  h.  der  natürlichen  (Meer,  Flüsse, 
Binnenseen)  und  der  künstlichen  (regulierte 
Flüsse  und  Kanäle).  Im  Personenverkehr  kann 
W.  zwischen  den  Flüssen  und  Landseen  und 
den  Eisenbahnen  stattfinden,  der  auf  die  Preise 
der  Eisenbahnen  unter  Umständen  von  Einfluß 
ist  (Rhein,  Donau,  Wolga,  Hudson,  Mississippi, 
die  Seen  in  der  Schweiz,  die  Seen  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika);  eine  eigen- 
artige Erscheinung  ist  der  W.  der  Eisenbahnen 
mit  den  großen  Seeschiffartslinien,  also  der 
sibirischen  Bahn  mit  den  Schiffahrtslinien  durch 
den  Suezkanal,  im  Verkehr  zwischen  Europa, 
Asien,  Australien,  der  amerikanischen  Überlands- 
bahnen mit  der  Schiffahrt  durch  den  Panama- 
kanal bei  Fahrten  von  der  Ost-  zur  West- 
küste der  Vereinigten  Staaten.  Hier  machen  sich 
die  natürlichen  Vorzüge  der  Schiffahrt  geltend, 
die  für  die  Benutzung  der  Straßen  keine 
oder  nur  geringere  Gebühren  zu  zahlen  haben 
als  die  Eisenbahn. 

Im  Güterverkehr  ist  der  W.  mit  den 
Eisenbahnen  eine  allgemeine  Erscheinung.  Es 
hat  dies  seinen  Grund  darin,  daß  die  Selbst- 
kosten auf  den  Wasserstraßen  geringer  und 
die  Beförderungsbedingungen  unter  Umständen 
günstiger  sind  als  bei  den  Eisenbahnen,  die 
Wasserstraßen  daher  billigere  Preise  stellen 
können.  Die  Vorteile  der  Wasserstraßen  liegen 
darin,  daß   für  die  Benutzung  der  Straße  gar 
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keine  (bei  den  natürlichen  Wasserstraßen)  oder 
geringe  Gebühren  zu  zahlen  sind,  daß  in  den 
Schiffsgefäßen  größere  Mengen  von  Gütern 
gleichzeitig  befördert  werden  können  und  die 
reinen  Beförderungskosten  auf  dem  Wasser 
geringer  sind  als  die  auf  der  Schiene.  Dem  steht 
der  Nachteil  gegenüber,  daß  die  Wassertrans- 
porte vom  Wind  und  Wetter  abhängig  sind 
(Frost,  Niedrigwasser),  daß  sie  länger  dauern 
und  besonders  bei  den  natürlichen  Strömen, 
deren  Lauf  die  Schiffe  folgen  müssen,  der 
Transportweg  ein  weiterer  ist  als  bei  den 
Eisenbahnen,  die  ihre  Linie,  u.  zw.  die  direkte 
Linie,  sich  selbst  wählen.  Der  W.  äußert  sich 
darin,  daß  die  Wasserstraßen  den  Eisenbahnen, 
besonders  bei  der  Benutzung  der  natürlichen 
Ströme,  Transporte  abgenommen  haben,  die 
in  Ermanglung  von  Wasserstraßen  dem  Eisen- 
bahnweg hätten  zufallen  können.  Zur  Be- 
kämpfung dieses  W.  würde  den  Eisenbahnen 
das  Mittel  der  Tarifermäßigung  zur  Verfügung 
stehen,  von  dem  sie  aber  wenigstens  in  Deutsch- 
land kaum  jemals  Gebrauch  gemacht  haben. 
Anderseits  haben  die  Schiffer  sich  wiederholt 
darüber  beschwert,  daß,  wenn  die  Eisenbahnen 
aus  allgemeinen  Gründen  und  zur  Hebung  des 
Verkehrs  ihre  Tarife  ermäßigten  -  z.  B.  in 
Deutschland  während  des  Weltkriegs  unter 
der  Herrschaft  der  Blockade  - ,  dadurch  ihnen 
Frachten  entzogen  würden,  und  bei  den 
Verhandlungen  (1920)  der  Deutschen  Eisen- 
bahnen über  die  Erhöhung  der  Gütertarife 
haben  Vertreter  der  Schiffahrt  geradezu  be- 
deutende Erhöhungen  der  Eisenbahntarife 
verlangt,  weil  die  vorgeschlagenen  nicht  ge- 
nügten, um  lohnende  Tarife  für  die  Schiffer 
aufzustellen.  Auf  diese  in  den  letzten  Jahrzehnten 
sich  in  allen  Ländern  abspielende  Kämpfe  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden  (vgl.  Ulrich, 
Staffeltarife  und  Wasserstraßen.  1894;  Sax, 
Verkehrsmittel,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  25  ff.,  31  ff., 
250  ff.).  Ein  derartiger  W.  ist  selbstverständlich 
in  den  Landesteilen  ausgeschlossen,  in  denen 
schiffbare  Ströme  nicht  vorhanden  sind. 

Ein  W.  mit  der  Post  ist  nur  bei  Paketen 
möglich,  da  diese  mit  der  Post,  der  die  Eisen- 
bahnen durch  gesetzliche  Bestimmungen  Vor- 
züge zu  gewähren  verpflichtet  sind,  billiger 
befördert  werden  können  als  mit  der  Eisen- 
bahn, ferner  ein  W.  im  Geldverkehr  (Nach- 
nahmen der  Eisenbahnen  oft  dem  Verfrachter 
bequemer  als  Postwertsendungen).  Ein  W. 
der  Telegraphie  ist  ausgeschlossen,  weil  diese 
nur  Nachrichten  befördert.  Die  Luftschiffah  rt 
kann  im  Güterverkehr  mit  der  Eisenbahn 
nicht  in  W.  treten,  im  Personenverkehr  wäre 
ein  solcher  denkbar,  wenn  die  Preise  der 
Luftschiffahrt  bedeutend   herabgesetzt  würden. 


Soweit  diese  Verkehrsanstalten  in  W.  mit 
der  Eisenbahn  treten,  haben  die  Eisenbahnen 
sich  in  ihrer  Preispolitik  nicht  dadurch  beein- 
flussen lassen.  Wenn  ihnen  auch  ein  gewisser 
X'erkehr  entzogen  wurde,  so  ist  dies  ein  so 
unbedeutender  Teil  des  Oesamtverkehrs,  daß 
es  sich  nicht  verlohnt,  besondere  Maßregeln 
zu  treffen,  um  ihn  für  die  Eisenbahnen  zu 
gewinnen. 

111.  Die  geschichtliche  Entwicklung 
des    W. 

Es  sind  zu  unterscheiden  die  Länder,  in 
denen,  sei  es  durch  Gesetz,  sei  es  durch 
organisatorische  Maßregeln,  die  Monopolstel- 
lung der  Eisenbahnen  festgelegt  und  damit 
der  W.,  wenn  nicht  ganz  ausgeschlossen  so 
doch  stark  beschränkt  wird  und  die  Länder, 
in  denen  der  W.,  durch  keinerlei  staatliche 
Maßregeln  eingeschränkt,  sich  frei  entwickeln 
konnte. 

Zu  den  ersteren  gehören  alle  die,  in  denen 
das  Staatsbahnsystem  von  Anfang  an  bestand 
oder  später  eingeführt  worden  ist,  also  Belgien, 
die  deutschen  Mittelstaaten,  die  Schweiz  u.  a. 
In  Preußen  wird  durch  §  44  des  Ges.  über 
die  Eisenbahnunternehmungen  vom  3.  Novem- 
ber 1838  der  Bau  von  Parallelbahnen  auf 
30  Jahre  untersagt.  Andrerseits  wird,  wie 
oben  bemerkt,  durch  §  27  desselben  Gesetzes 
der  W.  auf  der  Schiene  theoretisch  zugelassen. 
Durch  Art.  41  der  früheren  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches  wurden  die  gesetzlichen 
Bestimmungen,  die  bestehenden  Eisenbahn- 
unternehmungen ein  Widerspruchsrecht  gegen 
die  Anlage  von  Parallel-  und  Konkurrenzbahnen 
einräumten,  unbeschadet  bereits  erworbener 
Rechte  aufgehoben.  Ein  solches  Widerspruchs- 
recht durfte  auch  in  künftig  zu  erteilenden 
Konzessionen  nicht  weiter  verliehen  werden. 
Nach  Art.  94  der  Verfassung  vom  1 1 .  August  1919 
ist  das  Eisenbahnmonopol  des  Reiches  tat- 
sächlich festgestellt.  Die  Freiheit  des  Eisenbahn- 
baus besteht  nur  für  Bahnen,  die  nicht  dem 
allgemeinen  Verkehr  dienen  (Kleinbahnen).  Ein 
W.  dieser  mit  den  Reichsbahnen  ist  aber, 
wenn  überhaupt,  so  nur  in  beschränktem 
Umfang  möglich. 

Von  Einfluß  auf  die  Eisenbahnen  kann  in 
Deutschland  nur  der  W.  der  Wasserstraßen 
sein,  u.  zw.  besonders  der  großen,  durch  Aus- 
bau, Vertiefung  und  Geradlegung  unter  Auf- 
wand bedeutender  Kosten  regulierter  natürlicher 
Ströme,  des  Rheins,  der  Elbe,  der  Weser,  der 
Oder  in  Nord-  und  Mitteldeutschland,  der 
Donau  in  Süddeutschland.  An  einigen  Beispielen 
möge  gezeigt  werden,  wie  der  Verkehr  auf  den 
Wasserstraßen  wesentlich  stärker  gewachsen  ist 
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als  der  auf  den  Eisenbahnen.  Auf  den  deutschen 
Wasserstraßen  im  Umfang  von  rund  10.000  km: 

Millionen  tkm  ikm  auf  das  km 

1875 2900  290.000 

1900  ....     11500  1150.000 

1910  ....     19000  1900.000, 

auf  den  Eisenbahnen,  deren  Netz  sich  von 
rund  26500  km  im  Jahre  1875  auf  rund 
58600 /^OT  im  Jahre   1910  verlängert  hatte; 

Millionen  tkm  ikm  auf  das  km 

1875 10900       410.000 

1900 37000      740.000 

1910  ......  44600       820.000 

Das  bedeutet  für  die  Wasserstraßen  eine 
Steigerung  von  550%  des  tkm  und  tkm  auf 
das  km. 

Für  die  Eisenbahnen:  Vermehrung  der 
Länge  170«»,  der  tkm  416%,  der  tkm  auf 
das  km   170%. 

Von  dem  Gesamtverkehr  beförderten  die 
Eisenbahnen  1875:  79%,  die  Wasserstraßen 
21%,  dagegen  1910  die  Eisenbahnen  75%, 
die  Wasserstraßen  25%. 

Auf  den  Berliner  Wasserstraßen  stieg  der 
Gesamtverkehr  von  8-4  Mill.  /  im  Jahre  1885 
auf  23  Mill.  /  im  Jahre  1906.  Der  Anteil 
der  Wasserstraßen  an  dem  Gesamtverkehr 
schwankte  seit  1885  von  43-6%  auf  49-7%. 
Nach  Berlin  werden  rund  85%  aller  Güter 
auf  den  Wasserstraßen  gefahren. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  auf  der 
Elbe.  Im  Jahre  1900  wurden  nach  Hamburg 
91%  aller  Güter,  darunter  86%  der  hoch- 
wertigen Güter  (Zucker,  Getreide,  Mehl,  Malz), 
von  Hamburg  86%  aller  Güter,  darunter 
82%  der  hochwertigen  Güter  gefahren.  Der 
Eisenbahn  verblieben  fast  nur  noch  Eilgüter 
und  wertvolle  Stückgüter.  Besonders  starke 
Vermehrung  zeigt  der  Petroleumverkehr  auf 
der  Elbe  von  87236  /  im  Jahre  1880  auf 
148.202  /  im  Jahre  1891.  Auf  dem  Main  finden 
wir  eine  starke  Vermehrung  des  Wasserstraßen- 
verkehrs nach  Ausführung  der  Mainkanali- 
sation, auf  dem  Rhein  stieg  der  Gesamtver- 
kehr von  4-7  Mill.  /  im  Jahre  1872  auf 
66-3  Mill.  /  im  Jahre   1913. 

Wieweit  die  Eisenbahnen  diesem  W.  durch 
Ermäßigung  der  Frachtsätze  entgegengewirkt 
haben,  läßt  sich  im  einzelnen  nicht  feststellen. 
Der  Staat  hat  sich  durch  solche  Steigerung 
des  Wasserstraßenverkehrs  nicht  abhalten  lassen, 
bedeutende  Aufwendungen  zur  Verbesserung 
der  Flüsse  zu  machen,  für  deren  Verzinsung 
nicht  die  Schiffer,  sondern  die  Steuerzahler 
aufkommen,  und  neue  Kanäle  (Dortmund-Ems- 
kanal,  Mittellandkanal  vorläufig  bis  Hannover) 


zu  bauen.  In  Preußen  betrugen  bis  1906  die 
Kosten  für  Flußregulierungen  und  Kanalbauten 
247,414.655  M.,  zur  Deckung  der  Betriebs- 
und Unterhaltungskosten  sowie  zur  Verzinsung 
dieser  Summe  mit  3-5  %  sind  jährlich 
8,328.777  M.  erforderlich,  die  den  Steuerzahlern 
zur  Last  fallen. 

Bei  Beratung  des  preußischen  Wasserstraßen - 
gesetzes  vom  1.  April  1905  wurde  die  Zu- 
stimmung zum  Bau  der  darin  vorgesehenen 
Wasserstraßen  davon  abhängig  gemacht,  daß 
künftighin  Schiffahrtsabgaben  erhoben  werden 
dürften  zur  Deckung  der  durch  Regulierung 
der  Flüsse  erforderlichen  Kosten  {§  19  des 
Ges.  vom  1.  April  1905).  Einer  derartigen 
Erhebung  stand  der  Art.  54  der  Reichsverfassung 
entgegen,  der  durch  das  Reichsgesetz  vom 
24.  Dezember  1911  dahin  geändert  worden 
ist,  daß  nunmehr  Abgaben  -  in  bescheidener 
Höhe  -  auf  natürlichen  Wasserstraßen  für 
solche  Anstalten  (Werke  und  Einrichtungen) 
erhoben  werden  dürfen,  die  zur  Erleichterung 
des  Verkehrs  bestimmt  sind.  Mit  Erhebung 
derartiger  Abgaben  ist  begonnen  worden.  Ihrer 
Erhebung  auf  dem  Rhein,  der  Donau  und  der 
Elbe  stehen  die  für  den  Verkehr  auf  diesen 
Strömen  vereinbarten  internationalen  Schiff- 
fahrtsakte entgegen.  -  Zur  Einschränkung  des 
W.  der  Schiffer  ist  ferner  das  preußische  Ges. 
vom  30.  April  1913  betreffend  die  Einführung 
des  staatlichen  Schleppmonopols  auf  dem 
Rhein-Weser-  und  dem  Lippekanal  ergangen, 
wonach  auf  diesen  Wasserstraßen  Fahrzeuge, 
die  nicht  von  Menschen  oder  Tieren  getreidelt 
•werden  oder  nicht  mit  eigener  Kraft  fahren, 
nur  mit  der  vom  Staate  vorzuhaltenden  Schlepp- 
kraft befördert  werden  dürfen. 

Während  hiernach  der  Staat  seine  Eisen- 
bahnen nur  in  bescheidenen  Grenzen  gegen 
den  W.  der  Wasserstraßen  geschützt  hat,  haben 
die  Schiffer  bei  Tarifermäßigungen  der  Eisen- 
bahnen wiederholt  gegen  den  W.  anzukämpfen 
und  neue  Erleichterungen  für  die  Schiffahrt  zu 
erlangen  versucht.  So  in  Preußen  z.  B.  im 
Jahre  1901,  wo  die  Schiffer  die  Einführung 
ermäßigter  Ausnahmetarife  für  Zucker  zu 
hintertreiben  versuchten.  Hierher  gehört  auch 
das  im  Jahre  1902  von  einer  großen  Anzahl 
rheinischer  Städte  gestellte  Verlangen,  die  er- 
mäßigten Seehafenausnahmetarife  auf  die 
Flußhäfen  auszudehnen  u.  s.  w.  Von  den  Be- 
schwerden der  Schiffer  über  die  ermäßigten 
Kriegsausnahmetarife  und  über  die  ungenügende 
Erhöhung  der  Gütertarife  ist  oben  gesprochen. 
Anderseits  haben  die  Schiffer  die  Einschränkung 
des  W.  untereinander  und  damit  die  Möglich- 
keit erhöhter  Tarife  durch  den  Zusammen- 
schluß   zu    großen    Verbänden    zu    erreichen 
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versucht.  (Rheinisches  Kohlenkontor,  Elbeschiff- 
fahrtsverbände)^ 

In  Frankreich  ist  durch  die  Gesetzgebung 
und  die  Konzessionierung  das  Eisenbahnnetz 
so  gegliedert,  daß  ein  W.  zwischen  den 
großen  Netzen  ausgeschlossen  ist.  Nur  vorüber- 
gehend hat  ein  W.  zwischen  den  Lokal- 
bahnen und  den  Hauptbahnen  stattgefunden. 
Seit  Beendigung  des  Weltkriegs  besteht  der 
Plan,  durch  neue  gesetzgeberische  Maßnahmen 
eine  weitere  Vereinheitlichung  der  französischen 
Eisenbahnen  durchzuführen.  Ein  W.  zwischen 
den  Eisenbahnen  und  den  Wasserstraßen,  so- 
wohl den  natürlichen  als  den  Kanälen,  findet 
tatsächlich  kaum  statt.  Die  Eisenbahnen  sind  den 
Wasserstraßen  überlegen,  obgleich  durch  Ges. 
von  1879  die  Gebühren  für  die  Befahrung  der 
Wasserstraßen  aufgehoben  worden  sind. 

Anders  als  in  Deutschland  haben  sich 
Eisenbahn-  und  Wasserstraßenverkehr  in  Frank- 
reich daher  ziemlich  gleichmäßig  entwickelt, 
wobei  der   Eisenbahnverkehr  stark   überwiegt: 

Mittlere  Betriebslänge  Beförderte  lOCO  tkm 

Eisen-        Wasser-  Eisen-  Wasser- 

liahn  Straße  bahn  stralie 

1882  .  .  .  25.Ö70  12.230  10,984.607  2,264.586 
1S90  .  .  .33.285  12.372  11,867.725  3,210.073 
1900  .    .    .  38.000      12.400       16,500.000       4,675.000 

In  Italien  wurde  durch  Ges.  von  1885 
das  Eisenbahnnetz  so  gegliedert,  daß  jedes 
der  3  Netze  ein  selbständiges  Gebiet  beherrschte, 
womit  der  W.  beseitigt  war.  Seitdem  im  Jahre 
1905  Verwaltung  und  Betrieb  aller  Eisenbahnen 
vom  Staate  übernommen  sind,  hört  jeder 
W.  zwischen  den  Eisenbahnen  auf.  Der  W.  mit 
den  Wasserstraßen  findet  nur  in  ganz  be-' 
schränktem  Umfang  in  einigen  Teilen  von  Ober- 
italien   statt. 

Auch  in  den  Niederlanden  ist  durch 
Gesetz  und  Konzession  das  Eisenbahnnetz 
so  gegliedert,  daß  ein  W.  zwischen  den 
Bahnen  nicht  möglich  ist.  In  den  letzten  Jahren 
werden  die  Eisenbahnnetze  völlig  einheitlich 
verwaltet  und  betrieben.  Die  Anlage  des  Eisen- 
bahnnetzes ist  allerdings  durch  das  weitver- 
zweigte Netz  von  Wasserstraßen  stark  beein- 
flußt, ein  W.  dieser  mit  den  Eisenbahnen  findet 
nicht  mehr  statt. 

Ahnlich  liegt  die  Sache  in  Belgien  mit  seinem 
geschlossenen  Staatsbahnnetz,  dem  die  Klein- 
iind  Nebenbahnen  nur  als  Zubringer  dienen, 
und  wo  die  weitverzweigten  Wasserstraßen  nicht 
in   W.  mit  den   Eisenbahnen  stehen. 

Die  Länder,  in  denen  der  W.  der  Eisen- 
bahnen  untereinander  vollständig  freigegeben 

'  Vgl.Wirminghous,  DasVerkehrswesen.  Sonaer- 
abdruck  aus  dem  Sainmelwerk:  Die  Rheinprovinz  1815 
bis  1915,  S.  569  ff.  Pleißner,  Die  Konzentration  der 
Güterschiffahrt  auf  der  Elbe  (1914). 


war,  sind  Großbritannien  und  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Wenn  die 
Theorie  der  früheren  Freihandelschule  richtig 
war,  daß  nämlich  die  Herbeiführung  und 
Aufrechterhaltung  einer  gesunden,  das  Gemein- 
wohl fördernden  Gestaltung  des  Eisenbahn- 
wesens nur  unter  der  Herrschaft  des  freien 
W.  gesichert  sei,  so  müßte  sich  die  Richtig- 
keit dieser  Theorie  in  diesen  beiden  Ländern 
bestätigen.  In  beiden  aber  lehrt  die  Geschichte 
der  Eisenbahnen,  daß  bei  freiestem  W.  die 
Eisenbahnverhältnisse  sich  durchaus  unbe- 
friedigend gestaltet  haben  und  neuerdings, 
besonders  auch  nach  Beendigung  des  Welt- 
krieges, geht  die  Richtung  ihrer  Eisenbahn- 
politik dahin,  den  W.  unter  den  Eisenbahnen 
ganz  auszuschalten  und  Verwaltung  und  Betrieb 
soweit  als  möglich  zu  vereinheitlichen. 

In  den  ersten  Jahrzehnten  des  Eisenbahn- 
zeitalters hat  in  Großbritannien  tatsächlich  ein 
W.  zwischen  den  Eisenbahnen  und  auch 
zwischen  den  Kanälen  und  der  Küstenschiffahrt 
mit  den  Eisenbahnen  stattgefunden  und  die 
Theorie  von  der  Regelung  der  Eisenbahnver- 
hältnisse durch  W.  hat  sich  bis  in  die  jüngste 
Zeit  aufrechterhalten.  Aber  schon  bei  den 
vielen  Eisenbahnuntersuchungen  ergaben  sich 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  dieser  Theorie.  Schon 
1S72  sagte  in  einer  Untersuchung  ein  Fach- 
mann, der  1866  die  Regelung  der  Tarife  durch 
den  W.  für  selbstverständlich  erklärt  hatte: 
1  think  what  is  called  competition  has  faiied 
altogether.  Einer  der  überzeugtesten  Anhänger 
der  W.-Theorie,  W.  M.  Acvoorth,  der  noch 
in  seinem  1905  erschienenen  Buch:  The 
Clements  of  Railway  economics  diese  Theorie 
besonders  für  die  gesunde  Gestaltung  der 
englischen  Eisenbahnverhältnisse  nachdrücklich 
verteidigt  hatte,  äußerte  sich  in  einem  im 
September  1 908  gehaltenen  Vortrag:  Competition 
is  an  Instrument  that  is  in  this  moment  breaking 
in  our  hands,  hatte  also  seine  Theorie  auf- 
gegeben. Gleich  zu  Beginn  des  Weltkriegs 
wurden  alle  englischen  und  später  alle  irischen 
EisenbahneninstaatlicheVerwaltung  genommen, 
und  nachdem  im  Jahre  1919  ein  provisorisches 
Gesetz  über  die  Fortdauer  dieses  Betriebs 
erlassen  war,  ist  durch  Gesetz  vom  1 9.  August 
1921  bestimmt,  daß  die  englischen  Eisenbahnen 
in  4  große  Gruppen  zusammengelegt  werden 
sollen,  die  eine  jede  ein  abgeschlossenes  Gebiet 
unter  Wegfall  des  W.  betreiben  soll. 

Hat  somit  der  W.  unter  den  Eisenbahnen 
aufgehört,  so  haben  die  Eisenbahnen  schon 
lange  verstanden,  den  W.  der  Küstenschiffahrt 
völlig  zu  beseitigen  und  die  Kanäle  spielen  keine 
Rolle  mehr  im  W.  gegen  die  Eisenbahnen.  Alle 
Mittel,  sie  so  auszugestalten,  daß  sie  mit  der 
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Eisenbahn  wieder  in  W.  treten  können,  sind 
bisher  fehlgreschlagen.  Von  den  7524  km 
Kanälen  in  Großbritannien  und  Irland  sind 
\%A2  km  im  Besitz  von  Eisenbahnen,  125  km 
werden  von  ihnen  betrieben  und  nur  5330  km, 
meist  nur  kleine  Strecken,  sind  von  den  Eisen- 
bahnen unabhängig,  aber  ihnen  unschädlich. 
Der  Versuch,  mit  dem  Manchesterkanal  ein 
wirksames  Verkehrsmittel  zum  \V.  gegen  die  in 
diesem  Teil  Englands  liegenden  Eisenbahnen 
zu  schaffen,  ist  gescheitert. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
war  der  W.  zwischen  den  Eisenbahnen  in 
einem  Grade  freigegeben,  wie  in  keinem 
andern  Lande  (vgl.  den  Artikel  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika,  S.  101  dieses  Bandes). 
In  den  erstenJahrzehntendesEisenbahnzeitalters 
waren  die  Vorbedingungen  für  den  W.  nicht 
gegeben,  da  in  dem  weitausgedehnten  Gebiet 
der  Vereinigten  Staaten  die  Eisenbahnen  freien 
Spielraum  zur  selbständigen  Entwicklung 
hatten.  Erst  nach  Verdichtung  des  Eisenbahn- 
netzes trat  der  W.  zwischen  den  Knotenpunkten 
und  zwischen  weiteren,  dieselben  Gebiete 
durchschneidenden  Eisenbahnen  in  einer  Weise 
in  die  Erscheinung  wie  in  keinem  andern 
Lande.  Die  Eisenbahnen  ließen  kein  Mittel 
unversucht,  den  in  W.  stehenden  Bahnen 
Transporte  abzunehmen.  Die  Folgen  waren 
allerdings  starke  Tarifherabsetzungen  in  diesen 
Gebieten,  aber  auch  eine  maßlose  Ausbreitung 
des  Refaktienunwesens,  Korruption  des  Eisen- 
bahnpersonals, der  Ruin  von  Handel  und 
Industrie  in  weiten  Gebieten,  wie  z.  B.  die 
Standard  Oil  Company  ihre  herrschende  Stel- 
lung, verbunden  mit  der  Unterdrückung  aller 
anderen  Petroleumgesellschaften,  durch  eine 
raffiniert  geschickte  Verwertung  des  W.  der 
Eisenbahnen  sich  geschaffen  hat,  über  die  sie 
ihre  Transporte  leitete.  Das  Endergebnis  dieser 
Eisenbahnkriege  war  dann  die  Vernichtung  der 
schwächeren  durch  die  mächtigen  Eisenbahnen, 
die  Schädigung  der  Aktionäre  und  der  Gläubiger, 
die  Eisenbahnbankerotte.  Die  Folge  dieses  freien 
W.  waren  durchaus  ungesunde  wirtschaftliche 
Zustände,  deren  Nachteile  weit  größer  waren 
als  die  mit  den  niedrigen  Tarifen  für  einzelne 
Kreise  verbundenen  Vorteile. 

Das  Ende  der  Tarifkriege  war  dann,  wie 
in  England,  die  Verschmelzung  der  in  W. 
stehenden  Bahnen  und  der  wirtschaftliche  und 
finanzielle  Zusammenschluß  zu  großen  Ver- 
bänden, den  sog.  pools  (s.  Bd.  VIII,  S.  88), 
und  damit  die  Einschränkung  des  W.  und 
Wiedererhöhung  der  Tarife  und  die  allmähliche 
Beherrschung  des  amerikanischen  Verkehrs- 
wesens durch  wenige  Gesellschaften  und  die 
an    ihrer    Spitze    stehenden    Eisenbahnkönige. 


Gleichwohl  ist  die  Theorie  des  W.  in  den 
Vereinigten  Staaten  noch  nicht  aufgegeben. 
Nachdem  die  Eisenbahnen  während  des  Welt- 
krieges über  2  Jahre  vom  Bunde  einheitlich 
betrieben  waren,  ist  durch  das  Transport- 
gesetz vom  28.  Februar  1Q20  zwar  die  Ein- 
teilung der  Eisenbahnen  in  eine  Anzahl  von 
Gruppen  vorgesehen,  diese  Gruppen  sollen 
aber  so  gestaltet  werden,  daß  der  W.  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Die  Verhandlungen  über 
die  Gruppenbildung  sind  noch  nicht  abge- 
schlossen. 

Ein  W.  der  Küstenschiffahrt  mit  den  Eisen- 
bahnen hat  in  greifbarem  Umfang  niemals 
stattgefunden.  Auch  der  W.  der  Flußschiffahrt 
hat  sich  kaum  bemerklich  gemacht.  Hier  kommt 
fast  nur  der  Mississippi  in  Betracht.  In  dem 
unter  den  Quellen  erwähnten  Bericht  der 
Untersuchungskommission  für  die  Wasserstraßen 
heißt  es  u.  a.:  »Unsere  Flüsse  sind  besser  für  die 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  geeignet  als  die 
irgend  eines  andern  Landes.  In  ihrer  Ausdehnung, 
ihrer  Verteilung  über  das  Land,  ihrer  Schiffbar- 
keit, in  der  Leichtigkeit  ihrer  Benutzung  nehmen 
sie  einen  ersten  Platz  ein.  Und  doch  sind  die 
Flüsse  in  keinem  Lande  so  jammervoll  ent- 
wickelt, so  wenig  benutzt  und  spielen  eine  so 
unbedeutende  Rolle  in  dem  Wirtschaftsleben 
der  Nation  wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Es  ist  der  zügellose  W.  der  Eisenbahnen 
gewesen,  der  die  Entwicklung  des  Verkehrs 
auf  unseren  inländischen  Wasserstraßen  ver- 
hindert oder  zerstört  hat.  Der  Mississippi  ist 
ein  bezeichnendes  Beispiel.  In  früheren  Zeiten 
war  der  Verkehr  auf  diesem  Strome  ohne 
Beispiel  in  allen  Ländern,  er  ist  durch  die 
Eisenbahnen  vom  Mississippi  fortgetrieben. 
Solange  die  Produktion  beschränkt  war,  be- 
dienten die  Eisenbahnen  mit  ihren  besser 
gelegenen  Bahnhöfen  und  sonstigen  Anlagen 
den  Verkehr  schneller  und  besser  als  der 
Fluß.  Später  verhinderten  sie  die  Wiederbelebung 
des  Verkehrs  durch  Ermäßigung  ihrer  Frachten 
längs  des  Flusses,  sie  setzten  sich  in  den  Besitz 
von  Flußhäfen  und  Hafenanlagen  in  einem 
Umfang,  der  den  W.  unmöglich  machte. 
Heutzutage  haben  die  Eisenbahnen  den  Wasser- 
verkehr fast  vollständig  in  ihren  Händen." 

Ein  eigenartiges  Feld  für  den  W.  sind  die 
5  großen  Binnenseen,  der  Obere-,  Huron-, 
Michigan-,  Erie-  und  Ontario-See,  die  unter- 
einander teils  unmittelbar,  teils  durch  kurze 
Flußläufe  oder  Kanäle  verbunden  sind  und 
einen  Flächeninhalt  von  250.370  km'^  haben.  An 
ihren  Ufern  liegen  eine  Reihe  der  bedeutendsten 
Handelsstädte,  in  der  nächsten  Nähe  des 
Obere -Sees  sind  die  reichsten  Erzlager  der 
Vereinigten  Staaten;  die  fruchtbaren  landwirt- 
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schaftlichen  Gebiete  der  mittleren  und  west- 
lichen Staaten  grenzen  an  den  Michigan-See, 
die  großen  Hüttenwerke  und  Fabril<en  von 
Pittsburgh  und  Altoona  liegen  nicht  weit  süd- 
lich vom  Erie-See,  der  durch  den  Erie-Kanal 
mit  dem  Hudson  und  New  York  verbunden 
ist.  —  Auf  dieser  Wasserstraße  bewegt  sich 
ein  gewaltiger  Verkehr,  hauptsächlich  von 
Erzen,Kohlen,  Holz,  Getreide.  Die  Beförderungs- 
preise für  Erze,  Kohlen  und  Holz  sind  so 
gering,  daß  die  Eisenbahnen  sie  mit  ihren 
Tarifen  nicht  unterbieten  können.  Dagegen 
haben  die  Eisenbahnen  es  verstanden,  die 
Beförderung  der  übrigen  Gegenstände  dadurch, 
daß  sie  einen  großen  Teil  der  Kanalschiffe 
besitzen,  auf  ihre  Linien  zu  ziehen  und  den  W. 
der  großen  Seen  nahezu  vollständig  zu  beseitigen. 

Die  Kanäle  spielen  im  \V.  mit  den  Eisen- 
bahnen gar  keine  Rolle.  Das  ergibt  schon 
ihr  geringer  Umfang.  Im  ganzen  Gebiet  der 
Vereinigten  Staaten  sind  7459  km  Kanäle  ge- 
baut, davon  sind  3935  km.  zugeschüttet,  meist 
unter  dem  Einfluß  der  Eisenbahnen,  die  übrigen 
3524  km  sind  kleine,  über  das  ganze  Land 
verstreute  Strecken  von  verschiedener  Beschaffen- 
heit, die  für  den  Verkehr  nicht  in  Frage  kommen 
mit  einziger  Ausnahme  des  Erie-Kanals, 
der  mit  seiner  Zweiglinie  563  km  lang  ist 
und,  wie  oben  bemerkt,  die  großen  Seen  mit 
New  York  verbindet.  Dieser  Kanal  hat  vor 
dem  Eisenbahnzeitalter  (er  war  1825  vollendet) 
im  Verkehr  der  Oststaaten  eine  große  Rolle 
gespielt.  Allmählich  aber  haben  es  die  mit  dem 
Kanal  z.  T.  parallel  laufenden  Eisenbahnen 
verstanden,  hauptsächlich  durch  Tarifherab- 
setzungen den  W.  dieses  Kanals  fast  vollständig 
zu  beseitigen,  obgleich  seit  1883  die  Schiff- 
fahrtsabgaben auf  dem  Kanal  ganz  aufgehoben 
sind.  Durch  Gesetz  des  Staates  New  York  vom 
7.  April  1903  sind  bedeutende  Mittel  zur 
Verbesserung  des  Kanals  (V'ertiefung,  Gerade- 
führung u.  s.  w.)  bewilligt  worden.  Der  Aus- 
bau soll  im  Jahre  1919  wesentlich  fertig 
gewesen  sein.  Ob  er  eine  Wiederbelebung 
des  Kanalverkehrs  zur  Folge  hat,  läßt  sich 
noch  nicht  übersehen. 

Die  Frachtsätze  für  das  tkm  bewegten  sich 
im  Jahre  1865  auf  den  4  mit  dem  Kanal  in 
W.  stehenden  Bahnen  zwischen  1-955  und 
1-538  Cents,  auf  dem  Kanal  betrugen  sie 
0-65  Cents.  Allmählich  sind  die  Eisenbahn- 
frachten auf  0-60  bis  0-52  Cents  herunterge- 
gangen, während  die  Kanalfracht  mit  0-15  Cents 
am  niedrigsten  stand.  Während  noch  im  Jahre 
1869  von  dem  in  New  York  angekommenen 
Getreide  44  Mill.  Busheis  auf  dem  Kanal 
befördert  waren,  auf  den  Eisenbahnen  fast 
gar  nichts,  haben  sich  die  Beförderungsmengen 


allmählich,  wie  folgt,  auf  die  beiden  Verkehrs- 
straßen verteilt: 

Eisenbahn  Kanal 

1876  .    .    .    .  40    MilL  32    Mill.   bushefs 

1898  ....  141-6    „  19-5     „ 

1906  .    .    .    ;  107-4    „  11-7     „ 

1911  .    .    .    .  107-4    „  7-9     „ 

1913  ....  131-7    „  4-4     „ 

1914  ....  142-1    „  5-8     „ 

Der  Einfluß  der  Wasserstraßen  auf  die  Eisen- 
bahnen konnte  hier  nur  an  einzelnen  Beispielen 
dargestellt  werden.  Sie  bestätigen  das  schon 
im  Jahre  1893  abgegebene  Urteil  eines  der 
besten  Kenner  der  amerikanischen  Verkehrs- 
verhältnisse'', wonach  allgemein  zugegeben 
werde,  daß,  von  vereinzelten  Ausnahmen  abge- 
sehen, „die  Wasserstraßenfrachten  einen  ent- 
scheidenden Einfluß  auf  die  Feststellung  der 
Eisenbahntarife  der  Vereinigten  Staaten  nicht 
mehr  haben". 

IV.  Quellen  und  Literatur:  Collignon,  Du  con- 
cours  descanaux  etdes  chemins  de  fer.  Paris  1845.  — 
E.  B.  (Bontoux),  Die  Konkurrenz  im  Eisenbahnwesen. 
Wien  1873.  —  Michaelis,  Volkswirtschaftliche 
Schriften.  Berlin  1873.  —  Cohn,  Untersuchungen 
über  die  englische  Eisenbahnpolitik.  Leipzig  1874 
und  1875,  2  Bde.;  Die  englische  Eisenbahnpolitik 
der  letzten  10  Jahre,  1873-1883.  Leipzig  1883.  - 
Nördling,  Eisenbahnkonkurrenz  und  Eisenhahn- 
fusionen in  England.  Wien  1S75.  -  Mosler,  Die 
Wasserstraßen  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  1877.  —  Sax,  Die  Verkehrsmittel  in  Volks- 
und Staatswirtschaft.  1.  Auf!,  Bd.  11,  1S7S,  1879; 
2.  Aufl.,  Bd.  I  u.  II,  1919,  1920.  -  Wagner,  Finanz- 
wissenschaft. Leipzig  1883.  -  Sympher,  Trans- 
portkosten auf  Eisenbahnen  und  Kanälen.  Berlin 
18S5.  —  V.  der  Leyen,  Die  nordamerikanischen  Eisen- 
bahnen. Leipzig  1885.  -  v.  Nördling,  Die  Selbst- 
kosten des  Eisenbahntransportes  u.  die  Wasserstraßen- 
frage. 1885.  -  Ulrich,  Das  Eisenbahntarifwesen. 
Berlin  1886;  Staffeltarife  und  Wasserstraßen.  1894.  - 
Haguet,  Chemins  de  fer  et  la  concurrence.  Paris 
1886.  -  Picard,  Traite  des  chemins  de  fer.  Bd.  I, 
Paris  1887.  -  Pontzen  u.  Fleury,  Vqies  navigables 
et  chemins  de  fer.  Paris  1887.  -  Ölwein,  Die 
Wasserstraßen  Rußlands,  in  der  Wochenschrift  des 
österr.  Ingenieur-  und  Architektenvereins.  1890, 
Nr.  46  u.  47.  -  Schanz,  Die  Kettenschiffahrt  auf 
dem  Main.  1893;  Der  Donau-Main-Kanal  und  sein 
Schicksal.  1894.  -  Ulrich,  Staatseisenbahnen,  Staats- 
wasserstraßen imd  deutsche  Wirschaftspolitik.  1898.  - 
O.  Cohn.  Geschichte  und  Politik  des  Verkehrs- 
wesens. 1900.  -  Schumacher,  Zur  Frage  der 
Binnenschiffahrtsstraßen.  1901.  -  Alfred  Mange, 
Les  voies  navigables  de  TAllemagne.  Revue  des  deux 
mondes.  1902,  Febr.  S.  552-591.-  Die  Schiffahrt 
der  deutschen  Ströme,  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  Bd.  100-102  (1903-1905).  - 
Emory  R.  Johnson.  Ocean  and  inland  water 
transportation.  1906.  -  Pratf,  British  Canals.  1906.- 
Colson,  Les  travaux  publics  et  les  transports. 
1907.  -  Tietz,  Die  Oderschiffahrt.  1907.-Wirming- 
hani.  Der  Rhein  und  die  Schiffahrtsabgaben.  Jahrb. 
f.  Nationalökonomie.  1907.  -  Peters,  Schiffahrts- 
abgaben. 3  Teile.  1906,  1908.  -  Preliminary  report 
of  the  Inland  Waterways  Commission.  Washington 

'  van  Oss.  Railroads  as  Investments.  S.  92(93. 


Wettbewerb.   —  Wiegevorrichtungen. 


379 


1908.  -  Ulrich,  Preußische  Veri<ehrspolitik  u. 
Staatsfinanzen.  lOOy.  -  Report  of  the  commissioner 
of  corporations  on  transportations  of  tiie  United 
States  3.  Bde.,  1909,1010.  -  Sax,  Nicht  politische, 
nicht  innerösterreichische,  europäische  Kanäle.  1911  — 
Report  (England)  of  the  waterviav  Commission, 
11  Bde.  1906-lon.  -  Hammermann,  Der  Elbe- 
Trave-Kanal.  1914.  —  üovernment  regulation  of 
waterway  transportation  s.  Bd.  LV,  der  Annales  of 
the   American   Academy  of  political  science.    1914. 

V.  der  Leyen. 

Wetterdienst  s.  Schnee-  und  Lawinen- 
schutzanlagen. 

Whistler  Georg  Washington,  bedeutender 
amerikanischer  Eisenbahntechniker,  geb.  1800 
zu  Fort  Indiana,  gestorben  1849  in  St.  Peters- 
burg, wurde  als  Militäringenieur  zur  Durch- 
führung der  Vorarbeiten  für  den  Bau  der  Balti- 
more- und  Ohiobahn  beurlaubt.  Im  Auftrag 
der  Verwaltung  dieser  Bahn  bereiste  W.  Eng- 
land, um  dort  das  Eisenbahnwesen  zu  studieren, 
und  war  hernach  fortgesetzt  bei  Eisenbahn- 
bauten tätig.  1833  schied  er  aus  dem  Militär- 
dienst und  leitete  bis  1837  die  Lokomotiv- 
werkstätten zu  Lowelle.  Später  übernahm  er 
die  Leitung  des  Baues  der  Bahnen  von  Wor- 
cester  über  Springfield  und  Pittsfeld  nach 
Albany,  der  wegen  der  Überschreitung  der 
Wasserscheide  zwischen  dem  Hudson  und  dem 
Connecticut  für  die  damalige  Zeit  große 
Schwierigkeiten  bot.  1842  wurde  W.  behufs 
Mitwirkung  beim  Bau  der  Eisenbahn  Sankt 
Petersburg-Moskau  nach  Rußland  berufen.  Hier 
gewann  er  bedeutenden  Einfluß  auf  die  Ge- 
staltung des  russischen  Eisenbahnwesens.  Auf 
Grund  eines  von  ihm  abgegebenen  Gutachtens 
wurde  die  Spur  der  russischen  Eisenbahnen 
auf  5'  engl.  (I'524  m)  festgesetzt.  In  Würdi- 
gung seiner  Verdienste  um  das  Eisenbahn- 
wesen wurde  ihm  von  amerikanischen  Fach- 
genossen 1850  in  Brooklyn  ein  Denkmal 
gesetzt. 

S.  Vortrag  des  Prof.Vox  ./Journal  of  the  Asso- 
ciation of  Engineering  Societes",  Boston  1886. 

Whitney  Asa,  aus  New-York,  ein  wohl- 
habender Kaufmann,  machte  hauptsächlich  große 
Geschäfte  mit  China,  woselbst  er  lange  Jahre 
lebte.  1844  kehrte  er  in  seine  Heimat  zurück 
und  begann  eine  großartige  Tätigkeit  zur  För- 
derung des  Baues  einer  Eisenbahn  über  das 
Festland  der  Vereinigten  Staaten  vom  Michigan- 
See  nach  der  Mündung  des  Columbia-Flusses. 
Er  glaubte,  daß  eine  solche  Eisenbahn  von 
geradezu  entscheidender  Bedeutung  für  die 
Entwicklung  des  Handels  zwischen  China  und 
Ostindien  einerseits  und  den  östlichen  Gebieten 
der  Vereinigten  Staaten  anderseits  sein  werde, 
da  sie  den  Weg  um  das  Kap  der  guten  Hoffnung 
herum  —  die  damalige  Handelsstraße  für  diesen 
Verkehr  —  sehr  erheblich  abkürze.  W.  stützte 


sich  für  die  Ausführbarkeit  seines  Projekts  auf 
die  Entdeckungen  Fremonts  (s.d.)  und  bereiste 
auch  selbst  in  den  Jahren  1845  und  1846  den 
Westen  der  Vereinigten  Staaten.  Er  schätzte 
die  Länge  der  Bahn  auf  3250  km,  glaubte,  sie 
werde  mit  60  Mill.  Doli,  in  20  Jahren  gebaut 
werden  können  und  verlangte  zur  Unterstützung 
des  Baues  eine  Landschenkung  von  77  Mill. 
Acres  der  den  Vereinigten  Staaten  gehörigen 
Staatsländereien.  W.  suchte  zunächst  den  Kon- 
greß der  Vereinigten  Staaten  für  seine  Pläne 
zu  gewinnen.  Der  Senatsausschuß  für  die 
Staatsländereien  erstattete  auch  am  31.  Juli  1846 
einen  der  Unternehmung  günstigen  Bericht, 
der  aber,  ebenso  wie  spätere  Berichte  in  den 
Jahren  1848  und  184Q,  hauptsächlich  infolge 
der  höhnenden  Bekämpfung  der  Vorschläge 
durch  Senator  Ben  ton  nicht  zur  Annahme 
gelangte.  W.  durchreiste  dann  im  Interesse 
seiner  Pläne  den  ganzen  Osten  der  Vereinigten 
Staaten,  indessen,  obgleich  er  von  vielen  Seiten 
Zustimmimg  fand,  ohne  tatsächlichen  Erfolg. 
Er  hat  seiner  Arbeit  sein  ganzes  Vermögen 
geopfert  und  starb  als  ein  armer  Mann,  ohne 
sein  Ziel  erreicht  zu  haben.  W.  ist  der  erste 
gewesen,  der  die  Heranziehung  der  Staats- 
ländereien zur  Förderung  des  Eisenbahnbaues 
in  der  Union  in  Vorschlag  brachte. 

Literatur:  Origin  and  history  of  the  Pacific  Rail- 
road.  The  first  report  in  Congreß  1846  by  Hon. 
Lidney  Breese.  Chicago  1870.  -  Smalley,  History 
of  the  Northern  Pacific  Railroad,  New-York  1882, 
S.  57 — 68.  —  v.  der  Leyen,  Die  nordamerikanischen 
Eisenbahnen,  Leipzig  1885,  S.  62  ff.      i'.  der  Leyen. 

Wiederholungssignale  siehe  Nach- 
ahmungssignale. 

Wiegevorrichtungen,  Wagen  (weighing 
appliances,  scales;  appareils  de  pesage;  bilancic, 
pese),  zur  Bestimmung  des  Gewichtes  von 
Massen  durch  Abgleichung  mit  Hilfe  von  ge- 
eichten Gewichtseinheiten  [kg).  Die  Art  und 
Weise,  wie  die  Abgleichung  vorgenommen  wird, 
und  die  hieraus  sich  ergebende  Bauart  der 
Wage  bildet  das  Hauptunterscheidungsmerkmal 
für  die  verschiedenen  Gattungen  von  W.  Die 
Abgleichungaufder  Gewichtsseite  kann  entweder 
durch  Gewichtswirkung  erfolgen  —  Gewichts- 
wagen -  oder  unter  Zuhilfenahme  einer  wesent- 
lich verschiedenen  Vergleichskraft,  z.  B.der  elasti- 
schen Kraft  einer  Feder  —  Federwagen.  — 
Die  W.,  bei  denen  ein  Gewicht  benutzt  wird, 
können  entweder  so  eingerichtet  sein,  daß  die 
Abgleichung  nur  für  eine  einzige  Lage,  die 
sog.  Einspielungslage,  erfolgt,  —  Wagen  mit 
fester  Einspielungslage  —  oder  so,  daß 
jeder  Last  eine  besondere  Einspielungslage  ent- 
spricht, —  Neig ungs wagen.  Bei  den  Wagen 
mit  fester  Einspielungslage  kann  die  Abgleichung 
entweder  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  daß 
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man  einen  unveränderlichen  Hebelarm  nach 
und  nach  mit  mehr  und  mehr  Gewichten  be- 
lastet, bis  die  W.  einspielt,  -  Wagen  mit 
Gewichtsschale  -  oder  so,  daß  man  ein 
unveränderliches  Gewicht  -  Laufgewicht  - 
auf  dem  Hebel,  an  dem  es  wirkt,  verschiebt,  bis 
die  \V.  einspielt,   -  Laufgewichtswagen. 

Die  Federwagen  gehören  ebenso  wie  die  Nei- 
gungswagen zu  den  Wagen  mit  wechselnder  Ein- 
spieiungslage.  Sie  sind  zurzeit  nur  für  bestimmte 
Qewichtsfeststellungen  im  Verkehr  der  Post  und 
Eisenbahn  zulässig.  -  Die  Gewichtswagen  be- 
ruhen auf  dem  Hebelgesetze  und  werden  deshalb 
gewöhnlich  als  Hebelwagen  bezeichnet.  Am  Hebel 
(Abb.  216)  ist  Gleichgewicht  vorhanden,  wenn  sich 


ira 


Abb.  216. 


die    Kraft  {P)   und    Last  (Q)    umgekehrt   wie    ihre 

Hebelarme    verhalten,    d.  h.    wenn    die    statischen 

Momente  gleich  sind. 

P        Rr 

t,  =^  oder  PAc=QBc. 

Q       Ac 

Die  Hebel  können  ein-  oder  doppelarmig,  gleich- 
oder  ungleicharmig,  geradlinig  oder  winkelförmig 
abgebogen  sein.  Die  Federwagen  beruhen  auf 
den  elastischen  Formänderungen  (Verlängerung,  Ver- 
kürzung, Durchbiegung)  einer  Feder,  die  mittels 
Zeigerwerks  übertragen  werden.  Die  Anforderungen, 
denen  eine  W.  genügen  muß,  sind  im  wesentlichen: 

1.  Die  Stabilität  des  Gleichgewichts,  d.  h.  jede 
W.,  die  innerhalb  der  Grenzen,  für  die  sie  gebaut 
wurde,  belastet  ist,  muß,  wenn  sie  durch  Anstoßen 
mit  der  Hand  aus  ihrer  Gleichgewichtslage  gebracht 
wird,  nach  einigen  Schwingungen  wieder  in  diese 
zurückkehren. 

2.  Die  Empfindlichkeit,  d.  i.  die  Fähigkeit  der  W., 
die  darauf  gewogenen  Gewichte  noch  bis  zu  ge- 
nügend kleinen  Bruchteilen  der  Gewichtseinheit 
meßbar  zu  machen. 

3.  Übereinstimmung  beim  mehrmaligen  Wiegen, 
d.  h.  Regelmäßigkeit  und  Stetigkeit  der  Angaben. 
Hierbei  "ist  keineswegs  eine  mathematische  Über- 
einstimmung der  einzelnen  Wiegungen  ein  und  der- 
selben Last  mit  ein  und  derselben  W.  gedacht, 
wohl  aber  müssen  die  etwaigen  Unterschiede  inner- 
halb der  eichgesetzlichen  Fehlergrenzen  liegen. 
Namentlich  wichtig  ist  dabei  der  Umstand,  daß  die 
.Angabe  der  W.  durch  Verschiebung  der  Last  oder 
der  Gewichte  auf  der  Brücke  nicht  beeinflußt 
werden  darf. 

4.  Die  W.  muß  stets  richtig  sein,  sie  muß  durch 
ihre  Bauart  und  Ausführung  auch  die  Erhaltung  der 
im  neuen  Zustand  vorhandenen  Eigenschaften  ver- 
bürgen und  darf  namentlich  keine  Einrichtungen  zu 
Änderungen  besitzen,  durch  die  sie  mit  wenig  Mühe 
in,  betrügerischer  Absicht   gefälscht   werden    kann. 

I.  Vorschriften   über  den   Bau   und   die  An- 
lage von  Wagen. 

L  Die  Eichordnung  (E.O.)  für  das  Deutsche  Reich 
vom  8.  November  1911.  Die  wichtigsten  Bestim- 
mungen sind  bei  der  Beschreibung  der  allgemeinen 
Anordnungen  der  Wagen  angeführt. 


2.  Die  EVO.  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
bestimmt  in  §  58  und  77  hinsichtlich  der  Fest- 
stellung des  Gewichts  von  Sendungen:  Die  Eisen- 
bahn ist  berechtigt,  die  Übereinstimmung  der  Sen- 
dung mit  dem  Frachtbriefe  nach  Stückzahl,  Gewicht 
und  Inhalt  jederzeit  zu  prüfen;  Gebühren  dürfen 
hierfür  nicht  erhoben  werden.  —  Bei  Stückgütern, 
die  von  der  Eisenbahn  verladen  werden,  ist  diese 
verpflichtet,  Anzahl  und  Gewicht  bei  der  Annahme 
gebührenfrei  festzustellen.  Sie  kann  von  der  Ver- 
wiegung absehen  oder  -  bei  gleichartigen  Stücken  - 
Probeverwiegungen  vornehmen,  wenn  der  Absender 
das  Gewicht  in  den  Frachtbrief  eingetragen  und  die 
Nachwiegung  im  Frachtbriefe  nicht  verlangt  hat. 
Bei  allen  anderen  Sendungen  ist  die  Eisenbahn  auf 
.'\ntrag  des  Absenders  im  Frachtbriefe  verpflichtet, 
das  Gewicht  und  die  Stückzahl  festzustellen,  es  sei 
denn,  daß  die  vorhandenen  W.  nicht  ausreichen. 
Das  Gewicht  hat  die  Eisenbahn  auch  ohne  Antrag 
festzustellen,  wenn  es  im  Frachtbriefe  nicht  angegeben 
ist.  Für  diese  Feststellungen  ist  die  tarifmäßige  Ge- 
bühr zu  zahlen.  Ist  die  Feststellung  auf  der  Ver- 
sandstation nicht  angängig,  so  erfolgt  sie  auf  einer 
anderen  Station.  Die  Eisenbahn  kann  die  Verwiegung 
der  Wagenladungsgüter  auf  der  Gleiswage  vor- 
nehmen und  der  Gewichtsberechnung  das  an  den 
Eisenbahnwagen  angeschriebene  Eigengewicht  zu 
gründe  legen.  Jedoch  ist  einem  Antrage  des  Ver- 
fügungsberechtigten auf  Verwiegung  des  leeren 
Wagens  zu  entsprechen,  wenn  es  die  Betriebsver- 
hältnisse gestatten.  Ob  und  welche  Gebühr  zu  er- 
heben ist,  hat  der  Tarif  zu  bestimmen.  -  Die  Fest- 
stellung des  Gewichts  und  der  Stückzahl  hat  die 
Eisenbahn  auf  dem  Frachtbriefe  zu  bescheinigen. 
Der  Empfänger  kann  bei  der  .Ablieferung  verlangen, 
daß  die  Güter  in  seiner  Gegenwart  auf  dem  Bahn- 
hofe nachgezählt  und  nachgewogen  werden :  er  hat 
hierfür  die  tarifmäßige  Gebühr  zu  zahlen.  Die  Eisen- 
bahn ist  verpflichtet,  bei  Wagenladungen  die  bean- 
tragte Nachwiegung  und  Nachzählung  vorzunehmen, 
es  sei  denn,  daß  die  vorhandenen  W.  nicht  aus- 
reichen. Wird  die  Nachwiegung  abgelehnt,  so  kann 
der  Empfänger  das  Gut  auf  den  nächsten  geeigneten 
Wagen  in  Gegenwart  eines  Bevollmächtigten  der 
Eisenbahnen  nachwiegen. 

3.  Die  TV.  (1Q09)  schreiben  im  §  57  vor:  „Wo 
der  Güterverkehr  es  erfordert,  sind  von  Lokomotiven 
befahrene  Brückenwagen  (Gleiswagen)  außerhalb  der 
Hauptgleise  anzulegen.  Sie  sollen  ohne  Gleisunter- 
brechung gebaut  und  mit  selbsttätiger  Signalvor- 
richtung versehen  sein."  -  Für  die  Qleiswage  ist 
zweckmäßig  eine  solche  Lage  zu  wählen,  daß  sie 
ohne  unnötige  rückläufige  Bewegungen  erreicht 
werden  kann.  Zu  diesem  Zwecke  ist  das  Wagegleis 
an  beiden  Seiten  durch  Weichen  anzuschließen. 
Wegen  der  hohen  Kosten  der  Anlage  und  der  für 
die  Bedienung  erforderiichen  Verschiebearbeiter  er- 
folgt Aufstellung  der  Gleiswagen  nur  auf  Bahn- 
höfen mit  stärkerem  Wagenladungsverkehr,  wo  gleich- 
zeitig längere  Zugaufenthalte  vorgesehen  und  mög- 
lichst besondere  Verschiebelokomotiven  vorhanden 
sind.  Zu  beachten  ist  bei  der  Auswahl  der  Bahn- 
höfe, daß  durch  die  Zuführung  wiegepflichtiger 
Eisenbahnwagen  nicht  eine  unerwünschte  .Mehr- 
belastung der  Zuführungsstrecken  eintritt. 

4.  Dienstvorschrift  für  den  Gebrauch,  die  Prüfung 
und  die  Behandlung  der  Wagen,  Gewichte  und 
.Meßgeräte,  gültig  vom  1.  Januar  1915  für  den 
Bereich  der  ehemals  preuß.-hess.  Staatseisenbahnver- 
waltung. 

Aus  §  1.  W.  dürfen  nicht  über  ihre  Tragfähig- 
keit hinaus  belastet  werden. 
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Soll  eine  Wiegung  rechtliciie  Gültigkeit  haben, 
so  muß  die  W.  geeicht  sein. 

Aus  §  2.  Alle  W.,  mit  Ausnahme  der  Balken- 
wagen, müssen  Entlastungsvorrichtungen  haben  zur 
Entlastung  der  Schneiden  an  den  Wagebalken  bei 
Niclitbenutzung  sowie  beim  Auf-  und  Abbringen 
der  Last.  Oleiswagen  müssen  mit  selbsttätigen  Signal- 
scheiben versehen  sein,  die  senkrecht  zum  Gleis 
stehen,  wenn  die  W.  gesperrt  ist  und  parallel,  wenn 
sie  befahren  werden  darf. 

Aus  §  3.  Die  Handhabung  und  Einrichtung  der 
W.  muß  den  für  die  Wägung  verantwortlichen 
Personen  —  Lademeister,  Wiegemeister  oder  deren 
Vertreter  —  genau  bekannt  sein.  Beim  Wiegen  muß 
wenigstens  einer  von  ilinen  zugegen  sein  und  das 
Wiegebuch  führen.  Die  mit  Handhabung  der  W. 
betrauten  Personen  sowie  der  Vorsteher  der  Dienst- 
stelle sind  für  den  guten  Zustand  und  den  richtigen 
Gebrauch  der  W.  verantwortlich ;  sie  haben  auch 
die  Reinigung  der  W.  einschließlich  der  Gruben 
zu  veranlassen  und  zu  überwachen.  Wenn  der  Vor- 
steher der  Dienststelle  zur  Aufsicht  über  die  Instand- 
haltung nach  dem  Ermessen  des  Maschinenamts- 
vorstandes nicht  geeignet  ist,  so  ist  ein  anderer 
sachkundiger  Bediensteter  damit  zu  betrauen. 

Aus  §  4.  Vor  jeder  Wiegung  ist  dafür  zu  sorgen,  daß 

a)  die  Plattform  oder  Wageschale  rein  ist  und 
nirgends  anstreift, 

b)  der  Wagebalken  frei  schwingt  und  die  daran 
angebrachte  Zunge  genau  einspielt.  Spielt  die  Wage 
nicht  ein,  so  ist  sie  entweder  durch  Verstellen  eines 
verschiebbaren  Gewichts  (Tariergewicht)  oder  durch 
Zusatz  von  kleinen  Gewichtsstücken  auf  die  Last- 
oder Wiegeseite  zu  tarieren. 

Bei  nicht  ortsfesten  W.  ist  besonders  darauf  zu 
achten,  daß  die  Brücke  wagerecht  liegt. 

Aus  §  5.  Der  zu  wiegende  Gegenstand  ist  auf 
die  Mitte  der  Brücke  (Plattform)  oder  Wageschale 
zu  bringen,  alsdann  die  Entlastung  aufzuheben 
und  die  Zunge  durch  Belastung  der  üewichtsschale 
oder  Verschieben  des  Laufgewichts  zum  Einspielen 
zu  bringen.  Nach  Ermittlung  des  Gewichts  ist  die 
Entlastung  wieder  herzustellen  und  die  Last  alsbald 
von  der  Brücke  zu  entfernen. 

Aus  §  7.  Die  Außerbetriebsteilung  von  Gleis- 
wagen, die  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen,  ist 
unter  Angabe  der  Gründe  dem  zuständigen  Ver- 
kehrs- und  Maschinen-  oder  Werkstättenamte  sowie 
den  in  jeder  Fahrrichtung  nächstgelegenen,  mit  Gleis- 
wagen versehenen  Bahnhöfen  telegraphisch  bekannt 
zu  geben,  sobald  die  Außerbetriebstellung  länger 
als  12  Stunden  dauert.  In  gleicher  Weise  ist  die 
Wiederinbetriebnahme  zu  melden. 

Aus  §  8.  Die  Eichung  der  W.  wird  unterschieden 
nach  Neueichung  und  Nach  eich  ung.  —  Neue 
W.  und  Gewichte  sind  vor  der  Ingebrauchnahme 
zu  eichen.  -  Alle  W.  und  Gewichte  sind  außerdem 
innerhalb  bestimmter  Fristen  nachzueichen.  -  Die 
im  Gebrauch  befindlichen  Gleis-  und  Fuhrwerks- 
wagen sind  alljährlich  durch  die  Maschinen-  oder 
Werkstätten-Aintsvorstände  auf  Richtigkeit  zu  prüfen. 
Stark  benutzte  Oleiswagen  können  nach  Bestimmung 
der  Eisenbahndirektion  in  kürzeren  als  jährlichen 
Zwischenräumen  geprüft  werden  (Wiederholungs- 
prüfung). -  Die  Eichung  und  Prüfung  der  Gleis- 
wagen ist  mit  eichamtlich  beglaubigten  Gewichts- 
gerätschaften, Belastungsfahrzeugen  und  Normal- 
gewichten vorzunehmen,  deren  Benutzung  durch 
Rundreiseplan  jährlich  geregelt  wird.  -  Die  Be- 
lastungsfahrzeuge sind  jährlich  bahnamtlich  zu  unter- 
suchen. 


II.  .Mlgemeine  .Anordnung  der  Wagen. 

A.  Hebelwagen  mit  wagrechter  Gleichgewichts- 
lage müssen  nach  §  88  der  EO.  so  eingerichtet 
sein,  daß  das  Gewicht  der  Last  nur  in  einer  durch 
Zeiger,  Zunge  oder  in  ähnlicher  Weise  deutlich  er- 
kennbar gemachten  Stellung  des  Hebelsystems  -  der 
Einspielungsstellung  —  ermittelt  wird.  Bei  der  Ein- 
spielungsstellung  sollen  die  durch  die  Endschneiden 
der  einzelnen  Hebel  gehenden  Ebenen  nahezu  wage- 
recht liegen.  Zungen  und  Zeiger  müssen  so  ein- 
gerichtet und  angebracht  sein,  daß  sie  in  bezug  auf 
den  Balken  und  die  Einspielungsstellung  eine  un- 
veränderliche Lage  einnehmen.  W.,  bei  denen  die 
L'nveränderlichkeit  der  Einspielungsstellung  gegen 
die  Lotrichtung  nicht  durch  die  Aufhängung  oder 
die  feste  Aufstellung  gesichert  oder  nicht  schon  aus 
den  Formen  und  Abmessungen  des  Gestells  und  der 
Zeigereinrichtung  mit  bloßem  Auge  erkennbar  ist, 
müssen  mit  einem  Lot  (Peudelzeiger),  einer  Wasser- 
wage oder  dgl.  versehen  sein.  Befindet  sich  die  Be- 
lastung hängend  unterhalb  tragender  Achsen,  so 
darf  sie  nicht  unmittelbar,  sondern  nur  mittels  eines 
Zwischengehängs  mit  Ringen  und  Haken  oder  dgl. 
an  der  Pfanne  aufgehängt  sein.  Befindet  sie  sich 
oberhalb  tragender  Achsen,  so  müssen  die  Lastträger 
parallel  geführt  sein.  Alle  Begrenzungen  von  Hebel- 
längen dürfen  nur  durch  Schneiden,  alle  Druck- 
übertragungen auf  die  Schneiden  nur  durch  Pfannen 
bewerkstelligt  werden.  Schneiden  und  Pfannen  müssen 
an  den  sich  berührenden  Teilen  aus  hartem  Stahl 
von  genügender  Festigkeit  hergestellt  und  so  ein- 
gerichtet und  an  den  Hebeln  und  Hebelverbin- 
dungen so  angebracht  sein,  daß  die  Drehungen  ohne 
Hemmungen  vor  sich  gehen.  Sie  müssen  so  gestaltet 
und  angeordnet  sein,  daß  auch  eine  Berührung 
der  mit  ihnen  fest  verbundenen  Teile  nur  in  der 
Drehungsachse  und  ohne  Beeinträchtigung  des  freien 
Spiels  erfolgen  kann.  Vorrichtungen,  die  es  ermög- 
lichen, die  Längen  der  Hebelsarme  oder  die  Lage 
des  Schwerpunktes  des  Hebelsystems  unachtsam  oder 
absichtlich  leicht  zu  verändern,  sind  unzulässig.  — 
Ungleicharmige  Brückenwagen  (ohne  oder  mit  Lauf- 
gewicht) müssen  mit  einer  Feststellvorrichtung  am 
Gegengewichtshebel  versehen  sein.  Fest  fundamen- 
tierte  Brückenwagen  sowie  Brückenwagen  für  eine 
größte  zulässige  Last  von  10.000  kg  und  darüber 
müssen  außerdem  eine  gesonderte  Entlastungsvor- 
richtung haben,  die  ihr  Hebelsystem  vor  den  beim 
Aufbringen  der  Lasten  stattfindenden  Stößen  be- 
wahrt. Zulässig  ist  die  Betätigung  beider  Vorrich- 
tungen durch  einen  Hebel  oder  eine  Kurbel.  Bei 
Brückenwagen,  die  ihrer  Einrichtung  oder  Auf- 
stellung nach  Gewähr  für  die  stoßfreie  Zuführung 
der  Last  bieten,  darf  von  der  Entlastungsvorrichtung 
abgesehen  werden.  Bei  zusammengesetzten  Wagen  darf 
die  Hebelverbindung  durch  gleicliarmige  oder  un- 
gleicharmige  Hebel  hergestellt  sein.  Bei  fest  funda- 
mentierten  W.  sollen  die  Gruben,  wenn  die  W.  in 
solche  eingebaut  sind,  leicht  zugänglich,  entwässert 
und  hinreichend  hoch  sein,  um  die  Besiclitigung  der 
eingedeckten  Teile  auch  während  der  Belastung  ohne 
besondere  Schwierigkeit  zu  gestatten.  Nach  §  94  der 
EO.  ist  die  größte  zulässige  Last  (Tragfähigkeit)  bei 
jeder  W.  auf  dem  Hauptbalken  nach  kg  oder  g  zu  be- 
zeichnen. Außerdem  soll  bei  Laufgewichtswagen  der 
letzten  Zahlenangabe  der  Hauptskala  die  Bezeich- 
nung kg  beigefügt  sein.  Nach  §  95  der  EO.  muß  die 
Empfindlichkeit  der  W.  hinreichend  sein,  so  daß  nach 
Aufbringung  der  größten  zulässigen  Last  bestimmte 
Gewichtszulagen  noch  einen  deutlichen,  bleibenden 
Ausschlag  bewirken.  —  Geeichte  Wagen  sind  nach  §96 
der  EO.  mit  Stempel  und  Jahreszeichen  zu  versehen. 
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I.    Wagen,    bei    denen    die    Last     durch 

Gegen'gewichte     an     unveränderlichem 

Hebelarm  gewogen  wird. 

A)  Gleicharmige  Wagen.  Die  Last  wird 
durch  ein  gleich  schweres   Gewicht  gewogen; 

1.  Einfache  gleicharmige  Ralken- 
wagen.  Üie  Arme  einer  gleicharmigen  Wage 


Abb.  217. 

dürfen  keine  ersichtlichen  Verschiedenheiten 
der  Gestalt  zeigen;  an  der  Aufhängung  des 
Armes  muß  eine  Schutzeinrichtung  angebracht 
sein,  die  eine  Anlehnung  der  Last  an  die  Zweige 


daß  die  3  Schneiden  jedes  Hebels  in  einer 
Ebene  liegen  und  der  Schwerpunkt  des  Hebels 
sich  möglichst  dicht  unter  der  Schneidenebenc 
befindet.  Ausführung  bis  zu  den  größten  Stärken 
(3000  kg  Tragkraft),  mit  und  ohne  Entlastung 
(Arretierung),  in  Scherenaufhängung  (Abb.  217) 
oder  auf  Säulen  (Ständer)  (Abb.  218).  Wegen 
einfacher  Bauweise  im  allgemeinen  gegen 
Schmutz  und  Staub  wenig  empfindlich. 

2.  Die  oberschalige  oder  Tafelwage 
(gleicharmige  Brückenwage,  Abb.  219)  ist  eine 
Wage,  deren  Schalen  sich  auf  tragende  Achsen 
stützen,  oberhalb  deren  also  der  Schwerpunkt 
liegt.  Der  Schwerpunkt  der  Last  (oder  des 
Gegengewichts)  kann  über  verschiedenen 
Punkten  der  Schale  liegen.  Um  alle  Punkte 
der  Schale  gleich  viel  zu  heben  oder  zu  senken, 
muß  man  die  letztere  ihrer  Anfangslage  parallel 
bewegen:  Parallelführung.  Nach  dieser  unter- 


Abb.  21S.  Gleicharmige  geeichte  Ball<eiiw,ige. 

des  Balkens  verhindert.  Gleicharmige  Wagen 
dürfen  nur  an  den  Schalen  Tariervorrichtungen 
hallen,  durch  die  sich  das  Gewicht  der  Schalen 
und  Gehänge  so  ausgleichen  läßt,  daß  die  W.  im 
unbelasteten  Zustand  einspielt  (EO.  §  89).  - 
Last  und  Gegengewicht  befinden  sich  hängend 
unterhalb  der  tragenden  Achse;  die  einfache 
gleicharmige  Balkenwage  besteht  aus  einem 
Hebe!  und  wird  überall  da  verwendet,  wo  bei 
geringem  Übergewicht  ein  großer  Ausschlag 
verlangt  wird,   hohe  Empfindlichkeit  dadurch. 


Abb.  210.  Geeichte  oberschalige  Tafelwage. 

scheidet  man  die  Pfanzedersche,  Berangersche, 
Robervalsche  oder  VJ'estphalsche,  Radermacher- 
sche  und  Steinfeldtsche  und  Blasbergsche  Wage. 
Tragfähigkeit  l-25^o-. 

B.  Ungleicharmige  Wagen  mit  solchen 
einfachen  oder  zusammengesetzten  X'erhältnissen 
der  Hebellängen,  daß  die  Last  durch  den  zehnten 
oder  den  hundertsten  Teil  ihres  Gewichtes  ge- 
wogen wird  (Dezimal-  oder  Zentesimalwagen). 

Aus  §  90  der  EO.:  Zulässig  sind  nur  Dezi- 
malwagen, die  für  eine  größte  zulässige  Last 
von  20  kg  und  darüber,  und  nur  Zentesimal- 
wagen, die  für  eine  größte  zulässige  Last  von 
50  kg  und  darüber  bestimmt  sind.  Zentesimal- 
wagen müssen  als  solche  mit  dem  Worte 
„ZentesimaKvage"  an  augenfälliger  Stelle  ge- 
kennzeichnet sein.  Die  ungleicharmij-ien  Wagen 
dürfen  nicht  nur  an  den  Schalen  mit  Tarier- 
vorrichtungen, sondern  auch  an  den  Hebel- 
armen mit  Reguliervorrichtungen  (feststellbares 
Laufgewicht  ohne  Skala)  versehen  sein,  durch 
die  das  Gewicht  sämtlicher  Teile  sich  so 
ausgleichen  läßt,  daß  die  Wage  in  unbelastetem 
Zustande  einspielt.  Ungleicharmige  Brücken- 
wagen müssen  eine  Berichtigungsvorrichtung 
haben.  Zulässig  sind  als  Hilfseinrichtung  Lauf- 
gewichte mit  Skalen,  wenn  durch  sie  nicht  mehr 
als  der  fünfte  Teil  der  größten  zulässigen  Last 
aufgewogen  werden  kann. 
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1.  Einfache  und  zusammengesetzte 
ungleicharmige  Balkenwagen  (Abb.  220) 
mit  Gehängen.  Die  Belastung  und  ihr  Schwer- 
punkt befindet  sich  unterhalb  der  tragenden 
Achse.  Je  nachdem  die  W.  aus  einem  oder 
mehreren  Hebeln  besteht,  nennt  man  sie  ein- 
fache oder  zusammengesetzte  Wagen.  Die  Zen- 
tesimalwage findet  Verwendung  als  Kran-  oder 
Kettenwage. 

2.  B r  ü c k e n  wa g e n  (ungleicharmige  Brücken- 
wagen, Straßburger  Brückenwagen,  Dezimal-, 
Zentesimalwage).  —  Die  Lasten  und  ihr  Schwer- 
punkt befinden  sich  oberhalb  tragender  Achsen 
und  die  Gegengewichte  hängend  unterhalb  der 
tragenden  Achsen  oder  oberhalb  tragender 
Achsen.  Es  ist  daher  eine  Parallelführung  des 
Lastträgers  (der  Brücke,  des  Tisches,  der  Schalen 
U.S.W.)  durch  Gelenkparallelogramm  oderTrapez 
erforderlich,  um  dem  Schwerpunkt  der  Last  eine 


Abb.  220. 

lotrechte  Bewegung  und  dem  Lastträger  während 
der  Gewichtsermittlung  stets  die  wagrechte 
Lage  zu  sichern.  Nach  der  Parallelführung 
werden  5  Arten  eichfähiger  Brückenwagen  unter- 
schieden. —  Zur  Erzielung  eines  größeren 
Übersetzungsverhältnisses  und  zur  Verlegung 
der  Schale  über  die  Lastschneiden  zwecks  be- 
quemerer Aufbringung  der  Last  werden  die 
Brückenwagen  aus  mehreren  Hebeln  zusammen- 
gesetzt. Dem  ersteren  Zweck  dient  die  Hinter- 
einanderschaltung, dem  zweiten  die  Nebenein- 
anderschaltung der  Hebel.  —  Ein  Übersetzungs- 
verhältnis von  1  :  100  läßt  sich  an  einem 
einzigen  Hebel  praktisch  nicht  verwirklichen, 
weil  der  eine  Arm  zu  kurz,  der  andere  zu  lang 
werden  würde.  Man  benutzt  daher  2  Hebel, 
von  denen  z.  B.  jeder  ein  Übersetzungsver- 
hältnis von  1  :  10  hat,  und  setzt  sie  so  zu- 
sammen, daß  die  Gewichtsschneide  des  einen 
Hebels  mit  der  Lastschneide  des  anderen  durch 
eine  Koppel  oder  Zugstange  verbunden  wird, 
man  schaltet  die  beiden  Hebel  hintereinander 
(Abb.  221).  -  Um  die  Schale  über  die  Last- 
schneiden zu  verlegen,  bedarf  man  mindestens 
dreier  Lasthebel,  da  zur  Stützuug  der  Schale 
drei  Stützpunkte,  also  3  Lastschneiden  erforder- 
lich sind.  Diese  Hebel  werden  nebeneinander- 
geschaltet,   indem  man    sie  sämtlich  nüt  ihren 


Gewichtsschneiden  an  die  Lastschneide  eines 
vierten  Hebels  anhängt. 

Sie  sind  unter  sich  parallel  und  gemeinsam 
hinter  den  vierten  Hebel  geschaltet.  Neben- 
einandergeschaltete Hebel  tragen  die  Last  ge- 
meinsam 

Alle  Brückenwagen  sollen  an  ihrem  Gewichts- 
hebel mit  einer  Eeststellvorrichtung  versehen 
sein,  damit  bei  den  zum  Wiegen  notwendigen 
Handlungen,    beim  Aufsetzen    von    Ge\x'ichten 


Abb.   221. 

u.  s.  w.,  keine  heftigen  Stöße  des  Hebels  gegen 
seine  Anschläge  vorkommen  können.  Die  Vor- 
richtung besteht  in  der  Regel  aus  einem  kleinen 
am  Gestell  angebrachten  Hebel  mit  Handgriff, 
der  den  Gewichtshebel  gegen  seinen  oberen 
Anschlag  drückt,  ihm  also  sicher  festklemmt. 
Bei  tragbaren  Brückenwagen  wird  mit  der  Fest- 
stellvorrichtung zuweilen  eine  Verriegelungs- 
vorrichtung (Unterzug)  verbunden,  bei  der  z.  B. 
eine  unter  der  Brücke  befindliche  Stange  mit  2  an 


er   B 
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Abb.  222.  ' 

ihr  befestigten  Riegeln  in  2  an  der  Brücke 
angebrachte  Ösen  geschoben  wird,  um  ein  Ab- 
springen der  Pfannen  von  den  Schneiden  zu 
verhüten.  —  Die  Dezimalwagen  für  eine  größte 
zulässige  Last  von  20  kg  und  darüber  sind 
meist  tragbar  (transportabel),  die  Zentesimal- 
wagen für  eine  größte  zulässige  Last  von  50  kg 
und  darüber  feststehend  (stabil)  mit  Ausnahme 
der  Erhardt'schen  Zentesimalwagen  zur  Bestim- 
mung der  Größe  der  Achsbelastung  (Organ 
1866,  S.  14). 

Abb.  222  stellt  das  Schema  einer  Dezimalwage 
dar  (50  -  250  kg  Tragkraft).  Der  zweiseitige 
Hebel  (ylC:  C/=  10  :  i'MC;  C5=  10:  5)  trägt 
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4  Schneiden, /4,C,/^ß;  an  der  Schneide /l  iiängt 
die  W'agschale  zur  Aufnahme  der  üewichte; 
C  bildet  den  Stützpunkt;  die  Schneiden  FundB 
tragen  2  Zugstangen,  an  der  ersten  F/  hängt 
die  schmale  Seite  der  trapezförmigen  Brücke, 
die  zweite  BD  geht  durch  eine  Öffnung  in 
der  Brücke  und  wirkt  auf  den  einseitigen  Hebel 
DHE,  der  sich  am  Ende  Zf  mittels  zweier 
Schneiden  auf  2  Pfannen  am  Gestell  der  Wage 


fundamentierten  Brückenwagen,  sowie  die  trans- 
portabeln  Brückenwagen,  deren  Tragfähigkeit 
3000  kg  und  mehr  beträgt,  sollen  außer  der 
Feststellung  eine  Entlastungsvorrichtung  be- 
sitzen. Ausgenommen  sind  von  dieser  Vor- 
schrift nur  Brückenwagen  mit  einer  Tragfähig- 
keit bis  zu  10.000  kg  aufwärts,  bei  denen  be- 
sondere Einrichtungen  zum  stoßfreien  Befahren 
der  Brücke  (Auffahrtsschienen  und  Stoßfänger) 


Abb.  223. 


stützt  und  bei  H  2  Schneiden  trägt,  auf  die  sich 
mittels  Pfannen  die  Brücke  auflegt.  Unter  der 
Voraussetzung,  d^ßE/i :  ED  =  CF:  CS  =  1:5, 
_  ist  die  von    der 

I_,,  .       jo  c  o  o  o  .o   rj      Last      auf     den 

Hebelarm   BCA 
ausgeübte    Wir- 
kung     dieselbe, 
als  wenn  die  Last 
unmittelbar     an 
der      Zugstange 
FJ      aufgehängt 
wäre.  Da  CF:  CA 
=  1  :  10,  ist  das 
zehnten   Teil    der    Last, 
finden    im  Stückgutver- 
\'erwendung. 

Abb.  223  zeigt  die 
grundsätzliche  Anord- 
nung einer  Brücken- 
wage. Die  Brücke  mit 
der  Last  stützt  sich  an 
4  Punkten  aufdie  Trag- 
hehel  (Dreieckhebel,  Tri- 
angel), die  an  ihrem 
einen  Ende  die  festen  Drehpunkte/ besitzen;  nach 
der  Mitte  sind  sie  zusammengeführt  und  stützen 
sich  mittels  Querbalken  auf  den  Haupttrag- 
hebel (Querhebel,  Kommnnikatur)/73,  der  bei  /^ 
festgelagert  ist  und  bei  D  durch  die  Zugstange  CD 
am    eigentlichen  Wagebalken   hängt.    Die  fest 


Abb.  224.  Stoßfänger. 

Gewicht   gleich    dem 
Die  Dezimalwagen 
kehr  der  Eisenbalinen 


Abb.  225.  Auff.ihrschiene. 


vorhanden  sind  oder  die  Zuführung  des  Mate- 
rials stoßfrei  erfolgt.  Die  Entlastung  einer  Wage 
geschieht  in  der  Regel  auf  die  Weise,  daß  die 
Brücke  samt  ihrer  Last  mit  4  an  ihr  befindlichen 
Hohlkegeln  auf  4  an  dem  Gestell  oder  Funda- 
ment der  Wage  befindliche  X'ollkegel  aufgelagert 
wird  (bei  Wagen  ohne  Gleisunterbrechung  wird 
die  Last  auf  die  Fahrschienen  abgesetzt,  die 
Brücke  bleibt  gewöhnlich  in  Verbindung  mit 
dem  Hebelsystem).  —  Die  Entlastungsvorrichtung 
kann  von  Hand,  durch  Dampfkraft,  Druckluft, 
Druckwasser  oder  namentlich  elektrisch  betätigt 
werden.  —  Beim  Auffahren  einer  Last  auf  die 
Brücke  kommen  in  der  Hauptsache  zweierlei  Stoß- 
wirkungen vor,  die  zur  Beschädigung  der  Wagen 
führen  können.  Die  eine  besteht  in  einer  Schub- 
wirkung in  wagerechter  (hauptsächlich  in  der 
Längsrichtung  der  Brücke),  die  andere  in  einer 
Stoßwirkung  in  lotrechter  Richtung.  Die  eine 
sucht  man  durch  Stoßfänger  (Abb.  224),  die  an- 
dere durch  Auffahrschienen  (Abb.  225)  (nament- 
lich bei  Wagen  ohne  Gleisunterbrechung), 
die  eine  allmähliche  Überleitung  der  Fahr- 
zeuge auf  und  von  der  angehobenen  Brücke  be- 
wirken, unschädlichzumachen.  DerRadstandein- 
zelner  Fahrzeuge  übertrifft  auch  die  längsten  der 
bisher  gebauten  Brücken.  Das  Gewicht  solcher 
Fahrzeuge  hat  man  bisher  in  der  Weise  bestimmt, 
daß  man  durch  Teilwiegungen  den  Druck  der 
einzelnen  Achsen  oder  Drehgestelle  feststellte 
und  die  Gewichte  zusammenzählte.  Dieses  Ver- 
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fahren  ist  nur  anwendbar  bei  zweiachsigen  Fahrzeugen.  Bei 
mehrachsigen  führt  es  zu  ganz  unzuverlässigen  Ergebnissen. 
Man  ist  infolgedessen  neuerdings  zu  Sonderbauarten  über- 
gegangen, die  die  Wiegung  auch  der  längsten  Fahrzeuge 
gestatten,  u.  zw.  hat  man  die  Aufgabe  auf  drei  verschiedene 
Arten  zu  lösen  versucht,  nämlich  durch  den  Bau:  1.  von  W. 
mit  sehr  langen  Brücken,  die  nicht  auf  2,  sondern  auf  4  Drei- 
eckshebeln  ruhen  (Abb.  226);  2.  von  2  vollkommen  getrennten, 
in  geringem  Abstände  voneinander  in  dasselbe  Gleis  gelegten 
W. ;  3.  von  Verbundwagen  (Doppelwagen),  d.  h.  von  2  W.,  die 
im  Bedarfsfalle  miteinander  gekuppelt  werden  können  und 
von  denen  eine  oder  beide  auch  einzeln  gebraucht  werden 
können. 

Zum  Verwiegen  von  Landfuhrwerken  und 
Eisenbahnwagen  verwendet  man  2  verschiedene 
Bauarten  von^Gleisbrückenwagen,  u.  zw.  solche 
mit  und  ohne  Gleisunterbrechung.  \  x_^^ 

fl^BrückenwagemitGleisunterbrechung. 

Die  W.  ist  derartig  in  ein  Gleis  eingebaut, 
daß  die  Fahrschienen  vor  und  hinter  der  Wage 
unterbrochen  sind,  die  Schienen  sind  zwischen 
den  Unterbrechungen  auf  der  Wagenbrücke 
befestigt.  Diese  Bauart  ist  die  ältere  und  einfachere.  Sie  wurde 
früher  allgemein  angewendet  und  kommt  auch  heute  noch  in 
Betracht,  wenn  die  W.  in  ein  Nebengleis  eingebaut  werden 
soll,  das  nicht  mit  Lokomotiven  und  Zügen  befahren  wird. 
Die  W.  hat  den  Vorteil  leichter  Bedienungsweise.  Sie  muß 
mit  einer  eichgesetzlich  vorgeschriebenen  Entlastungsvorrich- 
tung (AbStellvorrichtung)  versehen  sein,  die  dazu  dient, 
die  Brücke  durch  _ein  Windewerk  auf  die  Ruhezapfen  nieder- 
zulassen, derart,  daß  sich  zwischen  Schneiden  und  Schneiden- 
lager der  Brücke  ein  Spielraum  bildet  und  erstere  dadurch 
gegen  Verletzungen  beim  Befahren  der  Wagen  geschützt  sind. 
Um  die  Brücke  wieder  in  Wiegestellung  zu  bringen,  wird  die 
Entlastung  in  entgegengesetzter  Richtung  betätigt  (Kniehebel-, 
Ketten-  oder  Schneilentlastung). 

b)  Brückenwage  ohne  Gleisunterbrechung. 

Die  Fahrschienen  werden  nicht  unterbrochen,  die  Wagen- 
brücke liegt  in  der  Regel  zwischen  den  Schienen.  Diese  Bau- 
art wird  überall  angewendet,  wo  die  W.  in  ein  öfters  von 
Lokomotiven  und  Zügen  befahrenes  Gleis  zu  liegen  kommt. 
Vor  dem  Wiegen  ist  die  Brücke  mit  dem  darüberstehenden 
Eisenbahnwagen  durch  ein  Windewerk  anzuheben  (Winde- 
werksentlastung mit  Sicherheitskurbel  oder  elektrische  und 
mechanische  Entlastungseinrichtungen,  wo  elektrische,  hydrau- 
lische, mechanische  Antriebskraft  oder  Druckluft  zur  Ver- 
fügung steht).  Hierbei  wird  der  Wagen  durch  die  Brücken- 
schienen von  den  Fahrschienen  abgehoben  und  ruht  nur  noch 
auf  der  Wagenbrücke.  Das  Auf-  und  Abwinden  (Entlasten) 
erfordert  naturgemäß  einen  bestimmten  Aufwand  an  Arbeits- 
kraft und  -zeit.  Ein  wichtiger  Vorzug  dieser  Bauart  besteht 
darin,  daß  die  W.  selbst  geschont  wird,  da  sie  nur  für  die 
Zeit  des  Wiegens  einer  Beanspruchung  unterliegt  und  sonst 
unberührt  bleibt  von  allen  über  das  Gleis  gehenden  Fahr- 
zeugen. Beide  Arten  werden  für  die  normale  und  andere 
Spurweiten  gebaut.  Für  gewöhnliche  Eisenbahnwagen  genügt 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 
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in  der  Regel  eine  W.  von  40.000  kg  Tragkraft 
und  7500  mm  Brückenlänge.  Für  Stra(5enfuhr- 
wcrkswagen  beträgt  die  normale  Brückenbreite 
1  -90  m,  die  Länge  4-50  -  5-50  //;.  Brückenwagen 
werden  jedoch  auch  in  jeder  anderen  Trag- 
kraft und  Länge  ausgeführt. 

IL  Laufgewichtswagen. 

Die  Last  wird  durch  Gegengewicht  am 
veränderlichen  Hebelarm  (Laufgewichte  und 
Skalen)  gewogen  und  ihr  Betrag  an  der  Längen- 
einteilung (der  Skala)  dieses  Hebelarmes  ab- 
gelesen. 

Nach  §  19  der  EO.  muß  die  Einteilung  der 
Skalen  gleichmäßig  sein.  Sie  kann  nach  beliebigen 
vielfachen  oder  Dezimalteilen  des  kg  fortschreiten. 
Die  Bezifferung  muß  nach  kg  oder  nach  g  aus- 
geführt werden  und  muß  den  Gewichtswert  der  ein- 
zelnen Teilabschnitte  unzweideutig  erkennen  lassen. 
Die  Verschiebbarkeit  der  Laufgewichtseinrichtung 
muß  eine  stetige  sein.  Sind  indessen  mehrere  Lauf- 
gewictite  mit  gesonderten  Skalen  vorhanden,  so  dürfen 
die  Skalen  mit  Ausnahme  der  die  kleinsten  Gewichts- 
unterschiede angebenden  Nebenskalen  zur  Erleich- 
terung und  Sicherung  der  Einstellung  der  Lauf- 
gewichte auf  die  entsprechenden  Hebellängen  mit 
Einschnitten  von  geeigneter  Form  (Kerben  u.  dgl.), 
die  Laufgewichte  mit  zugehörigen  Einfallvorrich- 
tungen (Zähnen  u.  dgl.)  versehen  sein.  Reichen  diese 
Einschnitte  bis  zur  Kante  der  Teilfläche,  so  dürfen 
sie  nur  in  der  Verlängerung  der  Skalenstriche  liegen. 
Zu  jedem  Einschnitt  muß  ein  entsprechender  Skalen- 
strich vorhanden  sein.  Auch  muß  die  Anzahl  der 
Einschnitte  und  Skalenstriche  gleich  sein. 

Verschiedene  Skalen  für  dasselbe  Laufgewicht 
dürfen  nicht  auf  der  gleichen  Seitenfläche  des  Gegen- 
gewichtshebels angebracht  sein. 

Die  zur  Ablesung  der  Skala  vorhandene  Einrichtung 
(Ablesnngsmarke)  muß  so  beschaffen  sein,  daß  die 
Ablesung  der  Gewichtsangaben  nicht  durch  Neben- 
umstände, auch  nicht  durch  verschiedene  Stellung 
des  Auges  beeinflußt  werden  kann.  Die  Laufgewichte 
sollen  aus  den  gleichen  A\etallen  bestehen,  die  für 
Gewichte  vorgeschrieben  sind.  Sie  dürfen  keine  ohne 
Anwendung  von  Werkzeugen  zugänglichen  Vorrich- 
tungen zur  Tarierung  und  Gewichtsberichtigung  ent- 
halten. Die  Laufgewichtseinrichtung  muß  derart  sein, 
daß  sie  die  Unveränderlichkeit  der  Massenverteilung 
gewährleistet.  Größere  Laufgewichte  dürfen  selbst 
Träger  eines  oder  mehrerer  Nebenlaufgewichte  mit 
Skalen  oder  bloß  bewegliche"-,  eingeteilter  Schieber 
u.  dgl.  sein.  Die  Laufgewichte  müssen  so  geführt 
sein,  daß  sie  nicht  schlottern. 

Eine  einfache  Laufgewichtseinteilung  setzt  sich  zu- 
sammen aus  einem  Laufgewicht,  einer  Führung  zum 
Laufgewicht  und  einer  Ablesevorrichtung  (Skala  und 
Marke).  Sie  wird  in  3  verschiedenen  Formen  aus- 
geführt. Das  Laufgewicht  besteht  entweder  aus  einer 
den  Balken  umschließenden  Hülse  mit  Schneide  und 
einem  an  der  Schneide  hängenden  Gewicht  oder 
nur  aus  einer  den  Balken  umschließenden  massiven 
Hülse  oder  es  hat  die  Form  eines  Schiebers,  der  in 
dem  hülsenartig  geformten  Gewichtshebel  verschieb- 
bar ist.  Die  Skala  ist  entweder  eine  Strichskala,  die 
sowohl  zum  Einstellen  des  Laufgewichts  wie  zum 
Ablesen  der  Einstellung  dient,  oder  sie  besteht  aus 
einer  •'Kerbenskala,  die  zum  Einstellen,  imd  einer 
Strichskala,  die  zum  Ablesen  dient,  in  letzterem  Falle 


hat  das  Laufgewicht  einen  Zahn  oder  eine  Rolle,  die 
in  die  Kerben  eingreifen. 

Ein  Laufgewicht  übt  in  jeder  seiner  Stellungen 
eine  Hebelwirkung  aus,  die  gleich  ist  dem  Produkt 
aus  seinem  Gewicht  und  dem  Hebelarm,  an  dem 
dieses  wirkt.  Die  Hebelwirkung  des  auf  irgend  eine 
Kerbe  eingestellten  Laufgewichts  soll  nun  gleich  sein 
der  Wirkung  einer  auf  der  Brücke  befindlichen  Last 
von  dem  Gewichtsbetrage,  der  auf  der  Strichskala  an 
der  Stelle  der  Kerbe  angegeben  ist,  u.  zw.  soll  sie 
dauernd  dieselbe  sein,  so  oft  auch  das  Laufgewicht 
von  neuem  auf  diese  Kerbe  eingestellt  wird.  Zur 
richtigen  Wirksamkeit  der  Laufgewichtseinteilung 
ist  außer  der  Unveränderlichkeit  der  Masse  des 
Laufgewichts  und  der  Unveränderlichkeit  seines 
Hebelarmes  für  jede  Einstellung  noch  notwendig, 
daß  der  Hebelarm  auch  den  jeder  Einstellung 
entsprechenden  richtigen  Wert  hat.  Die  Ablese- 
vorrichtung besteht  aus  einer  Skala  und  einer 
Marke  oder  einer  Skala  und  einem  Zeiger,  mit 
deren  Hilfe  die  Stellung  des  Laufgewichts  abgelesen 
werden  kann.  Bei  reinen  Strichskalen  wird  die  M.arke 
oder  der  Zeiger  bei  Einstellung  des  Laufgewichts 
selten  genau  auf  einen  Strich  zu  stehen  kommen, 
sondern  sich  meistens  zwischen  zwei  Strichen  be- 
finden. Bei  diesen  muß  die  Stellung  des  Laufgewichts 
nach  Bruchteilen  eines  Skalenteiles  geschätzt  werden. 
Damit  hierbei  keine  Irrtümer  vorkommen  können, 
soll  die  Marke  so  angebracht  sein,  daß  die  Ablesung 
nicht  durch  verschiedene  Stellung  des  Auges  beein- 
flußt werden  kann.  Da  bei  sämtlichen  Laufgewichts- 
wagen die  niedrigste  Skala  eine  reine  Strichskala  sein 
soll,  damit  man  das  kleinste  Laufgewicht  auch  zwischen 
den  Strichen  einstellen  kann,  so  hat  jede  Laufgewichts- 
einrichtung mindestens  eine  reine  Strichskala,  bei  der 
diese  Vorschrift  zu  beachten  ist.  Alle  übrigen  Skalen 
werden  genauer  mit  Kerben  versehen,  weil  die  Ein- 
stellung auf  eine  Kerbe  besser  und  zuverlässiger  ist. 
Zu  leichteren  .Ablesungen  wird  an  Laufgewichten  bis- 
weilen eine  Vorrichtung  angebracht,  bei  der  Ziffern- 
scheiben das  Wiegungsergebnis  hinter  Ausschnitten 
am  Laufgewicht  in  einer  Zahl  erscheinen  lassen.  Die 
Skalen  werden  zu  diesem  Zweck  mit  Zahnstangen 
versehen,  mit  denen  die  Ziffernscheiben  durch  Zahn- 
räder zwangläufig  verbunden  sind. 

Die  Sicherheit  und  Genauigkeit  der  Bie- 
gungen ist  nicht  nur  von  der  W.  selbst  ab- 
hängig, sondern  auch  von  der  Zuverlässigkeit 
dessen,  der  die  Wiegungen  ausführt.  Die 
W.  und  insbesondere  die  Laufgewichtswagen 
werden  daher  vielfach  mit  Einrichtungen  ver- 
sehen, die  gewisse  Fehler  persönlicher  Art  bei 
Wiegungen  verhüten  sollen.  Die  Laufgewichts- 
wagen werden  daher  fast  stets  mit  Druck- 
werken (Erfindung  Chameroys,  Paris)  ver- 
sehen, die  das  Ergebnis  abzudrucken  gestatten, 
die  also  ein  Ablesen  und  Aufschreiben  .ent- 
behrlich und  damit  das  Wiegegeschäft  nicht 
nur  einfacher  und  schneller,  sondern  auch 
sicherer  und  zuverlässiger  machen.  Die  Karten- 
druckwerke werden  ihrerseits  wieder  vielfach 
mit  X'orrichtungen  versehen,  die  ein  Abdrucken 
nur  zulassen,  wenn  die  3  Bedingungen  erfüllt 
sind,  die  eine  Sicherheit  bieten  für  richtiges 
Einspielen  der  W.,  für  richtige  Einteilung 
der  Laufgewichte  und  für  vollkommene  Be- 
wegungsfreiheit   der   W.,    also    kurz   für   den 
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vorschriftsmäßigen  Verlauf  der  Wiegung.  Die 
Kartendruckwerke  bestehen  in  der  Hauptsache 
aus  3  Teilen:  1.  den  Zahlentypen,  auf  die 
die  Karte  zum  Abdruck  der  Zahlen  gepreßt 
wird,  2.  dem  Kartenschlitz,  durch  den  die 
Karte  eingeführt  wird  und  3.  dem  Druckhebel, 
durch  den  gewöhnlich  mittels  einer  Druck- 
platte die  Karte  auf  die  Typen  gepreßt  wird. 
Die  eigentliche  Druckvorrichtung,  Druck- 
hebel mit  Druckplatte,  befindet  sich  entweder 
am  Hauptlaufgewicht  oder  am 
Laufgewichtsbalken  oder  am 
Gestell  der  W.  Die  Typen  für  -r'">  -  ;  — 
das  Hauptlaufgewicht  sind  ent- 
weder an  dem  Balken  oder  an 
einer  besonderen  mit  dem  Haupt- 
laufgewicht verbundenen  Typen- 
stange, die  für  die  Nebenlauf- 
gewichte gewöhnlich  an  diesen 
selbst     angebracht.      Bei    Lauf- 


Freigabe  der  Öffnung  zum  Druckapparat  wer- 
den gleichzeitig  die  Laufgewichte  richtig  fest- 
gestellt. Sofort  nach  Lösung  der  Laufgewichte, 
die  erst  nach  erfolgtem  Gewichtsabdruck  und 
Herausnahme  der  bedruckten  Karte  erfolgen 
kann,  wird  die  Einstecköffnung  wieder  ver- 
schlossen und  bleibt  es  solange,  bis  die  folgende 
Wägung  vorgenommen  ist.  Der  Bedienungs- 
mann kann  hiernach  das  Wiegeergebnis  in 
keiner  Weise  beeinflussen,  da  ihm  der  Wiege- 


.L, 


Abb.  227. 


r<^t^ 


Abb.  228. 


gewichtseinrichtungen,  deren  Laufgewichte  von 
Handrädern  aus  durch  Zahnräder  und  Zahn- 
stangen bewegt  werden,  kommen  auch  be- 
sondere von  den  Laufgewichten  getrennte 
Typen3tangen  vor,  die  ebenso  wie  die  dazu- 
gehörigen Laufgewichte  durch  Zahnstangen 
von  den  Zahnrädern  mitbewegt  werden,  die 
demnach  zwangsläufig  mit  den  Laufgewichten 
gekuppelt  sind.  Abb.  227  zeigt  den  Wiegebalken 
„Securitas"  mit  Druckapparat  zur  Verhinde- 
rung falscher  Wiegungen  (Bauart  Schenk). 

Bei  dieser  Vorrichtung  wird  ein  falsches 
Auswiegen  unter  allen  Umständen  verhindert. 
Der  ganze  Wiegebalken  ist  mit  einem  ver- 
schließbaren Schutzkasten  umgeben  und  derart 
eingerichtet,  daß  die  Einstecköffnung  nach  dem 
Druckwerk  für  die  Wiegekarte  nur  dann  frei- 
gegeben, eine  Karte  eingeschoben  sowie  ein 
Gewichtsabdruck  genommen  werden  kann, 
wenn  der  Wiegebalken  sich  tatsächlich  auch 
in  der  Gleichgewichtslage  befindet  und  die 
Laufgewichte    richtig  eingestellt  sind.    Mit  der 


balken  nicht  zugänglich  und  eine  Berührung 
des  Wiegebalkens  beim  Einstellen  der  Lauf- 
gewichte nicht  möglich  ist. 

Bei  allen  Verwiegungen  gegen  Gebühr  ist 
es  wichtig,  daß  jede  Wiegung  gezählt  und  ver- 
merkt wird.  Hierzu  erhalten  die  W.  eine  Ein- 
richtung, die  unter  Einwirkung  einer  bestimmten 
Last  selbsttätig  wirkt  und  dadurch  ein  Zähl- 
werk bei  jeder  Belastung  der  W.  um  eine  Zahl 
weiterschaltet.  Hierdurch  kann  jederzeit  die 
Anzahl  der  Wiegungen  festgestellt  werden. 

1.  Einfache  Balkenwagen  mit  Lauf- 
gewicht   und    Skala    (Abb.  229).    (Schnell- 
wage,   römische  Wage). 

Wagen  dieser  Art,  bei  denen  das  Lauf- 
gewicht mittels  eines  Gehänges  auf  einer  Stahl- 
schneide ruht,  dürfen  nach  §  12  der  EO. 
nur  ein  Laufgewicht  haben.  Eine  Berichtigungs- 
einrichtung ist  nur  zulässig,  wenn  die  Skala 
selbst  als  Laufgewicht  dient.    Ein  wesentlicher 
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Vorteil  besteht  im  Fortfall  des  Gewichtssatzes 
und  in  der  bequemen  Tragbarkeit. 

Die  in  den  Abb.  230  und  231  abgebildete  W. 
hat  2  Wiegungsbereiche.  Sie  hat  zu  diesem 
Zweck  2  Lastschneiden  und  2  Skalen.  Will 
man  von  einem  Bereich  zum  anderen  über- 
gehen, so  hängt  man  den  Lasthaken  von  der 
einen  Lastschneide  auf  die  andere  und  dreht 
die  W.  um  die  Schere  als  Achse  um  ISO**, 
so   daß    man    die   zweite  Skala   vor   sich  hat; 


ein  zentesimales  Verhältnis  der  Last  zum  Ge- 
wicht bedingen,  darf  eine  Hilfsgewichtsschale 
angebracht  sein,  wenn 
mit  ihr  nicht  mehr  als 
der  fünfte  Teil  der  größ- 
ten zulässigen  Last  ge- 
wogen werden  soll.  Bei 
diesen  und  bei  den  un- 
gleicharmigen Wagen- 
gattungen     sind     auch 
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Abb.  22Q. 
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Abb.  230. 


Abb.  231. 


Laufgewicht  und  Lasthaken  sind  nicht  abnehm- 
bar. Die  kleinere  Skala  hat  eine  Nullmarke. 
Die  W.  ist  im  Gleichgewicht,  wenn  das  Lauf- 
gewicht auf  Null  gestellt  ist. 

2.  Zusammengesetzte  Balkenwagen   mit 
Laufgewicht  uud  Skala. 

W.  dieser  Art  sind  nach  §  93  der  EO. 
nur  zulässig  für  eine  größte  zulässige  Last 
von  50  kg  und  darüber.  An  Hebellängen,  die 


gemischte  Einrichtungen  zulässig,  bei  welchen 
ein  Teil  der  Last  durch  Gewichtsstücke,  die  an 
einem  nicht  veränderlichen  Hebelarm  wirken,  und 
der  andere  Teil  der  Last  durch  eine  Laufgewichts- 
einrichtung aufgewogen  und  ermittelt  wird. 

3.  Brückenwagen   mit  Laufgewicht   und 
Skala  (Abb.  232). 

a)  .•\nordnung  der  Dezimalwage  wie  unter  A. 
1.  B.  2.  beschrieben,  nur  mit  Laufgewicht  und 
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Skala  statt  mit  Gegengewicht  am  unveränder- 
lichen Hebelarm.  Abb.  232  zeigt  eine  derartig 
kleinere  Laufgewichtsbrückenwage.  Diese  W. 
erhalten  gewöhnlich  eine  leichtwirkende  Ent- 
lastung mit  Handkurbel  und  ein  Kartendruck- 
werk. Sie  werden  besonders  in  Güterschuppen, 
Magazinen  u.  s.  w.  verwendet. 

b)  Brückenwage  mit  Gleisunterbre- 
chung in  Laufgewichtsbabart  (,-\bb.  233). 
Die  W.  werden  entweder  mit  einer  ringsum 
geschlossenen  schmiede-  oder  gußeisernen  Um- 
rahmung versehen  oder  für  Steinfundament 
eingerichtet.  Die  erstere  Ausführung  ist  teurer, 
doch  ist  die  ganze  Anlage  durch  den  Wegfall 
einer  gemauerten  Einfassung  vorteilhafter.  Daher 
werden  die  Wagen  mit  eisernem  Bett  meist 
bevorzugt,  zumal  das  ganze  Hebelwerk  darin 
gelagert  ist,  die  Wage  ein  zusammenhängendes 
Ganzes  bildet  und  gegen  äußere  Einwirkungen 
mehr  geschützt  ist.  Die  aus  Trägern  zusammen- 
genietete Wiegebrücke  wird  gewöhnlich  mit 
Riffelblech  abgedeckt.  An  dessen  Stelle  kann 
ein  Belag  aus  Eichenholz  oder  gußeisernen 
gerippten  Platten  treten,  wenn  die  W.  auch 
zum  Wiegen  von  Fuhrwerk  dienen  soll.  Die 
Fahrschienen  für  die  Eisenbahnwagen  werden 
in  diesem  Falle  versenkt  angeordnet,  so  daß 
die  Brücke  ohne  Hindernis  durch  Fuhrwerk 
befahren  werden  kann.  Die  Kniehebel-,  Ketten- 
oder Schnellentlastung  erfordert  zum  Heben 
oder  Senken  der  Brücke  mit  voller  Last  nur 
wenige  Kurbelumdrehungen.  Zum  Schutze  der 
eigentlichen  W.  dient  ein  Wellblechwiegehaus 
oder  ein  bis  auf  den  Boden  reichendes  Blech- 
gehäuse. Es  genügt  mitunter  auch  ein  nur  den 
Wiegebalken  umschließender  Blechschutzkasten. 
Die  Signalvorrichtung  wird  in  der  Regel  mit 
der  Entlastungsvorrichtung  ver- 
bunden und  selbsttätig  mit 
dieser  bewegt. 

(^Brücken wage  oh neGl ei s- 
unterbrechung  in  Laufge- 
wichtsbauart (Abb.  234  und 
235).  Sie  wird  jetzt  im  Eisen- 
bahnbetrieb fast  ausschließlich 
verwendet,  weil  sie  den  großen 
Vorteil  bietet,  daß  die  ununter- 
brochen durchlaufenden  Fahr- 
schienen ganz  außer  Berührung 
mit  dem  Hebelwerk  der  Wage  nur  auf  dem 
Fundament  der  Wage  befestigt  werden.  Die 
Brücke  ist  also  von  den  Fahrschienen  un- 
abhängig und  wird  in  heruntergelassenem 
Zustande  (Ruhestellung)  von  den  Rädern  der 
darübergehenden  Fahrzeuge  nicht  berührt  Das 
Gleis,  in  dem  die  W.  liegt,  kann  mit  unver- 
minderter Geschwindigkeit  befahren  werden. 
Zum    Zweck    des   Wiegens   wird    die    Brücke 


durch  ein  Windewerk  angehoben,  bis  sie  die 
Spurkränze  der  Wagenräder  erfaßt  und  die 
Lauffläche  der  Räder  von  den  Schienen  frei- 
hebt, so  daß  schließlich  der  Eisenbahnwagen 
nur  noch  auf  der  Brücke  ruht.  Signalvorrichtuna: 


Abb,  232.  Kastenwage, 


in  den  Boden  eingelassen,  mit  Ent- 
lastung. 


und  Schutz  der  W.  sind  die  gleichen  wie  bei 
den  Wagen  mit  Gleisunterbrechung.  Als  Um- 
rahmung verwendet  man  bei  W.  ohne  Gleis- 


.^bb.  233.  Längsschnitt  einer  Gleiswage  mit  gußeisernem  Bett,    Riffelblechbelag, 
Laufgewicht  mit  Kartendrucker  und  Schutzkasten. 


Unterbrechung  meist  gewalzte  Träger,  weil 
diese  als  Auflage  für  die  Fahrschienen  zweck- 
mäßiger sind  als  gußeiserne  Umrahmungen. 
Wenn  auf  Wagen  dieser  Bauart  auch  Fuhr- 
werke verwegen  werden  sollen,  muß  die  Wagen- 
brücke nach  einer  Seite  hin,  der  Spur  der 
Fuhrwerke  entsprechend,  verbreitert  werden.  Der 
dann  an  die  Stelle  von  Riffelblech  tretende 
Belag  aus  Eichenholz  oder  gerippten  gußeisernen 
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Platten  erhält  die  gleiche  Höhe  wie  die  Fahr- 
schienenoberkante. Die  Wagenbrücke  schwingt 
auf  Pendelgehängen,  wodurch  schädliche  Stöße 
auf  die  Schneideiilager  und  die  Schneiden  der 
Traghebel  verhütet  werden.  Das  Auf-  und  Ab-      lastungsvorrichtung 

ohne 


Abb.  234.  Querschnitt  einer  Oleiswage  oline  Qleisunterbrechung,  mit  Windewerks- 
entiastung  und  Sicherheitskurbel.  Stellung,  in  der  nicht  gewogen  wird. 


Abb.  235.  Querschnitt  einer  Oleiswage  ohne  Qleisunterbrechung,   mit  Hebung  der 
Brücke  durch  Windewerli.  Stellung,  in  der  gewogen  wird. 


winden  der  Brücke,  das  Entlasten,  geschieht 
mit  der  Windewerksentlastung  mit  Sicherheits- 
kurbel. Hierzu  dient  die  kalibrierte  Kette.  Durch 
Anbringung  eines  Gegengewichtes,  das  das 
Gewicht  der  Brücke    und  Hebel   sowie   einen 


Teil  der  Last  ausgleicht,  wird  die  Arbeits- 
leistung verringert.  Wo  elektrische  oder  hydrau- 
lische Kraft,  mechanischer  oder  Luftdruckantrieb 
zur  Verfügung  steht,  kann  damit  die  Ent- 
betätigt werden.  Wagen 
Gleisunterbrechung  wer- 
den auch  mit  Gleissperren 
versehen,  die  sich  über  die 
Schienen  vor  und  hinter  der 
Brücke  legen  und  ein  Befah- 
ren der  \V.  und  das  Abfahren 
der  Eisenbahnwagen  bei  der 
Wiegestellung  verhüten.  Sie 
haben  den  doppelten  Zweck,  zu 
verhindern,  daß  ein  Fahrzeug 
ungewogen  über  die  Brücke  läuft 
und  daß  ein  und  dasselbe  Fahr- 
zeug mehrmals  gewogen  wird. 
Sie  sind  in  gleicher  Weise  wie 
die  Signalvorrichtungen  mit  der 
Entlastung  zwangläufig  verbun- 
den. Eine  Sicherheitsvorrichtung 
(Aufwindesicherung)  zwingt  das 
Bedienungspersonal  dazu,  die 
Wagenbrücke  vor  dem  Auswie- 
gen bis  in  die  höchste  Stellung 
aufzuwinden.  Die  W.  ist  zu  diesem 
Zweck  in  geeigneter  Weise  mit 
der  Entlastung  verbunden.  Die 
Verbindung  wird  erst  gelöst, 
wenn  sich  die  Brücke  in  der 
höchsten  Stellung  befindet.  Nur 
bei  dieser  Stellung  der  Brücke 
ist  ein  richtiges  Auswiegen  mög- 
lich, während  bei  nicht  völlig 
aufgewundener  Brücke  ungenaue 
Ergebnisse  erzielt  werden. 

d)  Wiegedrehscheibe 
(Abb.  236)  ermöglicht  das  Ver- 
wiegen von  Eisenbahnwagen, 
während  sie  auf  der  Drehscheibe 
zum  .Abfahren  auf  ein  Neben- 
gleis geschoben  sind.  Andern- 
falls muß  die  Gleiswage  vor 
oder  hinter  der  Drehscheibe  an- 
geordnet werden,  so  daß  be- 
deutend mehr  Platz  benötigt 
und  zeitraubendes  X'erschieben 
der  Wagen  erforderlich  wird. 
Die  Wage  befindet  sich  unter- 
halb der  Drehscheibe.  Ein 
um  die  Drehscheibe  laufender 
Ring  aus  Profileisen  macht  es 
Fahrzeuge  in  jeder  Stellung 
zu  wiegen;  beim  Anschluß 
mehrerer  Gleise  ist  also  ein  besonderes 
Einstellen  der  Scheibe  zum  Wiegen  nicht 
nötig. 


möglich,     die 
der     Scheibe 
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4.    Lokomotivwiegevorrichtungen 
(System  Schenk),  Abb.  237. 

Um  einen  ruhigen  Gang,  das  Haupterfor- 
dernis für  vollkommene  Ausnutzung,  Betriebs- 
sicherheit und  lange  Lebensdauer  der  Loko- 
motiven zu  ermöglichen,  muß  ihr  Gewicht 
der  Bauart  entsprechend  auf  die  Achsen  ver- 
teilt werden.     Um  dies  mit  Sicherheit  zu  er- 


lichen  eine  durch  eigenartige  Hebelanordnung 
stark  übersetzte  Laufgewichtswage  ist,  ihre 
Belastung  anzeigen  kann.  Durch  Verstellen  der 
Federn  an  den  Lokomotiven  wird  die  richtige 
Gewichtsverteilung  vorgenommen,  wobei  jede 
Kolbenstellung  durch  Drehen  der  Lokomotiv- 
räder auf  den  Rollenkeilbacken  der  W.  geprüft 
werden    kann.    Die   Einrichtung   ist    eichfähig 


Abb.  236.  Wiegedrehscheibe  (Bauart  Schenk). 


Abb.  237.  Schenks  Lokom(iti\\\.ii;c  iieue.t'  ti  Systems. 


reichen,  hat  die  Firma  Schenk  (Darmstadt) 
eine  W.  erdacht,  die  es  gestattet,  den  Rad- 
druck der  Lokomotiven  festzustellen  und  das 
Gesamtgewicht,  das  früher  in  Deutschland 
fast  ausschließlich  durch  die  sog.  Erhardtschen 
Wagen  festgestellt  wurde,  auf  Achsen  und 
Räder  nach  Vorschrift  zu  verteilen.  Nach  Ein- 
stellung der  in  einen  Kanal  fahrbaren  Einzel- 
wagen —  ihre  Anzahl  ist  gleich  der  Anzahl 
der  Räder  —  wird  die  Lokomotive  vom  Gleis 
abgehoben,    so  daß  jede  W.,    die  im  wesent- 


und  in  Deutschland,  Frankreich  und  Rußland 
im  Gebrauch. 

5.  Selbsttätige  Balkenwagen. 

Nach  §  101  der  EG.  wird  die  Last  bei 
selbsttätigen  Balkenwagen  mit  oder  ohne  Re- 
gistrierung ganz  oder  zum  größten  Teil  durch 
geeichte  Gewichtsstücke  auf  der  Gewichtsschale 
gewogen.  Die  Füllung  der  zur  Aufnahme  der 
Last  dienenden  Einrichtung  mit  bestimmten, 
dem  Gesamtbeträge   der   sfeeichten    Gewichts- 
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stücke  auf  der  Gewichtsschale  mindestens  ent- 
sprechenden Gewichtsmengen  eines  von  oben 
zugeführten  Materials  erfolgt  vöUig  selbsttätig. 
Selbsttätige  Balkenwagen  mit  selbsttätiger  Ent- 
leerung müssen  eine  Lastschale  haben,  die 
sich  durch  Kippen,  Drehen,  Öffnen  einer 
Klappe  u.  s.  w.  entleert.  Die  Entleerung  er- 
folgt entweder  völlig  selbsttätig  oder  sie  ge- 
schieht durch  selbsttätige  oder  von  Hand  be- 
wirkte Auslösungen  und  Hemmungen  einer 
besonderen  Einrichtung.  Selbsttätige  Balken- 
wagen ohne  selbsttätige  Entleerung  haben  in 
der  Regel  keine  besondere  Lastschale,  sondern 
die  Einrichtung  zur  Aufnahme  der  Last  (Sack, 
Korb  u.  s.  w.)  wird  vor  jedesmaliger  Wägung 
leer  an  den  Lastträger  gehängt  und  nach  be- 
endeter Füllung    und  Wägung   mit   der    Last 


Abb.  23S.  Selbsttätige  Rollbatinurage  mit  Ausweichgleis  und  Ein- 
bruclischiene. 


wieder  abgenommen.  Selbsttätige  Balkenwagen 
sind  zulässig: 

1.  für  pulver-  undsandförmige  sowie  körnige, 
frei  rollende,  nicht  klebende,  auch  für  schwer- 
fließende Materialien  und  sonstige  Erzeugnisse, 

2.  für  stückige  Materialien. 

Zulässig  sind  nach  §  102  der  EO.  als 
selbsttätige  Balkenwagen  bei  einer  größten  zu- 
lässigen Last  bis  zu  500  kg  nur  gleicharmige 
Balkenwagen,  bei  einer  größten  zulässigen 
Last  von  500  kg  und  darüber  gleicharmige 
oder  ungleicharmige  Balkenwagen.  Sie  dienen 
zum  selbsttätigen  Abwägen  bestimmter  Mengen, 
die  einem  vorhandenen  Vorräte  von  Ware  ent- 
nommen werden.  Sie  sind  daher  von  vorn- 
herein mit  einem  bestimmten  Gewicht  auf  der 
Gewichtsseite  belastet  und  die  Ausgleichung 
dieses  Gewichtes  geht  auf  der  Lastseite  selbst- 
tätig vor  sich.  Sie  sind  meistens  mit  einem 
selbsttätigen  Zählwerk  und  einer  selbsttätigen 
oder  von  Hand  zu  bedienenden  Hilfswage  (Rest- 
wage zur  Verwägung  von  Resten,  die  keinevolle 


Füllung  mehr  ergeben,  Überschußwagc  zur 
Wägung  des  das  Sollgewichi  überschreitenden 
Teiles  der  Füllung,  besonders  bei  stückigem 
Füllgut)  versehen.  Es  gibt  2  Arten  von  Zähl- 
werken; die  eine  dient  zum  Zählen  der  ein- 
zelnen Wiegungen  oder  zum  Aufrechnen  der 
stets  gleichen  Füllungsgewichte,  ist  also  für 
gleichmäßigen  Fortschritt  eingerichtet;  die  andere 
verzeichnet  wechselnde  Mengen  und  ist  für 
ungleichmäßigen  Fortschritt  eingerichtet.  Zähl- 
werke der  ersten  Art  findet  man  bei  sämt- 
lichen Arten  von  W.,  Zählwerke  der  zweiten 
Art  dagegen  nur  als  Nebenzählwerke  bei  W. 
für  stückiges  Füllgut,  die  eine  selbsttätige  Hilfs- 
wage besitzen,  um  den  das  Sollgewicht  über- 
schreitenden wechselnden  Teil  der  Füllung  zu 
wägen. 

6.  Selbsttätige  Laufgewichtswagen. 

Die  Last  wird  teilweise  oder  ganz  durch 
eine  selbsttätige,  in  Bewegung  gesetzte  Lauf- 
gewichtseinrichtung gewogen.  Sie  sind  mit  und 
ohne  Registrierung  nach  §  101  der  EO.  nur 
zulässig  für  Kohle,  Erze  und  ähnliche  Ma- 
terialien für  eine  größte  zulässige  Last  von 
200  kg  und  darüber  und  müssen  allen  an 
Handelswagen  gleicher  Art  zu  stellenden  An- 
forderungen genügen.  Die  Laufgewichtsein- 
richtung soll  nach  §  103  EO.  einen  stetigen 
(jang  haben  und  die  sichere  Ablesung  der  End- 
stellungen gestatten.  Nach  der  kri  der  zu 
wägenden  Lasten  unterscheidet  man  Gleis- 
wagen und  W.  mit  Füllgefäß.  Die  Gleiswagen 
können  in  gewöhnliche  Gleise  oder  auch  in 
Seilbahnanlagen  eingebaut  sein.  Die  W.  mit 
Füllgefäß  können  mit  einem  Greifer  und  einem 
gewöhnlichen  Gefäß,  das  bisweilen  selbsttätig 
gefüllt  wird,  versehen  sein.  Die  VV.  kann  ferner 
vollkommen  selbsttätig  oder  auch  für  Hand- 
kurbelbetrieb eingerichtet  sein.  Bei  der  allge- 
meinsten Art  dieser  W.,  einer  vollkommenen 
selbsttätigen  W.  für  2  Spurgleise  mit  Registrier- 
vorrichtung, zerlegt  sich  der  Vorgang  einer 
selbsttätigen  Wiegung  und  Aufzeichnung  in 
folgende  4  Abschnitte: 

1.  Nachdem  das  zu  wiegende  Fahrzeug  auf 
die  Brücke  gebracht  ist,  wird  das  Laufgewicht 
durch  ein  Triebwerk  in  Bewegung  gesetzt. 

2.  Sobald  die  W.  die  Gleichgewichtslage 
erreicht  hat,  wird  die  Bewegung  des  Lauf- 
gewichts durch  eine  Sperrvorrichtung  unter- 
brochen. 

3.  Das   Wiegeergebnis   wird    aufgezeichnet. 

4.  Die  W.  kehrt  in  den  für  eine  neue 
Wiegung  fertigen  Zustand  zurück,  d.  h.  das 
Laufgewicht  wird  in  seine  Anfangslage  zurück- 
geführt und  das  Triebwerk  wird  von  neuem 
aufgezogen.    —    Dementsprechend   umfaßt    die 
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selbsttätige  W.  folgende  Hauptteile:  Das  Trieb- 
werk für  das  Laufgewicht,  die  Vorrichtung 
zum  Aufziehen  des  Triebwerks  und  zur 
Zurückbewegung  des  Laufgewichts  in  seine  An- 
fangslage, die  Sperrvorrichtung  zur  Unter- 
brechung der  Bewegung  des  Laufgewichts,  die 
Aufschreibevorrichtung.  Ferner  befinden 
sich  an  diesen  W.  noch  2  Nebeneinrichtungen 
zur  Verhütung  des  unrichtigen  Arbeitens  und 
Mißbrauchs  zu  betrügerischen  Zwecken. 

Die  vollkommen  selbsttätig  arbei- 
tende Rollbahnwage  (Abb.  238,  239  und 
240)  arbeitet  in  folgender  Weise:  Im  nicht  be- 
lasteten Zustand  ist  die  Abfahrt  durch  einen 
hochstehenden  Riegel  versperrt,  die  Auffahrt 
jedoch  frei.  Sobald  nun  ein  mit  dem  vorge- 
schriebenen Mindestgewicht  beladenes  Fahr- 
zeug aufgefahren  ist,  hebt  sich  hinter  diesem 
ein  zweiter  Riegel  und  versperrt  die  Rückfahrt, 
so  daß  das  Fahrzeug  zwischen  den  Riegeln 
gefangen  ist.  Nun  beginnt  das  Auswiegen 
und  erst  nachdem  dieses  richtig  beendet  ist, 
senkt  sich  der  Riegel  an  der  Abfahrtsseite,  so 
daß  das  Fahrzeug  abgefahren  werden  kann. 
Der  Riegel  an  der  Auffahrtsseite  senkt  sich 
erst,  nachdem  das  Fahrzeug  die  Brücke  ver- 
lassen hat;  zur  gleichen  Zeit  hebt  sich  aber 
der  Riegel  an  der  Abfahrtsseite  wieder,  so  daß 
der  ursprüngliche  Zustand  wieder  hergestellt 
ist.  Die  Dauer  einer  Wiegung  beträgt  durch- 
schnittlich 12  Sekunden.  Jedes  Fahrzeug  muß 
unbedingt  gewogen  und  aufgezeichnet  werden, 
ohne  daß  es  wiederholt  gewogen  werden  kann. 
Die  Anordnung  der  W.  wird  natürlich  durch 
die  oben  geschilderte  Arbeitsweise  bedingt.  Sie 
muß  an  einer  Gleisstelle  eingebaut  werden, 
die  sämtliche  Fahrzeuge  befahren  müssen. 
Das  Gleis,  in  dem  die  Wage  eingebaut 
ist,  kann  zur  Rückfahrt  der  leeren  Fahr- 
zeuge nicht  dienen,  da  durch  den  Sperr- 
hebel an  der  Abfahrtsseite,  der  ein  Doppel- 
wiegen verhindern  muß,  die  Rückfahrt  ge- 
sperrt ist.  Hat  man  kein  besonderes  Leer- 
gleis, so  muß  man  ein  Ausweichgleis  anlegen 
(Abb.  240).  Wo  zu  befürchten  ist,  daß  die 
vollen  Fahrzeuge  zum  Zweck  des  Schmuggels 
ungewogen  über  das  Ausweichgleis  gefahren 
oder  die  gewogenen  Fahrzeuge  auf  diesem 
Wege  zurückgeschoben  werden,  um  sie  noch- 
mals zu  wiegen,  ist  es  notwendig,  in  das  Aus- 
weichgleis eine  sog.  Einbruchschiene  einzu- 
bauen, über  die  nur  leere  Fahrzeuge  rollen 
können,  während  sie  sich  unter  der  Last  be- 
ladener  Fahrzeuge  senkt  und  erst  durch  einen 
Kontrollschlüssel  wieder  in  die  alte  Lage 
gebracht  werden  kann.  Jede  Unregelmäßig- 
keit muß  unter  diesen  Umständen  bemerkt 
werden. 


7.  Gattierungs-  oder  Mischwage  von  Karl 

Schenck,  Darmstadt  (Abb.  241), 
für  Hochöfen  und  Gießereien  sowie  alle  Betriebe, 
wo    verschiedene    Materialien    in    bestimmtem 
Verhältnis  zu  mischen  sind.  —  Die  W.  ist  mit 
einem  System  von  Hebel- 
balken mit  Laufgewich- 
ten ausgestattet,  wodurch 
ermöglicht    wird,     daß 
mittels  je  eines  außen  am 
Gehäuse    angebrachten 
Handgriffes  jeder  Balken 
für  sich  in  Tätigkeit  ge- 
setzt werden  kann.  Setzt 
eine  Gießerei  z.  B.  dreier- 
lei Eisensorten  mit  Bruch 
und  Koks,  so  erhält  die 
Wage    5   Wiegebalken, 
die  mit  einem  verschließ- 
baren     Blechschutzge- 
häuse   umgeben     sind. 


Abb.  239. 

5  Handgriffe  tragen  die  Bezeichnungen: 
„Eisen  1,  II,  III,  Bruch,  Koks."  Der  Betriebs- 
leiter stellt  das  Laufgewicht  eines  jeden 
Wiegebalkens,  etwa  für  Koks  auf  30  kg,    für 


Abb.  240.  Grundrißskizze  der  selbsttätigen  Rollbahnw.ige. 

Bruch  auf  90  kg,  Eisen  I  =  40  *^,  II  =  30  kg, 
II1^40A'^  und  verschließt  das  Gehäuse.  Die 
Arbeiter  haben  dann  jedesmal  den  Griff  für 
das  betreffende  Material,  das  sie  auflegen,  zu 
ziehen  und  so  lange  Material  aufzulegen,  bis 
die  von  außen  sichtbare  Zunge  des   obersten 
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Wiegebalkens  einspielt.  -  Hierbei  kann  man 
sowohl  jedes  Material  für  sich  wiegen,  indem 
man  den  Balken  nach  erfolgtem  Wiegen  wieder 
ausschaltet,  oder  man  kann  auch  die  weiteren 
Materialien,  zu  den  bereits  gewogenen  legen, 
indem  man  die  Wiegebalken  eingeschaltet 
läßt.  Die  Gattierungsauswiegevorrichtung  mit 
mehreren  Wiegebalken  läßt  sich  sowohl  mit 
einfachen  Brückenwagen  zum  Aufstellen  auf 
den  Boden  verwenden,  als  auch  mit  kleinen 
in  den  Boden  eingelassenen  Gleis-  und  Kasten- 
wagen, außerdem  mit  Hängebahnwagen. 


Abb.  241.  Oattierungs-K,istenwagen.  in  den  Boden  eingelassen,  mit 
gußeisernem  Fundamentkasten,  Riffelblechbelag  und    10  Wiege- 
balken. 


B.  Neigungs-  und  Federwagen. 

Diese  W.  werden  für  Reisegepäck  und  für 
Stückgüter  im  Verkehr  der  Eisenbahnen  (größte 
zulässige  Last  2000  kg)  sowie  für  Postpäcke- 
reien  ohne  angegebenen  Wert  (größte  zulässige 
Last  100  kg)  verwendet  und  gehören  ebenso 
wie  die  Präzisions-  und  selbsttätigen  W.  zu 
den  W.  für  besondere  Zwecke,  also  nicht  zu 
den  Handelswagen. 

.Aus  EO.  §  107:  Zulässig  sind  W.,  bei  denen  das 
Gewicht  ganz  oder  zum  Teil  durch  die  unmittelbare 
oder  mittelbare  Beobachtung  des  jedesmaligen  Nei- 
gungswinkels eines  Hebelsystems  ermittelt  wird. 
Die  Ausgleichung  der  Last  darf  erfolgen :  1.  durch 
eine  Neigungsgewichtseinrichtung  (Neigungswagen), 
2.  durch  eine  Federeinrichtung  (Federwage.i),  3.  durch 
Neigungs-,  Gewichts-  und  Federeinrichtung  (Nei- 
gungs-Federwagen),  4.  durch  Gewichts-  oder  Laufge- 
wichts- und  Neigungsgewichtseinrichtung  (Gewichts- 
Neigungswagen),  5.  durch  Gewichts-  oder  Laufge- 
wichts- und  Federeinrichtung  (Gewichts-Federwagen). 


Aus  §  108  der  EG.:  Die  W.  müssen  den  all- 
gemeinen Vorschriften  über  die  Einrichtung  der 
Handelswagen  unter  sinngemäßer  Anwendung  ent- 
sprechen. Au  jeder  W.  soll  ein  Pendelzeiger  angebracht 
sein.  Die  W.  müssen  geeignete  Berichtigungs-  und 
Tariervorrichtungen  besitzen.  Die  W.  für  Reisegepäck 
und  für  Stückgüter  müssen  mit  einer  Entlastungs- 
voiTichtung,  die  für  Postpäckereien  mit  einer  Fest- 
stellvorrichtung versehen  sein.  Die  Veränderung  des 
Neigungswinkels  muß  auf  Kreisbogeneinteilungen 
oder  auf  Zifferblättern  ablesbar  sein.  Der  einem  Be- 
lastungsunterschied von  1  kg  entsprechende  Teil- 
abschnitt darf  nicht  kleiner  als  5  mm  sein.  Bei  den 
Federwagen  müssen  mindestens  die  Federeinrich- 
tungen, die  zur  Ausgleichung  einer  Last  von  500  kg 
und  darüber  bestimmt  sind,  Gewähr  dafür  bieten, 
daß  die  Angaben  der  W.  von  den  Wärmeschwan- 
kungen  unabhängig  sind. 

Aus  §  lOg :  Jede  W.  ist  mit  der  Angabe  der  größten 
zulässigen  Last,  für  die  sie  bestimmt  ist,  zu  versehen. 
Die  Gewichtsangaben  der  Ableseeinrichtung  dürfen 
nur  in  kg  ausgedrückt  sein.  Die  W.  soll  an  ersicht- 
licher Stelle  einen  Schild  tragen,  auf  dem  die  Be- 
zeichnung „Wage  für  Reisegepäck  und  Stückgüter" 
oder  entsprechend  „Wage  für  Postpäckereien  ohne 
angegebenen  Wert"  enthalten  ist. 

Aus  §  110:  Die  Empfindlichkeit  der  W.  muß 
hinreichend  sein,  daß  nach  Aufbringung  der  größten 
zulässigen  Last  gewisse  Zulagen  auf  der  Lastseite 
noch  einen  deutlichen  Ausschlag  ergeben.  Die  W. 
für  Reisegepäck  u.  s.  w.  sind  in  der  Regel  als 
Brückenwagen  gebaut.  Sie  unterscheiden  sich  von 
den  Handelswagen  dieser  .Art  durch  die  Ausgestaltung 
der  Qewichtsseite.  Die  Ausgleichung  der  Last  erfolgt 
entweder  durch  ein  Neigungsgewicht  (Neigungswagen) 
oder  durch  die  Zugkraft  von  Federn  (Federwagen). 
Beide  Arten  von  Wagen  haben  den  Vorzug,  daß 
sie  sehr  schnell  wiegen,  weil  es  hierbei  keines  .Auf- 
setzens oder  Fortschiebens  von  Gewichten  bedarf. 
Aus  diesem  Grunde  sind  sie  auch  für  die  Betriebe  der 
Post  und  Eisenbahn,  denen  es  weniger  auf  Genauig- 
keit als  auf  Schnelligkeit  der  Qewichtsermittelung 
ankomiTit,  zur  Eichung  zugelassen.  Sie  haben  aber 
verschiedene  Mängel,  die  sie  für  den  Handelsverkehr 
als  ungeeignet  erscheinen  lassen.  Bei  den  Neigungs- 
wagen mit  unmittelbar  am  Neigungshebel  angebrach- 
tem Zeiger  ist  die  Skala  ungleichmäßig,  u.  zw.  umso- 
mehr,  je  größer  der  Neigungswinkel  ist,  der  für  das 
Wiegen  ausgenutzt  wird.  Die  Skala  läßt  sich  zwar 
durch  Einschaltung  eines  gewöhnlich  aus  Zahnstange 
und  Zahnrad  bestehenden  Getriebes  gleichmäßig 
machen,  doch  gibt  das  Getriebe  durch  Reibung  oder 
durch  unvollkommenen  mechanischen  Schluß  (toten 
Gang)  leicht  Anlaß  zu  Ungenauigkeiten.  Die  Feder- 
wagen haben  den  Nachteil,  daß  die  Zugkraft  der 
Feder  mit  der  Zeit  abnimmt,  auch  von  Wärme- 
änderungen abhängig  ist.  Dem  letzteren  Übelstande 
läßt  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dadurch  be- 
gegnen, daß  man  Zusammenstellungen  von  Federn 
aus  Materialien  verwendet,  deren  Dehnbarkeit  von 
der  Wärme  in  verschiedenem  Sinne  beeinfhißt  wird, 
wie  dies  z.  B.  bei  Stahl  und  gewissen  Nickelstahl- 
sorten der  Fall  ist.  Da  die  Eichordnung  für  Federwagen 
mit  einer  Tragfähigkeit  von  500  ^^und  darüber  vor- 
schreibt, daß  ihre  Angaben  innerhalb  der  Tragfähig- 
keit von  den  Wärmeschwankungen  unabhängig  sein 
sollen,  so  werden  neuerdings  in  der  Regel  für  die 
Federn  Zusammenstellungen  dieser  Art  (Kompen- 
sationsfedern) verwendet. 

Beiden  Arten  von  Wagen  haftet  gemeinsam  noch 
der  weitere  Fehler  an,  daß  sie  verhältnismäßig  ge- 
ringe Empfindlichkeit  besitzen.    Man  kann   diesem 
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Mangel  bis  zu  einem  gewissen  Grade  allerdings  auf 
Kosten  der  Bequeniliclikeit  und  Schnelligkeit  des 
Wiegens  abhelfen,  wenn  man  nur  einen  Teil  der  Last 
durch  ein  Neigungsgewicht  oder  durch  Federkraft, 
den  übrigen  dagegen  durch  einen  Gewichtshebel  mit 
Schale  und  Gewichten  oder  durch  ein  Laufgewicht 
(Neigungsfederwagen,  Oewichtsneigungswagen,  Ge- 
wichtsfederwagen) ausgleicht.  Dieses  Aushilfsmittel 
wird  besonders  bei  Neigungswagen  angewendet.  Man 
erweitert  dadurch  den  Wiegebereich  bei  gleicher  Emp- 
findlichkeit, verleiht  der  W.  also  eine  höhere  auf  die 
Höchstlast  bezogene  Empfindlichkeit. 

I.  Neigungswagen  (Abb.  242). 

Der  eine  Schenkel  eines  Winkelhebels  trägt 
das  Vergleichsgewicht,  am  andern  Schenkel  wirkt 


Stützplatten    /,    /^    für    die   Stützkegel    werden 
gehoben. 

II.  Federwagen. 

Sie  beruhen  auf  den  elastischen  Formände- 
rungen einer  Feder  (Abb.  243). 

Im  oberen  Teile  der  Zugstange  sind  zwei 
Spiralfedern  a,  fl,  eingeschaltet,  deren  Enden 
an  zwei  Querstücken  b,  b^  befestigt  sind.  Die 
Zahnstange  c  ist  mit  dem  unteren  Querstück  b 
durch  Gelenk  verbunden  und  wird  durch  die 
Blattfeder  d  an  das  Zahnrad  e  gedrückt.  Die  in 
den  unteren  Teil  der  Zugstange  eingeschaltete 


Abb.  242. 


die  Last  entweder  unmittelbar  oder  durch  die 
Brücke.  Im  praktischen  Betrieb  wirkt  das 
dauernde  Pendeln  des  Zeigers  störend. 

Hierher  gehört  auch  die  gewöhnliche  Brief- 
wage. 

Das  Lasthebelsystem  entspricht  im  allge- 
meinen dem  System  der  Brückenwagen.  Es 
ist  an  den  Neigungshebel  a  mit  Neigungs- 
gewicht b  angehängt.  Die  Neigung  des  Hebels  a 
wird  durch  die  Stange  c,  die  Zahnstange  d  in 
das  Zahnrad  e  auf  den  Zeiger  übertragen.  Die 
W.  wird  durch  Heben  der  Stützkegel  entlastet. 
Legt  man  den  Handhebel  /  nach  rechts  hin- 
über, so  wird  die  Stange  g  und  das  Gelenk- 
viereck H,  i,  k   nach    links   gezogen  und  die 


Spiralfeder  /  dient  zum  Schutz  des  oberen 
Feder-  und  Zeigerwerkes  vor  Stößen,  die 
sich  von  dem  Lasthebelsystem  aus  durch 
die  Zugstange  fortpflanzen.  Die  W.  hat  eine 
Vorrichtung  zur  Feststellung  des  Lasthebel- 
systems. 

Die  automatischen  Zeigerschneilwagen  (Ge- 
brüder Dopp,  Berlin,  D.  R.  P.)  zeigen  beim 
Einrücken  das  Gewicht  sofort  an  (Abb.  243). 
Ihre  Wiegefedern  sind  unabhängig  von  Tem- 
peraturschwankungen, von  dauernd  unverän- 
derlicher Dehnbarkeit  und  geben  das  Gewicht 
zuverlässig  an.  Sie  werden  in  dem  Betriebe 
der  Reichspost  und  -eisenbahn  in  großem 
Umfange  verwendet. 
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Für  chemische  und  physikalische  Zwecke 
dienen  endlich  noch  besondere  Arten  von  W., 
die  im  Eisenbahnbetriebe  jedoch  nur  in  Aus- 
nahmefällen benutzt  werden. 


Abb.  243. 

Literatur:  E.  Brauer,  Die  Konstruktion  der  Wage, 
3.  Aufl.  von  Lawaczek,  Leipzig  1906;  Hb.  d.  Ing.  \V. 
V.  Teil;  VI.  Bd.,  Betriebseinrichtungen,  IV.  Abt.  von 
Dr.  Landsberg,  Leipzig  1919.  —  Eichordnung  für 
das  Deutsche  Reich  vom  8.  November  1911.  Bildliche 
Darstellungen  der  eichfähigen  Gattungen  von  Meß- 
geräten. Seriell,  Wagen  (36  Blatt).  Beschreibung  und 
Erläuterung  zu  Serie  II,  herausgegeben  von  der 
Kaiserl.  Normaleichungskommission,  Berlin  1914, 
Verlag  W.  Moeser.  -  Katalog  von  Karl  Schenck  in 
Darmstadt.  Eisengießerei  und  Maschinenfabrik.  - 
Katalog  von  Gebrüder  Dopp  in  Berlin.  .Maschinen- 
und  Wagenfabrik.  Heineck. 

Wien-Aspang-Bahn,  in  Niederösterreich 
gelegene  nornialspurige  Privatbahn  mit  dem  Sitz 
der  Gesellschaft  in  Wien,  umfaßt  die  Haupt- 
bahn Wien-Aspang  (85  km)  und  die  Flügel- 
bahn Zentralfriedhof- Klein-Schwechat.  Die 
Konzession  erfolgte  1S7S,  die  Betriebseröffnung 
1881.  Die  Südbahnstrecke  Felixdorf-Wiener  Neu- 


stadt {\0  km)  wird  vertragsmäßig  von  der  W. 
mitbetrieben  und  ist  die  Gesellschaft  für  die 
Dauer  dieser  Vereinbarung  von  der  konzessions- 
mäßigen Verpflichtung  zum  selbständigen  Aus- 
bau dieser  Teilstrecke  enthoben.  Außerdem 
führt  die  W.  auch  den  Betrieb  der  Schneeberg- 
bahn (s.  d.).  .Anschlüsse  hat  die  W.  in  Schwechat 
an  die  Bundesbahnen,  in  Wiener  Neustadt  an 
die  Südbahn  und  Wien-Pottendorf-Wiener- 
Neustädter  Bahn,  in  Sollenau  an  die  Lokal- 
bahn Wittmannsdorf-Ebenfurth,  in  Aspang 
an  die  Bundesbahn  .Aspang-Friedberg  (Wechsel- 
bahn, s.  d.). 

Das  Aktienkapital  beträgt  93  .Vlill.  K,  das 
Prioritätenkapital  8  Mill.  K  (hiervon  2-225  Mill. 
getilgt).  Die  Betriebsergebnisse  sind  seit  1919 
gleichwie  bei  allen  anderen  österreichischen 
Eisenbahnen  infolge  enormer  Steigerung  der 
Betriebskosten  sehr  ungünstig. 

Wiener  Stadtbahn  (vgl.  Taf.  XIX).  Das 
Bedürfnis  nach  Herstellung  einer  Stadtbahn 
machte  sich  schon  anfangs  der  Sechzigerjahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  im  Zusammenhang  mit 
der  Stadterweiterung  fühlbar,  die  eine  gesteigerte 
Bautätigkeit  in  den  äußeren  Bezirken  und 
einen  engeren  X'erkehr  dieser  mit  der  inneren 
Stadt  mit  sich  brachte.  Dieses  Bedürfnis  machte 
sich  angesichts  der  fortschreitenden  Entwick- 
lung des  Verkehrs  immer  mehr  fühlbar  und 
lagen  schon  vor  1870  mehrere  einschlägige 
Entwürfe  vor,  die  indessen  nicht  ernstlich  ver- 
folgt wurden.  In  der  Zeit  des  vcirtschaftlichen 
Aufschwungs  (1872 '73)  traten  immer  neue 
Stadtbahnprojekte  (1873  allein  23)  hinzu.  Auch 
diese  führten  nicht  zum  Ziel.  Durch  die  nach 
dem  Jahre  1873  eingetretene  wirtschaftliche 
Krise  wurde  das  Interesse  für  die  Stadtbahn- 
frage in  den  Hintergrund  gedrängt  und  wurden 
erst  1881  neuerlich  3  Entwürfe  der  Regierung 
unterbreitet,  darunter  einer  von  den  Ingenieuren 
Fogerty  und  Bunten,  der  bis  zum  Stadium  der 
Konzessionserteilung  führte  (1883).  Die  Projek- 
tanten schlugen  die  Herstellung  einer  normal- 
spurigen,  doppelgleisigen  Gürtelbahn  nebst  Ab- 
zweigungen zu  sämtlichen  Wiener  Bahnhöfen 
und  einer  solchen  nach  Hietzing  vor.  Die  Aus- 
führung des  etwa  \3  km  langen  Rings  war 
längs  des  Donaukanals  und  \Xienflusses  als 
Hochbahn  auf  eisernen  Viadukten,  in  der  Gürtel- 
straße teils  als  Viadukt,  teils  als  offener  oder  ge- 
deckter Einschnitt  geplant.  Die  Flügelbahnen 
sollten  sämtlich  als  Hochbahnen,  zumeist  auf 
\'iadukten  hergestellt  werden.  Auf  die  Wienfluß- 
regulierung vcar  bei  dem  Projekt  keine  Rück- 
sicht genommen.  Aus  diesem  Grunde  sowie 
insbesondere  auch  wegen  der  beabsichtigten 
Überschreitung  der  Ringstraße  auf  Viadukten 
erhob    der    Wiener    Gemeinderat    Einspruch 
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gegen  den  Fogertyschen  Plan.  Diese  Stellung 
der  Gemeinde  wirkte  entmutigend  auf  die 
Konzessionäre  und  erschwerte  die  Geldbe- 
schaffung. Schließlich  sahen  sie  sich  genötigt, 
das  Projekt  aufzugeben  und  die  erlegte  Kaution 
von  2  Millionen  Kronen  verfallen  zu  lassen. 
Auch  mehrere  spätere  private  Projekte  scheiterten 
und  sah  sich  die  Regierung  schließlich  ver- 
anlaßt, selbst  Studien  über  die  Feststellung 
des  Linienprogramms  der  Stadtbahn  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Regulierung  und  der 
Ausführung  von  Sammelkanälen  längs  der 
Wien  und  dem  Donaukanal  sowie  der  Aus- 
gestaltung des  letzteren  in  einen  Handels- 
und Winterhafen  durchzuführen.  Nach  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  dem  Lande 
Niederösterreich  und  der  Stadt  Wien  legte 
die  Regierung  am  6.  Februar  1892  dem 
Reichsrat  einen  umfangreichen  Gesetzentwurf 
über  die  Ausführung  der  „Verkehrsanlagen 
in  Wien"  vor.  Dieser  Gesetzentwurf  wurde 
von  beiden  Häusern  des  Fieichsrats  an- 
genommen und  als  Ges.  vom  12.  Juli  1892 
verlautbart.  Nach  diesem  Gesetz  war  das  in 
Wien  auszuführende  Stadtbahnnetz  in  2  Haupt- 
gruppen geteilt,  u.  zw.  in  Hauptbahnen,  die 
den  Übergang  der  Fahrbetriebsmittel  der  in 
Wien  einmündenden  Bahnen  gestatten  und 
Anschlüsse  an  diese  erhalten  sollen,  sowie 
in  Lokalbahnen,  auf  denen  die  Möglichkeit 
des  Übergangs  der  Fahrbetriebsmittel  der 
Hauptbahnen  nur  bedingungsweise  vorhanden 
und  ein  Anschluß  an  die  übrigen  Bahnen  über- 
haupt nicht  in  Aussicht  genommen  war. 

Die  Hauptbahnen  sollten  von  dem  im 
Zug  der  Kaiser-Franz-Josef-Bahn  neu  zu 
erbauenden  Bahnhof  Heiligenstadt  aus 
gehen,  u.  zw.: 

1.  Die  Gürtellinie  von  Heiligenstadt  bis 
an  die  Südbahn  in  Matzleinsdorf  mit  einer  Ab- 
zweigung an  die  Westbahn  in  Penzing. 

2.  Die  Donaustadtlinie  vom  Praterstern 
zur  Donauuferbahn  und  bis  Nußdorf. 

3.  Die  ■  Vorortelinie  von  Penzing  über 
Ottakring  und  Hernais  bis  Heiligenstadt. 

Außerdem  sollten  in  der  ersten  Bauperiode 
als  Lokalbahnen  ausgeführt  werden: 

a)  Die  Wientallinie  vom  Westbahnhof 
über  den  Gürtel  zum  Schlachthaus  und  von 
dort  zum  Hauptzollamt; 

bj  d\t  Donaukanallinie  vom  Hauptzoll- 
amt bis  nach   Heiligenstadt; 

c)  die  innere  Ringlinie,  abzweigend  von 
der  Wientallinie  und  entlang  der  Museen  und 
dem  Schottenring  bis  zum  Anschluß  an  die 
Donaukanallinie. 

Nach  eintretendem  Verkehrsbedürfnis  waren 
für   einen   späteren    Bauabschnitt   vorgesehen: 


1.  Eine  Hauptbahn  längs  des  Donaukanals 
zur  Verbindung  der  Franz-Josef-Bahn  mit  der 
Verbindungsbahn. 

2.  Die  Ausführung  der  Donaustadtlinie 
als  Hochbahn  vom  Verschiebebahnhof  der 
Nordbahn  stromauf  und  stromab  auf  die  Länge 
der  Donaustadt.  Ferner  als  Lokalbahnen: 

a)  Eine  Linie,  abzweigend  von  der  Wiental- 
linie zum  Zentralfriedhof  unter  Benutzung 
der  Aspangbahn; 

b)  Abzweigungen  von  der  inneren  Ringlinie 
zur  Gürtel-  und  Vorortelinie  mit  Fortsetzungen 
gegen  Dornbach  und  Pötzleinsdorf; 

c)  zwei  Radialbahnen  durch  die  innere  Stadt, 
für  die  von  vornherein  der  elektrische  Betrieb 
in  Aussicht  genommen  war. 

Der  Zusammenhang  der  Stadtbahnentwürfe 
mit  anderen  öffentlichen  Bauten  hat  den  Ent- 
schluß veranlaßt,  die  Ausführung  der  Wiener 
Stadtbahn  durch  Zusammenwirken  von  Staat, 
Land  Niederösterreich  und  Gemeinde  Wien 
sicherzustellen  und  für  die  einheitliche  Leitung 
der  Entwurfs-  und  Bauarbeiten  eine  besondere 
Zentralstelle,  „Kommission  für  Verkehrs- 
anlagen in  Wien"  zu  schaffen. 

Am  25.  Juli  1892  erfolgte  ihre  Konstituierung 
imter  dem  Vorsitz  des  Handelsministers,  dem 
damals  das  Eisenbahnwesen  unterstand.  Nach- 
dem die  Kommission  dem  bei  der  Konzessions- 
verhandlung einvernehmlich  festgesetzten  Ent- 
würfe für  die  von  ihr  auszuführenden  Haupt- 
bahnlinien der  Wiener  Stadtbahn  zugestimmt 
hatte,  erfolgte  am  18.  Dezember  1892  die  Kon- 
zessionsverleihung an  sie.  Am  27.  Oktober  1892 
erfolgte  die  ministerielle  Entscheidung,  womit 
die  Trassenführung  sämtlicher  Linien  die 
Genehmigung  erhielt,  mit  Ausnahme  der  damals 
für  spätere  Zeit  zur  Ausführung  in  Aussicht 
genommenen  Teilstrecken  zwischen  Hernais  und 
Heiligenstadt  der  Vorortelinie  und  der  Strecke 
Ferdinandsbrücke- Hauptzollamt  der  Donau- 
kanallinie. Gleichzeitig  wurde  jedoch  angeordnet 
die  Fortsetzung  der  ^Vientallinie  bis  Hütteldorf 
in  das  Detailprojekt  einzubeziehen. 

Am  28.  November  1892  faßte  die  Konimision 
für  Verkehrsanlagen  in  ihrer  Vollversammlung 
den  Beschluß,  den  Bau  der  Vorortelinie  von 
Heiligenstadt  zu  beginnen.  Das  Projekt  für  diese 
Linie  wurde  im  Januar  1893  der  Trassenrevision 
unterzogen  und  im  März  1893  genehmigt.  Am 
7.  November  1892  wurde  mit  dem  Abtragen 
des  im  Zuge  der  Gürtellinie  gelegenen  Wasser- 
reservoirs der  ehemaligen  Kaiser-Ferdinands- 
Wasserleitung  vor  der  Westbahnlinie  begonnen, 
somit  kann  dieser  Tag  als  Beginn  der  Arbeiten 
für  den  Bau  der  Wiener  Stadtbahn  angesehen 
werden. 
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Mit  den  eigentlichen  Bauarbeiten  wurde  am 
16.  Februar  18Q3  in  der  Station  Michelbeuern 
der  Gürtellinie  begonnen.  Im  Dezember  1893 
wurden  die  Unterbauarbeiten  in  der  Strecke 
Heiligenstadt- Gersthof  der- Vorortdinie  ver- 
geben und  in  Angriff  genommen.  Durch  ein- 
helligen Beschluß  aller  3  Kurien  der  Kommission 
für  Verkehrsanlagen  vom  16.  Januar  1SQ4 
sollten  nunmehr  auch  die  Lokalbahnlinien  der 
Wiener  Stadtbahn  durch  die  Kommission  zur 
Ausführung  gelangen.  Dieser  Beschluß  wurde 
aber  an  folgende,  das  bisherige  Programm 
teilweise    abändernde    Bedingungen    geknüpft: 

a}  Die  Ausführung  der  inneren  Ringlinie  sollte 
einstweilen  der  Vorsorge  im  Wege  Konzessionser- 
teilung an  eine  Privatunternehmung  vorbehalten 
bleiben,  wobei  diese  Linie  nach  dem  Ermessen  der 
Regierung  mit  elektrischem  Betrieb  ausgeführt  werden 
könne; 

b)  statt  der  im  Programme  an  erster  Stelle  vor- 
gesehenen vom  Westbahnhofe  im  Zuge  der  Oürtel- 
straße  und  parallel  mit  der  Gürtellinie  biszumGumpen- 
dorfer  Schlachthaus  führenden  Strecke  der  Wien- 
tallinie wäre  die  im  Programme  „erst  bei  eintreten- 
dem Bedürfnisse"  in  .Aussicht  genommene  Fortsetzung 
zum  Schlachthaus  im  Wiental  aufwärts  zum  Anschluß 
an  die  Westbahn  bei  Hütteldorf  sofort  zu  bauen 
und  in  diese  die  abzulösende  und  entsprechend  um- 
zubauende Dampfstraßenbahnstrecke  Qumpendorf— 
Hietzing  einzubeziehen; 

c)  die  vorgesehene  Verbindung  der  Gürtellinie  mit 
der  Westbahn  bei  Penzing,  hätte  ganz  zu  entfallen; 

d)  der  nach  dem  Programm  erst  dem  zweiten 
Bauabschnitte  vorbehaltene  Bau  der  Strecke  West- 
bahnhof-Matzleinsdorf der  Gürtellinie  hinsichtlich 
der  Teilstrecke  Westbahnhof -Gumpendorfer-Linie  in 
den  ersten  Bauabschnitt  einzubeziehen  und  gleich- 
zeitig eine  Verbindungskurve  von  der  Gumpendorfer 
Linie  an  die  Wientallinie  zur  Ausführung  zu  bringen. 

Im  Sinne  dieser  Anträge  wurden  die  weiteren 
Schritte  eingeleitet,  die  zur  Erteilung  der  Kon- 
zession für  den  Bau  und  Betrieb  der  Wien- 
tal- und  Donaukanallinie  an  die  Kommission 
für  Verkehrsanlagen  führten.  (2.  August  1894.) 

Die  Vorschreibungen  der  Konzessionsur- 
kunde machten  eine  vollständige  Neuaufstel- 
lung des  Detailprojektes  für  die  Wiental-  sowie 
für  die  Donaukanallinie  notwendig,  insbesondere 
war  eine  wesentliche  Erweiterung  der  Anschluß- 
bahnhöfe Hütteldorf  und  Heiligenstadt  vorzu- 
sehen, die  größte  Veränderung  ergab  sich 
jedoch  beim  Hauptzollamtsbahnhofe,  der  allen 
aus  dem  Anschlüsse  der  Wiental-  und  der  Donau- 
kanallinie an  die  Wiener  Verbindungsbahn  sich 
ergebenden  Verkehrsaufgaben  genügen  sollte. 
Eine  solche  Erweiterung  war  jedoch  nur  durch 
Senkung  des  Niveaus  und  Überführung  aller 
kreuzenden  Straßenzüge  möglich.  Diese  Ent- 
wurfsänderungen machten  auch  eine  Abänderung 
des  finanziellen  Programms  notwendig.  Ent- 
sprechend dieser  Sachlage  faßte  die  Kommission 
für  Verkehrsanlagen  am  11.  Juli  1895  den 
Beschluß,  den  Bau  der  provisorischen  Donau- 


stadtlinie gänzlich  fallen  zu  lassen,  dagegen 
die  Vorortestrecke  Hernais-  Penzing  und  allen- 
falls die  Gürtelstrecke  Gumpendorfer  Straße- 
Matzleinsdorf  noch  im  ersten  Abschnitt  auszu- 
bauen. Diesem  Beschlüsse  wurde  durch  ein 
Gesetz  vom  23.  Mai  1896  Rechnung  getragen 
und  damit  auch  die  finanzielle  Grundlage  für 
die  in  Ausführung  befindlichen  Linien  der 
Wiener  Stadtbahn  geschaffen. 

Ende  des  Jahres  1894  waren  die  Bauarbeiten 
bereits  in  den  Strecken  Heiligenstadt- West- 
bahn, Heiligenstadt-  Hernals,und  Hütteldorf - 
Hietzing  im  Zuge. 

Die  hervorragende  Bedeutung,  die  der  Wiener 
Stadtbahn  als  Bauwerk  zukam  und  ihr  Einfluß 
auf  die  bauliche  Entwicklung  der  von  ihr 
durchzogenen  Stadtteile,  ließen  es  geboten  er- 
scheinen, der  künstlerischen  Ausgestaltung  be- 
sonderes Augenmerk  zuzuwenden.  Über  Vor- 
schlag der  Genossenschaft  bildender  Künstler 
Wiens  wurde  daher  Architekt  Otto  Wagner, 
zum  künstlerischen  Beirat  der  Kommission  für 
Verkehrsanlagen  bestellt  und  sind  unter  seiner 
Leitung  alle  Entwürfe  für  die  architektonische 
Ausstattung  der  Bauobjekte  sämtlicher  Linien 
durchgeführt  worden. 

Im  Oktober  1897  war  die  Strecke  Westbahn- 
hof-Heiligenstadt- Brigittenau  der  Gürtellinie 
bereits  fahrbar.  Auch  die  Vorortelinie  war  von 
Heiligenstadt  bis  Ottakring  im  November  1897 
soweit,  während  die  Wientallinie  auf  ihrer 
ganzen  Länge  im  Bau  war.  Die  Vollendung 
der  oberen  Wientallinie  von  Hütteldorf  bis 
Meidling  konnte  im  Frühjahr  1898,  der  unteren 
Wientallinie  von  Meidling  bis  zum  Hauptzoll- 
amtsbahnhof im  Frühjahr   1 899  erfolgen. 

Die  Meinungsverschiedenheiten  über  die 
Führung  der  Donaukanallinie  in  der  Strecke 
Augartenbrücke- Heiligenstadt  als  Tiefbahn 
oder  Hochbahn  verzögerten  die  Bauinangriff- 
nahnie  der  Donaukanallinie  bis  zum  Herbste 
1898  und  die  Bau  vollendung  bis  zum  Jahre  1900. 

Sämtliche  Stadtbahnlinien  sind  normalspurig 
und  zweigleisig  ausgeführt.  Die  Fahrgeschwin- 
digkeit der  Züge  wurde  mit  40/tw'Std.  fest- 
gesetzt. Die  größte  Neigung  beträgt  bei  der 
Hauptbahn  2Q<>'oo,  bei  den  Lokalbahnen  aber 
25%,  der  kleinste  Halbmesser  der  Bogen  in 
150ot  festgesetzt,  nur  bei 
nächst  den  Stationen  ist 
ein  Krümmungshalbmesser 
von  120  m  zur  Anwendung  gebracht.  Alle 
Objekte  und  sonstigen  im  Unterbau  vorkom- 
menden Bauwerke,  ferner  die  Aufnahmsgebäude 
und  die  für  den  Zugförderungsdienst  und  die 
Unterbringimg  des  Bahnpersonals  in  den  Sta- 
tionen und  Haltestellen  bestimmten  Hochbauten 
wurden    in    definitiver   Weise   hergestellt;    bei 


der  Strecke  ist  mit 
Verbindungskurven 
in  einzelnen  Fällen 
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solchen  in  Eisen  ausgefülirten  Hochbahnkon- 
struktionen, deren  Lage  es  wünschenswert  er- 
scheinen ließ,  die  Schallwirkungen  des  Zug- 
verkehrs tunlichst  abzuschwächen,  wurde  die 
Fahrbahn  mit  Buckelplatten  abgedeckt  und 
der  Oberbau  wie  gewöhnlich  eingeschottert. 
Die  beabsichtigte  Wirkung  ist  tatsächlich  er- 
reicht worden. 

Mit  besonderer  Sorgfalt  ist  die  Entwässe- 
rung und  Abdeckung  der  Viaduktgewölbe 
durchgeführt.  Die  Qewölbenachmauerung  wurde 
mit  einer  8  cm  starken  Betonschichte  in  Port- 
landzement überdeckt,  auf  die  eine  20  mm 
starke  Schicht  aus  Naturasphalt  und  dann  ein 
liegendes  Ziegelpflaster  aufgetragen  ist. 

Die  Abdeckung  hat  gegen  die  in  den  Pfei- 
lern angeordneten  Entwässerungsschächte  eine 
Neigung  von  5  % ;  in  diese  Schächte  mündet 
ein  4  m  langes  Rohr  aus  Gußeisen,  in  welch 
letzteres  wieder  das  bis  in  den  Abflußkanal 
reichende  Rohr  aus  verzinktem  Eisenblech 
eingesetzt  ist.  Die  Öffnung  über  dem  Rohr 
ist  durch  einen  bis  zur  Schwellenhöhe  reichen- 
den gußeisernen  Hut,  der  glockenförmig 
erweitert  und  durchbrochen  ist,  geschlossen; 
nach  Entfernung  dieses  Huts  kann  das  ver- 
zinkte Abflußrohr  an  seinen  Handhaben  her- 
ausgezogen und  gereinigt  werden. 

Auch  die  Entwässerung  der  beschotterten 
eisernen  Bahnbrücken  ist  sorgfältig  durch- 
geführt, indem  eiserne  Längs-  und  Querrinnen 
das  Tropfwasser  aus  den  Buckelplatten,  die 
zu  diesem  Zweck  an  ihren  tiefsten  Punkten 
durchlocht  und  mit  Ansatzröhrchen  versehen 
sind,  aufnehmen  und  gegen  die  Widerlager 
führen,  woselbst  eiserne  Abfalirohre  die  Weiter- 
leitung des  Wassers  in  die  Straßenkanäle  be- 
sorgen. 

Die  Viadukte  sind  meist  in  Ziegelmauer- 
werk mit  Eckverkleidungen  und  Gesimsplatten 
aus  Stein  ausgeführt.  Dagegen  ist  für  Stütz- 
und  Futtermauern  in  den  offenen  und  ge- 
deckten Einschnitten  ausschließlich  lagerhaftes 
Bruchsteinmauerwerk  zur  Anwendung  ge- 
kommen. 

Die  Fundamente  der  Kunstobjekte  und 
Hochbauten  wurden  häufig  betoniert  und 
haben  Monier-  und  Betonkonstruktionen  viel- 
fache Anwendung  gefunden.  So  wurden  z.  B. 
die  meisten  der  Straßenüberfahrten  auf  der 
Vorortelinie  mittels  Moniergewölben  bis  zu 
einer  Lichtweite  von  20^2 5  m  ausgeführt.  Für 
die  Kanäle,  Entwässerungsgräben  und  ähnliche 
Bauwerke  kam  ausschließlich  Beton  zur  Ver- 
wendung, aus  welchem  Materiale  bei  den  Ein- 
deckungen  der  Tiefbahnstrecken  sowie  bei 
einigen  Bahnbrücken    mit  nahegerückten  Trä- 


gern auch  Auflags-  und  Deckquadern  aus- 
geführt wurden. 

Auf  dem  größten  Teil  der  hochgeführten 
Gürtellinie  sowie  auf  einem  Teil  der  Viadukt- 
Strecke  der  Vorortelinie  erscheint  der  obere 
Abschluß  der  Bahnobjekte  wagrecht  durch- 
geführt, was  bei  geneigter  Bahn  durch  die 
stufenförmige  Anlage  der  Abkrönung  erzielt 
wurde.  Auch  die  Ausbildung  der  größten  An- 
zahl der  eisernen  Bahnbrücken  entspricht  dem 
Bestreben  des  Architekten,  die  wagrechte  Linie 
soviel  wie  möglich  einzuhalten.  Demgemäß 
lagern  die,  zumeist  parallele  Gurtungen  zeigen- 
den Blech-  und  Qitterbrücken  wagrecht  auf 
und  lassen  die  etwa  geneigte  Bahn  zwischen 
den  äußerlich  verzierten  Hauptwänden  auf 
schiefer  Ebene  abgleiten. 

Nur  bei  der  Obersetzung  der  Döblinger 
Straße  und  der  Heiligenstädter  Straße  durch  die 
Gürtellinie  sowie  der  Richthausenstraße  und 
Nußdorfer  Straße  durch  die  Vorortelinie  ruht 
die  Bahn  auf  kräftigen  eisernen  Bogenbrücken, 
deren  schöne  Formen  dem  Auge  eine  wohl- 
tuende Abwechslung  bieten.  Dort  aber,  wo 
die  Stadtbahn  zur  Unterpflasterbahn  wird,  wie 
an  vielen  Stellen  der  Wientallinie  und  einem 
großen  Teil  der  Donaukanallinie,  bilden  eiserne 
Träger  mit  dazwischenliegenden  Stampfbeton- 
wölbungen die  Decke  für  die  Straßenfahrbahn. 

Der  Oberbau  ist  auf  Holzquerschwellen 
mit  12-5  m  langen  Flußstahlschienen  von 
35-4  f.  d.  m  hergestellt.  Eine  Abweichung  ist 
nur  in  dem  Sinne  erfolgt,  daß  statt  der  nor- 
malen Stoßverbindungen  die  Stoßfangschiene 
eingeführt  wurde. 

Sämtliche  Linien  der  Wiener  Stadtbahn 
dienen  sowohl  dem  Personenverkehr  als  auch 
dem  Post-,  Gepäcks-  und  Güterverkehr  und 
hat  bezüglich  des  letzteren  besonders  der 
Approvisionierungsverkehr  Berücksichtigung 
zu  finden.  In  erster  Linie  mußte  natürlich  für 
die  bequeme  und  rasche  Abwicklung  des  Per- 
sonenverkehrs gesorgt  werden,  zu  welchem 
Zwecke  entsprechende  Einrichtungen  in  den 
Stationen  und  Haltestellen,  ferner  an  den 
Fahrbetriebsmitteln  getroffen  werden    mußten. 

Um  das  Aus-  und  Einsteigen  von  und  in 
die  Wagen  tunlichst  bequem  zu  machen,  wurde 
die  Höhe  der  Bahnsteige  in  den  Stationen 
und  Haltestellen  mit  0'5  m  über  Schienen- 
höhe gewählt  und  zur  leichten  Überwindung 
der  Höhe  von  0-7  m  bis  zum  Wagenfußboden 
drei  Stufen  von  entsprechender  Breite  einge- 
legt, so  daß  beim  Wiener  Stadtbahnwagen 
drei  Stufen  von  je  23  cm,  beim  Berliner  Stadt- 
bahnwagen aber  nur  zwei  Stufen  von  je  35  cm 
vorhanden  sind,   wodurch  das  Aus-  und  Ein- 
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Steigen  den  Reisenden  in  Wien  jedenfalls  be- 
deutend erleichtert  wurde. 

Was  die  Wagen  selbst  anbelangt,  so  sind 
auf  den  Stadtbahnen  in  Berlin  und  London 
Abteilwagen  eingeführt;  jene  Stadtbahn  aber 
die  den  größten  V'erkehr  zu  bewältigen 
hat,  nämlich  die  Hochbahn  in  New  York,  ist 
mit  Durchgangswagen  ausgerüstet  und  be- 
tragen die  Zugsaufenthalte  in  New  York 
höchstens  15  Sekunden,  während  diese  in 
Berlin  und  London  mit  20  Sekunden  be- 
messen sind.  In  dieser  Beziehung  steht  daher 
der  Durchgangswagen  dem  Abteilwagen  nicht 
nach.  Da  aber  bei  der  Wiener  Stadtbahn 
die  Einleitung  des  Zugsverkehrs  von  vorn- 
herein in  der  Weise  gedacht  war,  daß  ein 
Teil  der  Züge  die  Fahrt  direkt  in  die  Lokal- 
strecken der  Staatsbahnen  fortsetzt,  mußte 
dafür  gesorgt  werden,  daß  die  Reisenden 
jene  Bequemlichkeiten  vorfinden,  die  für  solche 
Fahrten,  die  eine  Stunde  und  darüber  dauern, 
zum  Bedürfnisse  geworden,  beim  Abteil- 
wagensystem aber  entweder  gar  nicht  oder 
nur  mit  Schwierigkeiten  und  Kosten  erreich- 
bar sind.  Es  wurde  daher  ein  10/n  langer 
und  an  beiden  Enden  mit  einer  I  m  breiten 
Plattform  versehener  Durchgangswagen  ge- 
wählt; dieser  Wagen  gestattet  zunächst  eine 
intensivere  Beleuchtung  als  der  Abteilwagen, 
bietet  den  Reisenden  die  Möglichkeit,  den 
Wagen  während  der  Fahrt  zu  wechseln  und 
ist  im  Winter  viel  leichter  warm  zu  halten,  weil 
nur  zwei  nach  außen  führende  Türen  vorhanden 
sind.  Der  Hauptvorteil  aber  ist  der,  daß  bei 
Massenandrang  die  Reisenden  sich  in  den  Wagen 
des  Zugs  während  der  Fahrt  verteilen  können. 

Die  Stadtbahnlokomotive  ist  eine  Tender- 
maschine der  schwersten  Gattung,  die  auf  fünf 
Achsen  ruht  und  so  leistungsfähig  ist,  daß 
sie  auf  einer  Steigung  von  20%  noch  zehn 
vollbesetzte  Stadtbahnwagen,  deren  Gesamt- 
gewicht 150^  beträgt,  mit  einer  Geschwindig- 
keit von  35  Ä;«/Std.  befördern  kann.  Die  Bauart 
dieser  Lokomotive  ist  derart  durchgeführt,  daß 
der  Funkenwurf  vermieden,  die  Rauchentwick- 
lung möglichst  vermindert  und  die  Belästigung 
durch  ausströmenden  Dampf  und  Rauch  tun- 
lichst hintangehalten  wird. 

Sämtliche  Stadtbahnlinien  sind  für  das  Fah- 
ren in  Raumdistanz  eingerichtet;  ferner  werden, 
mit  Ausnahme  gewisser  Weichen  in  den  Neben- 
gleisen, alle  Weichen  zentral  gestellt  und  in 
die  Sicherungsanlage  einbezogen.  Auch  in 
dieser  Richtung  war  man  bestrebt,  das 
Neueste  und  Beste  zu  wählen,  es  wurde  da- 
her die  elektrische  Weichenstellung  System 
Siemens  und  Halske  eingeführt,  die  außer- 
ordentliche Vorteile  bietet,  vor  allem  aber  die 


Sicherheit  auch  beim  dichtesten  Verkehr  ge- 
währleistet. Nur  auf  der  Vorortelinie  wurden 
die  Stationen  mit  der  mechanischen  Weichen- 
stellung durch  die  Firma  Stephan  v.  Götz  in 
derselben  Weise  ausgerüstet,  wie  dies  bisher 
bei  allen  Staatsbahnlinien  der  Fall  war. 

Große  Schwierigkeiten  waren  im  Hochbau 
zu  überwinden,  weil  mit  Rücksicht  auf  die 
Anforderungen  des  Verkehrs  und  aus  bau- 
lichen und  lokalen  Gründen  kein  Gebäude 
dem  andern  nachgebildet  werden  konnte,  die 
Anzahl  der  zu  schaffenden  Entwürfe  daher 
eine  außerordentlich  große  war. 

Der  Hauptsache  nach  sind  für  die  Halte- 
stellen der  Stadtbahn,  je  nachdem  eine  Unter- 
grund- oder  eine  Hochbahnstrecke  vorliegt, 
zwei  Typen  zu  unterscheiden.  In  den  ersteren 
wurde  der  Raum  über  dem  Bahneinschnitt 
als  Halle  ausgebildet,  an  die  stirnseitig  die 
Personenkassen  und  zu  beiden  Seiten  die 
Abgangsstiegen  angelegt  sind.  Am  Eingang 
zu  den  Stiegen  ist  die  Fahrkartenkontrolle 
angebracht.  In  der  Verlängerung  der  Stiegen 
liegen  die  für  jede  Fahrtrichtung  gesondert  an- 
gelegten Bahnsteige,  von  denen  etwa70  in  über- 
deckt sind  und  etwa  50  m  unbedeckt  bleiben. 

In  den  Aufnahmsgebäuden  für  die  Hoch- 
bahnhaltestellen wurden  die  notwendigen  Be- 
triebsräume durch  seitliche  Anbauten  an  den 
Viadukt  geschaffen.  Im  Straßengeschoß  ist  in 
der  Mitte  eine  große,  von  beiden  Straßen- 
seiten erreichbare  Halle  mit  den  Personen- 
kassen und  den  nötigen  Nebenräumen  für  die 
Abwicklung  des  Personenverkehrs  sowie  der 
Aufgang  zu  den  ebenfalls  für  jede  Fahrtrichtung 
getrennt  angelegten  Bahnsteigen.  Vor  dem  Ein- 
gang zum  Bahnsteig  in  der  Höhe  des  Bahn- 
geschosses ist  die  Fahrkartenkontrolle  an- 
geordnet. Außer  dem  Bahnsteig  sind  daselbst 
noch  kleine  Warteräume  und  ein  Dienstzimmer 
für  Beamte  und  Diener  vorhanden. 

In  den  großen  Anschlußbahnhöfen  Hüttel- 
dorf-Hacking  und  Heiligenstadt  wurden  in 
der  Mitte  der  erbauten  neuen  Aufnahms- 
gebäude große  architektonisch  reich  ausgestattete. 
Hallen  angelegt,  von  denen  die  Stiegen  zu 
den  Personentunneln  führen.  Von  diesen 
führen  wieder  doppelarmige  Stiegen  zu  den 
nach  Fahrtrichtungen  getrennt  angelegten  Bahn- 
steigen von  120  bis  180/«  Länge,  die  in 
einfacher  Weise  überdacht  sind. 

In  der  Station  Hauptzollamt  ist  der  Tiefbahn 
wegen  die  große  Eintnttshalle  mit  den  über- 
sichtlich angeordneten  Dienst-  und  öffent- 
lichen Räumen  im  Straßengeschosse  angeord- 
net; von  der  Mittelhalle  führt  eine  Treppe 
zum  Hauptbahnsteig;  die  Verbindung  zu  den 
Zwischenbahnsteigen  wird  durch  eine  breite,  in 
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der  Längsachse  der  Halle  angeordnete  über- 
deckte Brücke  und  doppelarmige  ebenfalls 
überdachte  Abgangsstiegen  bewerkstelligt. 

In  den  Jahren  1908-1910  hat  der  Anschluß 
an  die  Westbahn  durch  Verlängerung  der 
Stadtbahn  bis  Purkersdorf  eine  Ausgestaltung 
erfahren.  Auf  eine  Länge  von  6'5  km  läuft  sie 
parallel  mit  der  Hauptbahn  und  diente  so  zur 
Ablenkung  des  Lokalverkehrs  von  der  Haupt- 
bahn. 

In  der  Zeit  zwischen  den  frühesten  Morgen- 
und  den  spätesten  Abendstunden  wurden  nach 
Maßgabe  des  Bedarfs  zahlreiche  Züge  in  dichter 
Aufeinanderfolge  in  regelmäßigen  Zwischen- 
räumen bis  zu  3  Minuten  in  Verkehr  gesetzt. 
Die  Lokallinien  wurden  auch  für  den  Güter- 
verkehr eingerichtet. 

Die  Geldbeschaffung  erfolgte  durch  Bildung 
eines  von  der  Kommission  verwalteten  be- 
sonderen Fonds  und  durch  ein  von  der  Kom- 
mission aufgenommenes  Darlehen. 

Die  Beteiligung  der  3  Kurien  an  den  Ka- 
pitalslasten wurde  für  den  Staat  mit  87''/2 '% , 
das  Land  mit  5%  und  für  die  Gemeinde 
Wien  mit  7V2%  rücksichtlich  der  Hauptbah- 
nen und  mit  85  %  für  den  Staat,  5  %  für 
das  Land  und  10%  für  die  Gemeinde  Wien 
rücksichtlich  der  Lokalbahnen  festgesetzt. 
Die  Baukosten  der  bisher  gebauten  Linien 
der  W.  waren  (ohne  Zinsen  und  Geldbe- 
schaffungskosten) mit  rd.  I76Mill.  K  veran- 
schlagt. 

Infolge  der  Kriegsverhältnisse  mußte  der 
Betrieb  auf  der  Wiental-,  Gürtel-  und  Donau- 
kanallinie im  Jahre  1916  eingestellt  werden 
und  ist  erst  Juni  1922  teilweise  wiedereröffnet 
worden,  u.  zw.  in  der  Strecke  von  Purkersdorf 
über  die  Gürtellinie  bis  Heiligenstadt. 

Literatur:  Koestler,  Die  Wiener  ..Stadtbahn  in 
der  Geschichte  der  Eisenbahnen  der  Österreichisch- 
ungarischen  Monarchie,  Bd.  I,  2.  Wien  1898. 

Wiener  Verbindungsbahn  (vgl.  Tai  XIX). 
Schienennetz  zur  Herstelhuig  von  Verbindun- 
gen zwischen  einzelnen  Wiener  Bahnhöfen. 
Sie  führt  vom  Südbahnhof  (Matzleinsdorf) 
zum  Nordbahnhof  (6-741  km)  mit  Abzwei- 
gungen zum  Hauptzollamt  (0'454  km)  und 
zum  Güterbahnhof  der  Nordbahn  (0159A/n). 
Die  W.  wurde  als  Staatsbahn  gebaut  und 
1857/59  eröffnet.  1870  ging  die  W.  zu  je  Ve 
in  den  Besitz  der  sechs  großen  in  Wien 
einmündenden  Eisenbahnen  (Südbahn,  Staats- 
eisenbahngesellschaft, Kaiser- Ferdinands-Nord- 
bahn,  Kaiserin-Elisabeth-Bahn,  Ostern  Nord- 
westbahn, Kaiser- Franz  -  Josef  -  Bahn)  über; 
1882  bzw.  1884  gingen  die  Ve-Anteile  der 
verstaatlichten  Elisabeth-Bahn  und  Kaiser- 
Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Franz-Josef-Bahn,  später  auch  die  Anteile  der 
übrigen  Teilhaber  an  den  Staat  über;  der- 
selbe war  ab  I.Januar  1895  wieder  alleiniger 
Eigentümer  der  W. 

Wien  -  Pottendorf  -Wiener  -  Neustädter 
Bahn  (68-1 1 4  Av«),  in  Niederösterreich  gelegene, 
eingleisige,  normalspurige  Privatbahn  mit  dem 
Sitz  der  Gesellschaft  in  Wien,  betrieben  auf 
Konzessionsdauer  (90  Jahre)  von  der  öster- 
reichischen Südbahn,  umfaßt  die  Linien 
Meidling  (Wien) -Pottendorf-Wiener-Neustadt 
(50-684  Ä7«),  Pottendorf-Qrammat-Neusiedl 
(13-866  km)  nebst  Zweigbahn  Ebenfurth- 
Landesgrenze  bei  Neufeld  (2-262  km)  und  das 
Verbindungsgleis  mit  der  Donauländebahn 
bei  Inzersdorf  (1-302  Aw).  Die  ursprünglich 
dazu  gehörige,  in  Ungarn  gelegene  Teilstrecke 
Neufeld-Landesgrenze  (0-954  km)  wurde  im 
Jahre  1891  an  die  Raab-Ödenburg-Ebenfurther 
Eisenbahn  verkauft. 

Wien-Preßburger  Bahn,  normalspurige 
Lokalbahn  mit  elektrischem  Betrieb,  eröffnet 
1914,  bezweckt,  wie  ihr  Name  besagt,  eine 
unmittelbare  Eisenbahnverbindung  mit  dichter 
Verkehrsgelegenheit  von  Stadt  zu  Stadt  zu 
schaffen.  Die  Strecke  ist  70  5  km  lang,  wovon 
7-5  km  sich  auf  ehemalig  ungarischem  (jetzt 
tschecho-slowakischem)  Staatsgebiet  befinden. 
Dementsprechend  sind  2  Bahnkonzessionen 
vorhanden,  die  von  je  einer  österreichischen 
und  einer  früher  ungarischen  Gesellschaft  aus- 
geübt wurden.  Zur  Sicherung  der  Einheitlich- 
keit des  Verkehrs  haben  beide  Gesellschaften 
auf  Konzessionsdauer  einen  Betriebsvertrag 
geschlossen,  der  jedoch  durch  die  zwischen- 
staatlichen Umwälzungen  aufgelöst  wurde. 
Damit  ist  vorläufig  auch  die  Grundlage  der 
ursprünglichen  Bestimmung  der  W.,  einen  un- 
mittelbaren Verkehr  von  Stadt  zu  Stadt  zu 
schaffen,  zerstört  worden.  Diese  Aufgabe  war 
unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  maß- 
gebend für  das  gewählte  Betriebssystem,  indem 
dieZüge  in  das  Innere  der  beiden  Städte  einfahren, 
auf  offener  Strecke  auf  eigenem  Bahnkörper 
mit  hoher  Geschwindigkeit  (60  -  70  kmßid.) 
verkehren  sollten,  um  mit  den  parallellaufenden 
Staatsbahnlinien  konkurrieren  zu  können.  Dabei 
war  die  Leistung  durch  die  geringe  Tragfähig- 
keit der  Preßburger  Donaubrücke  staik  be- 
engt. Um  trotzdem  einen  hohen  Fassungs- 
raum der  Züge  zu  erzielen,  wurde  ein  Loko- 
motivverkehr mit  durchgehenden  vierachs'gen 
Personenwagen  gewählt.  In  den  beiden  Stadt- 
strecken werden  der  geringen  Fahrgeschwindig- 
keit entsprechend  Lokomotiven  mit  geringer 
Leistung,  etwa  200  PS.,  vorgespannt.  Auf  der 
Fernstrecke  führen  800-PS.-Lokoinotiven  die 
Züge.    Im    Einklang    init   den    Stromsystemen 
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der  Straßenbahnen  in  Wien  und  Preßburg 
wird  in  den  Städten  mit  Gleichstrom  600  V 
gefahren,  auf  offener  Strecke  ist  als  wirtschaft- 
lichstes Fernleitungssystem  Wechselstrom  mit 
15.000  \'  Spannung  15  V/s  gevcählt  worden. 
Den  Strom  liefert  für  die  österreichische  Strecke 
das  Wiener  Elektrizitätswerk,  in  Preßburg  die 
dortige  Straßenbahngesellschaft. 

Die  Bahn  ist  in  ihrer  .Anlage  durch  sehr 
ungünstige  Neigungs-  und  Richtungsverhält- 
nisse gekennzeichnet,  indem  die  verfügbaren 
Beträge  die  größte  Sparsamkeit  auferlegten. 
In  den  Kriegsjahren  wurden  auf  der  W. 
ganz  enorme  Leistungen  erzielt,  insbesondere 
leisteten  die  Lokomotiven  der  Fernstrecke  bis 
über   100.000   Lokomotiv-Ä/«  im  Jahr. 

Literatur:  Elektrotechnik  und  Maschinenbau, 
Wien  1914,  H.  45;  Elektr.  Kraftbtr.  u.  B.  Berlin  1914, 
H.  32.  Seefehlner. 

Wien-Warschau  s.  Warschau-Wiener 
Bahn. 

Wilhelm-Luxenburg  Bahn  s.  Elsaß- 
Lothringische  und  Luxenburgische  Ei- 
senbahn. 

Wilke,  Robert,  kgl.  sächsischer  geheimer 
Rat,  geb.  1804  zu  Freiberg  in  Sachsen,  gest. 
1889  zu  Dresden,  beteiligte  sich  nach  Beendi- 
gung der  technisch-militärischen  Studien  an 
der  Tracierung  der  sächsisch-bayerischen  Bahn 
(Leipzig-Hof,  s.  Sächsische  Eisenbahnen),  führte 
von  1841  an  als  Abteilungsingenieur  die  für 
die  damalige  Zeit  außerordentlich  schwierigen 
Vorarbeiten  für  die  Gebirgsstrecke  Werdau-Hof 
sowie  für  die  Göltzschtal-  und  Elstertal-\'ia- 
dukte  (s.  Sächsische  Eisenbahnen).  1844  zum 
Oberingenieur  ernannt,  leitete  er  den  Bau  dieser 
Brücken  und  der  noch  übrigen  Bahnstrecke. 
Nach  Beendigung  des  Baues  als  Major  aus  dem 
Militärdienst  geschieden,  ward  er  1853  geheimer 
Finanzrat  im  sächsischen  Finanzministerium 
und  damit,  zunächst  neben  dem  geheimen 
Baurat  Kunz  (s.  d.),  auf  lange  Jahre  tech- 
nischer Leiter  des  gesamten  sächsischen  Eisen- 
bahnwesens. Fast  sämtliche  Staatsbahnlinien 
der  Periode  1852—1872  sind  unter  seiner 
Oberleitung  gebaut  worden.  1874  trat  er  als 
geheimer  Rat  in  den  Ruhestand. 

Winden  (jacks;  verins;  verricelli),  festste- 
hende oder  tragbare  Hebemaschinen,  die  zur 
unmittelbaren  oder  mittelbaren  Förderung  von 
Lasten,  hauptsächlich  in  lotrechtem  Sinn  dienen. 
Sie  kommen  sowohl  als  selbständige  Hebe- 
maschinen als  auch  als  Bestandteil  anderer 
Arten  von  Hebemaschinen  (Krane,  Aufzüge) 
zur  Anwendung. 

Die  äußere  Form  der  W.  wird  wesentlich 
durch  ihren  X'erwendungszweck  und  die  zur  An- 
wendung gebrachten  Getriebelemente  bedingt; 


für  letztere  werden  Räderwerke,  Schrauben  und 

Treibkolben  benutzt. 
I       Nachstehend    sollen    verschiedene    Bauarten 

von   W.   mit   besonderer   Rücksichtnahme   auf 

ihre   Verwendung    beim    Eisenbahnwesen    be- 
;  sprechen  werden. 

A.  Unmittelbar  wirkende  W. 

Bei  diesen  Ausführungen  wird  die  Last  von 
der  W.  unmittelbar  (ohne  Vermittlung  eines 
Seils  oder  einer  Kette)  gehoben  und  gesenkt. 
Diese  Maschinen  finden  aber  nur  bei  verhältnis- 
mäßig geringen  Förderhöhen  Anwendung;  sie 
sind  für  Handbetrieb  eingerichtet  und  müssen 
ihrem  Zweck  entsprechend  leicht  zu  be- 
fördern und  gedrängt  gebaut  sein.  Sie  wer- 
den als  Druck-  oder  Zugwinden  ausge- 
führt, bedingen  demzufolge  bei  Verwendung 
die  Aufstellung  unter  oder  über  der  anzu- 
hebenden Last,  und  enthalten  als  Getrieb- 
elemente Zahnstangen,  Schrauben  oder  Treib- 
kolben; der  Angriff  erfolgt  mittels  Hebels 
oder  Kurbel. 

1.  Druckwinden  oder  Hebeböcke.  In 
.\bb.  244  ist  eine  Lokomotivwinde,  Pratzen- 
winde dargestellt,  bei  der  die  Zahnstange 
durch  Rädervorgelege  und  Kurbel  in  Bewegung 
gesetzt  wird.  Die  Zahnstange  endet  unten  in 
eine  Pratze  und  trägt  am  oberen  Ende  eine 
Klaue,  die  beide  Bestandteile  jeweilig  zum 
.Anfassen  der  Last  verwendet  werden.  Das  ganze 
Treibwerk  ist  in  einem  Gehäuse  aus  6-7  mm 
starkem  Blech  eingeschlossen,  das  beim  Ge- 
brauch der  W.  gleichzeitig  als  Stütze  dient. 
Um  die  Last  in  beliebiger  Höhe  festhalten  zu 
können,  ist  ein  Sperrad  mit  Eiiifallklinke  an- 
gebracht. 

Die  W.  finden  Verwendung  z.  B.  zum  An- 
heben von  entgleisten  Fahrzeugen,  beim  .Aus- 
binden von  Wagen  in  Stationen  u.  s.  w.  Die 
W.  werden  außerdem  vielfach  bei  Montagen 
und  Bauten  benutzt,  u.  zw.  meist  für  Wirkung 
in  lotrechter  Richtung;  sie  sind  aber  auch  zu 
I  wagrechter  Beförderung  auf  kurze  Strecken 
verwendbar.  Die  Zahnstangenwinden  werden 
für  Lasten  von  1000  bis  1 5.000  Äg' und  Förder- 
höhen von  0-2  bis  0-5  m  gebaut. 

Es  sind  auch  Pratzenwinden  zur  Ausführung 
gekommen  (z.  B.  „Südbahnwerk  Wien"),  bei 
denen  die  Zahnstange,  als  Fuß  ausgebildet, 
feststeht,  das  Gehäuse  samt  Getriebe,  Klaue 
und  Pratze  auf  der  feststehenden  Zahnstange 
auf  und  nieder  gleitet. 

Bei  den  unmittelbar  wirkenden  Schrauben- 
winden wird  die  achsiale  Verschiebung 
von  Schraubenspindel  und  Schraubenmutter 
bei  gegenseitiger  Verdrehung  beider  zum  Last- 
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heben  verwendet.  Hierbei  i<ann  entweder  die 
Spindel  oder  die  Mutter  angetrieben  werden. 
Der  Antrieb  erfolgt  entweder  unmittelbar  durch 
Hebel  oder  bei  Einschaltung  von  Räderüber- 
setzungen   mittels   Kurbel.    Das   Steigungsver- 


u.  zw.    entweder    mit    Kuppelrädern    oder    mit 
Schnecke  oder  Schneckenrad  ausgeführt. 

Beim  Bewegen  von  großen  und  schweren 
Lasten  wird  eine  größere  Zahl  von  Schrauben- 
winden   verwendet    und    durch    gleichzeitiges 


Abb.  244. 


hältnis  der  Schraube  muß  derart  gewählt  werden, 
daß  ein  Rücklaufen  unter  dem  Einfluß  der 
Förderlast  nicht  stattfinden  kann,  wenn  die 
äußere,  auf  Drehung  der  Schraube  gerichtete 
Kraft  zu  wirken  aufhört.  Die  Schraubenwinden 
werden  für  Lasten  bis  15.000  ^o-  und  Förder- 
höhen bis  1  m  ausgeführt. 

In  Abb.  245  ist  die  einfachste  der  Schrauben- 
winden, der  sog.  Dreifuß,  dargestellt.  Er  ent- 
hält eine  eiserne  Schraubenspindel  mit  Klaue. 
Die  Mutter  wird  durch  den  oberen  Teil  des 
Gestells  gebildet;  der  untere  Teil  des  letzteren 
besteht  aus  3  Stützen  und  einer  Fußplatte. 
Schraubenwinden  werden  manchmal  auf  Schlit- 
tenfüßen montiert,  um  die  Last  auch  wagrecht 
versetzen  zu  können. 

Abb.  246  zeigt  eine  derartige  Schiittenwinde. 
Solche  W.  werden  auch  mit  Rädervorgelegen, 


1:25 


Abb.  245. 


Abb.  246. 


Drehen  der  einzelnen  Schraubenspindeln  die 
Last  ihrer  ganzen  Ausdehnung  nach  gleich- 
mäßig bewegt.  Arbeiten    dieser  Art  sind  z.  B. 

26* 
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das  Heben  von  Dachstühlen  beim  Aufsetzen 
neuer  Stockwerke,  das  Senken  der  Fundierungs- 
kasten  von  Brückenpfeilern  u.  s.  w. 

Eine  vieiverbreitete  Anwendung  finden 
Schraubenwinden  in  den  Eisenbahn  Werkstätten 
alsHebeböckezum  Hochnehmen  von  Lokomo- 
tiven, Kesseln  und  schweren  Wagen  (s.  Hebe- 
x'orrichtungen). 

Hydraulische  W.  besitzen  bei  geringem 
Eigengewicht  eine  bedeutende  Leistungsfähig- 
keit. Die  Hauptbestandteile  einer  solchen  W. 
sind  der  Behälter,  die  Pumpe  und  der  Winden- 
stock. Die  Pumpe  ist  bei  einigen  Ausführungen 
außerhalb  des  Windenstocks  angebracht,  bei 
anderen  aber  ist  sie  in  den  Behälter  eingebaut 
und  hierdurch  zwar  vor  Beschädigung  geschützt, 
aber  auch  schwerer  zugänglich.  Als  Druck- 
flüssigkeit wird  zumeist  Glyzerin  benutzt.  Bei 
Betätigung  der  W.  wird  entweder  der  Preß- 
kolben oder  der  Zylinder  bewegt. 

in  Abb.  247  a  und  b  und 
Abb.  248  ist  Tangyes  hy- 
draulische W.  dargestellt. 

Die  hydraulischen  W.  haben 
so  wie  die  übrigen  hydrauli- 
schen    Hebemaschinen     den 


Abb.  247  a 


Schnitt  A  B 


Abb.  247  6. 


Abb.  248. 


Vorteil  der  selbsttätigen  Lasthemmung;  sie  ver- 
langen aber  eine  sorgfältige  Ausführung  und 
aufmerksame  Instandhaltung,  da  durch  den 
guten  Zustand  der  Ventile  und  Dichtungen 
die  Brauchbarkeit  der  Pumpe  bedingt  ist.  Ein 
Nachteil  der  hydraulischen  W.  liegt  in  ihrer 
langsamen  Wirkung. 

2.  Unmittelbar  wirkende  Zugwinden 
werden  in  Maschinenwerkstatten  über  größeren 
Arbeitsmaschinen  aufgehängt,  um  schwere  Ar- 
beitsstücke leicht  auf-  und  abbringen  zu  können. 

In  Abb.  249  ist  eine  Zugwinde  mit  Zahn- 
stange dargestellt,  wie  sie  zum  Aufspannen 
von  Arbeitsstücken  auf  die  Drehbank  verwendet 
werden.  Das  aus  zwei  Blechen  gebildete  Ge- 
häuse hängt  an  zwei  Flacheisenschienen,  welch 
letztere  von  der  Achse  einer  Laufrolle  getragen 
werden.  Die  Laufrolle  bewegt  sich  auf  einer  über 
der   Drehbank  passend  angebrachten  Schiene 


und  kann  diese  wagrechte  Bewegung  mittels 
eines  auf  der  Rollenachse  befindlichen  Zieh- 
rads bewirkt  werden.  Die  W.  hat  doppeltes 
Vorgelege  und  Sperrad  auf  der  Kurbelwelle. 
Die  Zahnstange  trägt  am  unteren  Ende  ein 
Querteil  mit  zwei  Haken. 

Zugwinden  mit  Schraubenbewegung  sind 
ganz  ähnlich  der  vorstehend  besprochenen  W. 
gebaut;  sie  haben  den  Vorteil,  daß  die  Last 
ohneweiters  in  jeder  Lage  angehalten  werden 
kann.  Auch  hydraulische  Zugwinden  mit  Preß- 
kolben finden  in  den  Werkstätten  zu  obge- 
nannten  Zwecken  Verwendung. 

B.  Mittelbar  wirkende  W. 

Bei  diesen  Bauarten  erfolgt  die  Verbindung 
von  Last  und  Maschine  aus  einem  Gurt,  einem 
Seil  oder  einer  Kette,  die  über  eine  Trommel 
oder  ein  Kettenrad  geschlungen  sind;  durch  die 
Treibkraft  wird  die  Trommel  oder  das  Ketten- 
rad in  die  zum  Aufwinden  der  Last  erforderliche 
Drehbewegung  versetzt.  Der  Kraftarm  kann 
als  Hebel,  Kurbel,  Druckspeiche  oder  Riemen- 
scheibe ausgeführt  sein  und  ist  mit  dem  Last- 
arm entweder  unmittelbar  oder  mittels  Rädervor- 
geleges verbunden.  Für  die  Vorgelege  finden 
Stirnrädergetriebe  und  Schraubengetriebe  Ver- 
wendung; letztere  meist  als  Schnecke  und 
Schneckenrad. 

Der  Antrieb  dieser  W.  erfolgt  von  Hand  aus 
oder  durch  motorische  Kraft;  auf  letztere  Art 
bei  Bewältigung  größerer  Lasten,  wo  der  Hand- 
betrieb ein  zu  großes  Übersetzungsverhältnis 
und  demzufolge  ein  zu  geringes  Güteverhältnis 
bedingen  würde.  Der  motorische  Antrieb  kann 
entweder  von  einer  Transmission  aus  erfolgen, 
oder  von  einem  eigenen,  mit  der  W.  verbun- 
denen Motor  bewirkt  werden.  Die  Stellung 
dieser  W.  gegenüber  der  Last  ist  wegen  des 
biegsamen  Leiters  eine  beliebige;  hierdurch 
sowie  wegen  der  größeren  Förderhöhe  bieten 
sie  im  Vergleich  zu  den  unmittelbar  wirkenden 
W.  besondere  Vorteile. 

Die  Windentrommeln  sind  gewöhnlich  derart 
ausgeführt,  daß  der  Leiter  an  der  Trommel 
befestigt  ist  und  auf  dieser  in  seiner  ganzen 
Länge  aufgewickelt  wird.  Da  bei  großer  Länge 
des  aufzuwickelnden  Leiters  sehr  breite  Trom- 
meln zur  Verwendung  gelangen  müßten,  macht 
man  in  diesem  Fall  vom  System  der  Friktions- 
winden Gebrauch,  wobei  die  infolge  der  Span- 
nung am  Umfang  der  Tronmiel  hervorgerufene 
Reibung  des  Seils  oder  der  Kette  es  ermöglicht, 
diese  letzteren  nach  einer  gewissen  Anzahl 
Windungen  wieder  ablaufen  zu  lassen. 

Kettenräder  werden  sowohl  bei  Galleschen 
Gelcnkketten  als  auch  bei  gewöhnlichen  Glieder- 
ketten verwendet;  da  nach  Passierung  des  Rads 
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die  Kette  sofort  abläuft,  ist  hierdurch  ein  Mittel 
zu  sehr  gedrängter  Anordnung  der  W.  geboten. 

Damit  die  Last  beim  Aufwinden  in  jeder 
Lage  frei  schwebend  erhalten  werden  kann, 
müssen  an  der  W.  Sperrwerke  angebracht  sein, 
die  den  Rücklauf  des  Getriebes  hindern; 
hierfür  werden  meist  Zahnsperrwerke  verwendet. 
Anderseits  ist  auch  erforderlich,  daß  das  Senken 
der  Last  mit  beliebiger  Geschwindigkeit  bei  aus- 
geschaltetem Treibwerk  vorgenommen  werden 
kann,  und  werden  hierfür  Bremsen  angeordnet, 
die  die  bei  Rücklauf  der  W.  von  der  Last 
ausgeübte  treibende  Kraft  durch  Einwirkung 
von  Reibungswiderständen  mäßigen  oder  ganz 
aufheben.  Die  Einschaltung  der  Reibungswider- 
stände kann  entweder  von  Hand  erfolgen  (Hand- 
bremsen) oder  selbsttätig  durch  die  wirkende 
Last  (selbsttätige  Bremsen). 

In  Abb.  250  ist  eine  sog.  Bockwinde  dar- 
gestellt, die  bei  Bauten  und  in  Magazinen 
ausgedehnteste  Anwendung  findet;  das  Bock- 
gestell gestattet  die  Aufstellung  sowohl  auf 
gewöhnlichem  Fußboden  als  auch  auf  Gerüsten, 
Plattformen  u.  s.  w.;  durch  Anwendung  von 
Leitrollen  ist  es  möglich,  den  Aufstellungsort 
der  W.  beliebig  seitlich  zu  verlegen. 

Die  beiden  Teile  des  gußeisernen  Gestells 
sind  durch  3  Spannstangen  verbunden.  Die  W. 
ist  mit  2  Rädervorgelegen,  Zahnsperrwerk  und 
Bandbremse  ausgeführt;  um  das  Fördern  kleiner 
Lasten  rascher  bewirken  zu  können,  sind  die 
Vorgelege  derart  angeordnet,  daß  die  Kurbel 
auch  auf  die  Achse  des  zweiten  Vorgeleges 
aufgesteckt  und  das  erste  Vorgelege  durch 
seitliche  Verschiebung  außer  Eingriff  gebracht 


festigung    an    lotrechten   Wänden    zu    ermög- 
lichen. 

Eine    besondere    Bauart   von    W.    sind    die 
Räderversenkvorrichtungen  (s.  d.). 


Abb.  249. 


Abb.  250. 


werden    kann.    Bei   der   fahrbaren   Bockwinde 

ist  das  Gestell   der  W-  mit  Rädern  versehen. 

Die  Wand  winden   haben   ihre  Gerüste  in 

Konsolform    ausgeführt,    um    eine    leichte    Be- 


W.  mit  besonderem,  durch 
Dampf-  oder  Preßluft  be- 
triebenen Motor,  auf  die 
hier  jedoch  nicht  näher  ein- 
gegangen werden  kann,  fin- 
den besonders  beim  Berg- 
bau, zum  Verladen  auf 
Schiffe,  zum  Betrieb  von 
Aufzügen  eine  ausgedehnte 
Verwendung. 

Löblich-Rihosek. 
Windmotorenanlagen 
s.  Wasserstationen. 

Winkellaschen  siehe 
Oberbau. 

Winkelmessungen. Die 
Winkel  werden  nach  der 
Ebene,  in  der  ihre  Schen- 
kel liegen,  benannt,,  u.  zw.  kommen  im  Ver- 
messungswesen Horizontal-  und  Vertikal- 
winkel und  nur  selten  schiefe  Winkel  vor. 
Zu  ihrer  Messung  hat  man  HorizontalwinJ<el- 
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M  e  ß  i  n  s  t  r  u  m  e  n  t  e  u  n  d  Ve  r  t  i  k  a  1  'S-  i  n  k  e  1  -  iM  e  ß- 
in  Strumente;  für  die  Bestimmung  von  schiefen 
Winkeln  gibt  es  wohl  auch  Apparate,  die  ge- 
langen jedoch  in  der  Praxis  des  Bauingenieurs 
nur  ganz  ausnahmsweise  zur  Verwendung. 

I.  Ho rizontal winke!- Meßinstrumente. 
Die  Horizontalwinkei  werden  entweder  im 
Gradmaße  gemessen  oder  aber  sie  werden  durch 
Zeichnung  dargestellt,  so  daß  2  Arten  dieser 
Instrumente  zu  unterscheiden  sind:  Numeri- 
scheHorizontal  Winkel- Meßinstrumente, 
deren  Hauptvertreter  der  Theodolit  und  das 
Bussolenins  trunient    sind,    und  der  Meß- 


Abb.  251. 

tischapparat,  der  unmittelbar  auf  dem  Felde 
die  Horizontalwinkel  graphisch  •  durch  Zeich- 
nung zu  bestimmen  gestattet. 

Beim  Theodolite  hat  man  2  Konstruk- 
tionen: den  einfachen  Theodolit  und  den 
Repetitionstlieodolit. 

a)  Der  einfacheTheodolit  (Abb.  251)  be- 
steht aus  2  Hauptteilen:  a)  aus  einem  festen 
Teile,  dem  sog.  Körper  des  Instruments,  der 
auf  seiner  oberen,  ebenen  Fläche  eine  Grad- 
teilung trägt,  Limbus  genannt;  dieser  ist 
mit  der  hohlen  Zentralbüchse  und  3  Armen 
mit  Stellschrauben  (Dreifußunterbau)  fest  \'er- 
bunden  und  kann  mittels  Libellen  (Alhidaden- 
libellen)  scharf  wagrecht  gestellt  werden  und 
ß)  aus  einem  beweglichen  Teile,  Alhidade 


genannt,  der  als  Abseh-  oder  Visiervorrich- 
tung ein  Fernrohr  zum  Anzielen  von  Objekten 
besitzt,  die  die  Endpunkte  der  Schenke!  der 
zu  messenden  Winkel  bilden. 

Die  Alhidade  besteht  aus  einem  linealartigen 
oder  scheibenförmigen  Teile,  Alhidadenregel 
oder  -Scheibe,  ist  mit  Trägern  verbunden,  die 
die  Lager  für  die  Drehachse  eines  Fernrohrs 
abgeben,  besitzt  eine  stählerne,  konisch  oder 
zylindrisch  abgedrehte  Achse,  die  Alhidaden- 
oder  Stehachse,  die  in  der  durch  den  .Mittel- 
punkt des  Limbus  gehenden,  normal  zu  ihm 
stehenden  Bohrung  der  Zentralbüchse  Aufnahme 
findet;  die  Visiervorrichtung  läßt  sich  um  diese 
Achse,  die  beim  Gebrauch  eine  vertikale  Lage 
haben  muß,  frei  im  Horizont  drehen,  läßt 
sich  mittels  einer  Klemme  fixieren  und  durch 
eine  Feineinstellvorrichtung  im  Horizont  sanft 
derart  verstellen,  daß  mit  dem  \'ertikalfaden 
des  Fernrohrfadenkreuzes  bestimmte  Gegen- 
stände scharf  eingestellt  werden  können.  Die 
Alhidadenregel  oder  -scheibe  trägt  einen  oder 
zwei  diametral  gelegeneZeiger  (Indices,  Nonien 
oder  Mikroskope),  die  bei  der  Drehung  der 
Zielvorrichtung  an  der  Teilung  des  Horizontal- 
bereiches sich  bewegen  und  ihre  jeweilige  Lage 
abzulesen  gestatten. 

Die  Maßeinheit  für  die  Teilung  des  Horizontal- 
kreises bildet  der  Grad,  der  bei  der  Sexa- 
gesimal-  oder  alten  Teilung  den  90.  Teil 
des  Quadranten  bildet,  und  in  60  Min.  und 
diese  in  60  Sek.  geteilt  werden,  wie  es 
bei  der  Zeiteinteilung  üblich  ist.  Die  neue 
Centesimalteilung  oder  auch  französische 
Teilung  hat  als  Einheit  den  Neugrad  oder 
Degre,  den  100.  Teil  des  Quadranten,  der 
wieder  aus  100  Min.  und  diese  aus  100  Sek. 
besteht.  Die  Symbole  für  diese  Teilungen 
sind  aus  folgenden  Anschreibungen  zu  er- 
sehen: 900=100'',   10  =  60',   l'  =  60"  sowie 

id=  ioo\  r  =  I00~\ 

Neben  diesen  am  meisten  verbreiteten 
Teilungen  der  Kreise  an  geodätischen  Instru- 
menten kommt  auch  die  Nonagesimal- 
teilung  vor,  bei  der  der  alte  Grad  dezimal 
untergeteilt  ist  und  geschrieben  wird  z.B.  64-620; 
sie  verbindet  die  Vorteile  der  Sexagesimal- 
teilung  mit  der  Dezimalteilung  der  Einheit. 

Die  Ablesevorrichtungen  an  Horizontal- 
kreisen sind  zumeist  Nonien,  mit  der  Angabe 
von  20"  bis  1',  die  mittels  Lupen  eine  be- 
queme Feststellung  des  Nullpunktes  der  .Ab- 
lesung gestatten. 

In  neuerer  Zeit  kommen  neben  den  Schrau- 
benmikroskopen (Abb.  252),  die  vornehm- 
lich auf  feineren  und  größer  dimensionierten 
Theodoliten  mit  einer  .Ableseschärfe  von  Bruch- 
teilen der  Sekunde  X'erwendung  finden.  Schätz- 


Winkelmessungen. 


407 


rnikroskope(Abb.  253),  außer  diesen  Nonien- 
und  Indexmikroskope  in  der  Ingenieurpraxis 
vor  (die  zwei  letztgenannten  Konstruktionen 
hat  die  Firma  Fennel  &  Söhne  in  Kassel 
eingeführt),  die  eine  äußerst  bequeme,  die  Augen 
schonende  Ablesung  der  Teilungen  bieten. 

Als  wichtige  Instrumentteile  kommen  auf 
dem  Theodoliten  vor: 

1.  Alhidadenlibellen,  eine  oder  deren 
zwei    (Kranzlibellen),    zumeist   kleine    Röhren- 


mittelpunktes mit  dem  Kreuzungspunkte  des 
Fadenkreuzes)  und  dem  Vertikalfaden.  Die  Visier- 
ebene muß  bei  justiertem  Theodolite  normal 
zur  Fernrohrdrehachse  stehen  oder  parallel  zum 
Limbus  sein,  oder  es  soll  der  Kollimations- 
fehler,  d.  i.  die  Abweichung  der  Visierlinie 
von  der  Normalen  zur  Fernrohrdrehachse, 
Null  sein. 

Die    Fadenkreuzplatte,    das    Diaphragma, 
enthält    mehrere    Justierungsschräubchen,    die 


Abb.  252. 


Abb.  253. 


libellen  oder  auch  eine  Dosenlibelle,  die  zur 
\'ertikalstellung  der  Alhidadenachse  oder  zur 
Horizontierung  des  Limbus  dienen  und  außer- 
dem 

2.  eine  Achsenlibelle,  die  sich  als  Reiter- 
libelle auf  die  Achse  des  kippbaren  Fernrohrs 
aufsetzen  läßt,  mit  dem  Zwecke,  die  normale 
Lage  der  Fernrohrdrehachse  zur  Alhidaden- 
achse oder  deren  Parallelismus  zum  Limbus 
zu  überprüfen. 

Die  vertikal  zu  stellende  Visierebene  ist  im 
Fernrohre  enthalten  und  ist  bestimmt  durch 
den  iVlittelpunkt  des  Objektivs  und  den  \'er- 
tikalfaden  des  Fadenkreuzes  oder  durch  die 
Visierlinie   (Verbindungsgerade   des   Objektiv- 


eine Verdrehung  und  eine  geradlinige  Ver- 
schiebung gestatten,  welche  Einrichtung  für  die 
Justierung  notwendig  ist. 

Der  Theodolit  besitzt  3  Achsen:  Die  Alhida- 
denachse (auch  Stehachse),  die  Fernrohrdreh- 
achse oder  Kippachse  und  die  Visierachse 
oder  Visierlinie,  welche  3  Achsen  gegenseitig 
aufeinander  normal  stehen  müssen. 

Die  Rektifikation  des  Theodoliten  um- 
faßt: Die  Überprüfung  der  gegenseitigen  Lage 
der  genannten  3  Achsen;  die  Justierungsvor- 
vorrichtungen befinden  sich  an  den  Lagern 
der  Fernrohrachse  und  an  der  Fadenkreuzplatte. 

b)  Repetitions-Theodolit.  Neben  der 
Alhidadenachse  ist  bei  dieser  Konstruktion 
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noch  eine  zweite,  die  Limbusachse,  vorhanden, 
die  die  Alhidadenachse  umschließt  und  mit 
dieser  in  der  Zentralbüchse  des  Unterbaues 
eingeschoben  ist.  Der  Limbus  läßt  sich  sowohl 
mit  der  Alhidade  als  auch  mit  der  Zentral- 
büchse festklemmen  und  außerdem  sind  für 
Alhidade  und  Limbusachse  besondere  Fein- 
einstellvorrichtungen vorhanden. 


Abb.  254. 

Durch  die  beschriebenen  Einrichtungen  kann 
bei  festgeklemmtem  Limbus  die  Alhidade  allein, 
oder,  bei  festgeklemmter  Alhidade  und  gelöstem 
Limbus,  Limbus  und  Alhidade  als  ein  Stück  in 
der  Zentralbüchse  beliebig  gedreht  und  fein 
im  Horizont  verstellt  werden. 

Zur  Messung  von  Vertikalwinkeln  dient  das 
Universalinstrument  (Abb.  254).  Ein  reiner 
Theodolit  besitzt  keinen  Vertikalkreis  auf  der 
Fernrohrdrehachse,  er  gestattet  nur  Horizontal- 
winkel zu  messen;  solche  Instrumente  sind 
früher   vornehmlich   gebaut  worden,    kommen 


aber  gegenwärtig   nur  bei  großen  Typen  vor. 
Die    Praxis    braucht   Instrumente,    die    neben 
Horizontal-  auch  Vertikalwinkel  geben  und  als 
Universalinstrumente    bezeichnet    werden. 
Der  Vertikalkreis  ist  zumeist  "mit  der  Fern- 
rohrachse fest  verbunden,  steht  auf  ihr  normal, 
macht  alle  Bewegungen  des  Fernrohres  mit  und 
an  den  fixen  Armen,  Alhidadenarme  genannt, 
sind  diametrale  Ablesevor- 
richtungen:   Nonien   oder 
Mikroskope,  angebracht. 

Nur  selten  kommen 
Universalinstrumente  vor, 
bei  welchen  der  Vertikal- 
kreis fix  und  die  Ablese- 
mittel die  Bewegungen 
des  Fernrohres  mitmachen 
würden. 

Die  Vertikalwinkel,    die 

gemessen     werden,      sind 

entweder     Zenith-    oder 

Horizontdistanzen,        je 

nachdem,    ob  sie  sich  auf 

^^^^  eine  Vertikale   oder  Hori- 

^f''^^!ifc/^^%»*        zontale     als    Nullrichtung 

/  aM^'^         beziehen  und  werden  von 

f  ,■./»    '*-•  Qo    bis     180»     bzw.    von 

QO  bis  +  90"  oder  0°  bis 

-  QO»  gezählt. 

Die  Horizontdistanzen, 
bezogen  auf  den  horizon- 
talen Schenkel,  werden  in 
H  ö  h  e  n-  oder  E I  e  va  t  i  o  n  s- 
und  Tiefen- oder  Depres- 
sionswinkel unterschie- 
den, je  nachdem  der  zweite 
Schenkel  über  oder  unter 
dem  Horizonte  sich  befin- 
det; die  Größe  beider, 
Höhen-  und  Tiefenwinkel, 
bewegt  sich  zwischen  0" 
und  QO". 

Bei  Universalinstrumen- 
'^  — -.--  ^=».'  (gp,  j^2t  ^3,^  yor  dem  Ge- 
brauche auf  die  Teilung 
des  Vertikalkreises  zu  ach- 
ten, die  entweder  für  Zenith-  oder  Höhen- 
und  Tiefenwinkel  durchgeführt  ist;  in  neuerer 
Zeit  werden  Vertikalkreise  mit  durchlaufender 
Teilung  versehen  und  sind  derart  auf  der 
Fernrohrachse  montiert,  daß  bei  horizontal 
gerichteter  Visierebene  (in  diesem  Falle 
zur  Messung  von  Vertikalwinkeln,  bestimmt 
durch  den  Mittelpunkt  des  Objektives  und  den 
Horizonfalfaden,  bei  3  Fäden  den  Mittel- 
faden) die  Lesungen  an  den  diametralen  Nonien 
beim  Okular  0°  und  beim  Objektive  180»  (Ver- 
tikalkreis links  vom  Fernrohr)  geben. 
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Bussoleninsti'umente.  In  manchen  Fällen 
werden  auch  Bussolen  zur  Horizontalwinkel- 
niessung  herangezogen;  sie  werden  mit  theodolit- 
artigen Instrumenten  verbunden,  wodurch 
Bussoleninstrumente  entstehen.  Den  Haupt- 
bestandteil bildet  da  wohl  eine  auf  einer  feinen 
Stahlspitze  aufgesetzte,  gut  ausbalanzierte  De- 
klinationsnadel von  größerer  Empfindlichkeit, 
deren  Enden  an  der  Teilung  eines  Gradringes 
spielen  und  die  unter  dem  Einflüsse  des  Erd- 
magnetismus in  einer  bestimmten  Richtung, 
in  der  Ebene  des  magnetischen  Meridians,  zur 
Ruhe  gelangt.  Die  Stahlspitze  fällt  mit  dem 
Mittelpunkt  der  Teilung  des  erwähnten  Grad- 
ringes zusammen,  mit  dem  auch  eine  Visier- 
vorrichtung, zumeist  ein  Fernrohr,  verbunden 
ist,  so  daß  nach  allen  Richtungen  des  Hori- 
zontes visiert  werden  kann. 

Wird  mit  dem  Fernrohre  ein  Punkt  anvisiert, 
so  können  in  der  Ruhestellung  der  Magnet- 
nadel an  ihren  Enden  Ablesungen  am 
Gradringe  gemacht  werden;  die  Lesung  am 
Nordende  der  Nadel  gibt  unmittelbar  das 
magnetische  Azimut  a,  falls  bei  Stellung 
der  Nadelenden  auf  0"  bis  180"  die  Visier- 
ebene  des  Fernrohrs  im  magnetischen 
Meridian  sich  befand. 

Werden  mit  dem  Fernrohr  2  Objekte  ange- 
zielt und  die  Lesungen  an  den  Nadelenden 
gemacht,  so  gibt  die  Differenz  den  Horizontal- 
winkel   der    beiden    magnetischen   Richtungen. 

Bussoleninstrumente  kommen  bei  forstlichen 
Vermessungen  sowie  bei  den  Arbeiten  in  der 
Grube,  bei  Markscheiderarbeiten  zur  ausge- 
dehnten Verwendung.  Die  Abb.  255  zeigt  einen 
Grubentheodolit    mit   aufgesetzter  Vollbussole. 

In  der  forstlichen  Praxis  werden  Bussolen- 
instrumente von  verschiedenen  Abmessungen 
gebraucht  und  begegnet  man  vielfach  solchen, 
die  mit  exzentrischen  Fernrohren  versehen 
sind. 

II.  Meßtischapparat.  Die  Horizontalwinkel 
werden  auf  dem  Meßtische  unmittelbar  durch 
Zeichnung  dargestellt  und  bei  Verwendung 
geeigneter  Aufnahmemethoden  kann  ein  Plan 
im  bestimmten  Maßstabe  eines  Geländeteils  her- 
gestellt werden.  Der  Meßtisch  steht  heute  vor- 
nehmlich bei  den  topographischen  Aufnahmen 
des  Militärs  in  Verwendung;  in  der  Ingenieur- 
praxis begegnen  wir  ihm  bei  Verwendung 
einer  Kippregel,  die  zur  Distanz-  und  Höhen- 
messung eingerichtet  ist,  unter  dem  Namen 
Tachygraphometer. 

Zum  Meßtischapparate  gehören  folgende 
2  Hauptteile: 

1.  Der  Meßtisch,  bestehend  aus  einem  mit 
Papier  überzogenen  Zeichenbrette,  das  durch 
ein  Mittelstück    mit  einem  Stative   in    sicherer 


Verbindung  steht;  es  sind  Einrichtungen  vor- 
handen, die  die  Zeichenebene  wagrecht  zu 
stellen  und  außerdem  auch  durch  geradlinige 
Verschiebung  und  Drehung  so  in  ihrer  Lage 
zu  ändern  gestatten,  daß  die  Zentrierung  und 
Orientierung  des  Meßtisches  erzielt  wird. 
2.  Die  Kippregel  oder  das  Perspektiv- 
lineal, eine  mit  einem  Zeichenlineale  in  Ver- 
bindung stehende  Visiervorrichtung;  außerdem 


Abb.  255. 

werden    noch  als  Hilfsapparate   beim   Meß- 
tisch benutzt: 

a)  eine  Setzlibelle  zum  Horizontalstellen 
der  Zeichenebene; 

b)  eine  Lotgabel  zum  Absenkein  von 
Punkten  auf  die  Erdoberfläche  und  umgekehrt; 

cj  eine  Orientierungsbussole  zur  Orien- 
tierung des  Meßtischbrettes  nach  dem  magneti- 
schen Meridian  oder  nach  gegebenen  Punkten 
und 

d)  Maßstab,  Zirkel,  Pikiernadeln  u.s.w. 

Wenn  mit  der  graphischen  Winkelmessung 
gleichzeitig  Distanz-  und  Höhenmessungen  aus- 
zuführen   sind,    so    wird    das    Fernrohr    mit 
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distanzmessenden  Fäden  versehen  und  auf  die 
Fernrohrachse  ein  Vertikalkreis,  zumeist  mit  einer 
V'ersicherungslibelle,  montiert,  um  die  Nei- 
gung der  Mittelvisur  des  Fernrohrs  zu  erhalten. 

Abb.  256  zeigt  den  A\eßtischapparat  mit  seinen 
wesentlichen  Bestandteilen:  Meßtisch  (planchette, 
tavoletta  pretoriana  nach  dem  Erfinder  Prof. 
Prätorius  der  ehemaligen  Universität  zu  Alt- 
dorf bei  Nürnberg  benannt),  die  Kippregel, 
die  Setzlibelle,  die  Lotgabel  und  die  Orien- 
tierungsbussole. 

\'o>i  den  vielen  Meßtischkonstruktionen 
werden  nachfolgend  2  kurz  geschildert:  der 
Meßtisch  der  Firma  Starke  &  Kammerer 
(Abb.  257)  in  Wien  und  jener  von  Ertel  & 
Sohn  in  München  (Abb.  258).  Aus  den  beiden 


Bei  dem  Stark  eschen  Meßtische  ist  die  Ver- 
schiebung etwas  geringer,  5  -  6  c/n  im  Durch- 
messer und  wird  dadurch  erzielt,  daß  die 
3  zur  Befestigung  des  Tischblattes  auf  dem 
dreiarmigen  Teller  dienenden  Klemmschrauben 
gelockert  werden. 

Als  V^isiervorrichtungen  stehen  2  Kippregel- 
konstruktionen in  Verwendung: 

1.  ein  einfaches  Perspektiv-  oder  Regel- 
lineal   (Abb.  259),    bestehend   aus  einem  um 


Abb.  256. 

Abbildungen  läßt  sich  neben  dem  Kopfteile  des 
Stativs  namentlich  die  konstruktive  Ausführung 
des  Mittelstückes  ersehen.  Mit  diesem  soll 
dem  Meßtischblatte  eine  weit  ausladende  Unter- 
lage gegeben  werden,  die  mit  3  Stützschrau- 
ben die  horizontale  Lage  der  Tischebene 
herbeizuführen  gestattet,  wobei  diese  zugleich 
um  eine  kurze,  vertikale  Achse  grob  und  fein 
gedreht  und  auch  durch  Klemmen  in  einer 
bestimmten  Lage  festgehalten  werden  kann. 
Außerdem  kommt  eine  sog.  unabhängige 
(geradlinige)  Bewegung  des  Tischblattes  in 
Betracht,  die  bei  gleichzeitiger  Zentrierung 
und  Orientierung  notwendig  ist.  Bei  der 
Ertel  sehen  Konstruktion  kann  nach  Lüftung 
der  Herzschraube  das  ganze  .Mittelstück  samt 
dem  darauf  ruhenden  Tischblatte  auf  den 
3  Stützschrauben  innerhalb  eines  Kreises 
von  8  cm  Durchmesser  beliebig  verstellt  und 
durch  Anziehen  der  Herzschraube  wieder  fest- 
gestellt werden. 


Abb.  257. 

eine  kurze,  beim  Gebrauche  horizontal  zu 
stellende  Achse  mit  dem  Zielfernrohre  und 
einem  auf  einer  Seite  abgeschrägten  Lineale 
zum  Ziehen  von  Bleistiftstrichen  (Rayonen), 
wobei  beide  durch  einen  säulenförmigen  Ständer 
zum  Fassen  des  Instruments  verbunden  sind; 
außerdem  ist  zur  bequemen  Rektifikation  eine 
Hilfslibelle  (kleine  Reiterlibelle)  beigegeben; 


Abb.  2dS. 

2.  die  zweite  Kippregel  (Abb.  260)  hat  einen 
Vertikalkreis,  eine  Nivellierlibelle  (Doppellibelle) 
ist  mit  dem  Fernrohre  in  Verbindung  und 
ermöglicht,  auf  optischem  Wege  Distanz-  und 
Höhenmessungen  zu  machen. 

Das  Messen  eines  Horizontalwinkels  auf  dem 
Felde  erfolgt  in  der  .Art,  daß  der  Meßtisch 
über  dem  gegebenen  Scheitel  horizontal  auf- 
gestellt wird:  dann  erfolgt  die  Zentrierung, 
wobei  ein  gegebener  Punkt  des  Meßtischbrettes 
in  die  Lotlinie  des  entsprechenden  Scheitel- 
punktes mittels  der  Lotgabel  gebracht  werden 
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muß  (zentrische  Aufstellung);  meist  ist 
auch  die  Lage  eines  Winkelschenkels  in  der 
Zeichnung  gegeben,  so  daß  sie  dem  in  der 
Natur  entsprechen  muß  (orientierte  Auf- 
stellung). Bei  horizontaler  und  orientierter 
Lage  des  Tischblattes  wird  die  Kippregel  derart 
auf  das  Meßtischbrett  aufgelegt,  daß  die  ab- 
geschrägte Kante  an  der  gegebenen  Linie 
scharf  anliegt,  wodurch  die  Visierebene  der 
Kippregel  in  die  Richtung  des  ersten  Schenkels 
gebracht  ist;  hierauf  wird  sie  abgehoben  und 
in  der  Richtung  des  zweiten  Schenkels  so  ge- 
stellt, daß  die  Linealkante  durch  den  Scheitel 
des  endgültig  zu  zeichnenden  Winkels  geht, 
worauf  längs  der  abgeschrägten  Kante  des 
Perspektivlineals  mit  hartem  Bleistifte  der 
zweite  Rayon  oder  Schenkel  des  Winkels  er- 
sichtlich gemacht  wird. 

Bei  der  praktischen  Meßtischaufnahme  bzw. 
bei  der  bildlichen  Darstellung  des  Geländes 
ist  der  Hauptzweck  des  Instruments,  unmittel- 
bar durch  Bestimmung  der  Winkel  einer  Figur 
auf  dem  Felde,  diese  selbst  im  verjüngten 
Maße  zu  erhalten  oder  allenfalls  mit  einer 
distanz-  und  höhen- 
messenden Kipp- 
regel die  Oelände- 
punkte  von  einem 
Standpunkt  aus  nach 
der  Polarmethode 
festzulegen,  um  rasch 
einen  Koten-  und 
Schichtenplan  zu  ge- 
winnen. 

Ausführungder 
Richtungs-  und 
Winkeln!  essun- 
gen in  einem  gege- 
benem Punkte:  dem 
Standpunkte  oder  Sta- 
tion S. 

DerTheodolitwird 
zentrisch  über  dem 
Winkelscheitel  S  auf- 
gestellt, entweder  auf 
der  nach  dem  Augen- 
maße horizontal  ge- 
stellten Kopfplatte 
eines  Stativs,  auf  der 
festen  Unterlage  eines 
Pfeilers,  einer  Mauer 
u.  s.  w. 

Wird  ein  Stativ  zur  Aufstellung  verwendet, 
so  sind  unbedingt  solid  gebaute,  nicht  zu 
leichte  Stative  zu  verwenden,  deren  Füße  mit 
der  Sfativkopfplatte  fest  verbunden  und  mittels 
kräftiger  Metallschuhe  mit  Dornen  ins  Erdreich 
eingedrückt  werden  können.   Die  sichere  Ver- 


bindung des  Theodolites  mit  dem  Stative  erfolgt 
mit  der  Herz-  oder  Zentralschraube  (in 
Deutschland  Stengelhaken  genannt),  die  mit 
ihrer   Spindel    in    die   Bohrung    der    Zentral- 


Abb.  259. 


büchse  des  Theodolitunterbaues,  die  als  Mutter 
wirkt,  eingeschraubt  werden  kann. 

Einen    in    allen    Teilen    justierten  Theodolit 
vorausgesetzt,   wird  nach  eingedrehter,  jedoch 


Abb.  260. 


gelüfteter  Herzschraube  und  eingehängtem 
Senkel  durch  Verschiebung  des  Theodolites  die 
Zentrierung  roh  ausgeführt  und  dann  mittels 
Alhidadenlibellen  das  Instrument  horizontiert. 
Nach  Wiederholung  dieser  Operationen  wird 
in  Kürze  zentrische  und  horizontale  Auf- 
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Stellung  des  Instruments  erreicht,  worauf  die 
Herzscliraube  anj^ezogen  wird. 

Nun  wird  der  Vertikalfaden  des  Fadenkreuzes 
auf  das  Bild  des  Gegenstandes  A  bisezierend, 
d.  h.  so  eingestellt,  daß  durch  den  Faden  das 
Bild  des  Objektes  in  Hälften  geteilt  wird, 
worauf  die  Ablesung  a  an  dem  Zeiger  gemacht 
und  in  einem  Protokoll  eingetragen  wird. 

Wäre  z.B.  «  =  42«  40' 20",  so  gibt  dieser 
Winkel  die  Richtung  des  Strahles  SA,  bezogen 
auf  den  Nullradius  des  Horizontalkreises. 

Hätte  man  einen  zweiten  Punkt  B  angezielt, 

wäre    die    Lesung   6  =68"  45' 30"    gemacht, 

wobei  b'^  a  ist,    so  würde  die   Differenz  der 

beiden  Lesungen  den  Winkel  geben: 

A-JQR  — .^^     -h        _/6SM5'30" 

•g^/ioö  —  <j.ü)_o     «  —  ■(420  42'  20"  =  26»  3'  10" 

Für  viele  Richtungs-  und  Winkelmessungen 
reicht  die  Genauigkeit  der  Ablesung  an  einem 
Zeiger  nicht  aus,  weil  die  Lesungen  mit  In- 
strumentalfehlern behaftet  sind,  u.  zw.  sind  es 
die  Exzentrizitäten  der  Alhidade  und  der  Visier- 
ebene. Um  sie  unschädlich  zu  machen,  muß 
stets  an  diametral  angebrachten  Ablesevor- 
richtungen abgelesen  und  außerdem  muß  jede 
Richtung  in  2  Lagen  des  Fernrohres,  ein- 
mal bei  der  Kreislage  links  (K.  1.)  und  nach 
durchgeschlagenem  Fernrohre  und  erfolgter 
Drehung  der  Alhidade  um  180°  bei  Kreislage 


rechts  (K.  r.)  beobachtet  werden.  Die  Mittel 
aus  den  erhaltenen  Lesungen  sind  frei  von  den 
erwähnten  Instrumentalfehlern. 

An  der  Hand  des  folgenden  Manuals  soll 
durch  die  Ausführung  von  Richtungsmessungen 
von  einer  Station  5  aus  nach  den  Punkten 
A,  B,C .  . .  N,  d.  i.  die  Herstellung  eines  Satzes 
besprochen  werden;  im  Manuale  sind  nur 
3  Richtungen  eingetragen. 

Nach  Aufstellung  des  Theodolites  (zentrisch 
und  horizontal)  wird  das  Instrument  in  die 
Normallage  gebracht;  Kreis  links,  alle  Klem- 
men und  Feineinstellschrauben  können  mit  der 
rechten  Hand  bedient  werden.  In  dieser  ersten 
Fernrohrlage  werden  sukzessive  die  Punkte  A, 
B,C...  bis  A' anvisiert,  an  den  diametralen  Ab- 
lesevorrichtungen abgelesen  und  die  Lesungen 
ins  Manuale  eingetragen.  Nach  Erledigung  des 
letzten  Punktes  N  wird  das  Fernrohr  durch- 
geschlagen und  die  Alhidade  um  180°  ge- 
dreht; dadurch  gelangt  der  Kreis  auf  der  Fern- 
rohrdrehachse rechts  vom  Fernrohre  und  nun 
werden  in  dieser  zweiten  Fernrohrlage  die 
Einstellungen  auf  die  Objekte  in  umgekehrter 
Reihenfolge  von  N...  über  C  B  bis  nach  A 
gemacht  und  die  Ablesungen  gleichfalls  im 
Protokolle  verbucht. 

Dadurch  ist  ein  vollständiger  Satz  oder 
Gyrus  erledigt. 


Manuale  für  Satzbeobachtungen. 
Instrument;  Nr.  2410  der  Firma  Starke  &  Kammerer;  Standpunkt:  S;  Datum:  12.  Mai  1Q21 ;  Beobachter:  N.N. 


V  i  s  u  r 


von       nach 


Kreis- 
lage 


Horizontalkreis 
Nonius 


1 


II 


Mittel 
aus 


I  und  II 


K.  l.und  K.  r. 


Reduzierte 
[Richtung 


Anmerkung 


A 
B 
C 

N 

N 

C 
B 
A 


K. 


IK.  r. 


24»  17' 20' 

97»  43' 40' 

180»  03' 00' 


204»  17' 40' 

277»  43'  30' 

0»  03'  20' 


24»  17'  30' 

97°  43' 35' 

180»  03'  10' 


00»  03'  10' 
277»  43' 20' 
204»  17' 40' 


180»  03'  10"  00»  03' 10' 
97»  43' 40"  247"  43' 30' 
24»  17' 30"    204»  17' 35' 


24»17'325' 

97»43'325' 

lSO»03'10o' 


00»00'00(," 

73»26'OOo" 

155»45'37;" 


I    ' schlechte 
I    Beleuchtung 
starker  Wind 
(       dunkler 
i    Hintergrund 
I     Theodolit 
)       mit  der 
I  Noniusangabe 
l      A  =  20" 


Bei  der  Mittelbildung  der  Lesung  der  Nonien 
1  und  II  werden  die  Grade  vom  Nonius  I  und 
bei  jener  aus  K.  1.  und  K.  r.  die  Grade  von 
K.  1.  angesetzt. 

Die  Richtungen  können  auf  eine  beliebige 
Ausgangsrichtung  reduziert  werden;  angenom- 
men, es  wäre  auf  den  Strahl  SA  zu  reduzieren, 
so  werden  die  reduzierten  Richtungen  nach  Sub- 
traktion der  Lesung  für  A  in  der  Kolonne  Mittel 


aus  K.  1.  und   K.  r.  von  jenen  nach  ß,  C. .  er- 
halten. 

Die  Reduktion  der  Richtungen  könnte  auch 
z.  B.  auf  den  magnetischen  Meridian  erfolgen, 
wenn  die  Lesung  am  Horizontalkreise  nach  dem 
magnetischen  Norden  bekannt  wäre  (Bussolen- 
instrument). Wäre  die  Deklination  der  Station  5 
gegeben,  so  ließe  sich  die  Reduktion  auf  den 
astronomischen  Meridian  durchführen. 


Winkelmessungen. 
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Erfordert  die  Richtungsmessung  eine  größere 
Genauigkeit,  z.  B.  für  Trianguiierungen,  so  muß 
man  mehrere  Sätze  machen,  wobei  auch  der  Ein- 
fluß der  Teilungsfehler  des  Kreises  (periodisch 
und  unregelmäßig)  berücksichtigt  werden  kann. 
Vor  Beginn  eines  Satzes  wird  jedesmal  der 
Limbus  verdreht;  diese  Verdrehung  nimmt  man 
so  vor,  daß  der  Umfang  der  Kreisteilung  gleich- 
mäßig zur  JVlessung  herangezogen  wird;  bei 
2    Sätzen    soll    die    Verstellung    90°,    bei    4 

180" 
Sätzen    45"    und    bei   n   Sätzen  betragen, 

da  jede  Ablesevorrichtung  den  halben  Kreis- 
umfang zurücklegt. 

Damit  werden  die  Resultate  der  Satz- 
beobachtungen im  allgemeinen  um  den 
Betrag  der  jedesmaligen  Verdrehung  verschie- 
den sein.  Um  daher  ein  Endresultat  zu 
gewinnen,  müssen  die  Mittel  aller  Sätze  redu- 
ziert werden,  indem  man  einer  Richtung 
in  allen  Sätzen  denselben  Wert  zuteilt  (zu- 
meist 00«  00'  00"  für  die  erste  Richtung) 
und  alle  übrigen  hierauf  umrechnet,  dadurch 
daß  jeder  berechnete  Mittelwert  von  allen  übrigen 
desselben  Satzes  subtrahiert  wird.  Der  Mitlel- 
betrag  aus  den  reduzierten  Mitteln  gibt 
endlich  das  Resultat  von  Richtungsbeobach- 
tungen. 

Beschränkt  man  das  Verfahren  auf  nur 
2  Richtungen,  so  hat  man  reine  Winkel- 
messungen. 

Die  Richtungsmessungen  machen  Exzentrizi- 
tätsfehler sowie  auch  2  Achsenfehler  unschäd- 
lich und  gewähren  gegenüber  dem  folgenden 
Verfahren  der  Repetitionsmessung  den  Vorteil 
größerer  Zeitersparnis    und   seltener  Irrungen. 

Winkelmessung  durch  Repetition. 
Hierzu  braucht  man  einen  Repetitionstheodolit. 
Angenommen,  der  WinkeM  Sß^co  soll  «-mal 
repetiert  oder  ein  Multiplum  von  «co  soll  ge- 
messen werden. 

Der  Theodolit  befindet  sich  in  zentrisch- 
horizontaler  Lage  über  dem  Scheitel  S.  Bei 


festgestelltem  Limbus  und  gelöster  Alhidade, 
richtet  man  das  Fernrohr  auf  den  Zielpunkt  A, 
stellt  mit  den  Alhidaden-Einstellvorrichtungen 
scharf  ein  und  liest  a  ab;  nach  gelöster  Alhi- 
dadenklemme  wird  die  Alhidade  mit  dem  Fern- 
rohr rechts  gedreht  und  die  scharfe  Einstellung 
mittels  der  Alhidaden-Einstellvorrichtungen  auf 
B  bewirkt,  was  die  Lesung  b^  gibt,  so  zwar, 
daß  der  einfache  Winkel  wäre: 
ü)  =  Z»^  —  a. 

Sodann  wird  die  Limbusklemme  freigemacht, 
Alhidade  samt  Limbus  nach  vorsichtigem  An- 
fassen unter  dem  Horizontalkreis  links  gedreht 
und  auf  das  linke  Objekt /l  ■  der  Vertikalfaden 
mit  Hilfe  der  Einsteilvorrichtungen  des  Limbus 
scharf  eingestellt,  sodaß  die  fingierte  Lesung  b^ 
absolut  keine  Änderung  erfährt. 

Nunmehr  wird  die  Alhidadenklemme  gelöst, 
die  Alhidade  mit  dem  Fernrohre  von  links  nach 
rechts  gedreht,  wobei  der  Zeiger  der  Ablese- 
vorrichtung zum  zweiten  Male  den  Bogen  für 
den  Winkel  (d  an  der  Limbusteilung  beschreibt, 
und  es  erfolgt  die  scharfe  Einstellung  auf  B; 
fingiert  man  die  Ablesung  b2,  so  folgt: 
CO  =  ^2  —  ^1  oder  2  o)  ^  öj  —  a. 

Der  beschriebene  Vorgang  wird  so  lange 
wiederholt,  bis  die  vorgeschriebene  Zahl  von 
Repetitionen  erreicht  ist  und  schließlich  wird 
nach  der  a/'"'  Repetition  durch  Einstellung  auf  ß 
die  zweite  Ablesung  Ä  gemacht,  so  daß  nun- 
mehr ist: 

«CO  :=  Ä  —  a,  also  (u  =      (b  —  a) 

für  den  einfachen  Winkel. 

Es  ist  klar,  daß  zum  Zwecke  der  Un- 
schädlichmachung von  Instrumentalfehlern  stets 
diametrale  Nonien  abgelesen  und  in  2  Kreis- 
oder Fernrohrlagen  gemessen  wird. 

Nachstehend  folgt  ein  Protokoll  für  die  Auf- 
schreibung der  Beobachtungs-  und  Rechen- 
ergebnisse; es  wurde  eine  vierfache  Repetition 
mit  einem  Theodolite  von  20"  Angabe  aus- 
geführt. 


Manuale  für  Repetitionsmessung. 
Instrument:  Nr.  1042  der  Firma  Hildebrand,  Freiberg;  Standpunkt:  S;  Datum:  21.  Juni  1021;  Beobachter  N.N. 


Horizontalkreis 
Nonius 


1 


II 


Mittel  aus 
I  und  II 


vierfacher 
Winkel 


Mittel 

des  vierfactien 

Winkels 


Einfacher 
Winkel 


Anmerkung 


ASB 


0 

1 

4 

8 

12 

16 


Oü'OO'OO"  I  180''00'20"      OO'ÜO'  10'' 

34°  20' 30"  I 

137»  22'  43"  \  317»  22'  20"  i  137»  22'  30' 
274»  45' 00"  j  04»  45' 20"  j  274»  45'  10' 
*52"  07' 20";  232»  07' 20"  [  52»  07' 20' 
180»  20' 50"  i    00«  20' 50"    ISO»  20' 50' 


137»  22' 20' 
137»  22' 40' 
137»  22'  10' 
137»  22' 30' 


137»  22' 25' 


34»  20' 36, 


Messung 

nur  in  einer 

Kreislage 

•Nullpunkt 

der  Teilung 

über- 
schritten 
Nonius-  , 
angäbe  20" 
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Win  keim  essungen. 


Es  empfiehlt  sich,  vor  der  Repetition  den 
Winkel  einfach  zu  messen  und  nur  einen 
Nonius  abzulesen.  Die  Ablesung  des  einfachen 
Winkels  und  die  vorlaufige  Berechnung  des 
Vielfachen  durch  Multiplikation  mit  der  Repeti- 
tionszahl  wird  notwendig,  um  zu  erkennen,  ob 
und  wie  oft  der  Kreisumfang  von  den  Ablese- 
vorrichtungen zurückgelegt  wurde;  ferner  läßt 
der  Vergleich  mit  dem  endgültig  berechneten 
Wert  ersehen,  ob  ein  Fehler  während  der 
Messung  gemacht  wurde  oder  nicht. 

Die  Berechnung  des  vierfach  repetierten 
Winkels  bis  auf  den  wahrscheinlichsten  Wert 
des  einfachen,  das  Resultat,  ist  aus  dem  Manuale 
abzulesen. 

Die  Ablesungen  am  Horizontalkreise  können 
sämtlich  gemacht  werden,  indem  man  den 
Limbus  samt  Ablesevorrichtung  in  bequemer 
und  gut  beleuchteter  Stellung  vors  Auge  des 
Beobachters  dreht;  daher  entfällt  hier  die  Not- 
wendigkeit,   das    Instrument   von    allen    Seiten 


frei  zugänglich  zu  haben  wie  bei  Richtungs- 
beobachtungen. 

Messung  von  Vertikalwinkeln  erfolgt 
mit  einem  Theodolite,  der  einen  Vertikalkreis 
hat,  einem  Universalinstrumente  und  es  soll 
die  Messung  der  Zenitdistanz  sowie  der  Höhen- 
und  Tiefenwinkel  kurz  geschildert  werden. 

Bei  K.  1.  wird  der  Horizontalfaden  (oder 
Mittelfaden,  wenn  3  Horizontalfäden  vor- 
handen sind)  auf  das  Objekt  Peingestellt  und 
als  Mittel  der  Ablesungen  an  diametralen  Ab- 
lesevorrichtungen L  erhalten.  Nach  dem  Durch- 
schlagen des  Fernrohrs  und  Drehen  der 
Alhidade  um  180"  erfolgt  die  Einstellung  auf 
das  Objekt  bei   K.  r.,    wobei  R  erhalten  wird. 

Ein  Kreis  mit  durchlaufender  Teilung,  ent- 
gegengesetzt dem  Uhrzeigersinn  beziffert,  vor- 
ausgesetzt, wird  erhalten: 


R-L 


die  Zenitdistanz  und  Z- 


R  +  L 


die  Zenitlesung. 


Manuale  für  Messung  der  doppelten  Zenitdistanz. 
Instrument:  Nr.  216  der  Firma  Rud.  &  Aug.  Rost;  Standpunkt:  S;  Datum:  3.  August  1921 ;  Beobachter:  N.  N. 


V  i  s  u  r 


von         nach 


Kreislage 


V  e  r  t  i  k  a  1  k 
Nonius 


K.  1. 
K.  r. 


8»  24' 30' 
171»  25' 50' 


188»  24' 40' 
351  "25' 30' 


Mittel  aus 
1  und  II 


8°  24' 45' 
171125' 40' 


Anmerkung 


Noniusangabe 
A  ==  20" 


so  folgt 


i  R-L 


daher 


R  +  L 
R-L 


1710  25'  40"  (    . 

80  24'  45"  (    '^^' 
=  163"  00'  55" 
=  179"  50'  25'" 


R  +  L 


■^  =  8\°  30'   275"! 
Z-=S9«  55'    125") 


,  wobei  die 


2  """-  "  "-'  '-5 
einfache  Zenitdistanz  mit  ':  =  810  30'  275" 
folgt  und,  da  die  Zenitlesung  89°  55'  12-5" 
beträgt,  unbedingt  aber  vom  Mechaniker  be- 
absichtigt wurde  den  X'ertikalkreis  so  zu  mon- 
tieren, daß  die  Zenitlesung  90°  werde,  so 
beträgt  der  sog.  Index  fehl  er: 
/  =  +4'  47-5". 

Dieser  Indexfehler  könnte  durch  verstellbare, 
fliegende  Nonien  beseitigt  werden;  prakti- 
scher ist  es,  mit  /  zu  rechnen  und  diesen 
Betrag  als  Korrektur  zu  verwerten. 

Bei  feinen  Messungen  von  Zenitdistanzen 
kommen  empfindliche  Libellen  an  den  Nonien- 
trägern  des  Vertikalkreises  zur  Anwendung,  die 
bei  hergestellter  Visur  abgelesen  werden  und 
Korrektionen  zu  bestimmen  gestatten,  die  an 
die  Lesungen  am  Vertikalkreise  angebracht 
werden. 


In  der  Praxis  des  Bauingenieurs  kommt  zur 
Messung  von  Höhen-  und  Tiefenwinkeln  die 
Nivellierlibelle  zur  Verwendung,  wie  sie 
an  Universal-Nivellierinstrumenten  (s.  Univer- 
sal-Nivellierinstrumente,  S.  73)  afn  Fernrohre 
angebracht  ist  und  mit  der  Vertikalkreis- 
libelle oder  Versicherungslibelle  sowie 
den  diametralen  Nonien  des  Vertikalkreises  in 
Verbindung  gebracht  wird  (Abb.  253). 

Ist  bei  einspielender  Nivellierlibelle  die 
Nivellierebene  (bestimmt  durch  den  Mittel- 
punkt des  Objekiives  und  den  Mittelfaden) 
horizontal,  werden  die  Nonien,  u.  zw.  1  auf 
QOO'O"  und  II  auf  180°  0' 0"  gestellt,  so 
müßte  durch  diese  Verstellung  die  auf  den 
Nonienarmen  angebrachte  Vertikalkreislibelle 
scharf  einspielen;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
wird  sie  mit  ihren  Justicrungsschräubchen  zuiu 
Einspielen  gebracht.  Hierdurch  hat  man  die 
horizontale  Lage  sozusagen  versichert. 

Wenn  nun  der  horizontale  Mittelfaden  auf 
ein  Objekt  P  eingestellt  und  die  Vertikalkreis- 
libelle mit  der  Feinschraube  der''Alhidade  des 
Vertikalkreises  zum  Einspielen  gebracht  wird, 
so  kann  man  auf  dem  Nonius  I  direkt  den 
Höhen-  oder  Tiefenwinkel  ablesen. 


Winkelmessungen.  -  Wladikawkas-Eisenbahn-Gesellschaft. 
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Diese  Einrichtung  zur  Vertikalwinkeimessung 
ist  entschieden  für  den  Praktiker  die  vorteil- 
hafteste. 

WinkeiinstruiTiente.  Während  die  Winkei- 
meßinstrumente:  Theodolit,  Universal-  und 
BussoJeninstrument  Winkel  von  beliebiger 
Größe  zu  messen  und  abzustecken  gestatten, 
liefern  die  Winkelinstrumente  Winkel  von 
bestimmter  Größe  zumeist  90",  60°  oder  45"; 
sie  werden  zum  Errichten  und  Fällen  von 
Normalen  verwendet,  bei  Aufnahme  nach  der 
Methode  der  rechtwinkligen  Koordinaten,  bei 
Bogenabsteckungen  u.  s.  w. 

Es  sind  meist  kleine,  in  ihrer  Theorie,  Prü- 
fung und  Berichtigung  sowie  in  ihrem  Ge- 
brauch einfache  Instrumente;  sie  beruhen  auf 
der  Reflexion  oder  Brechung  des  Lichtes,  sind 
Spiegel-  oder  Prismeninstrumente. 

Zu  den  Spiegelinstrumenten  werden 
gerechnet:  der  einfache  und  doppelte 
Winkelspiegel  zum  Abstecken  von  90"  oder 
45"  bzw.  60",  das  Spiegelkreuz  für  ISO"; 
zu  den  Prismeninstrumenten  zählt  man: 
das  einfache  Qlasprisma,  das  Prismen- 
kreuz von  Bauernfeind  und  jenes  von 
Starke;  in  neuester  Zeit  kommen  hierzu  die 
[-"entagone:  T  das  einfache  Pentagon  und 
das  Doppelpentagon,  die  ein  für  .allemal 
justiert,  lichtstark  und  bequem  zu  handhaben 
sind,  so  'daß  ihre  Verwendung  in  der  Auf- 
nahmepraxis täglich  steigt. 

Ausführliches  über  W.  und  die  einschlägigen  In- 
strumente findet  sich:  Bauernfeind,  Elemente  der 
Vermessungskunde.  Stuttgait  1893.  -  Hartner- 
Dolezal,  Hand-  und  Lehrbuch  der  -Niederen 
Geodäsie.  Wien  1Q21.  -  Jordan-Eggert,  Hand- 
buch der  Vermessungskunde.  Bd.  II.  Stuttgart  1914. 

Doleial. 

Winkler  Emil  W.,  hervorragender  Ver- 
treter der  Theorien  der  Ingenieurwissenschaften, 
vor  allem  des  Eisenbahnbaues,  geb.  1835  in 
Falkenberg  (Sachsen),  gest.  1888  Berlin,  wurde 
nach  Vollendung  der  technischen  Studien 
und  mehrjähriger  Verwendung  an  technischen 
Schulen  1865  ordentlicher  Professor  für  In- 
genieurbaukunde an  der  technischen  Hoch- 
schule in  Prag  und  1868  ordentlicher  Pro- 
fessor für  Eisenbahn-  und  Brückenbau  an  der 
technischen  Hochschule  in  Wien.  1877  folgte 
er  einem  Rufe  als  Professor  der  Statik  der 
Baukonstruktion  und  Brückenbau  an  die  Bau- 
akademie in   Berlin. 

Wirth-Sand,  Daniel,  geb.  1815,  gestorben 
1901,  hervorragender  schweizerischer  Staats-, 
Finanz-  und  Eisenbahnfachmann.  Nach  kurzer 
Auslandstätigkeit  nahm  er  in  St.  Gallen  an  den 
öffentlichen,  das  Verkehrswesen  der  Ostschweiz 
und  die  schweizerischen  Eisenbahnen  von  ihrem 
Anfang  an  berührenden  Fragen  den  lebhaftesten 


Anteil.  Er  war  der  eigentliche  Begründer  der 
Vereinigten  Schweizerbahnen  (s.  d.),  deren 
Organisator  und  Leiter  bis  zu  ihrem  Übergang 
an  den  schweizerischen  Staat.  Im  schweizerischen 
Parlament,  Ständerat  und  Nationalrat,  dessen 
Vorsitz  er  1872/73  führte,  genoß  er  in  Finanz- 
und  Eisenbahnfragen  das  größte  Ansehen.  Er 
war  die  Seele  der  Bestrebungen  für  eine  Ost- 
alpenbahn im  Kampfe  mit  den  gleichzeitigen 
Anstrengungen  der  Zentral-  und  .Westschweiz. 

Am  Schlüsse  seiner  Lebensarbeit  hatte  er  die 
Befriedigung,  die  Vereinigten  Schweizerbahnen 
auf  eine  hohe  Entwicklungsstufe  gebracht  zu 
haben  und  damit  sein  eigentliches  Lebenswerk 
vom   Erfolge  gekrönt  zu  sehen.  Dietler. 

Wirtschaftserschwernisse  s.  Enteig- 
n  u  n  g. 

Wladikawkas-Eisenbahn-Gesellschaft\ 
Die  Gesellschaft  wurde  am  2.  Juli  1872 
begründet  und  umfaßte  am  Schluß  1914 
2375  Werst  (2534  km).  Die  Hauptlinie  der 
W.  (652  Werst)  führt  im  Anschluß  an  die 
Kozlow-Woronesh-Rostower  und  die  verstaat- 
lichte Kursk-Charkow-Azower-Bahn  von  Ro- 
stow  a.  D.  nach  Wladikawkas  am  nördlichen 
Abhang  des  Kaukasusgebirges  zu  dem  Aus- 
gangspunkt der  Gebirgsstraße  nach  der  am 
südlichen  Abhang  gelegenen  Stadt  Tiflis. 

Weiters  besitzt  die  W.  Speicher  mit  Eleva- 
toren auf  jenen  Zwischenstationen,  die  einen 
starken  Getreideverkehr  haben. 

Das  von  der  W.  verwaltete  Eisenbahnnetz 
wurde  1910  von  folgenden  einzelnen  Bahnen 
gebildet: 


Baulänge 
beträgt 

f^-P'  iglelsig 

Werst  (1067  m) 

1.  Rostow-Wladikawkas 

2.  Tichorjezkaja-Noworossijsk : 

Tichorjezkaja-Jekatherinodar  .    . 
Jekatlierinodar-Noworossiisk  .    . 

3.  Beslau-Petrowsk  Port 

4.  Mineralnyjawody-Kislowodsk      .    . 

5.  Beschtau-Sheljesnowodsk     .... 

6.  Kawkaskaja-Stawropol      

7.  Tichorjezkaja-Zarizyn 

8.  Petrowk  Port-Baladshary     .... 

9.  Kawkaskaja-Jekatherinodar  .... 
10  Bataisk-Asow 

652 

127 
128 
250 

60 
5 
144 
501 
337 
127 

27 
4 

13 

406 

126 

2 

14 

2 

1 1 .  Jekatherinodar-Jekatherinodar-Stadt 

12.  Zweigbahnen     

- 

zusammen 

2375 

550 

Sämtliche  Linien  haben  die  russische  Vollspur 
(0-714  Faden  =  1-522/«).  Das  Gesellschafts- 
kapital beträgt  258  Mill.  Rubel.         Mertens. 

'  Über  die  Entstehungsgeschichte  der  großen  Privat- 
bahngriippen  nachzulesen:  Russische  Eisenbahnen, 
Finanzierung,  Geschichte. 
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Wocheinerbahn. 


Wocheinerbahn,  derzeit  ein  Bestandteil 
des  jugoslawischen  Eisenbahnnetzes.  Im  Zu- 
sammenhang mit  der  Überschienung  der 
Karawanken  (s.  Karawankenbahn)  verbindet  die 
W.  das  Kiagenfurter  Becken  mit  der  weiten, 
von  den  Julischen  und  Karnischen  Alpen  bis 
zur  Adria  reichenden  fruchtbaren  Ebene  von 
Friaul.  Sie  nimmt  ihren  Ausgang  in  dem  zu 
einem  wichtigen  Eisenbahnknotenpunkt  gewor- 
denen Aßhng  und  endet  in  Görz,  der  ehemali- 
gen Hauptstadt  der  gefürsteten  Grafschaft  Görz 
und  Gradiska.  Die  Linie  zerfällt  in  2  sich 
scharf  voneinander  unterscheidende  Abschnitte, 
u.  zw.  die  Strecke  Aßling- Wocheiner  Feistritz, 
die  das  Kennzeichen  einer  Mittelgebirgsbahn 
trägt  und  die  Strecke  Podbrdo-Görz,  in  der 
alle  Merkmale  einer  Gebirgsbahn  schwierigster 
Art  vereinigt  sind.  Zwischen  Wocheiner  Fei- 
stritz und  Podbrdo  liegt  der  6339  m  lange 
Wocheinertunnel,  mit  dem  die  Julischen  Alpen 
unter  dem  Rindslochpaß  durchbrochen  werden. 
Hier  bildet  der  Kamm  der  Julischen  Alpen 
nicht  nur  die  Grenze  zweier  Flußgebiete  -- 
der  Save  und  des  Isonzo  —  sondern  auch 
eine  Trennungslinie    in  klimatischer  Hinsicht. 

Von  Aßling  aus  übersetzt  die  Bahn  auf 
einer  165  m  langen  Brücke  die  Wurzener 
Save  und  steigt  darauf  mit  mäßiger  Neigung 
an  dem  Waldgelände  der  Mrzalka  bis  zur 
Station  Dobrawa  an.  Von  da  mehr  südwärts 
sich  wendend,  wird  der  tosende  Rothweinbach 
überschritten  und  nun  tritt  die  Bahn  in  den 
1181  m  langen  Rothweintunnei,  nach  dessen 
Durchfahrung  bald  der  von  prächtigen  Bergen 
umrahmte  Veldessee  sichtbar  wird;  45  m  über 
dem  Spiegel  des  Sees  liegt  die  Station  Veldes.  Die 
Trasse  führt  nun  durch  3  kleinere  Tunnel  von  zu- 
sammen 950  m  Länge  und  erreicht  mit  der  489  m 
ü.  d.  M.  gelegenen  Station  Wocheiner  Vellach 
das  Gebiet  der  Wocheiner  Save.  Von  hier  ab 
durchbricht  sie  den  1295  m  langen  Oberne- 
tunnel  und  gelangt  an  dessen  Ausgang  in  den 
Talboden  der  Wocheiner  Save.  Nach  dreimaliger 
Übersetzung  der  Save  wird  die  landschaftlich 
ungemein  schön  gelegene  nördliche  Tunnel- 
station Wocheiner  Feistritz  erreicht.  Die  größte 
durchschnittliche  Steigung  der  Strecke  Aßling- 
Wocheinertunnel  beträgt  18%(i,  der  kleinste 
Bogenhalbmesser  250  m. 

Unmittelbar  hinter  der  Station  Wocheiner 
Feistritz  durchbricht  der  Wocheinertunnel  (s.  d.) 
das  Massiv  der  Julischen  Alpen.  Sein  Scheitel- 
punkt liegt  in  534  m  Seehöhe,  die  beiden 
Tunnelrampen  weisen  Neigungen  von  2'5%(,  auf 
der  Nordseite  und  10%^  auf  der  Südseite  auf. 

Mit  der  in  506  in  Seehöhe  gelegenen  Station 
f'odbrdo  auf  der  Südseite  des  Wocheinertunnels 
ist  das  Bacatal  erreicht.  Die  Bahn  ist  gezwungen, 


durch  20  km  dem  ungünstigen  Gehänge  des 
Baches  folgend,  zahlreiche  Tunnel  und  Ga- 
lerien zu  durcheilen,  vielfach  den  Bacabach 
und  seine  Zuflüsse  auf  Brücken  und  Viadukten 
zu  übersetzen,  um  endlich  mit  einer  gewal- 
tigen Überbrückung  des  Idriatales  in  günsti- 
geres Gelände  zu  gelangen. 

Von  Podbrdo  aus  fällt  die  Trasse  mit  einem 
nur  von  der  Station  Hudajuzna  unterbrochenen 
Gefälle  von  23 — 24%,,  zur  Station  Grahovo 
(255  m  ü.  d.  M.)  ab.  Anfangsam  linken  Ufer  des 
Baches  verbleibend,  wird  sie  später  infolge  des 
gewundenen  Laufes  der  Baca  zu  einer  sechs- 
maligen Obersetzung  dieses  Baches  gezwungen. 
Nach  der  vierten  Übersetzung  durchfährt  die 
Bahn  den  928/«  langen  Bukowotunnel.  Von 
Grahovo  ab  wird  das  Höchstgefälle  bereits  auf 
1 5  "loo  ermäßigt.  Bald  hinter  der  genannten  Station 
wird  nach  Übersetzung  der  Baca  mit  dem  Muhr- 
grabentunnel  ein  alter,  zu  Rutschungen  geneigter 
Bergsturz  durchfahren  und  nun  führt  die  Trasse 
über  die  Station  Podmelec  und  nach  mehrmaliger 
Bachübersetzung  endlich  am  linken  Gehänge  ver- 
bleibend, in  das  Idriatal,  in  dem  die  in  181/72 
Seehöhe  gelegene  Station  St.  Lucia-Tolmein 
erreicht  wird.  Unmittelbar  vor  dieser  wird 
der  Idriafluß  mit  einem  260  m  langen  Viadukt 
übersetzt.  Vor  der  letztgenannten  Station,  die 
auch  als  Ausgangspunkt  für  eine  allfällige 
Bahnlinie  ins  Idriatal  bis  zur  Bergstadt  Idria 
dienen  könnte,  bietet  sich  eine  prächtige  Fern- 
sicht; einerseits  in  das  freundliche,  reich  be- 
siedelte Idriatal,  anderseits  in  das  obere  Tal 
des  Isonzo,  das  von  den  felsigen  Gipfeln  des 
Monte  Canin,  des  Krn  und  des  Matajur  be- 
herrscht wird.  \-2  km  werden  noch  im  Tale 
der  Idria  zurückgelegt,  in  deren,  tief  einge- 
schnittenem Bette  ungeheure  Kalk-  und  Kon- 
glomeratblöcke Zeugen  längst  vergangener 
Bergstürze  sind;  dann  folgt  der  619///  lange 
St.  Lucia-Tunnel  und  mit  ihm  tritt  die  Bahn  in 
die  enge,  ungefähr  4  km  lange  Schlucht  des 
Isonzo.  Die  Bahn  führt  mit  mäßigem  Gefälle 
(höchstens  9%o),  eine  fast  ununterbrochene 
Kette  von  Kunstbauten  heischend,  zur  Station 
Auzza  und  darüber  hinaus  zu  der  in  Wim 
Seehöhe  gelegenen  Station  Canale.  Hier  kündet 
die  üppige  Vegetation  schon  die  Nähe  des 
Südens  an.  Die  Station  Canale  liegt  bereits  am 
rechten  Ufer,  denn  wenig  mehr  als  1  km 
früher  hat  die  Bahn  auf  einer  240  m  langen 
Brücke  den  Isonzo  übersetzt.  Die  Trasse  ver- 
bleibt nun  auch  durch  nahezu  18  km  auf 
dieser  Talseite,  bis  sie  endlich  unmittelbar  vor 
der  Ortschaft  Salcano  zu  einer  abermaligen 
220  ///  langen  Übersetzung  des  Flusses  ge- 
zwungen wird.  Der  Isonzo  ist  hier  mit  einem 
Steinbogen  von  85-0  m  Spannweite  überbrückt. 


Wocheinerbahn.  —   Wocheinertunnel. 
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der  größten  steinernen  Bogenbrücke,  die  für 
Eisenbahnen  bisher  erbaut  worden  ist  (s.  Bd.  IX, 
Taf.lV,  Abb.  8).  Leider  ist  sie  in  der  8.  Isonzo- 
schlacht  auch  ein  Opfer  des  Krieges  geworden. 
Bald  darauf  gelangt  die  W.  in  die  weite  fruchtbare 
Friauler  Ebene  mit  dem  neuen  großangelegten 
Bahnhof  Görz  dem  Ende  der  W.  Roll. 

Wocheinertunnel,  6339  in  lang,  im  Zuge 
der  Wocheinerbahn.  Er  durchführt  in  fast 
nordsüdlicher  Richtung  den  Gebirgszug  der 
östlichen  Ausläufer  der  Julischen  Alpen,  der 
die  Wasserscheide  zwischen  dem  Adriatischen 
und  Schwarzen  Meere  bildet. 

Der  Nordeingang  liegt  bei  Wocheiner  Feistritz 
auf  der  Meereshöhe  525'4  m  in  dem  flach- 
geneigten Vorlande  der  Kolba  und  dem  breiten, 
landschaftlich  schönen  Savetal.  Von  Norden  aus 
steigt  der  W.  mit  2-5  %<,  auf  eine  Länge  von 
3557  in  bis  zur  Meereshöhe  534-3  in  und  fällt 
dann  nach  Einschaltung  einer  2\2  m  langen 
Übergangsrampe  von  2%  mit  \Q%o  auf  eine 
Länge  von  2570  in  bis  zu  dem  auf  der  Meeres- 
höhe 508  in  im  oberen,  ziemlich  engen  Bacatale 
vor  dem  Dorfe  Podbrdo  befindlichen  Südaus- 
gange. Der  Tunnel  liegt  bis  auf  ein  120 /n 
langes  Bogenstück  bei  der  Tunnelausmündung 
in  einer  Geraden. 

In  geologischer  Hinsicht  durchführt  der  W. 
vom  Nordeingange  aus  gegen  Süden  bis  zur 
Durchschlagsstelle  des  Sohlstollens  bei  3545  m 
Entfernung  vom  Nordeingange  folgende  Forma- 
tionen: 

Auf  eine  Länge  von  1600  m  dunkelgrau- 
blauen Tonmergel,  mehr  oder  weniger  fein- 
körnigen Sand  mit  kalkigem  Bindemittel  und 
Lettenlassen.  Diese  tertiären  Ablagerungen  sind 
in  der  folgenden  an  Dachsteinkalke  angrenzen- 
den Strecke  mit  Kalkgerölle  konglomeratartig 
vermengt. 

Von  1 600  -  2852  m  werden  dichte  Dachstein- 
kalke, Breccienkalke  und  Oolithe  der  oberen 
Trias  durchfahren,  die  von  steilstehenden  Klüften 
und  Kaminen  bis  zu  Tag  durchzogen  sind. 
Diese  Klüfte  sind  teils  mit  Erde  ausgefüllt, 
teils  offen  und  von  Tagwässern  durchflössen. 
Die  durch  diese  Klüfte  des  Kalkmassivs  in  den 
Tunnel  rieselnden  Wässer  wechselten  mit  den 
Niederschlägen  über  Tag  zwischen  150—  1500 
Sekundenliter  und  verursachten  bei  Auffahrung 
des  Sohlstoilens,  namentlich  bei  Stollenmeter 
1890,  2580  und  2620  bedeutende  Wasserein- 
brüche. Die  niedrigste  Temperatur  der  Wässer 
betrug  6-70  C. 

Gegen  Ende  dieser  Triaskalke,  in  der  Strecke 
vom  Stollenmeter  2835  bis  2850  trat  „Knallendes 
Gestein"  auf,  das  sich  dadurch  kennzeichnete, 
daß  einzelne  Platten  und  Blöcke  unter  dumpfen, 
auf    Entfernungen    bis   zu     100  in    hörbarem 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Knalle  mit  großer  Gewalt  plötzlich  absprangen, 
wodurch  beim  Vollausbruche  dieser  Strecke 
mehrere  starke  Kronbalken  gebrochen  und  bei 
Beginn  der  Mauerung  die  eben  erst  versetzte 
unterste  Schar  des  Mauerwerks  samt  den  Fuß- 
quadern des  Sohlengewölbes  plötzlich  um  QAQm 
gegen  das  Lichtraumprofil  des  Tunnels  vorge- 
schoben wurden. 

Das  Gestein  dieser  Tunnelstrecken  war  dicht 
und  spröde  und  blätterte  bald  nach  der  Auf- 
fahrung durch  den  Sohlstollen  stellenweise 
auf.  Die  Ursache  des  Auftretens  von  „Knall- 
gestein" besteht  jedenfalls  in  der  Auslösung 
von  Spannungen,  die  durch  den  tektonischen 
Aufbau  des  Gebirges  entstanden. 

Von  Stollenmeter  2852  der  Nordseite  bis 
1995  m  Entfernung  vom  Südeingange,  das  ist 
auf  eine  Länge  von  1492  m,  wurden  graue, 
manchmal  plaftige,  hornsteinführende  Kalke  und 
Kalkschiefer  durchörtert,  welche  Gesteine  der 
Juraformation  angehören. 

Von  1995  in  der  Südseite  wurden  bis  1280  in 
vom  Südeingange  paläozoische,  schwarzgraue, 
sehr  dünn  geschichtete  und  dünnspaltige  Ton- 
schiefer durchfahren. 

Diesen  folgen  graue  Flyschschiefer,  und 
Woltschacher  Plattenkalke,  dann  wieder  Flysch- 
schiefer, Sandsteine  und  Kalke  bis  zum  Süd- 
eingange, welche  Gesteine  der  Kreideformation 
angehören. 

Die  höchste  Gesteinstemperatur  betrug  1 3"  C 
in  den  paläozonischen  Gesteinen  bei  1600/n 
Entfernung  vom  Südportal  und  einer  Über- 
lagerung von  400  m.  An  der  Stelle  der  höch- 
sten Gebirgsüberlagerung  von  1000  in  bei 
3000  m  Entfernung  vom  Nordeingange  betrug 
die  Gesteinstemperatur  nur  9°C,  welche  Er- 
scheinung jedenfalls  mit  der  Abkühlung  durch 
die  das  Gebirge  durchfließenden  Tagwässer  im 
Zusammenhang  steht. 

In  Anbetracht  der  nur  6339  m  betragenden 
Länge  des  Tunnels  und  der  günstigen  Lage 
des  nördlichen  Tunneleinganges  im  offenen 
Wocheiner  Savetale  bei  Feistritz,  das  nur  27  km 
von  dem  Staatsbahnhof  Lees-Veldes  entfernt 
und  mit  diesem  durch  eine  gut  fahrbare  Straße 
verbunden  ist,  ferner  in  Anbetracht  des  Vorhan- 
denseins einer  entsprechend  großen  Wasserkraft 
des  Feistritzbaches,  während  der  Südeingang  des 
Tunnels  bei  Podbrdo  im  engen  Bacatal  gelegen 
und  von  der  nächst  befindlichen  Bahnstation 
Görz  65  km  entfernt,  eine  genügende  Wasser- 
kraft vermissen  läßt,  ergab  sich  der  Grund- 
gedanke für  das  Bauprogramm  dieses  Tunnels 
von  selbst:  Forcierter  Baubetrieb  mit  maschi- 
neller Bohrung  im  Sohlstollen  der  Nordseite 
und  geringere  Leistung  mit  Handbohrung  im 
Sohlstollen  von  der  Südseite  aus.  Dieses  Bau- 
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Wocheinertunnel. 


Wohifahrtswesen. 


Programm  wurde  auch  noch  durch  das  Vor- 
kommen entsprechend  grofkr  Mengen  guten 
Hausteines  auf  der  Nordseite  umsomehr  beein- 
fhißt,  als  auf  der  Südseite  Mangel  daran  herrschte. 

Dementsprechend  wurde  auch  der  Bauvertrag 
aufgesteHt  und  die  Baubetriebsanlagen  auf  beiden 
Tunnelseiten  geplant. 

Die  Bauherstellung  des  W.  wurde  von  der 
Bauunternehmung  G.  v.  Ceconi,  die  in  der 
Zeit  von  ISSO  bis  1884  auch  den  Bau  der 
Ostseite  des  Arlbergtunnels  in  fthmlicher  Weise 
durchgeführt  hatte,  erstanden.  Auf  der  Nord- 
seite ist  mit  den  Bohrarbeiten  am  6.  Februar 
1900,  auf  der  Südseite  am  24.  Oktober  1900 
begonnen  worden.  Der  Stollendurchschlag  er- 
folgte am  31.  Mai  1904,  die  Tunnelfertig- 
stellung am  29.  April   1905. 

In  betreff  der  Tunnellüftung  war  die  Be- 
stimmung getroffen,  daß  die  in  jeder  Minute 
in  den  Tunnel  einzublasende  Luftmenge,  auf 
den  gewöhnlichen  Luftdruck  gebracht,  bei  vollem 
Arbeitsbetrieb  auf  der  Nordseite  mindestens 
350  m^,  auf  der  Südseite  mindestens  100  m^ 
in  der  Minute  betragen  sollte. 

Als  Wasserkraft  konnten  auf  der  Nordseite 
des  Tunnels  nur  die  beiden  westlich  vom 
Tunneleingange  befindlichen  Quellenflüsse  des 
großen  und  kleinen  Feistritzbaches  in  Betracht 
kommen,  da  der  Savefluß  ein  zu  geringes  Ge- 
fälle aufweist. 

Von  der  Quellfassung  des  Feistritzbaches 
weg  wurde  das  Wasser  in  einem  2500  m  langen 
Holzgerinne  von  0-8  m-  Querschnitt  bis  zum 
Sammelkasten  oberhalb  des  Turbinenhauses 
geführt  und  von  dort  in  einer  856  tn  langen,  i 
steil  abfallenden  Druckrohrleitung  von  750  mm 
Weite  bis  zu  den  Turbinen  im  Maschinen- 
hause geleitet. 

Im  Maschinenhause  waren  eine  Hochdruck- 
turbine mit  einer  Leistung  von  450  effektiven  PS. 
zum  Betrieb  des  Bohrgenerators,  des  Beleuch- 
tungsgenerators und  der  beiden  Generatoren 
für  die  Kraftübertragung  nach  Podbrdo  und 
2  Hochdruckturbinen  mit  einer  Leistung  von 
je  90  PS.  eingebaut,  letztere  zum  Betrieb 
von  4  im  Maschinenhaus  aufgestellten  Ventila- 
toren, wovon  je  2  untereinander  zu  einer  Gruppe 
gekuppelt  waren.  Die  Ventilatoren  lieferten  eine 
Luftmenge  von  350  m^  angesaugter  Luft  in 
der  Minute. 

Für  die  maschinelle  Bohrung  im  Sohlstollen 
der  Nordseite  wurde,  da  die  elektrischen  Bohr- 
maschinen des  Systems  Siemens  &  Halske 
auf  der  Nordseite  des  Karawankentunnels  bereits 
vorzügliche  Erfolge  aufwiesen,  dieses  Bohr- 
system gewählt.  Zu  diesem  Zweck  war  im 
Maschinenhaus  ein  Drehstromgenerator  mit 
einer  Leistung  von  34  Kilowatt  und  2200  V^olt 


Spannung  in  Verwendung,  von  dem  eine 
830  m  lange  Freileitung  bis  zum  Tunnel- 
eingang führte.  Im  Tunnel  leitete  ein  Hoch- 
spannungskabel für  2200  \'olt  den  Strom  zu 
dem  in  einer  Tunnelnische  aufgestellten  und 
dem  Stollenfortschritt  entsprechend  vorzuschie- 
benden Drehstromtransformator,  von  dem 
aus  ein  Niederspannungskabel  für  250  Volt 
Spannung  bis  vor  Ort  des  Sohlstollens  zu 
den  4  Bohrmaschinen  führte,  die  an  2  auf 
einem  Bohrwagen  montierten  wagrechten 
Spannsäulen  befestigt  waren. 

Zur  Übertragung  von  elektrischer  Kraft 
zur  X'erstärkung  der  Betriebskraft  für  die  ge- 
samten maschinellen  Einrichtungen  der  Süd- 
seite wurde  im  Maschinenhaus  bei  Wocheiner 
Feistritz  eine  Primärstation  eingebaut,  bestehend 
aus  2  Drehstromgeneratoren  von  je  90  Kilowatt 
Leistung  und  für  6000  Volt  Spannung,  die 
abwechselnd  in  Betrieb  waren.  Von  den  Gene- 
ratoren führte  eine  nahezu  9  km  lange,  auf 
450  Holzmasten  angebrachte  Freileitung  über 
das  Gebirge  bis  zum  Maschinenhaus  der  Süd- 
seite bei  Podbrdo.  Die  Fernsprechleitung  war  an 
den  Holzmasten  der  Starkstromleitung  an- 
gebracht. In  die  Hochspannungsleitung  war  auf 
der  Nordseite  auch  ein  Transformator  mit  einem 
Übersetzungsverhältnis  von  6000  auf  2200  Volt 
eingeschaltet,  der  mit  der  Leitung  für  den 
elektrischen  Bohrmaschinenbetrieb  verbunden 
war  und  als  Reserve  für  den  Bohrbetrieb  diente. 

Den  Strom  für  die  Beleuchtung  auf  den 
Baubetriebsplätzen  und  in  den  Gebäuden  auf 
der  Nordseite  lieferte  eine  Gleichstrom-Drei- 
leitermaschine für  I0-6  Kilowatt  Leistung.  Den 
Betrieb  der  Werkstätteneinrichtungen  besorgte 
ein  an  die  Außenleitung  des  Lichtnetzes  an- 
geschlossener Gleichstrommotor  von   10  PS. 

Wohlen-Bremgarten  (Schweiz),  normal- 
spurige  Zweigbahn  zur  Verbindung  der  aargaui- 
schen Stadt  Bremgarten,  Hauptort  des  Bezirks 
gleichen  Namens,  mit  der  Station  Wohlen 
der  argauischen  Südbahn,  eröffnet  1.  Septem- 
ber 1876,  jetzt  Bestandteil  der  Schweizer 
Bundesbahnen  (s.d.).  Die  Baulänge  der  Eisen- 
bahn W.  beträgt  6-620  km,  die  Betriebslänge 
7-01  1  km.  Die  Baukosten  betrugen  1,233.522  Fr. 

Didier. 

Wohifahrtswesen.  Die  sorgfältige  Pflege 
der  Wohlfahrt  des  Eisenbahnpersonals  seitens 
der  Eisenbahnverwaltungen  ist  eine  wesentliche 
Voraussetzung  für  die  Erhaltung  und  Hebung 
der  Arbeitskraft  und  .Arbeitslust  des  Personals. 
Sie  ist  daher  eine  überaus  wichtige  Aufgabe 
der  Verwaltungen,  die  dieser  auch  in  weit- 
gehendem Maße  gerecht  zu  werden  bemüht  sind. 
Die  Fürsorgetätigkeit  der  Eisenbahnen  zu 
gunsten  ihres  Personals  umfaßt  die  Bestrebungen 
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zur  Besserung  der  Verhältnisse  der  Bediensteten 
in  körperlicher,  geistiger  und  sittlicher  Beziehung. 
Die  Wohlfahrtspflege  der  Eisenbahnen  erstreckt 
■  sich  auch  auf  die  Zeit  nach  dem  Ausscheiden 
aus  dem  Dienste  infolge  von  Krankheit  oder 
Invalidität  und  umschließt  selbst  die  Familie, 
die  Kinder  wenigstens  bis  zur  Volljährigkeit 
oder    bis    zum    Eintritt    der    Erwerbsfähigkeit. 

Soweit  es  sich  um  allgemeine  Fürsorgeein- 
richtungen, an  denen  auch  Eisenbahnbedienstete 
teilnehmen  können,  handelt,  werden  sich  die 
Verwaltungen  darauf  beschränken,  das  Personal 
zur  Erlangung  der  ihm  darin  gebotenen  Vorteile 
zu  weisen  und  für  Zwecke  solcher  Einrichtungen 
auch  über  den  Rahmen  gesetzlicher  Verpflichtung 
angemessen  zu  fördern. 

Von  gesetzlich  geregelten  Fürsorgeeinrich- 
tungen, an  denen  Eisenbahnbediensfete  teilzu- 
nehmen verpflichtet  sind,  sind  vor  allem  die 
gesetzliche  Kranken-,  Unfall-  und  Altersver- 
sicherung zu  nennen.  Einschlägig  sind  ferner 
die  Vorschriften  über  Arbeitshygiene,  Qefahren- 
schutz,  Dienst-  und  Ruhezeitregelung  u.  s.  w. 
Neben  den  allgemeinen  Fürsorgeeinrichtungen 
bestehen  bei  den  Eisenbahnverwaltungen  noch 
zahlreiche-  besondere  Wohlfahrtsanstalten,  die 
sie  entweder  selbst  ins  Leben  rufen  oder,  sofern 
sie  der  Initiative  des  Personals  entsprungen 
sind  und  als  selbständige  Organisationen  be- 
stehen (Genossenschaften,  Vereine,  Fonds),  von 
den  Eisenbahnen  durch  Beiträge,  Besorgung 
der  Verwaltungen  oder  sonstige  Begünstigungen 
unterstützt  und  gefördert  werden. 

Hierher  gehören  vor  allem  die  Einrichtungen, 
die  der  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der 
Dienstfähigkeit  dienen.  In  die  erstere  Kategorie 
fällt  zunächst  die  Vorsorge  für  die  Beschaffung 
von  Lebensmitteln  und  für  andere  Lebens- 
bedürfnisse, u.  zw.  sowohl  für  die  Zeit  der  Dienst- 
leistung (Versorgung  mit  Speisen  und  Getränken 
in  Kantinen,  Suppenküchen,  billige  oder  kosten- 
freie Verabreichung  von  alkoholfreien  Ge- 
tränken, Kaffee,  Tee  u.dgl.),  Abgabe  von  Dienst- 
und Schutzkleidung,  Vorsorge  für  Ruhe-  und 
Übernachtungsräume,Abgabevon  Kartoffeln  und 
sonstigen  Lebensmitteln,  Heizmaterial,  Stoffen, 
Kleidern  u.  s.  w.  unmittelbar  durch  die  Ver- 
waltungen oder  durch  besondere  Lebensmittel- 
magazine, Konsumvereine,  Kleiderkassen  u.  s.  w. 
Große  Mittel  wenden  ferner  die  Verwaltungen, 
namentlich  seit  der  allgemeinen  Wohnungsnot, 
die  sich  nach  dem  Weltkrieg  überall  empfindlich 
fühlbar  macht,  für  Bedienstetenwohnungen  auf, 
sei  es,  daß  die  Verwaltung  Gebäude  auf  eigene 
Kosten  baut  und  vereinzelt  oder  als  Dienst- 
wohnungen frei  vergibt,  sei  es,  daß  sie  Bau- 
genossenschaften des  Personals  unterstützt. 
Erwähnt  sei  ferner  die  Errichtung  von  Schreber- 


gärten auf  Bahngrund  sowie  die  Förderung 
der  Kleintierzucht  (Bienen,  Kaninchen,  u.  s.  w.). 

Der  Gesundheitspflege  dient  die  Errichtung 
von  Badeanstalten,  Erholungsheimen,  Ferien- 
häusern, Kolonien  für  Schulkinder  u.  s.  w.  All- 
gemein ist  ferner  von  den  Verwaltungen  ein 
bahnärztlicher  Dienst  eingerichtet,  sowohl  zur 
Beratung  der  Dienststellen  als  des  Personals 
in  Krankheitsfällen. 

Für  die  Bediensteten  bestehen  ferner  meist 
Krankenkassen  (Krankenvereine),  die  ihnen  und 
in  der  Regel  auch  den  Familienangehörigen 
freie  ärztliche  Behandlung  sowie  die  nötigen 
Heilbehelfe  gewähren.  Vielfach  werden  von 
diesen  Anstalten  auch  die  Kosten  der  Spitalpflege 
oder  des  Aufenthalts  in  Heilanstalten  und  Bade- 
orten übernommen.  Bei  größeren  Eisenbahn- 
netzen sind  von  Kassen  und  Vereinen  mit  Beihilfe 
der  Verwaltung  oder  von  dieser  selbst  Gene- 
sungsheime, Tuberkuloseheilanstalten  u.  s.  w. 
errichtet  worden. 

Gemeinnützige  Vereine  der  verschiedensten 
Art  (Spar-,  Vorschuß-  und  Sterbekassen,  Ab- 
stinenten-, Musik-  und  Sportvereine)  helfen  in 
Zeiten  der  Not  oder  sorgen  für  Stählung  des 
Körpers  und  für  Geselligkeit  sowie  im  Zu- 
sammenhang damit  für  die  Hebung  des  Ge- 
fühls der  Zusammengehörigkeit. 

Der  Berufsbildung  dienen  Schulen,  Unter- 
richtskurse, Lehrlingswerkstätten,  Töchterhorte, 
Vorträge,  Büchereien  u.  s.  w.  Für  den  Fall  der 
Dienstunfähigkeit  ist  durch  Sicherstellung  von 
Ruhegenüssen  und  Invaliditätsrenten  gesorgt. 
Für  Witwen  und  Waisen  von  Beamten  und 
Arbeitern  sind  gleichfalls  Pensionen  vorgesehen. 

Bei  der  Vielgestaltigkeit  oft  selbständiger 
und  unabhängig  voneinander  wirkender  Wohl- 
fahrtseinrichtungen ist  eine  einheitliche  Leitung 
oder  Überwachung  (durch  eine  besondere 
Dienstabteilung  oder  einen  besonderen  De- 
zernenten) erwünscht,  um  ein  richtiges  Inein- 
andergreifen der  verschiedenen  Zweige  der 
Wohlfahrtspflege  sicherzustellen.  Eine  Haupt- 
forderung der  Wohlfahrtspflege  ist  die  Mit- 
wirkung des  Personals.  Diese  soll  auch,  soweit 
sie  nicht  durch  gesetzliche  Bestimmungen  oder 
allgemeine  Verordnungen  begründet  ist,  Platz 
greifen.  Seine  Vertreter  und  Vertrauensmänner 
sollen  bei  allen  wichtigen  Wohlfahrtsfragen 
zu  Rate  gezogen  werden,  wie  dies  dem  Ziel 
der  sozialen  Fürsorge  „Alles  für  das  Personal 
durch  das  Personal"  entspricht.  Aufmerksamkeit 
ist  auch  der  Aufklärungsarbeit  zuzuwenden, 
damit  dem  Personal  der  Genuß  der  geltenden 
Einrichtungen  voll  zugute  kommt  und  es  über 
die  Grenzen  des  Möglichen  und  Nützlichen  be- 
lehrt wird  (s.  Arbeiterschutz,  Arbeiterwohnungen, 
Altersversicherung,    Badeeinrichtungen,    Bahn- 

27* 


420 


Wohlfahrtswesen.   -   Wohnungsfürsorge. 


ärzte,  Beamtenvereine,  Berufskrankheiten,  Be- 
triebssicherheit, Dienstwohnungen,  Dienst-  und 
Ruhezeiten,  Eisenbahnhygiene,  Eisenbahn- 
schulen, Eisenbahnunterstützungsfonds,  Er- 
holungsheime, Kleiderkassen,  Konsumvereine, 
Krankenfürsorge,  Pensionswesen,  Rettungs- 
wesen, Schrebergärten,  Spar-  und  Vorschuß- 
kassen, Speiseanstalten, Töchterheime,  Übernach- 
tungsräume, Unfallfürsorge,  Unterstützungs- 
kassen,  Urlaube,  Wohnungsfürsorge). 

Wohnungsfürsorge. 

I.  Allgemeines. 
Die  Notwendigkeit,  im  Interesse  der  Dienst- 
bereitschaft und  der  Betriebssicherheit  für  das 
in  der  Nähe  von  Bahn-  oder  Werkstättenanlagen 
unterzubringende  Personal  Wohnungen  zu 
schaffen,  besteht,  so  lange  es  überhaupt  Bahnen 
gibt.  Ein  großer  Teil  des  Personals  blieb  an- 
fänglich auf  Mietwohnungen  angewiesen,  und 
da  machte  sich  schon  bald  ein  Mißverhältnis 
zwischen  Miete  und  Einkommen  sowie  in 
volkreichen  Gegenden  das  Fehlen  von  billigen 
Wohnungen  fühlbar.  Zuerst  behalf  man  sich 
mit  Lohnerhöhungen  bzw.  Erhöhung  der 
Wohnungsgelder,  ein  Mittel,  das  sich  aber  auf 
die  Dauer  als  unzulänglich,  ja  sogar  schädlich 
erwies.  Die  Eisenbahnverwaltungen  mußten 
deshalb  auf  andere  Wege  zur  Abhilfe  sinnen 
und  haben  sie  auch  gefunden,  indem  sie: 

1.  beim  Bau  von  Kleinwohnungen  aus  dienst- 
lichen Gründen  mehr  Häuser  bauen  als  dienstlich 
erforderlich,  und  indem  sie  den  Bediensteten 
zu  billigeren  Mietpreisen  ebenso  gute  oder  zu 
gleichen  Mietpreisen  bessere  Wohnungen  bieten, 
als  sie  sonst  am   Dienstort  haben  könnten; 

2.  auch  an  Orten,  wo  kein  dienstliches  Be- 
dürfnis vorliegt,  aber  die  Bediensteten  keine 
oder  nur  unverhältnismäßig  teure  Privatwoh- 
nungen finden,  Kleinwohnungen  bauen  oder 
die  Mittel  zum  Bau  solcher  hergeben  (eigent- 
liche W.); 

3.  den  Bediensteten  die  Beschaffung  gesunder 
und  billiger  Wohnungen  dadurch  erleichtern, 
daß  sie  ihnen  erlauben,  außerhalb  von  Dienst- 
orten mit  hohen  Mietpreisen  auf  dem  Lande  zu 
wohnen  und  ihnen  freie  Fahrt  zwischen  Wohn- 
und  Dienstort  gewähren  und  die  Dienstein- 
teilungen diesen  Verhältnissen  möglichst  an- 
passen ; 

4.  für  das  Wohnungsbedürfnis  lediger  Be- 
diensteter an  Orten,  wo  sie  schwer  Unterkunft 
finden,  entweder  durch  den  Bau  besonderer 
Häuser  (Ledigenheime)  oder  durch  billige  Ver- 
mietung von  Einzelzimmern  in  bahneigenen 
Gebäuden  sorgen. 

In  der  Vorkriegszeit  konnte  die  W.  der  Eisen- 
bahnverwaltungen   sich    die    Aufgabe    stellen, 


ihren  in  teuren  und  dabei  oft  mangelhaften 
Privatwohnungen  untergebrachten  Bediensteten 
billigere  und  höheren  Ansprüchen  genügende 
Wohnungen  zu  schaffen,  also  die  Wohngelegen- 
heiten zu  verbessern.  Aber  schon  während 
der  letzten  Jahre  des  Weltkrieges  und  vollends 
nach  dessen  Abschluß  mußten  sie  sich  infolge 
der  wirtschaftlichen  Notlage  —  auch  die  Sieger- 
staaten nicht  ausgenommen  -  darauf  beschrän- 
ken, die  Wohngelegenheiten  zu  vermehren, 
d.  h.  trotz  der  riesigen  Verteuerung  der  Bau- 
kosten und  der  Unzulänglichkeit  der  vorhan- 
denen Geldmittel  ihnen  nach  Tunlichkeit  zwar 
bescheidene,  aber  immerhin  behagliche  und  vor 
allem  gesunde  Wohnungen  zu  verschaffen.  Die 
Verwaltungen  übernehmen  damit  freiwillig  Ver- 
pflichtungen nicht  nur  ihrem  Personal,  sondern 
auch  der  Gesamtheit  der  Bevölkerung  gegen- 
über, insofern  durch  Neubeschaffung  von 
Wohnungen  die  bisher  von  Eisenbahnbedien- 
steten innegehabten  Wohnungen  für  Außen- 
stehende frei  werden  und  damit  der  allgemeinen 
Wohnungsnot    gesteuert   wird. 

Unter  dem  augenblicklichen  Druck  der  nach 
Beendigung  der  Feindseligkeiten  in  Massen 
zurückströmenden  Wohnungslosen  mußte  man 
zunächst  zu  Behelf-  oder  Notwohnungen  seine 
Zuflucht  nehmen.  Sie  waren  jedoch  häufig 
ungesund,  unwohnlich  und  überhaupt  unzu- 
reichend. Man  kam  deshalb  von  dieser  Art 
der  Wohnungsbeschaffung  bald  ab  und  wieder 
auf  Dauerwohnungen  zurück,  die  infolge  der 
geringeren  Unterhaltungskosten  auf  die  Dauer 
mindestens  ebenso  wirtschaftlich  und  in  jeder 
anderen  Beziehung  den  Notwohnungen  weit 
überlegen  sind. 

IL    Statistisches. 

Während  vor  dem  Weltkrieg  die  W.  in  der 
Hauptsache  auf  die  im  Arbeiterverhältnis 
stehenden  Bediensteten  sich  beschränkte,  machte 
sich  schon  im  Verlauf  des  Krieges  die  Notwendig- 
keit geltend,  sie  auch  auf  die  mittleren  und 
sogar  die  höheren  Beamten  auszudehnen.  Allen 
voran  betätigten  sich  die  Deutschen  Eisenbahn- 
verwaltungen auf  dem  Gebiete  der  W.  Bis  zur 
Übernahme  der  deutschen  Länderbahnen  durch 
das  Reich  (1.  April  1920)  hatte  jede  Verwaltung 
ihren  besonderen  Haushalt  und  damit  ihre 
besondere  W.  Was  von  ihnen  bis  zu  diesem 
Zeitpunkt  und  was  von  da  ab  von  den  ver- 
einigten Reichsbahnen  geleistet  wurde,  ist 
aus  nachstehender  Tabelle  ersichtlich.  Hier- 
nach standen,  unter  Hinzurechnung  der  in  der 
Tabelle  nicht  aufgeführten  Direktionen  Olden- 
burg und  Schwerin  (mit  einem  derzeitigen  Stand 
von  rd.  17.000  Bediensteten  und  2670  Woh- 
nungen),   am   1.  Januar   1922    der   Deutschen 
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Reichseisenbahnverwaltung  154.036  Wohnun- 
gen zur  Verfügung.  Es  kamen  somit  auf  100 
männliche  Kisenbahnbedienstete  14-36  Woh- 
nungen und,  sofern  man  annimmt,  daß  12*(, 
keinen  eigenen  Haushalt  führen,  auf  100  Be- 
dienstete mit  eigenem  Haushalt  16-31  Woh- 
nungen. 

111.  Finanzierung. 

Von  den  verschiedenen  Wegen  zur  Ver- 
mehrung der  Wohngelegenheiten  -  Bau  bahn- 
eigener Wohnungen,  Ankauf  und  Ausbau  vor- 
handener Gebäude  und  Förderungen  gemein- 
nütziger Bauvereinigungen  -  scheinen  die 
meisten  Eisenbahnverwaltungen  neuerdings  dem 
letzteren  den  Vorzug  zu  geben.  Verschiedene 
Gründe  sprachen  früher  dagegen,  heute  aber 
noch  mehr  und  dringlichere  dafür.  Die  Unter- 
stützung gemeinnütziger  Bauunternehmungen 
befreit  diese  von  den  meist  verteuernd  wir- 
kenden Vorschriften  über  den  Bau  und  die 
Vergebung  staatlicher  Bauten  und  gibt  die 
Möglichkeit,  den  Eisenbahnerwohnungen  die 
Überteuerungsbeihilfe  aus  allgemeinen  Landes- 
und Gemeindemitteln,  die  den  bahneigenen 
Wohnungen  versagt  bleiben,  zu  erwirken.  Vor 
allem  aber  bietet  sie  den  Vorteil,  daß  sie  ge- 
ringeren Kapitalaufwand  erfordert  als  der  ver- 
waltungsseitige  Wohnungsbau  sowie  den  wei- 
teren, daß  die  bei  den  bahneigenen  Wohnungen 
erhebliche  Mittel  und  Personalaufwand  erfor- 
dernden Unterhaltungskosten  und  Verwaltungs- 
arbeit von  diesen  Bauvereinigungen  getragen 
werden. 

Als  gemeinnützige  Bauvereinigungen  kommen 
in  Betracht:  genossenschaftliche  Vereinigungen 
und  Gesellschaften  m.  b.  H.,  sowie  Gemeinden. 
Die  deutsche  Reichseisenbahnverwaltung  hat 
in  ihren  „Richtlinien"  vom  Jahr  1921  besonders 
über  die  finanzielle  Unterstützung  gemein- 
nütziger Bauunternehmungen  Grundsätze  auf- 
gestellt, die  nachstehend  im  Auszug  angeführt 
werden  mögen. 

1,  Baugenossenschaften. 

Allgemeine  Bedingungen  für  die  Unterstützung 
von  Baugenossenschaften  sind  vor  allem: 

a)  Der  durch  die  Satzungen  bestimmte  Zweck  der 
Genossenschaft  muß  ausschließlich  darauf  gerichtet 
sein,  minderbemittelten  Familien  gesunde  und  zweck- 
mäßig eingerichtete  Wohnungen  in  eigens  erbauten 
oder  angekauften  Häusern  preiswert  zu  verschaffen. 

b)  Die  Satzung  muß  die  an  die  Mitglieder  zu 
verteilende  Dividende  auf  höchstens  4'?«  ihrer  An- 
teile beschränken,  sie  darf  im  Falle  der  Auflösung 
den  Mitgliedern  nicht  mehr  als  den  Nennwert 
ihrer  Anteile  zusichern  und  hat  den  Rest  des  Ge- 
nossenschaftsvermögens für  gemeinnützige  Zwecke 
zu  bestimmen. 

c)  Die  Genossenschaft  muß  lebens-  und  leistungs- 
fähig sein.     Der  Gesamtbetrag  der  Geschäftsanteile 


einer  Genossenschaft  soll  mindestens  30.000  M.  und 
der  Einzelgeschäftsanteilmindestens  300  M.,  in  der 
Regel  aber  500  M.  betragen.  Der  Genossenschafts- 
anteil ist  spätestens  beim  Beziehen  der  zugeteilten 
Wohnungen  voll  einzuzahlen.  Sie  sollen  im  allge- 
meinen mindestens  aus  100  Mitgliedern  bestehen. 
Wenn  sie  ausschließlich  aus  Eisenbahnpersonal  be- 
stehen, sollen  sie  in  der  Regel  mindestens  50  Mit- 
glieder haben.  Der  Gesamtbetrag  der  Geschäfts- 
anteile kann  dann  entsprechend  herabgesetzt  werden. 
Die  österreichischen  Bundesbahnen  haben 
in  dem  Zeitraum  von  1914  bis  I.Januar  1922 
an  Dienstwohnungen  neugeschaffen  190,  an 
Mietwohnungen  3174  und  hierfür  im  ganzen 
472  Mill.  K  verausgabt,  wobei  jedoch  zu  be- 
rücksichtigen ist,  daß  im  Frühjahr  1919  durch 
den  Friedensvertrag  von  St.  Germain  das  Bahn- 
netz der  österreichischen  Verwaltung  um  etwa 
2/3  seines  Umfangs  vermindert  wurde.  Bis  da- 
hin besaß  die  österreichische  Staatsbahn  bei 
einem  Personalstand  von  225.607  (jetzt  90.000) 
etwa  26.000  Dienst-  (Natural-) Wohnungen  und 
4400  Mietwohnungen  mit  einem  Anlagekapital 
von  33  Mill.  K.  Bei  der  österreichischen  Süd- 
bahngesellschaft setzte  eine  intensivere  Tätigkeit 
der  W.  erst  nach  1919  ein.  Für  das  Personal 
der  österreichisch  gebliebenen  Linien  wurden 
seither  beschafft  an  Dauerwohnungen  (nur 
Mietwohnungen)  etwa  750,  an  sog.  Halbdauer- 
wohnungen etwa  210  und  daneben  eine  beträcht- 
liche Zahl  von  Notwohnungen  (wintersicher 
ausgestattete  Kastenwagen). 

In  Fortsetzung  dieser  Tätigkeit  wurde  1922  ein 
groß  angelegtes  Programm  für  Herstellung  von 
Wohnungen  für  Bundesbahnangestellte  aufgestellt, 
das  zur  Durchführung  eine  .-Xufwendung  von  rd. 
4  Milliarden  erfordert.  Auf  Grund  dieses  Programms 
sollen  fertiggestellt  werden:  909  Wohnungen,  OöUnter- 
künfte,  Übernachtungsgelegenheiten  mit  UiS  BeUen 
und  32  Behelfswohnungen,  ferner  neugebaut  445 
Wohnungen,  Übernachtungsgelegenheiten  u.  s.w.  in 
9  Stationen. 

Im  Jahre  1911  gründeten  die  Südbahnbediensteten 
eine  Bau-  und  Wohnungsgenossenschaft  als  regi- 
strierte Genossenschaft  m.  b.  H.,  die  bezweckt,  ihren 
Mitgliedern  in  den  an  den  österreichischen  Linien  der 
Südbahngesellschaft  gelegenen  Stationsorten  billige 
und  gesunde  Wohnungen  (Kleinwohnungen)  durch 
Bau  oder  Ankauf  von  Wohnhäusern  zu  beschaffen 
und  für  ihre  Mitglieder  Ledigenheime  zu  errichten. 
Die  bisherige  Tätigkeit  dieser  Genossenschaft  war 
sehr  ersprießlich.  Die  Genossenschaft  hatte  vor 
und  während  des  Krieges  an  Baukosten  10»«  auf- 
zubringen, mit  50",,  wurde  das  Grundstück  belastet 
und  für  40  »„  garantierte  der  Staat.  Die  Bahnver- 
waltung blieb  dabei  ganz  aus  dem  Spiel. 

Jetzt  geschieht  die  Aufbringung  der  Baukosten 
in  der  Weise,  daß  zum  Baukapital  1  ■J^  die  Südbahn- 
gesellschaft und  Mi>  die  Mitglieder  (Bediensteten) 
durch  Erwerbung  von  Geschäftsanteilen  beitragen, 
wogegen  9S"„  der  Bundes-Wohn- und  Siedlungsfond 
übernimmt.  Der  Südbahngesellschaft  obliegt  die  Ver- 
zinsung von  25  "ö  des  verlorenen  Baukapitals,  die 
Verzinsung  der  erübrigenden  75^  fällt  dem  Fond  zu. 
Zwischen  dem  Fond  und  der  Südbahngesellschaft 
wird    in    jedem    Fall    ein    Bürgschaftsvertrag   abge- 
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schlössen.  Die  Veräußerung  eines  Objekts  ist  nur 
mit  Zustimmung  beider  Teile  zulässig,  wobei  diesen 
das  Kaufvorrecht  gewahrt  ist.  Anspruch  auf  Woh- 
nungen in  auf  solche  Art  erbauten  Häusern  haben 
nur  Mitglieder,  deren  Geschäftsanteile,  wie  schon 
bemerkt  wurde,  verzinst  werden. 

Die  ungarischen  Staatsbahnen  haben  bis 
jetzt  ihrem  rund  80.000  Köpfe  zählenden  Personal 
im  ganzen  etwa  6000  Mietwohnungen  zur  Ver- 
fügung gestellt,  die  größtenteils  durch  ein 
Pensionsinstitut  finanziert  und  gebaut  wurden. 

Die  niederländischen  Staatsbahnen  haben 
zurzeit  bei  einem  Personalstand  von  48.712 
Köpfen  2056  Dienstwohnungen  und  1695  Miet- 
wohnungen (darunter  258  Notwohnungen).  Bis 
zu  Anfang  des  Krieges  war  in  Holland  Wohnungs- 
not gänzlich  unbekannt.  Der  Wohnungsbau  be- 
schränkte sich  deshalb  für  die  Eisenbahnver- 
waltung auf  Dienstwohnungen.  Seit  1915  bis 
heute  sind  dann  gebaut  worden:  47  Dienst- 
wohnungen mit  einem  Kostenaufwand  von 
332.1 72  fl.,  ferner  gebaut  und  gekauft  760  Miet- 
wohnungen (worunter  258  Notwohnungen)  mit 
einem  Kostenaufwand  von   1,390.201-50  fi. 

Durch  Baugenossenschaften  wurden  bis  zum 
I.Januar  1921  gebaut  und  der  Verwaltung  zur 
Verfügung  gestellt  928  Wohnungen ;  der  Staat 
und  die  Gemeinden  bezahlen  hierfür  einen  jähr- 
lichen sog.  „Krisebeitiag"  (75%  davon  der 
Staat,  25  %    die  Gemeinde). 

Beiden  schweizerischen  Bundesbahnen 
belief  sich  am  I.  Januar  1922  der  Bestand  an 
Dienstwohnungen  (einschließlich  Wärterhäuser) 
und  Mietwohnungen  auf  1888  bzw.  536.  Die 
finanziellen  Aufwendungen  der  Schweizer  Bun- 
desbahnen hierfür  betrugen  rund  32  Mill.  Fr.  In 
den  Jahren  1915-1921  wurden  erstellt:  29 
Dienstwohnungen  mit  710.620  Fr.  und  144 
Mietwohnungen  mit  3,008.870  Fr.  Baukosten. 
Für  die  nächste  Zeit  ist  vorgesehen  der  Bau 
von  19  Dienstwohnungen  mit  425.830  Fr. 
und  von  32  Mietwohnungen  mit  1,117.400  Fr. 
Baukosten. 

Als  zweckmäßigstes  Mitte!  zur  Ausgestaltung 
derW.  bezeichnet  die  Verwaltung  der  Schweizer 
Bundesbahnen  die  finanzielle  Unterstützung  des 
privaten  und  genossenschaftlichen  Wohnungs- 
baues durch  Gewährung  von  Hypothekardar- 
lehen. Bis  zum  1.  Januar  1922  wurden  1067 
Wohnungen  mit  solchen  Mitteln  hergestellt  und 
hierfür  ebenso  viele  Darlehen  im  Gesamtbetrag 
von  22,936.000  Fr.  an  Beamte  und  Beamten- 
genossenschaften gewährt.  Eine  Abtretung  von 
bahneigenem  Bauland  findet  grundsätzlich  nicht 
statt.  Zur  Milderung  der  Verhältnisse  auf  dem 
Wohnungsmarkt  hat  eine  tarifarische  Maß- 
nahme der  Schweizer  Bundesbahnen  von  jeher, 
ganz  besonders  aber  in  den  Zeiten  der  Wohnungs- 
not, beigetragen:  der  Streckenabonnementstarif 


(mit  4  Serien),  durch  den  die  Möglichkeit  geboten 
wird,  alle  in  einem  gewissen  Umkreis  vom 
Arbeitsort  vorhandenen  Wohngelegenheiten  aus- 
zunutzen. Die  belangreichen  Vergünstigungen, 
die  dieser  Tarif  dem  allgemeinen  Verkehr  bietet, 
erfahren  für  die  Beamten  und  Arbeiter  der 
Bahnverwaltung  noch  eine  Steigerung  insofern, 
als  sie  bei  sämtlichen  Serien  nur  i/s  der  tarif- 
mäßigen Taxe  zu  bezahlen  haben.  —  Bei  den 
deutschen  und  österreichischen  Bahnen  wird 
dem  Personal,  das  die  Erlaubnis  erhalten  hat, 
außerhalb  des  Dienstortes  zu  wohnen,  freie 
Fahrt  zwischen  Wohn-  und  Dienstort  gewährt. 

2.  Gesellschaften  m.  b.  H. 

Der  Gesellschaft  m.  b.  H.  muß  im  allgemeinen 
als  der  zeitgemäßeren  und  leistungsfähigeren  Form 
des  gemeinnützigen  Bauunternehniens  der  Vorzug 
gegeben  werden.  Bei  ihr  sind  die  Nachteile  aus- 
geschaltet, die  sich  so  oft  hemmend  und  verteuernd 
geltend  machen:  Übertriebene  Hoffnungen  der  Ge- 
nossen bei  mangelndem  Willen  zur  Selbsthilfe  und 
Mitarbeit,  Mangel  an  Erfahrung  und  Sachkenntnis, 
Widerstand  gegen  eine  dem  wirklichen  neuzeitlichen 
Wert  der  Wohnungen  entsprechende  Festsetzung 
der  Mieten. 

Die  Baugesellschaft  bietet  auch  für  die  Verwaltung 
den  Vorteil,  die  Vergebung  der  Wohnungen  selbst 
zu  regeln  und  dabei  dienstlichen  Bedürfnissen  besser 
Rechnung  zu  tragen.  In  der  Gesellschaft  m.  b.  H. 
wird  sich  die  Reichseisenbahnverwaltung  mit  anderen 
an  der  Wohnungsbautätigkeit  an  dem  betreffenden 
Ort  mit  interessierten  Kreisen  als  Gesellschafter  zu- 
sammenschließen. Besonderer  Wert  muß  auf  die 
führende  Mitbeteiligung  der  Gemeindeverwaltung 
gelegt  werden.^  Ihr  fällt  ohnehin  die  örtliche  W. 
in  erster  Linie  zu.  Die  Verhandlungen  wegen  Ge- 
währung der  Oemeindedarlehen  werden  bei  ihrer 
Mitbeteiligung  wesentlich  vereinfacht  und  erleichtert. 
Durch  Zeichnung  entsprechender  Stammanteile  ist 
der  Reichseisenbahnverwaltung  ein  ausreichender  Ein- 
fluß im  Aufsichtsrat  und  in  der  Generalversammlung 
zu  sichern.  Zunächst  ist  jedoch  dieser  neue  Weg  mit 
Vorsicht  zu  betreten,  bis  in  den  einzelnen  Bezirken 
Erfahrungen    gewonnen  sind. 

Eine  zweckmäßige  Ergänzung  eines  solchen  Vor- 
gehens in  der  Wohnungsbeschaffung  kann  die 
Gründung  von  Mieter-  oder  Pachtgenossenschaften 
bilden.  Diese  aus  Angehörigen  der  Eisenbahnver- 
waltung zusammengesetzte  Genossenschaft  über- 
nimmt die  von  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  fertig- 
gestellten Eisenbahnerwohnungen  in  Pacht,  vermietet, 
unterhält  und  verwaltet  sie. 

3.  Wohnungsbauten  von  Gemeinden 
(Gemeindeverbänden). 

Für  die  Mietwohnungsbauten,  die  Gemeinden 
(Gemeindeverbände)  für  Eisenbahnpersonal  errichten, 
können  Überteuerungsdarlehen  wie  bei  genossen- 
schaftlichen  Bauunternehmungen    geleistet   werden. 

4.  Verzinsliche  (Ertrags-)Darlehen  an  ge- 
meinnützige Bauunternehmungen. 

a)  Höhe  des  Darlehens.  Das  Darlehen  darf 
90  »/o  des  Ertragswerts,  der  nach  Fertigstellung  der 
Bauten  festgesetzt  wird,  nicht  übersteigen.  Der  Er- 
tragswert wird  ermittelt  aus  der  Kapitalisierung  der 
NeUomiete   mit  den   Zins-  und  Tilgungssätzen  des 
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aufgenommenen  und  eigenen  Baukapitals.  Die  Netto- 
miete ergibt  sich  aus  der  Bruttomiete  nach  Abzug 
der  Verwaltungs-  und  Unterlialtungskosten  (zurzeit 
anzunehmen  mit  etwa  25",,  der  Bruttomiete). 

Dem  Eisenbahn-Ertragsdarlehen  hat  eine  ander- 
weitig aufzunehmende  erststellige  Hypothek  bis  zur 
Grenze  der  Mündelsicherheit  (=50-60%  des  Er- 
tragswertes) voranzugehen.  .Anzustreben  ist,  daß  eine 
erststellige  Hypothek  bis  zu  70"»  anderweitig  auf- 
gebracht wird,  wenn  sie  zu  angemessenem  Zinsfuß 
erhältlich  ist.  Tilgung  der  ersten  Hypothek  ist 
wünschenswert,  muß  jedoch  nicht  zur  Bedingung 
gemacht  werden  (ausgenommen  bei  Bestellung  eines 
Erbbaurechtes,  wo  Tilgung  verlangt  werden  muß). 
.Als  Geldgeber  erster  Hypotheken  werden  die 
Arbeiterpensionskassen  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  insbesondere  dann,  wenn  die  zu 
beleihenden  Wohnungen  ganz  oder  teilweise  Arbei- 
tern vorbehalten  werden. 

b)  Zinssatz  und  Tilgung.  Die  Eisenbahn- 
(Ertrags-)  Darlehen  müssen  verzinst  und  unter  Zu- 
wachs der  ersparten  Zinsen  getilgt  werden.  Wenn 
die  Reichseisenbahnverwaltung  zu  dem  gleichen 
Unternehmen  Überteuerungsdarlehen  zahlt,  bleibt 
die  Höhe  des  Zinsfußes  und  des  Tilgungssatzes 
finanziell  von  untergeordneter  Bedeutung,  je  höher 
die  Annuitätenlast,  desto  geringer  wird  der  Ertrags- 
wert und  desto  höher  der  von  der  Reichseisen- 
bahnverwaltung zu  leistende  Überteuerungszuschuß 
sein.  Die  finanzielle  Inanspructinahme  im  ganzen 
wird  etwa  die  gleiche  bleiben,  ob  der  Zins-  und 
Tilgungssatz  erhöht  wird  oder  nicht.  Der  Wunsch, 
möglichst  lange  ein  Recht  an  den  Wohnungen  zu 
haben,  könnte  dazu  anregen,  den  niederen  Zinsfuß 
und  Tilgungssatz  beizubehalten,  wie  er  als  Wohl- 
fahrtsmaßnahme bei  den  meisten  Eisenbahnverwal- 
tungen seither  üblich  war. 

cf  Wesentliche  Punkte  der  besonderen 
Bedingungen: 

1.  Die  Genossenschaft  (Gesellschaft  u.  s.  w.)  hat 
sich  mit  mindestens  10%  am  Ertragswert  des  Bau- 
unternehmens zu  beteiligen. 

2.  Die  zu  beleihenden  Wohnungen  müssen  die 
Bestimmung  erhalten,  dauernd  im  Eigentum  der 
Genossenschaft  u.s.  w.  zu  bleiben.  Es  ist  zu  bedingen, 
daß  die  Wohnungen  möglichst  dauernd  oder  doch 
während  der  Dauer  der  Ertragshypothek,  mindestens 
aber  auf  die  Dauer  von  20  Jahren  ausschließlich  an 
Personal  der  Reichseisenbahnverwaltung  vermietet 
werden.  Empfehlenswert  ist  im  Hinblick  auf  die 
Schwierigkeiten  bei  Durchführung  durch  Ver- 
setzungen der  Reichseisenbahnverwaltung  das  Recht 
zu  sichern,  die  Personen  zu  bezeichnen,  an  die  die 
Wohnungen  zu  vermieten  sind. 

3.  Die  Genossenschaft  (Gesellschaft)  hat  den  Bau 
unter  Einhaltung  des  von  der  Reichseisenbahn- 
verwaltung genehmigten  Entwurfes  und  Kosten- 
anschlages unter  Verwendung  guten  Materials  sorg- 
fältig und  dauerhaft  auszuführen  und  sich  bei 
Änderungen  und  Abweichungen  zuvor  der  Zustim- 
mung der  Reichseisenbahnverwaltung  zu  versichern. 
Sie  hat  die  fertigen  Gebäude  stets  in  gutem  Zu- 
stand zu  unterhalten,  ausreichend  gegen  Feuer  ver- 
sichert zu  halten,  der  Reichseisenbahnverwaltung 
die  jederzeitige  Besichtigung  des  Gebäudes  sowie 
Einsicht  in  die  Verwaltung  und  die  Bücher  der 
Genossenschaft  zu  gestatten,  der  Reichseisenbahn- 
verwaltung jährlich  Rechnungsnachweise  vorzulegen 
und  die  Satzungsbestimmungen,  die  die  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  festlegen,  nicht  zu 
ändern. 


4.  Ob  und  unter  welchen  Bedingungen  für  den 
Schuldner  eine  Kündigung  vorzusehen  ist,  bleibt 
den  Abmachungen  im  einzelnen  Falle  überlassen. 
Die  eisenbahnseitige  Kündigung  oder  bei  minder- 
wiclitigen  Einzelheiten  eine  Vertragsstrafe  muß  aber 
für  die  Verletzung  der  in  vorstehenden  Ziffern  2  und 
3  genannten  Bedingungen  vorgesehen  werden.  Zur 
Rückzahlung  fällig  ohne  Kündigung  ist  das  Dar- 
lehen zu  erklären,  wenn  das  verpfändete  Grund-  • 
stück  verkauft  oder  die  Darlehen  nehmende  Ver- 
einigung aufgelöst  wird. 

5.  Für  den  Verkauf  ist  die  Zustimmung  der 
Reichseisenbahnverwaltung  vorzuschreiben. 

ö.  Der  Reichseisenbahnverwaltung  ist  ein  Vor- 
kaufsrecht einzuräumen. 

d)  Sicherheiten.  Als  Sicherheit  für  Kapital, 
Zins,  Rückzahlung,  Vertragsstrafen  und  ^Erfüllungen 
der  Vertragsverpflichtungen  ist  eine  Hypothek  im 
Grundbuch  eintragen  zu  lassen. 

e)  Gemeinden  scheiden  als  Empfänger  verzins- 
licher Eisenbahndarlehen  aus. 

5.  Oberteuerungsdarlehen  der  Reichs- 
eisenbahnverwaltung. 

Die  Leistungen  der  Reichseisenbahnverwaltung  zu 
den  Überteuerungskosten   sind   freiwillige.    Aut  sie 
können  die  Bestimmungen  der  Verordnung  für  die 
Landes-   und  Gemeindedarlehen   nicht   ohneweiters 
Anwendung  finden,   wenigstens   insoweit  nicht,    als 
sie    nicht    ausdrücklich    zur    Herabminderung    der 
Landes-  und  Gemeindedarlehen  gewährt  sind.    Die 
Darlehen  sind  im  allgemeinen  als  gewöhnliche  Dar- 
lehen der  Reichseisenbahnverwaltung  anzusehen  und 
zu  behandeln.  Sie  müssen  hypothekarisch  den  Vor- 
rang vor  dem  Landes-  und  Gemeiudedarlehen   er- 
halten.   Grundsätzlich  sind  Darlehen  zu  den  Über- 
teuerungskosten   nur   dann   zuzusichern,    wenn   die 
Landes-  und  Genieindedarlehen  gewährt  sind.    Es 
muß  darauf  hingewirkt  werden,  daß  sich  die  Länder 
mit  den  Höchstsätzen    der  Verordnung  der  Reichs- 
regierung vom  19.  Februar  1921  beteiligen  und  daß 
die   Gemeinden    mindestens   die    Hälfte    der  durch 
den  Ertragswert  und  das  Landesdarlehen   nicht  ge- 
deckten Gesamtherstellungskosten  als  Beihilfe  leisten, 
sobald  ihnen  aus  den  Erträgnissen  der  zu  erwarten- 
den Mietsteuer  besondere  öffentliche  Mittel  für  diesen 
Zweck  zur  Verfügung  stehen.  Unbeschadet  des  Grund- 
satzes, daß  Überteuerungsdarlehen  der  Reichseisen- 
bahnverwaltung nur  neben  den  Landes- und  Gemeinde- 
darlehen gegeben  werden  sollen,  können  solche  auch 
gewährt  werden,  wenn  ein  Bauvorhaben  durch  eine 
andere  Finanzierung,  sei  es  aus  Mitteln  der  produktiven 
Erwerbslosenfürsorge  oder  auch  durch  anderweitige 
Mittel,  ausreichend    gesichert   erscheint.    In  solchen 
Fällen  soll  der  Arbeitgeberzuschuß  keineswegs  höher 
bemessen   werden,   als  wenn  die   Landes-  und  Ge- 
meindebeihilfen  in  der  sonst  üblichen  Höhe  gewährt 
worden    wären.     Eine    hiervon    abweichende    Fest- 
setzung kann   nur  in  ganz  besonderen  Ausnahme- 
fällen und  auf  besonderen  Antrag  genehmigt  werden. 
In  beschränktem  Umfange  dürfen  Überteuerungs- 
darlehen  auch   zum  Bau  von  Eigenwohnungen  ge- 
geben werden.  Besondere  Bedingungen  hierfür  sind: 

1.  Die  Eigen  Wohnungen  sollen  möglichst  auf  die 
Dauer  von  50  Jahren  Beamten,  Angestellten  und 
Arbeitern  vorbehalten  bleiben. 

2.  Die  Wohnungsinhaber  müssen  sich  zur  Ver- 
minderung der  Eisenbahn-Überteuerungsdarlehen  in 
erheblicherem  Maße  an  der  Abbürduiig  der  Über- 
teuerungskosten beteiligen,  als  dies  am  gleichen 
Orte  für  Zuschußmietwohnungen  gefordert  wird. 
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3.  Überteuerungsdarlehen  sollen  in  der  Regel  nur 
gewährt  werden,  wenn  die  Eigenheime  entweder 
kraft  eines  Erbbaurechtes  an  Grundstücken  einer 
gemeinnützigen  oder  öffentlichen  rechtlichen  Körper- 
schaft oder  als  Heimstätten  nach  Maßgabe  der 
Bestimmungen  des  Reichsheimstättengesetzes  vom 
lO.Mai  1920  (RGB. S.Q63) ausgegeben  werden, oderein 
Vor-,  Ankaufs-  oderWiederkaufsreclit  zu  gunsten  einer 
öffentlich-rechtlichen  oder  gemeinnützigen  Stelle  ver- 
einbart und  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  durch 
eine  Eintragung  im  Grundbuche  geführt  wird. 

4.  Scheidet  der  Eigentümer  oder  Erbbauberech- 
tigte eines  mit  Arbeitgeberzuschüssen  errichteten 
Eigenheimes  aus  dem  Eisenbahndienste  aus,  so  kann 
ihm  die  Verpflichtung  zur  sofortigen  Zurückzahlung 
des  Arbeitgeberzuschusses  auferlegt  werden,  sofern 
er  nicht  vor  Ablauf  der  in  Ziffer  1  festgesetzten 
Frist  einen  anderen  Angehörigen  der  Reichseisen- 
bahnverwaltung bei  sich  aufnimmt.  Diese  Ver- 
pflichtung obliegt  nicht  bei  Pensionierung  oder  Ab- 
leben  mit  Hinterlassung  einer  Witwe  mit  Kindern. 

5.  Der  Besitz  eines  Eigenheimes  darf  kein  Hinde- 
rungsgrund für  eine  Versetzung  sein.  Eine  dahin- 
gehende Erklärung  muß  vor  der  Darlehenshingabe 
abgegeben  werden. 

Ferner  können  zum  Neubau  von  Mietwohnungen, 
die  Angehörigen  der  Eisenbahnverwaltung  zugute 
kommen,  in  besonderen  Ausnahmefällen  Überteue- 
rungsdarlehen gegeben  werden,  wenn  die  Bauten 
durch  Einzelpersonen  errichtet  werden.  Diese 
Einzelpersonen  müssen  für  die  ordnungsmäßige 
Durchführung  der  Bauvorhaben  und  für  die  Ein- 
haltung der  Darlehensbedingungen  Gewähr   bieten. 

Die  nach  vorstehenden  Grundsätzen  bemessenen 
Überteuerungsdarlehen  der  Reichseisenbahnverwal- 
tung sollen  möglichst  nach  folgenden  Grundsätzen 
hypothekarisch  sichergestellt  werden: 

1.  Im  Range  dürfen  nur  Ertragshypotheken  bis 
zu  90%  des  Ertragswertes  vorangehen. 

2.  a)  Die  Überteuerungsdarlehen  der  Reichseisen- 
bahnverwaltung sind  unverzinslich.  Alle  fünf  Jahre, 
wenn  nicht  schon  früher  Anlaß  dazu  gegeben  ist, 
sind  die  Mieten  zu  prüfen  und  erforderlichenfalls 
neu  festzusetzen.  Verbleibt  aus  den  Mieterhöhungen 
nach  Abzug  etwa  erhöhter  Lasten  ein  Überschuß, 
so  ist  er  zur  Tilgung  des  Eisenbahnüberteuerungs- 
darlehens  zu  verwenden.  Nach  20  Jahren  wird  der 
Ertragswert  der  Gebäude  endgültig  festgesetzt.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  endgültig  festgesetzten 
Ertragswert  und  dem  Gesamtherstellungsautwand  ist 
entsprechend  den  Bestimmungen  der  Verordnung 
des  Reichsrates  vom  10.  Januar  1920  und  der  letzten 
Verordnung  vom  19.  Februar  1921  zu  löschen.  Der 
verbleibende  Rest  des  Überteuerungsdarlehens  der 
Reicliseisenbahnverwaltung  ist  mit  einem  jährlichen 
gleichbleibenden  Betrag  von  5?S  dieses  Restes  zu 
tilgen.  Außerdem  kann  die  Tilgung  auch  in  der 
Weise  vereinbart  werden,  daß  nach  20  Jahren  die 
rentierlich  gewordenen  Überteuerungsdarlehen  mit 
■i%  zu  verzinsen  und  mit  1  <;„  unter  Zuwachs  der 
ersparten  Zinsen  zu  tilgen  sind,  oder 

b)  das  Eisenbahnüberteuerungsdarlehen  ist  wie  das 
Ertragsdarlehen  zu  verzinsen  und  zu  tilgen.  Be- 
freiung von  der  Verzinsungs-  und  Tilgungspflicht 
wird  solange  und  insoweit  gewährt,  als  ihre  Er- 
füllung nicht  aus  einem  angemessenen  Mieterträgnis 
möglich  ist  und  die  Finanzlage  der  Genossenschaft 
Nachsicht  erfordert  (badisches  Verfahren),  oder 

c)  die  sämtlichen  Ertragshypotheken  müssen  tilgbar 
sein.  Das  Überteuerungsdarlehen  der  Reichseisen- 
bahnverwaltung ist  unverzinslich.  Es  ist  in  nach- 
stehender Weise  zu   tilgen;    Verbleiben  bei  den  in 


angemessenen  Zeitabschnitten  festgesetzten  Neu- 
mieten nach  Abzug  etwa  erhöhter  Lasten  Über- 
schüsse, so  sind  sie  zur  Tilgung  der  Überteuerungs- 
darlehen der  Reichseisenbahnverwaltung  zu  ver- 
wenden. Nach  Tilgung  der  Ertragshypotheken  ist 
das  Eisenbahnüberteuerungsdarlehen  mit  dem  Betrag 
der  abgelaufenen  regelmäßigen  Annuitäten  der  ge- 
samten Ertragshypotheken  zu  tilgen  (sächsisches 
Verfahren). 

3.  Es  ist  anzustreben,  daß  die  den  Trägern  des 
Beihilfeverfahrens  in  der  Verordnung  der  Reichs- 
regierung vom  19.  Februar  1921  vorbehaltenen  Be- 
fugnisse für  die  erstmalige  Festsetzung  der  Her- 
stellungskosten nach  Fertigstellung  und  für  die 
Festsetzung  des  Ertragswerts  und  der  Mieten,  so- 
wohl die  einmaligen  wie  die  periodischen  der  Reichs- 
eisenbahnverwaltung als  öffentlicher  Behörde  über- 
tragen werden. 

6.  Mieten  für  Genossenschafts-  u.  s.  w. 

.  Wohnungen. 
Die  Grundlage  für  die  Berechnung  des  Ertrags- 
wertes bilden  die  Mieten.  Die  Mieter  neuerrichteter 
Genossenschaftswohnungen  müssen  sich  durch  Bereit- 
willigkeit zu  erhöhten  Mieten  für  ihren  Teil  an  der 
Abbürdung  der  Überteuerungskosten  beteiligen,  wenn 
die  Reichseisenbahnverwaltung  für  ihre  Wohnungen 
die  hohen  finanziellen  Opfer  bringen  soll.  Die 
doppelte  Friedensmiete  für  gleichartige  und 
gleichwertige  Wohnungen  an  demselben  Ort  wird 
für  die  Miethöhe  sog.  Zuschußwohnungen  zurzeit 
die  unterste  Grenze  zu  bilden  haben. 

7.  Erbbaurechtsbestell  ung. 
Im  Besitz  der  Reichseisenbahnverwaltung  befind- 
liches Baugelände,  insbesondere  in  der  Nähe  von 
Bahnanlagen,  soll  im  allgemeinen  den  Baugenossen- 
schaften (Gesellschaften)  nicht  in  Eigentum,  sondern 
in  Erbbaurecht  überlassen  werden.  Das  Erbbaurecht 
darf  nur  mit  tilgbaren  Hypotheken  belastet  werden. 
Die  Dauer  des  Erbbaurechtes  soll  mit  der  Tilgungs- 
zeit für  die  Ertragshypotheken  zusammenfallen. 
Rückübertragtingsrecht  nach  Erlöschen  des  Erbbau- 
rechtes ist  vorzusehen.  Desgleichen  Heimfallanspruch 
bei  Nichterfüllung  von  Vertragsbedingungen.  Wenn 
von  diesen  Rechten  Gebrauch  gemacht  wird,  hat 
die  Entschädigung  für  Bauwerke  und  Anlagen  Vj 
des  gemeinen  Wertes  zu  betragen.  Auf  die, Ent- 
schädigung sind  die  nicht  zurückbezahlten  Über- 
teuerungszuschüsse in  Anrechnung  zu  bringen,  so- 
weit der  festgesetzte  Entschädigungsbetrag  höher  als 
der  endgültig  festgesetzte  Ertragswert  ist.  Der  Erb- 
bauzins ist  mit  'i%  der  Selbstkosten  der  Reichs- 
eisenbahnverwaltung zu  berechnen.  In  die  Selbst- 
kosten sind  Aufschließungskosten  einzurechnen. 

8.  Entwurf    und  Planbearbeitung.    Bau- 
führung und  Bauaufsicht  bei  Genosse n- 
schafts-  und  Gesellschaftsbauten  durch 
die  Reichseisenbahnverwaltung. 

Bei  allen  Wohnungsbauvorhaben,  für  die  eisen- 
bahnseitige  Finanzbeteiligung  erbeten  wird,  st  zu 
verlangen,  daß  die  Reichseisenbahnverwaltung  bei 
der  Entwurfsgestaltung  entscheidend  mitzuwirken  hat. 
Die  Planbearbeitung  und  Bauaufsicht  wird  bei  Bau- 
vorhaben, die  ausschließlich  oder  überwiegend  dem 
Eisenbahnpersonal  zu  statten  kommen  sollen,  mög- 
lichst für  die  Reichseisenbahnverwaltung  zu  bedingen 
sein,  wenn  das  erforderliche  technische^Personal  zur 
Verfügung  steht.  Das  Interesse  der  Reichseisenbahn- 
verwaltung an  der  Erbauung  dauerhafter  ,und  den 
besonderen   Bedürfnissen    und   Lebensgewohnheiten 
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des  Eisenbahnpersonales  Rechnung  tragenden  Woh- 
nungen reclitfertiet  es,  daß  die  Reichseisenbahnver- 
waltung für  die  Planbearbcitung,  Bauführung  und 
Bauaufsicht  nur  eine  mäßige  Vergütung  in  Ansatz 
bringt;  unisomehr  als  es  für  die  Reichseisenbahn- 
verwaltung wirtschaftlicher  ist,  einen  Teil  der  Ober- 
teuerungskosten durch  Ausnutzung  vorhandener  Er- 
fahrungen, Normalpläne  und  Arbeitskräfte  abzu- 
bürden  als  durch  Kapital.  Als  Entschädigung  sind 
bis  auf  weiteres  30','u  der  nach  den  einschlägigen 
Gebührenordnungen  für  Privatarchitekten  jeweils 
sich  berechnenden  Gebühren  anzusetzen.  In  diesen 
Vergütungen  sind  auch  alle  Vervielfältigungen  der 
Pläne,  Kostenanschläge  u.  s.w.  mit  inbegriffen.  Wird 
die  Planbearbeitung  und  Bauaufsicht  nicht  von 
der  Reichseisenbahnverwaltung  ausgeführt,  so  sind 
Kosten  für  die  Prüfung  der  Entwürfe,  für  die  Bau- 
beratung und  für  die  Überwachung  der  Arbeiten 
nicht  in  Rechnung  zu  stellen. 

Der  Ankauf  vorhandener  Wohngebäude  ist 
mit  Rücksicht  auf  die  obenerwähnte,  aus  innen- 
und  außenpolitischen  Gründen  gebotene  Wirt- 
schaftlichkeit des  Eisenbahnhaushalts  sehr  zu 
empfehlen,  da  er  billiger  ist  als  Neubau.  Der 
wohnungspolitische  Gesichtspunkt  jedoch 
spricht  dagegen,  da  durch  ihn  (Ankauf  vor- 
handener Gebäude)  die  Wohngelegenheiten  der 
Allgemeinheit  nicht  vermehrt  werden.  Diese 
beiden  Gesichtspunkte  sind  von  Fall  zu  Fall 
gegeneinander  abzuwägen. 

Der  Ein-  und  Ausbau  vorhandener  bahn- 
eigener Gebäude:  Durch  Verkleinern  beste- 
hender Wohnungen,  Einbau  in  nicht  oder 
nicht  voll  benutzte  Betriebsgebäude,  insbeson- 
dere von  Dachgeschossen  oder  Aufbau  von 
Geschossen,  lassen  sich  häufig  mit  verhältnis- 
mäßig geringen  Mitteln  neue  Wohnungen  ge- 
winnen. Barackenwohnungen  sollten  womög- 
ich  nur  da  errichtet  werden,  wo  einem  plötz- 
lichen Ansturm  von  Wohnungsuchenden 
begegnet  werden  muß  und  ausreichende  Ge- 
egenheit  zur,  Herstellung  von  Not-  und  Dauer- 
wohnungen durch  Ein-  und  Ausbauten  in  be- 
stehenden Gebäuden  nicht  vorhanden  ist. 

Eigentliche  Ledigenheime  in  den  Ausmaßen, 
wie  siez.  B.  bei  der  österreichischen  Verwaltung 
da  und  dort  erstellt  wurden,  waren  schon  bei 
den  deutschen  Länderbahnen  höchst  selten. 
Nur  auf  ganz  großen  Bahnhöfen,  inbesondere 
abgelegenen  Güter-  und  Verschiebebahnhöfen, 
wurden  den  unverheirateten  Arbeitern  sog. 
Unterkunftsräume,  d.  h.  mit  einfachsten  Möbeln 
ausgerüstete  Wohn-  und  Schlafstätten,  gegen 
angemessene  Miete  zur  Verfügung  gestellt. 
Reinigung,  Beleuchtung  und  Heizung  über- 
nahm die  Verwaltung,  auch  völlige  Beköstigung 
wurde  ihnen  zu  mäßigen  Preisen  geboten. 
Diese  Einrichtungen  waren  und  sind  noch 
heute  bei  den  Bediensteten  beliebt  und  bieten 
daneben  der  Verwaltung  den  Vorteil,  daß  sie 
bei    plötzlich     auftretendem    Bedürfnis    einen 


Stamm  geschulter  Arbeiter  zur  Hand  hat.  Da 
solche  Unterkunftshäuser  verhältnismäßig  ein- 
fach gebaut  werden  können,  sollte  von  deren 
Erstellung  in  jetziger  Zeit,  wo  nur  irgend 
angängig,  Gebrauch  gemacht  werden.  Ist  nur 
die  Unterbringung  einer  kleinen  Zahl  lediger 
Bediensteter  zu  besorgen  und  sind  Familieu- 
wohnhäuser  in  erreichbarer  Nähe  der  Arbeits- 
stelle schon  vorhanden,  so  werden  die  Unter- 
kunftsräume wohl  noch  hesser  und  billiger  in 
solchen  (womöglich  im  Dachstock,  mit  beson- 
derem Zugang)  untergebracht. 

Die  Errichtung  von  Badehäusern,  Wasch- 
anstalten, Kindergärten  u.  dgl.  wird  heute  wohl 
nur  noch  in  ganz  großen  Siedlungen  in  Frage 
kommen  und  selten  mehr  aus  Staatsmitteln 
allein   bestritten  werden  können. 

IV.  Allgemeine  Anordnung  der  Woh- 
nungsbauten. Vergebung  der  Woh- 
nungen. 

Sowohl  die  Bauvereinigungen  als  die  ein- 
zelnen Bediensteten  neigen  offenbar  mehr  dem 
Bau  von  Eigenwohnungen  zu.  Bei  allen  An- 
erkennungen des  Werts  eines  Eigenheims  für 
den  Bewohner  können  doch  die  Eisenbahnver- 
waltungen diesen  Bestrebungen  aus  fiskalischen 
Gründen  im  allgemeinen  keine  Förderung  an- 
gedeihen  lassen,  denn  die  Grundsätze  über  die 
Personalverwendung  und  Beförderung  stehen 
dem  Ansässigmachen  der  Bediensteten  entgegen, 
sie  erfordern  vielmehr  eine  gewisse  Beweglich- 
keit und  Freizügigkeit  des  Personals.  Die  Woh- 
nungsfürsorge der  Verwaltungen  muß  also  haupt- 
sächlich auf  Beschaffung  von  Mietwohnungen 
gerichtet  sein  und  auf  Beschränkung  der  Eigen- 
wohnungen auf  die  Fälle,  wo  nicht  mit  einer 
Versetzung^an  andere  Dienstorte  zu  rechnen  ist. 

Für  den  Bau  bahneigener  Wohnungen,  u.  zw. 
bezüglich  der  Wahl  des  Bauplatzes,  der  tech- 
nischen Ausführung  der  Gebäude  und  Ver- 
teilung der  Wohnungen  an  die  Wohnung- 
suchenden, stellen  die  Verwaltungen  gleichfalls 
Richtlinien  auf.  Diese  decken  sich  in  tech- 
nischer, wirtschaftlicher  und  hygienischer  Hin- 
sicht mit  denen,  die  auch  sonst  für  den 
Bau  von  Kleinwohnungen  auf  Grund  der  ge- 
machten Erfahrungen  allgemein  anerkannt  sind. 
Die  besonderen  Verhältnisse  der  Eisenbahn  be- 
dingen nur  die  Forderung,  daß  das  Baugelände 
möglichst  in  der  Nähe  der  Dienststelle  gelegen 
ist  und  daß  im  Besitz  der  Eisenbahn  befind- 
liches Gelände  für  die  Bebauung  mit  Wohn- 
gebäuden nur  dann  in  Betracht  kommt,  wenn 
es  für  Erweiterung  von  Betriebsanlagen  voraus- 
sichtlich ausscheidet.  Die  Verwaltungen  sind 
bestrebt,  die  beim  Bau  bahneigener  Wohnungen 
befolgten  Grundsätze    nach    Mö2;licnkeit   auch 
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bei  dem  Bau  der  von  ihnen  unterstützten  Bau- 
vereinigungen und  Bediensteten  durchzusetzen 
{vgl.  Bedingungen  für  Gewährung  von  Darlehen 
in  den  Richthnien  des  deutschen  Reichsverkehrs- 
ministeriums). 

Bei  einzelnen  deutschen  Länderbahnen,  so  ins- 
besondere in  Württemberg,  wurden  die  Bediensteten 
in  den  Fragen  des  Baues,  der  Verteihmg  und  der 
Verwaltung  ihrer  Wohnungen  zur  Mitwirkung  heran- 
gezogen. Im  Zusammenhang  mit  dein  Inkrafttreten 
des  Betriebsrätegesetzes  verdichtete  sich  daiui  schließ- 
lich diese  iVlitwirkung  zu  einer  förmlichen  Organi- 
sation '  mit  einem  Hauptwohnungsausschuß  -  als 
Berufungsinstanz  —  am  Sitz  der  Qeneraldirektion 
und  Unterausschüssen  am  Sitz  der  Bezirksstellen, 
der  Werkstätten  und  der  größeren  Bahnhofe.  Diesen 
Unterausschüssen  (Bezirks-  oder  Ortswohnungs- 
ausschüsse)  wurde  die  Aufgabe  zugewiesen,  die 
Verwaltung  in  Angelegenheiten  des  Wohnungswesens 
der  Beamten-  und  Arbeiterschaft  durch  Rat  zu  unter- 
stützen, Anträge,  Anregungen  und  Beschwerden  des 
Personals,  die  sich  auf  solche  Angelegenheiten  be- 
ziehen, entgegenzunehmen  und  wenn  sie  für  be- 
gründet gehalten  werden,  bei  der  Verwaltung  zu 
vertreten  sowie  Streitigkeiten,  die  sich  aus  den 
Wohnungsverhältnissen  des  Personals  ergeben,  auf 
AiUrag  eines  der  Beteiligten  oder  der  Verwaltung 
im  Verhandlungswege  zu  schlichten.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  war  ursprünglich  durchschnittlich  ü, 
den  Vorsitz  führte  der  Vorstand  der  zuständigen 
Dienststelle.  Im  Verlauf  des  weiteren  Ausbaues 
des  Betriebsrätegesetzes  und  nach  Hinzutreten  des 
Beamtenrätegesetzes  wurde  allmählich  die  Zahl  der 
Mitglieder  vermehrt  luid  der  Vorsitz  einem  aus  der 
Mitte  der  örtlichen  Beamten-  oder  Arbeitervertretung 
gewählten  Mitglied  übertragen,  die  Funktionen  der 
Dienststelle  bzw.  deren  Vorstand  auf  Auskunft- 
erteilung und  Ausführung  der  von  dem  jeweiligen 
Ausschuß  gefaßten  Beschlüsse  beschränkt. 

Diese  einzelstaatliche  Entwicklung  hat  sich, 
da  sie  einer  glatten  Geschäftsabwicklung  hinder- 
lich, nicht  bewährt  und  sie  erfuhr  dann  auch 
bald  von  Reichs  wegen  eine  Änderung  in  der 
Richtung,  daß  die  Zahl  der  Mitglieder  verringert 
und  die  Zuständigkeit  der  Dienststellen  wieder 
gestärkt  wurde. 

Die  Vergebung  der  bahneigenen  Mietwoh- 
nungen an  die  Bediensteten  und  die  Festsetzung 
des  Mietpreises  wird  im  Benehmen  mit  den 
Ausschüssen  vorgenommen.  Bei  der  Zuweisung 
der  Wohnungen  entscheidet  nach  den  Bestim- 
mungen des  R.  V.  M.  der  Amtsvorstand,  jedoch 
nach  Anhörung  des  Ausschusses,  u.  zw.  nach 
dem  Grundsatz,  daß  zu  berücksichtigen  ist:  In 
erster  Linie  die  Bedürftigkeit,  d.  h.  die  Höhe 
des  Gesamteinkommens  und  die  Familienver- 
hältnisse, in  zweiter  Linie  das  Dienstalter  und 
die  Zeit  der  Vormerkung.  Die  Mietpreise  (für 
Dienst-  und  Mietwohnungen)  werden  im  Be- 
reich der  deutschen  Reichsbahnen  so  bemessen, 


'  Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Arbeiteraus- 
schüssen der  deutschen  und  österreichischen  Bahnen 
vor  dem  Krieg,  denen  ein  Mitbestimmimgsrecht  nicht 
zustand,  die  nur  von  Fall  zu  Fall  einberufen  imd 
deren  Vertreterzahl    und   Auswahl    verfügt  wurden. 


daß  sie  ein  wenig  (etwa  7^)  unter  den  ortsüblichen 
Mieten  gleichwertiger  Wohnungen  bleiben  — 
bei  den  schweizerischen  Bundesbahnen  wird 
für  die  Dienstwohnungen  nur  die  Hälfte  von 
der  Miete  für  eine  gleichartige  bahneigene  Miet- 
wohnung berechnet  und  diese  ist  etwa  V5  geringer 
als  die  ortsübliche.  Für  das  Mietverhältnis  gelten 
die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts  und 
die  besonderen  Bestimmungen  der  Dienst- 
wohnungsvorschriften. 

Soweit  möglich  und  namentlich  in  ländlichen 
Bezirken  wird  an  den  Mieter  auch  Gartenland 
verpachtet,  wofür  je  nach  Lage  des  Falls  die 
Miete  entweder  besonders  berechnet  oder  in 
den  Mietzins  der  Wohnungen  eingerechnet  wird. 

V.  Technische   Anlage  der  Wohnungen. 

Die  technische  Ausführung  der  Kleinwoh- 
nungen ist  zwar  schon  in  dem  Abschnitt 
„Arbeiterwohnungen"  (Bd.  1,  S.  218ff.)  ein- 
gehend behandelt,  indessen  haben  die  im 
Kriege  und  in  den  Nachkriegsjahren  gewon- 
nenen Erfahrungen  gelehrt,  gerade  der  Wirt- 
schaftlichkeit und  Sparsamkeit  der  technischen 
Ausführung  besonders  erhöhte  Beachtung  zu- 
zuwenden, da  ja  die  sparsame  Ausführung  der 
einzelnen  Bauobjekte  die  Beschaffung  einer 
größeren  Zahl  von  Wohngelegenheiten  ermög- 
licht. Diesbezüglich  ist  folgendes  zu  beachten: 

Bei  der  Wahl  des  Geländes  ist  zwar  selbst- 
redend Bedacht  zu  nehmen  auf  eine  günstige 
Lage  der  Wohnhäuser  zur  Dienststelle  oder 
Arbeitsstätte,  sowie  zu  etwa  vorhandenen  Ver- 
kaufsstellen für  Lebensmittel,  zu  Schule  und 
Kirche,  nicht  minder  aber  auch  auf  Vermeidung 
ungewöhnlicher  Ausgaben  infolge  der  Boden- 
beschaffenheit der  Baustelle.  Wenn  irgend  an- 
gängig, sind  die  Gebäude  so  anzulegen,  daß 
die  Schlafräume  und  mindestens  ein  Wohn- 
raum Sonnenlage  bekommen.  Die  Anzahl  der 
in  einem  Einzelhause  anzuordnenden  Woh- 
nungen ist  fallweise  zu  bestimmen.  Einfamihen- 
häuser  —  gleichgültig  ob  freistehend  oder  in 
Reihe  —  sind  aus  den  früher  erwähnten  Gründen 
im  allgemeinen  für  die  Eisenbahnverwaltungen 
nicht  zu  empfehlen.  Gegen  das  freistehende 
Einfamilienhaus  insbesonders  sprechen  ülirigens 
auch  Gründe  technischer,  gesundheitlicher  und 
finanzieller  Art,  die  es  als  für  die  unteren  und 
mittleren  Bevölkerungsschichten  überhaupt  für 
ungeeignet^  erscheinen  lassen. 

'  .Man  denke  z.  B.  nur  an  den  einen  Umstand : 
Die  weitesten  Volkskreise  bis  hinein  in  den  begüterten 
Mittelstand  können  sich  heutzutage  keine  Dienstboten 
mehr  leisten  und  sind  deshalb  die  Hausfrauen  auf 
gegenseitige  Aushilfe  in  Wirtschaft  und  Kiuder- 
wartung  angewiesen,  die  naturgemäß  bei  Einfamilien- 
häusern, zumal  bei  freistehenden,  sehr  erschwert,  wenn 
nicht  unmöglich  ist. 
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Reihenhäuser  haben  gegenüber  den  frei- 
stehenden Gebäuden  die  namenthch  in  städti- 
schen Bezirken  sehr  ins  Gewicht  fallenden 
Vorteile  der  geringeren  Grunderwerbskosten 
und  der  geringeren  Baukosten,  außerdem  den 
Vorzug  der  besseren  Wärmehaitung.  Zwischen 
dem  freistehenden  Haus  und  dem  Reihenhaus 
liegt  als  vorbildliche  Bauform  das  Gruppenhaus. 
Die  Zahl  der  Stockwerke  hängt  mit  der  Frage 
zusammen,  ob  man  sich  für  Flachbau  oder 
Hochbau  entscheidet.  Unter  Flachbau  sind  im 
allgemeinen    zweigeschossige    Gebäude    (Ein- 


Grunderwerbskosten  die  Kosten  für  massivere 
Ausführung  übersteigt.  Im  allgemeinen  sollte 
jedoch  auch  in  Großstädten  über  das  Mittel- 
haus (drei-  und  viergeschossig)  nicht  hinaus- 
gegangen werden,  einmal  wegen  der  Rück- 
wirkung auf  die  Steigerung  der  allgemeinen 
Bodenpreise,  hauptsächlich  aber,  damit  nicht 
die  unbemittelten  Bediensteten  entweder  auf  un- 
erwünscht hochgelegene  oder  lichtarme  untere 
Wohnungen  verwiesen  werden  müssen  und 
endlich,  damit  die  Unzuträglichkeiten  einer  Miet- 
kaserne vermieden  werden. 
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Abb.  261. 


oder  Zweifamilienhäuser),  freistehend  oder 
in  Reihe  zu  verstehen,  also  auch  zweistockige 
Gruppenhäuser.  Das  zweistockige  Miethaus 
(„Kleinhaus")  erfordert  zwar  in  der  Mehrzahl 
mehr  Grunderwerbskosten  als  das  mehrstockige 
(drei- und  viergeschossige  -  Mittelhaus,  fünf  und 
mehr  Geschosse  —  Hochhaus)  mit  derselben 
Zahl  von  Wohnungen,  dafür  aber  weniger 
Baukosten  (da  für  das  letztere  massive  Bauweise 
vorgeschrieben  wird).  Sache  der  Verwaltung  ist 
es,  diese  beiden  Gesichtspunkte  in  jedem  Fall 
gegeneinander  abzuwägen.  In  städtischen  Be- 
zirken wird  der  Entscheid  meist  für  die  mehr- 
stockige Bauweise  ausfallen,  da  hier  das  Mehr  für 


Am  ungünstigsten  sind  die  Folgen  der  Ent- 
wicklung nach  der  Höhe  —  zum  Hochhaus, 
da  solche  Häuser  mehrere  Quergebäude  und 
Seitenflügel  erhalten  oder  an  verhältnismäßig 
engen  Straßen  stehen,  so  daß  licht-  und  luft- 
arme Hinter-,  Seiten-  oder  gar  solche  Straßen- 
wohnungen entstehen. 

Die  bayerische  Eisenbahnverwaltung  hatte 
früher  manchmal  auch,  um  den  Wohnungen 
die  Vorzüge  des  Einfamilienhauses  zu  geben, 
das  sog.  Herbergensystem  verwendet,  d.  h. 
Gebäude,  in  denen  sich  3-4  W'ohnungen 
unter  einem  Dach  befinden,  bei  denen  aber 
jede   Wohnung    eigenen    Eingang   von    außen 
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(die  oberen  Wohnungen  durch  besondere 
Treppenhäuser  oder  durch  offene  Stiegen  an 
der  Außenseite  des  Hauses)  erhält.  Bei  den 
heutigen  Verhältnissen  wird  sich  diese  kost- 
spielige Bauweise  wohl  nur  in  seltenen  Fällen 
ermöglichen  lassen. 

Über  die  Größe  und  Beschaffenheit  der 
Wohnungen  hat  die  deutsche  Reichseisenbahn- 
verwaltung nachstehende  allgemeine  Richtlinien 
herausgegeben. 


Die  neuerdings  hervorgetretenen  Sparbauweisen 
sind  mit  Vorsicht  aufzunehmen.  Die  Qesamtanlage 
ist  mit  möglichster  Sparsamkeit  zu  gestalten.  Das 
Äul5ere  soll  bei  aller  Einfachheit  baukünstlerischen 
Anforderungen  entsprechen.  Die  Wohnungen  müssen 
unter  Vermeidung  aller  Anlagen  und  Ausstattungen, 
die  nur  einer  überflüssigen  Bequemlichkeit  und  dem 
Luxus  dienen,  den  der  Landesart  angepaßten  guten 
Wohnsitten  sozial  gleichartiger  Kreise  genügen. 
Grundrißmuster  für  EisenbahnkleinwoTinungen 
können  nicht  für  den  ganzen  Bezirk  der  Reichs- 
eisenbahnverwaltung aufgestellt  werden.  Sie  sind 
vielmehr  auf  Grund  genauer   Kenntnis  der  Berufs- 
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Größe  und  Beschaffenheit  der  Wohnungen. 
Bauweise  der  Wohnungen  (vgl.  Abb.  261  -266). 

Hinsichtlich  der  Größe,  Raumzahl,  Ausstattung 
u.  s.  w.  der  Wohnungen  sind  grundsätzlich  keine 
L'nterschiede  zwisclien  bahneigenen  Wohnungen  und 
Genossenschaftswohnungen  u.  s.  w.  zu  machen.  Ab- 
gesehen von  ländlichen  Verhältnissen  ist  im  all- 
gemeinen dem  Mehrfamilienhaus  -  sog.  Bürger- 
haus —  mit  2  Wohnungen  am  Treppenhaus  der  Vor- 
zug zu  geben.  Über  3  Geschosse  soll  m  der  Regel 
nicht  hinausgegangen  werden.  Einfamilien-  und  selbst 
Einfamilienreihenhäuser  müssen  gegen  jene  Anlage 
zurücktreten,  wenn  vergleichende  Kostenberech- 
nungen ergeben,  daß  das  Mehrfamilienhaus  billiger 
wird  als  eine  entsprechende  Zahl  Einfamilien- 
häuser. 


und  Lebensverhältnisse  des  Eisenbahnpersonals,  der 
Volksgewohnheiten,  klimatischen  und  sonstigen  ört- 
lichen Verhältnissen  von  den  Zweigstellen  und 
Generaldirektionen  für  kleine  Bezirke  auszuarbeiten. 
Bei  der  Bemessung  der  Größe,  Raumzahl,  Raum- 
anordnung und  Ausstattung  ist  dem  Dauerbedürfnis 
der  künftigen  Bewohner  Rechnung  zu  tragen.  So 
sehr  den  oft  übertriebenen  Ansprüchen  der  Wohnungs- 
bewerber entgegengetreten  und  auf  eine  Rückkehr 
zur  Einfachheit  und  Genügsamkeit  hingewirkt  werden 
muß,  so  verfehlt  wäre  es,  außer  acht  zu  lassen, 
daß  Wohnungen  errichtet  werden  sollen,  die  nicht 
nur  über  die  augenblickliche  außerordentliche  Not 
hinweghelfen  sollen,  bei  zu  beengten  Wohnungs- 
verhältnissen würde  die  anfängliche  Freude  über  das 
gefundene  Unterkommen  bald  einer  Enttäuschung 
und  dauernden  Unzufriedenheit  Platz  machen.  Wegen 


430 


Woh  n  u  ngsf  ü  rsorge. 


Größe  und  Raumzahl  wird  es  vorerst  bei  den  von 
den  frülieren  Verwaltungen  übernommenen  Bestim- 
mungen zu  verbleiben  haben.  In  der  Regel  sind 
Kleinwohnungen  mit  3  Zimmern  und  Küche  oder 
Wohnküche  mit  2  Zimmern  und  Kammer  mit  einer 
Nutzfläche  bis  zu  60  ot^  zu  bauen.  Unter  Nutz- 
fläche ist  die  gesamte  Bodenfläche  innerhalb  des 
Wohnungsabschlusses  zu  verstehen.  In  angemessenem 
Verhältnis  können  unter  Beachtung  größter  Spar- 
samkeit in  der  inneren  und  äußeren  Ausstattung 
auch  Vier-Zimmer- Wohnungen  mit  etwa  8b  —  90m- 
Nutzfläche  vorgesehen  werden. 

Liegt  ausnahmsweise  für  noch  größere  Wohnungen 
das  Bedürfnis  vor,  so  ist  zur  Ausführung  die  be- 
sondere Genehmigung  des  R.  V.  M.  erforderlich. 

Wenn  in  der  Nähe  der  Siedlungen  bahneigene 
oder    öffentliche   Warmwasserbadeanstalten    fehlen, 


wähnten  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  können 
sich  die  Wohnungsnutznießer  auf  bahneigenem  Ge- 
lände nach  zuvoriger  Genehmigung  der  zuständigen 
Behörde  Stallungen  behelfsmäßig  errichten. 

Nach  Möglichkeit  sollen  bei  Neubauten  kleine 
Hausgärten  vorgesehen  werden.  Sie  sind  bei  der 
Erstanlage  mit  dem  nötigen  Mutterboden  zu  ver- 
sehen und  können  auch  mit  den  nötigsten  Nutz- 
und  Zierbäumen  bepflanzt  werden. 

Im  allgemeinen  ist  der  Grundriß  über  gleich- 
seitiger oder  rechteckiger  Geviertform  der 
natürlichste  und  zweckmäßigste,  der  auch  den 
technisch  einfachsten,  also  wirtschaftlichsten 
und  ästhetisch  klarsten  Aufbau  gewährleistet. 
I  Falls   eine  Wohnküche  angeordnet  wird,  darf 
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soll  die  Möglichkeit,  in  den  Wohnungen  ein  Bad 
einzurichten,  durch  Anlage  von  Zu-  und  Abwasser- 
leitungen  vorgesehen  werden.  Wo  öffentliche  Gas- 
und  elektrische  Leitungen  bestehen,  können  die 
Wohnungen  an  diese  angeschlossen  werden.  Das 
Bedürfnis  nach  Viehhaltung  ist  nach  den  örtlichen 
und  Zeitverhältnissen  und  auch  wieder  nach  den 
persönlichen  Verhältnissen,  Kenntnissen  und  Nei- 
gungen der  Wohnungsinhaber  verschieden.  Bei  den 
derzeitigen  hohen  Kosten  massiver  Stallbauten  läßt 
sich  deren  Errichtung  im  allgemeinen  nur  in  ländlichen 
Verhältnissen  vertreten,  wo  die  Versagung  solcher  An- 
lagen einen  Bruch  mit  Volksgewohnheiten  bedeuten 
würde  oder  wo  die  Lebenshaltung  von  Bediensteten 
—  z.  B.  Bahnwärtern  —  kleinbäuerlichen  Zuschnitt  hat. 

Die    Ställe    sollen    Raum    für    2    Ziegen,     1—2 
Schweine    und    Federvieh    bieten.    Wo   die   vorer- 


nicht  der  kleinste  Raum  der  Wohnung  hierfür 
verwendet  werden,  er  muß  vielmehr  in  seinen 
Abmessungen    so   gestaltet   sein,   daß    in    ihm 
1  nicht   nur   gekocht,   sondern    auch    tatsächlich 
I  gewohnt  werden  kann.  Das  bedingt  bestimmte 
i  Mindestabmessungen,  die  in  der  Regel  um  so 
weniger    ängstlich    zugeschnitten    zu    werden 
brauchen,  als  dann  die  übrigen  Räume  nicht 
;  mehr  zum  Wohnen,  sondern  nur  zum  Schlafen 
benutzt  werden  sollten.  Dagegen  ist  heute  mehr 
denn  je  auf  Vermeidung  aller  unnötigen  Räume 
und  Raumteile  und  auf  Beschränkung  der  Ab- 
messungen auf  das  unbedingt  notwendige  Maß 
zu  achten.  Durch  Anordnmig  der  Wohnungen 
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nach  der  Tiefe  (besonders  bei  Reihenhäusern) 
der  Häuser,  so  daß  jede  Wohnung  sowohl 
nach  der  Straße  wie  nach  dem  Hofe  zu  Fenster 
erhäU,  wird  nicht  nur  die  beste  Ausnützung 
der  Sonnenwärme,  sondern  auch  die  so 
wünschenswerte  Durchlüftung  der  Wohnungen 
ermöglicht.  Bei  Gestaltung  und  Bemessung  der 
Räume,  Anordnung  der  Türen  und  Fenster, 
ist  auf  die  voraussichtliche  Möblierung  (nament- 
lich der  Schlafzimmer),  auf  Gewinnung  mög- 
lichst großer  Stellwände  Rücksicht  zu  nehmen. 


wählte  Dachdeckung  erfordert;  wird  eine 
gewisse  Höhe  des  Dachstocks  verlangt,  ist 
solche  durch  Anordnung  eines  Drempels 
(Kniestock)  zu  erreichen.  In  der  Grundriß- 
gestaltung ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen, 
daß  der  größte  Raum  durch  Einziehung  einer 
Zwischenwand  gegebenenfalls  in  zwei  Räume 
geteilt  werden  kann.  Speisekammern  sind  nur 
in  den  besseren  Wohnungen  mittlerer  Beamten 
vorzusehen,  sonst  genügt  ein  lüftbarer  Speise- 
schrank  in   der  Brüstung  des   Küchenfensters 


Abb.  264. 


Unnötige  Geschoßhöhen  sind  zu  vermeiden 
(in  ländlichen  Bezirken  genügt  eine  lichte  Höhe 
von  2' 10  m,  in  städtischen  eine  solche  von 
2'50  m),  ebenso  unnötig  große  Fenster  (■'/12 
der  Raumgrundfläche  als  Gesamtfläche  der 
Fenster  genügt,  zumal  bei  den  sprunghaft 
steigenden  Glaspreisen).  Treppenhäuser  genü- 
gen auch  bei  mehrstockigen  Gebäuden  mit 
2-20  m  lichter  Weite,  wobei  allerdings  Voraus- 
setzung, daß  die  inneren  Wangen  nicht  mit 
Abstand,  sondern  in  gleicher  Flucht  über- 
einander angeordnet  werden. 

Um  Dachholz  zu  sparen  empfiehlt  sich,  die 
Dächer    nicht  steiler   zu   machen,  als   die  ge- 


(so  daß  seine  Platte  als  Küchentisch  verwend- 
bar). Auf  dem  Lande  sind  die  Aborte  ebenso 
wie  die  Brennmaterialienräume  in  besonderen 
Nebengebäuden  einfachster  Ausführung  unter- 
zubringen. 

.^uch'im  einzelnen  der  handwerklichen  Aus- 
führung lassen  sich  manche  Ersparnisse  machen. 
Vor  allem :  Ausführung  aller  Einzelheiten  (beson- 
ders der  Türen,  Fenster,  Treppen)  nach  Nor- 
men, Abmessungen  und  Material  genau  den  ört- 
lichen Erfordernissen  anpassen,  keine  unnötigen 
Mauerstärken  auch  für  die  oberen  Geschoße. 
Für  Fußboden  in  Keller  und  Holzlege  genügt 
festgestampftes  Erdreich.  Zusammenziehung  der 
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Schornsteine  in  Sammelschornsteinen,  Küchen-  [  bänke  und  Gurten  mit  Blech),  vielleicht  nur 
Schornstein  so  anordnen,  daß  er  auch  zum  noch  als  Kantenschutz  von  Haupteingängen 
Erwärmen  von  Zimmern  ausgenützt  werden  an  der  Straße  —  für  die  rückwärtigen  Aus- 
kann. An  Holz-  und  Blechstärken  sparen.  Das  |  gänge  genügen   Profileisen,   im  Ton   des  um- 


Abb.  265. 


Abb.  266. 


Holz  für  Dachstuhl  und  Gebälke  möglichst 
genau  nach  den  Ergebnissen  der  statischen 
Berechnung  bemessen.  Natur-  und  Kunst- 
steine sollten  auch  am  Äußern  kaum  noch 
verwendet    werden    (Abdeckung    der   Fenster- 


schließenden Putzes  gestrichen.  Als  Gebäude- 
sockel genügt  ein  Überzug  mit  Traßmörtel. 
Statt  starkem  Außenvollputz  sollte  man  viel 
häufiger  ein  bloßes  Oberschlammen  der  .Wauern 
anwenden,  wie  es  in  früheren  Jahrhunderten  in 
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vielen  deutschen  Orten  (am  Niederrhein  und 
in  Bayern)  geübt  wurde  und  sich  in  jeder 
Beziehung  sehr  bewährt  hatte. 

In  Kellern  und  Holzlegen  ist  Bestrich  oder 
gar  Vollputz  ;der  Wände  gänzlich  unnötig; 
wenn  man  die  Mauern  nicht  roh  lassen  will, 
genügt  weißnen.  Auch  am  Anstrich  kann  ge- 
spart werden;  auf  einigermaßen  sauberem  Holz 
genügt  zweimaliger  Anstrich.  Statt  Tapeten  nur 
Makulaturen  (die  im  Ton  häufig  sogar  noch 
besser  und  haltbarer  als  billige  Tapeten). 
Innere  Holzbekleidungen  der  Leibungen  und 
Brüstungen  der  Fenster  sind  unnötig,  Tür- 
bekleidungen genügen  mit  6  cm,  Fußsockel 
mit  \Q  cm  Breite.  In  den  Vorplätzen  sind 
Türbekleidungen  ganz  entbehrlich,  hier  genügt 
ein  Vorstehen  des  Leibungsfutters  zum  An- 
schluß des  W'andputzes.  Möglichst  wenig  Dach- 
aufbauten, da  sie  an  sich  teuer  und  in  Aus- 
führung und  Unterhaltung  teure  Verwahrungen 
benötigen.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  auch 
das  Sparen  an  Taglohnkosten,  die  sich  u.  a. 
durch  Aussparen  aller  Öffnungen  für  die 
Installationen  vermeiden  lassen. 

Die  Häuser  sollen  einen  bescheidenen,  aber 
freundlichen  und  ästhetisch  befriedigenden  Ein- 
druck machen.  Dieses  Ziel  soll  aber  nicht  etwa 
durch  allzu  große  Mannigfaltigkeit  im  Aufbau, 
in'  den  Materialien  und  den  Farben  angestrebt 
werden.  Insbesondere  der  in  den  verflossenen 
Jahrzehnten  so  beliebte  Wechsel  in  sichtbarem 
Ziegelmauerwerk,  Putz  und  Holzfachwerk  darf 
nur  mit  äußerster  Vorsicht  angewendet  werden. 
Namentlich  auf  dem  Lande  ist  Wert  darauf 
zu  legen,  daß  sich  die  Gebäude  gut  dem 
Landschaftsbild  einfügen,  woraus  sich  von 
selber  die  Notwendigkeit  der  Anpassung  an 
die  gute  alte  ortsübliche  Bauweise  ergibt  - 
„bodenständig".  Die  Hauptsache  ist  bei  frei- 
stehenden Häusern  eine  glückliche  kubische 
Massenform,  bei  Reihenhäusern  die  Zusammen- 
fassung der  Einzelhäuser  -  zu  einer  ruhigen 
klaren  Gesamtform.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt, 
daß  die  ästhetische  Erscheinung  von  frei- 
stehenden Ein-  oder  auch  Zweifamilienhäusern 
mit  Kleinwohnungen  kaum  glücklich  zu  lösen 
ist  —  also  wiederum  eine  Tatsache,  die  gegen 
den  Flachbau  spricht.  Besser  wirken  stets  Vier- 
oder Sechsfamilienhäuser  in  Gruppenbauweise. 
Der  Reiz  der  Fassadenfläche  beruht  in  der 
geschickten  Wahl  von  Form  und  Größe  der 
Offnungen  und  ihrer  Verteilung  auf  der  Wand, 
die  erwünscht  freundliche  Note  läßt  sich  er- 
zielen durch  harmonische  Farbengebung  des 
Putzes,  der  Fenster,  Türen  und  Läden.  Bei 
Wohnhäusern  ist  darauf  zu  achten,  daß  sowohl 
Flächengliederung  als  Farbengebung  aller  Ge- 
bäude  einheitlich  (also   nicht  jedes  Haus  ver- 
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schieden,  wie  es  vor  nicht  langer  Zeit  Übung 
war).  Als  Brennpunkte  der  Gesamtfassade 
wirken  je  nach  der  Grundrißgestaltung  die 
rhythmisch  sich  wiederholenden  Eingänge  oder 
Treppenhäuser,  allenfalls  noch  diese  Achsen 
betonende  Dachaufbauten.  Fuchs. 

Wohnungsgeld,  Wohnungsgeldzuschuß, 
besonderer  Dienstbezug  zur  Bestreitung  des 
Aufwands  für  Wohnungsmiete.  Die  Entschädi- 
gung, die  einem  Bediensteten  neben  dem 
Gehalt  dafür  zugestanden  wird,  daß  ihm  der 
gebührende  Genuß  einer  Dienstwohnung 
(s.  d.)  nicht  eingeräumt  wird,  wird  nicht  als 
\X'.  bezeichnet. 

Das  W.  wird  zumeist  nach  Ortsklassen  ab- 
gestuft, in  die  die  Dienstorte  entsprechend  den 
ortsüblichen  Mietzinspreisen  eingereiht  werden. 

Insoweit  die  Eisenbahnverwaltungen  ihren 
Beamten  einen  Anspruch  auf  W.  gewähren,  ist 
diesen  die  Verpflichtung  auferlegt,  an  dessen 
Stelle  eine  Dienstwohnung  zu  beziehen,  u.  zw. 
wird  der  Bezug  des  W.  ganz  oder  nach  Maß- 
gabe des  Mietzinswerts  der  dem  Beamten  an- 
gewiesenen Dienstwohnung  eingestellt. 

Die  Auszahlung  des  W.  erfolgt  teils  in  monat- 
lichen Raten,  teils  zu  den  Mietzinsterminen. 

In  Deutschland  beziehen  die  Beamten  der 
Reichseisenbahnen  seit  der  im  Jahre  1Q20 
erfolgten  Neuregelung  ihrer  Gehälter  kein  W. 
Ebenso  wurde  in  Osterreich  für  die  Be- 
diensteten der  Bundes-  und  Privatbahnen  das 
W.  aufgehoben  und  erhalten  sie  an  dessen 
Stelle  Ortszulagen. 

In  der  Schweiz,  Belgien,  Frankreich, 
Italien  und  Rußland  gebührt  den  Bediensteten 
im  allgemeinen  gleichfalls  kein  W.;  dagegen 
erhalten  die  Bediensteten,  die  auf  Dienstwohnung 
.Anspruch  haben,  in  Belgien,  Italien  und  Frank- 
reich Mietzinsentschädigungen,  wenn  ihnen  keine 
Dienstwohnung  zugewiesen  werden  kann. 

Württembergische  Eisenbahnen.  (Mit 
Karte,  Taf.  XX.) 

Inhaltsübersicht:  A.  Stand  nach  dem  Rech- 
nungsjahr 1913.  I.  Umfang  des  Netzes.  11.  Geschichte. 
III.  Geographie.  IV.  Gesetzgebung,  Organisation, 
Personalwesen,  Betrieb,  Tarifwesen,  Verwaltung, 
Wohlfahrtseinrichtungen.  V.  Statistik.  -  B.  Weiter- 
entwicklung seit  1914.  -  C.  Betriebsergebnisse  und 
Verkehrsentwicklung  seit  1891.  -  D.  Literatur. 

A.  Stand  nach  dem  Rechnungsjahr  1913. 

Vorbemerkung.  Den  nachstehenden  Aus- 
führungen liegt  das  Rechnungsjahr  1913 
(I.April  IQI3  bis  31.  März  1914)  zu  gründe. 
Dieses  Jahr  wurde  gewählt,  weil  es  das  letzte 
normale  Geschäftsjahr  der  württembergischen 
Staatseisenbahnen  ist.  Am  1.  August  1914  ist 
der  Weltkrieg  ausgebrochen,  der  der  regel- 
rechten Weiterentwicklung  der  deutschen  Eisen- 
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bahnen  vorläufig  ein  Ende  gemacht  hat.  Bald 
nach  Wiederherstellung  des  Friedenszustands 
(1.  April  1Q20)  sind  die  uürttembergischen 
Staatseisenbahnen  auf  das  Deutsche  Reich  über- 
gegangen, womit  ihre  Selbständigkeit  auf- 
gehört hat. 

1.  Umfang  des  Netzes. 

Die  Länge  der  dem  öffentlichen  \'erkehr 
dienenden  Vollspurbahnen  innerhalb  des 
vrürttembergischen  Staatsgebiets  betrug  am 
31.  März  1914  2012-9SÄ/K.  Hiervon  gehörten 
der  württembergischen  Staatseisenbahnverwal- 
tung 1S0700ÄOT,  der  badischen  Staatseisen- 
bahnverwaltung 24-15  Ä/n  und  Privateisen- 
bahngesellschaften lSl-83^m.  Weiter  waren 
in  Württemberg  zu  dem  genannten  Zeitpunkt 
236-39 /^/«Schmalspurbahnen,  wovon  10 1-28 ä/« 
Staatseisenbahnen  und  135-1 1  Ä/n  Privatbahnen. 

Der  württembergischen  Staatseisenbahnver- 
waltung gehörten  außerdem  190-67  äot  Voll- 
spurbahnen in  den  benachbarten  Staats- 
gebieten, u.  zw.  99-93  km  auf  badischem, 
69-66  km  auf  preußischem  (hohenzoUerischem) 
und  21-08  km  auf  bayerischem  Gebiet. 

Im  ganzen  betrug  am  31.  März  1914  die 
Länge  der  württembergischen  Staatseisenbahnen 
2098-95  km  und  die  Länge  der  Privatbahnen 
in  Württemberg  316-94  äot. 

IL  Geschichte. 

1.  Die  Geschichte  des  württembergischen 
Eisenbahnwesens  reicht  bis  in  das  Jahr  1830 
zurück,  wo  König  Wilhelm  I.  in  richtiger  Er- 
kenntnis der  Wirkung,  die  der  Bau  von 
Eisenbahnen  bei  dem  fast  gänzlichen  Mangel 
an  bedeutenderen  Wasserstraßen  für  die  Ent- 
wicklung des  Handels  und  der  Gewerbe  in 
dem  bis  dahin  nahezu  ausschließlich  ackerbau- 
treibenden Land  haben  mußte,  einen  beson- 
deren Ausschuß  mit  der  Begutachtung  der 
Frage  des  Baues  von  Eisenbahnen  beauftragte. 

Die  in  der  Bodengestaltung  des  Landes 
liegenden  natürlichen  Hindernisse  sowie  auch 
der  Mangel  an  genügenden  Erfahrungen  im 
Eisenbahnbau  brachten  es  mit  sich,  daß  erst 
nach  langwierigen  Verhandlungen  der  Land- 
stände das  für  das  württembergische  Eisen- 
bahnwesen grundlegende  Gesetz  vom  18.  April 
1843  zustande  kam,  wonach  auf  Staatskosten 
Eisenbahnen  herzustellen  waren,  die  den  Mittel- 
punk-t  des  Landes,  Stuttgart  und  Cannstatt, 
auf  der  einen  Seite  mit  Ulm  und  Friedrichs- 
hafen, auf  der  andern  Seite  mit  der  westlichen 
Landesgrenze  und  mit  Heilbronn  verbinden 
sollten. 

Das  Gesetz  stellte  zugleich  den  Grundsatz 
auf,  daß  auf  Staatskosten  nur  die  Hauptbahnen 


zu  bauen,  die  Zweigeisenbahnen  dagegen  der 
Privatunternehmung  zu  überlassen  seien.  Von 
der  hiernach  zur  Ausführung  bestimmten 
250-17  km  langen  Linie  Heiibronn- Bietig- 
heim  -Stuttgart-  Ulm  -  Friedrichshafen  konnte 
zuerst  (am  22.  Oktober  1845)  die  Teilstrecke 
Cannstatt-Untertürkheim  und  zuletzt  (im  Juni 
1850)  die  schwierige  Strecke  Geislingen-Ulm 
(Albübergang)  eröffnet  werden. 

Mit  Bayern  wurde  in  dem  Staatsvertrag  vom 
25.  April  1850  der  Anschluß  dieser  Bahn  an 
die  bayerische  Linie  Augsburg  -  Ulm  (Her- 
stellung des  .Anschlusses  im  Jahre  1854)  ver- 
einbart Mit  Baden  wurde  in  dem  Staatsvertrag 
vom  4.  Dezember  1850  der  Anschluß  einer 
von  Württemberg  zu  bauenden  Bahn  von 
Bietigheim  über  Mühlacker  durch  das  badi- 
sche Gebiet  nach  Bruchsal  an  die  badische 
Rheintalbahn  (.Mannheim  -  Basel)  festgelegt. 
Diese  55-07  km  lange  Bahn  Bietigheim- 
Bruchsal  wurde  im  Oktober  1853  eröffnet. 
Am  15.  Oktober  1879  hat  Baden  die  \A-^  km 
lange  Teilstrecke  Bretten  -  Bruchsal  über- 
nommen. 

2.  Bei  der  damals  herrschenden  Notlage  des 
Landes  geriet  der  Eisenbahnbau  zunächst  ins 
Stocken  und  kam  erst  einige  Jahre  später 
wieder  in  einen  lebhafteren  Gang. 

Auf  Grund  der  Gesetze  vom  6.  Mai  1857, 
17.  November  1858  und  lO.  Januar  1862 
wurden  erbaut:  die  Strecke  Plochingen-Reut- 
lingen  (34-4  km,  eröffnet  im  September  1859), 
die  Remsbahnlinie  Cannstatt  -  Aalen  -  Nörd- 
lingen  (l07-SÄ/n  bis  zur  Landesgrenze,  er- 
öffnet im  Juli  1861  bis  Wasseralfingen,  im 
Oktober  1863  bis  Nördlingen),  die  Strecken 
Heilbronn-Hall  (53-8  km,  eröffnet  im  August 
1862),  Aalen- Heidenheim  (22-1  km,  eröffnet 
im  September  1864)  und  Reutlingen-Tü- 
bingen-Evach  (38  km,  eröffnet  bis  Rottenburg 
im  Oktober  1861,  bis  Eyach  im  November 
1864).  Der  Anschluß  der  Remsbahn  an  die 
bayerische  Station  Nördlingen  war  durch  den 
Staatsvertrag  mit  Bayern  vom  2 I.Januar  1861 
erwirkt  worden. 

Nach  Vollendung  dieser  Bahnen  war  das 
Staatsbahn  netz  am  Ende  des  Jahres  1864  auf 
eine  Gesamtlänge   von    562  km   angewachsen. 

3.  Die  weitere  Entwicklung  des  Bahnnetzes 
war  von  dem  Abschluß  schwieriger  Verhand- 
lungen mit  den  Nachbarstaaten  zur  Gewin- 
nung weiterer  .Anschlüsse  abhängig. 

Zunächst  wurde  durch  die  drei  Staatsver- 
träge mit  Baden  vom  31.  März  1864  eine 
Verständigung  über  den  Anschluß  einer  von 
Baden  zu  bauenden  Bahn  Meckesheim-Jagst- 
feld  an  eine  württembergische  Bahn  Heil- 
bronn -  Jagstfeid,    über    den    Anschluß    einer 
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württembergischen  Bahn  Jagstfeid-Osterburken 
an  die  hadische  Bahn  Heidelberg  -  Oster- 
burken -  Würzburg  und  über  den  Anschluß 
einer  badischen  Bahn  Wertheim-Königshofen- 
Mergentheim  an  eine  von  Württemberg  von 
Crailsheim  nach  Mergentheim  zu  bauende  Bahn 
herbeigeführt. 

Weiterhin  wurde  der  württembergischen  Re- 
gierung durch  den  Staatsvertrag  mit  Preußen 
vom  3.  März  1865  die  Führung  der  oberen 
Neckarbahn  (Plochingen  -  Horb  -  Rottweil), 
ferner  einer  Bahn  Tübingen  -  Hechingen- 
Sigmaringen,  einer  Bahn  von  Altshausen  nach 
Pfullendorf  und  einer  Bahn  Herbertingen- 
Mengen  -  Sigmaringen  über  das  preußische 
(hohenzollerische)  Gebiet  zugestanden.  Endlich 
wurde  durch  den  Staatsvertrag  mit  Baden  vom 
18.  Februar  1865  für  Württemberg  der  An- 
schluß je  einer  im  Nagoldtal  und  im  Enztal 
projektierten  Bahn  in  Pforzheim  an  eine  badi- 
sche Bahn  Durlach  -  {Karlsruhe-)Pforzheim- 
Mühlacker,  ferner  der  Anschluß  einer  Bahn 
Rottweil-Villingen  an  die  badische  Schwarz- 
waldbahn, einer  Bahn  Rottweil-lmmendingen 
an  die  badische  Bahn  Donaueschingen-Singen 
und  der  erwähnten  Bahn  Altshausen-Pfullen- 
dorf  an  eine  badischerseits  von  Stockach  nach 
Pfullendorf  zu  bauende  Bahn  gewonnen, 
während  anderseits  der  badischen  Regierung 
der  Anschluß  einer  Bahn  Radolfzell-Meßkirch- 
Mengen  und  Sigmaringen  an  die  württem- 
bergische Bahn  Herbertingen-Sigmaringen  zu- 
gestanden wurde. 

Die  unmittelbare  Folge  der  genannten  Staats- 
verträge waren  die  Eisenbahnbaugesetze  vom 
13.  August  1865  und  vom  16.  März  1868. 
Durch  das  umfassende  Baugesetz  vom  13.  Au- 
gust 1865  wurden  zur  Ausführung  bestimmt 
die  Strecken:  Heilbronn -Jagstfeid  (11-2^/«, 
eröffnet  im  September  1866),  Goldshöfe- 
Crailsneim  (30'4  km,  eröffnet  im  November 
1866),  Hall-Crailsheim  (34-3  y^m,  eröffnet  im 
Dezember  1867),  Wildbad-Pforzheim  {22-1  km, 
eröffnet  im  Juni  1868),  Eyach  -  Rottweil 
(50'8  km,  eröffnet  im  Dezember  1866  bis 
Horb,  im  Oktober  1867  bis  Talhausen  und 
im  Juli  1868  bis  Rottweil),  Rottweil-Villingen 
(26-8  km,  eröffnet  im  August  1869),  Rottweil- 
lmmendingen  (37-Q  km,  eröffnet  im  Juli  186Q 
bis  Tuttlingen,  im  Juli  1870  bis  Immendingen), 
Tübingen  -  Hechingen  (24-8  km,  eröffnet  im 
Juni  1869),  Jagstfeid-Osterburken  {3S  km, 
eröffnet  im  September  1869),  Crailsheim-Mer- 
gentheim  {59  km,  eröffnet  im  Oktober  1869), 
Zuffenhausen-Calw-Nagold  (67-6  km,  eröffnet 
bis  Weil  der  Stadt  1868/69,  bis  Nagold 
im  Juni  1872),  Ulm-Herbertingen-Sigmaringen 
(92-7  km,      eröffnet      1868/73),      Aulendorf- 


Herbertingen  (29  km,  eröffnet  im  Oktober 
1869)  und  Aulendorf-Leutkirch  (40-6  km,  er- 
öffnet  1869/72). 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  März, 
1868  kamen  zur  Ausführung  die  Strecken: 
Nagold-Horb  (23-bkm,  eröffnet  im  Juni  1874), 
Pforzheim-Calw  (26-8  km,  eröffnet  im  Juni 
1874),  Hechingen-Balingen  (16,9  km,  eröffnet 
im  August  1874)  und  Leutkirch-lsny  (I5'9Ä/ff, 
eröffnet  im  August   1874). 

Damit  war  die  Betriebslänge  des  Staats- 
eisenbahnnetzes im  Rechnungsjahr  1874  auf 
1243  km  gestiegen. 

4.  Der  folgende  Zeitabschnitt  des  Eisen- 
bahnbaues wurde  durch  die  beiden  Gesetze 
vom  22.  März  1873  eingeleitet.  Hierdurch 
wurden  zur  Ausführung  bestimmt:  die  Bahn 
Altshausen-Pfullendorf  (25' I  km,  eröffnet  im 
August  1875),  sodann  in  Gemäßheit  des  Staats- 
vertrags mit  Bayern  vom  12.  Dezember  1868 
die  Strecke  von  Crailsheim  bis  zur  württem- 
bergisch-bayerischen Landesgrenze  (10'3  km, 
eröffnet  im  Juni  1875)  im  Anschluß  an  die 
bayerische  Bahn  Nürnberg-Ansbach-Landes- 
grenze;  die  Bahnstrecke  Heidenheim  -  Ulm 
(50'4  km,  eröffnet  1875/76),  deren  Führung 
über  bayerisches  Gebiet  von  Bayern  in  dem 
Staatsvertrag  vom  8.  Dezember  1872  zuge- 
standen worden  war,  ferner  die  Bahnlinie 
Waiblingen-Backnang-Hessental  (607  km,  er- 
öffnet bis  Backnang  im  Oktober  1876,  bis 
Hessental  in  den  Jahren  1878/80),  Bietig- 
heim- Backnang  (25'7  km,  eröffnet  im  De- 
zember 1879),  Balingen-Sigmaringen  {45-9  km, 
eröffnet  im  Juli  1878)  und  Stuttgart-Freuden- 
stadt {87-4  km,    eröffnet  im  September   1879). 

Zur  Ausführung  wurden  ferner  bestimmt: 
durch  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1876  die  Bahn 
Heilbronn  -  Eppingen  (24'1  km,  eröffnet  im 
August  1880),  deren  Anschluß  an  die  badi- 
sche Bahn  Karlsruhe  -  Bretten  -  Eppingen  mit 
Baden  in  dem  Staatsvertrag  vom  29.  De- 
zember 1873  vereinbart  worden  war,  und  die 
Strecke  Kisslegg- Wangen  (13'3  Ä/K,  eröffnet  im 
Juli  1880);  durch  das  Gesetz  vom  25.  August 
1879  die  Strecke  Ludwigsburg  -  Beihingen 
(5-1  km,  eröffnet  im  Oktober  1881)  und  ge- 
mäß dem  eben  erwähnten  Staatsvertrag  mit 
Baden  die  Strecke  Freudenstadt  -  Schiltach 
(24-8  km,  eröffnet  im  November  1886)  im 
.Anschluß  an  die  badische  Bahn  Offenburg- 
Hausach-Schiltach. 

Die  nach  dem  Bau  der  genannten  Bahnen 
im  oberschwäbischen  Teil  des  Bahnnetzes 
noch  vorhandenen  Lücken  konnten  erst  aus- 
gefüllt werden,  nachdem  durch  den  Staats- 
vertrag mit  Bayern  vom  10.  Februar  1887 
eine  Verständigung  über  die  Herstellung  von 
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l^ahnverbindungen  zwischen  Leutkirch  und 
Memmingen  und  zwischen  Wangen  und  Her- 
gatz  erreicht  worden  war.  In  diesem  Vertrag 
übernahm  Württemberg  den  Bau  der  Strecke 
von  Leutkirch  bis  zur  württembergisch-baye- 
rischen Landesgrenze  (25  km,  eröffnet  im  Ok- 
tober 1SS9)  und  der  Strecke  von  Wangen 
bis  zur  Landesgrenze  (2-1  km,  eröffnet  im  Juli 
1890). 
Infolge    des  Vertrags    mit    dem    Deutschen 

Reich,  Preußen  und  Baden  vom  jj^^  1887 

wurde  schließlich  unter  Beteiligung  des  Reichs 
und  Preußens  an  den  Kosten  die  Bahnver- 
bindung Tuttlingen-lnzigkofen  (Sigmaringen) 
hergestellt  (37-1  km,  eröffnet  im  November 
1890),  womit  der  Bau  von  Eisenbahnen  zur 
Erschließung  eisenbahnloser  Gegenden,  soweit 
allgemeine  Interessen  des  Landes  in  Betracht 
kamen,  seinen  vorläufigen  Abschluß  gefunden 
hatte. 

Dagegen  machte  die  fortgesetzte  Steigerung 
des  Verkehrs  die  Entlastung  des  Bahnhofs 
Stuttgart  (jetzt  Stuttgart  Hbf.)  notwendig.  Zu 
diesem  Zweck  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juni  1893  der  Bau  einer  hauptsächlich 
dem  Güterverkehr  dienenden  Verbindungs- 
bahn von  Kornwestheim  nach  Untertürkheim 
(11-51  km,  eröffnet  am  1.  Oktober  1896), 
eines  Güterbahnhofs  auf  der  Prag  bei  Stuttgart 
(jetzt  Stuttgart  Nord)  und  einer  1-2*/«  langen 
Verbindung  zwischen  der  Hauptbahn  und  der 
Gäubahn  auf  der  Prag  (beide  eröffnet  am 
1.  November  1895)  bestimmt.  Am  1.  Mai 
1897  wurde  die  zum  gleichen  Zweck  erbaute 
2-4  km  lange  Verbindungsbahn  zwischen  der 
Hauptbahn  und  derRemsbahn  (zwischen  Unter- 
türkheim und  Fellbach)  dem  Betrieb  über- 
geben. 

Schließlich  ist  als  Hauptbahn  noch  die 
21-5  km  lange  Bodenseegürtelbahn  bayerische 
Landesgrenze  -  Friedrichshafen  (eröffnet  am 
1.  Oktober  lS99)-badische  Landesgrenze  (er- 
öffnet am  2.  Oktober  1901)  auf  Grund  der 
Staatsverträge  mit  Bayern  vom  31.  Oktober 
1895  und  mit  Baden  vom  11.  Oktober  1897 
sowie  der  Gesetze  vom  19.  Mai  1896  und 
27.  Mai  1899  gebaut  worden.  Die  Strecke 
Friedrichshafen-badische  Landesgrenze  bildete 
das  letzte  Glied  der  den  ganzen  Bodensee 
umschließenden  Gürtelbahn. 

Die  Gesamtlänge  der  württembergischen 
Staatsbahnen  (Hauptbahnen  einschließlich  der 
in  Ziffer  5  aufgeführten  Nebenbahnen)  betrug 
am  Schluß  des  Rechnungsjahres  1901   1904  km. 

5.  Der  in  dem  Eisenbahngesetz  vom  18.  April 
1843  aufgestellte  Grundsatz,  wonach  auf  Staats- 
kosten nur  die  Hauptbahnen  zu  bauen  seien, 


ist,  wie  die  vorstehende  Darstellung  zeigt,  im 
Lauf  der  Zeit  immer  umfassender  angewendet 
worden,  so  daß  für  Privateisenbahnunter- 
nehmungen wenig  Raum  blieb.  Bis  zum  Jahr 
1888  sind  denn  auch  nur  4  Privatbahnen  zu 
Stande  gekommen,  nämlich  die  Kirchheimer 
Eisenbahn  (Unterboihingen-Kirchheim  u.  Teck) 
auf  Grund  der  Genehmigungsurkunde  vom 
6.  Oktober  1863  (6-26  km,  eröffnet  1864, 
in  den  Besitz  des  Staates  übergegangen  im 
lahre  1899),  die  Ermstalbahn  (Metzingen- 
Urach)  gemäß  Genehmigungsurkunde  vom 
20.  Juli  1872  (10-43  ÄOT,  eröffnet  1873,  ver- 
staatticht  im  Jahre  1904),  die  Bahn  Ravens- 
burg-Weingarten  (s.  u.)  und  die  Filderbahn 
Stuttgart-Degerloch-Hohenheim  (s.  u.). 

Da  für  Privatunternehmungen  fast  nur  noch 
Bahnen  in  Betracht  kamen,  die  auch  bei  ein- 
facherem Bau  und  Betrieb  eine  angemessene 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  nicht  erwarten 
ließen,  so  war  es  nicht  zu  umgehen,  daß  der 
Staat  zur  rascheren  Befriedigung  der  örtlichen 
Bedürfnisse  der  einer  Eisenbahn  noch  ent- 
behrenden Landesteile  die  Privattätigkeit  zum 
Bau  von  Nebenbahnen  durch  erhebliche  Zu- 
schüsse aus  Staatsmitteln  anregte  oder  den 
Bau  von  solchen  Bahnen  gegen  Beteiligung 
der  Interessenten  an  den  Kosten  selbst  in  die 
Hand  nahm.  Da  für  den  Bau  der  Bahnen 
nicht  mehr  allgemeine  Landesinteressen  in 
Frage  kamen,  war  die  Leistung  von  Zuschüssen 
durch  die  Beteiligten  gerechtfertigt. 

Beide  Wege  sind  in  der  Folgezeit  einge- 
schlagen worden. 

a)  Vom  Staat  wurden  25  Nebenbahnen  in 
der  Gesamtlänge  von  412-32  km  gebaut  (siehe 
Tabelle  1). 

Zu  den  Kosten  dieser  Bahnen  hatten  die 
Interessenten  (in  der  Regel  der  betreffende 
.Amtsbezirk  oder  die  einzelne  Gemeinde)  ent- 
sprechende Beiträge,  zum  mindesten  in  der 
Höhe  der  Grunderwerbungskosten,  zu  leisten; 
häufig  wurde  auch  die  kostenlose  Abgabe  des 
für  den  Eisenbahnbetrieb  nötigen  Wassers  ver- 
langt. Der  weitere  Aufwand  ist  aus  Staats- 
mitteln bestritten  worden,  u.  zw.  aus  Anlehen 
insoweit,  als  nach  den  im  voraus  angestellten 
Ertragsberechnungen  eine  angemessene  Ver- 
zinsung des  Baukapitals  aus  den  Betriebsein- 
nahmen der  Bahn  zu  erwarten  stand,  im  übri- 
gen aus  Restmitteln,  nämlich  aus  den  Über- 
schüssen, die  der  Abschluß  der  Staatsrechnun- 
gen bei  den  verschiedenen  Verwaltungszweigen 
gegenüber  dem  Voranschlag  in  den  voran- 
gegangenen Jahren  ergeben  hat. 

b)  Am  31.  März  1914  bestanden  folgende 
(s.  Tabelle  II)  von  Privaten  gebaute  und  betrie- 
bene  Eisenbahnen,   zu    deren    Bau    die   Inter- 


Württembergische  Eisenbahnen. 

Tabelle  1. 


437 


Strecken 


Eröffnet 


Länge  km 


Nagold-Altensteig* 

Reutlingen-Schelklingen  (mit  Zahnradstrecke  Hoiiau-Lichtenstein)    .    .    .    . 

Waldenburg-Künzelsau 

Schiitach-Schramberg  (Staatsvertrag  tnil  Baden  vom  15.  Juli  1887)  .  .  . 
Marbach  (Neckar)-Heilbronn  Hbf.  (schmalspurig  Marbach-Heilbronn  Süd)  . 

Lauffen  (Neckar)-Leonbronn*     

Schussenried-Buchau* 

Kirchheim  u.  Teck-Oberlenningen 

Biberach-Ochsenhausen  * 

Blaufelden-Langenburg 

Freudenstadt  Hbf.-Klosterreichenbach  (mit Zahnradstrecke  Freudenstadt  Hbf.- 

Freudenstadt  Stadt)     .    .    .' 

Süßen-Weißenstein 

Oeislingen-Wiesensteig 

Lauplieim-Schwendi 

Roßberg-Wurzach      

Kirchhemi  u.  Teck- Weilheim  (Teck) . 

Schorndorf-Welzlieim • 

Herrenberg-Tübingen  Hbf 

Isny-Sibratshofen  (Staatsvertrag  mit  Bayern  vom  12.  April  IQOO) 

Weikersheim-Röttingen  (desgleichen) 

Bieberehren-Creglingen  (desgleichen) 

Böblingen-Dettenhausen 

Sontheim-Brenz-Landesgrenze  (Gundelfiugen)  (Staatsvertrag  mit  Bayern  vom 

12.  April  1905) 

Gmünd  Hbf.-Göppingen      

Balingen-Schömberg      

Anmerkung:  Die  mit  *  bezeichneten  Bahnen  sind  schmalspurig. 


1891 
1892/93/96 

1892 

1892 

1894 '99/ 1901 

1896/1901 

1896 

1899 
1899/1900 

1900 

1001 

1901 

1903 

1904 

1904 

1908 
1908/11 
1909/10 

1909 

1909 

1909 
1910/11 

1911 

1911/12 

1911 


15-11 
58-25 
1216 

8-75 
37-05 
20-25 

9-45 
11-32 
22-22 
12-00 

11-84 

10-41 

21  26 

16-02 

10-99 

7-74 

22-83 

21-33 

9-64 

7-98 

602 

16-97 

2-63 
27-24 
12-86 


essenten  und  zumeist  auch  der  Staat  Beiträge 
geleistet  haben. 

6.  Bei  den  Entschließungen  über  den  Bau 
neuer  Bahnen  durch  den  Staat  sind  im  allge- 
meinen ■weniger  finanzielle,  als  volkswirt- 
schaftliche Erwägungen  bestimmend  gewesen. 
In  der  Absicht,  die  Erwerbsverhältnisse  des 
Landes  günstiger  zu  gestalten,  ist  eine  Reihe 
von  Bahnen  gebaut  worden,  die  einen  aus- 
reichenden Ertrag  für  die  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  nicht  abwerfen  konnten  oder 
die  als  Abkürzungslinien  den  Ertrag  früher 
schon  vorhandener  Bahnen  geschmälert  haben. 
Es  ist  deshalb  auch  erklärlich,  wenn  die  Ent- 
wicklung des  Bahnverkehrs  ungeachtet  des 
Aufschwungs,  den  Handel  und  Gewerbe 
genommen  haben,  mit  der  Ausdehnung  des 
Bahnnetzes  nicht  immer  gleichen  Schritt  halten 
konnte  und  wenn  die  Verkehrsdichtigkeit,  die 
für  1  km  Betriebslänge  beim  Personenverkehr 
den  höchsten  Stand  zunächst  im  Jahre  1866 
(bald  nach  Beginn  der  durch  das  Ges.  vom 
13.  August  1865  hervorgerufenen  außerordent- 
lichen Bautätigkeit)  mit  244.769  Pkni  erreicht 
hatte  und  beim  Güterverkehr  im  folgenden 
Jahr  auf  211.107  tkin  gestiegen  war,  auf 
längere  Zeit  in  eine  rückläufige  Bewegung 
geraten  ist  und  diesen  früheren  höchsten  Stand 
nur  langsam,  im  Güterverkehr  unter  dem  Ein- 
fluß der  von  Zeit  zu  Zeit  einsetretenen  Tarif- 


ermäßigungen erst  imjahre  1 887  mit2 11 .284  tkm 
und  beim  Personenverkehr  erst  imjahre  1892 
annähernd  mit  241.940  Vkm  auf  1  Betriebs^//? 
wieder  erreicht  hat.  Seitdem  hat  die  Verkehrs- 
dichtigkeit im  Personenverkehr  abgesehen  von 
einem  Rückgangim  Jahre  1 894  stets  zugenommen 
und  ist  im  Jahre  1913  mit  659.973  Pkin  auf 
1  Betriebs^/«  auf  ihrem  bisher  höchsten  Stand 
angekommen.  Anders  war  die  Entwicklung  im 
Güterverkehr.  Seit  dem  Jahre  1887  ist  in  Deutsch- 
land wiederholt  ein  schwerer  wirtschaftlicher 
Niedergang  eingetreten,  der  den  Güterverkehr 
sehr  ungünstig  beeinflußt  hat.  Im  Jahre  1 907  hat 
der  Verkehr  die  bis  dahin  höchste  Zahl  von 
490.236  tkm  auf  1  BetriebsAm  erreicht.  Diese 
Zahl  wurde  1 9 1 0  mit  5 1 2.7 1 3  tkm  überschritten. 
Im  Jahre  1913  ist  die  Zahl  der  tkm  auf  559.158 
gestiegen. 

Im  Personenverkehr  ist  die  Anzahl  der 
geleisteten  9km  won  142,903.859  imjahre  1867 
bei  nur  mäßiger  Zunahme  der  Bevölkerung  des 
Landes  auf  1.380,669.827  (Zunahnre  866-2%) 
im  Jahre  1913  und  im  Güterverkehr  die  Zahl 
der  geleisteten  tkm  während  desselben  Zeit- 
raums von  139,951.045  auf  1.173,644.199 
(Zunahme  738-6%)  gestiegen  (vgl.  auch 
Abschnitt  C). 

Die  kilometrische  Betriebseinnahme,  die  im 
Jahre  1867  auf  24.648  ^Ajkm  Betriebslänge 
eestiesen  war,  ist  von  dieser  Zeit  an  bis  zum 
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Tabelle  II. 


Strecken 


Eröffnet 


Länge  km 


I.  Nebenbahnen. 

1.  Württembergische  Nebenbahnen,  Aktiengesellschaft  zu  Stuttgart. 
Filderbahn: 

Stuttgart-Degerloch  (Zahnradbahn)* 

Stuttgart-Weinsteige-Degerloch  *■ 

Degerloch-Möhringen-Vaihingen  (Filder) 

Möhringen-Neuhausen 

Möhringen-Hohenheim 

Korntal-Weissach  (Strohgäubahn) .    .    . 

Aalen-Ballmertshofen-Grenze  (Härtsfeldbahn)' 

Reutlingen-Gönningen 

2.  Württembergische  Eisenbahn-Gesellschaft,  Aktiengesellschaft  in  Stuttgart. 

Amstetten-Gerstetten     

Amstetten-Laichingen*     

Ebingen-Onstmettingen 

Eningen-Reutlingen-Betzingen* 

Gaildorf-Untergröningen 

Jagstfeld-Ohrnberg 

Nürtingen-Neuffen 

Vaihingen  (Enz)  Stb.-Enzweihingen 

3.  Badische  Lokaleisenbahnen,  Aktiengesellschaft  in  Karlsruhe. 

Ettlingen-Brötzingen  (württembergisches  Gebiet)* 

Karlsruhe-Herrenalb  (württembergisches  Gebiet)*     

4.  Lokalbahn-Aktiengesellschaft  in  München. 

Meckenbeuren-Tettnang 

Ravensburg- Weingarten '     

Weingarten-Baienfurt  Ort* 

Weingarten-(Baienfurt  Gbf.)-Niederbiegen 

5.  Unternehmerverbindung  der  Mitteldeutschen  Kreditbank  in  Berlin  und 
der  Firmen  J.  H.  Cohn  in  Dessau  und  Vehring  &  Wächter  in  Berlin. 

Möckmühl-Dörzbach  (württem bergisches  Gebiet)* 

6.  Gemeinde  Trossingen  O.A.  Tuttlingen. 
Trossinger  Bahn 

7.  Hohenzollerische  Landesbahn,  Aktiengesellschaft  in  Sigmaringen. 

Eyach-Stetten  (württembergisches  Gebiet) 

Kleinengstingen-Gammertingen  (württembergisches  Gebiet) 

Zusammen    .    .    . 

II.  Vorortstraßenbahnen. 

1.  Stadtgemeinde  Heilbronn. 
Dampfstraßenbahn  Heilbronn  Sülniertor-Neckargartach 

2.  Stuttgarter  Straßenbahn-A.  G.  in  Stuttgart. 
(Vorortstraßenbahnen  Stuttgart  Nord-Feuerbach  und  Zuffenhausen,  Feuer- 
bach-Cannstatt,  Cannstatf-Münster  (Neckar),  Gaisburg-Wangen,  Wangen- 
Untertürkheim,  Wangen-Hedelfingen,  Haslach-Kaltental)* 

3.  Stadtgemeinde  Eßlingen. 

Straßenbahn  Obertürkheim-Mettingen-Eßlingen-Obereßlingen* 

Zusammen    .    .    . 
Im  ganzen  Privatbahnen    .    .    . 

Anmerkung:  Die  mit  *  bezeichneten  Bahnen  sind  schmalspurig. 


•  1884/1906 

31-47 

1888/97 

1904 

1906 

22-32 

1901/06 

40-29 

1902 

16-20 

1906 

19-93 

1901 

18-96 

1901 

8-17 

1899/1912 

7-23 

1903 

18-46 

1907/13 

22-48 

1900 

8-87 

1904 

7-21 

1898 

2-03 

189S 

1-93 

1895 

,   4-50 

1888 

'   6-60 

1911 

1911 

'   4-90 

1901 

26-71 

1898 

3-98 

1901 

4-99 

1901 

9-91    ! 

1912 

1909/11 
1912 


■287- 14 
3-20 

17-27 
9-33 


29-80 


316-94 


Jahre  1880  ebenfalls  mehr  und  mehr  gesunken 
und  hat  jenen  Stand  erst  im  |ahre  18Q5  wieder 
erreicht  (25.312  M.).  Seit  d'ieser  Zeit  hat  die 
kilometrische  Betriebseinnahme,  abgesehen  von 
den   Jahren    1900    und    1901,    stets    -    wenn 


auch  z.  T.  nicht  erheblich  —  zugenommen 
und  im  Jahre  1913  eine  Höhe  von  44.925  M. 
erreicht.  Freilich  darf  demgegenüber  nicht 
übersehen  werden,  daß  die  Betriebsausgaben 
auf    1    Betriebs^/??    in    stärkerem    Maß    zuge- 
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nommen  haben  als  die  Einnahmen.  Während 
z.  B.  die  Einnahmen  auf  1  Betriebs^/«  vom 
Jahre  1867  bis  1913  um  82-3%  gestiegen 
sind,  haben  sich  die  Ausgaben  in  diesem  Zeit- 
raum um   160-5%    gesteigert. 

Trotz  der  großen  Anforderungen,  die  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  Krieg  der  Umbau 
des  Stuttgarter  Hauptbahnhofs  und  weitere 
damit  zusammenhängende  Neu-  und  Erweite- 
rungsbauten zwischen  Ludwigsburg  und 
Plochingen  (darunter  viergleisiger  Ausbau  der 
Strecke  Ludwigsburg-Plochingen)  sowie  zahl- 
reiche andere  Erweiterungsbauten  und  zweite 
Gleise  an  die  Finanzkraft  des  Landes  und  an  die 
Eisenbahnverwaltung  stellten,  wurde  der  weitere 
Ausbau  des  Eisenliahnnetzes  nicht  zurückgestellt. 

111.  Geographie. 
L  Unter  den  einzelnen  Bahnlinien  steht 
nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Nahverkehr 
wie  für  den  direkten  und  Durchgangsverkehr 
in  erster  Reihe  die  Strecke  Bretten-Stuttgart- 
Ulm  (Hauptbahn),  die  die  bedeutendsten  Ver- 
kehrsplätze Württembergs  untereinander  und  mit 
den  Handels-  und  Industrieplätzen  des  Mittel- 
und  Niederrheins,  anderseits  mit  Bayern  und 
Österreich  verbindet  und  ein  Mittelglied  der 
großen  Verkehrsstraße  bildet,  die  von  Paris 
durch  Süddeutschland  nach  Wien  führt  (Linie 
des  Orientexpreßzugs)!  Als  wichtigere  Linien 
kommen  ferner  in  Betracht:  die  Strecke  Bietig- 
heim-Jagstfeld,  die  in  ihrer  Fortsetzung  auf 
badischem  Gebiet  nach  Heidelberg  und  Mann- 
heim, in  ihrer  Fortsetzung  auf  hessischem  Gebiet 
nach  Hanau  und  Frankfurt  a.  M.  führt ;  die  Strecke 
Jagstfeld-Osterburken,  ein  Glied  der  kürzesten 
Linie  Stuttgart-Würzburg-Berlin;  die  Linie  Stutt- 
gart-Eutingen  (Gäubahn),  die  in  ihrer  Fort- 
setzung nach  Freudenstadt  und  Schiltach  in 
den  mittleren  Schwarzwald,  in  den  südlicheren 
Teil  von  Baden  und  nach  Straßburg  führt, 
mit  ihrer  Fortsetzung  über  Horb  und  Rottweil 
bis  Villingen  und  Immendingen  aber  ebenso 
wie  die  Linien  Pforzheim-Horb  und  Plochin- 
gen-Horb die  Westhälfte  des  Landes  auf 
kürzestem  Weg  mit  dem  südlichen  Schwarz- 
wald, sowie  mit  der  mittleren  und  westlichen 
Schweiz  verbindet;  ferner  die  nach  dem  Boden- 
see und  über  diesen  nach  der  mittleren,  sowie 
östlichen  Schweiz  und  nach  Vorarlberg  führende 
Bahn  Ulm-Friedrichshafen;  die  Linien  Stutt- 
gart-Nördlingen  und  Stuttgart-Backnang-Crails- 
heim,  die  in  ihrer  Fortsetzung  auf  bayerischem 
Gebiet  nach  Nürnberg  und  weiterhin  nach 
Leipzig,  Berlin,  Dresden  führen. 

2.  Die  hauptsächlichsten  durch  Württemberg 
führenden  internationalen  Verkehrswege  sind 
folgende: 


a)  London-  (Paris-)  Straßburg  -  Karlsruhe- 
Mühlack  er -Stuttgart-U  Im- Augsburg-Mün- 
chen-Wien-Bukarest (Konstantinopel); 

b)  London -Belgien-  (Holland-)  Köln -Frank- 
furt a.M.- (Mainz-)  Heidelberg-Bretten-Stutt- 
gart  -  LI  Im  -  Friedrichshafen-  Bodensee- 
Schweiz  (Lindau-Bregenz-Innsbruck) ; 

c)  Berlin-  (Dresden -Leipzig-)  Würzburg- 
Osterburken-Stuttgart-Immendingen- 
Schaffhausen-Zürich-Gotthardt-Italien; 

d)  Berlin-  (Leipzig-)  Nürnberg-Crailsheim- 
Stuttgart  -  Im  niendingen  -  Schaf  f  hausen  - 
Zürich-Gotthard-Italien ; 

(?^Berlin- (Dresden-Leipzig-)  Nürnberg-Crai  Is- 
heim-Ulm-Friedrichshafen-  Bodensee  - 
Schweiz; 

f)  Kiel-Hamburg-Hannover-Frankfurt  a.  M.- 
Bretten-Stuttgart-Ulm-Friedrichshafen- 
Lindau-Bregenz-Innsbruck  (Bodensee-Schweiz). 

Anschlüsse  an  die  Bahnen  benachbarter 
Staaten  bestehen  an  24  Punkten. 

Heilbronn  ist  Umschlagplatz  für  die  zu 
Schiff  auf  der  Rhein-Neckarwasserstraße  bis 
und  ab  Heilbronn  beförderten  Güter;  die 
Hafenanlagen  sind  mit  dem  Güterbahnhof  Heil- 
bronn  Hbf.  verbunden. 

In  Friedrichshafen  sind  Trajektanlagen 
vorhanden  zur  Überführung  von  Güterwagen 
über  den  Bodensee  zwischen  Friedrichshafen 
und  Romanshorn. 

3.  Württemberg  gehört  im  allgemeinen  zu 
den  fruchtbarsten  Ländern  Europas.  Seine 
Bevölkerung  mit  125  Einwohnern  auf  den  km? 
übertrifft  an  Dichtigkeit  die  Deutschlands  mit 
durchschnittlich  120  auf  den  km-.  Neben  der 
Landwirtschaft  hat  sich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten eine  bedeutende  Industrie  entwickelt. 
Während  im  Jahre  1875  noch  66-7%  der 
Einwohner  zur  Land-  und  33'3  %  zur  Stadt- 
bevölkerung gehörten,  waren  die  entsprechenden 
Anteile   im   Jahre    1910    49-8%    und   50-2%. 

Von  den  landwirtschaftlichen  Produkten 
Württembergs  kommen  für  den  Bahnverkehr 
hauptsächlich  in  Betracht:  Getreide,  Hopfen, 
Kartoffeln,  Obst,  Wein,  Zichorienwurzeln  und 
Zuckerrüben,  ferner  Vieh. 

Von  besonderer  Bedeuttmg  für  den  Verkehr 
der  Staatseisenbahnen  sind  die  ausgedehnten 
Waldungen  des  Landes  mit  einer  Gesamtfläche 
von  ()047  km^  (31%  der  Landesfläche),  sowie 
der  Reichtum  des  Landes  an  Steinsalz,  Bau- 
steinen und  Material  zur  Herstellung  von 
Zement.  Auch  ist  die  Ausbeutung  der  vor- 
kommenden Eisenerze  ungeachtet  des  Mangels 
an   Steinkohlen   noch  von    einiger  Bedeutung. 

Für  die  Beförderung  in  Wagenladungen 
kommen     außer    den    vorstehend     genannten 


440 


Würtfembergische  Eisenbahnen. 


landwirtscliaftliclien  Gütern  hauptsächlich  in 
Betracht:  Bier,  Düngemittel,  Eisen,  Holz,  Kalk, 
Kohlen,  Maschinen,  Mehl,  Papier,  Salz,  Sand, 
Steine  und  Zement. 

IV.  Gesetzgebung,  Organisation,  Perso- 
nalwesen,   Betrieb,   Tarifwesen,    Verwal- 
tung, Wohlfahrtseinrichtungen. 

a)  Gesetzgebung. 

Das  Verhältnis  Württembergs  zum  Deut- 
schen Reich  war  bis  zum  Übergang  der  Bah- 
nen an  das  Reich  geregelt  durch  Art.  4,  Z.  8 
und  die  Art.  41-47  des  Reichsgesetzes  vom 
16.  April  1871  betreffend  die  Verfassung  des 
Deutschen  Reichs  und  das  Reichsgesetz  vom 
27.  Juni  1873  betreffend  die  Errichtung  eines 
Reichs-Eisenbahnamts  zur  Wahrnehmung  des 
Aufsichtsrechts  des  Reichs  über  das  Eisenbahn- 
wesen. Das  Verhältnis  zur  Militärverwaltung 
regelten  die  §§28-31  des  Reichsgesetzes  vom 
13.  Juni  1873  betreffend  die  Kriegsleistungen 
der  Eisenbahnen  für  die  mobile  Macht  und 
§  15  des  Ges.  vom  13.  Februar  1875  be- 
treffend die  Naturalleistungen  für  die  bewaff- 
nete Macht  im  Frieden.  Außerdem  kommt  in 
Betracht  das  Reichsgesetz  vom  7.  Juni  1871 
betreffend  die  Verbindlichkeit  zum  Schaden- 
ersatz für  die  beim  Betrieb  von  Eisenbahnen 
u.  s.  w.  herbeigeführten  Tötungen  und  Körper- 
verletzungen (Haftpflichtgesetz),  das  Reichs- 
gesetz vom  25.  Februar  1876  betreffend  die 
Beseitigung  von  Ansteckungsstoffen  bei  Vieh- 
beförderung auf  Eisenbahnen,  das  Internationale 
Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtver- 
kehr vom  14.  Oktober  1890,  das  BGB.  für 
das  Deutsche  Reich  vom  18.  August  1896, 
das  HGB.  für  das  Deutsche  Reich  vom  10.  Mai 
1897,  die  Reichsversicherungsordnung  vom 
19.  Juli  1911,  das  Versicherungsgesetz  für  An- 
gestellte vom  20.  Dezember  1911  und  das 
Reichsstempelgesetz  vom  3.  Juli  1913  (Fracht- 
urkundenstempel). Endlich  sind  zu  erwähnen 
folgende  auf  Beschlüssen  des  Bundesrats  be- 
ruhende Verordnungen: 

Die  Militär -Transportordnung  für  Eisen- 
bahnen vom  I.April  1899,  dieEBBO.vom  I.Mai 
1905,  die  Bestimmungen  über  die  Befähigung 
von  Eisenbahnbetriebs-  und  Polizeibeamten  vom 
1.  Mai  1906,  die  Eisenbahn-Signalordnung  vom 
1.  August  1907,  die  Bestimmungen  über  die 
technische  Einheit  im  Eisenbahnwesen  vom 
1.  Juli    1908,    die  EVO.  vom    1.    April    1909. 

Von  wichtigeren  württembergischen  Landes- 
gesetzen und  Verordnungen,  die  auf  das  Eisen- 
bahnwesen Bezug  haben,  sind  zu  nennen: 
das  Eisenbahnbaugesetz  vom  18.  April  1843, 
das  Gesetz    betreffend   die   Zwangsenteignung 


von  Grundstücken  und  von  Rechten  an  Grund- 
stücken vom  20.  Dezember  1888,  das  Gesetz 
betreffend  die  Haftung  für  Sachschaden  bei 
dem  Eisenbahnbetrieb  vom  4.  Juni  1903,  das 
Gesetz  betreffend  den  Reservefonds  der  Staats- 
eisenbahnen vom  25.  Juli  1910,  die  Bau- 
ordnung vom  28.  Juli  1910,  sowie  das  Gesetz 
betreffend  die  Bahneinheiten  vom  23.  März  1 906, 
das  aber  nur  auf  die  Privatbahnen  Anwendung 
findet,  ferner  die  Ministerialverfügungen  vom 
30.  August  1886  und  vom  19.  November  1891 
betreffend  die  Abrechnungsgrundsätze  für  die 
gegenseitigen  Leistungen  der  Eisenbahnver- 
waltung und  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung. 

,        b)  Organisation. 

Für  den  Bau  und  Betrieb  der  württem- 
bergischen Staatseisenbahnen  wurde  im  Jahre 
1843  in  Unterordnung  unter  das  Ministerium 
des  Innern  die  Eisenbahnkommission  errichtet 
die  aber  schon  im  Jahre  1844  dem  FM. 
untersteilt  und  im  Jahre  1850  der  bei  diesem 
Ministerium  gebildeten  Oberfinanzkammer  als 
(IV.)  „Abteilung  für  die  Eisenbahnverwaltung" 
einverleibt  wurde.  Nachdem  im  Jahre  1851  die 
zuerst  nur  dem  Eisenbahnbetrieb  dienende  staat- 
liche Telegraphenanstalt  der  öffentlichen  Be- 
nutzung übergeben  und  die  von  dem  fürst- 
lichen Hause  Thurn  und  Taxis  verwaltete  Post 
in  das  volle  Eigentum  und  die  unmittelbare 
Verwaltung  des  Staates  übergegangen  war,  trat 
die  „Zentralbehörde  für  die  Verkehrsanstalten" 
als  (IV.)  „Abteilung  für  die  Verkehrsanstalten" 
mit  den  Sektionen  Eisenbahnkommission,  Post- 
kommission und  Telegraphenamt  an  die  Stelle 
der  Abteilung  für  Eisenbahnverwaltung  in  der 
Oberfinanzkammer.  Die  Wiederaufnahme  des 
Eisenbahnbaus  im  Jahre  1858  machte  die 
Errichtung  einer  besonderen  Behörde  für  die 
Leitung  der  bevorstehenden  Eisenbahnbauten 
erforderlich.  Infolgedessen  traten  im  Herbst 
185S  an  die  Stelle  der  Eisenbahnkommission 
die  Eisenbahnbaukommission  und  die  Eisen- 
bahndirektion. 

Die  Erzielung  weiterer  Anschlüsse  an  die 
Nachbarbahnen  machte  mannigfache  Verhand- 
lungen mit  den  Nachbarregierungen  nötig, 
weshalb  die  Verkehrsanstalten  im  Jahre  1864 
dem  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten zugeteilt  wurden,  bei  dem  die  Zentral- 
behörde für  die  Verkehrsanstalten  mit  ihren 
4  Sektionen  eine  Abteilung  für  die  Verkehrs- 
anstalten bildete.  Im  Jahre  1875  trat  an  die 
Stelle  der  Zentralbehörde  für  die  Verkehrs- 
anstalten die  Oeneraldirektion  der  Verkehrs- 
anstalten mit  den  bisherigen  4  Sektionen. 
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Am  I.April  ISSl  wurde  eine  Neuorganisation 
der  Zentralverwaltung  für  die  Verkehrsanstalten 
vorgenommen,  die  in  der  Hauptsache  bis  zum 
Übergang  der  württembergischen  Staatseisen- 
bahnen auf  das  Reich  galt.  Hiernach  stand  die 
obere  Leitung  und  Beaufsichtung  der  Verkehrs- 
anstalten des  Staates  (Eisenbahn,  Bodensee- 
dampfschiffahrt, Post  und  Telegraph)  in 
ihrem  ganzen  Umfang  dem  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu,  bei  dem  eine 
.Abteilung  für  die  Verkehrsanstalten  (später 
Verkehrsabteilung)  gebildet  war. 

Dem  Ministerium  unterstellt  war  die  General- 
direktion der  Staatseisenbahnen  und  die  General- 
direktion der  Posten  und  Telegraphen.  Zur 
Fjegutachtung  von  Gegenständen,  denen  für 
mehrere  Dienstzweige  der  Verkehrsanstalten- 
verwaltung eine  allgemeine  Bedeutung  zukam, 
oder  die  sonst  von  größerer  Wichtigkeit  waren, 
stand  dem  Ministerium  der  Rat  der  Ver- 
kehrsanstalten zur  Seite  (aufgehoben  im  Jahre 
1916). 

Außerdem  war  dem  Ministerium  ein  Beirat 
der  Verkehrsanstalten  beigegeben,  der  in  wich- 
tigeren Verkehrsfragen  von  allgemeiner  Bedeu- 
tung gutachtliche  Äußerungen  abzugeben  hatte 
und  Wünsche  und  Beschwerden,  die  solche 
Fragen  betrafen,  zur  Kenntnis  des  Ministeriums 
bringen  konnte.  Insbesondere  war  der  Beirat 
vor  Feststellung  eines  neuen  Eisenbahnfahrplans 
zu  hören. 

Als  selbständige  Direktivbehörde  mit  den 
Rechten  und  Pflichten  eines  Landeskollegiums 
war,  soweit  das  Eisenbahnwesen  in  Betracht 
kommt,  dem  Ministerium  unmittelbar  unter- 
geordnet: 

Die  Generaldirektion  der  Staatseisenbahnen 
(und  der  Bodenseedampfschiffahrt)  für  die 
unmittelbare  Leitung  und  Beaufsichtigung  des 
Betriebs  der  dem  Verkehr  übergebenen  Eisen- 
bahnen (einschließlich  des  Eisenbahntele- 
graphendienstes und  des  elektrischen  Signal- 
dienstes) und  der  Bodenseedampfschiffahrt, 
ferner  des  Neubaus  von  Eisenbahnen,  sowie 
von  Bauten  an  den  im  Betrieb  befindlichen 
Bahnen,  der  Verwaltung  des  für  Betriebszwecke 
bestimmten  Staatseigentums,  der  Unterhaltung 
der  sämtlichen  für  Zwecke  des  Eisenbahn- 
und  Dampfschiffahrtsbetriebs  bestimmten  Bau- 
lichkeiten und  Einrichtungen,  endlich  für  die 
Verwaltung  der  Eisenbahnpolizei,  auch  auf  den 
württembergischen  Privatbahnen. 

Die  Generaldirektion  bestand  aus  einem 
Präsidenten  imd  der  erforderlichen  Anzahl 
von  rechtskundigen,  administrativen  und  tech- 
nischen Mitgliedern.  Sie  war  im  Jahre  1913 
in  die  Bauabteilung,  Betriebsabteilung  und 
Verwaltungsabteilung  gegliedert. 


Im  allgemeinen  wurden  die  Geschäfte  im 
Bureauwege  erledigt.  Für  Gegenstände  von 
besonderer  Wichtigkeit  war  jedoch  kollegialische 
Beratung  und  Beschlußfassung  durch  die  Mit- 
glieder unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten 
erforderlich. 

Zur  unmittelbaren  Überwachung  des  Betriebs- 
und Verkehrsdienstes  waren  der  General- 
direktion die  Betriebs-  und  Verkehrskontrolleure 
beigegeben.  Für  den  Innern  Dienst  waren  ihr 
außer  den  Hilfsreferenten  die  nachstehend 
aufgeführten  Hilfsbureaus  und  diesen  gleich- 
geordneten Stellen  unmittelbar  untergeordnet: 
Das  Zentralbureau,  das  Bahnbautechnische, 
Hochbautechnische  und  Maschinentechnische 
Bureau,  das  Grundbuchbureau,  Revisoriat,  die 
Verkehrskontrolle  I  mit  der  Fahrkartendruckerei, 
die  Verkehrskontrolle  11,  das  Fahrdienstbureau, 
Tarifbureau,  Reklamationsbureau,  Statistische 
Bureau,  Wagenbureau,  die  Hauptmagazinver- 
waltung (in  Eßlingen),  Oberbaumaterialver- 
waltung (in  Heilbronn)  mit  ihren  Neben- 
magazinen, die  Holztränkungsanstalt  in  Zuffen- 
hausen,  das  Bahnzeugamt  mit  dem  Fundbureau, 
die  Eisenbahnbetriebskrankenkasse,  die  Eisen- 
bahnhauptkasse und  das  Bekleidungsamt. 

Für  die  Ausführung  und  Überwachung  des 
äußeren  Dienstes  der  Staatseisenbahnen  waren 
in  Unterordnung  unter  die  Oeneraldirektion 
nachstehende  Behörden  bestimmt:  die  Eisen- 
bahn-Betriebsinspektionen (10),  die  Eisenbahn- 
Bauinspektionen  (25),  die  Eisenbahn-Maschinen- 
inspektionen (4),  die  Eisenbahn- Werkstätten- 
inspektionen (5),  die  Eisenbahn-Telegraphen- 
inspektion. 

Aufgabe  der  Betriebsinspektionen  war  die 
Ausführung  und  Überwachung  des  gesamten 
Betriebs-,  Verkehrs-,  Abfertigungs-  und  Kassen- 
dienstes, insoweit  nicht  einzelne  Zweige  den 
Bauinspektionen,  Maschineninspektionen  oder 
der  Telegrapheninspektion  zugewiesen  waren, 
sowie  die  Handhabung  der  Bahnpolizei. 

Den  örtlidien  Betriebs-  und  Verkehrsdienst 
der  Staatseisenbahnen  besorgten  unter  Aufsicht 
der  Betriebsinspektionen  und  Bauinspektionen 
die  Bahnstationen,  die  nach  dem  Umfang  des 
Dienstes  und  ihrer  sonstigen  Bedeutung  in 
5  Klassen  eingeteilt  und  je  mit  einem  Stations- 
vorsteher besetzt  waren. 

Auf  Stationen  IV.  und  V.  Klasse  mit  ein- 
fachen Verhältnissen,  insbesondere  auf  Neben- 
bahnen, waren  die  Geschäfte  vielfach  einem 
Bahnagenten  übertragen,  der  zu  der  Eisenbahn- 
verwaltung im  Vertragsverhältnis  stand. 

In  Unterordnung  unter  die  Stationsvorsteher 
waren  zur  Besorgung  des  Abfertigungs-  und 
Kassendienstes,  soweit  erforderlich,  besondere 
Dienststellen  mit  eigenen  Vorständen  (Stations- 
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kasse,  Qüterstelle,  Gepäckstelle)  errichtet.  Auf 
einigen  grölkren  Stationen  waren  die  Oüter- 
stellen  den  Betriebsinspektionen  unmittelbar 
unterstellt. 

c)  Personal vcesen. 

Das  Personal  der  württembergischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung war  eingeteilt  in  Beamte, 
l'nterbeamte  und  Arbeiter.  Bei  den  Beamten 
wurde  unterschieden  zwischen  Betriebs-  und 
Verwaltungsbeamten  einerseits  und  technischen 
Beamten  anderseits,  sowie  zwischen  höheren 
Beamten,  Beamten  des  Sekretärdienstes  (ein- 
schließlich des  mittleren  technischen  Dienstes) 
und  Beamten  des  Assistentendienstes.  Der  letz- 
teren Beamtenklasse  kann  auch  das  ungeprüfte 
Kanzleipersonal  für  den  technischen  und  Ver- 
waltungsdienst zugerechnet  werden. 

Die  Befähigung  zum  höheren  Betriebs-  und 
Verwaltungsdienst  setzte  die  Erstehung  der 
ersten  höheren  Justizdienstprüfung  oder  einer 
technischen  Diplomprüfung  an  der  Technischen 
Hochschule  in  Stuttgart,  eine  mindestens  zwei- 
jährige Ausbildung  im  Eisenbahndienst  als 
Referendar  sowie  die  Erstehung  der  Staats- 
prüfung für  den  höheren  Eisenbahndienst  voraus. 
Jedoch  konnten  Personen,  die  die  zweite  höhere 
Justizdienstprüfung  oder  die  Staatsprüfung  für 
den  höheren  Post-,  Verwaltungs-  oder  Finanz- 
dienst oder  eine  zweite  Staatsprüfung  im  Baufach 
bestanden  hatten,  ohne  weitere  Prüfung  in  den 
höheren  Betriebs-  und  Verwaltungsdienst  über- 
nommen werden.  Die  höheren  technischen 
Beamten  mußten  die  Diplomprüfung  an  der 
Technischen  Hochschule  in  Stuttgart  und 
(nach  mindestens  dreijähriger  praktischer  Tätig-  j 
keit)  die  Staatsprüfung  im  Baufach  abgelegt 
haben.  I 

Das  Prüfungswesen  ijs'ar  für  den  Betriebs- 
und  Verwaltungsdienst  durch  königliche  Verord- 
nung vom  12.  Juli  190Q,  für  die  Anwärter 
für  Unterbeamtenstellen  durch  Ministerialver- 
fügung  vom  4.  März  1912  und  für  den  höheren 
technischen  Dienst  durch  königliche  Verord- 
nung vom    12.  August   190Q  geregelt. 

d)  Betrieb. 

Der  Betrieb  wurde  nach  den  für  die  Eisen- 
bahnen Deutschlands  gültigen  Bestimmungen 
und  nach  den  hierzu  für  Württemberg  er- 
gangenen besonderen  Vorschriften  geführt. 

Als  Nebenbahnen  werden  außer  den  unter 
Abschnitt  II,  5  aufgeführten  Bahnen  betrieben 
die  Strecken:  Ludwigsburg-Beihingen-Heutings- 
heim,  Metzingen-L'rach,  Rottweil-Villingen,  Alts- 
hausen-Pfullendorf  und  Leutkirch-lsny. 

Die  württembergischen  Staatseisenbahnen 
gehörten    dem    am    1.   April     1909    in    Kraft 


getretenen  Deutschen  Staatsbahnwagenverband 
an,  der  den  Zweck  hat,  durch  freie  Verwendung 
der  Güterwagen  den  Verkehr  zu  fördern,  sowie 
den  Betrieb  und  die  Abrechnung  zu  vereinfachen 
und  zu  verbilligen. 

e)  Tarifwesen. 

Die  württembergischen  Staatseisenbahnen 
waren  dem  Verein  Deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen bald  nach  seiner  Gründung  bei- 
getreten. Weiterhin  waren  sie  Mitglied  der 
ständigen  Tarifkommission  der  deutschen  Eisen- 
bahnen und  des  DEVV. 

Im  Personenverkehr  haben  die  württem- 
bergischen Staatseisenbahnen  den  deutschen 
Reformtarif  vom  Jahr  1907  (Einheitssätze  7  Pf., 
4-5  Pf.,  3  Pf.,  2  Pf.  für  1  km  in  der  l.-IV. 
Klasse)  mit  der  Abweichung  angenommen, 
daß  seit  1.  Dezember  1909  der  Einheitssatz 
für  die  IV.  Klasse,  die  in  Württemberg  durch- 
weg mit  Sitzbänken  ausgestattet  ist,  auf  23  Pf., 
der  Mindestfahrpreis  für  die  l.-IIl.  Klasse 
auf  25,  20  und  15  Pf.  und  der  Fahrpreis 
III.  Klasse  für  5  km  auf  20  Pf.  festgesetzt  war. 
Abgesehen  von  den  auf  den  deutschen  Bahnen 
allgemein  gültigen  Fahrpreisermäßigungen 
waren  im  württembergischen  Binnenverkehr 
Vergünstigungen  enthalten  bei  regelmäßiger  Be- 
nutzung der  Bahn  (Monatskarten,  Schülerkarten) 
und  für  Arbeiter  (Arbeiterwochenkarten,. Arbeiter- 
rückfahrkarten, Ermäßigungen  für  landwirt- 
schaftliche Arbeiter). 

Die  Gütertarife  der  württembergischen 
Staatseisenbahnen  beruhten  auf  dem  deutschen 
Reformtarif  vom  Jahre  1877.  Auf  Entfernungen 
bis  zu  100  km  deckten  sich  die  Einheitssätze 
im  allgemeinen  mit  denen  der  übrigen  süd- 
deutschen Eisenbahn  Verwaltungen;  auf  Ent- 
fernungen von  über  lOOA/ra  stimmten  sie  mit 
denen  der  anderen  deutschen  Eisenbahnver- 
waltungen überein. 

f)  Verwaltung. 

Für  die  Verwaltung  der  württembevgischen 
Staatseisenbahnen  waren  in  rechtlicher  Bezie- 
hung neben  den  für  die  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands allgemein  gültigen  Bestimmungen  die  in 
Württemberg  geltenden  Gesetze  maßgebend. 
Eine  Ausnahme  bestand  für  die  in  Baden  und 
Preußen  liegenden  Strecken  des  württem- 
bergischen Staatsbahn  netzes,  wo  noch  die 
betreffenden  Landesgesetze  Anwendung  fanden. 
Wichtig  ist  das  Ges.  vom  25.  Juli  1910, 
wonach  aus  Betriebsüberschüssen  der  Eisen- 
bahnverwaltung ein  Reservefonds  der  Staats- 
eisenbahnen zu  bilden  war,  um  die  für  den 
Staatshaushalt  lästigen  Schwankungen  im  Rein- 
ertrag der  Eisenbahnen  auszugleichen  und  eine 


Württembergische  Eisenbahnen. 


443 


Stetige  Fortführung  des  Staatshaushaltes  zu 
erleichtern.  Solange  der  Bestand  des  Reserve- 
fonds die  Summe  von  5  Mill.  M.  nicht  erreicht 
hatte,  war  von  dem  nach  dem  Voranschlag 
im  Haushalt  der  Staatseisenbahnen  zu  erwar- 
tenden Betriebsüberschuß  (als  Betriebsüberschuß 
galt  der  Mehrbetrag  der  Einnahmen  über  die 
Ausgaben  ohne  Abzug  des  Bedarfs  für  den 
Schulden-  und  Pensionsdienst)  in  den  Haupt- 
finanzetat höchstens  der  Betrag  einzustellen, 
der  in  runder  Summe  dem  Durchschnitt  der 
wirklichen  Betriebsüberschüsse  während  der 
letzten  10  zur  Zeit  der  Einbringung  des  Haupt- 
finanzetats abgeschlossenen  Rechnungsjahre 
entsprach.  Der  wirkliche  Betriebsüberschuß 
eines  Rechnungsjahrs  wurde  bis  zur  Höhe 
■dieses  Durchschnitts  für  die  laufende  Verwal- 
tung verrechnet,  während  der  Mehrertrag  in 
•den  Reservefonds  floß.  Sobald  der  Bestand 
des  Fonds  die  Summe  von  5  Mill.  erreicht 
hatte,  ermäßigte  sich  der  dem  Fonds  zu  über- 
weisende Betrag  um  die  Hälfte,  die  andere 
Hälfte  war  für  die  laufende  Verwaltung  in  den 
Haushalt  einzustellen  und  zu  verrechnen.  Wenn 
der  Fonds  die  Höhe  von  10  Mill.  erreicht 
hatte,  so  ermäßigte  sich  der  ihm  zu  über- 
weisende Betrag  auf  '/j.  Die  übrigen  2/3  waren 
der  laufenden  Verwaltung  zu  überweisen  und 
insbesondere  für  Bauten  und  andere  außer- 
ordentliche Bedürfnisse,  namentlich  der  Eisen- 
bahnverwaltung,  zu    verwenden. 

Die  Mittel  des  Reservefonds  wurden  zur 
Deckung  von  Fehlbeträgen  verwendet,  die  sich 
beim  wirklichen  Betriebsüberschuß  gegenüber 
dem  zehnjährigen  Durchschnitt  ergaben.  Damit 
wurde  erreicht,  daß  der  in  den  Hauptfinanz- 
etat als  Betriebsüberschuß  der  Staatseisenbah- 
nen eingestellte  Betrag,  soweit  die  jeweiligen 
Mittel  des  Reservefonds  reichten,  auch  in  den 
Jahren  mit  geringerem  Reinertrag  tatsächlich 
der  laufenden  Verwaltung  zugeführt  werden 
konnte.  Die  Einrichtung  hat  sich  gut  bewährt. 
Die  Lohnverhältnisse  der  verschiedenen  Ar- 
beiterklassen waren  durch  Lohnordnungen  vom 
1.  April  1907  geregelt  (Betriebslohnordnung, 
Werkstätte-Lohnordnung).  Seit  1.  Mai  1906  be- 
standen für  die  Arbeiter  sämtlicher  Zweige  der 
Staatseisenbahnverwaltung  Arbeherausschüsse, 
die  im  allgemeinen  je  den  Bezirk  einer  Bau- 
inspektion, Betriebsinspektion,  Maschineninspek- 
tion, Werkstätteninspektion  und  der  Telegra- 
pheninspektion umfaßten  und  die  Aufgabe 
hatten,  Anträge,  Wünsche  und  Beschwerden, 
die  die  Arbeiter  ihres  Dienstzweigs  oder  ein- 
zelne Gruppen  im  ganzen  berührten,  bei  der 
vorgesetzten  Behörde  vorzubringen  und  sich 
gutachtlich  darüber  zu  äußern,  über  sonstige 
das  Arbeitsverhältnis   betreffende  Fragen,    ins- 


besondere über  Lohn-  und  Arbeitsordnung, 
über  Einrichtungen  und  Vorschriften  zur  Ver- 
hütung von  Unfällen  und  über  Wohlfahrts- 
einrichtungen auf  Anfordern  ihr  Gutachten 
abzugeben,  sowie  Streitigkeiten  der  Arbeiter 
untereinander  zu  schlichten,  soweit  sie  von 
beiden  Teilen  angerufen  wurden. 

Die  Staatseisenbahnbeamten  unterlagen  hin- 
sichtlich ihrer  Rechtsverhältnisse  den  für  die 
württembergischen  Staatsbeamten  allgemein  gel- 
tenden Bestimmungen  des  Beamtengesetzes  vom 
28.  Juni  1876,  das  im  Laufe  der  Zeit  wieder- 
holt verbessert  wurde  (grundsätzlich  war  im 
Jahre  1913  jeder  planmäßig  angestellte  Beamte 
und  Unterbeamte  lebenslänglich).  Es  enthielt 
auch  Vorschriften  über  die  den  Beamten  für 
den  Fall  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand 
zukommenden  Ruhegehälter  und  regelt  die 
Bezüge   der   Hinterbliebenen    dieser   Beamten. 

Beamte,  die  infolge  eines  im  Dienst  erlitte- 
nen Betriebsunfalls  dienstunfähig  wurden,  sowie 
die  Hinterbliebenen  der  infolge  eines  solchen 
Unfalls  gestorbenen  Betriebsbeamten  halten 
nach  dem  Gesetz  betreffend  Unfallfürsorge 
für  Beamte  vom  23.  Dezember  1902  Anspruch 
auf  Ruhegehalt. 

Für  Beamte  im  Sinne  des  Art.  1  des  Beam- 
lengesetzes  vom  28.  Juni  1876,  die  nach  den 
Bestimmungen  der  Reichsversicherungsordnung 
der  Invaliden-  und  Hinterbliebenenversiche- 
rung unterliegen  würden,  war  durch  das  Ges. 
vom  26.  Dezember  1899  betreffend  die  Für- 
sorge für  nicht  pensionsberechtigte  Staatsbeamte 
im  Fall  der  Dienstunfähigkeit  gesorgt. 

Den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Krankenversicherung  wurde  durch  die 
Eisenbahnbetriebskrankenkasse  und  die  Eisen- 
bahnbaukrankenkasse genügt. 

Die  Staatseisenbahnverwaltung  war  für  ihren 
Verwaltungsbereich  Trägerin  der  reichsgesetz- 
lichen  Unfallversicherung. 

g)  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Außer  der  Fürsorge  für  Beamte  und  Arbei- 
ter der  Eisenbahnverwaltung  durch  die  unter 
c)  aufgeführten  Gesetze  bestanden  folgende 
Wohlfahrtseinrichtungen : 

Neben  der  reichsgesetzlichen  Invaliden-  und 
Hinterbliebenenversicherung  bestand  eine  Ar- 
beiterpensionskasse, die  Zuschußrenten  zu  den 
reichsgesetzlichen  Invalidenrenten,  Witwen-  und 
Waisenrenten,  Sterbegelder  und  Unterstützun- 
gen gewährte. 

Alle  Beamten,  die  auf  vierteljährliche  Kün- 
digung angestellt  waren,  und  die  unter 
Art.  118  des  Beamtengesetzes  vom  28.  Juni 
1876  fallenden  gegen  Taggeld  beschäftigten 
Personen  sowie  die  nicht  selbständigen  Fami- 
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lienangehörigen  dieser  Beamten  hatten  Anspruch 
auf  kostenfreie  bahnärztliche  Beratung. 

Aus  den  laufenden  Haushaltmitteln  der 
Eisenbahnverwaltung  wurde  jährlich  ein  beson- 
derer Fonds  für  außerordentliche  Unterstüt- 
zungen zur  Verfügung  gestellt. 

Als  staatlich  unterstützte  Wohlfahrtsvereine 
bestanden  ferner  eine  „Sterbekasse  von  An- 
gehörigen der  Verkehrsanstalten"  und 
ein  „Spar-  und  Darlehensverein  von  .An- 
gehörigen der  Verkehrsanstalten". 

V.  Statistik. 
a)  Bahngebiet  und  Bahnanlagen. 
1.  Es   betrug   die    Länge    der   Eisenbahnen 
(einschließlich  Privatbahnen): 


In  Württem- 
berg am 
31.  Apiil  1914 
km 


In  Deutsch- 
land am 
31.  Dez.  1913 
km 


Im  ganzen 2249-37         63-377-36 

knflQQkm^     ....       11-53  11-72 

„     10.000  Einwohner  9-22  9-46 

Die  Gesamtlänge  der  württembergischen 
Staatseisenbahnen  am  Ende  des  Rechnungs- 
jahres 1913  betrug  2098-95  km.  Hiervon  wa- 
ren 588-20  km  (28^02%)  zweigleisige,  1008-82 
km  (4806 % )  eingleisige  Vollspurhauptbahnen, 
400-65  km  (19-09  % )  eingleisige  Vollspurneben- 
bahnen und  101-28  >^/«  (4-83«,;)  Schmalspur- 
bahnen. Von  den  Schmalspurbahnen  hatten 
15-11  km  eine  Spurweite  von  1  m  und  86-17  km 
eine  Spurweite  von  0-75  m.  2  Vollspurneben- 
bahnen haben  Zahnradstrecken  von  2-01  km 
und    5"57  km    (zusammen     7-58  km)     Länge. 

2.  Infolge  der  vorwiegend  gebirgigen  Boden- 
beschaffenheit des  Landes,  das  2  Mittelgebirge, 
nämlich  den  Schwarzwald  und  die  Schwäbi- 
sche Alb,  aufweist,  waren  beim  Bau  der  würt- 
tembergischen Staatseisenbahnen  häufig  erheb- 
liche Höhenunterschiede  zu  überwinden  (z.  B. 
Albübergang  bei  Geislingen)  und  Tunnel  und 
Viadukte  anzulegen.  Aus  diesen  Gründen  waren 
auch  die  durchschnittlichen  Baukosten  auf  1  km 
Bahnlänge  (Vollspurbahnen)  mit  410.942  M. 
in  Württemberg  wesentlich  höher  als  im 
Durchschnitt  der  deutschen  Vollspurbahnen 
(313.425  M.,    Stand   am   31.  Dezember  1913). 

An  Kunstbauten  waren  vorhanden:  810 
Brücken,  worunter  53  mit  über  30  m  Lichtweite 
der  einzelnen  Öffnungen,  24  Viadukte  mit  4233ot 
Gesamtlänge  und  59  Tunnel  mit  einer  Gesamt- 
länge von  20.183  m,  wovon  3142/w  eingleisig 
und   17.041  m  zweigleisig  ausgeführt  sind. 

3.  Infolge  der  ungünstigen  Bodenbeschaffen- 
heit des  Landes  hatten  die  württembergischen 
Staatseisenbahnen  von  allen  deutschen  voll- 
spurigen Staatsbahnen  \erhältnismäßig  am 
wenigsten  wagrechte  Vollspurstrecken.  Von  den 


1 997-67  km  Vollspurbahnen  lagen  nur  43 1  -48  km 
oder  21-60%  wagrecht,  dagegen  1566-19  Am 
oder  7840 %  in  der  Neigung.  Die  größte 
Neigung  war  bei  den  vollspurigen  Hauptbah- 
nen 1  :  43  (eine  der  stärksten  Neigungen  auf 
den  deutschen  Hauptbahnen),  bei  den  Neben- 
bahnen (unter  Außerachtlassung  der  Zahnrad- 
strecken) 1  :  27,  bei  den  Zahnradstrecken  1:10 
(die  stärkste  auf  den  deutschen  Vollspurbah- 
nen vorkommende  Neigung). 

In  gerader  Linie  lagen  von  den  württem- 
bergischen Vollspurstaatsbahnen  1146-67  km 
(57-40%),    gekrümmt   sind  &b\  km  (42-60%). 

Bei  den  Schmalspurbahnen  war  die 
stärkste  Neigung  1  :  25,  der  kleinste  Krüm- 
mungshalbmesser auf  freier  Strecke  80  m. 

4.  Die  Gesamtlänge  aller  Gleise  beträgt 
3960-65  km,  u.  zw.  2098-95  km  Bahnlänge, 
588-20  >^OT  zweite  Gleise  und  1273-50 /&/«  Sta- 
tionsnebengleise   und    Anschlußverbindungen. 

5.  Die  Zahl  der  Stationen  betrug  637. 

6.  Die  Zentral-Weichen-  und  Signalstellung 
ist  auf  allen  Bahnhöfen  der  Hauptbahnen  und 
einem  Teil  der  Nebenbahnstationen  eingerichtet. 

Zurzeit  wird  der  Hauptbahnhof  Stuttgart  um- 
gebaut undum450/?zin  der  Richtung  nach  Cann- 
statt  verlegt.  Die  Kosten  sind  nach  den  Preisen 
des  Jahres  1921   auf  528  Mill.  M  zu  schätzen. 

Die  Inbetriebnahme  des  ersten  Teiles  des 
neuen  Bahnhofs  ist  für  das  Jahr  1922  in 
Aussicht  genommen.  Im  Zusammenhang  mit 
dem  Umbau  des  Stuttgarter  Hauptbahnhofs  und 
dem  viergleisigen  Ausbau  der  Strecke  Ludwigs- 
burg-Plochingen  steht  eine  Reihe  größerer 
Bauwerke,  die  zum  größten  Teil  bereits  fertig- 
gestellt sind.  Zu  nennen  sind:  eine  viergleisige 
gewölbte  Neckarbrücke  bei  Cannstatt,  aus 
Stampfbeton  mit  7  Öffnungen  und  288  m 
Gesamtlänge,  eine  Überführung  der  vier- 
gleisigen Linie  Stuttgart-Ludwigsburg  und  der 
zweigleisigen  Strecke  Stuttgart-Böblingen  über 
die  Vorortgleise  und  ein  Ferngleis  der  Strecke 
Stuttgart  Eßlingen  bei  Stuttgart,  sowie  eine 
Überführung  der  Remsbahn  über  eine  größere 
Anzahl  Gleise  bei  Cannstatt.  Bei  diesen  Über- 
führungen wird  in  umfangreichem  Maße  Eisen- 
betonkonstruktion angewendet. 

b)  Fahrzeuge. 
Der  Bestand  an  Fahrzeugen  setzte  sich  am 
3 I.März  1914  zusammen  aus  831  Lokomotiven, 
19  Triebwagen,  2352  Personenwagen,  157 
Postwagen,  575  Gepäckswagen,  7495  bedeckten 
und  6410  offenen  Güterwagen. 

c)  Personalstand. 
Die   Gesamtzahl   der  im  Dienst  der  Eisen- 
bahnverwaltung beschäftigten  Personen  betrug 
im    Durchschnitt    des    Rechnungsjahres     1913 
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im  ganzen  22.838,  wovon  8495  planmäßig 
angestellte,  1190  gegen  Taggeid  verwendete 
Beamte  und   13.153  Arbeiter  waren. 

d)  Anlagekapital    und    Eisenbahnschuld. 

Das  Anlagekapital  der  Staatseisenbahnen  hat 
am  31.  März  1914   insgesamt  862,627.593  M. 
betragen,  wovon  bestritten  worden  sind: 
aus    Grundstockmitteln      .    .       39,106.322  M. 

„      Restmitteln 41,422.843    „ 

„     Überschüssen  des  Eisen- 
bahnreservefonds .    .         7,163.204    „ 
„     Betriebseinnahmen     .    .       32,444.602    „ 
durch   Anlehen 742,490.622    „ 

Von  dieser  Anlehenssumme  sind  1 27,709.367 
M.  getilgt,  die  Staatseisenbahnschuld  betrug 
daher  noch  614,781.255  M.  Unter  dem  Anlage- 
kapital sind  nicht  inbegriffen  21,819.138  M., 
Beiträge,  die  von  Dritten  zu  verschiedenen 
Bahnbauten  geleistet  worden  sind. 

Zum  Bau  von  Privatbahnen  hat  der  württem- 
bergische Staat  4,419.685  M.  Beiträge  geleistet. 

Der  Betriebsüberschuß  der  Staatseisenbahnen 
hat  den  Bedarf  für  die  Verzinsung  der  Eisen- 
bahnschuld im  Rechnungsjahr  1913  um 
2,994.862  M.  überstiegen.' 

Der  Vermögensstand  des  Reservefonds  der 
Staatseisenbahnen  betrug  am  31.  März  1914 
15,168.161  M. 


Im 


e)  Verkehr. 
Rechnungsjahre    1913  wurden: 


befördert 
Personen 

zurückgelegt 
P  km 

in  der   I.Klasse  .    .          75.394 
„     „    II.      „      .    .     1,816.694 
„      „   III.      „       .    .  14,338.582 
„      „   IV.      „       .    .  60,151.204 

7,862.991 

64,021.613 

468,132.054 

840,653.169 

Zusammen  .    .  76,381.879 

1.380,669.827 

Die  Einnahmen  betrugen  in  der 
I.Klasse.        557.336M.=    1,75%    derEin- 
II.     „       .     2,851.659   „  =    8,97  %   nahmen 

III.  „      .  13,012.012  „   =40,49  %{    alier 

IV.  ,.       .  15,392.759   „  =48,38  ^/Klassen. 

Zusammen  31,813.766  M. 

An  Reisegepäck  wurden  169.307^  mit  einer 
Einnahme  von   1,423,423  M.  abgefertigt. 

Die  im  Güterverkehr  beförderten  Gewichts- 
mengen verteilen  sich  auf: 
Eil-  und   E.xpreßgut  mit.    .    .    .         150.730/ 

Stückgut  mit 1,292.003/ 

Wagenladungsgüter  mit   ...    .  12,471.071  / 
Militär-  und  frachtpflichtiges 

Dienstgut  mit 220.41 1  t 

Unter  den  beförderten  Wagenladungsgütern 
befinden  sich  1,315.668  /  Holz  und  2,531.880  / 
Stein-  und  Braunkohlen,  sowie  Koks. 

Außerdem  wurden  223.705  t  Tiere  befördert. 


Von  den  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr 
(im  engeren  Sinn)  kommen  auf 

den  Binnenverkehr 12,933.993  M. 

„'     direkten  Verkehr    ....  28,166.129  „ 
„     Durchgangsverkehr    .    .    .     8,375.088  ,. 
hierzu  aus  dem  Tierverkehr  .    .  1,335.016  M. 
„     Dienstgütern     .    .    .       208.769  „ 
„     Militärgut      ....        271.801    „ 
Zusammen  .    .  51,290.796  M. 
Hierzu  kommen  noch  die 
Vergütungen  für  die  Beförderung 

von  Postgut 1,103.086  M. 

und  die  Nebenerträge  mit    .    .     1,279.836   „ 
Zusammen  .    .     2,382.932  M. 
Es  stellen  sich  somit  die  Gesamteinnahmen 
aus  dem  Güterverkehr  auf  53,673.728  M. 

B.  Weiterentwicklung  seit  1914. 

Weichen  Einfluß  der  Weltkrieg  auf  den  Ver- 
kehr der  württembergischen  Staatseisenbahnen 
ausgeübt  hat,  geht  aus  der  Übersicht  über  die 
Verkehrsentwicklung  (Abschnitt  C)  hervor.  Zu- 
nächst hatte  der  Krieg  einen  starken  Verkehrs- 
rückgang zur  Folge,  der  u.  a.  auf  die  Einstellung 
des  internationalen  Verkehrs  und  die  notwen- 
digen Beschränkungen  des  allgemeinen  Verkehrs 
in  Deutschland  zurückzuführen  ist. 

Aber  schon  im  Jahre  1916  waren  infolge 
des  überaus  starken  Militärverkehrs  und  der 
Zunahme  der  Kriegsindustrie  die  Verkehrs- 
zahlen des  Jahres  1913  wieder  erreicht.  In 
den  Jahren  1917  und  1918  ist  der  Verkehr 
weitergestiegen,  aber  im  Jahre  1919  wieder 
erheblich  zurückgegangen,  was  mit  dem  unglück- 
lichen Ausgang  des  Krieges  und  den  Folgen 
des  politischen  Umsturzes  zusammenhängt. 
Finanziell  war  das  Jahr  1916  mit  einem  Rein- 
ertrag von  rund  33  Mill.  M.  das  günstigste 
während  des  ganzen  Bestehens  der  württember- 
gischen Staatseisenbahnen.  Von  da  an  sind  die 
persönlichen  und  sachlichen  Ausgaben  sprung- 
haft in  die  Höhe  gegangen,  so  daß  im  Jahre  1917 
trotz  der  Zunahme  des  Verkehrs  und  der  Ein- 
nahmen der  Reinertrag  nur  noch  26  Mill.  M. 
betrug  und  die  Jahre  1918  und  1919  mit 
rund  27  und  99  Mill.  M.  Abmangel  abschlössen. 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  ergibt  sich 
aus   folgender  Gegenüberstellung: 


igi3 

M. 

h 

1919 
M. 

CO 

.11 

Persönliche 

Ausgaben     36,922.694 
Sachliche 
Ausgaben     32,651.666 

53 
47 

193,279.061 
156,172.571 

55 
45 

423 
378 

Zusammen 

69,574.360 

100 

349,451.632 

100 

402 
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Demgegenüber  haben  die  Einnahmen  von 
1913  "mit  94,295.658  M.  bis  1919  mit 
•250,205.639  M.  nur  um  165  %  zugenommen. 
Zur  Deckung  dieser  gewaltigen  Mehrausgaben 
mußten  neben  möglichster  Einschränkung 
der  Ausgaben  die  Einnahmen  vermehrt  wer- 
den, indem  vor  allem  die  Personen-  und 
Gütertarife  vom  Jahr  1918  an  wiederholt 
erhöht  wurden.  Die  Erhöhung  betrug  ein- 
schheßlich  der  auf  1.  März  1920  durch- 
geführten 100*0  igen  Erhöhung  der  Per- 
sonen-, Güter-  und  Tiertarife  bis  zum  Ende 
des  Rechnungsjahrs  1919  bei  den  Personen- 
tarifen im  Durchschnitt  etwa  350%,  bei  den 
Güter-  und  Tiertarifen  492%,  je  einschließlich 
der  Reichsverkehrssteuer.  Wegen  der  äußerst 
schlechten  Finanzlage  der  Eisenbahnverwaltung 
sind  die  Tarife  später  nochmals  erhöht  worden, 
u.  zw.    die  Personentarife   auf    1.   Juni    1921, 


die  Güter-  und  Tiertarife  auf  1.  April  1921. 
Die  Gesamterhöhung  beträgt  damit  bei  den 
Personentarifen  für  die  IV.  und  III.  Klasse 
550%,  für  die  II.  Klasse  622%  und  für 
die  I.  Klasse  735%,  bei  den  Güter-  und 
Tiertarifen  durchschnittlich  900-1200%. 
Weitere  Tariferliöhungen  sind  durchgeführt 
worden  und  stehen  noch  bevor. 

Die  Betriebsleistungen  für  den  öffentlichen 
Verkehr  mußten  während  des  Krieges  soweit 
möglich  eingeschränkt  werden.  Etwa  von 
Ende  1916  an  zwang  auch  der  Mangel  an 
guten  Kohlen  und  der  schlechte  Zustand 
der  Lokomotiven  (Fehlen  guter  Ersatzstoffe, 
Verwendung  eiserner  Feuerbüchsen  an  Stelle 
von  kupfernen  u.  s.  w.)  zu  einer  möglichsten 
Drosselung  des  Verkehrs.  Die  Entwicklung  der 
Betriebsleistungen  geht  aus  folgender  Über- 
sicht hervor: 


Rech- 
nungs- 
jahr 


Zahl  der 

beförderten 

Züge 


Zugkm  in 


Schnellzügen       Eilzügen 


Personen- 
zügen 


Güterzügen 


Arbeits- 
zügen 


1910 

528.423 

1913 

596.242 

1914 

403.892 

1915 

404.885 

1916 

388.179 

1917 

389.869 

1918 

351.499 

1919 

349.126 

1,993.274 
2,481.563 
1,622.321 
1,597.903 
1,649.008 
1,233.819 
581.554 
414.106 


1,637.249 

1,757.851 

777.422 

241.417 

266.923 

169.115 

62.682 

56.241 


13,077.671 
13,974,189 
10,393.562 
9,883.108 
9,722.476 
9,037.697 
8,264.301 
7,147.293 


6,368.965 
6,737.035 
5,714.835 
5,190.344 
5,370.821 
5,843.546 
5,650.061 
4,504.637 


82.487 
111.445 
95.716 
84.170 
56.345 
34.855 
44.025 
49.158 


Zugkm  im 
ganzen 


23,159.619 
25,062.083 
18,603.856 
16,996.942 
17,065.573 
16,319.032 
14,602.623 
12,171.435 


Von  den  wichtigeren  die  W.  berührenden 
Neuerungen  seit  Kriegsbeginn  sind  hervor- 
zuheben: 

1.   Gesetze  u.  s.  w. 

aj  Das  Frachturkundenstempelgesetz  vom 
17.  Juni   1916. 

bj  Das  Gesetz  über  die  Besteuerung  des  Per- 
sonen- und  Güterverkehrs  vom  S.April  1917. 

cj  Die  Verfügung  des  württembergischen 
Arbeitsministeriums  vom  15.  November  1918, 
betreffend  die  Regelung  der  Arbeitszeit  in 
Gewerbebetrieben.  Der  hierdurch  angeordnete 
Achtstundentag  ist  allmählich  auch  bei  der 
Eisenbahnverwaltung  eingeführt  worden. 

dj  Die  Verfügung  betreffend  Schaffung  des 
Beirats  der  württembergischen  Verkehrsbeamten 
vom  17.  Januar  1919,  zum  Zweck  der  Ver- 
tretung der  Interessen  der  Verkehrsangestellten 
in  allen  wirtschaftlichen,  rechtlichen,  sozialen 
und  dienstlichen  Angelegenheiten  gegenüber 
der  Verwaltung. 

ej  Der  Friedensvertrag  von  Versailles  vom 
28.  Juni    1919. 

fj  Die  Reichsveifassung  vom  1.  August  1919. 

gj  Das  Betriebsrätegesetz  vom  4.  Februar 
1920   zur   Wahrung    der    gemeinsamen    wirt- 


schaftlichen Interessen  der  Arbeitnehmer  dem 
Arbeitgeber  gegenüber  und  zur  Unterstützung 
des  Arbeitgebers  in  der  Erfüllung  der  Betriebs- 
zwecke. 

/ij  Der  Staatsvertrag  über  deri  Übergang 
der  Staatseisenbahnen  auf  das  Reich  und  die 
vorläufige  Verwaltungsordnung  der  Reichs- 
eisenbahnen vom   31.  März    1920. 

2.   Organisation,  Personalwesen. 

a)  Zu  den  3  Abteilungen  der  General- 
direktion (Bau-,  Betriebs-  und  Verwaltungs- 
ableilung  [jetzt  Verkehrs-  und  Finanzabteilung]) 
trat  am  30.  Januar  1920  als  4.  Abteilung  die 
Maschinenabteilung  zur  Bearbeitung  der  ma- 
schinentechnischen Angelegenheiten.  Weiter 
wurde  am  31.  März  1920  als  5.  Abteilung 
die  Personalabteilung  eingerichtet  zur  Behand- 
lung der  Personalangelegenheiten,  die  sich  in- 
folge der  starken  Zunahme  des  Personals  und 
der  neuen  Bestimmungen  für  das  Personal- 
wesen als  notwendig  erwiesen  hatte. 

bJ  Während  früher  die  Leitung  des  äußeren 
Dienstes  zwischen  den  Bau-  und  Betriebs- 
inspektionen in  der  Weise  geteilt  war,  daß  die 
Bauinspektionen  den  Bahnbau  und  die  Bahn- 
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Unterhaltung,  die  Betriebsinspektionen  den 
Betrieb  und  Verkehr  zu  leiten  hatten,  sind  in 
den  letzten  Jahren  nach  dem  Vorgang  der 
preußisch-hessischen  Staatseisenbahnen  ver- 
suchsweise 2  Betriebsämter  für  den  Bahnbau 
und  Betrieb  und  1  Verkehrsamt  für  den  Verkehr 
eingerichtet  worden;  ferner  wurde  1  Betriebs- 
amt geschaffen,  das  in  seinem  Bezirk  sowohl 
den  Bau  und  Betrieb  als  auch  den  Verkehr 
zu  leiten  hat. 

c)  Vom  Personal  der  württembergischen 
Staatseisenbahnen  sind  bis  20.  Mai  1918  4994 
Leute  zum  Dienst  mit  der  Waffe  und  615  zum 
Feldeisenbahndienst,  zusammen  5609  Ange- 
hörige zum  Heeresdienst  eingezogen  worden. 
Außerdem  waren  2421  Leute  zum  Eisenbahn- 
kolonnendienst in  das  besetzte  Gebiet  abge- 
ordnet. Hiernach  war  mehr  als  ^3  des  Personal- 
bestands von  1913  dem  Dienst  in  der  Heimat 
entzogen. 

Im  Durchschnitt  des  Rechnungsjahres  1919 
betrug  der  Personalstand  30.949  Köpfe,  hiervon 
12.024  Beamte  und  18.925  Arbeiter,  oder 
35-5%    mehr  als   1913. 

d)  An  die  Stelle  der  Betriebs-  und  Werk- 
stättenlohnordnungen  vom  1.  April  1907  traten 
die  Tarifverträge  für  den  Betriebs-,  Bahn- 
unterhaltungs-  und  Werkstättendienst  vom  Mai- 
Juni  1919,  die  später  durch  Reichslohntarif- 
verträge ersetzt  wurden. 

e)  In  den  Prüfungsbestimmungen  sind  durch 
Verfügung  des  württembergischen  Staatsmini- 
steriums vom  21.  Februar  1920  verschiedene 
Vergünstigungen  eingetreten,  wodurch  das 
Aufrücken  in  Stellen  des  Assistenten-,  Sekretär- 
und  des  höheren  Dienstes  erleichtert  wurde. 
In  bestimmten  Fällen  wird  u.  a.  von  der 
Erstehung  der  vorgeschriebenen  Dienstprüfung 
abgesehen. 

3.  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Die  Eisenbahnverwaltung  war  von  Beginn 
des  Kriegs  an  bestrebt,  die  Lage  des  Perso- 
nals und  seiner  Familienangehörigen  zu  er- 
leichtern. Schon  am  4.  August  1914  wurden 
die  Beihilfen  für  die  Familien  der  zum  Kriegs- 
dienst eingezogenen  Arbeiter  geregelt.  Der 
Steigerung  der  Preise  für  Lebensmittel  und 
sonstige  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs 
sowie  dem  Mangel  an  diesen  Gegenständen 
während  des  Kriegs  und  nach  demselben 
suchte  die  Eisenbahnverwaltung  auf  allerlei 
Weise  zu  begegnen.  Dem  Personal  wurden 
bahneigene  entbehrliche  Grundstücke  unent- 
geltlich oder  gegen  geringen  Pachtzins  zur 
Anpflanzung  von  Kartoffeln,  Gemüse  u.  s.  w. 
überlassen.  Weiter  wurde  für  das  Personal 
Saatgut    beschafft.     Endlich    wurden    in    den 


Werkstätten  Trocknungsanstalten  für  Gemüse, 
Obst  u.  s.  w.  eingerichtet,  die  dem  Personal 
unentgeltlich  zur  Verfügung  standen;  nach 
und  von  den  Trocknungsanstalten  wurden  die 
Gegenstände  frachtfrei  befördert.  Über  den 
Nutzen  der  Kleintierzucht  wurde  das  Personal 
durch  Merkblätter  u.  s.  w.  unterrichtet  und 
durch  unentgeltliche  Abgabe  von  Baumaterial 
(Altmaterial)  bei  der  Herstellung  von  Ställen 
unterstützt.  Es  wurden  auf  geeigneten  Stationen 
Suppenküchen  eingerichtet,  in  denen  zunächst 
Kaffee  unentgeltlich  und  Suppe,  später  aber 
auch  ganze  Mittagessen  (Suppe,  Gemüse, 
Fleisch  oder  Teigwaren)  zu  ganz  niederen 
Preisen  verabreicht  wurden.  Mit  der  allmählichen 
Lockerung  der  Zwangsbewirtschaftung  wurden 
Lebensmittel  und  sonstige  wichtige  Bedarfs- 
gegenstände wie  Kleider,  Schuhe,  Seife,  Tabak 
in  großem  Umfang  eisenbahnseitig  beschafft 
und  gegen  mäßigen  Preis  abgegeben.  In  der 
Werkstätte  Cannstatt  wurde  zur  Instandsetzung 
von  Berufsschuhwerk  eine  Schuhwerkstätte 
eingerichtet. 

4.  Umfang  des  Netzes. 

Trotz  der  schweren  Lasten,  die  der  Krieg 
in  persönlicher  und  finanzieller  Beziehung  für 
die  Eisenbahnverwaltung  mit  sich  brachte,  hat 
Württemberg  auch  während  des  Kriegs  so 
weit  möglich  an  der  Weiterentwicklung  seines 
Eisenbahnnetzes  gearbeitet.  Es  wurden  staat- 
liche Nebenbahnen  in  der  Gesamtlänge  von 
56-38  km  eröffnet,  außerdem  wurde  die 
8-34  km  lange  Privatbahnstrecke  Echterdingen- 
Neuhausen  (Filder)  in  den  Betrieb  der 
Reichsbahn  übernommen.  Diese  Bahnen  sind 
bis  auf  eine  (Buchau-Riedlingen)  normalspurig. 
Am  31.  .März  1920  war  die  Länge  des  württem- 
bergischen Staatsbahnnetzes  auf  2155-37  km 
angewachsen,  davon  1608-60  äot  Hauptbahnen 
und  546-77  km  Nebenbahnen.  Die  Zahl  der 
Stationen  betrug  652. 

5.  Fahrzeugbestand. 

Anläßlich  des  Waffenstillstandes  mußten  23 
Lokomotiven,  IIOI  bedeckte  und  938  offene 
Güterwagen,  90  Gepäckwagen  und  286  Per- 
sonenwagen an  die  Entente  abgeliefert  werden. 
Der  Bestand  an  Fahrzeugen  am  31.  März  1920 
betrug:  885  Lokomotiven,  17  Triebwagen,  2442 
Personenwagen,  1 60  Postwagen,  647  Gepäck- 
wagen, 8717  bedeckte  und  8179  offene  Güter- 
wagen. 

6.  Übergang  der  württembergischen 
Staatsbahnen  auf  das  Reich. 

Nach  Art.  89  der  Reichsverfassung  ist  es 
Aufgabe  des  Reichs,  die  dem  allgemeinen  Ver- 
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kehr  dienenden  Eisenbahnen  in  sein  Eigentum 
zu  übernehmen  und  als  einheitliche  Verkehrs- 
anstalt zu  verwalten.  Auf  Qrund  dieser  Be- 
stimmung ist  am  31.  März  1920  zwischen  der 
Reichsregierung  und  den  Regierungen  der  ein- 
zelnen Länder  mit  Staatsbahnbesitz  ein  Ver- 
trag abgeschlossen  worden,  wonach  sämtliche 
Bahnen  der  einzelnen  Länder  am  1.  April  1920 
auf  das  Reich  übergingen.  Der  Kaufpreis  für 
die  württembergischen  Staatseisenbahnen  be- 
trägt nach  vorläufiger  Berechnung  rund  1400 
Mill.  M.  Mit  dem  Übergang  der  württem- 
bergischen Staatseisenbahnen  auf  das  Reich 
hat  auch  die  Verkehrsabteilung  des  württem- 
bergischen  Ministeriums  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten zu  bestehen  aufgehört,  die  bis 
zum^S  I.Dezember  1920 
noch  als  Zweigstelle  des 
Reichsverkehrsministe- 
riums tätig  war.  jetzt 
leitet  die  an  die  Stelle 
der  „Generaldirektion 
der  Württembergischen 
Staatseisenbahnen"  ge- 
tretene „Eisenbahn-Ge- 
neraldirektion Stuttgart " 
in  unmittelbarer  Unter- 
ordnung unter  das 
Reichsverkehrsministe- 
rium in  Berlin  das  Eisen- 
bahnwesen in  Württem- 
berg. Die  Organisation 
der  Behörden  ist  im 
übrigen  bis  jetzt  im  all- 
gemeinen gleich  geblie- 
ben; sie  wird  jedoch 
allmählich  einheitlich  im 
ganzen  Reichsbahnge- 
biet    geregelt    werden. 


Nach  Art.  93  der  Reichsverfassung  er- 
richtet die  Reichsregierung  zur  beratenden 
Mitwirkung  in  Angelegenheiten  des  Eisenbahn- 
verkehrs und  der  Tarife  für  die  Reichseisen- 
bahnen mit  Zustimmung  des  Reichsrats  Bei- 
räte. Bis  zu  ihrer  Bildung,  über  die  gegen- 
wärtig Verhandlungen  schweben,  bleibt  der 
bisherige  Beirat  der  württembergischen  Staats- 
eisenbahnen als  Beirat  der  deutschen  Reichs- 
bahn, Bezirk  Württemberg,  bestehen. 

Mit  dem  Übergang  auf  das  Reich  haben  die 
württembergischen  Staatseisenbahnen  ihr  Ende 
gefunden.  In  den  75  Jahren  ihres  Bestehens 
haben  sie  zum  Segen  Württembergs  gewirkt 
und  zu  seinem  Aufblühen  und  Gedeihen 
wesentlich  beitragen. 


C.  Betriebsergebnisse  und  Verkehrsentwicklung    seit    1891. 


Be- 
triebs- 
jahr 


1891 
1893 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 


Anlage- 

Betriebs- 

kapital im 

länge  im 

Jahres- 

Jahres- 

durch- 

durchschiiitt 

schnitt   in 

km 

1000  M. 

Gesamtein- 
nahmen 
auf  1  Be- 
IriebsAiTZ 
M. 


Ausgaben 

auf  1  Be- 

triebsA'n 

M. 


Verhält- 
nis der 
reinen 
Betriebs- 
ausgabe 
zurreinen 
Betriebs- 
einnahme 
(Betriebs- 
kosten- 
zahl) 


Betriebs- 
überschuß 
auf  I  Be- 
triebsÄ/ra 
M. 


Rente 


1636-44 
171798 
1830-87 
1962-86 
2031-65 
2065-41 
2097-63 
2098.95 
2101-12 
2113-34 
2131-66 
2143-79 
2150-19 
215502 


489.418 
522.433 
578.199 
648.485 
749.210 
772.340 
796.904 
817.456 
832.766 
843.578 
856  077 
S67.244 
879.713 
943.025 


22.133 
25.312 
30.704 
35.214 
41.002 
43.269 
44.076 
44.925 
39.269 
41.277 
47.792 
54.597 
64.253 
116.104 


15.180 

66-65 

15.838 

60-26 

21.579 

6384 

24.300 

65-01 

28.070 

66-12 

30.532 

68-31 

31.359 

68-74 

33.147 

71-48 

30.983 

7710 

28.962 

67-83 

32.479 

64-61 

42.961 

76-40 

76.805 

117-16 

162.157 

14206 

6962 

9473 

9125 

10.913 

12.932 

12.737 

12.717 

11.778 

8286 

12.315 

15.312 

11.636 

12.552 

46.053 


2-33 
312 
2-89 
3  30 
3-51 
3-41 
3-35 
3-02 
209 
3  09 
381 
2-88 
-  3-07 
-10-52 


I 


Be- 
triebs- 
jahr 


1891 

1895 
1900 
1905 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 


Personenverkehr 


Zahl   der 

beförderten 

Personen 


Zurückgelegte 
P.km 


Gesamtein- 
nahmen aus 
dem  Personen- 
und    Gepäck- 
verkehr 
M. 


Güterverkehr  (einschl.  Tierverkehr) 


beförderte 
t 


zurückgelegte 
ihm 


Gesamtein- 
nahmen aus 
dem   Güter- 
verkehr 
M. 


17,592.078 
24,210.427 
33,966.909 
45,514,406 
64,634.017 
70,510.301 
74,883.200 
76,381.879 
58,396.195 
61,286  038 
74,831.024 
86,989.694 
96,395.440 
90,978.732 


363,192.046 

470,463.685 

658,481.336 

840,135.833 

1.202,279.142 

1.289,597.897 

1.369,731.537 

1.380,669.827 

1.225,576.683 

1.317,820.960 

1.952,267.717 

2.070,408.473 

2.579,070.415 

1.696,034.195 


12,188.631 
14,401,910 
19,522.536 
23,774.265 
29,491.754 
31,542.615 
33,355.824 
33,561.707 
27,620.662 
26,857.235 
37,105.815 
41,664.628 
52.702  665 
72,906.088 


5,403.087 
6,708.847 
8,029.635 
10,381.435 
12,516,122 
13,833.489 
14,177.128 
14,366.920 
11,882.022 
12,615.779 
13,519.065 
14,944.441 
14,996.297 
10,964.170 


422,608.326 

550,269.417 

674,734.924 

864,716.131 

1.041,653.930 

1.127,123.550 

1.168,314.514 

1.173,644.199 

1.030,231.743 

1.084,196.956 

1.189,931,458 

1,322,510.026 

1.344,604,405 

993,832,796 


21,691.960 
26,241.243 
31,412,140 
39,351.453 
48,165.975 
51,645.251 
52.832.210 
53,673.728 
47,872.127 
51,096.749 
53,069.176 
62,758.478 
71,641.683 
149,239.267 
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reich Württemberg.  -  Statistik  der  im  Betrieb  be- 
findhchen  Eisenbahnen  Deutschlands,  bearbeitet 
im  Reichseisenbahnamt.  -  Verwaltungsberichte  der 
Württembergischen  Verkehrsanstalten. 

Hochstetter. 

Wüstenbahnen  sind  Eisenbahnen,  die  vor- 
wiegend wüstenartiges,  d.  h.  pflanzungsloses, 
für  jegliche  Bepflanzung  und  Bebauung  un- 
geeignetes, daher  von  Menschen  und  Tieren 
nicht  bewohntes,  meist  auch  wasserloses  Gelände 
durchziehen.  Als  wichtigste  Beispiele  solcher 
W.  sind  zu  nennen:  die  Saharabahn  in  Afrika 
und  die  große  Oberlandbahn  Kalgoorlie- 
Port  Augusta  in  Australien  (vielfach  als 
W.  bezeichnet),  letztere  ausgeführt  und  im 
Betrieb,  erstere  im  wesentlichen  nur  als 
Plan  französischer  Kolonialimperialisten  be- 
stehend. 

1.  Die  Saharabahn  (s.  Saharaquerbahn, 
Enzykl.  d.  Ebw.  Bd.  VllI,  S.  296,  und  die  Abhand- 
lung des  Verfassers  im  Arch.  f.  Ebw.  1919,  S.  443: 
DieSahara-Eisenbahn,  Entwicklung  und  heutiger 
Stand  der  Frage.  Mit  einer  Übersichtskarte) 
wird  von  den  Franzosen  (insbesondere  nach 
Berthelots  Vorschlag  als  „Transafricain")  ge- 
plant als  Fortsetzung  der  vorhandenen  Linie 
Oran-Colomb  Bechar  über  Igli  und  die  Tuat- 
und  die  Tidi  Kelt-Oasen  nach  Aulef  und  Sil  et; 
hier  Gabelung  in  südwestlicher  Richtung  über 
Adrar  zum  Nigerbogen  nach  Gao,  nördlich 
Ansongo  und  südöstlich  über  Agades  nach 
Ngi  gm  i  am  Tschadsee,  mit  Weiterführung  durch 
Französisch-Äquatorialafrika  über  Ndele  nach 
Semio,  um  in  der  belgischen  Kongokolonie 
schließlich  den  Kongo  bei  Stanleyville  zu 
erreichen.  Länge  bis  zum  Tschadsee  3500  km, 
Zweigbahn  von  Silet  zum  Niger  1000  km;  vom 
Tschadsee  nach  Stanleyville  2500  km,  insgesamt 
rd.  7000  Am.  Gesamtkosten:  400-500  Mill. 
Fr.  Kilometerbaukosten  im  Saharagebiet  80.000, 
im  Kongogebiet   100.000  Fr. 

Technische  Forderungen:  Europäische 
Vollspur  1'435  m,  Schienengewicht  45'5  kglm; 
Höchststeigung  10%ö,  ausnahmsweise  15%o; 
kleinster  Bogenhalbmesser  750,  ausnahmsweise 
300  m.  Reisegeschwindigkeit  60  km'Sid.  Der 
Betrieb  ist  elektrisch  mit  einphasigem  Wechsel- 
strom in  Aussicht  genommen,  zu  erzeugen  mit 
70.000  Volt  Spannung  in  7  Kraftwerken,  die 
mit  Dieselmotoren  ausgerüstet  werden.  Elek- 
trische Lokomotiven  von  je  2000  PS. 

2.  Die    australische   W.     Um    für    die 
australischen   Oststaaten   Queensland,  Neusüd- 
Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


Wales  und  Viktoria  die  bis  dahin  völlig  fehlende 
Eisenbahnverbindung  mit  Westaustralien  zu 
schaffen,  beschloß  der  australische  Staatenbund 
(Commonwealth)  im  Herbst  1911  die  Her- 
stellung der  großen  Überlandbahn  quer  durch 
das  südaustralische  Festland  von  Kalgoorlie 
in  Westaustralien  nach  Port  Augusta  in  Süd- 
australien in  europäischer  Vollspur  (P435  m). 
Die  Bauausführung  im  Eigenbetrieb  und  auf 
Kosten  des  Reichs  begann  September  1912 
und  wurde  November  1917  vollendet.  Auch 
der  Betrieb  der  Bahn  wird  von  der  Reichsver- 
waltung geführt.  Die  Bahn  mit  1693  km  Ge- 
samtlänge hält  sich  im  allgemeinen  nahe  der 
Südküste  und  verläuft  bei  Durchschneidung 
der  baumlosen  Nullarbor-Ebene  auf  483  km 
geradlinig;  sie  führt  auf  etwa  1 600  km  durch 
wasserloses  Gelände,  von  dem  etwa  1 080  km 
unbewohnt  sind  und  kaum  Aussicht  zu  land- 
wirtschaftlicher Verwertung  bieten.  Hier  besteht 
eine  Strecke  von  563  km  Länge  o  h  n  e  Z  w  i  s c  h  e  n- 
station,  die  ohne  Verkehrsaufenthalt  der  Züge 
durchfahren  wird;  mit  dieser  stationslosen 
Streckenlänge  dürfte  die  australische  W.  unter 
den  Eisenbahnen  der  Erde  unübertroffen  da- 
stehen. Die  maßgebende  Steigung  beträgt  im 
allgemeinen  1  :  100,  auf  kurze  Strecken  1  :  60. 
162  km  östlich  Kalgoorlie  liegt  der  höchste 
Punkt  der  Bahn,  404  m  ü.  M.  In  ihrem  ganzen 
Verlauf  zwischen  den  beiden  Endpunkten  kreuzt 
sie  nicht  einen  einzigen  Wasserlauf,  der  dauernd 
Wasser  führt.  Beim  Bahnbau  bereitete  die 
Wassererschließung  die  größten  Schwierigkeiten ; 
zahlreiche  Brunnen  mußten  gebohrt  und  Stau- 
dämme zur  Aufspeicherung  von  Wasser  er- 
richtet werden. 

Die  ursprünglich  auf  3'99  Mill.  1  veran- 
schlagten Baukosten  haben  sich  schließlich  auf 
rd.  8  Mill.  £,  das  sind  etwa  96.400  M/Aw 
belaufen,  nachdem  die  Bahn  für  das  Befahren  mit 
Schnellzügen  ausgebaut  worden  war.  Schienen- 
gewicht 40  kg;m;  Schwellen  aus  australischen 
Hölzern. 

Die  Notwendigkeit  des  Baus  ergab  sich  vor- 
wiegend aus  strategischen  Erwägungen,  indem 
durch  die  Bahn  die  Möglichkeit  gewonnen  wird, 
größere  Truppenverschiebungen  zwischen  West 
und  Ost  in  viel  kürzerer  Zeit  und  mit  größerer 
Sicherheit  durchzuführen,  als  bisher.  Die  Bahn 
soll  auch  dem  Durchgangsverkehr  zwischen 
den  Goldfeldern  von  Westaustralien  und  den 
landwirtschaftlichen  Bezirken  des  Ostens  dienen 
und  diesen  Verkehr  der  Seeschiffahrt,  mit  ihren 
bisher  ungemein  hohen  Beförderungspreisen, 
entziehen.  Durch  die  Bahn  haben  nunmehr 
die  Hauptstädte  aller  australischen  Staaten 
Schienenverbindung  untereinander  erhalten,  so 
daß  man  jetzt  z.  B.  von  Perth  (Westaustralien) 
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auf  rd.  5150  ^/K  Entfernung  bis  Brisbane  (in 
Queensland)  mit  der  Bahn  fahren  kann.  Von 
Kalgoorlie  nach  Adelaide  fährt  man  jetzt  in 
36  Stunden,  bisher  5  Tage.  Seit  Eröffnung  der 
Bahn  veri<ehren  wöchentlich  3  Züge. 

Da  in  Westaustralien  die  Kapspur,  1-067  m, 
besteht  und  am  östlichen  Endpunkt  der  Ober- 
landbahn in  Port  Augusta  bei  der  südaustrali- 
schen Bahn  dieselbe,  bei  einem  Teil  des  Bahn- 
netzes aber  die  irische  Breitspur  von  1'601  m 
vorhanden  ist,  so  müssen  alle  Durchgangsgüter 
der  Überlandbahn  in  beiden  Endbahnhöfen 
stets  umgeladen  werden. 

Durch  die  neue  W.  werden  die  einzelnen 
Bahnen  des  australischen  Festlandes,  die  sich 
bisher  infolge  ihrer  getrennten  Lage,  z.  T. 
ohne  jeden  Zusammenhang,  ziemlich  selbständig 
entwickelt  hatten,  miteinander  verschmolzen 
und  in  ihren  Verkehrsbeziehungen  einander 
wesentlich  genähert.  Insofern  ist  die  W.  ein 
wertvolles  Bindeglied  zwischen  den  Ost-  und 
Weststaaten  Australiens. 

Auch  einige  Bahnen  in  Amerika  und  Afrika, 
z.B. die  Ugandabahn,  die  Lüderitzbuchtbahn,  die 
Sudanbahn  haben  streckenweise  den  Charakter 
von  W. 

(Arch.  f.  Ebw.  1Q20,  S.  241 :  Der  Eisenbahn- 
bau in  Australien  in  den  letzten  Jahren.) 

Siehe  auch  Westaustralien.  Baltzer. 

Wundstreifen  s.  Sicherheitsstreifen. 

Wurmb  Karl,  einer  der  hervorragendsten 
österreichischen  Eisenbahningenieure,  dessen 
Name  mit  dem  Baue  der  Alpenbahnen  für 
immer  verknüpft  bleiben  wird,  geboren  1850 
zu  Neumarkt  bei  Wels,  gestorben  in  Wien 
am  31.  Januar  1907.  Nach  Beendigung  der 
Studien  am  Züricher  Polytechnikum  kam  er  als 
Ingenieur-Assistent  zur  Südbahn,  war  sohin  bei 
der  Brennerbahn  und  bei  dem  Bau  der  Puster- 
talbahn  tätig.  Er  wirkte  auch  beim  Bau  der 
Strecke  Villach  -  Tarvis,  bei  der  Trassierung  der 
Predilbahn,  der  Salzkammergutbahn  und  der 
Arlbergbahn.  Im  Jahre  1883  leitete  er  den  Bau 
der  Wasserwerke  Kerka  -  Sebenico.  Er  war 
später  als  Bauführer  der  westlichen  Hälfte  des 
Arlbergtunnels  tätig,  kam  zur  Generaldirektion 
der  österreichischen  Staatsbahnen,  bei  der  er  im 
Bureau  für  Oberbau-  und  Stationsanlagen  wirkte. 
1887-  1890  widmete  W.  seine  Arbeitskraft  aus- 
schließlich der  von  Dr.  RöU  herausgegebenen 
Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  Am  1.  April 
1890  trat  er  beim  steiermärkischen  Landesaus- 
schuß ein,  wo  er  im  Jahre  1892  Direktor  des 
Landeseisenbahnamtes  wurde.  Er  hat  die  Linien 
Cilli- Wöllan,  Pöltschach  -  Gonobitz,  Stainz- 
Wieselsdorf,  Kapfenberg  -  Seebach,  dann  die 
Murtalbahn  ausgeführt.  Im  Jahre   1901   wurde 


er  zum  Sektionschef  befördert  und  übernahm 
gleichzeitig  die  Stelle  eines  Eisenbahnbau- 
direktors für  die  Errichtung  der  Alpenbahnen. 
Die  großen  Bahnen,  die  die  Überschienung 
der  Hohen  Tauern  und  die  zweite  Verbindung 
mit  Triest  bedeuten,  sind  sein  Werk.  Er  hat  die 
Ausarbeitung  der  Projekte  und  die  schwierige 
und  mühsame  Durchführung  dieser  Bauten, 
die  einen  Triumph  der  österreichischen  Eisen- 
bahntechnik darstellen,  zielbewußt  geleitet.  W. 
hätte  den  großen,  beim  Bau  dieser  Bahnen 
sich  immer  wieder  erneuernden  Schwierig- 
keiten und  Hemmnissen  aller  Art  nicht  zu 
begegnen  vermocht,  wenn  ihm  nicht  neben 
seinen  reichen  Kenntnissen  und  Erfahrungen, 
persönlicher  Mut  und  feste  Entschlossenheit 
eigen  gewesen  wäre,  durch  die  er  seine  Mit- 
arbeiter zu  aufopferndem  Schaffen  anzueifern 
verstand.  Es  sei  nur  an  die  wiederholten 
Wassereinbrüche  und  sonstigen  Unglücksfälle 
beim  Bau  des  Karawankentunnels,  und  nicht 
minder  an  die  aufreibenden  Arbeiten  beim 
Bosrucktunnel  erinnert,  wo  er  oft  in  verzwei- 
felten Lagen  seine  Ruhe  und  Geistesgegen- 
wart nicht  verlor. 

1905  trat  W.  infolge  der  heftigen  Kritik, 
die  die  großen  Überschreitungen  beim  Baue 
der  Alpenbahnen  im  Parlament  erfuhren  (gegen 
100  Millionen),  in  den  Ruhestand. 

Eine  große  Genugtuung  für  seine  glänzenden 
Leistungen  wurde  ihm  dadurch  zuteil,  daß  ihn 
die  Wiener  Technische  Hochschule  an  dem 
Tage,  an  dem  die  zweite  Eisenbahnverbindung 
nach  Triest  (Aßling- Görz- Triest)  eröffnet 
wurde,  zum  ersten  Ehrendoktor  ernannte.  In 
einer  feierlichen  Versammlung  des  Österreichi- 
schen Ingenieur-  und  Architektenvereines  fand 
die  Überreichung  des  Doktordiploms  an  ihn 
statt.  Die  Verehrung,  die  man  W.  in  allen 
technischen  Kreisen  entgegenbrachte,  kam  hier- 
bei zu  lebhaftem  Ausdrucke.  Das  Ehrendiplom 
hatte  folgenden  Wortlaut:  „Das  Professoren- 
kollegium der  Technischen  Hochschule  in 
Wien  hat,  um  der  stolzen  Freude  an  den  be- 
wunderungswürdigen Leistungen  österreichi- 
scher Ingenieure  bei  dem  Baue  der  neuen 
Alpenbahnen  feierlich  Ausdruck  zu  geben,  den 
Beschluß  gefaßt,  dem  Sektionschef  im  Eisen- 
bahnministerium Karl  Wurmb  in  Anerkennung 
seiner  Verdienste  um  die  Projektierung  und 
Durchführung  dieser  technisch  und  wirtschaft- 
lich so  hochbedeutsamen  Ingenieurbauten  die 
Würde  eines  Ehrendoktors  der  technischen 
Wissenschaften  zu  verleihen." 

Seine  Freunde  und  Kollegen  errichteten  ihm 
in  Salzburg  ein  würdiges  Standbild. 

Röil. 
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Ybbstalbahn,  am  22.  Oktober  1S94  für 
die  Strecke  Waidliofen  an  der  Ybbs-  Kienberg- 
Oaming,  am  20.  Mai  189S  für  die  Strecke 
Ostadt  — Ybbsitz  mit  staatlicher  Reinertrags- 
garantie konzessionierte  schmalspurige  Eisen- 
bahn in  Niederösterreich  (Spurweite  O-Jbm). 
Die  Teilstrecke  Waidhofen  an  der  Ybbs- 
Ybbstalbahnhof  bis  Qroß-Hollenstein  wurde 
dem  öffentlichen  Verkehre  am  15.  Juli  1896 
übergeben.  Ihr  folgten  die  Teilstrecke  Oroß- 
Hollenstein  bis  Lunz  am  15.  Mai  1898,  die 
Teilstrecke  Lunz  bis  Kienberg-Gaming  am 
12.  November  1898  und  die  Flügelbahn 
Gstadt  -  Ybbsitz  am  9.  Mai   1899. 

Die  im  Bundesbahnbetrieb  stehende  Y.  hat 
eine  Bauhänge  von  70-92  km,  eine  Tariflänge  von 
79  km,  der  Flügel  Gstadt  —  Ybbsitz  hat  eine 
Baulänge  von  5'86  km  und  eine  Tariflänge  von 
7  km.  Der  kleinste  Bogenhalbmesser  beträgt  60  m. 
Im  Anschlußbahnhofe  an  die  Linie  Amstetten  - 
Selztal  in  Waidhofen  an  der  Ybbs-Ybbstal- 
bahnhof  ist  die  Schwellenhöhe  36M  m  über 
dem  Adriatischen  Meere,  in  der  Station  Pfaffen- 
schlag, in  km  59.64  erreicht  die  Y.  den  höchsten 
Punkt  mit  einer  Seehöhe  von  698'8  m  um  bis 
Kienberg-Gaming,  dem  Anschiußbahnhof  der 
Linie  Pöchlarn  -  Kienberg-Gaming  wieder  auf 
391  m  Seehöhe  zu  fallen.  Der  Endpunkt  des 
Flügels  in  Ybbsitz  hat  eine  Schwellenhöhe  von 
409^6  m.  Bis  Lunz,  km  53"55  ist  die  größte 
Steigung  10%(, von  LunzbisPfaffenschlag21-9%ö, 
von  Pfaffenschlag  bis  Kienberg-Gaming  ein 
größtes  Gefälle  von  34-4%(,;  die  Flügelbahn 
Gstadt  — Ybbsitz  weist  als  größte  Neigung  18%o 
auf.  Von  Waidhofen  bis  Lunz  führt  die  Bahn  im 
Tale  der  Ybbs,  übersetzt  diese  dreimal  mit 
eisernen  Fachwerksbrücken,  von  55, 50  und  40  m 
lichter  Spannweite;  von  Lunz  bis  Pfaffenschlag 


verläuft  sie  im  Tale  des  Bodingbaches,  während  sie 
auf  der  Wasserscheide  in  Pfaffenschlag  in  das 
Einzuggebiet  der  Erlauf  tritt.  Die  Flügelbahn 
nach  Ybbsitz  übersetzt  hinter  Gstadt  die  Ybbs 
und  führt  dann  längs  der  kleinen  Ybbs,  die 
sie  zweimal  überbrückt. 

An  sonstigen  größeren  Bauwerken  sind  die 
Brücke  über  die  Stadt  Waidhofen  und  den 
Schwarzbach  in  km  1L2/5,  der  80  m  lange 
Tunnel  in  km  14-0/1  und  zwei  Viadukte  mit 
eisernen  Gerüstpfeilern  in  Amol •8/9  über  den 
Wetterbachgraben,  78-08  m  lang,  30  m  hoch, 
und  in  km  63-2/4  über  den  Hühnernestgraben 
94-07  m  lang,  23  m  hoch,  beide  in  einem 
Bogenhalbmesser  von  60  m  und  in  einem 
Gefälle  von  25%(,  gelegen,  zu  erwähnen. 

Die  Bahn  war  wiederholt  durch  die  Hoch- 
wässer der  Ybbs  gefährdet,  besonders  das 
Hochwasser  des  Jahres  1899  hat  große  Ver- 
heerungen angerichtet. 

Die  Y.  hat  außer  den  Anschlußbahnhöfen 
1 1  Bahnhöfe  mit  voller  Abfertigungsbefugnis, 
außerdem  6  öffentliche  Ladestellen  und  1 2  Flalte- 
stellen,eineBetriebstelephonlinie,  6  Lokomotiven, 
15  Personen-,  4  Dienst-  und  Post-,  20  gedeckte 
und  117  offene  Güterwagen.  Sie  befördert 
hauptsächlich  Holz,  aber  auch  Holzstoffpappe 
und  Eisenwaren  als  Zubringerin  zu  den  Haupt- 
bahnen, in  der  Gegenrichtung  vor  allem 
Lebensmittel,  Futtermittel  und  Baustoffe.  Die 
in  Waidhofen  an  der  Ybbs  zur  Umladung 
gelangenden  Güter  haben  in  den  letzten  Jahren 
"1921  und  1922  mehr  als  6000  Tonnen  monat- 
lich betragen,  gegen  höchstens  4000  Tonnen 
in  der  Vorkriegszeit,  während  sich  die  Umladung 
in  Kienberg-Gaming,  durch  die  ungünstigen 
Steigungsverhältnisse  bedingt,  unter  einem 
Zehntel  dieser  Menge  hält.  Frisch. 


z. 


Zahlungseinstellung  s.  Bankrott  und 
K  0  n  k  u  r  s  r  e  c  h  t. 

Zahnbahnen  (rack  railways;  clicmins  de 
fer  d  cremaillcre;  feirovie  a  deiifiera)  auch 
Zahnradbahnen  oder  Zahnstangenbahnen  ge- 
nannt. Bei  den  Z.  wird  die  Zugkraft  der  Trieb- 
maschine mittels  eines  Zahnrads  auf  die  Zahn- 
stange, die  zwischen  die  glatten  Schienen  in  der 
Regel  in  der  Gleisachse  verlegt  wird,  übertragen. 
Zur  Unterstützung  der  Fahrzeuge  laufen  deren 


glatte  Räder  auf  den  glatten  Schienen,  die  auch 
in  vielen  Fällen  einen  Teil  der  Zugkräfte  über- 
tragen. Man  unterscheidet:  1.  Reine  Z.,  bei 
denen  die  Zugkräfte  nur  von  den  Zahnrädern  auf 
die  Zahnstangen  übertragen  werden,  daher  Gleise 
ohne  Zahnstange  nicht  vorhanden  sind.  2.  Ge- 
misch te  odervereinigt  eReibungs- und  Z., 
bei  denen  Reibungs-  und  Zahnstrecken  wech- 
seln. In  den  meisten  Fällen  werden  dann  in 
den  Zahnstrecken  auch  Reibungszugkräfte  aus- 
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genutzt.  Die  vorliegenden  Zahnstangen-Bau- 
arten kann  man  in  3  Gruppen  zusammen- 
fassen : 

1.  Leiterstangen  (Riggenbach,Bissinger-Kiose, 
Maschinenbauanstait  Bern,  Strub); 

2.  Stufenstangen  (Abt); 

3.  liegende  Doppelstange    (Locher- Stehlin, 
Peter). 

1.  Leiterstangen, 

Bauart   Riggenbach,   zeigen  Abb.  267,  268, 
und  269.    Zwischen    2  E-Eisen    sind  gewalzte 


*-B- 


H 


^w 


T^. 


Abb.  267. 


Zähne  von  trapezförmigem  Querschnitt  kalt 
eingenietet.  Soweit  die  Zähne  in  den  Wangen 
stecken,    erhalten    sie    wegen    leichterer    Aus- 


Abb.  258. 

führung  kreisrund  abgedrehte  Zapfen,  oben 
und  unten  geebnet,  um  das  Drehen  der  Zähne 
zu  verhindern.  Für  die  Verzahnung  wird 
Evolventenverzahnung  gewählt,  bei  der  die 
Zähne  des  Rads  durch 
Evolventen,  die  der 
Zahnstange  durch  ebene 
Flächen  begrenzt  wer- 
den, da  hierbei  die 
Zahnform  auch  bei  ver- 
schieden tiefem  Eingriff, 
der  wegen  Abnutzung 
von  Laufrädern  und 
Schienen  nicht  zu  ver- 
meiden ist,  immer  richtig 
bleibt. 

Die  Zähne  haben  die 
inAbb.267  und  269  ge- 
zeichnete Form;   ihre  Abmessungen   sind  von 
der  Größe  des  Zahndrucks  und  dem  Abstand 
der  Wangen  abhängig  und  bewegen  sich  inner- 
halb  der   nachstehend  angegebenen    Grenzen. 


100-140 
35-  42 
60-  100 

l-  in 
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Zahnstärke  am  Kopf    .  .  .  a  =    29—36  mm 
am  Fuß  .  .  .  .  b^    46-    55    „ 

Zahnhöhe    h=    32  -    46    „ 

Zahnlänge    zwischen     den 
Wangen l- 

Zahnzapfendurchmesser     .  d  = 

Radzahnbreite /«  = 

Die     notwendigen     Spiel- 
räume     1T  = 

wegen  wagrechter  Verschiebung  der  Fahrzeuge 
<  ß  =  76-74° 

Flanschenbreite     ß  =  50  -  70  mm 

Stegstärke     8=  12-  15   „ 

Die  Teilung  der  Stangenzähne  /  beträgt 
80-110  meist  100  mm.  Der  Abstand  4  des 
unteren  Zahns  vom  Stangenende  ist  zur  Er- 
reichung größeren  Scheerwiderstandes  größer 
wie  der  /o.des  obersten  Zahnes.  Die  Wärnie- 
lücke E  beträgt  bei 
der  geringen  Länge 
von  3'0  —  3'5  m  der 
Zahnstangenstücke 
nicht  mehr  wie  etwa 
2  mm  und  ist  nur 
sehr !  wenig   verän- 


.r 


Abb.  259. 


Abb.  270. 


derlich,  daher  nahezu  /^  4 +  ''«  +  E-  ^'^ 
Zahnstangen  werden  aus  zähem,  nicht  zu 
hartem  Flußeisen,  auch  aus  Stahlformguß 
hergestellt. 


Abb    271. 


Abb   272. 


Man  hat  namentlich  auf  gemischten  Bahnen 
wegen  höherer  Lage  der  Zahnräder  die  Zahn- 
stangen höher  gelegt,  was  durch  höhere  Wangen 
oder    durch    höhere  Wangen  mit  besonderem 
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Querschnitt,  Abb.  270  (Wengernalpbahn),  auch 
durch  Auflagern  auf  Sättel  Abb.  271  u.  272 
(Berner  Oberlandbahn),  letztere  Anordnung  nicht 
zweckmäßig,  erreicht  wurde.  Bei  Anordnung 
Abb.  270  werden  die  Wangenstege  in  den 
oberen  Teilen  für  die  Aufnahme  der  Zähne 
stärker  gehalten  wie  in  den  unteren,  und  die 
Wangen  oben  abgebogen,  so  daß  ihr  Abstand, 
daher  die  Länge  der  Zähne,  somit  auch  ihre 
Querschnitts-Abmessungen  kleiner  gehalten 
werden  können,  was  eine  Verstärkung  der  Rad- 
zähne ermöglicht  und  trotz  des  kleineren  Maßes  / 
ein  Aufsteigen  des  Zahnrads  auf  die  oberen 
Wangeneisenflanschen  vermieden  wird.  DieZahn- 
stangen  der  Bauart  Klose  (Württembergische 
Bahnen)  haben  die  aus  Abb.  273  ersichtliche 
Form.  An  den  Stößen  werden  die  Zahnstangen- 
stücke durch  Flach-  und  Winkellaschen  ver- 
bunden. 

Bauart  Strub. 

Die  Zahnstange  Bau- 
art Strub  (Abb.  274  und 
275)  besteht  aus  einem 
schienenartig  geform- 
ten Träger,  in  dem  die 
Zähne  durch  Aussägen 
und  Fräsen  hergestellt 
werden.  Die  Wangen 
und  deren  Übelstände 
fallen  fort.  Der  Schie- 
nenkopf ist  so  geformt, 
daß  Zangenbremsen 
verwendet  werden  kön- 
nen. Der  Zahngrund  ist  von  der  Mitte  nach 
beiden  Seiten  abgeschrägt,  um  ein  leichteres 
Herausdrücken  von  Steinen  u.  dgl.  zu  ermög- 
lichen. Die  Verzahnung  ist  nach  der  Evolvente 
gebildet;  die  Zahnteilung  beträgt 
80-100////W.  Das  Gewicht  der 
Stange  bewegt  sich  von  31  bis 
34  kgjm.  Die  Zahnstange  Strub 
hat  gegenüber  den  vorher  be- 
sprochenen Leiterstangen  mit 
Wangen  und  eingenieteten  Zäh- 
nen, so  viele  Vorzüge,  daß  sie 
bereits  ausgedehnte  Anwendung 
gefunden  hat. 

2.  Stufenzahnstangen. 
Bauart  Abt. 

Nach  Abb.  276  u.  277  besteht 
die  Zahnstange  aus  2  und  3  Flach- 
eisenlamellen von  15-32  mm  Stärke  und 
etwa  WO  mm  Höhe;  man  unterscheidet  daher 
zwei-  und  dreiteilige  Zahnstangen.  Die  Zähne 
der  Lamellen  sind  gegeneinander  um  ''/j  und  Yj 
der  Teilung  t,  die  in  der  Regel  \20 mm  beträgt. 


versetzt,    ihre  Form    ist    dieselbe  wie   bei  den 
Leiterstangen.    Die  Zahnräder  bestehen    eben- 
falls  aus  2  und  3  Scheiben   von  45  -  60  mm 
Stärke,  deren  Zähne 
ebenso  wie  die  der         ___'    ''"»i"""    •j^^«- 

Stangen    gegenein-         ^*m ^ 

ander  versetzt  sind. 
Es  ist  schwierig, 
den  richtigen  gleich- 
zeitigen Eingriff  der 
versetzten  Radzähne 
in  die  Zahnplatten 
zu  erreichen,  da 
Herstellungsfehler, 
Bewegungen      und 

verschiedene  Abnutzungen  nicht  zu  '  vermei- 
den sind.  Das  ist  bei  dreiteiliger  Zahn- 
stange in  höherem  Maße  der  Fall  wie  bei 
der   zweiteiligen     und    da    letztere    auch    für 


"^^=7 


Abb.  273. 


Abb.  275. 


starke  Belastungen  ausreicht,  so  ist  die 
dreiteilige  Zahnstange  auf  4  Fälle  (Harz- 
bahn, Bolanpaßbahn,  Usuipaßbahn,  Anden- 
bahn)   beschränkt  geblieben,    obwohl  auch  in 


Abb.  276. 


diesen  Fällen  die  zweiteilige  Stange  ausgereicht 
hätte.  Zu  den  Platten  wird  Thomas-  oder 
Siemens-Martin-Stahl    mit   etwa  5000  kg/ mm^- 


Festigkeit 
wendet. 


und     etwa     20^^    Dehnung     ver- 
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3.    Liegende     Doppelleiterzahnstangen. 
Bauart  Locher-Steiilin. 

Da  die  Gefahr  des  Aufsteigens  des  Zahn- 
rads auf  die  Zähne  der  Stange,  namentlich 
beim  Abwärtsfahren  mit  zunehmender  Neigung 
wächst,  so  wurde  für  die  Pilatusbahn,  s.  Bd.  VI!!, 


bei    so    bedeutenden    Steigungen    zumeist    die 
Seilbahn  der  Zahnbahn  vorzuziehen  ist. 

Bauart  Peter. 

Die  Zahnstange  Peter   besteht  wie  die  von 
Strub  aus  einem  schienenartig  geformten  Träger 


i- f •} — I 

\^^  -M     ..-l  ] 

■;      .  1  .       f      ■  l  ■      r      -  l  ^      I 


Abb.  277. 


S.  82,  (480 %o  Neigung)  die  in  Abb.  278 
dargestellte  Zahnstange  verwendet,  in  die  2 
wagerecht  liegende  Zahntriebräder  mit  senk- 
rechten Achsen  eingreifen,  deren  unverrückbare 


Abb.  278. 


Abb.  280. 


Lage  2  Führungsräder  sichern.  Die  Zahn- 
teilung beträgt  857  mm.  Die  Zähne  haben 
40  mm,  die  Räder  50  mm  Breite.  Eine  weitere 
Verwendung  hat  diese  Zahnstange  wegen  der 
großen    Kosten    nicht   gefunden,   daher    auch 


Abb.  279,  280,  281,  282,  in  dessen  Kopf  aber 
beiderseits  wagrechte  Zähne  ausgefräst  werden, 
was  eine  zweckmäßige  Anordnung  ergibt.  Die 
Zahnstange  ist  einfacher,  daher  auch  billiger  zu 
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Abb.  281, 


Abb.  282. 

erstellen,  wie  die  von  Stehlin-Locher.  Sie  soll 
nicht  nur  für  reine,  sondern  auch  für  gemischte 
Bahnen  mit  starken,  über  250%^  hinausgehenden 
Steigungen  verwendet  werden,  weil  bei  so  großen 
Steigungen  der  richtige  Eingriff  des  Rads  in 
die  Stange  mit  senkrechten  Zähnen  bei  den 
noch  angängigen  Lokomotivgewichten  nicht  mehr 
voll  gesichert  werden  kann.  Es  können  auch 
hierbei,  wie  auf  der  Pilatusbahn  leichte  Trieb- 
wagen verwendet  werden.  Die  Zahnstange  mit 
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den  aus  den  Abb.  279,  280  u.  281  ersichtlichen 
Abmessungen  wiegt  46'8  -  56-6  kgjiri.  Für  ge- 
mischten Betrieb  werden  besondere  Einfahrt- 
stücke angeordnet.  Für  bedeutende  300  400 %o 
übersteigende  Neigungen  wird  für  reine  Z. 
wohl  auch  zumeist  die  Seilbahn  billigere 
Anlagen  ermöglichen.  Die  Zahnstange  Peter 
ist  für  mehrere  Bahnen  mit  großen  Steigungen 
in  Aussicht  genommen  und  für 
die    Bahn    Karlsbad-Dreikreuzberg  ^ 

(500 %ö  :  Größtneigung)     im     Bau  #/ 

(durcti   Kriegsausbruch    behindert).  o/ 

Für  gemischte  Bahnen  mit  stark 
geneigten  Zahnstrecken  kann  die 
Bauart  Peter  wohl  in  Frage  kommen. 

Die  Zahnräder. 

Die  Durchmesser  der  Zahnräder 
betragen  meist  550— 1100 otot  mit 
etwa  17-35  Zähnen;  sie  sind 
durch  die  Lokomotivanordnung  be- 
schränkt. Nach  Abb.  283  für  eine  Leiterstange 
ist  die  durch  den  Zentralpunkt  C  gehende 
Tangente  an  den  Grundkreis  mit  dem  Halb- 
messer r^  =  r-sin  ß  worin  r  den  Halbmesser 
des  Teilkreises  bezeichnet,  die  Eingriffslinie. 
Hiernach  ist  die  Eingriffsstrecke  e^ab  und 

die  Eingriffsdauer  bei  /-Teilung  a'  =  — -  •  — 

t         r, 

die  die  gleichzeitig  im  Eingriff  stehenden  Zähne 
angibt.  Für  üf  =  1  beginnt  ein  Zahn  des  Rads 
erst  dann    zu    arbeiten,    wenn   der 
vorhergehende   außer   Eingriff   ist; 
für  d  ^2  stehen    2  Zähne,  daher 
für    d>  l,    d<2    nur   zeitweilig 
2  Zähne  im  Eingriff.  Bei  den  aus- 
geführten    Leiterzahnstangen     be- 
wegt sich  die  Eingriffsdauer  meist 
von  d=  1-08  bis  d—  1-44,  daher 
ist  auch  zeitweilig  nur  ein  Zahn  im     — \    j^^ 
Eingriff.    Ein    Zahn    muß    um    so 
länger    allein    arbeiten,    je   kürzer 
die  Eingriffstrecke,  daher  die  Ein- 
griffsdauer ist.    Die  Zugkraft  muß 
also    zeitweilig    nur    von     einem 
Zahn   des  Rads    auf    einen  Zahn 
der    Stange     übertragen     werden, 
dementsprechend    ist    die  Zahnstärke    zu    be- 
messen. 

Den  Eingriff  des  Zahnrads  für  die  zweitei- 
ligeAbtsche  Stufenstange  zeigt  Abb.  284.  Hier- 
nach befinden  sich  4  Zähne  des  zweiteiligen  Zahn- 
rads in  den  Lücken  der  Stange  und  2  Zähne 
im  Eingriff.  Die  Eingriffsdauer  d  ist  wegen 
großer  Teilung  /  =  120  mm,  kleiner  Halb- 
messer r  und  r^,  sowie  kleiner  Eingriffslänge  e 
sehr  kurz  und  nahezu  an  der  zulässigen  Grenze, 


daher  sehr  genaue  Ausführung  von  Rad  und 
Stange  erforderlich  ist.  Die  Form  eines  Zahn- 
rads für  Leiterzahnstangen  mit  den  Zahn- 
radübersetzungen zeigt  Abb.  285.  In  der  Mehr- 
zahl werden  die  Zahnräder  der  Lokomotiven 
durch  Vermittlung  von  Zahnradübersetzungen 
angetrieben.  Da  es  schwierig  ist,  den  richtigen 
gleichzeitigen  Eingriff  der  Scheiben  des  Zahn- 


Bergfahrt 
Abb.  2S3. 

rads  bei  den  Abtschen  zwei-  und  drei- 
teiligen Zahnstangen  zu  erreichen,  so  hat  man 
auch  die  einzelnen  Scheiben  des  Rads  durch  ein- 
gesetzte Stahlfedern  ein  wenig  um  ihre  Achse 
drehbar  gemacht,  so  daß  eine  Scheibe  bei  zu 
großem  Raddruck  infolge  Zusammendrückens 
der  Stahlfedern  etwas  nachgibt,  wodurch  die 
Zähne  der  übrigen  Scheiben  zum  Anliegen 
und  daher  zur  Druckübertragung  gelangen. 
Die   Radzähne   wälzen   sich    auf  den    Flanken 
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Abb.  284. 

der  Stangenzähne,  sie  müssen  aber  auch,  da 
sich  der  Teilkreis  des  Rads  auf  der  Teillinie 
der  Stange  wälzt,  bis  zum  vollen  Eingriff 
nach  abwärts  und  dann  wieder  nach  aufwärts 
gleiten.  Um  dieses  Gleiten  zu  ermöglichen, 
müssen  die  Zahnräder  entsprechend  stark  be- 
lastet sein.  Die  Größe  der  Belastung  ist  vom 
Fahrzeuggewicht,  von  der  Anzahl  der  Zahn- 
radachsen und  von  deren  Lage  zum  Schwer- 
punkt   des   Fahrzeuges  abhängig.     Reicht  die 
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Belastung  zur  Überwindung  des  üleitwider- 
standes  nicht  aus,  so  besteht  die  Gefahr  des 
Aufsteigens  des  Radzahns  auf  die  Zähne  der 
Stange,  somit  einer  Entgleisung  des  Fahr- 
zeuges. Die  mindestens  erforderliche  Be- 
lastung    q    des    Zahnrads    gegen    Aufsteigen 


liegende  Doppelleiterstange  (Locher,  Peter) 
verwendet  werden,  wobei  eine  Gefahr  des 
Aufsteigens  nicht  besteht.  Hierbei  ist  aber 
wohl  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  für 
stark  geneigte  Bahnen  nicht  die  Seil- 
bahn der  reinen  Z.  vorzuziehen  ist.  Bei 
gemischten  Bahnen  können 
kurze  steile  Zahnstrecken 
zwischen  längeren  Reibungs- 
strecken angeordnet  werden, 
daher  in  solchen  Fällen  aller- 
dings die  liegende  Doppel- 
leiterstange, namentlich  die 
Bauart  Peter,  in  Frage  kom- 
men kann.  Über  die  Bean- 
spruchung der  Zahnstangen 
und  Radzähne  s.  Literatur 
(Dolezalek). 


a^lffefE; 


Abb.  285. 


(ß-cp)    und    gegen    Ausgleiten    (ß-j-cp)    gibt 
die  Gleichung: 


p   cotg  (ßTy) 
^  cos  a       ' 


wirkende 
die    Zug- 


worin  P  die  in  der  Bahnneigung 
Belastung  der  Zahnstange  durch 
oder  Bremskraft,  a  den  Neigungswinke!  der 
Bahn,  ß  den  Neigungswinkel  der  Flanke  des 
Zahns  der  Stange  und  (p  den  Reibungs- 
winkel (Radzahn  auf  Stangenzahn)  bezeichnen 


Abb.  2Se. 

(Abb.  286).  Die  erforderliche  Belastung  des 
Zahnrads  gegen  Aufsteigen  wächst  mit  der 
Zugkraft  P  mit  zunehmendem  Neigungswinkel 
der  Bahn  a,  mit  abnehmendem  -^  ß  der 
Flanke  des  Stangenzahns  und  zunehmendem 
Reibungswinkel  cp.  Da  die  übermäßige  Be- 
lastung der  Lokomotive  unwirtschaftlich  ist, 
so  können  für  stark  geneigte  Bahnen  nicht 
die   Leiter-   oder   Stufenstangen,    sondern    die 


Oberbau. 
Der  Oberbau  der  Z.  besteht 
aus  den  beiden  Laufschienen 
und  der  Zahnstange  in  der 
Gleisachse.  Zumeist  sind 
Eisenquerschwellen  verwen- 
det worden.  Die  Abb.  287, 
288,289,290  und  291  zeigen 
den  Oberbau  der  Wengernalpbahn,  der  Jung- 
fraubahn, der  Monte  Generosobahn  nach  den 
Bauarten  Riggenbach-Pauli,  Strub  und  Abt. 
Die  Spurweiten  betragen  bei  älteren  reinen 
Z.  und  bei  gemischten  Bahnen  mehrfach 
1'435  OT,  dann  bis  08/«  herab;  neuestens 
wird  für  reine    Z.  eine  Spurweite  von  LO /ra 


...^ 
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Abb.  2SS. 

als  die  zweckmäßigste  angesehen,  da  kleinere 
Spurweiten  die  Lokomotivbauten  erschweren, 
auch  die  Stabilität  gegen  wagrechte  Kräfte 
nicht  genügend  erscheint.  Die  kleinsten  Krüm- 
mungshalbmesser gehen  bis  auf  60  m,  aus- 
nahmsweise bis  auf  30  OT  herab.  Spurerwei- 
terungen werden  in  allen  Bögen  ausgeführt, 
in  welchen  der  vorhandene  Spielraum  zwischen 
Rad  und  Schiene  nicht  mehr  ausreicht.  Der  in 
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Kiesbettung  liegende  Oberbau  wird  bei  größeren 
Neigungen  gegen  Verschiebung  nach  abwärts 
gesichert,  entweder  durch  eingerammte  Eisen- 
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Abb.  2S9. 
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Abb.  290. 
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Abb.  291. 


Stange    um    eine    wagrechte    Achse    drehbar, 
seni<recht  beweglich    und  auf  Federn  gelagert 
sind,  damit  beim  Auffahren  des  Rads    auf  die 
Stange   und   bei   etwaigem  Aufeinander- 
treffen der  beiderseitigen  Zahnköpfe  Auf- 
steigen des  Fahrzeuges  und  Beschädigen 
der   Zähne    durch    das    Nachgeben   des 
-— i        Einfahrtstücks    verhindert,     dieses    aber 
beim  Eingriff  des  Rads    in    die  Stangen- 
zähne in  die  ursprüngliche  Lage  zurück- 
geführt wird.  Die  Möglichkeit  des  Eingriffs 
wird    meist  durch  Abschrägen  der  Zähne   am 
Anfang    des     aus    Platten     hergestellten    Ein- 
fahrtstückes erzielt,   wie   z.  B.  Abb.  2Q2   eines 
Einfahrtstücks    auf   Abtschen    gemischten    Z. 
zeigt.  Ein  Einfahrtstück  für  gemischte  Bahnen 
mit  liegender  Doppelleiterstange,  Bauart  Peter, 
mit  wagrecht  liegenden  Federn  zeigt  Abb.  293. 
Hierbei  ist  ein  kurzes,  einseitiges  Zahnstangen- 
stück wagrecht   und   mittels  4  Federn  be\^eg- 
lich  gelagert. 

Die  Einfahrtstücke  E  werden  in  der  Rei- 
bungsstrecke vor  Beginn  der  Zahnstrecke  mit 
steilerer  Neigung  verlegt  (s.  Abb.  2Q4).  Werden 
die  Züge  geschoben,  so  ist  am  unteren 
Ende  der  Zahnstrecke    in  die  Reibungsstrecke 
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Abb.  292. 


pfähle  oder  durch  Mauerwerkskörper,  gegen 
die  sich  einzelne  Schwellen  stützen.  Auf  der 
Pilatusbahn  mit  480  %  Orößtneigung  liegt  der 
Oberbau  durch- 
wegs   auf    einem 

durchlaufenden 

Mauerwerkskör- 
per   und    ist   mit 
diesem   verankert. 
An    den     Über- 
gängen derRei- 
bungsbahn   zur 
Z.   auf    den    ver- 
einigtenReibungs- 
undZ.  werden  be- 
wegliche    Einfahrtstücke     angeordnet, 
die    den    Eingriff   der    Rad-    in    die    Stangen- 
zähne sichern.  Sie  bestehen  aus  kurzen  Zahn- 
stangenstücken, die  im  Anschluß  an  die  Zahn- 


auf Zuglänge  L  eine  Zahnstange  einzulegen, 
damit  die  Zahnradlokomotive  zur  Mitarbeit 
gelangt,  sobald  die  Spitze  des  Zugs  die  steile 


Abb.  293. 


Zahnstreckenneigung  erreicht.  Zur  Sicherung 
wird  zwischen  Einfahrtstück  E  und  dem  An- 
fang der  Steilstrecke  in  der  Reibungsstrecke 
noch  ein  kurzes  Zahnstangenstück  n  eingelegt. 
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Weichen. 
Anfänglich  dienten  zur  X'erbindung  von 
Zahnbahngleisen  Drehscheiben  und  Schiebe- 
bühnen. Später  hat  man  besondere  Weichen 
für  Zahngleise  verwendet,  die  außer  den  ge- 
wöhnlichen   für  Reibungsbahnen   gebrauchten 


Abb.  294. 

Einrichtungen  noch  besondere  Anordnungen 
für  die  Zahnstange  erhalten.  Die  ersten  Wei- 
chen (Bauart  Abt)  zeigt  Abb.  295.  Hierbei 
wird  die  innerhalb  der  Weiche  einteilige  Zahn- 
stange an  den  Kreuzungsstellen  mit  den  Lauf- 
schienen unterbrochen.  Die  anschließenden  ein- 


Jia^a^ij==s==ja 


brechung  hinweggeführt,  wie  Abb.  2Q6  zeigt. 
Die  Weichen  der  Bauart  Strub  zeigt  Abb.  297. 
An  der  Kreuzungsstelle  läuft  die  Zahnstange 
ohne  Unterbrechung  über  die  Laufschienen. 
Die  hier  drehbar  gelagerten  Stangenstücke 
haben  den  Querschnitt  der  Zahnstange  Strub. 

Das  Zahnstangen- 
stück an  der  Wei- 
chenspitze zwi- 
schen der  Zungen- 
vorrichtung ist 
drehbar  auf  Gleit- 
stühlen gelagert. 
Die  Bewegung  der 
Weichenzungen, 
des  Zahnstangen- 
stücks der  Aus- 
weichvorrichtung 
und  der  Zahn- 
stangenstücke an 
den  Kreuzungsstellen  mit  den  Laufschienen 
erfolgt  gleichzeitig   mittels  des  Weichenhebels. 

Betriebsarten. 
Auf  den   reinen  Z.   bestehen   die  Züge  je 
nach  den  Neigungsverhältnissen  aus  einer  Loko- 
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plattigen  Zahnstangenteile  werden  je  an  einem 
Ende  drehbar  gemacht  und  am  anderen  durch 
einen  Winkelhebel  so  miteinander  verbunden, 
daß  sie  durch  ein  gemeinsames  Gestänge  in 
entgegengesetzter  Richtung  bewegt  werden. 
Die  Zahnstange  wird  hierdurch  an  der  Unter- 


Abb.  206. 

brechungsstelle  so  nahe  an  die  Laufschiene 
angeschlossen,  daß  die  zweiteiligen  Zahnräder 
sicher  über  sie  hinweggeführt  werden.  Später 
hat  man  die  Unterbrechung  vermieden  und 
die  beiden  gegeneinander  versetzten  einteiligen 
Zahnstücke  über  die  Laufschienen  ohne  Unter- 


motive und  1  -  3  Wagen,  oder  aus  .einem  Trieb- 
wagen ohne,  mit  einem  oder  auch  mit  2  An- 
hängewagen. Die  Lokomotive  oder  der  Trieb- 
wagen ist  für  Berg-  und  Talfahrt  stets  talwärts 
angeordnet,  so  daß  die  Wagen  bergauf  gescho- 
ben, bergab  gehemmt  werden;  die  Kupplungen 
mit  den  Wagen  werden  hierbei  nicht  bean- 
sprucht. Kupplungen  fehlen  daher  auch,  meistens 
jedoch  sind  solche  \'orhanden,  um  die  stoß- 
weisen Bewegungen  der  Fahrzeuge  infolge  Vor- 
eilens  nicht  gekuppelter  Wagen  zu  verhindern; 
sie  sind  aber  jedenfalls  so  einzurichten,  daß 
eine  sofortige  leichte  Trennung  der  Lokomotive 
von  den  Wagen  im  Gefahrsfall  möglich  ist. 
Die  Fahrgeschwindigkeit  auf  den  reinen  Z. 
bewegt  sich  meist  von  6  bis  \2km'Std.,  nur  aus- 
nahmsweise etwas  mehr,  damit  der  richtige  Zahn- 
eingriff in  jedem  Fall  gesichert  werden  kann 
und  auch  die  Lokomotivzugkraft  nicht  zu  groß 
ausfällt. 

Auf  den  gemischten   Bahnen  werden  die 
Wagen  teils  geschoben,  teils  gezogen.  Nament- 
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lieh  in  längeren  Reibungsstrecken  ist  es  zweck- 
mäßig, die  Wagen  zu  ziehen;  die  Lokomotive 
befindet  sich  an  der  Spitze  des  Zuges,  so  daß 
abgesehen  von  den  geringeren  Neigungsver- 
hältnissen, bei  größerer  Sicherheit  mit  größerer 
Geschwindigkeit  gefahren  werden  kann,  als  auf 
den  steileren  Zahnbahnstrecken.  Das  Ziehen  der 
Züge  auf  den  steilen  Zahnstrecken,  wobei  Zug- 
kräfte auch  von  12.000  -  15.000  ^o- entwickelt 
werden,  ist  nur  bei  ausreichend  starken  Wagen- 
kupplungen zulässig.  Da  die  Kupplungen  der 
Fahrzeuge  der  Reibungsbahnen,  die  auf  die 
gemischten  Bahnen  übergehen,  meist  keine 
nennenswert  größeren  Zugkräfte  wie  etwa 
10.000  kg  aufnehmen  können,  werden  die 
Wagen  auf  den  Zahnstrecken  der  gemischten 
Bahnen  in  der  Regel  geschoben.  Auf  den  Zahn- 
bahnstrecken wird  mit  9  -  12  knißtd.,  ausnahms- 
weise etwas  mehr,  auf  den  Reibungsstrecken 
mit  15 -45  Ä/n/Std.  gefahren,  meist  nicht  viel 
über  30Ä/«/Std.  Der  Betrieb  auf  den  gemischten 
Bahnen  kann  in  der  Weise  erfolgen,  daß  auf 
den  Reibungsstrecken  nur  Reibungslokomotiven, 
auf  den  Zahnstrecken  nur  Zahnradlokomotiven 
die  Züge  ziehen  bzw.  schieben;  oder  die  Züge 
werden  auf  Reibungs-  und  Zahnstrecken  von 
Reibungslokomotiven  gezogen,  auf  den  Zahn- 
strecken unterstützt  eine  am  Zugende  angesetzte 
schiebende  Zahnradlokomotive  die  ziehende 
Reibungslokomotive,  oder  die  Züge  werden 
durchweg  von  gemischten  Lokomotiven,  die 
für  Reibungs-  und  Zahnradbetrieb  eingerichtet 
sind,  gezogen  oder  geschoben.  Bei  häufigem 
Wechsel  von  Reibungs-  und  Zahnstrecken  ist 
die  letztgenannte  Betriebsart  die  zweckmäßigere, 
wenn  auch  in  den  Reibungsstrecken  das  durch 
die  Einrichtungen  für  den  Zahnradbetrieb  ver- 
mehrte Lokomotivgewicht  mitgeschleppt  werden 
muß  (s.  auch  Gemischte  Bahnen  Bd.  V, 
•S.  272). 

Lokomotiven. 

Auf  den  reinen  und  gemischten  Z.  sind 
Dampflokomotiven,  elektrische  Lokomotiven 
und  Triebwagen  in  Verwendung.  Die  Dampf- 
lokomotiven haben  gegenüber  den  elektrischen 
die  Vorteile  der  Unabhängigkeit  vom  Kraft- 
werk, der',  Möglichkeit  rascher  Erhöhung  der 
Leistungsfähigkeit  durch  Beschaffung  von  Loko- 
motiven, die  Vermeidung  von  Kraftverlusten 
durch  starke  Übersetzungen  und  der  geringeren 
Anlagekosten,  dagegen  die  Nachteile  größeren 
Gewichts  bei  gleicher  Leistung,  daher  unter 
gleichen  Verhältnissen  geringere  Nutzlast,  un- 
günstiger Dampfausnutzung,  ungleichförmigen 
Ganges,  stärkeren  Geräuschs  und  Rauchent- 
wicklung, neuestens  auch  die  schwierige  und 
kostspielige  Beschaffung  des  Brennstoffs.   Wo 


m 


daher  Wasserkräfte  leicht  zu  gewinnen  sind 
wie  meist  im  Gebirge,  wird  der  elektrische 
Betrieb  dem  Dampfbetrieb  vorzuziehen  sein. 
Bei  Verwendung  elektrischer  Triebwagen  fällt 
das  Eigengewicht 
noch  kleiner  aus 
wie  bei  elektri- 
schen Lokomoti- 
ven. Da  zur  Siche- 
rung des  Zahn- 
eingriffs eine  be- 
stimmte Belastung 
erforderlich  ist, 
muß  auch  der 
Triebwagen  ein 
entsprechend  gro- 
ßes Gewicht  er- 
halten, da  die 
Größe  der  Nutz- 
last veränderlich 
ist  und  sehr  klein 
werden  kann. 

Die  Dampf- 
lokomotiven 
der  reinen  Z. 
haben     1   oder   2 

Zahntriebräder 
und  bei  1  Zahn- 
triebrad meist  noch 
1  Bremszahnrad, 
was  aus  Sicher- 
heitsgründen zu 
empfehlen  ist.  Eine 
Lokomotive  mit 
3  Zahntriebrädern 
ist,  soweit  be- 
kannt, nur  in  einem 
Fall  (siehe  Pikes- 
Peak-Bahn,  Band 
VIII,  S.  82)  zur 
Anwendung  ge- 
kommen. Die  An- 
sichten   über    die 

Zweckmäßigkeit 
der  Lokomotiven 
mit  1  und  2  Zahn- 
triebrädern sind 
geteilt;  da  im  letz- 
teren Fall  bei  nicht 
sehr  genauer  Aus- 
führung und  Er- 
haltunghäufig nur 
1  Zahnrad  im  Ein- 
griff sich  befindet 
und  die  den  Auftrieb  hindernde  Belastung 
für  2  Zahnräder  geringer  ausfällt. 

Es  werden  Lokomotiven  mit  1  und  2  Trieb- 
zahnrädern gebaut.  Es  genügt  auch  ein  Zahn- 
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triebrad,  das  tunlichst  nahe  der  Schwerachse 
der  Lokomotive  zu  legen  ist,  namentlich  wenn 
noch  ein  Bremszahnrad  vorhanden  ist.  Die  Loko- 
motive Nr.  12  der  mit  der  Spurweite  von  L435/« 
versehenen  Vitznau-Rigi-Bahn  aus  dem  Jahre 
1902  zeigen  die  Abb.  298,  299  und  300,  gebaut 


Abb.  29S. 

von  der  Lokomotivfabrik  Winterthur.  Sie  haben 
ein  Zahntriebrad  T,  das  durch  Vermittlung  der 
Übersetzung  durch  Schwungrad  b^  von  den 
Zylindern  C  angetrieben  wird.  .Auf  der  hinteren 
Laufachse  L  sitzen  das  Bremszahnrad  und  die 
Bremsscheiben   Äj-    Die    Lokomotiven 


haben  891  mm  Zahntriebraddurch- 
messer, 2-9  m  festen  Radstand,  290  mm 
Zylinderdurchmesser,  450  mm  Hub, 
12.^tm.  Kesselspannung,  0-93  m-  Rost- 
fläche, LOT /«Kesseldurchmesser,  14'9/ 
Leergewicht,  18^8  f  Dienstgewicht. 
Später  wurden  für  die  Rigibahn  von 
der  Winterthurer  Lokomotivfabrik 
schwerere  Lokomotiven  mit  2  Zahntrieb- 
rädern und  4  großen  sowie  2  kleinen 
Laufrädern  gebaut,  die  19 /Leergewicht 
und  23  /  Dienstgewicht  haben  und 
eine  Zugkraft  von  rd.  1 1.000  äo-  ent-    1 

wickeln     sollen.     Die    Zahntriebräder    I 

haben  732  mm,  die  großen  Laufräder 
744  mm,  die  kleinen  Laufräder 
600  mm,  die  Zylinder  340mm  Durchmesser. 
Der  Kolbenhub  beträgt  450  mm,  der  ge- 
samte Radstand  4-2/«.  Die  Lokomotive  fährt 
einen  Zug  mit  120  Reisenden  von  zusammen 
43/  mit  lOkm'Std.  Geschwindigkeit  über  die 
mit   250 "'po  Größtneigung  ausgeführte  Bahn. 


zeigen  Abb.  301  u.  302.  Hierbei  erfolgt  der 
Antrieb  durch  Vermittlung  einer  einarmigen 
Schwinge  R  mit  dem  tiefliegenden  Drehpunkt  a. 
Es  wird  die  mittlere  Achse,  auf  die  das 
1.  Zahntriebrad  T^  aufgezogen  ist,  angetrieben, 
wodurch  gleichmäßigere  Kraftübertragung  und 
größere  Sicherheit  gegen  Entlastungen  erreicht 
werden  soll.  Die  hinterste  Laufachse  ist  in 
einem  Bissel-Oestell  drehbar  gelagert.  Die 
Lokomotiven  haben  573 /tzot  Zahntriebraddurch- 
messer, 1  :  1'5  Übersetzungsverhältnis,  1"35  bis 
\-47 m  festen  Radstand,  300  —  320mm  Zylinder- 
durchmesser, 600  mm  Hub,  14  Atm.  Kessel- 
spannung, 12-3—16/  Leergewicht  und  15'6 
bis  18/  Dienstgewicht. 

Den  Bremseinrichtungen  der  Lokomo- 
tiven muß  besondere  Aufmerksamkeit  gewid- 
met   werden.    Da    die    in    der    Bahnneigung 


Abb.  299. 

Lokomotiven  mit  2  Zahntriebrädern,  wie  sie 
z.  B.  auf  der  Wengernalp-,  Snowdon-, 
Schafberg-  und  Schneebergbahn  mit  OSm 
und  l-Ow  Spurweite  (s.  d.,  Bd.  VIII,  S.  306  u. 
384)     im     Betrieb     waren     bzw.   noch    sind. 


Abb.  300. 

wirkende  Seitenkraft  der  Schwerkraft  des  Zuges 
weit  größer  ist  als  die  Zugwiderstände,  so  er- 
folgt    die    Talfahrt    im    gebremsten    Zustand. 
Es  werden  meist  mehrere  Bremsen  verwendet, 
damit  beim  Versagen  der  einen  andere  zur  Ver- 
fügung stehen';  auch  sind  selbsttätige  Bremsen, 
die  den  Zug  bei  Überschreitungder größten 
zulässigen  Geschwindigkeit  anhalten,   zu 
empfehlen.    Zumeist    sind    die   Lokomo- 
ti\-en     auf     reinen     Z.     mit     folgenden 
Bremsen  versehen:    1.  Luftdruck-Gegen- 
bremse    zur     Regelung     der     Talfahrt; 
2.  Zahnradbremsen,    bestehen    aus  Keil- 
bremsscheiben     auf     den    Achsen     der 
Triebräder,    der    Bremst äder    oder    der 
X'orlege-Kurbelachsen,  in  die  Klötze  oder 
Bänder  aus  Bronze  oder  Gußeisen,    bei 
Bandbremsen  auch  aus  Holz  eingreifen; 
3.  selbsttätige  Bremsen  sind  in  der  Regel  auf 
9-10  km'Std.  Fahrgeschwindigkeit  eingestellte 
Schwungkraftregler. 

Über   den  Dampftriebwagen   der   Pilatus- 
bahn s.  Pilatusbahn  Bd.  vflL  S.  82. 
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Die  Dampflokomotiven  der  gemischten 
Bahnen,  in  denen  Antriebe  der  Reibungs- 
räder und  der  Zahnräder  in  einer  Maschine 
vereinigt  sind,  haben   1   oder  2  Zylinderpaare, 


^       I  Idufrdd 


Ldufrjd  Schiene 


I  Zahntriebraj 

Abb.  301. 


2   Zahnfricbrad 


1  oder  2  Triebzahnräder,  2  —  4  Reibungstrieb- 
achsen und  1  -  2  Laufachsen.  In  den  Reibungs- 
strecken arbeiten   die  Reibungszyhnder,  in  den 


Abb.  302. 

Zahnstrecken  sowohl  diese  wie  die  Zahnrad- 
zylinder, so  daß  die  gesamten  Zugkräfte  zur 
Wirkung  gelangen.  Bei  Lokomotiven  mit  einem 
Zylinderpaar  werden  Reibungs-  und  Zahnräder 
durch  dieses  angetrieben;  bei  den  Lokomotiven 


Abb.  303. 

mit  2  Zylinderpaaren  ist  das  eine  für  den 
Antrieb  der  Reibungsräder,  das  andere  für 
den  Antrieb  der  Zahnräder  bestimmt,  wobei 
auch  Verbund\N-irkung  zur  Anwendung  kommt. 
Die  Anordnung  gemischterLokomotiven 
mit  einem  Zylinderpaar,  wie  sie  vorerst 
z.  B.  auf  der  Brünigbahn  (Schweiz)  und 
Padangbahn  (Sumatra)  verwendet,  später  aber 


durch  Vierzylindermaschienen  ersetzt  wurden, 
zeigt  Abb.  303.  Es  bezeichnen  Tdas  Zahntriebrad, 
V,  wdie  Obersetzung,  R  die  Reibungstriebräder, 
b  das  Schwungrad,  c,  d,  e  die  Kupplung  der 
3  Achsen.  Diese  Anordnung  hat  die  Nachteile, 
daß  die  Achse  des  Zahntriebrads  im  ab- 
gefederten Lokomotivrahmen  gelagert  ist,  da- 
her bei  etwas  größerer  Geschwindigkeit  der 
sichere  Eingriff  des  Zahnrads  in  die  Stange 
leide,  und  der  kleinen  Zugkraftsgrößen.  Sie 
haben  allerdings  gegenüber  den  Lokomotiven 
mit  2  Zylinderpaaren  den  Vorzug  größerer 
Einfachheit,  kleineren  Gewichts  und  geringerer 
Kosten;  für  kleinere  Zugkräfte  können  sie 
daher  noch  immer  in  Frage  kommen.  Für 
größere  Zugkräfte  sind  sie  aber  durch  4  Vier- 
zylindermaschinen ersetzt  worden. 

Lokomotiven  mit 
2  Zylinderpaaren  und 
einem  Triebzahnrad. 
Nach  Abb.  304  wird 
durch  das  Zylinderpaar  C 
die  Reibungsachse  2  ange- 
trieben, die  Achsen  1  und  3 
sind  mit  ihr  gekuppelt.  Das 
drehbar  auf  die  Reibungs- 
achse gesetzte  Triebzahn- 
rad T  wird  durch  das 
Zylinderpaar  Cj  durch  das 
Übersetzungszahnrad  v  an- 
getrieben. Auf  Achse  1  sitzt 
das  Bremszahnrad  B  mit 
den    Bremsscheiben.     Ein 

--' — Beispiel  einer  hiernach  auf 

den  Berner  Oberland- 
bahnen mit  1-0  m  Spur- 
weite seinerzeit  verwendeten  Lokomotive  zeigen 
Abb.  305  u.  306.  (Die  Berner  Oberlandbahnen 
sind  seither  elektrifiziert  worden.)  Die  Rei- 
bungsräder haben  Q15  mm,  das  Zahnrad 
764  mm     Durchmesser.     Das     Übersetzungs- 

ReibunfSrzd    Kurbel  Ge^gwichc  Reibunjsrad 


tr^^^^\  J'    n  c, ' 


Schiene 


Abb.  304 


Verhältnis  V:  T  ist  1  :  1-84.  Die  Zylinder  der 
Reibungsmaschine  haben  320  mm  Durch- 
messer und  450  mm  Hub,  die  der  Zahnrad- 
maschine 320  mm  Durchmesser  und  400  mm 
Hub.  Der  Kesseldruck  beträgt  12Atm.  Das 
Leergewicht  ist  23-6  /,  das  Dienstgewicht  28-5  t; 
die  Achsstände  betragen  1-2  und  1-5 /«.  In  den 
Reibungsstrecken  wurde    mit  18 -30  Ä/«/Std., 
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in    den  Zahnstrecken    mit   S-12Ä/n/Std.   ge- 
fahren. 

Für  die  Brünigbahn  mit  lOm  Spurweite 
wurden  neue  Vierzvlindermaschinen  mit  1  Trieb- 


auf den  Zahnstrecken  als  Verbundlokomotive. 

Die  Reibungszyiinder  wie  die  Zahnradzylinder 

haben  380  mm  Durchmesser  und  450  mm  Hub. 

Das  Übersetzungsverhältnis  des  Zahnrads 
ist  1  : 2-2.  Die  Rei- 
bungstriebräder haben 
910  mm,  das  Zahntrieb- 
rad 860  mm  Durch- 
messer. Das  Leerge- 
wicht der  Maschine  be- 
trägt 23-5  t,  das  Dienst- 
gewicht 30  t.  Die  Rei- 
bungszugkraft wird  mit 
5000  kg,  die  Zahnzug- 
kraft mit  6000  kg,  da- 
her die  Gesamtzugkraft- 
in  den  Zahnstrecken  mit 
1 1.000  kg  angegeben. 
Auf  den  Reibungs- 
strecken mit  20%»  Größt- 
neigung  wird  mit  20 
bis  30  km/Sid.,  auf  den 
Zahnstrecken  wird  bei 
einer  Zuglast  von  50  t 
auf  120%(,Größtneigung 
mit  1 1  km'Std.  ge- 
fahren. 


Abb.  306. 


Abb.  307. 


Zahnrad,  1  Bremszahnrad  und  3  Reibungsräder- 
achsen von  der  Winterthurer  Maschinenfabrik 
erbaut  nach  Abb.  307.  Auf  den  Reibungsstrecken 
arbeitet  die  .Waschine  als  Zwillingslokomotive, 


Für  die  Holländischen  Staatsbahnen  auf 
Sumatra  mit  1-067  ot  Spurweite,  in  den  Zahn- 
strecken mit  Riggenbach-Zahnstange,  sind  von 
der    Winterthurer    Lokomotivfabrik    neuestens 
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gemischte  Vierzylinderlokomotiven  nach  neben- 
stehenden Abb.  308  u.  309  geliefert  worden. 
Die  Lokomotive  mit  5  Reibungstriebrädern  und 
1  Zahntriebrad  ist  eine  Heißdampfverbund- 
lokomotive, Dampfdruck  14  Atm.,  ihr  Leer- 
gewicht beträgt  rd.  42 1,  ihr  Dienstgewicht 
52  /,  der  Gesamtradstand  5'0  m.  Die  Reibungs- 
triebräder haben  1  "0  m,  das  Zahntriebrad  0'975  m, 
die  Zylinder  0'450  m  Durchmesser;  der  Kolben- 
hub beträgt  0'52  m  und  das  Zylinderverhältnis 
1  : 2-033.   Diese  Lokomotive   fördert  200/  an- 


Abb.  311  wurden  z.  B.  auf  der  gemischten 
Bahn  von  Eisenerz  nach  Vordernberg 
in  Steiermark  mit  L435  m  Spurweite  und 
Orößtsteigungen  von  26  %»  in  den  Reibungs- 
strecken und  71%(,  in  den  Zahnstrecken  und 
180  m  kleinem  Krümmungshalbmesser  verwen- 
det. Die  Reibungsräder  haben  LOS  m,  die  Zahn- 
räder 0-688  m,  die  Zylinder  0-48  und  0-42  /;/ 
Durchmesser.  Die  Kolbenhübe  betragen  05 
und  0-45  m,  der  Kesselcfruck  1 1  .Atm.,  das 
Dienstgewicht  57  t,  das  Reibungsgewicht  43  t, 


Abb.  30S. 


gehängter  Last  auf  der  Steigung  von  50  %9 
mit  10  Äm/Std.  Geschwindigkeit.  Weitere  Einzel- 
heiten dieser  Lokomotive  s.  Literatur. 

Die  Lokomotiven  mit  2  Zylinderpaaren 
und  2  Zahntriebrädern. 

Die  Mehrzahl  der  Lokomotiven  für  gemisch- 
ten Betrieb  gehört  dieser  Klasse  an.  Für  starke 


der  volle  Achsstand  5-0  /«,  der  Abstand  der 
beiden  Zahnräder  1-05  m.  In  den  Reibungs- 
strecken wird  mit  30  Am  Std.,  in  den  Zahn- 
strecken mit   12Äm'Std.  gefahren. 

Ganz  ähnliche  Größenverhältnisse  weisen 
auch  die  Lokomotiven  auf  der  vollspurigen 
gemischten  Bahn  von  Ilmenau  nach  Schleu- 
singen auf. 


Reibungsrad  Reibunssrai 


Abb.  309. 


Abb.  310. 


Steigungen  und  große  Zugkräfte  werden  diese 
Lokomotiven  denen  mit  nur  einem  Zahntriebrad 
vorgezogen,  wobei  allerdings  die  schon  vor- 
her bei  den  Lokomotiven  für  reine  Z.  her- 
vorgehobenen Obelstände  bestehen.  Der  An- 
trieb der  Zahnräder  erfolgt  entweder  unmittel- 
bar oder  durch  Vermittlung  einer  Schwingen- 
übersetzung oder  einer  Zahnradüber- 
set z  u  n  g. 

Die  Lokomotiven  mit  unmittelbarem  An- 
trieb der  Zahnräder,  wie  sie  von  Abt  gebaut 
wurden,    zeigt    Abb.   310.    Die    Lokomotiven 


Schwingenübersetzung  wurde  von  Abt 
für  die  ersten  von  ihm  erbauten  Vierzylinder- 
lokomotiven gebraucht.  Diese  Bauart  hat  er 
aber  später  verlassen.  Die  Lokomotiven  der 
vollspurigen  Harzbahn  von  Blankenburg 
nach  Tanne,  mit  Größtneigungen  von  25  %» 
in  den  Reibungsstrecken  und  60 "^o  in  den 
Zahnstrecken,  die  mit  dreiteiligen  Abtschen 
Zahnstangen  versehen  sind,  waren  nach  dieser 
Bauart  ausgeführt  und  hatten  56  /  Dienst- 
gewicht, 47  t  Leergewicht,  43-5  t  Reibungs- 
gewicht und  in  den  Zahnstrecken  bei  12Äm/Std.- 
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Geschwindigkeit  eine  Zugkraft  von  1 1.500  >^.o-. 
Diese  Lokomotiven  wurden  jüngst  ersetzt  durch 
reine  Reibungslokomotiven  mit  5  Trieb-  und 
2  Laufachsen,  100  /  Dienstgewicht  und  75/ 
Reibungsgewicht,  sie  können  also  höchstens 
eine  Zugkraft  von  11.500*0-  entwickeln,  aber 
mit  größerer  Geschwindigkeit  fahren,  auch 
dürften  die  Reparaturkosten  geringer  ausfallen. 
Den  Vorteilen  der  erhöhten  Geschwindigkeit, 
die  mit  Rücksicht  auf  Personalkosten  und 
Fahrparkausnutzung  immerhin  nicht  unbe- 
deutend sind,  stehen  die  Nachteile  einer  um 
etwa  50  /  größeren  Lokomotivlast  mit  größerer 
Fahrgeschwindigkeit,  daher  des  größeren  Kohlen- 
verbrauchs für  gleiche  Nutzlasten  und  die 
für  die  Beanspruchung  der  Laufschienen  weit 
ungünstigere  Lastverteilung,  wodurch  rascherer 


620  und  540/wOT,  Reibungstriebraddurchmesser 
1-23,  Zahnraddurchmesser  LOS,  Übersetzungs- 
verhältnis  1:2-26,  Kesseldruck  14  Atm. 

An  Bremsen  sind  in  der  Regel  vorhanden: 
Eine  Luftdruckbremse  zur  Regelung  der  Ge- 
schwindigkeit auf  der  Talfahrt;  auch  selbsttätige 
Geschwindigkeitsbremsen;  Bremsen  auf  die 
Triebzahnräder  oder  das  Trieb-  und  Brems- 
zahnrad wirkend.  Bremsen  der  Reibungsachsen. 
Vakuumbremsen,  die  auch  auf  dieReibungs-  wie 
auf  die  Zahnradachsen  als  auch  auf  die  Fahr- 
zeuge des  ganzen  Zuges  wirken. 

Elektrische  Lokomotiven  und  Trieb- 
wagen. 
Lokomotiven  und  Triebwagen  für  reine  und 
gemischte  Zahnbahnen  werden  mit  Gleichstrom 


Abb.  311. 


Schienenverschleiß  bedingt  ist,  gegenüber.  Auch 
ist  die  Talfahrt  auf  den  Steilstrecken  nicht  in 
dem  Maße  gesichert,  wie  bei  den  mit  Zahn- 
rädern versehenen  gemischten  Lokomotiven. 
Zahnradübersetzungen  an  Yierzylinder- 
maschinen  mit  2  Zahntriebrädern  sind  mehr- 
fach ausgeführt.  Namentlich  sind  solche  nach 
Anordnung  von  Klose,  Lokomotiven  mit  Ver- 
bundwirkung von  der  Maschinenfabrik  Eßlingen, 
für  die  gemischten  Linien  in  Württemberg  gebaut 
worden,  .^us  nebenstehender  Abb.  312  ist  der 
Antrieb  der  Reibungsräder  Rund  Triebzahnräder 
/"mittels  des  Zahnkolbens  Kund  der  Ellipsen- 
lenker cdefg  zu  ersehen.  Abb.  313  zeigt  eine 
hiernach  ausgeführte  Lokomotive  der  Staats- 
bahnen in  Württemberg  mit  einem  Dienstgewicht 
von  54  /,  einem  Leergewicht  \on  43,7  t,  und 
einem  Reibungsgewicht  von  42  /,  mit  Zylinder- 
durchmesser  von    420  mm.    Kolbenhübe   von 


450  -  1500  Volt  oder  Drehstrom  mit  450  -  750 
Volt  Fahrdrahtspannung  betrieben.  Einphasiger 
Wechselstrom  ist,  soweit  bekannt,  für  Z.  noch 
nicht  gebraucht  worden.  Für  die  Strom- 
zuführung kommt  zweckmäßig  Oberleitung 
über  dem  Gleis  in  Frage.  Schienen  und  Zahn- 
stange können  als  Rückleitung  benutzt  werden. 
Drehstrom  ist  meist  dann  zweckmäßig,  wenn 
der  Strom  in  großer  Entfernung  von  der  Bahn 
erzeugt  wird,  was  meist  bei  Ausnutzung  von 
Wasserkräften  der  Fall  ist.  Entweder  werden 
hochgespannte  Drehströme  von  5000  -  7000 
der  Gebrauchstelle  zugeführt  und  dort  in  Dreh- 
ströme niedriger  Spannung  umgeformt,  was  durch 
einfache  Umformer  ohne  Bedienung  erfolgt, 
oder  der  Drehstrom  von  hoher  Spannung  wird 
an  der  Gebrauchstelle  in  Gleichstrom  von 
niedriger  Spannung  umgeformt.  In  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  wurde  Gleichstrom   verwendet, 


Zahnbahnen. 


465 


der  gegenüber  dem  Drehstrom  viele  Vorteile 
hat,  die  in  der  größeren  Einfachheit  der  Anlage, 
in  der  leichten  Steigerung  der  Leistungsfähig- 
keit, in  der  Unabhängigkeit  der  talwärts  fahren- 
den Züge  von  der  Anlage  und  der  Leitung 
bestehen.  Lokomotivbetrieb  mit  Gleich- 
strom verwenden  z.  B.  die  Bahnen:  Aigle- 
Leysin,  Bex-Qryon-Villars,  Triest-Opcina,  Vesuv- 
bahn, Martigny-Chate- 
lard,  Wendelsteinbahn, 
Lyon-Fourviere,  Matta- 
rone-Bergbahn,  Wen- 
gernalpbahn,  die  Schö 
lenenbahn,  die  Bahn 
Montreux-Glion  u.a.m. 


und  750  Umdrehungen  in  der  Minute,  die 
Fahrgeschwindigkeit  beträgt  etwa  8  km/Std.;  die 
Zugkraft  etwa  0500  kg,  das  Gewicht  13'5 /. 
Die  Zahntriebräder  7"^  T2  haben  700  mm  Durch- 


messer; die  Zahnradübersetzungen  . ' 


und 


V, 


geben    zusammen    das   Übersetzungsverhältnis 
1:12-66. 


Triebwagen  mit  Gleichstrom  z.  B.  die 
Bahnen  auf  den  Mont  Saleve,  Barmen-Toelle- 
turm,  Monte  Carlo,  Stuttgart-Degerloch  u.a. m. 
Lokomotivbetrieb  mit  Drehstrom  z.  B. 
die  Gornergrat-  und  Jungfraubahn,  die  Bahn 
Stanstad-Engelberg,  dieUsuipaßbahn  (seitlQ12) 
und  die  Monthey-Champery-Bahn. 

Wie  für  den  Dampfbetrieb  werden  auch 
elektrische  Lokomotiven  und  Triebwagen  mit 
1  oder  2  Triebzahnrädern  oder  mit  einem 
Trieb-  und  einem  Bremszahnrad  gebaut. 

Die  Anordnung  einer  elektrischen  Lokomo- 
tive für  Drehstrom  mit  2  Zahntriebrädern  für 
eine  reine  Z.,  wie  sie  für  die  Jungfraubahn 
mit  250%»  Größtneigung  (s.d.  Bd.  II,  S.  211 
und  Bd.  VI,  S.  312)  erbaut  wurde,  zeigen 
Abb.  314  und  315. 

Die  Lokomotiven  haben  2  Antriebe  von  je 
120  PS.    mit  Drehstrom   von    450-550  Volt 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2  Aufl.  X. 


Eine  mit  Drehstrom  von  750  Volt  Spannung 
betriebene  elektrische  gemischte  Lokomo- 
tive mit  einem  Trieb-  und  einem  Bremszahn- 


Zahntriebräd  ZdhnTriebrdd 

Abb.  314. 

rad,  wie  sie  auf  der  vereinigten  Reibungs- 
und Z.  mit  LO  m  Spurweite  von  Stanstad  nach 
Engelberg  (Schweiz)  in  Verwendung  ist,  zeigen 
Abb.  316  und  317. 
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Die  beiden TriebiiiaschinenTW,  und  yWj  treiben 
durch  die  Übersetzungen  uU,  vV  das  auf  der 
hohlen  Achse  A  befestigte  Zahntriebrad  T  an. 
Durch  die  hohle  Achse  A  geht  die  Kurbel- 
achse, die  mit  den  Reibungsachsen  R  R  ge- 
kuppelt ist.  Mittels  des  Zahnradpaars  Kj  v^ 
kann  die  Kurbelachse  unmittelbar  angetrieben 
werden  und  damit  auch  die  Reibungsachsen  R. 
Das  untere  Zahnrad  i'j  sitzt  auf  der  durch 
die  hohle  Achse  A  gehenden  Kurbelachse,  das 
obere  Zahnrad  V2  auf  der  Achse  a;  letzteres 
ist  ausrückbar  und  hat  Reibungskupplung,  so 
daß  es  außer  Eingriff  mit  dem  unteren  Zahn- 
rad V2  gebracht  werden  kann.  Auf  der  vorderen 
Reibungsachse  sitzt  lose  das  Bremszahnrad  B. 
Bremsscheiben  b^  und  Äj  sind  zu  beiden  Seiten 
des    Trieb-    und    Bremszahnrads    angeordnet. 


Die  Leistung  beider  Triebmaschinen  beträgt 
bei  12  /  Lokomotivgewicht  etwa  150  PS.;  die 
Zugkraft  auf  der  mit  250700  geneigten  Zahn- 
strecke wird  mit  IbQQkg,  auf  der  mit  507oo  ge- 
neigten Reibungsstrecke  mit  1800/^^  angegeben 
(s.    Stanstad-Engelberg-Bahn,   Bd.  IX,  S.  146). 

Ober  gemischte  Triebwagen  für  den  elektri- 
schen Betrieb  auf  der  vereinigten  Reibungs-  und 
Z.  Martigny-Chatelard,  wo  viermotorige 
Triebwagen  in  Verwendung  stehen,  s.  Elektri- 
sche Lokomotiven,  Bd.  IV,  S.  279  und 
Martigny-Chatelard,  Bd.  VII,  S.  246. 

Neigungsverhältnisse    der     reinen    und 
gemischten  Z. 
Die  obere  Neigungsgrenze   der  reinen   Z. 
ist   durch    die   Bedingung   gegeben,    daß    das 


Abb.  315. 


Auf  den  Zahnstrecken  wird  das  Triebzahnrad 
/"allein  angetrieben,  es  werden  die  Zahnräder 
V2  V2  außer  Eingriff  gesetzt,  Kurbelachse  und 
Reibungsachsen  laufen  lose  mit.  Auf  den  Rei- 


/Zithnstange 


Abb.  31Ö. 


bungsstrecken  werden  die  Stirnräder  V2  i'2 


in 


Eingriff  gebracht,  so  daß  die  mit  der  Kurbel- 
achse gekuppelten  Reibungsachsen  angetrieben 
werden;  das  Zahntriebrad  läuft  ohne  Eingriff 
mit,  da  Zahnstange  fehlt. 


Aufsteigen  oder  Ausgleiten  der  Radzähne  in 
allen  Fällen,  namentlich  beim  Anhalten  durch 
Bremsen  auf  der  Talfahrt,  vermieden  und  bei 
gegebener  Zugbelastung  der  durch  die  Festig- 
keit der  Radzähne  und  Zahnstange  begrenzte 
Zahndruck  eingehalten  werden  muß.  Bei  den 
neueren  ausgeführten  reinen  Z.  beträgt  die 
größte  Neigung  nicht  mehr  als  250%o,  wobei 
auch  bei  kleineren  Lokomotivbelastungen  die 
Gefahr  des  Aufsteigens  vermieden  werden  kann 
und  noch  ein  wirtschaftlicher  Betrieb  bei  einer 
nicht  zu  geringen  Nutzlast  möglich  wird.  Nur 
bei  einigen  älteren  Z.  ist  man  über  diese 
Neigung  hinausgegangen,  wie  z.  B.  an  der 
Mount-Washington-Bahn  in  Nordamerika,  die 
mit  370° '00  Größtneigung  ausgeführt  wurde. 
Die  Pilatusbahn  in  der  Schweiz  hat  zwar  4SO°/oo 
Größtneigung;  hier  ist  aber  die  liegende  Doppel- 
leiterstange Bauart  Locher-Stehlin  zur  Anwen- 
dung gekommen,    wobei   der   sichere  Eingriff 
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der  Räder  in  die  Zahnstange  von  der  Loko- 
motivbelastung unabhängig  ist.  Bei  den  ge- 
mischten Reibungs-  und  Z.  sind  die 
Orößtneigungen  von  der  Betriebsart,  der  Loko- 
motivform und  der  Zugbelastung  abhängig. 
Bei  den  ausgeführten  Bahnen  bewegen  sich 
die  Orößtneigungen  auf  den  Reibungsstrecken 
zumeist  von  20  bis  357oo,  auf  den  Zahn- 
strecken von  50  bis  150%o;  in  wenigen  Fällen 
mehr  oder  weniger.  Außergewöhnlich  große 
Neigungen  haben  z.  B.  erhalten  die  gemischten 
Bahnen:  Stanstad-Engelberg  (Schweiz)  mit 
507oo  '"  den  Reibungs-  und  250  "oo  in  den 
Zahnstrecken,  die  Rittnerbahn  (Tirol)  mit 
457oo  in  den  Reibungs-  und  255 7oo  '"  den 
Zahnstrecken, die  Wendelsteinbahn  (Bayern) 


von  der  Lokomotivbauart  abhängig  ist  und 
der  gesetzt  werden  kann: 

C=^'^  =  2-0  bis  2-5, 

worin  Z^  und  Z^  die  Zugkräfte  der  Loko- 
motive für  den  Antrieb  der  Reibungsräder  und 
der  Zahnräder  bezeichnen.  IF',.  und  W^  bezeich- 
nen die  Laufwiderstände  in  den  Reibungs-  und 
Zahnstrecken.  Auf  gemischten  Bahnen,  die  mit 
solchen  Lokomotiven  betrieben  werden,  finden 
sich  bei  Orößtneigungen  von  20  — 25*'/oo  in 
den  Reibungsstrecken  meist  Orößtneigungen 
von  50  —  70 "/qq  in  den  Zahnstrecken,  in  wenigen 
Fällen  100-120%g;  in  letzteren  Fällen  ist 
die  mögliche  größte  Zugbelastung  auf  den 
Zahnstrecken    kleiner  wie   auf   den  Reibungs- 


Abb.  317. 


mit  37  %o  '"  den  Reibungs-  und  2350/30  in 
den  Zahnstrecken,  die  Bahn  Martigny- 
Chatelard  (Schweiz)  mit  70%o  in  den 
Reibungs-  und  200  7oo  '"  den  Zahnstrecken, 
die  Bahn  Diakophto-Kalavryta  (Oriechen- 
iand)  mit  35%o  in  den  Reibungs-  und  1457on 
in  den  Zahnstrecken,  Furkabahn  (Schweiz) 
mit  40 "/„o  in  den  Reibungs-  und  1 10 "'„g  in  den 
Zahnstrecken.  Bei  den  gemischten  Vierzylinder- 
dampfmaschinen ist  das  Verhältnis  der  Orößt- 
neigung  auf  der  Reibungsstrecke  zu  der  auf 
der  Bahnstrecke  durch  die  Lokomotivbauart 
gegeben,  wenn  für  beide  Bahnstrecken  eine 
volle  Ausnutzung  der  Lokomotivzugkraft  er- 
reicht werden  soll.  Die  Neigung  der  Z.  für 
gemischte  Vierzylinderlokomotiven  folgt  hier- 
bei aus  der  Gleichung: 

S^^C-SriCW,—  W,). 
Es    bezeichnen    S^  Sr  die  Neigungen    auf    den 
Zahn-  und  Reibungsstrecken,  C  einen  Wert,  der 


strecken.  Vor  dem  Krieg  standen  in  der  Schweiz 
29,  in  Deutschland  18,  in  Österreich-Ungarn  16, 
und  in  allen  Teilen  der  Erde  etwa  140  Z.  in 
Betrieb.  Nach  Peter  schwanken  die  Kosten 
der  reinen  Z.  in  der  Schweiz  zwischen  170.000 
bis  Q70.000  Frs./km.,  die  der  gemischten  Bahnen 
von  100.000  bis  320.000  Frs.'>^/«.  Die  mittlere 
Verzinsung  des  gesamten  Anlagekapitals  dieser 
Bahnen    betrug   vor   dem    Krieg   etwa    3'8%. 

Literatur:  Dolezalek,  Die  Zahnbahnen  der 
Gegenwart.  Wiesbaden,  Kreidel.  —  R.  Abt,  Zahn- 
bahnen, im  Hb.  d.  Ing.  W.,  Bd.  V,  Leipzig.  —  Levy- 
Lambert,  Chemins  de  fer  ä  Cremaillere.  2.  Aufl., 
Paris.  —  Bruckmann,  Neuere  Zahnbahnen.  Ztschr. 
dt.  Ing.  1SQ8.  —  Strub,  Bergbahnen  der  Schweiz. 
Ztschr.  f.  Kleinb.  1Q02.  -  R.  Abt,..  Die  Entwicklung 
des  Zahnbahnsystems  Abt  in  Österreich-Ungarn. 
Ztschr.  d.Österr.Ing.-V.  1898.  -  O.  Blum,  Reibungs- 
bahnen und  Bahnen  gemischten  Systems.  Ztschr.  f. 
Bw.  1902.  -  Strub,  Die  Vesuvbahn.  Schwz.  Bauztg. 
1903.  -  Seefehlner,  Die  elektrische  Bahn  Triest- 
Opcina.   Elektr.  Kraftbetr.  u.  B.  1904.    -    Morgen- 
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thaler,  Die  Elektrifikation  der  Wengernaipbahn. 
Elektr.  Kraftbetr.  u.  B.  1910  u.  1911.  -  Poschen- 
rieder,  Neue  elektrische  Bahnen  der  Schweiz.  Ztschr. 
d.  Österr.  Ing.-V.  1912.  -  S.  Abt,  Die  neuen  Loko- 
motiven der  Nilgiri-Bahn.  Schwz.  Bauzlg.  1917.  - 
S.  Abt,  Das  neue  vereinigte  Reibungs-  und  Zahn- 
bahnensystem  Peter.  Schwz.  Bauztg.  1918.  —  Peter, 
Fünfzig  Jahre  schweizerischer  Bergbahnbau.  Schwz. 
Bauztg.  1921.  -  Weiß,  Schweizerische  Bergbahnen, 
besonders  die  Furkabahn.   X'erkehrstechn.  W.  1921. 

-  S.  Abt,  Die  neuen  Lokomotiven  der  Staatsbahnen 
auf  Sumatra.  Schwz.  Bauztg.  1921.  -  S.  Abt,  SOjähr. 
Betriebsjubiläum  der  Rigibahn.  Schwz.  Bauztg.  1921. 

-  Möller,  Die  Jungfrau-Bahn.  Ztschr.  dt.  Ing.  1904. 

Dolezalek. 

Zahnradbahnen  s.  Zahnbahnen. 

Zahnradlokomotiven     s.   Zahnbahnen. 

Zarskojeseloer  Eisenbahn,  die  älteste 
Eisenbahn  Rußlands,  erbaut  von  dem  öster- 
reichischen higenieur  Gerstner  (s.  d.),  mit  der 
Spur  von  0-867  Saschen  (1-82  m),  führt  von 
Petersburg  nach  dem  ehemaligen  Lustschloß 
Zarskoje-Selo  und  zur  Villenortschaft  Paw- 
lowsk.  Konzessioniert  1836  ohne  Beschränkung 
der  Konzessionsdauer,  eröffnet   1837. 

Zeigertelegraph  s.  Telegraph. 

Zeitkarten,  Abonnementskarten,  Fahrkarten, 
die  innerhalb  eines  bestimmten  Zeilabschnittes 
(Jahres,  Halbjahrs,  Monats,  Woche)  zur  be- 
liebigen oftmaligen  Benutzung  derselben  Linie 
oder  desselben  Bahngebiets  berechtigen  und 
unter  Zugestehung  von  Ermäßigungen  gegen- 
über den  Fahrpreisen  für  einzelne  Fahrten 
ausgegeben  \xerden  (s.  Abonnementkarten, 
Arbeiterkarten,    Badefahrkarten,  Personentarif). 

Zeitmiete  s.  Wagendienst  und  Wagen- 
übergang. 

Zeitrechnung,  s.  Eisenbahnzeit  und 
Sommerzeit.  Von  den  Ländern,  die  während 
des  Krieges  zur  besseren  Ausnutzung  des 
Sonnenlichts  für  die  Monate  April  bis  September 
oder  Oktober  die  Uhren  um  eine  Stunde  vor- 
gehen ließen,  also  von  der  Sommerzeit  Gebrauch 
machten,  haben  Frankreich,  Belgien,  die  Nieder- 
lande und  Großbritannien  diese  Einrichtung 
beibehalten.  Nur  in  Deutschland  ist  die  Sommer- 
zeit nicht  wieder  eingeführt,  nachdem  die 
Nationalversammlung  im  Jahre  1919  mit  großer 
Mehrheit  sich  dagegen  ausgesprochen  hatte. 
Die  handarbeitende  Bevölkerung  befürchtete  eine 
Verkürzung  der  Nachtruhe  sowie  eine  Schädi- 
gung der  Feld-  und  Gartenarbeit  am  frühen  Mor- 
gen, die  vielfach  erst  beginnen  kann,  wenn  die 
Sonnenstrahlen  die  Nachtfeuchtigkeit  abgetrock- 
net haben.  -  Durch  Einführung  der  MEZ.  als 
Sommerzeit  an  Stelle  der  WEZ.  entsteht  für 
Deutschland  gleiche  Z.  mit  Belgien,  Frankreich 
und  Großbritannien,  während  die  Uhren  im 
Winter  in  Deutschland,  abgesehen  vom  besetzten 
Gebiet,  in  dem  Frankreich  die  Z.  bestimmt,  um 
eine  Stunde  den  genannten  Ländern  gegenüber 


vorgehen.  -  Die  durch  die  Einführung  der 
Sommerzeit  erzielten  Ersparnisse  sind  für  die 
preußischen  Staatsbahnen  im  Jahre  1915  auf 
rd.  330,000  M.  geschätzt  worden.  In  Frank- 
reich, wo  die  Erhebungen  auf  das  gesamte 
Arbeitsgebiet  des  Landes  ausgedehnt  wurden, 
haben  die  Ersparnisse  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1 9 1 6  bis  1 920  jährlich  56  Mill.  Fr.  betragen. 

Zu  den  Ländern,  die  die  Nachmittagsstunden 
in  den  Fahrplänen  statt  mit  1  -  12  mit  13-  24 
bezeichnen  -  Belgien,  Frankreich,  Italien, 
Spanien  und  Portugal  -  sind  inzwischen  die 
Schweiz,  Deutschösterreich,  Tschecho-Slowakei, 
Polen  und  Griechenland  getreten.  In  Deutsch- 
land hat  man  dies  aus  den  früheren  Gründen 
—  geringe  Neigung  der  Bevölkerung  für  diese 
Z.  im  bürgerlichen  Leben  —  bisher  nicht  für 
zweckmäßig  gehalten. 

Literatur:  Sven  Oden,  Abhandlung  über  die 
Sommerzeit.  Stockholm  1917.  Breusiiio-, 

Zeitsignal  s.  Uhrsignal. 

Zeitverschluß  s.  Stellwerke. 

Zement  {concrete;  üment;  cementö).  Unter 
Zement  versteht  man  im  allgemeinen  pulver- 
förmige  Körper,  die  beim  Anrühren  mit  Wasser 
einen  Brei  bilden,  der  auch  unter  Wasser  in 
einen  starren  Zustand  übergeht  und  dabei 
andere  feste  Körper  zu  verkitten  (verbinden) 
vermag.  Die  Zemente  werden  daher  nebst 
anderen  Baustoffen  ähnlicher  Wirkung  als 
Bindemittel,  und  da  sie  auch  unter  Wasser 
erhärten,  als  hydraulische  Bindemittel  bezeichnet. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  Rohstoffe,  der 
Erzeugungsweise,  den  Eigenschaften  und  der 
Verwendung  treten  die  Bindemittel  unter  ver- 
schiedenen Bezeichnungen  auf.  Sie  werden  in 
der  Literatur  auch  nach  verschiedenen  Gesichts- 
punkten eingeteilt.  Die  in  der  nachstehenden 
Tabelle  dargestellte  Gruppierung  dürfte  den 
Bedürfnissen  der  Verbraucher  am  besten  ent- 
sprechen. Sie  lehnt  sich  teilweise  an  die  Vor- 
schläge des  Vereines  Deutscher  Portlandzement- 
fabrikanten, teilweise  an  die  Einteilungen  und 
Begriffsbestimmungen  nach  Tetmajer,  Schoch 
und  nach  Kühl  &  Knote  an  und  enthält  sämt- 
liche Bindemittel  für  Mörtel,  die  denn  auch 
insgesamt  als  Mörtelstoffe   bezeichnet  werden. 

Luftkalke. 

Luftkalke  (Fett-  oder  Weißkalke)  sind  durch 
Brennen  unterhalb  der  Sintergrenze  aus  Kalk- 
steinen gewonnene  Erzeugnisse  von  folgendem 
Verhalten:  Trocken  gelöscht  zerfallen  sie  unter 
erheblicher  Wärmeentwicklung  und  Raumver- 
größerung (Gedeihen)  zu  einem  staubfeinen 
weichen  Pulver  (Kalkhydrat)  und  liefern  ein- 
gestampft einen  speckigen  weichen  Brei.  Nach 
dem  Löschen  nehmen  sie  etwa  das  zwei-  bis  drei- 
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fache  ihres  ursprüngHchen  Rauminhaltes  ein. 
Ihre  Mörtel  erhärten  allmählich  unter  Abgabe 
von  Wasser  durch  Aufnahme  von  Kohlensäure 
aus  der  Luft,  also  unselbständig,  von  außen 
nach  innen. 

Die  Luftkalke  eignen  sich  für  Hochbauten, 
Kalkdüngung,  technische  und  chemische  Zwecke. 

Sie  koaimen  in  der  Regel  in  Stückform,  zu 
besonderen  Zwecken  jedoch  auch  gemahlen  in 
den   Handel. 

Die  Abnahme  und  Probung  der  Luftkalke 
erfolgt  am  zweckmäßigsten  nach  den  vom 
Verein  Deutscher  Kaikwerke  aufgestellten  Leit- 
sätzen für  einheitliche  Überprüfung  von  Kalk. 
Zum  Vergleiche  mit  anderen  Bindemitteln  sei 
hier  nur  angeführt,  daß  die  Festigkeiten  von 
Luftkalken  im  Mischungsverhältnis  von  1  Teil 
Kalkhydrat  und  3  Teilen  Normalsand  nach- 
stehende Mindestzahlen  aufweisen   müssen: 

nach  21  Tagen  Luftlagerung: 

Zugfestigkeit 2-0  kg'qcm 

Druckfestigkeit    .    .    .    .  ö'O       „ 

nach  56  Tagen  Luftlagerung: 

Zugfestigkeit 3'0  kglqcm 

Druckfestigkeit    .    .    .    .  S'O  „ 

Schwach  hydraulische  Kalke. 

Schwach  hydraulische  Kalke  sind  durch 
Brennen  unterhalb  der  Sintergrenze  aus  Kalk- 
steinen gewonnene  Erzeugnisse  von  folgendem 
Verhalten:  Sie  löschen  sich  wie  Luftkalke,  ge- 
deihen jedoch  etwas  weniger  stark;  eingesumpft 
\xerden  sie  nach  einiger  Zeit  in  der  Grube  hart. 
Ihre  Mörtel  erhärten  durch  Bindung  von  Kohlen- 
säure und  Wasser  an  der  Luft  und  nach  voraus- 
gegangener genügender  Lufterhärtung  auch 
unter  Wasser  bei  stetig  zunehmender  Festigkeit. 
Sie  bedürfen  einer  längeren,  mehr  als  sieben- 
tägigen, höchstens  jedoch  einundzwanzigtägigen 
Lufterhärtung,  ehe  sie  der  Einwirkung  des 
Wassers  ausgesetzt  werden  dürfen.  Kalke,  deren 
Mörtel  eine  längere  als  einundzwanzigtägige 
Lufterhärtung  brauchen,  um  dem  Wasser  zu 
widerstehen,    sind   den  Luftkalken  zuzuzählen. 

Die  schwach  hydraulischen  Kalke  eignen 
sich  zu  Hochbauten  und  allen  Arbeiten  bei 
Mauerwerk,  bei  denen  schnellere  Erhärtung 
des  Mörtels  verlangt  wird.  Sie  finden  auch 
in  der  Landwirtschaft,  zur  Kalksandstein- 
herstellung und  zu  technischen  Zwecken  Ver- 
wendung. 

Sie  werden  in  der  Regel  in  Stückform  in 
den  Handel  gebracht  und  trocken  gelöscht, 
bisweilen  jedoch  auch  eingesumpft  verwendet. 

Die  Abnahme  und  Probung  der  schwach 
hydraulischen  Kalke  erfolgt  am  zweckmäßigsten 
nach    den    vom  Verein    Deutscher    Kalkwerke 


aufgestellten  Leitsätzen  für  einheitliche  Prüfung 
von  Kalk.  Zum  Vergleiche  mit  anderen  Binde- 
mitteln sei  hier  nur  angeführt,  daß  die  Festig- 
keiten von  schwach  hydraulischen  Kalken  im 
Mischungsverhältnis  von  1  Teil  Kalkhydrat  und 
3  Teilen  Normalsand  nachstehende  Mindest- 
zahlen aufweisen  müssen: 

nach  21  Tagen  Luft-  und  7  Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit 2-0  kglqcm 

Druckfestigkeit    ....  60       „ 
nach  21  Tagen  Luft-  und  35  Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit     ....     3-0  kglqcm 

Druckfestigkeit  ....  10-0 

Stark  hydraulische  Kalke. 

Stark  hydraulische  Kalke  oder  Wasserkalke 
sind  durch  Brennen  unterhalb  der  Sintergrenze 
aus  Kalksteinen  gewonnene  Erzeugnisse  von 
folgendem  Verhalten:  Beim  Trockenlöschen 
zerfallen  sie  unter  Wärmeentwicklung  und 
mäßigem  Gedeihen  ganz  oder  nur  teilweise  zu 
Pulver;  ihre  Mörtel  erhärten  an  der  Luft  und 
nach  genügender,  höchstens  jedoch  sieben- 
tägiger Lufterhärtung  auch  unter  Wasser  bei 
stetig  zunehmender  Festigkeit. 

Die  Wasserkalke  sind  für  Wasserbauten  mit 
Erfolg  zu  verwenden,  wenn  die  Einwirkung 
des  Wassers  erst  nach  hinreichender  Anfangs- 
erhärtung des  Mörtels  an  der  Luft  erfolgt. 

Sie  werden  ferner  mit  Vorteil  auch  als 
Mauer-  und  Putzmörtel  verwendet,  wenn  an 
Festigkeit  und  Wetterbeständigkeit  höhere  An- 
forderungen gestellt  werden. 

Die  Wasserkalke  werden  in  der  Regel  im 
gemahlenen  Zustande  in  den  Handel  gebracht 
und  trocken  gelöscht,  hin  und  wieder  jedoch 
auch  eingesumpft  verwendet. 

Die  Abnahme  und  Probung  der  stark 
hydraulischen  Kalke  erfolgt  am  zweckmäßigsten 
nach  den  vom  Vereine  Deutscher  Kalkwerke 
aufgestellten  Leitsätzen  für  einheitliche  Prüfung 
von  Kalk.  Zum  Vergleiche  mit  anderen  Binde- 
mitteln sei  hier  nur  angeführt,  daß  die  Festig- 
keiten von  stark  hydraulischen  Kalken  im 
Mischungsverhältnis  von  1  Teil  Kalkhydrat  und 
3  Teilen  Normalsand  nachstehende  Mindest- 
zahlen aufweisen  müssen; 

nach  7  Tagen  Luft-  und  21  Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit    ....     5-0  kglqcm 
Druckfestigkeit     ...  1 2-0 

nach  7  Tagen  Luft-  und  49  Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit    .    .    .    .     S'O  kglqcm 
Druckfestigkeit    .    .    .  20-0 
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Gips. 

Gips  ist  ein  Erzeugnis,  das  durch  Brennen 
und  Mahlen  von  Gipsstein  gewonnen  wird. 
Erfolgt  das  Brennen  des  Qipssteins  bei  einer 
Temperatur  von  unter  200°  C,  so  erhält  man 
das  normale  Halbhydrat,  das  nach  seiner  Ver- 
wendung als  Mauer-,  Putz-  oder  Stuckgips  und 
in  seiner  besseren  Güte  als  Form-  oder  Modell- 
gips bezeichnet  wird. 

Mit  Wasser  angemacht  beginnt  der  Gipsbrei 
sofort  abzubinden  und  erstarrt  binnen  einer 
1/2  Stunde  durch  Bildung  von  Bihydrat.  Der 
Stuckgips  wird  im  Baugewerbe  zur  Verzierung 
der  Innenräume  und  für  sog.  Gipsdielen  stark 
verwendet.  Da  ihm  jede  Wetterbeständigkeit 
abgeht,  ist  er  für  Außenarchitektur  unverwend- 
bar. 

Der  Stuckgips  wird  am  zweckmäßigsten  nach 
den  vom  Deutschen  Gipsverein  aufgestellten 
Vorschriften  zur  einheitlichen  Gipsprüfung 
übernommen  und  erprobt.  Hier  sei  zum  Ver- 
gleiche angeführt,  daß  für  Stuckgipsmörtel 
ohne  Sandzusatz  nachstehende  iMindest- 
Zugfestigkeiten  verlangt  werden: 

nach   1  Tag     Erhärtung  ...     8  kgicm} 
„      7  Tagen         „  ...  1 6      „ 

Beim  Zusatz  von  nur  geringen  Sandmengen 
wird  die  Festigkeit  des  Stuckgipses  ganz  be- 
deutend herabgesetzt. 

Erfolgt  das  Brennen  des  Gipssteins  bei 
einer  Temperatur  von  über  900°  C,  so  erhält 
man  den  sog.  Estrichgips,  auch  Mörtelgips 
genannt.  Dieser  ist  langsam  bindend  und  er- 
härtet mit  wenig  Wasser  zu  einer  dichten, 
harten,  wetterfesten  Masse.  Er  verhält  sich  als 
Mörtelstoff  ähnlich  wie  der  später  beschriebene, 
langsam  bindende  Romanzement  und  wird 
häufig  auch  wie  dieser  verwendet.  Obzwar 
der  Estrichgips  auch  hydraulische  Eigenschaften 
hat,  wurde  er  im  Hinblick  auf  allfällige 
Vermischung  mit  totgebranntem  Gips,  der 
die  Hydraulizität  stark  herabsetzt,  unter  die 
Luftmörtelstoffe  eingereiht.  Einheitliche  Über- 
nahmsvorschriften sind  für  Estrichgips  nicht 
erstellt. 

Sorelzement. 

Sorelzement  erhält  man  durch  Mischen  von 
gebranntem  Magnesit  (kohlensäurefrei)  mit 
einer]  konzentrierten  Lösung  von  Chlormag- 
nesium. 

Dieser  Brei  erstarrt  nach  kurzer  Zeit  zu 
einer  marmorharten  Masse,  die  als  sehr  festes 
Bindemittel  wirkt,  aber  nicht  ganz  raumbe- 
ständig ist  und  durch  Wasser  zersetzt  wird. 
Mit  Sägemehl  als  Zuschlagstoff  verarbeitet,  er- 
hält man  den  sog.  Xylolith  oder  das  Stein- 
holz, das  für  Fußböden  verwendet  wird.  Ein- 


heitliche Obernahms-  und  Festigkeitsvorschriften 
bestehen  für  Sorelzement  nicht. 

Dolomitkalke  und  hydraulische 
Dolomite. 
Dolomitkalke  und  hydraulische  Dolomite 
sind  durch  Brennen  unterhalb  der  Sintergrenze 
aus  stark  magnesiahältigem  Rohgestein  ge- 
wonnene Erzeugnisse  von  mehr  oder  weniger 
ähnlichem  Verhalten,  wie  die  hydraulischen 
Kalke.  Die  Erhärtung  der  aus  dolomithältigcm 
Rohgestein  gebrannten  Kalke  geht  in  anderer 
Weise  vor  sich  als  bei  den  aus  magnesiafreien 
Kalken  gebrannten  Erzeugnissen,  in  den  Leit- 
sätzen des  Deutschen  Kalkvereines  wird  jedoch 
ein  Unterschied  zwischen  Kalk  und  Dolomit 
nicht  gemacht. 

Romanzemente. 

Romanzemente  sind  Erzeugnisse,  die  aus 
tonreichen  Kalkmergeln  durch  Brennen  unter- 
halb der  Sintergrenze  gewonnen  werden,  bei 
Benetzung  mit  Wasser  sich  nicht  löschen  und 
daher  erst  durch  mechanische  Zerkleinerung 
in  Mehlform  gebracht  werden  müssen. 

Die  Romanzemente  sind  zumeist  rasch 
bindend,  werden  aber  häufig  auch  als  Lang- 
sambinder hergestellt.  Sie  erhärten  in  beiden 
Fällen  nur  sehr  langsam  und  erreichen  erst 
nach  sehr  langer  Zeit  höhere  (portlandzement- 
ähnliche)  Festigkeiten. 

Rasch  bindende  Romanzemente  werden  zu 
rasch  fortschreitenden  Luft-  und  Wasserbauten 
verwendet,  und  zwar  dort,  wo  es  sich  zunächst 
um  Dichten,  Trockenlegen  und  rasche  Form- 
gebung und  erst  in  zweiter  Linie  um  Festigkeit 
handelt.  Mitunter  kommen  unter  dem  Namen 
Romanzemente  auch  Zemente  in  den  Handel, 
die  sich  den  Naturportlandzementen  sehr  stark 
nähern  und  entsprechend  den  höheren  Festig- 
keiten dann  auch  für  Zwecke  verwendet  werden 
können,  für  die  sonst  nur  Portlandzemente  in 
Frage  kommen. 

Für  die  Übernahme  und  Erprobung  der 
Romanzemente  sind  in  den  einzelnen  Ländern 
einheitliche  Normen  aufgestellt.  Zum  Vergleiche 
sei  hier  nur  angeführt,  daß  nach  den  vom 
Österreichischen  Ingenieur-  und  Architekten- 
verein in  Wien  aufgestellten  Bestimmungen 
der  Romanzement  im  Mischungsverhältnis  von 
1  Teil  Zement  und  3  Teilen  Normalsand  nach- 
stehende   Mindestfestigkeiten    haben    soll: 

1.  Langsam-  und  mittelbindender  Roman- 
zement: 

nach  1  Tag  Luft-  und  6  Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit 5  kgcm?- 

Druckfestigkeit     .        .    .        — 
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nach  1  Tag  Luft-  und  27  Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit      .    .    .    .10  kgjcm? 
Druckfestigkeit       ...  SO      „ 
2.  Raschbindender  Romanzement: 
nach    1    Tag   Luft-    und    6    Tagen  Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit 4  kglcm^ 

Druckfestigkeit     ....        — 
nach    1   Tag   Luft-   und   27  Tagen   Wasser- 
lagerung: 

Zugfestigkeit      ....     8  kg/cm^ 
Druckfestigkeit       ...  60      „ 

D  o  1 0  m  i  t  z  e  m  e  n  t  e. 

Dolomitzemenfe  sind  Erzeugnisse,  die  aus 
sehr  tonhaltigen  Dolomiten  durch  Brennen 
unterhalb  der  Sintergrenze  und  darauffolgender 
Zerkleinerung  auf  Mehlfeinheit  gewonnen 
werden. 

Diese  sind  den  eigentlichen  Romanzementen 
ähnlich,  erhärten  jedoch  in  anderer  Weise  als 
die  aus  magnesiafreien  Kalken  gebrannten 
Romanzemente  und  werden  auch  seltener 
angewendet.  Besondere  Normenvorschriften 
für  einheitliche  Lieferung  und  Prüfung  von 
Dolomitzementen  sind  ebenso  wie  für  die 
Dolomitluftkalke  und  die  hydraulischen  Dolo- 
mite nicht  allgemein  eingeführt. 

Portlandzemente. 

Portlandzemente  sind  Erzeugnisse,  die  aus 
natürlichen  Kalkmergeln  oder  künstlichen 
Mischungen  ton-  und  kalkhaltiger  Stoffe  durch 
Brennen  bis  zur  Sinterung  und  darauffolgender 
Zerkleinerung  bis  zur  Mehlfeinheit  gewonnen 
werden  und  auf  1  Gewichtteil  hydraulischer 
Bestandteile  mindestens  1'7  Gewichtteile  Kalk 
enthalten.  Zur  Regelung  technisch  wichtiger 
Eigenschaften  des  Portlandzementes  ist  ein 
Zusatz  fremder  Stoffe  bis  zu  3  %  des  Gewichts 
ohne  Änderung  des  Namens  zulässig.  (Öster- 
reichische Normenbestimmung.) 

Falls  die  Rohstoffe  in  der  geeigneten 
chemischen  Zusammensetzung  vorgefunden 
und  sodann  im  Naturzustände,  also  „nicht 
aufbereitet"  bis  zur  Sinterung  gebrannt  und 
gemahlen  werden,  erhält  man  die  sog.  Natur- 
portlandzemente.  Wegen  der  häufig  un- 
gleichmäßigen Zusammensetzung  der  natür- 
lichen Mergel  sind  sie  nicht  in  dem  gleichen 
Maße  zuverlässig,  als  wenn  die  geeignete 
Zusammensetzung  der  Rohstoffe  durch  künst- 
liche Vermischung,  also  durch  Aufbereitung 
des  Rohgesteines,  sichergestellt  wird. 

Aus  diesem  Grunde  hat  der  Verein  Deutscher 
Portlandzementfabrikanten    die   Naturportland- 


zemente in  die  Gruppe  der  Romanzemente 
eingereiht,  welcher  Maßnahme  jedoch  nicht 
beigepflichtet  werden  kann.  Die  Aufbereitung 
der  Rohstoffe  ist  jetzt  die  Regel  und  ergibt 
die  künstlichen  Portlandzeniente  oder 
die  Portlandzeniente  schlechtweg. 

Gewöhnliche  Portlandzemente  bestehen  in  der 
Hauptsache  aus  Kalk,  Kieselsäure,  Tonerde 
und  Eisenoxyd,  deren  verhältnismäßiger  An- 
teil in  der  Regel  nur  innerhalb  enger  Grenzen 
schwankt.  Diese  Schwankungen  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Grade  der  Aufbereitung,  des 
Brennens  und  des  Mahlens,  bedingen  die  all- 
gemeinen Güteeigenschaften  des  Portland- 
zements, sowie  dessen  Eignung  für  besondere 
Zwecke.  Infolge  dieser  Einflüsse  weichen  die 
einzelnen  unter  dem  Namen  Portlandzement 
in  den  Handel  kommenden  Erzeugnisse  hin- 
sichtlich ihrer  Güte  voneinander  mehr  ab,  als 
ein  an  der  untersten  Gütestufe  befindlicher 
Portlandzement  von  einem  guten  Roman- 
zement. Daher  ist  eine  Unterteilung  des  Port- 
landzements hinsichtlich  der  Güte  nicht  mehr 
zu  umgehen,  für  welche  Unterteilung  in  erster 
Linie  der  Grad  des  Brennens  (unvollkommen 
und  vollkommen  gesintert)  sowie  die  Mindest- 
festigkeiten ausschlaggebend  sein  sollen. 

Darnach  unterscheiden  wir  zwischen  den 
mehr  oder  weniger  unvollkommen  gesinterten 
„Normen-Portlandzementen",  die  die 
in  den  einzelnen  Ländern  vorgeschriebenen 
Mindestfestigkeiten  nach  den  Normen  er- 
reichen und  den  vollkommen  gesinterten  „Hoch- 
wertigen Sonderportlandzementen"  mit 
besonders  günstiger  chemischer  Zusammen- 
setzung und  Aufbereitung,  welche  die  die 
Normenfestigkeiten  weitaus  überragenden  später 
angeführten  Festigkeiten  nach  Spindel 
aufweisen. 

Von  den  „Normen-Portlandzementen"  mit 
besonderer  chemischer  Zusammensetzung,  die 
wir  als  „Sonderportlandzemente"  bezeichnen 
wollen,  seien  hier  nur  der  Erzzement  nach 
Michaelis  und  der  tonerdereiche  Sternzement 
angeführt. 

Bei  Erzzement  ist  die  Tonerde  fast  zur 
Gänze  durch  Eisenoxyd  ersetzt,  um  die  Bildung 
des  schädlichen  Kalzium-Aluminiumsulfats  bei 
Einwirkung  von  Meer-  und  Moorwässern, 
schwefelhaltigen  Rauchgasen,  Gipswasser  u.s.  w. 
zu  vermeiden. 

Bei  Sternzement  sowie  bei  den  in  Frankreich 
häufig  erzeugten  Bauxitzementen  ist  das  Eisen- 
oxyd durch  Tonerde  ersetzt,  wodurch  die  Eigen- 
schaften dieses  Zements  ebenfalls  in  bestimmter 
Richtung  beeinflußt  werden. 

Die  Abnahme  und  Erprobung  der  Portland- 
zemente geschieht  nach  den  in  den  einzelnen 
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Ländern  aufgestellten  Bestimmungen  („Nor- 
men") für  einheitliche  Lieferung  und  Prüfung 
von  Portlandzement. 

In  diesen  Normen  sind,  ähnlich  wie  beim 
Kalk  und  Romanzement,  nebst  den  Güteanfor- 
derungen hinsichtlich  der  chemischen  und 
physikalischen  Beschaffenheit,  der  Abbinde- 
verhältnisse und  der  Raumbeständigkeit  auch 
Mindest-Zug-  und  Druckfestigkeiten  vorge- 
schrieben, die  beispielsweise  nach  den  Deut- 
schen Normen  für  die  Mischung  von  1  Teil 
Zement  und  3  Teilen  Normalsand  betragen 
müssen: 

nach  1  Tag  Luft-  und  6  Tagen  Wasser- 
erhärtung: 

Zugfestigkeit    ....     12  kglcm^ 
Druckfestigkeit     ...  120      „ 

nach  1  Tag  Luft-  und  27  Tagen  Wasser- 
erhärtung: 

Zugfestigkeit    ....    -    kg'ctn^ 
Druckfestigkeit    .    .    .200      „ 

Die  Mindestfestigkeiten  sind  derart  festge- 
setzt, daß  sie  von  allen  im  betreffenden  Lande 
erzeugten  Portlandzementmarken  ohneweiters 
erreicht  werden  können.  Demgemäß  mußten 
die  Fristen  für  die  früheste  Inbenützungnahme, 
dann  die  zulässige  Beanspruchung  der  aus 
Portlandzementmörtel  und  -beton  hergestellten 
Bauteile  und  Betonwaren  den  Mindestfestig- 
keiten solcher  Zemente  angepaßt  werden,  die 
gerade  noch  unter  dem  Namen  Portlandzement 
auf  dem  .Warkt  erscheinen  dürfen,  was  insbe- 
sondere bei  Bauten  auf  im  Betrieb  befindlichen 
Eisenbahnen  überaus  lästige  Betriebserschwer- 
nisse und  somit  sehr  empfindliche  Nachteile 
verursachte.  Diesem  Cbelstande  erscheint  durch 
die  Einführung  des  bereits  erwähnten  „hoch- 
wertigen Sonderportlandzements"  abgeholfen. 
Bei  diesem  sind  die  in  den  Normen  fürachtund- 
zwanzigtägige  Erhärtung  vorgeschrie- 
benen Zug-  und  Druckfestigkeiten  schon  nach 
zweitägiger  Erhärtung  erreicht,  während 
nach  siebentägiger  Erhärtung  Mindestfestigkeiten 
vorhanden  sind,  welche  Normen-Portland- 
zemente erst  nach  vielen  Monaten,  ja  sogar 
erst  nach  Jahren  aufweisen.  Zur  besonderen 
Kennzeichnung  dieses  in  den  Jahren  1913  und 
1914  bei  der  Bundesbahndirektion  Innsbruck 
durch  Spindel  eingeführten  hochwertigen 
Sonderportlandzements  sei  nur  erwähnt,  daß 
die  mit  ihm  hergestellten  Betonbauten  statt 
nach  sechs-  bis  achtwöchentlicher,  schon  nach 
zwei-  bis  dreitägiger  Erhärtung  in  Betrieb 
genommen  werden  konnten. 

Da  die  zuständigen  Körperschaften  über 
die  Festigkeitsvorschriften  für  den  hochwertigen 
Sonderportlandzement   noch   nicht   einig  sind, 


werden  nachstehend  die  bei  der  Bundesbahn- 
direktion Innsbruck  vorgeschriebenen  und 
öffentlich  bekanntgegebenen  Mindestfestig- 
keiten für  die  Mischung  von  1  Teil  Zement 
und  3  Teilen  Normalsand  angeführt: 

nach  1  Tag  Luft-  und  1  Tag  Wassererhärtung: 


Zugfestigkeit    . 
Druckfestigkeit 
nach    1    Tag   Luft- 
erhärtung: 

Zugfestigkeit    . 
Druckfestigkeit 


...    20  kgicm?- 

.    .    .200      „ 

und    6   Tagen  Wasser- 

.  .  .  2Q  kglcrn^ 
...  450  „ 
Dieser  auf  der  höchsten  Gütestufe  stehende 
„unvermischte"  Porllandzement  hat  überdies 
nach  der  siebentägigen  Erhärtung  eine  den  besten 
Portlandzementen  entsprechende  Nacherhärtung 
und  entspricht  auch  allen  in  den  Normenvor- 
schriften an  Portlandzemente  gestellten  An- 
forderungen, insbesondere  hinsichtlich  der  Ab- 
bindezeit und  der  Raumheständigkeit.  Übrigens 
werden  in  verschiedenen  Fabriken  mit  mehr 
oder  weniger  gutem  Erfolge  \'ersuche  gemacht, 
eine  ähnliche  Höchstgüte  durch  besondere 
Zusätze  zum  Zementklinker  zu  erreichen, 
welche  A\aßnahme  in  den  Normen  für  Port- 
landzement untersagt  ist.  Solche  \'erbesserungen 
können,  wie  bei  den  Sonderportlandzementen, 
bestimmten  Sonderzwecken,  z.  B.  dem  Schutze 
gegen  Säuren,  Wasserdurchlässigkeit,  Ausblü- 
hungen u.  s.  w.  oder  der  Erreichung  von 
Höchstfestigkeiten  dienen.  Etwaige,  dem  Port- 
landzementklinker beigemischte,  güteregelnde 
Zusätze,  die  über  das  erlaubte  .Maß  von  3  f« 
hinausgehen,  ergeben  die  „Sonder-Mischport- 
landzemente".  \Venn  hiedurch  die  Höchst- 
festigkeiten des  hochwertigen  Sonderportland- 
zements erreicht  werden,  so  soll  ein  solcher 
Z.  nach  dem  V'orschlage  Spindeis  „Hoch- 
wertiger Sonder-Mischportlandzement" 
oder  „Extra-Portlandzement"  benannt 
werden.  Die  nachstehenden  Ausführungen  hin- 
sichtlich der  X'erwendung  beziehen  sich  haupt- 
sächlich auf  die  unvermischten  Portlandzemente. 
Portlandzemente  sind  zu  allen  Bauten  unter 
Wasser  und  an  der  Luft  zu  verwenden,  die 
schon  nach  kurzer  Erhärtungszeit  möglichst 
hohe  Festigkeiten,  sowie  Frost-  und  Wetter- 
beständigkeit aufweisen  müssen,  oder  die  einen 
besonderen  Grad  von  Widerstandsfähigkeit 
gegen  mechanische  Abnützung  erfordern.  Port- 
landzemente kommen  zumeist  als  Langsam- 
binder in  den  Handel  und  werden  in  der 
Regel  auch  als  solche  benötigt.  Für  Wasser- 
bauten, bei  Arbeiten  im  Frost  u.  dgl.  kommt 
es  darauf  an,  daß  der  Z.  abgebunden  (voll- 
kommen erstarrt)  ist,  bevor  die  Einwirkung 
des  Wassers  und  Frostes  beginnt.   In  solchen 
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Fällen  empfiehlt  es  sich,  sog.  miltelbindende 
oder  fallweise  sogar  rasch  bindende  Portland- 
zemente zu  verwenden.  Leider  läßt  sich  die 
Abbindezeit  für  solche  in  den  Fabriken  nur 
schwer  oder  gar  nicht  regeln,  so  daß  es 
mitunter  nötig  wird,  langsambindende  Port- 
landzemente zu  beziehen  und  die  Raschbindung, 
insbesondere  für  Dichtungszwecke',  durch 
besondere  Zusätze  an  der  Verwendungsstelle 
zu  erreichen.  Raschbindende  Portlandzemente 
kommen  aber  mitunter  ungewollt  zur  Verar- 
beitung und  können,  falls  dies  nicht  recht- 
zeitig erkannt  wird,  große  Mißerfolge  ver- 
ursachen. Da  auch  ein  „Umschlagen"  des  Z. 
(Umwandlung  von  Langsambinder  in  Rasch- 
binder) während  der  Verfrachtung  und  Lagerung 
eintreten  kann,  ist  es  unerläßlich,  daß  die  Ab- 
bindeverhältnisse auch  an  der  Baustelle  über- 
prüft werden. 

Raumbeständigkeit  ist  für  sämtliche  Z.  und 
insbesondere  für  die  Portlandzemente  von 
höchster  Bedeutung,  denn  der  aus  nicht  raum- 
beständigem Z.  (Treiber)  hergestellte  Mörtel 
und  Beton  kann  nach  kurzer  oder  längerer 
Zeit  an  Festigkeit  verlieren  oder  völlig  zer- 
stört werden.  Treiber  entstehen  zumeist,  wenn 
der  Portlandzement  einen  jeweils  unzulässigen 
Qehalt  an  freiem  Kalk,  an  Magnesia  oder  an 
schwefelsaurem  Kalk  aufweist.  Letzterer  kann 
auch  von  außen  einwirkend  auf  den  in  Er- 
härtung begriffenen  oder  bereits  erhärteten 
Portlandzementmörtel  oder  Beton  zerstörend 
wirken.  Ähnlich  nachteilig  wirken  auf  den 
erhärtenden  oder  schon  erhärteten  Portland- 
zement Säuren,  sehr  reines,  kohlensäurehaltiges 
Wasser,  fette  Öle  u.  s.  w. 

In  allen  solchen  Fällen  empfiehlt  es  sich, 
Vorkehrungen  zum  Schutze  des  Portland- 
zementmörtels und  -betons  zu  treffen,  was 
durch  besondere  Zusätze  bei  der  Verarbeitung, 
durch  Dichtung  der  Oberfläche  und  allenfalls 
auch  durch  geeignete  Anstriche  mit  mehr 
oder  minder  gutem  Erfolg  erreicht  wird. 

Auf  Grund  zahlreicher  Versuche  ist  fest- 
gestellt, daß  ein  dichter  Portlandzementmörtel 
und  -beton,  der  insbesondere  während  des 
Abbindens  und  der  ersten  Erhärtungszeit  vor 
der  Einwirkung  der  Rauchgase  der  Lokomo- 
tiven geschützt  ist,  auch  in  der  Folge  dieser 
Einwirkung  ohne  Schädigung  zu  widerstehen 
vermag.  Bei  der  Bundesbahndirektion  Inns- 
bruck hat  sich  ein  bei  einer  Tunnelverlän- 
gerung auf  der  Arlbergstrecke  auf  diese  Weise 
hergestelltes  Gewölbe  aus  Eisenbeton  voll- 
kommen bewährt. 


'  Bei  den  Abdichtungsarbeiten  im  Ootthard-  und 
Arlbergtunnel  anläßlich  der  Elektrisierung  wurde 
dem  Porti.  Z.  sog.  „Sika"  zugesetzt. 


Dagegen  kann  auf  Grund  der  bei  dieser 
Direktion  gemachten  Erfahrungen  nicht  genug 
vor  gips-  und  sonstigen  schwefelsäurehältigen 
Quellen  gewarnt  werden,  die  —  unvorhergesehen 
aufgetreten  —  den  betreffenden  Beton  in  einen 
käseweichen  Brei  umgewandelt  haben. 

Als  besonders  widerstandsfähig  gegen  die 
Einwirkung  von  Schwefelsäure  gilt,  wie  bereits 
erwähnt,  der  Erzzement  nach  Michaelis.  In 
jüngster  Zeit  wird  diese  Eignung  im  beson- 
deren Grade  dem  größtenteils  aus  Hochofen- 
schlacke hergestellten  Hochofenzement  zuge- 
schrieben, da  die  Hochofenschlacke  tatsächlich 
weit  höheren  Gipszusatz  ohne  zu  treiben  ver- 
trägt als  Portlandzement.  Inwieweit  dies  für 
jede  Schlacke  bzw.  für  jeden  Hochofenzement 
zutrifft,  müßte  erst  durch  praktische  Versuche 
festgestellt  werden. 

Durch  Beimischung  von  Traß,  S/-Stoff 
u.  dgl.  verbindungsfähige  Kieselsäure  enthal- 
tenden Puzzolanen  zum  Portlandzement  wird 
der  Mörtel  und  Beton  für  alle  Fälle  gegen 
Angriffe  durch  säurehaltige  Wässer  widerstands- 
fähiger. Derartige  Zusätze  werden  dem  Port- 
landzementmörtel und  -beton  auch  zur  Er- 
zielung der  Wasserdichtigkeit,  eines  elasti- 
scheren Verhaltens,  sowie  fallweise  auch  zur 
Streckung  beigegeben. 

Von  dem  Treiben  des  Z.  ist  das  Schwinden 
und  Dehnen  zu  unterscheiden.  Zementmörtel 
und  Beton  haben  die  Eigenschaft,  während 
der  Erhärtung  an  der  Luft  zu  „schwinden" 
und  im  Wasser  sich  zu  „dehnen".  Diese 
Eigenschaft  ist  allen  Bindemitteln  eigen,  deren 
Erhärtung  auf  kolloidalen  Vorgängen  beruht, 
ist  aber  durchaus  nicht  so  unschuldig,  als  es 
gemeinhin  dargestellt  wird.  Spindel  hat  zum 
erstenmal  die  Schwindung  nicht  erst  an  schon 
erhärtetem  Mörtel  und  Beton,  sondern  am 
weichen  Brei  vom  Beginn  des  Wasserzusatzes 
gemessen.  Es  zeigte  sich,  daß  der  Beginn  der 
Schwindung  fast  regelmäßig  mit  dem  Beginne 
des  Abbindens  (Erstarrens)  zusammenfällt  und 
die  Höchstwerte  der  Schwindung  während 
des  Abbindens  selbst  erreicht  werden.  Die 
Schwindung  während  des  Abbindens  ist  jedoch 
nur  bei  Formguß  nachteilig.  Die  nach  dem 
Erstarren  auftretende  Schwindung  kann  aber 
in  Beton-  und  Eisenbetonbauwerken  Span- 
nungen hervorrufen,  die  jene  infolge  der 
Belastung  und  der  Wärmeschwankungen  er- 
reichen, ja  sogar  übertreffen  und  bei  nicht 
entsprechender  Berücksichtigung  auch  zu  Riß- 
bildungen an  unerwünschten  Stellen  führen. 
Die  Schwindung  des  Z.  ist  tatsächlich  die 
Hauptursache  der  an  Eisenbetontragwerken 
wahrgenommenen  Rißbildungen  im  Beton,  die 
bei    letzteren    zum    Rosten    der   durch    solche 
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Risse  freigelegten  Eiseneinlagen  führten.  Auf 
diesen  Umstand  muß  im  Eisenhalinbau  ins- 
besondere bei  Überfaiirtsbrücken,  Hallen  und 
dergleichen  Eisenbetontragwerken  besonders 
Rücksicht  genommen  werden. 

Das  Schwinden  kann  durch  geeignete  Wahl 
des  Z.  und  der  Zuschlagstoffe  sowie  deren 
Mischung,  ferner  durch  richtige  Verarbeitung 
wohl  auf  ein  Mindestmaß  herabgesetzt,  aber 
nicht  ganz  vermieden  werden.  Es  würde  einen 
großen  Fortschritt  für  die  Bauwelt  bedeuten, 
wenn  der  Portlandzement  durch  besondere 
Zusammensetzung  oder  nachträgliche  Zusätze 
weniger  schwindend   gemacht  werden   könnte. 

Es  wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  daß 
der  Portlandzement  seinen  ausgezeichneten 
Ruf  in  erster  Linie  der  Eigenschaft  verdankt, 
schon  nach  kurzer  Zeit  verhältnismäßig  hohe 
Festigkeiten  zu  erreichen.  Nichtsdestoweniger 
können  wir  heute  bei  eiligen  und  wichtigen 
Bauherstellungen  mit  einem  Portlandzement, 
der  nur  die  Normenfestigkeiten  erreicht,  nicht 
mehr  das  Auslangen  finden.  Viele  Handels- 
portlandzemente übertreffen  zwar  mehr  oder 
weniger  die  Normenfestigkeiten,  doch  ist  dies 
nur  äußerst  selten  in  dem  für  Sonderzwecke 
erforderlichen  Maße  der  Fall.  Für  Bauher- 
stellungen, die  in  möglichst  kurzer  Zeit 
in  Benützung  genommen  oder  besonders 
stark  beansprucht  werden  müssen,  also 
naturgemäß  vornehmlich  bei  Bauten  auf  im 
Betrieb  befindlichen  Eisenbahnen,  wird  man 
den  hochwertigen  Sonderportlandzement  ver- 
wenden  müssen. 

Es  empfiehlt  sich,  über  den  Erhärtungsfort- 
schritt des  Portlandzements  auf  der  Baustelle 
unterrichtet  zu  sein.  Falls  zuverlässige  Prüfungs- 
ergebnisse nicht  bekannt  sind,  kann  der  Er- 
härtungsfortschritt mit  der  Kugeldruckprobe 
festgestellt  werden,  welcher  Prüfungsvorgang 
(mit  einem  kleinen  Taschenapparat)  von  Spindel 
beim  Bau  der  Fleimstalbahn  in  Südtirol  mit 
gutem  Erfolg  eingeführt  worden  ist. 

Von  großem  Einfluß  auf  die  mit  Portland- 
zement erzielten  Festigkeiten  ist  natürlich  auch 
die  Art  der  Verarbeitung  und  die  Güte  der 
Zuschlagstoffe. 

Eine  Erörterung  hierüber  würde  über  den 
Rahmen  dieser  Mitteilungen  allzuweit  hinaus- 
gehen. 

Hydraulische  Zuschläge  (Puzzolane). 

Hydraulische  Zuschläge  sind  natürliche  oder 
künstliche  Stoffe,  die  die  Eigenschaft  be- 
sitzen, in  Berührung  mit  Ätzkalk  hydraulisch 
zu  erhärten.  Zu  den  hydraulischen  Zuschlägen 
gehören  eine  Reihe  jüngerer  Eruptivgesteine, 
so    der     aus    Traßstein     erzeugte    Traß,    die 


Puzzolan-  und  Santorinerde,  ferner  gebrannte 
Tone  (Ziegelmehl)  und  andere,  zumeist  als 
Abfälle  vorkommende  Tonerde-  und  Kiesel- 
säurepräparate (Kohlenasche,  gepulvertes  Glas, 
S/-Stoff  u.  s.  w.)  sowie  schließlich  die  eben- 
falls als  Abfallstoffe  gewonnenen  granulierten 
Hochofenschlacken.  Wir  unterscheiden  zwischen 
Puzzolanen,  die  infolge  ihres  Gehaltes  an 
Stoffen,  die  mit  Ätzkalk  hydraulisch  erhärten, 
in  erster  Linie  als  Zuschlagstoffe  (zum 
Kalk  oder  auch  Portlandzement)  verwendet 
werden  und  zwischen  Puzzolanen,  deren  Eigen- 
erhärtung durch  verhältnismäßig  geringe  Zu- 
sätze an  ätzenden  Mitteln  (Kalk,  Portlandzement 
u.  s.  w.)  ausgelöst  wird  und  die  nach  Kühl  als 
latente  Bindemittel  bezeichnet  werden.  Zu 
den  letzteren  gehören  die  basischen  Hoch- 
ofenschlacken, die  eine  dem  Z.  ähnliche  Zu- 
sammensetzung haben,  doch  für  sich  allein, 
d.h.  ohne  fremdeZusätze,  nicht  erhärten  können. 

Bei  den  natürlichen,  wie  bei  den  künstlichen 
Puzzolanen  (also  auch  bei  Hochofenschlacken) 
ist  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Eignung,  wie  auch 
ihrer  Güte  der  Gehalt  an  wirksaraien  Stoffen 
und  die  Art  der  Verarbeitung  maßgebend. 
In  den  gleichen  Gewmnungsstellen  findet  man 
nebst  brauchbarem  auch  mehr  oder  weniger 
unwirksamen  Traß  und  aus  den  gleichen 
Hochöfen  wird  nebst  vorzüglicher  auch  mehr 
oder  weniger  nur  als  Sand  wirkende  Hoch- 
ofenschlacke gewonnen. 

Von  der  Güte  der  Puzzolane  hängen  denn 
auch  die  Eigenschaften  der  mit  diesen  an  den 
Baustellen  oder  in  den  Fabriken  erzeugten 
Puzzolanzemente  und  der  Mischportland- 
zemente  ab. 

Für  die  Lieferung  und  Prüfung  der  wich- 
tigsten natürlichen  Puzzolane,  des  Trasses,  hat 
der  Verband  für  die  Materialprüfung  der 
Technik  besondere  Vorschriften  herausgegeben, 
die  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Normen  für 
die  Prüfung  der  Z.  gehalten  sind.  Zum  Ver- 
gleich der  Festigkeiten  sei  hier  nur  angeführt, 
daß  Mörtelkörper  aus  1  Raumteil  Traß,  1  Raum- 
teil Kalkteig  (Normenkalk)  und  1  Raumteil 
Normensand  nachstehende  Mindestfestigkeiten 
aufweisen  müssen: 

nach  3  Tagen  Luft-  und  25  Tagen  Wasser- 
erhärtung: 

Zugfestigkeit     ....  \A  kgjcm- 
Druckfestigkeit      ...  70 

Für  die  künstlichen  Puzzolane  sind  Nor- 
menvorschriften ,für  einheitliche  Lieferung  und 
Prüfung  nicht  allgemein  eingeführt. 

Vermischte  hydraulische  Bindemittel. 
Es    sollen    die    Bindemittel,    die    aus    der 
Mischung    eines     unvermischten    Bindemittels 
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(Kalk,  Roman-  oder  Portlandzemente)  mit 
Puzzolanen  oder  sonstigen  (bei  Portlandzement 
über  das  erlaubte  Höchstmaß  von  3  %  hinaus- 
gehenden) güteregelnden  Zusätzen  erhalten 
werden,  allgemein  als  „Vermischte  Bindemittel" 
bezeichnet  werden. 

Sobald  es  sich  nur  um  güteregelnde  „Zu- 
sätze" handelt  (die  also  in  geringerer  Menge 
als  bei  den  eigentlichen  Mischzementen  bei- 
gegeben werden),  u.  zw.  lediglich  um  höhere 
Festigkeiten  zu  erzielen,  die  denen  des  Port- 
landzements bzw.  des  hochwertigen  Sonder- 
portlandzements  gleichkommen,  sei  hiefür 
nach  Spindel  die  Bezeichnung  „extra"  gewählt. 

Demnach  wären  hydraulische  Kalke,  die 
durch  güteregelnde  Zusätze  die  Mindestnormen- 
festigkeiten  für  Portlandzement  erreichen,  als 
„Extrakalke",  ebenso  Romanzemente  als 
„Extraromanzemente"  und  Portland- 
zemente, die  durch  über  3  %  hinausgehende 
güteregelnde  Zusätze  die  Mindestfestigkeiten 
für  hochwertigen  Sonderportlandzement  auf- 
weisen, als  „Extraportlandzemente"  zu 
bezeichnen. 

Falls  den  Bindemitteln  jedoch  hydraulische 
Zuschläge  in  größerer  Menge  beigemischt 
werden,  erhält  man  die  eigentlichen  Misch- 
zemente, u.  zw.  „Puzzolanzemente",  wenn 
Kalk  und  „Mischportlandzemente",  wenn 
Portlandzement  als  Grundstoff  gewählt  wird. 
Die  Mischzemente,  die  als  einen  Bestandteil 
Portlandzement  oder  Hochofenschlacke  ent- 
halten, müssen  die  für  Portlandzement  vor- 
geschriebenen Normenfestigkeiten  aufweisen, 
so  daß  für  diese  Mischzemente  (Schlacken-, 
Hochofen-  und  Eisenportlandzement)  die  solche 
Festigkeiten  verbürgende  Bezeichnung  „extra" 
nicht  angebracht  ist. 

„Extrakalke." 

Unter  diesem  Namen  kamen  bisher  hydrau- 
lische Bindemittel  in  den  Handel,  für  die  eine 
sichere  Begriffsbestimmung  nicht  gegeben 
werden"  kann. 

Nach  den  Vorschlägen  des  Vereines  Deutscher 
Portlandzementfabrikanten  sind  es  gebrannte 
Kalke,  die  mit  Wasser  teilweise  zu  Staub  zer- 
fallen (Zwitterkalke)  und  die  gelöscht,  gemahlen 
und  mit  Zusätzen  vermischt  sind.t.  Nach  dem 
Vorhergesagten  müßten  sie  überdies  noch  die 
für  Portlandzement  vorgeschriebenen  Mindest- 
festigkeiten aufweisen. 

Puzzolanzemente. 

Das  sind  Erzeugnisse,  die  durch  Mischung 
pulverförmiger  Kalkhydrate  oder  hydraulischer 
Kalke  mit  staubfein  zerkleinerten  hydraulischen 


Zuschlägen  gewonnen  werden.  Z.  dieser  Art 
sollen  unter  Angabe  des  verwendeten  Zu- 
schlags bezeichnet  werden,  also  bei  Ver- 
wendung von  Traß,  Schlacke  u.  s.w.  als  Traß- 
zement,  Schlackenzement  u.  s.  w.  Von  der- 
artigen Z.  wird  derzeit  nur  einer  fabriksmäßig 
erzeugt,  u.  zw.  der 

Schlackenpuzzolanzement  oder 
Schlackenzement. 

Schlackenzemente  sind  Erzeugnisse,  die  aus 
granulierter  basischer  Hochofenschlacke  und 
aus  pulverförmigem  Kalkhydrat  durch  Zer- 
kleinerung bis  zur  Mehlfeinheit  und  innigste 
Mischung  gewonnen  werden.  Zur  Regelung 
technisch  wichtiger  Eigenschaften  ist  ein  Zu- 
satz fremder  Stoffe  bis  zu  2"^  des  Gewichts 
ohne  Änderung  des  Namens  zulässig."  (Öster- 
reichische Normen.)  Die  Abnahme  und  Er- 
probung der  Schlackenzemente  geschieht  nach 
den  jeweiligen  Vorschriften  (Normen)  für  ein- 
heitliche Lieferung  und  Prüfung  von  Schlacken- 
zement. Die  Anforderungen  hinsichtlich  der 
Abbindeverhältnisse,  der  Raumbeständigkeit 
und  der  Mindestfesfigkeiten  sind  denen  für 
Portlandzement  gleichgehalten. 

Schlackenzemente  sind  zu  allen  langsam 
fortschreitenden  Arbeiten  unter  Wasser  oder 
in  feuchter  Atmosphäre  geeignet,  wenn  keine 
hohe  Anfangsfestigkeit  und  insbesondere  kein 
großer  Widerstand  gegen  Abnützung  verlangt 
wird.  Sie  eignen  sich  insbesondere  zum  Be- 
tonieren unter  Wasser.  An  der  Luft  werden 
sie  leicht  schwindrissig  und  verlieren  an  Binde- 
kraft. 

Die  Schlackenzemente  sind  vielfach  beim 
Bau  der  neuen  Alpenbahnen  in  Österreich 
angewendet  worden.  Merkwürdigerweise  waren 
sie  dort  nur  für  Luftbauten  zugelassen  und  für 
Bauten  unter  Wasser  oder  in  feuchter  Erde 
unter?agt.  Sie  sollen  in  Fundamenten  tatsäch- 
lich nicht  erhärtet  sein.  Diese  Erscheinungen 
stehen  im  krassen  Gegensatze  zu  der  schon 
von  Tetmajer  gewonnenen  Erkenntnis,  wonach 
Schlackenzement  gerade  für  Wasserbauten  ge- 
eignet ist,  welche  Erkenntnis  auch  bei  den 
Bauten  bestätigt  wurde,  die  die  Staatsbahn- 
direktion Innsbruck  nach  der  Vollendung  der 
Alpenbahnen  mit  Schlackenzement  gleicher 
Herkunft  ausgeführt  hat.  Die  teilweisen  Miß- 
erfolge beim  Bau  der  Alpenbahnen  dürften 
darauf  zurückzuführen  sein,  daß  entweder  für 
den  betreffenden  Z.  von  Haus  aus  eine  un- 
geeignete, nicht  reaktionsfähige  Schlacke  ver- 
wendet worden  ist,  oder  aber  daß  der 
Schlackenzement  durch  längeres  Lagern  ver- 
dorben war  und  er  in  beiden  Fällen  nur  wie 
ein   schwach   hydraulischer   Kalk  gewirkt    hat. 
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Es  ergab  sich  leider  keine  Gelegenheit,  die 
Ursache  des  Versagens  nachträglich  festzu- 
stellen, doch  erscheint  es  geboten,  auf  diese 
Tatsachen  besonders  hinzuweisen. 

Extraromanzemente,  Mischroman- 
zemente, Traß-Portlandzemente 
werden  fabriksmäßig  gar  nicht  oder  nur  selten 
erzeugt  und   es   bestehen    für  sie  auch   keine 
aligemein   güHigen   Normen  für  die  Abnahme 
und   Prüfung. 

Hochofenzemente. 
Hochofenzemente  sind  Gemische  aus  70  bis 
85%  reaktionsfähiger  Schlacke  und  30-15% 
Portlandzementklinker.  Es  werden  an  den 
Hochofenzement  ähnliche  Güteanforderungen 
wie  an  den  Normenportlandzement  gestellt, 
doch  weicht  er  von  diesen  auch  in  mancher 
Hinsicht  ab.  Er  steht  seinem  Wesen  nach 
zwischen  dem  normalen  Portlandzement  und 
dem  Schlackenzement  und  wird  auch  dem- 
entsprechend verwendet.  Wie  bereits  bemerkt, 
soll  er  besonderen  Widerstand  gegen  den  An- 
griff von  Schwefelsäure  bieten  und  ist  wie  der 
Erzzement  dort  zu  verwenden,  wo  mit  dem 
Angriff  von  schwefelhaltigen  Wässern  und 
Gasen  zu  rechnen  ist.  Die  Abnahme  und  Er- 
probung des  Hochofenzements  erfolgt  nach 
den  jeweiligen  Normen,  die  sich  von  denen 
des  Portlandzements  nur  hinsichtlich  der 
Begriffsbestimmung  und  Verpackung  unter- 
scheiden. 

Eisenport  landzement. 

Eisenportlandzement  ist  ein  hydraulisches 
Bindemittel,  das  aus  mindestens  70%  Port- 
landzement und  höchstens  30%  gekörnter 
Hochofenschlacke  besteht.  Der  Portlandzement 
wird  gemäß  der  Begriffserklärung  der  Normen 
des  Vereines  Deutscher  Portlandzementfabri- 
kanten hergestellt.  Die  Hochofenschlacken  sind 
Kalk-Tonerde-Silikate,  die  beim  Eisen-Hoch- 
ofenbetrieb gewonnen  werden.  Sie  sollen  auf 
1  Gewichtsteil  lösliche  Kieselsäure  (S/O2)  -|- 
Tonerde  (Al^O^)  mindestens  1  Gewichtsteil 
Kalk  und  Magnesia  enthalten. 

Der  Portlandzement  und  die  Hochofen- 
schlacke müssen  fein  vermählen  im  Fabriks- 
betrieb regelrecht  und  innig  miteinander  ver- 
mischt werden.  Zusätze  zu  besonderen  Zwecken, 
namentlich  zur  Regelung  der  Bindezeit,  sind 
nicht  zu  entbehren,  jedoch  in  der  Höhe  von 
3  %  der  Gesamtmasse  begrenzt,  um  die  Mög- 
lichkeit von  Zusätzen  lediglich  zur  Gewichts- 
vermehrung auszuschließen  (Deutsche  Normen). 

Die  Abnahme  und  Erprobung  des  Eisen- 
portlandzements erfolgt  nach  jeweiligen  „Nor- 


men", die  sich  von  denen  des  Portlandzements 
nur  hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung  und 
Verpackung  unterscheiden.  Auch  das  An- 
wendungsgebiet des  Eisenportlandzements  ist 
jenem  des  Portlandzements  fast  gleich. 

Spindel. 

Zentralabrechnungsbureau  s.  Abrech- 
n  u  n  g. 

Zentralamt,  Berner,  für  den  internationalen 
Eisenbahntransport.  Durch  das  internationale 
Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr vom  14.  Oktober  1890  geschaffenes 
Amt,  dem  verschiedene  auf  dieses  Überein- 
kommen bezug  habende  Aufgaben  zugewiesen 
sind.  S.  Berner  Zentralamt  für  den  internationalen 
Eisenbahntransport.  S.  a.  Eisenbahnzentralamt 
(preußisch-hessisches). 

Zentralämter  s.  Verwaltung. 

Zentralbahnhof,  Bezeichnung  für  den 
Hauptbahnhof,  d.  h.  den  bedeutendsten  Per- 
sonenbahnhof in  einer  großen  Stadt,  in  den 
möglichst  alle  Bahnlinien  eingeführt  sind,  die 
zu  dieser  Stadt  hinlaufen  und  auf  dem  tunlich 
alle  Personenzüge,  die  den  Verkehr  der  Stadt 
vermitteln,  entweder  beginnen  bzw.  enden,  oder 
anhalten,  während  die  übrigen  Bahnhöfe  in 
der  Regel,  sei  es  nur  von  einem  Teil  der 
Züge  berührt,  sei  es  von  gewissen  Zügen 
ohne  Halt  durchfahren  werden.  Ein  Z.  erleich- 
tert im  allgemeinen  die  Verkehrsgestaltung  in 
einer  Großstadt  und  den  Übergang  der  Züge 
und  der  umsteigenden  Reisenden  von  Bahn- 
linie zu  Bahnlinie.  Anlage  eines  Z.  ist  indessen 
für  die  größten  Städte  (Riesenstädte,  Welt- 
städte) zu  widerraten,  weil  bei  zu  großer 
Verkehrshäufung  sowohl  für  den  Eisenbahn- 
betrieb und  Verkehr,  wie  für  den  städtischen 
Verkehr  unüberwindliche  Schwierigkeiten  ent- 
stehen müssen.  Der  Z.  in  Neuyork  (Bahnhof 
der  Zentralbahn)  ist  kein  Z.  im  Sinne  vor- 
stehender .Ausführungen,  ebensowenig  der  Z. 
in  London.  —  Ein  Z.  kann  an  einer  Stadtbahn 
liegen  oder  durch  zwei  oder  mehrere  Bahn- 
höfe einer  Stadtbahn  ersetzt  werden,  die  damit 
die  Rolle  eines  Z.  übernimmt. 

Literatur:  Cauer,  Personenbahnhöfe  1913,  Seite 
114 ff.  -  Oder,  Anordnung  der  Bahnhöfe,  Hdb. 
d.  Ing.  W.  fünfter  Teil,  IV.  Bd.,  2te  Abteilunt;,  1914 
S.  460  ff.  Cnner. 

Zentralbuffer  s.  Buffer. 

Zentralbureau  s.  Verwaltung. 

Zentralkupplung  s.  Kupplungen. 

Zentralsüdafrikanische  Bahnen  s.  Bri- 
tisch-Südafrika. 

Zentral wagenabrechnungbureau  siehe 
Wagend  ienst. 

Zerlegbare  Brücken  s.  transportable 
Brücken. 

Zettelfahrkarten     s.   Blankofahrkarten. 


Zingg.  -   Zinsbürgschaft. 
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Zinggjosepli,  Ehrenbürger  derStadtLuzern, 
geb.  den  5.  Februar  1828  in  Muggaii,  gest. 
den  19.  Januar  1891,  studierte  in  Heidelberg 
und  Paris  die  Rechtswissenschaft,  trat  1853 
als  Ratsschreiber  in  den  luzernischen  Staats- 
dienst und  wurde  1857  Staatsschreiber.  Von 
1861  bis  1863  war  er  Verwalter  der  Einzinser- 
bahn;  1863  wurde  er  Regierungsrat  und  über- 
nahm zuerst  das  Baudepartement,  vom  Jahre  1 869 
an  das  Finanzdepartement.  1863  wurde  Z.  Ver- 
treter im  Komitee  der  Zürich-Zug-Luzern-Bahn, 
1868  Aufsichtsrat  der  schweizerischen  Renten- 
anstalt, dann  Verwaltungsrat  der  schweizeri- 
schen Zentralbahn.  Mehrere  Male  bekleidete 
er  die  Würde  eines  Schultheissen  (Regierungs- 
präsidenten) des  eidgenössischen  Standes  Luzern ; 
von  1872  bis  1878  war  er  Mitglied  des  Schwei- 
zerischen Nationalrats,  von  1872  bis  zu  seinem 
Lebensende  Mitglied  des  Luzerner  Großen  Rats 
und  während  einer  Amtsperiode  dessen 
Präsident. 

Siebenundzwanzig  Jahre  seines  Lebens  aber 
widmete  Z.  dem  Unternehmen  des  Durchstichs 
der  Zentralalpen  durch  den  St.  Gotthard.  Der 
erste  Zeitraum  seiner  Beziehungen  zu  genannter 
Unternehmung   beginnt    mit  dem  Jahre   1863. 
Am  28.  September  dieses  Jahres  wurde  Z.  in 
seiner  Eigenschaft  als  luzernischer  Regierungs- 
rat in  den  Ausschuß  der  Vereinigung  schweizeri- 
scher Kantone  und  Eisenbahngesellschaften  zur 
Anstrebung  der  Ootthardbahn  (s.  Schweizerische 
Eisenbahnen)  gewählt  und  als  dessen  Präsident 
bezeichnet.  Es  handelte  sich  in  dieser  Periode 
um  die  Gründung  des  internationalen   Unter- 
nehmens. Italien  und  Deutschland  mußten  für 
den  zentralen  Alpenübergang  gewonnen  werden, 
der   Wettbewerb  der  ost-  und  westschweizeri-, 
sehen  Pässe   war  zu  überwinden.   Der  zweite 
Zeitraum  seiner  Wirksamkeit  für  die  Gotthard- 
bahn  begann  mit  der  Konstituierung  der  Ge- 
sellschaft und  seiner  Wahl  zum  Mitglied  und 
Vizepräsidenten   der    dreigliederigen  Direktion 
(Escher,  Z.,  Weber)  am  6.  Dezember  1871.  Z. 
übernahm   das    Finanzdepartement,    den   kom- 
merziellen Dienst  und  das  Hochbauwesen.  Im 
Jahre  1876  brach  die  große  Krise  über  die  Ge- 
sellschaft herein  und  erforderte  die  ganze  Energie 
der  leitenden   Männer,    um   das  Unternehmen 
zu  retten.  Im  Jahre  1878  starb  Direktor  Weber 
und   im   Sommer  des  gleichen  Jahres   reichte 
Präsident  Escher  (s.  d.)  um  seine  Entlassung 
ein.  Von  da  an  bis  zum  August   1879,  wo  die 
Direktion  wieder   besetzt  werden   konnte,    lag 
die  Last  der  Qeschäftsleitung  auf  Z.  In  diese 
Periode  fallen   der  Abschluß    der   finanziellen 
Rekonstruktion  des  Unternehmens,   die  Über- 
führung der  ganzen  Verwaltung  nach  Luzern, 
die  Sicherung  des   Baus    der  Cenerilinie  (Giu- 


biasco  — Lugano),  der  Abschluß  der  großen 
Bauverträge  für  die  Zufahrtslinien  zum  Gott- 
hardtunnel  und  die  Reorganisation  der  Ver- 
waltung. Der  dritte  Zeitraum  seiner  Tätigkeit 
für  das  Gotthardbahn-LJnternehmen  beginnt 
mit  seiner  Ernennung  zum  Präsidenten  der 
Direktion  am  27.  Juni  1879  und  endet  mit 
seinem  Tod.  Während  dieser  Periode  wurde 
der  Bau  der  Gotthardbahn  vollendet,  die;e 
dem  Betrieb  übergeben  und  auf  die  Höhe 
ihrer  Aufgabe  gebracht.  Z.  leitete  während  dieses 
Zeitraums  die  Präsidialgeschäfte,  das  Finanz- 
wesen und  in  den  ersten  Jahren  den  kommer- 
ziellen Dienst.  Er  förderte  namentlich  den  Bau 
der  nördlichen  Zufahrtslinien  und  die  Herstel- 
lung des  Verwaltungsgebäudes  zu  Luzern.  Was 
sich  die  Gotlhards- Vereinigung  im  Jahre  1863 
vorgesetzt  hatte,  war  bei  seinem  Scheiden,  unter 
Wahrung  sowohl  der  großen  Interessen  der 
Volkswirtschaft  als  der  engeren  Gesellschafts- 
interessen, nahezu  erreicht,  nachdem  die  Aus- 
führung des  Gotthardbahnnetzes  nach  den  Staats- 
verträgen von  1869  und  1878  in  der  Haupt- 
sache vollendet_  und  für  den  Rest  gesichert 
war.  Dietler. 

Zinsbürgschaft  ist  eine  Unterstützung  der 
Privatbahnen  in  der  Form,  daß  öffentliche 
Körperschaften  (Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde) 
sich  verpflichten,  für  die  Verzinsung  der  von 
den  Bahnen  herausgegebenen  Schuldscheine 
(Obligationen,  Prioritäten)  bis  zu  einer  ge- 
wissen Höhe  (3 '/.',  4,5%  u.  s.  w.)  aufzukommen, 
wenn  die  Einnahmen  der  Eisenbahnen  zur 
Zahlung  der  Zinsen  nicht  oder  nicht  ganz 
hinreichen.  Die  Z.  wird  (meist  auf  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Jahren  gewährt,  nach 
deren  Ablauf  die  geleisteten  Zuschüsse  mit 
Zinsen  zurückgezahlt  werden  müssen.  Können 
die  Eisenbahnen  ihren  Verpflichtungen  nicht 
genügen,  so  werden  sie  in  der  Regel  in  öffent- 
liche Verwaltung  genommen  oder  vom  Staate 
(der  Gemeinde  u.  s.  w.)  angekauft,  wobei  die 
geleisteten  Vorschüsse  auf  den  Kaufpreis  an- 
gerechnet werden.  Z.  sind  vielfach  gewährt 
worden  in  Preußen  (seit  1843),  Österreich, 
Ungarn;  besonders  ist  das  System  ausgebildet 
in  Frankreich  durch  das  sog.  Gesetz  Frani,-- 
queville  vom.l  I.Juni  1859  (vgl. Bd.  V,  S.  170ff.). 
Gegen  diese  Art  der  Unterstützung  bestehen 
erhebliche  Bedenken  und  sie  kommen  kaum 
mehr  vor.  Fürst  Bismarck  war  ein  entschie- 
dener Gegner  der  Z.  (vgl.  van  der  Leyen,  Die 
Eisenbahnpolitik  des  Fürsten  Bismarck,  S.  28f., 
168 f.).  Nach  dem  französischen  Nebenbahn- 
gesetz vom  31.  Juli  1913  dürfen  Beihilfen  in 
Form  von  Z.  an  Nebenbahnen  nicht  mehr 
gewährt  werden  (vgl.  auch  die  Artikel  Ertrags- 
garantie und  Subventionen),     van  der  Leyen. 
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Zisternen  s.  Wasserstationen. 
Zisternenwagen  s.  Kesselwagen. 
Zittau-Reichenberger    Bahn,     407  km, 

1857-  1859  auf  Grund  Staatsvertrag  zwischen 
Österreich  und  Sachsen  von  23.  April  1855 
sowie  der  Konzession  am  23.  April  1855  zur 
Verbindung  der  Industriestädte  Zittau  und 
Reichenberg  im  Anschluß  an  die  Löbau- 
Zittauer  Eisenbahn  als  Privatbahn  durch  Organe 
der  sächsischen  Staatseisenbahn  erbaut  und 
I.  Dezember  1859  eröffnet.  Der  Betrieb  wurde 
auf  Konzessionsdauer  vom  sächsischen  Staat 
übernommen,  der  auch  das  Eigentum  der 
Bahn  erwarb. 

Zollabfertigung  s.  Zollverfahren. 

Zoll   s.  Ansageverfahren. 

Zollschuppen  (cnstoms  slied,  hangar  de 
la  douanc,  magazzino  della  dogana)  dienen 
zur  Aufnahme  der  Güter,  die  der  Verzollung 
unterliegen  (s.  Zollverfahren).  Sie  werden  nur 
in  Grenzstationen  und  in  Bahnhöfen  größerer 
Städte  mit  regerem  Auslandsverkehr  notwendig 
und  entweder  für  sich  oder  im  Anschlüsse  an 
die  übrigen  Güterschuppen  hergestellt.  Die  in 
den  Z.  gelagerten  Güter  stehen  unter  der  Auf- 
sicht und  Mitsperre  der  Zollbehörden,  weshalb 
besondere  Diensträume  für  Zollbeamte,  Zoll- 
aufseher sowie  Kassenlokale  vorzusehen  sind. 
In  der  baulichen  Ausgestaltung  gleichen  sie 
den  Güterschuppen  (s.  d.). 

Zollsichere  Einrichtung  der  Wagen 
s.  Güterwagen. 

Zollverfahren. 

Inhaltsübersicli t:  A.  Allgemeines:  I.  Ein- 
fuhr. -  11.  Ausfuhr.  -  111.  Durchfuhr.  -  IV.  Dekla- 
rationsscheinverfahren. —  V.  Vormerkverfahren.  — 
B.  Besondere  Bestimmungen  für  das  Zollver- 
fahren im  Eisenbahnverkehr:  1.  Verpflichtung 
der  Eisenbahn  gegenüber  der  Zollverwaltung.  Vor- 
haltung von  Amtsräumen  und  unentgeltliche  Be- 
förderung der  Zollbeamten.  —  IL  Amtszeit  der  Eisen- 
bahnzollämter. -  III.  Beschaffenheit  der  Eisenbahn- 
betriebsmittel. —  IV.  Zollsicherer  Verschluß  und 
Begleitung.  —  V.  Durchführung  der  Verzollung: 
1.  Beigabe  der  Begleitpapiere.  2.  Erfüllung  der  Zoll- 
vorschriften durch  die  Eisenbahnzollzahlung.  3.  Be- 
stimnuingen  über  den  Eingang  von  Gütern  und 
Gepäck  mit  der  Eisenbahn.  4.  Bestimmungen  über 
den  Aus-  und  Durchgang  von  Gütern  und  Gepäck 
mit  der  Eisenbahn.  5.  Haftpflicht  der  Eisenbahn.  Ver- 
pflichtungen der  Bahnorgane. 

A.  Allgemeines. 
Das  Z.  besteht  darin,  daß  die  Waren,  die 
über  die  Grenze  eines  Staatsgebietes  (Zollinie) 
ein-  oder  austreten,  einer  Prüfung  dahin  unter- 
zogen werden,  ob  sie  Ein-  oder  Ausfuhrver- 
boten unterliegen,  ob  sie,  wenn  dies  nicht  der 
Fall  ist,  nach  den  von  den  einzelnen  Ländern 
erlassenen  Zolltarifen  abgabepflichtig  sind,  und 
daß  die  Abgabe  —  der  Zoll  —  nach  dem  Er- 
gebnis der  Prüfung  berechnet  und  erhoben  wird. 


Der  Ein-  und  Austritt  der  Waren  ist  nur 
an  bestimmten  Stellen  der  Landesgrenzen,  den 
Zollstraßen,  zulässig,  die  von  den  Zollver- 
waltungen unter  Berücksichtigung  der  örtlichen 
Verhältnisse  und  der  VerkehrsbeJürfnisse  be- 
stimmt und  bekannt  gemacht  werden.  Der  Ein- 
und  Austritt  an  anderen  Stellen  ist  verboten  und 
außer  mit  der  Einziehung  der  Waren  mit 
strengen  Strafen  bedroht.  Es  gibt  Land-,  Wasser- 
und  Eisenbahnzollstraßen.  An  diesen  Straßen 
sind  die  Zollämter  errichtet,  die  durch  ihre 
Beamten  den  Verkehr  überwachen  und  die 
Zollkontrolle  ausüben. 

Man  unterscheidet,  je  nachdem  die  Ware  in 
der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr  behandelt  wird. 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzollabfertigung;  weiter 
das  Deklarationsscheinverfahren  bei  Gütern, 
die  von  dem  Inland  durch  das  Ausland  nach 
dem  Inland  befördert  werden,  und  das  Vor- 
merkverfahren bei  Waren,  die  zur  Zubereitung, 
Umgestaltung  oder  Veredelung  mit  dem  Vor- 
behalt der  zollfreien  Rücksendung  aus-  und 
eingeführt  werden. 

Das  Z.  ist  in  den  einzelnen  Ländern  durch 
Gesetze  und  Verordnungen  geregelt. 

1.  Einfuhr. 
Die  eingeführten  Waren  müssen  dem  Grenz- 
zollamt, bei  dem  der  Eintritt  stattfindet,  zur  Zoll- 
abfertigung gestellt  werden.  Für  die  Anmeldung 
(Deklaration)  ist  die  schriftliche  Form  vorge- 
schrieben. Gepäck,  das  Reisende  mit  sich  führen, 
kann  mündlich   angemeldet  werden. 

Das  Zollamt  prüft:  a)  ob  die  Waren  ein- 
geführt werden  dürfen;  b)  ob  sie  zollfrei,  oder 

I  c)  ob  sie  zollpflichtig  sind. 

'  Die  Einfuhr  einer  großen  Reihe  von  Waren  ist 
nach  dem  Kriege  hauptsächlich  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  verboten,  bzw.  von  besonderen 
Bewilligungen  der  Länder  abhängig  gemacht 
worden.  Sie  wird  nur  dann  zugelassen,  wenn  die 
Waren  entweder  einfuhrfrei  sind  oder  wenn 
die  erforderlichen  Einfuhrbesdlligungen  vor- 
gelegt werden.  Bestehen  gegen  die  Einfuhr 
keine  Bedenken  und  sind  die  Waren  zollfrei, 
so  werden  sie  an  der  Grenze  sogleich  in  den 
freien  V'erkehr  gesetzt  und  erlangen  hiedurch  die 
Eigenschaft  inländischen  Guts.  Einer  weiteren 
Stellungspflicht  unterliegen  sie  nicht  mehr.  Das 
Gleichejgilt  für  den  Fall,  daß  die  Waren  auf 
Grund  der  abgegebenen  Erklärung  bei  dem 
Grenzamte  verzollt  werden. 

Sollen  eingehende  Waren  von  dem  Grenz- 
zollamt mit  alsbaldiger  Verzollung  oder  zoll- 
freier Ablassung  in  den  zollfreien  Verkehr  ge- 
setzt werden,  so  muß  im  Gegensatz  zur  all- 
gemeinen (äußeren)  Revision,  wobei  sich  das 
Zollamt  darauf  beschränkt,  Zahl,  Zeichen,  Ver- 
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packungsart  und  Gewicht  der  Kolli  ohne  Er- 
öffnung festzustellen,  eine  spezielle  (innere) 
Revision  vorausgehen,  bei  der  auch  die  Öffnung 
der  Kolli  zu  dem  Zweck  stattfindet,  um  Gattung 
und  Menge  der  Waren  zu  ermitteln. 

Auf  Antrag  des  Warenführers  können  die  bei 
dem  Grenzamte  eingehenden  Waren  auch  unver- 
zollt einem  Zollamt  im  Innern  zur  schließlichen 
zollamtlichen  Abfertigung  überwiesen  werden. 
Diesem  Zweck  dient  in  Deutschland  der  Zoll- 
begleitschein 1,  der  auf  Grund  der  Deklaration, 
in  der  der  Inhalt  der  Stücke  genau  nach  den 
Maßstäben  des  Zolltarifs  anzugeben  ist,  von 
dem  Zollamte  erteilt  wird.  Derjenige,  auf  dessen 
Verlangen  ein  Begleitschein  I  ausgestellt  wird, 
übernimmt  mit  dessen  Unterzeichnung  die  Ver- 
pflichtung, die  im  Begleitschein  bezeichneten 
Waren  in  unveränderter  Gestalt  und  Menge 
in  dem  bestimmten  Zeitraum  und  an  dem 
angegebenen  Ort  zur  weiteren  Zollabfertigung 
zu  stellen  und  die  Verbindlichkeit,  für  den 
Eingangszoll  zu  haften.  Die  einzelnen  Stücke 
oder  statt  dessen  die  Räume,  in  denen  die 
Stücke  befördert  werden,  werden  von  dem  Zoll- 
amt unter  Verschluß  gelegt.  Für  den  Eingangs- 
zoll muß  eine  Sicherheit  bestellt  werden.  Die 
zollamtliche  Beschau  der  Stücke  wird  in  der 
Regel  erst  am  Empfangsort  vorgenommen, 
wo  die  Verzollung  stattfindet. 

Wenn  auf  Begleitschein  I  abgefertigte  Waren 
nachweislich  auf  dem  Transport  durch  Zufall 
zugrunde  gegangen  sind,  so  wird  der  Zoll 
erlassen. 

Nach  dem  Antrage  des  Anmeldenden  kann 
der  an  der  Grenze  festgesetzte  Zollbetrag 
fernereinem  Zollamt  im  Innern  zur  Einziehung 
überwiesen  werden.  Diesem  Zweck  dient  der 
Zollbegleitschein  II.  Der  Zoll  muß  in  diesem 
Falle  an  der  Grenze  als  Sicherheit  hinterlegt 
werden.  Er  wird  dem  Anmeldenden  erstattet, 
sobald  der  Zoll  bei  dem  Empfangsamt  ein- 
gezahlt ist. 

Ein  besonders  vereinfachtes  Z.  ist  das  An- 
sagezollverfahren, bei  dem  große  Mengen  vom 
Grenzzollamt  zur  weiteren  Abfertigung  einem 
Amt  im  Innern  unter  zollamtlicher  Begleitung 
zugeführt  werden.  Es  kommt  bei  Anstauungen 
von  Gütern  an  der  Grenze  besonders  im  Eisen- 
bahnverkehr zur  Anwendung. 

Beschränkungen  in  der  Wareneinfuhr  können 
auch  aus  Sanitäts-,  Sicherheits  und  anderen 
öffentlichen  Rücksichten  eintreten,  z.  B.  bei  der 
Einfuhr  von  Tieren,  Fleisch,  Pflanzen,  Spreng- 
stoffen u.  s.  w. 

II.  Ausfuhr. 
Die   meisten   Staaten    haben    während    und 
nach   dem  Krieg  aus  wirtschaftlichen  Gründen 


wie  für  die  Einfuhr  so  auch  für  die  Ausfuhr 
Verbote  für  eine  große  Reihe  von  Waren  er- 
lassen. Die  verbotenen  Waren  können  jedoch  aus- 
geführt werden,  wenn  besondere  Bewilligungen 
dazu  erteilt  sind.  Für  die  Erteilung  der  Be- 
willigungen wird  bei  zahlreichen  Waren  eine 
Abgabe  zu  gunsten  des  ausführenden  Staats 
erhoben.  Die  Kontrolle  über  die  Durchführung 
der  Ausfuhrverbote  sowie  über  das  Vorliegen 
der  Ausfuhrbewilligungen  und  die  Erhebung 
der  Ausfuhrabgabe,  die  bei  den  Zollstellen  im 
Innern  einzuzahlen  ist,  liegt  in  den  Händen 
der  Grenzzollämter.  Diesen  sind  daher  alle 
Auslandgüter  zur  Ausfuhrprüfung,  bzw.  Nach- 
prüfung vorzuführen. 

Abgesehen  von  der  Ausfuhrabgabe  werden 

!  Ausfuhrzölle  auf  Grund   von    Zolltarifen    nur 

i  noch    in   wenigen    Ländern    und    in    wenigen 

!   Fällen   erhoben. 

;  Ferner  müssen  den  Grenzänitern  bei  ihrem 
.Vustritt  über  die  Zollinie  alle  die  Güter  vor- 
geführt werden,  deren  Übertritt  in  das  Aus- 
land nachgewiesen  werden  muß.  Dies  sind  in 
der  Hauptsache  Waren,  die  im  Inland  steuer- 
pflichtig, beim  Übergang  in  das  Ausland  aber 
steuerfrei  sind,  wie  Bier,  Branntwein,  Leucht- 
mittel u.  s.w.;  ferner  Waren,  die  im  Vormerk- 
verfahren gegen  zollfreie  Ein-  oder  Ausfuhr 
abgefertigt  werden  (z.  B.  Säcke,  Ausstellungs- 
güter u.  dgl.). 

Ausfuhrgüter,  deren  Ausfuhr  nachgewiesen 
werden  muß,  werden  von  den  Zollämtern  im 
Innern  unter  Kontrolle  genommen  und  mit 
einem  Begleitpapier  versehen,  auf  dem  der 
Austritt  vom  Grenzzollamt   bestätigt  wird. 

111.  Durchfuhr. 

Aus  dem  Ausland  über  die  Zollinie  ein- 
gehende Waren,  die  das  Zollinland  durchziehen 
und  wieder  in  das  Ausland  austreten  (Durch- 
fuhrgüter), müssen  zum  Zwecke  der  Ausfertigung 
der  nötigen  Begleitpapiere  bei  dem  Eintritts- 
zollamt erklärt  und  beim  Austrittszollamt  zur 
Nachweisung  ihres  Austritts  gestellt  und  von 
einer  Grenze  zur  anderen  unter  zollamtlicher 
Kontrolle  gehalten  werden.  Das  Z.  regelt  sich 
im  übrigen  wie  unter  „I.  Einfuhr"  angegeben. 

Für  die  Warendurchfuhr  wird  in  keinem 
Staat  ein  Zoll  erhoben. 

Der  Austritt  der  Durchfuhrgüter  über  die 
Zollinie  muß  bei  dem  von  dem  Eintrittszollamt 
vorgeschriebenen  Grenzzollamt  und  innerhalb 
der  von  diesem  bestimmten  Zeit  erfolgen.  Es 
ist  jedoch  dem  Warenführer  gestattet,  erforder- 
lichenfalls bei  einem  Unterwegszollamt  eine 
Abänderung  des  Zollpapiers  hinsichtlich  des 
Austrittsamts  zu  beantragen. 
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IV.  Deklaratioiisscli  ein  verfahren. 
Das  Verfahren  findet  Anwendung  bei  der 
Versendung  von  Gütern  aus  dem  Inland  durch 
das  Ausland  nach  dem  Inland  und  bezweckt 
eine  erleichterte  Abfertigung  bei  Wiedereingang 
der  Güter  in  das  Inland.  Es  erstreckt  sich  auf 
Güter  des  freien  und  des  gebundenen  (zoll- 
und  steuerpflichtigen)  Verkehrs.  Die  Anmeldung 
der  Waren  bei  dem  Grenzausgangsamte  erfolgt 
mittels  Deklarationsscheins.  Der  Abgabe  eines 
besonderen  Deklarationsscheins  bedarf  es 
nicht  bei  Gütern,  die  unter  Zoll-  und  Steuer- 
kontrolle auf  entsprechende  Begleitpapiere  ab- 
gefertigt worden  sind.  Die  Güter  werden  bei 
der  Beförderung  durch  das  Ausland  unter  Zoll- 
verschluß und  mitteis  Deklarationsscheins  an 
das  Zollamt  angewiesen,  über  das  sie  in  das 
Zollgebiet  innerhalb  einer  von  dem  Ausgangs- 
amt bestimmten  Frist  wieder  einzutreten  haben. 
Bei  diesem  Amt  erfolgt  dann  die  Freigabe  der 
Ware  oder  sie  wird,  wenn  sie  zollpflichtig  war, 
dem  in  dem  Zollpapier  angegebenen  Amt  zur 
Schlußabfertigung  überwiesen. 

V.  Vormerkverfahren. 
Gegenstände,  die  zur  Zubereitung,  Umge- 
staltung oder  Veredelung  mit  dem  Vorbehalt 
der  freien  Rücksendung  eingeführt,  oder  in- 
ländische Waren,  die  zu  gleichem  Zweck  aus- 
geführt werden,  müssen  beim  Ein-  oder  Aus- 
trittsamt erklärt  und  in  der  Erklärung  muß 
der  Zeitpunkt  der  voraussichtlichen  Rückbe- 
förderung in  das  Ausland  oder  Inland  ersichtlich 
gemacht  werden.  Bei  der  Einfuhr  der  Waren 
werden  vom  Grenzamt  Zollvormerkscheine 
erteilt,  in  denen  die  Einbringer  die  Verpflichtung 
übernehmen,  die  Waren  mit  dem  Vormerk- 
schein einem  befugten  Zollamt  zur  Wiederaus- 
gangsabfertigung  zu  stellen  und  den  Schein  der 
Eingangszollstelle  demnächst  kostenfrei  wieder 
zuzustellen.  Die  Ware,  für  die  der  Eingangszoll 
als  Sicherheit  bei  der  Einfuhr  zu  hinterlegen 
ist,  wird  von  dem  Grenzzollamt  nötigenfalls 
zur  Wiedererkennung  mit  Identitätsmerkmalen 
versehen.  Die  Sicherheit  wird  bei  der  nach- 
gewiesenen fristgemäßen  Wiederausfuhr  der 
Ware  erstattet. 

B.    Besondere    Bestimmungen    für     das 
Z.  im  Eisenbahnverkehr. 

Der  zollamtlichen  Behandlung  unterliegen 
auch  alle  mittels  Eisenbahn  über  die  Zollinie 
ein-  und  austretenden  Waren,  wobei  die  Formen 
des  Z.  mit  Rücksicht  auf  die  Eigenart  des  Eisen- 
bahnbetriebs von  denen  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs in  vielen  Fällen  abweichen.  Im  allgemeinen 
ist  das  Z.  im  Eisenbahnverkehr  erheblich  ein- 
facher und  der  Bewältigung  von  Massenverkehr 


angepaßter  als  das  des  gewöhnlictien  Verkehrs, 
auch  bestehen  Erleichterungen  im  Eisenbahn- 
verkehr wegen  des  zollamtlichen  Verschlusses. 

I.  Verpflichtungen  der  Eisenbahnen 
gegenüber  der  Zollverwaltung.  Vor- 
haltung von  Amtsräumen  und  unent- 
geltliche Beförderung  der  Zollbeamten. 
Das  Verhältnis  der  Eisenbahnverwaltungen 
zu  den  Zollbehörden  ist  in  den  einzelnen 
Staaten  teils  durch  Gesetze  und  Verordnungen 
geregelt,  teils  sind  den  Eisenbahnverwaltungen 
in  den  Konzessionsurkunden  gewisse  Verpflich- 
tungen im  Interesse  der  Zollverwaltung  auferlegt. 

In  Deutschland  haben  die  Eisenbahnverwal- 
tungen nach  dem  Vereinszollgesetz  vom  I.Juli 
lS69die  Räume  für  die  zollamtliche  Abfertigung 
und  für  die  einstweilige  Einlagerung  der  nicht  so- 
fort zur  Abfertigung  gelangenden  Gegenstände 
auf  den  für  die  Zollabfertigung  bestimmten 
Stationsplätzen  zu  stellen  oder  nach  Anordnung 
der  Zollbehörde  die  hiezu  nötigen  baulichen 
Einrichtungen  zu  treffen.  Die  Ausstattung,  Be- 
leuchtung und  Heizung  der  den  Zwecken  der 
Zollverwaltung  dienenden  Räume  obliegt  der 
Eisenbahn  nicht. 

Bei  den  zur  Nachtzeit  zur  Abfertigung  ge- 
langenden Zügen  haben  die  Eisenbahnverwal- 
tungen für  eine  entsprechende  Beleuchtung 
der  Wagenzüge  und  Gleise  auf  den  Stationen 
zu  sorgen.  Im  Einvernehmen  mit  der  Zoll- 
verwaltung müssen  die  Eisenbahnverwaltungen 
die  Räume,  in  denen  die  zollamtliche  Abfertigung 
vorgenommen  wird,  abschließen.  Die  zur  einst- 
weiligen Einlagerung  bestimmten  Räume  müssen 
sicher  verschließbar  sein. 

Die  Beamten  der  Zollverwaltung,  die  mit 
der  Kontrolle  des  Warenverkehrs  auf  den  Eisen- 
bahnen und  mit  der  die  Abfertigung  desselben 
bewirkenden  Zollstellen  besonders  beauftragt 
werden  und  sich  darüber  gegen  die  Angestellten 
der  Eisenbahn  ausweisen,  sind  befugt,  zum 
Zwecke  dienstlicher  Revision  oder  Nachfor- 
schung innerhalb  der  gesetzlichen  Tageszeit  auf 
den  Stationsplätzen  außer  dem  Eisenbahnzug 
auch  die  in  der  Station  vorhandenen  Gebäude 
und  Lokale,  soweit  diese  zu  Zwecken  des  Eisen- 
bahndienstes und  nicht  bloß  zu  Wohnungen 
benutzt  werden,  ohne  die  Beobachtung  weiterer 
Förmlichkeiten  zu  betreten  und  die  darin  von 
ihnen  für  nötig  erachteten  Nachforschungen 
vorzunehmen. 

Auf  den  Stationen,  die  von  Nachtzügen  be- 
rührt werden,  steht  die  Befugnis  zur  Revision 
den  Zollorganen  auch  zur  Nachtzeit  zu. 

Jeder  im  Dienst  befindliche  obere  Zollbeamte 
muß  innerhalb  der  Strecke  der  Eisenbahn, 
auf  die  sich  sein  Dienstbereich   erstreckt,  un- 
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entgeltlich,  u.  zw.  in  der  zweiten  Wagenklasse 
befördert  werden.  Läßt  die  Zollverwaltung  eine 
Begleitung  des  Eisenbahnzuges  durch  Zoll- 
organe eintreten,  so  hat  die  Beförderung  der 
Begleitungsbeamten  unentgeltlich  zu  erfolgen 
und  ist  diesen  ein  Sitzplatz  in  einem  Wagen 
nach  ihrer  Wahl,  wenn  sie  von  der  Begleitung 
zurückkehren  aber  ein  Platz  in  einem  Personen- 
wagen mittlerer  Klasse  einzuräumen. 

In  den  meisten  anderen  Ländern  bestehen 
im  allgemeinen  ähnliche  Verpflichtungen. 

II.  Amtszeit  der  Eisenbahnzollstellen. 
Während  der  Beförderung  von  Waren  über 
die  Zollgrenze  im  allgemeinen  auf  die  Tages- 
stunden beschränkt  ist,  findet  der  regelmäßige 
oder  voraus  angemeldete  Eisenbahntransport 
über  die  Zollinie  sowohl  im  Ein-  wie  im  Austritt 
ohne  Beschränkung  auf  gewisse  Tageszeiten 
oder  -stunden  statt.  Die  Eisenbahnverwaltungen 
haben  den  Zollbehörden,  deren  Verwaltungs- 
bereich von  den  Bahnstrecken  berührt  wird, 
den  Fahrplan  ihrer  Eisenbahnzüge  zur  Kenntnis 
zu  bringen.  Die  Abfertigung  der  Reisenden, 
die  keine  zum  Handel  bestimmten  Waren  mit 
sich  führen,  muß  bei  den  Grenzzollämtern  zu 
jeder  Zeit  ohne  Ausnahme  geschehen.  Das  Ge- 
päck der  auf  den  Eisenbahnen  eingehenden 
Reisenden  sowie  die  auf  den  Eisenbahnen 
ankommenden,  sofort  unter  Wagenverschluß 
weitergehenden  Frachtgüter  sind  sowohl  bei 
den  Qrenzämtern  als  bei  den  Ämtern  im  Innern 
zu  jeder  Zeit,  auch  an  Sonn-  und  Festtagen, 
abzufertigen. 

in.    Beschaffenheit    der    Betriebsmittel. 

Die  Eisenbahnwagen  sowie  die  Lokomotiven 
und  Tender  dürfen  keine  geheimen  oder  schwer 
zu  entdeckenden,  zur  Aufnahme  von  Gütern 
geeigneten  Räume  enthalten;  sie  müssen  so  be- 
schaffen sein,  daß  sie  ohne  Schwierigkeit  einer 
Revision  unterzogen  werden  können.  Die 
Wagen  und  Wagenabteilungen,  die  zur  Beförde- 
rung von  Zollgütern  verwendet  werden  sollen, 
müssen  leicht  und  sicher  derart  verschlossen 
werden  können,  daß  die  Wegnahme  oder  der 
Austausch  der  unter  X'erschluß  des  Laderaumes 
gelegten  Waren  ohne  Anwendung  von  Gewalt 
und  ohne  Hinterlassung  sichtbarer  Spuren 
nicht  bewerkstelligt  werden  kann.  Zum  An- 
bringen eines  Zollverschlusses  müssen  Vor- 
richtungen (Verschlußösen)  vorhanden  sein. 
Diese  Ösen  müssen  durch  Nieten  oder  Schrauben, 
deren  Muttern  im  Innern  liegen  oder  die  bei 
geschlossener  Tür  unzugänglich  sind,  an  den 
Wagen  befestigt  sein. 

Gelangen  Gegenständ^  zur  Verfrachtung, 
die  einzeln  mehr  als  25  kg  wiegen,  oder  deren 
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Umfang  oder  sonstige  Beschaffenheit  die  Ver- 
ladung in  gedeckten  Wagen  nicht  gestatten,  so 
können  zur  Beförderung  solcher  Güter  offene 
Wagen  verwendet  werden,  bei  denen  sich  ein 
zollsicherer  X'erschluß  durch  Decken  u.  s.  w. 
durchführen  läßt.  Die  Wagen  müssen  an  den 
Seitenwänden  herum  mit  Ringen  versehen  sein, 
durch  die  ebenso  wie  durch  die  Ösen  der 
Wagendecken  hindurch  eine  Leine  gezogen 
werden  kann,  die  an  ihren  Enden  plombiert 
wird.  Im  übrigen  müssen  die  zur  Beförderung 
von  Gütern  auf  Eisenbahnen  verwendeten 
Wagen  hinsichtlich  ihrer  zollsicheren  Einrich- 
tung den  Bestimmungen  entsprechen,  die  in 
dem  Übereinkommen  über  die  gegenseitige 
Wagenbenutzung  im  internationalen  Verkehr 
zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen  mit 
Gültigkeit  vom  1.  Jänner  1922  ab  vereinbart 
sind. 

Den  Zollorganen  steht  das  Recht  zu,  die 
Betriebsmittel  hinsichtlich  ihrer  zollsicheren 
Einrichtung  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Prüfung 
zu  unterziehen. 

IV.  Zollsicherer  Verschluß  und 
Begleitung. 

Die  VerSchließung  der  Wagen  oder  Wagen- 
abteile erfolgt  durch  Zollschlösser  oder  Blei- 
plomben. Der  Verschluß  durch  Zollschlösser 
tritt  jedoch  immer  mehr  in  den  Hintergrund, 
weil  er  zu  umständlich  und  schwerfällig  ist. 
Daserforderliche  Material  an  Blei  und  Schlössern 
beschafft  die  Zollverwaltung  vorbehaltlich  des 
Anspruches  auf  Ersatz  der  Kosten  für  verloren- 
gegangene oder  beschädigte  Schlösser  gegen 
diejenigen,  die  die  Schuld  des  Verlustes  oder 
der  Beschädigung  trifft.  Eisenbahnverwaltungen 
haben  in  dieser  Beziehung  für  ihre  Angestellten 
zu  haften. 

Eine  Begleitung  der  Wagenzüge  durch  Zoll- 
beamte findet  in  der  Regel  nur  auf  der  zwischen 
dem  Grenz-Ein-  oder  -Ausgangsamte  und  der 
Zollgrenze  gelegenen  Strecke  statt,  wenn  diese 
von  dem  Grenzamt  nicht  beobachtet  oder 
nicht  genügend  kontrolliert  werden  kann, 
u.  zw.  beim  Eingang  immer  und  beim  Aus- 
gang dann,  wenn  Güter  befördert  werden, 
deren  Austritt  amtlich  nachzuweisen  ist. 

V.  Durchführung  der  Verzollung. 

1.  Beigabe  der  Begleitpapiere.  Nach 
den  Bestimmungen  des  internationalen  Überein- 
kommens über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
vom  14.  Oktober  18Q0  ist  der  Absender  ver- 
pflichtet, dem  Frachtbriefe  diejenigen  Begleit- 
papiere beizugeben,  die  zur  Erfüllung  der 
zoll-,  Steuer-  oder  polizeilichen  Vorschriften 
vor  der  Ablieferung  des  Gutes  an  den  Emp- 
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fänger  erforderlich  sind.  Er  haftet  der  Eisen- 
bahn, sofern  ihr  nicht  ein  Verschulden  zur 
Last  fällt,  für  alle  Folgen,  die  aus  dem  Man- 
gel, der  Unzulänglichkeit  oder  Unrichtigkeit 
dieser  Papiere  entstehen. 

Eine  Prüfung  der  Richtigkeit  und  Vollständig- 
keit der  Begleitpapiere  liegt  der  Eisenbahn 
nicht  ob. 

Übereinstimmende  Vorschriften  über  die 
Verpflichtung  des  .'\bsenders,  dem  Frachtbriefe 
alle  die  Begleitpapiere  beizugeben,  die  zur  Er- 
füllung der  Zoll-  und  Steuervorschriften  erfor- 
derlich sind,  soweit  über  die  Haftung  des 
Absenders  für  die  Folgen,  die  aus  dem  Man- 
gel, der  Unzulänglichkeit  oder  Unrichtigkeit 
der  Begleitpapiere  entstehen,  sind  in  den  für 
den  inneren  Verkehr  der  meisten  Länder 
geltenden  Reglementen  vorgesehen.  (In  der 
Schweiz  hat  die  Eisenbahn  die  ausdrückliche 
Verpflichtung,  den  Absender,  sofern  er  sich 
bei  ihr  nach  der  Notwendigkeit  und  der  Ein- 
richtung der  zur  Erfüllung  der  Zoll-  und 
Steuervorschriften  nötigen  Begleitpapiere  er- 
kundigt, die  ihr  bekannten  einschlagenden 
Bestimmungen  mitzuteilen  und  ihn  unaufge- 
fordert auf  leicht  erkennbare  Irrtümer  in  be- 
zug  auf  die  Notwendigkeit  und  Einrichtung 
solcher  Begleitpapiere  aufmerksam  zu  machen.) 

Wenn  die  vom  Absender  gemachten  An- 
gaben in  den  Begleitpapieren  unrichtig  oder 
ungenau  befunden  werden,  so  wird  die  zoll- 
amtliche Abfertigung  der  Güter  entweder  von 
der  Eisenbahn  bestmöglichst  für  Rechnung 
und  Gefahr  dessen,  den  es  angeht,  besorgt, 
oder  es  werden  die  Waren  bis  zum  Eintreffen 
der  vom  Absender  zu  liefernden  Vervollstän- 
digung der  Angaben  zurückgehalten. 

Die  Zolldokumente  dürfen  nach  den  Be- 
stimmungen der  meisten  Tarife  nur  je  eine 
Frachtbriefsendung  umfassen. 

2.  Erfüllung  der  Zollvorschriften 
durch  die  Eisenbahn.  Zollzahlung.  Über 
die  Durchführung  der  Verzollung  bei  den  mittels 
der  Eisenbahn  zur  Beförderung  gelangenden 
Gütern  bestimmt  das  internationale  Überein- 
kommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom 
14.  Oktober  1890  im  Art.  10  folgendes: 

Die  Zoll-  und  Steuervorschriften  werden, 
solange  sich  das  Gut  auf  dem  Wege  befindet, 
von  der  Eisenbahn  erfüllt.  Die  Eisenbahn 
kann  diese  Aufgabe  unter  ihrer  eigenen  \^er- 
antwortlichkeit  einem  Kommissionär  übertragen 
oder  selbst  übernehmen.  In  beiden  Fällen  hat 
sie   die  Verpflichtungen   eines  Kommissionärs. 

Der  Verfügungsberechtigte  kann  jedoch  der 
Zollbehandlung  entweder  selbst  oder  durch 
einen  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Bevoll- 
mächtigten  beiwohnen,   um   die  nötigen   Auf- 


klärungen über  die  Zolltarifierung  des  Gutes 
zu  erteilen  und  seine  Bemerkungen  beizufügen. 
Diese  dem  Verfügungsberechtigten  erteilte  Be- 
fugnis begründet  nicht  das  Recht,  das  Gut  in 
Besitz  zu  nehmen  oder  die  Zollbehandlung 
selbst  vorzunehmen. 

Bei  der  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungs- 
orte steht  dem  Empfänger  das  Recht  zu,  die 
zoll-  und  steueramtliche  Behandlung  zu  be- 
sorgen, falls  nicht  im  Frachtbriefe  etwas  anderes 
festgesetzt  ist.  Wenn  diese  Behandlung  weder 
durch  den  Empfänger  noch  nach  anderweitiger 
Festsetzung  im  Frachtbriefe  durch  einen  Dritten 
erfolgt,  ist  die  Eisenbahn  verpflichtet,  sie 
zu  besorgen. 

Güter,  deren  zollamtlicher  Verschluß  verletzt 
oder  mangelhaft  ist,  werden  zur  Beförderung 
nicht  angenommen. 

Will  der  Absender  der  unterwegs  vorzu- 
nehmenden Zollabfertigung  selbst  oder  durch 
einen  Bevollmächtigten  beiwohnen,  so  hat  er 
dies  im  Frachtbriefe  in  der  Spalte:  „Erklärung 
wegen  der  et«'aigen  zoll-  und  steueramtlichen 
oder  polizeilichen  Behandlung  u.  s.w."  unter 
Angabe  der  Station,  wo  die  Verzollung  statt- 
finden soll,  zu  vermerken. 

An  der  gleichen  Stelle  ist  auch  der  Vermerk 
einzutragen,  wonach  die  zoll-  und  steueramt- 
liche Behandlung  des  Gutes  am  Bestimmungs- 
orte nicht  durch  den  Empfänger,  sondern 
durch  eine  dritte  Person  zu  erfolgen  hat. 

Wenn  die  Eisenbahn  die  Verzollung  der 
Sendung  vornimmt,  so  verauslagt  sie  den  Zoll 
und  nimmt  den  Betrag  unter  Beifügung  der 
Zollquittung  vom  Empfänger  oder  .-Absen- 
der je  nach  der  Vorschrift  im  Frachtbriefe 
nach.  Die  Eisenbahn  ist  berechtigt,  für  die 
N'erauslagung  des  Zolles  eine  Provision  zu 
erheben. 

Die  Verzollung  von  leicht  verderblichen 
oder  geringwertigen  Gütern  —  wobei  auch  die 
Fracht-  und  sonstigen  Auslagen,  mit  denen 
die  Güter  etwa  bereits  belastet  sind,  in  Rechnung 
gezogen  werden  —  wird  von  der  Eisenbahn 
nur  gegen  vorherige  Hinterlegung  eines  ge- 
nügenden Barbetrages  oder  gegen  Bürgschaft 
übernommen. 

3.  Bestimmungen  über  den  Eingang 
von  Gütern  und  Gepäck  mittels  Eisen-- 
bahn.  Beim  Eingange  der  Züge  über  die 
Grenze  dürfen  zollpflichtige  oder  einer  Ein- 
fuhrbeschränkung unterliegende  Gegenstände, 
soweit  sie  nicht  zum  Handgepäck  gehören, 
sich  nur  in  Güter-  oder  Gepäckwagen  befinden. 

Aui  den  Lokomotiven  und  in  den  dazu- 
gehörigen Tendern  dürfen  nur  Gegenstände 
vorhanden  sein,  die  die  Angestellten  der  Eisen- 
bahnverwaltung auf  der  Fahrt  selbst  zu  eigenem 
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Gebrauch  oder  zu  dienstlichen  Zwecken  nötig 
haben. 

Die  Frachtgüter  und  Effekten  müssen  in 
der  Regel  schon  im  Auslande  in  leicht  und 
sicher  verschließbare  Güterwagen  (Kulissen- 
wagen, Wagen  mit  Schutzdecken)  oder  in  ab- 
hebbare Behälter  nach  den  von  der  Zollbe- 
hörde zu  erteilenden  näheren  Vorschriften  ver- 
laden sein. 

Beim  Eingange  von  Gütern  aus  dem  Aus- 
lande auf  der  Grenzstation  hat  die  Eisenbahn 
darüber  zu  entscheiden,  ob  das  Gut  dem 
Zollamte  zur  endgültigen  Zollabfertigung  vor- 
zuführen ist  oder  ob  die  Überweisung  auf 
ein  inländisches  Zollamt  geboten  erscheint. 
Maßgebend  für  die  Wahl  ist  in  erster  Linie 
die  Vorschrift  des  Absenders  im  Frachtbriefe. 
Hat  der  Absender  keine  Vorschrift  erteilt 
oder  eine  unzulässige  oder  unausführbare 
Art  der  Abfertigung  beantragt,  so  hat  die 
Eisenbahn  die  Abfertigung  zu  veranlassen, 
die  sie  als  die  vorteilhafteste  für  den  Absender 
erachtet.  Der  Absender  ist  von  dem  Veran- 
laßten  zu  verständigen,  wenn  sein  Antrag  un- 
zulässig war. 

Zollfreie  Güter  werden  in  der  Regel  beim 
Eingangszollamte  zur  endgültigen  Abfertigung 
angemeldet. 

Zollpflichtige  Waren  \x'erden  an  der  Grenze 
zur  Verzollung  angemeldet: 

1.  wenn  der  Absender  sie  beantragt  hat, 

2.  wenn  sich  auf  der  Bestimmungsstation 
oder  auf  dem  Beförderungswege  dorthin  ein 
für  die  Verzollung  zuständiges  Zollamt  nicht 
befindet,  und 

3.  wenn  die  Abfertigung  an  der  Grenze 
im  Interesse  des  Empfängers  liegt  und  der 
Absender  oder  Empfänger  nicht  besondere 
Bestimmungen  über  die  Verzollung  bei  einem 
anderen  Amte  getroffen  hat. 

Die  Abfertigung  auf  ein  inländisches  Zoll- 
amt erfolgt  durch  Überweisung  des  Gutes 
mit  Begleitschein  I  oder  des  Zollbetrages  mit 
Begleitschein  II  oder  mit  Begleitzettel  (Ladungs- 
verzeichnis). Das  Verfahren  ist  mit  Ausnahme 
der  Begleitzettelabfertigung  bereits  unter  Ab- 
schnitt „I.  Einfuhr"  geschildert.  Die  letztere 
Abfertigungsart  ist  ein  nur  im  Eisenbahnver- 
kehr und  nur  im  \'erkehr  mit  den  an  der 
Eisenbahn  gelegenen  Zollstellen  im  Innern 
anwendbares  Verfahren,  das  den  Zweck  hat, 
größere  Mengen  von  insbesondere  Stückgütern 
auf  Zollämter  im  Innern  anzuweisen  und  da- 
durch die  Grenzstationen  zu  entlasten.  Das 
Verfahren  ist  besonders  in  Deutschland  aus- 
gebildet und  nach  Einführung  der  Eisenbahn- 
zollordnung im  Jahre  1913  dahin  vereinfacht 
worden,  daß  die  von   dem  ausländischen  Ab- 


sender dem  Frachtbriefe  beigegebene  Waren- 
erklärungdurchAusfüllung  eines  entsprechenden 
Vordrucks  auf  der  Erklärung  in  ein  Zollbe- 
gleitpapiere (Zollbegleitzettel)  umgewandelt 
wird.  Irgendeine  Revision  des  Begleitzettelgutes 
findet  an  der  Grenze  nicht  statt.  Die  Güter 
werden  unter  zollamtlichen  Raumverschluß 
geladen  und  der  Eisenbahnzollstelle  im  Innern 
zur  Zollabfertigung  überwiesen.  Die  von  der 
Eisenbahn  in  dem  Begleitzettel  zu  über- 
nehmende Verpflichtung  hinsichtlich  der  Ge- 
stellung der  Waren  am  Empfangsorte  und 
der  Haftpflicht  ist  die  gleiche  wie  bei  dem 
Begleitschein  I  unter  Abschnitt  „I.  Einfuhr"  an- 
gegeben. 

Bei  der  Ankunft  eines  Personenzuges  auf 
dem  Grenzzollamte  dürfen  sich  auf  dem  Teile 
des  Bahnhofs,  wo  der  Zug  hält,  nur  die  dienst- 
tuenden Beamten  und  Angestellten  aufhalten. 
Die  Eisenbahnverwaltung  hat  rechtzeitig  für 
Entfernung  aller  anderen  Personen  von  diesem 
Bahnhofsteil  und  für  seine  Abschließung  zu 
sorgen.  Der  für  die  Reisenden  bestimmte  Aus- 
gang wird  unter  Zollaufsicht  gestellt. 

Die  vom  Ausland  kommenden  Reisenden, 
die  zollpflichtige  Waren  bei  sich  führen, 
brauchen  diese,  wenn  sie  nicht  zum  Handel 
bestimmt  sind,  nur  mündlich  anzumelden. 
Das  Gepäck  wird  in  der  Regel  sogleich  beim 
Grenzeingangsamte  beschaut  und  zum  freien 
Verkehr  abgefertigt.  Zur  Bequemlichkeit  der 
Reisenden  kann  bei  den  Schnellzügen,  die 
aus  Durchgangswagen  bestehen,  die  Abferti- 
gung auch  während  der  Fahrt  im  Packwagen 
erfolgen.  Das  Handgepäck  wird  bei  Schnell- 
und  Eilzügen  in  der  Regel  im  Zuge  abge- 
fertigt. 

Auf  Antrag  der  Reisenden  in  diesen  Zügen 
kann  das  Gepäck  auch  Zollämtern  im  Innern 
zur  Erledigung  überwiesen  werden.  In  solchen 
Fällen  wird  das  Gepäck  an  der  Grenze  unter 
Zollkontrolle  genommen  und  mit  Zollverzeich- 
nissen und  -beklebungen  in  einfachster  Form 
dem  Empfangsamte  zugeleitet.  Ämter  zur  Zoll- 
abfertigung von  Reisegepäck  im  Innern  be- 
stehen nur  in  geringem  Umfange,  u.  zw.  in 
den  ganz  großen  verkehrsreichen  Orten.  Sie 
befinden  sich  unmittelbar  auf  den  Bahnhöfen. 

Eine  weitere  Erleichterung  wurde  dadurch 
geschaffen,  daß  das  Gepäck  der  Reisenden, 
die  aus  dem  Auslande  kommend  das  Zollgebiet 
ohne  Aufenthalt  durchziehen  und  deren  Fahrt- 
ausweis auf  eine  ausländische  Bestimmungs- 
station lautet,  beim  Eintrittszollamt  ohne  Vor- 
nahme einer  besonderen  Beschau  und  ohne 
Anlegung  eines  zollamtlichen  Verschlusses 
durch  bloßes  Anbringen  einer  Marke  unter 
Beigabe    eines    Gepäckverzeichnisses    in    ein- 
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fachster  Form  bis  zum  Austritt  aus  dem  Zoll- 
gebiet abgefertigt  wird.  Das  so  abgefertigte 
Reisegepäck  wird  dem  Gepäckbeamten  des 
Zuges  übergeben.  Dieser  übernimmt  durch 
Abgabe  einer  Bescheinigung  auf  dem  Gepäck- 
verzeichnis die  Verpflichtung,  das  Gepäck  inner- 
halb der  bestimmten  Frist  dem  bezeichneten 
Grenzaustrittsamt  uneröffnet  zu  stellen.  Hie- 
durch  werden  die  Reisenden  der  Sorge  für 
ihr  Gepäck  während  der  Fahrt  durch  das 
Zollgebiet  und  insbesondere  der  Unbequem- 
lichkeit, die  ihnen  durch  die  Zollrevision  er- 
wächst, enthoben. 

Das  Reisegepäck  unterliegt  der  gleichen 
Prüfung  auf  Einfuhrfähigkeit  wie  die  Fracht- 
güter. Bei  Durchfuhrgepäck  findet  eine  solche 
Prüfung  nicht  statt. 

4.  Bestimmungen  über  den  Aus-  und 
Durchgang  von  Gütern  und  Gepäck 
mittels  Eisenbahn. 

Bei  der  Warenausfuhr  und  bei  der  Waren- 
durchfuhr sowie  bei  dem  Austritt  des  Reise- 
gepäcks über  die  Grenze  beschränkt  sich  die 
Zollabfertigung  beim  Grenzausgangsamt  auf 
die  Prüfung  der  Berechtigung  zur  Warenaus- 
fuhr (vgl.  Abschnitt  II,  Ausfuhr),  auf  die  Prüfung 
der  Identität  (bei  der  Durchfuhr)  und  auf 
die  Prüfung  und  Lösung  des  Verschlusses  so- 
wie die  Bescheinigung  des  Ausganges  über 
die  Grenze  bei  solchen  Waren,  deren  Ausgang 
nachzuweisen  ist.  Wegen  der  Durchfuhr  des 
Reisegepäcks  s.  auch  unter  3. 

5.  Haftpflicht  der  Eisenbahn.  Ver- 
pflichtung der  Bahnangestellten.  Mit 
der  Übernahme  von  zollpflichtigen  Gütern 
und  den  dazugehörigen  Zollbegleitpapieren  tritt 
die  Eisenbahn  in  die  Verpflichtungen  eines  Waren- 
führers ein.  Sie  ist  als  solcher  verpflichtet, 
die  in  dem  Zollpapier  angegebenen  Waren 
unverändert  ihrer  Bestimmung  und  dem  Amt, 
bei  dem  die  Schlußabfertigung  zu  bewirken 
ist,  unter  Vorlegung  des  Zollpapiers  zu  ge- 
stehen, auch  bis  dahin  den  etwa  angelegten 
amtlichen  Verschluß  zu  erhalten.  Verletzt  die 
Eisenbahn  ihre  Pflicht  als  Warenführer,  so 
ist  sie  für  die  sich  daraus  ergebenden  Folgen 
der  Zollverwaltung  gegenüber  haftbar. 

Wenn  Naturereignisse  oder  Unglücksfälle 
die  Fortsetzung  des  Transportes  oder  die  Er- 
reichung des  Bestimmungsortes  in  dem  in  den 
Begleitpapieren  angegebenen  Zeitraum  ver- 
hindern, so  ist  die  Eisenbahn  als  Warenführer 
verpflichtet,  dem  nächsten  Zoll-  oder  Steuer- 
amte davon  Anzeige  zu  machen,  das  entweder 
den  Aufenthalt  auf  den  Zollpapieren  bezeugen 
oder  wenn  die  Fortsetzung  der  Reise  ganz 
unterbleibt,  die  Waren  unter  Aufsicht  nehmen 
muß.  Das  gleiche  gilt,  wenn  ein  Zollverschluß 


unterwegs  durch  Zufall  oder  Absicht  verletzt 
wird.  Der  Zollverschluß  wird  alsdann  erneuert 
und  die  Tatsache  der  Verschlußerneuerung 
nebst  den  Ursachen  der  Verschlußverletzung 
auf  dem  Zollpapier  beurkundet. 

Die  Eisenbahnen  sind  als  Warenführer  ver- 
pflichtet, die  dem  Z.  zu  unterziehenden  Gegen- 
stände dem  Zollamt  vorzuführen,  u.  zw.  auf 
Verlangen  die  Stückgüter  auf  den  Zollböden 
und  die  Ladungen  auf  den  Zollgleisen  und 
die  zur  Verzollung  nötigen  Arbeiten,  wie  Ver- 
wiegen, Öffnen  und  Verschließen  der  Güter, 
Hergabe  von  Packmaterial  u.  s.  w.  da,  wo 
Arbeitskräfte  unter  zollamtlicher  Aufsicht  nicht 
zur  Verfügung  stehen,  auszuführen.  Sie  sind 
berechtigt,  hiefür  die  in  den  Kebengebühren- 
tarifen  vorgesehenen  Zollabfertigungsgebühren 
zu  erheben.  Schimmelpfennig. 

Zollverschluß  s.  Zollverfahren. 

Zollwesen  s.  Ausfuhrgüter. 

Zonentarif,  ein  Tarif,  bei  dem  eine  größere, 
mit  zunehmender  Entfernung  wachsende  Län- 
geneinheit zu  gründe  gelegt  ist  und  über  eine 
bestimmte  Entfernung  (Endzone)  hinaus  nur 
mehr  der  für  diese  sich  ergebende  Tarifsatz 
berechnet  wird.  Der  Z.  hat  nur  im  Personen- 
und  Gepäckverkehr  und  auch  hier  bloß  ver- 
einzelt Anwendung  gefunden. 

Ein  Tarif,  bei  dem  lediglich  die  Gebühren- 
sätze auf  weitere  Entfernungen  nach  einer  fallen- 
den Skala  berechnet  werden,  ist  an  sich  noch 
kein  wirklicher  Z.  (Vgl.  Gepäck-,  Güter-  und 
Personentarife). 

Zuckerhut-  Seilschwebebahn  erschließt 
die  Aussicht  von  der  Spitze  des  Pao  de 
Assucar  (Zuckerhut)    bei    Rio   de  Janeiro. 

Die  Anlage  besteht  aus  zw'ei  voneinander 
unabhängigen  eingleisigen  Einzelstrecken  von 
rd.  550  und  800  m  Luftlinienweite  mit  je 
einer  Anfangs-  und  einer  Endstation  und  ist 
im  Jahre  1912  in  8  Monaten  von  der  Firma 
J.  Pohlig  in  Köln  erbaut  worden  und  seit 
Januar  1913  im  Betneb.  Sie  überwindet  einen 
Gesamthöhenunterschied  von  216  +  200/« 
=  416  tn  (Abb.  31S). 

Abb.  319  zeigt  die  Lage  der  Bahn  im  Ge- 
lände; der  auf  der  Abbildung  scheinbar  spitze 
Winkel,  den  die  beiden  Einzelstrecken  zu  ein- 
ander bilden,  ist  in  Wirklichkeit  ein  stumpfer. 

Die  Fahrbahn  besteht  aus  2  Gußstahi- 
Tragseilen  von  je  44  mm  Durchmesser  und 
120  kgjan^  Bruchfestigkeit,  auf  denen  das 
Fahrzeug  mit  Hilfe  des  achträdrigen  Lauf- 
gestells (Abb.  320)  und  des  Zugseils  von 
2Q  mm  Durchmesser  und  \^Q  kg' cm^  Bruch- 
festigkeit im  Pendelbetrieb  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit von  rd.  2-5  m/Sek.  bewegt  wird. 
Der    Antrieb    erfolgt    durch    Elektromotoren, 
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u.  zw.  für  beide  Strecken  des   vorteilhafteren  j  Sicherheit    den    ihm    dann    zufallenden    Bean- 
Betriebs     wegen     vom     „Morro    da     Urea",      spruchungen  gewachsen  ist. 


also  für  die  untere  Strecke  von  der  End- 
station, für  die  obere  von  der  Anfangs- 
station aus. 


Die  Zweckmäßigkeit  des  Leerlaufs  dieses 
zweiten  Seils  ist  fraglich.  Es  wird  entgegen- 
gehalten,   daß    beim  Bruch  des  Zugseils  oder 


Abb.  318. 


Ein  zweites,  neben  dem  Zugseil  liegendes 
und  mit  der  Aufhängevorrichtung  fest  verbun- 
denes, endloses  Seil  läuft  leer  mit.  Es  soll  als 
Fangseil  wirken  für  den  Fall,  daß  das  Zugseil 


beim  Nachlassen  der  Zugspannung  in  diesem 
und  entsprechend  zunehmender  Belastung  des 
Fangseils  der  Durchhang  des  letzteren  plötz- 
lich   vermindert  wird   und    das    Fahrzeug   in- 


Abb.  319. 


reißt,  indem  es  im  Augenblick  des  Reißens 
des  Zugseils  dessen  Funktionen  übernehmen 
soll,  wobei  angenommen  wird,  daß  seine  Lebens- 
dauer infolge  geringerer  Beanspruchung  eine 
längere  ist  als  die  des  Zugseils,  so  daß  bei 
eintretendem    Zugseilbruch    das    Fangseil    mit 


folgedessen  möglicherweise  zuerst  eine  rück- 
läufige Bewegung  macht,  bevor  das  Fangseil 
volle  Zugspannung  erhält;  dadurch  werden 
aber  starke  dynamische  Wirkungen  ausgelöst, 
die  das  Fangseil  weit  über  das  zulässige  Maß 
beanspruchen   können,    so  daß  die  durch  den 
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Leerlauf  bezweckte  Sicherheit  nicht  nur  nicht 
erreicht,  sondern  sogar  vermindert  wird.  Auch 
wird  geltend  gemacht,  daß  die  Abnutzung  des 
Fangseils  —  und  damit  auch  die  Lebensdauer  — 
tatsächlich  nahezu  gleich  sein  dürfte  der  des 
Zugseils,  da  zwar  die  reine  Zugbeanspruchung 
im  leerlaufenden  Fangseil  geringer  ist,  aber 
infolge  des  Durchhanges  und  der  Umführung 
um  die  Leitrollen  an  den  Enden  Biegungs-  und 
mechanische  Beanspruchungen  dazu  kommen, 
so  daß  die  Summe  der  Beanspruchungen  in 
beiden  Seilen  praktisch  fast  gleich  ist  -  und 
daher  auch  die  Abnutzung. 

Es  ist  nicht  bekannt  geworden,  wieweit  diese 
letzte  Ansicht  durch  die  Erfahrung  bestätigt 
worden  ist;  zu  Beanstandungen  in  dem  Sinne 
hat  die  Anlage  bis  dahin  keine  Veranlassung 
gegeben. 


für  den 
^ofn'ogen 


A 


Abb.  Jju 


Die  Art  der  Umfüh- 
rung des  Zug-  und 
Fangseils  sowie  die  Ver- 
ankerung der  Tragseile 
in  den  oberen  Stationen 
und  der  Spannvorrich- 
tung durch  Gewichte  in 
den  unteren  Stationen 
ist  aus  Abb.  321  und 
322  ersichtlich. 

Die  Wagen  (Abb.  320) 
fassen  16  Fahrgäste  und 
einen  Schaffner.  Der 
Schaffner  kann  vom  In- 
nern des  NX'agens  aus 
durch  ein  Handrad  eine 
Bremse  betätigen,  die 
durch  Anklenmien  von 
Bremsbacken  auf  die 
Tragseile  wirkt.  Eine 
zweite  Bremse  tritt  in 
Tätigkeit,     sobald     die 

Fahrgeschwindigkeit 
die  zulässige  Grenze 
überschreitet,  indem 
dann'ein  Fliehkraftregler 
einen  Gewichtshebel 
auslöst,  der  die  Brems- 
backen anzieht.  Mit  dem 


Abb    32!. 
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erwähnten  Handrad  kann  auch  diese  Bremse 
wieder  gelüftet  werden,  so  daß  damit  nötigen- 
falls ein  langsames  Hinabgleitenlassen  des 
Wagens  nach  der  unteren  Haltestelle  mög- 
lich sein  soll.  Vorgesehen  ist  auch  eine 
Notkabine,  die  mit  Handwinde  herabgelassen 
werden  kann,  so  daß  die  Reisenden  für  den 
Fall,  daß  der  Wagen  auf  der  Strecke  stehen 
bleiben  muß   -    z.  B.  bei  Versagen  des  elek- 


Drahtseilschwebebahnen  zur  Beförderung  von  Per- 
scnen.  Fördertechnik  1Q14,  Nr.  Iff;  Zur  Kritik  über 
Konstruktion  und  Verhalten  von  Personenseil- 
schwebebahnen. Fördertechnik  1Q14,  Nr.  7ff.  - 
R.  Woernle,  Zur  Beurteilung  der  Drahtseilschwebe- 
bahnen für  Personenbeförderung.  Fördertechnik  1913, 
Nr.  2  u.  3;  Ztschr.  d.  Verb.  dt.  Dipl.-Ing.  1913, 
Nr.  21-24.  Randzio. 

Zürichseeuferbahn.  Die  linksseitige  Z.  um- 
faßt dieStreckeZürich  —  Ziegelbrücke,  als  rechts- 


Abb.  322. 


trischen  Antriebs  —  möglichst  rasch  nach  der 
oberen    Station    heraufgeholt  werden    können. 

Die  Haltestellen  sind,  mit  Ausnahme  der 
Anfangsstation  der  oberen  Strecke,  zur  Er- 
leichterung des  Ein-  und  Aussteigens  treppen- 
förmig  ausgebildet  (Abb.  321),  da  der  Wagen 
wegen  der  starken  Neigung  der  Fahrbahn  nicht 
immer  genau  an  derselben  Stelle  zum  Halten 
gebracht  werden  kann. 

Literatur:  A.  Pietrkowski,  Die  Seilschwebe- 
bahn in  Rio  de  Janeiro.  Ztschr.  dt.  Ing.  1913,  Nr.  24. 
—    H.  Wettich,    Geschichtliche    Entwicklung    der 


seitige  Z.  bezeichnet  man  die  Strecke  Zürich  - 
Rapperswil.   Beide  Linien  gehören  zum  Netze 
der  Schweizerischen  Bundesbahnen  (s.  Schweize- 
rische Eisenbahnen  Bd.  VllI,  S.  460). 

Zufah  rtstraßen  (approach  roads;  rotites  d'ac- 
ccs;  strade  d'acccsso)  zu  Bahnhöfen,  Wege,  die 
dazu  dienen,  jene  Anlagen  der  Eisenbahnen, 
die  dem  Publikum  zugänglich  sein  müssen, 
insbesondere  aber  die  Personen-  und  Güter- 
bahnhöfe mit  dem  öffentlichen  Wegnetz  in 
Verbindung  zu  bringen. 
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Die  Verpflichtung  zur  Herstellung  und  Er- 
haltung der  Z.  ist  in  den  einzelnen  Staaten 
sehr  verschiedenartig  geregelt. 

In  Preußen  ist  für  die  Natur  der  herzu- 
stellenden Z.  als  eines  öffentlichen  oder  Privat- 
wegs die  bezügliche  Anordnung  bei  der  Fest- 
stellung des  Bauplans  maßgebend. 

Eine  Feststellung  des  Bauplans  als  öffent- 
lich bezeichneter  Weg  ist  von  dem  Träger  der 
allgemeinen  Wegbaulast  herzustellen  und  zu 
erhalten,  sofern  diese  Verpflichtung  nicht  aus 
besonderen  Gründen  dem  Eisenbahnunter- 
nehmer auferlegt  worden  ist. 

Durch  einen  Zirkularerlaß  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  vom  5.  November  1880  sind 
die  Landespolizeibehörden  angewiesen  worden,  bei 
der  Prüfung  der  Baupläne  klarzustellen,  ob  den 
in  diesen  vorgesehenen  Wegen  die  Eigenschaft 
öffentlicher,  dem  allgemeinen  \'erkehr  dienender 
oder  die  Eigenschaft  nur  für  den  Bahnhofsverkehr 
bestimmter,  zur  Bahnanlage  gehöriger  oder  sonstiger 
Privatwege  zukomme  und  wegen  ihrer  Unterhaltung 
in  den  Fällen  Anordnung  zu  treffen,  in  denen  aus 
besonderen  Gründen  eine  Abweichung  von  der 
durch  die  Natur  des  Wegs  gegebenen  geboten  sein 
sollte.  Wenn  Bahnhöfe  aus  Eisenbahnbetriebsrück- 
sichten verlegt  werden  und  dadurch  das  Bedürfnis 
nach  einer  neuen  Verbindung  mit  dem  öffentlichen 
Wegnetz  entsteht,  so  handelt  es  sich  um  die  Ände- 
rung des  bestehenden  Zustands  im  Interesse  der 
Eisenbahn  und  hat  diese  die  dadurch  bedingten 
Zufuhrwege  als  Teile  der  neuen  Anlage  herzu- 
stellen. 

Die  Unterhaltung  der  öffentlichen  Z.  ist  ein 
Teil  der  Wegbaulast.  Die  Reinigung  und  Be- 
leuchtung ist  Sache  der  Ortspolizei.  Für  die 
Unterhaltung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der 
Z.,  die  Teile  der  Bahnanlage  sind,  hat  der 
Bahneigentümer  (unter  Überwachung  der  Eisen- 
bahnaufsichtsbehörde) zu  sorgen. 

In  Bayern  sind  die  Z.  in  der  Regel  öffent- 
liche Wege  und  müssen  als  solche  von  der 
politischen  Gemeinde  hergestellt  und  unter- 
halten werden. 

In  Streitfall  wird  von  der  Verwaltungs- 
behörde entschieden,  ob  es  sich  um  einen 
öffentlichen  Weg  handelt  oder  nicht. 

Eine  dem  öffentlichen  Verkehr  dienende  Z. 
muß  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung,  also  auch 
hinsichtlich  jenes  Teils,  der  auf  bahneigenem 
Grund  liegt,  von  der  Gemeinde  hergestellt  und 
tmterhalten  werden. 

Soweit  es  sich  um  den  Teil  einer  Z.  handelt, 
der  innerhalb  des  eigentlichen  Stationsgebiets 
liegt,  werden  die  Herstellung  und  die  Unter- 
haltung vielfach  tatsächlich,  also  ohne  Aner- 
kennung einer  rechtlichen  X'erpflichtung  von 
der  Bahnverwaltung  übernommen. 

In  Sachsen  ist  die  Eisenbahnverwaltung  in 
Ermanglung  einer  gesetzlichen  Bestimmung 
genötigt,  die  Z.  auf  eigene  Kosten  zu   bauen, 


soweit  die  Gemeinden  nicht  freiwillig  die  Ffer- 
stellungskosten  ganz  oder  teilweise  auf  sich 
nehmen.  In  einzelnen  Fällen  behält  die  Eisen- 
bahnverwaltung Eigentum  und  Unterhaltung, 
in  anderen  Fällen  wird  die  Z.  als  öffent- 
licher Weg  der  Gemeinde  überwiesen.  Ein 
bestimmtes  Prinzip  besteht  auch  in  dieser 
Richtung  nicht. 

In  Österreich  bestehen  über  die  Herstel- 
lung und  Erhaltung  der  Z.  in  den  einzelnen 
Bundesländern  besondere  Gesetze,  nach  denen 
die  Herstellung  und  Erhaltung  gemeinschaftlich 
den  beteiligten  Interessenten  (Land,  politischer 
Bezirk,  Gemeinden,  Gutsbezirke,  Eigentümer 
von  Bergwerken,  industrielle  Unternehmungen) 
unter  Beteiligung  des  Eisenbahnunternehmens 
obliegt. 

In  der  Schweiz  wird  über  die  Pflicht  des 
Bahnunternehmers  zur  Herstellung  der  Z.,  so- 
fern in  der  Konzession  darüber  nichts  bestimmt 
ist,  von  Fall  zu  Fall  bei  Genehmigung  des 
Eisenbahnbauplans  vom  Bundesrat  entschieden 
oder  die  Entscheidung  den  Gerichten  über- 
lassen, ohne  daß  sich  allgemeine  Grund- 
sätze in  dieser  Richtung  ausgebildet  hätten. 
Dagegen  obliegt  dem  Eisenbahnunternehmer 
die  Erhaltung  der  von  ihm  angelegten  Z. 
nicht. 

Nach  Art.  70  des  niederländischen  Ges. 
vom  9.  April  1875  werden  die  von  einer 
Eisenbahn  angelegten  Z.,  den  Gemeinden,  auf 
deren  Gebiet  sie  liegen,  im  guten  Zustand 
übergeben;  von  da  an  fällt  die  Unterhaltung 
und  Beleuchtung  den   Gemeinden   zu. 

Liegt  die  Z.  im  Gebiet  mehrerer  Gemeinden, 
so  wird  vom  König  nach  Anhörung  des  Staats- 
rats beschlossen,  an  welche  di^  Z.  überwiesen 
werden  soll. 

Die  Unterhaltung  von  Z.,  die  dem  Reich, 
den  Gemeinden  oder  anderen  gehören  und 
vor  dem  Bau  einer  Eisenbahn  angelegt  wurden, 
sohin  aber  als  Z.  zu  einer  Eisenbahnstation 
dienen,  trifft  die,  denen  die  Unterhaltung  vor- 
her oblag. 

In  Italien  müssen  Z.  in  Gemäßheit  eines 
Ges.  vom  30.  August  1S6S  betreffend  die 
obligatorischen  Kommunalstraßen,  von  den  be- 
teiligten Gemeinden  (comiini  interesaüi  gebaut 
und  unterhalten  werden.  Es  haben  sich  daher 
die  Eisenbahnbehörden  bei  ProjeWierung  der 
Bahnhöfe  auf  die  Feststellung  der  Lage  der 
Empfangsgebäude  und  der  Vorplätze  zu  be- 
schränken, während  es  den  Interessenten  über- 
lassen bleibt,  sich  in  der  ihnen  passend  er- 
scheinenden Weise  mit  den  Bahnhöfen  in  Ver- 
bindung zu  setzen.  Um  den  Betreffenden 
überall  die  baldtunlichste  Herstellung  der  Z. 
zu    ermöglichen,    haben    die    Präfekten    ihnen 
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die  Bahnhofsprojekte  mitzuteilen,  sobald  solche 
von  der  Eisenbahnbehörde  festgestellt  sind. 

In  Frankreich  werden  die  von  den  Eisen- 
bahnen angelegten  Z.  insolange  als  Zugehör 
der  Bahnanlage  angesehen,  als  mit  den  Ge- 
meinden nicht  eine  Verständigung  wegen'  Über- 
nahme als  Gemeindewege    erzielt  worden  ist. 

In  Rußland  wurden  durch  Verordnung  des 
Ministers  vom  31.  Oktober  (12.  November) 
1889  die  Bezirksregierungen  und  die  Eisen- 
bahnbehörden aufgefordert,  nach  Möglichkeit 
für  den  Bau  guter  Z.  zu  den  Eisenbahnstationen 
Sorge  zu  tragen. 

Zugabfertiger,  Zugexpedient.  Auf  großen 
Bahnhöfen  macht  der  Umfang  der  Dienstver- 
richtungen  an    den   Zügen   bei   ihrer  Ankunft 
und  Abfahrt  eine  Verteilung  auf  verschiedene 
Bedienstete    nötig.    Im    Aufsatz    Fahrdienst- 
leitung ist  unter  III  ausgeführt,  daß  zu  dem 
Zweck    die    Überwachung   des   Zu-    und    Ab- 
ganges der  Reisenden  sowie  die  der  Beförderung 
der  Güter  dienenden  Geschäfte  vom  eigentlichen 
Fahrdienstgetrennt  und  einem  besonderen  Beam- 
ten, dem  Aufsichtsbeamten   oder   Zugab- 
fertiger, übertragen  werden.  Bei  größerem  Ver- 
kehrsumfang  wird  diese  Trennung  noch  \^-eiter  in 
der  Richtung  durchgeführt,  daß  die  den  Bahn- 
höfen und  den  Güterabfertigungen  obliegenden 
Geschäfte  getrennt  durch  besondere  Bedienstete 
wahrgenommen  werden.  Neben  dem  Betriebsauf- 
sichtsbeamten erscheint   dann  ein  Verkehrsbe- 
amter als  Vertreter  der  Gepäck-  oder  Eilgutab- 
fertigung am  Zuge,  um  dem  begleitenden  Beam- 
ten (Packmeister)  die  Begleitpapiere  zu  über- 
geben oderabzunehnien.  Aus  den  gleichen  Grün- 
den erfolgt  auf  den  Verschiebebahnhöfen,  auf 
denen  Güterzüge  gebildet  oder  aufgelöst  werden, 
die  Übergabe  und  Übernahme  der  Begleitpapiere 
zwischen  Zugführer  (Packmeister)  und  Güter- 
abfertigung oder  Station  durch  besondere  Be- 
dienstete, die  auf  den   deutschen  Eisenbahnen 
als   Zugabfertiger   bezeichnet   werden,    weil 
ihre  Tätigkeit  mit   den   in   den   Abfertigungs- 
vorschriften (s.  d.)  behandelten  Angelegenheiten 
in  unmittelbarem  Zusammenhange  steht.   Aus 
diesem  Grunde  kann  auch  auf  die  Unterstellung 
der  Z.  unter  die  Güterabfertigung  in  der  Regel 
nicht    verzichtet    werden.     Es    geschieht    nur 
ausnahmsweise,  wenn  die  örtlichen  Verhältnisse 
es    erforderlich    machen,    obwohl    es    für    die 
Abwicklung    des    Fahrdienstes    zweckmäßiger 
sein  würde,    ihn    überall    dem    Vorstand    des 
Verschiebebahnhofs  zuzuteilen.    Der   Z.   kann 
infolge  seiner  Kenntnis  der  Leitungsvorschriften 
und  der  für  den  Wagenumlauf  (s.  Wagendienst) 
maßgebenden  allgemeinen    und   örtlichen    Be- 
stimmungen   wesentlich    dazu    beitragen,    daß 
der   Verschiebedienst    (s.  d.)    sich    zweckmäßig 


vollzieht  und  unnötige  Verschiebearbeiten  ver- 
mieden werden.  Seine  Tätigkeit  ist  daher  für 
die  gesammte  Abwicklung  des  Güterzugdienstes 
von  erheblicher  Bedeutung  und  enge  Fühlung 
zwischen  ihm  und  den  Aufsichtsbeamten  des 
Verschiebedienstes  unerläßlich  (s.  Zugbil- 
dung), auch  wenn  beide  verschiedenen  Dienst- 
stellen unterstellt  sind. 

Mehrere  Z.  eines  Bahnhofes  werden  zu 
Zugabfertigungen  —  früher  wohl  als  Tran- 
sitbureau bezeichnet  —  vereinigt  und  auch 
diese  müssen  auf  großen  Bahnhöfen  mit  Rück- 
sicht auf  die  Entfernung  zwischen  den  Stellen, 
an  denen  die  Züge  der  verschiedenen  Rich- 
tungen behandelt  werden,  oft  noch'  in  mehrere 
.Abfertigungen  geteilt  werden,  um  dem  Z. 
ebenso  wie  den  Zugbegleitbeamten  unnötige 
Wege  zu  ersparen.  Die  Räume  der  Z.  müssen 
ein  übersichtliches  Ordnen  der  Begleitpapiere 
gestatten.  Ihre  getrennte  Niederlegung  in  Fä- 
chern erleichtert  die  Übergabe  der  Papiere 
sowie  die  Überwachung  der  im  Bahnhof  vor- 
handenen Wagen.  Auch  kann  dann  jederzeit 
leicht  festgestellt  werden,  ob  die  für  die  ein- 
zelnen Richtungen  vorgesehenen  Güterzüge 
zum  Fortschaffen  der  Wagen  ausreichen  oder 
ob  für  zurückbleibende  Wagen  Bedarfszüge 
eingelegt  werden  müssen. 

Der  Z.  hat  bei  den  ankommenden  Zügen 
die  Begleit-  und  sonstigen  Papiere  am  Pack- 
wagen in  Empfang  zu  nehmen.  An  Wagen, 
die  nicht  unmittelbar  weiterlaufen,  hat  er  mit 
Kreide  das  Gleis  anzuschreiben,  in  das  sie 
verschoben  werden  sollen.  Auch  sonst  obliegt 
ihm  die  Einleitung  aller  für  den  Wagenauf- 
t  Sichtsdienst  vorgeschriebenen  Maßnahmen. 
Für  die  abgehenden  Züge  legt  der  Z.  die 
Begleitpapiere  in  die  hierfür  bestimmten  Fächer, 
aus  denen  sie  der  Zugführer  unter  Vergleichung 
mit  seinen  am  Zuge  gemachten  Aufschreibungen 
entnimmt.  Bei  im  Durchgang  behandelten  Zügen 
übergibt  der  Z.  die  Papiere  geordnet  nach 
der  Stellung  der  Wagen  im  Zuge,  soweit  ihre 
Übergabe  nicht  schon  unmittelbar  z\^'ischen 
den  Zugführern  stattgefunden  hat.  Im  Bereich 
des  DEVV.  ist  die  Tätigkeit  der  Z.  durch 
eine  Dienstanweisung  für  Z.  den  vorste- 
henden Ausführungen  entsprechend  geordnet. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  außerhalb  der  Fahr- 
dienstleitung und  der  Sicherung  des  Zug-  und 
Verschiebedienstes  liegenden  Tätigkeit  der  Z.auf 
den  deutschen  Bahnen  beziehen  sich  die  Dienst- 
verrichtungen der  Zugexpedienten  auf  den 
deutschösterreichischen  Bahnen  nach  den  Vor- 
schriften f.  d.  Verkehrsdienst  in  erster  Linie  auf 
fahrdienstliche  Handlungen,  die  auf  den  deut- 
schen Bahnen  dem  Fahrdienstleiter  (s.  d.)  oder 
den  Aufsichtsbeamten  zufallen.  Breusins-. 
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Zuganschlüsse.        Zugbelastung. 


Zuganschlüsse  s.  Wartezeiten. 
Zugbegleitung  s.  Zugpersonal. 
Zugbegleitungsdienst  s.  Fahrdienst. 
Zugbelastung,  Zuggewicht,  Zugstäike. 

Die    Belastung   eines  Zugs  wird  ausgedrückt 
entweder  durch  sein  Gewicht  (weight  of  train; 
poids  d'iin  train;  peso  del  treno),  u.  zw.  dem 
Gewicht   aller    Fahrzeuge    und    ihrer   Ladung 
ausschließlich    der  Zuglokomotive    (s.   Brutto- 
last), oderdurch  seine  Stärke  (make-npof train; 
composition  a'un  train  ;  composizionc  del  treno), 
berechnet    nach    der  Zahl    der  Wagen    oder 
Wagenachsen.    Die  Ermittlung  der  Achsen- 
zah!  dient    mehrfachen  Zwecken.    In  ihr  wird 
die  größte  zulässige  Z.  für  die  einzelnen  Zug- 
gattungen, für  bestimmte  Fahrgeschwindigkeiten 
und  für  bestimmte  Bahnstrecken    ausgedrückt. 
Nach  ihr  wird  ferner  überschläglich  die  Zug- 
länge   (lengtli   of  train ;   longiieur  d'iin  train ; 
lunghezza   del  treno)   ermittelt,    um  übersehen 
zu   können,    ob    die  Bahnhofsgleise   zur   Auf- 
nahme  der  Züge   ausreichen.    Hierbei   ist  zu 
berücksichtigen,   daß    ein    gewisser   Spielraum 
zwischen  der  nutzbaren  Gleis-  oder  Bahnsteig- 
länge  und    der   Z.    notwendig   ist,    damit  der 
Lokomotivführer  nicht  gezwungen  wird,  unter 
großer  Zeitversäumnis  den  Zug  genau  an  einer 
bestimmten    Stelle    zum    Halten    zu    bringen. 
Auch  ist  mit  der  durch  die  verschiedene  Länge 
der  Wagen    entstehenden  Einwirkung  auf  die 
Zuglänge  sowie  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen, 
daß  dem  Zuge  eine   zweite  oder  dritte  Loko- 
motive vorgespannt  wird.  Endlich  wurde  früher 
allgemein  und  in  vielen  Fällen  auch  jetzt  noch 
aus  der  Zahl  der  Achsen  die  zulässige  Loko- 
motivbelastung   sowie    die    Zahl    der   zu   be- 
setzenden    Bremsen    hergeleitet.    Diese    leicht 
auszuführende  aber   die  wirkliche  Z.    nur  an- 
nähernd   erfassende  Berechnungsweise   konnte 
nicht  in  allen  Fällen    beibehalten    werden,  als 
die  fortschreitende  Entwicklung  der  Bahnanlagen 
und  der  Betriebsmittel  erhöhte  Ausnutzung  ihrer 
Leistungsfähigkeit  unter  Wahrung  voller  Wirt- 
schaftlichkeit forderte.  Zugkraft  und  Z.  mußten 
einander    möglichst   genähert    und   beide   den 
Bahnanlagen  enger  angepaßt  werden.  Zur  Be- 
rechnung der  Z.   nach  Wagenachsen   trat  die 
zutreffendere  Berechnung  nach  dem  Gewicht. 
Die  Schwierigkeiten,  die  diese  durch    die  TV. 
des  YDEV.  für  die  Bremsbesetzung  bereits  im 
Jahre     1909    vorgesehenen    Berechnungsweise 
(s.  Bremsbrutto)  im  praktischen  Dienste  mit 
sich  bringt,  haben  die  deutschen  Eisenbahnen 
von     ihrer     allgemeinen    Anwendung     bisher 
zurückgehalten.    Bei  versuchsweise  angestellter 
Bremsberechnung  nach  dem  Gewicht  der  Wagen 
fand    sich,    daß    die   auf  verschiedene    Fehler- 
quellen   zurückzuführenden     Ungenauigkeiten  i 


mindestens  denselben  Grad  erreichen  wie  bei 
der  weit  einfacheren  Berechnung  nach  Achsen. 
Die  Berechnung  der  Z.  nach  dem  Gewicht 
hat  daher  allgemeinen  Eingang  nur  gefunden, 
soweit  es  sich  um  die  Festsetzung  der  von 
der  Lokomotive  zu  übernehmenden  Leistung 
handelt  (s.  Belastungstabelle). 

Bei  Personenzügen  erfolgt  die  Feststellung 
der  Z.  nach  dem  Ge\xicht  in  der  Regel  derart,  daß 
auch  die  leeren  Wagen  als  beladen  angesehen  werden. 
Jede  Achse  eines  Güterwagens  wird  dann  mit  7,5  /, 
eines  2-3achsigen  Post-,  Gepäck-  oder  Personen- 
wagens mit  7,0/,  eines  4achsigen  ebensolchen  Wagens 
mit  9,5  t  und  eines  öachsigen  Wagens  mit  8,5  t  Be- 
triebsgewicht angesetzt.  —  Bei  Güterzügen  werden 
sämtliche  leeren  Wagen  mit  ihrem  auf  ganze  Tonnen 
abgerundeten  Eigenwicht  berechnet,  beladene  Ge- 
päck- oder  Personenwagen  wie  bei  Personenzügen 
behandelt,  während  die  übrigen  beladenen  Wagen 
mit  ihrem  abgerundeten  Eigengewicht  und  dem  Ge- 
wicht der  Ladung  nach  Maßgabe  des  Frachtbriefes 
oder  des  Ladegewichts  angerechnet  werden.  Bei 
Militärsendungen  sind  als  Ladegewicht  für  Wagen 
mit  Gepäck  6  /,  für  Wagen  mit  Pferden  4  t  und  für 
Wagen  mit  Fahrzeugen  3  /  anzusetzen.  Kalt  beför- 
derte Lokomotiven  werden  14  /  für  jede  Achse  und 
7,5  t  für  jede  Tenderachse  angerechnet. 

Die  Z.  ist  in  erster  Linie  abhängig  von  der 
Zugkraft   der  Lokomotive,    sodann    aber  auch 
von  der  baulichen  Anordnung  und  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahnanlagen.  In  der  Festsetzung 
der  Grundlagen  hierfür  sind  die  einzelnen  Ver- 
waltungen nicht  frei,  weil  die  Rücksicht  auf  die 
Übergangsfähigkeit  der   Wagen    dazu    zwingt, 
die  Zugkraft  der  Lokomotiven  nicht  über  die 
Leistungsfähigkeit   der   Zug\'orrichtungen    der 
Wagen  (s.  Kupplungen  und  Achsenzahl) 
zu   steigern    und  weil   die  aus  Wageneigenge- 
wicht  und  Ladung   sich   ergebende  Belastung 
der  einzelnen  Achsen  in  der  Tragfähigkeit  des 
Oberbaus  und  der  Brücken  ihre  Grenzen  findet 
(s.  Achsbelastung).  Von  großem  Einfluß  auf 
die  Z.  sind  sodann  die  Steigungs-  und  Krüm- 
mungsverhältnisse der  Bahn.  Das  Befahren  stark 
ansteigender  oder  stark  gekrümmter  Strecken  er- 
fordert ebenso  wie  die  Anwendung  hoher  Fahr- 
geschwindigkeiten große  Kraftent^x-icklung.  Zwin- 
gen die  Forderungen  des  Verkehrs  zu  schnellem 
Fahren  oder  zur  Beförderung  der  Züge  über 
stark  ansteigende  Bahnstrecken,  so  hat  dies  eine 
mehr   oder   weniger   erhebliche  Beschränkung 
der  auf  ebener  Bahn  zulässigen  Z.  zur  Folge, 
wenn    nicht    in    bestimmten    Fällen    auf  Ver- 
stärkung der  Zugkraft  durch  Vorspann-  oder 
Drucklokomotiven  zurückgegriffen  wird.  In  wie 
hohem   Grade    eine    Steigerung    der    Fahrge- 
schwindigkeit zur  Herabsetzung  der  Z.  zwingt, 
das  erhellt  am  besten  aus  den  Ergebnissen  der 
Versuchsfahrten,  die  von  der  Studiengesellschaft 
für  elektrische  Schnellbahnen  im  Jahre  1901  auf 
der    Strecke    Marienfelde  — Zossen     angestellt 
wurden.  Ein  einziger  sechsachsiger  Wagen  \-on 
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93  /  Gewicht  mit  50  Sitzplätzen  erforderte  zu 
seiner  Fortbewegung  mit  1  50  km/Sid.  Fahrge- 
schwindigkeit einen  Kraftaufwand  von  750  PS 
und  mit  200  km  Geschwindigkeit  sogar  von 
ast  1700  PS. 

Den  erwähnten  Bestrebungen  zur  Erhöhung 
der  Leistungsfähigkeit  suchte  man  anfangs 
durch  Vermehrung  der  Wagen-  oder  Achsen- 
zahl Rechnung  zu  tragen.  Es  wurden  Güter- 
züge bis  150  Achsen  stark  zugelassen.  In  Nord- 
amerika ging  man  bis  auf  das  Doppelte  dieser 
Achsenzahl;  ohne  damit  die  Grenze  als  erreicht 
anzusehen.  Als  dann  aber  im  Laufe  der  Zeit 
die  Länge  der  Wagen  besonders  bei  bestimmter. 
Gattungen  nicht  unerheblich  zunahm,  reichten 
die  Bahnhofgleise  zur  Aufnahme  der  Züge 
nicht  mehr  aus.  Ihre  nachträgliche  Verlängerung 
erwies  sich  im  allgemeinen  als  viel  zu  kost- 
spielig. Auch  bei  Um-  und  Neubauten  stellte 
es  sich  als  erwünscht  heraus,  die  Länge  der 
Bahnhofsgleise  nicht  allzusehr  über  das  bis 
dahin  übliche  Maß  hinaus  zu  steigern.  Gegen 
die  Ausdehnung  der  Zuglänge  sprachen  außer- 
dem die  Bestrebungen  zur  Erhöhung  der  Sicher- 
heit des  Betriebs.  Lange  Züge  bedürfen  län- 
gerer Bremswege  (s.  d.),  die  Bremsbereitschaft 
ist  nicht  so  groß  wie  bei  kurzen  Zügen,  die 
der  Lokomotivführer  besser  in  der  Gewalt  hat 
und  bei  denen  Stöße  und  Schwankungen  der 
Fahrzeuge  sich  nicht  im  gleichen  Maße  fort- 
zupflanzen und  zu  verstärken  pflegen.  Aus 
diesen  Erwägungen  heraus  ist  für  die  deutschen 
Haupteisenbahnen  durch  §  54  der  EBBO.  als 
obere  Grenze  der  Z.  festgesetzt,  daß  Personen- 
züge höchstens  SO  Achsen,  Güterzüge  mit  regel- 
mäßiger Personenbeförderung  und  Militärzüge 
höchstens  110  Achsen  und  reine  Güterzüge 
höchstens  120  Achsen  stark  sein  dürfen.  Nui 
in  Ausnahmsfällen  wird  für  Güterzüge  auf  be- 
sonderen Strecken  die  früher  allgemein  übliche 
größte  Zahl  von  150  Achsen  zugelassen.  Hier- 
von wird  aber  nur  auf  wenigen  Bahnstrecken 
für  die  Beförderung  reiner  Leerwagenzüge 
Gebrauch  gemacht.  —  Um  aus  der  Achsen- 
zahl die  Zuglänge  zu  ermitteln,  pflegt  man 
einen  Abstand  der  Achsen  von  durchschnittlich 
3,7  -  4,5  m  je  nach  Bauart  der  vorwiegend  in 
den  Zügen  laufenden  Wagen  in  Rechnung  zu 
bringen  (s.  Bahnhöfe  unter  VIII). 

Auf  vielen  Bahnhöfen  macht  schon  die  Auf- 
stellung von  1 20  Achsen  starken  Zügen  Schwierig- 
keiten. Bevor  man  in  solchem  Fall  zur  allge- 
meinen Herabsetzung  der  für  die  Strecke  zu- 
lässigen größten  Z.  schreitet,  sucht  man  den 
Schwierigkeiten  dadurch  zu  begegnen,  daß  die 
Achsenzahl  an  die  Bahnhöfe,  auf  denen  die 
Züge  aus  dem  durchgehenden  Hauptgleise 
abgelenkt  werden  sollen,  vorgemeldet  wird.  Die 


Bahnhöfe  sind  dann  meist  in  der  Lage,  für  die 
längsten  Züge  die  längsten  Gleise  freizuhalten. 
Bestrebungen  auf  Einschränkung  der  Z.  haben 
sich  neuerdings  auch  in  Nordamerika  geltend 
gemacht.  Sie  gehen  vom  Verband  der  Zugbe- 
gleitbeamten aus,  die  die  Zahl  der  höchstens 
in  einem  Güterzuge  zu  befördernden  Wagen 
auf  50  (=  200  Achsen)  oder  die  größte  Zuglänge 
auf  V'2  Meile  festgesetzt  sehen  möchten  (Arch. 
f.  Ebw.  1915,  S.  S76). 

Die  für  eine  wirtschaftliche  Betriebsfühning 
durchaus  erwünschte  Steigerung  der  Z.  kann 
trotz  Beschränkung  der  Zuglänge  durch  Er- 
höhung der  Achsbelastung  (s.d.)  oder  der 
Tragfähigkeit  der  Wagen  erreicht  werden.  Über 
die  auf  diesem  Wege  erzielten  Erfolge  sowie 
über  das  auf  die  Achse  eines  Zugs  durch- 
schnittlich entfallende  Gewicht  geben  die  Auf- 
sätze Bruttolast,  Nutzlast,  Belastungstabellen, 
Betriebsergebnisse,  Betriebsmittel,  Betriebs- 
system und  Lokomotive  unter  IV  und  V  einigen 
Aufschluß.  Die  Stellung  der  Zugkraft  bildet 
den  Hauptanteil  an  den  Zugkosten  (s.  d.). 
Z.  und  Zugkraft  einander  anzupassen  und  die 
Zugkraft  voll  auszunutzen  ist  daher  stete  Sorge 
des  Betriebsleiters.  Soweit  sich  aus  der  Über- 
wachung des  Fahrdienstes  nicht  ohneweiters 
die  Notwendigkeit  der  einzelnen  Zugfahrten 
ergibt,  sind  eingehende  laufende  Aufschrei- 
bungen über  die  Z.  unerläßlich  (s.  Z  u  gb  i  1  d  u  n  g). 
Ebenso  bedarf  es  der  Nachprüfung,  ob  die 
Verwendung  von  Vorspannlokomotiven,  soweit 
sie  nicht  planmäßig  geregelt  ist,  durch  die  Z. 
in  jedem  einzelnen  Fall  gerechtfertigt  war.  - 
Die  mit  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit 
der  verschiedenen  Lokomotivgattungen  oder 
auf  die  Strecken-  und  Bahnhofsverhältnisse  zu- 
lässigen Z.  werden  den  Betriebsbeamten  durch 
besondere  Dienstvorschriften  bekanntgegeben. 
Auf  den  deutschen  Bahnen  erfolgt  das  nach 
§  84  (5)  der  VF.  in  der  Regel  im  Anhang  zum 
Fahrplanbuch,  während  die  Bestimmungen  auf 
den  österreichischen  Bahnen  nach  Art.  63  der 
Vorschr.  f.  d.  Verkehrsdienst  in  den  Tabellen 
3-6  des  Anhanges  zu  den  Fahrordnungs- 
büchern  enthalten  sind.  Breusing. 

Zugbeleuchtung  s.  Beleuchtung  der 
Eisenbahnwagen. 

Zugbildung  (inaking  up  or  marslialling 
of  irains ;  formation  d'iin  train,  composition 
des  trains ;  formazione  di  iin  treno  0  compo- 
sizione  dei  treni). 

I.  Allgemeines. 

Bei  der  Z.  ist  nach  §  86  der  FV.  für  die 
deutschen  Eisenbahnen  und  Abschnitt  VII  der 
österreichischen  Vorschriften  für  den  Verkehrs- 
dienst   darauf    zu    achten,    daß    die   zulässige 
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Zugbelastung  nicht  überschritten  wird, 
daß  nur  Wagen  eingereiht  werden,  die  zur 
Beförderung  mit  dem  Zuge  zugelassen  sind 
und  endlich,  daß  die  Wagen  in  der  vorge- 
schriebenen Reihenfolge  eingestellt  werden. 

1.  Zugbelastung.  Zugstärke. 

Nach  den  Ausführungen  im  Aufsatz  „Zug- 
belastung" richtet  sie  sich,  dargestellt  durch 
die  Achsenzahl,  nach  der  größten,  der  Berech- 
nung der  regelmäßigen  Fahrzeit  zu  gründe 
gelegten  Fahrgeschwindigkeit  (s.  d.)  oder  — 
nach  dem  Zuggewicht  berechnet  -  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  Lokomotive  oder  end- 
lich —  nach  Achsen  gemessen  —  nach  der 
Aufnahmefähigkeit  der  vom  Zuge  berührten 
Bahnhöfe.  Letztere  wird  für  die  einzelnen 
Betriebsstrecken  besonders  festgesetzt  und 
auf  den  österreichischen  Bahnen  durch 
Tabelle  1  des  Anhangs  zu  den  Fahrord- 
nungsbüchern  bekanntgegeben,  während  die 
Oeschwindigkeitsangaben  aus  dem  Dienst- 
fahrplan (s.  Fahrplan)  ersichtlich  sind.  Die 
zur  Festsetzung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Lokomotiven  auf  den  verschiedenen  Strecken 
nötigen  Angaben  sind  auf  den  deutschen  Bahnen 
im  Anhang  zum  Fahrplanbuch  zusammenge- 
stellt. Auf  den  österreichischen  Bahnen  sind 
sie  in  den  Tabellen  3  —  6  des  Anhangs  zu  den 
Fahrordnungsbüchern  enthalten. 

Wie  im  Aufsatz  „Verschiebedienst"  ^  bereits 
hervorgehoben  wurde,  muß  die  Z.  bestrebt 
sein,  möglichst  viele  Wagen  zu  weitgelegenen 
Beförderungszielen  zusammenzufassen.  Häufiges 
Halten  verteuert  den  Betrieb  ebenso  wie  die 
Anwendung  hoher  Fahrgeschwindigkeiten  (s.d.). 
Damit  die  nach  diesen  Regeln  gebildeten  Züge 
nicht  auf  einzelnen  Teilstrecken  wegen  man- 
gelnder Zugkraft  zum  Zurücklassen  von  Wagen 
gezwungen  werden,  ist  es  nötig,  bereits  bei 
Vereinbarung  der  Z.  auf  die  Leistungsfähig- 
keit der  auf  den  einzelnen  Teilstrecken  zur 
Verfügung  stehenden  Zugkräfte,  nötigenfalls 
auf  deren  Ersatz  durch  stärkere  Lokomotiven 
sowie  auf  die  Stellung  von  Vorspann-  oder 
Drucklokomotiven  auf  Steilstrecken  Bedacht  zu 
nehmen. 

2.  Auswahl  der  Wagen. 

Nicht  alle  Wagen  dürfen  in  allen  Zügen 
laufen.  Bei  hoher  Fahrgeschviindigkeit  würde 
die  Bauart  mancher  Wagen  die  Sicherheit  ge- 
fährden.    Der    Radstand  (s.  d.),    die   Achsan- 


'  Vgl.  auch  Verschiebebahnhöfe  in  Aus- 
gestaltung und  Betrieb.  Sonderausgabe  der 
Verkehrstec'hn.  W.  Berlin  1922. 


Ordnung  und  Achsstärke,  die  Bremseinrichtung 
(s.  Bremsen)  kommen  hier  in  erster  Linie  in 
Betracht.  Nach  §  85  der  FV.  sind  auf  den 
deutschen  Eisenbahnen  Wagen  mit  einem  Rad- 
stand unter  2'5  m  aus  allen  Personenzügen 
und  aus  Güterzügen  mit  über  45  kmjSid.  aus- 
geschlossen. Beträgt  der  Radstand  unter  3'0  m, 
so  dürfen  die  Wagen  nur  in  Zügen  mit  höch- 
stens 45  km/Std.  und  bei  einem  Radstand  von 
3-5  m  nur  in  Zügen  mit  höchstens  60  km'Std. 
laufen.  Drehgestellwagen  dürfen  bei  Rad- 
ständen unter  12  m  in  Züge  mit  Personen- 
beförderung über  45  ^Aß  Std.  nicht  eingestellt 
werden.  Auch  für  die  größten  zulässigen 
Radstände  bestehen  Grenzen,  die  nach  den 
Krümmungsverhältnissen  der  Strecke  festge- 
setzt und  durch  besondere  Verzeichnisse  be- 
kanntgegeben werden.  Endlich  bestehen  auch 
für  Wagen  mit  schweren  Lasten  -  über  30  t 
Gewicht  einschließlich  Ladung  —  für  Schemel- 
wagen und  Wagenpaare,  die  nur  durch  die 
Last  verbunden  sind,  einschränkende  Bestim- 
mungen. 

Auf  den  österreichischen  Bahnen  wird 
durch  Art.  173  der  Vorschriften  für  den 
Verkehrsdienst  angeordnet,  daß  bei  orkan- 
artigem Sturmwind  auf  Strecken,  wo  hieraus 
eine  Gefahr  zu  befürchten  ist,  nur  solche 
Wagen  in  die  Züge  eingestellt  werden  dürfen, 
die  mindestens  mit  75%  ihrer  Tragfähigkeit 
belastet  sind.  Leere  Wagen  dürfen  den  Zügen, 
deren  Achsenzahl  entsprechend  herabzumin- 
dern ist,  nicht  beigegeben  werden.  Die  Zahl 
der  Personenwagen  ist  auf  das  unumgänglich 
Notwendige  zu  beschränken.  Auf  den  deut- 
schen Eisenbahnen  haben  sich  diese  Vorsichts- 
maßregeln für  Bahnen  mit  Vollspur  nicht  als 
notwendig  erwiesen.  Bei  Kleinbahnen  mit  einer 
Spurweite  von  60  cm  läßt  man  den  Zugver- 
kehr beim  Auftreten  heftiger  Stürme  ruhen. 
An  derartig  gefährdeten  Strecken  sind  Wind- 
messer aufgestellt,  die  es  den  Stationen  er- 
möglichen, von  einer  bestimmten  Windstärke 
an  die  Züge  zurückzuhalten. 

Wagen  außerdeutscher  N'erwaltungen  dürfen 
nur  in  die  Züge  eingestellt  werden,  wenn  sie 
den  Bestimmungen  über  die  technische  Ein- 
heit im  Eisenbahnwesen  (s.  d.),  enthalten  in 
Anlage  1  des  VWÜ.  (s.  Wagenübergang),  ent- 
sprechen. 

Die  Anzahl  der  Bremswagen,  die  in  einem 
Zuge  vorhanden  sein  muß,  ergibt  sich  aus  dem 
Dienstfahrplan.  Die  hierfür  maßgebenden  Be- 
stimmungen sind  in  den  Aufsätzen  Brems- 
brutto,  Schlußbremse  und  Schlußwagen 
enthatten.  Sie  werden  den  Betriebsbeamten 
durch  die  deutschen  FV.  §§  87  und  88 
sowie  durch  die  österreichischen  Vorschriften 
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für   den  Verkehrsdienst  Art.  67  -  69  bekannt- 
gegeben. 

Die  Wagen  sind  stets  doppelt  miteinander 
zu  kuppeln,  u.  zw.  in  Personenzügen,  in  den 
80  Achsen  nicht  überschreitenden  Militärzügen 
und  in  den  eine  Geschwindigkeit  von  mehr 
als  45^/72  erreichenden  Güterzügen  so  fest,  daß 
die  Bufferfedern  etwas  angespannt  sind  (EBO. 
§  61  [1]).  Bei  Güterzügen,  deren  Geschwindig- 
keit 45  km  nicht  übersteigt,  und  bei  Militär- 
zügen von  mehr  als  80  Achsen  ist  so  zu 
kuppeln,  daß  die  Buffer  im  geraden  Gleise 
2-3  cm  voneinander  abstehen. 


3.  Reihenfolge  der  Wagen. 

Sie  richtet  sich  nach  den  für  die  Sicherheit 
des  Betriebs  gegebenen  Vorschriften  und  nach 
den  Rücksichten  auf  glatte  Abwicklung  des 
Verkehrs.  Bei  der  Vielseitigkeit  der  hierfür 
maßgebenden  Gesichtspunkte  wird  sie  für 
jeden  Zug  oder  für  die  einzelnen  Zug- 
gattungen (s.  d.)  besonders  vorgeschrieben. 
Aus  Sicherheitsgründen  sind  Schutzwagen 
(s.d.)  oder  Einschubwagen  (s.d.)  an  be- 
stimmten Stellen  des  Zugs  einzustellen,  die 
Bremswagen  im  Zuge  möglichst  gleichmäßig 
zu  verteilen  und  Wagen  mit  leicht  Feuer 
fangenden  Gegenständen  nicht  in  unmittel- 
barer Nähe  der  Lokomotive  oder  von  Wagen 
mit  Ofenheizung  einzustellen.  Güterwagen  mit 
mehr  als  60  t  Tragfähigkeit  sollen  beladen 
mit  Rücksicht  auf  die  Belastung  der  Brücken 
nicht  unmittelbar  hinter  der  Lokomotive, 
mehrere  solcher  Wagen  nicht  unmittelbar 
hintereinander  laufen.  Schemelwagen,  die  nur 
durch  die  Ladung  oder  Steifkuppelung  ver- 
bunden sind,  dürfen  nur  im  hintern  Zugteil 
und  auch  hier  nur  in  beschränkter  Anzahl 
eingestellt  werden.  Ob  in  Zügen,  die  gleich- 
zeitig dem  Personen-  und  Güterverkehr  dienen, 
die  Personenwagen  den  vorderen  oder  hin- 
teren Teil  des  Zuges  zu  bilden  haben,  richtet 
sich  sowohl  nach  der  Gleisanordnung  auf  den 
Zwischenstationen  als  nach  den  Bremseinrich- 
tungen. Es  ist  erwünscht,  beim  Verschiebe- 
dienst die  Personenwagen  nicht  mitbewegen 
zu  müssen.  Hieraus  folgt  die  Einstellung  der 
Güterwagen  für  die  Unterwegsstationen  vorn 
in  den  Zug  hinter  die  Zuglokomotive.  An  den 
Schluß  werden  sie  nur  gestellt,  wenn  der  Ver- 
schiebedienst auf  den  Zwischenstationen  da- 
durch erleichtert  wird  (s.  Bahnhöfe  unter  B2) 
oder  die  Wagen  für  die  Endstation  bestimmt  sind. 
Auch  die  an  den  Personenwagen  in  der  Regel 
vorhandene  durchgehende  Bremse  kann  die 
Einstellung  dieser  Wagen  in  den  vorderen 
Zugteil  nötig  machen. 


11.  Bildung  der  Personenzüge. 
Zugbildungsplan. 

Die  Bildung  der  Personenzüge  unterscheidet 
sich  wesentlich  von  der  der  Güterzüge.  Die 
Personenwagen  sind  nicht  freizügig  wie  die 
Güterwagen.  Sie  laufen  in  Gruppen  oder  als 
geschlossene  Züge  zwischen  den  Zuganfangs- 
und Endstationen  hin  und  her  und  bedürfen 
deshalb  in  ihrer  Mehrzahl  keiner  so  einge- 
henden Überwachung  und  Verfügung,  wie 
diese  im  Güterwagendienst  (s.  Wagendienst) 
notwendig  und  von  den  Wagenbureaus  gehand- 
habt wird.  Auch  der  Übergang  der  Personen- 
und  Gepäckwagen  in  fremde  Länder  gestaltet 
sich  einfacher.  Vom  1.  Januar  1922  ab  ist  er 
den  Vereinbarungen  nicht  mehr  unterworfen, 
die  zwischen  den  Regierungen  der  Eisenbahn- 
länder allgemein  über  den  Wagenübergang 
(s.  d.)  getroffen  sind.  Von  diesem  Zeitpunkt 
ab  gilt  ein  besonderes  unter  Leitung  der  Schwei- 
zer Bundesbahnen  vereinbartes  „Überein- 
kommen für  die  gegenseitige  Benutzung 
der  Personen-  und  Gepäckwagen  im 
internationalen  Verkehr  (R.  \.  C.)",  in 
dem  die  geschäftliche  Behandlung,  die 
Regelung  des  Ausgleichs  der  Leistun- 
gen und  die  technischen  Vorschriften 
für  die  Übergangsfähigkeit  der  Wagen  ent- 
halten sind. 

Hiernach  verpflichten  sich  die  am  großen  europäi- 
schen Durchgangsverkehr  beteiligten  Verwaltungen 
zur  gegenseitigen  Übernahme  und  Beförderung  der 
regelmäßigen  und  nicht  regelmäßigen  Wagenläufe 
unter  den  vereinbarten  Bedingungen  im  Natural- 
ausgleich auf  Grund  der  zurückgelegten  Nutz-  und 
LeerwagenachsAm.  Der  Ausgleich  wird  nicht  zwi- 
schen den  an  gemeinsamen  Kursen  beteiligten  Ver- 
waltungen, sondern  zwischen  allen  der  Vereinbarung 
beigetretenen  Bahnen  bewirkt.  Eine  Oepäckwagen- 
achse  wird  als  halbe  Personenwagenachse  gerechnet. 
Die  Verwaltungen  haben  eine  solche  Wagenstellung 
zu  übernehmen,  daß  ein  Ausgleich  der  von  ihnen 
geschuldeten  AchsAv/;  eintritt.  Geschieht  das  nicht 
innerhalb  3  Jahren,  so  hat  die  schuldende  Verwal- 
tung Barzahlung  von  S  Ct.  in  französischer  Wäh- 
rung binnen  2  Monaten  für  das  Achs^m  zu  leisten. 
-  Die  in  regelmäßigen  Kursen  laufenden  Wagen 
müssen  in  den  vereinbarten  Zügen  zurücklaufen; 
andere  Wagen  haben  eine  Lauffrist  von  '/,  Tag 
für  je  75  km.  Unbegründete  Überschreitungen  sind 
durch  eine  Verzögerungsgebühr  von  8  Fr.  in  französi- 
scher Währung  für  jede  Personenwagenaclise  und 
jeden  halben  Tag  zu  entschädigen.  Die  Ermittlung 
der  Wagenleistungen  erfolgt  durch  Aufschn-ibungen 
der  Übergangsstationen  und  Aufstellung  von  Scluüd- 
nachweisungen,  wie  dies  im  Aufsatz  „Durchgehende 
Wagen"  angegeben  ist.  Die  Geschäfte  der  Haupt- 
ausgleichstelle obliegen  jedoch  nicht  mehr  dem 
Eisenbahnzentralamt  in  Berlin,  sondern  der  General- 
direktion der  schweizerischen  Bundesbahnen  — 
Zentralwagenkontrolle  -  in  Bern,  die  auf  Grund  der 
von  den  Verwaltungen  eingehenden  Anträge  den 
Hauptausgleich  herbeiführt.  -  Die  Stellung  der 
Wagen   schließt   die   Beleuchtung   in    sich.    Kosten 
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für  Nachlieferung  von  Öl,  Gas  oder  elektrischem 
Strom  werden  in  Rechnung  gestellt,  Kosten  für 
Schmierung  jedoch  nicht. 

Den  größten  Teil  des  Übereinkommens  bilden 
die  technischen  Vorschriften.  Sie  sind  hervorgegangen 
aus  der  technischen  Einheit  (s.d.),  den  Lü- 
becker Bedingungen  (s.  Durchgehende  Wagen) 
und  den  Triester  Bestimmungen  vom  Jahre  ' 
1Q04  und  beziehen  sich  auf  die  Reinigung  und  Des-  I 
Infektion  der  Wagen,  ihre  Ausrüstung,  die  Anschriften,  j 
Richtungsschilder,  Beleuchtung,  Heizung,  die  Mög- 
lichkeit der  Einstellung  fremder  Wagen  neben  Wa- 
gen der  eigenen  Verwaltung  sowie  auf  die  Behand- 
lung und  Wiederherstellung  beschädigter  Wagen. 
Die  hierfür  notwendige  Cbereinstimmung  in  der 
Einrichtung  zahlreicher  Einzelteile  erfordert  bei  der 
sonst  vorhandenen  Vielseitigkeit  in  der  Bauweise 
der  Fahrzeuge  und  der  Bahnanlagen  eine  große 
Anzahl  von  Bestimmungen,  die  durch  die  beige- 
fügten zeichnerischen  Darstellungen  erläutert  wer- 
den. Letztere  beziehen  sich  auf  die  Kupplungsarten 
für  die  Brems-  und  Heizleitungen  sowie  für  die 
Faltenbälge,  auf  die  Bedienung  der  Gasbeleuchtung, 
die  Anbringung  der  Zugsignale,  der  Rohranschlüsse 
für  die  Wasserbehälter,  der  Haken  für  die  äußeren 
und  inneren  Laufschilder,  endlich  auf  die  Abmes- 
sungen der  Bufferscheiben.  Die  von  den  einzelnen 
\'er\valtungen  vera'endeten  Bauarten  der  durch- 
gehenden Bremsen,  ihre  Bedingungen  für  die  Ein- 
stellungvonzwei-und  dreiachsigen  Personen-,  Gepäck- 
und  Postwagen  in  Schnellzüge  und  von  Güter- 
wagen in  die  Personen-  oder  Schnellzüge  sind  eben- 
falls in  besonderen  Anlagen  dem  Übereinkommen 
beigefügt.  Für  die  Fortbildung  aller  Vereinbarungen 
sind  die  europäischen  Wagenbeistellungskonferenzen 
(s.  u.)  zuständig. 

In  den  Personenzügen  werden  unterschieden 
nach  §  93  der  FV. : 

a)  Stammwagen,  die  ständig  im  Zuge  bis 
zu  seiner  Endstation,  aber  nicht  über  diese 
hinaus  laufen ; 

bj  Kurswagen,  die  auf  einen  Anschluß- 
zug übergehen  odervon  einem  solchen  kommen; 

cj  Verstärkungswagen,  die  nur  an  be- 
stimmten Tagen  oder  nur  auf  Teilstrecken  laufen ; 

dj  Bereitschaftswagen,  die  zur  außer- 
gewöhnlichen Verstärkung  oder  als  Ersatz 
schadhafter  Wagen  laufen. 

Nach  dem  Umfange  des  bei  den  einzelnen 
Zügen  zu  erwartenden  Verkehrs  wird  die  Zahl 
der  erforderlichen  Wagen  festgestellt  und  unter 
Gewährung  eines  Zuschlags  für  Untersuchungs- 
und Ausbesserungszwecke  den  einzelnen  Zug- 
bildungsstationen dauernd  überwiesen.  Die 
sich  hiernach  ergebende  Heimatstation  wird  am 
Langträger  der  Wagen  durch  Beklebung  oder 
Anstrich  vermerkt,  ihr  müssen  die  Wagen 
nach  Gebrauch  immer  wieder  zugeführt  werden. 
Die  außerdem  noch  verbleibenden  Wagen 
werden  gleichfalls  den  Hauptbedarfsstationen 
zugeteilt,  zur  Verfügung  der  X'erteilungssteile 
für  außergewöhnliche  Anforderungen.  Sind 
diese  Wagen  bei  großem  Bedarf  vergriffen, 
so  werden  die  in  der  Nähe  der  Bedarfs- 
station    befindlichen     Bereitschaftswagen     für 


besondere  Zwecke  zusammengezogen  oder  es 
werden  die  Nachbarbezirke  an  der  Wagen- 
stellung beteiligt.  Abgesehen  von  der  Kriegs- 
zeit erfuhr  der  Wagenbestand  der  deutschen 
Eisenbahnen  die  größte  Inanspruchnahme  all- 
jährlich während  der  Herbstmanöver,  zu  denen 
nicht  nur  große  Truppenmassen,  sondern  auch 
zahlreiche  Zuschauer  befördert  werden  mußten. 
Um  diesen  Anforderungen  ohne  Schädigung 
des  übrigen  X'erkehrs  entsprechen  zu  können, 
wurde  jedesmal  in  gemeinschaftlicher  münd- 
licher Beratung  alier  deutschen  Eisenbahnen 
mit  der  Militärverwaltung  ein  Plan  für  die 
Verwendung  sämtlicher  verfügbaren  Personen- 
wagen aufgestellt  und  hierbei  auf  mehrmalige 
Benutzung  sowie  auf  möglichste  X'ermeidung 
von  Leerläufen  hingewirkt.  Soweit  am  Lauf 
von  Zügen  oder  Kurswagen  außerdeutsche 
Verwaltungen  beteiligt  sind,  wird  die  hierüber 
getroffene  Vereinbarung  in  den  europäi- 
schen Wagenbeistellungsplan  (s.  Durch- 
gehende Wagen),  wie  das  nachstehende  Muster 
(Tabelle    I    auf   S.  495)    zeigt,    aufgenommen. 

Der  EWP  zerfällt  in  Abschnitte,  die  die 
zwischen  den  einzelnen  Ländern  bestehenden 
Kurse  möglichst  zusammenfassen,  und  in  Unter- 
abschnitte, die  nach  den  einzelnen  Übergängen 
getrennt  sind.  Für  jeden  Abschnitt  ist  eine 
Vorsitzende  Verwaltung  und  für  jeden 
Unterabschnitt  eine  vorbereitende  Verwal- 
tung bestimmt.  Diesen  Verwaltungen  obliegt 
die  Geschäftsführung  und  Leitung  für  die  zum 
Fahrplanwechsel  vorzubereitende  X'ereinbarung 
der  regelmäßigen  Wagenläufe,  deren  endgültige 
Feststellung  der  durch  die  Generaldirektion 
der  schweizerischen  Bundesbahnen  in  Bera 
einzuberufenden  europäischen  Wagenbeistel- 
lungskonferenz  vorbehalten  ist.  Für  die  deut- 
sche Reichsbahn  führt  das  Eisenbahnzentral- 
amt in  Berlin  den  Vorsitz  bei  Aufstellung  der 
deutschen  Abschnitte  des  EWP.  Für  die  öster- 
reichischen Bahnen  obliegt  dies  dem  Haupt- 
wagenamt der  österreichischen  Bundesbahnen 
in  Wien. 

Aus  dem  EWP  übernehmen  die  Eisenbahn- 
direktionen die  für  den  eigenen  Zugbildungs- 
plan (Zp)  nötigen  Angaben.  Diesen  stellen 
sie  getrennt  auf  nach  Ordnungsplan  und 
Umlaufplan,  wobei  der  letztere  wiederum 
nach  Zügen  der  eigenen  und  der  fremden 
Zugbildungsstationen  getrennt  wird. 

Muster  für  einen  Zugbildungsplan  der 
der  Personenbeförderung  dienenden  Züge 
s.  Tabelle  II  auf  S.  496. 
:.  Teil  I  kann  auf  die  Schnellzüge  und  Eil- 
züge beschränkt  werden.  Die  angewendeten 
Abkürzungen  sind  in  der  Nachweisung  der 
Personen-    und    Gepäckwagen     erläutert. 


Zugbitdung. 

Tabelle  1. 
Europäischer  Wagenbeistellungsplan   für  die  Personen-  und  Qepäck\xagen 

im  internationalen  Verkehr  (EWP). 
Zusammengestellt  von  der  Qeneraldirektion  der  schweizerischen  Bundesbahnen  in  Bern. 
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Lau- 
fende 
Nr. 


W  a  g  e  n  1  a  u  f 


Züge 

Nr. 


Anzahl    und    Qattung 
der   Wagen 


Die  Wagen  stellt 


Bemerkungen 


7a 


Berti  n- 
Karlsbad 
über 
Dresden-Boden- 
bach 


D  66    D  65  4''ü  3^ü  Vä         lü    2         Dresden        !      Der  4.  AB 

406    403  4AB  3C      ^  nur  vom  I.Juni 

D     5    D6  •  Halle  2  Pü     ;  bis  31.  August 

2AB  2C  Je  1  F, 

Auss.  Tepl.  E.    II.  u.  III.  Klass 

2  AB  IC 
Internationale 
Schlafwagen- 
Gesellschaft: 
2  Speisewagen 

Erläuterungen.  Spalte  1:  Die  starke  Umrahmung  bedeutet  Sommerkurs.  Spalte  4:  die  kleinen 
Ziffern  bedeuten  die  Achsenzahl  der  Wagen;  WL  Schlafwagen;  WR  Speisewagen.  Spalte  7:  F  be- 
deutet Frauenabteil. 


Die  Zugbildungsstationen  fertigen  Auszüge 
aus  den  Zugbildungsplänen  für  die  Aus- 
führung des  Dienstes  und  geben  ihnen  wohl 
zum  leichteren  Verständnis  eine  bildliche  Form, 
wie  dies  für  Bahnhof  Altona  in  der  Ztg.  d. 
VDEV.    1912,  S.   1119,  näher  erläutert  ist. 

Soweit  der  Verkehrsumfang  nicht  das  Fahren 
von  Eilgüterzügen  (s.  d.)  rechtfertigt,  haben 
die  Züge  des  Personenverkehrs  auch  das  Eil- 
und  Expreßgut  zu  befördern.  In  einzelne  Vorort- 
züge (s.  d.)  hat  man  zu  dem  Zwecke  Personen- 
wagen mit  einem  Raum  für  Gepäck  und  Eil- 
gut eingestellt  (s.  Dienstabteil);  für  gewöhn- 
liche Personenzüge  reicht  aber  vielfach  der 
Raum  im  Packwagen  nicht  aus.  Den  Zügen 
sind  dann  je  nach  Verkehrsumfang  ein  oder 
mehrere  Kurswagen  (s  d.)  für  Eilgut,  Milch 
und  Vieh  oder  Postbeiwagen  für  den  Päckerei- 
dienst  mitzugeben  und  möglichst  neben  dem 
Packwagen  und  Postwagen  einzustellen,  damit 
sie  von  den  diese  Wagen  begleitenden  Beamten 
beaufsichtigt  werden  können.  Die  weitere  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  führt  dann  dazu,  daß 
zunächst  nach  Bedarf  Entlastungszüge  ein- 
gerichtet werden,  die  an  verkehrsreichen  Tagen 
die  Personenzüge  in  möglichstem  Umfange 
vom  Eilgut,  Vieh,  Milch,  Expreßgut  und  Post 
zu  entlasten  haben  und  die,  sobald  ein  dauerndes 
Bedürfnis  sich  herausstellt,  als  Eilgüterzüge 
in  den  Fahrplan  Aufnahme  finden. 

Die  Mannigfaltigkeit  in  der  Bauart  der  Per- 
sonenwagen, die  sich  aus  den  Verkehrsgewohn- 


heiten entwickelt  hat  (s.  Betriebsmittel),  er- 
schweren die  Z.  ebenso  wie  die  wirtschaftliche 
Ausnutzung  der  im  Zuge  mitgeführten  Plätze. 
Nicht  nur  vier  verschiedene  Wagenklassen, 
sondern  auch  Abteile  für  Raucher  und  Nicht- 
raucher, für  Frauen,  für  dienstliche  Zwecke, 
für  Jäger  mit  Hunden  werden  in  den  Zügen 
verlangt.  Um  unter  diesen  Umständen  die  Z. 
möglichst  einfach  zu  gestalten,  sind  die  deut- 
schen Bahnen  bestrebt,  die  Zahl  der  Klassen 
in  den  einzelnen  Zügen  einzuschränken.  Sie ' 
bilden  die  Schnell-  oder  D-Züge  (s.  d.)  aus 
Wagen  I,  2  oder  1,  2,  3,  die  Eilzüge  (s.d.) 
aus  Wagen  2,  3,  die  durchgehenden  Personen- 
züge (s.  d.)  aus  Wagen  2, 3, 4,  die  Vorortzüge  (s.d.) 
aus  Wagen  2,  3  oder  3,  4  und  endlich  die 
Arbeiterzüge  aus  Wagen  4.  oder  3.  Klasse 
(vgl.  Ztg.  d.  VDEV.  1918,  S.209).  Die  Frage  der 
Einführung  weiterer  Vereinfachungen  hängt 
innig  mit  der  Tarifbildung  zusammen  und  läßt 
sich  nur  mit  ihr  gemeinsam  lösen.  Während 
des  Kriegs  haben  die  deutschen  Bahnen  in 
dieser  Richtung  erneut  Untersuchungen  ange- 
stellt. Sie  ergaben,  daß  die  Vereinfachungen 
und  Ersparnisse  infoige  Verminderung  der 
Klassenzahl  nur  einen  geringen  Bruchteil  der 
Fahrpreiseinheitssätze  ausmachen.  Wollte  man 
daher  z.  B.  die  3.  und  4.  Klasse  vereinigen,  so 
würde  ein  Einnahmeausfall  nur  vermieden  wer- 
den, wenn  der  neue  Fahrpreis  nicht  unerheblich 
über  den  der  jetzigen  4.  Klasse  erhöht  wird. 
Für  die  diese  Klasse  benutzenden  zahlreichen 
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Tabelle  II. 

1.  Ordn\i  ngsplan  nach  Zugnummern. 
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o 
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1  ABBü 
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1  PPü 

D176 
D176 
D176 
D176 

D175 
D175 
D175 
D175 

Betzdorf-Hagen 
Gießen-Crefeld 

W                             'f 

Crefeld-Gießen 

II           II 
Hagen-Betzdorf 

D176 
D176 
D17« 
D176 

D176 
D176 

1 

D176 
D176 

1 

165 
165 
165 
165 
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165 

1 

'  Sonnabend  und 
Sonntag  3  CCü. 

'  Sonnabend  und 
Sonntag  3  CCü. 

£1 

lU 

5 
ig 

16  .Achsen 

1  PPü 

1  ABBü 

2  CCü' 
1  PP 

16  Achsen 

II.  Umlaufplan, 

alphabetisch  nach  Stationen  für  die  Zugbildung  geordnet. 

(Zugbildungsstation  Frankfurt  Hbf.) 


1 

2 

5   !i        ■» 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

N'r 

1 

i 

Zug 
Nr. 

Wagenlauf 

3 
< 

< 

Anzahl  und 

Gattung  der 

Wagen 

Wagenstellende 
Verwaltung 

5  = 

Bemerkungen 

1 

2 

1 
2 
3 

4 
1 

802 
803 
806 
845 
807 

803 
804 

Berlin  .\n\[. 
Frankfurt  Hbf. 
Berlin  Anh. 
Bebra 
Eisenach 
Berlin 

Frankfurt  Hbf. 
Fulda 
Frankfurt  Hbf. 

551 

500 

1126 
540 
420 

212 
lOM 

R/g 
R'g 

1230 

1050 

115 

429 

650 

1050 
653 

1    B 
1    BC 
3  C 
3   D 

1  P* 

2  C 
2  D 

Berlin  2  und 

Frankfurt 
2Wagenzüge 

120 

1  Post  3  Berlin-Frank- 
furt in  802  für  801. 
*  P  hat  7  Umlauftage. 

Sonntags. 

Reisenden  würde  die  Maßnahme  daher  eine 
Verteuerung  des  Reisens  bedeuten.  In  der  Frage 
der  Klassenführung  kommt  übrigens  auch  in 
Betracht,  daß  eine  gewisse  Übereinstimmung 
mit  der  in  den  Nachbarländern  üblichen  Z. 
in  Rücksicht  auf  die  Bedienung  des  großen 
europäischen  Durchgangsverkehrs  nicht  ent- 
behrt werden  kann. 

Im  Stamm  des  Zugs  sollen  die  Wagen    der 
einzelnen  Klassen   möglichst  zusammenstehen. 


Postwagen  (s.  Postbeförderung)  sollen  in  der 
Regel  nicht  als  Schutzwagen  verwendet  werden. 
Ihre  Stellung  muß  die  Bedürfnisse  des  Post- 
dienstes berücksichtigen  (BO.  §  56,  5).  Den 
Wünschen  der  Postbeamten,  die  Schutzwagen- 
stellung ganz  zu  verbieten,  konnten  die  deut- 
schen Bahnen  bisher  nicht  entsprechen.  Bei 
Berührung  von  Kopfstationen,  beim  Ab-  und 
Zugang  von  Postwagen,  die  auf  Wunsch  der 
Postverwaltung  nicht  wie  der  Stamm  des  Zugs 
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laufen,  sowie  auch  bei  Erfüllung  sonstiger 
Wünsche  des  Postdienstes  würden  Schwierig- 
keiten erwachsen,  die  mit  dem  erreichten  Vor- 
teil nicht  in  Einklang  stehen.  Außerdem  werden 
die  Gefahren  der  Schutzwagenstellung  über- 
schätzt (vgl.  den  Aufsatz:  Der  Schutzwagen, 
von  J.Jahn  im  Organ  1Q20,  H.  2).  Beim  Bau 
der  neueren  Postwagen  (s.  d.)  hat  man  ihnen 
durch  Einrichtung  von  Schutzabteilen  an 
beiden  Wagenenden,  durch  verstärkte  Unter- 
gestelle oder  Herstellung  des  ganzen  Wagens 
aus  Eisen  gebührend  Rechnung  getragen.  In 
den  österreichischen  Vorschriften  für  den 
Verkehrsdienst  ist  durch  Art.  49,  3  nur  be- 
stimmt, daß  die  zu  Postzwecken  dienenden 
Wagen  in  der  Regel  vor  die  Personenwagen 
einzureihen  sind.  Verstärkungs-  und  Kurswagen 
erhalten  eine  Stellung  im  Zuge,  die  das  Ein- 
und  Aussetzen  nach  Möglichkeit  erleichtert. 
Speisewagen  werden  möglichst  in  die  Mitte 
des  Zugs  gestellt,  damit  der  Zugang  erleichtert 
wird,  Schlafwagen  und  Salonwagen  dagegen 
an  den  Anfang  oder  das  Ende  des  Zugs,  da- 
mit sie  nicht  unnötigerweise  betreten  werden. 
Um  die  Verschiebearbeiten  auf  der  Wende- 
station einzuschränken,  läßt  man  die  Wagen- 
stellung in  der  Regel  hier  unverändert  und 
stellt  nur  den  Schutzwagen  um.  Die  Wagen 
laufen  dann  bei  der  Rückfahrt  des  Zugs  in 
umgekehrter  Reihenfolge  wie  bei  der  Hinfahrt. 
Auch  für  die  regelmäßige  Untersuchung  der 
Wagen  in  den  Werkstätten  (BO.  §  44)  ist  man 
bemüht,  die  Wagenzüge  geschlossen  zusammen- 
zuhalten. Es  setzt  dies  voraus,  daß  der  Wagen- 
bestand ausreicht,  um  besondere  Ersatzwagen- 
züge zu  bilden.  Bei  Zügen  mit  Drehgestell- 
wagen erfährt  die  Untersuchungsdauer  eine 
wesentliche  Abkürzung,  wenn  die  Werkstätten 
Ersatzgestelle  vorrätig  halten,  die  beim  Ein- 
treffen untersuchungspflichtiger  Wagen  gegen 
deren  Drehgestelle  ausgetauscht  werden. 

Zu  Zügen  vereinigte  Wagen  gleicher  Bauart 
laufen  ruhiger,  bieten  daher  größere  Betriebs- 
sicherheit als  Wagenzüge  mit  Wagen  verschie- 
dener Länge,  verschiedenem  Gewicht  und  ver- 
schiedener Achsanordnung.  Unter  Berücksich- 
tigung dieses  Grundsatzes  sollen  für  Schnell- 
züge stets  die  besten  Wagen  verwendet  und 
die  Z.  durchgängig  aus  Drehgestellwagen  an- 
gestrebt werden.  Auf  den  deutschen  Bahnen 
dürfen  in  Schnellzügen  nach  §  91  der  FV. 
zweiachsige  Wagen  nur  mit  Genehmigung  der 
Eisenbahndirektion  laufen.  Das  gleiche  gilt  für 
den  Fall,  daß  zwischen  Drehgestell  wagen 
Wagen  anderer  Bauart  in  Schnellzüge  ein- 
gestellt werden  sollen.  Dreiachsige  Wagen 
in  Schnellzügen  mit  Drehgestellwagen  müssen 
wenigstens    6  in   Radstand    und    16  t   Eigen- 

Enzyklopädie  des  Eisenbahnwesens.  2.  Aufl.  X. 


gewicht  haben.  Güterwagen  sind  in  Schnell- 
zügen über  80  km/Std.  nicht  zugelassen;  sie 
dürfen  nicht  zwischen  Schnellzugwagen  laufen 
und  müssen  Brems-,  im  Winter  auch  Heiz- 
leitung besitzen.  Abgesehen  von  der  erhöhten 
Sicherheit  bieten  Züge  aus  Wagen  gleicher 
Bauart  auch  geringeren  Widerstand  gegen  ihre 
Fortbewegung.  Besonders  gilt  dies  für  D-Züge, 
die  durch  ihre  Faltenverbindungen  den  Luft- 
widerstand vermindern. 

Durch  den  Zugbildungsplan  werden  die  Um- 
laufzeiten  der  Wagenzüge  so  geregelt,  daß 
einerseits  angemessene  Wendezeiten  für  das 
Umstellen  und  Reinigen  der  Wagen  mit  dem 
nötigen  Spielraum  für  Zugverspätungen  ge- 
wahrt werden,  anderseits  eine  möglichst  gute 
Ausnutzung  der  Wagen  entsteht,  also  mit  mög- 
lichst wenig  Wagen  möglichst  viele  Zugfahrten 
geleistet  werden.  Hieraus  entstehen  mehrtägige 
und  bisweilen  verwickelte  Wagenläufe,  die  die 
Wagen  auf  abzweigende  Strecken  ablenken 
oder  in  Kreisläufen  zur  Anfangsstation  zurück- 
bringen. Bei  den  D-Zügen  ist  es  für  die  Ab- 
fertigung am  günstigsten,  wenn  die  Wagen 
eine  solche  Stellung  erhalten  können,  daß  der 
Seitengang  an  der  vom  Bahnsteig  abgewen- 
deten Zugseite  sich  befindet.  Im  Sommer  ist 
der  Seitengang  am  besten  nach  Süden,  im 
Winter  nach  Norden  gerichtet. 

Für  den  dienstlichen  Telegramm-  und  Schrift- 
verkehr sind  zur  Bezeichnung  der  Personen- 
wagen ebenso  wie  im  Güterwagendienst  Ab- 
kürzungen (s.  d.)  eingeführt,  die  auch  bei 
den  Anschriften  (s.  d.)  Verwendung  finden. 

Um  über  die  Ausnutzung  der  Plätze  in  den 
Wagenzügen,  die  Wirtschaftlichkeit  der  ein- 
zelnen Zugfahrten,  die  Möglichkeit  ihrer  Ein- 
schränkung oder  Vermehrung  unterrichtet  zu 
sein,  muß  von  Zeit  zu  Zeit  die  Besetzung  der 
Züge  festgestellt  werden.  Dies  erfordert  eine  be- 
sondere Zählung  der  Reisenden  durch  das  Zug- 
begleitpersonal. Beiden  deutschen  Reichsbahnen 
findet  sie  für  den  Winterfahrplan  in  den 
Monaten  Oktober,  Dezember  und  Februar 
und  für  den  Sommerfahrplan  in  den  Monaten 
Juni,  Juli,  August  an  3  gewöhnlichen  Wochen- 
tagen des  Monats  statt.  Das  Ergebnis  wird  auf 
Vordruck  gemeldet,  im  Betriebsbureau  zu- 
sammengestellt und  nach  Durchschnittsziffern 
in  ein  handliches   Fahrplanbild  eingetragen. 

III.  Bildung  der  Güterzüge. 
Während  die  Bildung  der  Personenzüge  ver- 
hältnismäßig einfach  sich  vollzieht,  so  daß  hier- 
für auch  auf  großen  Bahnhöfen  eigentliche 
Verschiebegleise  nur  in  geringem  Umfange 
nötig  sind  (s.  Abstellbahnhöfe),  macht  die 
Bildung  der  Güterzüge  umfangreiche  Anlagen 
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erforderlich  (s.  Ablaufberg,  Bahnhöfe  und  Ver- 
schiebedienst). Abgesehen  von  den  Fällen,  in 
denen  Gütensagen  besonderer  Bauart  zu  ge- 
schlossenen Zügen  zusammengestellt  und  im 
Pendelverkehr  hin  und  her  gefahren  werden 
(s.  Selbstentladewagen  und  Betriebs- 
mittel), verkehrt  beim  Güterzug  nur  der  Pack- 
wagen nach  einem  bestimmten  Umlaufplan. 
Zur  Güterbeförderung  wird  aber  auch  dieser 
Wagen  nur  ausnahmsweise  benutzt.  Er  dient 
lediglich  dienstlichen  Zwecken,  nämlich  der 
Aufnahme  von  Werkzeug,  des  Zuggeräts  und 
der  Signalmittel  sowie  zum  Aufenthalt  des  Zug- 
führers und  der  übrigen  Zugbegleiter,  soweit 
diese  nicht  auf  den  Bremssitzen  Platz  zu 
nehmen  haben.  Alle  übrigen  Wagen  treffen 
auf  der  Zugbildungsstation  von  den  verschie- 
densten Richtungen  und  Ladestellen  ein  und 
haben  nur  zu  einem  geringen  Teil  gemein- 
same Beförderungsziele.  Welchen  Umfang  unter 
diesen  Umständen  die  Verschiebearbeiten  für 
die  Z.  annehmen,  hängt  wesentlich  von  der 
Ausbildung  und  Leistungsfähigkeit  der  .Anlagen 
für  den  X'erschiebedienst  ab.  Bei  Bewältigung 
großer  Verkehrsmengen  können  Güterzüge  oft 
mit  Frachten  für  eine  Zielstation  ausgelastet 
werden.  Die  Wagen  laufen  dann  in  willkür- 
licher Folge  in  das  hierfür  bestimmte  Gleis. 
Haben  sie  sich  in  genügender  Anzahl  ange- 
sammelt, so  ist  damit  der  Zug  fahrbereit  zu- 
sammengestellt, denn  auch  die  vorgeschriebene 
Verteilung  der  bedienten  Bremsen  kann  in  der 
Regel  ohne  Umstellung  von  Wagen  erreicht 
werden,  weil  mehr  Bremswagen  als  nötig  vor- 
handen sind  und  aus  ihnen  die  zu  besetzenden 
Bremsen  ausgewählt  werden  können.  Je  mehr 
Verkehrsaufgaben  aber  ein  Zug  zu  erfüllen 
hat,  desto  mehr  Wagengruppen  muß  er  führen 
und  desto  umständlicher  gestaltet  sich  die  Z. 
Sie  erreicht  bei  den  Xahgüterzügen  die  größte 
Mannigfaltigkeit.  Die  hiernach  unter  Berück- 
sichtigung der  Rangordnung  der  Wagen 
(s.  d.)  sich  ergebende  Z.  wird  für  die  einzelnen 
Züge  in  H.4  der  Güterbeförderungsvorschriften 
(s.  Verschiebeordnung)  zusammengestellt. 
In  der  Ztg.  d.  VDEV.  1921,  S.  713,'^  macht 
Heinrich  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß 
die  in  §  29  der  Beförderungsvorschriften  des 
DEV\^  enthaltene  Benennung  der  Güterzüge 
(s.  d.)  mit  den  Bedürfnissen  der  Z.  nicht  recht 
in  Einklang  steht.  .Anstatt  die  Güterzüge  in 
Fern-,  Durchgangs-  und  Nahgüterzüge 
einzuteilen,  werden  sie  zweckmäßiger  unter- 
schieden in: 

1.  Güterzüge  mit  nur  einer  Wagengruppe 
(geschlossene  Güterzüge); 

2.  Güterzüge    mit   mehreren  Hauptgruppen 
(Gruppengüterzüge); 


3.  Güterzüge,  die  nach  Stationen  geordnet 
werden  müssen  (Sammelgüterzüge). 

Züge  der  ersten  Gattung  kommen  im  Nahe- 
verkehr ebenso  wie  im  Fernverkehr  vor.  Die 
Bezeichnung  Fernzug  ist  daher  nicht  immer 
zutreffend. 

Einfache  Z.  und  Regelmäßigkeit  der  Zug- 
fahrten ist  das  Ziel  wirtschaftlicher  Betriebs- 
führung. Sie  soll  aber  den  Anforderungen  des 
Verkehrs  Rechnung  tragen,  der  häufige  Fahr- 
gelegenheit und  gute  Anschlüsse  sucht,  ander- 
seits Schwankungen  unterworfen  ist,  die  heute 
in  dieser,  morgen  in  jener  Richtung  Bedarfs- 
züge (s.  d.)  nötig  machen.  Die  richtige  Grenze 
zwischen  beiden  Forderungen  zu  ziehen,  ist 
nicht  immer  leicht.  Auf  den  deutschen  Bahnen 
hat  sich  dies  gezeigt,  als  man  begann,  die 
Stückgutbeförderung  durch  Einrichtung  großer 
Umladestellen  einheitlich  zu  regeln.  Auf  den 
Ladebühnen  wurde  die  Arbeit  in  Ladeabschnitte 
eingeteilt  und  deren  Anfang  und  Ende  nach 
dem  Eintreffen  und  Abgang  der  Stückgutwagen 
festgesetzt.  Der  Lauf  dieser  Wagen  wurde  dem- 
entsprechend zwischen  den  Umladestellen  durch 
strenge  Vorschrift  der  zu  benutzenden  Züge 
und  der  Übergänge  von  Zug  zu  Zug  bis  ins 
einzelne  geregelt.  Hieraus  entstand  gewisser- 
maßen ein  besonderes  Beförderungssystem 
neben  dem  für  gewöhnliche  Wagenladungen, 
das  die  Stückgutwagen  durch  beschleunigte 
annähernd  eilgutmäßige  Beförderung  vor  dem 
übrigen  Güterverkehr  bevorzugte.  Vielfach 
mußten  die  Stückgutwagen  durch  besondere 
Lokomotiven  kurz  vor  Abfahrt  des  Zugs  von 
der  Ladehalle  herangeschafft  oder  von  Zug  zu 
Zug  umgestellt  werden  oder  es  mußten  die 
dem  Durchgangsverkehr  dienenden  Züge  Auf- 
enthalt auf  Unterwegsstationen  erhalten,  nur 
um  einige  Stückgutwagen  aufzunehmen  oder 
abzusetzen.  Jede  dieser  einzelnen  Leistungen 
ist  zu  ertragen,  aber  in  ihrer  Gesamtwirkung 
sind  sie  schädlich.  Jedenfalls  müssen  derartige, 
die  Z.  erschwerende  Maßnahmen  versagen, 
wenn  infolge  Anschwellung  des  X'erkehrs  Zug- 
verspätungen (s.  d.)  entstehen  oder  gar  Ver- 
kehrsstockungen (s.  d.)  eintreten.  Tatsäch- 
lich ist  dies  auch  der  Fall  gewesen  und  hat 
zu  einer  Vereinfachung  der  Z.  geführt.  Die  Ge- 
fahr liegt  aber  nahe,  daß  in  verkehrsschwachen 
Zeiten  den  Anforderungen  des  \'erkehrs  wieder 
neue  Zugeständnisse  gemacht  werden,  die,  ab- 
gesehen von  vermehrten  Verschiebeleistungen 
zu  Störungen,  Herabminderung  der  Zuglei- 
stungen und  Erhöhung  der  allgemeinen  Be- 
triebskosten führen  müssen. 

Je  geringer  die  Zahl  der  Nahgüterzüge 
(s.  Güterzüge),  um  so  größer  und  wirtschaft- 
licher  kann  die  gesamte  Zugleistung  gestaltet 
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werden.    Es    sollen    daher    nicht   mehr    Nah- 
güterzüge gebildet  werden  als  zur  Bedienung 
der  Strecke  unbedingt  nötig  sind.  Gewöhnlich 
genügt   eine  Früh-    und    eine  Spätverbindung 
in  jeder  Richtung.  Allenfalls  kommt  eine  dritte 
Verbindung   in    der  Mitte   beider  hinzu.    Die 
Nachtstunden     werden    möglichst    vermieden. 
Können  mit  den  für  den  Verkehr  auf  größere 
Entfernungen    bestimmten    Zügen     nicht    alle 
Wagen  zum  Abgang  gebracht  werden,  so  sollen 
diese  nicht  ohneweiters  auf  die  Nahgüterzüge 
verwiesen,  sondern  es  soll  geprüft  werden,  ob 
nicht  eine  Vermehrung  der  auf  größere  Ent- 
fernung verkehrenden  Züge    oder   die   Ablas- 
sung   von    Bedarfszügen    zu    diesen    stattzu- 
finden  hat.    Hierüber   befinden    zunächst    die 
Zugbildungsstationen    (s.  Dispositions- 
stationen), indem  sie  unter  Berücksichtigung 
der  von   den  Zwischenstationen    vorliegenden 
Meldungen    über    die    dort    auf    Abbeförde- 
rung wartenden  Wagen  für  eine  zweckmäßige 
Verteilung  der  Wagen    auf   die    regelmäßigen 
und    die  von   ihnen    einzulegenden  Bedarfs- 
züge  (s.  d.)    sorgen,    während    die    zur    Lei- 
tung   des     Betriebs    berufenen     Stellen     sich 
auf  Grund   der   eingehenden    Meldungen    der 
Zugbelastungen  über  das  Bedürfnis    zur  Ver- 
mehrung   oder    Verminderung    der    Zugzahl 
unterrichtet  halten,  also  jederzeit  in  der  Lage 
sind,  regelnd  einzugreifen.   Obwohl  es  in  der 
Regel    ohneweiters    möglich    ist,    eine   Anzahl 
von  Zügen  mit  voller  Belastung  abzufertigen, 
wird  die  durchschnittliche  Belastung  aller  Züge 
stets   mehr   oder  weniger   hinter   der  größten 
zulässigen  Belastung  zurückbleiben.  Der  letzteren 
möglichst    nahezukommen,    ohne   hierbei    un- 
zulässige Verzögerungen  im  Wagenumlauf  her- 
vorzurufen,   ist   Aufgabe    der    Betriebsleitung. 
Ihre  Lösung  wird  dadurch  erschwert,  daß  Ver- 
kehrsmenge   und  Zugzahl    auf   den   einzelnen 
Teilen  einer  durchgehenden  Strecke  oft  große 
Unterschiede  aufweisen,  und  daß  der  Verkehr 
in   der   einen   Richtung   meist   mehr  Zugkraft 
erfordert   als  in    der  anderen,    sei  es,    daß  in 
der   einen  Richtung  vorwiegend  beladene,    in 
der   andern    vorwiegend    leere   Wagen    beför- 
dert werden,    oder  daß  in  einer  Richtung  die 
Zugzahl  dauernd  größer  ist  als  in  der  andern. 
Besonders   der  letzte  Umstand  hat  zahlreiche 
Lokomotivleerfahrten  zur  Folge,  übt  also  einen 
sehr  ungünstigen  Einfluß  auf  die  Betriebskosten, 
der    durch    Zuweisung    von    Verkehr    für    die 
betreffende  Richtung  nach  Möglichkeit  gemil- 
dert werden  muß.   Ganz   läßt  sich  der  Übel- 
stand aber  nicht  beseitigen,  weil  die  wirtschaft- 
liche Ausnutzung  der  Wagen  ihre  Ablenkung 
von    den  Strecken    des  Hinlaufs    zur  Wieder- 
beladung und  den  Rücklauf  in  beladenem  oder 


unbeladenem    Zustande    auf    anderem    Wege 
nötig  macht. 

Die  zur  Prüfung  der  Wirtschaftlichkeit  der 
Z.  notwendigen  Angaben  über  die  Zugbelastung 
in  Achsen  und  Tonnen  und  die  verwendete 
Lokomotivgattung  können  zwar  für  die  einzelnen 
Güterzüge  den  Fahrberichten  entnommen  wer- 
den, es  ist  aber  einfacher,  wenn  hierfür  beson- 
dere Aufschreibungen  auf  geeigneten  Stationen 
geführt  und  täglich  oder  zweimal  wöchentlich  der 
Betriebsleitung  vorgelegt  werden.  Für  Strecken, 
deren  Zugzahl  ein-  für  allemal  feststeht,  kann 
von  diesen  Aufschreibungen  abgeselien  werden. 
Außer  ihnen  sind  aber  auf  den  wichtigsten  Zug- 
bildungsstationen Aufzeichnungen  von  Zeit  zu 
Zeit  vorzunehmen,  aus  denen  die  Anzahl  der 
für  die  einzelnen  Bahnhöfe  aufkommenden 
Wagen  derart  ersichtlich  ist,  daß  eine  Prüfung 
vorgenommen  werden  kann,  ob  die  Zahl  der 
Fern-,  Durchgangs-  und  Nahgüterzüge  richtig 
gewählt  ist,  ob  die  Z.  am  richtigen  Ort  er- 
folgt oder  ob  Änderungen  für  den  nächsten 
Fahrplanwechsel  vorbereitet  werden  müssen 
(vgl.  Ztg.  d.  VDEV.  1918,  S.  308).  Ein  Muster 
zu  solchen  Aufschreibungen  findet  sich  im 
Arch.  f.  Ebw.  1914,  S.  974. 

Bei  der  Wahl  des  Abschlusses  der  Z.  und 
Beurteilung  der  Dringlichkeit  des  Weiterlaufs 
der  Wagen  kommt  in  Betracht,  daß  das  Ent- 
ladegeschäft auf  den  Güterbahnhöfen  ^x■ährend 
der  Nacht  und  den  Sonntagen  vollständig  zu 
ruhen  pflegt.  Es  ist  daher  auf  die  Auslieferung 
des  Guts  ohne  Einfluß,  ob  ein  Zug  die  Wagen 
spät  nachmittags  oder  am  folgenden  Tage  früh 
morgens,  ob  er  sie  am  Abend  des  letzten  Tags 
der  Woche  oder  in  der  Nacht  zum  Montag 
auf  der  Empfangsstation  anbringt.  Die  letzten 
Tage  der  Woche  weisen  stets  die  größten  Zug- 
belastungen und  Zugzahlen  auf.  Besonders  dei 
Dienstag  pflegt  als  Rückwirkung  der  allge- 
meinen Sonntagsruhe  die  geringsten  Anforde- 
rungen zu  stellen.  Gelingt  es  an  diesem  Tage 
auch  im  Massenverkehralle  rückständigen  Wagen 
abzubefördern,  so  kann  man  im  allgemeinen 
annehmen,  .daß  die  Z.  den  Anforderungen  ent- 
spricht. 

Man  hat  versucht,  durch  Gegenüberstel- 
lung der  Zugkosten  und  des  Gewinns,  der 
durch  Beschleunigung  des  Wagenumlaufs  er- 
zielt wird,  zu  ermitteln,  ob  und  wann  die  Ab- 
lassung von  Sonderzügen  für  den  Güterver- 
kehr wirtschaftlich  gerechtfertigt  sein  würde. 
Derartige  Berechnungen  stehen  aber  auf  so 
unsicherer  Grundlage,  daß  sie  praktische  Be- 
deutung bisher  nicht  gewonnen  haben.  Es  steht 
nur  fest,  daß  die  vielleicht  eintretende  Ersparnis 
an  Wagen  die  Kosten  von  Sonderzügen  im 
allgemeinen  nicht  aufwiegt.    Ein  den  gewöhn- 
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liehen  Bedarf  übersteigender  Wagenbestand  ist 
so  wie  so  erforderlich  und  in  Zeiten  des  großen 
Bedarfs  muß  man  sich  aus  verschiedenen  Grün- 
den zu  Ausnahmemaßnahmen  entschließen,  ohne 
sie  jedesmal  von  den  Kosten  abhängig  machen  zu 
können.  Auf  Grund  von  Erfahrungen  haben 
die  deutschen  Eisenbahnen  im  §  79,  15  der 
Güterwagenvorschriften  vereinbart,  daß  die  Zug- 
bildungsstationen bei  Wagenmangel  selb- 
ständig Bedarfsgüterzüge  einzulegen  haben, 
wenn  mindestens  30  Wagen  vorhanden  oder 
vorgemeldet  sind,  und  diese  Wagen  innerhalb 
4  Stunden  mit  regelmäßigen  Zügen  voraus- 
sichtlich nicht  befördert  werden  können.  Die  Be- 
förderung mit  Sonderzügen  hat  zu  unterbleiben, 
wenn  in  ihr  ein  Vorteil  für  den  Wagenumlauf 
nicht  liegt.  Wenn  es  sich  jedoch  um  die  Zu- 
führung leerer  Wagen  auf  kurze  Entfernungen 
zur  Vermeidung  von  Stockungen  im  Betrieb 
von  Werken,  Gruben,  Umschlagplätzen  od.  dgl. 
handelt,  können  Sonderzüge  aller  Art  abge- 
lassen werden,  auch  wenn  die  obgenannten 
Voraussetzungen  nicht  vorliegen.  Maßnahmen 
dieser  Art  sind  von  besonderer  Bedeutung  in 
Bezirken,  in  denen  die  regelmäßige  Versorgung 
der  Zechen  und  anderer  Werke  den  Schwer- 
punkt der  Betriebsführung  bildet.  Hier  pflegt 
auch  in  gewöhnlichen  Zeiten  der  Zulauf  der 
leeren  Wagen  großen  Schwankungen  zu  unter- 
liegen, die  durch  Sonderfahrten  ausgeglichen 
werden  müssen.  Um  hierfür  gerüstet  zu  sein, 
verfügen  sowohl  die  Zugbildungsstationen  als 
auch  die  Wagenverteilungsstellen  über  Bereit- 
schaften (s.  Bereitschaftsdienst)  in  Gestalt  von 
Lokomotiven  mit  Packwagen  und  Zugperso- 
nalen, die  als  sog.  Einheit  jederzeit  zur  Be- 
förderung eines  Zugs  bereitstehen. 

IV.  Zugausrüstung. 
Zur  Zugausrüstung  gehören  die  Geräte  und 
Signalmittel,  die  während  der  Fahrt  zur  vor- 
schriftsmäßigen Handhabung  des  Dienstes  ge- 
braucht werden.  Im  Personenzugdienst  be- 
zeichnet man  auch  wohl  den  ganzen  Wagen- 
zug als  Zugausrüstung.  Die  Ausrüstungsgegen- 
stände sind  z.  T.  auf  der  Lokomotive,  z.  T.  im 
Gepäckwagen  untergebracht,  z.  T.  aber  auch 
dem  Zugpersonal  persönlich  überwiesen.  Sie 
bestehen  aus  Werkzeugen  und  Geräten  zur 
Beseitigung  kleiner  Schäden,  aus  Signalmitteln, 
die  nach  der  Signalordnung  zur  Kennzeichnung 
der  Spitze  und  des  Schlusses  des  Zugs,  zum 
Geben  bestimmter  Zeichen  vom  Zuge  aus  an 
die  Streckenbeamten  sowie  zur  Deckung  des 
Zugs  vorgeschrieben  sind,  ferner  aus  einem 
Kasten  mit  Verbandzeug  und  Arzneimitteln  - 
dem  Rettungskasten  —  aus  Ersatzstücken  für 
leicht  schadhaft  werdende  Teile  an  den  Fahr- 


zeugen oder  deren  Zubehör.  Zur  Ausrüstung 
der  Personenzüge  gehört  dann  noch  die  Vor- 
haltung von  Wasch-  und  Trinkwasser  sowie 
im  Winter  von  Fußdecken  und  Matten  als 
Schutz  gegen  die  Kälte.  Auch  sind  die  Züge 
des  Personenverkehrs  mit  Richtungsschildern 
(plaque  d'itineraire,  cartello  d'itinerario)  oder 
Laufschildern  (s.  d.)  auszurüsten,  damit  der 
Lauf  des  Zugs  und  nötigenfalls  auch  der 
einzelnen  Wagen  den  Reisenden  deutlich  be- 
kanntgegeben wird.  Bei  den  D-Zügen  werden 
Laufschilder  auch  im  Innern  der  Wagen  an- 
gebracht. 

Während  es  früher  vielfach  üblich  war,  trag- 
bare Telegraphenwerke  in  den  Zügen  mitzu- 
führen, um  sie  beim  Liegenbleiben  des  Zugs 
auf  freier  Strecke  in  die  hierfür  eingerichtete 
Zugmeldeleitung  einschalten  und  Hilfe  herbei- 
rufen zu  können  (s.  Läutelinien),  geschieht  dies 
nicht  mehr,  seitdem  an  der  Strecke  entlang  an- 
fangs Hilfstelegraphenstellen,  später  Fernsprech- 
stellen in  geringen  Abständen  aufgestellt  wor- 
den sind  (s.  Fernsprecheinrichtungen).  Auch 
tragbare  Fernsprecher  werden  in  Deutschland 
nur  in  .Ausnahmefällen  den  Zügen  mitgegeben 
(s.  Hilfszüge),  während  es  in  Amerika  häufiger 
geschieht  (s.  Fahrdienstleitung  unter  V). 

Alle  diese  Ausrüstungsgegenstände  stets  in 
gutem  brauchbaren  Zustande  zu  erhalten,  be- 
darf besonderer  Pflege.  Es  betrifft  dies  in  erster 
Linie  die  Unterhaltung  und  X'ersorgung  der 
Signallaternen  für  den  Zugschluß,  die  auf 
Strecken  mit  dichtem  Zugverkehr  den  Zugbe- 
gleitbeamten abgenommen  und  besonderen  Be- 
diensteten der  Zugbildungsstation  übertragen 
werden.  Die  Vorhaltung  und  Pflege  der  Zug- 
geräte wird  erheblich  erleichtert,  \^enn  die  Ge- 
päckwagen den  Güterzugpersonalen  persönlich 
zugeteilt  werden,  also  genau  nach  dem  Dienst- 
plan dieser  Beamten  umlaufen.  Dies  Verfahren, 
das  früher  in  den  westlichen  Bezirken  der 
preußischen  Staatsbahnen  allgemein  üblich  und 
bei  den  Zugbegleitbeamten  sehr  beliebt  war, 
erschwert  die  Z.  in  hohem  Grade.  Man  ist 
daher  bestrebt,  besonders  seitdem  durch  Ein- 
führung des  Achtstundentags  häufiger  als 
früher  ein  Personalwechsel  auf  L'nterwegssta- 
tionen  nötiggeworden  ist,  die  Gepäckwagen  frei- 
zügig zu  machen  und  nach  besonderen  Umlauf- 
plänen bis  zur  Endstation  des  Zugs  durch- 
laufen zu  lassen. 

V.  Zugabfertigung. 

Nach  Erfüllung  der  vorstehend  besprochenen 
Anforderungen  bei  der  Z.  und  -ausrüstung  er- 
folgt die  Abfertigung  des  Zugs  gemeinsam 
durch  den  Aufsichtsbeamten    der  Station    und 


Zugbildung.   -   Zugförderungskosten. 


501 


den   Zugführer    (s.  Abfahrt   des   Zugs,    Fahr- 
dienstleitung und  Zugabfertiger). 

Die  Leistungsfähigkeit  einer  zwei-  oder  mehr- 
gleisigen Eisenbahn  erreicht  bei  steigendem  Ver- 
kehr ihre  Grenze  in  der  Regel  zuerst  in  den 
für  die  Oüterzugbiidung  notwendigen  Anlagen 
der  großen  Bahnhöfe.  Die  freie  Strecke  kann 
mehr  Züge  aufnehmen  als  auf  einem  Verschiebe- 
bahnhof gebildet  werden  können.  Dies  führt 
zur  Einrichtung  von  Zugverbindungen,  die  den 
voll  belasteten  Bahnhof  auf  den  durchgehenden 
Gleisen  ohne  Störung  des  Verschiebegeschäfts 
ilurchfahren,  hier  allenfalls  Lokomotiv-  und 
Personalwechsel  vornehmen,  im  übrigen  aber 
auf  vor-  und  nachgelegenen  Bahnhöfen  ge- 
bildet und  aufgelöst  werden.  Auf  verkehrsreichen 
Strecken  mit  ihren  zahlreichen  Abzweigungen 
und  vielseitigen  Verkehrsbeziehungen  entsteht 
hieraus  eine  mehr  oder  weniger  verwickelte  Z., 
deren  planmäßige  Abwicklung  durch  sorgfältig 
bearbeitete  Fahrpläne,  Leitungsvorschriften, 
Fahrordnungen,  Bahnhofsbedienungspläne,  Be- 
förderungsvorschriften sowie  Zugbildungs-  und 
Verschiebepläne  unterstützt  wird  (s.  Zugleitung). 
Abgesehen  von  der  rechtzeitigen  Anregung  von 
Verbesserungen  und  Erweiterungen  der  bau- 
lichen Anlagen  kommt  es  vor  allem  auf  eine 
zweckmäßige  Verteilung  der  zu  leistenden  Ar- 
beiten auf  die  einzelnen  Strecken  oder  Bahn- 
höfe ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Grenzen 
der  Betriebsleitungsbezirke  der  Verwaltung  an. 
Das  Bestreben  nach  Wirtschaftlichkeit  führt 
leicht  zur  Überlastung  der  für  die  einzelnen 
Leistungen  am  günstigsten  Strecken  oder  Bahn- 
höfe. Bei  großer  Inanspruchnahme  der  Bahn- 
anlagen ist  es  schwer,  die  Grenze  zu  finden, 
bis  zu  der  sie  nur  in  Anspruch  genommen 
werden  dürfen,  ohne  befürchten  zu  müssen, 
daß  sie  beim  Eintreten  von  Betriebserschwer- 
nissen —  ungünstige  Witterung,  Frost  und 
Schnee  -  versagen  (s.  Verkehrsstockungen). 
Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  auf  die  Schwierig- 
keiten hingewiesen,  die  auf  einem  Bahnhofe 
entstehen,  wenn  die  Zahl  der  Lokomotive  und 
Personal  wechselnden  Züge  zu  groß  wird. 
Wirtschaftlich  ist  es  vorteilhaft,  diesen  Wechsel 
nach  einer  Stelle  zu  legen.  Er  gestattet  dann 
die  beste  Ausnutzung  der  Lokomotiven  und 
des  Personals.  Aber  die  rasche  Zugfolge  zwingt 
zu  einer  Verteilung  derartiger  Arbeiten  auf 
mehrere  Stellen,  denn  so  schnell  wie  sich  die 
Züge  auf  freier  Bahn  folgen,  können  sie  auf 
einer  Wechselstation  nicht  abgefertigt  werden. 
Dies  gilt  sowohl  im  allgemeinen  für  die  Z. 
als  im  besonderen  für  den  Dienst  auf  Stadt- 
und  Vorortbahnen,  auf  denen,  obwohl  die 
Züge  in  unveränderter  Stellung  hin-  und 
herfahren,     trotzdem     die     Leistungsfähigkeit 


vom  Dienst  auf  den  Zugbildungsstationen 
abhängt.  Bmising. 

Zugbrücken     s.   Bewegliche    Brücken. 

Zugdeckungssignal  s.  Signalwesen. 

Zugdienst  s.  Zugpersonal. 

Zugfahrtschein,  in  Rußland  eingeführte 
Bezeichnung  für  den  schriftlichen  Ausweis,  der 
nach  §  Q2  der  russischen  Vorschriften  für  den 
technischen  Betrieb  der  Eisenbahnen  an  den 
Zugführer  ausgehändigt  werden  muß,  wenn  ein 
Sonderzug  (s.  d.)  in  Fahrt  gesetzt  werden 
soll,  für  den  ein  Fahrplan  den  Stationen  nicht 
bekanntgegeben  werden  konnte.  Der  Z.  muß 
enthalten:  Nummer  oder  Buchstaben  des  Zuges, 
seinen  Rang  (s.  Rangordnung),  Abgangs-  und 
Bestimmungsstation,  Monat,  Tag,  Stunde  und 
Minute  der  Abfahrt  von  der  Zugbildungs- 
station und  die  mittlere  Fahrgeschwindigkeit 
auf  der  Strecke  zwischen  je  zwei  Stationen 
sowie  die  für  die  Fahrt  vorher  bestimmten 
Aufenthalte.  Breiising. 

Zugförderungsdienst  s.  Lokomotiv- 
fahrdienst. 

Zugförderungskosten  (ninning  expenses; 
dcpenses  de  condiiite  des  trains;  costo  dl 
trasporto).  Zur  Beurteilung  der  Selbstkosten 
der  Betriebsleistungen  bietet  die  Statistik  der 
Eisenbahnverwaltungen  nur  relative  Werte,  die 
die  Anteile  der  einzelnen  Ausgabengruppen 
bezogen  auf  die  Zug-  und  Wagenachs A/« 
angeben.  Für  die  Wagenachs  ^m  stellten 
sich  darnach  die  Gesamtselbstkosten,  ohne 
Verzinsung  des  Anlagekapitals,  bei  den 
größeren  deutschen  Eisenbahnverwaltungen 
vor  dem  Kriege  auf  etwa  7  Pf.  (Preußen- 
Hessen)  bis  9  Pf.  (Württemberg).  Sie  zeigten 
im  Laufe  der  Jahre  bei  allen  Verwaltungen 
eine  Zunahme,  die  nicht  stetig  verlief,  sondern 
unter  der  Einwirkung  der  Schwankungen  der 
Wirtschaftskonjunktur  diesen  sich  anpassende 
Schwankimgen  aufweist.  Der  Krieg  und  die 
nachfolgenden  Zeiten  schwerster  wirtschaft- 
licher Erschütterung  haben  den  Kostensatz 
erheblich  gesteigert  und  ihn  beispielsweise  bei 
den  ehemals  preußisch-hessischen  Bahnen  im 
Jahre  1920  auf  128-6  Pf.  emporschnellen  lassen. 
Den  Anteil  der  hauptsächlichen  Ausgabengrup- 
pen an  den  Z.  zeigt  nachstehende  Tabelle,  die 
des  Vergleichs  halber  bis  auf  die  Vorkriegszeit 
zurückgeführt  ist. 

Diese  auf  dem  Buchungsschema  beruhende 
Spezialisierung  der  Ausgaben  reicht  nicht  zu 
einer  Ermittelung  der  Kosten  der  reinen  Zug- 
förderung aus.  Man  bleibt  hierbei  auf  Schät- 
zungen angewiesen:  versteht  man  unter  diesen 
Kosten  die  Ausgaben  für  Lokomotiv-  und  Zug- 
personal, für  Kohle  und  sonstige  Betriebsstoffe 
und  für  Unterhaltung  des  Oberbaus,  so  wird 
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man  sie  auf  etwa  30%  der  Qesamtbetriebs- 
kosten  annehmen  können.  Rechnet  man  auch 
die  Kosten  für  UnterhaHung  und  Ergänzung 
der  Betriebsmittel  dazu,  so  dürften  die  reinen 
Z.  in  diesem  erweiterten  Sinne  auf  55-60% 
der  Gesamtbetriebskosten  zu  schätzen  sein. 

Es  stellten  sich  die  reinen  Z.  für  das  ZugÄm 
im  Schneilzugdienst  auf  llQ-l  Pf.,  im  Per- 
sonenzugdienst auf  88-Q  Pf.,  im  Güterzug- 
dienst auf  140-5  Pf.;  und  die  gesamten  Be- 
triebskosten, ohne  Verzinsung  des  Anlage- 
kapitals, für  das  Zugkrn  im  Schnellzugdienst 
auf  208-0  Pf.,  im  Personenzugdienst  auf 
158-5  Pf.,  im  Güterzugdienst  auf  246  0  Pf. 
Es  stellten  sich  für  das  WagenachsA/«  im 
Schnellzugdienst  auf  11-5  Pf.,  im  Personen- 
zugdienst auf  8-04  Pf.,  im  Güterzugdienst  auf 
4-55  Pf. 

Die  Hauptschwierigkeit  aller  derartigen  Un- 
tersuchungen liegt  in  der  angemessenen  Ver- 
teilung der  einzelnen  Ausgabenposten  auf  die 
verschiedenen  Zuggattungen,  insbesondere  der 
Aufwendungen,  die  nicht  unmittelbar  für  die 
Zugförderung  erfolgen.  Bei  den  persönlichen 
Kosten  lassen  sich  nur  die  für  den  Lokomotiv- 
und  für  den  Zugbegleitdienst  entstandenen  Auf-- 
Wendungen  in  Verbindung  mit  den  erfahrungs- 
gemäß in  den  einzelnen  Zuggattungen  ge- 
leisteten Tagesleistungen  einigermaßen  genau 
ermitteln,  die  übrigen  müssen  nach  einem  an- 
genommenen Maßstab  verteilt  werden,  und 
ebenso  bedarf  es  bei  den  sächlichen  Aufgaben 
vielfacher  Annahmen,  um  einen  Verteilungs- 
maßstab zu  finden.  Eingehende  Untersuchun- 
gen hierüber  bringen  die  Arbeiten  von  Esch 
(Über  den  Einfluß  der  Geschwindigkeit  der 
Beförderung  auf  die  Selbstkosten  der  Eisen- 
bahnen, Jena  1911)  und  Landsberg  (Über 
die  sachlichen  Förderkosten  des  Eisenbahn- 
betriebes). 

Die  gesamten  sächlichen  Förderkosten,  wor- 
unter die  für  Unterhaltung  und  Erneuerung 
des  Oberbaus,  Erhaltung  und  Ergänzung 
der  Betriebsmittel  und  der  maschinellen  An- 
lagen und  der  Verbrauch  an  Betriebsstoffen 
verstanden  werden,  betragen  nach  Landsberg 
bei  Schnellzügen  3-82  Pf.  f.  d.  Wagenachs/^/«; 
bei  Personenzügen  4-00 Pf.  f.d.  Wagenachsy^ffz; 
bei    Güterzügen    2-470  Pf.  f.  d.  Wagenachs>t/.7. 

Esch,  der  außer  diesen  sächlichen  Kosten 
auch  die  Aufwendungen  für  Lokomotiven  und 
Zugbegleitpersonal  und  die  Verzinsung  für 
Lokomotiven  und  Wagen  berücksichtigt,  kommt 
zu  folgenden  Ergebnissen  : 

Bei  Schnellzügen  4-527  Pf.  f.  d.  WagenachsAw, 
bei  Personenzügen  4-661  Pf.  f.  d.  Wagenachs- 
km,  bei  Güterzügen  2829  Pf.  f.  d.  WagenachsÄ/w. 
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Die  absoluten  Zahlen  dieser  Ermittelungen 
haben  zwar  jetzt,  wo  das  Geld  infolge  seiner 
ungeheuren  Entwertung  und  wegen  seiner 
Wertschwankungen  nicht  mehr  in  dem  frü- 
heren Maße  als  Wertmesser  gelten  kann,  an 
Bedeutung  eingebüßt.  Von  Wert  bleiben  aber 
die  Ergebnisse  insofern,  als  sie  einen  Rück- 
schluß auf  das  gegenseitige  Kostenverhältnis 
der  untersuchten  Zugarten  gestatten.  Allerdings 
kann  das  Verhältnis  der  Kosten  der  beiden 
Hauptverkehrsarten  und  der  Zuggattungen 
zueinander  selbstverständlich  auch  kein  gleich- 
bleibendes sein  ;  es  ist  abhängig  von  einer 
Reihe  von  Umständen,  insbesondere  von  dem 
wechselnden  Stärkeverhältnis  der  Hauptver- 
kehrsarten und  der  hierfür  erforderlich  gewe- 
senen Betriebsleistungen.  Eine  auf  die  Kennt- 
nis der  Einzelvorgänge  und  ihrer  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  sich  stützende  Annahme  des 
Verhältnisses  wird  man  aber  verwenden  können, 
um  ein  zwar  auch  nur  als  Schätzungsergebnis 
zu  bewertendes,  aber  doch  immerhin  einiger- 
maßen zutreffendes  allgemeines  Urteil  über 
die  Kosten  der  beiden  Hauptverkehrsarten 
und  bei  weiterer  Spezialisierung  auch  der  ein- 
zelnen Zuggattungen  zu  gewinnen. 

Hierbei  ist  davon  auszugehen,  daß  ein  Per- 
sonenwagenachs/Äw  fraglos  teurer  ist,  als  ein 
GüterwagenachsÄOT.  Die  von  der  Zugzahl  ab- 
hängigen Aufwendungen,  also  vor  allem  die 
Kosten  für  den  stationären  Dienst,  aber  auch 
die  für  Vorhaltung  der  Lokomotiven  mit  deren 
Bedienungspersonal  verteilen  sich  —  bei  der 
geringeren  Achsstärke  der  Personenzüge  - 
auf  eine  geringere  Anzahl  von  Achsen,  und 
auch  die  sächlichen  Aufwendungen,  insbeson- 
dere für  Kohlen,  sind  verhältnismäßig  größer, 
während  die  durch  die  geringere  Fahrge- 
schwindigkeit der  Güterzüge  und  durch  die 
ungünstigere  Personalausnutzung  bedingten 
höheren  Personalkosten  der  Zugbegleitbedien- 
steten sich  wieder  auf  die  größere  Anzahl  der 
Achsen  der  Güterzüge  verteilen. 

Aus  der  Statistik  sind  die  Kosten  (Ka)  für 
ein  WagenachsÄ/«  aller  Art,  ferner  die  Gesamt- 
zahl aller  gefahrenen  AchsÄ/«  (Aakm)  bekannt, 
und  unter  entsprechender  Zusammenfassung 
einiger  Gruppen  die  im  Personenzugdienst 
{Apkm)  und  im  Güterzugdienst  (Agk/n)  ge- 
fahrenen zu  ermitteln.  Bezeichnet  man  die  zu- 
nächst noch  nicht  bekannten  Kosten  für  das 
Wagenachs^m  im  Personenverkehr  mit  J<Cp 
die  des  Güterverkehrs  mit  Kg,  so  ergibt  sich 
die  Beziehung: 

Apkm  ■  K.P  ~r  Ag  ■  km  ■  Kg  =  Aakm  ■  Ka 
Nimmt  man  das  Verhältnis  Kp  '■  Kg  als  be- 
kannt an,  so  lassen  sich  die  Werte  Kp  und  Kg 
hieraus  leicht  berechnen. 


Für  die  Vorkriegszeit  schien  das  Verhältnis 
Kp  :Kg=  1'6  :  1  angenommen.  Das  Ergebnis 
einer  neuerdings  vorgenommenen  Schätzung 
der  Selbstkosten  für  die  ehemals  preußisch- 
hessischen Bahnen  im  Rechnungsjahr  1920 
läßt  jedoch  \'ermuten,  daß  das  Verhältnis  sich 
jetzt  zu  Ungunsten  des  Güterverkehrs  verscho- 
ben hat,  wobei  vor  allem  die  erheblichen  jetzt 
für  die  Instandhaltung  und  Erneuerung  der 
Fahrzeuge  aufzuwendenden  Mittel  ins  Gewicht 
fallen. 

Das  Verhältnis  stellt  sich  nach  dieser  Selbst- 
kostenschätzung auf  1'16: 1.  Bei  einer  Gesamt- 
zahl von  17.800  Mill.  WagenachsÄ/w,  von  denen 
5300  Mill.  auf  den  Personenverkehr,  12.600  Mill. 
auf  den  Güterverkehr  entfallen  und  einem  Satz 
von  128-6  Pfg.  der  Gestehungskosten  für  ein 
WagenachsÄOT  aller  Art  stellen  sich  demnach 
die  Kosten  für  1  PersonenwagenachsA/w  auf 
1426  Pf.,  die  eines  GüterwagenachsA/n  auf 
122-9  Pf.  Bei  einer  durchschnittlichen  Zugstärke 
von  31-5  Achsen  im  Personenverkehr  belaufen 
sich  die  Kosten  für  1  Personenzug^/«  auf  M.  44-9, 
die  im  Güterverkehr  bei  einer  durchschnitt- 
lichen Zugstärke  von  76-8  Achsen  auf  M.  94-4 
für  1  GüterzugÄm  (s.  Fahrplan  unter  IV,  1 
und  Gütertarife  unter  II  B). 

Literatur:  Das  Selbstkostenproblem  bei  der  Eisen- 
bahnverw'altung.  Verkehrstechn.  W.   1921,    Heft  47. 

Tecklenburg. 

Zugfolge  (train  successioii;  succession  des 
trains,  successione  dei  convogU)  ist  bestimmt 
durch  den  zur  Sicherung  der  Zugfahrten  auf 
der  freien  Strecke  einzuhaltenden  Abstand 
zwischen  den  auf  demselben  Streckengleis  ver- 
kehrenden Zügen. 

Durch  Festlegung  eines  solchen  Abstands 
soll  die  Gewähr  gegeben  werden,  daß  von  zwei 
in  derselben  Richtung  verkehrenden  Zügen  der 
zweite  nicht  auf  den  vor  ihm  abgelassenen 
auffährt  und  daß  ferner  bei  eingleisigem  Betrieb 
nicht  zwei  aus  entgegengesetzter  Richtung 
kommende  Züge  aufeinanderstoßen. 

Für  Züge  derselben  Fahrrichtung  hat  man 
zu  diesem  Zweck,  besonders  in  früheren  Zeiten, 
vielfach  vorgeschrieben,  daß  zwischen  der  Ab- 
fahrt eines  Zuges  von  einer  Betriebsstelle  und 
dem  Ab-  oder  Durchlassen  eines  folgenden 
Zugs  an  dieser  Stelle  eine  bestimmte  Zeit  liegen 
muß.  Eine  so  geregelte  Betriebsweise  wird 
als  Fahren  in  Zeitabstand  bezeichnet.  Da- 
bei kann  es  vorkommen,  daß  der  nachfolgende 
Zug  den  vorausgefahrenen  einholt,  weil  dieser 
die  fahrplanmäßige  Geschwindigkeit  nicht  ein- 
gehalten hat  oder  auf  der  Strecke  liegen  ge- 
blieben ist.  Trotz  der  Vorschriften,  die  für 
solche  Fälle,   insbesondere  über  Deckung  der 
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liegengebliebenen  Züge  gegeben  werden,  bleibt 
die  Gefahr  des  Auffahrens  des  einen  Zugs 
auf  den  anderen  bestehen.  Diese  wird  umso 
größer,  je  mehr  die  Fahrgeschwindigkeit  der 
Züge  sich  steigert  und  je  verschiedenartiger 
die  auf  derselben  Strecke  verkehrenden  Züge 
sind.  Man  ist  daher  fast  allgemein  zu  einer 
anderen  Betriebsweise,  dem  Fahren  in  Raum- 
abstand, übergegangen.  Hierbei  darf  ein  Zug 
an  bestimmten  Betriebsstellen  erst  dann  ab- 
oder  durchgelassen  werden,  wenn  -der  ihm 
voraufgefahrene  Zug  die  Strecke  bis  zu  einer 
folgenden  Betriebsstelle  durchfahren  hat  und 
hierüber  eine  Meldung  (Rückmeldung)  von 
dieser  Stelle  vorliegt.  Die  Betriebsstellen,  die 
einen  Streckenabschnitt  begrenzen,  in  den  ein 
Zug  nicht  einfahren  darf,  bevor  der  voraus- 
gefahrene Zug  ihn  verlassen  hat,  heißen 
Zugfolgestell  en. 

Die  Eisenbahn-Bau-  und  -Betriebsordnung 
für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  (BO.)  schreibt 
dieZ. in  Raumabstand  in  §  65  ( 1 )  durch  folgende 
Bestimmung  vor:  „Kein  Zug  darf,  abgesehen 
von  Störungen,  von  einer  Zugfolgestelle  ab- 
oder  durchgelassen  werden,  bevor  festgestellt 
ist,  daß  der  vorausgefahrene  Zug  sich  unter 
Deckung  der  nächstfolgenden  Zugfolgestelle 
befindet".  Diese  Bestimmung  gilt  für  Haupt- 
bahnen allgemein,  für  Nebenbahnen,  wenn  sie 
mit  mehr  als  I  5  km  Geschwindigkeit  befahren 
werden. 

Die  Forderung,  wonach  der  Zug  sich  unter 
Deckung  einer  Zugfolgestelle  befinden  soll,  ist 
dahin  zu  verstehen,  daß  er  soweit  in  den  Bereich 
dieser  Stelle  gelangt  sein  muß,  als  nötig  ist, 
um  ihn  erforderlichenfalls  gegen  einen  nach- 
folgenden Zug  sichern  zu  können.  Eine  solche 
Sicherung  ist  durch  Wärtersignale  (s.  d.)  oder 
durch  Hauptsignale  (s.  Signalwesen)  möglich. 
Es  ist  also  nicht  erforderlich,  daß  an  jeder 
Zugfolgestelle  der  Streckenabschnitt,  den  sie 
begrenzt,  durch  ein  Hauptsignal  abgeschlossen 
ist.  Auf  Nebenbahnen  sind  Hauptsignale  für 
diesen  Zweck  in  vielen  Fällen  nicht  vorhanden. 

In  erster  Linie  wird  man  die  Stationen,  auf 
denen  Züge  aus  Verkehrsrücksichten  regel- 
mäßig halten,  zu  Zugfolgestellen  machen.  Viel- 
fach liegen  diese  Stationen  aber  so  weit  aus- 
einander, daß  bei  den  dabei  einzuhaltenden 
Zugabständen  die  nötige  Zahl  der  Züge  nicht 
durchgebracht  werden  kann.  Eine  dichtere  Z. 
läßt  sich  dann  dadurch  erreichen,  daß  zwischen 
zwei  durch  Stationen  des  öffentlichen  Verkehrs 
gebildete  Zugfolgestellen  eine  oder  mehrere 
Zugfolgestellen  eingeschoben  werden,  die 
lediglich  den  Zweck  haben,  den  Raum- 
abstand zwischen  den  Zügen  zu  verkleinern. 
Durch    Einschaltung    solcher    Zugfolgestellen 


(Blockstellen)    kann    die    Zugdichte    gesteigert 
werden. 

Auf  stark  belasteten  Hauptbahnen  findet  man 
vielfach  Zugfolgestellen  in  weniger  als  1'5  km 
Abstand  voneinander.  Es  empfiehlt  sich  im 
allgemeinen  aber  nicht,  in  der  Verkürzung  des 
Abstands  der  Zugfolgestellen  zu  weit  zu  gehen. 
Das  Maß  von  2  km  sollte  ohne  wichtige  Gründe 
bei  Hauptbahnen  mit  Dampfbetrieb  nicht 
unterschritten  werden.  Bei  einer  Geschwindig- 
keit von  80  km  in  der  Stunde  kann  dabei  ein 
Zug  dem  andern  im  Abstand  von  2  —  3  Minuten 
folgen.  Bei  Stadtbahnen  mit  elektrischem  Betrieb 
und  selbsttätiger  Signalgebung  läßt  sich  die 
Zugdichte  ohne  besondere  Schwierigkeiten  bis 
auf  40  Züge  in  der  Stunde  bringen.  Die 
Zugfolgestellen,  auf  denen  es  möglich  ist, 
Züge  beginnen,  endigen,  wenden,  kreuzen, 
überholen  von  einem  Hauptgleis  auf  das  andere 
gelangen,  oder  auf  eine  abzweigende  Bahn- 
strecke übergehen  zu  lassen,  sind  nach  den 
auf  den  deutschen  Bahnen  geltenden  Fahr- 
dienstvorschriften Zug  meldesteilen. 

Die  BO.  regelt  auch  das  Zugmeldever- 
fahren, wonach  die  Feststellungen  und  Mel- 
dungen gehandhabt  werden,  die  vor  dem 
Ab-  und  Durchlassen  eines  Zuges  zur  Siche- 
rung der  Z.  erforderlich  sind. 

Zu  diesen  Zugmeldeverfahren  gehören : 

Das  Anbieten  und  Annehmen 

Das  Abmelden 

Das  Rückmelden. 

Auf  den  mit  Läutewerken  ausgerüsteten 
Linien  wird  mit  dem  Zugmeldefahren  noch  das 
Abläuten  verbunden. 

Angeboten  und  angenommen  werden 
die  Züge  im  allgemeinen  nur  auf  eingleisigen 
Strecken  und  bei  eingleisigem  Betrieb  auf  zwei- 
gleisigen Strecken.  Das  Anbieten  und  Annehmen 
vollzieht  sich  von  Zugmeldestelle  zu  Zug- 
meldestelle. Die  Form  der  im  Zugmeldever- 
fahren zu  wechselnden  Gespräche  ist  genau 
vorgeschrieben. 

Das  Anbieten  und  Annehmen  geht  hiernach 
auf  den  deutschen  Bahnen  in  folgender  Weise 
vor  sich. 

Wenn  die  Station,  der  ein  Zug  angeboten 
werden  soll,  auf  Anruf  sich  gemeldet  hat,  gibt 
die  anrufende  Stelle  das  Zeichen  „Verstanden" 
und  bietet   dann  den  Zug   an    mit  der  Frage 

Wird  Zug  (Nummer)  angenommen? 
in  telegraphischer  Abkürzung:  Z.  (Nummer)  ag? 

z.  B.  Z  7  ag? 

Ist  die  gefragte  Stelle  damit  einverstanden, 
so  antwortet  sie 


I 


z.  B. 


Zug  (Nummer)  ja. 
Z  7  ja. 


Zugfolge. 
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Für  besondere  Fälle,  insbesondere  bei  ein- 
gleisigen Bahnen,  sind  noch  Zusätze  erfor- 
derlich. 

Abgemeldet  werden  die  Züge  in  der  Regel 
von  Zugmeldestelle  zu  Zugmeldestelle,  und 
zwar  zu  dem  Zeitpunkt,  in  dem  der  Zug  auf 
der  zum  Abmelden  verpflichteten  Stelle  ab- 
oder  durchfährt.  Die  Abmeldung  lautet  z.  B. 
für  einen  Zug  mit  der  Nummer  7 
Z  7  ab  615. 

Zurückgemeldet  wird  von  Zugfolgestelle 
zu  Zugfolgestelle.  Durch  die  Rückmeldung 
wird  bestätigt,  daß  die  Zugfahrt  ordnungs- 
mäßig verlaufen  und  der  von  dem  Zuge  ver- 
lassene Gleisabschnitt  frei  ist.  Die  Meldung 
lautet  für  das  vorbezeichnete  Beispiel 
Z  7  hier. 

Auf  Stationen,  wo  die  Zugfolgestellen  durch 
Telegraph  verbunden  sind,  ist  zu  den  den  Zug- 
lauf betreffenden  Meldungen  der  Telegraph 
zu  benutzen,  so  weit  nicht  ausdrücklich 
durch  allgemeine  Vorschriften  oder  besondere 
Anordnungen  der  Fernsprecher  dafür  zuge- 
lassen ist. 

Über  die  Zugmeldungen  wird  ein  besonderes 
Buch  -  das  Zugmeldebuch  -  geführt. 

Auf  den  Strecken,  die  mit  elektrischer  Strecken- 
blockung versehen  sind,  kann  das  telegraphische 
Zugmeldeverfahren  ganz  oder  teilweise  durch 
die  Bedienung  des  Streckenblocks  ersetzt 
werden. 

.^uf  mit  Streckenblockung  ausgerüsteten 
Bahnstrecken  fällt  im  regelmäßigen  Betrieb 
die  telegraphische  Rückmeldung  ganz  fort.  An 
ihre  Stelle  tritt  Rückblockung,  bei  der  das 
Endfeld  einer  Blockstelle  oder  Blockendstelle 
geblockt  und  das  Anfangsfeld  der  rückwärts 
davon  gelegenen  Zugfolgestelle  entblockt  wird. 
Damit  wird  das  Signal  dieser  Zugfolgestelle 
freigegeben  und  ihr  gestattet,  einen  anderen 
Zug  folgen  zu  lassen. 

Die  Abmeldung  eines  Zugs  wird  in  ge- 
wissem Umfange  ersetzt  durch  die  von 
Blockstelle  zu  Blockstelle  fortschreitende  Vor- 
blockung. Hierbei  wird  auf  der  Block- 
stelle, der  sich  ein  Zug  nähert,  das  weiße 
Endfeld  in  Rot  verwandelt  und  dadurch  an- 
gezeigt, daß  auf  der  rückwärts  gelegenen  Zug- 
folgestelle ein  Zug  abgelassen  ist.  Über  Art 
und  Nummer  des  Zuges  gibt  die  Vor- 
blockung keine  Auskunft.  Wo  Wert  darauf  zu 
legen  ist,  daß  auch  hierüber  Mitteilung  erfolgt, 
muß  neben  der  Vorblockung  telegraphisch  ab- 
gemeldet werden. 

Auf  den  zum  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen- 
Hessen    gehörigen    Strecken    der    Reichsbahn 


werden,  sofern  nicht  von  der  F^eichsbahn- 
direktion  anderes  bestimmt  ist,  die  Züge  bei 
zweigleisigem  Betrieb  neben  der  Blockbedienung 
abgemeldet. 

Das  Anbieten  und  Annehmen  der  Züge 
auf  eingleisigen  Strecken  und  bei  zeitweise 
eingleisigem  Betrieb  oder  beim  ausnahms- 
weisen  Befahren  des  falschen  Gleises  auf 
zweigleisigen  Strecken  wird  auf  den  mit 
Streckenblockung  ausgerüsteten  Strecken  stets 
neben  der  Blockbedienung  durchgeführt.  Erst 
nachdem  der  Zug  von  dem  Fahrdienstleiter 
der  Station,  der  er  angeboten  ist,  angenommen 
ist,  wird  bei  eingleisigem  Betrieb  das  der 
Annahme  entsprechende  Erlaubnisabgabefeld 
geblockt  und  damit  auf  der  Abfahrstation 
des  Zugs  das  zugehörige  Erlaubnisempfangs- 
feid  entblockt. 

Für  die  österreichischen  Bahnen  ist  in 
dem  Artikel  109  der  Vorschriften  für  den  Ver- 
kehrsdienst Bestimmung  über  die  Regelung  der 
Zugfolge  getroffen.  Die  Bahnlinien  sind  darnach 
in  Raumabschnitte  geteilt,  die  entweder  durch 
die  Stationen  (Ausweichen)  oder  durch  zwischen 
je  zwei  Stationen  (Ausweichen)  eingeschaltete, 
mit  feststehenden  Raumabschlußsignalen  ver- 
sehene Zugmelde-  oder  Blockposten  be- 
grenzt sind. 

Im  ersteren  Fall  wird  die  Zugfolge  durch  die 
Stationen  (Ausweichen)  allein  geregelt  -  Fahren 
im  Stationsabstand  - ,  während  in  Strecken 
mit  Raumabschlußeinrichtungen  auch  die  diese 
bedienenden  Zugmeldestellen  oder  Blockwächter 
zur  Regelung  der  Zugfolgen  berufen  sind  - 
Fahren  im  Abstand  der  Block-  oder  Zugmelde- 
posten. 

Innerhalb  eines  jeden  Raumabschnitts  darf 
sich  auf  jedem  Gleis  nur  ein   Zug  befinden. 

Die  Einfahrt  eines  Zugs  in  einen  Raum- 
abschnitt ist  auf  den  Strecken,  die  durch  Zug- 
melde- oder  Blockposten  unterteilt  sind,  dem 
nächstgelegenen  Posten  (Station,  Ausweiche) 
durch  einmaliges  längeres  Läuten  mittels  des 
Weckers  anzuzeigen  (Vormeldung).  Dieses 
Zeichen  ist  von  der  Station  (Ausweiche)  vor 
der  Ausfahrt  des  Zugs,  von  den  Zugmelde- 
und  Blockposten  erst  dann  zu  geben,  wenn 
der  Zug  in  Sicht  kommt. 

Ist  bei  Eintreffen  der  Vormeldung  der  Raum- 
abschnitt noch  besetzt,  so  ist  dies  dem  rück- 
wärts gelegenen  Zugmeldeposten  (Station,  Aus- 
weiche) durch  fünf  mäßig  lange,  durch  kurze 
Pausen  getrennte  Weckerzeichen  anzuzeigen 
und  telephonisch  mit  den  Worten  „Strecke 
besetzt"   bekanntzugeben. 

Die  Feststellung,  daß  ein  Raumabschnitt  für 
einen    nachfolgenden    Zug   frei    geworden    ist, 
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geschieht  mittels  der  Rückmeldung.  DieRück- 
mcldung  ist  zu  geben : 

a)  Bei  der  Zugfolge  in  Stationsabstand  nach 
vollständiger  Einfahrt  des  Zugs  und  Halt- 
stellung des  Einfahrt-  oder  Distanzsignals  durch 
den  Zugexpedienten  an  die  in  der  Fahrrichtung 
des  Zuges  rückwärts  gelegene  Station  (Aus- 
weiche) telegraphisch  oder  telephonisch  mit 
den  Worten:  „Zug  No. . .  hier". 

b)  in  Strecken  mit  Zugmeldeposten  nach  Fest- 
stellung des  Zugschlusses  und  Haltstellung  des 
den  Raumabschnitt  begrenzenden  Mastsignals 
durch  den  Zugmcldeposten  oder  die  den  End- 
punkt des  Raumabschnittes  bildende  Station 
(Ausweiche)  durch  die  telephonische  Meldung 
„Zug  hier". 

c)  in  Strecken  mit  Blockposten  durch  Be- 
dienung der  Blockwerke. 

Im  Falle  der  Untauglichkeit  der  Blockwerke 
hat  die  Rückmeldung  wie  für  Strecken  mit 
Zugmeldeposten  mittels  Telephon  zu  geschehen. 

Bei  vollständiger  Störung  derX'erständigungs- 
mittel  ist  das  Fahren  in  Zeitabstand  unter  be- 
stimmten Vorsichtsmaßregeln  gestattet. 

In  jeder  Station  (Ausweiche)  der  mit  Zug- 
melde- oder  Blockposten  ausgestatteten  Linien 
sowie  bei  jedem  Zugmelde-  oder  Blockposten 
ist  ein  Zugmeldebuch  zu  führen. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  auf  den  deutschen 
und  österreichischen  Bahnen,  wird  die  Zug- 
folge auf  fast  allen  Bahnen  durch  Telegraph 
oder  Fernsprecher,  durch  Telegraph  in  Ver- 
bindung mit  Läutewerken  oder  durch  Block- 
apparate geregelt.  Die  Signale  sind  nicht 
überall  zwangsweise  von  den  Blockeinrich- 
tungen abhängig.  Vielfach  bestehen  die  Block- 
apparate nur  aus  elektrischen  Zeichengebern 
mit  Klingeln,  mit  denen  gemeldet  wird 
„Strecke  geblockt"  „Strecke  frei"  „Zug  unter- 
wegs"; die  Signalstellung  erfolgt  unabhängig 
davon. 

Ein  besonders  in  England,  aber  auch  in 
anderen  Ländern  vielfach  übliches  Hilfsmittel 
zur  Regelung  der  Zugfolge  auf  eingleisigen 
Strecken  ist  der  Zugstab.  Der  Lokomotiv- 
führer darf  in  eine  Blockstrecke  nur  einfahren, 
wenn  ihm  ein  nur  in  einem  Stück  vorhandener 
und  nur  für  diese  Strecke  gültiger  Stab  aus- 
gehändigt wird,  der  sich  in  Form  und  Farbe 
von  den  für  die  übrigen  Blockstrecken  be- 
stimmten Stäben  unterscheidet.  Am  Ende 
der  Blockstrecken  wird  der  Stab  abgegeben 
und,  wenn  von  dort  aus  die  Fahrt  fortgesetzt 
werden  soll,  gegen  einen  neuen  Stab  ausge- 
tauscht. Der  abgelieferte  Stab  dient  einem 
Zug  der  Gegenrichtung  als  Fahrerlaubnis. 
Soll  dem  Zuge  einer  Richtung  ein  zvseiter 
Zug    folgen,     ehe    ein     Oegenzug     aus     der 


anderen  Richtung  eingetroffen  ist,  so  uürde 
für  diesen  zweiten  Zug  der  Zugstab  nicht 
zur  Verfügung  stehen.  In  diesem  Falle  erhält 
der  erste  Zug  als  Fahrerlaubnis  eine  Zugkarte 
und  erst  der  zweite  Zug  den  Zugstab.  Trotz 
der  für  die  Ausfertigung  der  Zugkarte  vor- 
gesehenen Sicherungsmaßnahmen  bleibt  eine 
Unsicherheit  dabei  bestehen.  Man  hat  daher 
Einrichtungen  getroffen,  bei  denen  an  beiden 
Enden  der  Blockstrecke  eine  größere  Anzahl 
von  Zugstäben  oder  Zugscheiben  in  einem  Be- 
hälter mit  elektrischem  Verschluß  vorgehalten 
wird.  Zwischen  den  beiden  Behältern  ist  eine 
Abhängigkeit  derart  hergestellt,  daß  immer  nur 
ein  Stab  oder  eine  Scheibe  sich  außerhalb 
des  Behälters  befinden  kann.  Wenn  also  ein 
Lokomotivführer  im  Besitz  eines  Stabs  oder 
einer  Scheibe  ist  und  damit  die  Fahrerlaubnis 
hat,  so  kann  kein  anderer  Lokomotivführer  sich 
die  Fahrerlaubnis  verschaffen.  Wird  die  Zahl 
der  in  den  Behältern  vorgehaltenen  Stäbe  oder 
Scheiben  ausreichend  groß  bemessen,  so  kann 
immer  mit  Zugstab  oder  Zugscheibe  gefahren 
werden,  unabhängig  davon,  ■«■ie  sich  die  Züge 
der  einen  und  der  anderen  Richtung  folgen. 
Dabei  gibt  es  auch  Einrichtungen,  die  das 
Auswechseln  der  Zugstäbe  oder  Zugscheiben 
während  der  Fahrt  gestatten.  Hoogen. 

Zugfolgestelle  s.  Zugfolge. 

Zugführer  s.  Zugpersonal. 

Zuggattung  {type  oftrain;  genre  de  train; 
tipo  0  specie  di  treno).  Die  Einteilung  der  Züge 
erfolgt  in  erster  Linie  auf  Grund  ihrer  fahr- 
dienstlichen Behandlung.  Sie  erfährt  hierbei 
eine  Ergänzung  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeu- 
tung der  Züge  für  den  Verkehr.  Rein  fahr- 
dienstlich oder  ausgehend  voTi  den  für  die 
Sicherheit  des  Betriebs  von  den  Landes- 
aufsichtsbehörden erlassenen  Vorschriften  - 
auf  den  deutschen  Bahnen  nach  §  5  der  FV. 
und  auf  den  österreichischen  Bahnen  nach 
Art.  70  der  Vorschriften  für  den  Verkehrs- 
dienst —  unterscheidet  man  zunächst  zwei 
Z.,  die  regelmäßigen  Züge  und  die  Sonder- 
züge, sodann  unabhängig  hiervon  Züge  mit 
und  ohne  Personenbeförderung.  Im 
übrigen  hat  die  Fahrgeschwindigkeit  (s.  d.) 
einen  überwiegenden  Einfluß  auf  die  fahr- 
dienstliche Behandlung  der  Züge.  Dies  kommt 
zum  Ausdruck  in  der  durch  die  Aufsichts- 
behörden festgesetzten  Rangordnung  der 
Züge  (s.  d.),  die  die  Züge  einteilt  in  Schnell- 
züge, Eilzüge,  Personenzüge,  Militärsonderzüge, 
Eilgüterzüge,  Ferngüterzüge,  Durchgangsgüter- 
züge, Nahgüterzüge  und  Hilfszüge.  Die  hier 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  sind 
in  den  Aufsätzen  über  die  vorstehend  auf- 
gezählten   Z.   sowie    über    Fahrplan,    Bedarfs- 
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Züge,  Sonderzüge,  Übergabezug,  Vorzug, 
Leichter  Zug,  Zugbelastung  und  Zugbildung 
besprochen. 

Zu  diesen  Z.  treten  die  aus  Rücksichten 
auf  den  Verkehr  gebildeten  Bezeichnungen 
hinzu.  Sie  entspringen  dem  Wunsche  nach 
einer  kurzen  und  deutlichen  Bezeichnungs- 
weise im  Verkehr  mit  allen  Beteiligten  inner- 
halb und  außerhalb  der  Verwaltung.  Die  für 
den  Dienstverkehr  eingeführte  Bezeichnung 
der  Züge  durch  Nummern  reicht  hierfür  nicht 
aus.  Als  besondere  Z.  sind  anzuführen: 

a)  bei  den  Personenzügen:  Luxuszüge, 
Expreßzüge,  D-Züge,  Fernzüge,  Vorortzüge, 
Lokalzüge,  Omnibuszüge,  Arbeiterzüge,  Ferien- 
sonderzüge,  Qutwetterzüge,  Pilgerzüge,  Bade- 
züge, Werktagszüge,  Wochenendzüge,  Sonn- 
tagszüge, Rennsonderzüge,  Vergnügungszüge, 
Triebwagenfahrten ; 

b)  bei  den  Güterzügen:  Gemischte  Züge, 
Postzüge,  Viehzüge,  Milchzüge,  Fischzüge, 
Pferdezüge,  Bienenzüge,  Erzzüge,  Kohlenzüge, 
Kokszüge,  Rübenzüge,  Wagenladungszüge, 
Stückgüterzüge,  Sammelzüge,  Ausladezüge, 
Leerwagenzüge,  Pulverzüge,  Bedienungszüge, 
Schleppzüge; 

c)  bei  der  Militärbeförderung  (s.  d.)  oder 
der  Kriegführung;  Lazarettzüge,  Krankenzüge, 
Etappensammelzüge,  Militärurlauberzüge,  Auf- 
marschzüge, Nachschubzüge,  Militärbedarfs- 
züge, Panzerzüge; 

d)ht'\  den  Dienstzügen  (s.d.):  Hilfsgeräte- 
züge,  Arbeitszüge,  Materialzüge,  Werkstätten- 
probezüge,  Bauzüge,  Schotterzüge,  Lokomotiv- 
züge, Leerfahrten,  Probefahrten,  Revisions- 
züge. 

Nähere  Angaben  finden  sich  in  den  Einzel- 
aufsätzen über  fast  alle  der  vorstehend  aufge- 
führten Z.  Während  die  für  die  fahrdienstliche 
Behandlung  maßgebende  Z.  aus  den  Fahr- 
plänen und  Dienstvorschriften  ersichtlich  sein 
muß  -  für  die  gemischten  Züge  ist  es  im 
§  54  (2)  der  EBBO.  besonders  vorge- 
schrieben -  richtet  sich  die  Anwendung  der 
aus  dem  Verkehrszweck  hergeleiteten  Bezeich- 
nungen nach  dem  Umfang  des  Zugverkehrs 
und  dem  hieraus  entstehenden  Bedürfnis.  Es 
wird  daher  von  den  aufgeführten  Bezeichnungen 
in  sehr  verschiedenem  Maße  Gebrauch  gemacht. 

Breusing. 

Zuggeschwindigkeit  (train  speed ;  vifesse 
des  trains;  velocitä  dei  treni).  Sie  wird  gemessen 
nach  Äm/St.  und  bestimmt  durch  die  Beschaffen- 
heit der  Fahrbahn  und  der  Fahrzeuge,  durch 
die  Leistungsfähigkeit  der  Lokomotive  sowie 
durch  Rücksichten  auf  die  Sicherheit  und  Be- 
quemlichkeit des  Verkehrs.  Für  die  Sicherheit 


ist   sie  von    solcher   Bedeutung,    daß    die   für 
Regelung  und  Beaufsichtigung  des  Eisenbahn- 
betriebs erlassenen  Ordnungen  und  Vorschrif- 
ten sich  wesentlich  nach  den  zur  Anwendung 
kommenden  Z.  richten.  Um  welche  Geschwin- 
digkeitsstufen   es    sich  hierbei    handelt,    ist  im 
Aufsatz  Fahrgeschwindigkeit  näher  erläutert. 
Die  Sorge   für  die  Aufrechterhaltung  der  Be- 
triebssicherheit (s.  d.)  erfordert  eine  sorg- 
fältige dauernde  Überwachung  der  tatsächlich 
zur  Anwendung  kommenden  Z.  (speed  controle; 
contröle  devltesse ;  contwllo  della  velocitä),  damit 
die  Einhaltung  der  fürdieeinzelnen  Geschwindig- 
keitsstufen   als    zulässig    erachteten    Grenzen 
sichergestellt  wird.  Früher  mußte  der  Lokomo- 
tivführer  die    Z.  nach    praktischer    Erfahrung 
schätzen    oder    die  Dauer  der  Fahrt  zwischen 
einzelnen  ä/«- Steinen  mit  der  Uhr  in  der  Hand 
feststellen,  um  hieraus  die  Z.  zu  ermitteln.  Ein- 
zelne Lokomotiven  waren    zwar  mit  Fahrge- 
schwindigkeitsmessern   (s.  d.)  ausgerüstet, 
diese  waren    aber    mit    einem    Uhrwerk   zum 
Aufzeichnen    der    Z.    versehen.    Die    dadurch 
bedingte    verwickelte    Bauart    verhinderte    die 
allgemeine  Einführung.    Erst   durch    die  Fort- 
schritte   im    Kraftwagenbau    (vgl.    Pflug,   Qe 
schwindigkeitsmesser   für  Motorfahrzeuge  und 
Lokomotiven,  Berlin   1908)   kamen  Geschwin- 
digkeitsmesser einfacher  Bauart  in  Gebrauch,  die 
sich  auf  das  Anzeigen  der  jeweiligen  Geschwin- 
digkeit des  Fahrzeugs  beschränkten  und   nun- 
mehr auf  allen  Lokomotiven  angebracht  werden 
konnten.    Sie   setzen    den  Lokomotivführer   in 
Stand,   jederzeit   die    Fahrgeschwindigkeit    des 
Zugs  von    einem  Zifferblatt   mit  Zeiger  abzu- 
lesen. Es  bedarf  daher  heute  nur  einer  Bekannt- 
gabe der  zulässigen  Fahrgeschwindigkeit,  um  ihre 
Einhaltung  im  allgemeinen  sicherzustellen.  Diese 
Bekanntgabe  erfolgt  in  Ausführung  der  Bestim- 
mungen   der   B.  O.  §  66    durch    den    Anhang 
zum    Fahrplanbuch   für   die    einzelnen    Bahn- 
strecken in  nachstehender  Weise. 

Besonders  leicht  entstehen  Gefahren  an  den 
Stellen  der  Bahn,  an  denen  die  Fahrgeschwindig- 
keit von  der  höchsten  zulässigen  Grenze  herab 
erheblich  ermäßigt  werden  muß.  Solche  Stellen 
sucht  man  zwar  durch  zweckmäßige  Gleis- 
führung von  vornherein  zu  vermeiden.  Dies  läßt 
sich  aber  nicht  immer  erreichen.  Auch  die  nach- 
trägliche Einlegung  von  Weichen  mit  großem 
Krümmungshalbmesser  an  den  Bahnabzwei- 
gungen ist  nicht  immer  möglich,  so  daß  vor 
dem" Befahren  solcher  Stellen  die  auf  der  freien 
Strecke  zulässige  Geschwindigkeit  auf  45  km 
i.  d.  St.  und  weniger  ermäßigt  werden  muß. 
Ebenso  ist  die  Herabminderung  der  Fahrge- 
schwindigkeit vor  der  Einfahrt  in  Kopfgleise 
wesentliche   Vorbedingung    für    die    Aufrecht- 
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Zuggeschwindigkeit. 

Größte   zulässige   Fahrgeschwindigkeiten. 
FV.  §  48  (2)   '»• 

Auf  Strecken,  auf  denen  Radtaster  liegen,  sind  die  km  unterstrichen. 


strecke      oder 
Station 


Größte  zulässige  Falirgeschwindigkei  t 


bis 
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FV.  §48(10) 
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1.  Strecke  jünkerath 
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Kierberg-Kalscheuren 
Bahnhof  Kaischeuren 
Bahnhof  Köln  Süd  . 
Köln  West-Köln  Hbf. 


Köln  Hauptbahnhof.  Größte  Geschwindigkeit  80  Ä/n/Std. 
Richtung  Jünkerath-Köln  Hauptbahnhof. 
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erhaltung  der  Betriebssicherheit.  Sind  solche 
Stellen  dem  Lokomotivführer  nicht  ohne  weiteres 
erkennbar,  so  werden  sie  durch  neben  dem 
Gleis  aufgestellte  Tafeln  in  der  in  Spalte  1 1 
angedeuteten  Form  bezeichnet.  Dabei  wird  von 
einer  Beleuchtung  der  Tafeln  mit  Rücksicht  auf 
die  Streckenkenntnis  (s.d.)  des  Lokomotivführers 
meist  abgesehen.  Wohl  aber  ist  an  den  eine 
erhebliche  Ermäßigung  der  Z.  erfordernden 
Stellen  eine  dauernde  Überwachung  am  Platze, 
damit  Überschreitungen  der  festgesetzten  Grenze 
sich  nicht  einschleichen,  vielmehr  in  jedem  einzel- 
nen Fall  den  Aufsichtsbeamten  bekannt  werden. 
Hierzu  dienen  Radtaster  oder  Kontaktanlagen 
(s.  Fahrgeschwindigkeitsmesser),  die  die  Ge- 
schwindigkeit jeder  Zugfahrt  aufzeichnen.  Auch 
auf  Strecken,  auf  denen  wie  auf  Zahnstangen- 
bahnen schon  geringfügige  Überschreitungen  der 
zulässigen  FahrgeschwindigkeitGefahren  hervor- 
rufen können,  ist  eine  dauernde  Überwachung 


durch  Radtaster  angezeigt.  Geringe  Überschrei- 
tungen der  zulässigen  Z.  g°ben  zwar  .Anlaß  zum 
unruhigen  Lauf  der  Fahrzeuge  und  werden  von 
den  Reisenden  unbequem  empfunden,  sie  lassen 
aber  Betriebsgefahren  nicht  unmittelbar  befürch- 
ten. Diese  entstehen  erst,  wenn  erhebliche  Über- 
schreitungen eintreten  oder  wenn  die  Bremskraft 
infolge  der  Geschwindigkeitsüberschreitung  nicht 
mehr  ausreicht,  um  den  Zug  vor  einem  Fahrthin- 
dernis rechtzeitig  zum  Halten  zu  bringen.  Es  ist 
daher  angängig,  die  Regelung  der  Fahrgeschwin- 
digkeit im  allgemeinen  dem  Lokomotivführer  zu 
überlassen  und  die  Überwachung  durch  Rad- 
tastereinrichtungen auf  die  Stellen  mit  großem 
Geschwindigkeitswechsel  zu  beschränken.  Ihrer 
erzieherischen  Wirkung  wegen  sollte  sie  aber 
in  solchen  Fällen  nicht  fehlen. 

Abgesehen  von  den  für  einzelne  Teilstrecken 
der  Bahn  vorgeschriebenen  Geschwindigkeits- 
ermäßigungen   ist   allgemein    durch   §  48  (10) 
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der  FV.  bestimmt,  daß  durch  den  krummen 
oder  ablenkenden  Strang  einer  Weiche  ebenso 
wie  gegen  die  Spitze  einer  nicht  verschlossenen 
oder  verriegelten  Weiche  Personenzüge  nur 
mit  45  km,  Güterzüge  nur  mit  30  km  Ge- 
schwindigkeit i.  d.  St.  fahren  dürfen.  Die 
einem  Bahnhof  sich  nähernden  Züge,  die  in 
ein  vom  durchgehenden  Hauptgleis  abzweigen- 
des Bahnhofsgleis  eingelassen  werden  sollen, 
müssen  also  vor  der  Abzweigungsweiche  ihre 
Geschwindigkeit  erheblich  herabmindern.  Die 
Fälle,  in  denen  dies  zutrifft,  kennt  der  Loko- 
motivführer aus  der  Fahrordnung  (s.  d.).  Soll 
aber  abweichend  von  dieser  die  Einfahrt  in 
einen  Bahnhof,  der  sonst  im  durchgehenden 
Hauptgleis  befahren  wird,  durch  den  ablenken- 
den Weichenstrang  erfolgen,  so  muß  der  Zug 
hiervon  vorher  verständigt  werden.  Es  besteht 
daher  die  Vorschrift,  daß  ein  mit  einer  höheren 
Fahrgeschwindigkeit  als  45  kmßid.  verkehren- 
der Zug,  der  abweichend  von  der  Fahrordnung 
in  ein  abzweigendes  Gleis  eingelassen  werden 
soll,  Einfahrterlaubnis  erst  erhalten  darf,  nach- 
dem er  vor  dem  Einfahrsignal  zum  Halten  ge- 
bracht und  dadurch  zum  langsamen  Einfahren 
veranlaßt  ist.  Hiervon  darf  nur  abgesehen 
werden,  wenn  der  Zug  durch  Vorsichtsbefehl 
von  der  Fahrt  durch  den  krummen  Weichen- 
strang vorher  Kenntnis  erhalten  hat.  Die  ab- 
zweigende Stellung  der  Einfahrweiche  wird  dem 
Lokomotivführer  zwar  durch  das  Einfahrsignal 
angezeigt,  solange  aber  das  zugehörige  Vorsignal 
diesenSignalbegriff  nicht  kennt,  ist  die  Vorsichts- 
maßregel  nicht  zu  entbehren. 

Auf  zweigleisigen  Strecken  mit  Streckenblock- 
einrichtung ist  bei  einfachen  Verkehrsverhält- 
nissen ein  telegraphischer  Zugmeldedienst 
neben  der  Blockbedienung  nicht  erforderlich, 
solange  der  Zugverkehr  sich  planmäßig  ab- 
wickelt. Ungünstige  Erfahrungen  auf  verkehrs- 
reichen Strecken  gaben  Anlaß,  das  telegraphische 
Abmelden  der  Züge  auf  zweigleisigen  Strecken 
mit  Blockeinrichtung  auch  beim  fahrplanmäßi- 
gen Zugverkehr  beizubehalten.  Zweifel  über 
die  Gattung  eines  einer  Station  sich  nähernden 
Zugs  hatten  dazu  geführt,  daß  einem  Schnell- 
zuge auf  einer  Unterwegsstation  versehentlich 
Einfahrterlaubnis  in  ein  abzweigendes  Gleis 
erteilt  wurde,  weil  die  Station  nicht  den 
Schnellzug  sondern  einen  sonst  vor  ihm,  dies- 
mal aber  verspätet  verkehrenden  Güterzug 
erwartet  hatte.  Es  ist  deshalb  durch  die  deutschen 
FV.  bestimmt,  daß  die  Züge  neben  der  Block- 
bedienung abzumelden  sind  und  Einfahrt- 
erlaubnis für  ein  abzweigendes  Gleis  erst 
erhalten  dürfen,  nachdem  aus  der  eintreffenden 
Abmeldung  festgestellt  ist,  um  welchen  Zug 
es  sich  handelt.   Wird    die   große  Gefahr   be- 


rücksichtigt, der  ein  Schnellzug  ausgesetzt  ist, 
der  mit  unverminderter  Geschwindigkeit  in 
den  krummen  Strang  einer  Weiche  und  in 
die  meist  daran  anschließende  Gegenkrüm- 
mung gerät,  so  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein, 
daß  dem  mit  allen  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln  vorgebeugt  werden  muß. 

Besondere  Überwachung  der  Z.  ist  auch  ge- 
boten, wenn  Arbeiten  an  Bauwerken  unter  den 
Gleisen  langsames  Fahren  nötig  machen  oder 
wenn  an  Baustellen  außerhalb  der  Bahnhöfe  ein- 
gleisiger Betrieb  vorübergehend  eingerichtet 
werden  muß.  Um  hier  volle  Gewähr  dafür  zu 
erreichen,  daß  die  häufig  bis  auf  schrittmäßiges 
Befahren  der  Baustelle  zu  vermindernde  Z.  nicht 
überschritten  wird,  erlaubt  man  den  Zügen 
erst  das  Befahren  der  gefährdeten  Stelle,  nach- 
dem sie  vorher  zum  Halten  gebracht  sind. 
—  Auf  verkehrsreichen  Strecken  kommen  für 
die  Beförderung  und  Begleitung  der  Züge 
Beamte  zahlreicher  Dienststellen  in  Frage.  Um 
sicher  zu  gehen,  daß  bei  Verteilung  der  den 
Betrieb  an  solchen  Gefahrstellen  regelnden 
Vorschriften  keiner  der  beteiligten  Beamten 
übergangen  werden  kann,  geben  die  Eisenbahn- 
direktionen Verzeichnisse  heraus,  aus  denen 
die  Dienststellen  zu  ersehen  sind,  die  für  die 
betreffende  Teilstrecke  Lokomotiven  und  Zug- 
begleitpersonale zu  stellen  oder  in  Bereitschaft 
zu  halten  haben.  Breusing. 

Zuggewicht  s.  Zugbelastung. 

Zughaken  s.  Zugvorrichtung. 

Zugkraft  s.  Lokomotiven. 

Zugkraftmesser  s.  Dynamometer. 

Zugkreuzung  (train  crossing ;  croise- 
mciit  de  frains ;  incrocio  di  trcni),  das  Aus- 
weichen von  Zügen  entgegengesetzter  Richtung 
beim  eingleisigen  Betrieb  (s.d.)  zum  Unter- 
schiede vom  Begegnen  von  Zügen  (s.  d.) 
beim  zweigleisigen  Betriebe  (s.  d.)  oder  auf 
den  Doppelgleisen  (s.  d.)  einer  zweigleisigen 
Bahn.  Diese  Unterscheidung  zwischen  Z.  und 
Zugbegegnung  entspricht  den  Betriebsvor- 
schriften der  deutschen  Eisenbahnen,  wäh- 
rend die  Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst 
auf  den  österreichischen  Bahnen  im  Art. 
72  (5)  allgemein  das  Zusammentreffen  zweier 
in  entgegengesetzter  Richtung  verkehrender 
Züge  sowohl  in  Stationen  als  auf  doppel- 
gleisigen Strecken  auch  zwischen  den  Stationen 
als  Z.  bezeichnen.  Wenn  ein  Zug  unmittelbar 
nach  Einlauf  des  kreuzenden  Zugs  abfahren 
soll,  so  nennt  man  das  eine  spitze  Z.  Die 
Leistungsfähigkeit  einer  eingleisigen  Bahn 
hängt  wesentlich  von  der  Zahl  der  Z.  und 
der  Überholungen  (s.  d.)  ab  und  steigt 
mit  deren  Abnahme.  Es  müssen  also,  wenn 
hohe    Zugleistungen    erreicht    werden    sollen. 
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möglichst  viele  Züge  der  einen  Fahrrich- 
tung sich  folgen,  bevor  Züge  der  Gegen- 
richtung abgelassen  werden.  Für  den  eigenen 
Verkehr  der  Bahn  kann  dieser  Forderung  in 
der  Regel  kaum  entsprochen  werden.  Eher 
gelingt  es  für  den  Durchgangsverkehr.  Stehen 
für  ihn  mehrere  Strecken  zur  Verfügung,  so 
kann  man  den  Verkehr  trennen  und  für  jede 
Richtung  nur  eine  Strecke  in  Anspruch  nehmen 
(vgl.  Ztg.  d.  VDEV.  1918,  S.  Q97).  Auch  die 
Betriebssicherheit  (s.  d.)  steigt  mit  der  Ab- 
nahme der  Zahl  der  Z.  Die  aus  den  Z.  ent- 
springenden Gefahren  zerfallen  in  solche  beim 
Ein-  oder  Ausfahren  der  Züge  auf  den  Bahn- 
höfen oder  beim  Zusammentreffen  von  Zügen 
auf  der  freien  Strecke  (s.  Unfälle).  Mit  den 
zuerst  bezeichneten  Gefahren  ist  auch  auf  zwei- 
gleisigen Strecken  zu  rechnen,  besonders  wenn 
die  Bahnsteige  nicht  schienenfrei  zugänglich 
sind  und  das  Überschreiten  von  Gleisen 
durch  die  Reisenden  nötig  ist.  Man  sucht 
in  solchen  Fällen  beim  zweigleisigen  Betrieb 
die  Begegnung  der  Züge  auf  die  freie  Strecke 
zu  verlegen.  Bei  eingleisigem  Betrieb,  wo 
dies  nicht  möglich  ist,  muß  in  anderer  Weise 
dafür  gesorgt  werden,  daß  die  Züge  weder 
sich  selbst,  noch  die  auf  dem  Bahnhof  war- 
tenden Reisenden  gefährden  können  (FV.  §  26). 
Sie  dürfen  deshalb  1.  nicht  gleichzeitig  in  den 
Bahnhof  eingelassen  werden,  wenn  die  Fahr- 
wege nicht  derart  getrennt  verlaufen,  daß  die 
Züge  auch  dann  nicht  zusammentreffen,  wenn 
einer  oder  beide  nicht  rechtzeitig  zum  Halten 
kommen  sollten  und  2.  muß  die  Einfahrt  und 
Aufstellung  im  Bahnhof  so  erfolgen,  daß  die 
Reisenden  vor  unzeitigem  Überschreiten  der 
Gleise  gewarnt  werden  können.  Im  Aufsatz 
„Bahnsteig"  sind  die  Mängel  nicht  schienen- 
frei zugänglicher  Bahnsteige  für  den  ein- 
und  zweigleisigen  Betrieb  bereits  hervor- 
gehoben. Hier  soll  nur  darauf  hingewiesen 
werden,  daß  solche  Mängel  die  Leistungsfähig- 
keit einer  z\x'eigleisigen  Bahn  nicht  unwesent- 
lich beeinträchtigen  können.  Die  Fahrplan- 
bildung wird  hier  je  nach  der  Dichtigkeit  des 
Zugverkehrs  mehr  oder  weniger  beschränkt, 
wenn  während  der  Abfertigung  eines  Per- 
sonenzugs im  2.  Gleise  auf  dem  1.  Gleise 
kein  Zug  verkehren  darf,  weil  sonst  Reisende 
beim  Überschreiten  dieses  Gleises  gefährdet 
werden  könnten.  Es  wird  also  auf  die  durch 
den  Bau  der  Doppejgleise  erreichte  Unabhän- 
gigkeit des  Zugverkehrs  auf  beiden  Gleisen 
für  gewisse  Zeitabschnitte  verzichtet,  nur 
um  die  im  Vergleich  mit  den  Aufwendungen 
für  das  zweite  Gleis  unerhebliche  Anlage 
von  Bahnsteigtunneln  oder  Brücken  zu  um- 
gehen. 


Den  aus  den  Z.  entstehenden  Gefahren 
sucht  man  in  erster  Linie  durch  sorgfältige 
Aufstellung  des  Fahrplans,  sodann  aber  durch 
Dienstvorschriften,  die  auf  die  besonderen 
Umstände  Rücksicht  nehmen,  entgegenzuwirken. 
Der  im  Fahrplan  vorzusehende  Zeitraum 
zwischen  zwei  Fahrten,  die  nicht  gleichzeitig 
stattfinden  können,  richtet  sich  nach  dem  Zeit- 
bedarf 1".  für  die  nach  Räumung  des  Fahr- 
gleises durch  die  erste  Fahrt  notwendige  Fest- 
stellung, daß  die  Räumung  tatsächlich  erfolgt 
ist,  2.  für  die  Umstellung  der  Weichen  und 
Signale  und  3.  für  das  Vorrücken  der  zweiten 
Fahrt  bis  zu  der  für  den  Fahrplan  in  Betracht 
kommenden  Stelle.  Im  Art.  72  (6)  der  Vor- 
schriften für  den  X'erkehrsdiensl  auf  den 
österreichischen  Bahnen  ist  bestimmt,  daß 
zwischen  den  Ankunftszeiten  zweier  Gegen- 
züge für  Z.  und  zwischen  zwei  sich  kreuzenden 
Zugfahrten  im  Fahrplan  ein  Abstand  von 
mindestens  1  Minute  vorzusehen  ist.  Abge- 
sehen von  der  Festsetzung  der  Z.  durch  den 
Dienstfahrplan  wird  durch  das  Zugmeldever- 
fahren Sicherheit  für  die  Einhaltung  der  Z. 
geboten.  Nach  letzterem  darf  ein  Zug  beim  ein- 
gleisigen Betrieb  nur  abgelassen  werden,  nach- 
dem er  der  Ankunftsstation  von  der  Abfahrt- 
station telegraphisch  angeboten  und  von  ihr  ange- 
nommen worden  ist.  Durch  Blockeinrichtungen 
(s.  d.  unter  IIa)  oder  Handhabung  des  Zug- 
stabsystems sucht  man  die  durch  das  Zug- 
meldeverfahren erstrebte  Sicherheit  zu  erhöhen. 
Auf  diese  Weise  gelingt  es,  die  aus  den  Z.  ent- 
stehenden Gefahren  im  allgemeinen  auf  die  Fälle 
zu  beschränken,  in  denen  Zugverspätungen  die 
Verlegung  von  Z.  nötig  machen  oder  Z.  durch 
die  Einlegung  von  Sonderzügen  oder  Zug- 
verschiebungen entstehen,  die  im  Fahrplan 
nicht  vorgesehen  werden  konnten.  Wie  in  allen 
solchen  Fällen  zu  verfahren  ist,  wird  durch 
die  Dienstvorschriften  genau  geregelt.  Diese 
bestimmen,  unter  welchen  Umständen  seitens 
der  Stationen  von  den  vorgeschriebenen  Z. 
abgewichen  werden  darf  und  welche  Stellen 
für  die  erforderlichen  Anordnungen  zuständig 
und  verantwortlich  sind.  Nach  §  34  (1)  der 
deutschen  FV.  ist  eine  Z.  zu  verlegen,  wenn 
dadurch  verhindert  werden  kann,  daß  eine  Ver- 
spätung sich  auf  einen  entgegenkommenden  Zug 
überträgt,  ohne  daß  der  verspätete  Zug  hierdurch 
eine  weitere  erhebliche  Verspätung  erleidet.  Bei 
der  Erwägung,  ob  eine. Z.  verlegt  werden  soll, 
ist  die  Rangordnung  der  Züge  (s.  d.)  zu  be- 
achten. Bei  gleichwertigen  Zügen  sind  die 
Anschlußverhältnisse  (s.  Wartezeiten)  maß- 
gebend. Nach  den  österreichischen  Vorschriften 
für  den  Verkehrsdienst  (Art.  148)  gilt  für 
die   Verlegung    der    Z.    der    Grundsatz,    daß 
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bei  Zugverspätungen  der  Verkehr  der  wichti- 
geren Züge  durch  den  minder  wichtigen  Zug 
nicht  gestört  werden  soll.  Die  Verpflichtung  über 
die  Verlegung  einer  Z.  zu  befinden  liegt  der 
Station  ob,  auf  der  die  Z.  nach  dem  Fahr- 
plan oder  der  hierüber  getroffenen  Anordnung 
oder  Vereinbarung  stattfinden  müßte.  Sie  geht 
in  besonderen  Fällen  auf  die  Anfangs-  oder 
Endstation  sowie  auf  die  Übergangsstation 
vom  zweigleisigen  zum  eingleisigen  Betrieb 
oder  Abzweigestation  über  (vgl.  Struck,  Grund- 
züge des  Betriebsdienstes  auf  den  preußischen 
Staatsbahnen,  Berlin  1907).  Abweichend  hier- 
von ist  die  Befugnis  zur  Verlegung  von  Z. 
auf  den  schwedischen  Eisenbahnen  ein 
für  allemal  hierfür  bestimmten,  besonders  ge- 
eigneten Stationen  übertragen.  Diese  haben 
den  Lauf  der  Züge  auf  der  ihnen  zugeteilten 
Strecke  auf  Grund  der  eingehenden  Meldungen 
zu  verfolgen  und  nach  ihrem  Ermessen  die 
Verlegung  einer  Z.  anzuordnen.  Die  Erhe- 
bungen über  die  Zweckmäßigkeit  der  Ver- 
legung einer  Z.  können  durch  Telegraph  oder 
Fernsprecher  (s.  Betriebsdepeschen)  an- 
gestellt werden.  Die  Verlegung  selbst  darf  aber 
nur  durch  den  Telegraphen  unter  Anwendung 
des  durch  das  Zugmeldeverfahren  wörtlich 
vorgeschriebenen  Telegrammwechsels  und  nur 
dann,  wenn  der  Telegraph  ungestört  und  fehler- 
frei arbeitet,  angeordnet  werden.  Andernfalls 
hat  sie  zu  unterbleiben.  Durch  den  Tele- 
grammwechsel bei  Verlegung  einer  Z.  wird 
das  regelmäßige  Zugmeldeverfahren  nicht  er- 
setzt. Die  Verlegung  einer  Z.  ist  dem  Loko- 
motivführer und  dem  Zugführer  beider  kreu- 
zender Züge  schriftlich  durch  den  hierfür  be- 
stimmten „Kreuzungsbefehl"  bekanntzu- 
geben. Nötigenfalls  sind  die  Züge  zur  Ent- 
gegennahme des  Befehls  auf  einer  Vorstation 
anzuhalten.  Dies  soll  jedoch  durch  möglichst 
frühzeitige  Vereinbarung  der  Verlegung  von 
Z.  und  telegraphische  Übermittlung  des  Be- 
fehls an  die  letzte  Haltestation  der  Züge  ver- 
mieden werden. 

Für  den  gefahrlosen  Verlauf  der  Z.  ist  die 
Feststellung  sehr  wichtig,  daß  der  zuerst  an- 
kommende Zug  mit  Schlußzeichen  versehen 
vollständig  in  den  Bahnhof  eingefahren  und 
den  Fahrweg  des  zweiten  Zugs  völlig  ge- 
räumt hat,  bevor  diesem  die  Einfahrt  erlaubt 
wird.  Die  Feststellung  ist  bei  langen  Zügen 
besonders  bei  Dunkelheit  und  Nebel  oft  zeit- 
raubend und  mühsam.  Man  wendet  daher 
mancherlei  Mittel  an,  um  sie  zu  erleichtern 
und  läßt,  wo  die  Bahnhofsbediensteten  nicht 
ausreichen,  wohl  die  Schlußbremser  der  Güter- 
züge dabei  mitwirken.  Da  besonders  auf  kleinen 
Stationen    die   wenigen  Beamten  zur  Zeit  der 


Z.  stark  in  Anspruch  genommen  zu  sein  pflegen 
und  deshalb  zu  befürchten  ist,  daß  sie  in  der 
Sorge,  Zugverspätungen  zu  vermeiden,  die  für 
die  Sicherheit  de's  eingleisigen  Betriebs  vor- 
geschriebenen Alaßnahmen  nicht  immer  mit 
ruhiger  L'berlegung  treffen ,  so  ist  auf 
einigen  deutschen  Bahnstrecken  ein  „be- 
dingtes Anbieteverfahren"  zugelassen. 
Während  sonst  und  zwar  auch  bei  spitzen  Z. 
von  einer  Kreuzungsstation  ein  Zug  erst  der 
Nachbarstation  telegraphisch  zur  Annahme  an- 
geboten werden  darf,  wenn  der  kreuzende 
Zug  in  der  Station  eingetroffen  ist,  darf 
beim  bedingten  Anbieteverfahren  dies  schon 
einige  Minuten  vor  dem  Eintreffen  des  kreu- 
zenden Zugs  geschehen.  Um  beide  Stationen 
daran  zu  erinnern,  daß  die  Abfahrt  des  zweiten 
Zugs  vom  Eintreffen  des  ersten  Zugs  abhängt, 
wird  in  solchen  Fällen  der  Anfrage  die  Form 
gegeben:  „Wird  Zug  23  angenommen,  wenn 
804  eingetroffen?"  Im  Falle  der  Bejahung  hat 
die  Antwort  zu  lauten:  „Zug  23  ja,  wenn  804 
angekommen." 

Muß  für  vorübergehendes  Befahren  eines 
Gleises  in  beiden  Richtungen  schnell  eine  zu- 
verlässige Sicherung  der  Gegenfahrten  einge- 
richtet werden,  so  kann  dies  u.  a.  durch  Mit- 
gabe eines  Lotsen  geschehen,  ohne  dessen 
Begleitung  keine  Fahrt  stattfinden  darf. 

An  den  Bahnabzweigungen  und  an  den 
Bahnhofsein-  und  -ausfahrten  läßt  es  sich  nicht 
vermeiden,  daß  die  Fahrwege  der  Züge  ver- 
schiedener Richtungen  sich  kreuzen.  Auch  an 
solchen  Stellen  finden  Z.  im  weiteren  Sinne 
des  Wortes  statt.  Man  sucht  zwar  die  Kreuzung 
wichtiger  Fahrwege  in  Schienenhöhe  zu  ver- 
meiden (s.  Gleisentwicklungen),  um  den  Ge- 
fahren solcher  Z.  zu  begegnen  und  die  Zug- 
fahrten voneinander  unabhängig  zu  machen. 
Die  hierfür  aufzuwendenden  Mittel  sind  aber 
sehr  erheblich.  Sie  würden  ins  Ungemessene 
steigen,  wenn  man  grundsätzlich  alle  Z.  an 
den  Bahnhofsein-  und  -ausfahrten  durch  bau- 
liche Anordnung  der  Gleise  beseitigen  wollte. 
Es  sind  daher  im  Einzelfalle  die  erreichten 
Vorteile  den  Kosten  gegenüber  abzuwägen, 
wie  dies  im  Aufsatz:  „Über  schienenfreie 
Gleisentwicklungen"  von  Baseler  in  der 
Ztg.  d.  VDEV.  1918,  S.  897,  versucht  wird. 

Bmising. 

Zugleine,  Signal  leine,  Notleine  (safety 
rope ;  corde-signal ;  fiine  del  scgnalatore),  ältestes 
und  einfachstes  Mittel  zur  Zeichengebung  vom 
Zuge  aus  nach  der  Lokomotive  (s.  Interkoni- 
munikationssignale).  Die  Z.  besteht  aus  einem 
6—10  mm  starken  Hanfseil  oder  3  —  4  mm 
starken  Drahtseil,  das  an  der  rechten  Seite  des 
Zugs  entlang  bis  zur  Dampfpfeife  der  Loko- 
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motive  oder  einer  Glocke  am  Tender  ober- 
halb der  Wagenfenster  und  unterstützt  durch 
an  der  oberen  Wagenkante  angebrachte  Leinen- 
halter ausgehend  vom  Sitz  des  Zugführers  oder 
wachthabenden  Fahrbeamten  oder  auch  vom 
letzten  Wagen  ab  geführt  wird.  Die  Z.  soll  dem 
Zugpersonal  (s.  d.)  und  den  Reisenden  die 
Möglichkeit  bieten,  den  Lokomotivführer  durch 
Betätigung  der  Dampfpfeife  oder  der  Glocke 
am  Tender  auf  eine  Gefahr  aufmerksam  zu 
machen  oder  zum  Anhalten  des  Zugs  zu  ver- 
anlassen. Ebenso  soll  bei  einer  Zugtrennung 
(s.d.)  durch  Anziehen  oder  Zerreißen  der  Z.  die 
Aufmerksamkeit  des  Lokomotivführers  erregt 
werden.  Bis  zur  Einführung  der  durchgehenden 
Bremsen  war  die  Z.  sowohl  in  Deutschland 
als  in  den  meisten  anderen  Ländern  durch  die 
Aufsichtsbehörden  vorgeschrieben.  In  Preußen 
wurde  sie  allgemein  eingeführt  durch  die  Be- 
stimmungen zur  Sicherung  des  Betriebs  vom 
27.  Juni  1S50,  in  England  durch  Parlaments- 
akte vom  Jahre  1868,  nachdem  einzelne  Bahnen 
sie  schon  viel  früher,  die  London-Dover-Bahn 
z.  B.  etwa  1840  angewendet  hatten.  Um  bei 
der  Fahrt  durch  Kopfbahnhöfe  das  zeitraubende 
Umlegen  der  Z.  zu.  vermeiden,  wurde  in  der 
Regel  in  solchem  Falle  eine  zweite  Z.  an 
der  linken  Seite  schon  auf  der  Zugbildungs- 
station in  die  Leinenhalter  eingelegt  (vgl.  Weber, 
Telegraphen-  und  Signalwesen  der  Eisenbahnen. 
Weimar  1867,  S.  105). 

Die  Anwendung  der  Z.  litt  unter  mancherlei 
Übelständen  und  Unzuträglichkeiten.  Witte- 
rungseinflüsse, Änderungen  in  der  Zuglänge 
durch  Dehnung  der  Kupplungen  oder  Auf- 
laufen der  Wagen,  Abweichungen  in  der  Höhen- 
lage der  Leinenhalter  infolge  verschiedener 
Bauart  der  Wagen  beeinträchtigten  ihre  Wir- 
kung, die  sowieso  bei  schnellfahrenden  Zügen 
eine  viel  zu  langsame  war  und  bei  Über- 
schreitung gewisser  Zuglängen  gänzlich  ver- 
sagte. Dazu  kamen  die  Unbequemlichkeiten 
und  Verzögerungen  in  der  Zugabfertigung 
beim  Aussetzen  und  Einsetzen  von  Wagen 
auf  Zwischenstationen.  Sobald  sich  bessere 
Ersatzmittel  boten,  wie  die  durchgehende 
Bremse  oder  innere  Durchgangsmöglichkeit 
auf  Nebenbahnen  durch  die  Züge,  verzichtete 
man  daher  auf  die  .Mitführung  der  Z.  —  Für 
die  deutschen  Eisenbahnen  bestimmt  jetzt 
§  58  (3)  der  EBBO.,  daß  an  allen  ohne  durch- 
gehende Bremse  verkehrenden  Zügen  der 
Hauptbahnen  und  Militärzügen  der  Neben- 
bahnen eine  Z.  vom  Platze  des  Zugführers 
oder  eines  anderen  an  der  .Aufsicht  über  den 
Zug  beteiligten  Beamten  bis  zur  Dampfpfeife 
der  Lokomotive  zu  führen  ist.  Bei  Übergabe- 
zügen (s.  d.)  kann  die  Z.  auf  Anordnung  der 


Eisenbahndirektion  fortfallen.  Auf  den  öster- 
reichischen Bahnen  muß  nach  Art.  61  der  Vor- 
schriften für  den  Verkehrsdienst  die  Signal- 
leine oder  das  an  ihre  Stelle  tretende  Ver- 
ständigungsmittel von  der  Zuglokomotive  bis 
zum  ersten  besetzten  Bremsposten  reichen.  Bei 
Lokalbahnen  darf  die  Leine  entfallen,  wenn 
sich  der  der  Lokomotive  zunächst  postierte 
Zugbegleiter  in  anderer  unzweifelhafter  Weise 
dem  Lokomotivführer  verständlich  machen  kann. 

Breiising. 

Zugleitung,  Zugleiter  (train  dispatcher, 
irain  controle;  clicf  du  mouvement  des  trains ; 
capo  del  movimento  dei  treni),  unmittelbare 
Leitung  des  Zug\'erkehrs  durch  Telegraph 
oder  Fernsprecher  von  einer  Stelle  aus 
(s.  Betriebssystem  unter  I  c).  Sie  bezieht  sich 
nicht  auf  die  Handhabung  der  für  die  Sicher- 
heit der  Zugfahrten  dienenden  A\aßnahmen, 
insbesondere  nicht  auf  das  unabhängig  von 
der  Z.  zu  handhabende  Zugmeldeverfahren, 
sondern  bezweckt  lediglich  die  Bestimmung 
der  Reihenfolge  oder  Rangordnung  der  abzu- 
lassenden Züge  und  auch  dieser  im  allge- 
meinen nur  soweit  sie  nicht  zu  den  Personen- 
zügen gehören,  die  Umleitung  von  Zügen 
über  Entlastungsstrecken  oder  die  Abbeförde- 
rung von  Gütern  und  Wagen  mit  Sonder- 
zügen sowie  die  Vermittlung  von  Aushilfe- 
leistungen durch  Lokomotiven  und  Personale. 
Wie  im  Aufsatz  Fahrdienstleitung  unter  V 
näher  ausgeführt  ist,  hatten  die  preußischen 
Staatsbahnen  die  Einrichtung  von  Z.  für  den 
Fall  außergewöhnlicher  Betriebsverhältnisse 
vorgesehen  (vgl.  Ztg.  d.  VDEV.  1914  S.  89). 
Die  während  des  Kriegs  infolge  der  außer- 
gewöhnlichen Anforderungen  eintretenden  und 
nach  seiner  Beendigung  andauernden  Verkehrs- 
stockungen (s.  d.)  zwangen  nicht  nur  die 
deutschen,  sondern  auch  die  österreichischen 
und  andere  Bahnen,  und  zwar  sowohl  die  inner- 
halb der  Landesgrenzen  gelegenen  als  auch 
die  im  Kriegsgebiet  befindlichen  Verwaltungen 
von  der  Einrichtung  von  Z.  umfangreichen 
Gebrauch  zu  machen.  Dabei  wurden  den  Z. 
in  der  Regel  nicht  nur  Beamte  für  die  eigent- 
lichen fahrdienstlichen  .Anordnungen,  sondern 
auch  für  die  Regelung  des  Lokomotivdienstes 
und  des  Zugbegleitungsdienstes  zugeteilt  (vgl. 
Ztg.  d.  VDEV.   1918  S.  1029). 

Nach  der  Dienstvorschrift  für  Z.  auf  den 
deutschen  Reichsbahnen  (Eisenb.  Nachr.-Bl.  1918. 
S.  71)  sind  die  Z.  als  Hilfsbetriebsstellen  zur  Unter- 
stützung der  mit  der  Leitung  des  Fahrdienstes  be- 
auftragten Beamten  der  Dienststellen,  Ämter  und 
Direktionen  anzusehen.  Siesollen  eingerichtet \^erden, 
wenn  die  Betriebsführung  lediglich  auf  Grund  des 
Fahrplans,  der  Diensteinteilungen,  der  Beförderungs- 
vorschriften, Wagenübergangs-  und  Bahnhofsbe- 
dienungspläne nicht  mehr  gesichert  erscheint.    Den 
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Z.  ist  jeder  Eingriff  in  den  eigentlichen  Zugsiche- 
rungsdienst untersagt,  dagegen  obliegt  ihnen  die 
Sorge  für  die  Aufrechterhaltung  oder  Wiederher- 
stellung eines  geordneten  Zugverkehrs.  Z.  mit  gerin- 
gem Dienstumfang  werden  als  Hilf szugleitungen 
bezeichnet.  Zur  Überwachung  der  Z.  eines  Direktions- 
bezirks und  zur  Verständigung  mit  den  Nachbar- 
bezirken dienen  Oberzugleitungen  am  Sitze  der 
Direktionen.  Ihnen  obliegt  der  Ausgleich  der  Zug- 
personale und  Lokomotiven.  Da  sie  in  enger  Ver- 
bindung oder  als  Teil  des  Betriebsbureaus  arbeiten, 
können  sie  als  dauernde  Einrichtung  tätig  sein,  während 
die  Z.  nach  Bedarf  durch  die  Eisenbahndirektion  ein- 
gesetzt und  wieder  aufgehoben  werden.  Die  Z.  haben 
sich  über  den  Zugverkehr  auf  den  ihnen  zugeteilten 
und  den  benachbarten  Strecken  dauernd  unterrichtet 
zu  halten  und  zu  dem  Zweck  von  Zeit  zu  Zeit  ein 
Abfragen  der  Bahnhöfe  und  benachbarten  Z.  auf 
Fernsprecher  vorzunehmen  und  das  Ergebnis  als 
Unterlage  für  ihre  Arbeiten  aufzuschreiben.  Zur 
Verhütung  von  Stockungen  haben  sie  erforderlichen- 
falls die  vorübergehende  Zurückhaltung,  .Abstellung, 
Abspannung  und  Wiederingangsetzung  von  Zügen 
anzuordnen,  damit  die  Strecke  bei  mangelnder  Vor- 
flut nicht  planlos  voll  gefahren  wird.  Der  Ober- 
zugleitung obliegt  die  dauernde  Unterrichtung  der 
Direktion  über  alle  wichtigen  Betriebsvorgänge  im 
eigenen  und  den  Nachbarbezirken.  Sie  steht  in  enger 
Verbindung  mit  dem  Betriebsbureau,  dem  Wagen- 
bureau und  dem  Verkehrsbureau  und  erleichtert  hier- 
durch die  Vorbereitungen  für  die  Übernahme  bevor- 
stehender Leistungen.  Bei  eintretender  Überlastung 
eines  Bahnhofes  oder  bei  Unfällen  hat  sie  die  zur 
Entlastung  notwendige  Umleitung  von  Zügen  vor- 
zunehmen. 

Alle  Z.  haben  etwaigen  Stockungen  des  Zug- 
verkehrs nach  Kräften  vorzubeugen.  Droht  eine 
Bahnhofs-  oder  Streckenüberlastung,  so  ist  ein 
Teil  des  Verkehrs  abzulenken.  Frachten  für  gesperrte 
Strecken  sind  frühzeitig  abzufangen  und  auszusondern. 
Besonderer  Fürsorge  bedarf  der  Lokomotiv-  und 
Personaldienst  bei  Zugverspätungen  (s.  d.),  damit 
volle  Ausnutzung  erfolgt  und  unnötiges  Warten 
dienstbereiter  Lokomotiven  und  Personale  vermieden 
wird.  Unnötige  Leerfahrten  von  Lokomotiven  und 
Personalen  müssen  vermieden,  diese  vielmehr  für 
Züge  der  Gegenrichtung  ausgenutzt  werden.  Ander- 
seits ist  ihrer  Überanstrengung  durch  rechtzeitiges 
Abspannen  wartender  oder  abgestellter  Züge  vorzu- 
beugen. Bei  ernster  Betriebslage  ist  ferner  auf  sorg- 
fältige Vormeldung  der  Züge  und  ihrer  Verspätun- 
gen an  die  Wechselstationen  und  Z.  zu  achten,  da- 
mit für  Ablösung  und  zweckmäßige  Weitervenxen- 
dung  der  Lokomotiven  und  Personale  gesorgt  werden 
kann.  Die  Z.  führen  ein  Tagebuch,  eine  Nachwei- 
sung über  das  .Abfragen  der  Strecke,  eine  Übersicht 
der  zu  erstattenden  Meldungen,  ein  Verzeichnis  der 
Ankunft  und  Abfahrt  der  Züge  auf  den  wichtigeren 
Bahnhöfen,  eine  Nachweisung  über  die  abgestellten 
Züge  und  Wagen,  über  die  Verwendung  der  Bereit- 
schaftspersonale und  der  Lokomotiven.  Die  für  jeden 
Streckenabschnitt  zugelassene  Zugzahl  und  die  .Ab- 
stellungsmöglichkeiten sind  in  den  Ausführungsbe- 
stimmungen zur  Dienstvorschrift  von  der  Direktion 
festzusetzen. 

Oberzugleitung  und  Wagenbureau  sollen  im  gegen- 
seitigen Benehmen  dafür  sorgen,  daß  bei  der  Wagen- 
verteilung Leistungsfähigkeit  und  Wirtschaftlich- 
keit des  Betriebs  nicht  außer  Acht  gelassen  wird. 
Die  Erfüllung  dieser  wichtigen  Aufgabe  macht  den- 
jenigen Verwaltungen  besondere  Schwierigkeiten, 
die   Wagenverteilung    und   Wagenumlauf  den   Oe- 
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Schäften  des  Verkehrs  zugeteilt  haben.  Die  mit  der 
Bewältigung  der  Betriebsschwierigkeiten  der  letzten 
Jahre  betrauten  Betriebsbeamten  haben  daher  auf 
Grund  ihrer  Erfahrungen  die  Zuteilung  des  Wagen- 
dienstes zu  den  Geschäften  der  Betriebsleitung  ge- 
fordert und  darauf  hingewiesen,  daß  eine  einheit- 
liche straffe  Betriebsführung  unter  Erzielung  voller 
Erfolge  nur  durch  eine  solche  Oeschäftsvereinigung 
gewährleistet  sein  würde.  Die  zwischen  Wagenver- 
teilung, Wagenumlauf  und  Betriebsführung  stehen- 
den engen  Beziehungen  begründen  die  Forderung. 
Die  Verbindung  der  Wagenverteilung  mit  der 
Betriebsleitung  hat  eine  klare  Abgrenzung  der 
Arbeitsgebiete  zur  Folge,  wie  sie  "auch  für  die 
übrige  Wagenbewegung  gefunden  wird,  wenn  die 
Beförderung  der  Wagen  von  ihrer  Beladung  an  bis 
zur  Laderechtstellung  auf  der  Empfangstation  un- 
eingeschränkt der  Betriebsleitung  überlassen  wird 
(vgl.  Verkehrstech n.  W.  1921,  S.'"71). 

Die  Z.  können  nur  erfolgreich  wirken, 
wenn  sie  über  gute  Fernsprechverbindungen 
verfügen.  Ihr  Vorhandensein  oder  die  Möglich- 
keit ihrer  Herstellung  ist  maßgebend  für  die 
Wahl  des  Orts  einer  Z.  und  für  die  Strecken- 
zuteilung insbesondere  die  Streckenlänge.  Die 
Schwierigkeit,  die  mit  der  Benutzung  des  Fern- 
sprechers noch  verbunden  ist,  wenn  es  sich 
darum  handelt,  jederzeit  mit  zahlreichen  weit 
entfernt  gelegenen  Stellen  schnell  in  Verbindung 
treten  zu  müssen,  hat  sich  im  ausgedehnten 
und  verzweigten  Netz  der  deutschen  Eisen- 
bahnen während  des  Kriegs  recht  fühlbar 
gemacht.  Sie  trug  dazu  bei,  daß  „General- 
betriebsleitungen" zwischen  die  betriebs- 
leitenden Eisenbahndirektionen  und  die  in  der 
Betriebsabteilung  des  Ministeriums  bestehende 
„Oberste  Betriebsleitung"  eingeschaltet 
wurden,  denen  die  Einleitung  und  Über- 
wachimg der  über  die  Direktionsgrenzen  hinaus 
sich  erstreckenden  Kriegs-  und  sonstigen  außer- 
gewöhnlichen Verkehrsleistungen  oblag.  Solche 
Generalbetriebsleitungen  wurden  eingerichtet 
in  Essen  für  die  westlichen,  in  Berlin  für 
die  östlichen,  in  Frankfurt  sowie  später  in 
Würzburg  für  die  südlichen  Bezirke  (s.  Ver- 
kehrsstockungen unter  III,  B,  3).  Die  aus  der 
Abwicklung  des  Friedensvertrags,  aus  den 
polnischen  Wirren  und  der  schwierigen  wirt- 
schaftlichen Lage  des  Landes  sich  ergebende 
Inanspruchnahme  der  Eisenbahnen  hat  die 
Beibehaltung  dieser  als  nützlich  erkannten  Hilfs- 
stellen, länger  als  bei  ihrer  Errichtung  ange- 
nommen wurde,  nötig  gemacht. 

Nach  ihrer  Geschäftsanweisung  (bekanntgegeben 
im  Reichsverkehrsblatt  1920,  S.  9)  haben  die  General- 
betriebsleitungen die  Einheitlichkeit  des  Zugbe- 
förderungsdienstes im  Fern-  und  Durchgangsgüter- 
zugverkehr zu  überwachen,  sich  über  die  Betriebs- 
lage auf  Grund  des  durch  Eisenbahn  Nachr.  El. 
Berlin  1918,  S.  37  für  die  deutschen  Reichsbahnen 
eingeführten  Melde  Verfahrens  unterrichtet  zu  halten 
und  den  Gründen  etwaiger  Unregelmäßigkeiten  im 
Zuglauf  nachzugehen.  Die  täglich  abends  oder  früh 
morgens   der   Obersten    Betriebsleitung   und    nach- 
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riclitlicli  den  Qeneralbetriebsleitungen  von  den  Eisen- 
bahndirektionen zugelienden  telegraphischen  Mel- 
dnngen,  die  durcli  Anwendung  eines  bestimmten 
Musters  zaliireiche  Abkürzungen  zulassen,  geben  Auf- 
schluß über  die  Betriebsleistungen  auf  den  hierfür  im 
voraus  bezeichneten  Strecken  in  den  letzten  24  Stunden, 
über  Rückstände  (Zahl  der  abgestellten  Züge  und 
Wagen),  alle  wichtigen  Vorkommnisse  und  erheb- 
lichen Verspätungen  in  einer  mit  den  Vortagen  ver- 
gleichsfähigen Form  (s.  Zugverspätungen  und  Ver- 
kehrsstockungen unter  II).  Der  betriebstechnische 
Kleindienst  und  das  Sicherungswesen  gehören  nicht 
zum  Qeschäftskreis  der  Generalbetriebsleitungen. 
Diese  haben  im  Benehmen  mit  den  Eisenbahn- 
direktionen die  zur  Verhütung  und  Behebung  von 
Betriebsschwierigkeiten  geeigneten  Maßnahmen  zu 
treffen,  die  Einsetzung  von  Z.,  Personal-  und  Loko- 
motivausgleichstellen herbeizuführen,  die  Aushilfe 
mit  Betriebspersonal,  vorübergehend  auch  mit  Loko- 
motiven zu  vermitteln,  die  notwendig  werdenden 
Umleitungen  von  Last-  und  Leerzügen,  Änderungen 
in  den  Zugbildungsaufgaben  der  Bahnhöfe  und  der 
Rangordnung  der  Güterzüge,  ergänzende  Bestim- 
mungen zur  Regelung  des  Qüterzugdienstes  an  den 
Sonn-  und  Feiertagen,  Rückhaltsperren,  Annahme- 
sperren u.  s.  w.  im  Benehmen  mit  den  zuständigen 
Stellen  anzuordnen  oder  anzuregen,  auf  die  Ein- 
führung aller  sonstige  Maßnahmen,  wie  Regelung 
der  Sonntagsruhe,  der  Leitungs-  und  Ladevorschriften 
einschließlich  Benutzung  der  Wasserstraßen,  Er- 
gänzung baulicher  Anlagen  bei  den  Eisenbahn- 
direktionen hinzuwirken  und  endlich  Sonderaufträge 
wie  die  Geschäftsführung  bei  Oüterzugfahrplan- 
beratungen  zu  übernehmen.  Die  Generalbetriebs- 
leitungen können  von  den  Eisenbahndirektionen 
Auskunft  und  Meldungen  innerhalb  ihrer  Zuständig- 
keit einfordern.  Die  Geschäftserledigung  haben  sie 
in  weitestem  Umfang  durch  Fernsprecher  und 
mündliches  Benehmen  vorzunehmen.       Rreusinp- 

Zugmeldebuch  s.  Zugfolge. 

Zugmeldestellen  s.  Zugfolge. 

Zugmeldeverfahren  s.  Zugfolge. 

Zugnummer  (niimber  of  frain ;  numero  da 
train;  numero  del  treno).  Zur  Erleichterung  des 
dienstlichen  Verkehrs  gibt  man  jedem  Zug  eine 
Z.  und  wählt  für  die  eine  Fahrrichtung  un- 
grade, für  die  andere  grade  Z.  Da  die  Ankündi- 
gung der  Züge  an  die  Schrankenwärter  durch 
ein-  oder  zweimaliges  Ertönen  einer  Anzahl 
von  Qlockenschlägen  bewirkt  wird  (s.  durch- 
laufende Linien  Signale),  so  bringt  man  wohl 
die  Z.  hiermit  in  Übereinstimmimg  derart,  daß 
die  Züge  ungrade  Z.  erhalten,  die  in  der  Richtung 
verkehren,  in  der  sie  durch  ein  einmaliges  Er- 
tönen einer  Anzahl  von  Glockenschiägen  ange- 
kündigt werden.  Während  für  die  deutschen  Bah- 
nen im  §  5  (4)  der  FV.  nur  bestimmt  wird,  daß 
jeder  Zug  eine  Nummer  zu  erhalten  hat,  sollen 
auf  den  österreichischen  Bahnen  nach  Art.  71 
der  Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst  die  in 
der  allgemeinen  Fahrordnung  enthaltenen  Züge 
fortlaufende  Nummern  erhalten,  u.  zw.  die 
Züge  in  der  Richtung  vom  Anfangspunkt  die 
ungraden,  die  Züge  der  entgegengesetzten 
Richtung  die  graden  Z.  Die  nicht  in  der  allge- 
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meinen  Fahrordnung  enthaltenen  Züge  können 
auch  ohne  Z.  durch  eine  anderweite  jede 
Verwechslung  ausschließende  Benennung  als 
Vergnügungszug,  Schotterzug  u. s.w.  bezeichnet 
werden  (s.  Fahrplan  und  Vorzug).  Die  Z. 
werden  so  gewählt,  daß  sich  aus  der  Z.  Gattung 
imd  möglichst  auch  Verkehrszweck  des  Zugs 
ergibt.  Die  Schnell-  und  Personenzüge  erhalten 
die  niedrigen,  die  Güterzüge  die  höheren  Z. 
Erwünscht  ist  mit  den  Z.  nicht  höher  zu  gehen, 
als  es  diese  Unterscheidung  erfordert.  Trotz- 
dem können  große  Verwaltungen  in  der  Regel 
fünfstellige  Z.,  deren  Anwendung  mancherlei 
Erschwernisse  im  Dienst  mit  sich  bringt,  nicht 
ganz  vermeiden  (s.  Zugmeldedienst). 

Während  die  Z.  auf  den  österreichischen  Bahnen 
nach  den  in  Tabelle  2  des  Anhangs  zu  den  Fahr- 
ordnungsbüchern  enthaltenen  Grundsätzen  festgesetzt 
werden,  gelten  für  die  deutschen  Reichsbahnen 
nachstehende  Bestimmungen  : 

Auf  einem  Bahnhof  und  einer  Strecke  soll  jede 
Z.  nur  einmal  vorkommen.  Auch  innerhalb  eines 
Direktionsbezirks  soll  möglichst  jede  Nummer  nur 
einmal  erscheinen.  Die  Z.  bleibt  von  der  Zugbil- 
dungs-  bis  zur  Auflösungsstation  bestehen,  auch 
wenn  unterwegs  Wagengruppen  ab-  oder  zugehen. 
Die  Z.  sollen  möglichst  nicht  über  4stellige  Zahlen 
hinausgehen.  Innerhalb  eines  Direktionsbezirks  sind 
für  die  Personenzüge  einer  Bahnstrecke  und  für  die 
Güterzüge  gleicher  Verkehrsbeziehungen  besondere 
Nummernreihen  festzusetzen,  damit  an  der  Z.  außer 
der  Gattung  auch  das  Verkehrsgebiet  des  Zuges  er- 
kannt werden  kann.  Gleiche  Nummernreihen  können 
nur  für  solche  Verkehre  gewählt  werden,  die  in 
keinerlei  Zusammenhang  miteinander  stehen.  Soweit 
angängig,  sollen  die  ungraden  Z.  für  die  Richtung 
von  Westen  nach  Osten  und  von  Süden  nach  Norden 
benutzt  werden.  Eine  Änderung  der  Z.  findet  aber 
beim  Richtungswechsel  nur  aus  diesem  Grunde  nicht 
statt.  Auf  der  Zugbildungsstation  soll  der  erste  nach 
Mitternacht  abgehende  Zug  die  niedrigste  Z.  seiner 
Reihe  erhalten.  Bei  Zug  und  Geg?nzug  führt  der 
erstere  die  niedrige  Zahl.  Die  einzelnen  Zuggattungen 
erhalten  nachstehende  Nummernreihen: 

1.  Schnell-,  Eil- und  Personenzüge  .  1-   5.000 

2.  Eilgüter,  Milch-,  Post-  tmd  ähn- 

liche Züge 6.000-  6.300 

3.  Viehzüge 6.301-  6.500 

,    P              j    r^      1,             -.      ■•  (6  501-  8.000 

4.  Fern-  und   Durchgangsguterzuge  J  5  ooi  -  5.990 

5.  Nahegüterzüge ■.      8.001-20.000 

6.  Leerfahrten,  Lokomotiv-  und  Werk- 

stättenprobefahrten      20.001-30.000 

oder  3.001  -  5.000 

7.  Leerwagenzüge 30.001-40.000 

8.  Bedienungs-  und  Übergabezüge  .    40.001  -50.000 

9.  Umleitungsgüterzüge,  soweit 

dauernd  erforderlich 50.000-80.000 

Brcusing. 

Zugpersonal,  Zugmannschaft  (engine 
and  train  staff;  personncl  du  train ;  personale 
del  treno),  das  zur  Beförderung  und  Begleitung 
der  Züge  und  Triebwagen  bestimmte  Personal. 
Es  wird  auch  wohl  als  Fahrpersonal  (s.  d.) 
bezeichnet,  untersteht  während  der  Fahrt  dem 
Zugführer   und    zerfällt    nach    §  63,   I,    der 
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deutschen  EBBO.  übereinstimmend  mit  den  für 
die  österreichischen  Bahnen  geltenden  Vor- 
schriften f.  d.  Verkehrsdienst  in: 

flyLokomotivpersonal  (engine  crew;  per- 
sonnel  de  la  loconiotive;  personale  della  loco- 
motiva),  bestehend  aus  Lokomotivführer, 
Reservelokomotivführer  (engine  driver,engineer; 
machiniste  ou  mecanicien;  macchinisfa,  qui- 
datore)  und  Heizer  (stoker,  fireman;  Chauffeur; 
f  noch  isla).  Seine  Dienst  verrichtungen  und 
Pflichten  sind  in  den  Aufsätzen  Lokomotiv- 
fahrdienst, Triebwagen  und  Leichte 
Züge  besprochen. 

bj  Zugbegleitpersonal  (train  staff,  crew; 
personnel  du  train;  personale  del  convoglio), 
bestehend  aus: 

Zugführer,  Zugmeister,  Oberschaffner, 
Triebwagenführer  (head  guard,  chief  conductor; 
chef  du  train,  chef  garde,  conducteur  chef; 
capotreno); 

Packmeister,  Oberpackmeister  (luggage 
van  guarde;  garde-bagages,  facteur  du  train, 
chef   iDagages   fourgonnier;   guarda    bagaglio); 

Schaffner  (guard,  conductor;  garde,  garde- 
convoi;  conduttore); 

Wagenaufseher,  Wagenwärter  (rolling 
stock  mechanic;  homme  de  peine  ou  manoevre 
employe  aux  Waggons;  personale  di  servizio 
delle  vetture  o  guarda-carro); 

Bremser  (brakesman;  serre-frein;  guarda- 
treno). 

Dieser  Einteilung  der  Beamten  (s.  d.)  nach 
ihren  Dienstgeschäften  schließen  sich  die  durch 
den  Haushaltsplan  der  Verwaltungen  fest- 
gesetzten Bezeichnungen  nicht  immer  genau 
an.  So  wird  auf  den  deutschen  Reichsbahnen 
der  Bremserdienst  durch  Schaffner  und  der 
Packmeisterdienst  in  der  Regel  ebenfalls  durch 
Schaffner  wahrgenommen. 

Im  Zugbegleitungsdienst  gilt  als  allge- 
meine Regel,  daß  die  Züge  von  mindestens 
einem  Beamten  begleitet  werden  müssen.  Auf 
den  deutschen  Bahnen  sind  nach  §  63,  3  der 
EBBO.  hiervon  nur  die  einzeln  fahrenden 
Lokomotiven  sowie  die  Revisionszüge  aus- 
genommen (FV.  §  36,  3).  Die  Vorschriften  für 
den  Verkehrsdienst  für  die  österreichischen 
Bahnen  machen  die  Beschränkung  der  Zug- 
begleitung auf  einen  Beamten  davon  abhängig, 
daß  es  sich  um  Züge  des  Lokalverkehrs  handelt, 
deren  Wagen  mit  innerem  Durchgang  ver- 
sehen sind.  Sie  verlangen  im  übrigen,  daß 
den  Zügen  soviel  Zugbegleiter  einschließlich 
Zugführer  mitzugeben  sind,  als  es  die  Bedie- 
nung der  Handbremse  und  die  Durchführung 
des  Personen-  und  Güterdienstes  erfordert. 
Der  Zugführer  soll  Streckenkenntnis 
(s.d.)  besitzen.  Erführt  den  Fahrbericht(s. d.) 


und  hat  sich  bei  Übernahme  des  Zuges  (s.  Zug- 
bildung unter  V)  zu  überzeugen,  daß  das  Z. 
zur  Stelle  und  dienstfähig  ist.  Jeder  zu-  und 
abgehende  Zugbegleitbeamte  hat  sich  bei  ihm 
zu  melden.  Der  Zugführer  hat  den  Zug,  die 
gesamte  Handhabung  des  Dienstes  am  Zuge 
und  die  Befolgung  der  Signale  zu  beaufsich- 
tigen. Er  hat  möglichst  oft  sich  vom  Zustande 
des  Zugs  zu  überzeugen  und  solange  ihm 
dies  seine  sonstigen  Dienstgeschäfte  gestatten, 
auf  äie  Signale  und  Wegeschranken  zu  achten 
(FV.  §  36,  1).  Alle  Abweichungen  vom  Fahr- 
plan und  außergewöhnlichen  Vorkommnisse 
hat  er  im  Fahrbericht  zu  melden. 

Schwere  Unfälle,  die  durcli  Nichtbeachtung  des 
Haltsignals  vor  Blockstellen  oder  Bahnhöft-n  hervor- 
gerufen wurden,  haben  wiederholt  zur  I^riifung  der 
Frage  Anlaß  gegeben,  ob  es  zweckmäßig  sein  würde, 
neben  dem  Lokomotivführer  einen  Zugbegleit- 
beaniten,  in  erster  Linie  den  Zugführer,  mit  der 
dauernden  Signalbeobachtung  verantwortlich  zu  be- 
trauen. Schon  auf  den  ersten  Eisenbahnen  hatte  man 
zu  diesem  Zweck  eine  Tenderwache  eingerichtet. 
Dienstvorschriften,  nach  denen  ein  Zugbegleitbeamter 
von  einem  Platz  am  Tender  der  Zuglokomotive  aus 
den  Zug  unausgesetzt  beobachten  sollte,  finden  sich 
bereits  183S  bei  der  Leipzig- Dresdner  Eisenbahn. 
Im  Jahre  1847  wurde  die  Einrichtung  in  England, 
1848  in  Frankreich  durchgeführt.  Später,  als  die 
Wagen  höher  und  breiter  wurden,  erhielt  die  Wache 
ihren  Platz  in  einem  Aufbau  des  ersten  Wagens, 
des  Packwagens.  Da  hierbei  das  unmittelbare  Be- 
nehmen mit  dem  Lokomotivführer  verloren  ging, 
suchte  man  Ersatz  durch  Anbringung  der  Zugleine 
(s.  d.).  Die  Beteiligung  des  Zugbegleitpersonals  an 
der  Beobachtung  des  Zugs  imd  der  Signale  war 
hierbei  in  erster  Linie  auf  die  Vorgänge  im  Rücken 
des  Lokomotivführers  gerichtet.  Sie  trat  aber  im 
Laufe  der  Zeit  überhaupt  zurück,  während  die  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Signalbeobachtung  mehr  und 
mehr  dem  Lokomotivführer  allein  zuerkannt  wurde. 
Auch  neuere  Erwägungen  fülirten  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  von  einer  Abänderung  der  vorstehenden, 
in  den  FV.  zum  Ausdruck  kommenden  Bestimmun- 
gen zweckmäßig  abzusehen  sei.  Es  erschien  bedenk- 
lich, den  Lokomotivführer  in  seiner  vollen  Verant- 
wortlichkeit zu  entlasten,  umsomehr  als  im  Zuge 
kein  zweiter  Platz  vorhanden  ist  oder  eingerichtet 
werden  kann,  von  dem  aus  eine  annähernd  gleich 
einwandfreie  Beobachtung  der  Signale  wie  vom  Stande 
des  Lokomotivführers  aus  möglich  sein  würde. 

Im  Laufe  der  Zeit  ist  man  dazu  übergegangen, 
dem  Zugführer  auch  Dienstleistungen  zu  über- 
tragen, die  früher  von  Beamten  des  Stations- 
dienstes wahrgenommen  wurden.  In  Nord- 
amerika, wo  man  den  Traindispatcher  mit  dem 
Zugführer  in  Verbindung  treten  läßt,  ist  dies 
stets  üblich  gewesen  (s.  Fahrdienstleitung  unter 
III  u.  V). 

Die  Pflichten  des  Zugführers  sind  sehr  viel- 
seitig. Außer  der  allgemeinen  Fürsorge  für  die 
vorschriftsmäßige  Handhabung  des  Fahrdienstes 
obliegt  ihm  die  Überwachung  der  persönlichen 
Sicherheit  der  Reisenden.  Bleibt  der  Zug  auf 
freier  Strecke  liegen,  so  hat  der  Zugführer  für 
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seine  Deckung  zu  sorgen  (FV.  §  58;  Vorschrift 
für  den  Verkehrsdienst,  Art.  134),  die  nötigen 
Meidungen  zum  Herbeirufen  von  Hilfe  abzu- 
geben, zu  bestimmen,  ob  die  Reisenden  die 
Wagen  verlassen  dürfen,  und  in  jeder  Weise 
auf  die  Abwendung  von  Gefahren  bedacht 
zu  sein.  Den  Schaffnern  teilt  der  Zugführer 
die  einzelnen  Wagengruppen  oder  Wagen  zur 
Beaufsichtigung  ihres  lauffähigen  Zustands,  für 
ihre  Bedienung  und  Bremsbesetzung  zu.  Falls 
er  nicht  selbst  oder  ein  Stationsbeamtef  auf 
den  Zwischenstationen  den  Verschiebedienst 
am  Zuge  leitet,  überträgt  er  die  Beaufsichtigung 
einem  Schaffner,  dem  Rangierschaffner.  - 
Der  Zugführer  nimmt  seinen  Platz  in  der  Regel 
im  Packwagen  (s.  Dienstabteil).  Er  bedient 
dessen  Bremse  und  beaufsichtigt  auch  das 
Gepäck,  solange  der  Verkehr  gering  ist.  Andern- 
falls wird  für  diesen  Dienst  ein  Packmeister 
oder  Schaffner  bestellt.  Die  sonst  am  Zuge 
zur  Überwachung  des  Personen-  oder  Güter- 
verkehrs, zum  Schmieren  der  Wagen  und  zur 
Bremsbedienung  erforderlichen  Dienstleistun- 
gen obliegen  den  Schaffnern,  Bremsern  oder 
Wagenaufsehern.  Letztere  sind  nur  bei  solchen 
Zügen  nötig,  deren  Fahrzeuge  einer  besonderen 
sachverständigen  Überwachung  bedürfen,  wie 
dies  z.B.  bei  D-Zügen  und  bei  Güterzügen 
mit  durchgehender  Bremse  der  Fall  ist.  —  Bei 
dem  großen  Einfluß  der  persönlichen  Leistungen 
auf  die  Zugkosten  bedarf  es  eingehender  Prü- 
fung, wie  stark  das  Z.  für  die  ganze  Zugstrecke 
oder  für  die  einzelnen  Teilstrecken  zu  bemessen 
und  in  der  Dienstein  teilung  (s.  d.)  für  jeden 
Zug  vorzusehen  ist.  umfang  und  Eilbedürftig- 
keit des  Verkehrs  sowie  die  Zahl  der  zu  be- 
setzenden Handbremsen  sind  hierbei  ausschlag- 
gebend. Im  allgemeinen  werden  dem  Zug- 
führer bei  Personenzügen  1  —  3  Schaffner,  bei 
Güterzügen  4  —  6  Schaffner  beigegeben.  Die 
stärkste  Besetzung  erfordern  die  Stückgüter- 
und Nahegüterzüge,  damit  das  zeitraubende 
Aus-  und  Einladen  nicht  zu  lange  Aufenthalte 
nötig  macht  (s.  Fahrladedienst).  —  Die  aus 
Sicherheitsgründen  gebotenen  strengen  Brems- 
vorschriften erfordern  für  die  Güterzüge  ein 
verhältnismäßig  starkes  Z.  Soweit  sie  es  irgend 
zulassen,  sucht  man  Erleichterungen  herbeizu- 
führen. In  Deutschland  mindert  man  die  Fahr- 
geschwindigkeit in  den  Gefällstrecken  möglichst 
herab,  um  geringere  Bremsprozente  zu  erhalten 
(s.  Bremsbrutto);  in  England  läßt  man  ziemlich 
lange  Güterzüge  nur  durch  den  Zugführer 
begleiten,  der  dann  nicht  nur  die  Bremse  des 
am  Schluß  laufenden  Packwagens,  sondern  auch 
vor  dem  Befahren  von  Gefällstrecken  unter 
Anhalten  des  Zugs  vor  und  hinter  diesen 
Strecken    weitere    Bremsen    bedient,    und    in 


Frankreich  stellt  man  in  den  Güterzügen  je 
zwei  Bremswagen  so  zusammen,  daß  die  Brem- 
sersitze einander  zugekehrt  sind  und  von  einem 
Bremser  bedient  werden  können.  Eine  befrie- 
digende Lösung  wird  die  Frage  der  Brems- 
bedienung erst  finden,  wenn  die  Einführung 
der  durchgehenden  Bremse  weitere  Fortschritte 
gemacht  haben  wird.  Nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  auf  den  deutschen  Reichsbahnen 
wird  man  damit  rechnen  können,  daß  auch 
vollbelastete  Güterzüge  nur  zwei  Zugbegleiter, 
den  Zugführer  und  den  Wagenwärter  erfordern 
werden.  Allerdings  muß  dann  ein  Teil  der  jetzt 
dem  Z.  obliegenden  Arbeiten  von  den  Be- 
diensteten der  Bahnhöfe  übernommen  werden. 

Steigt  der  Verkehr  über  das  gewöhnliche  Maß 
hinaus,  so  müssen  Hilfskräfte  auf  den  größeren 
Bahnhöfen  oder  auf  den  Stationen,  von  denen 
aus  eine  vermehrte  Bremsbesetzung  nötig  wird, 
dem  Z.  zugeteilt  werden.  Am  einfachsten  ist 
es,  wenn  Stations-,  Strecken-  oder  Werkstätten- 
arbeiter für  den  Bremserdienst  ausgebildet 
werden,  so  daß  auf  diese  im  Bedarfsfalle  zurück- 
gegriffen werden  kann. 

In  Nordamerika  hat  das  Bestreben  nach 
Wirtschaftlichkeit  des  Betriebs  durch  Erhöhung 
der  Zugbelastung  (s.  d.)  zu  einer  über  das 
ganze  Land  sich  erstreckenden  und  von  Erfolg 
begleiteten  Forderung  der  Zugbegleitbeamten, 
vornehmlich  vertreten  durch  die  Brotherhood 
of  railway  trainmen,  mit  dem  Ziel  auf  gesetz- 
liche Regelung  der  bei  den  Zügen  mindestens 
erforderlichen  Zugbegleiter  geführt.  In  einer 
ausführlichen  Denkschrift  wurde  von  den 
Beamten  mit  Rücksicht  auf  die  Betriebssicher- 
heit eine  Vermehrung  der  Zugbegleiter  ver- 
langt, während  die  Verwaltungen  unter  dem 
Hinweis  auf  die  durch  Einführung  der  durch- 
gehenden Bremse  erreichten  Sicherheit  und 
die  Forderung  wirtschaftlicher  Betriebsführung 
widersprachen.  Im  Jahre  1914  bestanden  in 
20  Staaten  für  deren  inneren  Verkehr  geltende 
Gesetze  über  die  Mindestzahl  der  Begleit- 
beamten bei  Personenzügen,  Güterzügen  oder 
dem  Verschiebedienst.  Sie  fordern  im  allgemeinen 
eine  Besetzung  von  4-5  Wagen  starken  Zügen 
durch  je  einen  Zugführer,  Packmeister  und 
Bremser,  von  durchgehenden  Güterzügen  durch 
den  Zugführer  und  zwei  Bremser,  von  Orts- 
güterzügen durch  den  Zugführer  und  drei 
Bremser,  und  weichen  hiermit  nicht  wesent- 
lich von  der  auch  in  anderen  Ländern  üblichen 
Besetzungsweise  der  Züge  ab.  (Ztg.  d.  VDEV. 
1912,  S.  1571.  -  Arch.  f.  Ebw.  1914,  S.  419, 
1915,  S.  874.) 

Das  Z.  erhält  für  seine  Dienstleistungen  Entschädi- 
gungen, deren  Höhe  und  Berechnungsweise  in  den 
Aufsätzen      Fahrdienstgebühren     und     Nacht- 
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d  i  e  n  st  ausführlich  besprochen  wurde.  Die  Umwälzun- 
gen im  Staats- und  Verkehrsleben  haben  auf  diesem  Ge- 
biete eine  weseiitliclie  Änderung  lierbeigeführt.  Die 
Einführung  des  Achtstundentags,  die  Abneigung  der 
Bediensteten  gegen  alle  Entschädigungen,  die  aucii  nur 
den  Anschein  einer  Belohnung  für  die  Übernahme 
besonderer  Dienstleistungen  erwecken  konnten,  fülirte 
zunächst  zu  einer  Beseitigung  der  alten  Gebührenord- 
nung und  ihren  Ersatz  durch  gleichmäßige  Entlohnung 
aller  Fahrdienstleistungen.  Es  bedurfte  langer  Ver- 
handlungen, um  das  Z.  zu  überzeugen,  dal5  eine 
geordnete  und  vcirtschaftliche  Betriebsfülnung  nur 
möglich  ist,  wenn  die  Fahrdienstgebühren  einen 
Anreiz  zur  planmäßigen  Dienstausführung  und  zur 
Erzielung  mögliclist  hoher  Nutzleistungen  innerhalb 
der  auf  8  Stunden  herabgesetzten  durchsciinittlichen 
Dienstdauer  bieten.  Dies  ist  durch  die  für  die  deutschen 
Reichsbahnen  vom  1.  Juli  1921  gültige  Dienst- 
vorschrift über  die  Aufwandsentschädigung 
des  Z.  erreicht.  Nach  ihr  erhält  das  Z.  I.  ein 
Stundengeld,  2.  einen  Zuschlag  zum  Stunden- 
geld, 3.  ein  Entgeld  für  die  Ruhezeit  außerhalb 
der  Heimat.  Das  Stundengeld  beträgt  beim  Lo kö- 
rnet ivpersonal  60  Pf.  für  Lokomotivführer,  50  Pf. 
für  Heizer  im  Zugdienst;  50  Pf.  für  Lokomotiv- 
führer, 40  Pf.  für  Heizer  im  Verschiebe-  und 
sonstigem  Dienst;  30  Pf.  für  Lokomotivführer, 
20  Pf.  für  Heizer  im  Bereitschaftsdienst  ohne 
Lokomotive  in  der  Heimat;  beim  Zugbegleit- 
personal 50  Pf.  für  Zugführer,  40  Pf.  für  Ober- 
schaffner, Schaffner  und  Wagenaufseher  im  Zug- 
dienst; 40  Pf  .für  Zugführer,  30  Pf.  für  die  übrigen 
Beamten  bei  Fahrten  nach  Anschlüssen  u.  s.  w.; 
25  Pf.  für  Zugführer,  20  Pf.  für  die  übrigen  Beamten 
im  Bereitschaftsdienst  der  Heimatstatioii.  Der 
Zuschlag  zum  Stundengeld  beträgt  für  Lokomo- 
tivführer und  Heizer  im  Schnellzugdienst 
l  M.,  im  Personen-  und  Güterzugdienst  80  Pf.,  bei 
Ansclilußfahrten  40  Pf.  und  im  übrigen  Dienst  30  Pf. 
bei  2zylindrigen  Lokomotiven.  Bei  3-  und  mehr- 
zylindrigen  Lokomotiven  tritt  eine  Erhöhung  auf 
M.  1-4,  M.  1-1,  ÖO  und  40  Pf.  ein.  Für  die  Zug- 
begleitbeamten beträgt  der  Zuschlag  40  Pf.  im 
Schnellzugdienst,  50  Pf.  im  Personen-  und  Qüter- 
zugdienst,  60  Pf.  im  schweren  Qüterzugdienst 
(Stückgüter-  und  Nahegüterzüge)  und  30  Pf.  im 
Dienst  nach  Anschlüssen.  Als  Entgeld  für  Ruhe 
außerhalb  der  Heimat  wird  bei  Überweisung  eines 
Raumes  mit  Bett  5  M.,  sonst  10  M.  gewährt. 

Durch  die  allgemeine  Herabsetzung  der 
durchschnittlichen  täglichen  Dienstdauer  auf 
8  Stunden  ist  eine  Überanstrengung  des  Be- 
triebspersonals weit  weniger  als  früher  zu 
befürchten.  Die  in  den  Aufsätzen  Dienst-  und 
Ruhezeiten  sowie  Nachtdienst  mitgefeilten 
Grenzen  der  zulässigen  inanspruchnalnme  der 
Betriebsbeamten,  sind  daher  in  wesentlichen 
Punkten  hinfällig  geworden.  Mehr  als  früher  muß 
jetzt  das  Bestreben  darauf  gerichtet  sein,  das  Per- 
sonal innerhalb  dernunmehr  eingeschränkten  zu- 
lässigen Inanspruchnahme  nutzbringend  zu  be- 
schäftigen und  ein  unwirtschaftliches  Verweilen 
im  Dienst  ohne  Leistungen  zu  vermeiden. 
Hierzu  sollen  die  neuen  Aufwandsentschädi- 
gungen beitragen.  Bmising. 

Zugschranken  s.  Abschluß  Vorrichtun- 
gen. 


Zugsignale  (Signale  am  Zuge)  dienen  teils 
dazu,  Züge,  einzeln  fahrende  Triebwagen  und 
Lokomotiven  als  geschlossene  Züge  zu  kenn- 
zeichnen, teils  dazu,  dem  Strecken- und  Stations- 
personal gewisse  Mitteilungen  zu  machen. 

Zur  Kennzeichnung  der  Spitze  eines 
Zugs  wird  auf  den  deutschen  Bahnen  bei 
Tage  kein  besonderes  Signal  geführt,  wenn  der 
Zug  auf  eingleisiger  Bahn  oder  auf  dem  für 
die  Fahrrichtung  bestimmten  Gleise  einer  zwei- 
gleisigen Bahn  fährt.  Bei  Dunkelheit  zeigt  die 
Lokomotive  in  diesem  Falle  vorn  zwei  weißleuch- 
tende Laternen.  Bei  Zügen  mit  Vorspann  ist 
dieses  Signal  auch  an  der  zweiten  Lokomotive 
und  bei  Zügen,  die  nachgeschoben  werden, 
auch  an  der  Schiebelokomotive  anzubringen. 
Befährt  ein  Zug  auf  zweigleisiger  Bahn  aus- 
nahmsweise das  falsche  Gleis,  so  soll  er  bei 
Tage  vorn  am  ersten  Fahrzeug  eine  runde 
rote,  weißgeränderte  Scheibe  tragen,  bei  Dunkel- 
heit soll  eine  der  beiden  Laternen  an  der  Spitze 
des  Zuges  rot  geblendet  sein. 

Der  Zugschluß  wird  bei  einzeln  fahrenden 
Triebwagen  und  Lokomotiven  bei  Tage  durch 
eine  an  der  Hinterwand,  in  der  Regel  an  der 
rechten  Pufferstange  aufgehängte  runde  rote, 
weißgeränderte  Scheibe  (Schlußscheibe),  bei 
Dunkelheit  durch  eine  rotleuclitende  Laterne 
(Schlußlaterne)  gekennzeichnet.  Züge,  die  aus 
mehreren  Fahrzeugen  bestehen,  führen  am  letzten 
Wagen  bei  Tage  die  Schlußscheibe  und  außerdem 
entweder  zwei  nach  vorn  und  nach  hinten  sicht- 
bare viereckige,  rot  und  weiß  gestrichene  Scheiben 
(Oberwagenscheiben)  oder  die  für  Dunkelheit 
erforderlichen  Laternen,  bei  Dunkelheit  die 
Schlußscheibe  und  außerdem  zwei  nach  vorn 
grün,  nach  hinten  rotleuchtende  Laternen 
(Oberwagenlaternen). 

Durch  Signale  am  Zuge  können  folgende 
Mitteilungen  dem  Strecken-  und  Stationspersonal 
gemacht  werden : 

a)  Ein  Sonderzug  folgt  nach. 

Als  Signalzeichen  gilt  für  einzeln  fahrende 
Triebwagen  und  Lokomotiven  bei  Tage  eine 
runde  weiße,  schwarzgeränderte  Scheibe  an 
der  Hinterwand  außer  der  Schlußscheibe,  bei 
Dunkelheit  eine  weißleuchtende  Laterne  an 
der  Hinterwand  außer  der  Schlußlaterne.  Bei 
aus  mehreren  Wagen  bestehenden  Zügen  werden 
zur  Ankündigung  eines  Sonderzuges  eine  oder 
beide  der  sonst  vorgeschriebenen  Oberwagen- 
scheiben durch  runde  weiße,  schwarzgerän- 
derte Scheiben  ersetzt,  bei  Dunkelheit  zeigen 
eine  oder  beide  Oberwagenlaternen  statt  des 
sonst  vorgeschriebenen  roten,  nach  rückwärts 
weißes   Licht. 

b)  Ein  Sonderzug  kommt  in  entgegenge- 
setzter Richtung. 
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Signalzeichen:  Bei  Tage  eine  runde  weiße, 
schwarzgeränderte  Scheibe  vorn  am  ersten 
Fahrzeuge,  bei  Dunkelheit  eine  weißleuchlcnde 
Laterne  über  den  beiden  weißleuchtenden,  die 
Spitze  des  Zugs  kennzeichnenden  Laternen. 
c)  Die  Telegraphen-  und  Fernsprechleitung 
ist  zu  untersuchen. 

Signalzeichen:  Eine  runde,  gelbe  Scheibe  vorn 
am  ersten  Fahrzeug  oder  an  jeder  Seite  des  Zugs. 
Bei  Dunkelheit  wird  dieses  Signal  nicht  gegeben. 
Auf   den    österreichischen  Bahnen  wird  auf 
eingleisiger  Bahn  die  Spitze  des  Zugs  gekenn- 
zeichnet bei  Dunkelheit  durch  zwei  weißleuch- 
tende Laternen  vorn  an  der  Lokomotive.    Bei 
Tage  ist  kein   besonderes  Kennzeichen  vorge- 
schrieben.   Auf  doppelgleisiger  Bahn  trägt 
der  Zug,  wenn  er  auf  dem  richtigen  Gleis  ver- 
kehrt, bei  Tage  kein  besonderes  Kennzeichen, 
bei    Dunkelheit    hat    er   zwei    weißleuchtende 
Laternen    vorn   an   der   Lokomotive.    Verkehrt 
der  Zug    auf  doppelgleisiger   Bahn    auf   dem 
unrichtigen  Gleis,  so  führt  er   bei  Tage  eine 
weiß-rote  Scheibe  vorn  an  der  Lokomotive,  bei 
Dunkelheit  vorn    zwei  rotleuchtende  Laternen. 
Zur  Kennzeichnung  des  Schlusses  des  Zugs 
dient  auf   ein-   und   doppelgleisiger   Bahn   bei 
Tage  eine  Signallaterne  an  jeder  Langseite  des 
lezten  Wagens,  bei  Dunkelheit  in  der  Mitte  der 
Rückwand  des  letzten  Wagens  eine  Laterne  mit 
rotem  Licht  und  höher  oben  oder  tiefer  unten 
an  den  beiden   Langseiten    zwei  rotleuchtende 
Laternen.  Die  beiden  Seitenlaternen  zeigen  nach 
vorn  weißes  Licht.  Zur  Ankündigung  eines  in 
in    gleicher  Richtung   nachfolgenden   außerge- 
wöhnlichen   Zugs    wird    bei  Tage  außer  den 
zwei  Seitenlaternen  am  letzten  Wagen  noch  eine 
weiß-rpte  Scheibe  an   seiner  Rückwand   ange- 
bracht, bei  Dunkelheit  zeigt  die   linke  Seiten- 
laterne des  Schlußsignals  nach   hinten    grünes 
Licht.  Zur  Ankündigung  eines  in  entgegenge- 
setzter Richtung  fahrenden  außergewöhnlichen 
Zuges  werden  außer  den  zwei  Seitenlaternen  am 
letzen  Wagen    noch   zwei  weiß-rote  Scheiben 
an  seiner  Rückwand   angebracht,  bei  Dunkel- 
heit zeigt  links  die  Seitenlaterne   des   Schluß- 
signals nach  hinten  weißes  Licht. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  auf  den  deutschen 
und  österreichischen  Bahnen  sind  Zugsignale 
auf  allen  Bahnen  im  Gebrauch.  Allen  gemeinsam 
ist  die  Verwendung  roten  Lichts  in  einer  oder 
mehreren  Laternen  als  Schlußsignal  bei  Dunkel- 
heit. .An  der  Spitze  des  Zugs  wird  bei  Dunkel- 
heit, wenn  nicht  die  Fahrt  auf  falschem  Gleis 
gekennzeichnet  werden  soll,  überall  weißes 
Licht  einfach  oder  doppelt  geführt.  Als  Tages- 
signale werden  die  unbeleuchteten  Laternen  der 
Nachtsignale,  Scheiben  und  Flaggen  für  Schluß 
und     Spitze     in     verschiedenen     Zusammen- 


stellungen benutzt.  Eine  besondere  Kennzeich- 
nung der  Spitze  des  Zuges  bei  Befahren  des 
falschen  Gleises  findet  auf  den  meisten  Bahnen 
statt.  Die  durch  Zugsignale  erfolgenden  Mel- 
dungen an  das  Strecken-  und  Stationspersonal 
sind  die  auch  in  Deutschland  und  Österreich 
üblichen.  Hoogen. 

Zugstab  s.  Zugfolge. 

Zugstange  s.  Zugvorrichtungen. 

Zugteilung  s.  Zugdienst. 

Zugtelegraphen,  zur  telegraphischen  oder 
telephonischen  Verbindung  zwischen  Eisenbahn- 
dienststellen und  fahrenden  Zügen  oder  zwischen 
fahrenden  Zügen  untereinander,  sind  wohl  hie 
und  da  versucht  worden,  über  das  Stadium 
des  Versuchs  aber  nirgends  hinausgekommen. 
Es  ist  auch  ein  wirkliches  Bedürfnis  zur  all- 
gemeinen Verwendung  derartiger  Einrichtungen 
bei  den  hochentwickelten  Eisenbahnsicherungs- 
anlagen nicht  anzuerkennen. 

Zugtrennung  (division  or  breaking  of  the 
train,  breakaway;  rupture  d'attellages  d'un  train; 
spezzamento  o  rottura  del  treno),    unbeabsich- 
tigte Abtrennung  eines  Zugteils  während  der 
Fahrt.    Die   heute  vorgeschriebene  Kuppelung 
(s.  d.)    verbindet    die    Fahrzeuge   eines   Zugs 
in   zuverlässiger  Weise.    Eine    unbeabsichtigte 
Lösung  der  Kuppelung  durch  selbsttätiges  Aus- 
heben beim  Anfahren  oder  während  der  Fahrt 
erscheint  ausgeschlossen.   Eine  Z.  kann  daher 
nur   durch    Zerreißen    der    Kuppelungen    ent- 
stehen   und    ein    solches   Zerreißen    soll    das 
Wort  Z.  ausdrücken.  Trotz  aller  Bemühungen 
ihnen  entgegenzuwirken,  bilden  die  Z.  dauernd 
eine  ernste  Unfallgefahr  im  Eisenbahnbetrieb. 
Mit  der  wachsenden  Zuglast  und  dem  Gewicht 
der  einzelnen  Fahrzeuge   haben,  auch   die  bei 
der  Beförderung  eines  Zugs  auftretenden  Stöße 
zugenommen,  die  trotz  erheblicher  Verstärkung 
der  Kuppelungen  diese  übermäßig  beanspruchen 
können,   so   daß   dabei   Brüche  unvermeidlich 
sind.  Solche  Stöße  treten  auf  beim  Anfahren, 
bei  ungleichmäßiger  Bedienung  der  Bremsen, 
beim  Befahren  von  Gefälhvechseln   und  beim 
Übergang  von  langsamer   zu  schneller  Fahrt. 
So  kann  z.  B.  der  Lokomotivführer  mit  ziem- 
licher Sicherheit  auf  den  Bruch  einer  Kuppelung 
rechnen,  wenn  er  den  angesichts  eines  Halte- 
signals   gebremsten    Zug    nach    Freigabe    des 
Signals  aus  der  verzögerten  unmittelbar  in  die 
beschleunigte  Bewegung  versetzen  würde.  Ein 
zuvoriges  Anhalten  des  Zugs  ist  ihm  deshalb 
durch  seine  Dienstvorschrift  zur  Pflicht  gemacht. 
Für  das  Verhalten  der  Betriebsbeamten  bei 
Z.  sind  in  den  deutschen  FV.  (vgl.  §  47)  und 
in    den    österreichischen  \'orschriften   für  den 
Verkehrsdienst     (vgl.    Art.    178)     eingehende 
Vorschriften  erlassen.  Es  gelingt  auch  meistens 


Zugtrennung,  -  Zugverspätung. 


51Q 


innerhalb  der  Bahnhöfe  eintretende  Z.  recht- 
zeitig zu  bemerken  und  unschädlich  zu  machen. 
Auf  freier  Strecke  sind  aber  die  Z.  recht  ge- 
fährlich, weil  sie,  -besonders  bei  Dunkelheit, 
bei  Nebel  und  in  unübersichtlichem  Gelände 
in  der  Regel  zu  spät  bemerkt  werden.  Tritt 
die  Z.  zwischen  Steigung  und  Gefälle  ein,  so 
kann  der  abgetrennte  Zugteil  entweder  durch 
Zurücklaufen  einen  nachfolgenden  Zug  oder 
durch  Nachlaufen  den  vorauffahreiiden  Zug- 
teil ernstlich  gefährden.  Die  Bremser  des  ab- 
getrennten Zugteils  vermögen  diesen  nicht 
immer  rechtzeitig  anzuhalten,  auch  wenn  sie 
die  Z.  bemerkt  haben,  denn  für  die  Geschwindig- 
keit, die  bei  der  Fahrt  im  Gefälle  ohne  Loko- 
motive eintritt,  reicht  die  Bremsbesetzung 
häufig  nicht  aus.  Sehr  oft  bemerken  sie  die  Z. 
aber  überhaupt  nicht.  Im  vorderen  Zugteil  macht 
sich  die  Z.  meist  ebensowenig  bemerkbar  wie 
im  hinteren.  Das  Verbot,  den  vorderen  Zugteil 
vorzeitig  zum  Halten  zu  bringen,  bleibt  daher 
oft  wirkungslos.  Es  findet  dann  ein  Auflaufen 
des  abgerissenen  Teils  und  ein  mehr  oder 
weniger  heftiger  Zusammenstoß  statt.  Die  ein- 
tretenden Folgen  führen  zu  den  schwersten  Un- 
fällen (s.  d.)  im  Eisenbahnbetrieb,  die  häufig 
noch  dadurch  gesteigert  werden,  daß  entgleiste 
Fahrzeuge  in  den  Weg  anderer  Züge  geraten 
und   zu  neuen  Unfällen  Veranlassung   geben. 

Während  des  Kriegs  haben  die  Z.  und  die  da- 
durch herbeigeführten  Unfälle  auf  den  deutschen 
Bahnen  einen  außergewöhnlichen  Umfang  an- 
genommen, wie  dies  zahlenmäßig  in  nachstehen- 
der Zusammenstellung  zum  Ausdruck  kommt. 

Die  Zunahme  vom  Jahre  1915  ab  ist  in 
erster  Linie  dem  Umstände  zuzuschreiben, 
daß  die  zahlreichen  im  belgischen  Gebiet  er- 
beuteten Wagen,  auf  deren  Benutzung  nicht 
verzichtet  werden  konnte,  nicht  mit  der  durch 
§  128  der  TV.  des  VDEV.  vorgeschriebenen 
durchgehenden  Zugstange  versehen  waren  und 
wegen  Schwäche  der  Kuppelungen  dauernd 
zu  Z.  Veranlassung  gaben,  deren  Folgen  wegen 
der  notwendigen  Verwendung  ungenügend 
geschulten  Bedienungspersonals  vielfach  von 
außerordentlicher  Tragweite  waren.  Die  be- 
kannten ungünstigen  Betriebsleistungen  waren 
z.  T.  eine  Folge  dieser  häufigen  Z.  und  der  durch 
sie  hervorgerufenen  Sperrungen  verkehrsreicher 
Bahnstrecken  (s.  Verkehrsstockungen). 

Eine  wesentliche  Einschränkung  der  Z.  wird 
von  der  Einführung  der  durchgehenden  Bremse 
bei  den  Güterzügen  erwartet,  einmal  weil  hier- 
durch die  Bremsbedienung  allein  in  die  Hand 
des  Lokomotivführers  gelegt,  also  besser  ge- 
regelt werden  wird,  sodann  aber  weil  die 
Folgen  der  Z.  abgeschwächt  oder  nahezu  un- 
schädlich gemacht  werden.   Beim  Bruch  einer 
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'  Die  Statistischen  Nachrichten  des  VDEV  ent- 
halten Zugtrennungen  nur  für  die  Jahre  1898 
bis  1909. 

2  In  den  meisten  Fällen  waren  die  Ursachen 
nicht  zu  ermiUeln.  Vielfach  kamen  belgische  Beute- 
wagen in  Betracht. 

Kuppelung  strecken  sich  die  Bremsschläuche. 
Durch  die  dabei  eintretende  Drehung  des 
Verschlußstücks  wird  dessen  Lösung  her- 
beigeführt. Die  ausströmende  Luft  bewirkt 
eine  Bremsung  beider  Zugteile  und  bringt 
sie  meist  in  geringem  Abstände  voneinander 
zum  Halten.  Breusmg. 

Zugüberholung  s.  Überholung. 

Zugverspätung  (delay  of  train;  retard 
d'un  train;  rilardo  di  un  treno),  gegenüber 
dem  Fahrplan  eintretende  Verzögerimg  in  der 
Durchführung  einer  Zugfahrt.  Auf  die  Bedeu- 
tung und  Notwendigkeit  pünktlicher  Betriebs- 
führung ist  im  Aufsatz:  Betriebssicherheit 
besonders  hingewiesen.  Sie  bildet  eine  stete 
Sorge  der  Verwaltung,  die  in  vielfachen  An- 
ordnungen und  Vorschriften  zum  Ausdruck 
kommt.  Nach  §  2  (2)  der  FV.  sollen  alle  im 
Fahrdienst  tätigen  Beamten  mit  vereinten  Kräften 
darnach  streben,  Unregelmäßigkeiten  im  Laufe 
der  Züge  hintanzuhalten.  Bei  sorgfältiger,  die 
Anforderungen  des  Verkehrs  und  Betriebs  be- 
rücksichtigenden Aufstellung  des  Fahrplans 
(s.  d.  unter  V)  können  Z.  wohl  eingeschränkt. 
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aber  nicht  vermieden  werden,  u.  zw.  iimso- 
weniger,  je  mehr  der  Zugverkehr  sich  ver- 
dichtet und  die  gegenseitige  Abhängigkeit  der 
Zugfahrten  zunimmt.  Auch  bei  sorgfältiger  Be- 
obachtung der  Ursachen  gehngt  wohl  eine  Ein- 
schränkung der  Z.,  aber  nicht  ihre  gänzliche 
Beseitigung.  Wollte  man  auf  jede  mögliche 
Verkehrsanforderung  Rücksicht  nehmen,  die 
vielleicht  nur  darin  besteht,  daß  heute  auf  dieser, 
morgen  auf  jener  Station  ein  außergewöhnlich 
schwerer  Gegenstand  am  Zuge  ein-  oder  aus- 
zuladen ist,  so  würden  Fahrpläne  entstehen, 
die  den  Forderungen  eines  wirtschaftlichen  Be- 
triebs und  einer  angemessenen  Ausnutzung  der 
Bahnanlagen  sehr  wenig  entsprechen.  Solche 
Forderungen  stehen  sogar  vielfach  im  Gegen- 
satz zu  den  Bestrebungen,  den  Betrieb  vor 
Unregelmäßigkeiten  zu  schützen.  Es  kommt 
dann  darauf  hinaus,  einen  gewissen  unschäd- 
lichen Grad  von  Unpünktlichkeit  bei  der  Fahr- 
planbildung als  zulässig  hinzunehmen  und 
wenigstens  so  viel  Spielraum  für  die  Ausführung 
des  Fahrdienstes  vorzusehen,  daß  kleinere  Z. 
möglichst  wieder  eingeholt  werden  können. 
Natürlich  soll  überall  da  Spielraum  in  den 
Fahrplan  aufgenommen  werden,  wo  es  ohne 
Schädigung  des  V^erkehrs  angeht.  So  erfolgt 
die  Anbringung  der  Anschlußzüge  von  den 
Seitenstrecken  in  der  Regel  früher,  als  die  zum 
Übergang  erforderliche  Zeit  es  nötig  macht, 
und  ebenso  pflegt  man  die  Aufenthalte  zu  Be- 
ginn der  Fahrt  knapper  und  im  weiteren  Ver- 
lauf reichlicher  zu  bemessen,  damit  die  ins- 
gesamt notwendige  Zeit  am  geringsten  aus- 
fällt. Kann  man  in  dieser  Weise  den  schwan- 
kenden Bedürfnissen  des  Verkehrs  innerhalb 
gewisser  Grenzen  Rechnung  tragen,  so  wird 
die  Vermeidung  von  Z.  weit  schwieriger  oder 
geradezu  unmöglich,  soweit  diese  auf  uner- 
wartet auftretende  Mängel  am  Gleise,  an  den 
Weichen-,  Signal-  und  Blockwerken  oder  an 
den  Fahrzeugen  zurückzuführen  sind.  Die  Ur- 
sachen sind  dann  ebenso  vielseitig  wie  ihre 
Folgen.  Es  können  erhebliche  technische  Alängel 
auftreten,  ohne  den  Lauf  des  Zugs  nennens- 
wert zu  stören,  während  vielleicht  geringfügige 
Ursachen  zu  Z.  mit  dem  Umfange  von  Be- 
triebsstörungen (s.  d.)  oder  von  Verkehrs- 
stockungen (s.  d.)  führen.  Die  Z.  der  Güter- 
züge haben  leicht  zur  Folge,  daß  Wagen  den 
für  ihre  Weiterführung  bestimmten  Zug  auf 
der  Anschlußstation  nicht  erreichen  (s.  Wagen- 
übergangsplan). Dies  hat  auf  die  Betriebs- 
führung so  lange  keinen  störenden  Einfluß,  als 
es  sich  um  den  Übergang  auf  großen  Zug- 
bildungsstationen handelt,  auf  denen  so  viel 
Wagen  vorhanden  sind,  daß  an  Steile  der 
fehlenden  Wagen  andere  für  dasselbe  Ziel  ge- 


stellt werden  können.  Anders  liegt  es,  wenn 
der  verspätet  eingetroffene  Zug  geschlossen 
weiterbefördert  werden  muß.  In  diesem  Fall 
würde  der  Lokomotiv-  und  Personaldienst  der 
Strecke  in  Unordnung  geraten,  wenn  die  be- 
reitstehende Zuglokomotive  den  verspäteten 
Zug  unbeschränkt  abwarten  müßte.  Es  wird 
deshalb  bei  erheblichen  X'erspätungen  —  auf 
den  deutschen  Reichsbahnen  über  6  Stunden 
(Ztg.  d.  VDEV.  1918,  S.  308)  -  ein  Ersatzzug 
fahrplanmäßig  abgelassen  und  der  verspätet 
eintreffende  Wagenzug  in  einem  neuen  Fahr- 
plan nachbefördert.  Mehren  sich  die  Ver- 
spätungen der  Züge,  so  kommt  aus  demselben 
Grunde  die  Neuaufstellung  der  Dienstein- 
teilung in  Frage,  die  unter  Mehreinstellung 
von  Lokomotiven  größere  Wendezeiten  vorsieht, 
um  die  Übertragung  der  Z.  der  einen  Richtung 
auf  die  andere  zu  verhüten. 

Um  die  Folgen  eingetretener  Z.  nach  A\üg- 
lichkeit  zu  mildern,  ist  ihre  rechtzeitige  Bekannt- 
gabe an  die  beteiligten  Dienststellen  und  Be- 
amten, im  Personenverkehr  auch  an  die  Rei- 
senden besonders  wichtig.  Es  bestehen  hierfür 
eingehende  Vorschriften,  deren  Durchführung 
bei  der  Vielseitigkeit  der  fahrdienstlichen  An- 
ordnungen keineswegs  leicht  ist  und  deshalb 
eingehender  Überwachung  bedarf.  Für  die 
deutschen  Eisenbahnen  ist  durch  §  33  der  FV. 
und  für  die  österreichischen  Bahnen  durch 
Art.  125  (2)  der  Vorschriften  für  den  Ver- 
kehrsdienst bestimmt,  daß  Z.  von  mehr  als 
10  Min.  —  abgesehen  von  Güterzügen,  deren 
Verspätung  auf  den  Lauf  anderer  Züge  oder 
auf  die  Wiederverwendung  der  Lokomotiven 
und  des  Personals  keinen  Einfluß  hat  —  von 
der  Zugmeldestelle,  wo  sie  erstmals  eintritt, 
allen  Stationen  bis  zur  nächsten  Anschluß-  oder 
Zugbildungsstation  und  soweit  erforderlich  auch 
den  Lokomotivwechselstationen  in  der  Form: 
„Z.  301  später  15  Min."  durch  Telegraph  oder 
Fernsprecher  zu  melden  ist.  Die  Meldung  ist 
möglichst  frühzeitig,  spätestens  dann  zu  er- 
statten, wenn  die  Abfahrzeit  um  10  Min.  über- 
schritten ist,  nötigenfalls  als  vorläufige  Mel- 
dung in  der  Form:  „Z.  301  mehr  als  15  Min. 
später".  Z.  der  Schnell-  und  Eilzüge  von  mehr 
als  30  Min.  und  der  Personenzüge  von  mehr 
als  60  Min.  sind  an  alle  Anschlußstationen  bis 
zur  Zugendstation  vorzumelden  und  bei  Än- 
derung der  Z.  um  10  Min.  zu  berichtigen. 
Z.  im  Personenverkehr  sind  den  Reisenden 
bekanntzugeben,  wenn  sie  15  Min.  oder  mehr 
betragen  (Betriebsordnung  §  26  (8),  EVO. 
§  26  und  österreichische  Vorschriften  für  den 
Verkehrsdienst  Art.  129  (S).  Über  die  Z.  hat 
der  Zugführer  im  Fahrbericht  (s.  d.)  unter 
Angabe  der  Ursachen  zu  berichten,  damit  die 
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betriebsleitende  Stelle  diese  nachprüfen  und 
auf  Abhilfe  bedacht  nehmen  kann.  Über  die 
aus  den  Z.  den  Verwaltungen  erwachsenden 
Pflichten  s.  Anschlußversäumnis,  Warte- 
zeiten und  Betriebsstörungen. 

Die  Maßnahmen  zur  Verhütung  der  Z. 
nehmen  in  der  Tätigkeit  der  zur  Leitung  und 
Überwachung  des  Eisenbahnbetriebs  berufenen 
Stellen  einen  breiten  Raum  ein  (s.  Betriebs- 
sicherheit). Die  außerordentlich  vielseitigen  Ur- 
sachen erschweren  die  Einschränkung  der  Z. 
in  hohem  Maße.  Der  Zusammenhang  der  Be- 
triebsvorgänge, die  zu  Z.  führen,  kann  von  den 
zunächst  Beteiligten  häufig  nicht  übersehen  wer- 
den. Dem  Lokomotivführer  ist  es  vielleicht  gerade 
gelungen,  eine  Z.  durch  Anwendung  der  kürze- 
sten Fahrzeiten  auszugleichen  und  schon  muß 
er  vor  einem  Bahnhof  seinen  Zug  wiederum 
zum  Halten  bringen  und  kostbare  Minuten 
auf  die  Erlaubnis  zur  Einfahrt  warten.  Erfolgt 
dann  die  Einfahrt,  so  ist  das  Hindernis  be- 
seitigt und  vom  Zuge  aus  nicht  mehr  zu  er- 
kennen. Es  bleibt  deshalb  dauernde  Sorge  der 
Betriebsleitung  zu  erreichen,  daß  die  Beamten 
des  ausführenden  Dienstes,  im  Bestreben  Z. 
zu  vermeiden,  nicht  ermüden  und  daß  nicht 
Anhäufung  oder  Wiederholung  von  Z.  zu  der 
Auffassung  führt,  diese  müßten  als  unvermeid- 
lich hingenommen  werden.  Zu  dem  Zweck 
werden  nicht  nur  alle  durch  die  Fahrberichte 
gemeldeten  Z.,  soweit  sie  nicht  ohneweiters 
begründet  erscheinen,  eingehend  verfolgt,  son- 
dern es  werden  auch  laufende  Aufzeichnungen 
der  Z.  vorgenommen,  die  die  hauptsächlich 
unter  den  Z.  leidenden,  die  kranken  Züge  er- 
kennen lassen  und  die  nötigen  Anhaltspunkte 
für  die  Abstellung  der  Z.  liefern.  In  Deutsch- 
land hatten  bis  zum  Ausbruch  des  Kriegs 
die  vollspurigen  Eisenbahnen  mit  mehr  als 
50  km  Betriebslänge  alle  Z.  der  Schnell-  und 
Eilzüge  von  mehr  als  10  Min.  und  der  Per- 
sonenzüge von  mehr  als  20  Min.  der  Reichs- 
aufsichtsbehörde durch  eine  Nachweisung  zu 
melden.  Hierbei  war  anzugeben:  die  Zugzahl, 
die  geleisteten  Zug/km,  die  Z.  und  ihre  Ur- 
sachen auf  eigener  Bahn,  die  von  anderen 
Verwaltungen  übernommenen  Z.  und  die  An- 
schlußversäumnisse. Das  Ergebnis  der  nach 
Ablauf  des  Fahrplanabschnitts  einzureichenden 
Nachweisung  wurde  in  vierteljährigen  Zeitab- 
schnitten in  Verbindung  mit  den  Zugleistungen 
veröffentlicht.  Nach  dem  Kriege  sind  die  Mel- 
dungen nicht  wieder  eingeführt.  An  ihre  Stelle 
ist  eine  Überwachung  der  Z.  im  Personen- 
verkehr in  nachstehender  Weise  getreten:  Die 
Eisenbahndirektionen  führen  monatliche  Nach- 
weisungen über  den  täglichen  Verkehr  der 
Schnell-  und  Eilzüge  mit  Ausnahme  der  Züge 
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von  nur  örtlicher  Bedeutung  und  übertragen 
nach  Ablauf  des  Monats  die  durchschnittliche 
tägliche  Z.  der  einzelnen  Züge  in  eine  fort- 
laufend geführte  Übersicht.  Die  Nachweisungen 
geben  Aufschluß,  inwieweit  die  Z.  der  anbrin- 
genden und  der  eigenen  Verwaltung  zur 
Last  fallen,  ob  sie  auf  verspätete  Lokomotiv- 
gestellung, Wassernehmen,  schlechte  Dampf- 
entwicklung, Schäden  an  der  Lokomotive 
oder  an  den  Wagen,  Andrang  von  Reisen- 
den, Gepäckverladung,  Abwarten  von  An- 
schlüssen oder  der  Vorfahrt  von  Zügen, 
Langsamfahrstellen,  Halten  vor  Signalen,  Ab- 
und  Zugang  von  Wagen,  Block-  und  Signal- 
störungen oder  sonstige  Ursachen  zurück- 
zuführen sind.  Nachweisung  und  Übersicht 
werden  monatlich,  mit  Ausnahme  der  dem 
Fahrplanwechsel  voraufgehenden  Monate,  der 
Reichsaufsichtsbehörde  vorgelegt. 

Die  Verfolgung  der  Z.  im  Güterverkehr 
war  bis  zum  Krieg  auf  den  deutschen  Bahnen 
den  einzelnen  Verwaltungen  überlassen.  Die 
Betriebsschwierigkeiten  während  des  Kriegs 
nötigten  auch  hier  zu  weiteren  Maßnahmen. 
Es  wurden  deshalb  in  den  täglichen  tele- 
graphischen Meldungen  der  Eisenbahndirek- 
tionen über  den  Zugverkehr  (s.  Zugleitung) 
vorübergehend  auch  Angaben  über  die  durch- 
schnittlich täglich  vorkommenden  Z.  im  Güter- 
verkehr für  die  jeweilig  stark  in  Anspruch 
genommenen  Strecken  angeordnet,  um  hieraus 
ein  Bild  über  die  Betriebslage  zu  gewinnen. 
Für  Abhilfemaßnahmen  waren  diese  Meldungen 
zu  allgemein  gehalten.  Hierzu  bedurfte  es  ge- 
nauer Angaben,  die  nur  durch  besondere  .Auf- 
schreibungen gewonnen  werden  konnten.  L'm 
die  Arbeit  nicht  zu  umfangreich  zu  gestalten, 
wurden  alle  2  Monate  an  einem  Tage,  der 
jedesmal  telegraphisch  bekanntgegeben  wurde, 
alle  Güterzugfahrberichte  der  hierfür  im 
voraus  bestimmten  Strecken  auf  die  Z.  hin 
durchgesehen  und  außer  der  Gesamtver- 
spätung alle  Z.  getrennt  nach  den  einzelnen 
Ursachen: 

1.  Ein-  und  Ausladen  sowie  Fertigstellung 
des  Zugs    (Mängel    des  Fahrplans); 

2.  a)  Lokomotivwechsel   und  Schäden; 

bj  schlechte    Kohle    und    Dampfmangel; 
c)  Aussetzen  von  Heißläufern; 

3.  Warten  auf  Freiwerden  der  Strecke; 

4.  Signal-  und  Blockstörungen; 

5.  sonstige  Gründe,  in  eine  Nachweisung 
eingetragen  und  am  Schluß  zusammenge- 
zählt. 

Hierbei  ergab  sich  für  den  Bereich  der 
preußischen  Staatsbahnen  folgendes  auf  der 
nächsten  Seite  gegebenes  Bild : 
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Tag    der    Feststellung 


20.  Dezember 
1919 


28.  Januar 
1920 


10.  März 
1920 


28.  Juli 
1920 


27.  Okiober 
1920 


Durchschnittliche  Verspätung  für 

den  Zug  in  Minuten 

Anzahl  der  in  Betracht  gezogenen 

Züge 

Ursaclien : 

1.  Mängel  des  Fahrplans     .    .    .    . 

2.  a)    bis  c)    Mängel    der  Loko- 
motiven     

3.  Mängel  der  Betriebshandhabung 

4.  „        an  Stellix'erken    .    .    .    . 

5.  Sonstige  Ursachen 


135 
1690 

20  io 

2\olo 

7% 


111 

1814 

18?^ 

45^ 

25  ^i 

1% 

11% 


68 

1584 

20?» 

41"» 
27% 

12% 


36 

851 

25% 

33% 
30% 

12% 


63 

1029 

23% 

27% 
40% 

10% 


und   damit  ein  Hinweis  auf  die  zur  Abstellung  der  Z.  einzuschlagenden  Wege.  Breusing. 


Zugvorrichtungen  (draw  or  draft  gears; 
appareils  de  traction ;  apparecchi  di  trazione) 
sind  Bauteile  der  Eisenbahnfahrzeuge,  die  zur 
Übertragung  der  von  der  Lokomotive  ausge- 
übten Zugkraft  auf  die  den  Zug  bildenden 
Fahrzeuge  und  zur  Mitfortnahme  der  letzteren 
dienen. 

Als  verbindende  Glieder  zwischen  den  Z. 
der  einzelnen  Fahrzeuge  dienen  die  Kuppelungen 
(s.  d.).  Sie  sind  für  die  Kraftübertragung 
zwischen  Lokomotive  und  Tender  wie  zwischen 
den  mit  zentralen,  selbsttätigen  Kuppelungen 
versehenen  Wagen  zugleich  die  eigentlichen  Z., 
deren  besondere  Einrichtung  an  anderer  Stelle 
eingehend  erörtert  und  deren  Wirkung  und 
Bedeutung  für  die  Verbindung  der  Zugteüe 
dargelegt  ist. 

Abgesehen  von  diesen  Kuppelungen,  wird 
von  der  Lokomotive,  bzw.  von  dem  an  ihr 
hängenden  Tender  oder  von  dem  sonst  den  Zug 
in  Bewegung  setzenden  Motor  aus  die  Zugkraft 
mittels  besonderer  Vorrichtungen  bis  zum  letzten 
der  angehängten  Fahrzeuge  fortgepflanzt. 

Im  wesentlichen  bestehen  sie  aus  einem  die 
Zugkraft  übernehmenden,  bzw.  abgebenden 
Teil,  der  als  Qabelbolzen,  Öse,  Haken  oder 
auch  als  selbsttätiger  Verkuppelungskopf  gestaltet 
sein  kann.  Diese  Teile  sind  an  den  Kopfenden 
des  Fahrzeugs  untergebracht  und  entweder 
dort  befestigt  oder  durch  eine  zwischen  sie 
geschaltete,  von  einem  Kopfende  zum  andern 
in  der  Längsachsenebene  des  Fahrzeuges  füh- 
rende Stange  verbunden.  Man  unterscheidet 
hiernach  nichtdurchgehende  und  durch- 
gehende Z. 

Die  Befestigung  am  Untergestell  kann  ferner 
eine  unveränderlich  starre  oder  eine  bewegliche 
und  dabei  elastisch  gemachte  sein.  Man  unter- 
scheidet deshalb  weiter  unelastische  und 
elastische  Anordnungen  der  Z.  Die  durch- 
gehenden Z.  werden  immer  beweglich  und 
elastisch  ausgeführt. 


Die  nichtdurchgehende  unelastische 
Z.  ist  auf  europäischen  Bahnen  nur  an  Wagen 
ältester  Bauart  in  Anwendung  gewesen  und 
jetzt  allein  noch  an  den  nur  in  Arbeitszügen 
laufenden  Wagen  zulässig.  Dagegen  haben  die 
amerikanischen  Güterwagen  derartige  und  zwar 
mit  dem  Zentralbuffersystem  verbundene  An- 
ordnungen aufzuweisen;  doch  wird  mit  ihrer 
Beseitigung  und  deren  Ersatz  durch  selbst- 
tätige elastische  Z.  energisch  vorgegangen.  An 
den  amerikanischen  Personenwagen  ist  dies 
schon  geschehen.  Die  einfachste  Form  dieser 
Z.  wird  gebildet  entweder  durch  einen  mit 
der  Kopfschwelle  durch  Vernietung  oder  Ver- 
schraubung  starr  verbundenen,  in  Gabel,  bzw. 
Hülsenkopf  steckenden  Bolzen  oder  durch 
einen  Haken  oder  eine  Öse  zur  Aufnahme  eines 
Kuppelbügels  oder  einer  Kuppelkette.  Auf  den 
europäischen  Vollbahnen  hat  man  bei  der  üb- 
lichen Anwendung  getrennter  Buffer  die  Haken- 
form —  Zughaken  —  allgemein  angenommen. 

Die  Zugkraft  wird  hierbei  unmittelbar  auf  die 
Mitte  der  vorderen  Kopfschwelle  übertragen, 
pflanzt  sich  durch  das  Untergestell  nach  der 
hinteren  Kopfschwelle  und  der  dort  befestigten 
Z.  fort  und  von  da  auf  die  nachfolgende 
Kuppelung.  Es  ist  klar,  daß  hierbei  eine  mit  den 
Schwankungen  der  Zugkraftstärke  wechselnde, 
bei  ruckweise  erfolgendem  Anziehen  sehr  be- 
trächtlich und  nicht  selten  gefährlich  werdende 
Beanspruchung  des  Untergestells  erfolgen  muß, 
so  daß  trotz  der  meist  ausgeführten  Versteifung 
der  Kopfschwellen  Bruch  der  letzteren  oder 
Lockerung  der  Untergestellverbindungen  und 
selbst  vollständiges  Zerreißen  des  Untergestells 
vorkommen  kann. 

Dieser  für  die  gute  Erhaltung  der  Fahrzeuge 
wie  der  beförderten  Güter  und  für  die  zweck- 
mäßige, störungsfreie  Beförderung  'der  Reisen- 
den sehr  nachteilige  Umstand  ist  schon  früh- 
zeitig dadurch  gemildert  worden,  daß  man  die 
Z.  elastisch  machte,  indem  man  den  Zughaken 
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mit  einem  durch  die  Kopfschweile  liindurch- 
reichenden  Ansatzstück  versah,  das  auf  eine 
gegen  die  Innenseite  der  Kopfschweile,  bzw. 
gegen  andere  feste  Teile  des  Untergestells  oder 
auch  gegen  die  Bufferstangen  gestützte  Blatt- 
feder, Evolutenfeder,  Spiralfeder  oder  Gummi- 
federung wirkte  (s.  Abb.  323a  u.  b  und  324a 
u.  b).  Dieses  Ansatzstück  wird  gewöhnlich, 
um  ein  Verdrehen  des  Zughakens  zu  ver- 
hüten, quadratisch  gestaltet  und  als  das 
Vierkant  bezeichnet.  Es  läuft  in  einen  die 
Federn  erfassenden  Teil  aus  und  erhält  durch 
eine  an  der  Kopfschwelle  befestigte  gußeiserne 
oder  besser  schweißeiserne  Muffe  entsprechende, 
nur  geringen  Spielraum  lassende  zentrale  Füh- 
rung. 

Solche  nicht  durchgehende  elastische 
Z.  finden  an  allen  Fahrzeugen  Verwendung, 
bei  denen  eine  Verbindung  der  Zughaken 
miteinander  nicht  angängig  ist,  z.  B.  an  Loko- 
motiven und  Tendern  am  Vorder-,  bzw.  Rück- 
ende, an  Personenwagen  älterer  Bauart,  an 
den  Personen-  und  Güterwagen  der  amerikani- 
schen Bahnen,  an  Kohlentrichterwagen  und  an 
Wagen  mit  Bodenklappen,  an  Schemelwagen  mit 
zwischenliegender  Steifkupplung  sowie  über- 
haupt fast  durchgängig  an  allen  mit  Zentral- 
buffern versehenen  Fahrzeugen  europäischer 
und  amerikanischer  Bauart.  Bei  letzteren  er- 
scheint die  Z.  auch  häufig  unmittelbar  zusammen- 
wirkend mit  derStoßvorrichtung,  wie  dies  aus  der 
in  Abb.  48a  u.  b,  Bd.  Vil,  S.  35  dargestellten 
Janney-Kuppelung,  ersichtlich  ist.  Zuweilen 
wird  auch  dem  Zughaken  ein  gewisses  Maß  für 
seitliches  Spiel  gegeben,  um  der  Z.  ein  leichteres 
Einstellen  beim  Durchfahren  der  Kurven  gewäh- 
ren und  damit  der  seitlichen  Verbiegung  des 
Vierkants  vorbeugen  zu  können,  wobei  das  Vier- 
kant mit  der  eigentlichen,  der  seitlichen  Be- 
wegung nicht  folgenden  Zugstange  durch  Gabel 
und  Bolzen  verbunden  wird.  Die  von  Stein- 
haus angegebene  und  praktisch  mehrfach  ver- 
wertete Anordnung  gestattete  z.  B.  eine  seitliche 
Verschiebung  des  Vierkants  um  etwa  6°  nach 
jeder  Seite  (s.  Abb.  325a  u.  b).  Derartige  Aus- 
führungen sind  jedoch  nur  ausnahmsweise  er- 
folgt, da  die  Beweglichkeit  der  zwischen  den 
Zughaken  eingelegten  Kuppelungen  für  gute  Ein- 
stellung der  Fahrzeuge  als  ausreichend  erachtet 
wird  und  die  Vierkante  so  stark  ausgeführt 
werden,  daß  Verbiegungen  selten  und  dann  meist 
nur  infolge  von  Entgleisungen  vorkommen. 

Für  Wagen  mit  Drehgestellen  wurde  eine 
Ausführung  der  Z.  vorgeschlagen,  bei  der 
die  Z.  (und  auch  die  Stoßvorrichtung)  an  den 
Drehgestellen  angebracht  ist  (s.  Organ  für  die 
Fortschr.  des  Eisenbahnw.,  1 894,  S.  2 1 5  ff.,  Eisen- 
bahnwagen mit  unmittelbar  gekuppelten  Dreh- 


gestellen, Bauart  Schmidt- Bell).  Die  beiden 
Endstücke  der  Zugstange  sind  mit  dem  mittleren 
Teil  durch  je  einen  lotrechten  Drehzapfen  ver- 
bunden und  können  in  den  Druckgesteilen 
selbst  nur  nach  der  Länge  verschoben  werden. 


Abb.  323  a. 


Abb.  323  *. 

Bei  allen  nicht  durchgehenden  elasti- 
schen Z.  erfährt  die  vorderste  eine  Inanspruch- 
nahme, die  dem  Widerstand  der  gesamten 
nachfolgenden  Fahrzeuge  entspricht;  es  hängt 
somit  die  gesamte  Zuglast  an  dem  ersten  Unter- 
gestell und  auf  der  ersten  Feder;  alle  aus  den 
Schwebungen   der  Zugkraft,   aus  Rucken   und 
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Stößen  innerhalb  des  Zugs  entstehenden  plötz- 
lichen Angriffe  müssen  daher  von  diesen  Teilen 
ungeschwächt    übernommen   werden    und    be- 


von  Hern  österreichischen  Ingenieur  Fischer 
v.Rößlerstam  mim  Jahre  1848  in  Vorschlag  ge- 
bracht sein  sollen,  eingeführt  und  deren  Anwen- 


Abb.  324  a. 


Abb.  324  b. 


dingen  insbesondere  große  Widerstandsfähigkeit 
der  Abfederung. 

Um  diese  Beanspruchung  der  Untergestelle 
und  der  Federn  zu  vermindern,  hat  man  die 
durchgehenden    elastischen    Z.,    die    zuerst 


düng  im  Gebiet  des  VDEVMn  bindender  Form  für 
alle  neu  zu  beschaffenden  Wagen  (s.  §  73  der 
technischen  Vereinbarungen  über  den  Bau  und 
die  Betriebseinrichtungen  der  Haupt-  und  Neben- 
bahnen   des   VDEV.)    vorgeschrieben,   so   daß 
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Ausnahmen  nur  für  die  zu  besonderen  Zwecken 
gebauten  Wagen  zulässig  sind. 

Die    Einrichtung    dieser    durchgehenden 
elastischen   Z.    besteht  darin,  daß   man   die 


Abb.  325a. 
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Abb.  325  4. 


Zughakenvierkante  nach  der  Mitte  des  Wagens 
hin  als  Rundstangen  verlängert  und  die  beiden 
kurzweg  als  Zugstangen  bezeichneten  Rund- 
stangen   mittels    einer    Muffe    oder    mehrerer 


führungsarten  auch  durch  Blattfedern  oder 
Gummiringe  ersetzt  sind,  wie  die  Abb.  331 
bis  333  dies  zeigen.  Mitunter  finden  sich  die 
Federn  außerhalb  der  Mitte,  auf  beiden  Seiten 
des  Untergestells  in  der  Nähe  der  Kopfschwellen 
gelagert  (s.  Abb.  327). 

Alle  miteinander  verbundenen  Zugstangen 
eines  Wagenzugs  bilden  dann  gewissermaßen 
eine  einzige  starre  Stange,  an  die  die  ein- 
zelnen Fahrzeuge  mit  ihren  zugehörigen 
Federungsapparaten  aufeinanderfolgend  an- 
gegliedert sind.  Es  wird  also  bei  dieser  Ein- 
richtung der  vorderste  Teil  dieser  Stange 
nebst  ihrem  Haken  mit  dem  Gesamtwiderstand 
des  Zugs  belastet  sein,  dagegen  aber  werden 
die  Untergestelle  und  die  Federn  nur  mit  einer 
Belastung,  die  dem  Widerstand  des  einzelnen 
Fahrzeugs  entspricht,  in  Anspruch  genommen, 
wobei  die  Lage  der  Federungsapparate  in  Mitte 
des  Untergestells  eine  bessere  Aufnahme  aller 
Kraftschwankungen  auf  letzteres  und  damit  auch 
eine  zweckmäßigere  Bauart  ermöglicht  und  eine 
Belastung  der  Kopfschwellen,  wie  sie  bei  nicht 
durchgehenden  Z.  eintritt,  gewöhnlich  ganz 
wegfällt. 


1:30 


Abb.  326. 


Abb.  327. 


Muffen  unter  Benutzung  von  Keilen,  bzw. 
Schrauben  und  Muttern  verbindet  (s.  Abb.  326 
bis  330).  Hierbei  liegt  die  elastische  Federung 
meist  in  Mitte  des  Untergestells  und  besteht 
im  wesentlichen  aus  einer  oder  zwei  Evolut- 
federn mit  beweglichen,  auf  Stabführungen 
gleitenden  Druckplatten,  die  bei  einzelnen  Aus- 


An  Fahrzeugen,  die  eine  unmittelbare  Durch- 
führung der  Zugstangen  nicht  zulassen,  wie 
z.  B.  viele  der  mit  Drehgestellen  versehenen 
Wagen,  teilt  man  die  Zugstangen  und  verbindet 
die  einzelnen  Teile  durch  besondere  Zwischen- 
konstruktionen, wie  solche  aus  Abb.  328  er- 
sichtlich sind. 
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Bei  Anwendung  des  Einbuffersystems  hat 
man  wiederholt  die  Zug-  und  Stoßvorrichtungen 
durchgehend  und  elastisch  verbunden  herge- 
stellt. Bei  Anwendung  getrennt  stehender  Stoß- 


Zugstangen,  der  Muffen)  oder  bei  Lösung  der 
Muffen  infolge  Abhandenkommens  oder  Ab- 
scherens  der  Keile,  bzw.  .Muttern  ein  Heraus- 
ziehen der  Vorrichtung  aus  den  Kopfschwellen 


Abb.  328. 
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Abb.  329. 


Abb.  330. 


buffer  hat  man  diese  Kombination  gleichfalls 
versucht.  Im  Jahre  1893  ist  ein  neues,  von 
Hugo  Fischer  V.  Rößlerstamm  ausgearbei- 
tetes System  in  Vorschlag  gebracht  und  ver- 
suchsweise auf  österreichischen  Bahnen  benutzt 


verhindern  und  dadurch  eine  Zugtrennung  ver- 
hüten sollen.  Diese  Sicherung  (Fangvorrich- 
tung) wird  gebildet  durch  einen  Stahlkeil  oder 
einen  seinerzeit  von  Steinhaus  angegebenen 
Fangkloben,  der  in  oder  auf  das  Vierkant  ge- 
setzt ist.  Abb.  334  zeigt  einen  Fangkloben  mit 
Verschwächung  des  Vierkants,  anwendbar  bei 
schon  vorhandenen  Z.  Abb.  335  und  Abb.  336 
zeigen  zwei  .^rten  von  Fangvorrichtungen,  die 
eine  Verschwächung  des  Vierkants  im  Gesamt- 
querschnitt nicht  bedingen.  Das  in  Abb.  336 
gezeichnete  Keilloch  ist  in  das  Vierkant  warm 


Abb.  331. 
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Abb.  332. 


Abb.  333. 


worden,  bei  denen  mit  der  Z.  starr  ver- 
bunden, zugleich  auch  die  Stoßvorrichtung  der 
Wagen  durchgehend  eingerichtet  ist.  Diese 
Bauart  erstrebt  den  Vorteil,  daß  die  Kopf- 
schwellen und  das  Untergestell  nicht  mehr  die 
im  ganzen  Zug  sich  aufspeichernde  volle  Stoß- 
\^'irkung,  sondern  nur  den  auf  den  zugehörigen 
Wagen  entfallenden  Anteil  aufzunehmen  haben 
und  deshalb  leichter  als  bisher  gebaut  werden 
dürfen.  Auf  jeder  Kopfseite  des  Wagens  be- 
wegen sich  hierbei  die  als  Schrägstangen  aus 
^^-  Eisen  ausgebildeten  Buffer  mit  dem  Zug- 
haken um  einen  gemeinschaftlichen,  in  Füh- 
rungswinkeln geradlinig  geleiteten  Drehzapfen. 
Die  beiden  Drehzapfen  sind  durch  die  mittels 
zweier  Evolutfedern  elastisch  gelagerte,  in  Mitte 
des  Untergestells  längs  liegende,  in  mehrfachen 
Führungen  gehaltene  Zugstange,  bzw.  Stoß- 
stange verbunden. 

Sämtliche   elastischen  Z.  erhalten  Siche- 
rungen,   die  bei   Bruch   gewisser  Teile    (der 


eingelocht.  Letzteres  selbst  ist  so  reichlich  stark 
bemessen,  daß  bei  gesundem  Material  dessen 
Bruch  im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Teilen 
außerhalb    der   Wahrscheinlichkeit    liegt    und 


i^^' 


Abb.  334. 


Abb.  335. 


auch  in  der  Praxis  nur  ganz  ausnahms- 
weise auftritt.  Der  Zughaken  wird  bei  vor- 
kommendem Bruch  durch  die  Wirkung  der 
zweiten,  sogenannten  Sicherheitskupplung  er- 
setzt. Die  Federn  erhalten  auf  den  Leitstangen 
der  Druckscheiben  Fanghülsen,  die  beim  Bruch 
der  Federn  in  Wirksamkeit  treten  und  zugleich 
das  Federspiel  innerhalb  der  gewünschten  Bean- 
spruchung begrenzen. 
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Um  die  Kopfschwelle,  die  bei  Bruch  der 
Zugstangen,  bzw.  der  Federn  und  Muffen  dem 
plötzlichen  Anprall  des  Fangkeils  ausgesetzt 
ist,  gegen  Zertrümmerung,  infolge  deren  doch 
noch  ein  Durchziehen  der  Z.  erfolgen  könnte, 
zu  schützen,  versteift  man  sie  mit  eisernen 
Platten  (Befestigungsplatte  der  Führungsmuffe) 
und  verbindet  sie  mit  den  Lang-  und  Schräg- 
streben des  Untergestells  durch  kräftige,  ver- 
nietete Winkel. 


■i"AA 


Abb.  336  n 


Abb.  336*. 


Bei  nicht  durchgehenden  Zugstangen  ist, 
da  die  Keilsicherung  nicht  gut  anbringbar, 
meist  ein  Anschlagbügel  auf  der  kurzen 
Stange  angebracht,  der  bei  plötzlichem  Ruck 
oder  Bruch  der  Feder  sich  gegen  die  versteifte 
Kopfschwelle  setzt  und  zugleich  auch  die  über- 
mäßige Belastung  der  Feder  verhindert  (s. 
Abb.  337  und  338). 

Die  amerikanische  zentrale  Z.  ist  mit  der- 
artigen Sicherungen  nicht  versehen  und  hat, 
da  sie  unterhalb  der  Kopfschwelle  nur  einfach 
an  das  Untergestell  angeblattet  ist,  den  Nach- 
teil, daß  bei  Bruch  des  Kuppelungskopfs  oder 
der  anderen  entweichbaren  Teile  sowie  bei  Lö- 
sung der  Untergestellbefestigung  die  Verbin- 
dung zwischen  den  Wagen  unterbrochen  wird 
und  letztere  beim  Zusammenstoßen  mit  den 
Bufferbohlen  und  Kastenteilen  aufeinander- 
prallen. 

Die  Höhenlage  der  Z.  ist  bei  den  auf 
europäischen  Bahnen  verkehrenden  Fahrzeugen 
derart,  daß  sie  mit  der  Mittellinie  der  Buffer 
übereinstimmt;  die  TV.  über  den  Bau  und  die 
Betriebseinrichtungen  der  Haupt-  und  Neben- 
eisenbahnen des  VDEV.  schreiben  vor,  daß  die 
Zugvorrichtungsmitten  1040  mmühtr  Schienen- 
oberkante mit  einem  Spielraum  von  25  mm 
über  und  unter  dieser  Höhe  bei  leeren  Wagen 
angeordnet  sein  sollen,  sowie  bei  größter  Be- 
lastung noch  mindestens  940/«/«  über  Schienen- 
oberkante sich  befinden  müssen  (§  73).  Die 
Unterschiede  der  Höhenmaße  werden  durch  die 
Beweglichkeit  der  Kuppelungen  ausgeglichen.  An 
Wagen  mit  einem  zentralen  Buffer  wird  häufig 
die  Mittellinie  des  Buffers  und  der  Z.  in  gleiche 
Höhe  gelegt,  bei  manchen  Bauarten  aber  auch 
der  Buffer  über  oder  unter  der  Z.  angeordnet. 
Die  Höhenschwankungen  der  Wagen  bei  wech- 
selnder Belastung  müssen  hierbei  durch  die 
Konstruktionshöhe  des  Kuppelungskopfs  aus- 
geglichen werden.  Für  die  Z.  amerikanischer 
Bauart    ist    nach    den    von    der    Master    Car 


Builders  Association  erlassenen  Vorschriften 
eine  Höhenlage  der  Mittellinie  von  838/«/«  über 
Schienenoberkante  vorgeschrieben,  wobei  die  Z. 
immer  unterhalb  der  Kopfschwelle  und  des  Stoß- 
buffers zu  liegen  kommt. 

Nach  den  TV.  des  VDEV.  (§  75)  beträgt  der 
.abstand  derAngriffsfläche  des  nicht  angezogenen 
Zughakens  von  den  äußersten  Stoßflächen  der 
ungepreßten  Buffer  im  regelrechten  Zustand 
370  mm,  wobei  Abweichungen  bis  zu  25  mm 
über  oder  unter  diesem  Maß  zulässig  sind. 
Nach  §  74  müssen  die  Z.  so  eingerichtet 
sein,  daß  die  Länge,  um  die  sie  gegen  die 
Kopfschwelle  hervorgezogen  werden  können, 
mindestens  50  mm  und  nicht  mehr  als  150/«/« 
beträgt.  Hiernach  bemißt  sich  der  Abstand  des 
Zughakenansatzes  von  der  Vorderfläche  der 
Führungsmuffe,  der  im  Mittel  zu  70  mm  ge- 
nommen wird.  Die  Begrenzung  dieser  Länge 
wird  bewirkt  einesteils  durch  den  Ansatz  des 
Zughakens,  der  sich  gegen  die  Kopfschwelle 
oder  die  Vorderfläche  der  Führungsmuffe 
anlegt,  andernteils  durch  die  das  Feder- 
spiel begrenzenden  Keile,  bzw.  Muffen  und 
Hülsen. 

Die  Form   der  Zughaken   hat  je   nach  der 
Art  der  Kuppelungen,  die  sie  aufnehmen  sollen, 
verschiedenartige  Gestaltung  erfahren  und  wech- 
selt besonders  bei  den 
mannigfachen    zentra- 
len   und    selbsttätigen 
Anordnungen.  Bei  den 
mit    voneinander    ab- 
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Abb.  337. 


Abb.  338. 


stehenden  Buffern  versehenen  Fahrzeugen  der 
Bahnen  des  VDEV.  ist  sie  derart,  daß  die 
Zugkraft  möglichst  genau  auf  die  Mitte  der 
Zugstange  wirken  kann,  daß  die  Hauptkuppe- 
lung des  anstoßenden  Fahrzeugs  vom  Zug- 
haken aufgenommen  wird  und  die  zum 
eigenen  Haken  gehörige  Kuppelung  nebst 
Sicherheitskuppelung,  mithin  die  ganze  vor- 
geschriebene   doppelte   Kuppelung     im    Zug- 
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hakenkörper  Aufnahme  findet.  Abb.  339,  340 
und  341  zeigen  die  den  technischen  Ver- 
einbarungen des  VDEV.  entsprechende  Form 
und  \'erbindung.  Die  Abmessungen  des  Zug- 
hakens sind  in  den  Einzelheiten  auf  Blatt  VII 
und  \'1I!  der  TV.  dargestellt.  Die  Weite  der 
Zughakenöffnung  ist  auf  40  mm  festgesetzt,  um 
ein  leichtes  Einlegen  der  jetzt  33  mm  starken 
Kuppelungsbügel  auch  dann  noch  zu  ermög- 
lichen, wenn  eine  weitere  Verstärkung  sich 
späterhin  ecforderlich  machen  sollte. 

Früher  verwendete  man  einfach  gebogene 
Haken  von  kreisrundem  Querschnitt  mit  an- 
nähernd kreisrunder,  innerer  Krümmung  und 
sicherte  die  Einlegöffnung  öfters  mittels  Sperr- 


Abb.  339. 


feder  oder  durch  verhältnismäßig  hochragende 
Hakenspitze. 

Die  jetzt  übliche  Form  wurde  in  ihrer 
Grundgestalt  von  Reifert  1843  vorgeschlagen; 
ihre  eiförmige,  nach  oben  überneigende  Gestal- 
tung der  inneren  Hakenkrümmung  gestattet 
dem  eingelegten  Kuppelungsbügel  ausreichende 
Beweglichkeit  und  hindert  in  Verbindung  mit 
der  mäßig  hoch  gehaltenen  und  daher  für  die 
Kuppelarbeit  bequemeren  Hakenspitze  zugleich 
das  Aufsteigen  und  Ausspringen  des  letzteren 
beim  Zusammenstoßen  der  Wagen.  Die  Anlage- 
fläche ist  dabei  reichlich  gerundet,  um  dem 
Kuppelungsbügel  die  richtige  Einstellung  in 
die  Zugrichtung,  bzw.  beim  Befahren  von 
Bahnkrümmungen,  wie  bei  vorkommenden 
Höhenschwankungen  jederzeit  zu  ermöglichen; 
aus  gleichem  Grund   ist   auch  das  Zughaken- 


loch, in  dem  der  die  eigene  Kuppelung  tragende, 
45  mm  starke  stählerne  Zughakenbolzen  ruht, 
stark  abgerundet. 

Abweichende  Ausbildung  der  Zughaken 
zeigen  z.  B.  die  nach  System  Steinhaus, 
Turner,  Agthe,  Dietz  u.  a.  entwickelten 
Bauarten,  bei  denen  des  öfteren  der  durch 
Gabelbolzen  vermittelte  Anschluß  des  Vier- 
kants an  die  Zugstange  wiederkehrt.  Auch  bei 
der  für  amerikanische  Vestibulewagen  häufig 
verwendeten  Kuppelung  von  Cowell  ist  der 
vordere  Hakenteil  drehbar  im  Kuppelungs- 
stück gelagert. 

Man  pflegt  Zughaken,  Vierkant  und  ein  etwa 
450  mm  langes  Stück  der  Zugstange  aus  einem 

Stück       herzustellen 
und  den  Haken  selbst 
im    Gesenke    auszu- 
arbeiten,     kn      das 
runde  Ende  wird  die 
weitere       Zugstange 
angeschweißt,      und 
zwar   soll   nach   den 
preußischen        Vor- 
schriften   die  Stange 
in*  der  Schweißstelle 
48  mm     stark    aus- 
geführt werden  und 
von  dem  50mm  star- 
ken   Vierkant     nach 
der    42  mm    starken 
Zugstange     ein    all- 
mählicher Obergang 
stattfinden.      Ebenso 
ist     der     Übergang 
vom  kleinen  Durch- 
messer d,er  Zugstange 
(42  mm)     auf     den 
größeren  von  50  mm 
in  den  Muffen  durch 
ein    konisch   gestaltetes  Stück    herbeizuführen. 
Alle  Schweiße  sind  auf  das  sorgfältigste  auszu- 
führen, die  zur  Aufnahme  der  Keile  bestimtnten 
Langlöcher  sind  zu  bohren  und  sauber  nach- 
zuarbeiten. Die  Keile  sind  gut  sitzend  so  ein- 
zupassen,   daß    sie    sich    bei    vorkommenden 
Ausbesserungen  unschwer  lösen  lassen  und  sind 
durch  Splinte  zu  sichern.  Die  Muffen  müssen 
dicht    schließend    auf   den  Zugstangen   sitzen. 
Als  elastisches  Mittel  wählt  man  fast  durch- 
gängig Evolutfedern   (Bailliesche  Schnecken- 
federn),   da  sich   bei   ihnen   kräftige  Wirkung 
mit  räumlich  geringer  Ausdehnung  verbindet. 
Ausnahmsweise  gelangen  noch  Blattfedern  und 
bei  der  amerikanischen  Bauart  Spiralfedern  zur 
Verwendung.  Die  mit  Gummischeiben  bewirkte 
Federung  erfordert  mehr  Raum  und  ist  gegen 
äußere  Einflüsse  minder  widerstandsfähig,  wird 
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daher  auch  teurer  als  die  aus  Stahl  gefertigten 
Federn. 

•  Die  Form,  die  V'erbindung,  bzw.  Befestigung 
und  das  Zusammenwirken  der  Zugvorrichtungs- 
teile ist  aus  den  nachfolgenden,  verschiedene 
Bauarten  darstellenden  Zeichnungen  zu  ersehen. 


Kopfschwellen  aus  best  durchgearbeitetem, 
zähem  Schweißeisen  oder  Flußeisen,  die  Keile 
im  Vierkant  und  den  Muffen,    die  Zughaken- 


Abb.  340. 


Abb.  341. 


Was  das  Material  der  Zugvorrichtungsteile 
betrifft,  so  werden  die  Haken,  Zugstangen, 
Keilmuffen,  Federdruckscheiben,  Führungsstäbe, 
Anschlagbügel  und  die  Führungsmuffen  an  den 


bolzen  und  die  Federn  aus  Stahl  angefertigt 
und  ist  für  den  Bolzen  ein  Stahl  von  65  kg 
Festigkeit  bei  20%  Querschnitteinziehung  zu 
verwenden. 
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Die  StärkonbemessLing  der  Zugvorrich- 
tiingsteile  hat  im  Laufe  der  Zeit,  entsprechend 
der  Vermehrung  der  Zugkraft,  eine  wesentliche 
Steigerung  erfahren  und  muß  auch  fernerhin 
den  wachsenden  Zugkräften  angepaßt  werden. 

Auf  der  Technikerversammlung  zu  Konstanz 
1 876  wurden  verstärkte  Maße  festgelegt,  die 
nach  den  von  Bauschinger  und  Jenny  ange- 
stellten Festigkeitsversuchen  unter  Annahme 
einer  Zugkraftgröße  von  6500  kg  bestimmt 
worden  sind.  Die  Vereinsversammlung  des 
VDEV.  zu  Amsterdam  1908  beschloß  die  jetzt 
geltenden  Verstärkungen  und  ausgedehnte,  in 
Charlottenburg,  Wien  und  München  ausgeführte 
neuere  Versuche  zielen  auf  Verstärkungen  für 
Zugkräfte  von   12.000  ^^  und  mehr  ab. 

Den  Zugvorrichtungsteilen  einschließlich  der 
Kuppelungen  wird  eine  fünf-  bis  sechsfache 
Sicherheit  gegen  Bruch  gegeben. 

Die  jetzt  gewöhnlich  verwendeten  Schnecken- 
federn erhalten  230 -300 /n/n  Höhe,  sollen  bei 
2500  kg  sich  vollständig  einsenken  und  nach 
Wegnahme  der  Belastung  ihre  ursprüngliche 
Form  wieder  annehmen.  Man  setzt  sie  mit 
20  —  25 //7//Z  Anfangsspannung  ein.  Für  die  nicht 
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342  a.  342  A. 

durchgehenden  Z.  verwendet  man  solche  von 
stärkerer  Ausführung  und  gibt  ihnen  10  bis 
15  mm  Anfangsspannung.  Abb.  342«  zeigt  eine 
gewöhnliche  Zugvorrichtungsfeder  in  üblichen 
Abmessungen,  Abb.  342  b  eine  für  größere  Inan- 
spruchnahme (s.  auch  Buffer  und  Federn). 
Für  die  an  amerikanischen  Wagen  zur  Ver- 
wendung kommenden  Federn  ist  eine  Belastungs- 
fähigkeit von  mindestens  1 8  000  Pfund  =  8 1 72*^ 
seitens  der  Master  Car  Builders  Association  vor- 
geschrieben. 

Man  hat  auch  versucht,  die  Teile  aus  Stahl 
herzustellen,  wobei  das  Stärkeverhältnis  der  Kup- 
pelung u.  s.  w.  zu  dem  der  eisernen  sich  wie 
11:8  verhält,  hat  aber  wegen  der  nachteiligen 
Folgen  etwaiger  Materialverwechslungen  beim 
Ersatz  zerbrochener  oder  abhanden  gekommener 
Teile  von  ihrer  Einführung  Abstand  genommen. 

Um  etwaige  während  der  Fahrt  eintretende 
Beschädigungen  der  Z.  ausbessern  und  dadurch 
die  Fortsetzung  der  Fahrt  ermöglichen  zu 
können,  werden  in  den  Zügen  bzw.  auf  den 
Lokomotiven  Ersatzteile,  wie  Keile,  Schrauben 
mit  Muttern,  und  Reservekuppelungen  mitgeführt. 
Derartige  Ausbesserungen  sind  aber  immer  nur 
als  Notbehelf  anzusehen  und  empfiehlt  es  sich. 


derart  beschädigte  Wagen  auf  der  nächsten 
Station  abzusetzen  und  einer  genauen  Unter- 
suchung, bzw.  der  Ergänzung  schadhafter  Teile 
zu  unterziehen,  falls  nicht  der  Schaden  ohne- 
weiters  klar  und  völlig  erkennbar  ist. 

Im  folgenden  soll  eine  Anzahl  verschieden- 
artiger Anordnungen  der  Z.  dargestellt  und  kurz 
beschrieben  werden. 

1.  Nicht  durchgehende  unelastische  Z. 

Abb.  343  a  u.  b  zeigen  die  einfache  Form. 
Der  Haken  befindet  sich  unmittelbar  \-or  der 


Abb.  343  *. 

Kopfschwelle,  durchsetzt  sie  mittels  Vierkants 
und  ist  hinter  ihr  mit  Muttern  verschraubt. 
Auf  Vorder-  und  Hinterseite  der  Schwelle 
werden  zur  Gewinnung  steifer  Anlage  Blech- 
stücke von  etwa  1 3  mm  Stärke  aufgelegt,  die 
mit  einer  für  das  Vierkant  passenden  Öffnung 
versehen  sind. 

Abb.  344,    bzw.  345,    zeigen   die    einfache 
amerikanische  Z. 
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Abb.  34f 
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Abb.  345. 

2.   Nicht    durchgehende    elastische  Z. 

A.  An  Lokomotiven  und  Tendern. 
Abb.  337  zeigt  die  Zusammenstellung  einer 
Z.,  wie  sie  an  der  einfachwandigen  Kopf- 
schwelle angebracht  wird  und  dabei  durch  Ver- 
längerung der  kurzen,  durch  Muttern  über  dem 
Anschlagbügel  gesicherten  Zugstange  eine  zweite 
zentrale  Führung  erhält. 
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Abb.  338  läßt  die  Lagerung  der  Z.  in'einer 
doppelwandigen,  durch  eingesetztes,  gußeisernes 
Zwischenführungsstück  versteiften  Kopfsciiwelie 
erkennen,  bei  der  eine  zweite  hintere  Führung 
nicht  erforderlich  ist. 

Abb.  346  stellt  die  Anordnung  einer  zwei- 
federigen  Z.  dar,    bei  der   die   beiden  Federn 
durch   ein   gemeinsames,    mit    Fangstück   ver- 
sehenes   und    mit   Rundkloben    in    die   obere 
Federöffnung      eingrei- 
fendes Querhaupt  bean- 
sprucht werden.  Letzte- 
res   ist   mittels   Muttern 
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Gestaltung  der  vorderen  Führungsmuffe,  der 
Druckscheibe  und  der  Leitstangen  mit  Fang- 
hülsen erkennbar  ist.  Die  auf  der  Rückseite 
der  Führungsmuffe  angegebenen  vier  Vierkant- 
schrauben bezwecken  die  Unveränderlichkeit 
der  Lagerung  der  Schneckenfelder. 

Abb.  323  a  u.  b  und  Abb.  324  a  u.  b 
stellen  die  bei  Personenwagen  älterer  Bau- 
art benutzte  Anordnung  mit  einer,  bzw.  zwei 
Blattfedern  dar,  bei  der  die  Z.  mit  den  Stoß- 
buffern in  Verbindung  gebracht  ist  und  wobei 
Abb.  324  a  n.  b  die  Zwischenschaltung  eines 
Balancier?  aufweist. 
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gesichert  und  die  verlängerte  Zugstange  erhält 
eine  zweite  Führung  in  der  hinterliegenden 
Querwand. 

Aus  Abb.  347  a  u.  b  ist  eine  zweifederige 
Bauart  mit  bis  etwa  zur  Mitte  des  Tenderunter- 
gestells reichender  Zugstange  zu  erkennen. 
Auch  hierbei  ist  hintere  Führung  vorgesehen. 

Die  Zeichnungen  lassen  die  Art  der  Feder- 
fangvorrichtung, der  vorderen  Fangvorrichtung 
und  der  Kopfschwel lenführungsmuffen  deutlich 
sehen. 

B.  An  Wagen.  Die  vorstehenden  Anord- 
nungen lassen  sich,  nach  Maßgabe  des  Unter- 
gestells abgeändert,  auch  auf  Wagen  über- 
tragen. 

Abb.  348  zeigt  eine  solche  Ausführung 
für  Wagen  des  Zweibuffersystems,  aus  der  die 


Aus  Abb.  349 
ist  die  für  Schmal- 
spurbahnen (Bröhl- 
thalbahn)  mit  dem 
Einbuffersystem  in 
Verwendung  ge- 
brachte Verbindung 
des  Buffers  mit  der  Z. 
bei  auf  den  Buffer 
elastische    Hinterlage 


Abb.  350. 


Abb.  331. 


ersichtlich,  bei  welcher 
erfolgendem    Stoß    die 
des   Zughakens    in  An- 
spruch genommen  wird. 

Die  amerikanischen  Z.  dieser  Art  sind  in 
Abb.  350,  351,  wo  Buffer  und  Z.  getrennt 
funktionieren,  und  in  Abb.  352  u.  353,  bei 
der  die  Z.  mit  den  dicht  nebeneinanderliegen- 
den beiden  Stoßbuffern  in  Wechselwirkung 
steht,  dargestellt. 


^3^  Zugvorrichtungen 

'^''3.  Durchgehende   elastische  Z. 

!Abb.  354   gibt   die   allgemeine   Anordnung 
des   Zughakens,   der   Fiihrungsmuffe    mit    Be- 
Vierkants   mit    Fangkeil 


festigungsplatte,    des 
und  der  Zugstange. 


Abb.  352. 


Abb.  353. 

Abb.  331  stellt  die  Anordnung  eines  zwischen 
die  beiden  Zugstangenteile  geschalteten  federn- 
den Apparats  mit  Gummifederung  dar,  bei 
dem  die  Gummiringe  durch  Messingscheiben 
getrennt  sind;  Abb.  332  einen  desgleichen  mit 
einer  Schneckenfeder  und  Abb.  333  einen  solchen 
mit  zwei  Schneckenfedern. 

Die  Lage  der  Federn,  Druckscheiben,  Leit- 
stangen,   Fanghülsen   und   der  Zugstangen   ist 
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Abb    354. 

leicht  zu  erkennen.  Alle  drei  Abbildungen  zei- 
gen gu(5eiserne  Druckscheiben  und  die  Ver- 
wendung eines  mit  Keilhülsenmuffen  versehe- 
nen besonderen  Mittelstücks  der  Zugstange. 
Die  Leitstangen  sind  zwischen  die  beiden 
mittleren  Querträger  eingespannt. 


Abb.  326  zeigt  die  neuere  Ausführungsart 
mit  einem  mittleren,  mit  einer  Schnecken- 
feder ausgestatteten  Apparat,  bei  dem  sich 
die  schweißeisernen  Druckscheiben  gegen 
Winkeleisen  stützen,  die  an  den  Mittel- 
langträgern befestigt  sind  und  zugleich  die 
kurzen,  mittels  Keile  befestigten,  mit  Fang- 
hülsen versehenen  Leitstangen  tragen.  Die 
Zugstange  besteht  aus  zwei  durch  Keil- 
muffe verbundenen  Teilen.  Auf  der  Außen- 
seite jeder  Druckscheibe  sitzt,  gegen  diese 
drückend,  eine  Keilmuffe  auf  der  an  diesen 
Stellen  auf  50  mm  verstärkten  Zugstange, 
welche  dicht  über  den  Querträgern  gelagert 
ist,  so  daß  sie  bei  etwaigem  Bruch  oder 
beim  Ausreißen  der  Keile  und  Muffen  nicht 
niederfallen  kann.  Das  Vierkant  ist  mit  Fang- 
keil ausgestattet. 

Die  Drehgestellwagen  erhalten  entweder  Z. 
nach  Abb.  326,  wenn  der  Zapfen  des  Dreh- 
gestelles tief  gelagert  ist  und  die  unmittel- 
bare Durchführung  der  Zugstange  zuläßt,  oder 
aber  es  ist  die  Zugstange  durch  den  Körper 
des  gußeisernen  Oberteils  der  Drehpfanne  hin- 
durch geführt,  wie  Abb.  327  dies  zeigt.  Im  gege- 
benen Fall  ist  die  Federung  geteilt,  so  daß  je  eine 
Feder  sich  gegen  den  betreffenden  Drehpfannen- 
teil stützt  und  die  zweiteilige  Zugstange  mit 
Keilmuffen  verbunden  ist.  Auch  hier  verhindern 
die  unten  liegenden  Querträger  ein  Niederfallen 
der  Stange  bei  eintretendem  Bruch.  Der  Zug 
wird  wiederum  mit  Keilmuffe  auf  die  Druck- 
scheibe übertragen;  die  Leitstangen  nebst  Fang- 
hülsen sind  im  Drehpfannenkörper  befestigt 
und  durch  Keil  gesichert. 

Bei  den  Drehgestellwagen,  die  Drehgestelle 
mit  einem  durch  das  ganze  Untergestell  hin- 
durchreichenden Drehzapfen  besitzen,  ist  die 
Zugstange  derart  geteilt,  daß  sie  den  Zapfen 
umfaßt,  wie  Abb.  328  zeigt,  wobei  die  Feder 
wie  gewöhnlich  in  Mitte  des  Untergestells 
gelagert  wird.  Die  oft  sehr  langen  Untergestelle 
solcher  Wagen  lassen  die  in  der  Abbildung 
angegebene  weitere  Teilung  der  Zugstange 
zwecks  besseren  Einbaues  notwendigerscheinen; 
auch  wird  die  Zugstange  an  den  Stellen,  in 
denen  sie  die  Querträger  durchdringt,  zur 
besseren  Führung  und  zur  Vermeidung  des  Ver- 
schleißens  mit  verstärkten  Vierkanten  und  Füh- 
rungskloben versehen. 

Abb.  325  a  u.  b  gibt  zwei  Darstellungen 
einer  ablenkbaren  Zugstange,  wie  sie  von  Stein- 
haus vorgeschlagen  und  auch  mehrfach  in 
Benutzung  gebracht  war. 

In  Abb.  334  ist  die  Ausführung  eines  Fang- 
klobens angegeben,  der  an  Stelle  des  Fang- 
keils zur  Anwendung  gelangt  ist. 
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Allgemeineßestimmungen. Bezüglich  der 
Anordnung  und  Ausführung  der  Z.  gelten 
folgende  allgemeine  Bestimmungen: 

Technische  Vereinbarungen  über  den 
Bau  und  die  Betriebseinrichtungen  der  Haupt- 
und  Nebenbahnen  (TV.)  von   1909. 

§  73 ^  An  der  Vorderseite  der  Lokomotiven 
mit  Schlepptender,  der  Rückseite  der  Tender 
und  an  beiden  Stirnseiten  der  Tenderlokomotiven 
sowie  aller  übrigen  Fahrzeuge  sind  federnde 
Zug-  und  Stoßvorrichtungen  anzubringen.  Für 
Wagen,  die  ausschließlich  in  Arbeitszügen  laufen, 
ist  diese  Bestimmung  nicht  bindend. 

2Die  Höhe  der  Mitten  der  Zug-  und  Stoß- 
vorrichtungen über  Schienenoberkante  wird  für 
leere  Fahrzeuge  auf  1040  mm  festgesetzt,  wobei 
Abweichungen  bis  zu  25  mm  darüber  und 
darunter  zulässig  sind. 

^Die  Höhe  der  Mitten  der  Zug-  und  Stoß- 
vorrichtungen über  Schienenoberkante  muß  bei 
der  größten  Belastung  der  Fahrzeuge  mindestens 
940  mm  und  bei  Wagen  mit  Übergangsbrücken 
nach  §  136  mindestens  980  mm  betragen. 

§  74.  Die  Länge,  um  die  die  Zugvor- 
richtung gegen  die  Kopfschwelle  hervorgezogen 
werden  kann,  darf  nicht  unter  50  mm  und  nicht 
über  \50mm,  bei  Wagen  mit  Übergangsbrücken 
nach  §  136  jedoch  nicht  mehr  als  65  mm  be- 
tragen. 

§  75''  gibt  Bestimmungen  über  die  Ab- 
messungen der  Zughaken. 

2 Die  _  Angriffsfläche  des  nicht  angezogenen 
Zughakens  muß  gegen  die  Stoßflächen  der 
nicht  zusammengedrückten  Buffer  im  regel- 
rechten Zustand  370  mm  zurückstehen,  wobei 
Abweichungen  bis  zu  25  mm  darüber  oder  dar- 
unter zulässig  sind. 

§  133^  Die  Wagen  müssen  mit  durchgehen- 
den Zugstangen  versehen  sein.  Ausnahmen  sind 
für  die  zu  besonderen  Zwecken  gebauten  Wagen 
zulässig. 

^Die  Zugstange  muß  in  dem  viereckigen 
Teile  vom  Zughaken  ab  einen  Querschnitt  von 
mindestens  20  cm^  und  im  runden  Teil  einen 
Durchmesser  von  mindestens  42  mm  haben. 
Der  unter  dem  Wagen  befindliche  Teil  der 
Zugstange  soll  mit  einer  Fangvorrichtung  ver- 
sehen sein,  die  beim  Bruch  des  schwachen 
Teils  der  Zugstange  an  der  versteiften  Kopf- 
schwelle Widerstand  findet. 

^Für  Wagen  mit  Radständen  oder  Dreh- 
zapfenabständen  über  7'5  m  wird  empfohlen,  seit- 
liche Spielräume  für  das  Zughakenvierkant  und 
Buffer  anzuwenden,  die  sich  durch  Hebel  ge- 
genseitig zwangsläufig  einstellen  (Ausgleichs- 
buffer). 


Eisenbahn- Bau -und  Betriebsordnung 
von   1909. 

§  33^  pie  Fahrzeuge  müssen  mit  Schrauben- 
kuppelung versehen  sein  und  sich  in  doppelter 
Weise  so  miteinander  verbinden  lassen,  daß  die 
zweite  Kuppelung  in  Wirksamkeit  tritt,  wenn  die 
Hauptkuppelung  bricht. 

"* behandelt  die  an  den  Zug-  und  Stoßvor- 
richtungen einzuhaltenden  Maße. 

§  54  kommt  für  die  Inanspruchnahme  der 
Zugvorrichtungen  durch  die  Schwere  des  Zugs 
in  Betracht. 

Das  Übereinkommen  für  die  gegen- 
seitige Benutzung  der  Güterwagen  im 
Bereiche  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen (VWÜ)  und  im  internationalen  Ver- 
kehr (RIV)  von  1922  führt  in  Anlage  1  -  Be- 
stimmungen über  die  Technische  Einheit  im 
Eisenbahnwesen  (TE)  —  die  für  Zurückweisung 
der  Wagen  maßgebenden  Mängel  an  Zugvor- 
richtungen an  und  gibt  in  Anlage  11  die  bei 
Beladung  der  Wagen  hinsichtlich  Freihaltung 
der  Kuppelungen  und  Zugvorrichtungen  einzu- 
haltenden Bestimmungen.  Steinbiß. 

Zugwiderstände   s.  Lokomotiven. 

Zungenbahnsteig  s.  Bahnsteig. 

Zungenschiene  s.  Weichen. 

Zusammenstöße  s.  Unfälle. 

Zuschlagsfristen  S.Lieferfrist. 

Zustimmungskontakte  s.  Blockeinrich- 
tnngsstellwerk. 

Zuwartezeit  s.  Wartezeit. 

Zwangläufige  Lenkachsen  s.  Lenk- 
achsen. 

Zwangsschiene  (guide  rail;  contre  rail; 
rotaia  di  giiida),  Sicherheitsschienen,  Schutz- 
schienen werden  an  Krümmungen  zur  Bildung 
einer  Rille  für  den  Radkranz  der  Fahrzeuge 
an  der  Innenseite  des  dem  Krümmungsmittel- 
punkte näheren  Schienenstrangs  verlegt.  Hierzu 
dienen  gewöhnliche  Fahrschienen,  die  auf  freier 
Strecke  in  scharfen  Krümmungen  eine  erhöhte 
Sicherheit  gegen  Entgleisung  schaffen. 

Zweibuffersystem  s.  Buffer. 

Zweigbahn  (brauche  line;  bifurcation,  rac- 
cordement;  ferrovia  di  diramazioni),  eine  von 
der  Hauptlinie  ausgehende,  in  ein  seitlich  gelege- 
nes Verkehrsgebiet  führende  Bahnstrecke  s. 
Anschlußbahn. 

Zweigleisiger  Betrieb  (double  line;  double 
voie;  binario  doppio).  Die  durch  die  zwei- 
gleisige Bahn  ermöglichte  Betriebsweise,  bei 
der  jeder  Fahrrichtung  eins  der  beiden  Gleise 
zugewiesen  wird.  Die  Vorteile  des  Z.  im 
Vergleich  zum  eingleisigen  Betrieb  sind  im 
Aufsatz  Doppelgleise  (s.  d.)  hervorgehoben. 
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Zweigleisiger  Betrieb.   -   Zwergeisenbahnen. 


Ebenso  ist  in  den  Aufsätzen  Eingleisiger  Be- 
trieb und  Unfälle  darauf  hingewiesen,  daß 
der  größeren  Sicherheit  des  Z.  durch  Einschrän- 
kung der  Möglichkeit  der  Zugzusammenstö§e 
(s.  d.)  andere  dem  Z.  infolge  des  geringen 
Gleisabstandes  auf  der  freien  Strecke  (s.  Be- 
gegnen der  Züge)  eigentümliche  Gefahren 
gegenüberstehen  (s.  Ztg.  d.  VDEV.  1918, 
S.  101 1).  Endlich  sind  im  Aufsatz  Eingleisiger 
Betrieb  die  Abweichungen  vom  Z.  durch  vor- 
übergehend notwendig  werdende  Einführung 
des  eingleisigen  Betriebs  besprochen.  Aus 
allem  ergibt  sich,  daß  der  Begriff  Z.  ebenso 
wie  dies  für  den  eingleisigen  Betrieb  gilt, 
häufige  Anwendung  in  den  Betriebsvorschriften 
finden  muß  und  daher  grundlegende  Bedeu- 
tung für  den  Aufbau  dieser  Vorschriften  hat. 
Dies  gilt  auch  für  den  Betrieb  auf  Bahnen 
mit  3  oder  4  Gleisen,  die  in  der  Regel  wie 
eine  zweigleisige  Bahn  mit  danebenliegender 
eingleisiger  oder  wie  2  zweigleisige  Bahnen 
betrieben  werden  (s.  Mehrgleisige  Strek- 
ken). 

Über  die  Zweckmäßigkeit  des  Rechts-  oder 
Linksfahrens  (s.  d.)  beim  Z.  ist  viel  gestritten 
worden.  Die  Frage  hat  erst  im  Laufe  der 
Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  mit  Zunahme 
der  Verkehrsdichtigkeit  und  Änderung  der  Bau- 
art der  Lokomotiven  Bedeutung  gewonnen.  In 
England  wurde  von  Anfang  an  links  gefahren. 
Es  wurde  in  den  meisten  Ländern  nachgeahmt. 
Nur  in  Deutschland  entschied  man  sich  nach 
dem  Vorgange  Preußens  schon  frühzeitig  zum 
Rechtsfahren  und  veranlaßte  die  Bahnen,  die 
wie  z.  B.  die  Hannoversche  Staatsbahn  dem 
englischen  Vorbilde  gefolgt  waren,  zum  Um- 
bau der  Bahnhöfe  und  zur  Einführung  des 
Rechtsfahrens.  Die  Zweckmäßigkeit  dieser  Be- 
triebsweise folgt  aus  der  Bau-  und  Bedienungs- 
weise der  Dampflokomotive.  Zur  Beschickung 
des  Feuers  steht  der  Heizer  am  besten  links  von 
der  Feuertür,  damit  ihm  diese  anstrengende 
Tätigkeit  durch  rechtshändige  Bedienung  der 
Kohlenschaufel  erleichtert  wird.  Für  den  Führer 
bleibt  der  Platz  rechts  neben  der  Feuertür. 
Damit  er  von  hier  aus  die  Signale  zuverlässig 
beobachten  kann,  müssen  sie  rechts  von  ihm 
erscheinen,  also  rechts  neben  dem  Fahrgleise 
stehen,  d.  h.  es  muß  das  rechtsliegende  Gleis 
benutzt,  also  rechts  gefahren  werden. 

Breiising. 

Zweikammerbremsen  s.  Bremsen. 

Zwergeisenbahnen  sind  Schienenwege  von 
außergewöhnlich  kleiner  Spurweite,  S<'60c/w, 
und  mit  außergewöhnlich  kleinen  Beförderungs- 
mitteln -  größte  Höhe  über  Schienenoberkante 
bis  zu  1-75  /re  -  für  Personen-  und  Güterver- 
kehr. Der  Eindruck  des  Zwerghaften  wird  be- 


sonders hervorgerufen,  wenn  die  Antriebsmittel 
denen  der  Eisenbahnen  gewöhnlicher  Größe 
nachgebildet  sind.  Die  Fahrzeuge  sind  meist 
offen. 

Praktische  Anwendung  haben  die  Z.  ge- 
funden -  außer  auf  Ausstellungen  -  nament- 
lich in  England  als  Zubringerlinien  von  großen 
Landgutsitzen  zur  nächsten  Bahnstation  einer 
Hauptbahn. 

Als  Beispiele  sind  zu  nennen : 
Die  von  dem  englischen  Ingenieur  P.  Hey- 
wood auf  der  ausgedehnten  Besitzung  des 
Herzogs  von  Westminster  in  der  Nähe  der 
Hauptbahnstation  Balderston  in  England  er- 
baute Z.;  sie  dient  mit  einer  Länge  von  etwa 
5'5  km  Haupt-  und  3-5  km  Nebengleisen  zur 
Beförderung  von  Gütern  und  Personen  zwischen 
Wirtschaftsgebäuden,  Gartenanlagen,  Herren- 
haus und  Bahnstation  und  hat  eine  Spurweite 
von  0-36  m.  Als  Antriebsmittel  sind  2  kleine 
Dampflokomotiven  von  3  t  Leer-  und  4'5  / 
Betriebsgewicht  vorhanden  mit  einem  Fassungs- 
vermögen von  etwa  0-05  (  Kohle  und  350  / 
Wasser;  sie  sind  imstande,  Krümmungen  von 
7'6  m  Halbmesser  zu  durchfahren.  Die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  beträgt  bei 
einer  Belastung  von  rd.  20  t  etwa  18  kmjStd., 
der  tägliche  Kohleverbrauch  dabei  etwa  015  ^ 
und  zu  Zeiten  des  stärksten  Verkehrs  bis  zu 
6  f.  Die  Betriebskosten  belaufen  sich  einschließ- 
lich der  Abschreibung,  der  Löhne  für  das  Bahn- 
personal -  1  Lokomotivführer,  1  Bremser  und 
2  Streckenarbeiter  -  und  der  Bahnunterhaltung 
auf  etwa  35  Qoldmark  für  den  Tag.  * 

Eine  ähnliche  Anlage  von  0-36  m  Spurweite 
gehört  zu  dem  Besitztum  eines  ,  Herrn  C.  H. 
Bartholnew,  Blakesle}-  Hill,  in  England,  die, 
mit  Dampf-  und  Gasoiinlokomotiven  betrieben, 
ebenfalls  als  Zubringerlinie  vom  Herrensitz  zur 
Hauptbahnstation  dient.  Jeder  Zug  besteht  aus 
Lokomotive  und  3  Wagen  mit  je  12  Sitz- 
plätzen. Die  Schienen  ruhen  auf  Querschwellen 
aus  Stahl  von  6  kg/m  Gewicht.  Mehrere  Brücken 
über  einen  sich  durch  das  Besitztum  schlän- 
gelnden Bach,  erhebliche  Erdarbeiten  zur  Her- 
stellung des  Bahnkörpers,  sowie  elektrische 
Signaleinrichtung  und  Streckenfernsprecher 
zeichnen  diese  Z.  aus. 

Als  eine  Art  von  Z.  ist  auch  die  31  km  lange 
Kleinbahn  anzusprechen,  die  von  Odawara 
nach  Atanii,  einem  Kurort  auf  der  japanischen 
Halbinsel  Izu  führt.  Die  Fahrzeuge  dieser 
Bahn  haben  nämlich  nur  eine  Höhe  von  etwa 
1"75  m  über  Schienenoberkante;  sie  sind  über- 
dacht und  fast  würfelförmig  gebaut.  Jeder 
Zug  besteht  aus  3  Wagen,  die  einzeln,  in 
mehreren    Metern    Abstand    voneinander,    von 


Zwergeisenbahnen. 

je  3  Männern  geschoben  werden;  ein  Zug- 
führer, Hornsignale  gebend,  geht  voraus,  ein 
Reservewagenschieber  bildet  den  Zugschluß. 
Bei  der  Talfahrt  steht  das  genannte  Betriebs- 
personal auf  den  an  den  Stirnwänden  der  Wagen 
befindlichen  Trittbrettern  und  nutzt  die  Schwer- 
kraft für  die  Beförderung  aus ;  wegen  der  vor- 
kommenden starken  Gefälle  sind  die  Wagen 
mit  Hebelbremsen  ausgerüstet.  Die  Fahrzeit 
beträgt  für  die  ganze  Strecke  4  Stunden,  die 
durchschnittliche  Fahrgeschwindigkeit  also  etwa 
8  km /St  Die  Wagen  sind  nach  3  Klassen 
geteilt:  die  I.  Klasse  soll  für  4,  die  II.  für  6 
und  die  III.  für  8  Personen  (Japaner!)  Platz 
bieten ;  die  Fahrpreise  sind  entsprechend  ge- 
staffelt, Wagen  I.  Klasse  verkehren  außerdem 
nur,  wenn  ein  ganzer  Wagen  I.  Klasse  bezahlt 
wird.  Die  Bahnlinie  folgt  zum  größeren  Teil 
einer  Landstraße,  eigenen  Bahnkörper  hat  sie 
nur  ausnahmsweise.  An  Bauwerken  hat  sie  zahl- 
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reiche    Holzbrücken    zum    Überschreiten    varV'  '"' 
Wildbächen  und  hölzerne  Galerien  zum  Schutz 
gegen  Steinschläge. 

Literatur:  F.O.Koch,  Zwergeisenbahnen,  Organ 
1909,  S.  408;   Blum-Oiese,  Die  kleinste  Bahn  der 


Welt,  Ztg.  d.  VDEV.  1904,  Nr.  7. 


Randzio. 


Zwillingslokomotiven  s.  Doppelloko- 
motiven. 

Zwischenbahnsteig   s.  Bahnsteig. 

Zwischenstation  (intcrmediatc  Station ;  Sta- 
tion intermediaire ;  stazione  intermedia),  vom 
Gesichtspunkt  der  baulichen  Anlage  ist  jede 
zwischen  den  Endpunkten  einer  Bahnlinie 
liegende  Station  ohne  Abzweigungen  und  An- 
schlüsse (s.  §  36  der  TV.) 

Vom  Standpunkte  des  Personen-  und  Güter- 
verkehrs, alle  zwischen  der  Abfahrts-  und  der 
Zielstation,  oder  der  Aufgabs-  und  Bestimmungs- 
station gelegenen  Stationen. 


Druck :  Christoph  Reisser's  Söline,  Wien  V. 
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